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ſchung angefochtenen Grundſtückskaufvertrag. 
Profeſſor Dr. Schultz, Oberlandesgerichtsrat 
in München. 235 


Die Verjährungseinrede und die Gegeneinwände 
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gerichtsrat Dr. Kretzſchmar in Dresden. 33 


Ueber die Neugeſtaltung des Unterhaltsanſpruchs 
gegen den außerehelichen Vater. Rechtsanwalt 
r. Kluckhohn in Berlin. 211 


Die Aenderung des Zwangsabtretungsgeſetzes. 
Landgerichtsrat Dr. Schanz in München. 170 


Das Abhilfeverſahren nach Art. 2 AG. ZPO. und 
die Verjährung. Landgerichtspräſident Kreß 
in Straubing. 65 


Das Geſetz vom 9. Mai 1918, die Familienfidei⸗ 
kommiſſe betreffend (GVBl. 1918 Nr. 32 S 287). 
Oberlandesgerichtsrat Dr. Heinrich Becher in 
München. 207 

Das Jagdrecht auf den Gewäſſern im rechts⸗ 
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3. Geſellſcha ftsrecht. 


Die Gliederung des deutſchen Geſellſchaftsrechts. 
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richter Dr. Wilhelm Kriener in Landshut. 39 


4. Zivilprozeß. Zwangs verſteigerung. 


Die Devolutivwirkung der Berufung in den Fällen 
des 8 538. 3PO. Amtsanwalt Dr. A. Schuntner. 138 


ö 

Verpflichtung des Nachlaßverwalters und des 
Konkursverwalters zur Leiſtung des Offen⸗ 
barungseids nach 8 807 ZPO. Geh. Juſtizrat, 
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tober 1917, betr. Beſchränkung des Verkehrs oder Marktpreis? Marktlage oder Notmarkt⸗ 
mit landwirtſchaftlichen Grundſtücken (St Anz. lage? Vergleich des Gewinns mit dem im Frieden 
Auch V 75 55 De En I a 1 85 | üblichen und angemeſſenen. RG. 192 
uch Veräußerungen eines Landwirts an eine i 
feiner Kinder fallen unter die Anordnung. Wenn | en 8709 EN ne 5 2 


weifel beſtehen, ob ein landwirtſchaftliches J a 5 
. g zuläſſigen Gewinns durch einen Durchſchnitts⸗ 
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e eee e mn one Befänigfung bet 
i 
Ausübung angenommen werden kann. RG. 20 e 5 c a u 
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aft na i i s 23. 
keiner i.. 0. Srantenfel 1 ¼ Mare n Den Erherge hochst el an einen 
Zu 88 2, 9 Abſ 1, 8 18 Nr. 2 des Hilfsdienſt- Angeſtellten ſeines Geſchäftes verkauft zur 
| 8 (SD.): Holzfällarbeiten für einen | Weiterveräußerung an die Händler um einen 
Votzhändler als Beſchäfti 1 568 18 2 höheren, den Verbraucherhöchſtpreis jedoch 
D.? Der Begriff des Arbeiters i. S. dieſes nicht erreichenden Preis. Zur Erfüllung des 
eſetes umfaßt alle Perſonen, die bei einer ITatbeftandes genügt eine Preisſteigerung für 
der in 82 bezeichneten Stellen in Erfüllung ihrer | x Bd on 1 ne au 
‚tete micht den fir emeiſolche Selle lien des Falles in wirticaftlicer Hmſicht tönnen 
| ſeldſtandil en Unten Sur Abarenzung | es rechtfertigen, daß ſich der Verkäufer einer 
bber Oerding e Hebt ines Ir. anzusehen I wit einem Gewinn in der Obe 
oder dien dur 40 0 = u 9 955 Diſt deer einem bloßen Vermittler zuſtehenden Ver⸗ 
115 1 Yale ae 1 0 ſchäftigung gütung begnügen muß RG. 254 
nicht anwendbar, wenn die n e i ö a 
auf Grund eines Werks, nicht eines Dienſt⸗ | Ein Drehſtrommotor als Gegenſtand des Kriegs⸗ 
vertrags erfolgt. a Ob“ G. 90 | bedarfs i. S. des 85 Abſ. 1 Nr. 1 BEI 80 
A dense eh find ehr Heben das Maß Zum Begriff Lebensmittel. Beſtrafung des Ketten⸗ 
f l ˖ dels mit Kerzen nicht aus Kettenh Bek. 8 11, 
5 i f a falt 0 50 ndern aus PreisſtVO. 8 5 Nr. 3 RG. 226 
eines Arbeiters anzuwendenden Sorgfa f N 3. a 
8 9 Abſ. 1, 8 18 Nr. 2) Obs G. 258 Zum Begriff des Kettenhandels: Ankauf vom Eins 


Auch ein beurlaubter Hilfsdienſtpflichtiger darf fuhrhändler durch einen Großhändler Nicht 
ohne Abkehrſchein nicht eingeſtellt werben: jeder Verkauf von einem Großhändler an einen 


LG. 362 | anderen ift Kettenhandel. RG. 358 


9 


Strafbarkeit eines vor dem Inkrafttreten der 
e v. 24. Juni 1916 begange enen 
an 5 3 


über⸗ 


and 

jener en keine Berückſichtian ng 55 mit 
dem Ketten handel verbundenen Verluſtgefahr 
bei der Berechnung des übermäßigen Gewinnes; 
wieweit find Erörterungen über deſſen 910 
im Urteil geboten ? 


Unzuläffige ee was verſteht man 
unter S ee 3 — Fr 95 ſtzahl hinaus 
i. RVO. vom 
2. März 1916 übel Fleiſchberſorgung ß RG. 

Wee u ee bei l 
anlaß chführung der, B über 
0 e vom 27. März 1705 Gch 


1 ung einer während des Krieges erteilten 
a. hrbewilligung; Bedeutung der Perſon 
des Abſenders und des Empfängers. RG. 


Wie iſt in der BRVO. vom 11. Dezember 1916 
über die Erſparnis von 8 ften und Be⸗ 
leuchtungsmitteln (RGBl. S. 1355) der Aus⸗ 
druck aufzufaſſen: „Gaſtwirtſchaften ſind 
zu ſchließen?“ Was iſt unter „Dulden von 
Gäſten“ i. S. des 8 365 StGB. zu 1 


Obs G 

ie gegen 812 1 5 1 BRV O. vom 24. Juni 

1916 über den 90 55 el mit Lebens⸗ und Futter⸗ 

mitteln (RGBl. S. 581) ohne ausdrückliche a 
forderung zu Preisangeboten. 

Nach welchen Beſtimmungen iſt die 1 
Veräußerung des einem Bäcker i 
ſür ſeine Kunden zugewieſenen Mehles ſtrafbar 
Die Höchſtpreiſe für Brotgetreide A nicht 
für das daraus gewonnene Mehl (BRVO. vom 
29. Juni 1916 über den Verkehr mit Brotge⸗ 
treide und Mehl aus der Ernte 1916 in der 
gaz bom. vom 24. Juli 1916 88 1, 7, 9, 47, 57, 60 


für ne 88 1, 2) 
Ueber die Portopflicht von Feldpoſtbriefen, die 
sen men Intereſſen der Abſender oder 
mpfä nger Den mein Intereſſen find 

ber einem Brief entſcheidend, den ein Rechts⸗ 
nel 15 ſeinen Auftraggeber geſchrieben hat? 
Pogie 27 Nr. 2, Bayer. VerkMinBBek. vom 
hun 4914 über Feldpoſtſendungen an die 
Angehörigen des Heeres und der un 


2. Bürgerliches Recht. 
A. Neichsrecht. 
a) Allgemeiner Teil. 

BGB. 8 35: Unzuläſſige Beeinträchtigung der 
Sonderrechte eines Vereinsmitglieds durch eine 
die Mitgliedſchaft erſchwerende Aenderung der 
Satzung. RG. 

Der Wert eines „Auszugsrechts“ iſt keine Eigen⸗ 
ſchaft des Grundſtü 3, auf dem es laſtet. 

Mangelnde Willenseinigung der 1 oder 


Irrtum über den SE der Erklärung? (BGB. 
55 154, 119). Sum egriff Aufwendungen i. ©. 


es 8 670 0 „beſonders beim Zahlungs⸗ 
tag, Heſtum des Auftraggebers aus einem 
e ung | lichenen Zahlungsauftrage 


egenüber ben Beauftragten, der von dem 
1 des Geldes durch Täuſchung über 


RG. 117 


G. 218 


28 


) 
G. 324 


O. vom 24. nn 1916 über öh 
RG. 153 


LG. 123 


355 


RG. 387 


5 


| 
| 
5 


I. Syſtematiſches Verzeichnis. 


VII 


währte Sicherheit beſtimmt worden iſt, 
RG. 289 


0 
eld herzugeben. 
er eines Mäklervertrages wegen arg⸗ 
liſtiger Täuſchung. Verluſt des 1 
anſpruches bei Verletzung der Treupflicht. R 
andelt rechtswidrig, wer den Ehemann durch die 
an ſich zuläſſige Drohung mit einem Konkurs⸗ 


G. 148 


antrag gegen die Frau zu einer Schuldüberna 5 5 


beſtimmt 


flir den die 1 e der Klage an an 
lich nicht formbedürftt 
i 


Kläger den e Abſchl 
trages darzutun Shgung” des ellogten zum 
5 durch Vorlegung des einen ſolchen 

Vorbehalt nicht erkennen laſſenden N 
wechſels? 

Zu 8 132 BGB. und 88 201, 202 PO. = 
ſtellung außerprozeſſualer Erklärungen an eine 
Perſon, die einem mobilen Truppenteile ans 
gehört. Augsburg 

8 138 Abſ. 2 BGB. iſt anwendbar auch wenn die 
Notlage eines anderen als des Vertragsgegners 
ausgebeutet iſt. RG. 


Nichtigkeit eines Vertrages über fortdauernde 


a 8 niſſe eines Pachtgutes. 
808 18 1 ff Pachtg 9 


Nichtigkeit einer N wegen 


G. 223 


92 


284 


568 9 5 55 verſprochenen Proviſion. 
BGB. 8 138 Abſ. 1 2. a G. 391 


Bu 8 138 Abſ. 2 BGB. 1. Auch bei der Ueber⸗ 
laſſung von Waren zum Ladenpreis kann ein 
Mißverhältnis open 1 und Ge 85 
leiſtung gegeben ſein. 2. Nichtigkeit der 
vornahme eines Geſchäfts oder eines abstrakten 
85 441, 760. en wegen Wuchers. GB. 


G. 
Iſt ein eg in dem jemand eine Leiſtung 
verſpricht, um deswillen nichtig, weil der in ein 
Strafverfahren verwickelte Verſprechende durch 
ſeine Leiſtung erreichen wollte, daß der andere 
Teil in dieſem Verfahren von ſeinem Zeugnis⸗ 
Zu eine de Gebrauch mache? RG. 
Zur Frage der Möglichkeit eines Vertragsver⸗ 
feinem 3 zwiſchen dem Rechtsanwalt und dem 
einem Auftraggeber gegenüberſtehenden Ver⸗ 
tragsteil. RG. 
Ein einheitliches Rechtsgeſchäft kann auch vorliegen, 
wenn äußerlich 5 Rechtsgeſchäfte ge⸗ 
ſchloſſen ſind, insbeſondere dann, wenn ein 
Tauſchvertrag über Grundſtücke 15 Form nach 
in zwei Kaufverträge zerlegt worden iſt. Bei 
den einzelnen ee müſſen dabei nicht 
notwendig die nämlichen n Be t fein. 
Wie wird in einem ſolchen Falle 346 f. ü 86585 
recht ausgeübt? (88 139, 326, 346 


11⁵ 


49 


ne 318 
8 182 Abi. 1 BGB. erfordert eine WR: 


Erklärung 
Zeil; eine 


pepenüber dem einen oder anderen 
1 
Betätigung des Genehmigungswillens 


ſchweigende Genehmigung durch 
gene! t 

nicht. be 
Unterbrechung der Verjährung durch Erhebung der 
age, wenn es an einer ne Elan 


. an den Vorausſetzungen nach Art. 2 Bayer. 
A. PO.) gefehlt hat. z NG. 189 


b) Recht der Schuldverhältniſſe. 


1. Allgemeiner Teil. 
Verweigerung einer Lieferung wegen Nichtbe⸗ 
i Aplune des Preiſes für die 
tufterfendung. 


R 


156 


VIII 


BGB. 88 278, 831. Haftung für fremdes Ver⸗ 
ſchulden: Haftet der Lagerhalter für die un⸗ 
wahren Angaben, durch die einer ſeiner Ange⸗ 
ſtellten einem Dritten, der eingelagerte Waren 
beleihen und bis zur Rückzahlung des Darlehns 
auf eigene Rechnung im Lager belaſſen will, 
über ihren Wert täuſcht und zu einer höheren 
Beleihung beſtimmt? 


Gegen Treu und Glauben verſtoßende Ausübung 


eines vertragsmäßigen Rücktrittsrechtes. RG. 355 


Ernſtliche und endgültige Erfüllungsverweigerung 
als Vorausſetzung für friſtloſen Rücktritt vom 
Vertrage. Bloße Fee eee . a 
den Vertragsinhalt ungenügend. BG 6. 


NG. 

Berechnung des abſtrakten Schadens. Gewinn⸗ 
entgang. Unſittlichkeit. Höchſtpreiſe und über⸗ 
mäßige Preisſteigerung. 88 249 ff, 252, 138 


Schuldbefreiung und Babtungeei, 


Befreiung von der vertragsmäßigen Liefer pflicht 
auf Grund einer Vertragsklauſel ohne Rückſicht 
darauf, ob die nach dieſer Klauſel als höhere 
Gewalt anzuſehenden Umſtände die Lieferung 
tatſächlich unmöglich 

Wer Waren verkauft, auf deren Beſchaffung er der 
kericgsrertälſiasſe wegen nicht ſicher rechnen 
ann, 
Leiſtung berufen. 

Zur Fraße der i von Vollmachten 
im Falle des 8 313 B 
mächtigte als Bote. 


1. Rechtsverhältnis zwiſchen dem Arzte, der auf 
Erſuchen der Eltern eines Kindes deſſen Be⸗ 
Boy. übernommen hat, und dem Kinde. 

328. — 2. Verpflichtungen des jeder 

tlichen Vorbildung entbehrenden Unter- 

Abe einer zahnärztlichen Anſtalt; Abgren⸗ 

15 der Aufgabe der beſchäftigten Zahntech⸗ 

niker und Zahnärzte; Anforderung en an den 
Entlaſtungsbeweis nach 87831 BGB. R 

Darf der . hinterlegen, wenn die 
Abtretung der Hypothek ins Grundbuch einge⸗ 
tragen iſt, der frühere a aber Ache 
ſpruch auf dieſe erhebt? 


2. Einzelne Schuld verhältniſſe. 


Dehne 3 Te 5 für = 
ehlen der baupolizeilichen Genehmigung na 
8 434 BGB. OLG. Nürnberg 
Argliſtiges Verſchweigen eines Mangels kann auch 
vorliegen, wenn es der Verkäufer nur für mög⸗ 
lich ir daß der Mangel beſteht, und feine 
weifel unterdrückt oder vorenthält. Daß der 
äufer je zu „Verdacht“ hegt, ſchließt 
in einem ſolch n Soll den Gewährleiſtungs⸗ 
anſpruch nicht a RG. 
Kauf auf Abruf: daß der Käufer die Abrufsfriſt 
ungenützt hat verſtreichen laſſen, ſchließt ſeinen 
Anſpruch auf Lieferung nicht ohne weiteres aus: 
Verluſt des Anſpruchs, wo ſeine Geltendmachun 
nach Ablauf der Abrufsfriſt gegen Treu un 
Glauben verſtieße. RG. 
BGB. 88 518, 930, 868, 598: Eine Schenkung kann 
zwar nicht durch Einräumung des Mitbeſitzes, 


aber durch Einräumung des gemeinſchaftlichen 
RG. 1 


Gebrauches vollzogen werden. 


e eines Mietverhältniſſes nach 8 542 
otwendigkeit der Friſtſetzung auch nach 


RG. 393 


„Nurnberg 291 
G. München 398 


emacht haben. RG. 187 
kann ſich nicht auf Unmöglichkeit der 
RG. 188 


er ſcheinbar Bevoll⸗ 
RG. 320 


G. 385 


RO. 190 


59 


Inhaltsverzeichnis der Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. 


| 


| 
| 


85 & 


Verurteilung des Vermieters zur eee 15 


des Mangels. 


Verpflichtung des Hausbeſitzers und Vermieters, 
für einen ſicheren Zugang zum Hauſe zu ſorgen. 
Unterhaltungspflicht der Gemeinde kein Be⸗ 
freiungsgrund. 


—— — nn en 


352 
Zum Unterſchiede von Miete und Pacht bei 


Ueberlaſſung von Räumen zum Betrieb einer 
Wirtſchaft. RG. 
Rückgewähr des Inventars au ale am 
Schätzungswerte i. S. der 
Berückſichtigung der durch De 1 geſchaffenen 
Preislage zugunſten des abgehenden Den 


Kündigung eines Pachtverhältniſſes wegen Nicht 
erfüllung einer vom Pächter übernommenen 
Verpflichtung. Notwendigkeit eines vorgängigen 
Hinweiſes darauf, daß der Verpächter auf der 
Erfüllung jener Verpflichtung beſtehe. RG. 

Auftragswidrige Ausführung einer Zahlung. Be⸗ 
deutung des vom Beauftragten an den Auftrag⸗ 
. gerichteten Erſuchens, die zur Abwendung 

des Schadens erſorderlichen Maßregeln zu er⸗ 
greifen. R 

Eintritt des ene in ein Wett⸗ 
bewerbsunternebmen kein Entlaſſungsgrund, 
wenn der Dienſtherr ſeinerſeits ſich weigert, 


51 


G. 252 


die Verpflichtungen aus dem Dienſtvertrage zu 
RG. 150 


erfüllen. 


Mäklerlohn. Nichtanwendung des 8 653 BGB., 
wenn beſtimmte Vergütung für beſtimmte 
Leiſtung des Mäklers vereinbart iſt. RG. 1 


Beweislaſt im Falle der Behauptung, die verein⸗ 
barte Proviſion ſei von der e der 
vermittelten Kaufverträge und von der Be⸗ 
aablung des Kaufpreiſes abhängig gement 
worden. 


| Haftung des Mäklers für fahrläſſige Angaben 185 


Ertrag und Wert eines Grundſtückes. 


Mitver⸗ 
ſchulden des Auftraggebers. RG. 


| Sue der Klage auf Fetten 58 Nicht⸗ 


beſtehens eines Rechtsverhältniſſes. Wenn die 
Polizeibehörde geſchlechtskranke Frauensper⸗ 
ſonen in Kran Ein verpflegen läßt, fo 
kann fie nicht Erſatz der Aufwendungen dafür 
von der Ortskrankenkaſſe verlangen, der die 
Kranken angehörten, ſoferne dieſe der Unter⸗ 
n im Krankenhauſe un zugeſtimmt bat. 
Das gilt auch dann, wenn die Heilung eine 
Behandlung: im le erforderlich ud 


Uebergang der Forderung des Gläubigers genen 
den Hauptſchuldner auf den Bürgen nach 8 774 
atz 1 BGB.; Wirkung einer den Uebergang 
ausſchließenden oder hinaus ſchiebenden Verein⸗ 
barung zwiſchen Gläubiger und Bürgen zu⸗ 
gunſten des Hauptſchuldners. RG. 


Solange der Gläubiger dem Kontokurxentſchuldner 
weder eine Mitteilung über die Abſchließung 
des Kontos noch ſonſt eine 1 ng hat zu⸗ 
geben laſſen, kann er auch von dem Bürgen 

egleichung der Kontokurrentſchuld nicht bean⸗ 
ſpruchen, mag auch eine Mitteilung an den 
Schuldner durch beſondere Umſtände — wie 
ruſſiſche Kriegsgefangenſchaft — außergewöhn⸗ 
lich erſchwert ſein. — Daß ſich der Bürge nur 
für einen Teil der Schuld verbürgt hat, hindert 
nicht, daß er die ganze Schuld tilgt; er erwirbt 
— auch gegen volle e des Gläu⸗ 
bigers — deſſen Forderung in der Höhe der 
Bürgſchaftsleiſtung und kann inſoweit auch die 
Uebertragung der für die Forderung ſonſt be⸗ 
en Sicherheiten beanſpruchen. BGB. 870 7, 


53 


314 


18 


G. 384 


I. Syſtematiſches Verzeichnis. 


— 


— — ——— —— 
. —— se 


Freigabe einer Sicherung für die verbürgte For⸗ 
derung durch den Gläubiger: Auslegung der 
ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Zuſtim⸗ 
mung des Bürgen hiezu als Verzicht auf die 


ihm aus der Freigabe nach 8 776 I 


wachſende Befreiung. 19 
BGB. 88 823, 831, 833. Fortdauer der Aufſichts⸗ 
pflicht eines Fuhrwerkunternehmers auch bei 
inſtellung tauglicher Pferde und Kutſcher. 

Maß der anzuwendenden Sorgfalt. RG. 116 


Vorausſetzungen der vorbeugenden Unterlaſſungs⸗ 
klage: Kann eine Vereinigung auf die Unter⸗ 
laſſung von Mitteilungen klagen, durch die ſie 
und ihre Mitglieder in ihrem Anfehen b ein⸗ 


trächtigt und wirtſchaftlich geſchädigt werden? 
RG. 3 


Jagdunfall. Vorſichtspflicht des Jägers, insbe⸗ 
ſondere bei einer Treibjagd. Haftung des 
Jägers für die durch ein abgepralltes Schrot⸗ 


korn verur ſachte Körperverletzung. RG. 388 


Unfall eines Angeſtellten beim Verlaſſen der Ge⸗ 


ſchäftsräume. Haftung des Geſchäftsherrn. RG. 84 


Unfall eines Schauſpielers in den Theaterräumen. 


aftung des Pächters und Leiters des Theaters. 
ie i RG. 254 


Haftung des Rechtsanwalts für die Entwerfung 
eines dem Willen der Beteiligten nicht ent⸗ 
ſprechenden, notariell zu beurkundenden Ver⸗ 
trags. Verjährung. N RG. 

Beratungspflicht des Rechtsanwalts bezüglich der 
Erhebung einer mit ungewöhnlich hohen Koſten 
verbundenen Widerklage. . B. 

Verteilung der Beweislaſt für die Ausnahme in 
8 833 Satz 2 BGB. RG. 

Unfall bei dem Beſteigen eines Poſtwagens. 

chadenerſatzpflicht des Poſtbeamten, der den 
Wagen lenkt und das Pferd dazu ſtellt. Kein 
Anſpruch gegen ihn auf Erſtattung der Kur⸗ 
und Verpflegungskoſten. Entlaſtungsbeweis nach 
8 833 Satz 2 BGB. Mitwirkendes Verſchulden 
des Klägers durch unvorſichtiges Einſteigen und 
Vernachläſſigung der Heilung. Sit ſolches Vers 
chulden ſchon in dem Verfahren auf Feſt⸗ 
ellung der Erſatzpflicht zu berückſichtigen? 
BGB. 88 839, 833, 254. PoſtG. 8 11. 

Rückgriff des aus der Amtspflichtverletzung eines 
Notars haftenden Staates gegen den Notar oder 
ſeine Erben (BGB. 5 839, AG. BGB Art. 
60, 61, Not®. Art. 126). Die Rechtskraft des 
in dem Prozeß gegen den Staat gefällten Urteils 
erſtreckt ſich auf die tatſächlichen und rechtlichen 

eſtſtellungen nur, ſoweit ſie eine notwendige 
rundlage des früheren Urteils gebildet haben. 
3 74, 68 ZPO. ObLG. 


4, 26 
Ratserteilung durch den Notar. Ueberſehen ſteuer⸗ 

rechtlicher Folgen. RG. 83 
Auszahlung eines Hypotheldarlehens durch den 
Notar trotz entgegenſtehender Hypotbekverhält⸗ 
niſſe. Stillſchweigender Verzicht auf Schadens⸗ 

er ſatzanſprüche. RG. 149 


Verletzung der Verpflichtung, für die Löſchung 
einer vorgehenden Hypothek zu ſorgen, durch 
den Notar. Berechnung des Schadens, wenn 
mehrere in der gleichen 
ſtücke in Frage kommen. BR ) 

Abfindung in Kapital neben Zubilligung einer 
Rente fur die frühere Zeit im Falle des 8 843 
BGB. Günſtiger Einfluß auf den Geſundheits⸗ 
zuſtand des Verletzten als wichtiger un, 


G. 220 


G. 283 


G. 357 


eiſe belaſtete Grund⸗ 
RG. 113 


die ien n 22 
Unter welchen e kann eine Ver⸗ 

pfändung eine Leiſtung i. S. des 8 817 Satz 2 

BGB. ſein? RG. 387 


c) Sachenrecht. 


Vererbung des Beſitzes (BGB. 8 857) tritt nicht 
nur bei Eigen⸗ und Nutzungsbeſitz ein und iſt 
auch durch die Unvererblid keit des Rechtes 
nicht ausgeſchloaſſen, auf dem der Beſitz des 
Erblaſſers beruhte. Daß der Beſitz einer Sache 
im Erbivıg auf eine Mehrheit von Erden über⸗ 

gegangen iſt, hindert den Eigentümer nicht, 
die Klage auf Herausgabe nur gegen den Erben 
gu 1 der die tatſächliche eee 
at. 


BGB. 88 885, 873. Bedeutung der Eintragungs⸗ 
bewilligung für die Gültigkeit einer Vormer⸗ 
kung; Ungültigkeit einer Auflaſſungsvormerkung 
man ungenügender Bezeichnung der von der 
Auflaſſung betroffenen Grundſtücke in der Ein⸗ 
tragungsbewilligung trotz einer Einigung der 
Beteiligten über die in Frage kommenden 
Grundſtücke. RG 

BGB. 8s 909 823: e wegen eines 
Verſtoßes gegen 8 900 BGB. Hat der Bauherr 
die Arbeiten einer leiſtungsfähigen und bewährten 
Unternehmerin übertragen und ihr die ſachge⸗ 
mäße Ausfuhrung und ſorgfältige Ueberwachung 
Bi Pflicht gemacht. ſo hat er damit in der Regel 
einer Sorgfalispflicht genügt. R 


BGB. 8 1001: Störung des Eigentums an Grund⸗ 
ſtücken durch Verunreinigung des Fluſſes, an 
dem ſie liegen. Iſt es zuläſſig, die Klage hie⸗ 
wegen nur gegen einzelne der Betriebsinhaber 
f richten, denen die Verunreinigung zur Laſt 
ällt? Verurteilung des Inhabers eines Be⸗ 
triebes i. S der 53 16, 26 GemO. zur Her⸗ 
ſtellung von Einrichtungen, die die bengchtei⸗ 
liegende Einwirkung zwar nicht ausſchlie ßen, 
aber mindern. Faſſung und Vollſtreckung eines 
ſolchen Urteils. Einfluß der Waſſerverhält⸗ 
niſſe des Fluſſes auf das zuläſſige Maß von 
Einleitungen. RG. 

Nach 8 1114 BGB. iſt die Belaſtung jedes nicht 
in dem Bruchteil eines Miteigentumers bes 
ſtehenden Anteils an einem Grundſtück mit 
einer Hypothek ausgeſchloſſen. Ob 


BGB. es 1120, 1121, 956. Befreiung gefällten 
Holzes von der Haftung für die auf dem 
Grundſtück laſtende Hypothek. Die Erlaubnis, 
das Grundſtück als Lagerplatz für das Holz 
zu benützen, führt nicht zum Erwerb des Eigen⸗ 
tums mit der Trennung nach 8 956 Ueber 
die Möglichkeit des Beſitzes an einzelnen ſte 
den Bäumen. 

Darlehenshypothek oder Höchſtbetrags hypothek? 
Welche Wirkung äußert — insbeſondere im 
Konkurs des Schuldners — eine zwiſchen ihm 
und dem Gläubiger getroffene Vereinbarung, 
daß eine für ein Darlehen beſtellte Hypothek 
zur Serum aller Forderungen des Gläu⸗ 
bigers aus dem Geſchäftsverkehr mit dem 
Schuldner dienen ſolle? (BGB. 8 1180; KO. 
88 3, 69). RG. 

Belehrungspflicht eines Notars bei Erklärungen, 
die Rangverbältniſſe der Hypotheken betreffen. 
Erforderniſſe wirkſamer eee 


d) Familienrecht. 


Ob eine Ehefrau Unterhalt bedarf, iſt nur nach 
ihren eigenen Bedürmiſſen, nicht nach denen 
des Mannes und der Kinder zu beurteilen. RG. 

BGB. 88 1333, 1339. Die Hyſterie eine die An⸗ 
fechtung der Ehe rechtfertigende perſönliche 


1X 


115 


52 


G. 318 


G. 228 


hen⸗ 
RG. 221 


251 


281 


52 
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Eigenſchaft. Der Lauf der eg ngsfriſt 
ſetzt Erkenntnis des hyſteriſchen Zuſtandes, 
nicht bloß Kenntnis der einzelnen Erſcheinun 9905 
voraus, in denen ſich die Hyſterie äußert. RG. 

n der Ehe wegen Fallſucht trotz iabre- 

langen Ausbleibens von Anfällen. 

Pflicht zur Herſtellung der häuslichen 5 


189 


ſchaft, wenn der Mann kriegsgefangen iſt. RG. 392 


Zuſtimmung zum Ehebruch, auch wenn nur mit 
der Möglichkeit eines ſolchen gerechnet ie 


BGB. 81380: Rechtskraftwirkung eines Urteils, 
das der Mann über ein zum eingebrachten Gute 
= ART geböriges Recht erſtritten hat. — 

6: Zum Begriffe der ſog. gemif ten 


„age 8 1421 h des Anſpruchs der 
eſchiedenen Frau auf Rückgewähr des ein 8 
1 ten Gutes durch den Nachweis, daß 
durch koſtſpielige Lebensführung den ehelichen 
Aufwand übermäßig geſteigert habe? R 
BGB. 88 1570, 116. Kann der Gatte, deſſen 
Verhalten gegenüber dem anderen Gatten als 
dere de veritanden werden konnte, ſich darauf 
rufen, d 


Die Öerabfesun ng 8 1 5 Rente des geieiebenen 
Gatten, die na 582 Abſ. 2 Satz 2 BGB. 
mit dem Tode 55 Verpflichteten ame kann 
durch Vertrag ausgeſchloſſen werden. Eine 
ee Vermutung dafür, daß die Herab⸗ 

tzung gewollt ie oder eine Auslegungsregel 

t nicht anzuerkennen. Gründe, 


in 15 em Sinn i 
ille gefolgert werden kann, die 


aus denen der 
Herabſetzung nicht eintreten zu laſſen. 
1. Behauptungs⸗ und Beweislaſt des Beklagten 
und Umfang der richterlichen fragepflacht 
(ZPO. 8 139) bei der Unterhaltsklage per 
den geſchiedenen Mann nach 8 1578 
BGB. 2. Als e en der ? Dean! ©. 
des 8 1579 Abſ 2 BG ann auch anderes 
als Kapitalvermögen, keiner auch ie 
der Frau in Betracht kommen. 


Beweis der Vaterſchaft. DRG. Augsburg 
Wann läßt ſich ſagen, daß der Mann die Sn 


21 


G. 114 


ß ihm der Wille zu verzeihen gefehlt 8 


RG. 146 


RG. 222 


159 


eines Kindes „erfahren“ hat? (8 1594 Ubi. 2 
BGB.). RG. 356 


Wer dem Vater ſein Kind rechtswidrig vorent⸗ 
pie hat, kann ſich g 11 der Klage auf 
erausgabe nicht darauf berufen, daß er ſpäter 
auch der Mutter Aufnahme gewährt hat und 


daß damit die Obhut auf dieſe übergegangen 0. 5 


Begriff des „Vorenthaltens“ i. S. des 8 1 5 
GB. Widerrechtlichkeit des Borenthaltenß, 


Erhöhung des Unterhalts unehelicher Kinder 
wegen Kriegsteuerung (8 1714 er 


n e) Erbrecht. 


Wenn bei dem Unterhaltsanſpruch der Mutter 
gegen den Sohn deſſen Leiſtungsfähigkeit zu 
prüfen iſt, ſo ſind auch die Zinſen aus dem 
väterlichen Nachlaß zu ee die der 
Teſtamentsvollſtrecker kraft letztwilliger Ver⸗ 
fügung für den Sohn verwenden darf. R 


Abweichend von der Regel kann die Klage eines. 
Erben auf Feſtſtellung ſeines Erbrechts unter 
Umſtänden gegen den Teſtamentsvollſtrecker 

ſtatt gegen die 


Iſt die Auslegungsregel des 8 2052 BGB. (Aus⸗ 


ünchen 363 


G. 351 


iterben zu richten ſein. RG. 253 


1918. 


gleihungspflicht bei e aus⸗ 
geſchloſſen, wenn einem Abkömmling ein 
vermächtnis zugewendet iſt? Kann die Aus⸗ 
nleichungspflicht durch mündliche Erklärung des 
rblaſſers beſeitigt werden? RG. 
Aufſchiebung der Vermächtnisentrichtung bis zum 
Tode des Beſchwerten; gibt ein ſolches Ver⸗ 
mächtnis ein Klagerecht gegen den nn 
oder nur gegen deſſen Erben? Hängt feine 
Wirkſamkeit davon ab, ob der Bedachte den Be⸗ 
ſchwerten überlebt? BGB. 2074, 2177, 7 55 


Zur Auslegung der 88 2100, 2269, 2113 ff. BGB. 
Der 8 2269 ſtellt nur den mutmaßlichen Willen 
der gemein] chaftlich letztwillig verfügenden Gatten 
feſt, ohne eine andere Auslegung 0 


Eine n über den Rahmen der 88 2113 ff. 
BGB. hinaus, insbeſondere die Beſtimmung, 
daß die als Vorerbe eingeſetzte Perſon auf die 
Verwaltung und Nutznießung beſchränkt ſein 
ſolle, iſt mit der Eigenſchaft eines Vorerben 
nicht unvereinbar. Die Paſſivlegitimation des 
Vorerben für die Pflichtteilsklage wird durch 


— —u— 


oraus⸗ 


b G. 257 


die Beſtimmungen des $ 326 ZPO. nicht 0 ee 


BOB. 88 2100, 2303. 
Gilt die Auslegungsregel des 8 2173 BGB. = 
für das Vermächtnis der Befreiung von einer 
chuld? Die Verneinung ihrer unmittelbaren 
Anwendbarkeit ſchließt nicht aus, daß im ein⸗ 
zelnen Falle wegen ſeiner Beſonderheit die Aus⸗ 
legung zu dem gleichen Ergebnig führt wie die 
Anwendung des 8 2173. Ein Befreiungsver⸗ 
mächtnis kann hienach trotz Tilgung der Schuld 
als Vermächtnis des Schuldgegenſtandes ſelbſt 
dann aufrecht zu erhalten ſein, wenn der Erb⸗ 
laſſer es ausdrücklich auf das beſchränkt hat, 
was bei ſeinem Tode der Bedachte noch ſchuldig 
Fal würde. In welcher Höhe iſt in dieſem 
alle der Anſpruch des Bedachten e 


Errichtung eines öffentlichen Teſtaments durch 
mündliche Erklärung. Die Beurkundung des 
letzten Willens kann nicht P eee 
erſetzt werden. BGB. 8 22 RG. 

Das Gericht kann bei 1 einer 
Nachlaßſchuld den Einwand der Unzuläng⸗ 
lichkeit des Nachlaſſes auch dann in das Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahren verweiſen, wenn die 
Klage gegen den Teſtamentsvollſtrecker De 


iſt. 
Unfinniges Schuldenmachen rechtfertigt nicht ohne 
9 die Entziehung des Pflichtteils. BGB. 
333 Nr. 5, 8 2338. R 

805. 8 2320: Wer hat im Verhältnis der Mit⸗ 
erben zueinander die Pflichtteilslaſt zu tragen, 
wenn der Erblaſſer ſeine Frau und drei ſeiner 
ſechs Kinder als Erben zu je '/« eingeſetzt und 
den anderen drei Kindern nur ein ee 
zugewendet hat? RG. 

Der gegenſtändlich beſchränkte 0 ah 
G. München II 


80 


320 


G. 151 


188 
92 


f) Einführungs- und Übergangsrecht. 


| au 19. 508 der 88 62, 111 und 4 öſterr. 


und der Art. 13 und 30 EG. BGB.: 
ld eines 1 deutſchen Katho⸗ 
liken bei Lebzeiten ſeiner erſten Frau mit einer 
öſterreichiſchen Katholikin. O 
Die Frage, ob der Mangel eines gültigen ſchuld— 
rechtlichen Vertrags dem Erwerbe des Eigentums 
entgegenſteht, iſt nach Art. 189 EG. BGB. für 


be G. 55 


I. Syſtematiſches Verzeichnis. 


die Uebergangszeit auf Grund des bisherigen 
Rechts zu beurteilen und auch nach gemeinem 
Rechte zu verneinen. Ob die dingliche Einigun 
wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten na 
8 138 BGB. nichtig iſt, richtet ſich auch in Fällen, 
die unter Art. 189 EG. BGB. fallen, nach dem 
Rechte des BGB. Bei dem Verkauf eines An⸗ 
weſens zum Bordellbetrieb iſt nicht wegen dieſes 
wecks außer dem Grundgeſchäft auch der ding⸗ 
iche Uebereignungsvertrag ungültig! kein Rück⸗ 
forderungsanſpruch 10 Verkäufers (BGB. 8 812 
Abſ. 1. 8 817 Satz 1, 2). RG. 315 
Ausſchließung des geſetzlichen Erbrechts des über⸗ 
lebenden Gatten durch eine letztwillige Verfüaun 
aus der Zeit vor dem 1. Januar 1900? Na 
dem früheren pfälziſchen Recht konnten Teſta⸗ 
mente in der Form von öffentl. Urkunden nur 
von 2 Notaren in Gegenwart von 2 Zeugen oder 
von 1 Notar in Gegenwart von 4 Zeugen er⸗ 
richtet werden. ObL®. 194 
EG. BGB Art. 213: Nacherbſchaft oder fideikom⸗ 
miſſariſche Subſtitution? Befugniſſe des Fi⸗ 
en iars u. bayer. Landrecht. 8 52 GBO. iſt 
au 1855 Fall der ie e 
und des Univerſalfideikommiſſes nach 8 
Landr. nicht anwendbar. 


B. Landesrecht. 


Haftung der Diſtriktsgemeinde bei ordnungswid⸗ 
rigem Zuſtande der N Diſtr R. 
Art. 27 Nr. 4, StGB. 8 367 Nr. 9 BGB. 
88 31, 89, 276, 823, 831. OLG. München 
Der in Art. 123 AG. BGB. der Staatskaſſe ein⸗ 
geräumte Anſpruch auf e leben Beſih⸗ ſteht 
auch den Gemeinden für die örtli 
„veränderungsabgaben zu. Der Erſteher 4 
"im Zwangswege verſteigerten Grundſtücks iſt 
berechtigt, ſchon vor der M ei 
Eintragungsanträge zu ſtellen: das Grundbuch⸗ 
amt bat dieſe entgegenzunehmen und Vorſorge 
für den ſeinerzeitigen Vollzug zu treffen. Das 
BEIDE gilt von Eintragungsanträgen Dritter, 
ie gegen den Erſteher gerichtet find. ObLG. 
Die Ausnahme des Art. 3 Geſ vom 9. Mai 1918, 
die Familienfideikommiſſe betr., iſt nicht nur auf 
une des Fideikommißbeſitzers anwend⸗ 
bar, ſondern auf Grundſtücke jedes Eigentümers, 
der ein beſtehendes Fideikommiß durch dee Ein⸗ 
verleibung vergrößern will. ObL G. 288 
Beiträge zu einer e nalen hart 
(Art. 124 ff. bayer. Waſſer G.). OLG. München 230 
en e Verfügung eines Ehegatten über 
ſeinen Anteil an dem Geſamtgute der aus dem 
Güterſtande des Winds heimer Rechts überge⸗ 
I leiteten allgemeinen Gütergemeinſchaft. UeG. 
62, 67. RG. 219 


3. Handelsrecht. 


Eine Firma Mitglied eines Vereins? Ueber⸗ 
tragung der Mitgliedſchaft bei Uebertragung 
des Geſch us famt Diem auf einen anderen 

nhaber? (HGB. 8 17, BGB. 88 38, 40). 
echtshandlungen 1158 Vereins, die die An⸗ 
erkennung der Mitgliedſchaft oder die Aufnahme 
als Mitglied enthalten. RG. 2 252 

Wann iſt eine Firma erloſchen? HGB. 8 31. (Er⸗ 
löſchen durch as der wirtſchaftlichen Grund⸗ 
lagen des Geſchäfts). — 19 eines 5 
verſtändigen? (FGG. 8 1 

Propiſionsanſpruch des ee aa g 
keit von der Proviſion des Hauptmäklers 


287 


Pflicht des Handelsmäklers, der einen Verſi 5 


rungsvertrag vermittelt, zur Mitteilung 
erheblichen Umſtände an den Verſicherer. Haf⸗ 
tung für die Erfüllung dieſer Pflicht gegenüber 
dem Verſicherten. G. 146 
Anfall eines Handlun ebilfen. Haftung des 
Dienſtherrn. Beweislaſt RG. 317 
Das Bezugsrecht auf neue Aktien eht dem Eigen⸗ 
tümer, nicht dem Nutznießer a Altien 
Grat und zwar auch dann, Wenn es ſich um 
ratisaktien handelt. Ob G. 87 


4. Gewerberecht. 


Entſchädigung für die Einwirkung einer polizei⸗ 

a. bb Bie b ewerblichen Anlage (8 26 

lobe Möglichkeit der ſpäteren 

Einteilung des Betriebs iſt kein Grund dem 

Entſchädigungsberechtigten bloß eine Rente Kalt 
einer Kapitalabfindung zuzuſprechen. RG 


5. Haftpflichtrecht. 
Betriebsunfall, wenn jemand infolge innerer Un⸗ 
ſicherheit zu Boden ſtürzt. nachdem er aus der 
Straßenbahn ausgeſtiegen ift? RG. 218 
6. Verſicherungsrecht. 
Bindung des a. 
). OL 


8 


(85 MI, 


| Rüdgriffprogeß; 
Verſ München 158 


907 R 


7. Gerichtsverfaſſung. 


Das Reichsgericht iſt im Senne zum Bayer. 
Oberſten Landes 27 5 8 oberes Gericht“ 
im Sinne des 8 27 A Std. Ein Gericht 
kann nicht im ganzen 1 werden. Kann 
ein Ablehnungsgeſuch von dem abgelehnten 
Richter 5 zurückgewieſen A ae Die 
Gründe des Geſuchs nicht geeignet find, den 
Verdacht der Befangenheit zu begründen? 98 


Zu 83 180 und 184 GVG. Zeitpunkt 922 Ver⸗ 
Ballen 5 der Ordnungsſtrafe. Ueber das Ver⸗ 

alten des ee nen in der Sitzung. Einen 
nicht in das Protokoll aufgenommenen Anlaß 
au Verhängung der Ordnungsſtrafe kann das 
eſchwerdegericht nicht berückſichtigen. Obs. 
Eine Strafſache kenn 8 a Eur erlichen Gerichte 
nach 8 9 Abi abgegeben werden, 
wenn die e 10 die allgemeinen 
Strafgelebe mit einem militärischen mer reiben 
oder Vergehen ſachlich zuſammentrifft. Ob G. 157 
Zuſtändigkeit des Gewerbegerichts I Gehalts⸗ 
klagen von Privatdetektibs ie 3 = ae 
München 


8. Zivilprozeß. Zwangsverſteigerung. 


Beſtellung eines Sele Gerichts für 
das Geſuch um l einer Zahlungsfriſt 
nach 8 4 HypVO. v. 8. 
e 

Streitwert für Beſeitigung der 1 
(8 1 VerzFolgVO.; 8 6 Zahlgriſt 


DR 0. f ünchen 
ie über die Frage der Barteifäh; feit. 
i einer Gewerkſchaft Gothai d 
Rechtes, die ihren Sitz in einen anderen 
ſtaat verlegt hat. gt. 319 
1. Der Streitrichter iſt im allgemeinen nicht befugt, 
rechtsgeſtaltenden Amtshandlungen einer an⸗ 
deren Behörde z. B. auf dem Gebiete der frei⸗ 


uni 1916 bei einer 
RG. 19 
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willigen Gerichtsbarkeit die Gültigkeit abzu⸗ 
ſprechen: anders, wenn der Handlung eine fo 
weſentliche Vorausſetzung ſehlt, daß nach der 
erkennbaren Abſicht des Geſetzes bei ihrem Fehlen 
der Amtshandlung die Eigenſchaft und die 
Wirkung der Ausübung ſtaatlicher Befugniſſe 
verſagt ſein ſollen. 2. Iſt die Entſcheidung im 
Koſtenpunkt anfechtbar und mit welchem Rechts⸗ 
mittel, wenn das Gericht des erſten Rechtsgangs 
eine Klage deshalb, weil dem angeblichen geſetz⸗ 
lichen Vertreter in Wahrheit die Vertretungs⸗ 
macht feble, abgewieſen und ihm perſönlich die 
Koſten auferlegt bat? RG. 281 
Unabwendbarer Zufall i. S. des 8 233 ZPO. 
E RG. 383 
1. BRO. 8 233: Wiedereinſetzung in den vorigen 
tand gegenüber dem Ablaufe der Revılionde 
va nach erfolglofer Aufwindung der äußerten 
en Umſtänden nach zu erwartenden Bemü⸗ 
hungen, einen zur Vertretung bereiten Rechts⸗ 
anwalt zu finden oder beigeordnet zu erhalten. 
2. Die in 8 664 Abi. 1 ZPO. beſtimmte Friſt 
iſt weder eine Not⸗, noch eine Verjährungs⸗, 
ondern eine Ausſchlußfriſt. Der Lauf einer 
usſchlußfriſt kann nach dem Standpunkte des 
BGB.s nur in den Fällen gehemmt fein, wo 
das im Geſetz ausdrücklich agelafien iſt. Der 
Lauf der Friſt des 5 664 Abſ. 1 ZPO. wird 
nicht dadurch gehemmt, daß die Partei ohne 12 
Verſchulden keinen Vertreter findet. RG. 352 
e Gegenwärtiges Intereſſe an 
der Feſtſtellung eines Rechtsverhaltniſſes für 
zukünftige Fälle. ZPO. 8 256. RG. 
Findet 8 266 ZPO. auch auf Rechtsbeſitzſchutz⸗ 
klagen nach 8 1029 BGB. Anwendung? 
5 LG. Straubing 61 
Relative Rechtskraft: Stellung des e 
richts genenlber einem durch Eidesleiftung bes 
dingten Endurteil, gegen das nur der Gegner 
der für eidespflichtig erklärten Partei Berufung 
eingelegt bat. RG. 315 
Zuſtellung einer Urteilsabſchrift, die im Gegenſatze 
u der vom Gerichtsſchreiber erteilten Aus⸗ 
tions den Tatbeſtand und die Gründe nicht 
enthält (ZPO. 8 496, EntlVO. 8 26). 
a LG. Augsburg 292 
PO. 8 697 Abſ. 1,9 505 UT. 2, 88 78, 176. Wem iſt 
nach Verweiſung des im Mahnverfahren bei dem 
Amtsgericht 8 85 gemachten Verfahrens an 
das Landgericht die Ladung vor dieſes zuzuſtellen, 
wenn der Beklagte als Prozeßbevollmächtigten 
einen bei dem Landgericht nicht zugelaſſenen An⸗ 
walt beſtellt und ihn nicht eigens zum Empfang 
von Zuſtellungen ermächtigt hat . 
LG. Straubing 292 
Ein Urteil iſt nicht ſchon deshalb aufzuheben, 
weil das Gericht ungeachtet der Annahme un⸗ 
zuläſſiger Klageänderung auch aus emem ſach⸗ 
lichen Grunde die Klage abgewieſen hat Be⸗ 
deutungsloſigkeit der letzteren Entſcheidung. 
Welche Stellung hat das Reviſionsgericht einem 
ſolchen Urteil gegenüber einzunehmen, wenn es 
die Rüge, daß die Klage nicht unzuläſſig ge⸗ 
ändert ſei, für begründet hält, die Klage aber 
aus anderen Gründen keinen Erfolg haben 
konnte? (ZPO. 8 563). Umfang der Rechts⸗ 
kraft eines in ſolchem Falle die Reviſion zurück⸗ 
weiſenden Urteils. Unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen kann jemand ermächtigt werden, die 
Forderung eines andern in eigenem Namen 
geltend zu machen? RG. 
Das Reviſionsgericht iſt befugt, die Auslegung 
e e ee ene 815 


79 


220 


nachzuprüfen. 


| 
| 
| 


Zwangsvollſtreckung aus einem Ratenvergleich. 
Der Gläubiger braucht, wenn er die Eintragung 
einer Zwangsſicherungs hypothek beantragt, dem 
Grundbuchamt nicht durch öffentliche Urkunden 
nachzuweiſen, daß zur Zeit des Eintragungs⸗ 
antrags ſchon der ganze im Ratenveraleich feſt⸗ 
geſetzte Schuldbetrag zur Zahlung fallig oder 
die ganze Schuld nicht durch Zahlung getilgt 
ſei. 8 29 GBO. LG. München II 29 

Erſichtlichmachung einer Pfändung durch An⸗ 
bringen einer Pfandanzeige an dem Geſtell, in 

dem ſich die gepfäudeten Sachen beſinden. 
PO. 5 808 Abſ. 2. RG. 114 

riff des neueingetretenen Eigentümers (8 55 

VG.). OLG. München 28 


9. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 
Fürſorgeerziehung. 


3 
3 


Rechtshilfe zur Bewirkung von Unterſchriftenzeich⸗ 


nungen für das e e nach vor⸗ 
heriger Anmeldung von enderungen. 
4 5 OLG. Nürnberg 158 


Beendigung der Vormundſchaft im Falle der Legiti⸗ 
mation, Fortdauer der nicht aufgebobenen Vor⸗ 
N Zuſtändigkeit zur Ergänzung vor⸗ 
mundſchaftsgerichtl. Verhandlungen. (88 1717, 
1719 ff, 1883 BGB.; 58 5, 12 ff. FGG.) 

LG. Nürnberg 328 


Ein „beſonderer Fall“ i. S. des Art. 2 Abi. 3 
FEG. liegt dann vor, wenn noch irgend eine 
Hoffnung auf Beſſerung beſteht. Ob LG. 258 


Hat ein anderes als das für die Anordnung der 
Fürſorgeerziehung zuſtändige Vormundſchaſts⸗ 
ericht die vorläufige Unterbringung nach Art. 7 
560. verfügt, das zuſtändige Vormundſchafts⸗ 
gericht aber die Verfügung nach Axt. 7 Abi. 2 
Satz 3 aufrecht erhalten, ſo kann ſich eine Be⸗ 
ſchwerde nur mehr gegen deſſen Entſcheidung, 
nicht gegen die Verfügung jenes zuerſt tätig 
W Gerichts richten. Ein unzuläſſiges 
echtsmittel kann nicht „eventuell“ ſachlich ge⸗ 
würdigt werden. Ob G. 
Ein Berufsvormund iſt ae i. S. des 8 29 
Satz 2 JEG. und bedarf auch im Fürſorge⸗ 
erziehungsverfahren trotz der Beſtimmung in 
Art. 8 FürſErzG. zur Einlegung der weiteren 
Beſchwerde nicht der Zuziehung eines Rechts 
anwalts. ObLG. 
Bei der Würdigung des Antrags auf Entlaſſung 
eines Mündels aus der Staatsangehörigke it hat 
das Vormundſchafisgericht nicht nur das Wohl 
des Mündels, ſondern auch das des Staats und 
des Reichs zu berückſichtigen. ObL G. 288 


10. Grund buchweſen. 


Daß der ſofortigen Eintragung des Eigentums⸗ 
wechſels ein Hindernis entgegenſteht, das noch 
behoben werden kann, iſt für das Grundbuch⸗ 
amt kein Grund die Auflaſſung nicht entgegen⸗ 
zunehmen. Das Grundbuchamt hat auf Grund 
des Art. 12 AG GBO. nur zu prüfen, ob ein 
der Vorſchrift des 8 313 BGB. entſprechender 

Veräußerungsvertrag vorliegt, nicht auch, ob 
das darin beurkundete Veräußerungsgeſchäft 
Rechtswirkſamkeit erlangt hat oder etwa nach⸗ 
träglich wieder aufgehoben worden iſt. ObL G. 122 


11. Gerichtskoſten. Gebühren. 


Ermäßigung der Gerichtsgebühren bei Vergleichen 
zur Kriegszeit. 8 6 (früher 8 4) der Bd. 


154 


194 


I. Syſtematiſches Verzeichnis. 


vom 7. Auguſt 1914, 20. Mai 1915 und 8. Juni 
1916. OLG. Augsburg 


60 


Gebühr des Verkehrsanwalts. OLG. Augsburg 230 


Der Umſtand, daß beide Parteien entſchloſſen 
waren, handgemein zu werden, ſchließt nicht 
aus, daß ſich die eine von ihnen für eine von 
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Gebo. 88 3. 13 Abſ 3, 8 14 Abſ. 1 Nr. 2. Hat ihr verü.te Körperverletzung auf Notwehr bes 
ein ſtaatlich angeſtellter Lehrer einer fremden rufen kann. RG. 119 
Sprache, der als gerichtlicher Dolmetſch zuge⸗ Zur Jagd beſtimmte, aber bei der Jagd nicht mit⸗ 
zogen iſt, Anſpruch auf die Sachverſtändigen⸗ geführte Sachen können nicht nach K 40 oder 
gebühr? 5 a Ob G. 325 8 295 StGB. oder Art. 102 Abſ. 1 AG. StBD. 
Sachverſtändigengebühren eines dem Medizinal⸗ eingezogen werden; die Einziehung nach 5 40 
komitee angehörigen Univerſitätsprofeſſors. StGB. ſetzt ein vorſätzliches vollendete oder 
a Obs G. 58 doch verſuchtes Vergehen voraus. Ob“ G. 290 
Welche Gebühren bat ein Arzt zu beaniprucen, Die Einziehung erſtreckt ſich, wenn nicht das Geſetz 
der, vom Angeklagten als Zeuge unmittelbar etwas anderes beſtimmt, nur auf die Sache ſelbſt, 
gelaben, in der Verhandlung auf Antrag des niemals auf deren Wert oder die an ihre Stelle 
StA s auch als Sachperſtändiger beeidigt worden getretene Sache (ſog. Surrogat) Abgabe beſchlag⸗ 
iſt? Wer hat die Gebühren zu zahlen“ Der nahmter Pferde durch die Zollbehörde an die 
Antrag nach 5 219 Abi. 3 StchO. muß in ber Militärverwaltung kein Verkauf. RG. 151 
Hauptverhandlung geſtellt werden. ObLG. 259 ; 
3 . 555 StGB. 88 60, 244. 245. Eine Strafe iſt auch in⸗ 
Für die Hypotheklöſchungsbewilligungen von Ge⸗ ſoweit als teilweiſe verbußt anzuſehen, als auf 
meinber oder Gtiftungäverwaltungen ift die fie die Unterſuchungshaft angerechnet wurde. 322 
Gebühr aus Art. 119 Abſ. 1 KG. mit Art. 61 StGB. 88 74, 79; SPO. 8 492. Eine vor 
e Not Geb O. zu ent . 120 bst einer Gefamiftzafe, gnabenmeie 85 
Der landesrechtlichen Beſteuerung find Rechts⸗ laſſene Einzelſtrafe darf zur Bildung einer „ne“ 
Flehen die mit der Beurkundung Gute nach ſamtſtrafe nicht herangezogen werden. Ob LG. 228 
arifnummer tG. der Reichs ſtempel⸗ ; 
ſteuer unterliegenden Geſellſchaſtsvertrags zu- 2. Beſonderer Teil 
fee rechen nur dann unterworfen, wenn Zu 8 136 StGB. Itt ein baveriſcher Bezirks⸗ 
e rechtliche Selbſtändigkeit beſitzen, gleichviel tierarzt befugt, Fleiſch in einer zu ſeinem Be⸗ 
ob ſie in die reichsſtempelpflichtige Urkunde zirke gehörigen Gemeinde, für die er als Fleiſch⸗ 
aufgenommen ſind oder nicht. Wann iſt ſolche beſchauer nicht aufgeſtellt iſt, zu beſchauen, mit 
Selbſtändigkeit gegeben? Ob“. 361 Rechtswirkſamkeit zu beſchlagnahmen und mit 
Zum Begriff des Vermögensverzeichniſſes im feinem Amtsſiegel zu verſehen? it der bes 
Sinne der Tarifſtelle 25 Abi. 1 Stemp®. handelnde und als 10 ungsfleiſchbeſchauer 
. Ob LG. 227 | aufgeſtellte Tierarzt ſtrafbar, wenn er ein 
Der Stempel nach Tariſ⸗Nr. 34 StG. iſt für | solches Siegel entfernt, weil er nur ſich für 
einen nach dem 1. Januar 1915 ergangenen berechtigt zur Fleiſchbeſchau und die Beſchlag⸗ 
Schiedsſpruch auch dann zu entrichten, wenn nahme nach Lage des Falles nicht für gerecht⸗ 
das ſchiedsrichterliche Verfahren vor dieſem „fertigt hält? Ob LG. 229 
Tag eingeleitet worden iſt. Im Verfahren Der 8 193 StGB. gewährt auch der Wahrnehmung 
nach den Art. 48-50 KG. und 4143 StG. | fremder Intereſſen Schutz, ſofern ſie den Täter 
iſt nur über die Berechtigung des Anſatzes auch nur mittelbar berühren oder Tatſachen 
der Gebühren und Stempel zu entſcheiden. | betreffen, die ihn aus irgendwelchen Gründen 
Ob G. 360 näher angehen; kommt die Wabrnehmung ſolcher 
Intereſſen in Frage, fo bedarf es, um die An⸗ 
12. Strafrecht bWendbarkeit des 8 193 auszuſchließen, der Foſt⸗ 
€ ſtellung, daß der Täter ausſchließlich zu be . 
A. Neichsrecht. ſtimmten anderen Zwecken gehandelt bat. NG. 192 
Zur Unterſcheidung zwiſchen Aeußerungen, die 
9 Strafgeſetzbuch. dei Wahrnehmung berechtigter Intere en“ und 
1. Allgemeiner Teil. an ei find een 85 
mt ſich, welches von zwei E ntereſſen gemacht find; als Aeußerungen der 
Seeg, dap w. g. von mei le F e e e 
Sich B. iſt x Obs. 37 Sts. nur ſolche, die nicht in ſachlichem Zu⸗ 
. 2 „ ſammenhang mit der zur Wahrnehmung be⸗ 
Beibilfe und Begünſtigung durch Unterlaſſung rechtigter Snterefien getanen Aeußerung Steben, 
pflichtgemäßen Handelns. RG. alſo über deren Rahmen hinausgehen. Beſteht 
StGs. 89 49, 46. Beihilfe oder ſtrafloſer Ver⸗ dieſer Bufammenbang, fo kann nur aus der 
ſuch hiezu? RG. 227 orm und den begleitenden Umſtänden der 
Wer ſich im Einverſtändnis mit dem Diebe — eußerung, nicht aus deren Inhalt eine Be⸗ 
ſei es auch nicht am Tatort — bereit hält, leidigung bergeleitet werben. RG. 152 
um ihm nach verübter Tat zur Wegſchaffung en der politischen Körperſchaft (8 197 StGB.). 
15 1 Ben zu 1 10 im aut ei mfang des 8 170 StPO. OLG. München 291 
nicht nach — Begehung der Tat Beiſtand un „ f 
urn, wegen Teilnahme am Diebitahl beitraft a Tatmebrbeit bei gewobhnheitsmüßiger Ruppelei 54 
werden. f 85 
Das untätige Verhalten eines Wächters gegenüber Kacehezirhen Pac martens keen zu Dere 
einem Diebſtahl als e durch die Tat hindern; inwieweit beſteht dieſe Pflicht für eine 
5 S. des 8 49 Sto a RG. 153 Mutter und Ehefrau neben der gleichen Pflicht 
Bei der Verurteilung einer Perſon unter 18 ahren des Vaters und Mannes? RG. 323 
muß die zur Erkenntnis der Strafbarkeit er⸗ StGB. 88 242, 243. Zur Abgrenzung von Vor⸗ 
forderliche Einſicht im Urteil ausdrücklich feſt⸗ bereitungshandlung und Anfang der usführung 
geſtellt werden. RG. 225 beim Diebſtahl. NG. 193 
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Hindurchſchlüpfen durch den ſchmalen sur unter: 
halb eines Tores als Einſteigen i. S. d En 
Nr. 2 StGB. 

StGB. 88 242, 48, 259, 73, 74. Tateinheit = 
smebrbeit bei dem uſammentreffen von An⸗ 
ſtiftung zum Diebſtahl und Hehlerei? RG. 2 

Liegt zwiſchen Anſtiftung zum Diebſtahl und 

ehlerei Tateinheit oder ⸗mehrheit vor, wenn 
der Anſtifter zum Diebſtahl die auf ſeine An⸗ 
ſtiftung geſtohlenen und noch andere von dem⸗ 
ſelben Dieb geſtohlene Gegenſtände als Da 
an ſich bringt? RG. 

Deräußerung militäreigener Sachen durch Sol⸗ 
daten: welche Feſtſtellungen ſind notwendig, 
um bei dem erber Hehlerei nach 8 259 
StGB. oder eine andere Straftat 9 
zu können? 

Seines Vorteils wegen i. S. des f 259 StGB. 

andelt auch, wer eine Kundſchaft zu erhalten 


ucht. 
StBG. 8 259: 18e fich bringen bei einem er 05 
werbe für fremde Rechnung ? 
Tateinheit oder ⸗mehrheit bei Hehlerei in . 
sten Begehungsformen des 8 259 


StGB. 88 259, 260. Gewohnheitsmüäßige Hehlerei: 
Berückſichtigung beſonderer Umſtände, die wie 
die gegenwärtige Knappheit und Teuerung der 


Lebensmittel als Beweggrund für wiederholte 


hehleriſche Handlungen in Betracht kommen 
können, ohne daß Gewohnheitsmäßigkeit gegeben 
zu ſein braucht. R 
StGB. 88 263, 43. „ schiede beim 
Kreditbetrug. Das bloße Hinausſchieben der 
Befriedigung eines fälligen Anſpruchs enthält 
nicht obne weiteres eine Vermögensbeſchädigung. 
Wie, wenn die in den Vorſatz aufgenommene 


G. 225 


und die tatſächlich 3 Vermögensbe⸗ 
RG. 286 


ſchädigung ſich nicht decken? 
a Geldſtrafe nach 8 263 Abſ. 2 StGB. darf 
3000 Marl nicht überfteinen. RG. 3 
StGB. 8 236. Untreue des Darlehensvermittlers 
durch auftragswidrige Verwertung eines von 


dem Darlehensſucher erhaltenen Blankoakzeptes. 
RG. 286 


StGB. 8 267 oder 8 3637 Fälſchung des Aus⸗ 
F auf einem eee 
ein 


Die einer Ware e nee 8 über . 


322 
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ſteller und Preis als Urkunde i. S. des 8 2 | 
StGB. R. 358 
Bezugſcheinfälſchung. RG. 287 


Gewinnſüchtige Abſicht i. des 8 268 StGB. 

bei Verfälſchung von e 

LG. Ansbach 

Schuldfrage bei einer Uebertretung des 8 3661 

tGB., verübt durch Fahren mit unbeleuchtetem 
Fuhrwerk in der Dunkelheit. Ob 


Auf die Dun, von Lebensmittelkarten iſt 
8 370 N nicht anwendbar, die An⸗ 
wendung des 8 248 a StGB. dagegen nicht 
beam ausgeſchloſſen. Eine Entbehrung, 

ie nicht über das gegenwärtig durch die Kriegs⸗ 
verhältniſſe iche ene und für jedermann vor⸗ 
geſchriebene Maß von Einſchränkung hinaus⸗ 
Fb ee iſt an ſich noch keine Not i. ©. des 8 248 a. 

es ſich um Gegenſtände von geringem Wert 

191 1 iſt nicht einſeitig nach dem Werte der 
arten für den Beſtohlenen, insbeſondere dem 

Papierwerte, ſondern auch darnach zu beur⸗ 

teilen, welchen wirtſchaftlichen Wert fie für den 

Dieb hatten. R 


198 


* 


b G. 291 


G. 259 


1918. 


8 oder G mittelentwendung nach 
8 370 Nr. 5 St elche Bedeutung kommt 
er Knappheit, dem durch den Krieg geſteigerten 
Preis und der kriegswirtſchaftlichen Einteilung 
der Vorräte ſowie dem Umſtande zu, daß der 
Täter den Vorſatz hatte, durch wiederholte Ent⸗ 
wendung en ſich Nahrungsmittel in nicht ge⸗ 
ringer Menge und von nicht unbedeutendem 
Werte zuzueignen? 
Die Entwendung von Leder als Uebertretung 
nach 8 370 Nr. 5 StGB. RG. 


b) Nebengeſetze. 
Zum Begriff des Heeresge gefolge® (MStGB. 8 155). 
‚ Unzufäffigteit der Str Vollſtreckung wegen Nie 
derſchlagung des Strafverfahrens, in dem die 
Strafe ausgeſprochen worden iſt (StPO. 5 8 


Die Vorſchrift des 8 20 Wein G. — deutliche Be⸗ 
zeichnung des Weins — bezieht ſich nicht auf 


362 


ein nachgemachtes 7 ide en Here 
Obs G. 260 


unter 8 9 Wein. 


Verbotwidrige Zuckerung von Wein (88 3 u. 26 
Abſ. 1 Nr. 1 Wein G.): inwiefern erleidet der 
Grundſat, daß ein Irrtum über die Fut gkeit 
von Zuckerung als Irrtum über Straf⸗ 
geſetz den Täter nicht vor Strafe ſchützt, eine 
Ausnahme durch die auf dieſem Gebiet erlaſſenen 
Bundesratsverordnungen vom 26. November 
a 22. Dezember 1915 und 21. Dezember 1916 
m Zuf ſammenhalt mit der BRV. v. 18. Ja⸗ 
mir 1917 über die Verfolgung von Zuwider⸗ 
che Maß egen Sorte ten über en 
Maßnahmen ? nn 


10 1 aus 8 26 Nr. 1 mit 8 9 Abſ. 
FleiſchbeſchGG. wird nicht dadurch ausgeſchlo = 
daß das in ed gebrachte Fleiſch nachträg⸗ 
lich für 1 0 sa ik menſchlichen Genuß er⸗ 
klärt wird. nziehung des Fleiſches nach 
8 28 Abſ. 15 leiſchbeſchc. iſt eine polizeiliche 
Maßnahme. Darf das in polizeiliche oder ge⸗ 
richtliche Verwahrung genommene, der Ein⸗ 
giebung unterliegende Fleiſch verwertet, darf 
er Erlös hieraus eingezogen werden? G. 


Die Unterlaſſung der Anzeige des Beginns eines 
ſtehenden Gewerbes iſt als i e 
des Unternehmers gegen 8 148 Abſ. 1 Nr. 1 
GewO. zu beitrafen ; fie iſt nicht eine Zuwider⸗ 
handlung gegen die Vorſchriften über die Er⸗ 
hebung öffentlicher Abgaben und Gefälle. Ein 
deswegen vom Rentamt auf Grund des Art. 25 
Abi. 2 GewStG. erlaflener Strafbeſcheid iſt un⸗ 
zuläſſig; in einem ſolchen Falle darf das Rentamt 
als Nebenkläger nicht N werden. 
trotzdem zugelaſſen, ſo iſt die von ihm 0 
Reviſion als unzuläſſig zu verwerfen. StPO 
88 459 ff., 389 Obs G 

Die auf photographiſchem Weg in Anſichtskarten⸗ 
form hergeſtellten Abbildungen von Häuſern 
find Bildwerke i. S. des 83 44 Abſ. 3 GewO. 
Das Aufſuchen von Beſtellungen auf ſolche 
Photographien erfordert keinen Wandergewerbe⸗ 
ſchein und iſt hauſierſteuerfrei, wenn nur Probe⸗ 
bilder mitgeführt werden. Notwendigkeit einer 
„ (HauſierſtG. a 1 Ziff. 3 
Art. 2 Ziff. 1a, GewO. 5 44 es 4, 55 44a, 


— 


Zu 8 27 Re 2 2, Wh 88 263, 267, 268 StGB., 


§ 2 Abſ. 2 EG. StG B.: Boltvortobinterziehung; 
ſofern ſich die . des allgemeinen 
Strafgeſetzes mit denen des Poſtgeſetzes nach 
der regelmäßigen Geſtaltung der Fälle decken, 


Iſt es. 


„ 85 149 Nr. 1). 
OL ®. 


84 


57 


find nur die Beſtimmungen des Poſtgeſetzes 
als des beſonderen Strafgeſetzes anzuwenden. 


Der an daß ſich jemand, der Waren aus⸗ 
hrt, die Aus hrbewilligung durch unwahre 
ngaben erſchlichen hat, berechtigt an ſich a 
Verurteilung wegen unerlaubter Ausfuhr. 


dener Feſtſetzung. 

Verbotene Ausfuhr: Iſt der ſubjektive Tatbeſtand 
gegeben, wenn der Täter d das (nach ſeiner Mei⸗ 
nung) für eine Ware in ungebrauchtem Zuſtand 
erlaſſene Ausfuhrverbot durch künſtliche An⸗ 
being I von Abnützungsſpuren zu umgehen 

at? 


geſucht 
Zum Begriff der verbotenen Einfuhr. BRVO. 
vom 16. Januar 1917 über die Regelung der 
Einfuhr 88 1, 2 Abſ. 1. VZoll G. 8 134. Eine 
ane de von der 110 erhobenen An⸗ 
lage wird nicht ſchon ch das unwiderlegte 
Vorbringen des Angeklac ten gerechtfertigt, er 
habe die Ware nicht ſelbſt ein 12 0 1 
in ſeinem Laden von Schmugglern gekauft. Be⸗ 
günftigung durch Ankauf einer eee 
are? 
Einfuhrverbot i. S. des 8 134 Voll G. oder bloße 
u uhrbeſchränkung? Einfuhr eee 


Seren unde für die Annahme einer e 
bande: der Tatbeſtand des 8 134 VZO. kann 
auch in einem Falle zu bejahen ſein, wo die aus⸗ 
gu ufübrenden Gegenſtände noch in der m KAER 

es Täters lagerten. 

Zur N 86 Täterſchaft bei „ 
nach 8 134 G. iſt unmittelbare Beteiligung 
bei der Verbringung der Waren über die Grenze 
nicht erforderlich. Konterbande durch Ver⸗ 
äußerung der Ware diesſeits der N ? 


Beim rechtli 5 e eines Vergehens 
nach 8 9 der BRVoO vom 28. Juni 1917 
über den Handel mit Tabakwaren mit Konter⸗ 
bande iſt für jede Straftat eine beſondere Strafe 
auszusprechen. Ueber die Bedeutung der 88 134 
und 158 Voll. Ob LG. 

1 i Ermeſſen bei Abend des 8 155 
Voll G.: Berückſichtigung des mutmaßlichen 
Wertes der Schmuggelware bei der Bemeſſung 
der Strafe. — 2. Widerſetzlichkeit nach 8 161 
S1 5 oder Verſtrickungsbruch i. S. des u. 


r 
Maßgebender Höchſtpreis bei örtlich a 
RG. 119 


G. 226 


23 


362 


289 


G. 321 


B. Landesrecht. 


Ein Muſiker, der ein ſtehendes Gewerbe betreibt, 
bedarf der orts polizeilichen Erlaubnis nach 8 8 
Abſ. 2 der Verordnung vom 3. Juli 1868, die 
Schau⸗ und Vorſtellungen betreffend. Ob“ G. 


> für das ind aufe Vergehen e 


ſelbſt betroffenen und gewarnten 1 85 Ob LG. 
Zur Bejahung des e in 
Art. 59 Ziff. 13 F ügt es nicht, mit den 
Aalen des 8 e die Aber aufzu⸗ 
führen, die dort für die Abſicht des Frevlers, 
die N zu veräußern, angegeben 
u vielmehr müſſen die Verhältniſſe des Einzel⸗ 
alls feftgeftellt werden, die die ee 
fertigen. 
1 g des e die Entſchei⸗ 
rüber nachzuprüfen, ob eine für zivil⸗ 
verantwortlich erklärte Perſon imſtande war 


394 


195 
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den Forſtfrevel zu Der en Welche Anfor⸗ 
derungen ſind an den 5 des 
i nach Art. 69 Abi. 

ellen? 


| 

| 

! 

| 

Verpflichtung zur Bachräumung: Bedeutung einer 

Anordnung der Diſtriktsverwaltungsbehörde 

nach Art. 175 WG. Prüfung einer ſolchen 

Anordnung und der Räumungspflicht durch das 

Gericht? Bedeutung eines Irrtums über die 
Verpflichtung zu räumen. Verſchiedener 1 0 
ginn der Verjährung, je nachdem es ſich u 
ie Nichterfüllung einer geſetzlichen Räumung 15 
pflicht oder einer Verpflichtung handelt, 
durch eine vom Augenblicke e borforge 
liche 1 5 um 175 8 beſtimmte 305 
auferlegt iſt. 8, 74, = ‚10, 1 
1 15 121: 8675 1185 206 Abſ. 2 8108 


13. Strafprozeß. 


Unbeeidigte Vernehmung eines Her wegen 
Verdachtes der Teilnahme (StGB. 8 56 Nr. 3); 
Entſckeidung hierüber durch die richterlichen 
Mitglieder des Schwurgerichts unter Berück⸗ 
ss gung der Möglichkeiten des Geſchworenen⸗ 
ſpru RG. 
an des Antragſtellers und Verletzten nach 

| 8.170 Sepd. OG. München 


Entfernung des geſetzlichen Vertreters des Ange⸗ 
klagten aus dem Sitzungsſaale während der 
Vernehmung des Angeklagten und der Zeugen. 


StpO. 8 242 Abſ. 2: Ein Urteil iſt in der Regel 
aufzuheben, wenn der Eröffnungsbeſchluß nicht 
verleſen, ſondern nur ſein Inhalt dem Ange⸗ 

| Zul fp vorgehalten worden iſt. 

| 9 243: Beweisantrag oder Ermitte⸗ 

| ng? RG. 

| anne eines Beweisantrags: Gründe für die 
| Ablehnung eines Antrags auf Vernehmung 
eines Zeugen. 

Ablebnung eines Beweisantrags, der die Unmög⸗ 
lichkeit der von einem Zeugen bekundeten Wahr⸗ 
auf bie dartun will. Iſt ein ſolcher Antrag 

die Bekundung einer ſinnlichen Wahrneh⸗ 
| mung oder die Abgabe eines Gutachtens ger 
| richtet? Verſchiedene Stellung des Gerichts 
gegenüber Anträgen auf Vernehmung eines 

Zeugen über deſſen frühere Wahrnehmungen 

und Anträgen auf eine ſonſtwie zu bewirkende 
Aufklärung des Sachverhalts. RG. 

Zu StPO. 88 252, 263. Verwertung der den 

jetzigen Angaben widerſprechenden Ausſage, die 

»der frühere Mitangeklagte und jetzige Zeuge in 

| Bene Verfahren als Angeklagter der 

| at. 


ı StPO. 88 263, 265. Die gleiche Tat kann vor⸗ 
lliüegen, auch wenn der Angeklagte von dem nes‘ 


fälſchten Wechſel zur Täuſchung einer anderen 
Perſon als der im Eröffnungsbeſchluſſe bezeich⸗ 
neten Gebrauch gemacht hat. RG. 


Zu 8 266 Abſ. 3 StPO.: Beantragung der Zu⸗ 


XV 


Doch. 123 


bSG. 396 


91 


154 


55 


192 


billigung mildernder Umſtände durch Beantra⸗ 
RG. 5 


gung einer Geldſtrafe. 

Verurteilung auf Grund einer alternativen 1 71 

ſtellung. 

Unterzeichnung des Urteils. 

Umfang des Verbrauchs der Strafklage bei ſog. 

Sammelvergehen: das Berufungsgericht kann 
alle Einzelhandlungen eines ſolchen Vergehens 

berückſichtigen, die vor dem ſchöfſengerichtlichen 

Arteile liegen, auch wenn ſie von dieſem nicht 


80 359 


XVI 


berückſichtigt und 1 11 Ai zum Gegenſtand eines 
en 921 1 995908 eſchluſſes gemacht worden find. 
Zu O. vom 23. September 1915 
zur an 1 Perſonen vom 
Handel: Umgehung eines Handelsverbots durch 
Gründung einer G. m. b. H. Ob LG. 


Ein am Schluſſe der Hauptverhandlung mündlich 
erklärter, aber nicht protokollierter Sal, auf 
ein Rechtsmittel ift unwirkſam. bLG. 


Wie iſt zu verfahren, wenn der Angeklagte all⸗ 
gemein, der Amtsanwalt nur im Strafmaß 
erufung eingelegt hat und der Angeklagte in 
der Berufungsverhandlung unentſchuldigt aus⸗ 
even iſt? Darf der Berufungs⸗ oder 
eme ae freiſprechen, wenn nur im 
Strafmaße Berufung eingelegt wurde? Relative 
Rechtskraft des Urteils. Obe 


Iſt nur im Strafausſpruche Berufung eingelegt, 


ſo darf ſich das Berufungsgericht nicht mehr 


mit der Notwehr befaſſen und einen Straf⸗ 
minderungsgrund daraus ableiten, daß es dieſe 
rage im Gegenſatze zum Sch Ne be a 
ie Anfechtung des Urteils wegen dieſes Vers 


32⁵ 


ſtoßes iſt durch 8 380 StPO. nicht eee 
OLG. 195 


Wird wegen der Höhe der Strafe Berufung ein⸗ 
gelegt, ſo hat das Berufungsgericht feſtzuſtellen, 
ob mit dem Rechtsmittel auch eine in dem an⸗ 
gefochtenen Urteil ausgeſprochene als Ver⸗ 
mögensſtrafe zu erachtende Verfallerklärung 
oder Einziehung angefochten werden wollte 
(StPO. 8 357 Abſ. 1, 8 359). Zur Einziehung 
des aus einer unerlaubten Schlachtung ande 
e ſind die Gerichte u, zuftändig 


vom 27. März 1916 über 5 
0 (RGBl. S. 199) 8 6 Abſ. 1 Satz 3, 
ek des StM Mes Innern vom 29. April 1916 


(St Anz. Nr. 100 a) Ziff. III Nr. 4, BR VO. 
vom 22. März 1917, einige die Kriegsverord⸗ 
nungen ergänzende Vorſchriften über Einziehung 
und über Veräußerung beſchlagnahmter Gegen⸗ 
ſtände betr. (RGBl. S. 255) Art. II. 


Reviſionseinlegung durch ein nicht unterzeichnetes 


Schriftſtück? durch eine nur unterſtempelte Er⸗ 
RG. 323 


klärung? 


Damit allein, daß der Verteidiger oder ein Rechts⸗ 
anwalt ſeinen Namen unter die Reviſionsſchrift 
des . ſetzt, iſt der Formvorſchrift des 
8 385 Abſ. 2 StPO. nicht genügt. RG. 

Der Geburtstag des Königs iſt in Bayern kein 
allgemeiner Feiertag. Ein Irrtum des Ver⸗ 
teidigers hierüber iſt kein Grund für die 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. Iſt 
der Verteidiger zum Empfang von Zuſtellungen 
ermächtigt, ſo läuft die 10 für die Reviſions⸗ 
begründung von der Zuſtellung an ihn, nicht 
von der ſpäteren Zuſtellung an den Angeklagten 
an. Eine irrige Re nun. des Verteidigers 
hierüber rechtfertigt die Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand auch dann nicht, wenn er 
in dieſer Hinſicht bei der Zuſtellung amd 
falſch belehrt worden ilt. 


Die von dem Privatkläger einem an 
für die Beleidigungsſache im allgemeinen er⸗ 


Obs G. 122 


23 |. 


G. 224 


Inhalts verzeichnis der Zeitſchrift für Rechtspflege in in Bayern. 1918. 


teilte Vollmacht ermächtigt auch zur W 
von Rechtsmitteln. 


Wird das auf Grund des 8 452 StPO ergangene 
Urteil aufgehoben, ſo hat über die Koſten der 
Berufung nicht der Berufungsrichter ſondern 
der Erſtrichter zu entſcheiden. Ob LG. 


Ein rechtskräftiger Beſchluß nach 8 492 StPO. 
darf nicht deshalb wieder aufgehoben werden, 
weil vor der Beſchlußfaſſung eine Einzelſtrafe 
e erlaſſen geweſen iſt: Beſeitigung 
des die Aufhebung ausſprechenden Beſchluſſes 
durch "Antragstellung nach $ 490 StPO. und 
gegebenenfalls durch . Beſchwerde nach 
8 491 Abſ. 1 und 4 StPO. BUN) 


14. Staatsrecht. Verwaltungsrecht. 


StGB. 8 140 Nr. 3. Kaiſerl. VO vom 3. Auguſt 
1914, betr. die Entlaſſung aus der Reichs⸗ und 
StantBangebör keit und die Rückkehr der 

le im Ausland (RGBl. S. 323). Zum 
Begriff „auswandern“: der Erwerb einer aus⸗ 
ndiſchen Staatsangehörigkeit hat die Bedeu⸗ 
a eines Beweisgrundes für den Willen, 
dauernd im Auslande zu bleiben, ſchließt aber 
nicht aus, daß der Erwerber ſchon vorher durch 
eine andere Betätigung dieſes Willens das 
F des Auswanderns erfüllt 


26 


229 


RG. 256 


A Anſprüche ſind nicht ſchon 


deshalb von der Verfolgung vor Gericht aus⸗ 


geſchloſſen, weil ſie auf öffentlichrechtlicher 
Grundlage beruhen. Unzuſtändigkeit der Ver⸗ 
waltungsbehörden (Unzulaſſigkeit des aufſicht⸗ 
lichen Verfahrens wie des Verwaltungsrechts⸗ 
weas) bei Geltendmachung des durch den An⸗ 
ſtellungsvertrag geregelten Gehaltsanſpruchs 
eines berufsmäßigen Gemeindebeamten. Iſt es 
von Belang, daß den Anlaß zu dem Streit 
iiber den e anıpEuS ein Dienſtſtrafver⸗ 
fahren gebildet hat? VG H 
Anſprüche wegen 0 n in 
das Heer (S8 41, 42 Mannſch VG, 
905 München 
Ruhegehaltsanſprüche eines zur Dienſtentlaſſung 
verurteilten Gemeindebeamten. Gem BG. Art. 26 
Abſ. 1, rrh. GemO. Art. 167 Abi. 1, BG. 
Art. 110. V 
Die im 6. Abſchnitt des bayer. BGG. geregelte 
Unfallfürſorge erſtreckt ſich nicht auf Beamte 


der bayer. Eiſenbahnverwaltung, die von dieſer 


der Heeresverwaltung zur Verfügung geſtellt 
worden und im Betriebe der Feldeiſenbahnen 
verunglückt ſind. ObvG. 
Gehaltsanſpruch eines zum Militärdienſt einbe- 
rufenen Gemeindebeamten. ee der 
u. 


. 132 20% 


und 3, Gem. Art. 6 „BG. A 


124 


197 


GH. 398 
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1. Bürgerliches Recht. 


Zum Schutze der Mieter. 
Kriegswirtſchaft und Gläubigerſicherheit. 


Eine neue Bekanntmachung über die Verjährungs⸗ 5 


friſten. 


162 


1 


nehmer verbündeter Staaten. 
Verfügungsbeſchränkungen zum Beſten der deut⸗ 
ſchen Schiffahrt. 


95 
94 


Ueber die Vorlegungsfriſt bei Zins⸗, Renten⸗ und 185 


Gewinnanteilſcheinen. 


Der Verkehr mit landwirtſchaftlichen Grundſtücken. 128 


Die Veräußerung von Aktien oder ſonſtigen Ge⸗ 
3 von Kolonialunternehmungen ins 
an 


Kriegsanleihe und Fideikommiſſe. 127 


2. Zivilprozeß. 
Kriegsteuerungszulagen und Gehaltspfändung. 
Einſchränkung der Pfändbarkeit von Lohn⸗ und 

Ruhegeldanſprüchen. 


Verwalter beſtellung nach der BRVOO. vom 22. April 
1915 über die n von Grund⸗ 
ſtücken. (RGBl. S. 233). 63 


3. Strafrecht. Straſprozeßz. 


Bundesratsverordnungen ſtrafrechtlichen Inhalts. 29, 
61, 92, 126, 160, 198, 260, 329, 399 
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mögens 293 
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Abfindung bei Eigentumsſtörung 

— bei Unfällen 

— bei Verſorgungsanſprüchen 

Ab lfegeſuch bei Anſprüchen gegen den 
aat i 


Abkehrſchein Hilfsdienſtpflichtiger 
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Ablehnung des Richters 
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Abtretung der Hypothek 1%, 
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Anerkennung von Urteilen im Ausland 
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— der Ehe 189, 
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Anzeige von Gewerben 
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Arzt, Haftung für Behandlung 
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— Vormerkung des Anſpruchs 5 
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Bachräumung 
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Bauherr, Haftung 319 
Baupolizei 342 
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— Unfallfürſorge 25 
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— f. a. Gemeindebeamte 
Bedingtes Endurteil 315 
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Begünftigung 359 
Beihi 5 „Tatbeſtand 86, 153, 227, 359 
Beleidigung, Tatbeſtand | 152 
Bereicherung, ungerechtfertigte 35, 243, 315 
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Berufung, Wirkung im Zivilprozeß 138 
— gegen bedingtes Endurteil 315 
— im Strafma 27, 122, 195 
— bei Ausbleiben des Angeklagten nach Ein⸗ 

ſpruch 16, 26 
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— im Verfahren der Fürſorgeerziehung 154, 194 
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— Vererbung 115 
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Beſtandteil, Trennun 221 
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Betriebsunfall, Begriff 218 
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Bierbereitung 304 
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Bordellverkauf 315 
Bote, Begriff 320 
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Butter, Einfuhr 23 
— Verkauf 257 
D. 
Diebſtahl, Anſtiftung 24 
— Beihilfe 86, 153 
— Tatbeſtand 85 
— Verſuch 193 
Dienſtentlaſſung von Gemeindebeamten 398 
Dienſtvertrag, Kündigung 150 


Diſtriktsſtraße, ne alkund 327 

Dolmetſcher, Gebühren 325 

Drehſtrommotor 286 

Drohung, rechtswidrige 187 

Druckſa en, Verſendung 7 
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Ehe, Anfechtung 


Ehe bru ch, Zuſtimmung 21 
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— Unterhaltsanſpruch 52, 222 
— Anteil am Geſamtgut 219 


— Erbrecht 194 
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1 255 
Eigentum, Störung 50, 61, 81 
— Eintragung des Wechſels 122 
Eigentümer, neu eingetretener in der Zw. 28 


Einfuhrverbot 23, 225 


Eingebrachtes Gut, Rückgewähr 114 
— gechtskraft des Urteils darüber 284 
Einla „ 351 
Einrede, prozeßhindernde 140 
Ein > ch t der Strafbarkeit 225 
Einſpruch gegen . 16 
— gegen Verſäumnisurteil 140 
Einſteigen, Begriff 256 
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Einziehung, Berufung gegen E. 122 
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— Umfang 151 
— ** 290 
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Enteignung 171 
Entlaſſung aus der Staatsangehörigkeit 288 
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Erfüllung, erweigerung 391 
Ermittelungsantrag, Ablehnung 358 
Ernſtlichkeit der Erklärung 386 
Eröffnungsbeſchluß, Verleſung 287 
Erſteher, Eintragungsantrag 88 
exceptio doli 35 


exceptio plurium 211 
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Fahrſchein, gebrauchter, Wiederausgabe 306 
Fallſucht als Eheanfechtungsgrund 189 
Familienfideikommiſſe 207, 288 
Feldpoſtbriefe, Portopflicht 123 
Feſt ſt eee Zuläſſigkeit 69, 79, 144 
Fideikommiß, Erwerb von Kriegsanleihe 127 
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Firma, Erlöſchen 287 
— Uebertragung 252 
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. Anſprüche gegen ihn 65, 214 
— Bari bei Haftung 26 

— Vertretung 273 
Fleiſchbeſchau 58, 229 
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— Verunreinigung 244 
Form, vereinbarte 223 
Forſtfrevel 123, 158, 195 
Fortgeſetztes Vergehen 195 
Fragepflicht, richterliche 222 
Freigeldzeichen, Fälſchung 305 
Friſt für Widerſpruch 350 
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Fuhrwerks unternehmer, Haftung 116 
Fürſorgeerziehung von Ausländern 111 
— Beſchwerde 154. 194 
— Hilfsdienſtpflichtiger 45, 78 
— vorläufige Unterbringung 154 
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— Vorausſetzungen 258 
Futtermittel, Angebot 324 
G. 
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Gaſtwirtſchaft, Schließung 28 
— Verpachtung 354 
Gebrauch, gemeinſchaftlicher 190 
Gebühren der Aerzte 258 
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agdpach 245 
570 e 120 
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Gemeindebeamte, Gehaltsanſprüche 124, 185 en 
— Ruhegehalt 398 
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Gerichtskoſtengeſetz, Vollzug 160 
Gerichtsſtand des Vermögens 382 
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Geſamtſtrafe, Bildun 28 
Geſchäftsbeſorgun far Kriegsteilnehmer 1 
Geſchäfts räume, Haſtung für Verkehrsſicherheit 84 
Geſchlechtskran ! e, Einſchaffung in Kranken⸗ 15 


häuſer 
Geſchworenenſpruch, Angabe des Stimmen⸗ 


verhältniſſes 78 
Geſellſchaft m. b. H 100 
314217775 Gliederung 97 
Geſellſchafts vertrag, Stempelpflicht 361 
Geſetze, Anwendung 297, 333 
Gewährleiſtung beim Kauf 223 
Gewäſſer, Jagdrecht 244 
Gewerbebetrieb, Anzeigepflicht 290 
— Ausübung 394 
— Begriff 107 
Gewerbegericht 1 Butändigtit 158 
Gewerbsmäßigkeit, Begriff 7 
Gewerkſchaft 100, 319 
Gewinnanteilſcheine, Vorlegung 161 
Gewohnheitsmäßigkeit, Begriff 225 
Grund buch, unwirkſame Eintragungen 143 
— Berichtigung 236 
Grundbucha 18 t, Fideikommißſachen 210 
Grundſtück, Anfechtung des Kaufs 235 
— Begriff der Eigenſchaften 387 
— Bruchteil 228 
— land wirtſchaftliches 128, 155 
— öffentliche Laſten 10, 110, 142 
— Veräußerung 122 
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— letztwillige Verfügung 219 
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Gute Sitten, Verſtoß 115, 291, 315, 353 
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Kriegsteuerungsbeihilfen, Pfändung 48, 0 
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Lagerhalter, Haftung 


393 
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— Entwendung 359 
— Fälſchung 198 
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— Tatbeſtand 265, 358, 394. 305 
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Holzfällarbeiten als Hilfsdienſt 90 
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Intereſſe, rechtliches 69 
— berechtigtes nach § 193 StGB. 152 
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Jagdrecht 244 
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Kanäle, Jagdrecht 247 
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Kaufvertrag, Gewährleiſtung 223 
— auf Abruf 316 
Kettenhandel 117, 181, 226, 358 
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Klage, Aenderung 219 
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Kommanditgeſellſchaft 99 
— auf Aktien 100 
Kommunal verband 107 
Konkursverwalter, Offenbarungseid 233 
Konterbande 289, 326, 362 
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Körperſchaft, politiſche, Begriff 290 
Körperverletzung, Notwehr 119 
Kreditbetrug 286 
Kriegsanleihe 127, 300 
Kriegsbedarf 286 
Kriegsbeſchädigte, Anſiedlung 173 
Kriegsgefangene, Valerſchaftsklagen 74 
Kriegsgeſellſchaften 100 
Kriegsteilnehmer, Beerbung 1 
— Zahlungsfriſt 95 
— Zwangsverſteigerung gegen K. 159 


Legitimation durch Eheſchließung 328 
Legitimationskarte für Geſchäftsreiſende 57 
Leiſtung, Begriff 387 
Lohn, Pfändung 30. 45, 76 
Löſchung von Hypotheken 113, 120 
— im Strafregiſter 263 


M. 

Machenſchaften, unlautere, Begriff 254 
Mahnverfahren 292. 350 
Mäkler, Haftung 314 
— Pflichten 1 

— Proviſion 82, 117 
1 Anfechtung 148 
Mangel der Kaufſache 223 
Medizinalkomitee 58 
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Geſchäftsbeſorgung nach Ableben von 
Kriegsbeteiligten. 


Bon Wilhelm Kiſch. 


Ueber die Geſchäftsbeſorgung nach Ableben von 
Kriegsbeteiligten hat dieſe Zeitſchrift (Bd. 13 
S. 353) einen intereſſanten Beitrag des Rechts⸗ 
anwaltes Süßer gebracht. Wie man ſich auch zu 
den von ihm gewonnenen Ergebniſſen ſtellen mag, 
auf jeden Fall iſt es dankenswert, daß dort Fragen 
angeregt werden, die bisher, ſoweit ich ſehe, in den 
Kommentaren und Lehrbüchern des BGB. nicht 
genügend beachtet werden. Wenn ich im folgenden 
auf den Gegenſtand zurückkomme, ſo geſchieht dies 
teils im Hinblick auf die praktiſche Wichtigkeit 
der Frage, teils aus dem Grunde, weil den Dar⸗ 
legungen des genannten Verfaſſers, wie mir ſcheint, 
nicht in jeder Beziehung gefolgt werden kann. 
Allerdings halte ich für durchaus zutreffend die 
Ausführungen über den Fortbeſtand des Auftrages 
(der Geſchaͤftsbeſorgung) und der damit verbun⸗ 
denen Vollmacht trotz Todes des Voll machtgebeis. 
Dagegen beſtehen Zweifel in bezug auf zwei be⸗ 
ſondere Tatbeſtände. 

I. Der eine Tatbeſtand iſt der, daß der Ver⸗ 
ſtorbene minderjährige Erben hinterläßt. 
Hier erhebt ſich die Frage, ob das Geſchaͤft, welches 
der Bevollmaͤchtigte jetzt vornimmt, an die Ge⸗ 
nehmigung des Vormundes der Erben und — 
gegebenen Falles — an diejenige des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichtes gebunden iſt. Süßer bejaht die 
Frage aus der Erwägung heraus, daß ſich die 
Rechtswirkſamkeit des Geſchäftes nach der Zeit 
ſeiner Vornahme beurteile, daß aber zu dieſer 
Zeit das Geſchäft, objektiv genommen, für einen 
Minderjährigen abgeſchloſſen werde, mithin den für 
einen ſolchen beſtehenden Beſchraänkungen unter: 
worſen ſein müſſe. 

Dieſe Anſicht ſcheint mir nicht beifallswürdig. 
Sie führt, wie ihr Urheber keineswegs verkennt, 
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zu recht unerwünſchten Folgerungen. 


Sie läßt 
das von einem gutgläubigen Vertreter mit einem 
gutgläubigen Dritten vorgenommene Geſchäft von 
der immerhin zweifelhaften Genehmigung des Vor⸗ 
munds und des Gerichtes abhängig ſein, obgleich 
nach geſetzlicher Vorſchrift die Vollmacht nicht 
erloſchen iſt. Dies iſt umſo bedenklicher, 0 be⸗ 
deutſamer und zahlreicher die fraglichen Geſchäſte 
ſind; „man denke nur an die Weiterführung eines 
größeren kaufmänniſchen Betriebs, eines Bank⸗ 
geſchäftes mit erheblichem Wechſel⸗ oder ſonſtigem 
Kreditverkehr“ (Süßer a. a. O.). 

Auch würde bei ſolcher Behandlung der Zweck, 
den das Geſetz verfolgt, doch wohl vereitelt werden. 
Der Zweck iſt nach Ausweis der Geſetzesmaterialien 
der, den gutgläubigen Bevollmaͤchtigten vor der 
Haftung zu ſchützen, die ſich nach allgemeinen 
Grundſaͤtzen (§ 179 BGB.) aus dem Mangel der 
Vollmacht ergeben würde. Wollte man aber das 
Geſchäft des Bevollmächtigten wegen fehlender Ge⸗ 
nehmigung des Vormundes für unwirkſam erklaren, 
ſo hieße dies im praktiſchen Ergebnis, daß der Ver⸗ 
treter wegen Unwirkſamkeit des von ihm geſchloſſenen 
Geſchäftes dem Gegner perſönlich haftbar würde 
(jo in der Tat Süßer S. 354). Damit würde 
aber gerade der Nachteil gegeben ſein, den das 
Geſetz durch die Fortdauer der Vollmacht ver⸗ 
meiden will. 

Aber auch abgeſehen von dieſen allgemeinen 
Erwägungen läßt ſich die beſprochene Anficht, wie 
mir ſcheint, mit dem geltenden Rechte nicht verein⸗ 
baren. Um dies zu beweiſen, muß freilich etwas 
weiter ausgeholt werden. 

Wir ſetzen den Fall, daß der Vollmachtgeber 
(nicht ſtirbt, ſondern) ſelbſt geſchäftsunfähig 
wird. Auch hier gilt die Vollmacht im Zweifel, 
und jedenfalls zugunſten des gutgläubigen Ver⸗ 
treters, als fortbeſtehend (88 672, 674, 168 BGB.). 
Was bedeutet dies? Doch wohl nichts anderes, 
als daß die Tatſache der jetzt beſtehenden Geſchäfts⸗ 
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unfaͤhigkeit die dem Bevollmächtigten eingeräumte 
Rechtsmacht nicht berührt. In Anſehung der 
Vollmacht ſoll von der Geſchäftsunfähigkeit ab⸗ 
geſehen werden; oder anders ausgedrückt: Bevoll⸗ 
mächtigter ſoll nicht ſchlechter daſtehen, als wenn 
feine Vollmacht von der Stelle ausgegangen wäre, 
die zu deren Erteilung jetzt berufen wäre. Und 
wenn zur Wirkſamkeit ſolcher Vollmacht die Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichtes nötig wäre 
(3. B. zur Zeichnung eines Wechſels, zur Uebernahme 
einer Bürgſchaft, zur Vornahme eines Immobiliar⸗ 
geichäftes), ſo gilt auch fie als vorliegend. Mit 
anderen Worten: Die Fortdauer der Vollmacht 
deckt alle Hinderniſſe des Geſchäftsabſchluſſes, die 
ſich aus dem nachträglichen Eintritt der Geſchaͤfts⸗ 
unfähigkeit in der Perſon des Vollmachtgebers 
ergeben könnten. Die von dem noch Geſchäfts⸗ 
fähigen erteilte Vollmacht wirkt ſo, wie wenn keine 
Geſchäftsunfähigkeit eingetreten wäre. Nur unter 
dieſer Vorausſetzung hat der Rechtsſatz, daß die 
Vollmacht durch den Eintritt der Geſchaͤftsunfähig⸗ 
keit nicht erliſcht, den gewollten praktiſchen Wert. 

Nichts anderes gilt für den Fall, daß der 
Vollmachtgeber ſtirbt unter Hinterlaſſung eines 
geſchaftsunfähigen (insbeſ. unmündigen) Erben. 
Laſſen ſowohl der Tod als auch die eintretende 
Geſchaͤftsunfähigkeit des Vollmachtgebers die Voll⸗ 
macht unberührt, ſo muß dieſelbe auch fortdauern, 
wenn beide Umſtände, Tod und Wechſel der Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit, gewiſſermaßen zuſammentreffen, 
wenn namlich der Erbe des Vollmachtgebers ge⸗ 
Ihäftsunfähig iſt. Auch hier muß der Bevoll⸗ 
maͤchtigte jo angeſehen werden, als beſäße er eine 
für den Erben wirkſame Vollmacht, d. h. eine 
ſolche, die durch den Vormund (gegebenen Falles 
unter Zuſtimmung des Gerichtes) erteilt iſt. Wenn 
das Geſetz in Anſehung der Vollmacht von der 
Tatſache des Todes abzuſehen befiehlt, ſo muß 
nicht nur die Perſon des Erben, ſondern auch 
der Ausſchluß oder die Beſchränkung der Geſchafts⸗ 
fähigkeit in dieſer Perſon außer Betracht bleiben. 

Es braucht alſo zunächſt der Vormund nicht 
mitzuwirken. Uebrigens wäre bei voller Gejchäfts- 
unfähigkeit der Erben auch nicht zu erſehen, welche 
Natur dieſe Mitwirkung hatte. Eine bloße Zu⸗ 
ſtimmung des Vormunds nach 8 108 BGB. würde 
nicht genügen, genau fo, wie das Geſchäft nicht 
durch den Unmündigen mit Zuſtimmung des 
Votmundes, vielmehr durch den letzteren ſelbſt 
im Namen des Mündels vorgenommen werden 
müßte. Hier müßte man grundſäͤtzlich eine Wieder⸗ 
holung der Bevollmächtigung durch den Vormund, 
bzw., wenn das Geſchäft durch den Bevollmächtigten 
bereits abgeſchloſſen iſt, eine Genehmigung nach 
8177 BGB. verlangen; beides aber wäre mit der 
geſetzlich angeordneten Fortdauer der Vollmacht 
nicht zu vereinbaren. 

Ebenſowenig braucht das Vormundſchaftsgericht 
ſeine Zuſtimmung zu erteilen. Die Notwendigkeit 
einer ſolchen bedeutet nach BGB. nur eine Be⸗ 


ſchraͤnkung der Vertretungsmacht des Vormundes; 
ſie hat keinen Gegenſtand, wenn dieſer nicht ſelbſt 
handelt. Die Rechtslage iſt alſo durchaus nicht 
die gleiche, wie wenn die Vollmacht erſt für den 
Erben zu erteilen wäre. Vielmehr wirkt die 
Vollmachterteilung des Erblaſſers über die Zeit 
ſeines Todes hinaus. Sie gibt dem Vertreter 
die gleiche Rechtsmacht, wie eine wirkſame Bevoll⸗ 
mächtigung durch den Erben. Das Erfordernis 
gerichtlicher Mitwirkung iſt nur ein Ausfluß der 
Geſchaftsunfähigkeit; es entfällt, wenn von der 
letzteren abgeſehen werden ſoll.“) 

Wenn nun aber nach dem Geſagten die volle Ge⸗ 
ſchäftsunfähigkeit des Erben unbeachtlich fein würde, 
ſo muß das gleiche erſt recht für den Fall ange⸗ 
nommen werden, daß der Erbe nur in der Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit beſchränkt, z. B. ein Minderjähriger 
über ſieben Jahren iſt. Denn hier kann das 
Schutzbedürfnis für den Erben nicht größer ſein, als 
bei vollſtändigem Mangel der Geſchäftsfähigkeit. 
Daher bedarf es zunächſt keiner Zuſtimmung des 
Vormunds; eine folche iſt nur für Geſchäfte vor⸗ 
geſehen, die durch den Minderjährigen abgeſchloſſen 
werden; in unſerem Falle aber wird der Bevoll⸗ 
mächtigungsakt von dem Erblaſſer, das Hauptge⸗ 
ſchäft von dem Bevollmächtigten vorgenommen. 
Und ebenſo iſt die Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichtes entbehrlich. 

Anders als bei nachträglichem Verluſt der 
Geſchäftsfähigkeit geſtalten ſich die Verhältniſſe, 
wenn der Vollmachtgeber nachträglich die Ver⸗ 
fügungsbefugnizs verliert. Dies iſt namentlich 
für den Konkursfall erheblich. Auch hier gilt zu⸗ 


) Dieſe Zeilen waren bereits geſchrieben, als 
ich auf den Beſchluß des RG. 5. ZS. 28. Juni 1916 
(Entſch. 88, 346) aufmerkſam wurde. Dort wird die 
Zuſtimmung des Vormundſchaftsgerichts ſogar für den 
Fall als entbehrlich bezeichnet, daß ein Vertreter, dem 
der Erblaſſer für ſich und ſeine Erben Generalvollmacht 
gegeben hat, im Namen der Erben ein Immobiliar⸗ 
geſchäft vornimmt. Es heißt dort: „Will man nicht 
der vom Erblaſſer für die Erben ausgeſtellten Voll⸗ 
macht einen Teil ihrer Bedeutung entziehen, ſo muß 
die vom Generalbevollmächtigten namens des minder⸗ 
jährigen oder ſonſt geſchäftsunfähigen Erben ie 
gebene Erklärung dieſelbe Bedeutung haben, wie bie 
eines Bevollmächtigten, den der Vormund (wie im 
Fall der in 8 1822 Nr. 11 BGB. ausdrücklich erwähn⸗ 
ten Prokura) „mit Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichtes“ beſtellt hat. Die Erklärung des Bevoll⸗ 
mächtigten bedarf keiner beſonderen Genehmigung. 
Und nicht anders liegt auch die Sache in dem vom 
Kammergericht herangezogenen Falle, wo der Macht⸗ 
geber nach Ausſtellung der Vollmacht die Geſchäfts⸗ 
fähigkeit einbüßt. Auch hier entbehrt die Beſchränkung 
der Vertretungsbefugnis, wie ſie das Kammergericht 
vornehmen will, jeder geſetzlichen Begründung. (Vgl. 
im übrigen die Ausführungen von Oertmann, 
Bankarch. Bd. 13 S. 10 f.; auch Planck 4. Aufl. 
Bemerk. 1b, 3 8 zu 8 168).“ Hienach iſt die Geneh⸗ 
migung des Gerichtes nicht einmal nötig, wenn der 
Bevollmächtigte im Namen der Erben handelt; um⸗ 
ſomehr iſt ſie entbehrlich, wenn er noch im Namen des 
Erblaſſers das Geſchäft abſchließt. — Der entgegen⸗ 
geſetzte Standpunkt iſt allerdings vertreten in Os. 
Rechtſpr. 24, 88; 25, 381. 
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gunften des gutgläubigen Bevollmächtigten des 
(nunmehrigen) Gemeinſchuldners die Vollmacht als 
fortbeſtehend (KO. 8 23). Kann nun der Vertreter 
mit Wirkſamkeit für die Konkursmaſſe handeln? 
Die Begründung“ nimmt dies an. Die herrſchende 
Lehre?) verneint die Frage; die Beſchränkungen, 
wie ſie durch Konkurseröffnung in der Perſon des 
Gemeinſchuldners begründet würden, ſtünden auch 
dem Bevollmächtigten entgegen; dieſer vermöge 
ebenſowenig, wie ſein Auftraggeber, mit Wirkung 
für die Konkursgläubiger über die Maſſe zu ver⸗ 
fügen, fei vielmehr an die Zuſtimmung des Ber: 
walters gebunden. Dies iſt vollkommen zutreffend, 
beweiſt aber nichts für den Fall, der uns hier 
beſchäftigt. Denn die Verfügungsbeſchränkung iſt 
wohl zu unterſcheiden von der Geſchäftsbeſchrankung 
oder Geſchäftsunfähigkeit. Erſtere beruht auf einer 
beſonderen Beziehung des Geſchäftsgegenſtandes 
zu einer beſtimmten Perſon; darauf, daß jener 
Gegenſtand der Rechtsmacht dieſer Perfon entzogen 
iſt; daher muß der nachträgliche Verluſt des Ver⸗ 
fügungsrechts, wie dem Vollmachtgeber ſelbſt, ſo 
auch dem Bevollmächtigten entgegenſtehen. Da⸗ 
gegen der Zuſtand beſchränkter oder ausgeſchloſſener 
Geſchäftsfähigkeit iſt ein rein perſönlicher Mangel, 
der durch die früher begründete rechtsgültige Voll⸗ 
macht vollkommen unſchädlich gemacht wird. Das 
Erfordernis gerichtlicher Genehmigung beſchränkt 
nur die Vertretungsmacht des Vormundes; da⸗ 
gegen begründet es nicht eine an dem Gegen⸗ 
ſtande ſelbſt haftende Verfügungsbeſchränkung.“) 

Nach alledem bedarf es, wie mir ſcheint, nicht 
des Erlaſſes beſonderer Kriegsbeſtimmungen, um 
den gutgläubigen Bevollmächtigten und ſeinen Ge⸗ 
ſchäftsgegner vor den Nachteilen zu ſchützen, die 
bei der entgegengeſetzten Auffaſſung des geltenden 
Rechtes allerdings unvermeidlich wären. 


II. Der andere Tatbeſtand iſt der, daß der 
Bevollmächtigte im Glauben an das Fortleben 
des Verſtorbenen für dieſen ein formbedürf⸗ 
tiges Rechtsgeſchäft abſchließt, z. B einen 
Wechſel unterzeichnet. Hier lehrt Süßer: „Eine 
wechſelmäßige Haftung für die Erben des Verlebten 
erwächſt hieraus nicht; oder die Ehefrau ſtellt für 
den Kriegsbeteiligten verlebten Ehemann eine Bürg⸗ 


) Vgl. S. 32. „Hienach verſteht ſich, wenn mit 
dem Rechtsverhältnis eine Vollmacht verbunden iſt, 
von ſelbſt, daß auch die auf Grund der Vollmacht 
vorgenommenen Handlungen der Konkursmaſſe gegen- 
über wirkſam ſind.“ 

2) Jaeger zu §8 23; Wilmowski zu 8 23. 

Allerdings hat RG. nach der Mitteilung im 
Recht 1909, 1451 entſchieden, daß die von dem Erb⸗ 
laſſer für ſich und ſeine Erben erteilte Generalvollmacht 
den Bevollmächtigten zu Verfügungen über Nachlaß— 
gegenſtände auch inſoweit berechtigt, als dieſe der Ver⸗ 
waltung eines von dem Erblaſſer ernannten Teſtaments⸗ 
vollſtreckers unterliegen. Auch dies ſcheint mir durchaus 
richtig, weil die Verfügungsbeſchränkung, wie ſie in der 
Beſiellung des Teſtamentsvollſtreckers liegt, auf den 
Willen des Erblaſſers zurückgeht, d. h. derſelben Perſon, 
welche auch die Vollmacht erteilt hat. 


ſchaftsurkunde aus; eine Verpflichtung des Erben 
hieraus beſteht nicht, da die Bürgſchaftserklaͤrung 
unrichtig beurkundet iſt.“ 

Auch in dieſem Punkte ſcheint mir die ent⸗ 
gegengeſetzte Löſung den Vorzug zu verdienen; 


wobei wir uns der Einfachheit halber auf den 


Fall geſetzlicher Schriftform beſchränken wollen. 
Zur Wahrung der Form genügt bekanntlich die 
eigenhaͤndige Namensunterſchrift durch den Aus⸗ 
ſteller der Urkunde. Bei Geſchäftsabſchluß durch 
einen Bevollmächtigten iſt es nun aber der Ver⸗ 
treter, der das Geſchäft abſchließt. Daß mithin 
der Bevollmächtigte dadurch, daß er unter Er⸗ 
ſichtlichmachung des Vertretungsverhältniſſes mit 
ſeinem Namen unterſchreibt, der Formvorſchrift 
genügt hat, iſt unbeſtreitbar und unbeſtritten. 

Wie ſteht es nun, wenn in der Urkunde oder 
bei Gelegenheit der Unterſchrift der bereits ver⸗ 
ſtorbene Vollmachtgeber genannt iſt? Iſt hier 
die Beurkundung eine unrichtige? Ich glaube nicht. 
Der Vertreter erklärt, daß er die Willenserklärung 
im Namen des Verſtorbenen abgibt. Und dies 
entſpricht auch vollkommen der Wahrheit. Wie 
ſollte er auch für einen anderen kontrahieren, da 
er doch von der inzwiſchen eingetretenen Erbfolge 
nichts weiß? Die Erklarung nun, die für den 
Erblaſſer abgegeben und in dieſem Sinne richtig 
beurkundet iſt, wirkt kraft geſetzlicher Vorſchrift 
in der Perſon des Erben, obgleich letztere 
beim Geſchäftsabſchluß nicht genannt iſt. Wenn das 
Geſetz die vom Erblaſſer erteilte Vollmacht bei 
gutem Glauben des Erben fortdauern läßt, ſo 
kann dies nichts anders bedeuten, als daß die im 
Namen des Verſtorbenen abgegebene Erklärung 
ihre Rechts wirkungen beim Erben äußert, ohne 
daß dieſer genannt zu werden braucht. Das iſt 
ja gerade die Bedeutung der fortdauernden Voll⸗ 
macht, daß die Willenserklärung des Vertreters 
den Erben bindet, obgleich ſie im Namen des 
Erblaſſers erfolgt. 

Dies gilt, wohlgemerkt, für alle Willenser⸗ 
klaͤrungen des Vertreters, auch für formloſe. Dürfte 
man die formbedürftigen Geſchäfte um deswillen 
für unwirkſam erklaren, weil fie nicht im Namen 
des Erben vorgenommen find, jo müßte man 
das Gleiche auch für formfreie Rechtsgeſchäfte an⸗ 
nehmen; denn auch ſie find nicht im Namen des 
Erben abgeſchloſſen. Und doch wird niemand 
zweifeln, daß ſie für den Erben verbindlich ſind. 
Dasſelbe gilt aber auch für Formgeſchäfte. Auch 
ſie brauchen, um in der Perſon des Erben zu 
wirken, nur im Namen des Erblaſſers vor⸗ 
genommen zu werden. Letzteres trifft zu, wenn 
in der vom Vertreter unterzeichneten Urkunde der 
Verſtorbene als Vollmachtgeber bezeichnet iſt. Die 
Beurkundung entſpricht hier vollkommen der wahren 
Sachlage. Und aus dieſer im Namen des Erb— 
laſſers errichteten formgerechten Urkunde wird der 
Erbe verpflichtet. 

Nichts anderes gilt für den Fall, daß der 
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Vertreter mit dem Namen des (verſtorbenen) Voll⸗ 
machtgebers unterzeichnet. Die außerordentlich 
beſtrittene, vom Reichsgericht bekanntlich bejahte 
Streitfrage, ob die Unterzeichnung mit dem Namen 
des Vertretenen der Formvorſchrift genügt, kann 
hier außer Betracht bleiben. Schließt man ſich 
der in der Literatur wohl noch überwiegenden 
Verneinung an, ſo iſt der Formvorſchrift aller⸗ 
dings nicht genügt, aber nicht um deswillen, weil 
der Name des Erblaſſers gebraucht wird, ſondern 
aus dem Grunde, weil der Name des Vertreters 
fehlt. Teilt man dagegen die Auffaſſung des 
Reichsgerichts, jo iſt die Schriſtſorm durchaus ge⸗ 
wahrt. Daß der genannte Vollmachtgeber nicht 
mehr lebt (und daß deshalb das Geſchäft nur in 
der Perſon ſeines Erben wirken kann), ſchließt 
keineswegs aus, daß die Erklärung in ſeinem 
Namen durch den gutgläubigen Vertreter abge⸗ 
geben werden kann. Daß der Name des Erben 
nicht genannt iſt iſt hier ebenſo unerheblich, wie 
bei der Unterzeichnung mit dem Namen des Be⸗ 
voll mächtigten. 


die Privatpoſtauſtalten. 


Das Verbot ihres Betriebes und die Grenzen 
dieſes Verbots. 


Bon Dr. H. Hellmuth in Speyer. 


Anläßlich eines praktiſchen Falles, der ſich vor 
einiger Zeit zutrug, wurde von der bayerijchen 
Preſſe der Standpunkt der Poflverwaltung zum 
Zeitungsbeilagenweſen als unhaltbarer Zuſtand be⸗ 
zeichnet, dem durch Erlaß klarer geſetzlicher Be⸗ 
ſtimmungen ein Ende zu bereiten ſei. Es handelte 
ſich dabei um die praktiſche Durchführung der No⸗ 
velle zum Reichspoſtgeſetze vom 20. Dezember 1899, ) 
die ſeinerzeit zur Beſeitigung der ſog. Privatpoft: 
anſtalten erlaſſen worden war und durch deren 
ſtrikte Handhabung ſeitens der Poſtbehörden neben 
gewiſſen Induſtrie⸗ und Handelezweigen namentlich 
die Herausgerer und Verleger von Zeitungen und 
Zeitſchriften empfindlich getroffen werden können. 
Der Regelfall, über den ſich auch die eingangs 
erwähnte Preſſeäußerung verbreitet hat, iſt der, 
daß der überwiegende Teil der Verleger von Zei⸗ 
tungen und Zeitſchriften, namentlich für beſtimmte 
Fachkreiſe, den einzelnen Nummern alle möglichen 
Arten von gedruckten Warenanpreiſungen, ſogen. 
Proſpekten, Preisverzeichniſſen, kurz die verſchieden⸗ 
ſten Druckſachen geſchäftlicher Natur beigibt, die 
zu dieſem Zwecke von anderen Firmen und Ge⸗ 
ſchäften dem betreffenden Verleger fertig geliefert 
werden, oder aber, die der Verleger auf Beſtellung 


1) Artikel 3 des Geſetzes, betr. einige Aenderungen 
von Beſtimmungen über das Poſtweſen, vom 20. De⸗ 
zember 1899 (ROI. S. 715). 


— 


in ſeiner Druckerei herſtellt oder ſonſt herſtellen 
läßt und alsdann feinen Zeitungs⸗ oder Zeitſchriften⸗ 
nummern loſe beilegt. Dafür erhält natürlich der 
Verleger eine beſtimmte Vergütung nach verein⸗ 
barten oder herkömmlichen Sägen. Dieſe Art der 
Reklame wird ſehr bevorzugt; denn ſie bietet einer 
Firma, welche einen beſtimmten Artikel, eine Ware 
anpreiſen will, die nur in gewiſſen Intereſſenten⸗ 
kreiſen Abnehmer findet, die gewünſchte, Erfolg 
verſprechende Gelegenheit, eine Fachzeitung, deren 
Leſerkreis ſich mit dem Perſonenkreis deckt, der für 
jenen Handelsartikel intereſſiert werden ſoll, aus⸗ 
zuwählen und mit der Reklametätigkeit in der 
angegebenen Weiſe zu betrauen. Wird zur Be⸗ 
förderung dieſer Zeitungen und Zeitſchriften mit 
den fremden Reklamebeilagen die Poſt in Anſpruch 
genommen, was abgeſehen von gewiſſen Ausnahmen 
geſetzliche Vorſchrift iſt,“) jo kann dies bekanntlich 
auf zweifache Weile geſchehen: auf dem ſog. Poſt⸗ 
zeitungswege, wobei jene Reklamedruckſachen als 
außergewöhnliche Zeitungsbeilagen“) angemeldet und 
von der Poſtbehörde gegen Entrichtung der dafür 
vorgeſehenen Gebühr entgegengenommen und be⸗ 
fördert werden; zum andern iſt an die Verſendung 
jener Zeitungen und Zeitſchrifſten ſamt Beilagen 
als Druckſachen unter Kreuzband gegen die feſt⸗ 
geſetzte Taxe“) zu denken. — Hier bei dieſer zweiten 
Beförderungsmöglichkeit ſetzt nun die erwähnte 
Novelle zum Reichspoſtgeſetze in einer Weiſe ein, 
die den Widerſpruch und Proteſt der davon be⸗ 
troffenen Verleger und Zeitſchriftenverſender ſchon 
lange wachgeruſen hat und nunmehr den Ruf nach 
einer Reform jener Novelle von neuem erheben 
läßt. In welcher geſetzgeberiſchen Weiſe wird aber 
nicht geſagt. 

Die ganze Frage iſt mit dem Inſtitut der 
Privatpoſtanſtalten und der geſetzlichen Begrenzung, 
beſſer geſagt: Unterdrückung ihres Betriebes aufs 
engſte verknüpft; denn Schwierigkeiten genannter 
Art kann die Poſtverwaltung bei jenen Kreuz⸗ 
bandſendungen nur machen, wenn ſie die Merk⸗ 
male des Betriebes einer Privatpoſtanſtalt im 
Zuſammenhang mit jenen Kreuzbandſendungen 
feſtſtellt. 

I. Die rechtliche Grundlage für das Vorgehen 
der Poſtverwaltung gegen den Privatpoſtbetrieb 
in all ſeinen Erſcheinungsformen findet ſich in 
dem Artikel 3 des Geſetzes vom 20. Dezember 
1899, RGBl. S. 715, betr. einige Aenderungen 
von Beſtimmungen über das Poſtweſen. Er 
lautet: 

„Anſtalten zur gewerbsmäßigen Einſammlung, 
Beförderung oder Verteilung von unverſchloſſenen 
Briefen, Karten, Druckſachen und Warenproben, 


5) 8 1 Poftß. vom 28. Okt. 1871/20. Dez. 1899 
(RGBl. S. 347/715). 

2) Vgl. 88 50 ff., insbeſondere 8 59 der Poſtordnung 
für das Königreich Bayern (BayPoſtO.) i. d. F. v. 
24. März 1917. 

) Vgl. 8 12 BaypoſtO. 
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die mit der Aufichrift beſtimmter Empfänger ver: 
ſehen find, dürfen vom 1. April 1900 ab nicht 
betrieben werden. 

Zuwiderhandlungen werden mit Geldſtrafe bis 
zu eintauſendfünfhundert Mark oder mit Haft 
m mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten be: 


o Abgeſehen von den bezeichneten Anſtalten iſt 
die gewerbsmäßige oder nicht gewerbsmäßige Be⸗ 
förderung von unverſchloſſenen politiſchen Zeitungen 
innerhalb der Gemeindegrenzen eines Ortes, ins⸗ 
beſondere auch, wenn ſie durch die Poſt oder durch 
Expreßboten dorthin befördert wurden, jedermann 
geftattet, auch an Sonn: und Feiertagen während 
der Stunden, in denen die ... Poſt beſtellt.“ 

II. Von dieſen Beſtimmungen iſt hier nur 
Abſatz 1 (mit 2) einer Betrachtung zu unterziehen. 
Die durch Abſatz 3 geſchaffene Erleichterung 
der Beförderung unverſchloſſener Zeitungen im 
Ortsverkehr iſt eine Sache für ſich. — Ebenſo 
kann in dieſem Zuſammenhange von dem Be⸗ 
förderungsverbot abgeſehen werden, das $ 2 a 
Reichspoſt G. gegen die im Dienſte einer Privat⸗ 
beförderungsanſtalt ſtehenden Boten bezüglich der 
Sehe verſchloſſener Briefe im Urſprungsorte 
richte 

Zur zuverläſſigen Beurteilung der von der 
Poſtnovelle geſchaffenen Rechtslage muß der Sinn 
und Zweck dieſer Geſetzesneuerung berück- 
ſichtigt werden, wie ihn ſchon der Wortlaut der 
Novelle a. a. O. kundgibt. 

Darnach verfolgt das Geſetz vom 20. Dezember 
1899, hier vornehmlich Artikel 3 desſelben, den 
ausgesprochenen Zweck, die ſtaatliche Poſtverwaltung 
auch rückſichtlich der un verſchloſſenen Briefe, 
Karten, Druckſachen und Warenproben von der 
Konkurrenz der privaten Briefbeförderungsanſtalten 
zu beſreien. Dabei ſollten natürlich nicht bloß 
die Privatpoſtanſtalten größeren Umfanges, viel⸗ 
mehr alle jelbjtändigen, gewerbsmäßigen Beſörde⸗ 
rungsunternehmungen beſeitigt werden, deren Tätig: 
keit und Geſchäftsbetrieb als eine Konkurrenz gegen: 
über der Staatspoſt fühlbar werden konnte. Dieſem 
Ziele vermochte nur dann zugeſteuert zu werden, 
wenn jede hier mögliche private Konkurrenz, mochte ſie 
den Einnahmen aus dem Betriebe der Staatspoſt 
noch jo geringen Abbruch tun, aus der Welt ge⸗ 
ſchafft, wenn eine vollſtändige Beſeitigung des 
organiſierten, gewerbsmäßigen Privatpoſtbetriebes 
im Intereſſe einer geſunden Weiterentwicklung der 
ſtaatlichen Poſtanſtalt bewirkt und jede Lücke aus⸗ 
gefüllt wurde, in die ſich die private Konkurrenz 
etwa eindrängen konnte. — Ueber dieſe Miſſion 
und Funktion der Poſtnovelle, namentlich ihres 
Artikels 3, herrſcht in der ziemlich häufig veran⸗ 
laßten Rechtſprechung und in der Praxis ungeteilte 
Meinung, wie auch bereits in der Begründung zu 
jenem Geſetzentwurf dieſer Zweck der Novelle aus⸗ 
drücklich erwähnt worden war. — Somit enthält 
die neue Geſetzesbeſtimmung zum Reichspoſtgeſetze 


eine Ausdehnung des Poſtregals, d. i. des ſich auf 
volkswirtſchaftliche und fiskaliſche Gründe ſtützenden 
ſtaatlichen Vorbehalts für die Errichtung von An⸗ 
ſtalten zur Beförderung beſtimmter Gegenſtaͤnde; 
denn ſie verfügt das Verbot des Betriebes von 
Anſtalten, die ſich gewerbsmäßig mit der Ein: 
ſammlung, Beförderung oder Verteilung der vor⸗ 
genannten Gegenſtände befaflen. — Eine Erweiterung 
des Poſtzwangs kommt hier dagegen nicht in Be⸗ 
tracht, da es dem Publikum nach wie vor unver⸗ 
wehrt bleibt, die Beförderung von unverſchloſſenen 
Sendungen unter Umgehung der Poſt zu betätigen.“) 

So feſt und ſicher dieſer Zweck der Poſtnovelle 
gegenüber jedem Zweifel beſtehen kann, ſo unſicher 
und ſchwierig geſtaltete ſich jeweils die Sachlage, 
wenn es galt, gegenüber den auftretenden Erſchei⸗ 
nungsformen einer privaten Beförderung der in 
Artikel 3 a. a. O. gedachten Gegenſtände, gegenüber 
den ungezählten Mitteln, deren ſich der Privat⸗ 
betrieb bei diefer Beförderung bediente, jeweils das 
richtige Geſamtbild zu erfaſſen, bei jedem der 
mannigfaltigen, vorkommenden Fällen das Erlaubte 
vom Verbotenen zu unterſcheiden, die Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen das Verbot des Artikels 3 richtig zu 
erkennen und zu unterdrücken, mit richtigem Gefühl 
aber auch den reellen Geſchäftsbetrieb zu berüd- 
ſichtigen und zu ſchonen, da dieſem eine unerlaubte 
Konkurrenz mit der Staatspoſtanſtalt erkannter⸗ 
maßen ferne liegen dürfte. 

Nicht zum wenigſten trägt die Geſetzes⸗ 
faſſung flbſt Schuld an dieſer Unſicherheit, unter 
der natürlich der reelle Geſchäftsbetrieb 
allein zu leiden hat, da alle anderen dem Verbote 
in Wahrheit entgegenarbeitenden Betriebe von einem 
Schaden nicht reden können, der ih ien aus einer 
gerechtfertigten Beſtrafung nach Artikel 3 Abſatz 2 
a. a. O erwächſt. War es ſchon für den Geſetzgeder 
nicht leicht, bei der Vie! zahl der in der fortſchreitenden 
Verkehrsentwicklung und Geſchäftspraxis immer 
neu auftauchenden Beförderungsmittel alle dabei 
möglichen Fälle im Geſetze vorzuſehen, ſo fanden 
die Praxis der Poſtverwaltung und die Recht⸗ 
ſprechung erſt recht Schwierigkeiten über Schwierig⸗ 
keiten bei der Anwen dung des Geſetzes. 

Doch haben die jahrelangen Erfahrungen und 
die wiederholte oberſtrichterliche Prüfung der bei 
Artikel 3 zu beachtenden Rechtsfragen die Grund⸗ 
ſätze über die Auslegung dieſer Geſetzesnorm ge⸗ 
feſtigt und eine brauchbare Kaſuiſtik geſchaffen. 
Ein reſtloſes Erfaſſen konnte natürlich aus den 
vorerwähnten Umſtänden noch nicht erfolgen, nament⸗ 
lich nicht eine Klärung der eingangs geftreiften, 
für Zeitungs: und Zeitſchriftenverleger jo bedeut⸗ 
ſamen Frage der außerordentlichen Zeitungsbeilagen. 

1. Als Zweck der Geſetzesneuerung 
wurde die prinzipielle Beſeitigung der Konkurrenz 
bereits erkannt, welche der Staatspoſt aus dem 


) Bgl. u. a. Niggl, Poſtrecht, Sternnote zu Art. 3 
Poſt Nov. 
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Betrieb von Privatpoſten, ſelbſt bei deſſen Beſchrän⸗ 
kung auf die im Artikel 3 a. a. O. genannten, dem 
Poſtzwang nicht unterliegenden Gegenſtände, er⸗ 
wachſen würde. 

Den Gegenſtand des von Artikel 3 
aufgeſtellten Verbotes bildet, wie gleichfalls 
ſchon mehrfach berührt, der Betrieb von „An⸗ 
ſtalten zur gewerbsmäßigen Einſammlung 
von unverſchloſſenen Briefen ... ., die mit der 
Aufſchrift beſtimmter Empfänger verſehen ſind“. 

Im allgemeinen kann man unter einer „An⸗ 
ſtalt“ die Organiſation von Arbeitskräften und 
ſachlichen Mitteln zur dauernden Verfolgung be⸗ 
ſtimmter Zwecke eines Rechtsſubjekts verſtehen. Der 
Begriff der Anſtalt nach Artikel 3 weiſt 
auf eine Beförderung anſtalt hin, Artikel 3 
will dabei nur eine gewiſſe Art von Beför⸗ 
derungsanſtalt und deren Betrieb verbieten, 
nämlich den Betrieb ſolcher organifierter Einrich⸗ 
tungen, die ſich mit der Einſammlung unverſchloſſener, 
aber adreſſierter Briefe .. .. befaſſen. Getroffen 
von dem Verbote ſoll nur der organiſierte, gewerbs⸗ 
mäßige Privatpoſtbetrieb, die organiſierte Privat⸗ 
poſtanſtalt werden, die im Wettbewerb mit der 
Staatspoſt der Allgemeinheit oder gewiſſen Ver⸗ 
kehrskreiſen ihre Beförderungsgelegenheit gewerbs⸗ 
mäßig anbietet und zur Verfügung ſtellt.“) 

Von einer ſolchen organiſierten Pri⸗ 
vatpoſtanſtalt kann jedoch nur die Rede 
ſein, wenn Einrichtungen geſchaffen ſind, die den 
gewerbsmäßigen (ſ. das Folgende!) Betrieb als 
ſolchen einer Poſtanſtalt, als poftähn- 
lichen Betrieb erſcheinen laſſen, der an Stelle der 
Staatspoſt dem Publikum oder doch größeren Ver⸗ 
kehrskreiſen dienſtbar fein will.) Ob ſolche Ein⸗ 
richtungen beſtehen, iſt im Einzelfalle Sache der 
tatſächlichen Beurteilung. Zur Feſtſtellung der hier 
erforderlichen Merkmale muß in jedem Falle das 
Geſamtbild des einzelnen Unternehmens ins Auge 
gefaßt werden, um ſo die Entſcheidung zu gewinnen, 
ob eine poſtähnliche Organiſation vorliegt. Daß 
dabei aus gewiſſen mit dem Betriebe verbundenen 
Aeußerlichkeiten wie Firmenbezeichnung, Dienſtzeit, 
Verwendung von Brief: und Sammelkäſten, Be⸗ 
förderung nach feſten Tarifen, Verwendung von 
Freimarken, von beſonderem Beſtellperſonal auf 
die beſagte Organiſation poſtähnlicher Natur ge⸗ 
ſchloſſen werden kann, vermag allerdings zur Er⸗ 
leichterung der Unterſuchung zu dienen, ihr Vor⸗ 
handenſein iſt aber niemals Vorausſetzung für das 
Vorliegen eines ſolchen Betriebs. 

Weiter erſcheint es keineswegs erforderlich, daß 
ein Betrieb, ein Unternehmen ausſchließlich zu 
dem Zwecke beſteht, unverſchloſſene Briefe uſw. 
einzuſammeln . .. — Es genügt, wenn dies als 


) RGSt. 43, 30; 44, 101; Bay Obs St. 5. X. 1912, 
Rev⸗Reg. 312/1912; vgl. Niggl a. a. O. Anm. 1. 

1) RGSt. 35, 125, 194; 43, 31; BayObsGSt. 
5. X. 12, Rev⸗Reg. 312/1912; Niggl a. a. O. Anm. 3, 
Aſchenborn Boft®., 310. 


Nebengeſchäft betrieben wird, wenn dieſe Taͤtig⸗ 
keit nur einen Zweig des Geſamtbetriebes 
darſtellt.) Zeigt ſich das gewerbsmäßige Ein⸗ 
ſammeln, Befördern oder Verteilen von adreſ⸗ 
ſierten, unverſchloſſenen Briefen uſw. etwa mit 
einem anderen gewerblichen Unternehmen (z. B. 
Verlag, Beförderungsanſtalt, Güterſpedition u. dgl. 
mehr) verbunden, ſo müſſen die für dieſes andere 
Unternehmen beſtimmten Einrichtungen, ſoweit ſie 
zugleich dem genannten poſtähnlichen Betriebe 
dienen, bei der Entſcheidung darüber mit 
einbezogen und geprüft werden, ob Einrich⸗ 
tungen vorhanden ſind, die das Unter⸗ 
nehmen als „organiſierte Privatpoſtanſtalt“ kenn⸗ 
zeichnen. — Belanglos für dieſe Frage bleibt es, 
wenn der Umfang des in der behandelten Be⸗ 
förderung beſtehenden Betriebes beſondere Raͤume 
neben den für das andere Unternehmen beſtimmten 
und eine Vermehrung des Arbeitsperſonals nicht 
notwendig macht; denn auf den Umfang des 
Betriebes kommt es nicht an, entſcheidend 
iſt vielmehr nur die Art des gewerblichen, auf 
die Beförderung gerichteten Unternehmens, wie es 
ſich nach den getroffenen Einrichtungen entwickeln 
ſoll. — Das wichtige Merkmal einer ſolchen ge⸗ 
ſchäftsmäßigen Geſtaltung des Betriebes fehlt, 
wenn eine Perſon nur Botengänge verrichtet; für 
ſolche Fälle bleibt Artikel 3 außer Betracht. 

Es wurde ſchon hervorgehoben, daß ein nach 
Artikel 3 verpöntes Beförderungsunternehmen nicht 
bloß dem geſamten Publikum, der Allgemeinheit, 
ſondern auch nur einem beſchränkten Intereſſenten⸗ 
oder Verkehrskreiſe feine Dienſte anbieten kann, 
ohne ſich deswegen dem Verbote der Poſtnovelle 
entziehen“ zu können. Es iſt mit dem entwickelten 
Begriffe einer Anſtalt i. S. des Artikel 3 wohl 
vereinbar, daß der betreffende Unternehmer nur 
von einzelnen, beſtimmten Auftraggebern, z. B. 
Geſchäftsleuten, gewiſſen Firmen, die Beförderung 
der gedachten Sendungen entgegennimmt. Eine 
derartige Beſchränkung des Betriebes beſeitigt die 
Verbotswidrigkeit nicht. — Weiter wird ein ſolches 
Beförderungsunternehmen der Allgemeinheit auch 
dann zur Verfügung geſtellt, wenn ſich der Unter⸗ 
nehmer und ſeine Organe gar nicht um die Auf: 
träge bemühen, vielmehr auch Aufträge von Per⸗ 
ſonen ausführen, denen zuvor die Dienſte des 
Betriebes nicht angeboten worden ſind. 


2. Der in der Poſtnovelle verbotene Betrieb 
muß ſich mit der „gewerbsmäßigen Ein⸗ 
ſammlung, Beförderung oder Ver— 
teilung“ von unverſchloſſenen adreſſierten Briefen 
u. dgl. befaſſen. N 

Dieſe dreifache, an ſich jeweils ſelbſtändig durch, 
führbare Tätigkeit läßt ſich auch unter dem alle 
gemeinen Begriffe „Beförderung“ zuſammenfaſſen, 
wie er namentlich für die Beobachtung und Ber: 


2) RGSt. 35, 194, 295; 44, 101. — Niggl a. a. O. 
Anm. 1. 
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letzung des Poſtzwanges (88 1—2 a RPoſtG.) 
von weſentlicher Bedeutung if.) Dieſe Be 
förderung umfaßt alle Taͤtigkeiten, welche 
dazu erforderlich ſind, um den Verſendungsgegen⸗ 
ſtand aus der Hand des Abſenders in die des 
Empfängers gelangen zu laſſen. Gleichwie der 


Grundſatz des Poſtzwanges ſchon dann verletzt iſt, 


wenn nur ein Glied der oben bezeichneten Kette 
von Einzeltätigkeiten außerhalb des Bereiches der 
Poſtanſtalt liegt, ebenſo käme bei den Privat⸗ 
poſtanſtalten des Artikels 3 eine unerlaubte Be⸗ 
förderungstätigkeit in Frage, wenn die dort be⸗ 
zeichneten Gegenſtände auch nur zur Bewirkung 
eines Teiles der Beförderungshandlung ſich im 
Gewahrſam einer ſolchen Privatpoſtanſtalt be⸗ 
fanden. Das Betriebsverbot des Artikels 3 gilt 
gleichmäßig für den Orts⸗ und den Fernverkehr. 

Das „Einſammeln“ ſetzt eine auf die Er⸗ 
langung einer Mehrheit von Sendungen gerichtete 
Tätigkeit voraus, wobei es nicht darauf ankommt, 
ob die Sendungen von den Abſendern durch Boten 
abgeholt oder an Sammelſtellen wie Briefkäſten 
entgegengenommen werden, ob fie bei der Privat: 
beförderungsanſtalt zunächſt angeſammelt oder fo: 
fort weitergeſchickt werden. Einſammlung liegt auch 
dann vor, wenn zurzeit immer nur die Sen⸗ 
dungen eines Abſenders erholt werden. — In 
welcher Weiſe die Weiterbeförderung der einge⸗ 
ſammelten Sendungen vor ſich geht, bleibt für 
die Frage, ob eine Einſammlung nach Artikel 3 
vorliegt, ohne Belang. 

Als „Beförderung“ nach Artikel 3, d. i. 
im engeren Sinne, iſt die Weiterleitung oder Ver⸗ 
ſendung anzuſehen, die darauf gerichtet iſt, die 
Beförderungsgegenftände vom Aufgabe⸗ an den 
Beſtimmungsort zu verbringen.“) 

Am Beſtimmungsort,, der ſelbſtredend mit dem 
Aufgabeort zuſammenfallen kann (vgl. den $ 1a des 
Reichspoſtgeſetzes über den Poſtzwang im Ortsver⸗ 
kehr), geht dann die „Verteilung“ der Sen⸗ 
dungen vor ſich, d. i. die Beſtellung an den Emp⸗ 
fangsberechtigten, ſei es an ihn perſönlich, ſei es 
durch Bereitlegen zum Abholen durch dieſen in 
Abholfächern oder durch Abgabe an eine Sammel⸗ 
ftelle.!”) 

Schon die Vornahme einer der drei Unter: 
tätigkeiten, etwa das Einſammeln oder das Ver⸗ 
teilen, läßt, wie ſchon hervorgehoben, bei Zutreffen 
der ſonſtigen Tatsbeſtandsmerkmale das Verbot des 
Artikels 3 verletzt erſcheinen. — Dennoch kann es 
für die Beurteilung einer ſolchen Verletzung niemals 
ins Gewicht fallen, ob die Verſendungs⸗ oder Be⸗ 
förderungsgegenſtände von den Abſendern fertig 


9) gl., auch für das Folgende, Niggl, PoſtG. 8 1 
Anm. 1 und die dort angeführten oberſtrichterlichen 
Entſcheidungen. 

10) RGSt. BIPT. VII, 240, RGSt. 44, 82; Niggl 
Art. 3 PoſtRov., Anm. 3. 

1) Pgl. Niggl, Bolt. 8 1 Anm. 1 

1) RJ. 42, 208; Niggl a. a. O. 


geliefert oder von der die Beförderung (i. w. S.) 
übernehmenden privaten Anſtalt im Auftrage der 
Abſender erſt hergeſtellt werden. 

Der Begriff der Gewerbsmäßigkeit i. S. 
der Poſtnovelle iſt gegeben, wenn der betreffende 
Privatpoſtbetrieb eine ge und regelmäßige, 
auf die Erzielung von Gewinn gerichtete Tatigkeit 
durch das in Artikel 3 erwähnte und verbotene 
Einſammeln, Befördern oder Verteilen entfaltet. 
Nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts) er⸗ 
ſcheint hier als gewerbsmäßig jedes Handeln, das 
innerhalb einer mit dem Willen fortdauernder 
Weiterführung vorgenommenen, auf Erzielung von 
Gewinn gerichteten Erwerbstätigkeit geſchieht. Es 
genügt, daß überhaupt mit dem Unternehmen die 
Erlangung eines Gewinnes, eines Ueberſchuſſes über 
die Koſten bezweckt wird. — Auch iſt es kein Er⸗ 
fordernis, daß die Erzielung eines unmittel⸗ 
baren Geſchäftsgewinnes bezweckt wird, ſchon 
das Erwarten eines nur mittelbaren Ge⸗ 
ſchäftsgewinnes, den der nach Artikel 3 verbotene 
Betrieb etwa erhoffen ließe und mit dem der 
Unternehmer rechnet, muß zur Begriffsbeſtimmung 
der erörterten Gewerbsmäßigkeit ausreichen; denn 
ausſchlaggebend kann nur der wirtſchaftliche Zweck, 
nicht aber das ſchließliche Geſchaftsergebnis ſein. — 
Dagegen vermag man bei vereinzelten, außerhalb 
des ordnungsmaͤßigen Anſtaltsbetriebes liegenden 
Fällen nicht von einem durch Artikel 3 verbotenen 
gewerbsmäßigen Anſtaltsbetrieb zu ſprechen,) 
namentlich nicht, wenn eine Privatbeförderungs⸗ 
anſtalt nur einige Male auf Erſuchen eines Dritten 
Gegenſtände genannter Art befördert, ohne ſich 
dazu erboten zu haben oder das Gleiche auch für 
andere zu tun. 

3. Was man unter „unverſchloſſenen 
Briefen, Karten, Druckſachen und Waren⸗ 
proben“ i. S. des Artikels 3 zu verſtehen 
hat, kann als bekannt vorausgeſetzt werden. Der 
Unterſchied zwiſchen Brief und Druckſache, deſſen 
Klarlegung bei der Anwendung des Poſtzwangs 
eine ſo große Rolle ſpielt, verliert hier an prak⸗ 
tiſcher Bedeutung, da beide Verſendungsgegenſtände 
dem Beförderungsverbote der Poſtnovelle in gleicher 
Weiſe unterſtellt ſind, ſoferne nur die Briefe 
keinen Verſchluß tragen. — Wenn ſchon die frag⸗ 
lichen Begriffe erſt durch die Poſtordnung geſchaffen 
und ſo in Umlauf geſetzt wurden, erſcheint es doch 
nicht angängig, die von der Poſtordnung hierüber 
aufgeſtellten Begriffsmerkmale auch bei Aus⸗ 
legung des Artikels 3 anzuwenden, vielmehr müſſen 
die hier behandelten Gegenſtände (Briefe, Karten 
uſw.) nach dem allgemeinen Sprachge⸗ 
brauche beurteilt werden. Das hat zur Folge, 
daß die Grundſätze der Poſtordnung über Größe⸗ 
und Gewichtsgrenzen, über die von ihr behandelten 


18) Bgl. NESt. 37, 281; 44, 85; 35, 143, 192; 
Niggl a. a. O. 82a Anm. 11. 
10) Niggl, Art. 3 PoſtRNov. Anm. 2. 
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Betrieb von Privatpoſten, ſelbſt bei deſſen Beſchrän⸗ 
kung auf die im Artikel 3 a. a. O. genannten, dem 
Poſtzwang nicht unterliegenden Gegenſtände, er⸗ 
wachſen würde. 

Den Gegenſtand des von Artikel 3 
aufgeſtellten Verbotes bildet, wie gleichfalls 
ſchon mehrfach berührt, der Betrieb von „An⸗ 
ſtalten zur gewerbsmäßigen Einſammlunng 
von unverſchloſſenen Briefen ..., die mit der 
Aufſchrift beſtimmter Empfänger verſehen ſind“. 

Im allgemeinen kann man unter einer „An⸗ 
ſtalt“ die Organiſation von Arbeitskräften und 
ſachlichen Mitteln zur dauernden Verfolgung be⸗ 
ſtimmter Zwecke eines Rechtsſubjekts verſtehen. Der 
Begriff der Anſtalt nach Artikel 3 weiſt 
auf eine Beförderung, anſtalt hin, Artikel 3 
will dabei nur eine gewiſſe Art von Beför⸗ 
derungsanſtalt und deren Betrieb verbieten, 
nämlich den Betrieb ſolcher organifierter Einrich⸗ 
tungen, die ſich mit der Einſammlung unverſchloſſener, 
aber adreſſierter Briefe .. .. befaſſen. Getroffen 
von dem Verbote ſoll nur der organiſierte, gewerbs⸗ 
mäßige Privatpoſtbetrieb, die organiſierte Privat⸗ 
poſtanſtalt werden, die im Wettbewerb mit der 
Staatspoſt der Allgemeinheit oder gewiſſen Ver⸗ 
kehrskreiſen ihre Beförderungsgelegenheit gewerbs⸗ 
mäßig anbietet und zur Verfügung ſtellt.“) 

Von einer ſolchen organiſierten Pri⸗ 
vatpoſtanſtalt kann jedoch nur die Rede 
ſein, wenn Einrichtungen geſchaffen ſind, die den 
gewerbsmäßigen (ſ. das Folgende!) Betrieb als 
ſolchen einer Poſtanſtalt, als poſtähn⸗ 
lichen Betrieb erſcheinen laſſen, der an Stelle der 
Staatspoſt dem Publikum oder doch größeren Ver⸗ 
kehrskreiſen dienſtbar ſein will.“) Ob ſolche Ein⸗ 
richtungen beſtehen, iſt im Einzelfalle Sache der 
tatſaͤchlichen Beurteilung. Zur Feſtſtellung der hier 
erforderlichen Merkmale muß in jedem Falle das 
Geſamtbild des einzelnen Unternehmens ins Auge 
gefaßt werden, um ſo die Entſcheidung zu gewinnen, 
ob eine poftähnliche Organiſation vorliegt. Daß 
dabei aus gewiſſen mit dem Betriebe verbundenen 
Aeußerlichkeiten wie Firmenbezeichnung, Dienſtzeit, 
Verwendung von Brief: und Sammelfäften, Be: 
förderung nach feſten Tarifen, Verwendung von 
Freimarken, von beſonderem Beſtellperſonal auf 
die beſagte Organiſation poſtähnlicher Natur ge⸗ 
ſchloſſen werden kann, vermag allerdings zur Er⸗ 
leichterung der Unterſuchung zu dienen, ihr Vor⸗ 
handenſein iſt aber niemals Vorausſetzung für das 
Vorliegen eines ſolchen Betriebs. 

Weiter erſcheint es keineswegs erforderlich, daß 
ein Betrieb, ein Unternehmen ausſchließlich zu 
dem Zwecke beſteht, unverſchloſſene Briefe uſw. 
einzuſammeln ... — Es genügt, wenn dies als 


) NSS. 43, 30; 44, 101; Bay Obs St. 5. X. 1912, 
Rev⸗Reg. 312/1912; vgl. Niggl a. a. O. Anm. 1. 

1) RGSt. 35, 125, 194; 43, 31; BayObs St. 
5. X. 12, Rev⸗Reg. 312/1912; Niggl a. a. O. Anm. 3, 
Aſchenborn PoſtG., 310. 


Nebengeſchäft betrieben wird, wenn dieſe Taͤtig⸗ 
keit nur einen Zweig des Geſamtbetriebes 
darftellt.?) Zeigt ſich das gewerbsmäßige Ein⸗ 
ſammeln, Befördern oder Verteilen von adreſ⸗ 
ſierten, unverſchloſſenen Briefen uſw. etwa mit 
einem anderen gewerblichen Unternehmen (z. B. 
Verlag, Beförderungsanſtalt, Güterſpedition u. dgl. 
mehr) verbunden, jo müſſen die für dieſes andere 
Unternehmen beſtimmten Einrichtungen, ſoweit fie 
zugleich dem genannten poſtähnlichen Betriebe 
dienen, bei der Entſcheidung darüber mit 
einbezogen und geprüft werden, ob Einrich⸗ 
tungen vorhanden find, die das Unter- 
nehmen als „organiſierte Privatpoſtanſtalt“ kenn⸗ 
zeichnen. — Belanglos für dieſe Frage bleibt es, 
wenn der Umfang des in der behandelten Be⸗ 
förderung beſtehenden Betriebes beſondere Räume 
neben den für das andere Unternehmen beſtimmten 
und eine Vermehrung des Arbeitsperſonals nicht 
notwendig macht; denn auf den Umfang des 
Betriebes kommt es nicht an, entſcheidend 
iſt vielmehr nur die Art des gewerblichen, auf 
die Beförderung gerichteten Unternehmens, wie es 
ſich nach den getroffenen Einrichtungen entwickeln 
ſoll. — Das wichtige Merkmal einer ſolchen ge⸗ 
ſchaftsmäßigen Geſtaltung des Betriebes fehlt, 
wenn eine Perſon nur Botengänge verrichtet; für 
ſolche Fälle bleibt Artikel 3 außer Betracht. 

Es wurde ſchon hervorgehoben, daß ein nach 
Artikel 3 verpöntes Beförderungsunternehmen nicht 
bloß dem geſamten Publikum, der Allgemeinheit, 
ſondern auch nur einem beſchränkten Intereſſenten⸗ 
oder Verkehrskreiſe ſeine Dienſte anbieten kann, 
ohne ſich deswegen dem Verbote der Poſtnovelle 
entziehen“ zu können. Es iſt mit dem entwickelten 
Begriffe einer Anſtalt i. S. des Artikel 3 wohl 
vereinbar, daß der betreffende Unternehmer nur 
von einzelnen, beſtimmten Auftraggebern, z. B. 
Geſchäftsleuten, gewiſſen Firmen, die Beförderung 
der gedachten Sendungen entgegennimmt. Eine 
derartige Beſchränkung des Betriebes beſeitigt die 
Verbotswidrigkeit nicht. — Weiter wird ein ſolches 
Beförderungsunternehmen der Allgemeinheit auch 
dann zur Verfügung geſtellt, wenn ſich der Unter⸗ 
nehmer und feine Organe gar nicht um die Auf: 
träge bemühen, vielmehr auch Aufträge von Per⸗ 
ſonen ausführen, denen zuvor die Dienſte des 
Betriebes nicht angeboten worden ſind. 


2. Der in der Poſtnovelle verbotene Betrieb 
muß ſich mit der „gewerbsmäßigen Ein⸗ 
ſammlung, Beförderung oder Ver— 
teilung“ von unverſchloſſenen adreſſierten Briefen 
u. dgl. befaſſen. N 

Dieſe dreifache, an ſich jeweils ſelbſtändig durch; 
führbare Tätigkeit läßt ſich auch unter dem all: 
gemeinen Begriffe „Beförderung“ zuſammenfaſſen, 
wie er namentlich für die Beobachtung und Ver— 


2) RGSt. 35, 194, 295; 44, 101. — Niggl a. a. O. 
Anm. 1. 


Zeitſchrift fün Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 1 u. 2. 7 


letzung des Poſtzwanges (88 1—2 a RPoſtG.) 
von weſentlicher Bedeutung iſt.“) Dieſe Be 
förderung umfaßt alle Tätigkeiten, welche 
dazu erforderlich find, um den Verſendungsgegen⸗ 
ſtand aus der Hand des Abſenders in die des 
Empfängers gelangen zu lafſſen. Gleichwie der 


Grundſatz des Poſtzwanges ſchon dann verletzt iſt, 


wenn nur ein Glied der oben bezeichneten Kette 
von Einzeltätigkeiten außerhalb des Bereiches der 
Poſtanſtalt liegt, ebenſo käme bei den Privat⸗ 
poſtanſtalten des Artikels 3 eine unerlaubte Be⸗ 
förderungstätigkeit in Frage, wenn die dort be⸗ 
zeichneten Gegenftände auch nur zur Bewirkung 
eines Teiles der Beförderungshandlung ſich im 
Gewahrſam einer ſolchen Privatpoſtanſtalt be⸗ 
fänden. Das Betriebsverbot des Artikels 3 gilt 
gleichmäßig für den Orts⸗ und den Fernverkehr. 

Das „Einſammeln“ ſetzt eine auf die Er⸗ 
langung einer Mehrheit von Sendungen gerichtete 
Tatigkeit voraus, wobei es nicht darauf ankommt, 
ob die Sendungen von den Abſendern durch Boten 
abgeholt oder an Sammelſtellen wie Brieffäften 
entgegengenommen werden, ob ſie bei der Privat⸗ 
beförderungsanſtalt zunächſt angeſammelt oder ſo⸗ 
fort weitergeſchickt werden. Einſammlung liegt auch 
dann vor, wenn zurzeit immer nur die Sen⸗ 
dungen eines Abſenders erholt werden. — In 
welcher Weile die Weiterbeförderung der einge⸗ 
ſammelten Sendungen vor ſich geht, bleibt für 
die Frage, ob eine Einſammlung nach Artikel 3 
vorliegt, ohne Belang.!) 

Als „Beförderung“ nach Artikel 3, d. i. 
im engeren Sinne, iſt die Weiterleitung oder Ver⸗ 
ſendung anzuſehen, die darauf gerichtet iſt, die 
Beförderungsgegenſtände vom Aufgabe⸗ an den 
Beſtimmungsort zu verbringen.“) 

Am Beſtimmungsort, der ſelbſtredend mit dem 
Aufgabeort zuſammenfallen kann (vgl. den 8 1a des 
Reichspoſtgeſetzes über den Poſtzwang im Ortsver⸗ 
kehr), geht dann die „Verteilung“ der Sen⸗ 
dungen vor ſich, d. i. die Beſtellung an den Emp⸗ 
fangsberechtigten, ſei es an ihn perſönlich, ſei es 
durch Bereitlegen zum Abholen durch dieſen in 
Abholfaͤchern oder durch Abgabe an eine Sammel: 
ſtelle.“) 

Schon die Vornahme einer der drei Unter: 
tätigkeiten, etwa das Einſammeln oder das Ver⸗ 
teilen, läßt, wie ſchon hervorgehoben, bei Zutreffen 
der ſonſtigen Tatsbeſtandsmerkmale das Verbot des 
Artikels 3 verletzt erſcheinen. — Dennoch kann es 
für die Beurteilung einer ſolchen Verletzung niemals 
ins Gewicht fallen, ob die Verſendungs⸗ oder Be⸗ 
förderungsgegenſtände von den Abſendern fertig 


9) gl., auch für das Folgende, Niggl, Boft®. 8 1 
Anm. 1 und die dort angeführten oberſtrichterlichen 
Entſcheidungen. 

100 RGSSt. BIP T. VII, 240, RGSt. 44, 82; Niggl 
. l. 2g l. 8 ns 81 Anm. 1 

) Vgl. Niggl, Poſtc. nm. 

1) RG. 42, 208; Niggl a. a. O. 


geliefert oder von der die Beförderung (i. w. S.) 
übernehmenden privaten Anſtalt im Auftrage der 
Abſender erſt hergeſtellt werden. 

Der Begriff der Gewerbsmäßigkeit i. S. 
der Poſtnovelle iſt gegeben, wenn der betreffende 
Privatpoſtbetrieb eine e und regelmäßige, 
auf die Erzielung von Gewinn gerichtete Tätigkeit 
durch das in Artikel 3 erwähnte und verbotene 
Einſammeln, Beſördern oder Verteilen entfaltet. 
Nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts!) er⸗ 
ſcheint hier als gewerbsmäßig jedes Handeln, das 
innerhalb einer mit dem Willen fortdauernder 
Weiterführung vorgenommenen, auf Erzielung von 
Gewinn gerichteten Erwerbstätigkeit geſchieht. Es 
genügt, daß überhaupt mit dem Unternehmen die 
Erlangung eines Gewinnes, eines Ueberſchuſſes über 
die Koſten bezweckt wird. — Auch iſt es kein Er⸗ 
fordernis, daß die Erzielung eines unmittel⸗ 
baren Geſchäftsgewinnes bezweckt wird, ſchon 
das Erwarten eines nur mittelbaren Ge⸗ 
ſchäftsgewinnes, den der nach Artikel 3 verbotene 
Betrieb etwa erhoffen ließe und mit dem der 
Unternehmer rechnet, muß zur Begriffsbeſtimmung 
der erörterten Gewerbsmäßigkeit ausreichen; denn 
ausſchlaggebend kann nur der wirtſchaftliche Zweck, 
nicht aber das ſchließliche Geſchäftsergebnis fein. — 
Dagegen vermag man bei vereinzelten, außerhalb 
des ordnungsmäßigen Anſtaltsbetriebes liegenden 
Fällen nicht von einem durch Artikel 3 verbotenen 
gewerbsmäßigen Anſtaltsbetrieb zu ſprechen,) 
namentlich nicht, wenn eine Privatbeförderungs⸗ 
anſtalt nur einige Male auf Erſuchen eines Dritten 
Gegenſtände genannter Art befördert, ohne ſich 
dazu erboten zu haben oder das Gleiche auch für 
andere zu tun. 

3. Was man unter „unverſchloſſenen 
Briefen, Karten, Druckſachen und Waren⸗ 
proben“ i. S. des Artikels 3 zu verſtehen 
hat, kann als bekannt vorausgeſetzt werden. Der 
Unterſchied zwiſchen Brief und Druckſache, deſſen 
Klarlegung bei der Anwendung des Poſtzwangs 
eine ſo große Rolle ſpielt, verliert hier an prak⸗ 
tiſcher Bedeutung, da beide Verſendungsgegenſtände 
dem Beförderungsverbote der Poſtnovelle in gleicher 
Weiſe unterſtellt ſind, ſoferne nur die Briefe 
keinen Verſchluß tragen. — Wenn ſchon die frag⸗ 
lichen Begriffe erſt durch die Poſtordnung geſchaffen 
und ſo in Umlauf geſetzt wurden, erſcheint es doch 
nicht angängig, die von der Poſtordnung hierüber 
aufgeſtellten Begriffsmerkmale auch bei Aus⸗ 
legung des Artikels 3 anzuwenden, vielmehr müſſen 
die hier behandelten Gegenſtände (Briefe, Karten 
uſw.) nach dem allgemeinen Spradge: 
brauche beurteilt werden. Das hat zur Folge, 
daß die Grundſätze der Poſtordnung über Größe⸗ 
und Gewichtsgrenzen, über die von ihr behandelten 


1) Bol. RGSt. 37, 281: 44, 85; 35, 143, 192; 
Niggl a. a. O. 8 2 a Anm. 11. 
10) Niggl, Art. 3 PoſtRov. Anm. 2. 
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gleichnamigen Verſendungsgegenſtände, über deren 
Verpackung, Verſchluß, über Form und Inhalt 
der Aufſchrift für die hier in Rede ſtehenden Ge⸗ 
genſtände nicht in Betracht kommen können.““) 
Das Verbot des Artikels 3 erſtreckt ſich ſomit auf 
alle fraglichen Sendungen ohne Rückſicht auf 
Gewicht, Größe, Verpackung uſw., wenn nur die 
prinzipielle b a erfüllt iſt, daß dieſe 
Gegenſtände zur Verſendung beſtimmt find und 
die Aufſchrift beſtimmter Empfänger tragen. — 
Zu den hier genannten Druckſachen zählen vor 
allem die Zeitungen und Zeitſchriften mit der 
Adreſſe beſtimmter Empfänger. 

4. Mit der Aufſchrifteines beſtimmten 
Empfängers iſt die Sendung i. S. des Artikels 3 
dann verſehen, wenn auf der Sendung oder ihrer 
Umhüllung in irgendeiner Weiſe erkennbar gemacht 
iſt, wem die Sendung zugeſtellt werden ſoll. — 
Die Aufſchrift braucht nicht den Namen des 
Empfängers zu enthalten, ſie muß nur ſo abge⸗ 
faßt ſein, daß über den Empfänger kein Zweifel 
beſtehen kann. Nicht erforderlich erſcheint es, daß 
die Bezeichnung für den Empfänger verſtändlich 
iſt, es genügt, wenn die Beförderungsanſtalt oder 
auch nur ein einzelner Bedienſteter derſelben den 
Sinn der Bezeichnung kennt. Die Adreſſe kann 
auch in der Angabe einzelner Buchſtaben, einer 
Zahl, eines ſonſtigen Zeichens beſtehen, ſofern nur 
die Beförderungsanſtalt oder ihr Bote aus der 
Bezeichnung erfieht, für wen die Sendung be: 
ſtimmt iſt — Umgehungen des Geſetzes wurden viel⸗ 


fach verſucht. Ein häufig angewendetes aber ſtraf⸗ 


bares Verfahren beſtand darin, daß dem Boten 
nur mit einem Zeichen verſehene Sendungen mit⸗ 
gegeben wurden, gleichzeitig aber auch eine Liſte, 
in der die betreffenden Perſonen, denen das Zeichen 
galt, niedergeſchrieben waren, ſo daß ſich der Bote 
bei der Zuſtellung orientieren konnte. — Eine 
Anzahl weiterer Privatbeförderungsanſtalten ver: 
ſuchte es zur Umgehung des Verbotes der Novelle 
damit, daß ſie bei Beſtellung der von ihnen be⸗ 
förderten offenen Briefe, Karten uſw., die nicht 
die Aufſchrift der Adreſſaten in irgendeiner Form 
trugen, ſondern vollſtändig der Bezeichnung ent⸗ 
behrten, den Beſtellern mit der Aufſchrift 
der Empfänger verſehene Karten, Begleit⸗ 
ſcheine leere Briefumſchlaͤge uſw. mitgab. Dieſe 
Adreßkarten und dg. waren gewöhnlich nicht vom 
Abſender ausgeſtellt, ſondern erſt von der Be⸗ 
förderungsanſtalt ausgeſchrieben und den Be⸗ 
förderungsgegenſtänden beigegeben worden, wurden 
aber bei der Beſtellung der letzteren dem Empfänger 
nicht mitausgehändigt. Auch dieſes Verfahren 
wurde vom Reichspoſtamte beanſtandet, da das 
Verbot der Beförderung von den behandelten 
adreſſierten Sendungen ſchon dann verletzt 
ſei, wenn jene Sendungen auch nur während 
eines Abſchnittes der Beförderung d. i. des 


15) Bgl. Niggl a. a. O. Anm. 11. 


geſamten Beförderungsaktes, beginnend mit Ab⸗ 
gabe der Sendung durch den Abſender und endigend 
mit der Beſtellung an den Adreſſaten, mit einer 
Adreſſe verſehen ſeien. Das letztere ſei aber 
der Fall, wenn ſich Adreßkarte und Sendung 
gemeinſchaftlich im Gewahrſam des beſtellenden 
Boten befänden, weil auch hierdurch die für den 
Begriff des (mit einer Adreſſe) „Verſehenſeins“ er⸗ 
forderliche körperliche Beziehung der beiden Gegen⸗ 
ſtände zueinander hergeſtellt werde. 

Die Aufſchrift muß daher irgendwie mit den 
in Artikel 3 bezeichneten Gegenſtänden körper⸗ 
lich zuſammen hängen, verbunden ſein, 
auch wenn dies nicht auf der Sendung ſelbſt, 
ſondern etwa auf einem angehefteten Zettel ge⸗ 
ſchehen würde.““) Auch eine nur loſe körperliche 
Beziehung der Aufſchrift zur Sendung kann zu 
einer Zuwiderhandlung gegen die Poſtnovelle aus⸗ 
reichen, wenn z. B. die Sendung ſelbſt zwar keiner⸗ 
lei Auſſchrift oder Bezeichnung beſäße, wenn ſie aber 
in einen Umſchlag oder in eine Mappe hineinge⸗ 
legt würde, die die Aufſchrift oder Bezeichnung 
des Empfängers trüge. — Gleichgültig für das Vor⸗ 
liegen eines Verſtoßes gegen Artikel 3 bleibt es, 
von wem und wann die Sendung mit der 
Adreſſe verſehen wurde, ob vom Abſender, von 
der Beförderungsanſtalt oder ihren Beſtellboten 
oder aber einer dritten Perſon, dann ob die Adreſſe 
ſich noch bei der Aushaͤndigung der Sendung an 
den Empfänger mit ihr in einem körperlichen Zu⸗ 
ſammenhange befand. — 

Das Verbot der Poſtnovelle findet aber auch 
bei dieſem wichtigen Merkmal ſeine Grenzen, falls 
die in Artikel 3 genannten Sendungen in un⸗ 
adreſſiertem Zuſtande von den beſprochenen 
Anſtalten eingeſammelt, befördert oder verteilt 
werden. 

Wo jeder körperliche Zuſam menhang zwiſchen 
Aufſchrift und Sendung fehlt, kann man nicht von 
einer Zuwiderhandlung gegen die Poſtnovelle ſprechen. 
So müßte es z. B. als durchaus erlaubt erachtet 
werden, wenn etwa ein Abſender die Adreſſen zu 
den von ihm aufgegebenen Sendungen in einer 
Liſte zuſammenſtellt und der Bote einer Beförde⸗ 
rungsanftalt die Sendungen, die keinerlei Bezeich⸗ 
nung tragen, nach dieſer Liſte verteilt, ohne daß 
dabei der Adreſſat eine irgendwie individuell be⸗ 
zeichnete, nur für ihn beſtimmte Sendung erhalten 
ſoll.!“) Immerhin iſt auch dabei zu beachten, 
daß in keinem Zeitpunkte des Beſörderungsaktes 
eine körperliche Beziehung zwiſchen Sen⸗ 
dung und Adreſſatenbezeichnung eintreten darf. 
Doch iſt hier die Grenze zwiſchen Erlaubtem und 
Verbotenem ſehr flüſſig. 

5. Wendet man die entwickelten Grundſätze 
auf den eingangs beſprochenen Beſchwerdepunkt 
an, ſo ergibt ſich folgende Sach⸗ und Rechtslage. 


16) Niggl a. a. O. Anm. 11, 


Sofern eine Firma ſich damit befallen würde, 
gegen Entgelt, alſo gewerbsmäßig, Gegenſtände der 
in Artikel 3 der Poſtnovelle von 1899 bezeich⸗ 
neten Art, beſonders Reklamedruckſachen, Waren⸗ 
anpreiſungen, Bücher⸗ und andere Preisverzeichniſſe, 
von anderen Firmen einzuſammeln, ſie ſodann 
mit den eigenen Druckſachen genannter Art zu 
vereinigen und etwa als Druckſachen durch die 
Poſt an beſtimmte, von ihnen ſelbſt bezeichnete 
Empfänger (d. i. unter einem Umſchlage mit der 
Aufſchrift beſtimmter Empfänger) befördern zu 
laſſen, würde ſie dem Verbote des genannten Ar⸗ 
tikels 3 zuwiderhandeln; denn fie würde unzuläj- 
ſigerweiſe den Uebergang des Gewahrſams der 
geſammelten Sendungen aus der Hand des Ab⸗ 
ſenders in die des Empfängers vermitteln und ſo 
eine durch die Poſtnovelle verpönte Anſtalt zur 
gewerbsmäßigen Einſammlung der dortſelbſt auf⸗ 
geführten Gegenſtände betreiben. Daß das Ver⸗ 
bot der Novelle ſchon durch einen der vorgeſehenen 
Beförderungsakte übertreten werden kann, iſt be⸗ 
reits bekannt. 

Dagegen fehlt es bezüglich der Zuläſſigkeit oder 
Nichtzuläſſigkeit der Beigabe fremder Zeitungs⸗ 
beilagen zu den eigenen Zeitungen oder Zeit⸗ 
ſchriften an der wünſchenswerten Klarheit in der 
Rechtſprechung wie in der Praxis. 

Das Reichsgericht hat die Frage, ob der 
Verleger einer Druckſchrift gegen den Artikel 3 
der Poſtnovelle vom 20. Dezember 1899 verſtößt, 
wenn er fremde Druckſachen (3. B. Proſpekte, Ge⸗ 
ſchäſtsempfehlungen anderer Firmen) ſammelt und, 
mit ſeiner Druckſchrift (Zeitung, Zeitſchrift) vereinigt, 
unter Kreuzband durch die Poſt verſchickt, mit der 
Begründung verneint, dieſen Beilagen komme keine 
andere Bedeutung zu als den in der Druckſchrift 
ſelbſt enthaltenen Inſeraten, deren Zweck ſie auf 
weniger koſtſpieligem und zugleich wirkſamerem 
Wege zu erreichen ſuchten.“) — Aehnlich ſprach 
ſich ein bayeriſches Landgericht aus, das dieſe 
Proſpekte und loſen Beilagen als „fliegende Inſerate“ 
bezeichnete, denen ebenſogut wie den gewöhnlichen 
Inſeraten die Eigenſchaft eines Beſtandteils der im 
Betriebe einer Verlagsanſtalt erſcheinenden Druck⸗ 
ſchrift zukomme. 

Natürlich trägt die Reichspoſtverwaltung 
dieſem Standpunkte des Reichsgerichts Rechnung 
und erachtet für die Regel die Beifügung beſonderer 
Beilagen zu Zeitungen unter Kreuzband mit der 
Aufſchrift beſtimmter Empfänger zwecks Aufgabe 
zur Poſt nicht als unzuläſſig und gegen Artikel 3 
verſtoßend. Immerhin betont ſie die Möglichkeit, 
daß auch bei dieſer Verfahrensart der Verlag einer 
Zeitung oder Zeitſchrift zu einer nach Artikel 3 der 
Poſtnovelle verbotenen Anſtalt werden kann, ſo 
namentlich, wenn von der beſagten Beifügung von 
Beilagen in erheblichem Umfang Gebrauch 


) NWS. 35, 194, 195. 
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gemacht würde, wenn dieſe Art der Beförderung 
von Beilagen den Hauptzweck des Unter: 
nehmens bilden würde. 

Das Bayeriſche Oberſte Landesgericht 
hat in einem neueren Urteile) inſofern eine vom 
Reichsgerichte abweichende Auffaſſung bekundet, als 
es dem reichsgerichtlichen Standpunkte nur beipflichtet, 
wenn die den Inſeraten gleichgeſtellten 
loſen Beilagen von der Verlagsanſtalt, 
die ſie ihren Ae dende du eg oder Zeitungen 
beigibt, ſelbſt hergeſtellt ſind. Wurden da⸗ 
gegen dieſe loſen Beilagen anderorts gedruckt und 
dem Inhaber einer Verlagsanſtalt bloß zu dem 
Zwecke übergeben, damit er ſie mit der von ihm 
gedruckten und verlegten Schrift verbreite, ſo kann 
nach der Anſchauung des bayeriſchen oberſten Ge⸗ 
richtes dem Intereſſe, das die Auftraggeber an 
einer möglichſt billigen und wirkſamen Verbreitung 
ihrer Ankündigungen, Proſpekte uſw. haben, eine 
Bedeutung für die rechtliche Beurteilung der Tätig: 
keit des Inhabers der Verlagsanſtalt, die in der 
gewerbsmaͤßigen Einſammlung und Beförderung 
der fremden Druckſachen befteht, nicht beigelegt 
werden, — mit kurzen Worten: dieſe gewerbsmäßige 
Einſammlung und Beförderung verſtößt, falls ein 
Anſtaltsbetrieb der oben geſchilderten Art vorliegt, 
gegen die Vorſchrift in Artikel 3 der Poſtnovelle, 
muß demnach beſtraſt werden. 


Dieſem Standpunkte folgt naturgemäß auch 
die bayeriſche Poſtverwaltung. — Die 
Verſchiedenheit der Stellungnahme von Recht⸗ 
ſprechung und Praxis in Bayern und im übrigen 
Reichsgebiete hat etwas Unerfreuliches an ſich, 
zumal dabei die bayeriſchen Verleger gegenüber 
denen im Gebiete der Reichs⸗ und der württem⸗ 
bergiſchen Poſtverwaltung ſchlechter daran ſind; denn 
ihnen gegenüber iſt die Strafbarkeitsgrenze des 
Artikels 3 der Poſtnovelle weiter gezogen. Zum 
Ausgleich [ol bis zur endgültigen geſetzlichen 
Klarlegung der Angelegenheit gegen keinen 
Zeitungsverleger mehr von der bayeriſchen Poſt⸗ 
verwaltung Anklage aus Artikel 3 erhoben werden. 
— Ob dieſe geſetzliche Reviſion, deren Zeitpunkt 
nicht bekannt iſt, die gewünſchte endgültige Regelung 
und gleichheitliche Handhabung des Gefetzes im ganzen 
Deutſchen Reiche bringen wird, muß abgewartet 
werden. Bei den vielen Erſcheinungsformen, in 
denen Handel und Verkehr ſtets aufs neue ſich ver⸗ 
jüngen, hat Geſetzgebung, Rechiſprechung und 
Praxis jedenfalls keinen leichten Stand, ſich mit 
den Wünſchen des Fortſchritts und der Verkehrs⸗ 
entwicklung in Einklang zu bringen und alle, 
an ſich oftmals nicht unberechtigten Bemängelungen 
verſtummen zu machen. 


18) Urteil vom 4. XI. 13 (Rev⸗Reg. Nr. 294/1913). 


Die wiederkehrenden öffentlichen Laſten von 


Grundſtücken nach der Bel. v. 12. Juli 1917. 


Bon Amtsrichter Haus Dittrich in München. 
Unterm 12. Juli 1917 hat der Bundesrat eine 


| Verordnung erlaſſen, welche in 8 1 Satz 1 lautet: 


Anſprüche auf Entrichtung wiederkehrender öffent⸗ 


licher Laſten eines Grundſtücks, für die nach dem 


1. Auguſt 1914 von der zuſtändigen Behörde Ausſtand 
gewährt worden iſt, gelten im Sinne des 8 10 Nr. 3 
3G. als Anſprüche auf Entrichtung laufender Beträge. 


Die Verordnung bildet eine Ergänzung zu der 
vorausgegangenen Verordnung vom 22. April 1915, 
deren 8 1 lautet: 

Die Anſprüche auf Entrichtung von öffentlichen 
Laſten eines Grundſtücks, die nicht in wiederkehrenden 
Leiſtungen beſtehen, gewähren bis auf weiteres ein 
Recht au Befriedigung im Range der 3. Klaſſe des 
§ 10 Nr. 3 3G., ſoweit fie am 1. Januar 1915 noch 
nicht 2 Jahre rückſtändig waren. 

Wahrend das Anwendungsgebiet der letzteren 
Verordnung ſehr klein iſt, hat die Verordnung 
vom 12. Juli 1917 große praktiſche Bedeutung. 
In der kurzen Zeit ihres Beſtehens hat ſie denn 
auch den mit ihrer Anwendung betrauten Gerichten 
und Finanzbehörden ſchon mancherlei Kopfzerbrechen 
verurſacht, das durch die Min Bek. vom 3. November 
1917 (Beiblatt zum JMBl. S. 270) nur teilweiſe 
behoben werden konnte. Einige der in Betracht kom⸗ 
menden Fragen ſollen deshalb nachſtehend erörtert 
werden. 

1. Was verſteht man unter Ausſtands⸗ 
gewährung? Zu dieſer Frage bringt die 
MinBek. vom 3. November 1917 in 84 mit 
erfreulicher Klarheit zum Ausdruck, daß die Ge⸗ 
währung des Ausſtands geſetzlich an keine Form 
gebunden iſt; ſie bewegt ſich mit dieſen Ausfüh⸗ 
rungen ganz auf dem Boden der Begründung 
zu dem Entwurf der Verordnung vom 12. Juli 
1917, wo es heißt: 

Insbeſondere wird für die Gewährung des Aus⸗ 
ſtands keinerlei Form vorgeſchrieben. Jede Art einer 
erkennbar an den Schuldner gerichteten Willens⸗ 
äußerung, auch einer ſogenannten ſtillſchweigenden, 
kann dazu ausreichen. 

Inwieweit man nun eine ſtillſchweigende Aus⸗ 
ſtandsgewährung im Sinne der Verordnung wird 
annehmen können, iſt reine Ermeſſensfrage; dem 
Geiſte der Verordnung wird es wohl am beſten 
entſprechen, wenn man hiebei möglichit weitherzig 
verfährt und nicht den verhältnismäßig ſtrengen 
Maßſtab anlegt, mit dem man zu meſſen pflegt, 
wenn es ſich auf Grund anderer Vorſchriften 
um Beantwortung der Frage handelt, ob eine 
Schuld geſtundet iſt; ſchon die Verſchiedenheit der 
gebrauchten Worte — in der Verordnung vom 
12. Juli 1917: Ausſtandsgewährung, in 88 202, 
454, 509 BGB. und anderen: Stundung — läßt 
eine ſolch verſchiedenartige Behandlung zuläſſig 
erſcheinen. Hienach wird man Ausſtandsgewährung 
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Ihon dann annehmen können, wenn die Steuer: 
behörde nichts unternommen hat, um einen an ſich 
längft fälligen Rückſtand beizutreiben, ferner auch 
dann, wenn die Steuerbehörde für den Steuer⸗ 
rückſtand zwar die Beſchlagnahme des Grundftüds 
erwirkt, dann aber wieder die Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens bewilligt oder ſich mit weitgehender Hinaus⸗ 
ſchiebung des Verſteigerungstermins einverſtanden 
erklärt hat, wie das erfahrungsgemäß in den meiſten 
Fallen der Beſchlagnahme für öffentliche Laſten 
zutrifft. f 

Daß durch dieſe weitherzige Auslegung der 
Verordnung die Hypothekgläubiger benachteiligt 
werden, iſt kaum anzunehmen, wie man denn 
überhaupt die Nachteile, die den Hypothekgläubigern 
aus der Verordnung erwachſen, ſtark zu überſchätzen 
ſcheint, zumal ja die Verordnung in ihrem 8 2 
hinreichend Gewähr bietet, daß die Hypothekgläu⸗ 
biger in die Lage verſetzt werden, ihre Rechte zu 
wahren. Den Nachteilen ſtehen auf der anderen 
Seite Vorteile gegenüber, durch welche die Nach⸗ 
teile zum mindeſten wieder aufgewogen werden 
dürften. Beſonders den Gläubigern der zweiten 
Hypotheken (wenigſtens den anſtändigen unter 
ihnen, und nur dieſe find ſchutzbedürftig) kann 
die Verordnung in der Regel nur angenehm ſein, 
weil ſie durch die Gewährleiſtung der Sicherſtellung 
des Ranges der öffentlichen Laſten die große Gefahr 
beſeitigt, daß die Steuerbehörden zur Unzeit die 
Verſteigerung des Grundſtücks betreiben, was nicht 
felten den Ausfall der 2. Hypothek zur Folge hätte. 
Es kommt hinzu, daß die Verordnung entgegen 
einer weitverbreiteten Meinung durchaus nicht 
immer das Anwachſen der Steuerrückſtände be⸗ 
günftigt, ſondern im Gegenteil unter Umftänden 
deren vollſtändige Tilgung, wie ſich aus der 
Beantwortung der nachfolgenden Frage ergibt. 

2. Gilt die Verordnung nur für die Zwangs⸗ 
verſteigerung oder auch für die Zwangs⸗ 
verwaltung? Anſcheinend beſteht da und dort 
Neigung, die Verordnung für die Zwangsverwaltung 
nicht gelten zu laſſen; aber ſehr mit Unrecht. 
8 10 3 VG. gilt (und zwar nicht etwa nur auf 
dem Umweg des 8 146, d. h. der entſprechenden 
Anwendung, ſondern unmittelbar!) in gleicher 
Weiſe für die Zwangs verſteigerung und Zwangs⸗ 
verwaltung, da er unter die „allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften“ des ZVG. eingereiht iſt; der einzige Unter: 
ſchied bei den zwei Verfahrensarten beſteht darin, 
daß das Anwendungsgebiet des $ 10 bei der Zwangs⸗ 
verwaltung durch § 155 Ab}. 2 etwas eingejchräntt 
iſt; die Einſchränkungen ſind aber von einer Art, 
die hier keine Rolle ſpielt. Hieraus ergibt ſich 
zwingend, daß der Begriff der laufenden Beträge 
wiederkehrender öffentlicher Laſten des Grundſtücks 
durch die Bek. vom 12. Juli 1917 auch für die 
Zwangsverwaltung eine Erweiterung erfahren hat, 
die von weittragender Bedeutung iſt und wohl in 
den meiſten Fällen die Folge hat, daß nun ſämt⸗ 
liche Rückſtände an wiederkehrenden öffentlichen 
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Laſten im bevorzugten Range des 8 10 Nr. 3 zu 
decken find. Streng genommen müßten faſt alle 
in Zwangsverwaltungsſachen bereits aufgeſtellten 
Teilungspläne in dieſem Sinn geändert werden; 
wer, wie der Verfaſſer, „Inhaber“ von rund 
250 Zwangsverwaltungsakten ift, wird ſich allerdings 
hüten, ſo zu verfahren; vielmehr wird er einfach 
ſeine Verwalter anweiſen, die alteren Rückſtände 
an öffentlichen Laſten, ſoweit ſie von der Bek. vom 
12. Juli 1917 betroffen werden, ohne weitere 
Förmlichkeiten zu decken; man kann dabei von der 
ſicheren Vorausſetzung ausgehen, daß ſich gegen 
dieſes Verfahren niemand beſchwert; nötigenfalls 
kann man ja den Teilungsplan nachträglich noch 
der erforderlichen Aenderung unterziehen. 

Gelegentlich kann man auch das Bedenken hören, 
daß der Verfaſſer des Entwurfs zur Bek. vom 
12. Juli 1917 an die Zwangsverwaltung vielleicht 
nicht gedacht habe. Wäre dieſes Bedenken be⸗ 
gründet, ſo könnte es gleichwohl gegenüber dem 
Wortlaut der Bek. nicht als ſtichhaltig betrachtet 
werden. Wie die Durchſicht der Begründung zum 
Entwurf ergibt, entbehrt es aber der tatſaͤchlichen 
Grundlage, da in der Begründung der 8 155 
3G. ausdrücklich erwähnt iſt. 

3. Zu einigen weiteren Fragen, die man ge⸗ 
legentlich ſich vorlegen könnte, nimmt die Begrün⸗ 
dung des Entwurfs Stellung mit den Worten: 

Es macht keinen Unterſchied, ob der Ausſtand vor 
oder nach Eintritt der Fälligkeit gewährt wird. Auch 
den vor dem Inkrafttreten der Verordnung nach dem 


1. Auguſt 1914 bereits erteilten Bewilligungen wird 
die Wirkung des 81 beigelegt. 


Man kann dieſen Ausführungen nur beipflichten. 


4. Schafft ſo die Begründung des Entwurfs 
in den erwähnten Beziehungen die erwünjchle Klar⸗ 
heit, jo findet ſich darin andererſeits ein Satz, der 
bei der Anwendung der Verordnung zu Zweifeln 
Anlaß geben könnte; dieſer Satz lautet: 

Soweit nach dem 3. ein Fall eintritt, in dem 
es auf die Eigenſchaft der noch zu zahlenden Gefälle 
als laufender ankommt, behalten alle an dem geſetz⸗ 
lichen Stichtag, dem Tag der Beſchlagnahme, mit ge⸗ 
währtem Ausſtand geſchuldeten Beträge den Rang 
der 3. Klaſſe des 8 10. 


Daraus ergibt ſich die Frage: Kommt es für 
die Anwendung der Bekanntmachung darauf an, 
ob gerade am Tag der Beſchlagnahme Aus⸗ 
ſtand gewährt war, oder iſt die Bekanntmachung 
auch dann anwendbar, wenn der Ausſtand erſt 
nach der Beſchlagnahme gewährt wurde?!) Das 
Richtige dürfte die Entſcheidung der Frage im 
letzteren Sinne ſein, da der Wortlaut der Ver⸗ 
ordnung in keiner Weiſe zur gegenteiligen Ent⸗ 
ſcheidung zwingt und dieſe zu Ergebniſſen führen 


1) Wobei zu bedenken iſt, daß ja die Beſchlag⸗ 
nahme nicht notwendig von der Steuerbehörde aus⸗ 
gehen muß, ſondern auch von anderer Seite bean⸗ 
tragt werden kann, ohne daß die Steuerbehörde da⸗ 
von Kenntnis hat. 
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würde, die als unlogiſch bezeichnet werden müſſen. 
Man denke z. B. an folgenden Fall: 


Ein Hauseigentümer iſt mit den Hausſteuern für 
1. bis 4. Viertel jahr 1917 im Rückſtand. Die Hausſteuern 
werden bekanntlich zu Beginn jedes Kalenderviertel⸗ 
jahres im voraus fällig; die Steuern für das 4. Viertel⸗ 
jahr find alſo erſt am 1. Oktober 1917 fällig geworden, 
während die übrigen ſchon früher fällig waren. Für 
die Steuern für 1. bis 3. Vierteljahr hat der Haus⸗ 
befiger Ausſtand erwirkt; hinſichtlich der Steuern für 
das 4. Vierteljahr wurde er ihm zunächſt verſagt; das 
Rentamt hat ſogar Anſtalten getroffen, dieſe Steuern 
im Zwangswege beizutreiben. Im Januar 1918 wird 
das Anweſen von irgendeiner Seite zum Zwecke der 
Zwangsverwaltung beſchlagnahmt. Am Tag der 
Beſchlagnahme waren die Steuern für 1. bis 3. Viertel- 
jahr 1917 mit, die für das 4. Vierteljahr ohne ge⸗ 
währten Ausſtand geſchuldet. 


Sollen in dieſem Fall, wenn nachträglich auch 
für das 4. Vierteljahr Ausſtand gewährt wird, 
die Steuern für das 1. bis 3. Vierteljahr als 
laufende, die für das 4. Vierteljahr als rück⸗ 
ſtändige Beträge wiederkehrender öffentlicher 
Laſten gelten? Das kann wohl kaum der Sinn 
der Verordnung ſein; vielmehr wird man in dieſem 
Fall wohl die ganzen Steuern für 1917 als 
lauſende Laſt zu betrachten haben. Vermutlich wollte 
die Begründung dies auch gar nicht in Frage ſtellen 
und mit dem angeführten Satz nur ſagen, daß die 
Beträge, hinſichtlich deren einmal Ausſtand gewährt 
wurde, den Rang der 3. Klaſſe des 8 10 3G. 
auch dann behalten, wenn der gewährte Ausſtand 
nach Anordnung der Beſchlagnahme abgelaufen iſt. 
In dieſem Sinne ſcheinen auch die beteiligten 
bayeriſchen Miniſterien den genannten Satz aus⸗ 
zulegen, wie ſich aus 8 5 der Min Bek. vom 3. No: 
vember 1917 ergeben dürfte. 


5. Am ſchwierigſten iſt die Beantwortung der 
Frage nach dem Verhältnis der Verordnung 
vom 12. Juli 1917 zu Art. 122 Bay. 
AG. BGB. Kommt man hier nicht zu einer 
befriedigenden Löſung, jo wird die Verordnung 
vom 12. Juli 1917 in Bayern ihren Zweck großen⸗ 
teils verfehlt haben. Warum? 


Die Verordnung gewährt gewiſſen rückſtändigen 
wiederkehrenden offentlichen Laſten eines Grundſtücks 
gewiſſe Vorrechte. Was aber öffentliche Laſten des 
Grundſtücks ſind, jagt fie nicht; auch das Zwangs⸗ 
verſteigerungsgeſetz ſchweigt ſich hierüber aus; in 
der Begründung zum Entwurf dieſes Geſetzes iſt 
geſagt: 

Bei der Vielgeſtaltigkeit der öffentlichen Ab⸗ 
gaben und Laſten und bei dem Mangel allgemein an⸗ 
erkannter Kategorien und bezeichnender Merkmale iſt 
die Reichsgeſetzgebung nicht in der Lage, eine Be⸗ 
ſtimmung darüber zu treffen, welche Abgaben und 
Laſten i. S. der Vorſchrift zu den öffentlichen zu rechnen 
ſind. Dieſe Beſtimmung hängt ſo eng mit dem öffent⸗ 
lichen Recht der einzelnen Bundesſtaaten zuſammen, 
daß ſie ſachgemäß nur von der Landesgeſetzgebung aus⸗ 
gehen kann. Aus den Landesgeſetzen hat ſich zu er⸗ 
geben, ob die Abgabe aus dem Grundſtück zu ent⸗ 
richten ift bzw. auf demſelben haftet. Der Landes- 
geſetzgebung muß es alſo auch freiſtehen, zu beſtimmen, 
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daß eine Abgabe i. S. der Vorſchrift eine von dem 
Grundſtück zu entrichtende Abgabe fein ſoll. 


Die einſchlägige bayeriſche Beſtimmung iſt in 
Art. 122 AG. BGB. enthalten und lautet: 

Für Leiſtungen, die auf Grund eines Rechtsver⸗ 

ältniſſes des öffentlichen Rechtes von einem Grund» 
ück zu entrichten find, haftet das Grundſtück. Die 
Haftung für fällige Leiſtungen erliſcht mit dem Ab⸗ 
lauf von zwei Jahren nach dem Eintritte des Zeit⸗ 
punkts, von dem an die Leiſtung ee werden 
kann, wenn nicht vorher die Beſchlagnahme des Grund⸗ 
ſtücks erfolgt iſt. 

Nach dem Wortlaut dieſer Beſtimmung können 
Rückſtände, die mehr als 2 Jahre zurückliegen, 
nicht mehr als öffentliche Laſten des Grundſtücks 
angeſprochen werden, wenn nicht vor Ablauf der 
2 Jahre die Beſchlagnahme des Grundſtücks erfolgt 
iſt; ſie können deshalb, wenn dieſe Vorausſetzung 
nicht erfüllt iſt, auch nicht unter die Verordnung 
vom 12. Juli 1917 fallen — ein Ergebnis, das 
den Zweck dieſer Verordnung in Bayern gerade 
in denjenigen Fällen vereiteln würde, auf welche 
die Verordnung eigentlich zugeſchnitten iſt; denn 
der Hauptzweck der Verordnung war doch, wie 
ſich aus der Begründung zweifelsfrei ergibt, gerade 
der, die zahlreichen Beſchlagnahmen von Grund⸗ 
ſtücken zum Zwecke der Beitreibung und der Er⸗ 
haltung des Vorrechts der öffentlichen Laſten un⸗ 
nötig zu machen und die mit dieſen Beſchlagnahmen 
häufig verbundenen Nachteile”) zu beſeitigen. 

Man hat unbedingt das Gefühl, daß die Partie 
fo nicht ſtehen bleiben darf. Ich habe mir deshalb 
zunächſt mit einer Auslegung des Art. 122 geholfen, 
die mir anfänglich ganz annehmbar erſchien, indem 
ich ſagte: der „Zeitpunkt, von dem an die 
Leiſtung gefordert werden kann“, iſt eben entſprechend 
hinausgeſchoben, wenn für die öffentliche Laſt Aus⸗ 
ſtand gewährt wird; die 2 jährige Friſt des Art. 122 
kann deshalb, ſolange Ausſtand gewährt iſt, nicht 
in Lauf geſetzt, zum mindeſten nicht vollendet werden. 
Nachträglich find mir aber doch erhebliche Zweifel 
aufgeſtiegen, ob man dem Art. 122 dieſe Auslegung 
geben kann; es iſt dabei zu beachten, daß dieſe 
Auslegung auch in Friedenszeiten die Möglichkeit 
eröffnen würde, den Steuern und ſonſtigen öffent⸗ 
lichen Abgaben durch forigeſetzte Ausſtandsgewährung 
dauernd die Eigenſchaft von öffentlichen Laſten des 
Grundſtücks zu erhalten und damit — zwar nicht 
für das Zwangsverſteigerungsverfahren, °) aber doch 
für das materielle Recht — Zuſtände zu ſchaffen, 
die nicht gerade erwünſcht ſein können: jeder Käufer 
oder ſonſtige Erwerber eines Grundſtücks würde 
Gefahr laufen, für Abgabenrückſtände aus längſt 
verfloſſenen Zeiten in Anſpruch genommen zu werden. 
Die Begründung zu Art. 110 des Entwurfs 
(jetzigen Art. 122 des Geſetzes), die ſich im weſent⸗ 


) Pgl. meine Ausführungen in DRZ. 1916 S. 191. 
) Denn hier würden trotzdem nur die laufenden 
und die aus den letzten zwei Jahren rückſtändigen Be⸗ 
träge ein Vorrecht vor den Hypotheken und ſonſtigen 
dinglichen Rechten genießen (8 10 Abſ. 1 Nr. 3 3G.) 
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lichen auch der Referent der Abgeordnetenkammer, 
Abg. Wagner, zu eigen gemacht hat, laßt erſehen, 
daß das ganz gewiß nicht die Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers war; es iſt dort ausgeführt: 


Die dingliche Haftung eines Grundſtücks für die 
auf das Grundſtück treffenden Staatsabgaben wird 
von der herrſchenden Meinung nur anerkannt, ſo⸗ 
weit ſie 1 ausgeſprochen iſt. Nach Art. 108 
Abſ. 1 Ziff. 1, Art. 151 Abſ. 1 Ziff. 1 der Subhaſtations⸗ 
ordnung vom 23. Februar 1879 ſind aber aus dem 
i und dem Ueberſchuſſe der Zwangs⸗ 
verwaltung in erſter Reihe die auf die beſchlagnahm⸗ 
ten Gegenſtände treffenden Steuern, Umlagen und 
gleichgeſtellten Leiſtungen für die Zeit von der Be⸗ 
ſchlagnahme bis zum Zuſchlage ſowie die etwaigen 
Rückſtände für das bei der Beſchlagnahme laufende 
und die vorhergehenden zwei Kalenderjahre zu be⸗ 
richtigen, gleichviel ob die Rückſtände aus der Beſitz⸗ 
zeit des gegenwärtigen Beſitzers oder eines Vorbe⸗ 
ſitzers herſtammen. Die Folge iſt, daß z. B. für einen 
Grundſteuerrückſtand, welcher aus der Beſitzzeit des 
Beſitzvorgängers des jetzigen Beſitzers herrührt, das 
Grundſtück an ſich nicht in Anſpruch genommen werden 
kann, daß aber, wenn die Zwangsvollſtreckung in das 
Grundſtück gegen den jetzigen Beſitzer von einem Dritten 
betrieben wird, der Steuerrückſtand aus dem Ver⸗ 
ſteigerungserlös oder dem Ueberſchuſſe der Zwangs⸗ 
verwaltung befriedigt wird. Dieſes Ergebnis entbehrt 
der inneren Berechtigung, da die Haftung des Grund⸗ 
ſtücks nicht davon abhängen kann, daß der Beſitz⸗ 
nachfolger zufällig zahlungsunfähig iſt und das Grund⸗ 
ſtück deshalb zur Verſteigerung kommt. Abhilfe iſt 
ſchon zu wiederholten Malen, namentlich bezüglich der 
Gemeindeumlagen, verlangt worden (gt. Verh. der 
Kamm. der Abg. 1894 Sten B. IV S. 351). 

Eine von der herrſchenden Meinung abweichende 
Aulfeſſung liegt dem § 32 Abſ. 4 Fin. vom 28, Des 
zember 1831 zugrunde. Durch den Vorbehalt der 
„Beſtimmungen des Hypothekengeſetzes und der Prio⸗ 
ritätsordnung“ ſollte zum Ausdrucke gebracht werden, 
daß für die auf ein Grundſtück treffenden Staatsge⸗ 
fälle, ſo weit fte den Hypotheken im Range 
da a auch dingliche Haftung beſteht (Verh. 
der Kamm. der Abg. Prot. XXI S. 117 ff., insbeſ. 
S. 125). Der Entwurf gibt dieſem Gedanken einen 
klareren Ausdruck, indem er im Art. 110 für Leiſtungen, 
die auf Grund eines Rechtsverhältniſſes des öffent⸗ 
lichen Rechtes, von einem Grundſtücke zu entrichten 
ſind, das Grundſtück für verhaftet erklärt. Die ding⸗ 
liche Haftung für rückſtändige Leiſtungen ſoll im Ein⸗ 
klange mit § 10 Abſ. 1 Nr. 3 des Geſetzes über die 
Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung, durch 
welchen die Art. 108, 151 der Subhaſtationsordnun 
erſetzt werden, mit dem Ablaufe von zwei Jahren na 
dem Eintritte des Zeitpunkts erlöſchen, von dem an 
die Leiſtung gefordert werden kann, wenn nicht vor⸗ 
her die Veſchlagnahme des Grundſtücks erfolgt iſt. 


Es iſt bemerkenswert, daß bei dieſen Aus⸗ 
führungen auf 8 10 Nr. 7 3VG., die von den 
älteren Rückſtänden der öffentlichen Laſten 
handelt, keine Rückſicht genommen wurde, was 
übrigens auch der bayeriſchen Subhaſtationsordnung 
entſpricht, die in Art. 108 Ziff. 5 wohl eine Be⸗ 
rückſichtigung älterer Hypothekzins rückſtände, 
nicht aber eine Berückſichtigung älterer Rückſtände 
von öffentlichen Laſten kennt. Dieſe ganze Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Art. 122 AG. BGB. zeigt, 
daß der Lauf der zweijährigen Friſt durch Aus⸗ 
ſtandsgewährung nicht gehemmt werden kann. 

Dieſer Auffaſſung iſt offenbar auch die baye⸗ 
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riſche Juſtizverwaltung, wie ſich aus dem Umſtand 
ergibt, daß ſie es für nötig gehalten hat, zu der 
eingangs erwähnten Bundesratsverordnung vom 
22. April 1915, die ſich auf die nicht wieder⸗ 
kehrenden öffentlichen Laſten bezieht und bei deren 
Anwendung Art. 122 AG. BGB. die gleichen 
Schwierigkeiten verurſachte, ein kleines bayeriſches 
Ausführungsgeſetz zu erlaſſen,“) deſſen Art. 1 lautet. 
Die Haftung eines Grundſtücks für öffentliche 
Laſten (Art. 122 AG. BGB.), die nicht in 
wiederkehrenden Leiſtungen beſtehen, dauert bis 
auf weiteres ſo lange, als der Anſpruch auf die 
Leiſtung nicht erloſchen iſt. Dieſe Vorſchrift 
findet keine Anwendung auf Leiſtungen, die am 
1. Januar 1915 ſchon zwei Jahre rückſtaͤndig 
waren. 

Solange nicht ein ähnliches Ausführungsgeſetz 
auch zu der Verordnung vom 12. Juli 1917 ergeht, 
kann man ſich vielleicht mit entſprechender Anwendung 
des Geſetzes vom 14. März 1917 behelfen; immer⸗ 
hin iſt das aber nur ein Not behelf, der recht⸗ 
lich äußerſt anfechtbar iſt und unter dem weiteren 
Mangel leidet, daß ſich über die Wirkung der 
entſprechenden Anwendung in mehr alz einer Hinſicht 
ftreiten läßt. Dies trifft insbeſondere hinſichtlich 
des zweiten Satzes des Art. 1 des Geſetzes vom 
14. März 1917 zu; denn deſſen Faſſung iſt ſicht⸗ 
lich weniger vom Wortlaut des Art. 122 AG. BGB. 
als vielmehr von der Rückſichtnahme auf die Ein⸗ 
ſchränkung beeinflußt worden, die in der Bundesrats⸗ 
verordnung vom 22. April 1915 mit den Worten 
„Joweit ſie am 1. Janauar 1915 noch nicht zwei Jahre 
rückſtändig waren“ getroffen iſt; da in der Bundes⸗ 
ratsverordnung vom 12. Juli 1917 eine ſolche Ein⸗ 
ſchränkung nicht enthalten iſt, kommt man bei der 
entſprechenden Anwendung von Art. 1 Satz 2 des 
Geſetzes vom 14. März 1917 ziemlich in Verlegen⸗ 
heit. Es wird ſich alſo wohl nicht umgehen laſſen, 
auch zur Verordnung vom 12. Juli 1917 ein 
bageriſches Ausführungsgeſetz zu erlaſſen, das 
fi) in ſeinem erſten Satz möglichſt eng an den 
Wortlaut der Verordnung vom 12. Juli 1917 
und des Geſetzes vom 14. Maͤrz 1917 anzulehnen, 
im übrigen aber hinſichtlich einer etwa zu machenden 
Einſchränkung unzweifelhaft feſtzuſtellen hätte, worin 
dieſe beſtehen ſoll. Zu beachten iſt dabei, daß ſich 
aus der Verordnung vom 12. Juli 1917 im Gegen⸗ 
ſatz zu der vom 22. April 1915 eine Einſchränkung 
nicht ergibt und deshalb an ſich kein zwingender 
Anlaß beſtände, in ein bayeriſches Ausführungs⸗ 
geſetz hiezu überhaupt eine Einſchränkung auf⸗ 
zunehmen. Trotzdem wäre dringend zu empfehlen, 
die Haftung des Grundſtücks für wiederkehrende 
öffentliche Laſten, für die nach dem 1. Auguſt 1914 
Ausſtand gewährt worden iſt, nicht u n eingeſchränkt 
auszuſprechen, da ſonſt ja beiſpielsweiſe auch Steuer⸗ 
rüͤckſtände aus dem Jahre 1910, hinſichtlich deren 


9) Geſetz betr. die Haftung des Grundſtücks für 
öffentliche Laſten vom 14. März 1917, GVBl. S. 58. 


nach Art. 122 AG. BGB. bei Nichtvorhandenſein 
einer Grundſtücksbeſchlagnahme die Haftung des 
Grundſtücks löngſt erloſchen iſt, wieder zu öffent: 
lichen Laſten des Grundſtücks werden könnten. Den 
Anforderungen der Billigkeit würde dies entſchieden 
widerſprechen. Das zu ſchaffende neue Geſetz müßte 
deshalb eine Einſchränkung in dem Sinne erfahren, 
daß Rückſtände eines gewiſſen Alters von der Ver⸗ 
ordnung vom 12. Juli 1917 nicht mehr betroffen 
werden können, wenn ihnen nicht etwa durch Grund⸗ 
ſtücksbeſchlagnahme ihr Rang gewahrt iſt. Der 
bayeriſche Geſetzgeber hat völlig freie Hand, wel⸗ 
ches Datum er hiebei zum maßgebenden machen 
will; es kann ebenſogut der im Geſetz vom 
14. März 1917 genannte 1. Januar 1915 wie 
ein früherer oder ſpäterer Tag ſein; jedoch wird 
man ein Datum zu wählen haben, das dem Geiſte 
der Verordnung vom 12. Juli 1917 möͤglichſt 
entſpricht; am meiſten dürfte dieſe Vorausſetzung 
gegeben ſein beim 2. Auguſt 1914, weil dies der 
erſte Tag „nach dem 1. Auguſt 1914“ iſt. 

Auf Grund aller dieſer Erwägungen käme 
man zu dem Vorſchlag, dem Art. 1 des Geſetzes 
vom 14. März 1917 einen Abſ. 2 beizufügen, 
der etwa zu lauten hätte: | 

„Die Haftung eines Grundſtücks für wieder: 

kehrende öffentliche Laſten, für die nach dem 
1. Auguſt 1914 von der zuftändigen Behörde 
Ausſtand gewährt worden iſt, dauert bis auf 
weiteres ſolange, als der Anſpruch auf die 
Leiſtung nicht erloſchen it. Dieſe Vorſchrift 
findet keine Anwendung auf Leiſtungen, hin⸗ 
ſichtlich deren nach Art. 122 Satz 2 des Aus- 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
die Haftung des Grundſtücks am 2. Auguſt 1914 
ſchon erloſchen war.“ 


Kleine Mitteilungen. 


Zur Abſchichtung einſeitiger Abkömmlinge (8 1483 II 
BGB.). Unzner⸗Planck gibt in Bem. IV, 1 zu 8 1483 
folgendes Beiſpiel: Es ſind vorhanden ein einſeitiger 
Abkömmling und zwei gemeinſchaftliche Abkömmlinge 
A und B. Die Hälfte des Geſamtgutes beträgt 10 000, 
das Vorbehaltsgut des verſtorbenen Ehegatten 6000. 
An Zuwendungen, die zur Ausgleichung zu bringen 
ſind, hat aus dem Geſamtgut erhalten der einſeitige 
Abkömmling 5000, der gemeinſchaftliche Abkömmling 
A 8000, B nichts. Unzner berechnet den Geſamtbetrag 
des Erbteils des einſeitigen Abkömmlings mit 2000, 
wovon jener 1500 aus dem Vorbehaltsgut, 500 aus 
dem Geſamtgut erhält. Dieſes Beiſpiel des hoch⸗ 
geſchätzten Kommentars kann leicht zu Irrungen An⸗ 
laß bieten. Denn, wie Unzner in der vorausgehenden 
Bemerkung, ſowie 8 1487 Bem. 2, 8 1500 Bem. 2, 8 1503 
Bem. 3 richtig ausführt, iſt, was der verſtorbene Ehe⸗ 
gatte zu dem Geſamtgut ſchuldet, ſofort von deſſen 
Erben aus dem Nachlaſſe zum Geſamtgut zu erſetzen. 
Die Zuwendung an den einſeitigen Abkömmling gilt 
aber gemäß 8 2054 als ganz von dem verſtorbenen 
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Ehegatten gemacht: fie iſt gemäß 88 1465, 1500 aus 
dem Vorbehaltsgute zu entnehmen und dem Geſamt⸗ 
gute zu erſetzen. Da dieſes nur 6000 beträgt, wird 
es großenteils aufgezehrt; wäre es nicht ausreichend, 
ſo hätten die anteilsberechtigten Abkömmlinge den 
Fehlbetrag, ſoweit ſie Erben des verſtorbenen Gatten 
ſind, zu tragen und müßten ſich den auf ſie entfallen⸗ 
den Teil des Fehlbetrags nach 8 1500 Abſ. 1 bei der 
Auseinanderſetzung auf ihren Anteil anrechnen laſſen. 
Ebenſo ſtünde es wegen der Zuwendung zu 8000 an B, 
ſoweit fie etwa das dem Geſamtgut entſprechende Maß 
überſtiege. Wir kommen alſo zu dem Satze: der 
güterrechtliche Vorgang der Berichtigung der Ver⸗ 
bindlichkeiten des Vorbehaltsgutes an das Geſamtgut 
hat dem erbrechtlichen Vorgang der Ausgleichung 
vorauszugehen. Die Richtigkeit dieſes Satzes wird 
klar, wenn wir uns vorſtellen, der verſtorbene Gatte 
habe kurz vor ſeinem Tode die Verbindlichkeiten gegen 
das Geſamtgut aus ſeinem Vorbehaltsgute gedeckt, 
ſomit dieſes um den treffenden Betrag vermindert, und 
wenn wir auf dieſer Grundlage den Erbteil berechnen. 
Denn der Erbteil muß auch dann die gleiche Höhe 
haben, wenn die Berichtigung der Schuld bei Lebzeiten 
des verſtorbenen Gatten unterblieb und erſt nach ſeinem 
Tode erfolgt. Nach dem Entwurfe I des BGB. war 
die Rechtslage klarer als nach dem BGB. Denn dort 
lautete 8 1395 Abſ. 3: „Bei der Auseinanderſetzung 
ſind die Verbindlichkeiten des Erblaſſers, welche nicht 
Geſamtgutsverbindlichkeiten find oder im Verhältniſſe 
der Ehegatten zueinander dem Erblaſſer allein zur 
Laſt fallen, aus dem Vorbehaltsgute oder aus dem 
Sondergute vorab zu berichtigen.“ Darauf war auch 
in 8 1400, jetzt 1500 bezug genommen. Von der II Komm. 
wurde aber der 8 1395, der freilich zu weit ging, aus 
den von Unzner 8 1483 Bem. IV angegebenen Gründen 
geſtrichen und der Grundſatz der Vorabberichtigung 
der Erſatzverbindlichkeiten des Vorbehaltsgutes zum 
Geſamtgut ruht nun ziemlich verſchleiert in den Worten 
des 8 1500 „inſoweit als der überlebende Ehegatte 
nicht von dem Erben des verſtorbenen Ehegatten 
Deckung hat erlangen können“. Ohne Zweifel geht 
auch Unzner in dem angeführten Beiſpiele zu 8 1483 
davon aus, die Abrechnung zwiſchen Vorbehaltsgut 
und Geſamtgut ſei ſchon vollzogen. Da er dies aber 
nicht ausdrücklich ſagt, wird mancher Leſer ſich nur 
an das Beiſpiel halten und das Erfordernis, daß zu⸗ 
erſt die Verbindlichkeiten des Vorbehaltsgutes zu be⸗ 
richtigen ſind, überſehen. Die Beiſpiele, die Hölder⸗ 
Schmidt Anm. 8 und Staudinger⸗Engelmann Anm. 5 b 
zu 8 1483 geben, führen zu den gleichen Bedenken, wie 
das Unznerſche; Engelmann fügt überdies bei: „Dem⸗ 
nach kommen bei der Teilung des Vorbehalts⸗ und 
Sonderguts Vorempfänge, die aus dem Geſamtgut 
erfolgt ſind, nicht in Betracht.“ Das iſt zum mindeſten 
ungenau, denn ſoweit Erſatzanſprüche des Geſamt⸗ 
gutes gegen das Vorbehaltsgut wegen der Vorempfänge 
beſtehen — ſ. ebenda Anm. 4 — find fie ſofort nach 
dem Tode des erſtverſterbenden Gatten aus ſeinem 
Vorbehaltsgute vorab zu berichtigen und mindern 
dieſes um den treffenden Betrag. Nun bemerkt Unzner 
8 1500 Bem: noch, die Erſatzpflicht der Abkömmlinge 
erlöſche, ſoweit der überlebende Gatte den verſtorbenen 
beerbte — alſo bei geſetzlicher Erbfolge zu / — durch 
Konfuſion. Das gleiche ſagt der RGRKomm. 8 1500 
Bem. 4. Aber zu dem Erlöſchen der Erſatzpflicht durch 
Konfuſion kommt es doch nur ausnahmsweiſe, etwa 


——— . ———.————————————————————— ̃ — — 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 1 u. 2. 


verbindlichkeiten nicht hinreicht, die Witwe aber gleich⸗ 
wohl die Erbſchaft des Mannes als Miterbin antritt. 
Werden dagegen die Erſatzverbindlichkeiten des Vor⸗ 
behaltsgutes an das Geſamtgut in ihrer vollen Höhe 
vorab berichtigt, ſo iſt für die Konfuſion kein Raum 
mehr. Inſofern ſagt Unzner 8 1487 Bem. 2 mit Recht, 
daß, was der verſtorbene Ehegatte zu dem Geſamt⸗ 
gute ſchuldet, ſofort von deſſen Erben und zwar 
auch ſoweit der überlebende Ehegatte 
Erbe iſt, aus dem Nachlaſſe zum Geſamtgut zu er⸗ 
ſetzen iſt. 

Oberlandesgerichtsrat Dittmann in Nürnberg. 


Das Kriegsſtraſrecht und der Schutz der Ingend⸗ 
lichen. Sowohl das Hilfsdienſtpflichtgeſetz als auch 
die Ausführung beſtimmter militäriſcher Arbeiten im 
Operationsgebiet durch Privatfirmen unter militäriſcher 
Aufſicht und Leitung hat es mit ſich gebracht, daß 
eine große Anzahl jugendlicher Perſonen bereits in 
ein gewiſſes militärifche8 Verhältnis treten, kraft deſſen 
ſie ſowohl den militäriſchen Strafgeſetzen als auch 
der militäriſchen Gerichtsbarkeit unterſtehen. 

Denn wenn auch zwiſchen der Militärverwaltung 
und den Arbeitern ſelbſt irgendein vertragliches Ver⸗ 
hältnis nicht beſteht, die Arbeiter vielmehr ihre Ver⸗ 
träge mit den beteiligten Unternehmerfirmen ab⸗ 
ſchließen, ſo beſteht nach geltender militäriſcher und 
juriſtiſcher Auffaſſung — die allerdings m. E. nicht 
zweifelsfrei iſt — Uebereinſtimmung darüber, daß die 
fo verwendeten Arbeiter gem. 8 155 MStGB. den 
Kriegsgeſetzen unterworfen und inſoweit auch der 
Militärſtrafgerichtsbarkeit unterſtellt ſind. Das mili⸗ 
täriſche Strafgerichtsverfahren bedingt aber mehr noch 
wie das bürgerliche Verfahren eine raſche Durch⸗ 
führung des Prozeſſes. Denn es verträgt ſich nicht 
mit der militäriſchen Zucht und Ordnung, durch lang 
ausgedehnte Vorerhebungen das Vorverfahren in die 
Länge zu ziehen; die Strafe ſoll und muß dem ſtraf⸗ 
baren Verhalten möglichſt raſch auf dem Fuße folgen. 

Andrerſeits bringt es das Leben dieſer Arbeiter 
in großen, vom ſonſtigen Verkehr abgeſchloſſenen Ver⸗ 
einigungen, ihre Unterkunft in Baracken uſw. mit 
ſich, daß die Kriminalität insbeſondere der Jugend⸗ 
lichen recht erheblich iſt. Verſtöße gegen das Unter⸗ 
ordnungsverhältnis ſind an der Tagesordnung, aber 
auch Eigentumsvergehen bilden in großer Zahl den 
Gegenſtand der Aburteilung. 

Dazu kommt, daß das MStGB. keine den 88 56, 
57 R StGB. entſprechende Vorſchrift enthält, wonach 
ein Angeklagter zwiſchen 12 und 18 Jahren nur be⸗ 
ſtraft werden kann, wenn er die zur Erkenntnis der 
Strafbarkeit erforderliche Einſicht bei Begehung der 
Tat beſeſſen hat; es iſt vielmehr nach 8 50 MStGB. 
bei Beſtrafung militäriſcher Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen die Erkennung der angedrohten Strafe unab⸗ 
hängig vom Alter des Täters. Die Folge hievon iſt, 
daß ſchon im Vorverfahren keinerlei Erhebungen dar⸗ 
über gepflogen werden, wie es mit der ſittlichen und 
Verſtandesreife des jugendlichen Angeklagten ausſieht; 
kein Geiſtlicher und Lehrer wird gefragt, kein Vor⸗ 
mund erhält Kenntnis von der Tat ſeines Mündels; 
es iſt noch nicht einmal Vorſchrift, daß die Verurtei⸗ 
lung mitgeteilt wird — alles Dinge, welche die Be⸗ 
wegung zum Schutze der Jugendlichen im bürgerlichen 


wenn das Vorbehaltsgut zur Berichtigung der Erſatz⸗ Strafverfahren durchgeſetzt hat. Auch von der be⸗ 
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dingten Begnadigung wird nicht im wünſchenswerten 
Maße Gebrauch gemacht, weil ſie mit Rückſicht auf 
die Wirkung auf die Kameraden zweifellos die Diſ⸗ 
ziplin ſchädigt. 

So kommtles, daß infolge des Krieges eine große 
Anzahl Jugendlicher mit Arreſt oder Gefängnis Be⸗ 
kanntſchaft gemacht haben, bevor ſie eigentlich ins 
Leben treten, und daß ſie, wenn der Krieg aus iſt und 
ſie ins bürgerliche Leben zurückkommen, mit einer 
„Vorſtrafe“ belaſtet zſind. Und wir alle wiſſen, was 
das Wort „vorbeſtraft“ für einen jungen Menſchen 
bedeutet. 

Dieſen Folgen des Krieges muß entgegengewirkt 
werden. Die Jugendlichen müſſen den Kriegsgeſetzen 
entzogen werden. 

Aber iſt dies nach den beſtehenden Beſtimmungen 
möglich ? 

Ich habe bereits eingangs erwähnt, daß bezüg⸗ 
lich der Anwendung des 8 155 MStGB. Zweifel auf⸗ 
treten können hinſichtlich der militärgerichtlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit. Aus eigener Erfahrung und Praxis her⸗ 
aus weiß ich, daß eine große Anzahl Militärgerichte 
entgegen der herrſchenden insbeſondere von Romen⸗ 
Riſſom (8 155 Anm. 10 8) vertretenen Anſicht die rein 
bürgerlichen Delikte ihrer Strafbarkeit entzogen und 
den bürgerlichen Gerichten überwieſen und daß eine 
große Anzahl von Staatsanwaltſchaften dieſem Stand⸗ 
punkt folgend die Sachen übernommen haben (ſo z. B. 
die Staatsanwaltſchaft Metz, Stuttgart u. a.). Man 
geht dabei von der engſten Auslegung des 8 155 a. a. O. 
aus, indem man unter den Strafvorſchriften „dieſes 
Geſetzes“ nur den zweiten Teil „Von den einzelnen Ver⸗ 
brechen und Vergehen und deren Beſtrafung“ verſteht 
und die allgemeinen „Verfahrens“ vorſchriften als nicht 
anwendbar und gemeint ablehnt. 

Dieſe Auffaſſung der „intenſiven“ Geſetzesaus⸗ 
legung ergibt ſich aber m. E. auch aus dem Geſetze 
ſelbſt und zwar aus der MStGO. Hätte der Geſetz⸗ 
geber das fog. Heeresgefolge des 8 155 MStGB. für 
alle und jede Straftat der Militärſtrafgerichtsbarkeit 
unterwerfen wollen, ſo hätte er dies am beſtimmteſten 
tun können, indem er dem 8 1 Nr. 8 MStG O. fol⸗ 
gende Faſſung gegeben hätte: 

. . . . 8. Diejenigen Perſonen, die während eines 
gegen das Deutſche Reich ausgebrochenen Krieges 
ſich in irgendeinem Dienſt⸗ oder Vertragsverhält⸗ 
niſſe bei dem kriegführenden Heere befinden 
uſw. wie im 8 155. 

Das aber hat der Geſetzgeber nicht getan; er hat 
vielmehr in ſeiner Zuſtändigkeitsregelung ausdrücklich 
auf den 8 155 MStGB. Bezug genommen und hat 
m. E. damit ſagen wollen, daß die vertraglich beim 
Heere Befindlichen nur im Rahmen des 8 155 der 
Militärſtrafgerichtsbarkeit unterworfen ſind. 

Der 8 155 iſt aber zweifellos keine bloße Zu⸗ 
ſtändigkeitsnorm, ſondern ſchafft geltendes Recht und 
zwar in einer gewiſſen Beſchränkung, indem er das 
Heeresgefolge den Strafvorſchriften dieſes Geſetzes 
— alſo des MStGB. — und den Kriegsgeſetzen 
unterwirft.) 

Faßt man alſo 8 1 Nr. 8 MStGdO. mit 8 155 
MStGB. zuſammen, fo kann man nicht, wie es die 
Praxis tut, aus der allgemeinen Beſtimmung des 8 1° 


) Man beachte, daß auch 8 158 MStGB., auf den 
81 MStG0. ebenfalls bezieht, die gleiche Be⸗ 
ſchränkung enthält. 


auch die allgemeine Zuſtändigkeit folgern, ſondern 
man muß ſchon die Beſchränkung des 8 155 mit hin⸗ 
nehmen. 

Ein Fehlſchluß iſt in dieſem Zuſammenhang auch 
der Hinweis auf 8 7 M StGB., mit dem Romen⸗ 
Riſſom) feine extenſive Auslegung begründet. Denn 
87 bezieht ſich nur auf Militärperſonen und das find 
Perſonen des Soldatenſtandes (8 4 M StGB.). Daß 
aber die Arbeiter des 8 155 nicht Perſonen des Sol⸗ 
datenſtandes find, hat das RM. in der Entſcheidung 
19, 112 bereits zum Ausdruck gebracht. 

Mit dieſer „intenſiven“ Auslegung des 8 155 
M StGB. iſt ſchon für einen großen Teil der ſtraf⸗ 
baren Handlungen, insbeſondere derer, welche für das 
fpätere Leben und Fortkommen von Bedeutung find 
— Diebſtahl, Unterſchlagung, Betrug —, viel ge⸗ 
wonnen. 

Aber auch von den rein militäriſchen Verbrechen 
und Vergehen wird man einen großen Teil aus⸗ 
ſcheiden können, wenn man bei Prüfung der einzelnen 
Tatbeſtandsmerkmale dieſelbe engſte Auslegung wählt. 
Ich verweiſe in dieſer Beziehung auf die Ausführungen 
bei Romen⸗Riſſom, MStGB. 8 155 Anm. 9, die ich 
jedoch für noch viel zu weitgehend halte. Es würde 
über den Rahmen dieſes Aufſatzes binausgeben, mich 
hier im einzelnen mit Romen⸗Riſſom auseinander- 
zuſetzen. Es genügt für den Zweck, den ich im Auge 
habe, den Schutz der Jugendlichen, herauszuheben, daß 
z. B. eine militäriſche Dienſtpflicht aus ihrem privat⸗ 
rechtlichen Dienſtvertrag nicht herauskonſtruiert werden 
darf, daß insbeſondere der Begriff des „Kameraden“ 
— dies iſt wichtig für das militäriſche Vergehen des 
Diebſtahls und der Unterſchlagung nach 8 138 M StGB. 
— niemals m. E. gegeben ſein kann. Der „Kamerad“ 
iſt ein rein „ſoldatiſcher“ im Gegenſaz zum „mili- 
täriſchen“ Begriff. Er gründet ſich auf die Kriegs⸗ 
artikel, die für die Zivilarbeiter zweifellos nicht maß⸗ 
gebend find. Für den Arbeiter iſt der Mitarbeiter 
der „Kollege“ im Arbeiterſinne.“ . 

Viel gewonnen für den Schutz der Jugendlichen 
wird auch, wenn man bei Beurteilung der ſtrafbaren 
Handlung das ſubjektive Moment ſtärker in die Wag⸗ 
ſchale wirft und hier nun ſtatt der nach dem MStGB. 
nicht zu prüfenden Erkenntnis der Strafbarkeit das 
Bewußtſein der Rechtswidrigkeit ſoweit wie nur mög⸗ 
lich würdigt. Zu dieſem Zwecke müßten aber auch 
für das Militärſtrafgerichtsverfahren ähnliche Er⸗ 
hebungen vorgeſchrieben werden wie dies für das 
bürgerliche Strafverfahren gegen Jugendliche im wei⸗ 
teſten Maße den Staats- und Amtsanwälten be⸗ 
fohlen iſt. 

Von der bedingten Begnadigung muß im er⸗ 
höhten Maße bei Jugendlichen — das erſte Mal faſt 
allgemein — Gebrauch gemacht werden. Die Erfolge 
der erteilten Bewährungsfriſt in der Kriminalſtatiſtik 
Jugendlicher ſind vor dem Kriege derart erfreulich 
geweſen, daß ſie im Kriege nicht außer Wirkſamkeit 
geſetzt werden darf. Die Furcht, eine aufgeſchobene 
Strafe im Falle der Nichtbewährung verbüßen zu 
müſſen, iſt gerade bei Jugendlichen, die nicht von 

2, 8 155 Anm. 8. | 

) Romen⸗Riſſom (Anm. 9i) hält die Anwendung 
des 8 138 MStGB. für zuläſſig, indem er an Stelle 
des militäriſchen das ſonſt vorhandene Dienſtverhält⸗ 
nis treten läßt. Dieſe extenſive Auslegung bekämpfe 
ich ſchon aus reinen Zweckmäßigkeitsgründen. 
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Natur aus „geborene Verbrecher“ find, die vielmehr 
nur aus Leichtſinn oder durch Verführung einmal auf 
die abſchüſſige Bahn gelockt wurden, ſehr groß und 
beſtimmend für ihr zukünftiges Verhalten. 

Das Radikalmittel zum Schutze jugendlicher wäh⸗ 
rend des Krieges zu militäriſcher Arbeit verwendeter 
Perſonen erblicke ich allerdings in der Nichtanwendung 
des 8 155 MStGB. überhaupt. 

Perſonen, die gemäß 8 155 M StGB. den Straf⸗ 
vorſchriften dieſes Geſetzes, insbeſondere den Kriegs⸗ 
geſetzen unterworfen ſein ſollen, müſſen ſich in irgend⸗ 
einem Dienſt⸗ oder Vertragsverhältniſſe bei dem krieg⸗ 
führenden Heere befinden. Das Dienſtverhältnis iſt 
ein in erſter Linie öffentlichrechtliches Verhältnis, 
welches zu Dienſten d. h. zu perſönlichen Leiſtungen 
beim kriegführenden Heere verpflichtet. Vertrags⸗ 
verhältnis iſt ein auf Vertrag, ſei es öffentlicher oder 
privater Natur, beruhendes Verhältnis, kraft deſſen 
Verpflichtungen beim Heere zu erfüllen ſind.“ 

Bei den hier in Betracht kommenden Arbeitern 
handelt es ſich meiſt um ein Vertragsverhältnis privat⸗ 
rechtlichen Inhalts. Dieſes Vertragsverhältnis iſt 
größtenteils ſo: eine Kommandoſtelle überträgt einem 
Privatunternehmer die Ausführung eines militäriſchen 
Werks im privatrechtlichen Sinne unter militäriſcher 
Oberleitung und Kontrolle. Der Unternehmer verpflichtet 
ſich Arbeiter zur Ausführung die ſes Werkes zu ſtellen und 
ſchließt mit ihnen einen Arbeitsvertrag. Es beſteht alſo 
zunächft überhaupt kein unmittelbares Vertrags⸗ 
verhältnis zwiſchen dem Arbeiter und der Kommando⸗ 
ftelle als Vertreterin des kriegführenden Heeres. Hebt 
3. B. letztere den Werkvertrag mit dem Unternehmer 
aus irgend welchen Gründen auf, ſo iſt damit, falls 
der Arbeitsvertrag nicht eine entſprechende Beſtim⸗ 
mung enthält, das Dienſtverhältnis mit dem Arbeiter 
nicht ohne weiteres erloſchen. Der Unternehmer kann 
den Arbeiter, wenn er ihn brauchen kann, zu den 
gleichen Bedingungen, wo er ſonſt will, auch bei einem 

nichtmilitäriſchen Werke beſchäftigen. 

N Auf die rechtliche Geſtaltung des Arbeitsvertrags, 
deſſen Weſentlichkeit einerſeits in der Leiſtung von 
Arbeit, anderſeſts in der Gewährung des Entgelts 
beſteht, hat die Militärverwaltung keinen maßgebenden 
Einfluß. Wohl verlangt ſie die Feſtſetzung gewiſſer 
Beſtimmungen und Anordnungen, die ſich insbeiondere 
auf das Paßweſen. die Sicherung gegen Spionage 
und die Fürſorge für die Arbeiter beziehen; allein 
das gehört zu den unweſentlichen Beiſätzen des mit 
dem Unternehmer geſchloſſenen Werkvertrags. Die 
Herſtellung des Werks: das allein und hauptſächlich 
iſt es, woran die Kommandoſtelle ein Intereſſe hat 
und worauf ſich das mit ihr abgeſchloſſene Vertrags⸗ 
verhälinis bezieht. 

Nun könnte man allerdings einwenden, daß die 
Anwendung der militäriſchen Geſetze zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der Zucht und Ordnung notwendig ſei. 
Allein das läßt ſich auch durch Beſtimmungen des 
Arbeitsvertrags erreichen. Der Unternehmer hat ſchon 
im Frieden Mittel und Wege gefunden, ſich gegen 
Unbotmäßigkeiten ſeiner Arbeiter zu ſichern. Durch 
Lohnabzüge und Strafen kann man vielleicht noch 
mehr erreichen als durch Verhängung einiger Tage 
Arreſts. Die Erfahrung bei jugendlichen Angeklagten 
zeigt, daß ſie nicht die Strafe als ſolche trifft und 
beſchwert, daß ſie ſich vielmehr über den mit der Ver⸗ 


) Romen⸗Riſſom a. a. O. Anm 4a. 
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büßung der Strafe verbundenen Lohnentgang beklagen. 
Es laßt ſich alſo die gleiche Wirkung ohne Verhängung 
einer Strafe erreichen. 

Einen gewiſſen ſtrafrechtlichen Schutz bei Jugend⸗ 
lichen über 17 Jahren gewährt auch 8 18 des Hilfs⸗ 
dienſtgeſetzes, zu deſſen Anwendung die Zuſtändigkeit 
der Militärgerichte nicht notwendig iſt. 

Bei der Schaffung des 8 155 M StGB. hat man 
an ſolch gewaltige Verhältniſſe, wie ſie dieſer Krieg 
mit ſich gebracht hat, zweifellos nicht gedacht. Man 
zwänge daher dieſe Verhältniſſe nicht, wo es nicht 
unbedingt ſein muß, in einen Rahmen, der nicht für 
ſie beſtimmt war. 

Gerade der kriminelle Schutz der Jugendlichen 
iſt ein ſo wichtiges Gebiet, daß nur die größtmög⸗ 
liche Freiheit des Richters einen geſunden Zuſtand 
gewährleiſtet. Und darum ſollte m. E. jeder nur 
gangbare Weg beſchritten werden, einen ſtraffällig 
gewordenen Jugendlichen entweder ganz vor Strafe 
zu bewahren oder, wenn er einmal beſtraft werden 
muß, auf die rechte Bahn zurückzuführen. Die Militär⸗ 
ſtrafrechtspflege mit ihrem ſtarren und ſtrengen, nur 
für Soldaten berechneten Strafſyſteme darf aber dann 
nicht Führerin auf dieſem Wege ſein. 

Dr. Bretzfelder, K. 3. Staatsanwalt, 
(m) z. Zt. Obl. d. R. im Felde. 


Das weitere Verfahren bei Verwerfung der Berufung 
gegen ein nach J 452 StPO. erlaſſenes Urteil. Wenn 
das Berufungsgericht das Ausbleiben des Angeklagten 
in der Hauptverhandlung vor dem Schöffengerichte 
für genügend entſchuldigt und die Berufung gegen das 
nach 8 452 StPO. erlaſſene Urteil daher für begründet 
erachtet, ſo können über das weiterhin einzuſchlagende 
Verfahren Zweifel entſtehen. Vor allem fragt es ſich, 
ob die Strafkammer ſofort auch zur Schuld- und Straf⸗ 
frage Stellung nehmen, oder ob ſie das Urteil des 
Schöffengerichts nur aufheben und die Sache zur Ent⸗ 
ſcheidung an die 1. Inſtanz zurückverweiſen ſoll. 

Im allgemeinen kann eine Sache an das Schöffen⸗ 
gericht nur wegen eines Mangels des Urteils zurück⸗ 
verwieſen werden, welcher die Reviſion wegen Ver⸗ 
letzung einer Rechtsnorm über das Verfahren begründen 
würde, wenn ſtatt der Berufung Reviſion ſtattfände 
(S 369 Abſ. 1 und 2 StPO.). Ob das Urteil des 
Schöffengerichts an einem ſolchen Mangel leidet, kommt 
natürlich auf den einzelnen Fall an. Regelmäßig würde 
ein Urteil, das unrichtigerweiſe das Ausbleiben des 
Angeklagten für nicht genügend entſchuldigt erklärt, 
wohl dieſer Reviſion unterliegen. Daß nämlich die Vor⸗ 
ſchrift des 8 452 StPO. eine prozeßrechtliche iſt, kann 
keinem Zweifel unterliegen. Die Annahme des Schöffen⸗ 
gerichts, das Ausbleiben des Angeklagten ſei nicht genü⸗ 
gend entſchuldigt, würde auch der Nachprüfung des 
Reviſionsgerichts in tatſächlicher Hinſicht unterworfen 
ſein, wenn ſtatt der Berufung Reviſion ſtattfände. 
Denn es würde ſich hierbei nicht um eine tatſächliche 
Annahme des Vorderrichters handeln, die auf dem 
Ergebnis der Beweisaufnahme in der Hauptverhand— 
lung beruht und die allerdings wie eine die Tat ſelbſt 
betreffende Feſtſtellung der Nachprüfung in tatſächlicher 
Hinſicht entzogen wäre. Die Annahme des Schöffen⸗ 
gerichts, das Ausbleiben des Angeklagten ſei nicht 
genügend entſchuldigt, beruht ja nicht auf dem Ergebnis 
einer Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung, da 
eine ſolche gar nicht vorgenommen wird. Vielmehr 
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beruht dieſe Annahme auf dem freien pflichtgemäßen 8 452 StPO. erlaſſene Urteil nimmt — wie erwähnt — 


Ermeſſen des Gerichts, fo daß 8 260 StPO., der eine 
Nachprüfung durch das Reviſionsgericht verhindern 
würde, nicht zur Anwendung kommt. Hienach würde 
ein Urteil, welches unrichtigerweiſe das Ausbleiben 
des Angeklagten in der Hauptverhandlung vor dem 
Schöffengericht für nicht genügend entſchuldigt erklärt, 
in der Regel an einem Mangel leiden, welcher die 
Reviſion wegen Verletzung einer Rechtsnorm über das 
Verfahren begründen würde. Auch die weitere Voraus⸗ 
ſetzung des 8 369 Abſ 2 StPO., daß nämlich die 
Umſtände des Falles eine Zurückverweiſung erfordern 
müſſen, würde in den meiſten Fällen gegeben ſein. 
Würde man alſo die allgemeine Vorſchrift des 
8 869 Abſ. 2 StPO. anwenden, fo würde in der Regel 
eine Zurückverweiſung an die 1. Inſtanz erfolgen können. 
Aber in dem vorliegenden Falle kann die Sache nicht 
nur — wie in 8 369 Abſ. 2 StPO. zugelaſſen — an 
die 1. Inſtanz zurückgewieſen werden, ſondern dies muß 
geſchehen. 8 369 Abſ. 2 StPO. iſt vor allem dann 
anwendbar, wenn das Schöffengericht ſchon zur Schuld⸗ 
und Straffrage durch Urteil Stellung genommen hat. 
Dann wird freilich das Berufungsgericht in der Regel 
ſofort ſelbſt über die Tatfrage entſcheiden und nur 
ausnahmsweiſe wegen Verletzung einer Rechtsnorm 
über das Verfahren eine neue Stellungnahme des 
Schöffengerichts über die Schuld⸗ und Straffrage herbei⸗ 
führen. Erläßt dagegen das Schöffengericht ein Urteil 
nach 8 452 StPO., fo hat eine Verhandlung in der 
Sache ſelbſt gar nicht ſtattgefunden. Zur Schuld⸗ und 
Straffrage nimmt ein ſolches Urteil nicht Stellung, 
ſondern es verwirft nur den Einſpruch. Wird dieſes Urteil 
rechtskräftig, ſo wird hiedurch das gleiche Ergebnis 
erzielt, wie wenn der Einſpruch rechtzeitig zurück⸗ 
genommen worden wäre. Wenn nun gegen das nach 
8 452 StPO. erlaſſene Urteil Berufung eingelegt und 
dieſe vom Berufungsgericht für begründet erachtet 
wird, ſo iſt auf jeden Fall das Urteil des Schöffen⸗ 
gerichts förmlich aufzuheben. Durch dieſe Aufhebung 
wird die Wirkung des Einſpruchs wieder hergeſtellt. 
Lebt aber dieſer wieder auf, ſo erübrigt nichts, als zur 
Hauptverhandlung vor dem Schöffengerichte zu ſchreiten 
(8 451 StPO.). Es wird das Verfahren in der Lage 
wieder hergeſtellt, in der es ſich bei der Erlaſſung des 
nun aufgehobenen Urteils befand. Das Berufungs⸗ 
gericht kann daher nicht im unmittelbaren Anſchluß an 
die Aufhebung dieſes Urteils zur Schuld⸗ und Straf⸗ 
frage Stellung nehmen. Es wird daher in dem Urteil, 
in dem es das Urteil des Schöffengerichts aufhebt, 
zugleich auch die Sache an das Schöffengericht zurück⸗ 
verweiſen. Dieſe Zurückverweiſung iſt zwar eine andere 
als die in 8 369 Abſ. II StPO. zugelaſſene; denn bei 
letzterer handelt es ſich um eine Zurückverweiſung zur 
nochmaligen Beurteilung der Schuld⸗ und Straf⸗ 
frage durch das Schöffengericht, während im vorliegenden 
Falle das Schöffengericht dann zum erſtenmal 
über die Tat ſelbſt zu urteilen hat. Die Zurückver⸗ 
weiſung ausdrücklich auszuſprechen, wäre in dem hier 
erörterten Falle auch nicht unbedingt erforderlich; 
denn mit der Aufhebung des nach 8 452 StPO er⸗ 
laſſenen Urteils wird — wie oben erwähnt — von 
ſelbſt das frühere Verfahren wieder hergeſtellt, und 
hat dann von ſelbſt das Verfahren vor dem Schöffen⸗ 
gerichte fich fortzuſetzen. Wegen der größeren Klarheit 
wird ſich aber ein ausdrücklicher Ausſpruch empfehlen. 
Noch aus einem weiteren Grunde hat das Be⸗ 
rufungsgericht die Sache zurückzuverweiſen. Das nach 


zur Tatfrage keine Stellung, ſondern verwirft nur 
den Einſpruch. Die Berufung biegegen kann daher 
auch nicht etwa die Verurteilung des Angeklagten zur 
Strafe, ſondern nur dieſe prozeſſuale Verwerfung des 
Einſpruchs anfechten. Da ſomit weder ein Urteil über 
die Schuld⸗ und Straffrage ergangen iſt noch eine 
Berufung gegen ein ſolches vorliegen kann, darſ das 
Berufungsgericht auch zur Tatfrage keine Stellung 
nehmen (8 368 StPO.). 

Würde die Strafkammer ſofort auch die Tatfrage 
würdigen, ſo hätte das Schöffengericht während des 
ganzen Strafverfahrens keine Gelegenheit gehabt, zu 
dieſer Frage Stellung zu nehmen. Eine ſolche Aus⸗ 
ſchaltung des Schöffengerichts widerſpricht den Grund⸗ 
ſätzen unſerer Strafgerichtsverfaſſung und iſt nur in 
den Ausnahmefällen des 8 211 Abſ. 2 StPO. und des 
8 3 Abſ. 3 EG. StPO. zuläſſig. Es liegt kein Grund 
vor, dem Angeklagten unbilligerweiſe eine Inſtanz zu 
nehmen. 

Man wende nicht ein, es ſei unzweckmäßig, den 
Fall an das Schöffengericht zurückzuverweiſen. Würde 
die Strafkammer auch die Tatfrage würdigen, ſo müßten 
wenigſtens 2 Hauptver handlungen vor ihr ſtattfinden. 
Denn das Berufungsgericht kann nicht ſofort in der 
nämlichen Hauptverhandlung, die zur Entſcheidung über 
die Berufung gegen das nach 8 452 StPO. erlaſſene 
Urteil beſtimmt iſt, gleichzeitig auch zur Tatfrage 
Stellung nehmen. Bevor nicht urteilsmäßig feſtgeſtellt 
iſt, daß die Verwerfung des Einſpruchs durch das 
Schöffengericht zu Unrecht erfolgt iſt, kann die Straf⸗ 
kammer nicht wiſſen. ob der Einſpruch wieder hergeſtellt 
und damit überhaupt eine Stellungnahme zur Tatfrage 
erforderlich wird. Wenn aber die Berufung durch 
Urteil für begründet erklärt wurde, ſo kann nicht etwa 
noch am nämlichen Tage die 2. Hauptverhandlung, die 
Verhandlung über die Schuld⸗ und Straffrage, ſtatt⸗ 
finden. Denn das Urteil, das den Einſpruch wieder 
herſtellt, muß auf jeden Fall rechtskräftig werden, bevor 
ein Urteil über die Tatfrage erlaſſen werden kann. 
Würde letzteres erlaſſen, bevor erſteres rechtskräftig 
geworden iſt, ſo brauchte die Staatsanwaltſchaft nur 
gegen erſteres Reviſion einzulegen, ohne das letztere 
irgendwie zu beachten. Wenn dann auf dieſe Reviſion 
hin das nach 8 452 StPO. erlaſſene Urteil des Schöffen⸗ 
gerichts wieder hergeſtellt würde, dann könnte es vor⸗ 
kommen, daß der auf dieſe Weiſe rechtskräftig gewordene 
Strafbefehl eine andere Strafe ausſpricht als das 
inzwiſchen möglicherweiſe ebenfalls rechtskräftig ge⸗ 
wordene Taturteil der Strafkammer. Ein Verfahren, 
das zu ſolchen Ergebniſſen zu führen vermag, kann 
nicht geſetzmäßig ſein. Für den Vorſitzenden der Straf⸗ 
kammer und die übrigen zur Vorbereitung der Haupt⸗ 
verhandlung berufenen Organe würde es auch ſchwierig 
ſein, die Beweismittel für die 2. Hauptverhandlung 
beizubringen, wenn dieſe am nämlichen Tage wie die 
erſte Hauptverhandlung ſtattfände. Sie müßten auf 
gut Glück die Zeugen und Sachverſtändigen für die 
Beweisaufnahme über die Tatfrage laden laſſen, ſelbſt 
auf die Gefahr hin, daß die Strafkammer die Berufung 
gegen das nach 8 452 StPO. erlaſſene Urteil verwirft 
und daß damit dieſe Ladungen gegenſtandslos werden. 
Die Strafkammer könnte ſomit erſt längere Zeit nach 
der erſten Hauptverhandlung, alſo nicht viel früher 
als das Schöffengericht, zur Tatfrage Stellung nehmen. 

Es kann endlich noch zweifelhaft ſein, wie die 
Entſcheidung im Koſtenpunkte zu lauten hat. Wird nach 
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88 369 Abſ. 2 oder 394 Abſ. 2 StPO. ein Urteil auf⸗ 
gehoben und die Sache an die Vorinſtanz zur wieder⸗ 
holten Entſcheidung zurückverwieſen, ſo hat das Ober⸗ 
gericht über die Koſten des Rechtsmittels nicht zu ent⸗ 
ſcheiden. Es kommt dann darauf an, ob und inwieweit 
bei der wiederholten Entſcheidung eine Verurteilung 
(8 497 StPO.) oder eine Freiſprechung (8 499 St.) 
erfolgt. In dem neuen Urteile der Vorinſtanz wird 
über die Koſten des ganzen Verfahrens und damit auch 
des Rechtsmittels entſchieden. Ein Urteil, das die 
Verwerfung des Einſpruchs aufhebt, iſt aber etwas 
weſentlich anderes als ein Urteil nach 88 369 Abſ. 2 
oder 394 Abſ. 2 StPO. Bei erſterem Urteil findet 
keine Zurückverweiſung zur wiederholten Entſchei⸗ 
dung ſtatt, ſondern die Frage, ob das Ausbleiben des 
Angeklagten genügend entſchuldigt iſt, iſt dann endgültig 
zu ſeinen Gunſten entſchieden. Da das Rechtsmittel 
für dieſen in dem prozeſſualen Zwiſchenverfahren völlig 
erfolgreich! und der endgültige Erfolg daher nicht wie 
im Falle der 88 369 Abi. 2 und 394 Abi. 2 StPO. 
zweifelhaft iſt, kann die Entſcheidung über die Koſten 
des Berufungsverfahrens nicht dem von der Vorinſtanz 
zu erlaſſenden Urteil vorbehalten werden. Da niemand 
ſonſt haftet, iſt aus 8 505 StPO. zu folgern, daß die 
Koſten die Staatskaſſe treffen.“) 
Rechtspraktikant Lindner in Traunſtein. 


Ans der Lechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 


1 


Einwirkung des Krieges auf Miet- und Pachtver⸗ 
träge bei Schankwirtſchaften. Der Kl. überließ gemäß 
der als Mietvertrag bezeichneten Urkunde vom 20. Mai 
1914 den Bekl. 1 und 2 Räumlichkeiten in ſeinem 
Hauſe zu Berlin „zum Betriebe eines Reſtaurants 
(Groß⸗Deſtillation)“ auf die Zeit vom 1. April 1916 
bis dahin 1919 gegen einen Jahreszins von 4000 M. 
Die Bekl. 3 übernahm eine „Mietsgarantie“ bis zur 
Höhe von 2000 . Die Bekl. 1 und 2 zogen nicht 
ein und kündigten den Vertrag friſtlos, worauf der 
Kl. die Räume um geringeren Zins weitervermietete. 
Im Prozeſſe verlangten der Kl. den Zinsausfall des 
erſten Viertelſahrs mit 550 M, die Bekl. widerklagend 
die Feſtſtellung, daß dem Kl. aus dem Vertrage keine 
Anſprüche gegen fie zuſtänden. Das LG. erkannte 
unter Abweiſung der Widerklage nach dem Klagan⸗ 
trage. Die Berufung der Bekl. wurde zurückgewieſen, 
ebenſo ihre Reviſion. 

Aus den Gründen: Die Bekl. begründen das 
Recht zur Vertragskündigung unter Berufung auf 
8 542 BB. dahin: nach dem Kriegsausbruche ſei 
infolge der BRVBO. über die Kontingentierung der 
Biererzeugung und wegen des Fehlens der zur Er⸗ 
zeugung des zugelaſſenen Kontingents erforderl. Ger⸗ 
ſtenmenge die Beſchaffung von Bier für neu einzurich⸗ 
tende Schankwirtſchaften und damit der Ausſchank von 
Bier unmöglich geworden; ferner ſei der Ausſchank 
von Spirituoſen aller Art durch die Verbote ihrer 
Abgabe an Militärperſonen und ihres Ausſchanks nach 
9 Uhr abends, ſowie durch die außerordentliche Stei⸗ 
gerung des Brantweinpreiſes ſtark beſchränkt oder 


) A. M. das Urteil des Ob. auf S. 26 dieſer 
Nummer. 
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gänzlich unmöglich gemacht; ſchließlich habe die Feſt⸗ 
ſetzung der Polizeiſtunde auf 1 Uhr nachts eine erhebliche 
Einſchränkung des Schankwirtſchaftsbetriebs zur Folge; 
aus all dieſen Gründen ſeien die ihnen zum Gebrauch 
überlaſſenen Räume zum vertragsmäßigen Gebrauch 
untauglich. Die Zurückweiſung dieſer Einwendungen 
durch das BG. iſt frei von Rechtsirrtum. Allerdings 
hat der erk. Senat in den Entſch. RG. 87, 277; 
88, 96; 89, 203, die ſich mit der eee 
von Tanz und Nachtlokalen befaſſen, dem Einwan 

der Zinsminderung oder Vertragskündigung für den 
Fall ſtattgegeben, daß die der Zweckbeſtimmung der 
Räumlichkeiten entſprechende Benutzung zufolge eines 
teilweiſen oder vollſtändigen Polizeiverbots unmöglich 
gemacht werde. Allein allen dieſen Fällen lagen 
Pachtverträge zugrunde und die Entſcheidungen ſind 
darauf geſtützt, daß der Verpächter für die Möglichkeit 
der Fruchtziehung aus den Räumlichkeiten, die die 
Erwerbsquelle des Pächters ſei, einzuſtehen habe, und 
daß das Polizeiverbot einen dem Pachtgegenſtand ſelbſt 
anhaftenden Mangel ſchaffe, der die vertragsmäßige 
Nutzung des Pächters hindere. Der zwiſchen den Par⸗ 
teien geſchloſſene Vertrag iſt jedoch kein Pacht⸗ ſondern 
ein Mietvertrag. Entſcheidend iſt (vgl. RG. 81, 23; 
87, 278), daß die Räume zum Betrieb einer Schank⸗ 
wirtſchaft gar nicht eingerichtet waren, daß vielmehr 
nach dem Vertragsinhalt hiezu noch ein Umbau er⸗ 
forderlich war, deſſen Herſtellung die Mieter auf ihre 
eigenen Koſten übernommen hatten. In den Räum⸗ 
lichkeiten iſt auch weder vor dem Vertragsſchluſſe eine 
Schankwirtſchaft betrieben worden, noch wird jetzt eine 
olche ausgeübt. Aus dem Mietvertrag können die Bekl. 
ie von ihnen in Anſpruch genommenen Rechte nicht 
ableiten. Der Kl. hatte als Vermieter nur für die 
Tauglichkeit der Mieträume zu dem vertragsmäßigen 
Gebrauch einzuſtehen. Waren die Räume derart be⸗ 
ſchaffen, daß ſie ſich nach dem von den Mietern ver⸗ 
traglich übernommenen Umbau für den Betrieb der 
Schankwirtſchaft eigneten, ſo hatte der Kl. durch Ge⸗ 
währung der Räume ſeine Vermieterpflichten erfüllt 
und zwar auch dann, wenn der Schankwirtſchafts betrieb 
aus anderen Gründen unmöglich war. Mit Recht hebt 
das BG. hervor, daß ein Mangel der Mieträume gar 
nicht behauptet worden ſei. Insbeſondere befaſſen ſich 
die von den Bekl. angeführten Polizeiverbote weder 
mit der Beſchaffenheit noch mit der Lage der Mieträume 
und haben auch ſonſt keinerlei Beziehung zu den Miet⸗ 
räumen. Deshalb trifft nicht zu, was die Reviſion 
behauptet hat, daß eine zugeſicherte Eigenſchaft der 
Mietſache durch die Polizeiverbote weggefallen ſei. 
(Urt. des III. 35. vom 23. Oktober 1917, III 189/17). 
4234 — e — 

II. 


Uebergang der Forderung dei Gläubigers gegen 
den Hauptſchuldner auf den Bürgen nach § 774 Satz 1 
BGB.; Wirkung einer den Uebergang ausſchließenden 
oder hinaus ſchiebenden Vereinbarung zwiſchen Gläubiger 
und Bürgen zugunſten des Haupiſchuldners. Aus den 
Gründen: Das BG. hat einwandfrei aus dem Bürg⸗ 
ſchaftsſchein gefolgert, daß nach der zwiſchen dem Kl. 
und der Bank für Handel und Induſtrie getroffenen 
Vereinbarung irgendwelche Rechte der letzteren gegen 
die Hauptſchuldnerin auf den Kläger (aus den von 
ihm auf Grund ſeiner Bürgſchaft an die Gläubigerin 
geleiſteten Zahlungen) erſt dann übergehen ſollten, 
wenn die Bank für ihre ſämtl. Anſprüche an die 
Hauptſchuldnerin (die Bekl.) vollſtändig befriedigt iſt. 
Daß aber die Bekl. aus dem ihr von der Bank ein« 
geräumten Kredit dieſer noch jetzt einen weit höheren 
Betrag als die hier fragl. Summe ſchuldet, das muß 
nach den Darlegungen des BG. als zwiſchen den Par- 
teien unſtreitig angenommen werden. Bei dieſer Sad)» 
lage iſt die eine zwingende Vorſchrift nicht enthaltende 
Beſtimmung des § 774 Abſ. 1 Satz 1 BGB. als durch 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 1 u. 2. 


eine ausdrückl. gegenteilige Uebereinkunft zwiſchen 
Bläubiger und Bürgen beſeitigt anzuſehen, fo daß es 
eines Eingehens auf die Frage nicht bedarf, ob, wie 
das BG. anſcheinend angenommen hat, in jener Berein- 
barung gleichzeitig ein Vertrag zugunſten der Bekl., 
als der Hauptſchuldnerin, i. S. des 8 328 BGB. er 
blickt werden kann. Denn wenn man dies auch nicht 
annehmen wollte, ſo fehlt es doch dem Kl. an einem 
Rechtsgrunde, die eingekl. Forderung ſchon jetzt geltend 
machen zu können. Umgekehrt ergibt ſich daraus, daß 
er durch die von ihm an die Bank geleiſtete Zahlung 
von 5000 M Rechte gegen die Bekl. erſt dann erwerben 
ſollte, wenn die letztere ihre Schuld bei der Bank voll⸗ 
ſtändig getilgt hatte, die Jeg ahr daß an und für 
ch dem Kl. zurzeit irgendein fälliger Anſpruch auf 
998 bon gegen die Bekl. nicht zuſteht. (Urt. des VI. 

©. vom 2. Juli 1917, VI 151/1917). E. 
41 


III. 


Beſtellung eines gemeinſchaftlichen Gerichts für das 
Geſuch um Bewilligung einer Zahlungs friſt nach 5 4 
Hp. v. 8. Inni 1916 bei einer Geſamthypsthek. Der 
an das RG. gerichtete Antrag wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Durch Beſchluß des S. 
des RG. vom 21. Auguſt 1915 iſt auf Antrag des 
Hypotheken⸗ Gläubigers W. auf Grund des 8 2 Abſ. 2 
Zw. das preuß. AG. H. zum gemeinſamen Voll⸗ 
ſtreckungsgericht beſtellt worden. Anträge aus 88 10ff. 
Bek. vom 8. Juni 1916 können daher ohne weiteres 
bei dieſem Gericht geftellt werden. Für das Geſuch um 
Bewilligung einer materiellen Zahlungsfriſt (Stundung) 
nach 8 4 Bek. kann ein gemeinſchaftl. Gericht hier nicht 
beſtellt werden, weil es dazu an einer geſetzl. Handhabe 
1 Es könnte nur der an ſich anwendbare 8 36 

r. 4 ZPO. (vgl. Begründung der Bek.) !) in Betracht 
kommen, der aber eine Vorſchrift, wie es der Abſ. 2 
— im Gegenſatz zu Abſ. 1 — des 8 2 Zw BGG. iſt, nicht 
enthält. Nach der Rechtſprechung des RG., von der 
abzugehen keine Veranlaſſung vorliegt, kann unter der 
„Sache“ des 8 36 Nr. 4 ZPO. eine Mehrheit von 
Grundſtücken nur dann verſtanden werden, wenn ſie 
durch ein beſonderes rechtl. Band zu einer Einheit ver⸗ 
bunden iſt (RG. 25, 395; 86, 272). Ein ſolches Band 
aber bildet die bloße Geſamthaftung für Hypotheken 
nicht (Gruch. Beitr. Bd. 45 S. 1088). Es muß daher 
der a... überlaſſen bleiben, ſich an die ein⸗ 
zelnen in Betracht kommenden Amtsgerichte (8 4 Bek., 
8 24 ZBOD.) zu wenden. (Beſchl. des V. ZS. vom 7. No⸗ 
vember 1917, V G. 3/17). E. 
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IV. 


Freigabe einer Sicherung für die verbürgte Forde⸗ 
rung durch den Gläubiger: Auslegung der ausdrücklichen 
oder ſtillſchweigenden Zuſtimmung des Bürgen hiezn 
als Berzicht auf die ihm aus der Freigabe nach 8 776 
588. erwachſende Befreiung. Aus den Gründen: 
Die Bekl. werden als Bürgen für Zinſen einer Reſt⸗ 
kaufpreisforderung der verſtorbenen Frau Sch. in 
Anſpruch genommen. Die verbürgte Forderung war 
durch eine Hypothek für den Betrag von 281 000 M 

eſichert. Am 21. März 1911 erklärte Frau Sch., 
ierauf 161 000 M gezahlt erhalten zu haben und die 
Löſchung zu bewilligen, für die übrigen 120 000 M 
aber hinter eine Hypothek der D. Bank im Betrag 
von 660000 M zurückzutreten. Die Löſchung der Teil⸗ 
hypothek und die Vorrangseinräumung wurden unter 
dem 12. April 1911 in das Grundbuch eingetragen. 
Die Bekl. haben eingewendet, ſie ſeien durch dieſe Hypo⸗ 
theken veränderung gemäß 8 776 Satz 1 BGB. von der 


1) „Bei welchem Amtsgericht der dingl. Gerichtsſtand begründet 
ift, beſtimmt fh nach den 38 24, 86 ZPO.” (Schlußſatz des Abſ. 1 
der Begt. zu 9 4). 
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Bürgſchaftshaftung freigeworden. Das BG. hat dieſen 
Einwand verworfen, weil ſie vor Vollziehung jener 
Hypothekenänderung von dieſer Kenntnis gehabt hätten: 
die Aufnahme des Hypothekendarlehens von 660000 M 
und die Verwendung des Betrags zur Tilgung der 
Sch. ſchen Reſthypothek in Höhe von 161000 M ſei erfolgt 
„unter ihrer Mitwirkung oder in ihrem Einverſtändnis. 
Sie erfuhren dabei auch, daß die Teilhypothek von 
120 000 M hinter die Bankhypothek von 660 000 M 
zurücktreten mußte .. Sie Babes deshalb Kenntnis 
davon erlangt, daß die Löſchung der Hypothek für 
161000 M und ihre Rangänderung für 120 000 M die 
notwendige Rechtsfolge der getroffenen Maßnahmen 
(teilweiſe Surüdgahlung und teilweiſe Stundung) fein 
mußten, und ſie haben dieſe notwendige Rechtsfolge in 
ihren Willen aufgenommen, alſo genehmigt“. Die 
Reviſion wendet ein, es ſei nicht erfindlich, wie die 
bloße Kenntnis des Bürgen von einer beabſichtigten 
Rechtsaufgabe des Gläubigers und das widerſpruchs⸗ 
loſe Geſchehenlaſſen die Anwendung des 8 776 Satz 1 
ausſchließen ſollten. Die Befreiung des Bürgen nach 
dieſer Vorſchrift ſei nicht abhängig davon, daß die 
Aufgabe der Sicherheit gegen den Willen des Bürgen 
erfolge. Auch ein erklärtes Einverſtändnis des Bürgen 
ſei in dieſer Beziehung bedeutungslos; denn es ver- 
ſtehe ſich von ſelbſt, daß der Bürge immer mit einer 
Handlung des Gläubigers einverſtanden ſein werde, 
die ihn von ſeiner Haftung befreie. Sache des Gläu⸗ 
bigers, dem bei Aufgabe oder Minderung eines Rechtes, 
aus dem der Bürge gemäß 8 774 508. Erſatz erlangen 
könnte, der Verluſt des Bürgſchaftsanſpruchs drohe, 
ſei es, ſich zu vergewiſſern, daß der Bürge nicht nur 
mit der Aufgabe jenes Rechtes einverſtanden ſei, ſondern 
daß er auch gegebenenfalls auf Geltendmachung des 
Einwands aus § 776 verzichte. Daß die Bekl. aber 
auf irgendwelche Rechte ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
verzichtet hätten, ſei den Feſtſtellungen des Urteils 
nicht zu entnehmen. Unzweifelhaft kann der Bürge 
auf die Befreiung nach 8 776 Satz 1 verzichten und 
wird ſolchenfalls trotz der Freigabe von Sicherungen 
der dort bezeichneten Art durch den Gläubiger weiter⸗ 
haften im gleichen Umfang wie zuvor. Eine aus⸗ 
drücklich erklärte Einwilligung des Bürgen in eine 
ſolche ebe insbeſondere wird im Regelfalle den 
Sinn haben, daß der Bürge trotz jener unverändert 
weiterhaften wolle, — dies ſchon deshalb, weil eine 
ſolche Erklärung, deren der Gläubiger zur Wirkſamkeit 
der Freigabe ſelbſt nicht bedarf, ſonſt bedeutungslos 
wäre. Eine ſolche ausdrückl. Erklärung hat das BG. 
hier nicht feſtgeſtellt, vielmehr nur aus dem Wiſſen 
der Bekl. von der Hypotheken veränderung und ihrem 
Verhalten dabei auf eine Willensrichtung geſchloſſen, 
wonach ſie jene „genehmigt“ hätten. Auch eine ſolche 
fog. ſtillſchweigende Willenserklärung iſt grund ſaͤtzlich 
zu beachten; die Reviſion zieht aber in Zweifel, ob 
das BG. damit das Verhalten der Bekl. ausreichend 
ſchlüſſig dahin feſtgeſtellt habe, daß dadurch die An- 
ſprüche der Bürgen aus 8 776 Satz 1 verwirkt ſeien. 
Der Zweifel iſt, obwohl die Feſtſtellung an der an⸗ 
griffenen Stelle nicht völlig erſchöpfend erſcheinen mag, 
nach dem übrigen Zuſammenhang der Urteilsbegrün⸗ 
dung nicht gerechtfertigt. Das BG. hat nämlich weiter 
feſtgeſtellt, daß die Bekl. — als Bürgen — das größte 
Intereſſe daran hatten, für die Tilgung der Sch.ſchen 
Forderung durch die Schuldnerin und für Beſchaffung 
der dafür und zur Tilgung der übrigen Hypotheken 
erforderl. Mittel rechtzeitig zu ſorgen; gerade auch 
daraus wird geſchloſſen, daß das Hypothekendarlehen 
von 660 000 M unter ihrer Einwirkung oder in ihrem 
Einverſtändnis aufgenommen worden iſt. Hierin tritt 
ausreichend begründet die Annahme des BG. zutage, 
daß die Bekl. eben um dieſes Vorteils der teilweiſen 
Schuldtilgung willen den Nachteil der geminderten 
Rückgriffsſicherung mit in Kauf genommen haben. 
Wenn hiernach das BG. das Verhalten der Bekl. dahin 
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gewürdigt hat, fie hätten der Gläubigerin damit den 
Willen zu erkennen gegeben, trotz der Hypotheken- 
änderung 5 als Bürgen weiterzuhaften, ſo 
kann darin ein Rechtsirrtum nicht gefunden werden. 
(Urt. des VI. 3 S. vom 16. April 1917, 32/1917). E. 
4187 
V. 

Die Verbringung verwundeter Militärperſenen in 
ein Lazarett ift Ansü bung des militäriſchen Hoheitsrechts. 
Das hat jedech für den Schadenserſatzanſpruch ans einer 
dabei einem anderen zugefügten Verletzung nicht unter 
allen Umſtänden die Unzuläfſigkeit des Nechtswegs zur 
Folge; es iſt von Fall zu Fall zu entſcheiden, ob der 
urſächliche Zuſammenhang nicht nur äußerlicher Art, 
ſendern jo eng iſt, daß eine Schädigung in Ansübung 
des Hoheitsrechts, nicht uur bei Gelegenheit oder and 
Anlaß der Ausübung angenommen werden kann. Aus 
den Gründen: Der Kraftwagen kam auf der V.⸗ 
Straße in großer Geſchwindigkeit von C. her und hatte 
die R.⸗Straße faſt erreicht, als aus dieſer in langſamer 
Fahrt ein Radfahrer in die V.⸗Straße einbog. Bei der 
Fahrgeſchwindigkeit des Kraftwagens war ein Aus⸗ 
weichen nicht mehr möglich ; der Wagen fuhr das Fahrrad 
an, wurde nach links hinübergeriſſen und erfaßte den 
dort ruhig auf dem Bürgerſteig ſtehenden Kl. Das 
G. unterſtellt, daß der Kraftwagen ausgeſchickt worden 
war, um einen Armierungsſoldaten, dem bei Armierungs⸗ 
arbeiten während des herrſchenden Kriegszuſtandes eine 
Hand abgehauen worden war, möglichſt ſchnell von der 
Arbeitsſtelle in das Lazarett zu befördern. Die Re⸗ 
viſion bringt vor, hiernach ſei der Rechtsweg für den 
Schadenserſatzanſpruch nicht eröffnet, weil der Schaden 
in Ausübung des Militärhoheitsrechts zugefügt ſei. 
Das BG. hält dafür, daß, auch wenn die Militärbehörde 
durch den Führer des Kraftwagens ein Militärhoheits⸗ 
recht habe ausüben laſſen, der Unfall doch eine nicht 
gewollte oder auch nur vorauszuſehende, ſondern eine 
ganz zufällige Folge jener Ausübung ſei; der Schaden 
ſei nicht in Ausübung des Militärhoheitsrechts zugefügt 
worden, ſondern anläßlich dieſer Ausübung. Im übrigen 
beruft ſich der Vorderrichter auf ſeine und die reichs⸗ 
gerichtl. Entſch. in dem Rechtsſtreit des Bekl. gegen die 
Eheleute S. in C. — jene vom 16. Dezember 1915, dieſe 
vom 27. Marz 1916 VI. 36/16 — und glaubt, auch hier 
auf Grund im weſentl. gleicher Erwägungen zu dem 
gleichen Ergebnis gelangen zu müſſen. Gegen die Ver⸗ 
gleichung des vorliegenden mit jenem anderen Falle 
wendet die Reviſion ein, daß es ſich dort um die Be⸗ 
förderung von Mannſchaftskleidungsſtücken gehandelt 
habe; hierin ſei eine militärfiskaliſche Handlung erblickt 
und der Rechtsweg deshalb für zuläſſig erachtet worden, 
während die möglichſt ſchnelle Beförderung Verwundeter 
in ein Lazarett als eine Handlung in Ausübung des 
Militärhoheitsrechts bei Betätigung der Fürſorge für 
die Kriegstüchtigkeit des Heeres angeſehen werden müſſe. 
In der Tat wird die Beförderung verwundeter Militär⸗ 
perſonen z. B. aus dem Gefecht oder wie hier von 
militäriſchen Armierungsarbeiten als der Stelle, wo 
die Verletzung geſchah, zum Lazarett in aller Regel der 
unmittelbaren Fürſorge für die Kriegstüchtigkeit des 
Heeres zuzuzählen und deshalb grundſätzl. in einer 
dahingehenden Maßnahme eine Ausübung des Militär⸗ 
hoheitsrechts zu erblicken ſein. Daraus war indeſſen 
ein Anlaß zur Aufhebung des Urteils nicht zu entnehmen. 
Das BG. geht zutreffend davon aus, daß in Fällen 
der hier in Rede ſtehenden Art die 1 des Scha⸗ 
dens, für deſſen Verfolgung der Rechtsweg verſchloſſen 
ſein ſoll, mit der Ausübung des Hoheitsrechts, der 
die Beſchränkung des Rechtswegs gilt, in urſächlichem 
Zuſammenhang ſtehen muß. Für die nähere Beurteilung 
dieſes Zuſammenhangs wird aber der in der Recht⸗ 
ſprechung auch ſonſthin insbeſondere für die materiellen 
Schadensfolgen anerkannte Grundſatz zu beachten ſein, 
daß nicht jeder urſächl. Verlauf als urſächl. Zuſammen⸗ 
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hang im Rechtsſinn gelten, nicht alle Bedingungen, 

die jenen im Einzelfall ergeben, für die rechtl. Betrach⸗ 
tung als Urſachenglieder gelten können. Ein Grundſatz, 

wonach die Staatsgewalt über eine zur Ausübung von 
Hoheitsrechten vorgenommene Handlung und deren 
Folgen nicht vor den ordentl. Gerichten zur Verant⸗ 
wortung ſoll gezogen werden dürfen, nicht gerichtlicher 
Zwangsgewalt unterworfen ſein ſoll, kann nicht wohl 
dahin ausgedeutet und angewandt werden, daß jede 
Schädigung, die in irgendwelchen, auch nur äußeren 
Zuſammenhang mit der Hoheitshandlung zu bringen 
iſt, gleichfalls der gerichtl. Verantwortung entzogen 
wird. Eine fo weitgehende Ausſchließung des Rechts- 
wegs ergibt ſich weder aus der Natur und der Bes 
ſtimmung des Hoheitsrechts in ſeinem Gegenſatze zur 
privatrechtl. Sphäre, noch kann ſie den hier maßgebenden 
Rechtsquellen (Preuß. VO. vom 26. Dezember 1808, GS. 
1817 S. 282, 88 35, 36; vgl. dazu RG. 44, 226; AH. 
Kab O. vom 4. Dezember 1831, betr die genauere Be⸗ 
obachtung der Grenzen zwiſchen landes hoheitl. und 
fiskaliſchen Rechtsverhältniſſen, GS. 1831 S. 255; vgl. 
zu letzterer im allgem. u. a. RG. 24 S. 36, 77 S. 14, 
79 S. 424) als gewollt entnommen werden. Es kann 
alſo nicht als ausgeſchloſſen gelten, für eine Schadens⸗ 
zufügung, die als weitere Folge einer Hoheitshand⸗ 
lung entfloſſen iſt, nicht mehr dieſe als die rechtl. be⸗ 
deutſame Urſache anzuſehen, ſondern inſoweit einen 
nur noch äußerl. Zuſammenhang anzunehmen, der den 
Rechtsweg in Anſehung ver Schadensfolgen nicht mehr 
ausſchließt. Das Bedürfnis einer nach dieſem Ziele 
gerichteten Einſchränkung iſt in der Rechtſprechung ſchon 
früher hervorgetreten und wiederholt — wenngleich 
in verſchiedener Begründung — anerkannt worden; 

dafür ſei hingewieſen insbeſondere auf die bezügl. des 
Ueberfliegens von Geſchoſſen aus benachbarten Schieß- 
ſtänden ergangenen Entſch. des RG. JW. 1894, 560“ 
und RG. 55 S. 55 (wo die Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
gar nicht beſonders erörtert iſt), und des Preuß. Komp. 
bei Stölzel, Rechtſpr. S 13 S. 62 Nr. 1558, S 63 Nr. 1695; 

vgl. auch RG. 54 S. 159 und 78 S. 328 über die 
Unterſcheidung zwiſchen Schädigung in Ausübung der 
öffentl. Gewalt und Schädigung nur bei Gelegenheit 
und aus Anlaß der Tätigkeit der öffentl. Gewalt des 
Staates. Wo die Grenze eines dem genügenden urſächl. 
Zuſammenhangs zu ziehen iſt, wird nach den Umſtänden 
des Einzelfalls, daher weſentl. mit unter tatſächl. Ge⸗ 
ſichtspunkten zu beurteilen ſein. Indem das BG. hier 
ſeine tatſächl. Annahme, daß der Unfall eine nicht gewollte 
oder auch nur vorauszuſehende, ſondern eine ganz zu⸗ 
fällige Folge der Ausübung des Hoheitsrechts geweſen 
ſei, weiter mit den Worten umſchreibt, der Schaden 
ſei nicht, in Ausübung des Militärhoheitsrechts zugefügt 
worden, ſondern anläßlich dieſer Ausübung“, drückt es 
aus, daß zwiſchen der Hoheitshandlung und dem Unfall 
ein ausreichend naher Zuſammenhang i. S. des Aus⸗ 
geführten nicht mehr beſtehe. Hierin tritt ein Rechts⸗ 
irrtum nicht zutag. Auch wenn die Einholung des 
Verwundeten möglichſt ſchnell erfolgen und die Fahr⸗ 
geſchwindigkeit des Wagens hierauf zurückzuführen 
ſein ſollte, ſo beruhte deshalb doch ein Unfall wie der 
vorliegende nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt nicht 
auf einer Urſächlichkeit im oben dargelegten Rechts⸗ 
ſinne. (Urt. des VI. ZS. vom 9. Juli 1917, n 
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VI. 


it die Ünsleguugsregel des 5 2052 B. (Ausglei⸗ 
chungspflicht bei Teſtaments⸗Erbfolge) ans geſchloſſen, wenn 
einem Abkömmling ein Voraus vermächtuis zugewendet 
iſt? Kann die Ausgleichungspflicht durch mündliche 
Erklärung des Erblaſſers beſeitigt werden? Aus den 
Gründen: 1. Für die Entſcheidung kommt es darauf 
an, ob nach dem von P. errichteten Teſtament die Aus- 
legungsregel des $ 2052 BGB. Platz greift. 8 2052 
ſchreibt vor, daß die für die geſetzliche Erbfolge unter 
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den Abkömmlingen des Erblaſſers beſtehende Ausglei⸗ 
chungspflicht nach dem Willen des Erblaſſers im Zweifel 
auch für die teſtamentariſche Erbfolge gelten ſoll, wenn 
dieſer die Abkömmlinge auf dasjenige als Erben eingeſetzt 
hat, was ſie als geſetzliche Erben erhalten würden, 
oder ihre Erbteile ſo beſtimmt hat, daß ſie zueinander 
in demſelben Verhältniſſe ſtehen, wie die geſetzlichen 
Erbteile. Dieſer zweite Fall des § 2052 liegt hier in⸗ 
ſofern vor, als der Erblaſſer feine Ehefrau und feine 
4 Kinder zu je ½8 als Erben eingeſetzt hat, fo daß die 
Erbteile der Kinder — die bei geſetzlicher Erbfolge neben 
der zu! / miterbenden Ehefrau je 1e erhalten würden — 
in demſelben Verhältnis zueinander wie bei der ge⸗ 
ſetzlichen Erbfolge feſtgeſetzt 85 Unzweifelhaft wird 
an der Anwendbarkeit des § 2052 dadurch nichts geän⸗ 
dert, daß der Erblaſſer den Abkömmlingen einen größeren 
oder kleineren Erbteil zugewendet hat, als ihnen bei 
der geſetzlichen Erbfolge zuſtehen würde, wenn nur das 
Verhältnis dieſer Erbteile dasſelbe geblieben iſt, wie 
bei der geſetzlichen Erbfolge. Es fragt ſich aber, ob 
nicht die Auslegungsregel des 8 2052 dadurch aus⸗ 
geſchloſſen wird, daß einem Abkömmling ein Voraus⸗ 
vermächtnis zugewendet wird. Dieſe Frage iſt zu 
verneinen. | 

Die Anwendbarkeit des 8 2052 ſetzt, was den in 
dieſer Vorſchriſt vorgeſehenen zweiten Fall betrifft, nicht 
voraus, daß die Abkömmlinge wirtſchaftlich gleich viel 
erhalten, als ihnen bei e Erbfolge gebührt. 
Der Erbteil kann, wie bereits ausgeführt, größer 
oder kleiner ſein und es macht keinen Unterſchied, 
ob die Verminderung des geſetzlichen Erbteils durch 
Einſetzung anderer Perſonen als Miterben oder durch 
Auferlegung von Vermächtniſſen herbeigeführt iſt. Die 
Auslegungsregel des 8 2052 behält auch Geltung, wenn 
die Abkömmlinge nicht als Erben, ſondern nur als 
Erſatzerben eingeſetzt find (Planck, Anm. 2 zu 8 2052), 
oder wenn die Erbteile nur für einen Teil der Ab⸗ 
kömmlinge nach dem en Verhältnis, für die 
übrigen in anderer Weiſe beſtimmt ſind. In dieſem 
letzteren Falle bleibt die geſetzliche Ausgleichungspflicht 
im Verhältnis der erſteren Abkömmlinge untereinander 
beſtehen (Mugdan, Materialien Bd. 5 S. 510, Jacubezky, 
Bemerkungen zu dem Entwurf des BGB. S. 339, 
Staudinger, Erläuterungen zu 88 2050, 2054 unter III 
4A 3). Von dieſem Standpunkt aus muß nach dem zu 
vermutenden Willen des Erblaſſers die geſetzliche Aus⸗ 
gleichungspflicht auch dann Anwendung finden, wenn 
durch die Anordnung eines Voraus vermächtniſſes aus 
dem Nachlaß ein Teil des Vermögens ausgeſchieden 
wird, der dem Abkömmling nicht als Erben, ſondern 
als Vermächtnisnehmer zufällt (8 2150), bezüglich des 
Reſtes des Nachlaſſes es aber dabei verbleibt, daß die 
Erbteile der Abkömmlinge in dem der geſetzlichen Erb⸗ 
folge entſprechenden Verhältnis feſtgeſetzt ſind. Der 
Fall liegt nicht anders, als wenn der Erblaſſer ſich 
damit begnügt hätte, im Teſtament nur die Anordnung 
wegen des Vorausvermächtniſſes zu treffen. Es würde 
dann für den Reſt des Nachlaſſes die geſetzliche Erb⸗ 
folge eintreten und es würden damit für dieſen Teil des 
Nachlaſſes, wie ohne weiteres einleuchtet, die Regeln 
über die geſetzliche Ausgleichungspflicht anwendbar 
ſein. Eine andere Beurteilung iſt aber nicht wohl 
angängig, wenn der Erblaſſer, der Vollſtändigkeit des 
letzten Willens halber, das beſonders im Teſtament 
ausſpricht, was ſich hinſichtlich der Beerbung aus den 
Regeln der geſetzlichen Erbfolge ergibt (vgl. Jacubezky 
Bemerkungen S. 339). Die Ausgleichungspflicht wird 
durch Hinterlaſſung eines Borausvermächtniſſes nur in— 
ſofern geändert, als für die Ausgleichung nur der Erbteil, 
nicht das Vermächtnis in Betracht gezogen werden kann, 
das Vermächtnis alſo ohne Rückſicht auf die Ausglei⸗ 
chungspflicht zum vollen Betrage entrichtet werden 
mu 


Die auf einer Vermutung für den Willen des Erb⸗ 
laſſers beruhende Auslegungsregel des 8 2052 fällt 
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weg, ſobald aus dem Inhalt des Teſtaments oder aus 
anderen Umſtänden außerhalb des Teſtaments ent⸗ 
nommen werden kann, daß der Erblaſſer bei der letzt⸗ 
willigen Bedenkung keine Ausgleichung gewollt hat. Hier⸗ 
für kann das Maß der den Abkömmlingen zugewandten 
wirtſchaftlichen Vorteile von Bedeutung ſein. In der 
Anordnung eines Vorausvermächtniſſes kann der Aus⸗ 
druck des Willens zu finden ſein, daß den mit einem 
ſolchen Vermächtnis nicht bedachten Abkömmlingen die 
Ausgleichungspflicht erlaſſen werden ſoll, ſofern die 
Zuwendung des Voraus vermäͤchtniſſes bezweckt, einen 
Ausgleich für die ihnen gewährten Vorempfänge zu 
ſchaffen (vgl. RGSRKomm. Anm. 1a E zu $ 2052, 
Staudinger Anm. 7 Abſ. 2 zu 88 2050 ff.). Keineswegs 
iſt aber durch die Zuwendung des Vorausvermächtniſſes 
ſchon für ſich allein ausgedrückt, daß der durch das 
Vermächtnis begünſtigte Abkömmling noch die weitere 
Begünſtigung erfahren ſoll, daß er von der geſetzlichen 
Ausgleichungspflicht befreit iſt. 

2. Die Ausgleichungspflicht kann nicht durch münd⸗ 
liche Erklarung des Erblaſſers gültig beſeitigt werden. 
Bei dem Erlaß der Ausgleichungspflicht handelt es ſich 
um eine die künftige Regelung des Nachlaſſes be⸗ 
zweckende Verfügung, die nur durch erbrechtliches Ge⸗ 
ſchäft getroffen werden kann, ſoweit das Geſetz nicht 
Ausnahmen zuläßt. Eine die Ausgleichungspflicht (ſo⸗ 
weit ſie nicht ſchon geſetzlich beſteht) auferlegende oder 
die Ausgleichungspflicht erlaſſende Anordnung des 
Erblaſſers unter Lebenden wird aber in 8 2050 nur 
zugelaſſen, wenn ſie bei der Zuwendung vorgenommen 
wird. Dementſprechend iſt bereits in dem Urteile des 
RO. vom 6. Mai 1909 (Amtl. Slg. Bd. 71 S. 133) an⸗ 
erkannt, daß es eines Erbverzichtsvertrags ($ 2346) 
bedarf, wenn durch Vertrag mit erbrechtlicher, ins⸗ 
beſondere mit pflichtteilsrechtlicher Wirkung die Aus⸗ 
gleichungspflicht einem Abkömmling auferlegt werden 
ſoll. Dieſes Urteil geht von der Auffaſſung aus, daß 
nach der Zuwendung die Ausgleichungspflicht von dem 
Erblaſſer nur durch Verfügung von Todes wegen auf⸗ 
erlegt oder erlaſſen werden kann. In gleicher Weiſe 
muß auch für den Fall, daß der geſetzliche Erbteil des 
Abkömmlings durch Erlaß der Ausgleichungspflicht 
vermehrt werden ſoll, angenommen werden, daß der 
den Abkömmling von der Ausgleichungspflicht befrei⸗ 
ende Vertrag nur in der Form des Erbvertrags ge⸗ 
ſchloſſen werden kann unbeſchadet der Befugnis des 
Erblaſſers, das Kind durch eine größere Zuwendung 
durch Verfügung von Todes wegen zu entſchädigen. 
Dieſe Auffaſſung wird auch von Staudinger (Anm. 7 
Abſ. 2 zu 88 2050 - 2054) und in dem die Verfügungen 
von Todes wegen behandelnden Aufſatz im Recht 1916 
S. 339 vertreten. Weſentlich der gleichen Auffaſſung 
iſt Kipp⸗Windſcheid, der hinter 8 610 unter 2 S. 528 
bemerkt, der Erblaſſer, der nachträglich die Ausglei⸗ 
chungspflicht beſeitigen wolle, müſſe den Ausgleichungs⸗ 
pflichtigen zum Erben einſetzen und dabei die nur 
vermutungsweiſe eintretende Ausgleichungspflicht aus⸗ 
ſchließen. Auf einem abweichenden Standpunkt ſteht 
nur Dernburg (Das bürgerliche Recht Bd. 5 8 184 
Anm. 13), welcher der Meinung iſt, daß durch einen 
von dem Erblaſſer mit dem Abkömmling geſchloſſenen 
Erlaßvertrag die Erben ſchuldrechtlich verpflichtet werden 
könnten, von der Ausgleichung abzuſtehen. (Urt. des 
IV. 8 S. vom 1. Oktober 1917, IV 182/17). — — —ı. 
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VII. 


Inſtimmung zum Ehebruch, auch wenn nur mit der 
Möglichkeit eines ſolchen gerechnet wird. Aus den 
Gründen: Das BG. greift beſonders das Verſprechen 
einer Erfolgsprämie heraus und meint, es habe der 
Kläger nicht davon „auszugehen brauchen“, daß H. 
ſelber den Ehebruch mit der Beklagten begehen „ſolle“, 
in welchem Falle von einer Anſtiftung zum Ehebruche 
„noch nicht“ die Rede ſein könne. Dieſe Beurteilung 
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iſt rechtlich zu beſchränkt. Die Anſtiftung, die das 
BG. in den Vordergrund ſtellt, kommt hier nur als 
eine Handlung in Frage, in der der Kläger ſein Ein⸗ 
verſtändnis, ſeine Zuſtimmung zum Ehebruche der 
Beklagten kundgegeben haben foll (vgl. Mot. IV, 587). 
In dieſem Sinne liegt aber eine Anſtiftung zum Ehe⸗ 
bruche nicht bloß dann vor, wenn der Kläger davon 
ausgegangen wäre, es ſolle H. die Beklagte zum Ehe⸗ 
bruche bringen, ſondern ſie würde auch ſchon dann 
anzunehmen ſein, wenn der Kläger auch nur das ſeinem 
Willen entſprechende Bewußtſein gehabt hat, es könne 
H. möglicherweiſe ſelber die Beklagte zur Untreue 
verführen wollen. Darauf, ob das Verhalten des 
Klägers wenigſtens auf eine ſolche Eventualzuſtimmung 
ſchließen läßt, iſt das BG. nicht näher eingegangen. 
Unter dieſem Geſichtspunkte gewinnt auch die Tat⸗ 
ſache eine 1 nicht gewürdigte Bedeutung, daß 
der Kläger neben dem Verſprechen einer Erfolgsprämie 
dem H., der im Rufe eines gewerbsmäßigen Ehebrechers 
ſtehen ſoll, auch noch Umſtände bekanntgegeben hat, 
die gerade ihm die Verführung der Beklagten zu er⸗ 
leichtern geeignet waren. (Urt. des IV. 3. v. 17. Sep⸗ 
jember 1917, IV 1652/17), 
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VIII. 


Abfindung in Kapital neben 955 1 8480 einer 
Nente für die frühere Zeit im Falle des 6 843 888. 
Günſtiger Einfluß anf den Geſundheitszuſtand des Ber: 
letzten als wichtiger Grund für die Abfindung. Der 
Kläger fiel am 28. Dezember 1910 auf einer glattge⸗ 
frorenen Stelle im Hofe des Bekl. und brach den rechten 
Arm. Er verlangte Schadenserſatz auf Grund Ver⸗ 
trages und wegen unerlaubter Handlung. Die erſte 
Inſtanz ſprach durch Teilurteil dem Kl. gewiſſe Be⸗ 
träge zu und verurteilte dann durch Endurteil den 
Bekl. zu Renten wegen Beeinträchtigung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit des Kl. Auf die Berufung des Bekl. und die 
Anſchließung des Kl. wurde das Endurteil abgeändert, 
und der Bekl. zu 6550 M Rente für die Zeit bis zum 
1. Januar 1917 und zu 8000 M Abfindung für die 
ſpätere Zeit verurteilt. Die Reviſion des Bekl. wurde 
zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Mit Unrecht beanſtandet 
die Reviſion, daß das BE. dem Kl. für die erſten 
Jahre eine Rente, für die Folgezeit eine „ 
zugeſprochen hat. Die Vorſchrift des 8 843 Abſ. 
BGB. ſieht eine ſolche Teilung nicht vor, ſchließt ſie 
aber auch nicht aus. Sie iſt im Intereſſe des Ver⸗ 
letzten, alſo des Entſchädigungsberechtigten, gegeben, 
weshalb eine Abfindung auch nur auf ſein Verlangen 
bewilligt werden kann. Das Intereſſe des Verletzten 
kann aber ſehr wohl dahin gehen, nach anfänglicher 
Rente eine Abfindung zu erhalten. Es beſteht kein 
Grund, dieſem Intereſſe die Berückſichtigung zu ver⸗ 
ſagen, ebenſowenig aber, das Gericht, wenn es eine 
Abfindung nur für die ſpätere, nicht für die erſte Zeit 
für angezeigt hält, zu zwingen, eine Abfindung über⸗ 
haupt abzulehnen. Die gegenteilige Meinung der Re⸗ 
viſion würde dazu führen, die Abfindung auch da 
auszuſchließen, wo der ſie rechtfertigende Grund erſt 
nachträglich eingetreten iſt. Das kann nicht im Sinne 
des Geſetzes liegen. Einen wichtigen Grund für die 
Bewilligung einer Abfindung findet das BG. in dem 
günſtigen Einfluſſe, der von dieſer Bewilligung für 
den Geſundheitszuſtand des Kl. zu erwarten iſt. Das 
ſteht im Einklang mit der im Berufungsurteil er⸗ 
wähnten Rechtſprechung des RG., ebenſo aber auch 
mit dem Gutachten des Sachverſtändigen L., dem ſich 
das BG. angeſchloſſen hat, und der nicht bloß auf die 
Beendigung des Rechtsſtreites, ſondern auch auf eine 
1 Gewicht legt, die eine künftige Aenderung 
(3PO. 8 323) ausſchließt. Die Frage, ob der Grund 
wirklich ſo wichtig iſt, um das Verlangen einer Ab⸗ 
findung zu rechtfertigen, liegt im weſentlichen auf 
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tatſächlichem Gebiete. Ein Rechtsirrtum iſt nicht er⸗ 
ſichtlich. Infolgedeſſen iſt auch unerheblich, ob eine 
Geſamtabfindung zu einem für den Beklagten gün⸗ 
ſtigeren Ergebniſſe geführt haben würde... (Urt. des 
III 38. vom 11. Juli 1917, III 112/17). — e — 


IX. 


„ Begriff des „Borenthaltens“ i. S. des 5 1632 BGB. 
Widerrechtlichkeit des Verenthaltens. Aus den Grün» 
den: 1. Vorenthalten i. S. des 8 1632 BG. liegt 
allerdings noch nicht vor, wenn der Beklagte ſich rein 
nichtstuend verhalten oder dem Kinde, das ſich bei 
ihm befindet, bloß Koſt und Wohnung gegeben hätte. 
Hinzukommen muß, daß er ein Verhalten betätigt, 
das ihn mit dem Herausgabeanſpruch der Klägerin in 
Widerſpruch geſetzt hat. Dazu genügt es, wenn er das 
Kind wider den Willen der Klägerin bei ſich zurück⸗ 
hält, alſo der Ueberlaſſung an die Klägerin tatſächlich 
widerſtrebt. Auf dieſem Standpunkte ſteht auch das BG. 
Es ſtellt feſt, daß der Beklagte, als die Klägerin ihn 
befragen ließ, wann und wo ſie das Kind von ihm 
entgegennehmen könne, durch ſeinen Anwalt aus⸗ 
weichend und hinhaltend ſchreiben ließ. Dieſe Aus⸗ 
legung des Schreibens, wonach die Frage ſelber ohne 
zuſagende Antwort geblieben war, iſt weſentlich 22 
lich und verſtößt nicht gegen $ 286 ZPO. Schon dieſes 
Schreiben läßt keinen Zweifel darüber, daß der Be⸗ 
klagte jede eigene Tätigkeit abgelehnt hat, die es der Klä⸗ 
gerin ermöglichte, das Kind bei ihm entgegenzunehmen. 
Die Klägerin hat daher berechtigten Anlaß zur Klage 
auf Herausgabe gehabt. Der Beklagte kann ſich von 
dem Vorwurfe, der Klägerin das Kind vorzuenthalten, 
auch nicht dadurch befreien, daß er im Laufe des Rechts⸗ 
ſtreits der Klägerin geſtattet hat, das Kind bei ihm 
abzuholen, und daß er ihr das zweimal zu ihm zurück⸗ 
gekehrte Kind wieder zugeſchickt hat. Denn das Ver⸗ 
halten des Beklagten war in ſeiner Wirkung dahin 
gerichtet, die Herausgabe des Kindes ſchließlich daran 
ſcheitern zu laſſen, daß das von ſeinem Einfluß ab⸗ 
hängige Kind ſich gleichwohl zu ihm zurückfinden ſolle. 
Gerade weil das dem Beklagten gefügig gewordene 
Kind ſeinem Einfluß unterlag und nur deshalb das 
rechtmäßige Verbleiben des Kindes bei der Klägerin 
vereitelt wurde, war der Beklagte auch gehalten, dieſen 
dem Anſpruche der Klägerin auf das Kind ſchädlich 
gewordenen Einfluß wenigſtens inſowelt wieder aus⸗ 
zugleichen, daß bei dem Kinde die Vorſtellungen beſeitigt 
wurden, die es in den Bann und die Abhängigkeit 
vom Beklagten gebracht und der Klägerin entfremdet 
haben. Unterließ aber der Beklagte in dieſer Weiſe 
auf die Geſinnung des Kindes einzuwirken, ſo hat er 
das Kind, das nur unter dem Einfluſſe des Beklagten 
bei der Klägerin nicht aushielt, in Wirklichkeit der 
Klägerin im Sinne des § 1632 BGB. vorenthalten. 

2. Die Widerrechtlichkeit dieſes Vorenthaltens folgt 
ohne weiteres daraus, daß der Beklagte als allein 
ſchuldig geſchiedener Gatte ſein Fürſorgerecht über das 
Kind nach 8 1635 Abſ. 1 Satz 1 BGB. gegenüber der 
Klägerin eingebüßt hat, es ſei denn, daß das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht um des Kindes willen eine ab⸗ 
weichende Anordnung treffen würde, die alsdann auch 
das Prozeßgericht binden würde. Die Reviſion ver⸗ 
kennt dieſe Rechtslage, wenn ſie auf die Urteile des 
Senats bei Warneyer 1912 Nr. 172 und JW. 1915 
S. 1261 Nr. 6 verweiſt. Denn während hier der Be⸗ 
klagte nach geſchiedener Ehe ſein Fürſorgerecht für das 
Kind gänzlich verwirkt hat, betrafen jene Fälle die 
Herausgabe von Kindern, die bei beſtehender Ehe 
zwiſchen getrennt lebenden Ehegatten ſtreitig war, 
insbeſondere die Frage, ob das Fürſorgerecht des 
Vaters aus 8 1634 Satz 2 BGB. gegenüber dem der 
Frau zurückzutreten hat, wenn fein Herausgabever⸗ 
langen ein Mißbrauch ſeines Rechtes ſein würde. Bei 
der grundſätzlich verſchiedenen Regelung beider Fälle 
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iſt es ausgeſchloſſen, ſie hier im Sinne der Reviſion 
einander gleichzuſtellen. Der Einwand des Beklagten, 
daß die Klägerin ihm gegenüber ihr Recht mißbrauche, 
iſt nur daraufhin zu prüfen, ob die Klägerin das Kind 
vom Beklagten nur herausverlange, um ihn zu kränken 
und zu ſchädigen. Aber für einen ſolchen nach 8 226 
888. verwerflichen Rechtsmißbrauch liegt nicht das 
Mindeſte vor. Die Reviſion meint jedoch, es ſei hier⸗ 
bei überſehen, daß die Klägerin durch eine vollſtreck⸗ 
bare Verurteilung des Beklagten nicht mehr erreichen 
würde, als ohne ſolches Urteil, da fie das Kind jeder⸗ 
zeit vom Beklagten abholen könne. Dieſes Vorbringen 
iſt haltlos. Es verkennt, daß alle bisherigen Verſuche 
der Klägerin, die dauernde Herausgabe des Kindes zu 
erlangen, an dem widerſtrebenden Verhalten und Ein⸗ 
fluſſe des Beklagten geſcheitert ſind. Die Bedeutung 
eines den Beklagten zur Herausgabe des Kindes ver⸗ 
pflichtenden Vollſtreckungstitels beſteht darin, daß kraft 
deſſen die Klägerin zwangsweiſe gegen den Beklagten 
vorgehen kann, um ihren Herausgabeanſpruch auf das 
Kind dauernd zu verwirklichen. (Urt. d. IV. 38S. v. 
1. Okt. 1917, IV 208/27). 
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B. Strafſachen. 
I 


„ Einfuhrverbst i. S. des 5 134 Bell. oder bloße 
Einſuhrbeſchränkung ? Einfuhr anzländiſcher Butter. 
Aus den Gründen: Darin, daß das LE. in der 
preuß. MBO. vom 1. Juni 1916 nicht ein an gewiſſe 
Vorausſetzungen geknüpftes Verbot, Butter im Bahn⸗ 
verkehr aus den Niederlanden nach Preußen einzuführen, 
erblickt hat, ſondern nur eine Einfuhrbeſchränkung, deren 
Verletzung nicht unter den 8 134 VBZoll G. fällt, kann 
kein Rechtsirrtum gefunden werden. Auf Grund der 
RO. über die Regelung der Butterpreiſe vom 22. Ol: 
tober 1915 (RG Bl. S. 689), die kein Buttereinfuhrver⸗ 
bot, wohl aber im 8 11 für den Reichskanzler die 
Ermächtigung enthält, über ausländ. Butter beſondere 
Vorſchriften zu erlaſſen, hat der Reichskanzler am 
15. November 1915 (R Anz. Nr. 271) beſtimmt, daß jeder, 
der künftig Butter aus dem Ausland einführt, ver⸗ 
pflichtet iſt, fie an die 3E. zu verkaufen und zu liefern 
S 1). Er hat von dieſer Beſtimmung ausgenommen 
geringfügige Mengen, die als Reiſeproviant aus dem 
Ausland eingeführt werden (8 8), und hat der letzteren 
Beſtimmung am 26. Mai 1916 (RAnz. Nr. 124) hinzu⸗ 
gefügt, daß die Landeszentralbehörden „die Einfuhr 
im Grenzverkehre noch weiter beſchränken oder vers 
bieten können“. Dieſe Ermächtigung des Reichskanzlers 
hat den Preuß. Miniſter d. J. veranlaßt, am 1. Juni 
1916 zu verordnen: „1. Der Verkehr mit Butter aus 
den Niederlanden wird ausſchließlich auf die Grenz⸗ 
ſtationen B., G. und E. beſchränkt, ſo daß Butterſen⸗ 
dungen über andere Stationen nicht zugelaſſen werden. 
2. Die Einfuhr von Butter aus den Niederlanden außer⸗ 
halb des Bahnverkehrs, insbeſondere über die Land⸗ 
ſtraßen iſt verboten.“ Dem Wortlaute nach unterſcheidet 
hiernach die MBO. ausdrücklich zwiſchen Beſchränkung 
des Verkehrs und Verbot der Einfuhr ebenſo wie die 
Verfügung des Reichskanzlers zwiſchen Verbot und 
Beſchränkung ausdrücklich unterſcheidet. Es kann ſich 
alſo nur darum handeln, ob dieſem Wortlaut entgegen 
aus dem Zuſammenhang und dem Sinn und Zweck 
der MBO. für jedermann klar genug erhellt, daß die 
Vorſchrift in Nr. 1 nicht nur eine Beſchränkung, ſondern 
ein Verbot der Buttereinfuhr i. S. des $ 134 VZollG. 
in ſich ſchließt. Dies behauptet in ihrer Reviſion die 
Staatsanwaltſchaft. Sie macht geltend, nur bei Aus⸗ 
legung der Beſtimmung als Einfuhrverbot werde ihr 
Zweck, nämlich die Verhinderung der wilden Einfuhr 
von Butter ohne Kenntnis der 8EG., erreicht. Davon 
kann aber in Wirklichkeit keine Rede ſein. Denn der 
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„wilden Einfuhr von Butter ohne Kenntnis der 346.“ 
entgegenzuwirken, ſind die Vorſchriften des Reichskanz⸗ 
lers vom 15. November 1915 in Verbindung mit der 
Strafvorſchrift des 8 12 BRBO. vom 22. Oktober 1915 
beſtimmt und geeignet. Nach ihnen iſt dieſe wilde 
Einfuhr mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit 
Geldſtrafe bis zu 1500 M bedroht, und es beſteht 
außerdem noch die Pflicht des Einführenden, die Butter 
an die 8G. abzuliefern. Der Hinweis auf die Ge⸗ 
fährdung des Zwecks der Beſtimmung kann unter dieſen 
Umſtänden nicht genügen, um die dem Wortlaut zu⸗ 
widerlaufende Auslegung als notwendig erſcheinen zu 


laſſen. (Urt. des V. StS. vom 25. September 1917, 
5 D 366/17). E. 
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II. 

— Uubeeidigte Vernehmung eines Zeugen 925 Ber- 
dachtes der Teilnahme (StG. 8 56 Nr. 3); Entſchei⸗ 
dung hierüber durch die richterlichen Mitglieder des 
Schwurgerichts unter Berückſichtigung der Möglichkeiten 
des Geſchwerenenſpruchs. Aus den Gründen: Nach 
dem den Geſchworenen vorgelegten Fragebogen iſt an 
ſie zu der auf Mord lautenden Hauptfrage unter an⸗ 
deren Fragen auch die Hilfsfrage geſtellt worden, ob 
der Angeklagte den Tod feiner Ehefrau durch Fahr⸗ 
läſſigkeit verſchuldet habe. In der Hauptverhandlung 
war bei der Beweiserhebung der Zeuge Apotheker D. 
zufolge Gerichtsbeſchluſſes gemäß 8 56 Nr. 3 StPO. 
unbeeidigt vernommen worden, „weil die Auffaſſung 
möglich ſei, daß die Vergiftung der Frau R. vom 
Angekl. durch Fahrläſſigkeit verurſacht wurde, und 
dann in der Abgabe des Cyankali durch den Zeugen 
eine mitwirkende Fahrläſſigkeit erblickt werden könne, 
in welchem Falle er als Teilnehmer an der Tötung 
i. S. der angeführten Geſetzesſtelle verdächtig wäre“. 
Im Zuſammenhalte mit der demnächſtigen Frage⸗ 
Keane an die Geſchworenen iſt dieſe Begründung 

er Nichtbeeidigung dahin aufzufaſſen, daß das Ge⸗ 
richt den Angekl. der fahrläſſigen Tötung und dem⸗ 
gemäß auch den Zeugen für verdächtig gehalten hat, 
durch die fahrläſſige Abgabe von Cyankali an den 
Angekl. die Tötung mitverſchuldet zu haben. Die be⸗ 
dingte Faflung der Beſchlußgründe iſt aus der pro⸗ 
zeßrechtl. Stellung der drei richterlichen Mitglieder 
des Schwurgerichts zu erklären, die zur Entſcheidung 
der Fragen des Beweisverfahrens berufen waren, 
ohne an der Entſcheidung der Schuldfrage ſelbſt teil⸗ 
nehmen zu können, und daher im gegebenen Falle in 
dieſer Richtung mit den Möglichkeiten des künftigen 
Geſchworenenſpruchs gerechnet haben. Ein Anlaß, 
hierwegen die e des 8 56 Nr. 3 zu bean⸗ 
ſtanden, iſt nicht anzuerkennen. (Urt. des I. StS. 
vom 12. Juni 1917, 1 D 303/17). E. 
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III 


Damit allein, daß der Verteidiger oder ein Nechts⸗ 
auwalt feinen Namen unter die Nepiſiensſchrift des An⸗ 
eklagten ſetzt, iſt der Fermvorſchrift des $ 385 Abſ. 2 
PO. nicht genügt. Aus den Gründen: Nach 
8 385 Abſ. 2 StPO. kann die Reviſion des Angekl. 
nur in einer vom Verteidiger oder einem Rechtsanwalt 
unterzeichneten Schrift oder zu Protokoll des Gerichts⸗ 
ſchreibers begründet werden. Die Vorſchrift hat den 
Sinn, daß der unterzeichnete Verteidiger oder Rechts⸗ 
anwalt auf das Zuſtandekommen der Reviſionsſchrift 
in ſolcher Weiſe einwirken, ‚fol, daß fie als von ihm 
ſelbſt verfaßt gelten kann, und daß er durch ſeine 
Unterſchrift die Verantwortlichkeit für die Schrift in 
dieſem Sinne übernommen haben ſoll. Es ſoll damit 
verhütet werden, daß das Rev. gezwungen wird, 
ſich mit ganz ungeeigneten Reviſionsſchriften zu be⸗ 
ſchäftigen und daß andererſeits der Angekl. des ihm 
nötigen kundigen Beirats bei der Reviſion entbehrt. 
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In dieſem Sinn iſt die Reviſionsſchrift des Angekl. 
vom Verteidiger nicht unterzeichnet. Aus Jorm und 
Inhalt der Reviſionsſchrift geht deutlich hervor, daß 
dieſes für ſeine Zwecke der Hauptſache nach untaug⸗ 
liche Schriftſtück nur vom Angekl. ſelbſt angefertigt 
iſt und daß es dem 7 00 unmöglich war, auf 
ſeine Abfaſſung den erforderl. beſtimmenden Einfluß 
auszuüben. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß 
der Verteidiger dieſes Schriftſtück nicht 3 hat. 
Er hat es nur unterſchrieben, um äußerlich der Form 
zu genügen. Damit iſt aber die Sega bes 8 385 
Abf. 2 der StPO. nicht erfüllt. Die Reviſion mußte 
darum, weil nicht in zuläffiger Weiſe begründet, als 
Ang verworfen werden. (Beſchl. des V. StS. 
vom 13. Nov. 1917, 5 D 761/1917). E. 
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IV. 


ee einer während des Krieges erteilten 
Ausfſuhrbewilligung; Bedeutung der Perſen des Ab⸗ 
ſenders und des Empfängers. Aus den Gründen: 
Die Annahme der Str., daß die dem W. erteilte Be⸗ 
willigung, die an K. in Wien verkauften Schuhe aus⸗ 
zuführen, nur W. zur Ausfuhr berechtigt habe und 
auch dieſen nur zur N an K., iſt nicht rechtsirrig. 
Das Ausfuhrverbot vom 31. Juli 1914 RGBl. S. 267, 
von dem durch die Ausfuhrbewilligung für die von 
W. an K. verkauften Schuhe eine Ausnahme gemacht 
war, hat ebenſo wie die anderen bei Ausbruch des 
Krieges erlaſſenen Ausfuhrverbote keineswegs nur den 
Zweck, die für den Kriegsbedarf und die Volksernährung 
nötigen Stoffe dem Inlande zu erhalten, ſondern ebenſo 
auch den, zu verhindern, daß ſolche Stoffe dem feindl. 
Ausland a und deſſen militäriſche und wirt⸗ 
Be Kraft erhöhen. Für dieſen Zweck iſt die 

erſon des Abſenders, namentl. aber, weil ſich daraus 
der Beſtimmungsort ergibt, die der Empfänger der 
ausgeführten Waren von größter Bedeutung. Wenn 
nach der Perſon des Abſenders oder des Empfängers 
zu beſorgen iſt, daß die Waren nach der Ausfuhr in 
das feindl. Ausland verbracht werden, wird die Aus⸗ 
fuhrbewilligung ſelbſtverſtändlich nicht erteilt, weil 
nach der Ausfuhr der weitere Verbleib der Waren 
vom Inland aus nicht mehr überwacht werden kann. 
Deshalb iſt es auch für die Entſchließung, ob die Ausfuhr 
zu bewilligen iſt, von Wichtigkeit, wohin die Waren 
ausgeführt werden, weil, je nachdem ſie in neutrales 
oder verbündetes Ausland gelangen, die Möglichkeit 
größer oder geringer iſt, daß ſie dem feindl. Ausland 
zugeführt werden. Der Beitimmungsort der Waren 
und damit die Perſon des Empfängers iſt aber auch 
aus wirtſchaftspolitiſchen Gründen von großer Be⸗ 
deutung. Bei der durch den Krieg Ae wirt⸗ 
ſchaftl. Lage ſind Waren, die im Inland gebraucht 
werden, aber nicht in der erforderl. Menge vorhanden 
nd, vom Ausland, das auch ſeinerfeits durch Aus⸗ 
uhrverbote geſchützt iſt, oft nur dadurch zu erlangen, 
aß als Gegenleiſtung die Ausfuhr von Waren ge⸗ 
ſtattet wird, an denen es im Ausland fehlt, oder daß 
die Genehmigung zur Ausfuhr ſolcher Waren von der 
Bedingung abhängig gemacht wird, daß vom Ausland 
Waren eingeführt werden, die im Inland gebraucht 
werden. Die Ausfuhrbewilligung, ihre Erteilung oder 
Verweigerung, iſt das einzige Mittel, ſolche ſogen. 
Kompenſationen durchzuſetzen, und daraus ergibt ſich, 
welche Bedeutung auch nach dieſer Richtung der Be⸗ 
ſtimmungsort und damit die Perſon des Empfängers 
für die Ausfuhrbewilligung hat. Es kann alſo keine 
Rede davon ſein, daß die Ausfuhrbewilligung nur ſür 
die Ware, nicht für die Perſon des Abſenders und des 
Empfängers erteilt werde und jeden Inhaber zu jeder 
beliebigen Ausfuhr ermächtige, die in bezug auf Gattung, 
Menge, Gewicht und Wert der Waren der Ausfuhr⸗ 
bewilligung entſpreche. Die für die Ausfuhr der von 


W. an K. verkauften Waren erteilte Bewilligung galt 
deshalb nicht für die Ausfuhr der eigenen Waren des 
Angekl., die dieſer unternommen und bewirkt hat, ohne 
Rückſicht darauf, ob etwa in dieſem beſonderen Fall 
Umſtände vorgelegen haben, die aus den dargelegten 
Geſichtspunkten die Perſon des Abſenders oder des 
Empfängers weſentlich erſcheinen laſſen könnten, weil 
grundſätzlich die Ausfuhrbewilligung nur für die darin 
bezeichneten Waren und Perſonen gilt. (Urt. des 
I. StS. vom 12. Juli 1917, 1 D. 265/17). E. 
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V. 


Liegt zwiſchen Anſtiftung zum Diebſtahl und Hehlerei 
Tateinheit oder mehrheit vor, wenn der Unftifier zum 
Diebſtahl die auf feine Anſtiftung geſtohlenen und noch 
andere ven demſelben Dieb geſtohlene Gegenſtände als 

ehler an ſich bringt? Aus den Gründen: Die 

üge, daß die Strͤ. bezüglich der Hühner, zu deren 
Entwendung der Angekl. die Mitangeklagten ange⸗ 
he und die er demnächſt den Dieben abgekauft hat, 
mit Unrecht nicht Tateinheit zwiſchen Anſtiftung zum 
Diebſtahl und Hehlerei, ſondern zwei ſelbſtändige 
Straftaten — Anſtiftung und Hehlerei — angenommen 
und dadurch gegen den 8 73 St. durch Nichtan⸗ 
wendung und gegen 8 74 StGB. durch unrichtige 
Anwendung verſtoßen habe, iſt an ſich begründet. 
Zwar iſt, wie das RG. wiederholt ausgeſprochen hat 
— vgl. Entſch. Bd. 19 S 356; Bd. 32 S. 394 — die 
rechtliche Möglichkeit, daß in dem angeführten Falle 
Anſtiftung und Hehlerei als ſelbſtändige ſtrafbare 
Handlungen ſachlich miteinander zuſammentreffen, nicht 
ausgeſchloſſen. Dieſer Annahme ſteht jedoch hier der 
von der Str. tatſächlich feſtgeſtellte Sachverhalt ent⸗ 
gegen. Denn danach hat der Angekl. nicht etwa erſt, 
nachdem er ſeinen anſtiſtenden Einfluß auf die Mit⸗ 
angekl. ausgeübt hatte, den Vorſatz gefaßt, die von 
den beiden Burſchen zu ſtehlenden oder ſchon ge⸗ 
ſtohlenen Hühner an ſich zu bringen; vielmehr ſuchte 
er durch die Anſtiftung jener beiden Burſchen zum 
Diebſtahl die Hühner in ſeine Gewalt zu bekommen, 
nach deren Beſitz es ihn gelüſtete. Es liegt alſo 
eine natürliche Einheit der Handlungsweiſe vor, die 
als ſolche auch vom Recht anzuerkennen iſt. Für die 
Annahme, daß ſich in dieſen einheitl. Hergang der 
Sache ein neuer ſelbſtändiger Willensentſchluß, der 
die Einheit der Tat unterbrach, eingeſchoben und da⸗ 
durch die eine Tat zu zwei ſachl. zuſammentreffenden 
ſtrafbaren Handlungen umgewandelt habe, iſt logiſch 
und begriffsmäßig ſchlechterdings kein Raum. Gleich⸗ 
wohl kann der vorbezeichnete Verſtoß nicht zur Auf⸗ 
1 e Urteils führen. Denn der Angekl. hat 
nicht 
Hühner gehehlt, ſondern ſich weiterhin der Hehlerei 
auch noch dadurch ſchuldig gemacht, daß er von W. 
etwa 50 m Draht, von dem Mitangekl. F. 5 Hühner 
und von dem Knecht L. 6 Hühner, etwa 1 Ztr. Kar⸗ 
toffeln und 1 Ztr. Weizen käuflich an ſich brachte, 
wiſſend, daß alle dieſe Gegenſtände geſtohlen waren. 
Inſoweit lag nach der Feſtſtellung der Strͤ. keine An⸗ 
ſtiftung der Diebe durch den Angekl. zur Begehung 
des Diebſtahls vor; deshalb iſt der Angekl. mit Recht 
wegen Hehlerei verurteilt worden (vgl. das einen 
gleigartigen Fall betreffende Urteil des erk. S. vom 
7. Okt. 1907 in Goltd Arch. Bd. 54 S. 483). Unter 
dieſen Umſtänden würde der vorerwähnte Geſetzes⸗ 
verſtoß den Angekl. nur dann beſchweren, wenn die 
Möglichkeit beſtünde, daß der Rechtsirrtum des Ge⸗ 
richts auf das Strafausmaß von Einfluß geweſen iſt, 
der Angekl. alſo bei richtiger Geſetzes anwendung milder 
beſtraft worden wäre. (Urt. des I. StS. v. 9. Juli 1917, 
1 D. 241/17). E. 
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oß die auf feine Anſtiftung hin geſtohlenen 


„„ — 4 
3 15 - . 
5 5 „ 


* 


— 2 2 . K. 8 7. 


— — — — — GE — 


ET 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 1 u. 2. 25 


VI. 
1. Zur Unterſcheidung der Begriffe „Gegenſtände 
des täglichen Bedarfs“ i. S. der Ind. gegen über⸗ 
mäßige Preisſteigerung vom 28. Dar 1515 Marz 1515 und „Lebend- 
mittel“ i. S5. der Ra Bek. vom 24. Juni 1916 über den 
Handel mit Lebens⸗ und Futtermitteln und zur Be⸗ 
kämpfung des Kettenhandels. 2. Verſätzliche Begehung 
einer ſtrafbaren Handlung bei fahrläſſiger Unkenntnis 
der dadurch verletzten Geſetzesbeſtimmung. Aus den 
Gründen: 1. Die Str. verwechſelt die Voraus⸗ 
ſetzungen der Bek. des Reichskanzlers vom 24. Juni 
1916 über den Handel mit Lebens⸗ un Suttermiiteln 
23. Juli 1915 
uſw. mit denen der BRBO. vom 28. März 1518 gegen 
übermäßige Preisſteigerung. Nur in diefer VO. iſt von 
„Begenftänden des täglichen Bedarfs“, „insbeſondere“ 
von „Nahrungsmitteln uſw.“ die Rede, während ſich 
die Bek. über den Handel mit Lebens⸗ und Futtermitteln 
uſw. nur und unmittelbar auf „Lebensmittel uſw.“ 
bezieht. Zwar kann jedes Lebensmittel ein Gegenſtand 
des täglichen Bedarfs ſein. Nicht jeder Gegenſtand des 
täglichen Bedarfs iſt aber ein Lebensmittel. Es iſt 
nicht ausgeſchloſſen, daß ſich die Strͤ. durch ihre An» 
nahme, das Salatin oder das Badalin fei ein Gegen⸗ 
ſtand des täglichen Bedarfs, bei der Prüfung der Frage 
hat beeinfluſſen laſſen, ob es als ein Lebensmittel anzu⸗ 
ſehen iſt. Was die Str. mit Bezug auf Salatin und 
Backalin feſtſtellt, kann zwar geeignet ſein, es als 
„Lebensmittel“ i. S. der VO. vom 24. Juni 1916 zu 
kennzeichnen. Inſoweit bedarf es aber zunächſt einer 
Würdigung des Sachverhalts durch den Tatrichter, die 
die Gewähr bietet, von rechtsirriger Auffaſſung unbe⸗ 
einflußt zu fein. Hierbel wäre insbeſondere auch 8 2 
BO. zu berückſichtigen. Darauf, ob der Gegenſtand 
nachmeislich einen Nährwert hat und gegebenenfalls 
welchen, würde es nicht ankommen. 

2. Ferner hat die Str. darin geirrt, daß das 
Bergehen gegen die VO. ein fahrläſſiges, nicht ein 
vorſätzliches ſei, weil der Angekl. die BO. fahrläffiger- 
weiſe nicht gekannt habe. Durch die ihm zur Laſt 
fallende Fahrläſſigkeit wird nur die Beachtlichkeit ſeines 
Strafrechtsirrtums beſeitigt, wie ſie ſonſt, d. h. ohne 
gen durch die BRBO. vom 18. Januar 1917 
(REBL S. 58) begründet geweſen wäre. Ob der 
Angekl. vorfägli oder gas hang den Tatbeſtand des 
Vergehens verwirklicht hat, hängt nur davon ab, ob 
er die Umſtände, die vom Standpunkt des Geſetzes den 
äußeren Tatbeſtand des Vergehens bilden, in ſeinen 
Willen aufgenommen hat oder ob er, wenn dies nicht 
der Fall war, die Unkenntnis dieſer Umſtände fahr⸗ 
läſſig verſchuldet hat. Inſoweit genügt der Hinweis 
auf das Urteil vom 5. Mai 1917 4 D 189/17 in ROSt. 
Bd. 50 S. 309 (311). (Urt. des V. StS. vom 9. Ok⸗ 
tober 1907, 5 D 316/1917). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Die im 6. Abſchnitt des bayer. BE. geregelte Unfall⸗ 
fürſorge erfiredt ſich nicht auf Beamte der bayer. Eiſen⸗ 
bahnverwaltung, die von dieſer der Heeres verwaltung 
zur Verfügung geſtellt werden und im Betriebe der Feld⸗ 
eiſenbahnen verunglückt find. Der bei Kriegsausbruch 
von der bayer. Eiſenbahn verwaltung der Heeresver⸗ 
waltung zur Verfügung geſtellte Oberlokomotivführer 
J. R. wurde zur Dienſtleiſtung bei den Feldeiſenbahnen 
in Belgien herangezogen und iſt dort bei einem Betriebs⸗ 
unfall am 29. Auguſt 1915 tödlich verunglückt. Er ge⸗ 
hörte damals dem ungedienten Landſturm an, der am 
15. Dezember 1914 aufgerufen worden war. Seiner 


zu gehorchen, nicht erfüllen. Aber auch 


Witwe und ſeinen Kindern wurde von der bayr. Eiſen⸗ 
bahnverwaltung Witwen⸗ und Waiſengeld nach Art. 
73—75 BG. bewilligt. Die Witwe beanſprucht jedoch 
für ſich und ihre Kinder die im 6. Abſchnitt des BG. 
eregelte Unfallfürſorge und erhob auf die ſich hienach 
Berechnen den höheren Beträge Klage. Dieſe wurde ab⸗ 
gewieſen, Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: Nach Art. 89 und 90 BG. 
ängt die Unfallfürſorge für die Hinterbliebenen eines 
ayer. Beamten davon ab, daß er in einem reichsgeſetzl. der 
Unfallverficherung unterliegenden Betriebe beſchäftigt 
geweſen und infolge eines im Dienſt erlittenen Betriebs⸗ 
unfalles geſtorben iſt. Hier handelt es ſich darum, ob 
R. den Betriebsunfall „im Dienſte“ erlitten hat. Die 
übrigen Vorausſetzungen des Anſpruchs auf Unfall» 
fürforge find zweifellos gegeben. Das Erfordernis des 
„im Dienſte“ erlittenen Betriebsunfalles iſt dahin zu 
beſtimmen, daß ein von einem bayer. Beamten während 
ſeiner amtl. Tätigkeit erlittener Betriebsunfall vorliegen 
muß. Das BG. hat das Vorhandenſein dieſes Erfor⸗ 
derniſſes mit Recht verneint. Daß J. R., wenn er z. Zt. 
eines Unfalles dem aktiven Heere — ſei es als Soldat 
fe es als oberer oder unterer Militärbeamter — an⸗ 
ehörte, nicht bei Ausübung einer ihm als bayer. Eiſen⸗ 
Sohne en obliegenden Tätigkeit verunglückt ſein 
kann, iſt ohne weiteres klar und bedarf keiner beſonderen 
Darlegung. Die Erfüllung der Militärdienftpflicht 
ſchließt naturgemäß die Leiſtung von Dienſten im 
ivilſtaatsdienſt aus. Ein Beamter, der Heeresange⸗ 
öriger iſt und infolgedeſſen unter der militär. Befehls⸗ 
gewalt ſteht, kann auch die ihm nach Art. 12 BG. ob⸗ 
liegende Pflicht, den dienſtl. Befehlen feiner Vorgeſetzten 
dann, wenn 
R. z. Zt. feines Unfalles nicht Heeresangehöriger 
war, liegt kein Unfall im Dienſte des bayer. Staates 
vor. Denn es ftehl feſt, daß R. von der bayer. Eiſen⸗ 
bahnverwaltung in Erfüllung der ihr nach 8 28 Ziff. 3 
ArLeift®. obliegenden Pflicht zur Dienſtleiſtung im 
Feldeiſenbahnweſen „hergegeben“ worden iſt. In der 
„Hergabe“ liegt der Verzicht der bayer. Eiſenbahn⸗ 
verwaltung auf die Dienſtleiſtungen des R. während 
ſeiner Verwendung im Feldeiſenbahndienſte. Während 
dieſer Verwendung ruhte daher die Dienſtpflicht 
des R. gegenüber dem bayer. Staate. Infolgedeſſen 
können feine Dienſte bei den Feldeiſenbahnformationen 
nicht auch als dem bayer. Staate geleiſtete Dienſte 
gelten. Die von den Kl. behauptete Einheitlichkeit der 
Feldeiſenbahnen und der Eiſenbahnbetriebe der Bundes⸗ 
ſtaaten beſteht nicht. Das Feldeiſenbahnweſen iſt eine 
von den Eiſenbahnbetrieben der Bundesſtaaten unab⸗ 
hängige, ſelbſtändige Einrichtung, die mit den Eiſen⸗ 
bahnbetrieben der Bundesſtaaten nichts Gemeinſchaft⸗ 
liches hat. Die Leitung der Feldeiſenbahnen unterſteht 
dem zum Großen Generalſtabe des Heeres gehörenden 
Chef des Feldeiſenbahnweſens und kann von ben Eiſen⸗ 
bahnverwaltungen der Bundesſtaaten nicht beeinflußt 
werden; auch nicht, ſoweit es ſich um das von ihnen 
zur Verwendung im Feldeiſenbahndienſte hergegebene 
Perſonal und Material handelt. Die Landeseiſenbahn⸗ 
verwaltungen können zwar die Zurückgabe einzelner 
ihrer Beamten beantragen, aber ein Recht auf die 
Zurückgabe ſteht ihnen nicht zu. Es ſteht ausſchließlich 
im Ermeſſen des Chefs des Feldeiſenbahnweſens, ob 
er den Antrag genehmigen will. (Militäreiſenbahn⸗ 
ordnung Teil 11 Abt. D 87). Es find daher alle Aus⸗ 
führungen der Kl., durch die eine Einheitlichkeit der 
Feldeiſenbahnen und des Betriebes der bayer. Staats⸗ 
bahnen und die Abhängigkeit des R. von der bayer. 
Eiſenbahnverwaltung auch während ſeiner Verwen⸗ 
dung im Feldeiſenbahnweſen dargetan werden ſoll, 
verfehlt. Gänzlich fehl geht die Berufung der Kl. auf 
8 34 OffpG. vom 31. Mai 1906. Denn abgeſehen 
davon, daß dieſem Geſetze jede Einwirkung auf das 
Beamtenrecht der einzelnen Gliedſtaaten ferneliegt, 
iſt das Zurückgreifen auf die Unfallfürſorgebeſtim⸗ 
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mungen des landesrechtl. Beamtenrechts ſchon deshalb 
ausgeſchloſſen, weil für im Reichsdienſt infolge von 
Betriebsunfällen verunglückte Heeresbeamte das Unfall⸗ 
fürſorgegeſetz vom m 1 1901 aufrecht erhalten iſt 
(vgl. 8 77 Abſ. 2 8 OffPG.). Bei dieſer Sachlage 
kann 1 leben, welche Stellung J. R. während 
ſeiner Verwendung im Feldeif enbahndlenſt eingenommen 
hat. Mag er Heeresangehöriger geweſen ſein oder nicht, 
in keinem Falle liegt ein von ihm im Dienſte des bayer. 
Staates erlittener Betriebsunfall vor. (Urt. des II. 95 
vom 12. November 1917, Reg. I Nr. 105 / 1917). 
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II. 


ckgriff des and der Amtspflichtverletzung eines 

Nets aftenden ud nn den Notar oder feine 
Erben (B Art. 8 Art. 60, 61, Not. 

Art. 1200 615 Kacterret des in dem Brose „gegen 
den Staat 1 Urteils erſtreckt ſich auf die tat⸗ 
ſächlichen und rechtlichen Feſtſtellungen uur, ſoweit fie 
eine notwendige Grundlage des früheren Urteils ge 
bildet haben. 58 74, 68 300. Der Notar M. K. unter⸗ 
ließ es, bei der Beurkundung eines Grundſtückskauf⸗ 
vertrags der Urkunde ſeine Unterſchrift beizufügen 
und ftarb wenige Tage ſpäter, ohne das nachgeholt 
zu haben. Da der Käufer ſich nicht dazu . 
fein Erklärung wiederholt beurkunden zu laſſen, kam 
er Verkäufer zu Schaden, machte unter Berufung auf 

§ 839 BGB., Art. 60, 61 AG. BGB. den bayer. Staat 
für den Schaden verantwortlich und erhob Klage. Der 
Fiskus verkündete der Witwe des Notars als Allein⸗ 
erbin ihres Mannes den Streit, dem ſie jedoch nicht 
beitrat. Im Prozeß erkannte er die von dem Kl. be⸗ 


hauptete fahrläſſige Verletzung der Staatspflichten 


durch den Notar an und wurde zum Schadenserſatz 
verurteilt. Sodann erhob er gegen die Witwe K. 
Klage auf Erſatz feiner Aufwendungen. Die Bell. 
beſtritt, daß ihr Mann ſchuldhaft gehandelt habe, 
machte geltend, daß er den Kaufvertrag nur infolge 
eines feine freie Willensbeſtimmung ausſchließenden, 
durch ſeine ſchwere Krankheit bedingten Zuſtandes 
eiſtiger Störung nicht unterzeichnet habe, und bot 
iefür Beweis an. Das LG. erkannte nach Klagantrag. 
Es ſprach der Bekl. unter Bezugnahme auf die Vor⸗ 
ſchriften der 88 74, 68 ZPO. das Recht ab, den in 
dem Kreta Rechtsſtreite nicht gebrachten Einwand 
zu erheben, und erklärte auf Grund der Feſtſtellung 
in dem früheren Urteile über die Fahrläſſigkeit des 
Notars die Bekl. für dem Staate gegenüber haft⸗ 
pflichtig. Die Berufung der Witwe K. wurde zurück⸗ 
gewieſen. Auf deren Reviſion wurde das Urteil des 
OLG. aufgehoben und die Sache zur anderweitigen 
ne zurückverwieſen. 

den Gründen: Das BG. hat mit Un» 
Es 995 den 88 74, 68 ZPO. geſchloſſen, die Bekl. 
könne ſich nicht mehr darauf berufen, daß ihr ver⸗ 
ſtorbener Mann für den Schaden nicht haftbar ſei. 
Grundſätzlich iſt davon auszugehen, daß nach 88 74, 
68 ZPO. die Rechtskraftwirkung des in dem früheren 
Prozeſſe gefällten Urteils ſich nicht nur auf die in 
deſſen Formel ausgeſprochene Rechtsfolge erſtreckt, 
ſondern auch auf die getroffenen tatſächl. und rechtl. 
Feſtſtellungen. Allein das gilt nur dann, wenn die 
Feſtſtellungen eine notwendige Grundlage des früheren 
Urteils bilden. Trifft dies nicht zu, ſo werden ſie 
von der Rechtskraft des 8 68 ZPO. nicht mitumfaßt 
(vgl. RG. 45, 353/56; JW. 1906 S. 339 Nr. 18; War: 
neyer, Erg Bd. IJ Nr. 664). Hier bildet die Feſtſtellung 
in dem früheren Urteile, daß Notar K. ſchuldhaft ge— 
handelt hat, keine notwendige Vorausſetzung der Ent- 
ſcheidung. Nach Art. 126 Abſ. 1 Not. iſt der Staat 
für den Schaden, den ein Notar in Ausübung des 
ihm anvertrauten Amtes durch Verletzung der Amts— 
pflicht einem Dritten zufügt, nach Maßgabe der Art. 60, 
61 AG. BGB. verantwortlich. Hiernach begründet es 


keinen Unterſchied, ob der Notar vorſätzlich oder fahr⸗ 
läſſig die ihm einem Dritten gegenüber obliegende 
Amtspflicht verletzt hat (Art. 60 Abſ. 1) oder ob der 
Notar für den durch die unrechtmäßige Amtshandlung 
einem Dritten verurſachten Schaden deswegen nicht 
verantwortlich iſt, weil er ſich im Zuſtande der Be⸗ 
wußtloſigkeit oder in einem die freie Willensbeſtim⸗ 
mung ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung 
der Geiſtestätigkeit befunden hat (Art. 61 Abſ. 1). Der 
Staat wäre demnach in dem früheren Rechtsſtreite 
auch unterlegen, wenn angenommen worden wäre, 
daß den Notar K. für die Unterlaſſung der Unterſchrift 
des Kaufvertrags und den dadurch hervorgerufenen 
Schaden mangels der Zurechenbarkeit ſeines Ver⸗ 
ſehens keine Verantwortung treffe. An dem Ausgange 
der Sache hätte ſonach die Bekl. nichts ändern können, 
auch wenn ſie dem früheren Rechtsſtreit auf die Streit⸗ 
verkündung des Kl. beigetreten wäre und den Ein⸗ 
wand dort gebracht hätte. Hiernach beruht das an⸗ 
gefochtene Urteil auf einer Verletzung der 88 74, 68 ZPO. 
(Urt. des I. ZS. vom 30. Nov. 1917, Reg. J Nr. 117 
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B. Strafſachen. 
I. 


Wird das anf Grund des 5 452 EIBO. ergangene 
Urteil aufgehoben, jo hat über die Roſten der Berutung 
nicht der Bernfungs richter ſondern der Erſtrichter zu 
entſcheiden. Das Schöffengericht verwarf den Einſpruch 
gemäß 8 452 StPO. durch Urteil. Auf die Berufung 
der Angekl. wurde das Urteil aufgehoben, weil deren 
Ausbleiben genügend entſchuldigt geweſen ſei; die 
Koſten der en wurden nach den 8$ 416, 505 SIPO. 
der Staatskaſſe überbürdet. Eine Zurückverweiſung 
der Sache an das Schöffengericht hielt das BG. nicht 
für veranlaßt, weil das Verfahren dort ohne weiteres 
feinen Fortgang zu nehmen habe. Der StA. legte 
inſoweit Reviſion ein, als die Koſten des Be⸗ 
rufungs verfahrens der Staatskaſſe auferlegt worden 
ſind. Der Reviſion wurde ſtattgeben. 

Aus den Gründen: Das RG. und der erk. 
Senat haben in Uebereinſtimmung mit Löwe entgegen 
der Meinung von Stenglein, v. Kries, Frank und 
anderen ſtets angenommen, daß darin allein, daß auf 
ein Rechtsmittel hin das Urteil aufgehoben und die 
Sache an die Vorinſtanz zurückverwieſen wird, ein die 
Ueberbürdung der Koſten des Rechtsmittels auf den 
Gegner deſſen, der es eingelegt hat, rechtfertigender 
„Erfolg“ nicht enthalten iſt, daß es vielmehr darauf 
ankommt, ob die anderweite Entſcheidung zugunſten 
oder zuungunſten des Beſchwerdeführers ausfällt, daß 
demnach das über das Rechtsmittel erkennende Ge⸗ 
richt eine Entſcheidung über die Koſten des Rechts⸗ 
mittels überhaupt nicht zu treffen, ſie vielmehr dem 
neuen Urteile der Vorinſtanz zu überlaſſen hat, in dem 
die Koſten gleich denen des neuen Verfahrens zu be⸗ 
handeln ſind. An dieſer Anſicht, die insbeſondere in 
den Entſch. des RG. 18, 347; 30, 128; 45, 269 ein⸗ 
gehend begründet iſt, iſt feſtzuhalten. Nun liegt aller⸗ 
dings der hier zu entſcheidende Fall anders als die 
Fälle der angeführten Urteile des RG., inſofern hier, 
wie die Str. mit Recht angenommen hat, die Zus 
rüdvermeifung an die Vorinſtanz zur anderweiten 
Verhandlung nicht auszuſprechen war, das Verfahren 
vielmehr vor dem Schöffengericht ohne weiteres in 
der ſich aus der Aufhebung des Urteils ergebenden 
Prozeßlage fortzuſetzen iſt. Dies führt jedoch nicht 
zu einer abweichenden Behandlung in der Koſtenfrage, 
da alle die Erwägungen, die für die oben vertretene 
Anſicht ſprechen, auch für Fälle der hier zu entſcheidenden 
Art zutreffen. Nach 8497 StpO. geht das Geſetz, wie 
das RG. 18, 347 darlegt, von dem Grundſatz aus, 
daß die Koſten des Verfahrens der Angell. zu tragen 
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Da wenn er zu Strafe verurteilt wird, und daß nur 
en freigeſprochenen oder außer Verfolgung geſetzten 
Angeſch. die Koſten nicht treffen, inſoweit er ſie nicht 
durch eine ſchuldhafte Berfäumnis verurſacht hat. Aller» 
dings trifft 8 505 StPO. für die Koſten eines Rechts⸗ 
mittels die beſondere Beſtimmung, daß fie den El 
der es erfolglos eingelegt oder zurückgenommen hat. 
Allein für die Frage, ob ein Rechtsmittel Erfolg hatte 
oder nicht, iſt nicht unter allen Umſtänden die auf das 
Rechtsmittel unmittelbar zu treffende Entſcheidung maß⸗ 
gebend, ſondern die in der Sache ſelbſt ergehende Ent⸗ 
ſcheidung, erſtere alſo nur, wenn ſie eine ſolche ent⸗ 
hält. Trifft ſie eine ſolche nicht, iſt vielmehr in der 
Sache ſelbſt erſt durch eine neue Entſcheidung der Vor⸗ 
inſtanz zu entſcheiden, dann ergibt ſich der „Erfolg“ 
des Rechtsmittels erſt aus dieſer und es kann daher 
auch erſt in ihr über die Koſten des Verfahrens ein⸗ 
ſchließlich jener des Rechtsmittels entſchieden werden. 
Es iſt nicht einzuſehen, inwiefern es einen Unterſchied 
begründen ſollte, ob die neue Entſcheidung der Vor⸗ 
inſtanz zufolge einer Zurückverweiſung an dieſelbe 
oder ohne eine ſolche zu erfolgen hat; in beiden Fällen 
ergibt ſich der 08 des Rechtsmittels erſt aus der 
in der Sache ſelbſt ergehenden neuen Entſcheidung. 
Das RE. hat denn auch in dem in Bd. 45 S. 268 
abgedruckten Urteil ganz allgemein und ohne Begren⸗ 
zung auf die Fälle der Zurückverweiſung ausgeſprochen, 
daß ein Rechtsmittel, das zunächſt zur Aufhebung des 
angefochtenen Urteils führt, troßdem „erfolglos“ iſt, 
wenn in dem neuen Urteile dieſelbe Entſcheidung wie 
früher ergeht. Die Str. hatte alſo über die Koſten 
des Berufungsverfahrens nicht zu entſcheiden, vielmehr 
hat das Sch. in feiner neuen Entſcheidung über die 
Koſten des Berufungs verfahrens ebenſo zu entſcheiden 
wie über die in der Reviſionsinſtanz erwachſenen. 
(Urteil vom 6. Sept. 1917, Rev.⸗Reg. Nr. „ 
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II. 


Wie iſt zu verfahren, wenn der Angeklagte allge: 
mein, der Amtsanwalt uur im Straſmaß Berufung ein⸗ 
re hat und der Angeklagte in der Berufungs ver⸗ 

ndlung unentſchuldigt ausgeblieben iſt? Darf der 
Beruſungs⸗ eder Nepiſionsrichter freiſprechen, wenn nur 
im Strafmaße Berufung eingelegt wurde? Nelative 
Rechtskraft des Urteils. (StPO. 88 343, 359, 363, 368, 
370, 380, 392). A. wurde vom Schöffengericht wegen 
Preiswuchers verurteilt. Gegen das Urteil legten Be⸗ 
rufung ein: A., weil er nicht freigeſprochen worden war, 
der AA. wegen zu niedriger Strafe. In der Haupt⸗ 
verhandlung vor dem BG. wurde zunächſt die Be⸗ 
rufung des A. auf Grund des 8 370 Abſ. 1 StPO. 
„ ſofort“ durch Urteil verworfen, hierauf in die Ver⸗ 
handlung über die Berufung des AA.s in Anweſenheit 
des Verteidigers des nicht erſchienenen A. eingetreten. 
Dieſe Verhandlung endete mit der Verkündung des auf 
Straferhöhung lautenden Urteils. Beide Urteile ent⸗ 
halten den Ausſpruch über die Verpflichtung des A. 
zur Tragung der Koſten des Rechtsmittels. In dem 
zweiten Urteil iſt ausgeführt, daß nach Wegfall der 
Berufung des A. und bei der Einſchränkung der Bes 
rufung des AA.s auf das Strafmaß das BG. nach den 
83 359, 368 StPO. „an die tatſächlichen Feſtſtellungen 
des Erſtrichters und ſeine Entſcheidung zur Schuldfrage 
gebunden“ und eine Erhöhung der Strafe angezeigt ſei. 
Der Verteidiger, deſſen Geſuch um Wiedereinſetzung des 
A. in den vorigen Stand nach dem 8 370 Abſ. 2 der 
StPO. rechtskräftig abgewieſen wurde, legte gegen 
beide Urteile Reviſion ein. Er führte aus: Die 
Berufungen des A. und des AA.s hätten einheitlich 
gewürdigt werden ſollen. Das BG. hätte nach dem 
9 343 StPO. trotz der Verwerfung der Berufung des 
A. in dem Verfahren über die Berufung des A Als die 
Schuldfrage prüfen ſollen und nach dieſer Prüfung 
die Anwendbarkeit der Preisſteigerungsverordnung 


verneinen müſſen. Der Verteidiger rügte die Verletzung 
dieſer Verordnung, jener über die Verfolgung von Zu⸗ 
widerhandlungen gegen die Vorſchriften über wirt⸗ 
near Maßnahmen vom 18. Januar 1917, des 8 59 
SIEB. und des 8 343 StPO. Die Reviſionen wurden 
verworfen. 

Aus den Gründen: Löwe⸗Roſenberg, StPO. 
(14) N. 1 zu 8 370 und Keller, StPO. N. 3 zu 8 370 
vertreten die Auffaſſung, daß, wenn der Staatsanwalt 
und der Angeklagte die Berufung eingelegt haben, die 
Berufung des Angekl. nicht „ſofort“, ſondern erſt bei 
der Urteilsfällung am 0 der Verhandlung ver⸗ 
worfen werden kann; dieſer Anſchauung ſteht aber der 
Wortlaut des 8 370 Abſ. 1 StPO. entgegen. Dieſer 
und der Vergleich mit 8 363 StPO. rechtfertigen die 
auch von Stenglein, StPO. N. 3 zu 8 370 vertretene 
Anſchauung, daß das Urteil nach dem 8 370 Abſ. 1 
StPO. ſelbſtändig und unabhängig von dem auf die 
Berufung des StA.s ergehenden Urteil insbeſondere 
vor dem Eintritt in die Verhandlung über dieſe Be⸗ 
rufung verkündet werden darf. Abgeſehen hievon 525 
ſich das Reviſtonsgericht nach 8 380 StPO. mit der 
Tatſache abzufinden, daß das BG. in der bezeichneten 
Weiſe verfahren iſt. — Gegen ein ausſchließlich auf 
Grund des 8 370 Abſ. 1 StPO., wie hier, ergangenes 
Urteil könnte die Reviſion nur auf die Verletzung dieſer 
Geſetzesſtelle geſtützt werden. Da dieſe jedoch eine 
Rechtsnorm über das Verfahren iſt, kann die Revifton 
gegen ein von der StrͤK. als BG. erlaſſenes Urteil 
nach dem 8 380 StPO. hierauf nicht geſtützt werden; 
fie erweiſt ſich nach 8 389 StPO. in dieſer Richtung 
als unzuläſſig. — Nach dem durch das Urteil gemäß 
8 370 Abſ. 1 StPO. erfolgten Wegfall der Berufung 
des A. konnte ſich das BG. nur mehr mit der Be⸗ 
rufung des Sta. s befaſſen. Dieſe war in zuläſſiger 
Weiſe auf das Strafmaß beſchränkt (8 359 StPO.). 
Darum hat ſich nach der Vorſchrift des 8 368 StPO. 
das B. mit Recht nicht mit der Schuldfrage, ſondern 
nur mit der Frage befaßt, welche Strafe dem vom 
Erſtrichter feſtgeſtellten ſtrafbaren Tatbeſtande nach Art 
und Maß entſpricht. Das RG. hat die gegenteilige 
Anſchauung (Urt. v. 9. Nov. 1891, Entſch. Bd. 22 S. 214) 
im Urt. v. 6. März 1894 (JW. Bd. 23 S. 225) nicht 
mehr aufrecht erhalten, ſondern ausgeführt, daß un⸗ 
abhängig von § 343 StPO. der Umfang der Prüfung 
des mit der Berufung angefochtenen Urteils ſich nach 
der Tragweite des eingelegten Rechtsmittels bemißt, 
daß daher der Berufungsrichter bei einer auf das 
Strafmaß beſchränkten Berufung ſich mit der Schuld⸗ 
frage nicht zu befaſſen hat. Der StS. hat ſtets dieſe 
Auffaſſung vertreten (Samml. Bd. 3 S. 46; Urt. v. 
3. Mai 1913, Rev.⸗Reg. Nr. 151/1913 und v. 17. April 
1917, Rev.⸗Reg. Nr. 104/1917); der gleichen Anſchauung 
iſt Löwe⸗Roſenberg N. 2 zu § 368 StPO.; ebenſo das 
KG. (Goltd . Bd. 55 S. 122) und das RM., das in 
dem Plenarbeſchluſſe vom 24. Januar 1905 ebenſo aus⸗ 
führlich wie überzeugend die Frage erörtert hat (Entſch. 
Bd. 8 S. 115 ff.). Hat der Erſtrichter auf Strafe er⸗ 
kannt, iſt jedoch für den von ihm feſtgeſtellten Tat⸗ 
beſtand, z. B. für eine verſuchte Uebertretung eine 
Strafe geſetzlich nicht feſtgeſetzt, dann kann auch von 
Zuerkennung einer Strafe nicht die Rede ſein. In 
dieſen Fällen hat der Berufungsrichter freizuſprechen 
oder das Verfahren einzuſtellen. Anderſeits darf der 
Berufungsrichter, wenn nur der Strafausſpruch des 
Erſtrichters mit Berufung angefochten iſt, die erſt⸗ 
richterl. rechtl. Beurteilung der unter ein Strafgeſetz 
fallenden Handlung nicht ändern, ſondern muß die 
Strafe innerhalb des Rahmens des vom Erſtrichter 
angenommenen Strafgeſetzes bemeſſen (ſiehe die ange⸗ 
führten Belege). Nach dem § 392 StPO. konnte ſich 
daher auch das Nev®. mit der Schuldfrage nicht be⸗ 
faſſen. Soweit ſich daher die Reviſion auf die Vers 
letzung des ſachl. Rechts, beſonders der Wirkungen der 
materiellen Rechtskraſt des angefochtenen Urteils ſtützt, 
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iſt fie unbegründet. Die Rüge der Verletzung des § 343 
StPO., der übrigens nur beſtimmt, daß eine dem Angekl. 
nachteilige relative Rechtskraft unter keinen Umſtänden 
eintreten ſoll, und der deshalb mit der hier aus 88 368, 
392 StPO. zu löſenden Frage nichts zu tun hat, iſt 
nach dem 8 380 StPO. unzuläſſig, da fie nach der 
ſtändigen Rechtſprechung des Strafſenats eine Rechts⸗ 
norm über das Verfahren iſt. Die ausgeſprochene 
Strafe Hält ſich innerhalb des geſetzlichen Straf⸗ 
rahmens. (Urteil vom 4. Oktober 1917, Rev.⸗ 9 
a 5 Ed. 


III. 


Wie iſt in der BRB. vom 11. Dezember 1916 
über die Erſparnis von Breunſtsffen und Beleuchtungs⸗ 
mitteln (NRGBl. S. 1355) der Ausdruck 0 ie 
„Gaſtwirtſchaften ud 8 ſchliezen?“ 
unter „Dulden von Gäſten“ f. des 8 
a verſtehen ? Sogleich bei At der Ei 2 

RVO. vom 11. Dezember 1916 auf 11¼ Uhr vom 
Stadtmagiſtrat feſtgeſetzten Polizeiſtunde ließ die an⸗ 
geklagte Wirtsfrau A. die Muſikkapelle das Spiel ein⸗ 
ſtellen und die etwa 200 Gäſte zum Zahlen und Gehen 
auffordern. Die Gäſte 12188 ſaͤmtlich die Auf⸗ 
forderung. Mit dem Abkaſſieren mochten wohl noch 
einige Minuten vergehen. Hierauf wurden die vier 
großen Lüſter gelöſcht, nur die Buffetlampe brannte 
noch. Geſchirr und Gläſer wurden. abgetragen, die 
Stühle auf die Tiſche geſtellt. Der eine der beiden 
Wirtſchaftsausgänge war gleich nach Eintritt der Po⸗ 
lizeiſtunde geſchloſſen worden; der andere blieb offen, 
damit ihn die Kellnerin zum Fortgehen benützen könne. 
Etwas nach 11½ Uhr erſchien ein angetrunkener Unter⸗ 
offizier und verlangte nach Getränken. Als die A. und 
ihr zurzeit beim Militär befindlicher, damals gerade 
anweſender Mann ſich weigerten, wurde der Unter⸗ 
offizier ausfällig, ſagte, er ſei Unteroffizier und der 
Mann der A., der nur Gemeiner iſt, habe vor ihm 
ſtramm zu ſtehen u. dergl. Gleichwohl erhielt er nichts, 
ging aber trotz Aufforderung nicht weg. Als die Kell⸗ 
nerin, deren Geliebter auch erſchienen war, ſich zum 
Fa cheche fertig machte, trat 5 Minuten nach 12 Uhr 
ein Schutzmann ein. Der Unteroffizier erklärte dieſem, 
er zahle die Strafe, er ſei ſchuld, daß die A. nicht 
habe ſchließen können. Das Schöffengericht ſprach die 
A. von der Anklage wegen eines Vergehens nach der 
bezeichneten BRVOO. durch Uebertretung der Polizei— 
ſtunde frei; die Berufung des Amtsanwalts wurde 
verworfen; zur Begründung der Reviſion führte der 
Staatsanwalt aus: Die Wirtſchaft ſei noch um 12 Uhr 
15 Minuten offen geſtanden und habe um dieſe Zeit 
von jedermann betreten werden können; der Raum 
ſei auch nach außen hin noch beleuchtet geweſen und 
habe in Betrieb zu ſein geſchienen. Dies widerſpreche 
dem klaren Wortlaute des 83 BRVVO. und der 
Bek. des Stadtmagiſtrats. Auch eine Verfehlung nach 
8 365 Abſ. 2 StGB. ſei gegeben. Kurz nach 11 Uhr 
ſei der angetrunkene Unteroffizier gekommen. In der 
Wirtſchaft hätten ſich die Wirtin, der Wirt, die Kell⸗ 
nerin und deren Geliebter befunden. Um 121% Uhr 
ſeien die fünf Perſonen noch angetroffen worden. Die 
Wirtin, die drei Perſonen zum Schutze bei ſich gehabt 
habe und jederzeit die nahe Polizei hätte herbeirufen 
können, ſei nicht ernſt genug und pflichtgemäß auf: 
getreten. Die Reviſion wurde verworfen. 

Aus den Gründen: Der 83 BRVO. beſtimmt: 
„Safts, Speiſe⸗ und Schankwirtſchafteu, Cafés, Theater, 
Lichtſpiel häuſer, Räume, in denen Schauſtellungen 
ſtattfinden, ſowie öffentliche Vergnügungsſtätten aller 
Art ſind um 10 Uhr abends zu ſchließen. Das 
gleiche gilt von Vereins- und Geſellſchaftsräumen, in 
denen Speiſen oder Getränke verabreicht werden. Die 
Landeszentralbehörden und die von ihnen beauftragten 
Behörden werden ermächtigt, für beſtimmte Bezirke oder 
Betriebe und in Einzelfällen eine ſpätere Schließung, 
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jedoch nicht Über 11¼½ Uhr nachts, zu geſtatten.“ Dieſe 
Anordnung läßt ſich hinſichtl. des Ausdrucks „ſchließen“ 
nur dahin auffaſſen, daß der Betrieb der Geſchäfte 
und Unternehmungen, auf die ſie ſich bezieht, nach 
außen, dem Publikum, zweifelsfrei erkennbar einge⸗ 
ſtellt wird, daß dieſe Geſchäfte und Unternehmungen 
für den beſtimmungsgemäßen Zweck und Verkehr nicht 
mehr offen ſind, ihr Betrieb in dieſem Sinne ge⸗ 
ſchloſſen iſt. Die Frage, ob die Vorkehrungen, nach 
denen für jedermann anzunehmen iſt, daß die in Be⸗ 
tracht kommenden Oertlichkeiten geſchloſſen ſind, wirk⸗ 
lich getroffen ſind, iſt weſentlich tatſächlicher Natur 
und je nach dem einzelnen Falle zu entſcheiden. Die 
nähere Begründung, mit der die Strͤ. bejaht, daß 
hier die zur folgerichtigen Annahme des Betriebs- 
ſchluſſes führenden Maßnahmen vorgenommen worden 
ſind, läßt einen Rechtsirrtum nicht erſehen. Von einer 
Verfehlung gegen 8 365 Abſ. 2 StGB. kann gleichfalls 
keine Rede fein. Der 8 365 Abſ. 2 bedroht den Wirt 
mit Strafe, der das Verweilen ſeiner Gäſte über die 
gebotene Polizeiſtunde hinaus duldet. Die Str. hat 
die Anwendbarkeit dieſer Beſtimmung verneint, weil 
die A. dem Unteroffizier nicht nur kein Bier gegeben, 
ſondern ihn auch zum Verlaſſen des Wirtszimmers 
aufgefordert und ihrer Aufforderung durch alle ihr zu 
Gebote ſtehenden Mittel Nachdruck gegeben hat. Dieſe 
Verneinung des Tatbeſtandsmerkmals des „Dulden“ 
läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Uebrigens 
hat es auf dieſe Frage gar nicht mehr anzukommen, 
denn ſchon die erſte Frage, ob ſie überhaupt einem 
„Gaſte“ das unbefugte Verweilen geſtattet hat, iſt zu 
verneinen. Der Unteroffizier iſt zwar ſeinerſeits in 
die Wirtſchaft der A. eingetreten, um ſich dort als ihr 
Gaſt bewirten zu laſſen, und hat dies auch durch ſein 
Verlangen nach Getränken klar ausgedrückt, allein zur 
Verwirklichung dieſes Tatbeſtandsmerkmals iſt noch 
erforderlich, daß die Perſonen, die ſich in einen ſolchen 
Raum zur Bewirtung begeben, auch vom Wirte in Aus⸗ 
übung ſeines Schankgewerbes aufgenommen werden, 
vgl. Obs St. Bd. 11 S. 216 und die dortigen Ber: 
weiſungen (S. 217). Das iſt hier nicht geſchehen. Die 
A. hatte ſchon vor dem Eintritte des Unteroffiziers 
ihren Wirtſchaftsbetrieb geſchloſſen, fie hat nach ſeinem 
Eintritt auf fein Verlangen nach Getränk dieſes ver⸗ 
weigert und ihre Weigerung gegenüber ſeinem wieder⸗ 
holten Verlangen nicht nur aufrecht erhalten, ſondern 
mit der Aufforderung verbunden, die Wirtſchaft zu 
verlaſſen. Sie hat ihm alſo die Aufnahme als Gaſt 
unzweideutig und nachdrücklich verſagt; er iſt ſohin 
gar nicht ihr Gaſt geworden. (Urteil vom 27. Sep⸗ 
tember 1917, Rev.⸗Reg. Nr. 224/1917). Ed. 
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Begriff des neneingetretenen Eigentümers (5 55 
BG.) Rechtsirrig iſt die unter Bezugnahme auf das 
Os G. Stettin (Recht 1910 Nr. 2061) und Reinhard 
(Handausg. des ZVG. Anm. 2a zu 855) vertretene 
Meinung, daß im Sinne des 855 Abſ. 2 3G. auch 
der Zubehörbeſitz eines noch nicht eingetragenen Käufers 
des beſchlagnahmten Grundſtücks dem Beſitz eines ein⸗ 
getragenen neuen Eigentümers gleichſtehe. Eigentümer 
im Sinne der Reichsjuſtizgeſetze kann nur ſein, wer 
durch Auflaſſung und Grundbucheintrag das Eigentum 
an einem Grundſtück erworben hat (88 873, 925 BGB.; 
Jäckel-Güthe Bem. 1 zu 826 3G.) Fehlt auch „nur“ 
letzterer Eintrag, ſo mangelt es am Eigentum als 
ſolchem und kommt es im Rahmen des 8 55 für das 
Zubehör bloß mehr darauf an, welches Rechtsver— 
hältnis jetzt und dermalen beſteht, nicht aber ob und 
wann etwa die fehlende Umſchreibung im Grundbuch 
nachgeholt werden kann und nachgeholt wird. 8 26 
wie § 55 Abſ. 2 ZUG. dienen nur dem Zwecke, zu⸗ 
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gunſten eines eingetragenen Rechts den an ſich auch 
während des Verſteigerungsverfahrens zuläſſigen Eigen⸗ 
tumswechſel einflußlos zu machen, um Verzögerungen 
zu vermeiden; es handelt ſich hier im Grunde um eine 
Ausnahme von 88 750, 771 ZPO. Solange aber der 
kigentumswechſel nicht dinglich vollzogen wurde, fit 
der noch nicht eingetragene Käufer trotz der Beur⸗ 
kundung des Kaufes und der Auflaſſung noch ein 
Dritter, deſſen Beſitz am Zubehör die Mitverſteigerung 
auch ohne Anmeldung und Einſtellung ausſchließt. 
Das iſt gerade in ſolchen Fällen wichtig, in denen 
der nicht zur Eintragung gelangte Käufer bereits 
Pächter oder Mieter des Leſchlag nahmen Grundſtücks 
iſt und Gegenſtände darauf eingebracht hat, die Zu⸗ 
behör wären, wenn ſie im Eigentum des Schuldners 
ſtünden. Was dem Landgerichte vorzuſchweben ſcheint, 
wäre die Argliſteinrede: weil der Käufer nach Um⸗ 
ſchreibung im Grundbuch der Vollſtreckung nicht 
widerſprechen könne, ſei ihm dies auch jetzt ſchon 
zu verſagen. Das wäre ebenſo falſch wie bei der 
Bollſtreckung in bewegliche Sachen (RGZ. 3, 189; 
68, 424). Ob bei der Verſteigerung von Grund⸗ 
ſtücken die Sache wenigſtens dann anders liegt, wenn 
der Dritte das Eigentum am Zubehör bereits vom 
Schuldner erworben hat, während hinſichtlich des 
Grundſtücks die Umſchreibung noch ausſteht, kann offen 
bleiben; denn hier liegt der Fall nicht ſo, da ja der 
Käufer die Maſchinen von Anfang an ſelbſt einge⸗ 
bracht und nicht erſt vom Vorbeſitzer nach der Be⸗ 
ſchlagnahme erworben hat. Es kommt für den Eigen⸗ 
tumserwerb des Erſtehers alſo darauf an, ob zur 
Zeit des Zuſchlags der Schuldner oder der nicht ein⸗ 
getragene Käufer erkennbar den unmittelbaren Beſitz 
der ſtreitigen Maſchinen hat. Daß es nur auf den 
regelmäßig ſofort erkennbaren unmittelbaren, nicht 
auf den mittelbaren Beſitz ankommt, bedarf keiner 
näheren Darlegung. (Urt. vom 12. November 1917; 
L 100/17). N. 
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Zwangs vollſtreckung aus einem Natenvergleich. Der 
Gläubiger braucht, wenn er die Eintragung einer 
Zwangs ſicherungshypsthek beantragt, dem Grund buch⸗ 
amt nicht durch öſſentliche Urkunden nachzuweiſen, daß 
* Zeit der Eintragungsantrags ſchon der ganze im 

tenvergleich feſtgeſetzte Schuldbetrag zur Zablan 
fällig oder die 55 Schuld nicht durch Zahlung getilg 
ſei. $ 290 EBD. Zu Protokoll des Prozeßgerichts 
hatten Ai. und Gr. einen Vergleich geſchloſſen, wonach 
ſich Gr. verpflichtete, dem Kl. 730 M in monatl. Raten 
von 200 M, jeweils fällig am 15. eines Monats, erſt⸗ 
mals fällig am 15. Juli 1917, zu zahlen. Ferner iſt 
beſtimmt: „Bleibt der Bekl. mit einer Rate länger 
als eine Woche im Rückſtande, ſo iſt der ganze Betrag 
ſofort zur Zahlung fällig. Der Bekl. übernimmt die 
ſämtl. Koſten des Rechtsſtreits und zahlt ſie in gleicher 
Weiſe und im Anſchluß an die Hauptſache.“ Der Kl. 
beantragte bei dem Grundbuchamte wegen der Haupt⸗ 
ſache und Koſten die Eintragung einer Zwangsſiche⸗ 
rungshypothek auf dem Grundbeſitze des Gr. Das 
AG. lehnte den Eintragungsantrag ab, weil der 
grundbuchmäßige Nachweis fehle, daß ſchon zurzeit 
der ganze im Vergleich feſtgeſetzte e von 
730 M zur Zahlung fällig ſei ($ 29 GBBO.). Auf 
Beſchwerde hob das LG. den Beſchluß auf. 

Aus den Gründen: „Die Beſchwerde, die nur 
den Erforderniſſen einer einfachen Beſchwerde zu ge⸗ 
nügen hat, — fie bemißt ſich nach SS 71 ff. GBO. 
und nicht nach 8 793 ZPO. — iſt zuläſſig und be⸗ 
gründet. Es iſt richtig, daß die Vorausſetzungen der 
Eintragungen, die nicht in Erklärungen beſtehen, ſo— 
weit ſie nicht offenkundig ſind, durch öffentl. Urkunden 
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nachgewieſen werden müſſen (8 29 Satz 2 GB.); 
aber die Nichteinhaltung der vereinbarten Ratenzah⸗ 
lungen iſt keine Vorausſetzung der Fälligkeit der ge⸗ 
ſamten Forderung und deshalb auch keine Voraus⸗ 
ſetzung der Eintragung. Der Sinn der Vereinbarung 
iſt nämlich nicht der, daß geſtundet wird bis zur Nicht⸗ 
zahlung, ſondern der, daß dem Schuldner ermöglicht 
wird, die an ſich hinſichtl. des ganzen Anſpruchs von 
Anfang an beſtehende Fälligkeit durch die Ratenzah⸗ 
lung für einen Teil des Anſpruchs hinauszuſchieben 
(ſ. Gaupp, ZPO. 5 726 Note II, 2 und die dort an⸗ 
geführte Rechtſpr. des BayObsG.); der Nachweis 
der Ratenzahlung iſt deshalb ebenſowenig eine Voraus⸗ 
ſetzung der Eintragung, wie der Nachweis, daß die 
ganze Schuld nicht durch Zahlung getilgt iſt.“ (Be⸗ 
ſchluß der I. ZK. v. 4. Okt. 1917, Beſchw.⸗Reg. 97/17). 
4197 RA. Dr. N. in M. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Bundesrats vererdunngen ſtrafrechtlichen Inhalts.“) 
(Zeitraum vom 16. November bis 10. Dezember 1917.) 


I. Vorſchriften zur Sicherung der Volks⸗ 
ernährung. 


1. Vorſchriften für Vieh und Fleiſch. 


a) VO. vom 23. Nov. 1917 (RGBl. S. 1079): Die 
in der VO. vom 15. Sept. 1917 (RGBl. S. 837) für 
die Zeit bis 30. Nov. 1917 feſtgeſetzten Höchſtpreiſe für 
Schlachtſchweine dürfen bis zum 15. Jan. 1918 weiter⸗ 
gewährt und daneben dürfen für Schweine mit 15— 75 kg 
Lebendgewicht Stückzuſchläge zugeſchlagen werden, die 
nach dem Gewicht abgeſtuft ſind. 

b) VO. vom 29. Nov. 1917 (RGBl. S. 1086): Neu⸗ 
geſtaltung der Reichsfleiſchkarte. 


2. Vorſchriften für Getreide. 

a) VO. vom 24. Nov. 1917 (RGBl. S. 1081): Er⸗ 
höhung des Höchſtpreiſes für Hafer bei Ablieferung 
bis zum 31. Jan. 1918 (8 1) und Fortgewährung der 
Druſchprämie für Hafer und Gerſte ebenfalls bis 
31. Jan. 1918 (8 2). 

b) VO. vom 24. Nov. 1917 (RGBl. S. 1082). Nach 
8 1 haben die Beſitzer von Vorräten, die nach $ 1 der 
Reichsgetreideordnung vom 21. Juni 1917 (RGBl. 
S. 507) beſchlagnahmt ſind, die Vorräte bis 28. Febr. 
1918 auszudreſchen und unmittelbar danach abzuliefern, 
ſoweit fie nicht nach 8 4 zur Ernährung der Selbſt⸗ 
verſorger, zur Viehfütterung, zur Feldbeſtellung oder 
als Saatgut zurückbehalten werden dürfen. 8 3 ordnet 
eine Feſtſtellung aller beſchlagnahmten Vorräte durch 
beſondere Ausſchüſſe der Kommunalverbände unmittel- 
bar nach Beendigung des Ausdruſches an. Rach 84 
werden die Vorräte auf Grund dieſer Feſtſtellung und 
im unmittelbaren Anſchluß daran zugunſten der 
Kommunalverbände in Anſpruch genommen, ſoweit 
ſie nicht von den Beſitzern zu den erwähnten Zwecken 
zurückbehalten werden dürfen, und ſie gehen nach 8 5 
mit der Ausſonderung durch die Ausſchüſſe in das 
Eigentum der Kommunalverbände über. Der Beſitzer 
iſt aber unter der Strafdrohung des 88 verpflichtet, 
die Vorräte bis zur Uebernahme zu verwahren und 
pfleglich zu behandeln. — Die Höchſtpreiſe, die in den 
VO. über Höchſtpreiſe für Getreide, Buchweizen und 


; 12. Juli 
Hirſe vom „ Otiober 1917 (RGBl. S. a 2 und 
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über Höchſtpreiſe für Hülſenfrüchte vom 1 Hug 
(RGBl. S. 653, 727) für den Verkauf durch den Er⸗ 


1) Letzter Bericht S. 397 des Jahrgangs 1917 dieſer Zeltſchrift. 
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zeuger feſtgeſetzt find, ermäßigen ſich nach § 2 mit 
Ausnahme der Höchſtpreiſe für Saatgut ab 1. März 
1918 um 100 M 55 die Tonne. 

c) BO. vom 20. Nov. 1917 (REBT. S. 1058): Neu⸗ 
regelung der Malz⸗ und Gerſtenkontingente der Bier⸗ 
brauereſen (Herabſetzung der Malzkontingente auf 10 %, 
in Bayern rechts des Rheins 15 %. der durchſchnitt⸗ 
lichen Malzverwendung in den entſprechenden Kalender⸗ 
vierteljahren 1912 und 1913) und weitere Einſchränkung 
der Uebertragung von Malzkontingenten. Die Faſſung, 
die durch diefe VO. die BO. über die Malz⸗ und Gerſten⸗ 
kontingente der Bierbrauereien ſowie den Malzhandel 
vom 7. Okt. 1916 a S. 1137) erhalten hat, iſt 
durch Bek. vom 20. Nov. 1917 (RGBl. S. 1060) bekannt⸗ 
gegeben. 

3. Vorſchriften für Kaffeeerſatzmittel. 


BO. vom 16. Nov. 1917 (RG Bl. S. 1053). Nach 
8 1 müſſen in den Berfaufsräumen, in denen Kaffee⸗ 
erfagmittel in nicht verpackter Form an Verbraucher 
abgegeben werden, Name oder Firma und Ort der 
gewerblichen Hauptniederlaſſung des Herſtellers der 
Ware und Kleinhandelspreis durch deutlich ſichtbaren 
Aushang bekannt gegeben werden. Für Kaffeeerſatz⸗ 
mittel, die in Packungen oder Behältniſſen an Ver⸗ 
braucher abgegeben werden, gilt die VO. über die 
äußere Kennzeichnung von Waren vom 26. Mai 1916 
(RGBl. S. 422) weiter. 8 2 verbietet das Vermiſchen 
von Kaffeeerſatzmitteln aus Getreide oder Malz mit 
anderen ohne Genehmigung des e für 
Kaffee, Tee und deren Erſatzmittel. Nach 8 6 ver⸗ 
pflichtet die Uebernahme von Stoffen von dem ge⸗ 
nannten Kriegsausſchuß zur Verarbeitung auf Kaffee⸗ 
erſatzmittel zur Lieferung aller, auch der aus anderen 
Stoffen hergeſtellten Kaffeeerſatzmittel nach den Wei⸗ 
ungen des Kriegsausſchuſſes. Den Strafſchutz für 
tiefe Vorſchriften enthält 8 8. Die 88 3—5 ſetzen 
Höchſtpreiſe für die verſchiedenen Arten von Kaffee⸗ 
erſatzmitteln feſt. 
4. Vorſchriften für Kunſthonig. 


BO. vom 7. Dezember 1917 (RGBI. S. 1094): 
Aenderung der VO. über Kunſthonig vom 14. November 
1916 (RG Bl. S. 1271), an deren Stelle fie tritt, haupt⸗ 
665 2.5 hinſichtlich der Höchſtpreiſe für Kunſthonig 


5. Vorſchriften für Sämereien. 

BD. vom 19. November 1917 (RGBl. S. 1057). 
Nach § 1 dürfen Klee⸗ und Grasſamen, Samen von 
Futterrunkelrüben, Futterkohlrüben, Stoppel⸗ oder 
Waſſerrüben, Futtermöhren und Paſtinak, ſowie Samen 
von Serradella und ſonſtigen Futterkräutern nur mit 
Genehmigung der Reichsfuttermittelſtelle zu anderen 
als Saatzwecken abgeſetzt oder verwendet werden. Zu⸗ 
widerhandlungen werden nach 82 beitraft. 


6. Vorſchriften für Gewürze. 

Bek. vom 5. Dezember 1917 (RGBl. S. 1093): 
§ 1 Abſ. 1 dehnt die Bek. über die äußere Kennzeichnung 
von Waren vom 26. Mai 1916 (RGBl. S. 422) teils 
weiſe auf Gewürze und deren Erſatzmittel aus. Eine 
Uebergangsbeſtimmung enthält $ 1 Abſ. 2. 


II. Sonſtige Vorſchriften. 
1. Vorſchriften für Tabak. 

VO. vom 22. November 1917 (RGBl. S. 1064): 
8 6 der VO. über Rohtabak vom 10. Oktober 1916 
(RGBl. S. 1145) gilt auch für ungegorenen, unver⸗ 
ſteuerten Rohtabak inländiſcher Ernte aus dem Ernte⸗ 
jahr 1917. 

2. Regelung der Uebergangswirtſchaft. 

BO. vom 22. November 1917 (RGBl. S. 1064): 
Aenderung der VO. über die Beſtellung eines Reichs⸗ 
kommiſſars für Uebergangswirtſchaft hinſichtlich der 
Zuſammenſetzung des Beirats. 


— EEE? 
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Einſchränkung der Pfändbarkeit ven Lohn: und 
Auhegelbdanſprüchen. Bekanntlich iſt durch die BR8O. 
vom 17. Mai 1915 (RGBl. S. 285) mit Rückſicht auf 
die durch den Krieg herbeigeführte Teuerung die in 
8 4 Nr. 4 Lohns. gezogene Pfändungsgrenze für 
Lohn⸗, Gehalts⸗ und ähnliche Anſprüche von 1500 M 
auf 2000 M binaufg rückt und die gleiche Grenze durch 
die BRVO. vom 22. März 1917 (RGBl. S. 254) für 
die Pfändung des Ruhegeldes der im Privatdienſt 
angeſtellt geweſenen Perſonen beſtimmt worden. Der 
vielfach und auch im Reichstag erhobenen Forderung, 
die Pfändbarkeit dieſer Anſprüche noch weiter einzu⸗ 
. hat der Bundesrat nun Rechnung getragen. 

urch feine BO. vom 13. Dezember 1917 über 
Lohnpfändung (RGBl. S. 1102). Er hat dabei 
nicht den Weg gewählt, der für den Vollzug der ein⸗ 
fachſte geweſen wäre, nämlich den einer einfachen wei⸗ 
teren Hinaufſetzung der Pfaͤndungsgrenze, ſondern hat 
geglaubt der Verſchiedenheit der Lage Rechnung tragen 
zu ſollen, in der ſich die Schuldner befinden. Eine 
ſtarre Pfändungsgrenze „beläßt zahlreichen Schuld⸗ 
nern, die nur für ſich zu ſorgen haben, einen größeren 
Teil ihres Einkommens, als zur Beſtreitung des Lebens⸗ 
unterhalts bei der gebotenen Einſchränkung erforder⸗ 
lich iſt, und nimmt Schuldnern mit zahlreicher Familie 
mehr, als ſie entbehren können. Auch dem Umſtande, 
daß nicht ſelten dem Bezug eines höheren Lohnes 
Pflichten gegenüberſtehen, deren Erfüllung einen ge⸗ 
wiſſen Aufwand erfordert, trägt ſie nicht Rechnung. 
Endlich ſchwächt ſie das Intereſſe des Schuldners an 
der Erlangung eines höheren Einkommens ab.“ Dieſe 
Nachteile vermeidet die VO. durch eine Staffelung der 
Pfändungsgrenze und zwar in der Weiſe, daß die 
Staffelung ſich nicht darauf beſchränkt, eine nach den 
Unterhaltspflichten des Schuldners abgeſtufte, aber 
immerhin unbewegliche Grenze zu ziehen, ſondern 
den pfandfreien Teil des Lohnes nach Bruchteilen des 
geſamten Lohneinkommens bemißt, 6 es einen 
beſtimmten Jahresbetrag überſteigt. Von der jetzigen 
Pfändungsgrenze als unterer Grenze ausgehend, läßt 
die VO. von dem ſie überſteigen den Lohneinkommen, 
das nach 84 Nr. 4 Lohn G. der Pfändung jetzt un- 
beſchränkt unterliegt, gewiſſe Bruchteile ſo lange pfand⸗ 
frei, als der geſamte pfandfrei dleibende Betrag be⸗ 
ſtimmte obere Grenzen nicht überſchreitet. Für Lohn⸗ 
einkommen von nicht mehr als 2000 M bleibt es bei 
dem, was bisher Rechtens war. Von dem Mehrbetrag 
iſt /10 unpfändbar, jedoch nur bis zur Grenze von 
2500 M; was hierüber hinausgeht, unterliegt un⸗ 
0 der Pfändung (8 1 Abſ. 1 Satz 1 mit 
Abſ. 2 VO.) Anders wenn Unterhaltsverpflichtungen 
der in 81 Abſ. 1 Satz 2 bezeichneten Art beſtehen. 
Dann erhöht ſich die Unpfändbarkeit nach der Zahl 
der Unterhaltsberechtigten um je ein weiteres Zehntel, 
höchſtens jedoch auf /10 des 2000 M überſteigenden 
Betrages und nach Abſ. 2 des 81 in keinem Fall auf 
mehr als 3600 M. Was die Unterhaltspflichten an⸗ 
langt, die nach der BO. berückſichtigt werden ſollen, 
ſo bemerkt hiezu die Begründung: „Der Kreis der 
nn Abkömmlinge ... beſchränkt ſich nicht auf 
die durch eheliche Zeugung von dem Schuldner ab⸗ 
ſtammenden, ſondern umfaßt die Perſonen, die auf 
Grund geſetzlicher Vorſchrift dem Schuldner gegen⸗ 
über die rechtl. Stellung ehelicher Kinder haben oder 
doch wie eheliche Kinder Unterhalt von ihm verlangen 
können. Es wird daher z. B. eine Schuldnerin, die 
ihr uneheliches Kind unterhält (vgl. 8 1705 BGB.) 
die Pfandfreiheit eines weiteren Zehntels des den Be⸗ 
trag von 2000 M überſteigenden Lohnes ebenſo in 
Anſpruch nehmen können, wie ein Schuldner, der einem 
legitimierten, einem für ehelich erklärten oder an 
Kindes Statt angenommenen Kinde oder auch einem 
Kinde aus einer nichtigen Ehe Unterhalt gewährt 
(vgl. 88 1719, 1736, 1757 Abſ. 1, 8 1699 Abſ. 1, S 1703 
BGB.). Handelt es fih um einen Enkel des Schuld» 
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ners, fo ſetzt feine Berückſichtigung das Beſtehen eines 
Unterhaltsanſpruchs gegen den Großvater voraus, der 
nur dann gegeben iſt, wenn ſich die Wirkung des Ver⸗ 
hältniſſes, in welchem der Enkel zu ſeinem Vater ſteht, 
auf den Großvater erſtreckt. Demgemäß wird die Unter⸗ 
haltsgewährung an das legitimierte Kind eines Sohnes 
des Schuldners, ſoweit für den letzteren eine Unter⸗ 
haltspflicht beſteht, die Pfandfreiheit eines weiteren 
Zehntels vom Mehrbetrage des Lohnes begründen, 
nicht aber die Unterhaltung eines für ehelich erklärten 
oder an Kindes Statt angenommenen Kindes des 
Sohnes (vgl. 8 1737 Abſ. 1, 8 1763 BGB.). Dem Ehe⸗ 
gatten iſt der geſchiedene Ehegatte nicht gleichgeſtellt.“ 
— Die durch die BO. gewährte Pfandfreiheit erliſcht, 
wenn die Arbeiten oder Dienſte geleiſtet ſind und der 
Tag, an dem die Vergütung geſetzlich, vertrags⸗ oder 
gewohnheitsmäßig zu entrichten war, abgelaufen iſt, 
ohne daß der Berechtigte ſie eingefordert hat (8 1 
Abſ. 1 Satz 3 BO., 8 1 Lohn G.). 

Nach § 2 BO. bewirkt eine Aenderung in den das 
Maß der Pfandfreiheit bedingenden Verhältniſſen kraft 
Geſetzes die Erweiterung oder die Einſchränkung der 
Pfändung von dem auf die Aenderung folgenden 
Fälligkeitstag des Lohnes ab. Heute kann die Geburt 
eines Kindes zu einer Verminderung des pfandfreien 
Sohnes führen, ſo daß ſich die vorliegenden Pfändungen 
ohne weiteres auf den Lohnteil beſchränken, der hienach 
der Pfändung noch unterworfen bleibt; morgen kann 
dieſe Aenderung dadurch wieder ausgeglichen werden, 
daß ein anderes Kind das 16. Lebensjahr vollendet. 
Es entſtehen in dieſem letzteren Falle nicht etwa pfand⸗ 

ie Teile des Lohnes, die nun durch eine neue Pfän⸗ 
ung ergriffen werden könnten und an denen bei 
einer Mehrheit von Pſändungsgläubigern dann Pfand⸗ 
rechte mit anderem Rang als an den übrigen Lohn⸗ 
forderungen möglich wären, ſondern ein ſolcher Lohn⸗ 
teil, der neu der Pfändung zugänglich geworden iſt, 
wird ohne weiteres von den ſchon beſtehenden Pfand⸗ 
rechten ergriffen. Nur um Klarheit über die Verhältniſſe 
zu ſchaffen, ſieht die VO. in § 2 Satz 2 eine Berichti⸗ 
gung des Pfändungsbeſchluſſes vor, die, wenn es ſich um 
eine Minderung des pfandfreien Betrages handelt, der 
Schuldner, anderenfalls der Gläubiger beantragen wird. 
Beſitzt ſie nach dem Geſagten auch nur deklaratoriſche 
Bedeutung, ſo beſteht doch Grund genug ſie zu erwirken; 
denn in 8 2 Satz 3 iſt um der Rechtsſicherheit willen 
vorgeſchrieben, daß der Drittſchuldner ſich durch eine 
der bisherigen Pfändung entſprechende Leiſtung befreien 
kann, ſo lange ihm nicht ein Berichtigungsbeſchluß zu⸗ 


geſtellt iſt. 

§3 erklärt die Beſtimmungen der 88 1 und 2 für 
entſprechend anwendbar auf das Ruhegeld der Perſonen, 
die in einem privaten Arbeits⸗ oder Dienſtverhältnis 
beſchäftigt geweſen find. Der hiezu in 8 4 vorgeſehene 
Vorbehalt zugunſten geſetzlicher Vorſchriften, die über 
die Pfändung des Ruhegeldes der im 83 bezeichneten 
Art abweichende Beſtimmungen treffen, entſpricht der 
. in $ 2 der oben angeführten BRBO. vom 
22. März 1917. Vorſchriften, die hienach unberührt 
bleiben ſollen, find neben $ 850 Abf. 1 Nr. 7 ZPO. 
vor allem die der ABO. (vgl. 8 119) und des Ang BG. 
(vgl. 88 25, 93). 

Die nach $ 5 am 20. Dezember in Kraft getretenen 
neuen Vorſchriften haben von dieſem Tag an im Bers 
gleich mit den bisherigen Vorſchriften eine weitere 
Einſchränkung der Pfändbarkeit des Lohnes mit ſich 
gebracht. Nach § 5 Abſ. 2 finden auf dieſe Aenderung 
die Vorſchriften des 8 2 entſprechende Anwendung. Es 
iſt hienach Sache des Schuldners dem Drittſchuldner eine 
Berichtigung des Pfändungsbeſchluſſes zuſtellen zu 
laſſen, um ſich die Vorteile der VO. zu ſichern und zu 
verhüten, daß der Drittſchuldner bei der Lohn⸗ oder 
Ruhegeldzahlung fi noch mit befreiender Wirkung 
an den vor dem 20. Dezember ergangenen Pfändungs⸗ 
beſchluß hält. — Soweit nach den Beſtimmungen der 
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BO. Anſprüche nicht der Pfändung unterworfen find, 
können ſie nach 88 394, 400, 1274 BGB. auch nicht 
zur Aufrechnung verwendet, abgetreten oder durch Ver⸗ 
trag verpfändet werden. Was nun die Wirkſamkeit 
derartiger Rechtsgeſchäfte anlangt, die vor dem 20. De⸗ 
zember vorgenommen worden ſind, aber ihre Wirkungen 
noch auf die Zeit danach erſtrecken, fo trifft die BO. 
in 8 5 Abſ. 2 Satz 2 eine Regelung, die abweichend 
von den allgemeinen Rechtsgrundſätzen, aber in Ueber⸗ 
einſtimmung mit den VO. vom 17. Mai 1915 und 
22. März 1917 dem neuen Rechte zum Wohle des 
Schuldners rückwirkende Kraft beilegt und in erworbene 
Rechte eingreift. 


Eine neue Bekanntmachung über die Berjährungs⸗ 
friſten — vom 22. November 1917 (RGBl. S. 1068) — 
hat die BO.en über die Verjährungsfriſten vom 4. No: 
vember und 9. Dezember 1915 (RGBl. S. 732, 811) 
im Anſchluß an die VO. vom 26. Oktober 1916 (RGBl. 
S. 1198) weiter dahin geändert, daß die Verjährung 
nicht vor dem Schluſſe des Jahres 1918 vollendet wird. 


- Vüreranzeigen. 


Schiedermair, J., Landgerichtsrat in München. Das 
bayeriſche Fürſorgeerziehungsgeſetz in 
der Faſſung vom 21. Juli 1915 nebſt den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen, den Fürſorgeerziehungsge⸗ 
ſetzen von Preußen, Sachſen, Württemberg und Baden 
und einem Auszug aus dem RG. betr. die Ange 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 2. Aufl. 
VIII, 221 Seiten. München, Berlin, Leipzig 1917, 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Geb. Mk. 6.—. 


Aus dem Vorwort: „Die vorliegende 2. Aufl. des 
in 1. Aufl. von Th. von der Pfordten bearbeiteten bayer. 
Zw. hat die bewährte äußere Anlage der 1. Aufl. 
beibehalten. Infolge der Aenderungen, die das Zu⸗ 
ſatzgeſetz vom 21. Auguſt 1914 brachte, und vor allem 
wegen der Anregungen, die eine mehr als 14. jähr 
Anwendung des Geſetzes gab, iſt aber das Buch in der 
Sache ſelbſt völlig neu geworden. Da das Geſetz 
faſt durchweg den Fürſorgegeſetzen anderer Bundes⸗ 
ſtaaten nachgebildet iſt, war es möglich und zu ſeinem 
richtigen Verſtändnis auch geboten, auch die nicht⸗ 
bayeriſche Rechtſprechung und Literatur, vor allem die 
auch hier führende Rechtſprechung des Kammergerichts 
zu verwerten. Die zu dem Geſetz ergangenen beſonderen 
Vollzugsbeſtimmungen find im Abſchnitte C zuſammen⸗ 
geſtellt.“ An Stelle der noch nicht erſchienenen und voraus⸗ 
ſichtlich auch nicht ſo bald erſcheinenden allgemeinen 
Vollzugsbekanntmachung zu dem neuen Geſetz iſt die 
alte Vollzugsbekanntmachung im Anhang abgedruckt 
und im Sachregiſter berückſichtigt. — Das in der hübſchen 
Ausstattung von „Schweitzers (braunen) Handausgaben 
mit Erläuterungen“ erſchienene Buch darf getroſt be⸗ 
anſpruchen als gründlicher Kommentar zu dem kleinen, 
aber ungemein wichtigen Geſetze zu gelten; ſeine Er⸗ 
örterungen ſind bei aller wünſchenswerten Knappheit 
in der Faſſung doch klar und verſtändlich geſchrieben; 
würdig reiht es ſich anderen in derſelben Ausgabe 
erſchienenen vorzüglichen Geſetzesbearbeitungen und vor 
allem den durch ihre Gediegenheit bekannten früheren 
Veröffentlichungen desſelben Verfaſſers an. E. 


van Calker, Dr. Fritz, ord. Profeſſor der Rechte an der 
Kaiſer Wilhelms⸗Univerſität Straßburg, M. d. R., 
Grundriß des Strafrechts. VIII u. 128 S. 
München, Berlin und Leipzig 1916, J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier). Geh. Mk. 4.—. 
Das vorliegende Buch trägt den Stempel des 
Krieges, nicht nur, weil der Verfaſſer es dem Andenken 
ſeines im Felde gefallenen Aſſiſtenten Dr. Fritz Eisler 
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gewidmet hat, ſondern auch ſeinem Inhalte nach. Im 
Vorwort ſagt van C. darüber: „Die vorliegende Um⸗ 
arbeitung und weſentliche Erweiterung meines während 
einer Reihe von Jahren bei meiner Vorleſung über 
Strafrecht verwendeten Grundriſſes iſt aus den be⸗ 
ſonderen Bedürfniſſen der Kriegszeit hervorgegangen. 
Handelte es ſich bisher in erſter Linte darum, das 
Diktat durch die gedruckte Mitteilung zu erſetzen, ſo 
tritt heute die neue ae Binzu, dem vom 
Felde zurückkehrenden Kommilitonen — dem 
Studenten, wie dem jungen Referendar — 
in dem ausführlicheren Grundriß die Mög⸗ 
lichkeit zugeben, das einſt in der Vorleſung 
Gehörte ſicher und gründlich in die Er⸗ 
innerung zurückzurufen. Die Anfügung von 
Beiſpielen ſchien mir für dieſen Zweck beſonders wichtig. 
Um ein möglichſt objektives Bild über die heute ver⸗ 
tretenen Anſchauungen zu geben, habe ich manche per⸗ 
önliche Auffaſſungen weniger hervortreten laſſen. Bei 
er Anführung möglicher Löſungen konkreter Streit⸗ 
fragen iſt beſondere Rückſicht auf die Rechtſprechung 
des Reichsgerichts genommen — in meiner gegen⸗ 
wärtigen militäriſchen Stellung als Gerichtsherr und 
Mitglied des Oberkriegsgerichts habe ich die Tätigkeit 
unſeres höchſten Gerichtshofes von Neuem ſchätzen 
elernt.“ Wir begrüßen das Buch als eine wertvolle 
Frucht des Krieges, die, wie ſo vieles, was ihm ſeine 
Entſtehung verdankt, ihn lange zu überdauern verdient. 
E. 


Klimmer, Dr. Otto, Landgerichtsrat im K. Bayer. Juſtiz⸗ 
miniſterium. Die Geſchäftsaufſicht zur Ab⸗ 
wendung des Konkurſes. Verordnung des 
Bundesrats vom 14. Dezember 1916. Textausgabe 
mit Anmerkungen. 258 S. München 1917, C. H. 
ln er agepuQbondlung (Oskar Beck). Preis 
geb. Mk. 5.—. 


Die Klimmerſche Ausgabe des Geſchäftsaufſichts⸗ 
geſetzes vermeidet vor allem die anderweitig vielfach 
beliebte wörtliche Wiedergabe langer Stellen aus der 
amtlichen Begründungsſchrift. Klimmer gibt viel⸗ 
mehr vielfach felbjtändige und dazu erfreulich klar 
ausgedrückte Gedanken in den Erläuterungen zum 
Geſetze wieder. Wenn er auch nach ſeiner eigenen Er⸗ 
klärung das Schrifttum nicht lückenlos zuſammen⸗ 
getragen hat, ſo hat das Werk infolge ſeines ſpäteren 
Erſcheinens (Juli 1917) doch den Vorzug das wichtigere 
Schrifttum bis weit ins Jahr 1917 herein zu ver⸗ 
werten und zu würdigen. Die Erörterung einzelner 
Fragen wie beiſpielsweiſe die Löſung zweiſeitiger Ver⸗ 
träge nach 88 9—11 kann im Rahmen einer Hand⸗ 
ausgabe ſicherlich nicht erſchöpfender behandelt werden. 
Die zuſammenfaſſende Würdigung einzelner unter ſich 
zuſammenhängender Beſtimmungen in „Vorbemer⸗ 
kungen“ erleichtert die Benützung des Werkchens für 
alle mit der Geſetzesanwendung Beſchäftigten. Von 
den beigegebenen Anhängen erſcheint die Wiedergabe 
der alten Verordnung vom 8. Auguſt 1914 wegen der 
Vorgeſchichte des jetzigen Geſetzes begrüßenswert, da⸗ 
gegen die Beigabe der kriegsrechtlichen übrigen 
Schuldnerſchutzbeſtimmungen überflüſſig. 


Buhmann. 


Levy, Leopold, Amtsgerichtsrat. Die Geſchäfts⸗ 
aufſicht und der Zwangsvergleich zur Ab⸗ 
wendung des Konkurſes. Zweite, veränderte 
Auflage. 135 Seiten. Berlin 1917, Verlag von 
Franz Vahlen. Broſch. Mk. 3.40. 

Zweigert, Erich, Landrichter, Hilfsarbeiter im Reichs⸗ 
Juſtizamt. Die Bundesrats verordnung über 
die Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des 


Konkurſes vom 14. Dezember 1916. 194 Seiten. 
Berlin 1917, Verlag von Franz Vahlen. Geb. Mk. 3.—. 


Das Buch von Levy erſcheint gegenüber ſeiner 

1. Aufl. in völlig geänderter Form. Der Berfafler 
gibt nicht mehr einen Kommentar, ſondern ein kleines 
Handbuch in ſyſtematiſcher Darſtellung. Er möchte 
damit Wünſchen der nicht juriſtiſch geſchulten Leſer 
entgegenkommen, die das Amt einer Aufſichtsperſon 
führen oder als Gläubiger oder Schuldner von einer 
Geſchäftsaufſicht betroffen werden. Aber auch dem 
Juriſten bietet die Darſtellung, der der Text der Ver⸗ 
ordnung vorausgeht, mit den beigegebenen Muſtern 
und der Fülle von Beiſpielen ein vortreffliches Hilfs⸗ 
mittel. — Einen Erſatz für die 1. Aufl. des Levyſchen 
Buches bietet die im gleichen Verlag erſchienene Aus⸗ 
gabe der Verordnung mit den Erläuterungen von 
Zweigert, die ihren Zweck, zum Verſtändnis der Be⸗ 
immungen beizutragen und ihre Handhabung in der 
raxis zu erleichtern, gewiß erfüllt. Angefügt iſt der 
Wortlaut der amtlichen Begründung, die für die Aus⸗ 
legung kaum entbehrt werden kann. Im Anhang find 
Ausführungsbeſtimmungen von Preußen, Bayern und 
Sachſen abgedruckt; auch das Muſter eines Gläubiger⸗ 
verzeichniſſes iſt beigefügt. — Levy ſowohl wie Zweigert 
waren zur Erläuterung der Geſchäftsaufſichtsverordnung 
durch ihre beruflichen Beziehungen in beſonderem Maße 
berufen. Von den zahlreichen Schriftwerken, die zu der 
Verordnung erſchienen ſind, ſcheinen mir darum die 
beiden vorliegenden beſondere Beachtung DE SEEN, 

. St. 


Partſch, Dr. J., Profeſſor, Mitglied des Broßherzogl. 
Badiſchen Landgerichts in Freiburg i. B. Die 
Bundes ratsbekanntmachung über die 
Todeserklärung Kriegsverſchollener vom 
18. April 1916. 211 Seiten. Berlin 1917, J. Cutten⸗ 
tag, Verlagqsbuchhandlung, G. m. b. H. Geb. Mk. 3.—. 

Die ſchon in den Motiven des erſten Entwurfs 
zum BGB. vorausgeſehene geſetzliche Regelung der 

Todeserklärung im Falle eines Krieges hat durch die 

Bundesratsbekanntmachung vom 18. April 1916 über 

die Todeserklärung V Geſtalt ange⸗ 

nommen. Partſch ſchickt eine Unterfuchung der Stellung 
der Bundesratsbekanntmachung zum alten Kriegsver⸗ 

V voraus. Er zeigt, welche neuen Be⸗ 

timmungen die Bundesratsbekanntmachung bringt. 

Er weiſt auf die einſchlägige Literatur hin. Seine 

eingehende Kommentierung der Bundesratsbekannt⸗ 

machung gewährleiſtet die richtige Anwendung des 

Geſetzes. 
Schweidnitz. 


Dien, Heinrich, Kriegsgerichtsrat, zurzeit im Felde. Die 
Diſziplinarſtrafordnung für das Heer. 
Zweite bis vierte, völlig neubearbeitete Auflage. 
464 S. Raſtatt 1917, Verlag K. & H. Greiſer, 90 
buchdrucker, Militär juriſtiſcher Verlag. Geb. Mk. 8.5 


Nach einleitenden Vorbemerkungen folgen in 
knapper, leicht faßlicher Ausdrucksweiſe die Erläute⸗ 
rungen zu den einzelnen Paragraphen, hie und da 
durch treffende Beiſpiele noch weiter verſtändlich ge⸗ 
macht. Jede Seite verrät die gründliche Durcharbeitung 
des umfangreichen und ſchwierigen Stoffes. Der Zweck 
des Buches, ein erſchöpfendes praktiſches Nachſchlage⸗ 
werk für jeden Offizier zu ſein, iſt voll erreicht. Mit 
Recht wird das Werk auch im bayeriſchen Militär⸗ 
Verordnungsblatt allen militäriſchen Stellen und Be⸗ 
hörden zur Anſchaffung empfohlen. 

L Rat Zoeller, Major und Batteriefübrer. 


Landgerichts rat Alfons Hackenberger. 


Verantwortl. Herausgeber i. V.: E. Eckert, I. Staats⸗ 
anwalt im K. Staatsminiſterium der Juſtiz. 


Eigentum von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München, Berlin und Leipzig. 


Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie. (Inh. Arthur Sellier) München und Freiſing. 


— — 
— r 
* 4 
. I ya 


nr. 3 u. 4. 


münchen, den 8. Februar 1918. 


14. Jahrg. 


Herausgegeben von 


Th. von der Pfordten 
Regierungsrat im K. Bayer. 
Staats miniſterium der Juſtiz. 


Jeilſchrift für Rechtspflege 


in Bayern 


Verlag von 


2. Schweitzer Verlag 


(Arthur Zellier) 
schen, Berlin m. 


[(Leufferts Blätter für Rechtsauwendung 8d. 83.) 


Die Zeltſchrift erſcheint am 1. und 15. jedes Monats 
im Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich 

. 3.—. Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und 
jede Poſtanſtalt. 


Leitung und Geſchäftsſtelle: München, Ottoftraße 12. 
Anzeigengebübr 30 Pfg. für die baldgeivaltene Petitzelle 
oder deren Raum. Bei Wiederbolungen Ermäßigung. Stellen⸗ 
% anzeigen 20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. 


Nachdruck verboten. 38 


Beitellung von Einzelhypotheken für Zeil: 
beträge einer Forderung. 


Von Geh. Juſtizrat Oberlandesgerichtsrat 
Dr. Kretzſchmar in Dresden. 


Nach einem Beſchluſſe des Kammergerichts 
vom 26. Januar 1916 (RIA. 15, 164) ſoll die 
Sicherung der Forderungen aus einem Kreditver⸗ 
hältniſſe durch, Höchſtbetragshypothek an einer 
Mehrheit von Grundſtücken nicht in der Weile 
zuläſſig ſein, daß unter Teilung des die Höchſt⸗ 
grenze der Haſtung bildenden Forderungsbetrages 
Einzelhypotheken beſtellt werden, vielmehr ſoll 
nur. eine! — einheitliche — Geſamthypothek be: 
ſtellt werden können. Der Sachverhalt, der dem 
Beſchluſſe zugrunde liegt, iſt der folgende. Von 
den Teſtamentsvollſtreckern des verſtorbenen Teil⸗ 
habers einer offenen Handelsgeſellſchaft war zur 
Sicherung einer Bank wegen aller Anſprüche an 
Kapital, Zinſen, Proviſionen und Koſten, die 
ihr aus der Geſchaftsverbindung mit der Geſell⸗ 
ſchaft bereits entſtanden ſeien und noch entſtehen 
würden, die Eintragung je einer Sicherungs hypothek 
zum Höchſtbetrage von 15000 M an den drei 
Grundſtücken des Geſellſchafters beantragt worden. 
Wie aus den Eintragungsgrundlagen hervorging, 
und wie auch das Kammergericht annimmt, ſollte 
nicht eine Geſamthypothek von 15000 M beſtellt, 
ſondern jedes der drei Grundſtücke mit einer be⸗ 
ſonderen, ſelbſtändigen Höchſtbetragshypothek von 
15 000 M belaſtet und die Gläubigerin dadurch 
wegen eines Kredits bis zum Höchſtbetrage von 
zuſammen 45 000 M ſichergeſtellt werden. Das 
Kammergericht billigt die von den Vorinſtanzen 
(aus einem unzutreffenden formellen Grunde) ver⸗ 
fügte Zurückweiſung der Eintragungsanträge, weil 
es in materieller Beziehung zu dem Ergebniſſe 
gelangt, daß eine ſolche Art der Hppotheken⸗ 
beſtellung nicht angängig ſei. Zur Begründung 


dieſes Ergebniſſes wird ausgeführt, der 8 1132 
BGB. laſſe erſehen, daß die Belaſtung mehrerer 
Grundſtücke mit derſelben Forderung nur in der 
Form einer Geſamthypothek zuläſſig ſei. Das 
gleiche müſſe auch für eine Höchſtbetragshypothek 
im Sinne bes $ 1190 BGB. gelten, die an 
mehreren Grundſtücken für denſelben Forderungs⸗ 
kreis beſtellt werde. Es würden ſonſt auch hier 
höchſt bedenkliche Folgen entſtehen, die dem Willen 
des 5 75 nicht entſprächen. Insbeſondere würde 
es an jeder geſetzlichen Vorſchrift darüber fehlen, 
in welchem Umfange die Gläubigerin nach Feſt⸗ 
ſtellung ihrer Forderung ſich aus den einzelnen 
Grundſtücken befriedigen könne, wenn die Forde⸗ 
rung den Geſamtbetrag von 45000 M nicht er⸗ 
reiche; die Vorſchriften des 8 1132 Abſ. 1 Satz 2, 
Abf. 2 BGB. könnten keine Anwendung finden, 
da fie nur für die Geſamthypothek gegeben find. 
Ferner würden bei einer Abtretung unüberſehbare 
Schwierigkeiten entſtehen, da nicht feſtſtehe, welches 
der Grundſtücke für die einzelne abgetretene For⸗ 
derung hafte. Rechtsverhältniſſe dieſer Art könnten 
nicht als zuläſſig angeſehen werden. 

Der $ 1132 BGB., auf den bei dieſen Aus⸗ 
führungen Bezug genommen wird, ergibt aber 
das gerade Gegenteil von dem, was das Kammer⸗ 
gericht daraus ableitet. Denn nach Abſ. 2 iſt 
der Gläubiger bei einer Geſamthypothek berechtigt, 
den Betrag der geſamten Forderung auf die ein⸗ 
zelnen Gruudſtücke in der Weile zu verteilen, daß 
jedes Grundſtück nur noch für den zugeteilten 
Betrag haftet. Beſteht alſo für eine Darlehns⸗ 
forderung von 60 000 M j. Anh. eine Geſamt⸗ 
hypothek an den Grundſtücken m und n, ſo kann 
der Gläubiger, ohne dazu der Zuſtimmung des 
Grundſtückseigentümers zu bedürfen, ſeine For⸗ 
derung auf die Grundſtücke nach ſeinem Belieben 
verteilen, ſo z. B. daß jedes der beiden Grund⸗ 
ſtücke für die Forderung nur noch in der Höhe von 
30 000 M (oder wie der Gläubiger ſonſt das 


34 
Verhältnis feſtſetzt) haftet. Durch die von dem 
Gläubiger vorgenommene Verteilung erlangt jeder 
Teil der Forderung eine gewiſſe Selbſtändigkeit, 
die den Teil im Sinne des Geſetzes als eine be⸗ 
ſondere Forderung erſcheinen läßt und zur Folge 
hat, daß die Hypotheken fortan nicht mehr den 
Vorſchriften über die Geſamthypothek, ſondern in 
aller und jeder Beziehung denjenigen über die 
Einzelhypothek unterliegen. Demgegenüber kann 
kein begründeter Zweifel darüber beſtehen, daß 
die Beteiligten auch von vornherein die Wahl 
haben, ob wegen der Forderung des Glaͤubigers 
eine Geſamthypothek an den zu belaſtenden Grund⸗ 
ſtücken beſtellt werden oder die dem Gläubiger zu 
leiſtende Sicherheit unter Teilung der Forderung 
in der Form von Einzelhypotheken erfolgen ſoll. 
Wollte man dies nicht zulaſſen, ſo hieße dies, die 
Beteiligten auf den Umweg verweiſen, zunächſt 
eine Geſamthypothek zu beſtellen und dann die 
Forderung auf die belaſteten Grundſtücke zu ver⸗ 
teilen. Das kann doch wirklich nicht der Wille 
des Geſetzgebers ſein, wie auch das Kammergericht 
einen ſolchen Gedanken gewiß ablehnen wird. 
Ebenſowenig treffen die Bedenken zu, die ſich 
nach Anſicht des Kammergerichts aus der Beſtellung 
von Einzelhypotheken für eine — dem Betrage nach 
geteilte — Forderung ergeben ſollen. Wenn das 
Kammergericht ein Bedenken zunächſt daraus ab⸗ 
leitet, daß es hierbei an einer Beſtimmung wie 
der des 8 1132 Abſ. 1 Satz 1 fehle, wonach der 
Gläubiger die Befriedigung wegen ſeiner For⸗ 
derung nach Belieben aus jedem Grundſtücke ganz 
oder zu einem Teile ſuchen könne, ſo wird über⸗ 
ſehen, daß eine ſolche Beſtimmung nur für die 
Geſamthypothek erforderlich war, nicht aber für 
die Einzelhypotheken, die durch die Verteilung der 
Forderung auf die mehreren Grundſtücke entſtehen; 
denn bei dieſen iſt die Grenze für die Haftung 
eines jeden Grundſtücks eben der Betrag, zu dem 
die Forderung darauf verteilt iſt, ſo daß der 
Gläubiger bis zu dieſem Betrag, aber auch nur 
in dieſem Umfange Befriedigung aus dem Grund⸗ 
ſtücke ſuchen kann. Daß aber bei einer Abtretung 
Schwierigkeiten, und noch dazu unüberſehbare, ent⸗ 
ſtehen ſollten, weil nicht feſtſtehe, welches Grund⸗ 
ſtück für die abgetretene Forderung hafte, iſt leicht 
zu widerlegen. Nach 8 1153 BGB. geht mit der 
Uebertragung der Forderung auch die für ſie be⸗ 
ſtehende Hypothek über, und die Forderung kann 
nicht ohne die Hypothek, die Hypothek aber nicht 
ohne die Forderung abgetreten werden. Wenn 
der Gläubiger alſo eine der Teilforderungen ab: 
tritt, ſo muß er die Hypothek angeben, auf die 
ſich die abgetretene Forderung bezieht; mit der 
Abtretung dieſer Forderung geht auch die für ſie 
beſtehende Hypothek auf den neuen Gläubiger über. 
Im übrigen würden die vom Kammergericht 
geltend gemachten Bedenken doch in gleicher Weiſe 
beſtehen, wenn die zunächſt durch eine Geſamt⸗ 
hypothek geſicherte Forderung gemäß 31132 Abſ. 2 
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BGB. auf die einzelnen Grundſtücke verteilt 
worden iſt; ſtehen ſie einer Teilung der Forderung 
und der ſich damit vollziehenden Umwandlung der 
Geſamthypothek in Einzelhypotheken nicht entgegen, 
ſo können ſie auch der ſofortigen Beſtellung von 
Einzelhypotheken für die — geteilte — Forderung 
nicht im Wege ſtehen. 

Für die Verkehrshypothek, von der die Aus⸗ 
führungen des Kammergerichts ihren Ausgangs⸗ 
punkt nehmen, iſt daher die in dem Beſchluſſe 
vertretene Meinung ſicher unzutreffend. Fragen 
kann ſich deshalb nur, ob die getroffene Entſchei⸗ 
dung etwa mit Rückſicht auf die Eigenarten der 
Höchſtbetragshypothel gerechtfertigt erſcheint. Auch 
dies iſt indeſſen zu verneinen. Abgeſehen von der 
in $ 1190 Abſ. 2 vorgeſchriebenen Einrechnung 
der Zinſen in den Höchſtbetrag beſtehen die Eigen ⸗ 
arten der Höchſtbetragshypothek darin, daß nur 
der Höchſtbetrag, bis zu dem das Grundſtück 
haften ſoll, beſtimmt wird, im übrigen aber die 
Feſtſtellung der Forderung vorbehalten bleibt, 
ſowie weiter darin, daß die Forderung nach den 
für die Uebertragung von Forderungen im allge⸗ 
meinen geltenden Vorſchriften abgetreten werden 
kann (8 1190 Ab. 1, 4). Keine dieſer Eigenarten 
übt einen Einfluß auf die Art der Hypotheken⸗ 
beſtellung nach der in Frage ſtehenden Richtung 
aus. Eher ließe ſich daran denken, einen Zweifel 
hierüber daraus abzuleiten, daß Höchſtbetrags⸗ 
hypotheken meiſt für Forderungen beſtellt werden, 
die noch gar nicht beſtehen, ſondern mit deren 
Entſtehung erſt für die Zukunſt gerechnet wird. 
Aber auch dieſer Umſtand kann keinen Unterſchied 
begründen, wie denn auch eine Verteilung der 
Geſamthöchſtbetragshypothek gemäß $ 1132 Abſ. 2 
BGB. unbedenklich zuläſſig iſt. Eine vorherige 
Feſtſtellung der Forderung iſt hierzu ebenſowenig 
nötig wie zur Abtretung. Dafür erlangt der 
Zeſſionar keinerlei Sicherheit dafür, daß eine For⸗ 
derung wirklich beſteht; das Beſtehen der Forderung 
iſt von ihm, wenn er die Hypothek geltend macht, 
nachzuweiſen (vgl. hiezu KGJ. 24, 254; Dresd. 
Ann. 38, 36). 

Die Entſcheidung des Kammergerichts bedarf 
um ſo mehr der Nachprüfung, als das Beſtehen 
einer Geſamthypothek zu aͤußerſt verwickelten Ver: 
hältniſſen führen kann, während dies bei der Be⸗ 
ſtellung von Einzelhypotheken für die verteilte 
Forderung ausgeſchloſſen iſt. Veräußert ſo z. B. 
der Eigentümer eins der mit der Geſamthypothek 
belaſteten Grundſtücke, ſo kommt es darauf an, ob 
der Erwerber die Schuld, für die die Hypothek 
beſtellt iſt, in Anrechnung auf den Kaufpreis über⸗ 
nimmt oder nicht. Im erſteren Falle iſt der Er⸗ 
werber verpflichtet, den Gläubiger zu befriedigen; 
der Gläubiger, der die Schuldübernahme nicht 
genehmigt, bleibt aber berechtigt, ſich an den Ver⸗ 
äußerer zu halten. Befriedigt dieſer den Gläubiger, 
ſo erwächſt ihm ein Erſatzanſpruch an den Erwerber 
und nach Höhe des Erſatzanſpruchs geht auch die 


Hypothek an dem anderen, veräußerten Grundſtück 
auf ihn über. Umgekehrt verhält es ſich, wenn 
der Erwerber die Schuld nicht mit übernommen 
hatte und der Veräußerer zur Beſeitigung der 
Hypothek verpflichtet war. Hier erwirbt der Erwerber, 
wenn er den Gläubiger befriedigen muß, die Hy: 
pothek auch an den mit der Hypothek belaſteten 
Grundſtücken des Veräußerers (BGB. 1173 Abſ. 2). 
Vgl. ferner die noch verwickelteren Vorſchriſten. die 
nach 8 1182 BGB. für den Fall getroffen find, 
daß der Gläubiger bei der Zwangsverſteigerung 
oder der Zwangsverwaltung eines der mit der 
Geſamthypothek belaſteten Grundſtücke ganz oder 
teilweiſe aus dem Verſteigerungserlöſe oder den 
Erträgniſſen des Grundſtückes befriedigt wird. Man 
denke weiter an die Erſchwerung, die das Beſtehen 


einer Geſamthypothek bei einer Zwangsverſteigerung 


der mit der Hypothek belaſteten Grundſtücke nach 
§ 64 3 VG. mit ſich bringt. Ebenſo erſchwert die 
Beſtellung von Geſamthypotheken die Grundbuch 
führung, zumal wenn die Grundſtücke nicht zum 
Bezirke des gleichen Grundbuchamts gehören (GBO. 
9 49). Alle dieſe Schwierigkeiten fallen weg, wenn 
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Die Verjährungseinrede und die 
Gegeneinwände der Argliſt und der ungerecht⸗ 
fertigten Vereicherung. 

Von Oberamtsrichter Wilhelm Mayer in München. 


Die Wichtigkeit dieſer Einwendungen im Rechts⸗ 
leben rechtfertigt die von der Schriftleitung an⸗ 
geregte Unterſuchung der darüber beſtehenden herr⸗ 
ſchenden Uebung und ihrer Haltbarkeit. 


I. Die Zuläſſigkeit des Einwandes der Arg⸗ 
liſt wird wohl allgemein bejaht. Nur über ſeinen 
notwendigen Inhalt gehen, entſprechend der Ber: 
ſchiedenheit der Auffaſſungen über den Inhalt des 
Einwandes der Argliſt überhaupt, die Anſchauungen 
auseinander, nämlich darüber, ob die Argliſt erſt 
in der Geltendmachung der Verjährung zu liegen 
brauche (exc. doli praesentis), oder ob fie ſchon 
vorher begründet ſein müſſe (exc. doli praeteriti), 
und ob die Argliſt wenigſtens den Tatbeſtand 


einer unerlaubten Handlung im Sinne des $ 826 


BGB. erfüllen müſſe, oder ob fie nur einen Ver⸗ 


Einzelhypotheken für Teilbeträge der Forderung ſtoß gegen Treu und Glauben zu enthalten brauche. 


beſtellt werden. 
Die Beſtellung einer Geſamthypothek iſt ſonach 
nur am Platze, wenn es ſich um eine größere An⸗ 


| 


zahl geringwertiger Grundſtücke oder um ſolche 


Grundſtücke handelt, die in einem ſo engen wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenhange ſtehen, daß eine getrennte 
Veräußerung nicht zu erwarten iſt; ſonſt iſt dringend 
die Beſtellung von Einzelhypotheken anzuraten. 

Bei der Bedeutung, die der Frage nach der 
Zulaͤſfigkeit dieſer Art der Hppothekenbeſtellung 
beiwohnt, waͤre es ſehr erwünſcht, wenn ſich dem 
Kammergericht oder einem anderen Oberlandes— 
gerichte recht bald einmal Gelegenheit böte, zu der 
Frage erneut Stellung zu nehmen. 

Im Anſchluß hieran ſoll noch kurz darauf 
eingegangen werden, wie ſich bei der Beſtellung 
von Einzelhypotheken für Teilbeträge einer Forderung 
die Grundbucheintragungen geſtalten. Auszugehen 
iſt dabei von der Vorſchrift des $ 49 GBO., wonach 
bei der Belaſtung mehrerer Grundſtücke mit einem 
Rechte auf dem Blatte jedes Grundſtücks die Mit⸗ 
belaſtung der übrigen Grundſtücke von Amts wegen 
erkennbar zu machen iſt. Hieraus ergibt ſich, daß 
eine Hypothek als Einzelhypothek ausgewieſen iſt, 
wenn ſich bei ihr kein Mitbelaſtungsvermerk ein: 
getragen befindet. Mithin wäre in dem Falle, der 
den Gegenſtand der kammergerichtlichen Entſcheidung 
bildet, einfach auf jedem Blatte der drei zu belaſtenden 
Grundſtücke einzutragen geweſen: „Sicherungshypo⸗ 
thek zum Höchſtbetrage von 15 000 M wegen der 
Anſprüche der X-Bank uſw.“; denn dadurch würde 
das Beſtehen je einer Einzelhypothek von 15000 M 
an den Grundſtücken dargetan. | 


| 
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A. Die erſte Meinungsverſchiedenheit iſt von 
der Rechtslehre überwiegend und von der Rechts⸗ 
anwendung faſt ausnahmslos dahin entſchieden, 
daß erſt die Geltendmachung der Verjährung 
Argliſt zu ſein braucht. 

Dieſen Standpunkt bringt auch das Reichs⸗ 
gericht wiederholt und insbeſondere auch für die 
Verjährungseinrede zum Ausdruck. Schon in ſeiner 
Entſch. vom 24. März 1904 (RG. 35. 57 
S. 372) läßt es den Einwand der Argliſt zu, 
„wenn die Beklagte durch ihr Verhandeln über 
die Höhe des von ihr dem Grunde nach aner⸗ 
kannten Anſpruchs mit dem Kläger dieſen von 
der rechtzeitigen Erhebung der Klage abgehalten 
haben ſollte“ (a. a. O. S. 376). Das Verhandeln 
über die Höhe des Anſpruchs verſtößt noch nicht 
gegen die guten Sitten oder gegen Treu und 
Glauben, auch dann nicht, wenn es bezweckt, die 
eine Partei von der Klageerhebung abzuhalten, — 
das iſt vielmehr einer der Hauptzwecke des Ver⸗ 
handelns. Erſt die Berufung auf die Verjährung 
gegenüber der verſpäteten Klage kann eine Arg— 
liſt enthalten, alſo erſt die Geltendmachung der 
Verjährungseinrede. Dasſelbe gilt von der Entſch. 
vom 21. September 1907 (BlfR A. Bd. 73 S. 536). 
Die Hinderung des Gläubigers an der Klageer— 
hebung iſt ſolange nichts Argliſtiges, als der 
Schuldner nicht dabei das Bewußtſein hat, den 
Gläubiger zu ſchädigen, ſelbſt wenn er dabei das 
Ziel, und vorausgeſetzt, daß er dabei nur das 
Ziel verfolgt, den Schaden, den ihm ſelbſt eine 
derzeitige Klageerhebung bringen würde, von ſich 
abzuwenden. Er mag ſich auch dabei bewußt ſein, 
daß die Unterlaſſung der Klageerhebung möglicher: 
weiſe die Unterbrechung der Verjährung hintan⸗ 
halte. Daß all dies noch keine Argliſt iſt, zeigt 
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ſich ſofort, wenn man ſich als den weiteren Ver⸗ 
lauf der Dinge in Uebereinſtimmung auch mit 
der urſprünglichen Abſicht des Schuldners die 
Ipätere außergerichtliche Befriedigung des Glaäu⸗ 
bigers oder das Unterbleiben der Erhebung der 
Verjährungseinrede gegenüber der jpäteren Klage 
des Gläubigers denkt. Erſt das Vorſchützen der 
Verjährung gegen die ſpätere Klage macht die 
Argliſt aus. Ganz deutlich ſprechen es neuere Ent⸗ 
ſcheidungen!) vom 10. Januar 1914 (Warneyer, 
Jahrb. d. Entſch. 1915 Nr. 3 zu $ 242 BGB.), 
vom 28. Mai 1914 (Warneyer, Rechtſpr. 1914 
S. 393) uud v. 9. November 1915 (Warneyer, 
Jahrb. d. Entſch. 1916 Nr. 5 zu 8 242 BGB. 
— RG. 35. 87 S. 281) aus: „Eine zur Ein⸗ 
rede der Argliſt Anlaß gebende Verletzung von 
Treu und Glauben, die auch in einem ge- 
wiſſen Verhalten im Rechtsſtreit ſelbſt ge⸗ 
funden werden kann, ſetzt immer ein früheres Ver⸗ 
halten dieſer Partei voraus, mit dem ihr Auf⸗ 
treten im Rechtsſtreit in einem Treu und Glauben 
verletzenden Widerſpruch ſteht“ (Entſch. vom 10. Ja⸗ 
nuar 1914). „Es reicht zur Begründung aus, daß 
die Partei im Rechtsſtreit eine Handlung 
vornimmt, die mit einem früher von ihr be⸗ 
tätigten Verhalten nach den Grundſätzen von 
Treu und Glauben unvereinbar iſt. In dieſem 
Sinn verſtanden iſt die Argliſteinrede auch 
zur Entkraͤſtung der Verjährungseinrede ge: 
eignet“ (Entſch. vom 28. Mai 1914). „Die 
allgemeine Argliſteinrede (exc. doli generalis 
oder praesentis) . . .. iſt gegeben, wenn erſt 
in der Geltendmachung eines Anſpruchs Argliſt 
oder ein Verſtoß gegen Treu und Glauben zu 
finden iſt“ (Entſch. vom 9. November 1915). Die 
letzte Entſcheidung betrifft zwar nicht ausdrücklich 
die Verjährungseinrede, aber eine noch ſtärker ge⸗ 
feſtigte Rechtsſtellung desjenigen, dem der Ein⸗ 
wand der Argliſt entgegentritt, nämlich den rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellten Anſpruch. Für die Entſch. 
vom 10. Januar 1914 iſt der tatſächliche Sach⸗ 
verhalt nicht erſichtlich, aber hier auch nicht aus⸗ 
ſchlaggebend. 

Als Anhänger der Anſicht, daß der Einwand 
der Argliſt ſich auch erſt auf die Geltendmachung 
von Anſprüchen ſtützen könne, hat ſich außer den 
in der Zuſammenſtellung Jahrg. 1910 dieſer Zeit⸗ 
ſchrift S. 106 u. f. aufgeführten Schriftſtellern 
nun auch die neue (4.) Aufl. des Komm. von 
Planck z. BGB. Bd. 2 8 242 Erl. 3, c, a, 
bb, S. 45 entſchieden bekannt. 

Der allgemeine Argliſteinwand wird meiſt, 
auch in den Entſcheidungen des Reichsgerichts 


) Die hier beſprochenen Entſcheidungen ſchließen 
an die in der Ueberſicht Ihrg. 1910 dieſer Zeitſchr. 
S. 107 u. f. mitgeteilten Entſcheidungen an. Die vor⸗ 
her angeführten Entſch. vom 24. März 1904 und 21. Sept. 
1907 kommen dort nicht vor. Die Rechtſpr. d. OLG. 
aus der anſchließenden Zeit enthält hierüber nichts 
von Belang. 
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(vgl. die oben angeführten vom 10. Januar 1914, 
28. Mai 1914 und 9. November 1915) aus dem 
Grundſatz von Treu und Glauben, mit mehr oder 
weniger offenſichtlicher Zugrundelegung des 8 242 
BGB. abgeleitet. Die Beweisführung iſt gegen⸗ 
über dem insbeſondere auch in der RGE. vom 

23. Dezember 1914 (DZ. 1915 S. 422) be⸗ 
tonten Umſtand, daß dieſe Beſtimmung nur von 
der Art und Weiſe der Bewirkung der Leiſtung 
ſpricht, nicht im einzelnen durchgeführt. Sie könnte 
vielleicht, trotz Planck, BGB. § 242 a. a. O. S. 45, 
der die Anwendbarkeit des $ 242 aus dieſem 
Grund für unmöglich hält, folgendermaßen ver⸗ 
ſucht werden. 

Auszugehen iſt von dem durch die Verjährung 
gewährten Recht des Schuldners, die Leiſtung zu 
verweigern (BGB. § 222 J), dem die Verpflichtung 
des Glaͤubigers entſpricht, ſich die Leiſtungsver⸗ 
weigerung gefallen zu laſſen, ſie zu dulden (BGB. 
§ 241 S. 2). Dieſe Verpflichtung braucht er nur 
in der Weiſe zu erfüllen, wie Treu und Glauben 
es erfordern (BGB. 8 242). Er braucht fie alſo 
nicht zu erfüllen auf eine Weiſe, welche der gegen 
Treu und Glauben verſtoßenden Argliſt zugute 
kommt, und darum, wenn ſie ſich nicht anders 
als auf ſolche Weiſe erfüllen läßt, überhaupt nicht 
zu erfüllen. Daß es gerade, wie § 242 verlangt, 
die Art und Weiſe der Erfüllung der Duldungs⸗ 
pflicht iſt, welche den Verſtoß gegen Treu und 
Glauben enthält, nicht ſchon die Tatſache, daß 
ſie überhaupt erfüllt wird, tritt beſonders zutage 
bei Berückſichtigung der zwangsweiſen — nicht 
zwangsvollſtreckungsweiſen, aber auch gegen den 
Willen des Gläubigers der verjährten Leiſtung 
erfolgenden — Durchſetzung des Duldens, die ſchon 
in der Verweigerung der Leiſtung gegenüber dem 
Begehren des Gläubigerd der verjährten Leiſtung 
liegt. Erfüllt namlich der Gläubiger ſeine Duldungs⸗ 
verpflichtung in der Weiſe, daß er die verjährte 
Leiſtung gar nicht begehrt, ſo verſtößt der Schuldner 
der verjährten Leiſtung nicht gegen Treu und 


Glauben, wenn er zu leiſten ſich weigert. Zwingt 


der Schuldner aber ſeinem Gläubiger die Erfüllung 
der Verpflichtung, die Verweigerung der verjährten 
Leiſtung zu dulden, dadurch auf, daß er ſie trotz 
deſſen Beſtehens auf Erfüllung verweigert unter Um: 
ſtänden, welche eine Argliſt enthalten, ſo verſtößt 
die auf ſolche Weiſe herbeigeführte Erfüllung der 
Duldungsverpflichtung gegen Treu und Glauben. 

Eine andere Begründung entnimmt aus einer 
Reihe Einzelvorſchriften des BGB. den dieſen zu⸗ 
grunde liegenden Leitſatz, daß alle bürgerlich⸗ 
rechtlichen Verpflichtungen und dieſe Verpflichtungen 
in allen ihren Beziehungen nach Treu und Glauben 
zu beurteilen ſind, alſo nicht bloß die Art und 
Weiſe ihrer Erfüllung, ſondern auch ihr Beſtehen 
und ihre Geltendmachung. Einen Hauptanwen— 
dungsfall dieſes Leitſatzes bildet die Einrede des 
entgegenſtehenden überwiegenden Intereſſes. Die 
Geltendmachung der Verjährung, nicht ſchon ihr 
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Eintreten, verſtößt gegen Treu und Glauben ins⸗ 
beſondere dann, wenn das Intereſſe des Gläubigers 
der verjährten Forderung an der Erlangung der 
Leiſtung ſchutzwürdiger iſt als das Intereſſe des 
Schuldners an der Berückſichtigung ſeines Rechts, 
die verjährte Leiſtung zu verweigern. 

B. Die zweite Meinungsverſchiedenheit hat das 
RG. bisher auf der Seite der ſtrengeren, auf 
§ 826 BGB. beharrenden Auffaſſung gefunden. 
Noch eine neuere Entſcheidung vom 3. Februar 
1915 (RG. 35. 86 S. 192), die allerdings nicht 
die Verjährungseinrede. ſondern die Nichtigkeit 
des Kaufs eines Bordellgrundſtücks betrifft, hält 
im Gegenſatz zum Berufungsgericht (OLG. Königs⸗ 
berg) an der Erforderlichkeit der Vorausſetzungen 
des § 826 feſt. Dagegen beſchränkt eine (die Ber: 
pflichtung zur Rechnungslegung betreffende) Ent⸗ 
ſcheidung vom 12. Oktober 1915 (Warneyer, 
Jahrb. der Entſch. Jahrg. 1916 S. 27 8 242 
Nr. 4) die Einrede ausdrücklich nicht mehr bloß 
auf Verſtöße gegen die guten Sitten und auf 
Schikane ($ 226 BGB.), ſondern erſtreckt fie auf 
Verſtöße gegen Treu und Glauben ſchlechthin, und 
die Entſch. vom 9. November 1915 (RG. 35. 37 
S. 281) wendet nunmehr übereinſtimmend mit 
dem Berufungsgericht, dem OLG. Königsberg, 
den Einwand, den ſie durch Unvereinbarkeit mit 


den Grundſätzen von Treu und Glauben für aus- 


reichend begründet erklärt, ausdrücklich auf die 
Verjährungseinrede an im bewußten Gegenſatz zu 
der Entſch. des II. 35. vom 26. Oktober 1906 
(RG. 35. 64 S. 220) und unter Berufung auf 
eine davon bereits abgewichene Entſch. desſelben 
II. ZS. vom 2. Januar 1912 (RG. 35. 78 
S. 130), die als die „beſonderen Umſtände“, 
unter denen allein es möglich iſt, gegen Verjährung 
Argliſt einzuwenden, ein Verhalten des Schuldners 
angibt, das dem Gläubiger „begründeten Anlaß 
gegeben hat, während der Verjaäͤhrungszeit von 
der gerichtlichen Geltendmachung ſeines Anſpruchs 
abzuſehen“. 

Dieſer weiter gefaßte Rahmen des Argliſt— 
einwandes mag auch gerade noch feine Anwendung 
in einem Fall wie dem folgenden ermöglichen: 
Ein Vermieter, der ſeinem Mieter weit über die 
Verjährungszeit hinaus die Unterlaſſung der Miet⸗ 
zinszahlung nachgeſehen hatte, weil ihm dieſer 
verſprochen hatte, ihn im Teſtament zu bedenken, 
will, nachdem der Mieter ohne Verfügung von 
Todes wegen verſtorben iſt, die Erben auf die un⸗ 
bezahlt gebliebenen Mietzinſe verklagen, begegnet 
aber der Einrede der Verjährung. Kann der Ver⸗ 
mieter nachweiſen, daß der Mieter ſelbſt, ſei es 
ſchon bei Abgabe ſeines Verſprechens, ſei es ſpäter, 
feſt entſchloſſen war. nie von Todes wegen zu ver: 
fügen, fo dringt er mit ſeinem Anſpruch ohne 
weiteres durch. Nur iſt es dann nicht der Einwand 
der allgemeinen Argliſt, der ihm dazu verhilft, 
ſondern die vom Mieter begangene argliſtige 
Täuſchung über deſſen wirkliche, ſchon bei Abgabe 
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des Verſprechens gehegte und ſeinem Verſprechen 
zuwiderlaufende Abſicht, oder über ſeine nachträg⸗ 
liche, feinem Verſprechen widerſtreitende Gefinnungs⸗ 
aͤnderung. Daraus entſpringt nicht erſt nach 8 826 
BGB., ſondern ſchon nach 8 823 (Abſ. 1, wenn 
man unter dem „ſonſtigen Recht“ auch Forderungs⸗ 
rechte verſteht, außerdem Abſ. 2 mit $ 263 StGB.) 
eine Schadenserſatzpflicht des Mieters, die auf ſeine 
Erben übergeht (BG B. 8 1922 J). Nicht die exc. 
doli generalis und praesentis, ſondern ein dolus 
specialis und praeteritus liegt dann vor. Wie 
aber, wenn ſich ein betrügeriſches Verhalten des 
Mieters nicht feſtſtellen läßt? Dann könnte der 
Mieter ſelbſt gar nicht in die Lage eines Arg⸗ 
liſtigen kommen, wenn er die Zahlung der Miet⸗ 
zinſe verweigerte. Denn er könnte gegenüber der 
Klage auf die Mietzinſe immer auf ſeine noch 
bevorſtehende Teſtamentserrichtung verweiſen, die 
ihm bis zu ſeinem Tode möglich ſei. Aber wie 
er felbſt Treu und Glauben verletzen würde, 
wenn er dem Begehren des Vermieters gegenüber 
durch einen jetzt erſt gefaßten unabänderlichen 
Entihluß. kein Teſtament zu errichten, das Feſt⸗ 
ſtehen des Unterbleibens der Teſtamentserrichtung 
herbeiführen und doch gleichzeitig die Verjährung 
der Mietzinsforderung geltend machen würde, ſo 


würde auch feine Erben derſelbe Vorwurf treffen, 


wenn ſie neben der jetzt ebenfalls unabänderlich 
feſtſtehenden Tatſache, daß die Teſtamentserrichtung 
unterlaſſen wurde, die Verjährungseinrede bringen 
würden, — auch ohne daß man deshalb eine 
Fortſetzung der rechtlichen Perſönlichkeit des Erb: 
laſſers durch die Erben annehmen müßte. Hat 
ſich der Erblaſſer die Berufung auf Verjährung 
beim Feſtſtehen des Ausbleibens einer Bedenkung 
des Vermieters als Argliſt anrechnen zu laſſen, 
ſo werden ihr gleiches Verhalten ſich auch die 
Erben ſo anrechnen laſſen müſſen. 

Eine nähere Begründung geben die oberft: 
richterlichen Entſcheidungen weder für die Anſicht, 
daß ſich der allgemeine Argliſteinwand nur auf 
einen Verſtoß gegen die guten Sitten ſtützen 
könne, noch für die andere Anſicht, daß dafür ein 
Verſtoß gegen Treu und Glauben genüge. Läßt 
man die Ableitung des Einwands aus § 242 
BGB. oben bei A a. E. gelten, jo ergibt fie 
zugleich das Ausreichen eines bloßen Verſtoßes 
gegen Treu und Glauben zur Bekämpfung der 
Verjährungseinrede. Einen beſonders ſchweren 
Verſtoß in der Eigenſchaft einer unerlaubten 
Handlung zu verlangen, läßt ſich auch nicht mit 
der erhöhten Wichtigkeit der Verjährung begründen, 
die in der Tat erweisbar iſt nicht bloß aus ihrer 
das öffentliche Recht ſtreifenden Wirkung, Beweis⸗ 
ſchwierigkeiten und Rechtsſtreitigkeiten abzuſchneiden, 
ſondern auch aus der ausdrücklichen Beſtimmung 
des BGB. über die Nichtigkeit rechtsgeſchäftlicher 
Erſchwerungen der Verjährung. Hienach ſind aber 
doch nur Rechtsgeſchäfte nichtig, die noch vor 
Vollendung der Verjährung deren Eintritt aus: 
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ſchließen oder hinausſchieben ſollen, — das liegt 
in dem Ausdruck „erſchweren“, $ 225 S. 1, — 
nicht auch nach dem Grundſatz der ſchuldrecht⸗ 
lichen Vertragsfreiheit (vgl. 88 241, 305) ſolche, 
welche das Recht des Schuldners aus der vollendeten 
Verjährung, die Leiſtung zu verweigern, ein: 
ſchränken oder aufheben. Hält aber das Geſetz die 
Verjährung nicht für wichtig genug, um Vertrags⸗ 
abreden gegen die Wirkſamkeit der eingetretenen 
Verjährung wenigſtens dann auszuſchließen, wenn 
ſie nicht der Förderung von Treu und Glauben 
dienen, ſo gibt es keinen Grund, ſie für ſo wichtig 
zu halten, daß einſeitige Einwendungen gegen ſie 
unzuläſſig wären, die dem Schutz von Treu und 
Glauben, wenn auch nicht erſt gegenüber einer 
unerlaubten Handlung, dienen. Daß die Ber: 
jährung dort nur mit Willen des Schuldners, 
hier auch gegen ſeinen Willen ihre Wirkſamkeit 
einbüßt, iſt hier bedeutungslos, wo es ſich um 
Folgerungen aus der außerhalb des Parteiwillens 
liegenden Wichtigkeit einer Rechtseinrichtung handelt. 

Der Verſtoß gegen Treu und Glauben er— 
fordert eine beſtimmte Perſon als Gegner, an deren 
Rechtskreis der Verſtoß begangen wird. Er be: 
wegt ſich hauptſächlich auf dem Boden des bürger⸗ 
lichen Rechts, iſt aber darauf nicht beſchränkt. 
Er kann auch im öffentlichen Recht und hier 
wieder insbeſondere auf dem Gebiet des öffent— 
lichen Vermögensrechts, z. B. im Recht der öffent⸗ 
lichen Abgaben, vorkommen. Aber immer ſteht 
dabei eine beſtimmte Perſon gegenüber, ſei es 
eine Perſon des bürgerlichen Rechts, ſei es eine 
öffentlich rechtliche Körperſchaft, nie bloß die All— 
gemeinheit als ſolche. Wo nur gegen dieſe 
verſtoßen wird, insbeſondere gegen Pflichten, die 
zwar die allgemeine ſittliche Anerkennung, aber 
noch nicht die Verfeſtigung zu Rechtspflichten, ſei 
es gegenüber einem einzelnen, insbeſondere auch 
gegenüber dem Staat, durch Gewährung beſtimmter 
Rechte, ſei es gegenüber der Allgemeinheit durch 
Strafſatzungen, erlangt haben, da reicht die 
Grundlage von Treu und Glauben nicht mehr 
aus, um Verſtößen zu begegnen. Geht der Ver— 
ſtoß, wie wohl immer, gegen die guten Sitten, 
jo bietet der von Krückmann aufgeſtellte Geſichts— 
punkt der Unwürdigkeit (val. Arch. f. bürg. Recht 
40, 41ff.) eine Waffe. Eine ausgeprägte An— 
wendung dieſes Geſichtspunktes läßt ſich in der 
bisherigen veröffentlichten Rechtſprechung ja wohl 
kaum nachweiſen, aber auch nicht ſeine Ablehnung. 
Unwürdigkeit iſt mehr als bloße Unbilligkeit, die 
dem Reichsgericht zum allgemeinen Argliſteinwand 
nicht genügt (vgl. die oben angeführte Entſch. vom 
3. Februar 1915, RG. 35. 86 S. 192). Wenn 
dieſe Entſcheidung der bloßen Unbilligkeit ein gegen 
Recht und Anſtandsgefühl verſtoßendes Verhalten 
gegenüberſtellt, das ihr für dieſen Einwand ge— 
nügen würde, jo kommt ſie damit dem Geſichts— 
punkt der Unwürdigkeit ſchon ſehr nahe. 

II. Die Berufung auf ungerechtfertigte Be: 
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reicherung iſt im allgemeinen gegenüber der Ver⸗ 
jährung nicht begründet. Der Schuldner, deſſen 
Leiſtung verjährt iſt, hat den Verbleib der ge⸗ 
ſchuldeten Leiſtung in ſeinem Vermögen oder ihre 
ſonſtige Erſparung zwar auf Koſten des Gläu⸗ 
bigers, aber nicht ohne rechtlichen Grund erlangt, 
ſondern auf Grund eines ihm ausdrücklich ver⸗ 
liehenen Rechts, nämlich des Rechts, die Lei⸗ 
ſtung zu verweigern (BGB. $ 222 J). Daß er 
wirtſchaftlich nichts für den Erwerb dieſes Rechts 
aufgewendet hat und auch keine Scheukung vom 
Gläubiger damit empfangen ſollte, iſt gleichgültig, 
da das Geſetz ausdrücklich den Mangel eines Rechts⸗ 
grundes für die ungerechtfertigte Bereicherung ver⸗ 
langt, nicht bloß den Mangel einer wirtſchaft⸗ 
lichen Rechtfertigung. Anders aber, wenn gegen 
die Verjährungseinrede der Einwand des Verſtoßes 
gegen Treu und Glauben zugelaſſen wird. So⸗ 
weit dieſer eingreift, beſteht entweder das Recht, 
die Leiſtung zu verweigern, überhaupt nicht, näm= 
lich wenn die Argliſt ſchon vor der Geltendmachung 
dieſes Rechts vorgekommen iſt, alſo während des 
Heranreifens der Verjährung, oder ſeine Geltend⸗ 
machung iſt unzuläſſig, die trotzdem tatſächlich er⸗ 
folgte Geltendmachung alſo wirkungslos und da— 
mit das Leiſtungsweigerungsrecht nach einer Seite 
ſeiner Beziehungen, und zwar gerade nach einer 
ſeiner wichtigſten, unwirkſam. Im erſteren Fall 
würde die geſchuldete Leiſtung, die zu verweigern 
kein Recht beſteht, in der Tat ohne rechtlichen 
Grund dem Schuldner erſpart bleiben, im letzteren 
Fall würde ſich das gleiche ergeben: Der Schuldner 
braucht die Leiſtung nur dann nicht zu bewirken, 
wenn er die Verjährung geltend gemacht. Denn 
die Verjährung gewährt nur ein Gegenrecht 
(BGB. § 222 J), darf alſo nicht von Amts wegen 
berückſichtigt werden. Iſt aber die Geltendmachung 
rechtlich wirkungslos, jo fallt die Vorausſetzung 
für das Unterlaſſendürfen weg, die Unterlaſſung 
der Leiſtung iſt ohne rechtlichen Grund. Oder 
anders ausgedrückt mit ſchärferer Betonung deſſen, 
was der Schuldner ohne rechtlichen Grund er: 
langen würde: Die Geltendmachung wird vom 
Recht nicht anerkannt, iſt alſo ohne rechtlichen 
Grund. Damit iſt auch die ſonſt mit der Geltend⸗ 
machung verbundene Rechtsſtellung ohne rechtlichen 
Grund, die darin beſteht, daß der Schuldner die 
Leiſtung nicht zu bewirken braucht. Hat der Ver⸗ 
ſtoß gegen Treu und Glauben die Form einer un: 
erlaubten Haudlung angenommen, ſo gilt all dies 
erſt recht. 

In dem Beiſpiel der Klage des Vermieters 
gegen die Erben des Mieters oben bei IB läßt 
ſich ein Anſpruch des Vermieters auch aus einem 
anderen Grund als Verjährung auf ungerecht— 
fertigte Bereicherung ſtützen. Der Vermieter ge— 
währte dem Mieter die Vergünſtigung nur in der 
von dieſem vereinbarungsmäßig bekraͤftigten Er: 
wartung einer letztwilligen Zuwendung. Der Ver— 
trag war alſo ein gegenſeitiger. Das Verſprechen 


— 


der für die Vergünſtigung zu gewährenden Gegen⸗ 
leiſtung war jedoch nichtig (BSB. § 2302) und 
damit war es der ganze Vertrag (BGB. § 139). Die 
gewährte Vergünſtigung war dann ohne rechtlichen 
Grund. Dasſelbe ergibt ſich auch unabhängig von der 
Nichtigkeit daraus, daß der mit der Gewährung 
der Vergünſtigung bezweckte Erfolg, die letztwillige 
Zuwendung, ausgeblieben iſt (BGB. 8 812 S. 2). 
Der Mieter oder deſſen Erben haben darum die 
Vergünſtigung dem Vermieter zurückzugewähren. 
Beſtand die Vergünſtigung in dem Erlaß der 
Mietzinsforderung, ſo iſt dieſe durch Vertrag 
(BGB. 8 305) wieder zu begründen und zwar 
genau mit den Eigenſchaften, die ſie zur Zeit des 
Erlaſſes hatte, ſomit als eine unverjährte Miet⸗ 
zinsforderung. Denn nur wenn dieſe Eigenſchaft 
betont wird, hatte der Erlaß Wert und Zweck. 
Beſtand die Vergünſtigung in dem Verſprechen, 
die Mietzinsforderung nicht geltend zu machen, 
ſo haben die Erben ihre Forderung gegen den 
Vermieter aus dieſem Verſprechen auf Unterlaſſung 
der Geltendmachung ihm auf ſolche Weiſe zu er⸗ 
laſſen (BGB. 8 397), daß der Vermieter wieder in 
der Lage iſt, die Mietzinsſorderung geradeſo geltend 
zu machen, wie er es zur Zeit ſeines Unterlaſſungs⸗ 
verſprechens gekonnt hätte, alſo als unverjährte 
Forderung. 

Erkennt man den Geſichtspunkt der Unwürdig⸗ 
keit als allgemein verwertbaren Grundſatz an, ſo 
würde die Unwürdigkeit auch das Tatbeſtandsmerk⸗ 
mal des Mangels des Rechtsgrundes bei der un⸗ 
gerechtfertigten Bereicherung ausfüllen. Denn wen 
das Recht eines Vorteils für unwürdig haͤlt, der 
hat ihn ohne rechtlichen Grund. 

Ob der Gläubiger ſich auf ungerechtfertigte 
Bereicherung oder einfach auf Argliſt oder Un⸗ 
würdigkeit berufen will, iſt für ihn gleichwertig. 
Der Erfolg iſt beidemale der gleiche. Bereichert 
iſt der Schuldner inſoferne, als er die Leiſtung 
behalten, unterlaſſen darf. Die „Herausgabe“, die 
hier ſo wenig wie bei der Anerkennung oder Ein⸗ 
gehung einer Verbindlichkeit (BGB. 8 812 II, 821 
„Befreiung von der Verbindlichkeit“) oder wie die 
„Uebergahe” bei Grundſtücken (BGB. $ 446 II) 
im Sinne des gewöhnlichen Sprachgebrauchs zu 
verſtehen iſt, in welchem ſie unmöglich wäre, be⸗ 
ſteht in dem Abſtehen von dem Behaltendürfen, 
von dem Unterlaſſendürfen, d. i. alſo in dem 
Bewirken der Leiſtung. Das Gleiche muß der 
Schuldner, wenn der Gläubiger unmittelbar Arg⸗ 
liſt oder Unwürdigkeit als ſelbſtändigen Einwand 
entgegenhält. Der Nachteil, dem die Berufung 
auf Argliſt in der ſchwereren Form der unerlaubten 
Handlung im Vergleich zur Berufung auf unge⸗ 


rechtfertigte Bereicherung mit Rückſicht auf die 


raſchere Verjährung ausgeſetzt ſein könnte (BGB. 
9852 J)), iſt durch Abſ. II dieſes Paragraphen behoben, 
und wäre auch davon abgeſehen dadurch vermeidbar, 
daß der Gläubiger die unerlaubte Handlung nur 
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Weniger geltend macht. Die Geltendmachung der 
ungerechtfertigten Bereicherung kann für den 
Glaͤubiger nur inſoweit ungünſtiger ſein, als es 
ſich fragt, ob der Schuldner auch jetzt noch be⸗ 
reichert iſt. Er iſt es nicht, wenn er gerade mit 
Rückſicht auf die Erſparung der verjährten Leiſtung 
eine Ausgabe gemacht hat, die er ſonſt nicht ge⸗ 
macht hatte und die ihm keinen jetzt noch vor: 
handenen Vermögenswert eingebracht hat. 


Vorſtaudsänderungen der Genoſſeuſchaft. 


Bon Amtsrichter Dr. Wilhelm Kriener in Landshut. 


A. Der Vorſtand der Genoſſenſchaft muß aus 
mindeſtens zwei Mitgliedern beſtehen; durch das 
Statut kann aber eine höhere Mitgliederzahl be⸗ 
ſtimmt werden ($ 24 Abſ. 2 GG.). 

Nach den bayeriſchen Statuten beſteht der 
Vorſtand häufig aus fünf Mitgliedern: dem Vor⸗ 
ſteher, dem Stellvertreter des Vorſtehers und 
drei Beiſitzern. 

Dabei werden die Vorſtandsmitglieder in der 
ordentlichen Generalverſammlung aus der Zahl der 
Genoſſen auf die Dauer von vier Jahren gewählt. 
Alle zwei Jahre ſcheiden zwei oder drei aus. Die 
zuerſt Ausſcheidenden werden durch das Los beſtimmt. 
Wiederwahl iſt zuläſſig. 

Als Beendigungsgründe kommen, abgeſehen 
vom Zeitablauf, noch Tod und Kündigung in 
Betracht. 

Angenommen, A iſt Vorſteher, B iſt Stell⸗ 
vertreter des Vorſtehers, C, D und E ſind Bei⸗ 
ſitzer, ſo ſind folgende Aenderungen des Vorſtandes 
— im Gegenſatze zur Wiederwahl — möglich. 


I. 


Aenderung durch Perſonenwechſel: Ein Bor: 
ſtandsmitglied ſcheidet aus, ein Genoſſe wird als 
Vorſtandsmitglied neu beſtellt. 

1. Vorſteher A ſcheidet aus, 
ein Genoſſe wird als Vorſteher neu beſtellt. 

2. Stellvertreter des Vorſtehers B ſcheidet aus, 
ein Genoſſe wird als Stellvertreter des Vorſtehers 
neu beſtellt. 

3. Ein Beiſitzer ſcheidet aus, 
ein Genoſſe wird als Beiſitzer neu beſtellt. 


II. 


Aenderung ohne Perſonenwechſel durch Wechſel 
der Amtseigenſchaft. 

1. Vorſteher A wird Stellvertreter des Vorſtehers, 
Stellvertreter des Vorſtehers B wird Vorſteher. 

2. Vorſteher A wird Beiſitzer, 
ein au wird Vorſteher. 

3. Stellvertreter des Vorſtehers B wird Beiſitzer, 
ein Beiſitzer wird Stellvertreter des Vorſtehers. 


III. 


Aenderung durch Perſonenwechſel und einfachen 
Wechſel der Amtseigenſchaft: Ein Vorſtandsmitglied 
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ſcheidet aus, in deſſen Stelle rückt ein bisheriges 
Vorſtandsmitglied ein, an deſſen Stelle wird ein 
Genoſſe neu beſtellt. | 
Es kommen beſonders folgende Falle in Frage: 
1. Vorſteher A ſcheidet aus, 
in deſſen Stelle rückt entweder der bisherige Stell⸗ 
vertreter des Vorſtehers B, oder einer der Bei⸗ 
fitzer ein, 
an deſſen Stelle wird ein Genoſſe neu beſtellt. 
2. Stellvertreter des Vorſtehers B ſcheidet aus, 
in deſſen Stelle rückt entweder der bisherige Vor⸗ 
ſteher (ſelten), oder, häufiger, einer der Beiſitzer ein, 
an deſſen Stelle wird ein Genoſſe neu beſtellt. 
3. Ein Beiſitzer ſcheidet aus, 
in deſſen Stelle rückt der Vorſteher A, oder der 
Stellvertreter des Vorſtehers B ein, 
an deſſen Stelle wird ein Genoſſe neu beſtellt. 


IV. 


Aenderung durch Perſonenwechſel und mehr⸗ 
fachen Wechſel in der Amtseigenſchaft: Ein Bor: 
ſtandsmitglied ſcheidet aus, in deſſen Stelle rückt 
ein bisheriges Vorſtandsmitglied ein, in deſſen 
Stelle rückt ein anderes bisheriges Vorſtands⸗ 
mitglied ein, an deſſen Stelle wird ein Genoſſe 
neu beſtellt. Beſonders häufig iſt hier folgender Fall: 

Vorſteher A ſcheidet aus, 
in deſſen Stelle rückt der bisherige Stellvertreter 
des Vorſtehers B ein, 
in deſſen Stelle rückt ein Beiſitzer ein, 
an deſſen Stelle wird ein Genoſſe neu beſtellt. 


V 


Da oft mehrere Vorſtandsmitglieder gleich⸗ 
zeitig ausſcheiden und für dieſe neue beſtellt werden, 
ſo führen dieſe Vorſtandsänderungen häufig zu 
recht verwickelten Ergebniſſen. 


B. Nach $ 10 GG. find die Mitglieder des 
Vorſtandes in das Genoſſenſchaſtsregiſter einzu⸗ 
tragen. Nach § 28 GG. iſt jede Aenderung des 
Vorſtandes durch den Vorſtand beim Regiſter⸗ 
gericht anzumelden und durch dieſes in das Ge⸗ 
noſſenſchaftsregiſter einzutragen; das Gericht hat 
des weiteren dieſe Eintragungen nach 8 156 GG., 
5 10 HGB. in beſtimmten Blättern bekannt zu 
machen. 

Es entſteht nun die Frage: Sind alle unter 
A genannten Aenderungen ſolche i. S. des 828 
GG., find fie alle daher anzumelden, im Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter einzutragen und zu veröffentlichen? 

Zur Löſung dieſer Frage iſt von Folgendem 
auszugehen. 

Das Rechtsverhältnis der Vorſtandsmitglieder 
beruht auf Vertrag, entweder auf Dienſtvertrag 
oder auf Auftrag. Dieſes Rechtsverhältnis löſt 
eine doppelte Wirkung aus: 

1. Das Recht und die Pflicht zur Geſchäfts⸗ 
führung; dies iſt zwar im Geſetz nicht ausdrücklich 
erwähnt, ergibt ſich aber aus den einzelnen Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes; unter Geſchäftsführung 


find nach 8 116 Abſ. 1 HGB. diejenigen Hand⸗ 
lungen verſtanden, die der gewöhnliche Betrieb eines 
Handelsgewerbes mit fi) bringt. 

2. Die Vorſtands mitglieder find Stellvertreter 
der Genoſſenſchaft; dies iſt in 8 24 Abſ. 1 GG. 
ausdrücklich beſtimmt; den Umfang dieſes Rechtes 
umſchreibt 8 126 Abſ. 1 HGB. Dieſe Vertretungs⸗ 
macht nach 8 164 BGB. ſteht dem Vorſtand kraft 
ſeines Amtes ohne weiteres zu, ähnlich wie der 
Vereinsvorſtand nach $ 26 Abſ. 2 BGB. die Stellung 
eines geſetzlichen Vertreters des Vereins hat. 

Die Verteilung der Geſchäfte unter den Vor: 
ſtandsmitgliedern iſt nun eine innere Angelegenheit 
der Genoſſenſchaft. Es kann beſtimmt werden, daß 
gewiſſe Geſchäfte von allen Vorſtandsmitgliedern 
gemeinſam vorgenommen werden müſſen, zu anderen 
Geſchaͤften kann ein einzelnes Vorſtandsmitglied 
beſtellt werden. Dem einen Mitglied kann ein 
mehr, dem andern ein weniger wichtiger Wirkungs⸗ 
kreis zugewieſen werden, eine Beſchränkung der 
einzelnen Mitglieder in der Geſchäftsführung iſt 
zuläſſig. Dieſe ungleiche Geſchaͤſtsverteilung kommt 
nun bei den mehreren, etwa fünf, Vorſtandsmit⸗ 
gliedern dadurch zum Ausdruck, daß das eine zum 
Vorſteher, ein zweites zum Stellvertreter des Vor ⸗ 
ſtehers, und die drei andern zu Beifitzern beſtellt 
werden. 

Dieſe verſchiedenen Amtseigenſchaften haben 
aber rechtliche Wirkung nur für die Stellung 
der einzelnen Vorſtandsmitglieder nach innen, 
zur Genoſſenſchaft ſelbſt, keineswegs aber für die 
auch nach außen wirkende Vertretungsmacht der 
einzelnen Vorſtands mitglieder. 

Nach 8 25 Satz 2 GG. kann, wenn nichts 
Beſonderes beſtimmt iſt, die dem Vorſtand nach 
8 24 GG. zuſtehende Vertretungsmacht nur von 
allen Vorſtandsmitgliedern zuſammen ausgeübt 
werden; hier ſind alle Stimmen gleichwertig, die 
des Vorſtehers iſt gleich der eines Beiſitzers. 

Nach §S 24 Satz 3 GG. kann durch Statut 
beſtimmt werden, daß zur Vertretung eine geringere 
Anzahl von Vorſtandsmitgliedern genügt. Auf 
Grund dieſer Vorſchrift wird in den meiſten Statuten 
jener Genofſenſchaften, die fünf Vorſtandsmitglieder 
haben, beſtimmt: „Die Zeichnung des Vorſtands 
geſchieht rechtsverbindlich in der Weiſe, daß min⸗ 
deſtens drei Vorſtandsmitglieder zu der Firma des 
Vereins ihre Namensunterjchrift hinzufügen.“ 

Auch hier hat die Geſchäftsverteilung und die 
durch dieſe veranlaßte Verſchiedenheit in der Amts⸗ 
eigenſchaft keinerlei Einfluß auf die dem einzelnen 
Vorſtandsmitgliede zuſtehende Vertretungsmacht; 
die eine Stimme gilt ſoviel wie die andere; es iſt 
daher für das Verhältnis nach außen vollkommen 
gleichgültig, ob im einzelnen Fall der Vorſteher, 
deſſen Stellvertreter und ein Beiſitzer, oder ob die 
drei Beiſitzer die Genoſſenſchaft vertreten. 

Das Genoſſenſchaftsregiſter hat nun nicht den 
Zweck, die inneren Rechtsverhältniſſe der Vorſtands⸗ 
mitglieder kundzutun, ſondern nur die Aufgabe, 
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die Rechtsverhältniſſe der Vorſtandsmitglieder nach In vielen Regiſtern wird bei der eben erör⸗ 
außen, für den Rechtsverkehr, kundzugeben. Die terten Rechtslage die Amtseigenſchaft bei Gründung 
Amtseigenſchaften, die hier nur für das Rechts⸗ der Genoſſenſchaft trotzdem eingetragen; ſpaͤter werden 
verhältnis nach innen, für die Verteilung der Ge: dann die ſämtlichen unter A genannten Vorſtands⸗ 
ſchäfte unter den einzelnen Vorſtandsmitgliedern. änderungen auf ſpätere Anmeldungen hin einge⸗ 
Bedeutung haben, ſind daher in das Genoſſenſchafts⸗ tragen; es iſt nicht nur zuläſſig, ſondern auch 
regiſter ebenſowenig einzutragen, als etwa im Grund: zweckmäßig, die eingetragenen Amtseigenſchaften von 
buch, das nur die dinglichen Rechte erſehen laſſen Amts wegen zu löſchen und in Zukunft nur mehr 
ſoll, Raum für die Eintragung von rein perſönlichen | die Perionenänderungen einzutragen. Dabei kann 
Rechten, z. B. einem Mietverhältnis, iſt. Im Gegen: der Vorſtand veranlaßt werden, jeweils ein Vor⸗ 
teil, durch die Eintragung der einzelnen Amts⸗ ſtandsmitglied zu benennen, an welches die Mit⸗ 
. i 1 teilungen des Regiſtergerichtes zu richten find. 
ie irrige Meinung erweckt werden, als ob dieſe C. Bisher war von einer Beſchränkun 
i ö f a g der 
für die Vertretungsmacht der einzelnen Borjtands: Vertretungsbefugnis der einzelnen Vorſtandsmit⸗ 
mitglieder von Bedeutung ſein könnten; um ſo mehr glieder nicht die Rede; denn die Beſtimmung, d 
f i ; g, daß 
find ſolche irreführenden Eintragungen zu unterlaſſen. zur Vertretung der Genoſſenſchaft nicht alle Vor⸗ 
In dieſem Sinne ſpricht ſich auch Pariſius⸗ 1151 PORT 
ſtandsmitglieder mitzuwirken haben, daß vielmehr 
ae > 7 9 . ar Anm. 18 die Willenserklärung einer beſtimmten Zahl von 
am Da und 8 11 Anm. 5 am Ende aus. beliebigen Vorſtandsmitgliedern genügt, enthält 
as Ergebnis iſt alſo folgendes: Die Amts⸗ „ ; 
eigenſchaften find hier von rechtlicher Bedeutung eine ſolche Beſchränkung ſelbſtredend nicht. 
Es ſind aber drei Arten von Beſchränkungen 


nur für das Verhältnis nach innen, zur Geſchäfts⸗ 
’ einzelner Vorſtandsmitglieder in der Vertretungs⸗ 
führung, dagegen von keiner rechtlichen Bedeutung befugnis denkbar: 


nach außen, zur Vertretungsmacht. Die Eintragung 

der Vorſtandsmitglieder in das Genoſſenſchafts⸗ 1. Einzelne Vorſtandsmitglieder werden über⸗ 

regiſter hat nur den Zweck, deren Vertretungs⸗ haupt von der Vertretungsbefugnis ausgeſchloſſen. 

macht erſichtlich zu machen. Im Genoſſenſchafts⸗ 2. Von den vorhandenen fünf Vorſtandsmit⸗ 

regiſter find daher die Vorſtandsmitglieder nur gliedern genügen drei zur rechtsgeſchäſtlichen Er⸗ 
klärung; die Erklärung iſt aber nur dann gültig, 


nach Familiennamen, Vornamen, Beruf und 
Wohnort (f. 8 18 Abſ. 1 der Bekanntmachung des wenn ein namentlich beſtimmtes Vorſtandsmitglied 
bei der Vertretung mitwirkt. 


Reichskanzlers über die Führung des Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſters vom 1. Juli 1899), nicht aber auch 3. Von den vorhandenen fünf Mitgliedern 
nach ihren Amtseigenſchaften innerhalb der Ge: | genügen drei zur Vertretung; die Erklärung iſt 
nofſenſchaft einzutragen. aber nur dann gültig, wenn ein Mitglied in ge⸗ 
Hieraus ergibt ſich aber eine bedeutende Verein⸗ hobener Amtseigenſchaft, alſo der Vorſteher oder 
fachung in der Führung des Genoſſenſchaftsregiſters. der Stellvertreter des Vorſtehers, mitwirkt. 
Werden bei Gründung der Genoſſenſchaft die Ob die erſte Beſchränkung zulaͤſſig iſt, ſoll hier 
Mitglieder des Vorſtands nach 8 10 GG. in das nicht näher unterſucht werden; fie dürfte wohl 
Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen, jo unterbleibt | unzuläffig fein. 
die Eintragung der Amtseigenſchaften. Bei den beiden anderen Beſchränkungen handelt 
Bei den ſpäter erfolgenden Aenderungen durch es ſich gleichmäßig darum, daß ſich ein beſtimmtes 
Perſonenwechſel nach A, I oben iſt in allen drei | Vorſtandsmitglied beteiligen muß; nur iſt im 
Fällen gleichmäßig einzutragen und zu veröffentlichen: zweiten Fall die aus einem inneren Verhältnis, 
X iſt aus dem Vorſtand ausgeſchieden, neu⸗ der Geſchäftsführung, entſtandene Amtseigenſchaft 
beſtelltes Vorſtandsmitglied iſt V. dazu verwertet, auch für die nach außen wirkende 
Bei den Aenderungen unter A, II ohne Per⸗ Vertretung als Bedingung und Merkmal zu dienen. 
ſonenwechſel, nur durch Wechſel in der Amts— Eine Reihe von Genoſſenſchaften haben nun 
eigenſchaft, liegt überhaupt keine Aenderung nach in das Statut folgende Beſtimmung aufgenommen: 
8 28 GG. vor, eine trotzdem erfolgte Anmeldung „Rechtsverbindliche Willenserflärungen und 
durch den Genoſſenſchaftsvorſtand bleibt unberück⸗ Zeichnungen für den Verein erfolgen durch den 
ſichtigt. Vorſteher oder deſſen Stellvertreter und zwei weitere 
Bei den Aenderungen unter 4, III liegt nur Mitglieder.“ 
in der Richtung auf den Perſonenwechſel, nicht aber Pariſius⸗Crüger erachtet zu § 25 Anm. 7 
in der Richtung auf den Wechſel im Amt eine eine derartige Vorſchrift im Hinblick auf $ 27 
Aenderung nach § 28 GG. vor; in allen drei II GG. für unzuläſſig. 
Fällen iſt daher gleichmäßig einzutragen und zu Dagegen erklärt das Reichsgericht in einem 
ene 1 an 2 Juni 1914 (RG. 85, S. 138, 
X iſt aus dem Vorſtand ee neu⸗ 32 
beſtelltes Vorſtandsmitglied iſt Y 55 95 27 66. handelt nur von Beſchrän⸗ 
Ganz das gleiche gilt für die Falle unter A, IV. | kungen, die dem Vorſtand als ſolchem und 
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in ſeiner Geſamtheit durch die Satzung oder 
die Generalverſammlung geſetzt find. Die Satzung 
kenn nicht mit Wirkſamkeit gegen Dritte beſtimmen, 
daß Rechtsgeſchäfte des Vorſtandes unter gewiſſen 
Vorausſetzungen nicht oder nur bei Hinzutritt anderer 
Organe, wie etwa des Aufſichtsrates, als Hand: 
lungen der Genoſſenſchaſt gelten ſollen. Dagegen 
beſtimmt dieſer Paragraph nicht darüber, ob alle 
oder wie viele und welche Mitglieder des Vor⸗ 
ſtands mitwirken müſſen, damit ein Rechtsgeſchäſt 
als vom Vorſtand namens der Genoſſenſchaft vor⸗ 
genommen gilt. Der 8 27 ſteht alſo der hier 
fraglichen Vorſchrift der Satzung und ihrer Wirk⸗ 
ſamkeit gegenüber Dritten nicht entgegen. 

Ebenſowenig ſteht irgendeine andere Vorſchrift 
des Geſetzes dem im Wege. Es iſt nirgends ge⸗ 
boten, daß alle Mitglieder des Vorſtandes in 
gleicher Weiſe an der Ausübung der Vertretungs⸗ 
macht beteiligt ſein müfjen. Die einſchlagende Vor: 
ſchrift iſt der 8 25. Laut dieſes Paragraphen 
beſtimmt das Statut über die „Form“, in der 
der Vorſtand ſeine Willenserklärungen kundzugeben 
hat. Daß unter dem vielleicht nicht ganz deut⸗ 
lichen und treffenden Ausdrucke „Form“ die Art 
der für die Erklärungen des Vorſtandes erforder: 
lichen Mitwirkung ſeiner einzelnen Mitglieder ver⸗ 
ſtanden iſt, ergibt ganz klar der Zuſammenhang 
mit dem näaͤchſten Satze; denn in dieſem wird 
beſtimmt, daß, wenn „darüber“ — nämlich über 
die Form — im Statute nichts beſtimmt iſt, 
ſamtliche Mitglieder mitwirken müſſen. Die Bes 
ſtimmung darüber, wie viele Mitglieder und in 
welcher Weiſe fie zuſammenwirken müſſen, damit 
eine Erklärung des Vorſtandes für die Genoſſen⸗ 
ſchaft zuſtandekommt, iſt alſo in erſter Linie dem 
Statut überlaſſen, mit der alleinigen im dritten 
Satz enthaltenen Einſchränkung, daß nicht weniger 
als zwei Mitglieder hierfür beſtimmt werden 
dürfen. Der ſtatutariſchen Anordnung, daß bei 
Willenserklärungen des Vorſtandes die Inhaber 
beſtimmter Aemter jedenfalls und von den übrigen 
Mitgliedern eine gewiſſe Zahl mitzuwirken haben, 
ſteht alſo eine geſetzliche Schranke nicht entgegen. 
Insbeſondere iſt die Rechtswirkſamkeit ſolcher Vor⸗ 
ſchriften gegen Dritte nicht eingeſchränkt. Daß 
im Gegenteil ihre Wirkſamkeit nach außen bedacht 
und beabſichtigt war, iſt daraus zu entnehmen, 
daß fie laut 8 12 Abſ. 4 GG. und dem ſich hieran 
anſchließenden 8 15 der Bekanntmachung, betr. 
Führung des Genoſſenſchaftsregiſters und die An⸗ 
meldung zu dieſem Regiſter vom 1. Juli 1899, 
in das Regiſter einzutragen und zu veröffentlichen 
find. Denn der Ausdruck „Form der Erklärungen 
des Vorſtandes“ iſt im § 12 des Geſetzes augen: 
ſcheinlich in demſelben Sinn verwandt, der ihm 
nach § 25 zukommt.“ 

Ein Beſchluß des Kammergerichts Berlin vom 
1. November 1912 (RIA. Bd. 12 S. 138) hatte 
die Frage offen gelaſſen, ob der erwähnten Statuten⸗ 
vorſchrift im Hinblick auf $ 27 Abſ. 2 GG. Rechts⸗ 
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wirkung auch gegen dritte Perſonen beizulegen ſei; 
aber ſelbſt wenn dies der Fall wäre, wird des 
weiteren ausgeführt, ſei die Eintragung der Amts⸗ 
eigenſchaften im Genoſſenſchaftsregiſter doch nicht 
geboten, weil die Eintragung im Geſetze nicht 
ausdrücklich verlangt ſei. Würden daher dritte 
Perſonen ein rechtliches Intereſſe daran haben, zu 
wiſſen, wer „Vorſteher“ der Genoſſenſchaft oder 
„Stellvertreter des Vorſtehers“ ſei, ſo müßten ſie, 
da das Genoſſenſchaftsregiſter hierüber keine Aus⸗ 
kunft gibt, die Regiſterakten einſehen. 

Dem gegenüber führt der vorgenannte Reichs⸗ 
gerichtsbeſchluß vom 12. Juni 1914, nachdem er 
die Streitfrage der Zuläſſigkeit der Beſchränkung 
der Vertretungsmacht von einzelnen Vorſtands⸗ 
mitgliedern im bejahenden Sinne entſchieden hat, 
u. A. folgendes aus: 

„Zweck der geſamten Vorſchriften über die Re⸗ 
giſterführung iſt es offenbar, daß ein Dritter, der 
zu der Genoſſenſchaft in Rechtsbeziehungen tritt, 
aus dem Regiſter und den Veröffentlichungen ſich 
über die verfaſſungsmäßige Vertretung der Ge⸗ 
noſſenſchaft unterrichten kann. Der veröffentlichte 
Regiſterinhalt ſoll alſo die Grundlage des Verkehrs 
zwiſchen der Genoſſenſchaft und Dritten bilden. 
Er würde aber eine Lücke haben, wenn die Satzung 
zu Erklärungen des Vorſtandes die Mitwirkung 
des Inhabers eines beſtimmten Amtes fordert und 
wenn dann der Inhaber des Amtes nicht in dem 
Regiſter und in den Bekanntmachungen bezeichnet 
wird. Der Dritte würde dann durch den ver- 
öffentlichten Inhalt des Regiſters nicht in den 
Stand geſetzt ſein, zu beurteilen, ob eine namens 
der Genoſſenſchaft abgegebene Erklärung auf Grund 
des Statuts für fie verbindlich iſt. Es iſt daher 
nicht nur für die Intereſſenten erwünſcht, ſondern 
es iſt eine logiſch notwendige Folge der übrigen 
Vorſchriſten des Geſetzes, daß auch die Verteilung 
der Aemter im Vorſtande ſoweit in das Regiſter 
eingetragen und veröffentlicht werden muß, als 
dies nötig iſt, um Dritten ein Urteil zu ermög⸗ 
lichen, ob eine von Mitgliedern des Vorſtandes 
abgegebene Erklärung gemäß den Statuten die 
Genoſſenſchaft bindet. 

Iſt es hiernach bei den gemäß 88 10 und 
12 GG. erfolgenden erſten Eintragungen und 
Veröffentlichungen geboten, daß die Mitglieder des 
Vorſtandes, die kraft der Satzung und ihres Amtes 
bei Erklärungen des Vorſtandes mitzuwirken haben, 
als ſolche bezeichnet werden, ſo folgt ohne weiteres, 
daß auch die Aenderungen in der Inhaberſchaft 
ſolcher Aemter unter die Vorſchrift des $ 28 fallen, 
alſo einzutragen und zu veröffentlichen ſind.“ 

Das Reichsgericht hat alſo und zwar auf Grund 
des 8 28 Abſ. 2 GGG. dahin entſchieden: 

1. Der ſtatutariſchen Beſtimmung: „Rechts⸗ 
verbindliche Willenserklaͤrungen und Zeichnungen 
für den Verein erfolgen durch den Vorſteher oder 
deſſen Stellvertreter und zwei weitere Mitglieder“ 
kommt Rechtswirkung gegen Dritte zu. 


* 


2. Dieſe Beſtimmung iſt nach 88 10 und 12 
Abſ. 4 GG. im Genoſſenſchaftsregiſter einzu⸗ 
tragen und zu veröffentlichen; die gehobenen Amts⸗ 
eigenſchaften: „Vorſteher“ und „Stellvertreter des 
Vorſtehers“ find hier bei Gründung der Genoſſen⸗ 
ſchaft im Genoſſenſchaftsregiſter einzutragen und 
veröffentlichen, ſpätere Aenderungen in dieſen Amts⸗ 
eigenſchaften bilden Aenderungen i. S. des § 28 
GG. Hier find alſo nicht nur Aenderungen durch 
Perſonenwechſel, ſondern auch Aenderungen in der 
Amtseigenſchaft anzumelden, im Genoſſenſchaſts⸗ 
regiſter einzutragen und zu veröffentlichen. Die 
Pflicht zur Anmeldung, Eintragung und Veröffent⸗ 
lichung erſtreckt ſich daher hier auf alle oben unter 
A, I mit IV bezeichneten Vorſtandsänderungen. 


D. Nach 8 35 GG. können außer ordentlichen 
auch „ſtellvertretende Vorſtandsmitglieder“ beſtellt 
werden. Es ſind zwei Arten von ſolchen Stell⸗ 
vertretern zu unterſcheiden: 

1. Dauernde Stellvertreter; durch Statut 
werden ganz allgemein für alle möglichen künf⸗ 
tigen Behinderungsfälle Stellvertreter vorgeſehen 
und gleichzeitig mit den ordentlichen Vorſtands⸗ 
mitgliedern beſtellt; dieſe Art von Stellvertretern 
iſt bei den Genoſſenſchaften nicht üblich. 

2. Vorübergehende Stellvertreter. Vorerſt 
ſind ſolche nicht vorhanden; erſt ſpäter und im 
einzelnen Fall wird ein „ſtellvertretendes Vor⸗ 
ſtandsmitglied“ beſtellt 

a) für ein beſtimmtes ordentliches Mitglied, 

b) für einen beſtimmten, bei dieſem Mitglied 
beſtehenden Behinderungsfall, mag dieſer bereits 
vorliegen, oder mag dieſer beſtimmt zu erwarten 
ſein: Krankheit, Einberufung zu den Fahnen, Reiſe, 
Amtsenthebung nach 8 40 GG., 

c) für einen im voraus beſtimmten Zeitraum. 

Hier ſoll nur dieſe zweite Art der Stellver⸗ 
tretung betrachtet werden. 

Für dieſe Stellvertreter gelten nach § 35 GG. 
die gleichen Beſtimmungen wie für die ordentlichen 
Vorſtandsmitglieder. Sie ſind alſo vor allem 
anzumelden, im Genoſſenſchaftsregiſter einzutragen 
und zu veröffentlichen, und nach Beendigung ihres 
Amtes zu löſchen; die vertretenen ordentlichen 
Vorſtandsmitglieder bleiben ſelbſtredend daneben 
unverändert eingetragen. 

Für die Art der Beſtellung iſt an ſich 8 24 
Abſ. 2 GG. maßgebend; nach $ 37 Abſ. 2 GG. iſt 
aber daneben der Aufſichtsrat berechtigt, einzelne 
ſeiner Mitglieder zu ſolchen vorübergehenden Stell⸗ 
vertretern zu beſtellen. 

1 


Gilt für die ordentlichen Vorſtandsmitglieder 
das oben unter B Geſagte, haben alſo die Vor⸗ 
ſtandsmitglieder zwar verſchiedene Amtseigenſchaſten, 
find aber dieſe für ihre Vertretungsmacht bedeu⸗ 
tungslos, weil eine Beſchränkung dieſer Vertretungs⸗ 
macht bei den einzelnen Vorſtandsmitgliedern im 
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ra nicht vorgeſehen ift, jo iſt die Sachlage 
einfach. 

Dritten gegenüber gilt dann das ſtellvertretende 
Vorſtandsmitglied ſtets als vertretungsberechtigtes 
Vorſtandsmitglied (vgl. R. Bd. 24 S. 84; 
Pariſius⸗Crüger, 88 35 und 37, Anmerkungen). 

Der Dritte, der mit der Genoſſenſchaft durch 
Vermittlung des ſtellvertretenden Vorſtandsmit⸗ 
gliedes ein Rechtsgeſchäft abſchließt, hat nicht zu 
prüfen, ob im Einzelfall der Stellvertreter gerade 
für das von ihm vertretene ordentliche Vorſtands⸗ 
mitglied handelt, und ob bei dieſem der Behinderungs⸗ 
fall noch vorliegt. Auch die Zeit der Amtsdauer 
darf nicht eingetragen werden (vgl. Pariſius⸗Crüger, 
§ 27 Anm. 12; Staub, Kommentar z. HGB., 
1912, 8 248 Anm. 4). 

Der Stellvertreter iſt eben vollberechtigtes Vor⸗ 
ſtandsmitglied; die Eintragung „fſtellvertretendes 
Vorſtandsmitglied“ erfolgt nur zu dem Zweck, 
damit nicht der Anſchein erweckt wird, als habe die 
Genoſſenſchaft mehr ordentliche Mitglieder, als 
ſtatutengemäß vorgeſehen find. 

m Regiſter iſt alſo nur einzutragen, und es 
iſt nur zu veröffentlichen: 

M iſt ſtellvertretendes Vorſtandsmitglied. 


II. 


Ganz anders aber iſt die Sachlage bei dem 
oben unter C gegebenen Tatbeſtand. 

Soweit ein Stellvertreter für einen Beiſitzer 
beſtellt wird, gilt zwar das eben Geſagte. 

Wird aber ein Stellvertreter X für den Vor⸗ 
ſteher A beſtellt, jo muß aus dem Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter zu erſehen ſein, daß X als Vertreter gerade 
für A und nicht für ein anderes ordentliches Bor: 
ſtandsmitglied beſtellt iſt. Denn nur dann iſt es 
dem Dritten für den Fall, daß außer X noch zwei 
Beiſitzer bei der Vertretung mitwirken, möglich, zu 
prüfen, ob X als Vorſtandsmitglied in gehobener 
Amtsſtellung anzuſehen iſt, und ob daher der Ver⸗ 
trag für die Genoſſenſchaft bindend iſt. 

Ganz dasſelbe gilt, wenn etwa Y als Erſatz⸗ 
mann für den „Stellvertreter des Vorſtehers“ be⸗ 
ſtellt wird. 

Im erſten Fall kann auch nicht eingewendet 
werden, daß ja ſchon das ordentliche Vorſtands⸗ 
mitglied B als Stellvertreter des A vorhanden iſt; 
denn daraus folgt noch nicht, daß nunmehr B den 
A im Behinderungsfalle vertreten muß; vielmehr 
kann dann A ſowohl von dem ordentlichen Vor: 
ſtandsmitglied B als auch von dem im Sinne des 
§ 35 GG. ſtellvertretenden Vorſtandsmitglied X 
vertreten werden; davon aber ganz abgeſehen iſt 
der Fall nicht ſelten, daß nicht nur A, ſondern 
auch B zeitlich behindert ſind, und für beide ſtellver⸗ 
tretende Vorſtandsmitglieder beſtellt werden mußten. 

Daß übrigens bei laͤngerer Behinderung von 
ordentlichen Vorſtandsmitgliedern Stellvertreter 
hiefür nach $ 35 GG. beſtellt werden müſſen, 
folgt aus 8 157 Abſ. 2 GG.; die Anmeldungen zum 
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Regiſter find durch [amtliche Vorſtandsmitglieder 
zu bewirken; es müſſen alſo immer fünf Vorſtands⸗ 
mitglieder beſtellt ſein, mögen ſie ordentliche oder 
ſtellvertretende Vorſtandsmitglieder fein. 

Wird alſo ein Stellvertreter für den Vorſteher 
beſtellt, ſo hat die Anmeldung, Eintragung und 
Veröffentlichung zu lauten: „X iſt ſtellvertretendes 
Vorſtandsmitglied für den Vorſteher A“. 

Wird ein Stellvertreter für den Stellvertreter 
des Vorſtehers beſtellt, ſo hat die Anmeldung, 
Eintragung und Veröffentlichung zu lauten: „Y ift 
ftellvertretendes Vorſtandsmitglied für den Stell: 
vertreter des Vorſtehers B“. 

Und wird, was in dieſem Kriege gar nicht ſelten 
iſt, zuerſt der „Stellvertreter des Vorſtehers“ zur 
Fahne einberufen, dann jpäter auch das für dieſen 
beſtellte „ſtellvertretende Vorſtandsmitglied für den 
Stellvertreter des Vorſtehers“, ſo iſt die Genoſſen⸗ 
ſchaft, wenn nunmehr auch für dieſen ein Erſatz⸗ 
mann beſtellt werden muß, im glücklichen Beſitz 
eines „ſtellvertretenden Vorſtandsmitgliedes für das 
ſtellvertretende Vorſtandsmitglied für den Stell⸗ 
vertreter des Vorſtehers“. 

Jede ſolche und ähnliche Vorſtandsänderungen 
ſind anzumelden, einzutragen und zu veröffentlichen. 


E. Das Ergebnis der bisherigen Ausführungen 
iſt folgendes: 


Iſt in den Statuten beſtimmt: 


„Die Zeichnung des Vorſtands erfolgt rechts⸗ 
verbindlich in der Weiſe, daß mindeſtens drei Vor⸗ 
ſtandsmitglieder zu der Firma des Vereins ihre 
Namensunterſchrift hinzufügen“, ſo iſt die Rechts⸗ 
lage höchſt einfach. 

Als Vorſtandsänderungen im Sinne des $ 28 
GG. kommen nur Aenderungen durch Perſonen⸗ 
wechſel in Frage. Die Amtseigenſchaften der einzelnen 
Vorſtandsmitglieder ſind für deren Vertretungs⸗ 
befugnis ohne Belang, ſie brauchen daher im Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter nicht eingetragen zu werden. Werden 
Stellvertreter im Sinne des $ 35 GG. beſtellt, ſo 
iſt die Angabe, für wen ſie die Vertretung ausüben 
ſollen, nicht nötig. 

Es kommen nur vier Arten von Vorſtands⸗ 
änderungen in Frage: Ausſcheiden und Neubeſtellung 
von (ordentlichen) Vorſtandsmitgliedern, und Aus⸗ 
ſcheiden und Neubeſtellung von ſtellvertretenden 
Vorſtandsmitgliedern; ſ. oben B und DI. 

Die Anmeldungen durch den Genoſſenſchaſts⸗ 
vorſtand werden auch in den häufigen Fällen, daß 
gleichzeitig mehrere Mitglieder ausſcheiden oder be⸗ 
ſtellt werden, meiſtens glatt erledigt. 


II. 


Weſentlich anders ſind die Verhältniſſe dann, 
wenn in den Statuten beſtimmt iſt: 

„Rechtsverbindliche Willenserklärungen und Zeich⸗ 
nungen für den Verein erfolgen durch den Vorſteher 
oder deſſen Stellvertreter und zwei weitere Mitglieder.“ 
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Was für ſonderbare Gebilde dann im Falle 
der Stellvertretung nach $ 35 GG. entſtehen, wurde 
ſchon oben unter D am Ende gezeigt. Im übrigen 
iſt zu ſagen: 

Als Aenderungen im Sinne des $ 28 GG. 
kommen hier nicht nur die Aenderungen durch Per⸗ 
ſonenwechſel, ſondern auch die Aenderungen durch 
Wechſel der Amtseigenſchaft in Frage. 

Dadurch ergeben ſich nicht nur viel zahlreichere 
Aenderungen, die alle angemeldet, eingetragen und 
veröffentlicht werden müſſen, ſondern es werden vor 
allem die einzelnen Fälle, beſonders bei Häufung 
von Perſonen⸗ und Amtswechſel, viel ſchwieriger 
und verwickelter. 

Dementſprechend mangelhaft find auch regel: 
mäßig die vom Genoſſenſchaftsvorſtand an das 
Regiſtergericht zu richtenden Anmeldungen der 
Vorſtandsaͤnderungen; die Genoſſenſchaften, und 
damit auch die Mitglieder des Vorſtandes, ſetzen 
ſich, wenigſtens in Bayern, zum größten Teile aus 
bäuerlichen Kreiſen zuſammen, die, wie dies ja 
ſelbſtverſtändlich iſt, im amtlichen Verkehr eine all⸗ 
zugroße Gewandtheit nicht befiten; bieten daher 
ſchon die Anmeldungen unter C ganz bedeutende 
Schwierigkeiten, ſo iſt das noch viel mehr bei jenen 
unter D, II der Fall. Die Beihilfe der Gerichte 
wird dabei noch dadurch erſchwert, daß im Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſen die Rechtshilfe von Nichtregiſtergerichten 
nach 88 147, 128 FGG. ausgeſchloſſen iſt; da nun 
die Genoſſenſchaften vom Sitze des Regiſtergerichtes 
meiſt zu weit entfernt ſind, als daß die Vorſtands⸗ 
mitglieder vorgeladen werden könnten, ſo iſt dieſes 
auf den umſtändlichen ſchriftlichen Verkehr mit dem 
Genoſſenſchaftsvorſtand beſchränkt. Die Folge iſt, 
daß oft erſt nach langem Hin⸗ und Herſchreiben 
das Regiſtergericht feſtſtellen kann, was für Aen⸗ 
derungen eigentlich von der Genoſſenſchaft gewollt 
ſind, und daß dann erſt das Gericht in der Lage 
iſt, der Genoſſenſchaft einen Entwurf zur Anmeldung 
der beabſichtigten Vorſtandsänderung zuzuſenden. 
Haben Sich dieſe Unzuträglichkeiten, von denen wohl 
jeder Regiſterrichter ein Lied ſingen kann, ſchon in 
Friedenszeiten in hohem Maße gezeigt, ſo ſind ſie 
während des Krieges mit dem durch die Einberu⸗ 
fungen veranlaßten häufigen Perſonenwechſel und 
zahlreichen Stellvertretungen aufs höchſte geſteigert. 

Aber auch das Genoſſenſchaftsregiſter wird durch 
die allzu häufigen Eintragungen der Vorſtands⸗ 
änderungen, beſonders durch die Eintragungen der 
Amtseigenſchaften, unüberſichtlich; es bedarf oft 
eines langen Studiums des Genoſſenſchaftsregiſteis, 
um aus den zahlreichen Eintragungen feſtzuſtellen, 
wer nunmehr Vorſteher, wer Stellvertreter des 
Vorſtehers, wer die Beiſitzer und wer die dazu 
gehörigen ſtellvertretenden Vorſtandsmitglieder ſind. 

Und endlich erwächſt beſonders den kleineren 
Genoſſenſchaften durch die von ihnen zu tragenden 
Koſten der zahlreichen Veröffentlichungen 
— meiſtens in drei Blättern — eine erhebliche 
Belaſtung. 
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Ein beſonderer Vorteil, der der Genoſſenſchaft 
aus der Beſchränkung der Vertretungsbeſugnis der 
Vorſtandsmitglieder erwachſen ſoll, kann auch wohl 
nicht gefunden werden. Dazu kommt noch, daß 
in ſehr vielen Fällen die jo geregelte Art der Ver. 
tretung gar nicht ausgeübt wird, wenn die ver⸗ 
tretungsberechtigten Vorſtandsmitglieder einem ein⸗ 
zigen Vorſtandsmitglied die Vertretungsmacht weiter 
übertragen und nunmehr dieſer allein die Genoſſen⸗ 
ſchaft zu vertreten berechtigt iſt (ogl. Pariſius⸗ 
Crüger zu $ 25 Anm. 9). 


III. 


Es fragt ſich daher, wie dieſen Uebelſtänden, 
auch zu Nutzen der jetzt ſo viel begehrten Geſchäfts⸗ 
vereinfachung der Behörden, abgeholfen werden kann. 

Die Löſung iſt ſehr einfach. 

Soweit neu zu gründende Genoſſenſchaften in 
ihren entworfenen Statuten die oben unter E, II 
genannte Faſſung gewählt haben, iſt ihnen nahe 
zu legen, fie durch die unter E, I genannte Faſſung 
zu erſetzen. 

Alten Genoſſenſchaften dagegen, die in ihre 
Statuten die beſchränkte Vertretungsbefugnis der 
Vorſtandsmitglieder ſchon aufgenommen haben, iſt 
zu raten, dieſe Beſtimmung im Wege der Statuten⸗ 
änderung nach $ 16 GG. entſprechend abzuändern. 

Bei Darlegung der oben angeführten Gründe 
werden die Genoſſenſchaften wohl ſämtlich hierzu 
bereit ſein. 

Dann find bei allen Genoſſenſchaſten einfache 
und klare Rechtsverhaͤltniſſe in der Richtung auf 
Vertretungsbefugnis und Vorſtandsänderung ge: 
geben, wie fie oben unter B und D, I dargelegt 
worden ſind. 


Kleine Mitteilungen. 


Fürſorgeerziehung und Hilfsdienſtgeſetz vom 5. De: 
zember 1916. Bekanntlich darf die Fürſorgeerziehung 
nur dann angeordnet werden, wenn gerade dieſe Art 
des Einſchreitens notwendig iſt und alle anderen Mittel 
verſagen (Marſchall FEG. S. 7). Es beſteht aber noch 
ein anderer Grund, die Fürſorgeerziehung nur als 
letztes, äußerſtes Hilfsmittel anzuwenden, nämlich die 
gegenwärtige Ueberfüllung der Fürſorgeerziehungsan⸗ 
ſtalten. Soweit es ſich um Minderjährige handelt, 
welche das 17. Lebensjahr vollendet haben, gibt das 
Hiljsdienſtgeſetz einen ſehr naheliegenden und will⸗ 
kommenen Notbehelf an die Hand. Anläßlich eines 
guten Erfolges in einem verzweifelten Falle möchte ich 
die Herrn Vormundſchaftsrichter auf die Möglichkeit 
aufmerkſam machen, vor Anordnung der Fürſorgeer⸗ 
ziehung ſich mit dem örtlich zuſtändigen Einberufungs⸗ 
ausſchuß ins Benehmen zu ſetzen (unter Angabe der 
perſönlichen Verhältniſſe des Mündels). 


Oberamtsrichter Haberſtumpf in München. 
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Die Lohnpfändungsgeſetzgebung vom 13. Dezember 
1917. Die neuen Lohnpfändungsvorſchriften geben zu 
mancherlei Fragen Anlaß. Soweit ſich dieſe Fragen 
auf dem Gebiete der Rechtsauslegung bewegen, hat 
zu ihnen überwiegend ſchon die Begründung zum Ent⸗ 
wurf der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1917 
Stellung genommen, und zwar in einer Weiſe, der 
man vom Standpunkte der Rechtsauslegung wohl zu⸗ 
ſtimmen kann. So ſpricht die Begründung aus, daß 
bei Bemeſſung des pfändbaren Lohnteiles nur die 
gegenüber dem jetzigen Ehegatten, nicht die gegen⸗ 
über dem geſchiedenen beſtehende Unterhaltspflicht zu 
berückſichtigen iſt, was ſich bei der Verſchiedenheit des 
Wortlautes des 8 1 der Bek. von dem des 8 4 Nr. 3 
und des 8 4a LBeſchlG. zweifellos rechtfertigen läßt. 
Andererſeits iſt nach der Begründung trotz des Wort⸗ 
lautes des 8 1 der Bek., der nur von ehelichen 
Abkömmlingen ſpricht, auch die der unehelichen Mutter 
gegen ihr uneheliches Kind obliegende Unterhalts- 
pflicht mit in Rechnung zu ſtellen; mit Recht, da gem. 
8 1705 BGB. das uneheliche Kind im Verhältnis zur 
Mutter die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes hat. 

Im Gegenſatze zu dieſen Rechtsfragen befaßt ſich 
die Begründung nicht mit einer Reihe von Fragen, 
die erſt bei der Anwendung der neuen Vorſchriften 
auftauchen. Die mehr formale Natur dieſer Fragen 
darf nicht darüber hinwegtäuſchen, daß ihre richtige 
und zweckmäßige Löſung von ziemlicher Wichtigkeit ift ; 
ſie ſeien deshalb nachſtehend kurz beſprochen. 

1. Soll der Pfändungsbeſchluß ziffermäßig er⸗ 
ſehen laſſen, welcher Lohnteil gepfändet iſt? Die 
Frage iſt nicht ganz müßig. In der Regel wird der 
Richter beim Einlaufen eines Lohnpfändungsantrags 
die Familienverhältniſſe des Schuldners nicht kennen; 
er wird alſo ohne vorherige Erhebungen in der Regel 
nicht wiſſen, welchen ziffermäßigen Betrag er zu pfän⸗ 
den, welchen er freizulaſſen hat; außerdem iſt der 
ziſſermäßige Betrag, der im Beſchluß etwa genannt 
wird, gem. 8 2 der Bek. ſelbſttätigen Veränderungen 
unterworfen; er wird alſo häuſig, auch wenn er an⸗ 
fangs richtig war, nachträglich von ſelber unrichtig 
werden. Auf Grund dieſer Erwägungen könnte man 
ſehr wohl auf den Gedanken kommen, im Pfändungs⸗ 
beſchluß einfach zu ſagen: „Die Lohnforderung wird 
in geſetzlich zuläſſiger Höhe gepfändet“; bei 
dieſer Faſſung, die geſetzlich zweifellos zuläſſig iſt, 
bliebe es den Beteiligten überlaſſen, ſich auf Grund 
der von ihnen leicht zu ermittelnden Familienverhält⸗ 
niſſe des Schuldners den jeweils zuläſſigen und ge⸗ 
richtlich vorgeſchriebenen Lohnabzug ſelbſt zu be⸗ 
rechnen; die Faſſung hätte den Vorzug, daß der Be⸗ 
ſchluß mit den tatſächlichen Verhältniſſen ſtets über⸗ 
einſtimmt; dem Einwand, daß die Beteiligten die 
„geſetzlich zuläſſige Höhe“ der Pfändung nicht kennen, 
ließe ſich dadurch begegnen, daß bei der Zu⸗ 
ſtellung des Pfändungsbeſchluſſes ein Abdruck der 
geſetzlichen Beſtimmungen mit übergeben würde, in 
den ſich vielleicht erläuternde Beiſpiele mit aufnehmen 
ließen. Trotzdem dürfte das Verfahren angeſichts der 
unſerer Bevölkerung in Rechtsſachen eigenen Bequem⸗ 
lichkeit und der häufig vorhandenen Unbeholfenheit 
der Beteiligten nicht zu empfehlen ſein. Man wird 
vielmehr zweckmäßig entſprechend der bisherigen Uebung 
den gepfändeten Lohnteil im Pfändungsbeſchluß genau 
bezeichnen, wobei aber natürlich auch Abſatz 2 des 8 1 
der Bek. zu berückſichtigen wäre. Nach dem Ausſpruch 
der Pfändung wäre demgemäß zu ſagen: 
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Die Pfändung wird beſchränkt auf /10 (/, "/ıo, 
9/10, 10) des monatlich 166 M 67 Pf. = wöchentlich 
38 M 46 Pf. überſteigenden on mit der Maß⸗ 
gabe, daß höchſtens monatlich 208 M 33 Pf. (300 M) 
— wöchentlich 48 M 8 Pf. (69 M 23 Pf.) pfandfrei zu 
bleiben haben. 

2. Wieviel Zehntel des monatlich 166 M 67 Pf. 
überſteigenden Betrags ſoll man der Pfändung unter⸗ 
werfen? Auch dieſe Frage ift nicht müßig; das Geſetz 
beantwortet fie nur in rechtlicher, nicht in tat⸗ 
ſächlicher Hinſicht. Wie ſchon erwähnt, wird der 
Richter bei Einlauf des Pfändungsantrags die Fami⸗ 
lienverhältniſſe des Schuldners in der Regel nicht 
kennen. Soll er nun erſt Erhebungen in dieſer Hin⸗ 
ſicht pflegen? Oder ſoll er vielleicht ſtets zunächſt 
/o pfänden und das weitere den Erinnerungen des 
Schuldners überlaſſen? Hier wird ſich eine beſtimmte 
Regel wohl kaum aufſtellen laſſen; jedoch das eine 
wird wohl unter allen Umſtänden zu gelten haben, 


daß der Richter ohne (zum mindeſten ſtillſchweigendes) 


Einverſtändnis des Gläubigers nicht erſt zeitraubende 
Ermittelungen veranſtalten darf, weil dadurch das 
Recht des Gläubigers vereitelt werden könnte. Anderer⸗ 
ſeits wird es ſich durchaus empfehlen, ſolche Er⸗ 
hebungen zu pflegen, die ſich nach Lage der Sache 
ohne Verzögerung machen laſſen, wie dies beſonders 
an kleinen Plätzen, ſeltener in größeren Städten mög⸗ 
lich ſein wird. Im übrigen aber wird der Richter 
nach Lage der Akten zu entſcheiden haben; nicht ſelten 
gewähren die vom Gläubiger gemachten Vorlagen 
gewiſſe Anhaltspunkte, die man berückſichtigen kann: 
ſind beiſpielsweiſe Eheleute verurteilt, ſo weiß man, 
daß der Schuldner verheiratet iſt: iſt die Zuſtellung 
des Vollſtreckungstitels zu Handen der Ehefrau er⸗ 
folgt, ſo gilt das gleiche; erwähnt der Gerichtsvoll⸗ 
zieher in einem etwa mit vorgelegten Pfändungs⸗ 
protokoll, daß für 5 Familienmitglieder Betten oder 
Behältniſſe freizulaſſen waren, ſo kann man in der 
Regel annehmen, daß der Schuldner verheiratet iſt 
und 3 eheliche Kinder unter 16 Jahren zu verſorgen 
hat. Dieſe und ähnliche Anhaltspunkte wird man bei 
der Bemeſſung der pfändbaren Zehntel zweckmäßig 
berückſichtigen; fehlen Anhaltspunkte ganz, dann aller⸗ 
dings wird man nicht gut umhin können, zunächſt ein⸗ 
mal /o der Pfändung zu unterwerfen und es dann 
auf Einwendungen oder einen Berichtigungsantrag 
des Schuldners ankommen zu laſſen. 

3. Bei alledem wird es zweckmäßig ſein, im Be⸗ 
ſchluß zum Ausdruck zu bringen, welche Annahme 
(denn in der Regel wird es ſich nur um eine ſolche 
handeln) der Bemeſſung des pfändbaren Lohnteils zu⸗ 
grunde gelegt wurde. Man kann dies im Anſchluß an 
die Pfändung und Ueberweiſung tun mit den Worten: 

Der Bemeſſung des pfandfrei bleibenden Lohn⸗ 
teils wurde die Annahme zugrunde gelegt, daß der 
Schuldner ledig iſt (oder: weder einem Ehegatten noch 
ehelichen Abkömmlingen unter 16 Jahren oder: ſeinem 
Ehegatten, aber keinen ehelichen Abkömmlingen unter 
16 Jahren oder: feinem Ehegatten und 3 ehelichen 
Abkömmlingen unter 16 Jahren Unterhalt zu ge⸗ 
währen hat). 

Und dann wird man wohl zweckmäßig hinzuſügen: 

Iſt dieſe Annahme unrichtig, ſo erweitert oder 
beſchränkt ſich die Pfändung in der geſetzlichen Weiſe 
nach Maßgabe der tatſächlichen Verhältniſſe. 


Gegen die Zuläſſigkeit eines ſolchen Zuſatzes 
dürfte nichts zu erinnern ſein; denn er iſt geboren 


aus dem Geiſte des 8 2 der Bek. Ueber feine Nützlich⸗ 
keit kann wohl kaum ein Zweifel beſtehen: denn erſtlich 
beſeitigt er die Gefahr einer ungerechten Behandlung, 
die trotz der Möglichkeit der Erhebung von Ein⸗ 
wendungen bei der Geſetzesunkenntnis vieler Leute 
ſonſt ſicher nicht ausgeſchloſſen wäre; zweitens ver⸗ 
hindert er, daß ſich die Beteiligten, die in der Regel 
annehmen, daß das Gericht die Verhältniſſe des 
Schuldners genau kennt, unnötig aufregen und den 
Richter ſchelten; drittens macht er Einwendungen 
gegen den Pfändungsbeſchluß überflüſſig und wirkt 
hiemit koſtenerſparend;) viertens wird er den Be⸗ 
teiligten und dem Gericht mancherlei Laufereien und 
Umſtände erſparen; denn wenn auch nicht daran zu 
zweifeln iſt, daß die Beteiligten häufig die Feſtſtellung 
der tatſächlichen Verhältniſſe in einem Berichtigungs⸗ 
beſchluß verlangen, ſo wird dies doch nicht immer 
geſchehen. 

4. Im Zuſammenhang mit dem ſoeben Aus⸗ 
geführten taucht auch die Frage auf, wie es mit 82 
der Bek. zu halten ift. 8 2 ſieht eine ſelbſttätige Er⸗ 
weiterung oder Beſchränkung der Pfändung vor, wenn 
ſich die Familienverhältniſſe des Schuldners ändern. 
Die Geſetzgebung beſchreitet damit einen vollſtändig 
neuen Weg; wer neuzeitlich denkt, wird es aufrichtig 
begrüßen, ihr auf dieſem Weg zu begegnen; und man 
wird hoffen dürfen, daß die Lohnpfändungsgeſetz⸗ 
gebung der Zukunft vielleicht noch weitere ähnlich 
fortſchrittliche Beſtimmungen aufweiſen wird, wie z. B. 
die von mir in DR. 1914 S. 703 und S. 697 89 
vorgeſchlagene ſelbſttätige Fortwirkung der Pfändung 
bei Wechſel des Arbeitgebers. Die geſetzgeberiſche 
Neuerung bringt es aber mit ſich, daß ſich auch die 
Vollſtreckungsgerichte in irgendeiner Weiſe damit ab⸗ 
finden müſſen. Es dürfte nun in dieſer Hinſicht kaum 
genügen, wenn man den 3 2 einfach im Geſetz ſtehen 
ließe und in den Pfändungsbeſchlüſſen in keiner Weiſe 
auf ihn Bezug nehmen würde. Vor allem wäre dies 
nicht zweckmäßig, da ja die meiſten Beteiligten 
trotz der in der Preſſe erſchienenen Mitteilungen von 
der neuen Beſtimmung keine Kenntnis haben dürften 
und es wohl nötig erſcheint, ſie zur etwa nötigen 
Wahrung ihrer Rechte ausdrücklich darauf binzuweiſen: 
überhaupt gelten hier die am Schluß von Ziff. 3 ge 
nannten Erwägungen entſprechend. 

Ein ausdrücklicher Hinweis auf 8 2 der Bek. 
dürfte aber vielleicht ſogar notwendig ſein. Denn 
wenn es auch nicht allzu häufig vorkommt, ſo gibt es 
doch immerhin Fälle, in denen der Gläubiger über⸗ 
haupt nicht oder nicht unter allen Umſtänden bis zur 
geſetzlich zuläſſigen Grenze, ſondern beiſpielsweiſe nur 
wöchentlich einen beſtimmten Betrag pfänden will. 
Es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß in Fällen 
dieſer Art der 8 2 der Bek. nicht gilt, ſoweit ſeine 
Wirkung eine den Gläubiger wider deſſen Willen be⸗ 
günſtigende iſt. Hieraus dürfte ſich die Folgerung 
ergeben, daß Pfändungsbeſchlüſſe, für die 8 2 un⸗ 
beſchränkt gilt, ſich von denen, in denen er nicht 
unbeſchränkt gilt, in irgendeiner Weiſe unterſcheiden 
ſollen. Die Unterſcheidung läßt ſich dadurch ſchaffen, 
daß man den Wortlaut des 8 2 je nachdem in der 
einen oder anderen Form in den Pfändungsbeſchluß 
aufnimmt. Zweckmäßig wird man hiebei die Be⸗ 


10 Ein bloßer Berichtigungsbeſchluß, wie er dem 
f. 4 an 2 der Bek. entſprechen würde, dürfte gebühren⸗ 
ei ſein. 
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ſtimmung des 8 2 mit dem in Ziff. 3 dieſer Abhand⸗ 
lung vorgeſchlagenen Zuſatz zu einem einheitlichen 
Ganzen zuſammenfaſſen, ſo daß ſich der Vorſchlag 
ergibt, im Anſchluß an die Pfändung und Ueber⸗ 
weiſung folgenden Zuſatz zu machen: 

a) im Regelfall, d. h. wenn der Gläubiger Pfän⸗ 
dung in geſetzlich zuläſſiger Höhe beabſichtigt: 


Der Bemeſſung des pfandfrei bleibenden Lohnteils 
wurde die Annahme zugrunde gelegt, daß. .. (wie 
Ziff. 3) Iſt dieſe Annahme unrichtig oder ändern 
ſich dieſe Berhältniffe, fo erweitert oder beſchränkt ſich 
die Pfändung in der geſetzlichen Weiſe nach Maßgabe 
der tatſachlichen Verhältniſſe oder der eingetretenen 
Aenderung von dem deren Eintritt nächſtfolgenden 
Zeitpunkt ab, an welchem der Lohn fällig wird. Dieſe 
* tritt kraft Geſetzes ein; jedoch können 
der Gläubiger und der Schuldner,) wenn fie dies zu 
ihrer Sicherheit für nötig halten, entſprechende Be⸗ 
richtigung des Pfändungsbeſchluſſes beantragen. 


b) Wenn der Gläubiger ausnahmsweiſe nur Pfän⸗ 
dung auf einen beſtimmten Betrag beabſichtigt: 


Der Bemeſſung des pfandfrei bleibenden Lohnteils 
wurde die i zugrunde gelegt, daß. .. (wie 
Ziff. 3) . .. und daß der Schuldner monatlich min⸗ 
1 . 11 P wöchentlich mindestens 

„ "verdient. Iſt dieſe Annahme zu⸗ 
an des Schuldners unrichtig oder ändern ſich 
dieſe Verhältniſſe zuungunſten des Schuldners, ſo be⸗ 
ſchränkt ſich die Pfändung uſw. wie oben. 


5. Der Berichtigungsbeſchluß des 8 2 Satz 2 der 


Bek. bat nur feſtſtellende Wirkung; ſeine Er⸗ 


wirkung iſt alſo kein Einwendungsverfahren und des⸗ 
halb deſſen Gebühren nicht unterworfen; entſprechend 
dem vorſtehend Geſagten dürfte ſeine Faſſung ſo zu 
wählen ſein, daß er etwa lautet: 


I. Der Schuldner hat weder einem Ehegatten noch 
ehelichen Abkömmlingen unter 16 Jahren (oder: ſeinem 
Ehegatten, aber keinen ehelichen Abkömmlingen unter 
16. Jahren oder: feinem Ehegatten und 3 ehelichen Ab⸗ 
kömmlingen unter 16 Jahren) Unterhalt zu gewähren. 

II. Gemäß Bekanntmachung vom 13. Dezember 
1917 wird die mit Beſchluß vodnnn 
angeordnete Lohnpfändung beſchränkt (erweitert) auf 
9/10 (%10, /10, /0 10) des monatlich 166 M 67 Pf. = 
wöchentlich 38 M 46 F/. überſteigenden Betrages mit 
60 e daß höchſtens monatlich 208 M 33 Pf. 

M) = wöchentlich 48 M 08 Pf. (69 M 23 P/.) 
air zu bleiben haben. 

III. Aendern ſich die in Ziff. I genannten Ver⸗ 
hältniſſe, ſo erweitert oder beſchränkt ſich die Pfändung 
in der geſetzlichen Weiſe nach Maßgabe der eingetretenen 
Aenderung von dem auf deren Eintritt nächſtfolgenden 
Zeitpunkt ab, an welchem der Lohn fällig wird.“ 


) Der Drittſchuldner hat auf Berichtigung 
keinen Rechtsanſpruch; jedoch iſt es, wenn Einver⸗ 
ſtändnis des Schuldners mit dem Vorgehen des Dritt⸗ 
ſchuldners anzunehmen iſt, wohl zuläſſig und zweck⸗ 
mäßig, die Berichtigung auch auf Antrag des Dritt⸗ 
ſchuldners auszuſprechen. 

) Die hier einzuſetzenden Zahlen berechnen ſich, 
wenn der Gläubiger beiſpielsweiſe monatlich 30 M 
pfänden will, wie folgt: 

a) bei einem ledigen Schuldner: auf monatlich 166 M 

67 Pf. + %% X 30 M = 200 J, 

b) bei 411 Schuldner, der für Ehefrau und 2 Kinder 

zu ſorgen hat: auf monatlich 166 M 67 Pf. + 

1% x 30 M = 216 M 67 Pf. 


) Hat der Gläubiger ausnahmsweiſe nur Pfän⸗ 
dung auf einen beſtimmten Betrag beabſichtigt, ſo 
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Dieſe Wirkung tritt kraft Geſetzes ein; jedoch 
können der Gläubiger und der Schuldner, wenn ſie 
dies zur ihrer Sicherheit für nötig halten, entſprechende 
Berichtigung des Pfändungsbeſchluſſes beantragen. 


Amtsrichter Dittrich in München. 


Hauptverhandlung im Hanfe des Angeklagten. Je⸗ 
mand war im Privatklageverfahren öffentlicher Be⸗ 
leidigung angeklagt. Er hatte einen andern durch das 
Fenſter ſeiner Wohnung in Gegenwart zahlreicher 
Perſonen beſchimpft. Als Termin zur Hauptverhand⸗ 
lung anberaumt worden war, teilte er dem Gericht 
mit, daß er, wie ein anliegendes Zeugnis und eine amt⸗ 
liche Beſcheinigung beweiſe, ſeit Jahren gelähmt ſei 
und im Bette liege, und daß jedes Verlaſſen des 
Bettes für ihn eine Lebensgeſahr bedeute. 

Ohne ihn zu verhandeln war gemäß 8 229 StPO. 
nicht angängig. Einen Anwalt hatte und nahm er 
nicht. 8 427 StPO. kam alſo nicht in Betracht. Eine 
kommiſſariſche Vernehmung konnte nicht erfolgen, weil 
dazu der Angeklagte vom Erſcheinen in der Haupt⸗ 
verhandlung hätte entbunden werden müſſen. Eine 
ſolche Befreiung konnte aber nicht angeordnet werden, 
weil Veröffentlichungsbefugnis im Urteil ausgeſprochen 
werden mußte, da es ſich um eine öffentliche Belei⸗ 
digung handelte. In einem ſolchen Falle kommt eine 
Entbindung vom Erſcheinen nicht in Frage, da nicht 
bloß „eine Verurteilung zu Freiheitsſtrafe bis zu 
ſechs Wochen, Geldſtrafe oder Einziehung“ zu erfolgen 
hat, in andern Fällen aber eine Befreiung vom Er⸗ 
ſcheinen gemäß 8 232 StPO. unzuläffig iſt. ) 

Es tauchte alſo die Frage auf, ob das Gericht in 
der Wohnung des Angeklagten, in einem Dorfe ſeines 
Bezirks, tagen dürfe. 

Eine Hauptverhandlung an ſolcher Stelle iſt für 
zuläſſig zu erachten. Zunächſt iſt es von der Recht⸗ 
ſprechung anerkannt,“) daß die Gerichte, falls es die 
Notwendigkeit erfordert, außerhalb ihres Gerichts⸗ 
ſitzes, d h. des Ortes, wo ſie eingerichtet ſind, Haupt⸗ 
verhandlung abhalten müſſen. Wenn gemäß 8 98 GVG. 
die Strafkammer beſtimmen kann, daß das bei ihr 
gebildete Schwurgericht einzelne Sitzungen außerhalb 
ſeines Sitzes abhalten kann, ſo iſt dieſer Beſtimmung 
entſprechend dies auch andern Gerichten zu geſtatten. 
Der geſetzliche Grund, daß geſchäftliche Rückſichten eine 
auswärtige Verhandlung notwendig, Unzuträglichkeiten 
die Verhandlung am Gerichtsorte unmöglich machen 
können,“) trifft auch für die anderen Gerichte, nicht 
bloß für das Schwurgericht zu. Kann das Landgericht 
nach ausdrücklicher Geſetzesbeſtimmung eine auswärtige 
Verhandlung ſeinem Schwurgericht geſtatten, ſo muß 
es ſie mangels einer entgegengeſetzten Geſetzesbeſtim⸗ 
mung erft recht ſich ſelbſt erlauben können; ebenſo 
müſſen es andere Strafgerichte zu tun vermögen. 

Die weitere Frage, ob das Gericht nicht bloß an 
der Gerichtsſtelle, d. h. in ſeinem Gebäude, Haupt⸗ 
verhandlung abhalten kann, ſondern auch in einer 
andern Räumlichkeit, iſt ebenfalls zu bejahen. Eine 


„ . auf den 
wöchentlich 


wäre hier un: 
Betrag von monatlich. 
„ "En u Pe 


— 


) ROSt. 29 S. 44, 35 S. 17. 
5 ROSt. 39 S. 349, 22 S. 396, 11 S. 352. 
5 Mot. zur StpO. S. 57. 
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ausdrückliche geſetzliche Anordnung, daß die Verhand⸗ 
lungen an der Gerichtsſtelle erfolgen, wie ſie die Zivil⸗ 
prozeßordnung in 8 219 ZPO. enthält, iſt in der 
StPO. nicht zu finden. Ein geſetzlicher Hinderungs⸗ 
grund gegen eine außerhalb der Gerichtsſtelle vor⸗ 
zunehmende Hauptverhandlung liegt alſo nicht vor. 
Wenn es anerkannten Rechts ift,‘) daß das Gericht 
ebenſo wie es kommiſſariſche Zeugenvernehmung und 
Augenſchein anordnen, ſolche Beweisaufnahmen auch 
ſelbſt außerhalb des Gerichtsgebäudes vornehmen kann, 
muß man, wenn die Praxis es erfordert, es für er⸗ 
laubt halten, daß das Gericht die ganze Hauptver⸗ 
handlung außerhalb der Gerichtsſtelle abhält. Nur 
den Angeklagten in einem ſolchen Falle wie dem be⸗ 
ſchriebenen außerhalb der Gerichtsſtelle zu vernehmen, 
wäre prozeſſual unzuläſſig. Denn der Angeklagte hat, 
wenn er ſein Fernbleiben nicht ſchuldhaft verurſacht, 
das geſetzliche Recht, wie ſich aus 8 230 StPO. er⸗ 
gibt, der ganzen Verhandlung beizuwohnen.“) Kann 
der Angeklagte alſo nicht in das Gericht kommen, ſo 
muß das Gericht in ſeine Wohnung gehen. Hier 
werden bei einer Hauptverhandlung alle Grundſätze 
des Strafverfahrens, insbeſondere der Grundſatz der 
Oeffentlichkeit genau zu beachten ſein. 


Gerichtsaſſeſſor Dr. Jadeſohn in Samter. 


Pfändbarkeit von Kriegstenerungsbeihilfen? Die 
Frage, ob die vom Reich, den Bundesſtaaten und Städten 
ihren Beamten, Lehrern und Arbeitern gewährten, 
laufenden Kriegsteuerungsbeihilfen der Pfändung im 
Rahmen des 8 850 Abſ. 1 Nr. 8 ZPO. unterworfen 
ſind, iſt gegenwärtig naturgemäß ſehr wichtig und hat 
auch bereits zu Entſcheidungen höherer Gerichte ge⸗ 
führt. M. W. ſind bisher zwei ſolche Entſcheidungen 
veröffentlicht worden: Das OLG. Köln hat mit Be⸗ 
ſchluß vom 23. März 1917 die den Arbeitern der Stadt 
Köln bewilligten Teuerungszulagen unter ausdrück⸗ 
licher Betonung der beſonderen Verhältniſſe, der von 
der Teuerung in ganz außerordentlichem Maße heim⸗ 
geſuchten Stadt Köln, für unpfändbar erklärt (vgl. 
IW. 1917 S. 556). Zu dem entgegengeſetzten Ergebnis 
iſt das OLG. Königsberg gelangt: Die den Beamten 
der Stadt Königsberg für die Dauer des Krieges 
gewährte „Familienzulage“ ſei als ein Teil des Dienſt⸗ 
einkommens nach Maßgabe des 8 850 Abſ. 1 Nr. 8 3PO. 
1 1 0 (Beſchluß vom 8. Auguſt 1917; DIZ. 1917, 


Daß de lege ferenda die Unpfändbarkeit der 
Kriegsteuerungsbeihilfen dringend wünſchenswert und 
ſachgemäß wäre, kann wohl einem ernſtlichen Zweifel 
überhaupt nicht unterliegen. Aber auch de lege lata 
wird man zu dieſem erwünſchten Ergebnis auf Grund 
des 8 850 Abſ. 1 Nr. 3 ZPO. gelangen können, ohne dem 


denn er gewährt ſie freiwillig, es beſteht für ihn keine 
geſetzliche Verpflichtung hiezu und der Beamte hat nicht 
etwa einen rechtlichen Anſpruch auf die Teuerungsbei⸗ 
hilfe, wie er einen Anſpruch auf feinen Gehalt bat; 
ihre Gewährung iſt nicht im Wege der Aenderung der 
Gehaltsordnung erſolgt, ſie kann jederzeit vom Staate 
widerrufen werden. Es iſt daher auch nicht richtig, 
daß ſie einen Teil des Gehalts darſtellt. Aus dieſen 
Gründen ergibt ſich die unmittelbare Anwendung des 
8 850 Abſ. 1 Nr. 3 ZPO.; denn daß ein Beamter, falls 
er nicht etwa ein erhebliches eigenes Vermögen beſitzt, 
der Beihilfe zur Beſtreitung ſeines notdürftigen Unter⸗ 
halts bedarf, geht wohl aus der Tatſache ihrer Ge⸗ 
währung zur Genüge hervor und wird in der Regel 
eines weiteren Beweiſes nicht bedürfen. 

Daß nach herrſchender Meinung (Stein, Bem. II, 3 
zu $ 850) die Anwendung des 8 850 Abſ. 1 Nr. 3 die 
Unentgeltlichkeit des Erwerbs vorausſetzt, ſteht dieſer 
Anſicht nicht entgegen. Die Kriegsteuerungsbeihilfe 
iſt kein Entgelt für die Dienſtleiſtung des Beamten, 
vielmehr bildet die letztere nur die Veranlaſſung 
zu ihrer Gewährung. Entgelt für die Dienſte des 
Beamten iſt ſein — feſter — Gehalt; daß aber die 
Beihilfe keinen Teil des Gehaltes bildet, iſt bereits oben 
ausgeführt. Eine Gehaltszulage mag dann ein Teil 
des Entgelts für die geleiſteten Dienſte ſein, wenn ſie 
einem Mehraufwand von Dienſten oder einer höheren 
Bewertung der Dienſte gerecht werden will. Allein 
hierum handelt es ſich hier nicht; die Kriegsteuerungs⸗ 
beibilfe verfolgt vielmehr ausſchließlich die oben be⸗ 
zeichneten Zwecke. Zudem wäre, ſelbſt wenn man die 
Unentgeltlichkeit der Beihilfe und damit die unmittel⸗ 
bare Anwendung des 8 850 Abſ. 1 Nr. 3 verneinen wollte, 
mindeſtens die ſinngemäße Anwendung dieſer Vor⸗ 
ſchrift ein ſoziales Befürfnis; unmöglich kann die Kriegs⸗ 
teuerungsbeibilfe dazu beſtimmt fein, zur Tilgung von 
vielleicht bereits lange vor dem Kriege entſtandenen 
Schulden zu dienen. 

Aus f olchen Erwägungen heraus hat neuerdings das 
LG. Würzburg in einer Beſchwerdefache erklärt, daß bei 
Berechnung des pfändbaren Einkommens des Schuld: 
ners (eines Volksſchullehrers) die Kriegsteuerungsbei⸗ 
hilfe außer Betracht zu bleiben hat. Auf die erhobene 
weitere Beſchwerde hin hat das OLG. Bamberg ſich 
dieſem Standpunkt angeſchloſſen und ſich für die un⸗ 
mittelbare Anwendung des 8 850 Abſ. 1 Nr. 3 ZPO. 
ausgeſprochen; es hat dabei noch ausdrücklich hervor⸗ 
gehoben, daß die Frage der Pfändbarkeit der Beihilfe 
von der Frage ihrer Beſteuerung völlig unabhängig 
iſt. (OLG. Bamberg, I. ZS., Beſchl. vom 13. Dez. 1917, 


141/17 ). Rechtspraktikant K. Wolf in Würzburg. 


Berihaffung von Lebensmittelkarten mittels einer 


Geſetz Gewalt antun zu müſſen. Die Gewährung 9985 | Mrkundenfälihung. Die in der Entſcheidung des Reichs⸗ 


Beihilfen iſt der Erkenntnis entſprungen, daß die B 

amten mit ihrem bisherigen Gehalt bei der 5 
Entwertung des Geldes unmöglich mehr auskommen 
können. Um die Beamten vor der ſich immer bedroh⸗ 
licher geſtaltenden Notlage zu ſchützen, griff der Staat 
(Stadt uſw.) mit dieſen Beihilfen ein; ihre Gewährung 
ſtellt alſo eine Tat der ſozialen Fürſorge dar. Die Bei- 
hilſe beruht aber auch auf der Freigebigkeit des Staates, 


) RGSt. 39 S. 349. 
) RGSt. 31 S. 398. 
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gerichts vom 24. April 1916 V 124/17) angeſchnittene 
Frage, ob eine ſchwere Urkundenfälſchung begehe, wer 
ſich mittels einer falſchen Urkunde Lebensmittelmarken 
verſchaffe, iſt in letzter Zeit kurz hintereinander mehr⸗ 
mals von einem Kriegsgericht im verneinenden Sinn 
entſchieden worden. 

Die Fälle waren alle ziemlich gleich gelagert. Ein 
Soldat hatte einen mit dem Bataillons ſtempel verſehenen 
Urlaubsſchein mit der Unterſchrift ſeines Kompagnie⸗ 


) BaygiR. 1917 S. 259, JW. 1917 S. 771 Nr. 1. 
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führers verſehen und in der Weiſe ausgefüllt, daß ihm 
ein Urlaub in beſtimmter Dauer genehmigt und für 
die Urlaubszeit Anſpruch auf Erlangung von Brots 
marken zugebilligt wurde. Auf Grund des Urlaubs⸗ 
ſcheines hatte er ſich bei dem zuſtändigen Lebensmittel⸗ 
amte Brotmarken uſw. aushändigen laſſen und ſich mit 
ihnen die entſprechenden Lebensmittel gekauft 

Entgegen der auf ſchwere Urkundenfälſchung gem. 
83 267, 268 Abſ. 2 StGB. lautenden Anklagever fügung 
hat das Gericht in allen Fällen nur wegen einfacher 
Urkundenfälſchung nach 8 267 StGB. verurteilt. Es hat 
ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß die Angeklagten 
durch ihre Handlungsweiſe nur Brotmarken ufw. er: 
langen wollten; ſie hätten aus ihrem Vermögen erſt 
Zahlung leiſten müſſen, um in den Beſitz von Nahrungs⸗ 
mitteln zu gelangen; durch den bloßen Erwerb von Brot⸗ 
marken hätten ſie alſo noch keinen Vermögensvorteil 
erlangt. Der Oberkriegsgerichtsrat des einſchlägigen 
Armeeoberkommandos bat dieſe Anſicht gebilligt mit 
dem Beifügen, daß die Brotmarke nur eine Aus⸗ 
ſicht, aber nicht immer eine ſichere, auf Abſchluß eines 
Rechtsgeſchäfts, des Kaufes von Brot, gebe, bei dem 
aber kein Vermögensvorteil erſtrebt werde, ſondern der 
10 N des normalen Nahrungsbedürfniſſes 
abziele. 

Ich halte dieſe Anſchauung nicht für richtig. 

Es iſt davon auszugehen, daß in der durch den 
Krieg hervorgerufenen Notwendigkeit die Lebensmittel 
eingeteilt ſind und daß jedem Deutſchen nur eine ganz 
beſtimmte Menge dieſer Lebensmittel zuſteht. Um 
überwachen zu können, daß niemand mehr Lebensmittel 
erhält, als ihm nach der Wirtſchaftslage zukommen, 
werden Lebensmittelkarten ausgegeben, auf Grund 
deren der Inhaber ſich Lebensmittel gegen Zahlung des 
wertentſprechenden Preiſes kaufen kann. Die Lebens⸗ 
mittelkarte gewährt ſohin nicht nur eine Ausſicht, 
ſondern ſie verkörpert in ſich einen Anſpruch, der in 
dem Recht, Lebensmittel zu erwerben, beſteht. Es iſt 
zuzugeben, daß der Käufer der Lebensmittel den wert⸗ 
entſprechenden Preis aus ſeinem Vermögen abgibt. 
ſo daß der Schluß allerdings naheliegt, daß beim Aus⸗ 
gleich von Vermögenszuwachs und Vermögensabgang 
ein Vermögensvorteil nicht gegeben iſt. Allein dieſe 
Schlußfolgerung läßt den Geſichtspunkt außer acht, daß 
niemand, vorausgeſetzt, daß er geſetzmäßig handelt, ohne 
Karten Brot uſw. erwerben kann, möchte er auch noch 
ſoviel Geld dafür hergeben. Ebenſowenig jemand mit 
der Karte allein Lebensmittel erhält, ebenſowenig kann 
er mit Geld allein ſich ſolche, ſoweit ſie eingeteilt ſind, 
kaufen. Karte und Geld alſo ſind der Vermögens⸗ 
gegenwert für die durch ſie beſchafften Lebensmittel. 
Hieraus folgt aber mit Notwendigkeit, daß, wer ſich 
eine Lebensmittelkarte mittels einer falſchen Urkunde 
beſchafft, einen Vermögensvorteil erzielt und erwirbt. 

Darin liegt eben der rechtliche Charakter der 
Lebensmittelkarte, daß fie einen vermögens rechtlichen 
Anſpruch enthält. Es iſt m. E. verfehlt, wenn v. Liszt 
in den Bemerkungen zu dem angeführten Reichsgerichts⸗ 
urteil) alles auf den Wertausgleich abſtellt und die 
durch den Krieg bedingte Einteilung außer acht läßt. 

Gerade in den erwähnten zur kriegsgerichtlichen 
Aburteilung gekommenen Fällen tritt dies klar zutage. 
Die betreffenden Soldaten ſtanden während der Zeit, 
in der ſie angeblich Urlaub hatten, in Truppenver⸗ 
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pflegung. Sie hatten alſo ihre gemeſſene Menge 
Brot. Dieſe durch die Regierung feſtgeſetzten, zu ihrer 
Ernährung beſtimmten und dazu ausreichenden Brot⸗ 
mengen haben ſie durch die unerlaubten Machenſchaften 
erhöht und ſich ſohin in die Lage geſetzt, auf Koſten 
ihrer Nebenmenſchen “ ſich beſſere Nahrungs⸗ und 
Daſeinsbedingungen zu verſchaffen. 

Das Vermögen im Sinne des 8 268 beſteht eben 
nicht nur in Geld. ſondern iſt die Summe aller geld⸗ 
werten Güter, zu denen auch Rechtsanſprüche gehören. 

Mit gutem Grunde hat denn auch das Bay Obs G.“) 
das in den Lebensmittelkarten liegende Bezugsrecht bei 
Berückſichtigung ihres Wertes in Erwägung gezogen 
und in Uebereinſtimmung mit dem Reichsgericht“) die 
Wegnahme von Lebensmittellarten in Zueignungs⸗ 
abſicht als Diebſtahl beurteilt. Daß dieſer Wert aber 
ein vermögensrechtlicher iſt, dürfte nach den Ausſüh⸗ 
rungen im Hinblick auf die Kriegswirtſchaft feſtſtehen. 

Dr. Bretzfelder, 3. Staatsanwalt, Oblt. d. R., 
z. Zt. im Felde. 


Aus der Kechtſprechung. 
Reichsgericht. 


A. Zivilſachen. 
I 


Zur Frage der Möglichkeit eines Vertragsverhält⸗ 
niſſes zwiſchen dem Rechtsanwalt und dem feinem Auf⸗ 
traggeber gegenüberſtehenden Vertragsteil. Der Kläger 
ließ ſich am 8. Sept. 1911 von dem Bauunternehmer 
P. zur Sicherung einer Forderung von 9000 M mehrere 
Forderungen des P. abtreten, darunter einen Anſpruch 
von 3400 M gegen den Geſamtſchul verband H.⸗M. für 
einen Schulhausbau. Mit feiner Klage auf Zahlung 
dieſer Forderung wurde der Kl. abgewieſen, weil der 
Geſamtſchulverband ſie inzwiſchen in Unkenntnis der 
Abtretung an P. bezahlt hatte. Der Kl. beanſprucht 
nun von dem bekl. Rechtsanwalt Erſatz der 3400 M 
und der Koſten des Vorprozeſſes mit der Begründung, 
er habe am 8. Sept. 1911 den Generalſubſtituten des 
Bekl. beauftragt, die Abtretungsurkunde aufzuſetzen 
und die Drittſchuldner zu benachrichtigen; die Ne: 
nachrichtigungen ſeien aber entweder ganz unterblieben 
oder fahrläſſigerweiſe nur durch gewöhnliche Briefe 
erfolgt. Die Klage wurde abgewieſen, die Reviſion 
des Klägers zurückgewieſen. 

Gründe: Beide Vorinſtanzen haben die Ab— 
weiſung der Klage in erſter Linie damit begründet, 
das Zuſtandekommen eines Vertrags zwiſchen den 
Streitteilen ſei nicht bewieſen. Die gegen dieſe Aus- 
führungen gerichten Angriffe der Reviſion gehen fehl. 
Daß der Bekl., trotzdem er von dem Schuldner und 
Zedenten des Kl., P., mit der Abfaſſung der Abtretungs— 
urkunde und der Benachrichtigung der Drittſchuldner 
beauftragt war, auch zu dem Kl. in ein Vertragsver— 
hältnis getreten und ein Vertrag zwiſchen ihnen auch 
ſtillſchweigend geſchloſſen ſein kann, wird von dem 
BR. nicht verkannt. Er erklärt aber mit Recht den 
Umſtand, daß die Benachrichtigung im Intereſſe des 
Kl. erfolgt iſt, für nicht ausreichend, eine Vertrags— 
haftung des Bekl. gegenüber dem Kl. zu begründen, 


2) Dieſer Punkt kommt auch für die Frage der 
Vermögensbeſchädigung im Falle des § 263 StGB. 
in Betracht. 

) JW. 1917 S. 732 Nr. 2. 

) JW. 1917 S. 168 Nr. 2. 
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und hält auch zutreffend eine entſprechende Anwendung 
der von dem VI. 35. in RG. 52, 365 ausgeſprochenen 
Grundfäße auf den vorliegenden Fall für ausgeſchloſſen. 
In dem von dem VI. 35. abgeurteilten Falle war 
der Rechtsanwalt dadurch in unmittelbare Rechtsbe⸗ 
ziehung zu dem Dritten, dem Darlehnsgeber ſeines 
Auftraggebers, getreten, daß er ihm auf die Mitteilung 
des letzteren hin, jener bedürfe einer zuverläſſigen Aus⸗ 
kunft über die dee des Grundbe⸗ 
ſitzes des Auftraggebers, dieſe Auskunft in einem 
Schreiben an den Dritten erteilte. Hier iſt dagegen 
eine mündl. oder ſchriftl. Verhandlung des Bekl mit 
dem Kl., eine Erklärung des Bekl. dieſem gegenüber 
nicht feſtgeſtellt; die Benachrichtigungen, zu denen P. 
dem Bekl. Auftrag gegeben hatte, erfolgten nicht an 
den Kl., ſondern an den Drittſchuldner. Nur das 
Schreiben des Drittſchuldners H., in dem dieſer das 
Beſtehen der abgetretenen Forderung beſtritt, hat der 
Bekl. unmittelbar dem Kl. überſandt. Dieſer Vor⸗ 
gang läßt aber keinen Schluß darauf zu, daß der Bekl. 
dem Kl. gegenüber die Verpflichtung zu der bereits 
früher erfolgten Benachrichtigung der Drittſchuldner 
übernommen habe; aus ihm läßt ſich im Anſchluß an 
RZ. 52, 365 höchſtens folgern, daß durch die Ueber⸗ 
ſendung des Schreibens ein ſich auf dieſe Mitteilung 
beſchränkendes Vertragsverhältnis zwiſchen den Streit⸗ 
teilen begründet und der Bekl. dem Kl. für ein hierbei 
untergelaufenes Verſehen vertraglich verhaftet ſei. 
P. hat auch bei der Erteilung des Auftrags an den 
Vertreter des Bekl. nicht etwa, wie die Reviſion meint, 
als Vertreter des Kl. gehandelt oder einen Vertrag 
zu deſſen Gunſten geſchloſſen. Er bedurfte einer gegen 
die Drittſchuldner wirkſamen Abtretung zur Sicher⸗ 
ſtellung des Kl., um von dieſem das Geld zu erhalten, 
deſſen er benötigte, und handelte im eigenen Namen 
und im eigenen Intereſſe (vgl. ROZ. 52, 366). (Urt. 
des III. ZS. vom 5. Oktober 1917, III 113/17). 
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BGB. 5 1004: Störung des . an Grund 
ſtücken durch Verunreinigung des Fluſſes, an dem fie 
liegen. Iſt es aulälfig, die Klage hiewegen nur segen 
einzelne der Betriebsinhaber zu richten, denen die Ber 
unreinigung zur Laſt fällt? Verurteilung des Inhabers 
eines Betriebes i. S. der 36 16, 26 GewO. zur Her: 
ſtellung von Einrichtungen, die die beuachteiligende Ein: 
wirkung Be nicht ausſchließen, aber mindern. Arie: 
und Bolliivedung eines ſolchen Urteils. Einfluß der 
Waſſerverhältniſſe des Fluſſes auf das zuläffige Maß 
von Einleitungen. Die Klägerin iſt Eigentümerin des 
Rittergutes L., das im Tale der O. liegt und unmittel⸗ 
bar an den (Privat⸗) Fluß grenzt. Die bekl. Firmen 
in N. und P., ſowie dieſe Stadtgemeinden ſelbſt leiten 
ihre Abwäſſer in die O. und in die K., die etwa 6 km 
oberhalb des Rittergutes in die O. mündet, und ver⸗ 
unreinigen dadurch beide Flüſſe übermäßig. Daher 
verlangte die Kl. Verurteilung der Bekl., die Ableitung 
ihrer Abwäſſer bei Strafe zu unterlaſſen, ſoweit die 
Verunreinigung das Maß des Regelmäßigen und Ge⸗ 
meinüblichen überſteige, und Erſatz alles Schadens, der 
der Kl. durch die übermäßige Verunreinigung entſtanden 
ſei oder noch erwachſe. Sie behauptete, durch die Ver⸗ 
unreinigung ſei ihr Gemeingebrauchs recht am 
Waſſer der O. verletzt, ferner ihr Fiſchereirecht 
und endlich ihr Tigentumsrecht. Durch die un⸗ 
gereinigten Abwäſſer der Verklagten bildeten ſich 
Schlamm und Schmutzmaſſen; dieſe ſetzten ſich auf ihren 
Wieſen feſt, machten das Gras für das Vieh ungenieß⸗ 
bar und verurſachten Milzbrandfälle. Auch ſonſt werde 
das Waſſer durch die Abwäſſer vergiftet und übertrage 
bei höherem Waſſerſtand ſchädliche Bazillen auf die 
anliegenden Wieſen; endlich machten die ſtarken Ges 


durch Teilurteil die Bekl., die Ableitung der ftädtifchen 
Kanal: und Fabrikabwäſſer bei Strafe zu unterlaſſen, 
ſoweit die Verunreinigung des Waſſers das Maß des 
Regelmäßigen und Gemeinüblichen überſteigt, und be⸗ 
hielt die Entſcheidung über den Schadenserſatzanſpruch 
und die Koſten vor; es ſah ſchon die Klage wegen 
widerrechtlicher Störung des Eigentums nach 8 1004 
BGB. als begründet an und ließ darum, wie die 
höheren Inſtanzen, die Beeinträchtigung des Fiſcherei⸗ 
rechts und des Lebens und der Geſundheit der Be⸗ 
wohner des Gutes dahingeſtellt. Die Berufung der 
Bekl. wurde zurückgewieſen mit der Maßgabe, daß 
die Bekl. verurteilt wurden, durch geeignete Schutz⸗ 
vorrichtungen zu verhüten, daß ihre Kanaliſations⸗ 
oder Fabrikabwäſſer die K. oder die O. über das Maß 
des Regelmäßigen und Gemeinüblichen verunreinigen. 
Die Reviſion der Bekl. hatte keinen Erfolg. 

Aus den Gründen: In der Sache ſelbſt er⸗ 
geben die Feſtſtellungen des BG. Folgendes: Von 
der Stadt P. werden die Abwäſſer nur oberflächlich 
in einem ganz unzureichenden Sandfange geklärt. Die 
Stadt N. führt der O. die Abwäſſer überhaupt unge⸗ 
reinigt zu. Die zumeiſt aus Gerbereien beſtehenden ge⸗ 
werblichen Betriebe ſtehen mit ihren Kläranlagen nicht 
auf der Höhe der neuzeitlichen Technik. So gelangt in die 
K. und die O. eine große Menge von ungereinigten oder 
nicht genügend gereinigten Abwäſſern und die Folge 
iſt, daß die O. weit über das gemeinübl. Maß hin⸗ 
aus, und zwar bis an das Gut der Kl. verunreinigt 
wird, mehr als dies irgendwo ſonſt in Deutſchland 
und mehr als dies irgendwo ſonſt in Thüringen 
üblich iſt. Die Zuleitungen ſind für das Gut der Kl. 
überaus nachteilig und für die Viehbeſtände geradezu 
gefährlich. Daß bei dieſer Sachlage die Kl. als Fluß⸗ 
anliegerin den Zuleitungen zu widerſprechen berechtigt 
iſt, entſpricht den anerkannten gemeinrechtl. Rechts⸗ 
grundſätzen, und wird auch von den Reviſionskl. kaum 
beſtritten. Richtig iſt nun zwar, daß die Verunreini⸗ 
gung des Flußwaſſers nicht nur auf die Zuleitungen 
aus den Anlagen oder Betrieben der Bekl. zurückzu⸗ 
führen iſt, ſondern daß unzuläſſige Zuleitungen auch 
noch anderweitig ſtattfinden. Allein hierauf können 
ſich die Reviſionskl. mit Erfolg nicht berufen. Unter 
den zahlreichen Betrieben, von denen die Zuleitungen 
ausgehen, beſteht keine Rechtsgemeinſchaft, und die 
Zuläſſigkeit der Klage gegen den Inhaber eines jeden 
Einzelbetriebes hängt daher hier (RG. Bd. 21 S. 300) 
von der Art und dem Umfange ſeiner eigenen Zu— 
leitungen ab. Daß noch andere „Störer“ vorhanden 
ſind, gibt den Bekl. nicht die Einrede, daß auch dieſe 
hätten mitverklagt werden müſſen. Hier hat, wie das 
BG. weiter feſtſtellt, jede der beiden Städte und jede 
der bekl. Firmen mit den Zuleitungen das gemeinübl. 
Maß überſchritten, und die von den anderen Stellen 
hinzugekommenen Zuleitungen üben nur inſofern Ein⸗ 
fluß, als ohne dieſes Tun „aller“ die Zuleitungen 
nicht bis an das Gut der Kl. nachteilig wirken würden. 
Jedenfalls iſt das Tun jedes einzelnen der Bekl. rechts⸗ 
widrig und daher an ſich der Anſpruch aus 8 1004 BGB. 
begründet. Die Bekl. können ſich auch nicht auf die 
Vorſchrift des 5 26 GewO. berufen. Die beiden Städte 
ſchon deshalb nicht, weil ihre Kläranlagen überhaupt 
nicht zu den Anlagen i. S. der 85 16, 26 GewO. zählen; 
aber die Vorſchrift ſteht auch den mitbekl. Inhabern der 
gewerbl. Betriebe nicht zur Seite. Daß die ſämtl. ge⸗ 
werbl. Betriebe zu den genehmigungsbedürftigen Bes 
trieben i. S. der 88 16, 26 GewO. zählen, unterſtellt 
das B., aber es verneint, daß die zur Abwendung 
der benachteiligenden Einwirkungen erforderl. Schutz⸗ 
vorrichtungen untunlich oder mit einem gehörigen Bes 
triebe nicht vereinbar find. Nach dieſer Richtung ver⸗ 
miſſen die Reviſionskl. ausreichende Feſtſtellungen dar 
über, ob und mit welchen Mitteln ſich wirkſame Ab⸗ 


rüche der Schlammaſſen das Rittergut unbewohnbar hilfe ſchaffen laſſe und ob die erwachſenden Koſten ſich 


und entwerteten es ſo erheblich. Das LG. G. verurteilte 


nicht unverhältnismäßig hoch ſtellen werden. Hierbei 
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weiſen die Reviſionskl. beſonders darauf hin, daß das 
BG. eine biologiſche Reinigung in einer in der Her⸗ 


ſtellung und Unterhaltung überaus koſtſpieligen Zentral⸗ 


anlage verlange, und daß jeder einzelne Bekl. geſamt⸗ 
ſchuldneriſch hafte, auch wenn er durch ſeinen Betrieb 
zu den Verunreinigungen nur wenig beitrage. Auch 
mit dieſen Ausführungen können die Reviſions'!l. keinen 
Erfolg haben. Zu der Vorſchrift des 8 26 GewO, die 
von Einrichtungen ſpricht, welche die benachteiligenden 
Einwirkungen ausſchließen, hat der erk. Senat bereits 
in dem Urteil RG. Z. Bd. 86 S. 234 ausgeſprochen, daß 
der Störer die Einwirkungen, wenn deren völlige Be⸗ 
ſeitigung nicht möglich iſt, auch teilweiſe beſeitigen 
muß, ſofern nur die aufzuwendenden Koſten nicht außer 
Verhältnis ſtehen zu der Herabſetzung des Anſpruchs 
auf Schadenerſatz. Ob hier die Bekl. werden ange⸗ 
halten werden können, völlig abzuhelfen, darf für die 
Reviſionsinſtanz dahingeſtellt bleiben. Nach den Feſt⸗ 
ſtellungen beſteht jedenfalls kein Bedenken, daß ſich 
ohne erhebl. Koſten eine weſentliche Beſſerung der 
Berhältniſſe erzielen laſſen wird. Die in den ein» 
zelnen Betrieben vorhandenen Vorrichtungen laſſen ſich, 
wie das BG. ebenfalls bedenkenfrei feſtſtellt, umbauen, 
aus den Abwäſſern laſſen ſich unſchwer die Woll⸗ 
faſern und die Fettſtoffe entfernen, und ſchon in dieſem 
Falle wird ein großer Teil der ausſcheidbaren Be⸗ 
ſtandteile ausgeſchieden, in den Betrieben von P. zu 
90 v. H. Die Koſten dieſer Aenderungen werden bei P. 
„nur gering“ fein, und die N.er Firmen haben den 
Einwand der beſonderen Koſtſpieligkeit überhaupt nicht 
1 15 Schon hiernach iſt daher der gegen die Klage 
erhobene Einwand aus 8 26 GewO. unbegründet. Zu 
welchen Einrichtungen die Bekl. anzuhalten ſein werden, 
wird in der Vollſtreckungsinſtanz zu erörtern und zu 
entſcheiden ſein. Die Rüge, daß es an der näheren 
Bezeichnung der zu treffenden Einrichtungen fehle und 
daß daher das Urteil für die Vollſtreckung keine aus⸗ 
reichende Unterlage biete, entbehrt der Begründung. 
Zunächſt liegt — R. Bd. 37 S. 174 — die Wahl 
der zur Erreichung des Erfolges anzuwendenden Mittel 
in der Hand der Bekl., und daher hat das BG. ſich 
mit Recht in der Formel ſeines Urteils darauf be⸗ 
ſchränkt, auszuſprechen, daß die Bekl. die unzuläſſigen 
Zuleitungen durch geeignete Schutzvorrichtungen zu 
beſeitigen an Allerdings Steht hiermit die Bes 
gründung des Urteils nicht 1 im Einklang, in⸗ 
ſofern hier geſagt iſt, daß die Bekl. im Rechtswege zu 
einer biologiſchen Reinigung in einer neuzeitlichen 
Kläranlage anzuhalten ſeien. Hiermit hat das BG. 
als Prozeßgericht in nicht zuläſſiger Weiſe der Auf⸗ 
abe des Vollſtreckungsrichters vorgegriffen. Jener 

usſpruch iſt auch deshalb zu beanſtanden, weil ihm 
anſcheinend der Gedanke einer geſamtſchuldneriſchen 
Verpflichtung der Bekl. zugrunde liegt. Jedenfalls 
kann jeder Bekl. für ſich ſchon dadurch dem Urteile 
genügen, daß er die Zuleitungen aus ſeinem Betriebe 
einſtellt oder ſie doch auf das zuläſſige Maß einſchränkt. 
Jener Satz der Gründe berührt im übrigen die ge⸗ 
troffene Entſcheidung ſelbſt nicht. Sodann iſt nicht zu 
beanſtanden, daß das BG. darauf kein weiteres Ge⸗ 
wicht gelegt hat, daß im Laufe der Zeit angeblich die 
Waſſerverhältniſſe der K. und der O. ungünſtiger ge⸗ 
worden find und daß infolgedeſſen die Einwirkungen 
jetzt ſtärker als früher hervortreten. Das Maß deſſen, 
was vermöge des Gemeingebrauchs am Fluſſe an 
Einleitungen zuläſſig iſt, muß ſich nach den Verhält⸗ 
niſſen beſtimmen, wie ſie zurzeit beſtehen und vor⸗ 
ausſichtlich für nicht abſehbare Zeit beſtehen werden. 
Unerheblich iſt auch, ob durch die ſtädtiſchen Klär⸗ 
anlagen die Abwäſſerverhältniſſe keine Verſchlechterung, 
ſondern eine Verbeſſerung erfahren haben. Jedenfalls 
gehen die Einwirkungen auch jetzt noch über das zu⸗ 
läſſige Maß hinaus, und in Anſehung der von den 
ewerbl. Betrieben ausgehenden Einwirkungen ſind 
hierfür neben den Betriebsinhabern auch die Städte 
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P. und N. verantwortlich. Sie haben ihre Anlagen 
für die Einleitungen zur Verfügung geſtellt und ſie 
haben daher auch mit als Immittenten zu gelten. 
(Urt. des V. 3S. vom 11. Juli 1917, V 81/17). Dr. B. 
4251 
III. 

Rüdgewähr des Inventars eines Pachtantes zum 
Schätzungswerte i. S. der 56 587. BEB. Berückſich⸗ 
tigung der durch den Krie 1 enen Preislage zu⸗ 
gunſten deß abgehenden PER ers. Die Klägerin, die 
Erbin ihres Vaters, gab am 30. Juni 1915 das Gut, 
das dieſer vom Rechtsvorgänger des Bekl. durch einen 
i. J. 1886 abgeſchloſſenen, nach dem Jahre 1900 wieder⸗ 
holt verlängerten Vertrag gepachtet hatte, zufolge 
Kündigung des Verpächters zurück. Sie beanſpruchte 
den Unterſchied zwiſchen dem zu Beginn der Pachtzeit 
auf 26 973 M feſtgeſtellten Schätzungswerte des leben⸗ 
den Inventars und dem weit höheren Betrage, der 
ſich der veränderten Preislage entſprechend im Juni 
1915 als Schätzungswert des Inventars ergab. Dem 
Klageanſpruche wurde in Höhe von 44 990 M ſtatt⸗ 
gegeben. Die Reviſion des Beklagten blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Das BG. erachtet in Aus⸗ 
legung des Pachtvertrages vom Jahre 1886 bezüglich 
des in Frage ſtehenden zum Schätzungswerte über⸗ 
nommenen lebenden Inventars einen „Eiſernpacht⸗ 
kontrakt“ als gegeben und nimmt weiter an, daß die 
Vertragsteile eine Uebernahme dieſes Inventars zum 
Schätzungswerte in dem Sinne wollten, daß es bei 
Beendigung der Pacht zum Schätzungswerte zurückge⸗ 
währt werden ſollte, wie dies jetzt im 8 587 BGB. 
mit den in den 88 588, 589 aufgeführten Rechtsfolgen 
vorgeſehen iſt (wird ausgeführt, daß dieſe Vertragsaus⸗ 
legung nicht zu beanſtanden ſei). Legt man aber die Aus⸗ 
legung des BG. zugrunde, dann iſt der Bekl. verpflichtet, 
der Kl. den Betrag zu erſetzen, um den der Geſamt⸗ 
ſchätzungswert der zurückzugewährenden Stücke den Ge⸗ 
f ra der übernommenen Stücke überſteigt. 

ür die Bemeſſung des Wertes der zurückzugewährenden 

tücke iſt dabei die Preislage bei Beendigung des Pacht⸗ 
verhältniſſes zu berückſichtigen, wie ſie ſich unter dem 
Einfluſſe des Krieges geſtaltet hat. Handelt es ſich 
110 bei Vereinbarungen des im § 587 BGB. ge⸗ 
dachten Inhaltes nicht um einen Kauf des Inventars 
mit der Verpflichtung des Verpächters zum Rückkaufe, 
ſo verfolgen ſie doch ähnliche Zwecke. Der Pächter 
ſoll die Gefahr für den Beſtand und für den Wert 
des Inventars tragen, und es bleibt nur zur Sicherung 
des Verpächters und ſeiner Gläubiger, wie bei der 
einfachen Mitverpachtung des Inventars, das Eigen⸗ 
tum dem Verpächter vorbehalten. Die Vereinbarung 
des 8 587 bildet einen Erſatz für den Kauf⸗ und Rück⸗ 
kauf des Inventars (Mot. Bd. II S. 437, 438), und 
es iſt deshalb gerechtfertigt, daß, wie in dieſem Falle, 
auch hier die Preislage zur Zeit der Beendigung des 
Pachtverhältniſſes, nicht etwa nur der Gebrauchswert, 
den das Inventar für den Pachtbetrieb hat, entſcheidet. 
Wenn die Reviſion ausführt, es fei nicht einzuſehen, 
weshalb dem Pächter bei der Abgabe des von ihm 
genutzten, dem Verpächter gehörenden Inventars eine 
plötzl. ungeheure Preisſteigerung zugute kommen ſollte, 
ſo iſt zunächſt auf das Eigentum ein Gewicht überhaupt 
nicht zu legen. Der Nutzung des Pächters ſtehen aber 
auch Schäden und Aufwendungen bezüglich des In- 
ventars gegenüber, die er tragen muß. Insbeſondere 
iſt hervorzuheben, daß das hier in Frage ſtehende 
lebende Inventar im Jahre 1915 nicht mehr aus den 
Stücken beſtand, die im Jahre 1886 vorhanden waren. 
Der Pächter mußte für die abgehenden Stücke Erſatz 
beſchaffen und der inzwiſchen eingetretenen Preisſteige⸗ 
rung entſprechend höhere Preiſe anlegen. Ob hier 
Erſatzſtücke zu Kriegspreiſen angeſchafft worden waren, 
kann für die Entſcheidung der grundſätzl. Frage, ob 
die durch den Krieg geſchaffene Preislage zugunſten 
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des Pächters zu berückſichtigen iſt, nicht maßgebend 
ſein Diefe Preislage nicht gelten zu laſſen, ließe 
ſich höchſtens dann rechtfertigen, wenn eine durch be— 
ſondere Preistreiberei hervorgerufene, nur vorüber— 
gehende Erhöhung der Preiſe in Frage ſtände. Dafur 
bietet aber der Sachverhalt keinen Anhaltspunkt. Das 
BG. ſelbſt ſpricht feine Ueberzeugung dahin aus, daß 
es ſich um Folgen des Krieges handele, die noch lange 
nach Friedensſchluß andauern, vielleicht auch bleiben 
werden. Dieſe Annahme iſt rechtlich unangreifbar. 
Das BG. hat daher mit Recht die auf der Preislage 
bei Beendigung des Pachtverhältniſſes beruhende 
Schätzung der zurückzugewährenden Stücke zugrundes 
gelegt und den Unterſchied zwiſchen dem danach ſich 
ergebenden Geſamtſchätzungswerte und dem zu Be: 
ginn des Pachtverhältniſſes feſtgeſtellten Geſamt— 
ſchätzungswerte des damals vorhandenen Inventars 
der Kl. zugeſprochen. (Urt. des III 38. vom 18. Sep: 
tember 1917, III 119/17). — e — 
4202 
IV. 


Ob eine Ehefrau Unterhalt bedarf, iſt uur nach 
ihren eigenen Bedürfniſſen, nicht nach denen des Mannes 
und der Kinder zu beurteilen. Aus den Gründen: 
Mit Unrecht bekämpft die Reviſion weiter die Meinung 
des BG., daß bei Prüfung der Unterhaltsbedürftigkeit 
der mitklagenden Ehefrau nur ihre eigenen Bedürfniſſe, 
nicht die ihres Mannes und ihrer Kinder in Betracht 
zu ziehen ſeien. Die Anſicht des BG. entſpricht dem 
Standpunkt der Motive (Bd. IV S. 698). Gegen⸗ 
teilige Anträge wurden von der II. Komm. abgelehnt 
(Prot. Bd. IV S. 491 ff.). Das Reichsgericht hat ſich 
im Urteile vom 5. Januar 1916 IV 189/15 dieſer Auf⸗ 
faſſung angeſchloſſen. Der Grund liegt darin, daß 
die Kinder ein eigenes ſelbſtändiges Recht auf Unter⸗ 
halt gegen den Großvater haben und daß eine geſetz⸗ 
liche Unterhaltspflicht des Schwiegervaters gegen die 
Schwiegerkinder im BGB. nicht anerkannt iſt. Dieſe 
darf deshalb auch nicht auf dem von der Reviſion 
gewollten nn eingeführt werden. (Urt. d. IV. ZS. 
vom 24. Sept. 1917, IV 191/17). 
4215 
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BGB. 95 885, 873. Bedeutung der Eintragungs⸗ 
bewilligung für die Gültigkeit einer Vormerkung; Un⸗ 
gültigteit einer Auflaſſangsvormerkung wegen unge⸗ 
nügender Bezeichnung der von der Auflaſſung betroffenen 
Grundſtücke in der Eintragungsbewilligung trotz einer 
Einigung der Beteiligten über die in Frage kommenden 
Grundſtücke. Aus den Gründen: Die Vormerkung 
hat folgenden Wortlaut: „Vormerkung zur Sicherung 
des Anſpruchs auf Auflaſſung für die Johann und 
Katharina R'ſchen Eheleute in . . .“ Die Eintragungs— 
bewilligung der Eigentümer lautete: „Als eingetragene 
Eigentümer der im Grundbuch von Gr. L. Bl. 4 und 
Bl. 87 verzeichneten Grundſtücke bewilligen und bean— 
tragen wir, daß auf den Grund buchblättern dieſer . .. 
Grundſtücke eine Vormerkung zur Sicherung des An— 
ſpruchs auf Auflaſſung unſeres Reſtgutes von zirka 
400 Morgen für die Eheleute Johann R. und Katharina 
geb. B. in H. eingetragen werde.“ Danach ſoll ſich die 
Unwirkſamkeit der Vormerkung, wie das BG. annimmt, 
einmal daraus ergeben, daß ſich die Eintragung und 
die Eintragungsbewilligung nicht miteinander decken, 
und zweitens daraus, daß ſchon die Eintragungs— 
bewilligung an ſich nicht den Anforderungen des 
Spezialitätsprinzips genüge. Die Nichtigkeit der Auf— 
laſſungsvormerkung ergibt ſich jedenfalls aus folgender 
Erwägung. Maßgebend für die Eintragung einer Vor— 
merkung, mithin auch der Auflaſſungsvormerkung, iſt 
gemäß 5 885 BGB., vom Falle der einſtweiligen Ber: 
fügung, der hier nicht vorliegt, abgeſehen, allein die 
Eintragungsbewilligung, und dieſe ſtellt die einſeitige 
Erklärung des von der Vormerkung Betroffenen dar. 
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Eine Einigung zwiſchen dem Betroffenen und dem 
anderen, deſſen Anſpruch durch die Vormerkung ge— 
ſchützt werden ſoll (§ 883), ſetzt das Geſetz dagegen, 
im Gegenſatze zum Falle der Eintragung einer Rechts- 
änderung (§ 873), bei der Vormerkung nicht voraus. 
Der klare Wortlaut des Geſetzes (§ 885) läßt hierüber 
keinen Zweifel. Daraus folgt, daß die etwaige Eini— 
gung hier überhaupt keine rechtlich bedeutſame Rolle 
ſpielt, und daß ſonach bei der Frage, ob eine einge— 
tragene Vormerkung auf einer Grundlage beruht, die 
ihr Rechtswirkſamkeit zu verleihen vermag, gerade auf 
die Eintragungsbewilligung zurückgegangen werden 
muß, und daß anderſeits ein weſentlicher Mangel in 
der Eintragungsbewilligung durch das etwaige Vor— 
handenſein einer (hier überhaupt belanglofen) Einigung 
zwiſchen den beiden beteiligten Teilen in keinem Falle 
geheilt werden kann. Wenn die Reviſionen einen 
andern Standpunkt vertreten wollten, ſo beruht das 
auf Rechtsirrtum. Hier enthält nun die Eintragungs⸗ 
bewilligung, auf Grund deren für die Bekl. die Auf⸗ 
laſſungsvormerkung eingetragen worden iſt, wie dem 
BG. zuzugeben, mindeſtens einen weſentlichen Mangel, 
und zwar den, daß es unmöglich iſt, aus der Urkunde 
zu entnehmen, in Anſehung welchen Teiles der Grund» 
ſtücke die Bekl. die Auflaſſung zu fordern berechtigt 
fein ſollen, und welcher Anſpruch alſo dem Gegen» 
ſtande nach durch die Vormerkung geſchützt ſein ſoll. 
Es iſt in der Urkunde nur geſagt: „zur Sicherung des 
Anſpruchs auf Auflaſſung unſeres Reſtgutes von zirka 
400 Morgen“. Aber welcher Teil der Grundſtücke das 
Reſtgut darſtellen ſolle, oder welche 400 Morgen von 
den geſamten 460 Morgen der Grundſtücke den Bekl. 
zugedacht ſind, iſt in der Urkunde nicht nur nicht aus— 
drücklich ausgeſprochen, läßt ſich aus ihr vielmehr 
auch nicht einmal mittelbar beſtimmen, da es auch an 
allen Angaben fehlt, welche eine ſolche Beſtimmung 
ermöglichten. Der Eintrag ſelbſt endlich erweckt den 
Anſchein, als hätten die Bekl. einen Anſpruch auf Auſ⸗ 
laſſung der geſamten Grundſtücke, und iſt daher keines⸗ 
falls geeignet, auch dem Gegenſtande nach den Anſpruch 
erkennbar zu machen, der den Bekl. auf Grund der 
Bewilligung der Eigentümer in Wirklichkeit geſchützt 
werden ſollte. Unter dieſen Umſtänden fehlt es der 
eingetragenen Vormerkung an einer für ihre Rechts⸗ 
gültigkeit erforderl. Grundlage unbedingt. Daß auch 
bei einer Auflaſſungsvormerkung der Grundſtücksteil, 
bezüglich deſſen der Auflaſſungsanſpruch beſtehen ſoll, 
mindeſtens beſtimmbar ſein muß, hat der erk. Senat 
bereits in ſeinem Urteile vom 12. November 1913 
(Gruchot Bd. 58 S. 1016) angenommen. Die Tatſache, 
daß der Eintrag ſelbſt, wie er lautet, einen Mangel 
nach der angegebenen Richtung hin inſofern nicht ent— 
halten würde, als ihm zufolge ein Auflaſſungsanſpruch 
in Anſehung der geſamten Grundſtücke geſchützt fein 
würde, kann den Bekl. um deswillen nicht zugute 
kommen, weil die zugrunde liegende Eintragungs— 
bewilligung erweiſt, daß ein ſo weit gehender Anſpruch 
Gegenſtand des Schutzes nicht ſein ſollte. Immer bleibt 
es daher im ungewiſſen, worauf ſich der Schutz der 
Vormerkung erſtrecken könnte, und Dritten gegenüber 
kann ſie fonach auch keine Wirkung haben. Bei dieſer 
Sachlage verſchlägt auch der Einwand der Reviſion 
der Bekl. nichts, daß für Dritte durch die Vormerkung 


jedenfalls erſichtlich gemacht ſei, daß die Gefahr beſtehe, 


es könnte ihnen das Grundſtück wieder entzogen werden. 
Da ſchon der eine erörterte Entſcheidungsgrund des 
BG. durchgreift, fo braucht nicht noch weiter geprüft 
zu werden, ob die Vormerkung auch deswegen etwa 
unbedingt nichtig iſt, weil ihr Inhalt ſich mit dem 
der Eintragungsbewilligung in einem weſentlichen 
Punkte nicht deckt, oder weil weder in dem Eintrage 
ſelbſt noch in der Eintragungsbewilligung angegeben 
iſt, worauf der angebl. Auflaſſungsanſpruch der Bekl. 
beruhen ſoll. (Urt. des V. ZS. vom 6. Oktober 1917, 
V 128/1917). E. 
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VI. 


Beweislaſt im Falle der Behauptung die verein⸗ 
barte Proviſien ſei von der Ausführung der vermittelten 
Kauſverträge und von der Bezahlung des Kanſpreiſes 
abhängig 1 worden. Die Klägerin vermittelte 
im März 1915 drei Kaufverträge zwiſchen der Bekl. 
und einem Bekleidungsamte. Einer dieſer Verträge 
blieb unausgeführt. Die Kl. beanſpruchte Proviſion 
für die Vermittelung dieſes Vertrages. Die Bekl. be- 
hauptete , unter Widerſpruch eder Kl., der Proviſions⸗ 
anſpruch ſei von der Ausführung der Verträge und 
von der Bezahlung des Kaufpreiſes abhängig gemacht 
worden. Das BG. gab der Klage ſtatt. Auf die 
Reviſion der Bekl. wurde das Berufungsurteil auf⸗ 
gehoben und die Sache an das BG. zurückverwieſen. 

Gründe: Die Entſcheidung des [Rechtsſtreits 
hängt davon ab, ob, wie die Kl. behauptet, die Pro⸗ 
viſion ohne Einſchränkung verſprochen oder, wie die 
Bekl. geltend macht, von der Ausführung der Ver⸗ 
träge und von der Bezahlung des Kaufpreiſes ab⸗ 
hängig gemacht worden iſt. Dabei handelt es ſich 
aber nach dem von den Parteien vorgetragenen Sad): 
verhalt weder um eine beſondere nachträgliche Ver⸗ 
einbarung, noch, wie das BG. ſagt, um eine Neben⸗ 
abrede, ſondern um den urſprünglichen Inhalt des 
Provliſionsverſprechens ſelbſt. Die Beweislaſt für den 
Inhalt des Verſprechens trifft daher die Kl., die darauf 
ihren Anſpruch aründet und nach 8 652 BGB. auch 
gründen muß. Das Geſetz gewährt einen Anſpruch 
auf Mäklerlohn nicht, wie man nach dem Eingang 
der Entſcheidungsgründe des Berufungsurteils meinen 
könnte, ſchon dann, wenn jemand einen Vertrag ver⸗ 
mittelt oder die Gelegenheit zum Abſchluſſe nach⸗ 
gewieſen hat, ſondern ſetzt voraus, daß für einen 
dieſer Fälle ein Mäklerlohn ausdrücklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend verſprochen worden iſt. Der Mäkler muß 
alſo auch die Unbedingtheit des Verſprechens beweiſen 
(vgl. RG. Bd. 68 S. 307), und es iſt rechtsirrig, 
wenn das BGG. die Beweislaſt der Bekl. auferlegt und 
mangels Beweiſes der „Nebenabrede“ die Bekl. ver⸗ 
urteilt. Das BG. hätte auf Grund der Zeugenaus— 
ſagen den tatſächlichen Hergang feſtſtellen oder, wenn 
es auf dieſer Grundlage keine ſichere Ueberzeugung 
gewinnen konnte, die Auferlegung eines Eides, ſei es 
eines richterlichen, ſei es des von der Kl. der Bekl. 
zugeſchobenen Eides, in Erwägung ziehen müſſen. 
Das B. hat keines von beiden getan, es ſpricht viel⸗ 
mehr nur von Möglichkeiten und Wahrſcheinlichkeiten, 
erklärt den Beweis der „Nebenabrede“ für nicht er⸗ 
bracht und verweiſt insbeſondere noch darauf, daß die 
Bekl. ſich eines ſonſtigen Beweismittels nicht bedient 
habe, obwohl die Kl. auf die Beweispflicht der Bekl. 
hingewieſen habe. Von einer Beweispflicht der Bekl. 
kann aber nach dem Dargelegten keine Rede ſein. (Urt. 
des III. 35. vom 9. Okt. 1917, III 196/177). — e — 
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B. Strafſachen. 
1 


Entfernung des geſetzlichen Vertreters des Auge⸗ 
klagten ans den Sitzungsſaale während der Vernehmung 
des Angeklagten und der Zeugen. Aus den Gründen: 
Die Beſchwerdeführerin, welche mit Rückſicht darauf, 
daß ihr Mann im Felde ſteht, die elterl. Gewalt über 
den Angekl. gemäß § 1685 Abſ. 1 BGB. ausübt, war 
in der Hauptverhandlung im Zuhörerraum anweſend, 
wurde aber alsbald nach dem Aufruf der Zeugen 
auf Gerichtsbeſchluß aus dem Sitzungsſaal entfernt, 
weil ſie ihrem Sohn heimlich verſchiedene Zeichen 
machte. Erſt nach der Vernehmung der Angekl. und 
der Zeugen wurde ihr der Wiedereintritt in den 
Sitzungsſaal geſtattet. Die Reviſion macht geltend, 
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daß in dieſem Verfahren eine Verletzung der 88 176, 
178 GVG. und des 8 149 StPO. läge. Dem Rechts⸗ 
mittel war jedoch der Erfolg zu verſagen. Auf welche 
geſetzl. Beſtimmung ſich der Beſchluß gründet, iſt darin 
nicht geſagt. 8 176 GG., wonach der Zutritt zu 
öffentl. Verhandlungen unerwachſenen und ſolchen 
Perſonen verſagt werden kann, die ſich nicht im Beſitz 
der bürgerl. Ehrenrechte befinden oder die in einer 
der Würde des Gerichts nicht entſprechenden Weiſe 
erſcheinen, kam nach Lage der Sache nicht in Frage. 
Die Oeffentlichkeit der Verhandlung iſt alſo durch den 
Beſchluß nicht beſchränkt worden; die Oeffentlichkeit 
iſt vielmehr bei der Verhandlung und bei der Ver⸗ 
kündung des Urteils durchweg gewahrt worden. Es 
handelte ſich offenbar um eine Handlung der Sitzungs⸗ 
polizei. Den Anlaß zu dem Beſchluß gab nach dem 
Inhalt des Protokolls die darin feſtgeſtellte Tatſache, 
daß die Veſchwerdeſührerin, welche im Zuhörerraum 
anweſend war, ihrem Sohn heimlich verſchiedene 
Zeichen machte. Hierin erblickte das Gericht an⸗ 
ſcheinend den Verſuch der . ihres Sohnes 
und damit eine Störung der Verhandlung, vielleicht 
auch eine Ungebühr. Es kann indes dahingeſtellt 
bleiben, ob das Gericht die Entfernung auf Grund 
des 8 178 GVG. angeordnet hat, deſſen Vorausſetzungen 
aus dem im Protokoll feſtgeſtellten Tatbeſtand inſofern 
nicht erhellen, als ein Ungehorſam der Beſchwerde⸗ 
führerin gegen einen zur Aufrechterhaltung der Ord— 
nung erlaſſenen Befehl nicht feſtgeſtellt iſt, oder ob 
das Gericht auf Grund des 8 179 GVG. wegen Un⸗ 
gebühr der Beſchwerdeführerin gegen ſie eingeſchritten 
iſt. Denn keinesfalls kann die Anordnung, ſoweit ſie 
gegen die Beſchwerdeführerin als Zuhörerin gerichtet 
war, zum Gegenſtand einer Reviſionsbeſchwerde ge⸗ 
macht werden. Zwingende Vorſchriften des Ver⸗ 
fahrens, wie der Grundſatz der Oeffentlichkeit, oder 
Rechte und Intereſſen des Angekl. find dadurch nicht 
verletzt worden. Es kann ſich alſo nur fragen, ob 
mil Rückſicht darauf, daß die angeordnete Maßnahme 
ſich zugleich gegen die Mutter und geſetzl. Vertreterin 
des genannten Angekl. richtete, deren Befugnis, als 
Beiſtand ihres Sohnes in der Hauptverhandlung auf⸗ 
zutreten, vereitelt oder beeinträchtigt worden iſt (vgl. 
RGSt. Bd. 38 S. 106). Dieſe Frage iſt aber ent⸗ 
gegen den Ausführungen der Reviſton zu verneinen. 
Die Vorſchrift des 8 149 StPO. wonach der geſetzl. 
Vertreter eines Angekl. in der Hauptverhandlung als 
deſſen Beiſtand zuzulaſſen und auf ſein Verlangen zu 
hören iſt, ſetzt voraus, daß der zum Beiſtand Berech⸗ 
tigte die ihm zuſtehende geſetzl. Befugnis überhaupt 
ausüben will. Der geſetzl. Vertreter muß, wenn er 
zugelaſſen und gehört werden will, dieſe Abſicht dem 
Gericht in irgend einer Weiſe zu erkennen geben. 
Hieran iſt die Beſchwerdeführerin auch durch die Ent: 
fernung aus dem Sitzungsſaal nicht gehindert worden. 
Denn ſie hätte jederzeit z. B. durch Vermittelung des 
Gerichtsdieners dem Gericht mündlich oder ſchriftlich 
ihren Wunſch unterbreiten können, als Beiſtand ihres 
Sohnes zur Verhandlung zugelaſſen zu werden. Als⸗ 
dann hätte das Gericht über den Antrag befinden 
müſſen. Die Beſchwerdeführerin hat aber in dieſer 
Richtung überhaupt keine Schritte unternommen. Sie 
hat auch, als ihr nach Abſchluß der Zeugenver— 
nehmungen von Amts wegen der Eintritt in den 
Sitzungsraum wieder geſtattet wurde, ſie alſo der 
übrigen Beweisaufnahme beiwohnen und die Anträge 
und Ausführungen der Beteiligten anhören durfte, 
nicht Veranlaſſung genommen, ihrem Sohn als Bei— 
ſtand zur Seite zu ſtehen. Da ſie ſich auch ſchon bei 
Beginn der Verhandlung nicht als Beiſtand ihres 
Sohnes gemeldet, ſondern nur in den Zuhörerraum 
begeben hatte, ſo ergibt ſich aus ihrem geſamten Ver— 
halten, daß ſie als Beiſtand ihres Sohnes in der 
Hauptverhandlung überhaupt nicht auftreten wollte, 
alſo auch inſofern an der Wahrnehmung ihrer Rechte 
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nicht behindert worden ſein kann. Es hat daher auch 

eine Verletzung des 8 149 StPO. nicht l 

(Urt. des I. StS. vom 23. Juli 1917, 1 D 323/17). E. 
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II. 


Tatmehrheit bei gewshuheitsmäßiger Suppelei? 
Aus den Gründen: Die W. und die E., die letztere 
eine Tochter der Angekl. Z., haben in der Wohnung 
der Z. gewerbsmäßig Unzucht ausgeübt. Dieſes Treiben 
hat die Angekl. Z. durch Handlungen, wie durch Ueber⸗ 
laſſung ihrer Wohnung, durch Zeichengeben und in 
einem Fall durch die Zuführung von Mannsperſonen 
gefördert. Das Urteil iſt zur Beſtrafung der Angell. 
wegen Kuppelei in zweifacher Tat gelangt, weil ſie 
jeweils gewohnheitsmäßig der Unzucht ihrer Tochter 
und ſodann der der W. Vorſchub leiſtete. Es iſt nicht 
zu beanſtanden, wenn, was die Kuppelei bezüglich der 
Tochter 0 gegen die Angekl. ſowohl der $ 180 
wie der $ 181 StGB. und zwar rechtl. zuſammen⸗ 
treffend angewendet werden (RGSt. Bd. 42 S. 203). 
Die Merkmale der Gewohnheitsmäßigkeit ſind auch im 
Urteil zutreffend nachgewieſen. Unzutreffend iſt es aber, 
wenn außerdem noch wegen einer weiteren ſelbſtän⸗ 
digen Straftat die Beſtrafung der Angekl. wegen 
Kuppelei in Beziehung auf die W. erfolgte. Dieſe 
Annahme begründet die Str. damit, daß die beiden 
von ihr unterſtellten Kuppeleifälle zwei ſelbſtändigen 
geſonderten Vorſätzen entſprungen ſeien. Allein die 
gewohnheitsmäßige Form der Begehung einer Straf⸗ 
tat faßt alle Einzelfälle einer ſolchen zu einer einzigen 
Straftat zuſammen, die ſomit auf einem einzigen 
Vorſatz beruht. Deshalb war hier der Borfag der 
Angekl. ein einheitlicher, er umfaßt die gewohnheits⸗ 
mäßige Förderung der Unzucht der W. und der E. 
und durfte nicht in zwei geſonderte gewohnheitsmäßige 
Vorſätze zerlegt werden. (Urt. des I. StS. vom 5. Juli 
1917, 1 D 236/17). E. 
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III. 


Unzuläſſige Schlachtungen: was 19 man unter 
Schlachtungen über die 2 . hinaus i. S. des 5 6 
Abf. 1 Satz 2 BR BO. vom 27. März 1916 über Fleiſch⸗ 
verſorgung? Aus den Gründen: Die Angekl. be⸗ 
trieben in W. gewerbliche Schlächtereien. Sie haben 
im Juli 1916 auf eigene Rechnung in Oldenburg und 
Hannover Schweine aufgekauft, in W. geſchlachtet und 
dort das gewonnene Fleiſch an ihre Kundſchaft ver⸗ 
kauft, obwohl ihnen bekannt gegeben war, daß das 
Schlachtvieh künftig in jeder Woche durch den Kom⸗ 
munalverband zugewieſen werde, und der Fleiſcher⸗ 
meiſter Schlachtvieh auf andere als die vorgeſchriebene 
Weiſe nicht aufkaufen und ſchlachten dürfe. Auf Grund 
dieſer Feſtſtellungen iſt die Annahme der Str., daß die 
Angekl. verbotwidrig ihren Bedarf an Schweinen gedeckt 
und Schlachtungen über die zuläſſige Höchſtzahl hinaus 
vorgenommen haben, rechtl. nicht zu beanſtanden. Nach 
SH BRVO. vom 27. März 1916 über Fleiſchverſorgung 
dürfen Schlachtungen von Vieh, die nicht ausſchließlich 
für den eigenen Wirtſchaftsbedarf des Viehhalters be⸗ 
ſtimmt find, nur in dem von der Reichsfleiſchſtelle er⸗ 
laubten Umfange geſtattet werden, und haben die 
Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Be⸗ 
hörden Anordnungen zu treffen, um Schlachtungen über 
die zugelaſſene Höchſtzahl hinaus zu verhindern. Aus⸗ 
nahmen hiervon ſind nur für Haus- und Notſchlach⸗ 
tungen zugelaſſen. Auf Grund dieſer BO. und der zu 
ihr erlaſſenen Preuß. Ausf Anweiſung vom 27. März 
1916 iſt die Bek. vom 14. April 1916, wie ſie einleitend 
ausdrücklich hervorhebt, für den Kreis W. mit Ge⸗ 
nehmigung des Regierungspräſidenten vom Landrat 
als Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes erlaſſen; fie ent— 
hält alſo die Beſtimmungen, die verhindern ſollen, 
daß die von der Reichsfleiſchſtelle für den Kreis zu⸗ 


gelaſſene Höchſtzahl von Schlachtungen überſchritten 
wird.“) Zur Erreichung dieſes Zieles ordnet fie unter 
Nr. 1 an, daß die von der Reichsfleiſchſtelle für den 
Bezirk des Kreiſes zugelaſſenen Schlachtungen vom 
Kreisausſchuſſe auf die gewerbl. Schlächtereien des Kreiſes 
verteilt werden, und beſtimmt unter Nr. 2, nachdem 
ſie mitgeteilt hat, welche Zahl Vieh als Höchſtzahl die 
Reichsfleiſchſtelle für den Umfang des Kommunalver⸗ 
bandes für die Zeit vom 1. April 1916 bis 30. Juni 
1916 zur Schlachtung zugelaſſen hat, daß der durch 
Satzung vom 16. April 1916 ins Leben gerufene Flei⸗ 
ſcherverband des Kreiſes das dem Kreiſe vom Weſtfäl. 
Viehhandelsverbande zu liefernde Schlachtvieh zu über⸗ 
nehmen und auf die gewerbl. Schlächtereien zu ver⸗ 
teilen hat. Die Bek. iſt in ihrer Geltung ebenſowenig 
zeitl. beſchränkt wie die BRBO. ſelbſt. Eine zeitl. Be⸗ 
ſchränkung kann insbeſondere nicht daraus hergeleitet 
werden, daß ſie neben den der Regelung der Fleiſch⸗ 
verſorgung dienenden allgemeinen Beſtimmungen noch 
eine Mitteilung an die Beteiligten darüber enthält, 
welche Mengen Vieh die Reichsfleiſchſtelle zunächſt für 
die Zeit vom 1. April bis 30. Juni 1916 zur Schlach⸗ 
tung im Kreiſe W. zugelaſſen hat. Die BO. will ver⸗ 
hindern, daß die Schlachtungen im Kreiſe über die 
Höchſtzahl der von der Reichsfleiſchſtelle für deſſen Be⸗ 
zirk zugelaſſenen oder noch zuzulaſſenden Schlachtungen 
hinausgehen, indem ſie anordnet: 1. Die von dieſer Stelle 
zugelaſſenen Schlachtungen werden vom Kreisausſchuſſe 
auf die einzelnen Schlächtereien des Kreiſes der Zahl 
nach verteilt. 2. Das zum Schlachten beſtimmte Vieh 
wird vom Weſtfäl. Viehhandelsverbande dem Kreiſe 
geliefert und der Fleiſcherverband des Kreiſes weiſt 
aus der zu liefernden Anzahl Tiere dem einzelnen 
Schlächter Stücke gemäß der Verteilung des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes zu. Hiernach iſt dem einzelnen Schlächter das 
Schlachten von ſolchem Vieh, das er nicht nach Maß⸗ 
gabe des Verteilungsbeſchluſſes des Kreisausſchuſſes 
aus der vom Viehhandelsverbande gelieferten Ware 
vom Fleiſcherverbande zugeteilt erhalten 1 ohne 
Kenntnis dieſer Verteilungsbehörden ſich anderweit 
beſchafft hat, ſchlechthin verboten, weil das Schlachten 
ſolchen Viehes die Ueberwachung der Einhaltung der 
Höchſtzahl und die Verhinderung ihrer Ueberſchreitung 
unmöglich machen würde, und ſomit war auch dem 
Angekl. das Schlachten des von ihnen ſelbſt angekauften 
Viehs ſelbſt dann unterſagt, wenn die Höchſtzahl des 
vom Kreisausſchuß ihrer Schlächterei zugeteilten Viehs 
durch die Zuweiſung von Stücken ſeitens des Fleiſcher⸗ 
verbandes noch nicht erreicht war, oder auch infolge 
unzureichender Lieferung des Viehhandelsverbandes 
nicht mehr erreicht werden konnte. Die für den einzelnen 
Schlächter zugelaſſene „Höchſtzahl“ des Viehs i. S. der 
BO. bezieht ſich nur auf das in Ausführung des Be⸗ 
ſchluſſes der Reichsfleifchſtelle vom Fleiſcherverband 
zugewieſene Vieh. Das ſelbſtändig angekaufte und 
ohne Kenntnis der Verteilungsbehörden geſchlachtete 
Vieh iſt und bleibt i. S. der BO. immer Vieh „über 
die Höchſtzahl hinaus“, nämlich diejenige Höchſtzahl 
hinaus, die auf Grund der Feſtſetzung der Reichsfleiſch⸗ 
ſtelle und der Verteilung der durch dieſe zugeſprochenen 
Höchſtzahl ſeitens des Kreisausſchuſſes durch Ausführung 
dieſer Verteilung ſeitens des Fleiſcherverbandes der 
Geſamtheit der Schlächter des Kreiſes zugehen durfte 
und zuging. Demgemäß iſt auch in der Verfügung 
vom 3. Juni 1916, die den Angekl. bekannt gegeben 
worden iſt, nicht nur die Mitteilung enthalten, in 
welcher Weiſe in Zukunft das dem Kreiſe zuge» 
wieſene Vieh verteilt werden wird, ſondern auch 
das Verbot an die Schlächtermeiſter, Schlachtvieh auf 
andere Weiſe als durch den Fleiſcherverband zu kaufen 
und ſolches anderweit gekaufte Vieh zu ſchlachten. Hier- 
nach bedurfte es nicht einer beſonderen Feſtſtellung 


1) Vgl. für Bauern Ziff. III der Min Bek. vom 29. April 1916 
über Fleiſchverſorgung (Staats Anz. 100 a). 
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darüber, wie hoch von der Reichsfleiſchſtelle die Höchſt⸗ 
zahl des im Kreiſe im Monat Juli zu ſchlachtenden 
Biehes feſtgeſetzt war, und welchen Beſchluß der Kreis⸗ 
ausſchuß für dieſen Monat hinſichtlich der Verteilung 
des Viehes auf die einzelnen Fleiſcher gefaßt hatte. 
Die Verurteilung wegen Berg. gegen die VO. vom 
14. April 1916 rechtfertigte allein ſchon die Feſtſtellung, 
daß die Angekl. in Kenntnis des Verbots der VO. im 
Juli in W. Vieh geſchlachtet hatten, das ihnen nicht 
durch den Fleiſcherverband zugewieſen war, das ſie 
vielmehr ſelbſt eigenmächtig aufgekauft hatten. (Urt. 
des V. StS. vom 25. September 1917, 5 D 402/1917). 
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IV. 


Zn EIPO. 59 252, 263. Verwertung der den i. Pi 
Angaben widersprechenden Ansſage, die der frühere Mit- 
angeklagte und jetzige geng: in demſelben Berjahren als 
Angeklagter gemacht hat. Aus den Gründen: Der 
Mitangekl. J. iſt bereits rechtskräftig verurteilt worden. 
In der Hauptverhandlung gegen den Beſchwerdeführer 
wurde er als Zeuge vernommen. Nach dem Sitzungs⸗ 
protokoll wurden frühere Ausſagen des Zeugen nicht 
verlefen. Nach der Urteilsbegründung hat er in der 
Hauptverhandlung gegen den Beſchwerdeführer zuge⸗ 
geben, in der gegen ihn geführten Verhandlung die 
der Ankl. zugrunde liegenden Vorgänge ſo geſchildert 

haben, wie ſie das Urteil gegen den Beſchwerde⸗ 
führer feſtſtellt, dieſe Schilderung aber als Zeuge 
widerrufen. Die StrK. hat den früher von ihm als 
Angekl. gemachten Angaben Glauben beigemeſſen und 
ſeiner Zeugenausſage den Glauben verſagt. Gegen 
dieſes Verfahren beſtehen keine prozeſſualen Bedenken; 
insbeſondere tritt in ihm keine Verletzung der 88 252, 
263 StPO. zutage. Wenn zwiſchen der Ausſage, 
die J. in der Hauptverhandlung als Zeuge machte, 
und ſeiner früheren Ausſage ein Widerſpruch hervor⸗ 
trat, ſo wäre die Verleſung der früheren Ausſage 
zuläffig gemefen. Der Umſtand, daß er fie nicht als 
Zeuge, ſondern als Angekl. gemacht hatte, würde kein 
rechtl. Hindernis gebildet haben (RGSt. Bd. 12 S. 118, 
Goltd Arch. Bd 36 S. 319). Der Vorſitzende konnte 
ſich aber, was durch $ 252 nicht ausgeſchloſſen wurde, 
und worüber das Sitzungs protokoll keine Auskunft 
zu geben braucht, auch darauf beſchränken, den hervor⸗ 
tretenden Widerſpruch durch mündlichen 5 der 
früheren Ausſage zur Feſtſtellung und zur Kenntnis 
des Gerichts zu bringen. Das iſt hier geſchehen. Der 
Widerſpruch iſt auch aufgeklärt worden dahin, daß 
J. einräumte, ſich früher abweichend von ſeiner jetzigen 
Bekundung ſo ausgelaſſen zu haben, wie es im Urteil 
feſtgeſtellt iſt, daß er aber ſeine frühere Ausſage als 
unwahr widerrief. Damit war aber die frühere Aus⸗ 
ſage in zuläſſiger Weiſe zum Gegenſtande der Haupt⸗ 
verhandlung gemacht, und ſie durfte bei der Urteils⸗ 
findung berückſichtigt werden. Darüber, welche der 
beiden Ausſagen für glaubwürdig zu erachten war, 
hatte alsdann der Tatrichter nach ſeiner freien Ueber⸗ 
zeugung zu entſcheiden. Die Strͤ. hat daher, wenn 
ſie der früheren Ausſage den Vorzug gab, nicht gegen 
§ 263 StPO. verſtoßen, ſondern den darin aufgeſtellten 
Beweisgrundſatz befolgt. (Urt. des V. StS. vo 
7. Dezember 1917, 5 D 618/17). E. 
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V 


Tateinheit oder mehrheit bei Hehlerei in den ver⸗ 

1 egehungs formen des § 259 StGB.? Aus 
en Gründen: Die Str. konnte in dem Ankauf 
von 4 Unterröcken durch die Beſchwerdeführerin von 
der Mitangeklagten Gr. und in der Mitwirkung bei 
dem Abſatze von 40 weiteren Unterröcken im Auftrage 
der Gr. ohne Rechtsirrtum 2 ſelbſtändige Handlungen 
ſehen, auch wenn ſämtliche Sachen gleichzeitig zu ihr 
geſchafft worden find. Hehlerei in der Begehungsform 
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des Anſichbringens und des Mitwirkens zum Abſatze 
ſtellt nach der Art und der Zeit ihrer Verübung in 
ſich abgeſchloſſene und gegen einander abgegrenzte ſelb⸗ 
ſtändige Tatbeſtände dar, die ſich in keiner Hinſicht zu 
decken brauchen und auch nicht teilweiſe eine begriffliche 
Einheit bilden (Goltd Arch. Bd. 48 S. 359). Ob fie bei Eins 
heitlichkeit des Vorſatzes zu einer Einheit zuſammen⸗ 
gefaßt werden könnten, ſei es i. S. von 8 73 Sts., 
ſei es als fortgeſetzte Handlung, muß auf ſich beruhen. 


Die Str. hat jedenfalls tatſächlich feſtgeſtellt, daß ihnen 


ae: jedesmal ein befonderer aeg zugrunde lag. 

emnach unterliegt die Annahme ſelbſtändiger Hand⸗ 

lungen keinem Rechtsbedenken. (Urt. des V. StS. vo 

19. Dezember 1917, 5 D 685 / 17). E. 
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VI. f 

Zu 8 266 Abſ. 3 Stßo.: Beantragung der Zu⸗ 
billigung mildernder Umſtände durch Beantragung einer 
Seldſtrafe. Aus den Gründen: Die Rüge einer 
Verletzung des 8 266 Abſ. 3 StPO. iſt begründet. 
Wenn der Verteidiger auch nicht ausdrücklich die Zu⸗ 
billigung mildernder 1 für den Angekl. in 
Anſpruch genommen hat, ſo hat er doch begehrt, daß 
dieſer nur mit einer milderen Geldſtrafe belegt werde. 
Auf die Anklage aus 88 267, 268 StGB. konnte auf 
eine Geldſtrafe als alleinige Strafe überhaupt nicht 
und aus 8 263 StG. auf eine ſolche nur erkannt werden, 
wenn mildernde Umſtände vorhanden waren. Der 
Verteidiger hat demzufolge in ſeinem Antrage deren 
Zubilligung gefordert (RGSt. Bd. 29 S. 276, Bd. 43 
S. 297, Bd. 45 S. 331). Nach 8 266 Abſ. 3 StPO. 
müſſen, wenn das Strafgeſetz die Anwendung einer 
geringeren Strafe von dem Vorhandenſein mildernder 
Umſtände abhängig macht, die Urteilsgründe die hierüber 
getroffene Entſcheidung ergeben, ſobald ihr Vorhanden⸗ 
ſein gegenüber einem in der Hauptverhandlung ge⸗ 
ſtellten Antrage verneint wird. Das Urteil hat ſich 
über das Vorhandenſein mildernder Umſtände nicht 
ausgeſprochen und verſtößt inſoweit gegen das Geſetz. 
Es läßt auch nicht erkennen, daß die Strͤ. die Vers 
neinung beſchloſſen und nur die Niederſchrift dieſes 
die Strafzumeſſung betreffenden Grundes verſäumt 
hat, ſodaß auch nicht geſagt werden kann, die Be⸗ 
ber fung mit 3 Monaten Gefängnis beruhe nicht auf 
er Unterlaſſung der Aufnahme des vorgeſchriebenen 
Ausſpruches in die ſchriftlichen Urteilsgründe. (Urt. 
des V. StS. vom 19. Dezember 1917, 5 D 670/17). 

258 E. 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


Zur Auslegung der 36 62, 111 und 4 öſterr. allg. 
BEB. und der Art. 13 und 30 66.B6B.: Berehe⸗ 
lichung eines geſchiedenen dentſchen Katholiken bei Leb⸗ 
zeiten ſeiner erſten Fran mit einer öſterreichiſchen Ka⸗ 
tholikin. Der katholiſche bayer. Staatsangehörige B., 
der von ſeiner noch lebenden erſten Frau geſchieden 
iſt, beabſichtigt, ſich mit der gleichfalls katholiſchen 
öſterreichiſchen Staatsangehörigen M. zu verehelichen. 
Das Standesamt lehnte den Antrag auf Erlaſſung 
des Aufgebots ab, da der Verehelichung mit der M. das 
für dieſe nach öſterr. Recht beſtehende Ehehindernis 
des Katholizismus und des beſtehenden Ehebandes 
entgegenſtehe. Auf den Antrag des B. hin wies 
das AG. das Standesamt an, beim Vorliegen der 
fonſtigen Vorausſetzungen das Aufgebot zu erlaſſen; 
es nahm an, daß allerdings nach öſterr. Rechte der 
Verehelichung das Ehehindernis des Katholizismus 
entgegenſtehe, daß aber dieſes Recht hier gemäß Art. 30 
EG. BGB. nicht anzuwenden ſei, da es gegen den 
Zweck des deutſchen Geſetzes verſtoße, das die Wieder⸗ 
verehelichung gefchiedener Gatten ermöglichen wolle. 
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Das LG. hob auf die von dem Stadtmagiſtrat M. als 
Aufſichtsbehörde des Standesamts eingelegte Beſchwerde 
hin den amtsgerichtl. Beſchluß auf und wies den 
Antrag des B. ab. Auf deſſen weitere Beſchwerde 
wurde der Beſchluß des LG. aufgehoben und die Be⸗ 
ſchwerde gegen den Beſchluß des AG. zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: Oeſterreich iſt der Haager 
Konvention vom 12. Juni 1902 nicht beigetreten; deshalb 
iſt, wie das BeſchwG. mit Recht annimmt, für die 
Beurteilung des Rechts verhältniſſes ausſchließlich der 
Art. 13 EG. BGB. maßgebend. Da hienach die Ein⸗ 
gehung der Ehe, ſofern auch nur einer der Verlobten 
ein Deutſcher iſt, in Anſehung eines jeden der Ver⸗ 
lobten nach den Geſetzen des Staates zu beurteilen 
iſt, dem er angehört, würde an und für ſich die Fähig⸗ 
keit der M. zur Eingehung der Ehe mit dem Beſchwerde⸗ 
führer nach öſterr. Rechte zu beurteilen ſein. Nach 
dieſem aber iſt, wie das BeſchwG. im Ergebnis zu⸗ 
treffend annimmt, die Verehelichung unzuläſſig, da 
B., der dem kathol. Bekenntnis angehört, ſchon einmal 
verheiratet war und von ſeiner jetzt noch lebenden 
erſten Frau gerichtlich geſchieden iſt. Das LG. 
nimmt zur Begründung ſeiner Anſicht Bezug auf die 
Hofdekrete vom 26. Auguſt 1814 und 17. Juli 1835, 
durch die beſtimmt worden ſei, daß eine kathol. Perſon 
einen getrennten nichtkathol. Ehegatten nicht heiraten 
könne, ſolange der andere getrennte Gatte lebe, und 
meint, was in den Hofdekreten für die Verheiratung 
mit einem getrennten nichtkathol. Gatten beſtimmt 
ſei, gelte erſt recht für die Verheiratung mit einem 
getrennten kathol. Gatten. Dieſe Begründung geht 
fehl; die Unzuläſſigkeit der Verheiratung eines kathol. 
Oeſterreichers mit einem „getrennten“ kathol. Gatten 
bei Lebzeiten des anderen getrennten Gatten ergibt 
ch nicht aus den oben bezeichneten Hofdekreten, 
ſondern unmittelbar aus den Beſtimmungen der 
88 62 und 111 ö. a. BGB. Nach $ 111 kann das Band 
einer gültigen Ehe zwiſchen kathol. Perſonen nur durch 
den Tod des einen Gatten, alſo insbeſondere nicht 
durch Scheidung, getrennt werden und nach 8 62 darf 
ein Mann nur mit einem Weib und ein Weib nur 
mit einem Mann zu gleicher Zeit vermählt ſein. Nach 
öſterr. Recht iſt alſo eine Scheidung einer Ehe zwiſchen 
kathol. Perſonen — um ſolche handelt es ſich hier 
— ausgeſchloſſen; es erkennt auch die im Ausland 
erfolgte Scheidung einer ſolchen Ehe nicht als rechts⸗ 
gültig an und erachtet eine ſolche Ehe trotz der erfolgten 
Scheidung als fortbeſtehend (vgl. die Zitate bei Schey 
zu § 111 ö. a. BGB.). Hieraus ergibt ſich, daß die 
Verheiratung eines Oeſterreichers mit einem im Aus⸗ 
land geſchiedenen kathol. Gatten — in Oeſterreich iſt 
ja eine ſolche Scheidung überhaupt unmöglich — 
unzuläſſig ift, da ſie gegen § 62 a. a. O. verſtoßen 
würde. Die Hofdekrete vom 26. Auguſt 1814 und 
17. Juli 1835 find zu § 119 ö. a. BGB. erlaſſen, der 
die Wiederverehelichung nichtkathol. Ehegatten, deren 
Ehe geſchieden iſt, für zuläſſig erklärt. In dem erſten 
iſt beſtimmt, daß ſolche nichtkathol. Geſchiedene ſich 
zwar wieder verehelichen können, aber nur mit nicht⸗ 
kathol. Perſonen, und in dem zweiten, daß eine kathol. 
Perſon mit einer geſchiedenen nichtkathol. und eine 
bei Eingehung der Ehe nichtkatholiſche, dann aber 
zur kathol. Kirche übergetretene, von ihrem nichtkathol. 
„Gegenteil“ geſchiedene Perſon bei Lebzeiten des ge— 
ſchiedenen nichtkathol. Eheteils keine gültige Ehe ein- 
gehen kann. Die Hofdekrete führen alſo das Ehe— 
hindernis des „Katholizismus“ nicht etwa erſt ein, 
wie das LG. annimmt, ſie ziehen vielmehr nur aus 
dem in 8 111 aufgeſtellten Grundſatze der Unlöslich— 
keit der kathol. Ehe gewiſſe ausdehnende Folgerungen 
auf Ehen, an denen Nichtkatholiken beteiligt ſind, und 
kommen daher hier, wo es ſich ausſchließlich um Katho— 
lifen handelt, überhaupt nicht in Betracht. Für den 
gegenwärtigen Fall ergibt ſich nach öſterr. Recht die 
Unzuläſſigkeit der Eheſchließung, wie bereits erwähnt, 


unmittelbar aus den erwähnten en en des 
ö. a. BGB. Soferne alfo die Fähigkeit der M., die 
Ehe mit dem Beſchwerdeführer einzugehen, der Regel 
des Art. 13 CG. BGB. entſprechend, nach öſterr. Rechte 
zu beurteilen iſt, iſt ſie nicht gegeben und es entſteht 
demnach die Frage, ob tatſächlich dieſes Recht anzu⸗ 
wenden iſt. Das AG. und mit ihm der Beſchwerde⸗ 
führer ſind der Anſicht, daß die Anwendung des öſterr. 
Rechtes nach Art. 30 a. a. O. ausgeſchloſſen ſei, da ſie 
gegen den Zweck eines 1 Geſetzes verſtoßen 
würde: Das öſterr. Recht gehe von dem kathol. Bes 
griff der Unlöslichkeit des Chebandes aus; dieſer 
Standpunkt ſei von der deutſchen Geſetzgebung längſt 
verlaſſen; hier gelte der Grundſatz der Löslichkeit 
jeder Ehe ohne Rückſicht auf die Religionszugehörig⸗ 
keit und der Grundſatz der Gleichheit der Angehörigen 
aller Religionsgeſellſchaften; die öſterr. Auffaſſung 
greife alſo die Grundlagen des deutſchen ſtaatl. Lebens 
an und könne nach Art. 30 in Deutſchland nicht zur 
Anwendung kommen. Nun iſt richtig, daß die deutſche 
Geſetzgebung — vgl. das Geſetz vom 3. Juli 1869 
über die Gleichberechtigung der Konfeſſionen — von 
dem Grundſatz beherrſcht wird, daß die Verſchieden⸗ 
heit des religiöſen Bekenntniſſes ohne Einfluß ſein 
ſoll auf die bürgerlichen Rechte, daß insbeſondere 
die deutſche Ehegeſetzgebung mit der katholiſchen 
Auffaſſung der Ehe vollſtändig gebrochen und die 
bürgerl. Ehe als bürgerlichrechtlichen Vertrag unter 
Ausſchluß aller auf dem religiöſen Bekenntnis be⸗ 
beruhenden Unterſchiede feſtgelegt hat. Von dieſem 
Geſichtspunkt aus könnte wohl erwogen werden, ob 
nicht — vgl. RG. Bd. 60 S. 297 — der Unterſchied 
zwiſchen den ſtaatspolitiſchen und ſozialen Anſchauungen 
des öſterr. und des deutſchen Rechts in dieſem Punkte 
ſo erheblich iſt, daß die Anwendung des öſterr. 
Rechts unmittelbar die Grundlagen des deutſchen 
ſtaatlichen Lebens angreifen würde. Dieſe Folgerung 
hat das OLG. Hamburg in einem Fall gezogen, in 
dem es ſich um die Klage eines öſterr. Iſraeliten 
auf Nichtigkeitserklärung ſeiner in Deutſchland mit 
einer deutſchen Proteſtantin geſchloſſenen Ehe gehandelt 
hat. Das genannte Gericht hat hier die Beſtimmung 
des öſterr. Rechts, nach der Ehen zwiſchen Chriſten 
urd Nichtchriſten unzuläſſig ſind, als gegen den Zweck 
des oben erwähnten Geſetzes vom 3. Juli 1869 ver⸗ 
ſtoßend und darum in Deutſchland unanwendbar 
erklart (Niemeyers Zeitſchr. Bd. 18 S. 541; vgl auch 
RG. Bd. 57 S. 255 Rechtſpr. d. OLG. Bd. 24 S. 19). 
Allein dieſer Auffaſſung ſtehen doch im gegebenen Fall 
gewichtige Bedenken entgegen, die ſich aus dem Haager 
Abkommen vom 12. Juni 1902 herleiten laſſen, das 
zwar hier, wie ſchon erwähnt, nicht anzuwenden iſt, 
aus dem ſich aber Anhaltspunkte ergeben für die Auf 
Frage die der deutſche Geſetzgeber über das hier in 

rage ſtehende Ehehindernis hat. Nach Art. 2 Abſ. 3 
daſelbſt iſt kein Vertragsſtaat verpflichtet, eine Ehe 
ſchließen zu laſſen, die mit Rückſicht auf eine vormalige 
Ehe oder auf ein Hindernis religiöſer Natur gegen 
ſeine Geſetze verſtoßen würde. Andererſeits kann nach 
Art. 3 jeder Vertragsſtaat die Eheſchließung von Aus⸗ 
ländern geſtatten trotz eines nach dem Heimatrecht 
des Ausländers entgegenſtehenden Verbots, wenn ein 
ſolches Verbot ausſchließlich auf Gründen religiöſer 
Natur beruht. Zu den Eheverboten letzterer Art wird, 
wie ſich aus der Gegenüberſtellung von Art. 2 Abſ. 3 
und Art. 3 ergibt, das Hindernis der vormaligen Ehe 
nicht zu rechnen ſein; ein Angehöriger eines Ver— 
tragsſtaats, deſſen Heimatgeſetz die Scheidung bzw. 
Wiederverheiratung eines geſchiedenen Ehegatten ver— 
bietet, kann daher, wenn dieſe Auffaſſung zutrifft, in 
keinem Vertragsſtaat zur Eheſchließung zugelaſſen 
werden. Auf dieſem Standpunkt ſtehen die dem Reichs- 
tag über das Haager Abkommen vorgelegte u 
ferner Sauer, Ehegeſetzgebung, S. 292 und Kahn in 
Niemeyers Zeitſchrift Bd. 12 S. 252. Hiernach wäre, 
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wenn Oeſterreich der Haager Konvention beigetreten wohnt aber ſeit Jahren in Bayern und unterhält mit 


wäre, die Frage dahin entſchieden, daß die M. in 
Deutſchland nicht zur Eheſchließung zugelaſſen werden 
lann, da es ſich um ein auf einer vormaligen Ehe 
beruhendes Verbot handelt. Es würde ſich nun fragen, 
ob das, was im Verhältnis zu einem Vertragsſtaat 
verbrieften Rechtens iſt, im Verhältnis zu einem 
anderen Staat gegen den Zweck eines deutſchen Ge⸗ 
ſetzes verſtößt, ob alſo anzunehmen iſt, daß der deutſche 
Geſetzgeber ſich vertragsmäßig zu etwas verpflichtet, 
was an und für ſich gegen den Zweck eines deutſchen 
Geſetzes verſtößt. Dieſe Frage kann aber dahingeſtellt 
bleiben, da ſich die Anwendbarkeit des öſterr. Rechts 
aus 84 des ö. a. BGB. ergibt und demnach auf Art. 30 
EG. überhaupt nicht zurückgegriffen zu werden braucht. 
Nach 8 4 a. a. O. find die öſterr. Staatsbürger an die 
bürgerl. öſterr. 1 auch in Handlungen und Ge- 
ſchaften, die fie außer dem Staatsgebiete vornehmen, 
gebunden, inſoweit als ihre perſönl. Fähigkeit, ſie zu 
unternehmen, dadurch eingeſchränkt wird und als die 
Handlungen und Geſchäfte zugleich in Oeſterreich recht⸗ 
liche Folgen hervorbringen ſollen. Dieſe Beſtimmung 
iſt, wie auch von der öſterr. Literatur und Rechtſprechung 
— vgl. BayzfR. 1914 S. 314 und die dortigen Zitate 
— angenommen wird, für den Fall der Eheſchließung 
eines Oeſterreichers im Ausland dahin auszulegen, daß 
dieſer an die öſterr. Gefeßgebung nur dann gebunden 
iſt, wenn die Ehe nach ſeiner Abſicht zugleich in 
Oeſterreich rechtliche Folgen hervorbringen ſoll — 
ſ. auch RG. Bd. 78 S. 234. Das 2G. erkennt an, 
daß hienach die Fähigkeit der M., die Ehe mit dem 
Beſchwerdeführer zu ſchließen, vom öſterr. Standpunkt 
aus dann nicht zu beanftanden wäre, wenn die Ehe⸗ 
ſchließung in Oeſterreich keine rechtl. Folgen hervor⸗ 
bringen ſollte. Es verneint aber das Vorliegen dieſer 
Vorausſetzung, da es gerade der Zweck des Art. 13 
EG. ſei, der Ehe zwiſchen den Angehörigen verſchie⸗ 
dener Staaten in den Heimatſtaaten beider Verlobter 
rechtl. Anerkennung zu ſichern, alſo rechtl. Folgen 
dort hervorzubringen. Dem kann jedoch nicht bei⸗ 
getreten werden. Allerdings iſt es der Zweck des 
Art. 13 der Eheſchließung der Angehörigen verſchiedener 
Staaten in den beiden in Betracht kommenden Heimat⸗ 
ſtaaten rechtl. Anerkennung zu verſchaffen, allein dieſe 
rechtl. Anerkennung iſt nicht gleichbedeutend mit den 
rechtl. Folgen i. S. des 84 ö. a. BGB., wie ſich aus 
dieſer Geſetzesſtelle ſelbſt ergibt. Nach § 4 a. a. O. 
iſt für den Fall, daß die Eheſchließung in Oeſterreich 
rechtl. Folgen nicht hervorbringen ſoll, die Ehefähig⸗ 
keit des öſterr. Verlobten nicht nach öſterr. Recht, ſondern 
nach der lex loci zu beurteilen — vgl. hiezu RG. 
Bd. 78 S. 234. Der öſterr. Geſetzgeber erkennt alſo 
eine im Ausland erfolgte Eheſchließung eines Oeſter⸗ 
reichers als zu Recht beſtehend an trotz eines Verſtoßes 
gegen die öſterr. Ehegeſetzgebung, ſoferne nur die Ehe⸗ 
ſchließung in Oeſterreich keine rechtl. Folgen haben 
ſoll. Der Zweck des Art. 13 wird alſo ſolchenfalls 
gerade dann erreicht, wenn die Eheſchließung in Oeſter⸗ 
reich keine rechtl. Folgen haben ſoll, und es iſt demnach 
nicht richtig, daß aus dem Zweck des Art. 13, der Ehe» 
ſchließung in beiden Heimatſtaaten rechtl. Anerkennung 
zu verſchaffen, notwendig hervorgehen müſſe, daß die 
Eheſchließung in dem betr. Heimatſtaat rechtl. Folgen 
hervorbringen ſoll. Es iſt vielmehr, wie auch in dem 
von dem RG. Bd. 78 S. 234 behandelten Fall! von 
den Inſtanzgerichten angenommen wurde, in jedem 
Fall zu prüfen, ob die Eheſchließung tatſächlich in 
Oeſterreich rechtl. Wirkungen irgendwelcher Art her: 
vorbringen ſoll. Dieſe Frage iſt für den gegebenen 
Fall zu verneinen, ohne daß es einer Zurückverweiſung 
der Sache an die Vorinſtanz bedurft hätte, da die zu 
ihrer Beurteilung erforderl. Tatſachen ſämtlich feſt⸗ 
ſtehen und es weiterer tatſächlicher Feſtſtellungen und 
Erörterungen nicht bedarf. Dieſe Tatſachen find fol— 


dem Beſchwerdeführer ein Verhältnis, dem bereits 
mehrere Kinder entſproſſen ſind, die durch die Ehe⸗ 
ſchließung legitimiert werden ſollen. Sie hat ihre 
Beziehungen zu ihrem Heimatſtaat offenbar tatſächlich 
längſt gelöſt und würde ſie durch die Schließung der 
Ehe, durch die ſie die bayer. Staatsangehörigkeit er⸗ 
werben würde, auch rechtl. vollſtändig löſen. Es iſt 
unter dieſen Umſtänden nicht erſichtlich, welche rechtl. 
Folgen die Eheſchließung nach der Abſicht der M. 
in Oeſterreich nach ſich ziehen ſollte; die gegebenen 
Tatſachen zwingen vielmehr zu dem Schluß, daß ſie 
alle Beziehungen zu ihrem Heimatſtaat, deſſen Geſetz⸗ 
gebung ihr die Eheſchließung und die Legitimation 
ihrer Kinder unmöglich macht, abbrechen und folglich 
auch auf jede rechtl. Folge ihrer Eheſchließung dieſem 
Staat gegenüber verzichten will. (Beſchl. des I. 38S. 
vom 18. Januar 1918, Reg. III Nr. 81/18). M. 
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B. Strafſachen. 
I. 


Die auf phetsgraphifchen Weg in Anſichtskartenſorm 
hergeſtellten Abbildungen von Hänſern find Bildwerke 
i. S. des 8 44 Abſ. 3 GewO. Das Aufſuchen von Beſtel⸗ 
lungen auf ſolche Phstographien erfordert keinen Wander: 
gewerbeſchein und iſt hanſierſtenerfrei, wenn nur Probe⸗ 
bilder mitgeführt werden. Notwendigkeit einer Legiti⸗ 
matienskarte? (Hanſterſt . Art. 1 Ziff. 3 Art. 2 Ziff. In, 
Sewon. § 44 Abſ. 3, 4, SS 44 a, 55, 56 Abi. 3, § 148 
Nr. 5, 6, 8 149 Nr. 1). Die Angekl. E. betreibt in A. 
ein Photographengeſchäft als ſtehendes Gewerbe, 
während die Angekl. B. darin als Proviſionsreiſende 
tätig iſt. Beide Angekl. haben am 6. März 1917 ver⸗ 
ſchiedene Anweſen in M. photog raphiſch aufgenommen. 
Am 8. März 1917 zeigte die B. in M. die inzwiſchen 
in A. in Anſichtskartenform hergeſtellten Bilder dieſer 
Anweſen den Eigentümern oder Bewohnern mit dem 
Anfinnen vor, nach dieſen Probeaufnahmen photo- 
graphiſche Anſichtskarten zu beſtellen, ohne daß eine 
vorgängige Beſtellung dieſer Perſonen vorgelegen hätte. 
Auf Grund dieſer Feſtſtellungen verurteilte das BG. 
entgegen dem freifprechenden Urteile des SchG. die B. 
wegen Zuwiderhandlung gegen Art. 1 Ziff. 3, 6, 7, 16 
Haufierit®. und die E. auf Grund des Art. 20 a. a. O.; 
den Ausnahmefall des Art. 2 Ziff. 1a hielt es nicht 
für gegeben, „da mit Rückſicht darauf, daß nach den 
88 55, 44, 44 a GewO. zum Aufſuchen dieſer Beſtel⸗ 
lungen nicht eine Legitimationskarte genügt, ſondern 
ein Wandergewerbeſchein notwendig geweſen wäre, 
das Aufſuchen von Beſtellungen auf Waren bei Privat— 
perſonen ohne deren ausdrückl. Aufforderung erfolgt 
ſei“. Der StA. legte zugunſten der Angekl. Reviſion ein, 
weil ſie Beſtellungen auf Waren nicht aufgeſucht hätten 
und nicht feſtgeſtellt ſei, daß die Probebilder zum Ver- 
kauf angeboten worden ſeien. Das Urteil wurde auf: 
gehoben. 

Aus den Gründen: Nach Art. 1 Ziff. 3 des 
genannten Geſetzes unterliegt der Steuer vom Gewerbe⸗ 
betrieb im Umherziehen, wer außerhalb feines Wohn— 
orts ohne Begründung einer gewerbl. Niederlaſſung 
und ohne vorgängige Beſtellung in eigener Perſon 
Warenbeſtellungen aufſucht. Nach Art. 2 Ziff. 1a find 
dieſer Steuer nicht unterworfen: Kaufleute, Fabrikanten 
und andere Perſonen, welche ein ſtehendes Gewerbe be— 
treiben, ſowie die in deren Dienſten befindl. Reiſenden, 
welche außerhalb des Orts ihrer gewerbl. Niederlaſſung 
oder der gewerbl. Niederlaſſung ihrer Geſchäftsherren 
Warenbeſtellungen ſuchen, wenn ſie von den Waren, auf 
die ſie Beſtellungen ſuchen, nur Proben oder Muſter 
mit ſich führen, ſoferne ſie nicht nach den reichsgeſetzl. 
Vorſchriften zum Aufſuchen von Beſtellungen eines 


gende: Die M. iſt zwar öſterr. Staatsangehörige, fie | Wandergewerbeſcheines bedürfen. Nach dem 8 44 Abſ. 3 


der die Vorſchriften über den Wandergewerbeſchein 
enthaltenden GewO. dürfen die ein ſtehendes Gewerbe 
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worden ift und die Ausübung der Wiſſenſchaft (Chemie), 
deren Kenntnis Vorausſetzung der Begutachtung war, 


betreibenden Perſonen bei jedermann Beſtellungen auf | zu den Pflichten feines Amtes gehört, hat die Strͤ. 


Druckſchriften, andere Schriften und Bildwerke auf⸗ 
ſuchen, ſoweit fie nicht nach dem § 44 Abſ. 4 und 8 56 
Abſ. 3 GewO. verboten find; fie bedürfen hiezu nicht 
eines Wandergewerbeſcheins, ſondern nach dem § 54 a 
und 8 55 a. a. O. einer Legitimationskarte. Dieſe oder 
der Wandergewerbeſchein ſind beim Aufſuchen von 
»Beſtellungen auf gewerbliche Leiſtungen nicht erforder: 
lich, da die bezeichneten Geſetzesſtellen nur das Auf⸗ 
ſuchen von Warenbeſtellungen treffen. — Die auf photo⸗ 
graphiſchem Weg in Anſichtskartenform hergeſtellten 
Abbildungen der Häuſer in M. ſind Bildwerke i. S. 
der genannten geſetzl. Beſtimmungen. Mögen nun die 
hier in Frage kommenden Anſichtskarten die Eigen- 
ſchaften von Waren oder gewerbl. Leiſtungen haben, 
in keinem Falle bedurfte die Angekl. B. als Reiſende 
der das Photographengewerbe als ſtehendes Gewerbe 
betreibenden Angekl. E. eines Wandergewerbeſcheins, 
da ſie bei dem Aufſuchen von Beſtellungen auf die 
Bildwerke nur Probebilder bei ſich führte. Deshalb 
unterlagen beide Angekl. nach dem Art. 2 Ziff. la 
Hauſierſtc. nicht der Steuer im Umherziehen nach 
dieſem Geſetze. Die Verurteilung iſt zu Unrecht erfolgt, 
weshalb das Urteil aufgehoben werden mußte. Auf 
Freiſprechung konnte aus folgenden Gründen nicht er⸗ 
kannt werden: Wie bereits erwähnt, bedarf nach den 
ss 44a und 55 GewO. wer gemäß 8 44 a. a. O. 
Warenbeſtellungen aufſucht, einer Legitimationskarte; 
Zuwiderhandlungen find durch den 8 148 Nr. 5 und 6 
und durch den 8 149 Nr. 1 GewO. mit Strafe bedroht. 
Die Feſtſtellungen laſſen nicht erkennen, ob die Angekl. B. 
eine Legitimationskarte beſaß; abgeſehen hievon reichen 
die Feſtſtellungen nicht aus, um zu erkennen, ob den 
Bildwerken — Anſichtskarten — die Eigenſchaft einer 
gewerbl. Leiſtung oder einer Ware zukommt, ob nur 
das Aufſuchen von Beſtellungen auf eine gewerbl. 
Leiſtung oder das Aufſuchen von Warenbeſtellungen 
vorliegt. Iſt erſteres der Fall, ſo war nach 8 44 a 
GewO. eine Legitimationskarte nicht erforderlich. 
Darum mußte die Sache an die Vorinſtanz zurückver⸗ 
wieſen werden, damit auf Grund neuer eingehender 
Feſtſtellungen darüber entſchieden werden kann, ob 
eine Legitimationskarte notwendig war oder nicht. 
Als Täterin kann zwar nur die B. in Frage kommen; 
da aber eine ſtrafbare Beteiligung der E. nicht aus: 
geſchloſſen iſt, mußte die Strafſache in der Richtung 
gegen beide Angekl. an die Strͤ. zurückverwieſen 
werden. Vgl. ObsGSt. 11, 65; 5, 10; 6, 231; 7, 
258; 9, 430; 10, 344; 14, 60; RGSt. 41, 402; 
GewArch. Bd. 10 S. 281, 610, 611; Bd. 11 S. 481; 
Landmann (7) N. 8 Abſ. 1 zu 8 55 GewO. Bd. 1 
S. 648. (Urt. vom 13. Dez. 1917, Rev.⸗Reg. Nr. 320/17). 
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II. 


Sachverſtändigengebühren eines dem Medizinalkomitee 
angehörigen Univerſitätsprofeſſors. Aus den Grün⸗ 
den: Der Beſchwerdeführer iſt als ordentl. Profeſſor der 
Chemie an einer bayer. Univerſität nach Art. 1 BG. 
und wegen ſeiner Zugehörigkeit zur Klaſſe 7 der Ge— 
haltsordnung öffentlicher Beamter. Er iſt als außer— 
ordentl. Beiſitzer des Medizinalkomitees der Univerſität 
mit den chemiſchen Unterſuchungen in gerichtl. Fällen 
betraut. In dieſer Eigenſchaft nahm er in der be— 
zeichneten Strafſache auf Erſuchen der Staatsanwalt— 
ſchaft eine chemiſche Unterſuchung vor; die Koſten der 
Unterſuchung wurden vom StA. zur Zahlung ange: 
wieſen. In der gleichen Eigenſchaft hat der Beſchwerde— 
führer in der Hauptverhandlung vor dem Schwur— 
gericht als Sachverſtändiger, als welcher er vom StA. 
geladen war, ſich über den chemiſchen Befund gutachtl. 
geäußert. Da er öffentlicher Beamter iſt, als Sach— 
verſtändiger aus Veranlaſſung ſeines Amtes zugezogen 


mit Recht auf Grund des § 14 Abſ 1 3GeboO. Tage- 
gelder und Erſtattung der Reiſekoſten nach Maßgabe 
der für Dienſtreiſen geltenden Vorſchriften, das iſt hier 
nach der VO über die Entſchädigung der Beamten 
bei Vornahme auswärtiger Dienſtgeſchäfte vom 17. Juli 
1915 gewährt. Der Sachverſtändige beſchwert ſich 
darüber, daß die Sträͤ. feinem Antrag, ihm die Bes 
bühren eines Angehörigen eines freien Berufs näm⸗ 
lich 3 Mk. für die Stunde zu bewilligen, nicht ſtatt⸗ 
gegeben hat, und führt zur Begründung aus, daß er 
während ſeiner dreitägigen Abweſenheit und durch 
Nachholung der ausgefallenen Kollegien feine Forſcher— 
tätigkeit nicht ausüben konnte und dadurch einen wirt⸗ 
ſchaftl. Nachteil erlitten habe. Abgeſehen davon, daß 
der Beſchwerdeführer einen ziffermäßigen Betrag ſeines 
behaupteten Verdienſtentganges nicht angegeben hat, 
iſt nach 8 14 Abſ. 2 der bezeichneten GebO. eine wei⸗ 
tere Vergütung ausgeſchloſſen, falls wie hier dem Sach- 
verſtändigen Tagegelder und Reiſekoſten nach 8 14 
Abf. 1 a. a. O. zu gewähren waren (Ob G St. Bd. 13 
S. 154 ff.). Die Beſchwerde war demnach zu ver⸗ 
werfen. (Beſchluß vom 6. Dezbr. 1917, Beſchw.⸗Reg. 
Nr. 368/1917). Ed. 
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Die Beſtrafung aus 5 26 Nr. 1 mit $ 9 Abſ. 2 
Fleiſchbeſch6. wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
das in Verkehr gebrachte Fleiſch nachträglich für taug: 
lich zum menſchlichen Genuß erklärt wird. Die Ein⸗ 
ziehung des Fleiſches nach 5 28 Abſ. 1 FleiſchbeſchG. iſt 
eine polizeiliche Maßnahme. Darf das in polizeiliche 
oder gerichtliche Verwahrung genommene, der Einziehung 
unterliegende Fleiſch verwertet, darf der Erlös hieraus 
eingezogen werden? Im Juni 1917 beſchaute der 
Diſtriktstierarzt in zuſtändiger amtlicher Eigenſchaft 
das Fleiſch der auf ſeine Anordnung tags vorher von 
dem Angekl. wegen Krankheit notgeſchlachteten Kuh 
und eröffnete ihm, daß das Fleiſch zum menſchl. Genuß 
untauglich ſei, insbeſondere auch im eigenen Haushalt, 
und daß es höchſtens zu wirtſchaftlichen Zwecken als 
Schweinefutter verwendet werden könne. Trotzdem 
verkaufte der Angekl., der die Erklärung des Tier⸗ 
arztes wohl verſtanden hatte, das Fleiſch mit Fett 
und Eingeweiden an W. in Sch. zum menſchl. Genuß 
und verbrachte es in Kiſten verpackt in der folgenden 
Nacht an den Bahnhof in Sch., wo es W. in Empfang 
nahm und mit der Bahn zum Weiterverkauf als 
Nahrungsmittel verſchicken wollte. Das Fleiſch wurde 
jedoch von der Gendarmerie beſchlagnahmt und, nach— 
dem es von dem Fleiſchbeſchauer in Sch. für tauglich 
zum menſchl. Genuß erklärt worden war, auf Veran⸗ 
laſſung des Bezirksamts H., um es nicht verderben zu - 
laſſen, durch einen Metzger in Sch. dem Verkauf unter— 
ſtellt, der für 88,3 Pfund 114,79 M erlöjte. Nach Ab⸗ 
zug der Koſten wurde der Reſtbetrag zu 107,39 M an 
das LG. B. geſandt und dort gerichtlich verwahrt. Das 
nicht verkaufte Fleiſch wurde an die Schlachthofdirektion 
in B. geſchickt, wo es verdorben ankam. Auf Grund 
dieſer und der weiteren Feſtſtellung, daß dem Angell. 
die beabſichtigte Verwendung des von ihm an W. fäuf- 
lich überlaſſenen Fleiſches als Nahrungsmittel bekannt 
war, verurteilte das BG. den vom Schöffengerichte 
freigeſprochenen Angekl. wegen eines Berg. nach & 26 
Nr. 1 mit 89 Abſ. 2 Fleiſchbeſchch. vom 3. Juni 1900 
und erkannte in Anwendung des § 28 Abſ. 1 Geſ. auf 
Einziehung des Geldbetrags von 107,39 M. Die Re: 
viſion wurde verworfen. 

Gründe. Feſtgeſtelltermaßen ergab die amtl. 
Unterſuchung die Untauglichkeit des Fleiſches zum 
menſchl. Genuſſe. Da, wie weiter feſtgeſtellt iſt, der 
Angekl. dieſes Ergebnis kannte, trotzdem aber das 
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Fleiſch dem W. zur Verwendung als Nahrungsmittel 
ausantwortete, unterliegt die Annahme des Border» 
richters, daß er entgegen dem § 9 Abſ. 2 und 8 26 
Nr. 1 Geſ. wiſſentlich Fleiſch, deſſen Untauglichkeit ſich 
bei der Unterſuchung ergeben hatte, als Nahrungs» 
mittel in Verkehr brachte, keinem rechtl. Bedenken. 
Abgeſehen hievon wäre der Angekl. nach dem § 26 
Nr. 1 mit dem 8 9 Abſ. 4 Gef. ſtrafbar, weil er das 
Fleiſch in Verkehr gebracht hat, ohne abzuwarten, ob 
etwa die Ortspolizeibehörde nach 8 9 Abſ. 3 die Ver⸗ 
wendung zu anderen Zwecken als zum menſchl. Ge⸗ 
nuſſe zulaſſe. Mit der Ausantwortung des Fleiſches 
an W. war es in Verkehr gebracht und dadurch bei 
dem einwandfrei feſtgeſtellten Vorhandenſein der ſon⸗ 
ſtigen Vorausſetzungen das Vergehen des Angekl. nach 
dem 826 Nr. 1 mit 89 Abſ. 2 FleiſchbeſchcZ. vollendet. 
Deshalb konnte der Umſtand, daß hernach ein anderer 
Fleiſchbeſchauer das Fleiſch für tauglich zum menſchl. 
Genuß erklärte, an dem ſtrafbaren Tun des Angell. 
nichts ändern. — Nach § 28 Abf. 1 Geſ. ift in den Fällen 
des 8 26 Nr. 1 und 2 und des 8 27 Nr. 1 neben der 
Strafe auf die Einziehung des Fleiſches zul erkennen. 
Dieſe Vorſchrift iſt zwingend; auf Einziehung muß er⸗ 
kannt werden ohne Rückſicht darauf, ob das Fleiſch 
. oder beſchlagnahmt iſt oder nicht, ob es 
8 28 Abſ. 1 Satz 3 — dem Verurteilten gehört 
oder nit u e Einziehung iſt nach dem Wortlaute 
des $ 28 Abſ. 1 „neben der Strafe iſt auf Ein⸗ 
ziehung zu erkennen — und nach der Rechtſprechung 
des RG. und des Obs. (Beibl. z. JM Bl. 1917 S. 140ff.; 
1916 S. 232 ff.) nicht eine Nebenſtrafe, ſondern eine 
polizeil. Maßnahme zur Verhinderung der Verwendung 
des Fleiſches zu unerlaubtem Zwecke. Eine andere 
Frage iſt, ob der vor Erlaſſung des auf Einziehung 
lautenden Urteils durch Verwertung des Fleiſches er⸗ 
löſte Betrag eingezogen werden kann. Da 8 28 nur 
von Einziehung des Fleiſches ſpricht und nicht wie 
8 155 VZollG. vorſchreibt, daß bei Unausführbarkeit 
„der Konſiskation“ auf Erlegung des Werts zu er⸗ 
kennen iſt, ſo kann, wenn der Angekl. oder ein Dritter 
das Fleiſch verwertet hat, nicht auf Erlegung des Werts 
des Fleiſches oder des Erlöſes aus dem Fleiſch er⸗ 
kannt werden. In dieſem Falle iſt die Einziehung nicht 
ausführbar. Iſt dagegen nach Eintritt der Rechtskraft 
des Einziehungsurteils das Fleiſch vorhanden und die 
Einziehung ausführbar, ſo kann der Staat über das 
eingezogene Fleiſch nach Belieben verfügen, es ver⸗ 
werten; der Erlös fällt der Staatskaſſe anheim. Iſt 
Fleiſch, das der Einziehung unterliegt, vor dieſer auf 
autäffige Weiſe z. B. auf Grund des 8 9 AHf. 1 Fleiſch⸗ 
beſch . oder des 8 94 StPO. oder des Art. 20 Abſ. 2 
PStG. in, polizeil. oder gerichtl. Verwahrung ge⸗ 
nommen worden, ſo hat die zuſtändige ſtaatl. Stelle 
nach den Rechtsgrundſätzen über Verwahrung um des 
von der Wegnahme Betroffenen und des Staates willen 
das Fleiſch pfleglich zu behandeln und, ſoweit es dem 
Verderben ausgeſetzt iſt, zu verwerten. Der Erlös tritt 
an die Stelle des Fleiſches (von Riedels Komm. z. 
P StGB. N. 3b zu Art. 20). Die Einziehung hat be— 
grifflich zur Folge, daß den Einziehungsbeteiligten das 
Verfügungsrecht über das eingezogene Fleiſch oder den 
an deſſen Stelle getretenen Erlös endgültig entzogen 
wird, woraus ſich von ſelbſt die Zuläſſigkeit der Ein⸗ 
ziehung des Erlöſes ergibt, der an die Stelle des ſtaatl. 
verwahrten Fleiſches getreten iſt. Selbſtverſtändliche 
Vorausſetzung in dieſem Falle iſt, daß das in ſtaatl. 
Verwahrung genommene Fleiſch oder der Erlös hieraus 
dem Strafverfahren angehören muß, das mit der Ein- 
ziehung geendet hat. In dieſer Richtung enthält das 
angefochtene Urteil nur die Feſtſtellung, daß das Fleiſch 
von der Gendarmerie in Sch. beſchlagnahmt worden 
iſt. Angenommen darf jedoch werden, daß das BG. 
die Beſchlagnahme als im Strafverfahren gegen den 
Angekl. erfolgt erachtet hat. Dieſe Annahme iſt nach 
dem Akteninhalt auch zutreffend. Hiernach erregte die 
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der Gendarmerie bekannte Tatſache, daß das Fleiſch 
von einer notgeſchlachteten Kuh herſtamme, den Ver⸗ 
dacht einer ſtrafbaren Handlung und führte deshalb 
zur Beſchlagnahme, ohne daß zunächſt die Art der 
Straftat und die an ihr Beteiligten feſtgeſtellt werden 
konnten. Die weiteren Ermittelungen verdichteten ſich 
gegen den Angeklagten, gegen den auch das nunmehr 
abgeſchloſſene Strafverfahren durchgeführt wurde. Der 
Erlös aus dem verkauften Fleiſch iſt deshalb zu Recht 
eingezogen worden. (Urteil vom 29. November 1917, 
Rev.⸗Reg. Nr. 324/1917). Ed. 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Haftung des Berkänfers eines Anweſens für das 

Fehlen der baupolizeilichen Genehmigung nach 6 434 
BGB. Aus den Gründen: Das Anweſen in Sch., 

das der Kl. vom Bekl. käuflich erworben hat, war 
von letzterem ohne die nach 8 6 Baud. erforderliche 
baupolizeiliche Genehmigung des Bezirksamts B. neu⸗ 
erbaut worden. Hiernach war der Bekl. an ſich ver⸗ 
pflichtet, den dem öffentlichen Rechte widerſprechenden 
tatſächlichen Zuſtand durch Entfernung der Gebäude 
oder durch nachträgliche Erwirkung der baupolizeilichen 
Genehmigung wieder zu beſeitigen (Art. 111 EG. BGB.). 
Andererſeits war zufolge rechtskräftiger Urteile des 
Schöffengerichts Sch. die genannte Baupolizeibehörde 
berechtigt, die Beſeitigung des ordnungswidrigen Zu⸗ 
ſtandes anzuordnen und zu dieſem Zwecke den gänz⸗ 
lichen oder teilweiſen Abbruch der Neubauten zu ver⸗ 
fügen (8 367 Nr. 15 StGB., Art. 105, 18 Pol StGB.). 
Der Kl. als Käufer gründet fein Verlangen, der Bekl. 
ſolle die noch fehlende baupolizeiliche Genehmigung 
erwirken, ſowohl auf den Kaufvertrag ſchlechthin als 
auf eine ausdrückliche vertragsmäßige: Zuſicherung. 
Mit Recht hat das LG. der Klage ſchon aus erſterem 
Geſichtspunkte nach 8 434 BGB. ſtattgegeben. Es wird 
zwar in der Rechtslehre und der Rechtſprechung vor- 
wiegend die Anſicht vertreten, daß es ſich bei den Bau: 
beſchränkungen, die durch eine im öffentlichen Intereſſe 
gegebene Bauordnung begründet ſind, um eine öffent⸗ 
liche Laſt handle, für die nicht der $ 434, ſondern der 
8 436 BGB. Platz greife, fo daß der Verkäufer nicht 
für die 0 an Zu haften habe (RGRKomm. 
[2.] I. S. 450 ff. Anm. 2 zu $ 434; Anm. 1 zu 8436; 
Staudinger BGB. [7/8] II. 1 S. 588 Anm. 30 zu 
8 434; S. 591 Anm. 1 zu 8 436). Mag dieſer Geſichts⸗ 
punkt für einzelne beſondere Baubeſchränkungen zu⸗ 
treffen, die mit einer Minderung der Nutzungen eines 
an ſich zu Recht beſtehenden Baues verbunden und 
daher einer Leiſtung aus dem Grundſtücke gleichgeſtellt 
ſein können (RG. 66, 316), keinesfalls iſt die Ver⸗ 
pflichtung zur Beſeitigung eines Zuſtandes, deſſen Geſetz⸗ 
widrigkeit auf dem gänzlichen Mangel der erforderlichen 
allgemeinen Baupolizeigenehmigung beruht, eine öffent» 
liche Laſt des zu Unrecht bebauten Grundſtücks im 
Sinne des $ 436 BGB. Wer ein fertig gebautes 
Anweſen kauft, darf;: davon ausgehen, daß der Bau 
mit behördlicher Genehmigung errichtet worden iſt, 
und kann nicht für verpflichtet erachtet werden, ſich 
erſt durch Erkundigungen hierüber zu vergewiſſern. 
Es fehlt alſo ſchon an der dem § 436 zugrunde 
liegenden Erwägung, daß das Beſtehen ſolcher öffent— 
licher Laſten ohnehin meiſt allgemein bekannt oder 
vom Käufer wenigſtens vorauszuſetzen ſei und daß 
daher die Haftung des Verkäufers, außer im Fall aus— 
drücklicher Vereinbarung, nicht veranlaßt ſei. Anderer: 
ſeits iſt es freilich auch richtig, daß das Recht der 
Baupolizeibehörde zur Beſeitigung eines ohne ihre 
Genehmigung errichteten Baues an ſich nicht den Rechten 
Dritter nach 8434 BGB. zuzuzählen iſt, für deren Be— 
ſeitigung der Verkäufer kraft Geſetzes aufzukommen hat. 
Aber Billigkeitsgründe zwingen doch zur entſprechenden 


60 geitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 3 u. 4. 


Anwendung des 8 434 auf Fälle, in denen ein im ſelbſt⸗ 
verſtändlichen Vertrauen des Käufers auf die Geſetz⸗ 
mäßigkeit des fertigen Baues erworbenes Anweſen 
jederzeit der ſtrafgerichtlich für zuläſſig erklärten Be⸗ 
ſeitigung durch die Baupolizeibehörde anheimfallen 
kann. In ſolchen Fällen bildet die ſtändig drohende 
Möglichkeit des Bauabbruchs in Ausübung des einer 
beſtimmten Behörde zugeſprochenen Rechtes ebenſo einen 
den Käufer benachteiligenden Mangel im Recht auf das 
unbeſchränkte Eigentum am Bau, wie ein ſolcher Mangel 
in den Fällen der privatrechtlichen Belaſtung der Kauf⸗ 
ſache mit einem dinglichen oder obligatoriſchen Recht 
einer dritten Privatperſon vorliegt. Nach § 434 BGB. 
iſt der Verkäufer verpflichtet, dem Käufer den „unges 
ſtörten“ Genuß der Kaufſache zu verſchaffen und für 
die Behebung entgegenſtehender Hinderniſſe einzuſtehen, 
mögen dieſe auf dem beſchränkenden Privatrecht eines 
einzelnen Dritten beruhen oder in der einer 2 
heit oder einer beſtimmten Behörde zugeſprochenen 
Befugnis zur völligen Beſeitigung einer geſetzwidrig 
hergeſtellten Bauanlage ihren Grund haben (OL G⸗ 
Rechtſpr. 8, 58; JW. 1909, 132°; vgl. RG. 52, 276 
und 429; 88, 105 //; dagegen Os GRechtſpr. 20, 172). 
Der Bekl. als Verkäufer iſt ſohin nach § 434 ver⸗ 
pflichtet, das Anweſen von dem Beſeitigungsrechte der 
Baupolizeibehörde frei zu machen. Da der Grund dieſes 
Rechtes ausweislich der ſtrafgerichtlichen Urteile der 
Mangel der baupolizeilichen Genehmigung iſt, fo iſt 
der Klageantrag gerechtfertigt, den Bekl. zur Herbei⸗ 
führung dieſer Genehmigung zu verurteilen (SS 440 Abſ. 1, 
433 ff. BGB.). Sobald dieſe auch nachträglich mögliche 
Genehmigung erteilt iſt, beſteht kein ordnungswidriger 
Zuſtand mehr, die Beſeitigungsbefugnis der Polizei⸗ 
behörde iſt erloſchen (Englert, BauO. [4.] S. 190 
Anm. 3 zu Art. 105 P StGB.; Riedel⸗Sutner, PStGB. 
[7.] S. 381 Anm. 4 zu Art. 105); das Anweſen iſt 
dann frei von dem es belaſtenden Rechte Dritter. Die 
Prüfung der verſchiedenartigen Vorausſetzungen für 
die baupolizeiliche Genehmigung liegt der zuſtändigen 
Baupolizeibehörde ob (§8 6 ff., 65 ff. BauO.). Dies 
gilt insbeſondere von der — unter den Parteien ſtrit⸗ 
tigen — Frage, ob hier eine „Bauführung in einer 
neuen Bauanlage“ im Sinne des 862 1II BauO. vor⸗ 
liegt, die im Fall eines rechtzeitigen und berechtigten 
Antrags der Gemeinde erſt bewilligt werden dürfte, 
wenn die Straßenherſtellung geſichert oder Sicherheit 
hiefür geleiſtet wäre. Eine förmliche Entſcheidung 
des Bezirksamts B. über die früheren und das neuer⸗ 
liche Baugeſuch des Bekl., insbeſondere über die ſtrit⸗ 
tige Frage, iſt noch nicht ergangen. Auch die ſchöffen⸗ 
gerichtlichen Urteile, auf deren Ausſpruch nach Art. 105, 
18 PStGB. allein der dem Kl. läſtige Mangel im Rechte, 
die Beſeitigungsbefugnis der Behörde, beruht, ſtellen 
nur die Tatſache der „Bauführung ohne polizeiliche 
Genehmigung“, nicht aber die Gründe für das Fehlen 
dieſer Genehmigung feſt. Es iſt daher auch der Kl. 
und das bürgerliche Prozeßgericht außerſtande, dem 
Bekl. einzelne beſtimmte und unbedingte Auflagen zu 
machen, durch deren Erfüllung die Beſeitigung des 
Mangels im Rechte, die baupolizeiliche Genehmigung 
erreichbar ſein könnte. All das iſt vielmehr der Ent⸗ 
ſcheidung der Baupolizeibehörde über die nachträgliche 
Genehmigung vorzubehalten. Der Bekl. war daher 
antragsgemäß zunächſt zur Herbeiführung dieſer Ge— 
nehmigung zu verurteilen und nur bedingt, je nach 
der Entſcheidung der Baupolizeibehörde, war der erſt 
in zweiter Linie ſtehende Streitpunkt über die Pflicht 
des Bekl. zur Straßenherſtellung oder zur Sicherheits— 
leiſtung hiefür nach Maßgabe des Hauptausſpruchs 
zu regeln. Durch das nach der Erlaſſung des land— 
gerichtlichen Urteils eingereichte neuerliche Geſuch des 
Bekl. um Baugenehmigung iſt der Klaganſpruch nicht 
gegenſtandslos geworden. Angeſichts des jahrelangen 
ablehnenden oder untätigen Verhaltens des Bekl. und 
ſeiner neuerlichen im Antrag auf Klagabweiſung gip— 


felnden Haltung beſteht das Rechtsſchutzbedürfnis des 
Kl. im Sinne des Klaganſpruchs nach wie vor fort. 
Der Bekl. iſt kraft des Kaufvertrags mit dem Kl. 
auch jetzt noch gehalten, mit allen Mitteln auf die 
nachträgliche Erteilung der früher umgangenen bau— 
polizeilichen Genehmigung hinzuwirken, und kann ſich 
nicht darauf berufen, dieſe Pflicht ſchon mit einem 
noch unverbeſchiedenen, jederzeit zurücknehmbarenGeſuch 
erfüllt zu haben. Bei dieſer Rechtslage kommt das 
Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines Rechtsverhältniſſes, 
das von einer Verwaltungsbehörde feſtzuſtellen wäre, 
als Vorausſetzung für die Entſcheidung des Rechtsſtreits 
im Sinne des § 148 ZPO. überhaupt nicht in Betracht. 
Ohne daß es zur Anwendung dieſer Vorſchrift und 
zu einem förmlichen Beſchluß über den — unbegrün- 
deten — Ausſetzungsantrag des Bekl. zu kommen hatte, 
war ſofort deſſen Berufung als unbegründet zurück⸗ 


zuweiſen. (Urt. des II. 35. vom 18. Dezember 1917, 
L. 154/17). Br. 
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Ermäßigung der Gerichtsgebühren bei Vergleichen 
zur Kriegszeit. 3 6 (früher 3 4) der BR BO. vom 
7. Anguft 1914, 20. Mai 1915 und 8. Inni 1916. Das 
LG. hat den Schadenserſatzanſpruch des Kl. abgewieſen. 
Auf deſſen Berufung hat das OLG. dieſes Urteil auf⸗ 
gehoben und den Klageanſpruch dem Grunde nach zur 
Hälfte für gerechtfertigt erklärt. Die Sache wurde zur 
Entſcheidung über den Betrag des halben Anſpruchs 
an das LG. zurückverwieſen und dem LG. der Ausſpruch 
im Koſtenpunkt, auch über die Koſten des zweiten Rechts⸗ 
zugs, vorbehalten. Das oberlandesgerichtliche Urteil 
iſt rechtskräftig geworden. Das Verfahren über die 
Höhe des Anſpruchs endigte dadurch, daß Kl. mit Zu⸗ 
ſtimmung des Bekl. die Klage zurückzog. Die Zurück⸗ 
nahme iſt auf Grund eines zwiſchen dem Kl. und der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft, bei der der Bekl. gegen Haftpflicht 
verſichert war, abgeſchloſſenen Vergleichs erfolgt. Der 
Gerichtsſchreiber des ORG. hat gem. $ 271 Abſ. 3 
ZPO. die ganzen Gerichtsgebühren ſamt Pauſchſätzen 
der zweiten Inſtanz zu Laſten des Kl. berechnet. Er 
hält dieſe Berechnung trotz $6 BRVVO. aus doppeltem 
Grunde für gerechtfertigt: a) weil der dem Gerichte 
mitgeteilte Vergleich nicht als eine Parteivereinbarung 
anzuſehen ſei, ſondern als eine Abmachung zwiſchen 
dem Kl. und einem am Retchtſtreite nicht beteiligten 
Dritten, b) weil das über den Grund des Anſpruchs 
entſcheidende Urteil des OL. rechtskräftig fei und 
weil deshalb der dadurch feſtgeſtellte Streitpunkt nicht 
mehr Gegenſtand des Vergleichs habe ſein können. 
Auf die Erinnerungen des Kl. gegen dieſe Gebühren⸗ 
anſetzung hat das OLG. beſchloſſen, daß die zweit- 
inſtanziellen Gerichtsgebühren, einſchließlich der Pauſch— 
ſätze, auf drei Vierteile zu ermäßigen ſind, aus fol— 
genden Gründen: 

Nicht ſteht der Anwendung des 86 BRVO. der 
Umſtand entgegen, daß der während des Kriegs ge— 
ſchloſſene Vergleich nicht zwiſchen den beiden Prozeß⸗ 
parteien, ſondern zwiſchen dem Kl. und der Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft zuſtande gekommen iſt. 8 6 ſpricht 
ganz allgemein von Vergleichen, durch die der Rechts: 
ſtreit erledigt wird. Unter dieſen Begriff, fallen auch 
Vergleiche, die zwiſchen einer Partei oder beiden 
Parteien und einem Dritten abgeſchloſſen werden. 
Dieſe Art von Vergleichen ift ſchon in 8794 Nr. 1 
ZPO. als prozeßerledigend behandelt und es wird ihnen, 
wenn fie gerichtlich verlautbart find, die Vollſtreck— 
barkeit eingeräumt. Es beſteht kein vernünftiger Grund, 
ſolche prozeßerledigende Vergleiche mit einem Dritten 
von der geſetzlichen Wohltat der Gebührenermäßigung 
auszuſchließen. Hätte der Bundesrat derartige Ver— 
gleiche nicht auch im Auge gehabt, ſo hätte er dies 


zweifellos zum Ausdruck gebracht. Die auf die Yör- 
derung von Vergleichen zielende Abſicht des Bundes⸗ 
rats würde, wenn man Vergleiche einer Prozeßpartei 
mit, Dritten ausnehmen wollte, nur teilweiſe erfüllt 
werden. Dazu kommt im vorliegenden Falle, daß 
durch den Vergleich auch die Intereſſen der wenn auch 
nicht unmittelbar am Abſchluſſe beteiligten beklagten 
Partei gewahrt worden ſind und daß ſie jedenfalls 
auch von der Vergleichsabſchließung Kenntnis gehabt 
hat und damit einverſtanden war; Letzteres ergibt ſich 
zwingend aus ihrer Zuſtimmung zur Zurücknahme 
der Klage. Ebenſowenig bildet es ein Hindernis für 
Anwendung des 86, daß der Rechtsſtreit formal durch 
Klagezurücknahme ſein Ende gefunden hat. Dieſe 
Zurücknahme war nur die Folge des außergericht⸗ 
lichen Vergleichs. Dagegen bezieht ſich die Gebühren⸗ 
ermäßigung des § 6 nicht auf einen Anſpruch, über 
den zur Zeit des Vergleichsabſchluſſes bereits rechts⸗ 
kräftig entſchieden war; ein ſolcher Anſpruch iſt nicht 
mehr Gegenſtand eines Rechtsſtreits und kann mithin 
bezüglich eines ſolchen auch nicht mehr „der Rechts- 
ſtreit durch einen vor Gericht abgeſchloſſenen oder dem 
Gerichte mitgeteilten Vergleich erledigt“ werden. Das 
gleiche muß für den nicht mehr rechtshängigen Teil 
des Anſpruchs auch in den Fällen gelten, in denen ein 
Teil des Klageanſpruchs im Laufe eines Rechtsſtreits 
durch teilweiſe Klagezurücknahme endgültig ausge: 
ſchieden iſt, ebenſo aber auch dann, wenn über einen 
Teil des eingeklagten Anſpruchs, ſei es im Wege der 
Zuerkennung oder der Abweiſung, rechtskräftig abge: 
urteilt worden iſt. Auch hier iſt der Rechtsſtreit bezüglich 
dieſes Teils ohnedies zu Ende und kann nicht mehr 
durch Vergleich beendigt werden. Durch das ober⸗ 
landesgerichtl. Urteil wurde der Schadenserſatzanſpruch 
des Kl. dem Grunde nach nur zur Hälfte als gerecht⸗ 
fertigt erklärt. Hierin liegt, wenn dies auch nicht 
ausdrücklich im Urteilstenor ausgeſprochen iſt, die 
Aberkennung der anderen Hälfte des Anſpruchs. In⸗ 
dem nun aber das oberlandesgerichtl. Urteil längſt 
vor dem Zuſtandekommen des Vergleichs die Rechts⸗ 
kraft erlangt hatte, war die aberkannte Anſpruchshälfte 
weder mehr Gegenſtand des Rechtsſtreits noch des 
Vergleichs. Das Nachverfahren in erſter Inſtanz und 
der Vergleich haben nur die erſte, noch hinſichtlich des 
Betrags der Entſcheidung bedürftige Hälfte des Klage⸗ 
anſpruchs betroffen. Dieſer halbe Anſpruch war 
aber bis zum Vergleiche nach wie vor im Streite bes 
fangen; über ihn hatte das OLG. nur vorbereitend 
entſchieden. Vgl. RG. vom 25. Januar 1916 und 
4. Juni 1915 (Warneyer 9 Nr. 60 und 10 Nr. 159), 
OLG. Hamburg vom 30. November 1914 und OLG. 
Karlsruhe vom 10. November 1915 (Rſpr. d. OLG. 30 
S. 12 und 31 S. 387), ſowle des OLG. Darmſtadt 
in L Z. 1915 S. 1174. Aus dieſen Erwägungen ergibt 
ſich für den gegenwärtigen Fall als Schlußfolgerung: 
Die zweitinſtanziellen Gerichtsgebühren ſamt Pauſch⸗ 
ſätzen können, ſoweit ſie ſich in ihrem hälftigen Betrage 
auf den aberkannten hälftigen Teil des Klageanſpruchs 
beziehen, gem. 86 BRVO. nicht ermäßigt werden. Er: 
mäßigt werden kann und muß nach dieſem Paragraphen 
nur die übrige Hälfte dieſer Gebühren ſamt Pauſchſätzen; 
die Hälfte dieſer halben Gebühren beträgt ein Vierteil 
der Hauptgebühren. Der koſtenpflichtige Kl. hat dem- 
nach zu entrichten: "/s + , = e der zweitinſtanziellen 
Gerichtsgebühren ſamt Pauſchſätzen. (Beſchl. des II. 
35. vom 14. Dezember 1907, Reg. L. 93/12). Sohn. 
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Findet 8 266 ZPO. auch anf Recht beſitzſchutzklagen 
nach ß 1029 BEP. Anwendung? Die Thereſe H. jung 
beſaß als Eigentum das Häuschen Nr. 24 in ©. 
Der Eigentümer des an dieſes Häuschen anſtoßen⸗ 
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den größeren Anweſens Eduard R. benützte ſeit 
langer Zeit den unter dieſem Häuschen (einem ur⸗ 
ſprünglichen Zuhaus zum genannten größeren Anweſen) 
liegenden, von letzterem aus zugänglichen Keller. 
Schließlich beſtritt die Thereſe H. jung dem R. dieſes 
Kellerrecht, hinderte ihn an der weiteren Benützung 
des Kellers und erhob gegen ihn zum Amtsgericht 
Eigentumsſtörungsklage nad) 8 1004 BG. Im Laufe 
dieſes petitoriſchen Rechtsſtreites, welcher noch ſchwebt, 
erhob R. wegen des von ihm behaupteten Kellerrechtes 
gegen die H. jung Rechtsbeſitzſchutzklage nach § 1029 
BGB. im Zuſammenhalte mit Art. 191 EG. BG. 
Während beide Prozeſſe im Laufe waren, veräußerte 
die H. jung ihr mit dem angeblichen Kellerrechte be⸗ 
laſtetes Häuschen an ihre Mutter H. alt. In beiden 
Prozeſſen verlangte R., daß die H. alt an Stelle der 
H. jung in den Rechtsſtreit eintrese. Die H. alt ver⸗ 
weigerte den Eintritt. Nachdem die H. alt im Nega⸗ 
torienprozeſſe durch rechtskr. Verſäumnisurteil zum 
Eintritt verurteilt worden war, erkannte das AG. im 
anderen (poſſeſſoriſchen) Rechtsſtreite die Eintritts- 
weigerung der H. alt als gerechtfertigt an. Das L®. 
als Berufungsgericht billigte dieſes letztere Urteil. 
Aus den Gründen: Während die — durch das 
rechtskräftige Berſäumnisurteil erledigte — Eigentums» 
ſtörungsklage H. gegen R. (actio negatoria gemäß 
§ 1004 BGB.) zweifellos petitoriſchen Charakter hatte, 
handelt es ſich hier ebenſo zweifellos um eine poſſeſſo⸗ 
riſche oder vielmehr quaſi⸗poſſeſſoriſche Klage nach 
81029 58. im Zuſammenhalte mit Art 191 EG. BGB., 
nicht etwa um eine actio confessoria nach 8 1027 BGB. 
Der Berufungskläger meint nun, daß $ 266 ZPO. 
auch auf derartige Rechtsbeſitzesſchutzklagen Anwendung 
zu finden habe. Zu Unrecht. Die Entſtehungsgeſchichte 
des $ 266 ZPO. (früher $ 237) läßt klar erkennen, 
daß dieſe Geſetzesbeſtimmung überall da zur Anwen⸗ 
dung kommen ſoll, wo, bildlich geſprochen, ein Grund⸗ 
ſtück als das berechtigte oder verpflichtete Subjekt und 
der jeweilige Eigentümer nur als deſſen Vertreter er⸗ 
ſcheint (RG. 40, 347). Dieſe Vorausſetzung traf bei der 
Negatorienklage H. gegen R. zu, trifft aber nicht zu 
bei der gegenwärtigen Beſitzſtörungsklage. Denn wer 
den Beſtz eines anderen ſtört, kann zwar deſſen 
Grundſtücknachbar ſein, muß es aber nicht ſein. Der 
Beſitzſtörer wird nur in ſeiner Eigenſchaft als Störer 
verklagt, nicht weil er gerade Eigentümer oder Be⸗ 
ſitzer des Grundſtücks iſt, auf dem oder von dem 
aus die Störung ſtattgefunden hat. Hienach hat der 
Erſtrichter das Verlangen des Kl. R., daß die Thereſe 
H. alt als Erwerberin des Häuschens gemäß § 266 ZPO. 
an Stelle der bisherigen Bekl. Thereſe H. jung als 
Hauptpartei in den gegenwärtigen Rechtsſtreit eintrete, 
mit Recht zurückgewieſen. (Urteil der I. ZK. vom 
8. Nov. 1907, Ber R. F 37/17). 
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Bundesratsverordunngen flrafrechtlichen Inhalts.“) 
(Zeitraum vom 10. Dezember 1917 bis 10. Januar 1918). 


J. Vorſchriften zur Sicherung der Volks⸗ 
ernährung. 
1. Vorſchriften für Getreide. 
a) VO. vom 22. Dezember 1917 (RGBl. S. 1124). 
Sie ändert die VO. über den Verkehr mit Getreide, 
Hülſenfrüchten, Buchweizen und Hirſe aus der Ernte 
1917 zu Saatzwecken vom 12. Juli 1917 (RGBl. S. 609) 
(Faſſung nach den VO. vom 25. September und 27. Ok⸗ 
tober 1917, RGBl. S. 863 und 975) dahin, daß die 


1) Letzter Bericht S. 29 dieſer Zeitſchrlft. 


zur Veräußerung, Erwerbung und Lieferung von 
Früchten zu Saatzwecken erforderlichen Saatkarten den 
Prüfungsvermerk und Stempel der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde tragen müſſen, die Ausſtellung der 
Saatkarten nicht mehr den Gemeinden übertragen 
werden darf und die Ausſtellung der Saatkarten ſo⸗ 
wie der Geſchäftsbetrieb der Saatgutwirtſchaften und 
zugelaſſenen Händler der Beaufſichtigung durch die 
Reichsgetreideſtelle unterliegt. 

b) Bek. vom 19. Dezember 1917 (RG Bl. S. 1112): 
Ausf VBeſt. zu 8 4 der VO. über die Malzkontingente 
der Bierbrauereien ufw. vom 20. November 1917(RGBl. 
S. 1061) (Uebertragung der Malzkontingente) für das 
Gebiet der Norddeutſchen Brauſteuergemeinſchaft. 


2. Vorſchriften für Fette. 

a) Bek. vom 14. Dezember 1917 (RGBl. S. 1106). 
Sie dehnt die Verpflichtung zur Anmeldung und Ab⸗ 
lieferung nach 8 3 der VO. über den Verkehr mit 
Knochen uſw. vom 15. Februar 1917 (RGBl. S. 137) auf 
Oele und Fette aus, die durch Umwandlung aus Roh⸗ 
ſtoffen gewonnen werden, und ändert die Vorſchriften 
über Höchſtpreiſe für Oele und Fette in 8 4 der ge⸗ 
nannten VO. 

b) Bek. vom 14. Dezember 1917 (RGBl. S. 1107). 
Sie erweitert unter Berückſichtigung der unter a) er⸗ 
wähnten Ergänzung der VO. vom 15. Februar 1917 
die durch die AusfBeſt. zu dieſer VO. vom 16. Februar 
1917 (RGBl. S. 140) geregelte Verpflichtung zur Ab⸗ 
lieferung von Knochen und den daraus gewonnenen 
Oelen, Fetten, Oel⸗ und Fettſäuren an den Kriegs⸗ 
ausſchuß für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette. 

c) VO. vom 22. Dezember 1917 und AusfBeit. 
dazu vom gleichen Tage (RGBl. S. 1118 u. 1119). Mar⸗ 
garine und Kunſtſpeiſefett dürfen künftig nur noch mit 
Genehmigung des Margarineverbandes, G. m. b. H. in 
Berlin, hergeſtellt werden. Zuwiderhandlungen gegen 
das Herſtellungsverbot oder die Genehmigungsbe⸗ 
dingungen werden nach 8 2 VO. beſtraft. 


3. Vorſchriften für Kaffeerſatzmittel. 

BO. vom 18. Dezember 1917 (RGBl. S. 1109). 
Sie verlängert den Zeitraum, für den Ausnahmen 
von den Preiſen für Kaffeerſatzmittel nach der BO. 
vom 16. November 1917 (RGBl. S. 1053) zugelaſſen 
werden dürfen, bis zum 15. März 1918. 


4. Vorſchriften für Futtermittel. 

BO. vom 27. Dezember 1917 (RGBl. S. 1125). 
Die Landeszentralbehörden werden ermächtigt, unter 
dem Strafſchutz des 8 2 Vorſchriften über die Ge⸗ 
winnung von Laubheu und FJutterreiſig zu erlaſſen. 


II. Sonſtige Vorſchriften. 


1. Vorſchriften für Garne. 

BO. vom 10. Januar 1918 (RGBl. S. 16). Die 
Reichsbekleidungsſtelle wird ermächtigt, auch Näh⸗, 
Strick⸗ und Stopfgarne ſowie deren Erſatzſtoffe nach 
Maßgabe der VO. vom 22. März 1917 (RGBl. S. 257) 
für den Bedarf der bürgerlichen Bevölkerung in An⸗ 
ſpruch zu nehmen. 

2. Vorſchriften für Säcke. 

VO. vom 20. Dezember 1917 (RG Bl. S. 1116). Sie 
unterſtellt auch Säcke von 3000 — 3800 gem Sackflächen⸗ 
inhalt der VO. vom 27. Juli 1916 (RGBl. S. 834), 
ermächtigt den Reichskanzler, die Vorſchriften der VO. 
noch auf andere Säcke auszudehnen, beſeitigt die Ans 
zeigepflicht nach SS 6—8 der VO. und erteilt der 
Reichs⸗Sackſtelle die Befugnis, allgemein den Verkehr 
mit Säcken und die Behandlung von Säcken zu regeln. 


3. Vorſchriften für Seife. 
Bek. vom 10. Januar 1918 (RGBl. S. 17): Min 
derung der nach der Bek. vom 21. Juni 1917 (RGBl. 


Nr. 3 u. 4. 
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S. 546) einer Perſon für den Monat zugebilligten 
Seifenpulvermenge auf die Hälfte (125 gr). 


4. Vorſchriften für Zündwaren. 

Bek. vom 29. Dezember 1917 (RGBl. 1918 S. 2): 
Erhöhung der Fabrik⸗ und Kleinhandelspreiſe für 
Zündhölzer. 

5. Vorſchriften für Tabak. 


a) Bek. vom 27. Dezember 1917 (RGBl. S. 1132): 
Ergänzung der AusfBeft. zu der VO. über Rohtabak 
vom 10. Oktober 1916 (RGBl. S. 1145) dahin, daß 
die Bedarfsanteile der Herſteller von Tabakerzeugniſſen 
nur auf Antrag der deutſchen Zentrale für Kriegs⸗ 
lieferungen von Tabakerzeugniſſen mit Genehmigung 
der Auslandsgeſellſchaft und unter Zuſtimmung des 
Reichskommiſſars übertragen werden dürfen. 

b) Bek. vom 27. Dezember 1917 (RGBl. S. 1133): 
Beſchränkung der Verarbeitung von Zigarettenroh⸗ 
tabak vom 1. Februar 1918 ab. 


6. Vorſchriften für Druckpapier. 


Bek. vom 28. Dezember 1917 (RGBl. S. 1129). 
Sie ermächtigt die Kriegswirtſchaftsſtelle für das deutſche 
Zeitungsgewerbe, auch für die Zeit vom 1. Januar 
bis 31. März 1918 die Druckpapiermengen feſtzuſetzen, 
die Verleger und Drucker von Zeitungen, Druckwerken, 
Muſikalien, Zeitſchriften und ſonſtigen periodiſch er⸗ 
ſcheinenden Druckſchriften beziehen dürfen. 


7. Vorſchriften für Aetzalkalien und Soda. 


Bek. vom 18. Dezember 1917 (RGBl. S. 1117), 
eine Neufaſſung der AusfBeft. vom 17. Oktober 1917 
zur VO. über Aetzalkalien und Soda vom 16. Oktober 
1917 (RGBl. S. 902). Das Verbot des Abſatzes von 
Aetzalkalien und Soda ohne beſondere Genehmigung 
wird auf Pottaſche ausgedehnt und durch das Verbot 
der Verwendung im eigenen Betriebe des Erzeugers 
ergänzt. 

8. Vorſchriften für Reichsmünzen. 

VO. vom 20. Dezember 1917 (RGBl. S. 1115). 
Sie dehnt das Verbot, ohne Genehmigung des Reichs⸗ 
kanzlers Reichsmünzen zwecks gewerblicher Verwertung 
zu verarbeiten und Gegenſtände, die unter Verwendung 
von Reichsmünzen hergeſtellt ſind, in Verkehr zu 
bringen, auf ſolche Reichsmünzen aus, die nach dem 
14. Mai 1917 außer Kurs geſetzt wurden oder außer 
Kurs geſetzt werden. 


9. Vorſchriften für Düngemittel. 
VO. vom 10., 19. und 28. Dezember 1917 (RGBl. 
S. 1099, 1110 u. 1128, Druckfehlerberichtigung S. 1119): 
Aenderung der Höchſtpreiſe für künſtliche Düngemittel. 


10. Vorſchriften für den Zahlungsverkehr. 
VO. vom 10. Januar 1918 (RGBl. S. 13). Nach 
81 find Verfügungen über Geldforderungen, die einer 
im Türkiſchen Reiche anſäſſigen Perſon oder Firma 
egen eine im Deutſchen Reiche anſäſſige Perſon oder 
irma zuſtehen, ohne Genehmigung der türkiſchen 
Deviſenzentrale nur zuläſſig, wenn ſie zur Begleichung 
von Verbindlichkeiten gegenüber einem im Deutſchen 
Reiche anſäſſigen Gläubiger innerhalb des Reiches 
dienen ſollen. Zuwiderhandlungen werden nach 5 10 
der Bek. über den Zahlungsverkehr mit dem Ausland 
vom 8. Februar 1917 (RGBl. S. 105) beſtraft. 


11. Vergeltungsmaßnahmen gegenüber dem feindlichen 
Ausland. 
Bek. vom 13. Dezember 1917 (RGBl. S. 1105). 
Sie erklärt die VO., betr. die zwangsweiſe Verwaltung 
855 26. November 1914 
e Unternehmungen, vom 1b. Febrnar 1916 
Gol. S. 56) gegenüber Angehörigen der Vereinigten 
Staaten von Amerika für anwendbar. 
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Berwalterbeitelung nach der BNBO. vom 22. April 
1915 über die Zwangsverwaltung von Grundſtücken 
(RG Bl. S. 233). $ 1 der angeführten BRV. ſieht 
die Beſtellung des Schuldners zum Verwalter vor. 
da einem Beſchluß vom 19. Mai 1915 (JW. S. 1355) 
at ſich das Kammergericht auf den Standpunkt ge⸗ 
ſtellt, daß er feine Beſtellung zum Verwalter nur „bei 
der Einleitung der Zwangsverwaltung erlangen könne; 
werde ſeinem Antrag, ihn als Verwalter zu beſtellen, 
nicht ſtattgegeben, ſo müſſe er ſich der Rechtsmittel 
des § 766 und des § 793 ZPO. bedienen; ein ſpäterer 
Wechſel in der Perſon des Verwalters könne nur aus 
ſachlichen Gründen (vgl. 8 153 3G.) begehrt werden, 
weil er einen ſtörenden Eingriff in das Verfahren 
enthalte. Dieſe Anſchauung, der in der JW. alsbald 
Stillſchweig entgegengetreten iſt, und der auch die 
Uebung der bayeriſchen Gerichte nicht entſprach, wird 
nun auch vom Kammergericht nicht mehr aufrecht er⸗ 
halten. Das Preuß. JMBlatt veröffentlichte jüngſt 
(1917, 395) ein Gutachten dieſes Gerichts, in dem die 
Frage, ob nach der VO. bei Eilbedürftigkeit der Be⸗ 
ſchlagnahme ein Verwalter vorläufig beſtellt und nach 
Abſchluß der Ermittelungen durch eine der in den 
$$ 1, 3 u. 4 der BO. aufgezählten Perſonen erſetzt 
werden könne, mit folgender Begründung bejaht wird: 
„Die BO. enthält Beſtimmungen, deren Innehaltung 
notwendig eine Verzögerung der Beſtellung des Ber: 
walters zur Folge haben muß, denn das Gericht ſoll 
ſich der Bereitſchaft des Schuldners zur Uebernahme 
der Verwaltung vergewiſſern und über ſeine Eignung 
zu dem Poſten Feſtſtellungen treffen; es muß ſich ferner 
nach einer geeigneten Aufſichtsperſon umtun und im 
Falle des § 3 der berechtigten Anſtalt ſogar eine Friſt 
ſetzen. Dieſe Vorſchriften, die ſämtlich bezwecken, Miß⸗ 
griffen bei der Auswahl des Verwalters und dem da⸗ 
durch etwa notwendig werdenden Wechſel in ſeiner 
Perſon von Anfang an vorzubeugen, ſind offenſichtlich 
nur im Intereſſe der Beteiligten, und zwar in gleicher 
Weiſe der Gläubiger wie des Schuldners getroffen. 
Sie ſollen eine Gewähr dafür bieten, daß das Ver⸗ 
fahren der VO. dem bedrängten Grundbeſitz und Real⸗ 
kredit wirklich eine Hilfe wird. Wie beſonders von 
Weinmann (JW. 1915, 695) dargelegt worden iſt, 
kann aber die Verzögerung der Beſchlagnahme für die 
Beteiligten empfindliche Nachteile verurſachen. Dieſem 
Uebelſtand iſt nicht immer dadurch zu begegnen, daß 
zunächſt die Zwangsverwaltung angeordnet, die Be⸗ 
ſtellung des Verwalters aber bis zum Abſchluß der 
nötigen Erhebungen vorbehalten wird, denn ein ſolches 
Vorgehen kann zu unerwünſchten Verzögerungen bei 
Einziehung der Mieten führen. Deshalb wird man 
die Beſtellung eines Zwangsverwalters für die Zwi⸗ 
ſchenzeit und ſeine ſpätere Erſetzung durch eine der in der 
RO. erwähnten Perſonen zulaſſen müſſen, ſofern die 
VO. nicht erkennbar einer ſolchen Regelung entgegen⸗ 
ſteht. Das iſt nicht der Fall. Wenn auch die BO. 
einen Wechſel - in der Perſon des Verwalters regel— 
mäßig nicht zuläßt, ſo muß doch beachtet werden, daß 
der Wechſel nur wegen ſeiner Nachteile für die Ein⸗ 
heitlichkeit der Verwaltung vermieden wird. Dieſe 
Nachteile werden aber auf ein ganz geringes Maß 
zurückgeführt, wenn der Verwalter zunächſt nur für 
die abſehbare Zeit bis zum Abſchluſſe der Ermitte⸗ 
lungen beſtellt worden iſt. In dieſem Falle wiſſen 
alle Beteiligten, daß feine Beſtellung vorausſſichtlich 
nur für kurze Friſt in Geltung bleibt, und beſonders 
der Verwalter wird ſich auf die Vornahme der laufen- 
den und unbedingt notwendigen Verwaltungshand— 
lungen beſchränken, von weitausſchauenden über die 
Dauer ſeiner Tätigkeit hinauswirkenden Maßnahmen, 
die er bei ſeiner dauernden Belaſſung in der Stellung 
vielleicht vornehmen würde, jedoch ohne weiteres Ab⸗ 
ſtand nehmen. Damit entfällt die hauptſächlichſte Ge⸗ 
fahr des Wechſels in der Perſon des Verwalters, die 
doch darin beſteht, daß der neue Verwalter ſich von 


anderen Geſichtspunkten leiten läßt als ſein Vorgänger, 
ſo daß deſſen vielleicht unter Aufwand nicht unbeträcht⸗ 
licher Unkoſten getroffene Vorkehrungen wertlos werden. 
Iſt ſomit davon auszugehen, daß die bei einer einſt⸗ 
weiligen Beſtellung des Verwalters durch den Wechſel 
des Inhabers der Stellung drohenden Nachteile ſo 
geringfügig ſind, daß ſie gegenüber den bei eilbedürf⸗ 
tigen Fällen in der Verzögerung der Beſtellung er⸗ 
wachſenden Gefahren zurücktreten müſſen, ſo bleibt 
weiter zu beachten, daß ein ſolcher Wechſel zu Beginn 
der Zwangsverwaltung auch ſonſt vorkommen kann. Die 
Beſtellung des Schuldners uſw. zum Zwangsverwalter 
it auch noch auf alsbaldige Erinnerung oder Be- 
ſchwerde zuläſſig, weil die VO die Entſcheidung des 
Vollſtreckungsgerichts nicht für endgültig erklärt. In 
ſolchen Fällen iſt aber notwendig bereits ein anderer 
Verwalter beſtellt; denn gegen die Ausſchaltung der 
in 88 1, 3, 4 erwähnten Perſonen richtet ſich gerade 
der Rechtsbehelf. Was in ſolchen Fällen gilt, muß 
in Form der einſtweiligen Beſtellung bei Eilfällen 
erſt recht zugelaſſen werden, zumal beim Wechſel auf 
Erinnerung oder Beſchwerde der erſte Verwalter ſich 
weit eher als bereits endgültig beſtellt betrachtet und 
benommen haben wird, die drohenden Nachteile alſo 
umfangreicher ſein können als bei der proviſoriſchen 
Einſetzung. Hat alfo die BO. feine Entlaſſung für 
dieſen mit größeren Gefahren verbundenen Fall nicht 
ausgeſchloſſen, ſo muß ſie erſt recht beim einſtweilig 
beſtellten Verwalter zuläſſig ſein, weil ſie hier noch 
weniger die Urſache nachteiliger Folgen zu werden 
droht. Der Senat hält es deshalb in Uebereinſtim- 
mung mit den Münchener Vollzugsgrundſätzen (Dicht. 
1915, 485; Bay gfR. 1915, 187; Kriegsbuch II, 155) 
für zuläſſig, daß in beſonderen Fällen die Verwaltung 
ſofort angeordnet und einſtweilen ein anderer Ber: 
walter für die Dauer der Ermittelungen beſtellt wird. 
Die ſpätere Erſetzung dieſes Verwalters durch die Pers 
ſonen der VO. kann dann von Amts wegen oder auf 
Erinnerung eines Beteiligten erfolgen. Es iſt kein 
Grund erſichtlich, dieſen Wechſel nur von Amts wegen 
oder nur auf die Erinnerung eines Beteiligten ein⸗ 
treten zu laſſen.“ 
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Pücheranzeigen. 


Jellinek, Dr. Georg, zuletzt ord. Profeſſor der Rechte 
an der Univerſität Heidelberg. Allgemeine 
Staatslehre. 3. Auflage, unter Verwertung des 
handſchriftlichen Nachlaſſes durchgeſehen und ergänzt 
von Dr. Walter Jellinek, außerord. Profeſſor der 
Rechte an der Univerſität Kiel. XXXII u. 837 S. 
Berlin 1914, Verlag von Otto Häring. Geh. Mk. 18.—. 


Die Anzeige des vorliegenden Buches hat ſich leider 
ſehr verzögert. Aber es will uns ſcheinen, als ſei ein 
Hinweis auf das Werk gerade jetzt an der Zeit. Hatte der 
Verfaſſer Grund in ſeiner Vorrede zur 1. Auflage zu 
ſagen: „Das Intereſſe an den ſtaatlichen Grund— 
problemen iſt ja zweifellos vor den ſozialen Fragen 
in den Hintergrund getreten“, ſo iſt in der Gegen— 
wart dieſes Intereſſe neu erwacht durch die Forderung 
einer inneren Neuordnung des Staates und noch mehr 
durch die großen weltgeſchichtlichen Begebenheiten, die 
auf den Beſtand und die Geſtaltung der Staaten, auf 
Staaten verbindungen uſw. — der törichten Forderung 
des status quo ante zum Trotz — aller Vorausſicht 
nach den weittragendſten Einfluß ausüben werden. 
Darum ſcheint uns gerade jetzt das vorliegende Werk 
von größter Bedeutung zu ſein. Es handelt ſich um 
ein Buch von beſonderer Art; bietet es uns doch den 
reichen Ertrag eines wiſſenſchaftlichen Lebens, die 
Frucht tiefgrabender, deutſcher Gelehrſamkeit; turm— 
hoch ſteht das Werk des deutſchen Barbaren über dem 
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Buche „Der Staat“ des Profeſſor⸗Präſidenten Woodrow 
Wilſon. Aber was ſoll uns, die wir Weltgeſchichte 
miterleben, oder gar denen, die an dem Weltgeſchehen 
tätigen Anteil haben, hiebei ein theoretiſches Buch, 
eine allgemeine Staatslehre? Die Frage wäre be- 
rechtigt, wenn Jellinek gleich anderen Staatsrechts⸗ 
lehrern ſeine Aufgabe darin erblickt hätte, allgemeine 
Lehren aufzuſtellen und das Gegebene nach abſtrakten 
Idealtypen zu beurteilen. Aber das iſt nicht ſeine Art. 
Er dringt auf induktive Erforſchung des hiſtoriſch⸗ 
politiſchen Stoffes; an die Stelle jener Allgemein⸗ 
begriffe treten bei ihm die aus dem Leben gewonnenen 
empiriſchen Typen. Dadurch, daß ſeine Lehren von 
der geſchichtlichen Wirklichkeit ausgehen, führen ſie 
uns zum Verſtändnis der Gegenwart mit ihren großen 
weltgeſchichtlichen Vorgängen und Aufgaben. E. 


Freymuth, A., Oberlandesgerichtsrat in Hamm. Die 
G. m. b. H. in der Rechtſprechung der deut⸗ 
ſchen Gerichte von 1911 — 1916. XLVI 
503 S. Köln 1917, Zentrale für Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung Dr. Otto Schmidt. Geb. Mk. 14.—. 


Im Jahre 1912 erſchien im Verlage der Zentrale 
für Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung Dr. Otto 
Schmidt „Die G. m. b. H. in der Rechtſprechung der 
deutſchen Gerichte ſeit 1892“ von Georg Reidnitz. Das 
Buch hat in Ergänzung der Kommentare das Gmbh.⸗ 
Geſetz in der Weiſe erläutert, daß es das Geſetz ſelbſt 
wiedergegeben, den einzelnen Paragraphen aus den 
hierzu erlaſſenen Urteilen des Reichsgerichtes und der 
Oberlandesgerichte geformte Rechtsſprüche angefügt 
und dieſen die mehr oder minder ausführlich wieder⸗ 
gegebene Begründung der angeführten Urteile bei⸗ 
gefügt hat. 

Freymuth hat im weſentlichen dieſe Art der Er⸗ 
läuterung der einzelnen Paragraphen beibehalten. 
Während aber das faſt zwanzig Jahrgänge umfaſſende 
Buch von Reidnitz 789 Rechtsſprüche aus 490 Urteilen 
enthält, iſt in dem Werke von Freymuth, welches ſich 
auf nur etwa fünf Jahre erſtreckt, die Zahl der Rechts⸗ 
ſprüche aus 430 Urteilen auf über 800 geſtiegen. Zeigt 
ſich ſchon hierin die weitausgedehnte Sammeltätigkeit 
des Verfaſſers, welche auch weniger bekannte Quellen, 
wie z. B. die Zeitſchrift des Rheinpreußiſchen Richter⸗ 
vereins, die Zeitſchrift für freiwillige Gerichtsbarkeit 
und Gemeindeverwaltung in Württemberg, mit heran⸗ 
gezogen hat, ſo vereinen die einzelnen Rechtsſprüche 
und die ihnen angereihten Begründungen gründliche 
Wiſſenſchaftlichleit mit praktiſcher Brauchbarkeit. Einen 
beſonderen Vorzug bildet hierbei noch die überall zu⸗ 
treffende Einreihung der Rechtsſprüche bei der jeweiligen 
die sedes materiae enthaltenden Geſetzesbeſtimmung. 
Beiſpielsweiſe ſei auf die trotz größtmöglicher Zuſammen⸗ 
faſſung alles für den gegebenen Fall Weſentliche zum 
Ausdruck bringenden Begründungen der Rechtsſprüche 
Nummer 9, 17, 37, 38, 41, 42, 65 zu $ 15, Nummer 
3, 15, 27, 34, 41 zu 8 35 und Nummer 1, 5, 18, 22 
zu § 55, hingewieſen. 

Dazu kommt die Ueberſichtlichkeit der Anordnung, 
die Beigabe von Verzeichniſſen der aufgenommenen 
Urteile nach der Zeitenfolge und nach den Zeitſchriften, 
ferner eines Inhaltsverzeichniſſes nach der Geſetzes⸗ 
ordnung und eines weiteren ſehr ausführlichen nach 
dem Alphabet, welche auch dem Nichtjuriſten es leicht 
machen, die für ſeine Zwecke erforderlichen Aufſchlüſſe 
aus dem Buche ſich zu verſchaffen, um ſo mehr als die 
meiſten aufgenommenen Entſcheidungen auch den Sach— 
verhalt des einzelnen Falles in gedrängter Kürze 
wiedergeben. 

So kommt dem Werke nicht nur Wert als Er⸗ 
gänzung der Kommentare zum Gmbh.⸗Geſetze für den 


Eigentum von J. Schweitzer Lerlag (Arthur Sellier) München, Berlin und Leipzig. 


Juriſten zu, ſondern im beſonderen Maße auch Be⸗ 
deutung für den Kaufmann, welcher ſich mit dem Geſetze 
beſchäftigen muß, den Geſchäftsführer der G. m. b. H., die 
Aufſichtsratsmitglieder. Ein vortreffliches Hilfsmittel 
für alle, die mit den Geſellſchaften m. b. H. zu tun haben! 
. 


Stier-Somle, Dr. jur. Fritz, Profeſſor. Geſetz über 
Sicherung der Kriegsſteuer vom 9. April 
1917 und Geſetz über die Erhebung eines 
Zuſchlags zur Kriegsſteuer vom 9. April 
1917. 152 Seiten. Berlin 1917, Verlag von Franz 
Vahlen. Geb. Mk. 2.80. 


Das Buch iſt beſonders wertvoll durch die tief⸗ 
dringende Erfaſſung der handelsrechtlichen und bilanz⸗ 
techniſchen Seite des Geſetzinhaltes. 
Der Begriff der Sonderrücklage nach 8 2 des 
Sicherungsgeſetzes wird ſcharf herausgearbeitet. Einzel- 
fragen — Behandlung der Tantiemen an Vorſtands⸗ 
und Aufſichtsratsmitglieder der AG., Pfändbarkeit der 
Rücklage, deren Einkommenſteuerpflicht ufm. — werden 
erſchöpfend beſprochen. Die einſchlägigen Vorſchriften 
des KHrSt®. (58 13, 16, 17, 18, 20) und damit die Kern⸗ 
grundſätze der Mehrgewinnbeſteuerung werden in Ans 
lehnung an des Verfaſſers Kommentar zum KrSt®. 
eingehend erläutert. Beſondere Erwähnung verdienen 
die lichtvollen Ausführungen über die Steuerpflicht des 
durch Verwirklichung ſtiller Reſerven erzielten Mehr⸗ 
gewinnes. Zur Ergänzung und Berichtigung der Be⸗ 
merkungen über die ſteuerliche Behandlung der Ver⸗ 
gütungen an geſchäftsführende Geſellſchafter der G. m. 
b. H. (S. 66, 70) mag auf die Mitteilungen der Ober- 
berufungskommiſſion Bd. XIII S. 127, XIV S. 148, 
XVI S. 233 hingewieſen werden. 
Das Zuſchlagsgeſetz nimmt naturgemäß nur den 
kleineren Teil des Buches ein. Die Erläuterung erſtreckt 
ſich auch hier auf die in Betracht kommenden Be⸗ 
ſtimmungen des KrStG. 
München. Finanzaſſeſſor Dr. Hergt. 

Heh, Dr. Ludwig, Rechtsanwalt und Notar in Stutt⸗ 
gart. Die Kriegsgeſetzezur Abhilfe wirtſchaft⸗ 
licher Schädigungen. Mit Einleitung und Er⸗ 
läuterungen und ausführlichen Inhaltsverzeichniſſen. 
Vierte, vermehrte und verbeſſerte Auflage. XXXI. 
464 Seiten. Stuttgart 1917, Verlag von J. Heß. 
Geh. Mk. 11.—, geb. Mk. 12.20. 


Das vorliegende Werk entſpricht dem Stande der 
Geſetzgebung von Anfang Juli 1917. Behandelt ſind 
der Kriegs- und Belagerungszuſtand, der Schutz der 
Kriegsteilnehmer; das Ermächtigungsgeſetz, das 
Wechſel⸗ und Scheckrecht, das Darlehnsgeſetz, die 
Zahlungsfriſten, die Vergleichsvorſchriften, Handels⸗ 
und Gewerberecht, gewerbliche Schutzrechte, Geld⸗ und 
Münzweſen, Arbeiterrecht, Höchſtpreiſe und Kriegs⸗ 
wucher, Ausland, Ausländer, Vergeltungsmaßnahmen, 
freiwillige Gerichtsbarkeit, bürgerliche Rechtspflege 
und Gerichtsorganiſation, Strafrechtspflege, Ver⸗ 
jährung, und die Beſtimmungen über Wertpapiere. 
Anhangswelſe iſt das Geſetz zur Einſchränkung der 
Verfügungen über Miet- und Pachtzinsforderungen, 
ſowie das Geſetz über den vaterländiſchen Hilfsdienſt 
gebracht. Die meiſten geſetzlichen Beſtimmungen ſind 
mit wertvollen Anmerkungen verſehen. 

Wie ſehr es der Verfaſſer verſtanden hat, mit 
ſeinem Werke einem dringenden Bedürfniſſe zu ent⸗ 
ſprechen, beweiſt der Umſtand, daß es in vierter Auf⸗ 
lage vorliegt. 

Schweldnitz. 
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Das Abhilfeverfahren nach Art. 2 A6. 35d. 22 ſchloſſenen Rechtsweg, indem ſie die Vorentſcheidung 


und die Verjährung. 


Von Landgerichtspräſident Kreß in Straubing. 


Nach Art. 2 AG. ZPO. können Anſprüche 
gegen den Fiskus erſt dann gerichtlich verfolgt 
werden, wenn ſich der Beteiligte an die zunächſt 
zuſtändige höhere Verwaltungsſtelle erfolglos um 
Abhilfe gewendet hat. 

Nach 8 210 BGB. wird, wenn die Zuläſfig⸗ 
keit des Rechtswegs von der Vorentſcheidung einer 
Behörde abhängt, die Verjährung durch die Ein⸗ 
reichung des Geſuchs an die Behörde unterbrochen. 

Ueber das Verhaltnis dieſer Geſetzesbeſtimmungen 
zu einander herrſcht noch keine Klarheit. 

1. Man hat bezweifelt, ob 8 210 BGB. auf 
die Fälle des Art. 2 AG. ZPO. überhaupt An⸗ 
wendung finde, da Art. 2 eine „Vorentſcheidung“ 
i. S. des 8 210 gar nicht verlange, vielmehr nur 
die fruchtloſe Angehung der Behörde vorſchreibe. 

Mit Unrecht. Die „Vorentſcheidung“ des 8 210 
umfaßt ſowohl die Entſcheidung im techniſchen 
Sinn: Ita jus estol, wie auch den autoritativen 
Ausſpruch: Der Rechtsweg iſt hiermit eröffnet! 
Das iſt klar in den Motiven (1 S. 340) zu 8 180 
Entw. (8 210 BGB.) mit dem Satze zum Aus⸗ 
druck gebracht: „Die Beſtimmung traͤgt jenen 
Fällen Rechnung, in denen die Beſchreitung des 
Rechtswegs von der Genehmigung oder ſon⸗ 
ſtigen Vorentſcheidung einer Behörde abhängig 
i u 


Ein Fall der erſten Gattung ift der des Art. 7 
VGH G., wonach der VGH. endgültig die Vorfrage 
entſcheidet, ob ein Beamter feine Amtsbefugniſſe 
überſchritten oder eine Amtshandlung ſchuldhaft 
unterlaſſen hat. Zu den Faäͤllen der letzten Art 
gehört der des Art. 2 AG. ZPO. 

Tatſächlich eröffnet die höhere Verwaltungs⸗ 
ſtelle im Falle des Art. 2 den bis dahin ver⸗ 


: Dem Geſuche wird nicht abgeholfen! Das 
in 1 55 Sinn dieſer Geſetzesbeſtimmung; ſie iſt 
praktiſch ein Streitkonſens. 

Man hat daran Anſtoß genommen, daß nach 
Art. 2 eine Entſcheidung überhaupt nicht zu er⸗ 
gehen brauche, und folgert daraus, daß wenigſtens 
in dieſem Fall eine „Vorentſcheidung“ nach 8 210 
nicht gegeben ſei. 

Der Schluß iſt falſch. Die Entſcheidung. daß 
der Rechtsweg eröffnet ſei, erfordert nach 8 210 
nicht mehr als eine darauf gerichtete Willens⸗ 
kundgabe, die in ausdrücklichen Worten, aber 
auch durch ſchlüſſiges Schweigen erfolgen kann. 
Dem Beteiligten, der auf ſein Abhilfegeſuch inner⸗ 
halb 6 Wochen keine Antwort erhalten hat, iſt 
damit der Wille der Behörde, daß nicht abge⸗ 
bolfen werde, kundgegeben und das genügt nach 
8 210; der Rechtsweg iſt damit eröffnet. 

Wer bei Auslegung des 8 210 den Nachdcuck 
auf den Begriff „Entſcheidung“ legt, alſo eine 
ausdrückliche Entſchließung, eine Entſcheidung im 
formellen Sinn verlangt, verkennt Sinn und Zweck 
der Beſtimmung, der nur im Zuſammenhang mit 
8 209 BGB. richtig zu verſtehen iſt. Das Geſetz 
knüpft die Unterbrechung der Verjährung u. a. an 
die Verfolgung des Anſpruchs durch Anrufung 
15 ſtaatlichen Rechtsſchutzes, die für die Regel 

m Wege der unmittelbaren gerichtlichen Klage⸗ 
ſiellung (8 209), ausnahmsweiſe, wenn zuvor eine 
Behörde angegangen werden muß, durch ein an 
dieſe gerichtetes Abhilfebegehren erfolgt (8 210). 

»Das iſt der Kern der Vorſchrift. Ihm gegen⸗ 
über tritt die Beſtimmung. daß die Unterbrechung 
dann nicht als erfolgt gilt, wenn nicht 3 Monate 
nach Erledigung des Geſuchs die Klage geſtellt 
wird, derart an Bedeutung zurück, daß es ſchon 
aus dieſem Grund ausgeſchloſſen erſcheint, der Ge⸗ 
ſetzgeber habe auf die Form der Erledigung irgend: 
ein, geſchweige ein entſcheidendes Gewicht gelegt. 
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Darauf kam es ihm nicht an. Weſentlich iſt nur: 
ein Geſuch und Klageſtellung innerhalb dreier 
Monate nach Erledigung des Geſuchs; alles andere, 
insbeſondere die Art der Erledigung des Geſuchs 
— ob durch ausdrückliche Entſchließung oder durch 
ſchlüſſige Nichtverbeſcheidung innerhalb beſtimmter 
Friſt — iſt dem Reichsgeſetzgeber Nebenſache, von 
ihm abſichtlich nicht geregelt, ſondern der 
Landesgeſetzgebung überlaſſen. 

Bayern hat dieſe Regelung dahin ge⸗ 
troffen, daß es der ausdrücklichen Ent⸗ 
ſcheidung die ſchlüſſige ſtillſchweigende 
als gleichwertig zur Seite ſtellt (Art. 2 
AG. ZPO.). Art. 2ſtellt alſo einen echten 
Fall des 8210 BGB. dar. Zum Ueberfluß 
iſt auch in den Mot. a. a. O. der Art. 2 als Bei⸗ 
ſpiel einer Vorentſcheidung im Sinne des § 210 
BGB. ausdrücklich aufgeführt. 

2. Unterbricht bereits die Einreichung 
des Geſuchs bei der Behörde, welche der 
abhilfeberechtigten höheren Verwal: 
tungsſtelle zunächſt untergeordnet und 
in erſter Linie zur Entſcheidung über 
den erhobenen Anſpruch berufen iſt, 
oder erſt das an die höhere Behörde ge: 
richtete Abhilfegeſuch die Verjährung 
im Sinne des 8 210 BGB.? 

Im vor. Jahrg. dieſer Zeitſchr. S. 318 wird 
die Frage im letzteren Sinn entſchieden und als 
Grund angeführt, daß 3 210 die Unterbrechung 
der Verjährung davon abhängig mache, daß die 
Klage binnen 3 Monaten nach der Erledigung des 
Geſuchs erhoben werde; als erledigt in dieſem Sinn 
habe aber das Geſuch dann zu gelten, wenn der 
Abhilſeſuchende von der letzten Inſtanz entweder 
eine abſchlaͤgige oder innerhalb 6 Wochen gar keine 
Entſchließung erhalten habe. 

Mit dieſem Satze ſoll, wenn ich ihn recht ver⸗ 
ſtehe, geſagt ſein, daß nach 8 210 nur ein der 
eigentlichen Abhilfeſtelle, der „letzten Inſtanz“, 
unmittelbar vorgelegtes Geſuch die Verjährung 
unterbreche, daß dagegen das bei der „erſten In⸗ 
ſtanz“ eingereichte Abhilfegeſuch dazu untauglich ſei. 

Damit wäre $ 210 irrig ausgelegt. Das Ge⸗ 
je enthält ſich jeglicher Vorſchrift darüber, bei 
welcher Stelle das die Verjährung unterbrechende 
Geſuch einzureichen iſt, welchen Inſtanzenzug es zu 
durchlaufen hat; dies zu regeln, iſt Sache 
der Landesgeſetzgebung. Das u. 
(S 210) beichräntt ſich ſeinem Zweck gemäß au 
die Beſtimmung, daß die Einreichung des Geſuchs die 
Verjährung unterbricht, wenn innerhalb dreier Mo⸗ 
nate nach deſſen Erledigung die Klage erhoben wird. 
Dies ergibt auch die Entſtehungsgeſchichte des § 210. 
Der entſprechende 8 180 Entw. lautete: „Wenn 
die Zulaͤſſigkeit des Rechtswegs von der Vorent⸗ 
ſcheidung einer Behörde abhängig iſt, ſo wird die 
Verjaͤhrung durch das Geſuch um Erlaffung der 
Vorentſcheidung unterbrochen.“ Des Inſtanzenzugs, 
den ein ſolches Geſuch etwa zu durchlaufen hätte, 


— ech fie negtarfege in Bayern, 1518 Mu. db u6. 


wird gar nicht erwähnt. In der Komm. f. d. 2. Lei. 
(Prot. J S. 226) wurde folgende Faſſung beſchloſſen: 
„Hängt die Zuläſſigkeit des Rechtswegs von der 
Vorentſcheidung einer Behörde ab ... und wird 
nach Erledigung des hierauf gerichteten Geſuchs 
die Klage binnen 3 Monaten erhoben, ſo hat die 
Einreichung des Geſuchs in Anſehung der Unter⸗ 
brechung der Verjährung die Wirkung der Klage⸗ 
erhebung.“ Alſo auch hier kein Wort über In⸗ 
ſtanzenzug und ſonſtige Förmlichkeiten. In der 
Red.⸗Komm. erhielt dann 8 210 ſeine heutige Faſſung; 
ſelbſtverſtändlich wollte und konnte dabei irgend⸗ 
eine ſachliche Aenderung nicht vorgenommen werden 
(Prot. VI S. 382). 

Da nun, wie dargelegt, § 210 die Gliederung 
des Vorentſcheidungsverfahrens nach Inſtanzen, 
in welchem Falle ſelbſtverſtändlich ſchon das bei 
der unteren Inſtanz eingereichte Geſuch die Ver⸗ 
jährung unterbrechen würde, nicht ausſchließt, Art. 2 
AG. ZPO. ein Fall des 8 210 BGB iſt (ſ. unter 
I.), jo iſt nunmehr die Frage zu entſcheiden: Ha! 
Art. 2 das Abhilfeverfahren nach In: 
ſtanzen geordnet oder nicht? 

Ich verneine die Frage und zwar: 

a) aus einem rechtsgeſchichtlichen Grunde. 

Infolge irriger Auslegung einer K. VO. vom 
4. Februar 1809 (Reg Bl. S. 1539) war es in 
Bayern ſoweit gekommen, daß, wer den Fiskus in 
einer reinen Juſtizſache verklagen wollte, zuvor 
ſeine Beſchwerde durch ſämtliche Verwaltungsin⸗ 
ſtanzen durchgeführt haben mußte. Darüber wurde 
in der bayer. Abg.⸗Kammer von 1819 lebhafte 
Klage geſührt. Im Verlaufe der Verhandlungen 
hatte der Abg. Seuffert fi für die gänzliche 
Beſeitigung der VO. vom 4. Februar 1809 aus⸗ 
geſprochen, weil es zur Eröffnung des Rechtswegs 
genügen müſſe, wenn die Kreisregierung die Be⸗ 
friedigung einer gegen den Fiskus erhobenen Forde⸗ 
rung verweigere (Verh. Bd. 4 S. 199). Auf den 
Einwand des Abg. Hornthal, daß es jedem 
Staatsbürger unbenommen ſein müſſe, ſobald er 
ſich in ſeinen Rechten vom Fiskus gekränkt glaube, 
ſofort das zuftändige Gericht anzugehen, da der 
Fiskus in dieſem Punkte gegenüber den Privaten 
kein Vorrecht genießen dürfe, enigegnete ihm 
Seuffert: „.. . wenn er jemand gericht⸗ 
lich, ſo aus einem Vertrag oder aus einem ſon⸗ 
ſtigen Rechtsgrund, belangen wolle, müſſe er immer 
von der Vorausſetzung ausgehen, daß ein Gegen⸗ 
teil ihm feine Befriedigung verweigere. Der Fis⸗ 
kus werde nun nicht von den einzelnen ſubalternen 
Rent⸗ oder Forſtämtern ſondern von den Kreis⸗ 
regierungen vertreten. Wenn demnach der Fis⸗ 
kus belangt werden wolle, müſſe es dem Richter 
amte klar ſein, daß eine freiwillige Befriedigung 
des Klägers von Seite der Regierung nicht er⸗ 
folge“ (a. a. O. S. 203 f.). Der Abg. Behr 
führte gegenüber Hornthal aus: „Der Fiskus 
verdiene gewiß einen Unterſchied in der Behand⸗ 
lung; der Privatmann hänge von ſich ab und 
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könne nach feinem Belieben ſeine Rechtsangelegen⸗ 
heiten verfolgen; nicht ſo der Fiskus; dieſer ſei 
höheren Behörden untergeordnet und werde in 
ſeinen Arbeiten von ihnen geleitet; deshalb ſei 
es billig, ihm auch die notdürftigen Termine zu 
laſſen, um die Weiſung der höheren Behörde ein⸗ 
zuholen. Würde der Fiskus für ſich allein handeln 
können, jo würde er ganz damit übereinſtimmen, 
unbedingt das Geſetz aufzuheben; bei der Ab⸗ 
hängigkeit des Fiskus aber von der höheren Be⸗ 
hörde glaube er, daß er auf ſeinem Vorſchlag be⸗ 
ftehen dürfe. Dieſer Vorſchlag ging dahin: „Daß 
Staatsbürger, wenn ſie Klagen gegen den Staat 
hätten, ſich nur an eine Adminiſtrativſtelle vor 
der Klage zu wenden hätten, welche innerhalb 
30 Tagen denſelben Erklärung geben müſſe, widri⸗ 
genfalls es jedem freiſtehe, feine Klage bei der 
Juſtiz vorzubringen“ (a. a. O. S. 203). 

Schließlich wurde der Kammer folgende, mit dem 
Vorſchlage des Abg. Behr ſachlich ſich deckende 
Frage zur Abſtimmung vorgelegt: „Soll auf eine 
Beſchränkung dieſer VO. (vom 4. Februar 1809) 
dahin angetragen werden, daß der durch den K. Fis⸗ 
kus an feinen Rechten ſich gekränkt glaubende Private 
bloß verbunden ſei, vor gerichtlicher Verfolgung 
ſeines Rechtes wegen Abſtellung ſeiner Beſchwerde 
an eine u. z. an die zunächſt einſchlägige Ober: 
adminiſtrativ⸗Behörde ſich zu wenden, wobei aber, 
wenn dieſe Entſchließung innerhalb 30 Tagen nicht 
erfolge, dieſe als abſchlaͤgig gegeben anzunehmen 
wäre und die Einſchreitung im Rechtswege nicht 
gehindert werden ſolle?“ 

Dieſe Frage wurde bejaht. In Uebereinſtimmung 
damit wurde durch 8 9 des Geſetzes vom 22. Juli 
1819 die VO. vom 4. Februar 1809 dahin er⸗ 
läutert: „daß derjenige, welcher ſich durch den 
K. Fiskus an ſeinen Rechten gekränkt glaubt, bloß 
verbunden iſt, vor der gerichtlichen Verfolgung ſeines 
Rechtes wegen Abſtellung der Beſchwerde an eine 
u. z. die zunächſt einſchlägige obere Adminiſtrativ⸗ 
Behörde ſich zu wenden, und deren Entſchließung 
zu erholen hat, wobei aber, wenn dieſe Entſchließung 
binnen 6 Wochen nicht erfolgt, dieſelbe als ab: 
ſchlaͤgig angenommen und die Einſchreitung im 
Rechtswege nicht mehr gehindert werden ſoll“ 
(GBl. 1819 S. 65). 

In den Entwurf einer ZPO. für das König⸗ 
teich Bayern wurde als Art. 152 folgende, 
ſachlich mit dem obigen § 9 übereinſtimmende 
Vorſchrift aufgenommen: „Anſprüche gegen den 
K. Fiskus können erſt dann gerichtlich verfolgt werden, 
wenn der Beteiligte ſich an die zuſtändige höhere 
Verwaltungsſtelle um Abhilfe gewendet und ent⸗ 
weder eine abſchlägige oder innerhalb 6 Wochen 
gar keine Entſchließung erhalten hat. 

Der Referent der Abg.⸗Kammer beantragte: 
vor dem Worte „zuſtändig“ das Wort „zunaͤchſt“ 
einzuſchalten, wodurch entſprechend dem 8 9 Geſ. 
dom 22. Juli 1819 zum Ausdruck gebracht werde, 
daß nicht das Erſchöpfen aller Adminiſtrativ⸗ 
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inſtanzen notwendig ſei, ſondern ſchon das Angehen 

der zunächſt zuftändigen höheren Verwaltungsſtelle 

E71 (VerhAbgK. 1863 /5 Beil Bd. II Abt. 2 
71.) 


Damit erklärten ſich beide Kammern einver- 
ſtanden und in dieſer Form wurde der Entw. als 
Art. 176 Geſetz (a. a. O. Beil Bd. III Abt. 1 
S. 249 f.; Kammer d. Reichsr. 1863/7 Bd. I 
S. 328f.). 

Art. 176 wurde in das AG. z. deutſch. ZPO. 
als Art. 2 wörtlich übernommen und in den Mot. 
dazu bemerkt: „Dieſe Vorſchrift trägt einerſeits 
den Intereſſen der Staatsverwaltung dadurch Rech⸗ 
nung, daß fie Gelegenheit bietet ungerechtfertigte 
Verfügungen der Unterbehörden außer Wirkſamkeit 
zu ſetzen, ohne daß es auf einen Prozeß gegen den 
Fiskus anzukommen hat, andererſeits erweiſt ſich 
dieſelbe auch für den Rechtsſuchenden als wohltätig, 
da ſie in vielen Fällen Abhilfe auf dem Admini⸗ 
ſtrativweg herbeizuführen und ſomit auch ihm den 
koſtſpieligen und weitwendigen Rechtsweg zu erſparen 
geeignet iſt.“ 

Das Ergebnis dieſer Entwicklung iſt dahin 
zuſammenzufaſſen: Das Abhilfeverfahren des Art. 2 
AG. ZPO. hat nur eine Inſtanz, auf die es 
zu dem ausgeſprochenen Zwecke der Beſeitigung 
der mit den früheren drei Inſtanzen verbundenen 
Mißſtände beſchränkt worden iſt. 

b) Was iſt aber dann die Rechtsnatur 
der Verfügung, die von der unteren, zur 
Entſcheidung über den erhobenen An⸗ 
ſpruch in erſter Linie berufenen Verwal⸗ 
tungsbehörde getroffen wird, wenn dieſe, 
wie dargelegt, eine Inſtanz des Abhilfe⸗ 
verfahrens nach Art. AG. 3 PO. und 
damit des Vorentſcheidungs verfahrens 
nach 8 210 BGB. nicht iſt? 

Die richtige Antwort iſt: Das Verhalten der 
unteren Behörde ſchafft nur die Vorausſetzung des 
Verzugs des Fiskus, des ſog. Leiſtungsver⸗ 
zugs. Damit, daß die untere Behörde in ihrer 
Eigenſchaft als Vertreterin des Fiskus die vom 
Gläubiger beanſpruchte Leiſtung an dem für ſie be⸗ 
ſtimmten Kalendertag (8 284 Abſ. 2 BGB.) oder, 
falls ein ſolcher nicht beſtimmt iſt, nach eingetretener 
Fälligkeit (8 271 BGB.) und erfolgter Mahnung 
(8 284 Abſ. 1 BGB.) nicht bewirkt, iſt der Leiſtungs⸗ 
verzug des Fiskus mit ſeinen vom Geſetz (88 256 
mit 290 BGB.) daran geknüpften Folgen und 
damit jene „Kränkung des Privaten“ feſtgeſtellt, 
die ihn nach dem Wortlaute des $ 9 Gel. vom 
22. Juli 1819 berechtigt und verpflichtet, die 
„zunächſt einſchlägige obere Adminiſtrativbehörde“ 
um Abhilfe anzugehen. Dieſer 8 9 deckt aber 
reſtlos den heute maßgebenden Art. 2 AG. ZPO. 

Den gleichen Standpunkt nahm offenbar auch 
der Abg. Seuffert ſ. Zt. ein (a. a. O.), indem 
er die vorherige Angehung der Regierung als der 
Vertreterin des Fiskus für erforderlich aber auch 
für genügend erklärte, weil die Verweigerung 
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der freiwilligen Befriedigung durch die Ber: 
treterin des Fiskus die unerläßliche aber auch ge⸗ 
nügende Vorausſetzung gerichtlicher Belangung ſei. 
Seuffert verwarf alſo, indem er den Fiskus 
mit jedem anderen Schuldner gleichſtellte, jegliches 
Verwaltungsverfahren und wollte die Beſchreitung 
des Rechtswegs gegen den Fiskus nur an die 
Tatſache des Schuldnerverzugs geknüpft 
wiſſen. 

Dieſe Gleichſtellung des Fiskus mit dem Privat⸗ 
mann erſchien aber dem Abg. Behr bedenklich, 
weil die zur Vertretung des Fiskus berufene Ver⸗ 
waltungsbehörde in ihren Entſchließungen nicht die 
Freiheit des Einzelnen genieße, ſondern von den 
Weiſungen der vorgeſetzten Stellen abhängig ſei. 
Von dieſer Erwägung aus machte Behr den Vor⸗ 
ſchlag, die Beſchreitung des Rechtsweges an die 
Bedingung der vorherigen Angehung einer Ver⸗ 
waltungsſtelle zu knüpfen. Behr ſchloß alſo das 
von dem Abg. Seuffert für genügend erachtete 
Erfordernis des Leiſtungsverzugs keineswegs 
aus, erachtete jedoch neben ihm die fruchtloſe 
Angehung einer Verwaltungsſtelle, als welche nach 
dem Zuſammenhang nur die unmittelbar vorge⸗ 
ſetzte Behörde in Betracht kommen konnte, mit 
Rückſicht auf die beſondere Stellung des Fiskus 
gegenüber ſeinen Gläubigern für erforderlich. 

Mit dieſem Standpunkt ſtimmt, wie bereits 
dargelegt, die Beſchlußfaſſung des Landtags und 
die ganze ſpatere Geſetzgebung überein. 

Dieſer Standpunkt iſt aber dahin zuſammen⸗ 
zufaſſen: Das Verhalten der unteren, zur Ver⸗ 
tretung des Fiskus berufenen Verwaltungsbehörde 
ſchafft die bürgerlichrechtliche Vorausſetzung des 
Leiſtungsverzugs, die „Vollfälligkeit der 
Schuld“ (Planck, BGB. 4. Aufl. Anm. 1 zu 8 284), 
neben die als ein von ihm völlig unabhängiges 
Erfordernis die — ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
getroffene — Entſcheidung der unmittelbar über⸗ 
geordneten Verwaltungsbehörde (Art. 2 AG. ZPO.) 
d. i. die Vorentſcheidung nach 8 210 BGB. tritt. 

Ich gebrauche abſichtlich das Wort „Verhalten“ 
und meide das Wort „Entſcheidung“, da in jenen 
Fallen, in denen der Schuldner ohne Mahnung 
in Verzug gerät, auch der Fiskus nicht noch beſonders 
gemahnt zu werden braucht. Wenn z. B. der Fiskus 
dem Vermieter A die am 2. Januar und 2. Auguſt 
fällige Miete für die Räume, in denen das Amts⸗ 
gericht untergebracht iſt, bei Verfall nicht bezahlt, 
ſo iſt er gemäß $ 284 Abi. 2 BGB. ohne weiteres 
im Verzug und der Vermieter kann ſofort, ohne 
erſt nochmals die Vertreterin des Fiskus, die Re⸗ 
gierungsfinanzkammer, um Bezahlung angehen zu 
müſſen, bei dem Finanzminiſterium Abhilfe nach 
Art. 2 AG. ZPO. begehren. 

Darin liegt aber die beſte Probe auf die Rich⸗ 
tigkeit des hier gewonnenen Ergebniſſes: daß ſich 
das bayer. Abhilfeverfahren nach Art. 2 AG. ZPO. 
nur in einer Inſtanz, nämlich vor der zunächſt 
zuſtändigen höheren Verwaltungsſtelle, abwickelt, 
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daß das vor den untergeordneten Verwaltungs⸗ 
ſtellen durchgeführte Verfahren ein Teil des Ab⸗ 
hilfeverfahrens nicht iſt und nicht jein kann, weil 
es nur den Leiſtungsverzug ſchafft und in be⸗ 
ſtimmten Fällen, nämlich in jenen des „dies inter- 
pellat pro homine“ ganz entfällt, was niemals 
der Fall ſein könnte, wenn es einen Teil des Ab⸗ 
hilfeverfahrens (Art. 2 AG. ZPO., 8 210 BGB.) 
darſtellen würde. 

Wickelt ſich aber das Abhilfeverfahren nur in 
einer Inſtanz ab, ſo kann die Frage, ob bereits 
durch das Angehen der unteren, zur Anerkennung 
oder Ablehnung des gegen den friskus erhobenen 
Anſpruchs berufenen Verwaltungsbehörde die Ver⸗ 
jährung im Sinne des $ 210 BGB. unterbrochen 
werde, überhaupt nicht aufgeworfen werden. 

Es iſt daher zum mindeſten eine falſche, nur 
zur Irreführung geeignete Ausdrucksweiſe, wenn, 
wie z. B. Bay3. 1915 S. 346, geſagt wird: 
„Für den Inſtanzenzug des Abhilfeverfahrens iſt 
grundlegend, daß zwei Verwaltungsbehörden ſich 
geäußert haben müſſen und zwar diejenige Ver⸗ 
waltungsbehörde, die zur Entſcheidung an ſich 
berufen iſt, und ſodann die dieſer Behörde un⸗ 
mittelbar vorgeſetzte!“, oder Bay3. 1917 S. 318: 
„Das Abhilfeverfahren nach Art. 2 AG. ZPO. 
umfaßt in der Regel zwei Inſtanzen!“ 

Was hier in völliger Verkennung der Rechts⸗ 
natur des einſchlägigen Verfahrens als „erſte Inſtanz 
des Abhilfeverfahrens“ hingeſtellt wird, iſt in 
Wirklichkeit nichts anderes als die gemeinbürger- 
lichrechtliche Schaffung des Schuldnerverzugs, wie 
dies bereits dargelegt worden iſt. 

Dieſe Regelung entſpricht auch der Natur der 
Sache. Wie iſt denn die Sachlage? Der Staat 
ſoll verklagt werden, weil er mit einer Leiſtung 
in Verzug iſt; in Verzug iſt er dadurch gekommen, 
daß die im gegebenen Falle zur Vertretung des 
Fiskus berufene Verwaltungsbehörde die Befrie⸗ 
digung des gegen den Staat erhobenen Anſpruchs 
verweigert. Da greift nun die vorgeſetzte Ver⸗ 
waltungsſtelle ein und ſpricht ihr Machtwort; fällt 
es verneinend aus, ſo kann ſofort gerichtliche Klage 
erhoben werden. 

Aeußerſtenfalls könnte man ſich dazu verſtehen, 
in dem Angehen der unteren Verwaltungsbehörde, 
der fälſchlich ſogenannten „eriten Inſtanz“, eine 
neben den allgemeinbürgerlichrechtlichen Verzug 
(88 271, 284 ff. BGB.) beſtehende landesrechtliche 
beſondere Inverzugſetzung zu erblicken. Die 
Rechtslage wäre dann die gleiche wie in Elſaß⸗ 
Lothringen.) 82 des elſaß⸗lothr. AG. ZPO. vom 
18. November 1899 beſtimmt: „Die Erhebung 
einer gerichtlichen Klage gegen den Fiskus iſt erſt 
zuläſſig, nachdem derjenige, welcher den Anſpruch 
geltend macht, bei der zur Vertretung des Fiskus 
berufenen Behörde eine Denkſchrift eingereicht hat, 


1) Auf das Folgende hat mich Herr Reichsgerichts⸗ 
rat Dr. Michaelis aufmerkſam gemacht. 
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worin der Anſpruch begründet wird, und hierauf 
entweder einen abſchlägigen oder binnen Monats⸗ 
friſt keinen Beſcheid erhalten hat.“ Hier handelt 
es ſich überhaupt nicht um eine Vorentſcheidung 
über die Zuläſſigkeit des Rechtswegs im Sinne 
des 8 210 BGB., ſondern um eine dem Schuldner 
gegenüber vorgeſchriebene beſondere Inverzugſetzung, 
was ſchon daraus hervorgeht, daß die Behörde, 
bei der die Denkſchrift einzureichen iſt, nicht kraft 
ihrer öffentlichrechtlichen Stellung ſondern nur als 
Vertreterin des Fiskus die Entſcheidung trifft. 
| Mit einer ſolchen Entſcheidung wäre allenfalls 
der von der unteren Verwaltungsbehörde in Bayern 
erlaſſene Beſcheid ſeiner rechtlichen Natur nach 
auf eine Stufe zu ſtellen, falls man über das 
Bedenken hinwegkommt, daß es für Bayern an 
einer gleichen Beſtimmung wie für Elſaß⸗Lothringen 
fehlt. Dieſes Bedenken beſtimmt mich auch, in 
dem Verhalten der bayer. unteren Verwaltungs⸗ 
behörde nicht eine beſondere landesrechtliche In⸗ 
verzugſetzung des in Anſpruch genommenen Fiskus 
ſondern nur die Schaffung des reichsrechtlichen 
Schuldnerverzugs (88 271, 284 ff. BGB.) zu 
erblicken. 

Andernfalls wäre zweifellos eine ausdrückliche 
Vorſchrift erlaſſen worden; denn die Annahme, 
als habe der Geſetzgeber durch das bloße Wort 
„Abhilfe in Art. 2 AG. ZPO. für die gegen den 
Fiskus zu erhebenden Anſprüche eine beſon dere 
Inverzugſetzung implizite vorſchreiben wollen, iſt 
ſchon vom Standpunkte der Geſetzgebungstechnik 
aus abzuweiſen. Für eine ſolche Annahme laßt 
fh auch jene Stelle der Motive: „daß die Vor⸗ 
ſchrift des Art. 2 AG. ZPO. Gelegenheit biete, 
ungerechtfertigte Verfügungen der Unterbehörden 
aber Wirkſamkeit zu ſetzen, nicht verwerten; denn 
damit ſollte keines wegs geſagt ſein, daß die 
Kränkung, gegen die Abhilfe begehrt werde, in 
jedem Fall durch eine „Verfügung“ der Unter⸗ 
behörde zugefügt ſein müſſe; die „Verfügungen“ 
And offenbar nur beiſpielsweiſe und nur deshalb 
namentlich aufgeführt, weil ſich in den meiſten 
Fällen, vielleicht für den Regelfall, das Abhilfe⸗ 
begehren gegen eine „Verfügung“ der Unterbehörde 
richten wird. Daß es aber auch Fälle gibt, in 
denen von der Unterbehörde zwar keine „Verfügung“ 
getroffen, aber doch eine „Kränkung“ zugefügt iſt, 
die das Begehren nach Abhilfe rechtfertigt, wurde 
bereits ausgeführt. 

Zuſammenfaſſung: 1. Art. 2 AG. ZPO. 
iſt ein Fall der Vorentſcheidung im Sinne des 
9 210 BGB. 

2. Nur das an die zunächſt zuſtändige höhere 
Verwaltungsſtelle gemäß Art. 2 AG. ZPO. gerichtete 
Abhilfegeſuch unterbricht die Verjährung im Sinne 


des 8 210 BGB., das Verhalten der dieſer Stelle 


untergeordneten Behörde ſchafft nur den reichsrecht⸗ 
lichen Schuldnerverzug. 


Zum Begriffe des Lechtsſchutzintereſſes. 
Von Landgerichtsdirektor du Chesue in Leipzig. 


„Intereſſe in der hier fraglichen — objektiven — 
Bedeutung läßt ſich etwa beſtimmen als eine Be: 
ziehung zwiſchen einer Perſon und einem Gegen⸗ 
ſtande, wonach dieſer dem Intereſſenten von Vor⸗ 
teil fein kann“ (Bay ZfR. 6, Nr. 21, 375). Das 
Wort ſagt „in ſeiner objektiven Bedeutung etwa 
ſoviel wie: Erwartung eines Vorteils oder Gewinnes 
irgendeiner, auch ethiſcher Art“; der Redende, 
der für ſich ein Intereſſe in Anſpruch nimmt, 
„ſtellt damit das Urteil hin, daß zwiſchen ihm 
und dem bezeichneten Gegenſtande des Intereſſes 
eine objektive Beziehung beſtehe, die auch ein anderer 
erkennen kann und im gleichen Falle herſtellen 
würde“ (Gruchots Beitr. 51, 509 ſſ.). Die Intereſſen 
können materielle und Verfahrens Intereſſen ſein. 
Soweit die materiellen Intereſſen den Schutz und 
die Anerkennung der Rechtsordnung erlangt haben, 
find fie — im weſentlichen — Privatrechte. Die 
Anerkennung eines Intereſſes als Privatrecht bringt 
es mit ſich, daß mit ihm zugleich das Intereſſe 
auf die Mitwirkung der Verfahrensbehörden an 
der Herſtellung des dieſem Recht entſprechenden 
Zuſtandes anerkannt und geſchützt wird; ſo wenig⸗ 
ſtens in unſerem Rechte, das eine wirkliche naturalis 
obligatio nicht mehr kennt. Die Herſtellung des 
dem Privatrecht entſprechenden Zuſtandes iſt die 
Leiſtung, mag es ſich nun um abſolute oder um 
relative Anſprüche handeln. Demnach iſt mit dem 
anerkannten Privatintereſſe auch das Intereſſe am 
Erlaß eines gerichtlichen Leiſtungsbefehls zur Durch⸗ 
führung dieſes Intereſſes gleich mitanerkannt. Das 
iſt es, was gemeinhin als die Klagbarkeit der Rechte 
bezeichnet wird. „Gegenſtand“ dieſes Verfahrens⸗ 
intereſſes iſt alſo der gerichtliche Leiſtungsbefehl; 
das Verfa hrensintereſſe iſt „die Beziehung zwiſchen 
dem Inhaber des Privatrechts und dem gericht⸗ 
lichen Leiſtungsbefehle, kraft deren dieſer dem Privat⸗ 
rechtsträger von Vorteil ſein kann“. Der Privat⸗ 
rechtsträger braucht dem Gerichte nur dieſe ſeine 
Eigenſchaft und weiter das Unterbleiben der Leiſtung 
darzutun, um einen Leiſtungsbefehl zu erlangen; 
er hat mit dem Privatrechtsanſpruch einen Ver⸗ 
fahrensanſpruch auf ſeine Durchführung gegen die 
Gerichte erlangt. 

Anders ſtellt ſich die Rechtslage dar, wenn der 
Privatrechtsträger nicht Leiſtung, ſondern nur Feſt⸗ 
ſtellung fordern will. Das Verfahrensintereſſe auf 
Feſtſtellung der privatrechtlichen Lage folgt nicht 
unmittelbar aus dem Beſtehen des Privatrechts; 
es ſteht dem Prwatrechtsträger nicht frei, den 
Anſpruchsbeteiligten beliebig auf Leiſtung oder auf 
Feſtſtellung zu verklagen, vielmehr muß er im 
letzteren Falle dartun, daß die Feſtſtellung ihm 
einen allgemein erkennbaren und wünſchenswerten 
Vorteil bringen werde. Damit tritt zu dem dar: 
zulegenden privatrechtlichen Tatbeſtande noch ein 
neues verfahrensrechtliches Tatbeſtandsmerkmal hin⸗ 
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zu, das Feſtſtellungsintereſſe bzw. der es begründende 
Umſtand. Das Feſtſtellungsintereſſe iſt nicht, wie 
das Intereſſe am Leiſtungsurteil, mit dem (abſo⸗ 
luten oder relativen) Anſpruche auf Leiſtung bereits 
gegeben, ſo daß es nur ſeiner Geltendmachung gegen⸗ 
über dem Gerichte bedarf, um dieſes ohne weiteres 
zur Entfaltung ſeiner auf Erlaß eines Leiſtungs⸗ 
urteils abzielenden Tätigkeit zu veranlaſſen, alſo 
den Verfahrensanſpruch auf Leiſtungsurteil aus⸗ 
zulöſen. Vielmehr tritt es dem materiellrechtlichen 
Intereſſe — über deſſen Geſtaltung im Fall eines 
Feſtſtellungsprozeſſes hier nicht zu handeln iſt — 
von außen hinzu; es bedarf zu ſeiner Begründung 
beſonderer, außerhalb des materiellen Rechts liegen⸗ 
der Talſachen, aus denen ſich, um den Feſtſtellungs⸗ 
anſpruch zu begründen, ergeben muß. daß der 
Privatrechtsträger von dem Erlaß eines Feſt⸗ 
ſtellungsurteils einen allgemein als folchen anzu⸗ 
erkennenden und deshalb rechtsſchutzwürdigen Vor⸗ 
teil haben wird. 

Liegt eine Leiſtungsklage auf Grund eines un⸗ 
befriedigten materiellen Anſpruchs vor, ſo bejaht 
das Geſetz bereits das Vorliegen eines Intereſſes 
und Anſpruchs auf Erlaß eines Leiſtungsurteils; 
der Richter hat nur zu prüfen, ob ein unbe⸗ 
friedigter materieller Anſpruch und eine wirkſame 
Geltendmachung des Verlangens nach dem Erlaß 
eines Leiſtungsurteils vorliegt. Wird aber eine 
Feſtſtellungsklage erhoben, ſo überträgt das Geſetz 
die Prüfung und Beantwortung der Frage, ob 
ein Feſtſtellungsintereſſe durch vorliegende Tatſachen 
gerechtfertigt wird, dem Richter; es ſagt ihm nicht: 
Wenn ein materieller Anſpruch vorliegt, ſo hat 
deſſen Träger auch einen Anſpruch auf Feſtſtellungs⸗ 
urteil, ſondern: Wenn ein materieller Anſpruch 
vorliegt, und wenn außerdem beſondere Tatſachen 
vorliegen, aus denen ſich die berechtigte Erwartung 
eines anerkennenswerten a eines Feſtſtellungs⸗ 
urteils ergibt, ſo hat der Privatrechtsträger einen 
ſolchen Anſpruch. Welches dieſe Tatſachen ſind, 
ſagt das Geſetz weder im einzelnen, noch im all⸗ 
gemeinen, durch Aufſtellung eines ſie umfaſſenden 
Rechtsbegriffes, überläßt es vielmehr dem Richter, 
welche Tatſachen er als ein Feſtſtellungsintereſſe 
begründend anerkennen will. Damit wird das 
billige Ermeſſen des Richters als Rechtsquelle 
eingeführt; Recht (Feſtſtellungsanſpruch) ſoll fein, 
was das billige Ermeſſen des Richters für Recht 
erklären wird. Das iſt nicht Willkür; denn einer⸗ 
ſeits iſt Nachprüfung durch die Oberinſtanzen 
vorbehalten, anderſeits iſt nur billiges Ermeſſen 
zugelaſſen, und endlich iſt deſſen Spielraum noch 
außerdem dadurch eingeſchraͤnkt, daß ein recht⸗ 
liches Intereſſe vorliegen muß. 

Was iſt ein rechtliches Intereſſe? Welches iſt 
das Recht, von dem das Intereſſe ſeinen Namen 
als „rechtliches“ hat? Das rechtliche Intereſſe iſt 
zunächſt kein Recht, alſo kein von der Rechts⸗ 
ordnung unmittelbar anerkanntes und geſchütztes 
Intereſſe; andernfalls hätte die abweichende Aus⸗ 
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drucksweiſe des Geſetzes keinen Sinn und könnte 
nur verwirren. Alſo iſt es ein anderes Intereſſe, 
und zwar kein materielles, ſondern ein Verfahrens⸗ 
intereſſe, wie ſich aus dem oben Geſagten ergibt. 
Aber kein Verfahrens anſpruch, wie z. B. der 
Anſpruch auf Leiſtungsurteil, der ſchon von vorn⸗ 
herein auf Grund eines beſtimmten Tatbeſtandes 
vom Geſetz hypothetiſch anerkannt iſt, ſondern ein 
Intereſſe, das die rechtliche Billigung nur ver⸗ 
mittels des Zwiſchengliedes der richterlichen Billi⸗ 
gung erhalten kann. Das Beiwort „rechtlich“ kann 
ſich demnach nicht auf das Verfahrensintereſſe 
unmittelbar beziehen; das in Frage kommende 
Recht muß vielmehr ein anderes ſein. Da nun 
das einzige bei der Struktur des rechtlichen In⸗ 
tereſſes noch in Frage kommende Recht das zur 
Klage ſtehende Privatrecht iſt, jo kann nur dieſes 
gemeint ſein. Ein rechtliches Intereſſe an der 
Feſtſtellung iſt ſomit ein auf dem feſtzuſtellenden 
Privatrechte beruhendes und ſich auf dieſes beziehen⸗ 
des Verfahrensintereſſe an deſſen Feſtſtellung; der 
Verfahrens anſpruch auf Feſtſtellung beruht auf 
dem ſubjektiven Privatrecht und iſt das rechtlich 
geſchützte Feſtſtellungsintereſſe. 

Die hiernach vom Richter zu erteilende und da⸗ 
mit Rechtseigenſchaft und⸗wirkung erlangende Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, ob ein beſtimmter Tatbeſtand 
nach allgemeiner und billigenswerter Anſchauung 
geeignet iſt, die Feſtſtellung eines Rechtsverhält⸗ 
niſſes als für den Rechtsträger vorteilhaft erſcheinen 
zu laſſen, legt dem Richter eine beſondere Prüfungs» 
pflicht auf, für die es an einer geſetzlichen Begrenzung 
fehlt. Das Geſetz jagt nicht, welche Tatbeſtände ein 
rechtliches Intereſſe an der Feſtſtellung begründen. 
Vielmehr iſt der Richter hier darauf verwieſen, 
dasjenige für Recht zu erklären, was nach ſeinem 
Billigkeitsgefühle für den einzelnen Fall Recht ſein 
ſollte. Aber wenn ſich auch der Geſetzgeber nicht 
auf einzelne Zatbeftände feſtgelegt hat, jo iſt es 
doch unvermeidlich, daß im Laufe der Zeit ſich 
beſtimmte Sätze darüber ergaben, wann ein Feſt⸗ 
ſtellungsintereſſe anzuerkennen ſei. Es mußte ſich 
ein Recht auch in dieſem Punkte bilden, das aber 
den Richter nicht bindet und ihm auch die Prüfung 
im Einzelfalle nicht erſpart, und doch geübt wird, 
weil es in jedem Falle dem billigen Ermeſſen des 
Richters entſpricht. Würde ein Oberlandesgericht 
etwa auf den Gedanken kommen, jedes Jahr aus 
den gefällten Sprüchen das Ergebnis zu ziehen und 
zu veröffentlichen, in welchen Fällen es ein Feſt⸗ 
ſtellungsintereſſe für gegeben erachtet hätte (und 
daher im Zweifel auch weiterhin erachten würde), 
jo würden wir damit die Aufſtellung eines Amts⸗ 
rechts, einer Art von praͤtoriſchem Edikt, erleben 
mit dem Unterſchiede nur, daß das Verſprechen 
„actionem dabo““ hier nicht ausdrücklich gegeben 
würde. Würden ſich dieſe Veröffentlichungen längere 
Zeit wiederholen, ſo würde ſich ſchließlich ein feſter 
Gerichtsgebrauch (edictum tralaticium) heraus: 
bilden, dem es nur noch an der unmittelbaren 
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rechtlichen Anerkennung fehlen würde, um Recht 
zu werden. So iſt nun auch die Entwickelung in 
der Tat vor ſich gegangen; es haben ſich durch 
die Spruchpraxis der Gerichte feſte Feſtſtellungs⸗ 
anſprüche herausgebildet, die ſich von den Rechts⸗ 
ſchutzanſprüchen auf Leiſtungsurteil nur noch da⸗ 
durch unterſcheiden, daß ſie ihre bindende Kraft 
unmittelbar der Amtsgewalt des Richters und nur 
mittelbar dem 0 entnehmen, daher auch Ab⸗ 
änderungen, etwa infolge von Umſchwüngen in den 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen, leichter zugänglich 
find, als unmittelbares Geſetzesrecht. 

Als ſolches edictum trala ticium entnehmen wir 
dem Stein'ſchen Kommentar zur ZPO. 8 256 III, 
2 folgende Saͤtze: „Wohl aber iſt es ein rechtliches 
Intereſſe, das freilich oft zu Unrecht als ein „ökono⸗ 
miſches bezeichnet wird, wenn der Kläger eine 
Hemmung in der Freiheit ſeiner rechtlichen Ver - 
fügungen erleidet, weil er Mittel zur Befriedigung 
des angemaßten Anſpruchs bereithalten muß oder 
in der Zwangslage iſt, Entſchließungen auf die 
Gefahr ihrer rechtlichen Ungültigkeit hin zu treffen 
oder fie mit wirtſchaftlichem Nachteile zu unter: 
laſſen und zwar auch dann, wenn bisher die Ge⸗ 
legenheit zu einer beſtimmten Einzelverfügung noch 
nicht eingetreten iſt.“ 

Wir haben es hier mit Fällen der negativen 
Feſtſtellung zu tun, alſo mit Verfahrensanſprüchen, 
die darauf gehen, daß das Nichtbeſtehen feindlicher 
Anſprüche feſtgeſtellt werde. Nun könnte man ja 
verſuchen, dieſe Verfahrendanſprüche dadurch kurz⸗ 
weg unter die rechtlichen Intereſſen einzubeziehen, 
daß man ſagte, auch ſie bezögen ſich auf Rechte. 
Das würde aber unſerer obigen Begriffsbeſtimmung, 
die verlangt, daß das Feſtſtellungsintereſſe auf das 
ſubjektive Privatrecht begründet ſei, nicht genügen. 
Ein weſentliches Kennzeichen des Verfahrensan⸗ 
ſpruchs iſt, wie wir aus dem bisher Geſagten ent⸗ 
nehmen können, daß er dem materiellrechtlichen 
Anſpruche dient, indem er ihm Vorteil zu ver⸗ 
ſchaffen ſucht. Die Stellung des negativen Feſt⸗ 
ſtellungsanſpruchs zu dem betroffenen Privatrecht 
it aber gerade umgekehrt, er wendet ſich gegen 
dieſes und ſucht es in Nachteil zu verſetzen. Das 
ſubjektive Recht des Gegners kann es alſo nicht 
ſein, durch das das rechtliche Intereſſe an der 
negativen Feſtſtellung begründet wird. 

Wie läßt ſich aber nun ein Recht des negativen 
Feſtſtellungsintereſſenten — nur um ein ſolches kann 
es ſich noch handeln — nachweiſen? Rechtskampf kann 
nur ſein zwiſchen ſolchen Rechtsträgern, die mit ihren 
Rechtsgebieten irgendwo aneinander grenzen; anders 
it ein Zuſammenſtoß der beiderſeitigen Rechtsmacht 
nicht möglich. Tritt daher ein Rechtsträger gegen 
einen andern in einen Rechtskampf ein, der nicht 
res merae facultatis iſt, ſondern einen privat⸗ 
rechtlichen Hintergrund hat, ſo trifft er damit un⸗ 
mittelbar die Grenze, die zwiſchen ihm und dem 
Gegner über die wirtſchaftlichen Güter gezogen iſt. 
Jeder Verſuch, die eigene Rechtsgrenze über wirt: 


ſchaftliche Güter auszudehnen, die bisher innerhalb 
der Rechtsgrenze eines andern lagen, alſo jede 
Klageerhebung, trifft demnach notwendig auf die 
Rechtsgrenze des andern; der Ausbuchtung der 
Rechtsgrenze des einen entſpricht die Einbuchtung 
derjenigen des andern; die Leiſtungsklage aus dem 
poſitiven Rechtsanſpruche des einen entſpricht einem 
Abwehrintereſſe des andern kollidierenden Rechts⸗ 
trägers. Iſt dem ſo, fo iſt es etwas Unweſentliches 
und Zufälliges, welcher von beiden Rechtsträgern 
zum Angriff übergeht; es muß, ſobald die Rechts⸗ 
kolliſion da iſt, dem einen wie dem andern möglich 
ſein, ſeine Privatrechtsanſprüche geltend zu machen. 
Das muß auch gelten, ſoweit der Anſpruch nur die 
Feſtſtellung bezweckt. Die Form des Angriffs des von 
einer Leiſtungsklage Bedrohten iſt nun die negative 
Feſtſtellungsklage. Sie beruht daher, ebenſogut wie 
der abzuwehrende Leiſtungsanſpruch, auf einem in ein 
Rechtsgebiet — das eigene oder das des Gegners — 
einbezogenen objektiven Intereſſe, alſo einem Rechte. 
Beim Vorliegen einer wirklichen Rechtskolliſion iſt 
eben notwendig das beiderſeitige Rechtsgebiet in 
Frage, und die auf die Kollifion begründeten Ver⸗ 
fahrensintereſſen find nach beiden Seiten auf Privat⸗ 
rechte begründet, alſo rechtliche Intereſſen. Demnach 
beruht die negative Feſtſtellungsklage, dafern ſie nur 
überhaupt das privatrechtliche Gebiet betrifft, ſtets 
auf einem rechtlichen Intereſſe und die oben auf: 
geworfene Frage wegen der wirtſchaftlichen Natur 
dieſes Intereſſes iſt müßig. 

Aber über dieſen Punkt iſt anſcheinend das 
Reichsgericht anderer Anſicht. Es beſtimmt nämlich 
den Begriff des rechtlichen Intereſſes dahin: es 
müſſe „in betreff der Rechtsfolgen, welche ſich aus 
der begehrten Feſtſtellung ergeben, ein Intereſſe an 
alsbaldiger Herbeiführung der Entſcheidung vor⸗ 
handen ſein“ (RG. 14, 390). Das heißt doch wohl, 
die Entſcheidung müſſe herbeigeführt werden, weil 
der Intereſſent von den, von der Feſtſtellung zu 
erwartenden Rechtsfolgen einen Vorteil zu erwarten 
habe. Danach ſcheint es, daß das Merkmal „rechtlich“ 
bezogen werden ſoll auf die ſich aus der Feſtſtellung 
erſt künftig ergebenden Rechtsfolgen. Man könnte 
von derartigen Intereſſen freilich wohl ſagen, ſie 
bezögen ſich auf Rechte; aber damit würde, wie 
ſchon oben hervorgehoben, die Begriffsbeſtimmung 
zu weit gefaßt werden. Wohl aber dürfte folgende 
Erwägung zum Ziele führen: Die herbeizuführenden 
Rechtsfolgen find auch nichts anderes, als durch 
Entſcheidung herbeigeführte Ausgeſtaltungen des 
der Feſtſtellungsklage zugrunde liegenden Rechts⸗ 
ſtoffes; man kann alſo von Entſcheidungen, die ſolche 
Rechtsfolgen herbeiführen ſollen, ebenſogut ſagen, 
daß ſie — nebſt den ihnen zugrunde liegenden 
Verfahrensintereſſen — auf Rechten beruhen. 

Nun könnte man einhalten wollen: Wenn die 
Verfahrensintereſſen nur auf Rechten zu beruhen 
brauchen, dann iſt die Grenze wiederum zu weit 
gezogen; ſie bezieht alsdann auch wirtſchaftliche 
Intereſſen — an der Wertſteigerung oder Ver⸗ 
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mehrung des eigenen Vermögens oder an der 
Zahlungsfähigkeit des Schuldners (Stein a. a. O.) — 
in ſich ein, da auch dieſe Intereſſen auf Rechten 
beruhen. Dieſer Einwand würde nicht richtig ſein. 
Das Intereſſe an der Wertſteigerung oder Ver⸗ 
mehrung des eigenen Vermögens hat ein Recht über⸗ 
haupt nicht zur Vorausſetzung und iſt nicht auf ihm 
begründet. Das wird bewieſen dadurch, daß dieſes 
Intereſſe ebenſogut jemand haben kann, der über 
den in ſeinem Werte zu ſteigernden Gegenſtand oder 
Inbegriff die bloße tatſächliche Verfügungsgewalt 
ohne jeden rechtlichen Schutz hat; und anderſeits da⸗ 
durch, daß das doch offenbar gleichartige Intereſſe 
an erſtmaliger Erſchaffung eines Wertes für den 
Intereſſenten oder Begründung eigenen Vermögens 
das Vorhandenſein von Rechten beim Intereſſenten 
nicht vorausſetzt, auf die die Verfahrensintereſſen 
begründet werden könnten. Das Intereſſe an der 
Zahlungsfäahigkeit des Schuldners aber iſt ein recht⸗ 
liches Intereſſe, inſofern der Schuldner zum In⸗ 
tereſſenten in einem Rechtsverhältniſſe, nämlich 
dem betreffenden Schuldverhältniſſe ſteht; es ſtünde 
demnach nichts entgegen, für die Zahlungsfähigkeit 
des Schuldners tätig zu werden, wenn nur dafür im 
Prozeſſe irgend etwas geſchehen könnte. Denn wir 
wollen nicht vergeſſen, daß die von uns beſprochenen 
rechtlichen Intereſſen Verfahrens intereſſen, insbe⸗ 
ſondere Leiſtungs⸗ oder Feſtſtellungsintereſſen find, 
daß uns alſo nur verfahrensmäßige auf Rechte be⸗ 
gründete Intereſſen etwas angehen. Die Zahlungs- 
faͤhigkeit des Schuldners aber iſt zwar geeignet, dem 
Glaͤubiger Vorteil zu bringen, aber zum Verfahrens⸗ 
intereſſe kann ſie auch durch die Anerkennung der 
Rechtsordnung ſchlechterdings nicht werden. Daß die 
Zahlunge fähigkeit des Schuldners nicht Gegenſtand 
eines Feſtſtellungsintereſſes ſein kann, weil nur 
Rechtsverhaͤltniſſe und die Echtheit von Urkunden 
ſolche ſein können, gehört kaum hierher und ſoll 
nur erwähnt werden, um durch den Gegenſatz das 
hier Gemeinte deutlich zu machen. Die Einſchränkung, 
daß das rechtliche Intereſſe an Feſtſtellung und Lei⸗ 
ſtungsbefehl nur ein Verfahrensintereſſe ſein kann, 
gilt auch für das Intereſſe an Wertſteigerung oder 
Vermehrung des eigenen Vermögens, ſo daß beide 
Intereſſen aus dem Kreiſe unſerer Betrachtung auch 
aus dieſem Geſichtspunkt ausſcheiden. Der gleiche 
Geſichtspunkt erweiſt ſich als maßgebend, wenn wir 
nochmals die oben erwahnten, irrig als „oͤkono⸗ 
miſche“ bezeichneten negativen Feſtſtellungsintereſſen 
ins Auge faſſen; fie find zweifellos Verfahrens⸗ 
intereſſen und beruhen auch auf materiellen Rechten, 
ſofern ſie zu befürchtende Angriffe des Gegners auf 
ihr Rechtsgebiet abwehren ſollen. 

Im ganzen nähern wir uns damit der Begriffs⸗ 
beſtimmung Steins zu $ 256 III, 2: „Die Un⸗ 
gewißheit (der Rechtslage) begründet ein recht⸗ 
liches Intereſſe nur dann, wenn ſie auf die 
Rechtslage des Klägers von Einfluß iſt“; wir 
unterſcheiden uns von ihm nur durch die Betonung 
des Umſtandes, daß das hier in Frage ſtehende 


rechtliche Intereſſe ein Verfahrensintereſſe ſein muß, 
und daß es das ſubjektive Recht mit der Feſtſtellung 
oder dem Leiſtungsbefehle derart in Beziehung 
bringt, daß die letzteren nach billigem Ermeſſen 
des Gerichts, die der allgemeinen Auffaſſung der 
Rechtsgenoſſen entſprechen wird, dem Rechtskreiſe 
des Intereſſenten einen Vorteil gewähren. 

Nun habe ich in GruchotsBeitr. 51, 514 bier: 
zu folgendes ausgeführt: „Die begehrte (fördernde) 
Amtshandlung kann insbeſondere fein die Feſt⸗ 
ſtellung, daß das Privatrecht des Feſtſtellungs⸗ 
intereſſenten nicht durch ein entgegenſtehendes Recht 
eines anderen beſchränkt iſt; weiter die, daß das 
Vermögen des Intereſſenten nicht durch ein Recht 
eines anderen wirtſchaftlich beſchränkt iſt (negative 
Feſtſtellungsklage, 8 256 ZPO. . . ). Im letzteren 
Falle beruht der prozeſſuale Anſpruch nicht auf 
einem Recht im eigentlichen Sinne, ſondern auf 
dem wirtſchaftlichen Intereſſe an der ungeſchmälerten 
Erhaltung des Vermögens. Dies Intereſſe aber 
betrifft den Rechtskreis des Intereſſenten mindeſtens 
mittelbar und muß demnach ebenfalls als rechtlich 
anerkanntes Intereſſe gelten. Genießt doch das 
Vermögen als ſolches auch ſonſt rechtlichen Schutz.“ 
Hier iſt der Verſuch gemacht, zwiſchen das ſub⸗ 
jektive (Privat-) Recht („Recht im eigentlichen Sinne“, 
„Rechtkreis des Intereſſenten“), dem die Feſtſtellung 
zum Vorteile gereichen ſoll, und das verfahrens⸗ 
mäßige Intereſſe an der Feſtſtellung noch ein ſub⸗ 
jektives (Privat⸗) Intereſſe rechtlich nicht unmittel⸗ 
bar geſchützter, wirtſchaftlicher Art einzuſchieben, 
auf dem das Verfahrensintereſſe (das „rechtliche 
Intereſſe“) unmittelbar beruhen ſoll; dieſes wirt⸗ 
ſchaftliche Intereſſe ſoll das an der ungejchmälerten 
Erhaltung des Vermögens ſein. Es fragt ſich: 
Brauchen wir dieſes Zwiſchenglied? 

Stellen wir zum Zwecke der Beantwortung 
dieſer Frage einmal zwei Beiſpiele für die beiden 
aufgeführten Arten des negativen Feſtſtellungs⸗ 
intereſſes nebeneinander. 1. Das Eigentumsrecht 
des Intereſſenten wird durch die Behauptung des 
Gegners beeinträchtigt, daß ihm an der Sache 
eine Dienſtbarkeit zuſtehe. 2. Das Vermögen des 
Intereſſenten wird durch die Behauptung des 
Gegners beeinträchtigt, daß ihm gegen den In: 
tereſſenten eine Forderung zuſtehe. 

Im erſteren Falle ſtehen ſich — nach den Behaup⸗ 
tungen — zwei Rechte gegenüber; im anderen Falle 
iſt dies nicht ohne weiteres klar. Es behauptet nämlich 
im zweiten Falle nur der Gegner ein (Forderungs⸗) 
Recht, während der Feſtſtellungsintereſſent ſich 
darauf beſchränkt, das Nichtbeſtehen des gegneriſchen 
Rechts zu behaupten. Nun beſteht aber ein For⸗ 
derungsrecht gerade darin, daß der Schuldner ver⸗ 
anlaßt werden ſoll, eine Handlung vorzunehmen, 
die für den Rechtskreis des Glaͤubigers von Er⸗ 
heblichkeit iſt, ſei es, daß durch fie der Kreis der 
abſoluten Rechte des Glaͤubigers unmittelbar be⸗ 
reichert werden ſoll, ſei es, daß dies — durch 
Leiſtung vermögenswerter Dienſte — mittelbar 
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geſchehen fol. Der Kreis der abſoluten Rechte, 
die rechtlich geſchützte Machtſphaͤre, gehört zum 
Menſchen, auch wenn er ſich nicht im Rechtsverkehr 
mit den Rechtsgenoſſen befindet. Jeder Menſch 
als ſolcher hat eine rechtlich potentiell geſchützte 
Machtſphäre über Sachen (Beſitz, Eigentum und 
von ihm abgeleitete Rechte), und er hat ſubjektive 
Beſitz-, Eigentums: und abgeleitete Rechte, ſobald 
eine Sache in dieſe Machtſphäre einbezogen iſt, ſei 
es ganz oder teilweiſe. Zu dieſer Machtſphaͤre der 
abſoluten Rechte gehört es nicht, wenn er zu einem 
Rechtsgenoſſen in einer Beziehung ſteht, kraft deren 
er von ihm eine vermögenswerte Leiſtung zum 
unmittelbaren oder mittelbaren Vorteile ſeiner, 
des Berechtigten, abſoluten Rechtsſphäre verlangen 
kann; hier handelt es ſich nicht um die feſten, 
zum Rechtsſchutze der Perſönlichkeit gehörigen 
Machtkategorien mit ihrem wandelbaren wirtſchaft⸗ 
lichen Inhalte. ſondern um ihrer Natur nach vorüber: 
gehende Beziehungen der Rechtsſphären der Rechts⸗ 
genoſſen zueinander, nicht um die Abgrenzung der 
einzelnen Machtſphären gegeneinander, ſondern um 
ihre vorübergehende Verbindung zu Zwecken des 
Austauſches (Diosmoſe). Iſt dem jo, jo muß auch 
die negative Feſtſtellungsklage des in ſeinen ab⸗ 
ſoluten Rechten Beeinträchtigten der Aufrecht⸗ 
erhaltung bzw. Feſtigung der Grenzen ſeiner 
Machtſphäre gegenüber einem zu erwartenden Ein⸗ 
bruche des Gegners mit dem Ziele der Vermin⸗ 
derung ihres wirtſchaftlichen Inhalts dienen, 
während die negative Feſtſtellungsklage des relativ 
Berechtigten der Feſtſtellung des Nichtbeſtehens 
einer ſolchen Austauſchverbindung dient. Nun 
gehören aber ſowohl abſolute Machtſphäre als 
Forderungsrechte, ebenſo wie ihre wirtſchaftlichen 
Subſtrate, Sachen und Leiſtungsintereſſen, zum Ver⸗ 
mögen im Rechtsſinne; in beiden Fällen betrifft 
die negative Feſtſtellungsklage das Vermögen, ob 
nun im erſten Fall die mehr oder minder voll⸗ 
ſtändige Einbeziehung einer Sache in die Rechts⸗ 
ſphäre des Klägers, im andern Falle das Beſtehen 
oder Nichtbeſtehen einer Verbindung zur Herbei⸗ 
führung eines vermögenswerten Ausgleichs in Frage 
ſteht. Der Unterſchied iſt nur, daß im erſteren 
Falle die Rechtsſphären der Gegner in derſelben 
Sache aufeinandertreffen, im andern Falle die 
Klage mit dem Beſtehen oder Nichtbeſtehen der 
geldwerten Beziehung ſteht und fällt. Da nun 
die herrſchende Rechtslehre nach dem Vorgange 
der römiſchen unter Eigentum (beiſpielsweiſe) nicht 
einen rechtlich geſchützten Teil der perſönlichen 
Machtſphäre (als leeren Raumes), ſondern die 
— mit jenem Schutze bereits gegebene — rechtlich 
geſchützte Beziehung des Menſchen zu einer be⸗ 
ſtimmten Sache verſteht (man denke an den Begriff 
der Eigentumsübertragung, der nach herrſchender 
Lehre nicht Verſchiebung der Sache aus einer 
Eigentumsſphaͤre in die andere, ſondern Ueber⸗ 
tragung einer rechtlich als Sacheigentum geſchützten 
Beziehung des Menſchen zur Sache auf einen 


anderen Menſchen — etwas logiſch unmögliches — 
bedeutet), fo ſteht bei der negativen abſoluten Feſt⸗ 
ſtellungsklage allerdings ſcheinbar ſubjektives Recht 
unmittelbar gegen ſubjektives Recht, während bei 
der relativen etwas derartiges nicht zu beobachten iſt. 
Die negative Feſtſtellung aus abſoluten oder rela⸗ 
tiven Rechten iſt demnach nicht weſensverſchieden, 
wie es zunächſt den Anſchein haben könnte. Auf 
der andern Seite iſt aber die oben aufgezeigte 
gleichartige Beziehung beider zum „Vermögen“ keine 
wirtſchaftliche Zwiſchenſtufe zwiſchem dem Recht und 
dem rechtlichen (Feſtſtellungs) Intereſſe, das damit 
ein wirtſchaftliches würde; beide Klagen dienen 
dem Aktivvermögen, und dieſes iſt nichts weiter 
als die Summe der abſoluten und relativen Rechte 
des Menſchen. Der Angriff auf die gegneriſche 
Rechtsberühmungſteht demnach einheitlich im Dienſte 
von Rechten, nämlich von dem duich das bekämpfte 
Gegenrecht nicht geminderten Geſamtbeſtand der 
Elägeriichen Rechte. Ein wirtſchaftliches Zwiſchen⸗ 
glied zwiſchen dem Rechtsbeſtand (Rechtskreis) und 
dem Feſtſtellungsintereſſe läßt ſich nicht nachweiſen. 
Unſere obige Begriffsbeſtimmung des rechtlichen 
Intereſſes bedarf demnach keiner Ausnahme, ins⸗ 
ſondere keiner Hereinziehung „wirtſchaftlicher“, 
„ökonomiſcher“ und dem ähnlicher Intereſſen. 

Eine gleichartige Entwicklung, die zugleich als 
Beweis für die Richtigkeit der hier vertretenen 
Auffaſſung dienen kann, weiſt die von der Recht⸗ 
ſprechung, insbeſondere des Reichsgerichts geſchaf⸗ 
fene vorbeugende Unterlaſſungsklage auf. Auch ſie 
erfordert ein beſonderes Rechtſchutzintereſſe. Das 
Reichsgericht ſagt hierzu in einer noch nicht ver⸗ 
öffentlichten Entſcheidung: 

„Die vorbeugende Unterlaſſungsklage, die nicht 
den Charakter der Schadenerſatzklage auf Wieder⸗ 
herſtellung. ſondern der Abwehr künftiger rechts⸗ 
widriger Eingriffe in den Rechtskreis der Kläger 
hat, iſt nach feſtſtehender Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts nicht unbeſchraͤnkt zuläſſig. Sie iſt allgemein 
im bürgerlichen Rechte nicht vorgeſehen und erfordert 
den Nachweis eines beſonderen Rechtsſchutzbedürf⸗ 
niſſes. Dies insbeſondere dann, wenn die Unter: 
laſſung von Handlungen begehrt wird, die bereits 
durch Strafgeſetz einem jeden verboten ſind. Es 
gibt keine zivilrechtliche Klage gegen den Ehebrecher 
auf Unterlaſſung weiterer Ehebruchshandlungen, 
gegen den Dieb auf Unterlaſſung weiterer Dieb— 
ſtähle, auch nicht gegen den Beleidiger auf Unter: 
laſſung weiterer Beleidigungen.“ 

Die vorbeugende Unterlaſſungsklage iſt demnach, 
abgeſehen von beſonderen Fällen, nicht ohne weiteres 
von Geſetzes wegen mit dem Privatrechte verbunden, 
„allgemein im bürgerlichen Rechte nicht vorgeſehen“, 
wie etwa die Leiſtungsklage; es muß vielmehr dem 
Richter, wenn er ſie zulaſſen ſoll, dargetan werden, 
daß außer dem verletzten Privatrechte noch beſondere 
Umſtände vorliegen, die einen gerichtlichen Unter⸗ 
laſſungsbefehl an den Gegner als vorteilhaft für 
den verletzten Rechtsträger erſcheinen laſſen, alſo ein 
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Intereſſe an ihm begründen. Auch dieſes Intereſſe 
iſt ein rechtliches, weil es auf dem verletzten Privat⸗ 
rechte beruht und (Reichsgericht) ſeiner Ausgeſtal⸗ 
tung dient; es iſt auch ein Verfahrensintereſſe, weil 
es ein Intereſſe an der Erlaſſung des richterlichen 
Unterlaſſungsbefehls iſt. Es ſteht demnach wohl der 
Anwendung oben gefundener Ergebniſſe auf dieſes 
Rechtsſchutzintereſſe nichts entgegen. Eine ſolche An⸗ 
wendung würde insbeſondere zu der Auffaſſung füh⸗ 
ren, daß man es auch bei Feſtſtellung des Intereſſes 
am Unterlaſſungsbefehl mit einer Frage richterlichen 
Ermeſſens zu tun hat, nicht aber mit einem bereits 
Geſetzesinhalt gewordenen Rechtsſatze. Es würde ins⸗ 
beſondere danach auch die Frage, ob trotz des Vor⸗ 
liegens eines Strafgeſetzes im einzelnen Falle denn- 
noch ein Intereſſe an einem Unterlaſſungsbefehle 
vorlage, d. i. ob ein ſolcher dem Intereſſenten einen 
allgemein erkennbaren und billigenswerten Vorteil 
bringen konnte, nicht allgemein, ſondern in jedem 
einzelnen Falle nach billigem Ermeſſen des Richters 
zu beantworten ſein. 

Wenn dies der Begriff des rechtlichen Intereſſes 
iſt, ſo läßt ſich freilich nicht im voraus feſtſtellen, 
in welchen Fällen ein ſolches ſtets, in welchen es 
nicht vorliegt. Aber man kann deshalb den Begriff 
nicht als zu unbeſtimmt bemängeln wollen; denn 
gerade dieſe Unbeſtimmtheit gibt dem Begriff ſeine 
beſondere Brauchbarkeit und Elaſtizität, indem ſie 
das billige Ermeſſen des Richters in ihn einbezieht 
und damit ihn befähigt, ſich jedem Einzelfalle be⸗ 
ſonders anzupaſſen. 

Iſt das bit her Ausgeführte richtig, ſo ergibt fich, 
daß ein beſonderes, außerhalb des im Prozeſſe zu ver- 
folgenden Privatrechts beſtehendes Rechtsſchutzinter⸗ 
eſſe nur vorhanden iſt in den Fällen der Feſtſtellungs⸗ 
und Unterlaſſungsklage, nicht im Falle der Leiftung®: 
klage. Der unbefriedigte Privatrechtsanſpruch hat die 
Zulaͤſſigkeit der Leiſtungsklage zur geſetzlichen Folge; 
er bildet allein ſchon den Tatbeſtand, der das Ver⸗ 
langen nach dem Leiſtungsbeſehl begründet, während 
es bei der Feſtſtellungs⸗ und Unterlaſſungsklage noch 
eines beſonderen Zwiſchentatbeſtands oder ⸗Tatbe⸗ 
ſtandmerkmals bedarf, auf die das Intereſſe an der 
Feſtſtellung oder dem Unterlaſſungsbefehle begründet 
werden kann. Damit würde beim Leiſtungsanfpruch 
der Rechtsſchutzanſpruch mit der geſetzlichen Klag⸗ 
barkeit der Privatrechte zuſammenfallen, ein wirk⸗ 
licher Rechtsſchutzanſpruch (geſetzlich geſchütztes recht⸗ 
liches Verfahrensintereſſe) aber nur bei der Feſt⸗ 
ſtellungs⸗ und Unterlaſſungsklage vorhanden ſein. 
Tatſaͤchlich iſt auch ein rechtliches Intereſſe der oben 
geſchilderten Art mit beſonderem Tatbeſtand. der 
nach richterlichem Ermeſſen eine gerichtliche Maß⸗ 
regel rechtfertigt, mit dem einfachen Leiſtungsan⸗ 
ſpruch unvereinbar. Damit aber gelangen wir auf 
ein ſo umſtrittenes Gebiet, daß ſich ein näheres 
Eingehen auf die Frage wegen des beſchränkten 
Raumes eines Zeitſchriftaufſatzes verbietet. Immer⸗ 
hin ergibt ſich aus dieſem Ausblicke die Bedeutung 
der erörterten Frage. 


Die Klagen unehelicher Kinder gegen reg 
gefangene Auflen und Franzoſen. 
Von Landgerichtsrat Joſeph Schiedermair in München. 


Die namentlich in den Bezirken, in denen fi 
größere Gefangenenlager befinden, nicht mehr ſeltenen 
Klagen unehelicher deutſcher Kinder gegen kriegs⸗ 
gelangene Ruſſen und Franzoſen auf Feſtſtellung 
der Vaterſchaft und auf Unterhaltsleiſtung haben 
einige Zweifelsfragen hervorgerufen. 

1. Materiell bemeſſen ſich die Anſprüche gemäß 
Art. 21 EG. BGB. nach deutſchem Recht; es gilt 
dies, wenn auch Art. 21 nur von der Unterhalts⸗ 
pflicht ſpricht, auch von den Klagen auf Feſt⸗ 
mus der m (Staudinger, BGB. Art. 21 

2. ie geworden iſt es, namentlich bei 
den Vormundſchaftsrichtern, ob es einen Zweck 
hat, ſolche Klagen durchzuführen, und ob nicht den 
Vormündern die mit der Führung der Prozeſſe 
verbundenen Unannehmlichkeiten und Zeitverluſte 
erſpart werden können; bei den Vaterſchaftsklagen 
tritt hinzu die weitere Frage, ob ein rechtliches 
Intereſſe im Sinne des 8 256 ZPO. beſteht und 
demnach dieſe Klagen überhaupt zuläſſig find. Hat 
man nur die Vollſtreckung in Deutſchland im 
Auge, ſo wird man bei den Unterhaltsklagen die 
Zwecklofigkeit annehmen müſſen; denn, wenn nicht 
ganz beſondere Fälle vorliegen, fo darf man davon 
ausgehen, daß die Kriegsgefangenen der Boll: 
ſtreckung unterliegendes Vermögen in Deutſchland 
nicht befitzen und nie erwerben werden. Aber 
auch die Möglichkeit der Vollſtreckung in dem 
Heimatland des Gefangenen oder auch nur die 
Möglichkeit dort ein Vollſtreckungsurteil zu er⸗ 
wirken, beſteht nicht, wenigſtens wenn man den 
Rechtszuſtand aus der Zeit vor dem Krieg zu⸗ 
grunde legt, der ſich ſicherlich nicht verbeſſern 
wird. In Rußland können nämlich auf Grund 
der 88 1273—1281 der ruſſiſchen Prozeßordnung 
vom Jahre 1864 die Urteile ausländiſcher Ge⸗ 
richte nur vollſtreckt werden, wenn ein Abkommen 
über die gegenſeitige Vollſtreckung der Erkennt⸗ 
niſſe der Gerichte in Zivilſachen vorliegt; ein ſolches 
Abkommen beſteht zwiſchen Deutſchland und Ruß⸗ 
land nicht (ſ. Nr. III 6 der Zuſammenſtellung 
JMBl. 1883, 247 und neuerdings hierzu KG. 
vom 11. Oktober 1911 in BöhmsZ. 23, 338; 
die Art. 1274— 1281 der ruſſiſchen Prozeßordnung 
find abgedruckt JMBl. 1917, 34). Auch zwiſchen 
Deutſchland und Frankreich beſteht kein Staats⸗ 
vertrag, der die wechſelſeitige Anerkennung von 
Zivilurteilen ohne Prüfung ihrer Geſetzmäßigkeit 
gewährleiſtet; und auch durch die franzöſiſche 
Gerichtspraxis hat keine tatſächliche Verbürgung 
einer ſolchen Gegenſeitigkeit gegenüber allen deutſchen 
Gerichten ſtattgefunden; vielmehr laßt Frankreich 
nach der in der Rechtſprechung der feanzöſiſchen 
Gerichte ftändig und überwiegend auch in der 
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franzöſiſchen Rechtslehre anerkannten Rechtsauf⸗ 
faſſung die Anerkennung des Urteils eines aus⸗ 
ländiſchen Gerichts nur unter der Vorausſetzung 
zu, daß ed von einem franzöfiſchen Gericht für 
vollſtreckbar erklärt wurde, und geſtattet dabei 
dem um die Vollſtreckbarkeitserklärung angegangenen 
franzöſiſchen Gericht ohne irgendwelche Beſchraͤnkung 
die materielle Nachprüfung der Entſcheidung des 
ausländiſchen Gerichts (OL O. Karlsr. Urt. vom 
13. März 1912 in BöhmszZ. 23, 293). So auch 
Sirey, Code de Procedure civile Art. 546 
Aum. 3: Les jugements rendus en pays etran- 
gers ne peuvent étre declarés executoire 
en France qu'après avoir été verifies et re- 
vises möme au fond par les tribunaux francais. 

Im Gegenſatz hierzu läßt ſich bei den Klagen 
auf Feſtſtellung der Vaterſchaft die Zweckloſigkeit 
nicht annehmen, aber auch nicht das rechtliche 
Intereſſe im Sinne des 8 256 ZPO. verneinen. 
Geht man einmal von der allerdings beſtrittenen 
(ſ. Stein, ZPO. 8 1 Note 13 und 8 644 Anm. 1), 
in der bayeriſchen Praxis aber wohl allgemein 
angenommenen Anſicht aus, daß eine ſelbſtändige 
Klage auf Anerkennung der unehelichen Vaterſchaft 
überhaupt zuläſſig iſt, ſo beſteht das rechtliche 
Intereſſe, auch wenn der Vater ein Ruſſe oder 
Franzoſe ſein ſoll. Die Gründe, mit denen man 
das Intereſſe rechtfertigt, (der Hinweis auf das 
Eheverbot, $ 1310 BGB.; die Möglichkeit der 
Legitimation durch nachfolgende Ehe und der Ehe⸗ 
lichkeitserklärung) beſtehen in gleicher Weiſe, auch 
wenn der Vater ein Ausländer iſt. Wenn man 
dagegen anführt, der Geſchlechtsverkehr der Mutter 
mit dem Kriegsgefangenen ſei eine unehrenhafte 
und ſogar ſtrafbare Handlung, es könne kein 
„rechtliches Intereſſe“ an der Feſtſtellung eines 
ſolchen Verhältniſſes beſtehen, jo verkennt man vor 
allem, daß es ſich doch nur um die Feſtſtellung 
eines ungehörigen Verhaltens der Mutter handeln 
könnte. Die für das Kind allein in Betracht 
kommende Tatſache, daß ſein Vater ein Ruſſe 
oder Franzoſe iſt, iſt weder etwas Strafbares noch 
etwas Unehrenhaftes. 

8. In prozeſſualer Beziehung tritt zunäͤchſt 
die Frage der örtlichen Zuſtändigkeit auf. Für 
die Klagen auf Unterhaltsleiſtung beſteht der 
Gerichtsſtand des dauernden Aufenthalts nach 8 20 
3PO.; einen dauernden Aufenthalt im Sinne diefer 
Beſtimmung hat wohl jeder Gefangene bei dem 
Gericht, in deſſen Bezirk das Gefangenenlager liegt, 
dem er zugeteilt iſt. Auch der Gerichtsſtand des 
Vermögens (8 23 ZPO) wird ſich hier finden, 
nachdem man als Vermögen im Sinne des 8 23 
auch die Sachen anſieht, die eine Perſon an und 
bei ſich trägt (Stein 8 23 Anm. 20). Bei 
den Vaterſchaftsklagen aber wird ſich, wenn man 
der herrſchenden Anſicht folgt, daß dieſe Klagen 
keinen vermögensrechtlichen Charakter haben (Stein, 
ZPO. 81 Anm. II 2 f), ein Gerichtsſtand nicht 
finden laflen; ein allgemeiner Gerichtsſtand beſteht 
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nicht, denn die Kriegsgefangenen haben in Deutſch⸗ 
land keinen Wohnfig; der Gerichtsſtand des 8 16 
ZPO. beſteht nicht, denn er entfällt auch, wenn 
der Gefangene einen Wohnſitz außerhalb Deutſchlands 
hat, das trifft ſaſt immer zu. Ein Gerichtsſtand 
kann hier auch nicht durch Vereinbarung oder 
durch Unterlaſſung der Rüge begründet werden; 
der Mangel iſt von Amts wegen zu berückſichtigen 
(8 40 Abſ. 2, 8 39 ZPO... Folgt man der 
entgegengeſetzten Anſicht, daß es ſich hier um 
vermögensrechtliche Anſprüche handelt (z. B. Sko⸗ 
nietzki⸗Gelpke 8 20 Anm. 3), ſo gilt das gleiche 
wie bei den Unterhaltsklagen; eine Klagemög⸗ 
lichkeit iſt dann gegeben. 

4. Für die Ladung der Kriegsgefangenen zu 
den Terminen werden mit Rückſicht darauf, daß 
die Kriegsgefangenen militärisch organiſiert find, 
die bei Ladungen von Soldaten geltenden Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. (8 172) entſprechend anzuwenden 
ſein; vgl. Proskauer, JW. 1917, 1384. Die 
bisweilen neben der Ladung üblichen „Erſuchen“ 
an den Kommandanten der Gefangenenlager um 
Vorführung zu den Terminen find hier nicht be⸗ 
rechtigt; denn es iſt Sache des Gefangenen, ob 
er erſcheinen will oder nicht; will er erſcheinen, 
ſo hat er ſelbſt ſeine Vorführung zu veranlaſſen; 
die gerichtliche Tätigkeit iſt hier wie bei ſonſtigen 
Ladungen mit der Verſtändigung vom Termin 
abgeſchloſſen. 

5. Bei den Verhandlungen iſt von Amts wegen 
ein Dolmetſcher beizuziehen. Es geht nicht etwa 
an, den Kriegsgefangenen, die nicht deutſch Ipıe- 
chen, den weiteren Vortrag gemäß 8 157 ZPO. 
zu unterſagen, weil ihnen die Fähigkeit zum ge⸗ 
eigneten Vortrag mangle (ſ. Stein, ZPO. § 157 
Anm. III Abſ. 2). 

6. Eine Bewilligung des Armenrechts an die 
Kriegsgefangenen wird nicht ſtattfinden können. 
Auf Grund des Haager Zivilprozeßabkommens 
vom 17. Juli 1905 kann die Bewilligung nicht 
beanſprucht werden, da deſſen Anwendung einen 
geregelten zwiſchenſtaatlichen Geſchäftsverkehr vor: 
ausſetzt, an dem es waͤhrend des Krieges fehlt 
(OLG. Nürnb. Urt. vom 23. März 1916 Recht 
1916, 409 Nr. 861). Ebenſo dürfte eine Be⸗ 
willigung nach 8 114 Abſ. 2 ZPO. ausgeſchloſſen 
ſein. Mit Frankreich beſteht zwar neben dem 
Haager Abkommen noch das Sonderabkommen 
vom 20. Februar 1880 (RG Bl. 181, 81), aber 
deſſen Anwendbarkeit dürfte während des Krieges 
aus den gleichen Erwaͤgungen entfallen, aus dem 
das Haager Zivilprozeßabkommen nicht anzuwenden 
iſt. Bei Rußland war die Frage, ob die Gegen⸗ 
ſeitigkeit im Sinne des $ 114 Abſ. 2 3PO. ver: 
bürgt iſt, ſchon nach dem früheren Rechtszuſtand 
zweifelhaft (Peterſen⸗Anger, ZPO. 8 114 Anm. 6); 
jedenfalls iſt unter den derzeitigen Verhältniſſen bis 
zum Nachweis des Gegenteils, der dem Ausländer 
obliegt (RG. 6, 372), dieſes nicht anzunehmen. 
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Kleine Mitteilungen. 


Behandlung der Teuerungsjnlagen bei Lohn: und 
Gthaltepfändung ) I Das Oberlandesgericht Köln hat 
in einem Beſchluß vom 23. März 1917 (OLG. 35, 134) 
die Einrechnung der einem Privatangeſtellten (ſtädtiſchen 
Arbeiter) gewährten Teuerungszulage bei Bemeſſung 
des pfändbaren Lohnteiles abgelehnt mit der Begrün⸗ 
dung, die Gewährung der Teuerungszulage beruhe 
auf der Erwägung, daß die Arbeiter durch Erhöhung 
der Arbeitsvergütung vor einem inſolge der Kriegs⸗ 
teuerung drohenden Notſtand bewahrt werden ſollten. 

Aehnlich hat das Landgericht Nürnberg, Ferien⸗ 
zivilkammer, in einer Beſchwerdeentſcheidung i. S. 
K. 2035/17 beſchloſſen, daß die einem Prwatangeſtellten 
gewährten außerordentlichen Kriegsteuerungszulagen 
von monatlich 75 M von der verfügten Lohnpfän⸗ 
dung freizubleiben haben; es heißt dort: außerordent⸗ 
liche Kriegszulagen eines Privatangeſtellten tragen 
ſo wenig wie beim Staatsbeamten den Charakter einer 
Erhöhung der Arbeits⸗ oder Dienſtbezüge; ſie ſtellen 
ſich vielmehr als fortlaufende Einkünfte nach 8 850 
Abſ. 1 Nr. 3 ZPO. dar, die der Empfänger auf Grund 
der Fürſorge und Freigebigkeit eines Dritten bezieht, 
um ihn und ſeine Familie vor Not zu ſchützen. Das 
Landgericht Nürnberg hat hier alſo ausgeſprochen, 
daß auch die Teuerungszulagen der Beamten von der 
Pfändung bzw. Einrechnung bei Berechnung des pfänd⸗ 
baren Gehaltsteils auszunehmen ſeien. 

Das bayeriſche Verkehrsminiſterium hat ſich in 
Entſchließungen vom 11 Januar und 9. November 
1917 auf den Standpunkt geſtellt, daß die Kriegs⸗ 
teuerungsbeihilfen und⸗Zulagen der Beamten und 
Arbeiter nicht der Pfändung unterliegen: ſie ſollen 
den Beamten und Arbeitern zur Abwehr in der gegen⸗ 
wärtigen wirtſchaftlichen Lage reſtlos zugute kommen, 
nicht aber dazu dienen, ihren Gläubigern eine unver⸗ 
hoffte Deckung ihrer Forderungen zu verſchaffen; es 
handle ſich um freiwillige Leiſtungen des Staates, die 
nur nach Maßgabe der vorhandenen Mittel gewährt 
würden, jederzeit widerruflich und überdies nicht klagbar 
ſeien; die Anrechnung der Kriegslohnzuſchläge bei 
Bemeſſung der Beitragsleiſtungen zu den Verſicherungs⸗ 
kaſſen und ihre Steuerpflicht könne hiegegen nicht ins 
Feld geführt werden. 

II. Das Vollſtreckungsgericht München hat von 
Anfang an den Standpunkt vertreten und daran feſt⸗ 
gehalten, daß die Kriegsteuerungszulagen und dgl. bei 
Bemeſſung des pfändbaren Gehalts- oder Lohnteiles 
mit in Rechnung zu ſtellen ſind. Dem ſozialen Emp⸗ 
finden, das aus den vorgenannten Entſchließungen und 
Entſcheidungen ſpricht, alle Ehre; aber erſtlich iſt 
ihm durch die Bundesratsverordnungen vom 17. Mai 
1915 und 13 Dezember 1917 bereits N: chnung ges 
tragen; und zweitens hat es auch eine Kehrſeite, indem 
die dort zum Ausdruck gekommene Reächtsauffaſſung 
dem kaufmänniſchen und gewerblichen Mittelſtand, der 
ebenfalls der ſozialen Rückſichtnahme bedarf und durch 
die mehrfache Erhöhung der Pfändungsgrenze ohnedies 
im Wege der Lohn⸗ oder Gehaltspfändung nur noch 
ſehr beſchränkt zu ſeinem Recht kommen kann, die 
Möglichkeit hiezu nur noch mehr beſchneidet, was 
wiederum mittelbar dem ſoliden Teil der öffentlichen 
und privaten Angeſtellten und Arbeiter nur nachteilig 


) Vgl. hiezu die Ausführungen von Wolf auf 
S. 48 der vorigen Nummer (D. H.). 


ſein kann. Zum dritten aber hält das Ergebnis, zu 
dem jene Entſcheidungen und Entſchließungen kommen, 
der rechtlichen Prüfung kaum ſtand. 

Der Standpunkt, daß es ſich um reinfreiwillige 
Zuwendungen der privaten und öffentlichen Arbeit⸗ 
geber handelt, iſt äußerſt anfechtbar; ſoweit es ſich 
um private Arbeitgeber handelt, ſind ſie nicht ſelten 
durch Lohnbewegungen zur Gewährung der Zulagen 
mehr oder weniger gezwungen worden: auch der Staat 
dürfte ſich angeſichts der immer mehr hervortretenden 
Unzufriedenheit ſeiner Arbeiter und Beamten zum 
mindeſten teilweiſe in einer Zwangslage befunden haben, 
von der ſittlichen Pflicht und der Staatsnotwendigkeit, 
ſeinen Beamten und Angeſtellten ein halbwegs aus⸗ 
kömmliches Einkommen zu gewähren, gar nicht zu 
reden. Die Beamten und Arbeiter betrachten die Zu⸗ 
lagen nicht als Almoſen, ſondern, nachdem ſie einmal 
gewährt ſind, als ihr gutes Recht, ſolange ihre Ge⸗ 
währung nicht ausdrücklich und allgemein widerrufen 
iſt; daß es ſich bei den Staatsbeamten und⸗Arbeitern 
nicht um klagbare Anſprüche handelt, tut dieſem Recht 
und der Pfändbarkeit keinen Eintrag: auch das Dienft- 
einkommen der Offiziere iſt kein klagbarer Anſpruch 
und trotzdem gem. 8 850 Abſ. 1 Nr. 8 und Abſ. 2 ZPO. 
teilweiſe der Pfändung unterworfen. Der Meinung 
des bayeriſchen Verkehrsminiſteriums, daß die An⸗ 
rechnung der Kriegslohnzuſchläge bei Bemeſſung der 
Beitragsleiſtungen zu den Verſicherungskaſſen und 
ihre Steuerpflicht in der Richtung der Pfändbarkeit 
nichts beweiſe, kann nicht beigetreten werden; aller⸗ 
dings nötigen beide Tatſachen nicht zwingend zu 
dem Schluß, daß die Zulagen auf die Höhe des pfänd⸗ 
baren Lohn⸗ oder Gehaltsteils einen Einfluß haben; 
aber ſie ſprechen entſchieden mehr für die Anſicht der 
Pfändbarkeit als dagegen. 

Nun kommt aber noch etwas ſehr Wichtiges, was 
in den eingangs genannten Entſcheidungen und Ent⸗ 
ſchließungen anſcheinend nicht genügend berückſichtigt 
wurde: Wer für die Unpfändbarkeit eintritt, kann dies 
wohl nur auf Grund der Vorſchrift des 8 850 Abſ. 1 
Nr. 3 ZPO. tun, die ja wenigſtens im Beſchluß des 
Landgerichts Nürnberg ausdrücklich genannt iſt. Die 
Nr. 3 ſchließt aber die Pfändung freiwilliger Zuwen⸗ 
dungen nicht ſchlechthin aus, ſondern nur inſoweit, als 
der Schuldner dieſer Einkünfte zur Beſtreitung des 
notdürftigen Unterhalts für ſich, ſeinen Ehe⸗ 
gatten und ſeine noch unverſorgten Kinder be⸗ 
darf. An dieſem Merkmal wird es bei Beamten 
und Angeſtellten, die einſchl. der Teuerungszulagen 
mehr als 2000 M jährlich verdienen, faſt ausnahmslos 
fehlen. Die Nr. 3 wird alſo in der Regel nicht an⸗ 
wendbar ſein; und damit verkehrt ſich die gute Abſicht 
derjenigen, welche die Zulagen nicht in das Dienſt⸗ 
einkommen einrechnen wollen, in der Regel in ihr 
Gegenteil: die Zulagen wären dann in der Regel 
unbeſchränkt pfändbar. Alſo erfordert es das 
dringende Intereſſe der Beamten und Angeſtellten, 
die Zulagen ins Dienſteinkommen einzurechnen, 
damit ſie an der Vergünſtigung, daß bei Beamten nur 
½, bei Privatangeſtellten nur / des 2000 M übers 
ſteigenden Betrags der Pfändung unterliegen, teile 
nehmen können. Auf dieſe Weiſe wird ſogar bei den⸗ 
jenigen Lohn⸗ und Gehaltsempfängern, die insgeſamt 
weniger als 2000 & beziehen, die Teuerungszulage 
zuverläſſiger der Pfändung entzogen als bei An⸗ 
wendung des 8 850 Nr. 3 ZPO. 

Die Einrechnung der Zulagen ins Dienſteinkommen 
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entſpricht bei den ſtaatlichen Beamten und Arbeitern 
auch dem Wortlaut der geſetzlichen Beſtimmungen, 
auf denen ſie beruhen. So findet ſich in 8 12 Abſ. II 
der Bek. vom 6. Juni 1917 über Kriegsteuerungsbei⸗ 
hilfen der Staatsbeamten und⸗Arbeiter (GVBl. S. 165) 
in bezug auf die Staatsarbeiter der Satz: „Lohnerhö⸗ 
hungen, die mit Rückſicht auf die herrſchende Teuerung 
ſeit Kriegsbeginn gewährt geworden find, werden 
auf die Kriegsteuerungsbeihilfen angerechnet“ und 8 7 
Abſ. III der Bek. vom 23. Auguſt 1917 über Teuerungs⸗ 
zulagen der Staatsbeamten (GVBl. S. 349) ſagt: 
„Die Kriegsteuerungszulagen bilden keinen Beſtandteil 
des penſionsfähigen Dienſteinkommens oder des 
Sterbegehalts“, wozu zu bemerken iſt, daß der durch⸗ 
ſchoſſene Druck des Wortes „penſionsfähigen“ dem 
gedruckten Wortlaut der Bekanntmachung entſpricht, 
die damit unzweideutig zum Ausdruck bringen dürfte, 
daß die Zulagen einen Beſtandteil des Dienſtein⸗ 
kommens bilden. 

III. Die Ausführungen in Ziffer II haben natürlich 
vor allem die fortlaufenden Zulagen im Auge. 
Nun wurden den Staatsbeamten und Arbeitern ſchon 
zweimal, im September und Dezember 1917, ein⸗ 
malige Beihilfen gewährt, was ſich nach einiger Zeit 
vielleicht wiederholt. Die Frage, ob auch dieſe ein⸗ 
maligen Beihilfen zum Dienſt⸗ oder Arbeitseinkommen 
zu rechnen ſind, muß nicht unbedingt im Sinne der 
Ausführungen in Ziffer II beantwortet werden; immer⸗ 
hin dürfte dies die beſte Löſung ſein. 

Amtsrichter Dittrich in München. 


Zur Auslegung des 5 393 Abf. 1 Nr. 3 ZPO. Die 
richtige Anwendung dieſer Geſetzesſtelle bietet in der 
Praxis oft mannigfache Schwierigkeiten in Anſehung 
der nach 8 384 Nr. 1, 2 ZPO. zur Zeugnisverwei⸗ 
gerung berechtigten Perſonen, falls fie von dieſem 
Rechte keinen Gebrauch machen. Es fragt ſich näm⸗ 
lich, wie es mit der Beeidigung zu halten iſt, falls 
der Zeugnisverweigerungsberechtigte ausſagt, und ſeine 
Ausſage ſich auch noch auf andere Tatſachen erſtreckt 
als diejenigen, in Anſehung deren er zeugnisver⸗ 
weigerungsberechtigt iſt. In dieſem Falle nehmen 
öfters die Gerichte, insbeſondere der beauſtragte oder 
erſuchte Richter, ohne weitere Bedenken die ſofortige 
Beeidigung vor z. B. in folgendem Falle: 

In einem Scheidungsprozeß iſt vom Ehemann 
unter Beweis geſtellt, daß die Ehefrau mit den Zeugen 
A, B und C Ehebruch getrieben hat, und weiter be⸗ 
hauptet, daß infolge dieſes fortgeſetzten Ehebruchs 
die Kinder die Mutter verlaſſen hätten. Das Gericht 
erließ u. a. Beweisbeſchluß dahin: „Ueber die Behaup⸗ 
tung des Klägers, daß die Beklagte mehrfach Ehe⸗ 
bruch getrieben hat, insbeſondere mit A, B und C, 
weshalb ihre Kinder ſie verließen, ſind als Zeugen 
zu vernehmen A, B und C.“ 

Zeuge A ließ ſich nach Belehrung über ſein 
Zeugnisverweigerungsrecht durch den beauftragten 
Richter vernehmen, gab eine Schilderung ſeines Ehe⸗ 
bruchs und beſtätigte des weiteren auch auf Befragen 
verſchiedene Tatſachen des Verkehrs der Ehefrau mit 
dem Zeugen B. Nach Schluß der Vernehmung 
wurde er ſofort auf die ganze Aus ſage vereidigt; 
meine Rüge der Beeidigung wurde in den Urteils⸗ 
gründen zurückgewieſen; gemäß 8 393 Abſ 3 ZPO. 
ſei die Beeidigung mit Recht erfolgt, da der 
Zeuge nicht nur über ſolche Tatſachen vorgeſchlagen 


worden ſei, auf welche ſich das Zeugnisverweigerungs⸗ 
recht beziehe. Die Anſchauung des Landgerichts mag 
zwar im bloßen Wortlaute des Geſetzes eine Stütze finden, 
entſpricht aber nicht der überwiegenden Anſchauung 
der Kommentare und der Rechtſprechung. Vgl. Gaupp⸗ 
Stein zu 8 393 II Nr. 3, Seuffert zu 8 393 Anm 4, 
RG. 23, 134, Soergel, Rechtſprechung 1915 zu 8 393. 

Der Standpunkt der Kommentare und der Recht⸗ 
ſprechung ſtützt ſich vorwiegend auf RGE. 23, 134 
und kommt zu dem Ergebniſſe, daß die Ausſage eines 
ſolchen Zeugen zu teilen ſei. In Anſehung der Fragen, 
auf welche ſich ſein Zeugnisverweigerungsrecht erſtrecke, 
ſei er unbeeidigt zu vernehmen; im übrigen unterliege 
ſeine Ausſage dem allgemeinen Beeidigungszwange. 
Daneben natürlich bleibt es dem Prozeßgerichte vor⸗ 
behalten, gem. 8 393 Abſ. 2 ZPO. nach feinem Er⸗ 
meſſen den Zeugen nachträglich auf ſeine ganze 
Ausſage zu beeidigen. 

Man wird nicht behaupten können, daß dieſes 
Ergebnis der Auslegung einer an ſich ſehr unklar 
gehaltenen Geſetzesbeſtimmung praktiſch ſehr erfreulich 
wäre. Zunächſt ergeben ſich ſchon Zweifel darüber, 
was das Geſetz darunter verſtanden haben will, daß 
die in 8 384 Nr. 1, 2 bezeichneten Perſonen nur 
über beſtimmte Tatſachen vorgeſchlagen ſind. 
Iſt hierunter etwa zu verſtehen, daß ſie zum Be⸗ 
weiſe beſtimmter Tatſachen von den Parteien nur 
benannt ſind, oder ſind die Zeugen erſt dann 
über beſtimmte Tatſachen als vorgeſchlagen im Sinne 
des Geſetzes zu erachten, wenn ſie laut des ergangenen 
Beweisbeſchluſſes über dieſe Tatſachen zu ver⸗ 
nehmen ſind, oder iſt erſt entſcheidend der Um⸗ 
ſtand, daß ſie über beſtimmte Tatſachen wirklich 
vernommen werden. Dem bloßen Wortlaute des 
Geſetzes würde die erſtere Auffaſſung entſprechen; 
denn jemand über eine Totfache als Zeugen vor⸗ 
ſchlagen, heißt noch nicht, ihn über dieſe Tatſache 
wirklich vernehmen. Dieſes Klammern am Wort⸗ 
laut würde aber zu dem unhaltbaren Ergebnis 
führen, daß es die Parteien völlig in der Hand hätten, 
die Beeidigung des Zeugen dadurch zu erzwingen, 
daß ſie ihn außer für die Tatſachen, bezüglich deren 
er zeugnisverweigerungsberechtigt iſt, für irgend⸗ 
welche noch ſo belangloſe andere Tatſachen benennen, 
auch wenn das Gericht ihn über letztere nicht vernimmt. 
Der Sinn des Geſetzes kann trotz des verunglückten 
Wortlauts nur der ſein, daß maßgebend iſt, nicht 
über welche Tatſachen der Zeuge von den Parteien 
vorgeſchlagen wird, ſondern über welche der Zeuge 
wirklich vernommen wird. 

Hier unterſcheidet nun das Geſetz ſeinem Wort⸗ 
laute nach nur zwei Fälle: entweder der Zeuge, der 
nach 8 384 Nr. 1, 2 zeugnisverweigerungsberechtigt 
iſt und ſich vernehmen läßt, iſt nur über ſolche 
Tatſachen vorgeſchlagen, d. h. wird nur über 
ſolche Tatſachen vernommen, auf welche ſich 
fein Zeugnisverweigerungsrecht bezieht, dann iſt 


er unbeeidigt zu vernehmen, oder aber, er wird noch 


über andere Tatſachen vernommen, bezüglich deren 
er kein Zeugnisverweigerungsrecht hat, dann iſt er 
nach der geſetzlichen Regel des 8 391 Abſ. 1 zu bes 
eidigen. Von einer teilweiſe beeidigten, teilweiſe un— 
beeidigten Vernehmung iſt im Geſetze mit keinem 
Worte die Rede. Das Geſetz hätte, wenn es eine 
teilweiſe Beeidigung hatte anordnen wollen, 
ſich etwa dahin ausdrücken müſſen: „die im 8 381 
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Nr. 1, 2 bezeichneten Perſonen jedoch nur bezüg⸗ 
lich desjenigen Teils ihrer Ausſage, auf 
welche ſich das Recht zur Verweigerung des Zeug⸗ 
niſſes bezieht.“ Es gilt hier der Rechtsſatz, „wenn 
das Geſetz nicht unterſcheidet, ſollen auch wir nicht 
unter ſcheiden“. Die Einführung dieſer Unterſcheidung 
zwiſchen teilweiſe zu beeidigender und teilweiſe unbe⸗ 
eidigt zu laſſender Ausſage eines Zeugen führt prak⸗ 
tiſch zu mannigfachen Unzuträglichkeiten. Die einheit⸗ 
liche Ausſage eines Zeugen und deren ganzer Zu⸗ 
ſammenhang wird künſtlich in zwei Teile zerriſſen. 
Streng genommen müßte nach dieſer Auffaſſung die 
ganze Ausſage des Zeugen Satz für Satz darauf geprüft 
werden, ob ſie unter das Zeugnisverweigerungrecht 
fällt oder nicht, und je nach dem Ergebniſſe die ein⸗ 
zelnen Teile oder Sätze der Beeidigung unterſtellt 
werden, z B. der über den Ehebruch vernommene 
Zeuge ſchildert in obigem Falle die Einzelheiten, wie 
er mit der Ehebrecherin bekannt wurde, Wahrnehmungen 
bezüglich ihres Charakters und Verhaltens auch gegen⸗ 
über anderen Mannsperſonen, Umſtände, die für das 
erkennende Gericht von großer Bedeutung ſein können. 
Ein Zeugnisverweigerungsrecht ſtünde dem Zeugen 
in Anſehung dieſer von ihm geſchilderten 
Nebentatſachen an ſich nicht zu, da deren Be⸗ 
antwortung ihm weder zur Unehre gereicht. noch ihn 
ſtrafger ichtlicher Verfolgung ausſetzt; er müßte alſo über 
dieſe Sätze ſeiner Ausſage nach obiger reichsgerichtlicher 
Rechtſprechung ſofort beeidigt werden. Welche oft ſchwie⸗ 
rige und unerfreuliche Aufgabe für den Richter, die Aus⸗ 
ſage des Zeugen in ihrem natürlichen Zuſammenhange 
(ogl 8 396 ZPO.) bezüglich der Beeidigung zu teilen 
und ſo künſtlich auseinanderzureißen! Schon in for⸗ 
maler Beziehung bietet eine derartige geteilte Be⸗ 
eidigung oft beſondere Schwierigkeiten, da der Zeuge 
doch genau darüber belehrt werden muß, welcher Teil 
ſeiner Ausſage beeidigt wird. Es liegt auch auf der 
Hand, daß es nicht beſonders wahrheitsfördernd 
wirkt, wenn dem Zeugen auseinandergeſetzt wird, daß 
nur der und der Teil ſeiner Ausſage unter Eides⸗ 
zwang ſteht. 

Dieſe Schwicrigkeiten laſſen ſich praktiſch wohl 
am beſten dadurch löſen, daß in Anwendung des 8 393 
Abſ. 23PO. der vernehmende Richter in allen Zweifels⸗ 
fällen die Beeidigung zunächſt unterläßt und 
die Entſcheidung über die nachträgliche Beeidigung 
dem Prozeßgericht überläßt. Dieſes wird 
dann in der Regel entweder den Zeugen auf feıne 
ganze Aue ſage zu beeidigen in der Lage fein, 
falls es dieſe Ausſage für glaubwürdig und beweis⸗ 
erheblich erachtet, oder es wird von einer Beeidigung 
ganz abſehen können, wenn es zu dem Ergebniſſe 
kommt, daß ſelbſt die beeidigte Ausſage dieſes Zeugen 
an dem Ergebniſſe ſeiner geſamten Beweiswürdigung 
nichts ändern würde. Letzteren Standpunkt hat das 
Reichsgericht in verſchiedenen Entſcheidungen ver⸗ 
treten (vgl. JW. 1915 S. 250, 1900 S. 509, Warneyer, 
Rechtſpr. 1908 S. 179, 1910 S. 371, 498; RGE. 53, 


256). Rechtsanwalt A. Süßer in Würzburg. 


Fürforgeerzichung und Hilfsdienſt. Der Vorſchlag 
des Oberamtsrichters Dr. Haberſtumpf (ZfR. 1918/45) 
bedarf einer gewiſſen Einſchränkung. Nicht jeder 
Hilfsdienſt eignet ſich als Fürſorgeerziehung und der 
Vormundſchaftsrichter, der mit dem Einberufungs⸗ 
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ausſchuß ins Benehmen tritt, wird erſt genau die 
Verhältniſſe prüfen müſſen, in die der Fürſorgebe⸗ 
dürftige treten ſoll, bevor er dem Vorſchlag des Ein⸗ 
berufungsausſchuſſes zuſtimmt. Ich möchte hiebei 
insbeſondere davor warnen, Fürſorgezöglinae den Be⸗ 
trieben der Unternehmerfirmen anzuvertrauen, die 
im beſetzten und Operationsgebiet Arbeiten für die 
Heeresverwaltung ausführen. Bei der großen An⸗ 
zahl der von dieſen Firmen beſchäftigten Arbeiter, 
die jung und alt, gut und ſchlecht, aus Oſt und Weſt 
wahllos in großen Barackenlagern zuſammen unter⸗ 
gebracht ſind, iſt es nicht nur nicht wahrſcheinlich, daß 
der Fürſorgebedürftige gebeſſert wird, im Gegenteil, er 
wird unter den vielen Mitarbeitern raſch manchen 
gleichgeſinnten Genoſſen finden und mit ſchlechtem 
Beiſpiel noch auf die guten Elemente einwirken. Die 
Militärverwaltung ſorgt zwar für Zucht und Ordnung, 
ſich aber mit der einzelnen Perſönlichkeit zu beſchäftigen, 
dazu fehlen ihr Zeit und die erforderlichen Kräfte. 

So ſind den in dieſen großen Barackenlagern 
Diebſtähle, Unterſchlagungen, Rohheitsdelikte an der 
Tagesordnung.“) Ein Beiſpiel ans vielen mag hier 
lange Ausführungen erſetzen. Bei Vernehmung eines 
des Diebſtahls angeſchuldigten Jugendlichen frug ich 
ihn, wie er denn dazu komme, am Montag ſeinem 
Kollegen Geld zu ſtehlen, da er doch am Samstag 
erſt ſeinen Lohn empfangen habe. Der Beſchuldigte, 
der von ordentlichen Eltern ſtammte, geſtand mir 
unter Tränen, er habe am Samstag ſeinen Lohn nicht 
gleich nach Hauſe geſchickt, ſei dann am Sonntag zum 
Kartenſpiel verführt worden und habe — ſage und 
ſchreibe 175 M verloren. | 

Das find gewiß Zuſtände, die mit den Zielen 
der Fürſorgeerziehung nicht in Einklang zu bringen 
find, und welche die Bedenken gegen den gemachten 
Vorſchlag nicht unberechtigt erſcheinen laſſen. 

Dr. „ 3. * 
Oblt. . z. Zt. im Felde. 


Augabe des Stimmverhältniſſes bei Beantwortung 
der Frage nach Fortſetzungszuſammenhaug. Nach der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts wird man bekannt⸗ 
lich die Feſtſtellung der Realkonkurrenz in der Form 
für zuläſſig halten müſſen, daß den Geſchworenen für 
jedes der Delikte eine beſondere Frage ohne Er⸗ 
wähnung der Selbſtändigkeit der Handlung geſtellt 
und alsdann eine Hilfsfrage nach der Einheit der 
Handlung oder dem Fortſetzungszuſammenhang für 
den Fall der Bejahung jener Hauptfragen und unter 
einfacher Bezugnahme auf dieſe Fragen hinzugefügt 
wird. Im Hinblick auf 8 307 Abi. 2 StPO. fragt es 
ſich aber dann, ob dieſe Zuſammenziehung der mehreren 
Tätigkeitsakte zu der juriſtiſchen Einheit eines — fort⸗ 
geſetzten — Delikts dem Angeklagten nachteilig oder 
günſtig iſt, ob alſo bei der Bejahung der Hilfs⸗ 
frage oder bei ihrer Verneinung anzugeben iſt, 
daß die Entſcheidung mit mehr als 7 Stimmen gefaßt 
wurde. Das Reichsgericht hat bisher — vgl. IW. 1908 
S 595, Bay ZfR. 1908 S. 312 — die Anſicht vertreten, 
daß dieſe Frage überhaupt nicht allgemein zu beant⸗ 
worten iſt, vielmehr ihre Beantwortung von der beſon⸗ 


1) Ich verweiſe auf meine Ausführungen in 
ZfR. 1918/14 über Militärſtrafrecht und Jugendſchutz. 
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deren Geſtaltung des Falles abhängt; regelmäßig 
werde die Verneinung der Hilfsfrage dem Angeklag⸗ 
ten nachteilig ſein und deshalb bei Verneinung das 
Stimmenverhältnis angegeben werden müſſen, doch ſei 
— in Ausnahmefällen — auch die entgegengeſetzte 
Möglichkeit gegeben. Mit dieſer Rechtſprechung hat 
das Reichsgericht neuerdings mit Urteil vom 11. Fe⸗ 
bruar 1916 — RGSt. Bd. 49 S. 391 — völlig ge⸗ 
brochen. Hier iſt ausgeführt, dieſe Art der Frage⸗ 
ſtellung bedeute eine Auflöſung der Frage nach der 
einen, mehrere Tatbeſtände verwirklichenden Handlung 
in eine Mehrheit von Fragen nach den einzelnen Tat⸗ 
umſtänden und erſt die Bejahung ſämtlicher Fragen 
bringe die Feſtſtellung der Schuld des Angeklagten, 
die Feſtſtellung, daß er durch ein und dieſelbe Hand⸗ 
lung mehrere Tatbeſtände verwirklicht hat; auch die 
Frage nach der Einheit der Handlung ſei alſo eine 
Teilfrage nach der Schuld des Angeklagten bei Be⸗ 
gehung einer Straftat i. S. von 8 73 SiGB. So⸗ 
wohl die Feſtſtellung einer Einheit von 
Handlungen zur Verwirklichung mehrerer verbotenen 
Tatbeſtände als auch die Feſtſtellung einer 
Mehrheit von ſtrafbaren Handlungen ſei die Feſt⸗ 
ſtellung der Schuld des Angeklagten und einer von 
ihm verübten Straitat; deshalb enthalte nicht nur 
die Verneinung, ſondern auch die Bejahung 
der Hilfsfrage nach der Einheit der Handlung, eben 
weil auch ſie zur Feſtſtellung einer ſtrafbaren Tat 
führe, eine dem Angeklagten nachteilige Entſcheidung, 
in beiden Fällen müſſe daher das Stimmenverhältnis 
angegeben werden. 

Das Reichsgericht rühmt von ſeiner neuen An⸗ 
ſicht, daß fie allein zu praktiſch befriedigenden Er⸗ 
gebniſſen führt und von der Unſicherheit befreit, an 
der andernfalls die Entſcheidung leidet. Der Schwur⸗ 
gerichtsvorſitzende aber, der ſich die neue Entſcheidung 
des Reichsgerichts zur Richtſchnur nimmt, kann eines 
ſchönen Tages eine unangenehme Ueberraſchung er⸗ 
leben. Es könnten die Geſchworenen in den Sitzungs⸗ 
ſaal zurückkehren und der Obmann um Belehrung er⸗ 
ſuchen, wie denn die Hilfsfrage zu beantworten iſt, 
wenn 6 der Geſchworenen mit „ja“, 6 aber mit „nein“ 
ſtimmen. Man wird als Grundſatz aufſtellen dürfen, 
daß eine Frage, zu deren Bejahung eine beſondere 
Mehrheit vorgeſchrieben iſt, dann als verneint zu be⸗ 
trachten iſt, wenn dieſe Mehrheit nicht zuſtandekommt 
und umgekehrt eine Frage, zu deren Verneinung eine 
beſondere Mehrheit erforderlich iſt, dann als bejaht, 
wenn es an dieſer Mehrheit fehlt. Wie aber, wenn 
dieſe Mehrheit wie nach Anſicht des Reichsgerichts 
in dem bier vorliegenden Fall ſowohl für die Be⸗ 
jahung als auch für die Verneinung der Frage not⸗ 
wendig iſt und dieſe Mehrheit nicht zuſtande kommt? 
Die Schwierigkeit bleibt natürlich dieſelbe, wenn 7 
mit „ja“, 5 mit „nein“ oder 5 mit „ja“ und 7 mit 
„nein“ ſtimmen, fie beſteht alſo immer dann, wenn 
ſich weder für die Bejahung, noch für die Verneinung 
eine /⸗Mehrheit bildet. Die Frage könnte dann weder 
bejaht noch verneint werden, eine Beantwortung aber 
mit „unentſchieden“ oder etwa in der Weiſe, daß 
nur das Stimmenverhältnis (6: 6 uſw.) angegeben 
würde, iſt ſchon im Hinblick auf die ausdrückliche Vor⸗ 
ſchrift des 8 305 Abſ. 1 StPO., daß die Geſchworenen 
die ihnen vorgelegten Fragen mit Ja oder mit Nein 
zu beantworten haben, ſowie auf die weitere Vor⸗ 
ſchrift des 8 307 Abſ. 2 Satz 2 StPO. ausgeſchloſſen, 
ſo daß dahingeſtellt bleiben kann, was für das Gericht 


mit einer ſolchen Antwort gewonnen wäre. Beant⸗ 
wortet aber müſſen natürlich ſämtliche Fragen werden. 

Wo bleibt nun „das praktiſch allein befriedigende 
Ergebnis“ der neuen Entſcheidung? Ich für meine 
Perſon wenigſtens kann einen Ausweg aus dieſer 
Schwierigkeit nicht finden und halte daher, wenn man 
überhaupt an der Zuläſſigkeit der geſchilderten Frage⸗ 
ſtellung feſthalten will, die bisherige Art der Löſung 
für die einzig brauchbare und mögliche, wenn ſich 
auch hie und da im einzelnen Fall Schwierigkeiten 
dabei ergeben mögen. 

Rechtspraktikant K. Wolf in Würzburg. 


Aus der Kechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 
eſtſtellungsklage. Gegenwärtiges Intereſſe an der 
i aa einer Kechsverhältuiſſes für Aan Fälle. 


BED. 4 256. Durch den fog. Kreuzungsvertrag hat 
der klagende preuß. Staat der beklagten Bergbau⸗ 
geſellſchaft das Recht zur Unterführung ihrer Geleis⸗ 
anlagen beim Bahnhof O. unter der Staatsbahn hin⸗ 
durch auf ihre Koſten mit der Beſtimmung eingeräumt, 
daß der Kl. das eingeräumte Recht jederzeit widerrufen 
könne, und daß die Bekl. bei dauernder Zurückziehung der 
Genehmigung ihre Geleisanlagen binnen 12 Monaten 
zu entfernen habe. Anläßlich der durch Ausdehnung 
des Bahnhofs O. notwendig gewordenen Verbreiterung 
der Unterführung entſtand zwiſchen den Parteien Streit 
über die Verpflichtung zur Tragung dieſer Koſten und 
im Zuſammenhang damit über den Umfang des Wider⸗ 
rufsrechts des Kl.; nach deſſen Behauptung ſteht es 
ihm nach freiem Ermeſſen, nach der Behauptung der 
Bekl. nur beim Vorliegen wichtiger ſtaats hoheitlicher 
Gründe zu. Der Kl., der bisher von dem Widerrufsrecht 
keinen Gebrauch gemacht hat, verlangte mit der Klage 
die Feſtſtellung ſeines Rechts, jederzeit nach ſeinem 
Ermeſſen unter Einhaltung der 12 monatigen Friſt 
den Vertrag zu kündigen. Die Klage wurde in den 
Vorinſtanzen wegen Mangels des Intereſſes an der 
alsbaldigen Feſtſtellung abgewieſen. Das RG. hob auf. 

Aus den Sründen: Es begegnet zunächſt 
keinem Zweifel, daß durch den Streit über den Umfang 
des Widerrufsrechtes eine der Klärung bedürftige Un⸗ 
ſicherheit hinſichtlich des Inhalts des zwiſchen den 
Parteien begründeten Rechtsverhältniſſes entſtanden 
iſt. Die Frage iſt nur die, ob das Rechtsſchutzbedürfnis 
des Kl. die alsbaldige Klarſtellung erheiſche. Das BE. 
hat 59. Frage verneint, weil es zurzeit ungewiß 
ſei, ob der Widerruf, den der Kl. bisher nicht erklärt 
hat, in der Zukunft überhaupt erfolgen werde, und 
weil zurzeit keine irgendwie beſtimmten Maßnahmen 
des Kl. erſichtlich ſeien, deren Ergreifung vom Umfang 
des Widerrufsrechts abhänge, der Streit daher zur⸗ 
zeit nur ein theoretiſcher, der praktiſchen Bedeu⸗ 
tung entbehrender ſei. Dieſer Auffaſſung iſt, wie die 
Reviſion mit Recht ausführt, nicht beizutreten. Aller⸗ 
dings muß das Rechtsſchutzbedürfnis, deſſen Befrie⸗ 
digung die Feſtſtellungsklage dient, nach der Vorſchrift 
des 8 256 ZBO. ein gegenwärtiges fein; es genügt 
nicht, daß es möglicherweiſe erſt in der Zukunft zur 
Entſtehung kommt. Ausreichend iſt aber ein gegen⸗ 
wärtiges, ſchon jetzt beſtehendes Intereſſe daran, daß 
das Rechtsverhältnis für zukünftige Verhältniſſe feſt⸗ 
geſtellt werde. Ein ſolches gegenwärtiges Intereſſe iſt 
nun allerdings nicht ſchon daraus abzuleiten, daß die 
Parteien über die Frage, ob die Bekl. die durch die 
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Verbreiterung der Unterführung entſtandenen Bau⸗ 
koſten zu tragen habe, in Streit geraten find, und daß 
der Kl. hiebei ſich auf das ſtreitige Widerrufsrecht be⸗ 
rufen hat. Denn der Kl. hat ausdrücklich erklärt, daß 
er durch dieſen Hinweis auf das Widerrufsrecht keinen 
Druck zur Bezahlung der Koſten auf die Bekl. habe 
ausüben wollen, und daß er von dem ihm nach ſeiner 
Anſicht zuſtehenden Widerrufsrecht keinen Gebrauch 
machen wolle. Allein das gegenwärtige Feſtſtellungs⸗ 
intereſſe ergibt ſich aus der geſamten Sach- und Rechts⸗ 
lage. Der Kl. iſt nach 8 2 des Kreuzungsvertrags zu 
jederzeitigem Widerruf berechtigt und die Bekl. hat 
nach erfolgtem Widerruf binnen 12 Monaten ihre Geleis⸗ 
anlagen auf dem klägeriſchen Bahneigentum zu ent» 
fernen (§ 8 Abſ. 2 daſ.). Würde man die Feſtſtellungs⸗ 
klage erſt nach erklärtem Widerruf für zuläſſig erachten, 
ſo würde der Kl. die Saure: des von ihm be: 
haupteten Rechtes möglicherweiſe erſt nach langwierigem 
Prozeß und zu einer Zeit erreichen, wo bereits die 
Leiſtungsklage ſtatthaft wäre. Dies könnte für den 
Kl. mit erheblichen Nachteilen verbunden ſein. Das 
Vertrags verhältnis der Parteien betrifft die Eiſenbahn⸗ 
anlagen des weſtlichen Kohlen- und Induſtriebezirks, 
die fortgeſetzten Umgeſtaltungen unterworfen ſind. Es 
iſt einleuchtend, daß der Kl. den Umfang ſeines Wider⸗ 


rufsrechts kennen muß, um die durch die Umgeſtaltungen. 


bedingten Maßnahmen ſachgemäß und rechtzeitig treffen 
zu können und ſich vor wirtſchaftlichen Schäden zu be» 
wahren. Die Vorausſetzungen der erhobenen Feſt⸗ 
ſtellungsklage im Sinne des § 256 ZPO. find daher 


gegeben. (Urt. des III. ZS. vom 19. Oktober 1917, 
III 73/17). = 
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II. 

Gilt die Auslegungsregel des 8 2173 BG. auch 
für das Vermächtnis der Befreiung ven einer Schuld! 
Die Verneinung ihrer unmittelbaren Anwendbarkeit 
ſ»ließt nicht aus, daß im einzelnen Falle wegen feiner 
Beſonderheit die Auslegung zu dem gleichen Ergebnis 
führt wie die Anwendung des § 2173. Ein Befreiungs⸗ 
vermächtnis kaun hienach trotz Tilgung der Schuld als 
Vermächtnis des Schuldgegenſtandes ſelbſt daun aufrecht 
zu erhalten jein, wenn der Erblaſſer es ausdrücklich auf 
das beschränkt hat, was bei feinem Tode der Bedachte 
noch ſchuldig ſein würde. In welcher Höhe iſt in dieſem 

alle der Aniprud des Bedachten begründet? Der am 
. Nov. 1914 verſtorbene K. hat in feinem Teſtament 
vom 25. Febr. 1910 beſtimmt: „Dem Geſchäftsführer 
F. V. zu C. erlaſſe ich zu zahlen, was er mir bei meinem 
Tode an Hauptſumme und Zinſen auf meine Dar— 
lehns⸗ und Hypothekenforderung noch ſchuldig iſt“. 
Dem Kläger F. V. war von dem Erblaſſer laut Schuld» 
ſchein vom 18 Mai 1908 ein Darlehn von 5000 M, 
verzinslich mit 4½ v. H. und rückzahlbar nach ſechs⸗ 
monatiger Kündigung gewährt worden, das mit einem 
dem Kläger von D. gegebenen Darlehn auf dem Haus— 
grundftüc des Kl. hypothekariſch eingetragen iſt. Der 
Kl hat am 31. Dez. 1908 500 M und am 30. Nov. 1910 
400 M abgezahlt. Nachdem der Erblaſſer im Jahre 1912 
geiſteskrank geworden war, kündigte der Bekl. als der 
zur Verwaltung feiner Vermögens angelegenheiten be— 
ſtellte Pfleger das Darlehn, worauf der Kläger die 
Schuld durch Zahlung des Reſtes von 4100 & nebſt 
Zinſen tilgte. Der Kl. fordert jetzt auf Grund des 
Teſtaments die gezahlten 4100 M nebſt 4 v. H. Zinſen 
ſeit dem Todestage des Erblaſſers zurück. Der Bell. 
hat als Teſtamentsvollſtrecker den Anſpruch dem Grunde 
und dem Betrage nach beſtritten. Das LG. C. erklärte 
die Klage dem Grunde nach für gerechtfertigt. Die 
Berufung des Bekl. wurde zurückgewieſen, ebenſo ſeine 
Reviſion. 

Aus den Gründen: Bezüglich des Vermächt— 
niſſes einer Forderung iſt für den Fall, daß die Lei— 
ſtung vor dem Erbfall erfolgt, in 5 2173 BGB. die 


Auslegungsregel gegeben, daß der geleiſtete Segen» 
ſtand, ſofern er noch in der Erbſchaft vorhanden iſt, 
— bei Zahlung einer Geldſumme auch ohne dieſe 
Vorausſetzung — dem Bedachten zugewandt ſein ſoll. 
Zweifelhaft kann ſein, ob dieſe Vorſchrift auch auf 
das Vermächtnis der Befreiung von einer Schuld an⸗ 
zuwenden iſt. Nach der Faſſung des 8 2173, der von 
dem Vermächtnis „einer dem Erblaſſer zuſtehenden 
Forderung“ ſpricht, iſt es nicht ausgeſchloſſen, hier⸗ 
unter auch das Befreiungsvermächtnis mitzubegreifen, 
das ſich als ein Vermächtnis der dem Erblaſſer gegen 
den Bedachten zuſtehenden Forderung auffaſſen läßt. 
Von dieſer Auffaſſung aus war bei den Verhand⸗ 
lungen der zweiten Kommiſſion nach den Prot. Bd. 5 
S. 175 zu $ 1855 des I. Entw., welcher dem jetzigen 
8 2173 Satz 1 entſpricht, um das Befreiungsvermächt⸗ 
nis von der Vorſchrift des § 1855 auszunehmen, be⸗ 
antragt worden, dieſe Vorſchrift auf den Fall einer 
dem Erblaffer gegen einen Dritten zuſtehenden Forde⸗ 
rung zu beſchränken. Der Antrag iſt von der Kom⸗ 
miſſion abgelehnt worden. Es iſt jedoch nicht un⸗ 
bedenklich, hieraus zu folgern, daß die Auslegungs⸗ 
regel des 8 2173 unbedingt auch für das Befreiungs⸗ 
vermächtnis Platz zu greifen habe, da dieſes rechtlich 
und wirtſchaftlich ſich von dem Vermächtnis einer 
Forderung erheblich unterſcheidet (vgl. Strohal, Erb» 
recht 8 37, anderſeits Planck, Erl. Za zweiter Abſatz zu 
8 2173). Bei der Ablehnung des Antrags iſt denn 
auch von der Kommiſſion erwogen worden, daß die 
Fälle verſchiedenartig liegen können, daß die Aus⸗ 
legungsregel des 8 1855 (2713 Satz 1) dem mutmaßl. 
Willen des Erblaſſers vielleicht nicht entſprechen werde, 
wenn dieſer z. B. den Bedachten im Wege des Rechts⸗ 
ſtreits zur Herausgabe gezwungen habe. Für die Ent⸗ 
ſcheidung des gegenwärtigen Rechtsſtreits braucht indes 
dieſer Frage nicht näher getreten zu werden und kann 
auch dahingeſtellt bleiben, ob die Anwendung der 
Auslegungsregel des 8 2173 in ihrem allgemeinen Um» 
fange nicht dadurch ausgeſchloſſen iſt, daß in der Ver⸗ 
mächtnis verfügung der Erblaſſer den Erlaß ausdrück⸗ 
lich auf das beſchränkt hat, was bei ſeinem Tode der 
Kl. an Hauptſumme und Zinſen noch ſchuldig ſei. 
Auch wenn davon ausgegangen wird, daß die Aus⸗ 
legungsregel des § 2173 nicht unmittelbar 1 
findet, fo iſt doch ſicher aus der Vorſchrift des 8 217 

zu entnehmen, daß im einzelnen Falle nach deſſen Be⸗ 
ſonderheit die Auslegung zu dem gleichen Ergebnis 
wie die Anwendung der Auslegungsregel des § 2173 
führen kann, daß nämlich trotz Rückzahlung der Schuld 
das Befreiungsvermächtnis als Vermächtnis des Schuld⸗ 
gegenſtandes aufrechtzuerhalten iſt. Daß ein Vermächt⸗ 
nis in einer anderen Form (durch Unterſchiebung eines 
anderen Gegenſtandes oder eines anderen Anſpruchs) 
nach dem durch Auslegung zu ermittelnden Willen 
des Erblaſſers aufrecht erhalten werden kann, iſt von 
dem BGB. auch ſonſt zugelaſſen (vgl. 8 2169 Abſ. 3 
und 8 2172 Abſ. 2). Die Auslegung hat auf dem Ge⸗ 
biete der letztwilligen Verfügung naturgemäß einen 
viel weiteren Raum als bei Rechtsgeſchäften unter 
Lebenden. Die Verfügung tritt vor dem Erbfall nicht 
in Wirkſamkeit und es können deshalb in der Zwiſchen⸗ 
zeit die verſchiedenſten Aenderungen hinſichtlich des 
vermachten Gegenſtandes vorkommen. Durch Aus⸗ 
legung iſt zu ermitteln, welche Einwirkung dieſe Aende⸗ 
rungen nach dem Willen des Erblaſſers, wie ſolcher 
zurzeit der letztwilligen Verfügung ihm innewohnte, 
auf die Geſtaltung und den Beſtand des Vermächt⸗ 
niſſes ausüben, was in dieſem Falle als Wille des 
Erblaſſers zu der Zcit, als die Verfügung von ihm 
getroffen wurde, anzuſehen iſt, wenn er vorausſchau— 
end das ſpätere Ereignis bedacht hätte. In dieſer Be⸗ 
ziehung ſind der Erforſchung des wahren Willens des 
Erblaſſers durch Auslegung für das Recht des BGB. 
keine Schranken gezogen. Was insbeſondere das Be⸗ 
freiungsvermächtnis betrifft, ſo wird in der Rechts⸗ 
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lehre und Rechtſprechung faſt allgemein anerkannt, 
daß das Nichtbeſtehen oder die Rückzahlung der Schuld, 
von welcher der Bedachte befreit wird, die Unwirk⸗ 
ſamkeit des Befreiungsvermächtniſſes nicht zur Folge 
hat, wenn ein gegenteiliger Wille des Erblaſſers durch 
Auslegung feſtgeſtellt werden kann. Die Reviſion iſt 
nun der Meinung, der Sinn der hier fraglichen Ver⸗ 
mächtnis verfügung, die dem Kläger das erlaſſe, was 
er zurzeit des Todes des Erblaſſers an Hauptſumme 
und Zinſen noch ſchuldig ſei, ſei nach dem Wortlaut 
ſo klar und zweifelfrei, daß für eine Auslegung über⸗ 
haupt kein Raum ſei. 
den Fall, daß die Schuld in der erwarteten regel⸗ 
mäßigen Weiſe durch Abzahlungen gemindert oder ge⸗ 
tilgt ſein würde. Zweifel können aber entſtehen, wenn 
ein beſonderes, von dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 
abweichendes Ereignis eintritt. Zweifel können z. B. 
auch dadurch hervorgerufen werden, daß der Erblaſſer 
die Zahlung angenommen, das gezahlte Geld aber 
beſonders aufbewahrt hätte, worüber in der Vermächt⸗ 
nisverfügung nichts beſtimmt iſt. Der vorliegende Fall 
bietet die Beſonderheit, daß die im Betrage von 4100 M 
noch rückſtändige Darlehnsforderung nicht von dem 
Erblaſſer ſelbſt, ſondern von ſeinem Pfleger eingezogen 
worden iſt, der von dem Befreiungsvermächtnis keine 
Kenntnis hatte. Wenn das BG. bei dieſer Sachlage 
angenommen hat, es habe nicht im Willen des Erb⸗ 
laſſers gelegen, das Vermächtnis durch dieſe Einziehung, 
die ein von dem Erblaſſer nicht erwartetes, zufälliges 
Ereignis darſtellt, hinfällig werden zu laſſen, ſo ſind 
damit die vorbezeichneten Grenzen der Auslegung nicht 
überſchritten. Die Auslegung findet auch darin einen 
genügenden Anhalt, daß es dem Erblaſſer, wie im 
Berufungsurteil feſtgeſtellt wird, in erſter Linie darum 
zu tun war, den Kl. für ſeine langjährigen, treuen 
Dienſte durch die letztwillige Verfügung zu belohnen, 
daß ſomit die wohltätige Abſicht des Erblaſſers voll⸗ 
ſtändig vereitelt werden würde, wenn das dem Erb⸗ 
laſſer unbekannte Vorgehen des Pflegers die Wirkung 
hätte, das Vermächtnis hinfällig zu machen (vgl. den 
von Strohal in feinem Erbrecht § 37 angeführten, 
ganz ähnlich liegenden Fall). Daß etwa der Bekl. 
als Pfleger des Erblaſſers aus beſonderen Gründen, 
die auch für den Erblaſſer beſtimmend geweſen wären, 
ſich zur Einziehung der Schuld entſchloſſen und ſomit 
bei der Einziehung nur im Sinne des Erblaſſers ge— 
handelt habe, wird von dem BG. nicht angenommen. 
Zuzugeben iſt der Reviſion, daß hier die im Berufungs⸗ 
urteil herangezogene Vorſchrift des §S 2084 BGB. hier 
nicht in Betracht kommt, wonach im Zweifel die Aus⸗ 
legung vorzuziehen iſt, bei welcher die Verfügung Er⸗ 
folg haben kann, wenn der Inhalt einer letztwilligen 
Verfügung verſchiedene Auslegungen zuläßt. Der Heran⸗ 
ziehung dieſer beſonderen Auslegungsregel bedarf es 
indeſſen nicht. Die Auslegung des BG. wird voll⸗ 
ſtändig gerechtfertigt durch den allgemeinen Auslegungs— 
grundſatz des 8 133 BGB., daß bei Willenserklärungen 
der wirkliche Wille, bei letztwilligen Verfügungen alſo 
der Wille des Erblaſſers zu erforſchen iſt. Von dem 
BG. iſt in Uebereinſtimmung mit dem LG. der lage: 
anſpruch dem Grunde nach für berechtigt erklärt. Es 
erkennt an, daß der Erblajjer, wie aus der Vermächtnis— 
verfügung hervorgehe, damit gerechnet habe, daß bis 
zu ſeinem Tode von dem Bekl. — ebenſo wie dieſer 
in den Jahren 1908 und 1910 Abzahlungen gemacht 
hat — weitere freiwillige Abzahlungen geleiſtet werden 
würden, und hält deshalb zur Feſtſtellung des Be— 
trags eine weitere Verhandlung vor dem LG. für 
erforderlich. Durch dieſe Einſchränkung des Urteils, 
die nur zugunſten des Bekl. iſt, wird dieſer nicht be- 
ſchwert. Die Reviſion aber entnimmt hieraus einen 
Grund für die beſondere Rüge, es ſei unzuläſſig, ein 
ziffermäßig ganz unbeſtimmtes, auch nicht beſtimm— 
bares Befreiungs vermächtnis in ein Summenvermächt— 
nis umzudeuten, deſſen Höhe ebenfalls ganz im Dunkeln 
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liege. Dieſe Rüge würde einer gewiſſen Berechtigung 
nicht entbehren, wenn es tatſächlich unausführbar wäre, 
den Betrag der Abzahlungen zu beſtimmen, die der 
Kläger in der ſpäteren Zeit bis zum Tode des Erb⸗ 
laſſers noch geleiſtet hätte, wenn nicht die Einziehung 
durch den Pfleger erfolgt wäre. Das BG. geht bei 
ſeiner Entſcheidung von dem richtigen Geſichtspunkt 
aus, daß die Einziehung durch den Pfleger dem Kl. 
ebenſowenig zum Vorteil gereichen kann, wie ſie zu 
feinem Nachteile ausſchlagen darf, und verweiſt dem⸗ 
gemäß das LG. darauf, unter Berückſichtigung aller 
in Betracht kommenden Umſtände den Betrag der frei⸗ 
willigen Abzahlungen feſtzuſtellen, die bei regelmäßigem 
Verlaufe der Dinge vorausſichtlich ſtattgefunden haben 
würden, wenn nicht der Erblaſſer in Geiſteskrankheit 
verfallen wäre und an ſeiner Stelle der Pfleger die 
Einziehung vorgenommen hätte. Dieſe Feſtſtellung 
iſt keineswegs unausführbar und es darf hierbei, ſo⸗ 
weit nicht von den Parteien beſondere Umſtände gel⸗ 
tend gemacht werden, davon ausgegangen werden, daß 
in gleichem Maße, wie bisher, auch ſpäter die Ab⸗ 
zahlungen erfolgt ſein würden. Ein Gegengrund gegen 
die Statthaftigkeit der Auslegung, daß trotz der Ein⸗ 
ziehung durch den Pfleger das Befreiungsvermächtnis 
nach dem Willen des Erblaſſers inſoweit Beſtand be⸗ 
halten ſollte, als die Forderung nicht zurzeit des Erb⸗ 
falls durch die von dem Erblaſſer erwarteten regel⸗ 
mäßigen Abzahlungen getilgt ſein würde, kann hier⸗ 
aus nicht hergeleitet werden. (Urt. des IV. ZS. vo 

13. Dez. 1917, IV 349/17). E. 
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III. 


Eutſchädigung für die Einwirkungen einer polizeilich 
genehmigten gewerblichen Anlage (5 26 Gew.): Die 
bloße Möglichkeit der ſpäteren Einſtellung des Betriebs 
iſt kein Grund dem Eutſchädiaungs berechtigten bloß eine 
Rente ſtatt einer Kapitalabfindung zuzuſprechen. Aus 
den Gründen: Die Hochofenanlage der Bekl. iſt mit 
gewerbepolizeil. Genehmigung errichtet worden und 
den von ihr ausgehenden ſchädl. Einwirkungen, die 
weſentlich ſind und das ortsübl. Maß überſchreiten, 
läßt ſich nicht abhelfen, ohne daß die Bekl. in dem ge⸗ 
hörigen Betrieb ihres Gewerbes beeinträchtigt wird. 
Nach 8 26 GewO. können daher die Kl. nicht die Be⸗ 
ſeitigung der Beeinträchtigungen verlangen, vielmehr 
gibt das Geſetz ihnen nur einen Anſpruch auf Schad- 
loshaltung. Die Reviſion rügt, daß auf Entſchädigung 
in Rente, ſtatt in Kapital erkannt iſt; die Rüge iſt 
begründet. Das BG. weiſt darauf hin, daß bei Ge: 
währung der Abfindung in Kapital den Klägern unter 
Umſtänden eine ungerechtfertigte Bereicherung zufließen 
werde, dann nämlich, wenn künftig aus irgendeinem 
Grunde der Hochofenbetrieb erliegen ſollte. Allein 
daß mit einem ſolchen Falle für eine irgendwie abſeh⸗ 
bare Zeit überhaupt zu rechnen iſt, hat die Bekl. ſelbſt 
nicht behauptet, und bloß unterſtellte Möglichkeiten 
haben in Schadensprozeſſen bei der Beſtimmung über 
den Umfang und mehr noch über die Art der Ent⸗ 
ſchädigung regelmäßig auszuſcheiden. Aber auch ab— 
geſehen hiervon wird das Urteil mit der Zubilligung 
einer bloßen Rente nicht der Vorſchrift des § 249 BGB. 
gerecht. Die Art der Entſchädigung ſteht nicht, wie 
das BG. annimmt, im freien Ermeſſen des Gerichts, 
vielmehr iſt, wie das RG. bereits wiederholt — RG. 
45, 203; Gruchot B. 55 S. 1172; Urteile vom 20. Maͤrz 
1915 V 498/14 und vom 10. April 1915 V 298/14 — 
ausgeſprochen hat, grundſätzlich daran feſtzuhalten, 
daß nach §S 249 BGB. die Entſchädigung in Kapital 
zu leiſten iſt. Nur da, wo beſondere Umſtände eine 
Ausnahme von der Regelvorſchrift rechtfertigen, iſt 
die Zubilligung einer Rente ſtatthaft. Letzteres trifft 
hier nicht zu. Der Reviſionskläger begehrt Erſatz dafür, 
duß durch die Einwirkungen das Haus minderwertig 
geworden und daß deshalb beim Verkaufe der Preis 
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erheblich hinter dem früheren Sachwerte zurückgeblieben für den Fall der Vermittlung, nicht aber ſchon im 


iſt. Es handelt ſich mithin um einen in der Perſon 
des Kl entſtandenen, mit dem Verkauf des Hauſes ab» 
geſchloſſenen Anſpruch und nicht, auch nicht teilweiſe, 
um den Erſatz künftigen Schadens, und daher muß die 
Ausgleichung durch Kapitalzahlung erfolgen. Dies 
verkennt das B., und aus dieſem Grunde war die 
Aufhebung des Urteils geboten. (Urt. des V. ZS. vom 
17. Oktober 1917, V 116/17). E. 
4212 


IV. 


„ Brovifionsaniprud des Untermäklers. Abhängig: 
keit von der Proviſion des Hauptmäklers. Die Ver⸗ 
ſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft A. in B. — die Neben⸗ 
intervenientin — gewährte der Beklagten für die Mit⸗ 
wirkung bei dem Abſchluß von Kreditverſicherungs⸗ 
verträgen mit Dritten eine Proviſion von 10% der 
eingehenden Verſicherungsprämien. Der Kläger war 
Untervermittler der Bekl.; für den Fall, daß ein 
Kreditverſicherungsvertrag mit ſeiner Unterſtützung zu⸗ 
ſtande käme, ſollte ihm die Hälfte der bei der A. ver⸗ 
dienten Proviſion zukommen. Im Jahre 1914 hat die 
A. einen Kreditverſicherungsvertrag mit der Firma O. 
in F. abgeſchloſſen. Die A. hat der Bekl. die Zahlung 
von ans verweigert, weil fie den Vertrag mit 
O. ohne jede Vermittlung der Prozeßparteien abge⸗ 
ſchloſſen habe und weil die Bekl. nur im Fall ihrer 
Vermittelung einen Anſpruch auf Proviſion habe. Mit 
der Klage verlangte der Kläger die Feſtſtellung, daß 
die Bekl. ihm 5% der Verſicherungsprämien des 
zwiſchen O. und der A. geſchloſſenen Vertrages auf 
deſſen Dauer zu zahlen habe. Die Bekl. beantragte 
die Abweiſung der Klage, weil der Kl. höchſtens die 
Abtretung ihres etwaigen Proviſionsanſpruchs gegen 
die A. im hälftigen Betrage verlangen könne. Das 
BG. wies die Klage ab. Die Reviſion des Klägers 
war erfolglos. 

Gründe: Die Bekl., die für ihre Mitwirkung 
bei den von der Verſicherungsgeſellſchaft A. abge⸗ 
ſchloſſenen Kreditverſicherungsverträgen von dieſer 
eine Proviſion von 10% der eingehenden Prämien 
erhielt, bediente ſich bei ihrer Tätigkeit der Unter⸗ 
ſtützung des Kl. als ihres Untermäklers. Der Kl., 
der ſeinerſeits in keinem Vertrags verhältnis zur A. 
ſtand, ſollte ſich Mühe geben, daß die Bekl. die ihr 
zugeſicherte Proviſion bei der A. verdiene und ſollte 
als ſeinen Verdienſt von der Bekl. die Hälfte der mit 
ſeiner Unterſtützung verdienten Proviſion erhalten. 
Die Rechtsſtellung des Untermäklers zu dem Haupt⸗ 
mäkler, die im Geſetze keine beſondere Regelung ge⸗ 
funden hat, iſt nach den Umſtänden des einzelnen 
Falls unter Anwendung der Grundſätze von Treu und 
Glauben (88 157, 242 BGB.) zu beſtimmen. Richt⸗ 
linien hiefür hat der erkennende Senat bereits in ſeiner 
Entſch. vom 7. Januar 1916 (RG Z. Bd. 88 S. 1) unter 
Heranziehung der Eigentümlichkeiten des Hauptmäkler⸗ 
vertrags gegeben. Ebenſowenig wie der Geſchäftsherr, 
deſſen Wille für den Abſchluß des Geſchäfts maßgebend 
iſt, dieſen Abſchluß nur deshalb vorzunehmen hat, damit 
der Hauptmäkler ſeine Proviſion verdiene, iſt der Haupt⸗ 
mäkler zum Nachweiſe oder zur Vermittlung verpflichtet, 
damit der Untermäkler ſeinen Anteil am Lohn erhalte. 
Regelmäßig darf ſich vielmehr der Hauptmäkler dem 
Untermäkler gegenüber von einer verſtändigen und 
redlichen Wahrnehmung ſeiner eigenen Intereſſen leiten 
laſſen. Eine ſolche Wahrnehmung der eigenen Inter⸗ 
eſſen kann unter Umſtänden den Hauptmäkler auch 
veranlaſſen, auf ſeinen Lohn zu verzichten, ohne daß 
er ſich hierdurch feinem Untermäkler gegenüber ver⸗ 
antwortlich macht. Vorliegendenfalls hat die A. der 
Bekl. eine Proviſion aus dem mit der Firma O. ab⸗ 
geſchloſſenen Verſicherungsvertrag deshalb verweigert, 
weil dieſer Vertrag ohne jede Vermittlung der Prozeß⸗ 
parteien betätigt worden ſei, und weil der Bekl. nur 


Fall des Nachweiſes der Gelegenheit zum Abſchluſſe 
ein Proviſionsanſpruch zukomme. Die Bekl. ihrerſeits 
will den ihr nach ihrer und des Kl. Anſicht zuſtehen⸗ 
den Anſpruch gegen die A. nicht geltend machen, weil 
fie den Verluſt der jederzeit lösbaren Geſchäftsver⸗ 
bindung mit der A. befürchtet, ſie hat aber dem Kl. 
die Abtretung des etwaigen Proviſionsanſpruchs an⸗ 
geboten. Wenn das BG. bei dieſer Sachlage den An⸗ 
ſpruch des Kl., daß die Bekl. ihm zur Zahlung von 
5% der Verſicherungsprämien verpflichtet ſei, zurück⸗ 
gewieſen hat, ſo kann hierin kein Rechtsirrtum er⸗ 
blickt werden. Die angefochtene Entſcheidung enthält 
nicht, wie die Reviſion meint, einen Widerſpruch, und 
das Verhalten der Bekl. verſtößt nicht gegen Treu 
und Glauben. Allerdings iſt nicht zu verkennen, daß 
der Anſpruch des Kl. in gewiſſem Umfang vom Er⸗ 
meſſen und den Entſchließungen der Bekl. abhängig 
gemacht wird. Dies findet aber, wie ſchon oben her⸗ 
vorgehoben iſt, ſeine Begründung in der Rechtsnatur 
des Untermäklervertrags, der dem Willen des Haupt⸗ 
mäklers einen beſtimmenden Einfluß einräumt. Be⸗ 
rückſichtigt man dies, fo entſpricht die Entſcheidung 
einer billigen, die geſamten Verhältniſſe beachtenden 
Abwägung der Intereſſen beider Teile. Der Kl. iſt 
durch die ihm angebotene Abtretung in Stand geſetzt, 
den ihm zukommenden Proviſionsanteil gegen die A. 
eg zu machen, und er kann hierbei um fo mehr auf 

rſolg rechnen, als die Bekl. ihrerſeits bereit ift, auf 
ihren hälftigen Anteil zu verzichten. Daß das Pro⸗ 
viſionsverſprechen, das die Bekl. dem Kl. erteilt hat, 
unter anderen Vorausſetzungen gegeben worden wäre, 
als das der Bekl. von der A. erteilte Verſprechen, iſt 
nicht feſtgeſtellt. Der Bekl. kann aber die gerichtliche 
Geltendmachung des Proviſionsanſpruchs gegen die 
A. nur im einſeitigen Intereſſe des Kl. nicht zu⸗ 
gemutet werden. Der Anſpruch iſt von der A. auf 
das Ernſtlichſte beſtritten worden und die Verhand⸗ 
lung hat keine ſicheren Anhaltspunkte für den Erfolg 
einer Klage gegeben; die Bekl. könnte daher in die 
Lage kommen, dem Kl. eine Proviſion zu zahlen, die 
ihr ſelbſt nicht gewährt würde. Insbeſondere kommt 
in Betracht, daß die Beklagte in einer dauernden, je⸗ 
derzeit jedoch lösbaren Geſchäftsverbindung mit der 
A. ſteht; fie hat, wie das BG. einwandfrei ange⸗ 
nommen hat, bei klagweiſem Vorgehen gegen die A. 
ein Aufhören der Verbindung zu befürchten und würde 
hierdurch wirtſchaftliche Verluſte erleiden, die in keinem 
Verhältnis zu der jetzt umſtrittenen Einzelproviſton 
ſtünden. Die auf Grund des früheren Rechts er⸗ 
gangene reichsgerichtliche Entſcheidung vom 25. Juni 
1887 (RGZ. Bd. 18 S. 163) ſteht nicht entgegen, weil 
in dem damals verhandelten Falle zwiſchen Mäkler 
und Untermäkler ein Geſellſchaftsverhältnis begründet 
war, auch nur eine einmalige Vermittlung, keine 
dauernde Geſchäftsverbindung in Frage kam. (Urt. 
des III. ZS. vom 2. Januar 1918, III 286/17). 
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V. 


Kündigung eines Pachtverhältniſſes wegen Nicht: 
erfüllung einer vom Pächter übernommenen Verpflichtung. 
Notwendigkeit eines vergängigen Hinweiſes darauf, da 
der Verpächter auf der Erfüllung jener Verpflichtung 
beſtehe. Im Jahre 1908 verpachtete der Kl. dem Bekl. 
ein etwa 90 Morgen großes Grundſtück zur ausſchließl. 
Benutzung als Weide für die 12 Ernten von 1908 bis 1919 
für einen jährl. Pachtzins von 1080 M. Der Pächter 
übernahm in dem Vertrage die Verpflichtung, eine 
wehrhafte Einfriedigung herzuſtellen, ſo daß der von 
dem Verpächter aufgeſtellte Wildzaun von dem Weide⸗ 
viehe nicht berührt werden könne. Falls die Pacht⸗ 
bedingungen nicht eingehalten werden ſollten, wurde 
der Verpächter zur Aufhebung des Pachtverhältniſſes 
für berechtigt erklärt. Der Bekl. ſtellte die Einfriedigung 
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nicht völlig her. Der Kl. erklärte deshalb durch Brief 
vom 13. November 1915 den Rücktritt von dem Pacht⸗ 
vertrag und forderte im März 1916 den Bekl. auf, das 
Pachtgrundſtück zu räumen. Der Bekl. erwiderte, er 
werde die Pachtung vor Ablauf der Pachtzeit nicht 
aufgeben. Das BG. verurteilte ihn, den Pachtgegenſtand 
zu räumen und ſich aller Eingriffe in ihn zu enthalten. 
Auf die Reviſion des Bekl. wurde das Berufungsurteil 
aufgehoben und die Sache an das BG. zurückverwieſen. 
Gründe: Der Reviſion iſt der Erfolg nicht zu 
verſagen. Ihre Angriffe ſind allerdings unbegründet, 
ſoweit fie ſich gegen die Annahme des BG. richten, 
daß der Kl. nicht dadurch ſtillſchweigend auf fein ver 
tragsmäßiges Recht auf Herſtellung der Einfriedigung 
und auf Kündigung wegen der Nichterfüllung dieſer 
Pflicht des Bekl. verzichtet oder ſein Kündigungsrecht 
verwirkt habe, daß er, wie der BR. unterſtellt, 7) Jahre 
lang die Herſtellung der Einfriedigung nicht gefordert 
hat. Wenn auch nach feſtſtehender Rechtſprechung des 
RG. ein außerordentl. Kündigungsrecht durch Nichtaus⸗ 
übung binnen angemeſſener Friſt verwirkt werden kann, 
be gilt dies doch ſtets nur dann, wenn nach der Lage 
es Einzelfalls das Schweigen des Kündigungsberech⸗ 
tigten nach Treu und Glauben nur dahin aufgefaßt 
werden kann, daß er von ſeinem Kündigungsrechte 
keinen Gebrauch machen werde (va. z. B. RG. Bd. 82 
S. 54 f., S. 373 f.; JW. 1902 S. 69). Das Vorliegen 
dieſer Vorausſetzung wird hier von dem BG. ohne 
Rechtsirrtum verneint. Das außerordentl. Kündigungs⸗ 
recht des Kl. trat nicht mit dem Ablauf eines beſtimmten 
Tages oder einer Friſt oder mit dem Eintritt eines 
beſtimmten Ereigniſſes ein, fondern es wurde ausgel öſt 
durch die Nichterfüllung einer an keine Friſt geknüpften 
Vertragspflicht, für deren Erfüllung dem Bekl. Zeit 
elaſſen werden mußte. Der Bekl. hatte außerdem dieſe 
Pflicht nach ſeiner eigenen Darſtellung in den erſten 
Jahren des Pachtvertrags zum Teil erfüllt und zur 
Herſtellung des noch fehlenden Teiles der Einfriedigung 
ſeit A Pfähle bereit liegen; er will nur aus Mangel 
an Arbeitskräften die Herſtellung unterlaſſen haben. 
Unter dieſen Umſtänden kann in jenem Verhalten des 
Kl. nur eine weitgehende Rückſichtnahme, aber nach 
Treu und Glauben kein Verzicht auf feine Vertrags- 
rechte gefunden werden. Ein ſolcher iſt auch darin 
nicht zu erblicken, daß der Kläger im Januar 1916 
die nachher wegen Irrtums angefochtene Aufforderung 
zur Zahlung des Pachtzinſes an den Bekl. richtete und 
deſſen Zahlung annahm. Der Reviſion kann weiter 
auch nicht zugegeben werden, daß die Geltendmachung 
des Vertragsrechts des Kl. während des Krieges gegen 
Treu und Glauben verſtoße. Daß der Bekl. trotz des 
Krieges zur Herſtellung der Einfriedigung imſtande 
war, behauptet er ſelbſt; daß es ihm in dieſer Zeit 
wegen des Mangels an Arbeitskräften ſchwerer fiel als 
vor dem Kriege, genügt nicht zur Annahme eines Ver⸗ 
ſtoßes gegen Treu und Glauben. Nachdem aber der 
Kl. jahrelang die Herſtellung der Einfriedigung nicht 
gefordert hatte, durfte er nicht ohne weiteres wegen 
Nichterfüllung dieſer Verpflichtung die Aufhebung des 
Pachtverhältniſſes ausſprechen, wie er nach der von 
dem BR. unterſtellten Darſtellung des Bekl. durch das 
Schreiben vom 13. November 1915 getan hat. Nach 
Treu und Glauben war er vielmehr verpflichtet, den 
Bekl. darauf aufmerkſam zu machen, daß er auf Er⸗ 
füllung der Verpflichtung beſtehe, und ihm hierzu Zeit 
zu laſſen. Hiervon geht zwar auch das BG. aus; es 
erklärt dann aber für eine das Kündigungsrecht des 
Kl. genügend rechtfertigende Vertragsverletzung. daß 
der Bekl. deutlich zu erkennen gegeben habe, er wolle 
der ihm obliegenden Verpflichtung zur Herſtellung der 
Einfriedigung nicht nachkommen, indem er auch nach 
dem Empfange des Kündigungsſchreibens, durch das 
der Kl. ihn in Kenntnis geſetzt habe, daß er von ſeinen 
VBertragsrechten nichts aufgeben wolle, nichts getan 
abe, um ſeiner Verpflichtung nachzukommen. Dem 
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kann nicht beigepflichtet werden. Durch das Schreiben 
vom 13. November 1915 erklärte der Kl. das Pacht⸗ 
verhältnis für aufgelöſt, forderte alſo nicht die Er⸗ 
füllung der Vertragspflicht des Bekl., die Einfriedigung 
herzuſtellen, ſondern erflärte im Gegenteil, daß er deren 
Herſtellung nicht mehr wolle. Auch in der Folgezeit hat der 
Kl., abgeſehen von der wegen Irrtums angefochtenen 
Aufforderung zur Zahlung des Pachtzinſes, mit der 
übrigens auch keine Mahnung zur Herſtellung der 
Einfriedigung verknüpft war, daran feſtgehalten, daß 
der Vertrag durch das Schreiben vom 13. November 
1915 aufgelöſt und der Bekl. daher zur Herſtellung der 
Einfriedigung nicht mehr berechtigt und verpflichtet 
ſei. Auch ſeine Klage ſtützt er keineswegs, wie der 
BR. feine Entſcheidung, auf das Verhalten des Bell. 
nach dem 13. November 1915. Nachdem aber der Kl. 
den Vertrag für aufgeldjt erklärt hatte, konnte dem 
Bekl. nicht zugemutet werden, daß er die Mühe und 
die Koſten für die Einfriedigung aufwendete, obwohl 
er dabei die Gefahr lief, daß, wenn der Standpunkt 
des Kl. von dem Gerichte für gerechtfertigt erachtet 
wurde, ſeine Aufwendungen unnütz waren. Der Räu⸗ 
mungsklage kann vielmehr nur dann ſtattgegeben werden, 
wenn der Kl. wirklich, wie er behauptet hat, ſchon vor 
dem 13. November 1915 den Bekl. aufgefordert hat. 
die Einfriedigung fertigzuſtellen. Das Berufungsurteil 
iſt daher aufzuheben. (Urt. des III. ZS. vom 18. Sep⸗ 
tember 1917, Lil 117/19). 
4203 


VI. 


Natserteilung durch den Nolar. Ueberſehen ſtener⸗ 
rechtlicher Folgen. Der Bekl., preuß. Notar und Rechts⸗ 
anwalt, beurkundete am 15. Oktober 1912 zunächſt einen 
Kaufvertrag, durch den der Landwirt R. mehrere Grund⸗ 
ſtücke an den Kaufmann P. für 325 000 verkaufte, 
und darauf einen zweiten Kaufvertrag, laut deſſen P. 
ſeine Anſprüche aus jenem Vertrage für den Kaufpreis 
von 560 000 M der Kl. abtrat. Die Auflaſſung der 
Grundſtücke erfolgte unmittelbar von R. an die Kl. 
Die Wertzuwachsſteuer wurde auf 75 524.30 M ſeſt⸗ 
geſetzt und wegen völliger Mittelloſigkeit des P. ganz 
von R. eingefordert. Durch notariellen Vertrag vom 
9. Mai 1914 verpflichtete ſich die Kl. R. gegenüber, 
den Reſt der Zuwachsſteuer von 55 524.30 M zu zahlen; 
R. übernahm verſchiedene Gegenleiſtungen und trat 
auch den ihm nach ſeiner Meinung gegen den Bekl. 
zuſtehenden Anſpruch auf Schadenserſatz in Höhe von 
11759 M an die Kl. ab. Dieſe fordert daraufhin von 
dem Bekl. unter Vorbehalt weiterer Anſprüche die 
Zahlung von 20 000 M mit der Begründung, der Bekl. 
habe dem R. den Rat erteilt, die Grundſtücke unmittelbar 
der Kl. aufzulaſſen, und dabei ſchuldhaft überſehen, 
daß die an infolge der einmaligen, unmittel⸗ 
baren Auflaſſung von R. an die Kl. erheblich höher 
geworden ſei, als bei einer doppelten Auflaſſung von 
R. an P. und von dieſem an die Kl. (vgl. Zuwachs⸗ 
fteuergefeg vom 14. Februar 1911 88 27, 28). Die 
Kl. berechnet den Mehrbetrag auf 29 103.87 M. Der 
Klaganſpruch wurde dem Grunde nach für gerechtſertigt 
erklärt, die Berufung des Bekl. durch Teilurteil inſoweit 
zurückgewieſen, als der Anſpruch wegen 11759 M dem 
Grunde nach für berechtigt erklärt worden war. Die 
Reviſion des Bekl. blieb ohne Erfolg. 

Aus den Gründen: Die Reviſion bezeichnet 
zunächſt die Abtretung des eingekl. Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs von R. an die Kl. als unzuläſſig. Dieſer 
Angriff iſt nicht begründet. Den Gegenſtand der Ab⸗ 
tretung bildet nicht der Anſpruch des R. auf Befreiung 
von feiner Zuwachsſteuerſchuld, ſondern fein Anſpruch 
auf Erſatz der zur Tilgung dieſer Schuld aufzuwen⸗ 
denden Beträge. Nach dem Inhalte des Vertrags vom 
9. Mai 1914 ſollte der von R. noch nicht getilgte Reſt 
der Zuwachsſteuer von der Kl. gezahlt werden. Daß 
erſt nach der Abtretung mit dieſer Zahlung durch den 


84 geitſchrift für Rechtspflege in Bayern, 1918. Nr. 5 u. 6. 


neuen Gläubiger dem Abtretenden der übertragene 
Anſpruch erwuchs, ſteht der Zuläſſigkeit der Abtretung 
nicht entgegen; auch bedingte und ſelbſt künftige An⸗ 
ſprüche ſind abtretbar, ſofern ſie genügend beſtimmt 
ſind. Die Abtretbarkeit eines Anſpruchs auf Befreiung 
von einer Schuld bedarf hier daher keiner Erörterung. 
Im übrigen bekämpft die Reviſion nur die Meinung 
des B., daß die von ihm angenommene fahrläffig 
falſche Ratserteilung des Bekl.: die unmittelbare Auf⸗ 
laſſung von R. an die Kl. ſei nicht nur zuläſſig, ſondern 
durchaus vorteilhaft, die Verletzung einer Amtspflicht 
des Notars enthalte. Dieſe in der Tat recht zweifel⸗ 
hafte Frage bedarf indeſſen keiner Entſcheidung; denn 
wenn man die Ratserteilung nicht als in den Bereich 
der Amtstätigkeit des Bekl. fallend erachtet, iſt die 
Verletzung einer Vertragspflicht anzunehmen. Die 
gegenteilige Meinung des BG. iſt nicht zu billigen. 
R. hat den von ihm um Beurkundung der Kaufver⸗ 
träge angegangenen Notar, ſei es bei dieſer Beur⸗ 
kundung oder ſpäter, um Auskunft über die Zuläſſigkeit 
und Zweckmäßigkeit der unmittelbaren Auflaſſung ge⸗ 
beten; und dem Bekl. konnte, als er darauf die oben 
erwähnte. Antwort gab, nicht zweifelhaft ſein, daß 
dieſe maßgebend ſei und R. nur durch ſie zu der 
unmittelbaren Auflaſſung beſtimmt würde; dieſe Feſt⸗ 
ſtellung genügt, um den Abſchluß eines Vertrags über 
eine Ratserteilung zwiſchen dem Bekl. und R. zu bes 
jahen, wenn dieſe Auskunft nicht der notariellen Amts⸗ 
tätigkeit zuzurechnen iſt. Die Feſtſtellung, daß der 
Bekl. die Auskunft als für R. maßgebend erkennen 
mußte, ſchließt die Annahme aus, daß es ſich nur um 
eine beiläufige, unverbindliche Aeußerung des Bell. 
gehandelt habe, und der Einwand des Bekl., der 
Gegenſtand der Auskunft gehöre nicht einem Gebiet 
an, das in den eigentlichen Berufskreis des Rechts⸗ 
anwalts falle, iſt verfehlt. Endlich ſteht es der An⸗ 
nahme eines Vertrags auch nicht entgegen, daß der 
Bekl. keine Gebühr für die Ratserteilung berechnet hat. 
Vgl. RZ. Bd. 52 S. 365 und die Urt. des erk. ©. 
vom 15. Mai 1912, III 225/11 (3 BIG. 13, 627), vom 
18. Sept. 1914, III 185/14 (23. 1915 Sp. 49 und 
3 BIG. 16, 271), vom 13. Okt. 1914, III 199/14 
(S3. 1915 Sp. 435 und ZBIFG. 16, 272) und vom 
12. Febr. 1915, III 522/14. Die Ausführungen des 
B., daß die Auskunft des Bell. unrichtig war und 
ihm zum Verſchulden anzurechnen iſt, werden von der 
Reviſion nicht angegriffen und laſſen einen Rechts⸗ 
irrtum nicht erkennen. (Urt. des III. ZS. vom 19. Ok⸗ 
tober 1917, III 71/17). — e — 
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VII. 


Unfall eines Angeſtellten beim Berlaſſen der Ge: 
ſchäſtsränme. Haftung des Geſchäftsherrn. Die Klägerin, 
damals Handlungsgehilfin der beklagten G. m. b. H., 
ſtürzte am 29. Januar 1915 abends nach 7 Uhr, als ſie 
nach Schluß der Geſchäftsſtunden die Dienſträume ver⸗ 
ließ, auf der zur Straße hinabführenden, mit Schnee 
bedeckten Treppe und erlitt eine Gehirnerſchütterung 
mit folgender Unfallneuroſe und Erwerbsunfähigkeit. 
Sie führte den Unfall auf Verſchulden der Bekl. zurück 
und verlangte auf Grund Vertrages und wegen un⸗ 
erlaubter Handlung Schadenserſatz. nämlich Feſtſtellung 
der Erſatzpflicht im allgemeinen, Erſtattung von Aus— 
lagen und eine Jahresrente für Erwerbsunfähigkeit. 
Das BGG. wies die Klage ab. Auf die Reviſion der 
Kl. wurde das Urteil aufgehoben und die Sache an das 
BGG. zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Das BG. ſtellt feſt, daß 
es am Tage des Unfalles faſt ununterbrochen ſchneite, 
und daß der Schnee vor dem Unfall auf der Treppe 
10 em hoch lag. Dann führt es weiter aus: Es ſei 
nicht möglich, an ſolchen Tagen Treppen, die dem 
Schneefall ausgeſetzt ſind, ſtets ſoweit zu reinigen, daß 
ſie ohne Gefahr benutzt werden können. Die dort ver⸗ 


kehrenden Perſonen müßten beſondere Aufmerkſamkeit 
anwenden. Die Kl. hatte durch vorſichtiges Ausſchreiten 
den Unfall vermeiden können und müſſen. Auch bei 
wiederholter Reinigung wäre der Unfall nur dann 
zu verhüten geweſen, wenn die Treppe kurz vorher 
gereinigt worden wäre. Man hätte aber der Bell. 
nicht zumuten können, die Treppe vor dem Weggange 
des Perſonals reinigen zu laſſen, da dieſes keinen An⸗ 
ſpruch darauf habe, einen gang bareren Weg vorzufinden 
als andere Perſonen, die das Haus beſuchten oder ver⸗ 
ließen. Dieſe Ausführungen beruhen auf einer Ver⸗ 
kennung der dem Geſchäftsherrn gegenüber feinen Uns 
geſtellten obliegenden Pflichten. Nach 8 62 HG. wie 
nach 8 618 BGB. iſt es Sache des Dienſtherrn, für 
eine gefahrfreie Beſchaffenheit der Dienſträume, ſowie 
des Zu⸗ und Abganges zu ſorgen. Er muß dabei mit 
dem Leichtſinne der Leute rechnen und von ſelbſt die 
nötigen Vorkehrungen treffen, um eine Gefährdung 
auszuſchließen. Zur Beſeitigung der durch den Schnee⸗ 
fall begründeten Gefahren mußte die Bekl. für eine 
wiederholte Reinigung und insbeſondere für eine ſolche 
kurz vor dem Schluſſe der Dienſtſtunden 3 wenn 
ſie es nicht vorzog, den Ausgang nach der Treppe 
überhaupt zu ſperren. Keines von beiden iſt aber 
geſchehen. Mit der Weiſung an die Angeſtellten, einen 
anderen, an der Rückſeite des Haufes befindlichen Aus⸗ 
gang zu benutzen, hatte die Bekl. ihre Pflicht noch nicht 
erfüllt. Sie hätte die Befolgung der Weiſung ſichern 
oder wenigſtens überwachen müſſen. Das Verſchulden 
der Bekl. wäre beſonders ſchwer, wenn ſie, was das 
BG. dahingeſtellt läßt, die Treppe nur einmal, nämlich 
morgens, hätte reinigen laſſen. Aber auch wenn man 
von dieſem Erſchwerungsgrund abſieht, tritt das der 
Kl. zur Laſt gelegte Verſchulden, das in der verbots⸗ 
widrigen Benutzung des Ausganges und in dem Nicht⸗ 
ergreifen des Treppengeländers beſtehen ſoll, gegenüber 
dem grundlegenden Verſchulden der Bekl. erheblich 
zurück, ſo daß eine völlige Abweiſung der Klage in 
keinem Falle gerechtfertigt iſt. Es muß deshalb das 
Berufungsurteil aufgehoben und die Sache an das 
BG. zurückverwieſen werden. Im Hinblicke auf 8 1542 
RVO. wird im Verfahren über den Grund des Anſpruchs 
auch zu prüfen ſein, ob nicht der Anſpruch zum Teil 
auf den Träger der Krankenverſicherung übergegangen 
iſt (JW. 1906, 172). (Urt. des III. ZS. vom 28. Sep⸗ 
tember 1917, III 197/17). — e — 
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B. Strafſachen. 
1 


Berbstwidrige Zuckerung von Wein (55 3 u. 26 
Abſ. 1 Nr. 1 Wein.): inwiefern erleidet der Grund⸗ 
fat, daß ein Irrtum über die Zuläffigleit von Zuckerung 
als Irrtum über das Strafgeſetz den Täter nicht vor 
Strafe ſchützt, eine Ausnahme durch die auf dieſem Ge⸗ 
biet erlaſſenen Bundesratsvererduungen vom 26. Nov. 
1914, 22. Dez. 1915 und 21. Dez. 1916 im Zuſammen⸗ 
5 mit der BR BO. vom 18. Jannar 1917 über die 

erfolgung von Zuwiderhandlungen gegen Vorſchriften 
über wirtſchaſtliche Maßnahmen 7 Aus den Gründen: 
Die Beſtimmungen in 88 3 u. 26 Abſ. 1 Nr. 1 Wein. 
ſtehen in ſolchem Zuſammenhang. daß fie vereint das 
Geſetz bilden, wodurch beſtimmte Zuckerungsmaßnah— 
men verboten und mit Strafe bedroht werden. Die 
Unkenntnis der Beſtimmungen des 8 3 darüber, unter 
welchen Vorausſetzungen und gegebenenfalls bis zu 
welcher Höchſtmenge Zuckerwaſſerzuſätze zuläſſig ſind, 
vermag daher als Irrtum über das Strafgeſetz grund⸗ 
ſätzlich vor Strafe nicht zu ſchützen. Dasſelbe gilt aus 
dem gleichen Grunde von der Unkenntnis des Be— 
ſtehens und des Inhalts ſolcher Geſetze, wodurch die 
Vorſchriften des § 3 teilweiſe und vorübergehend ab» 
geändert find, wie es durch die BRWO.en vom 26. Nov. 
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1914, 22. Dez. 1915 und 21. Dez. 1916 geſchehen iſt. 
Auch inſoweit kommt nur Irrtum über das Strafgeſetz 
in Frage. Da die erwähnten Verordnungen aber auf 
Grund des Ermächtigungsgeſetzes vom Bundesrat er⸗ 
laſſen ſind und rein wirtſchaftliche Maßnahmen ent⸗ 
halten, fo kann nach der BRVO. vom 18. Jan. 1917 
ein Irrtum über Beſtehen und Tragweite der darin 
enthaltenen Beſtimmungen, ſtrafbefreiend wirken, vor⸗ 
ausgeſetzt, daß die irrige Annahme des Täters ſich in 
der Richtung der mittelbar durch die Verordnung ein⸗ 
getretenen Aenderung des WeinG. bewegt, den Um⸗ 
fang dieſer Aenderung betrifft, unverſchuldet iſt und 
den Täter verleitet hat, an die Erlaubtheit ſeiner 
Handlung zu glauben. Die Vorſchriften dieſer Ver⸗ 
ordnung, obwohl an ſich gemäß 8 2 Abſ. 2 StGB. 
anwendbar, kommen jedoch gegenüber der Tatſachen⸗ 
feſtſtellung des Urteils nicht in Betracht. Die Meinung, 
es dürfe eine größere Menge Zuckerwaſſer aus dem 
Grunde zugeſetzt werden, weil die Herſtellung alkohol- 
reicher Weine im ſtaatlichen Intereſſe liege und des⸗ 
halb erlaubt ſei, iſt kein Irrtum über den Inhalt der 
Strafbeſtimmungen des Wein., ſoweit dieſe durch die 
RVO. vom 22. Dezember 1915 (RGBl. S. 834) ab» 
geändert find. Denn die BO. erſtreckt nur die in 8 3 
Abſ. 2 feſtgeſetzte Zuckerungsfriſt, läßt aber die in 8 3 
Abſ. 1 enthaltenen, hier einſchlägigen Anordnungen 
unberührt. Ueberdies iſt das Verteidigungsvorbringen, 
ſoweit darin die Nichtanwendbarkeit des Geſetzes aus 
einem beſtimmten 1 gefolgert wird, ganz 
unſchlüſſig, weil die Mengevermehrung nicht auf den 
Zuſatz von Zucker, ſondern von Zucker waſſer zurück⸗ 
zuführen iſt, inſoweit aber die durch die Zuckerzuſätze 
bewirkte Alkoholbildung mehr und mehr abgeſchwächt 
wird. Außerdem iſt der Grundſatz des Wein. nie⸗ 
mals geändert worden, wonach die Mengevermehrung 
ihre Grenze in dem Zwecke der Verbeſſerung findet 
und ſtets dieſem angepaßt ſein muß und nur dann in 
dem geſetzlichen Höchſtmaß beſtehen darf, wenn deſſen 
Anwendung zur Verbeſſerung erforderlich iſt; auch die 
BO. vom 26. Nov. 1914 hat etwas Gegenteiliges nicht 
beſtimmt. Beide Angeklagte 1 aber nach den Ur⸗ 
teilsfeſtſtellungen gewußt, daß der 1915er Wein über⸗ 
haupt nicht verbeſſerungsbedürftig war. Hiernach iſt 
859 StGB. nicht verletzt, weil nicht ein Irrtum über 
Tatumſtände, ſondern ein ſolcher über das Strafgeſetz 
behauptet iſt und dieſer, auch wenn er beftände, nicht 
zu entſchuldigen vermag. (Urt. des I. StS. v. 3. Jan. 
1918, 1D 508/17). E. 
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II. 


Diebſtahl oder Nahrungsmitteleutwendung nach 
8 870 Nr. 5 StG. Welche Bedentung kommt der 

pheit, dem durch den Krieg gesteigerten Preis und 
der kriegswirtſchaſtlichen Einteilung der Vorräte ſowie 
dem Umſtande zu, daß der Täter den Borſatz hatte, 
lurch wiederholte Eutwendungen ſich Nahrungsmittel 
in nicht geringer Menge und von nicht unbedentendem 
Werte zuzueignen? Aus den Gründen: Der Angekl. 
hat wiederholt aus einem Keller Kartoffeln geſtohlen, 
zuletzt am 4. März 1917 6—8 Pfund, zuſammen min⸗ 
deſtens 20 Pfund. Er hat ſchon, als er den erſten 
Diebſtahl ausführte, es nicht bei dieſem einen Dieb⸗ 
ſtahl bewenden laſſen wollen, ſondern von vornherein 
den Entſchluß gefaßt, auch künftig Kartoffeln aus dem 
Keller zu ſtehlen und ſich auf dieſem Wege Kartoffeln 
in nicht geringer Menge und von nicht unbedeutendem 
Werte zu verſchaffen. Die Str. ſieht deshalb in dem 
Diebſtahl der 6—8 Pfund Kartoffeln am 4. März 1917 
nur einen Teil einer zur Entwendung größerer Kar⸗ 
toffelmengen vorgenommenen fortgeſetzten Handlung; 
deshalb und „überdies mit Rückſicht auf den Umſtand, 
daß die vom Angekl. nach und nach geſtohlenen Kar⸗ 
toffeln wegen der zur Zeit des Diebſtahls bereits be⸗ 
ſtehenden Einteilung und des hohen Preiſes der Kar⸗ 
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toffeln auch bei jeder einzelnen Entnahme einiger 
Pfund nicht als jedesmal entwendete geringe Menge 
oder als Gegenſtände von unbedeutendem Werte i. S. 
des 8 370 Nr. 5 StGB. gelten könnten, auch wenn fie 
zum alsbaldigen Verbrauch verwendet waren“, ver⸗ 
urteilt ſie den Angekl. nicht wegen Mundraubs, ſon⸗ 
dern wegen Diebſtahls. Dagegen beſtehen durch⸗ 
greifende Bedenken. Die Strͤ. geht davon aus, daß 
mit Rückſicht auf die jetzt beſtehende „Einteilung“ der 
Kartoffeln und den hohen Preis ſchon die in jeder 
Einzelhandlung der von ihr angenommenen fort⸗ 
geſetzten Tat weggenommene Menge von einigen Pfund 
Kartoffeln nicht als gering und ihr Wert nicht als 
unbedeutend angeſehen werden könne. Sie hat alſo 
anſcheinend allein deshalb, weil jetzt jedem die Kar⸗ 
toffeln zugeteilt werden und nur in der zu ſeiner Er⸗ 
nährung erforderl. oder ſogar unentbehrl. Menge, und 
weil die Kartoffeln jetzt hoch im Preiſe ſtehen, an⸗ 
genommen, daß ſchon eine Menge von einigen Pfund 
nicht gering und ihr Wert nicht unbedeutend ſei. Das 
iſt rechtsirrig. Dürfen auch bei der Entſcheidung 
darüber, ob eine Menge von Lebensmitteln gering 
oder ihr Wert unbedeutend iſt, die durch den Krieg 
geſchaffenen Verhältniſſe, insbeſondere die Knappheit 
der Lebensmittel und die erhebliche Steigerung ihrer 
Preiſe nicht unberückſichtigt bleiben, ſo können doch 
dieſe Umſtände nicht allein ausſchlaggebend ſein, ins⸗ 
beſondere kann es auch jetzt für die Anwendung des 
8 370 Nr. 5 StGB. nur darauf ankommen, welchen 
Wert die entwendeten Lebensmittel haben, nur muß 
dieſer Wert auf Grund der jetzigen erhöhten Preiſe 
ermittelt werden, wobei jedoch auch die jetzige Ent⸗ 
wertung des Geldes nicht unbeachtet bleiben darf. 
Das hat die Str. offenbar verkannt, da fie es über: 
haupt nicht für erforderlich erachtet hat, den Wert 
der vom Angekl. entwendeten Kartoffeln feſtzuſtellen. 
Hätte ſie es getan, ſo wäre ſie ſchwerlich zu der An⸗ 
nahme gelangt, daß der Wert einiger Pfund Kartoffeln 
nicht unbedeutend ſei, ſie müßte denn für entſcheidend 
gehalten haben, daß unter den jetzigen Verhältniſſen, 
wo jeder nur das Unentbehrliche an Kartoffeln beſitzt 
oder doch beſitzen ſoll und nicht erſetzen kann, was 
ihm davon weggenommen wird, für den Beſtohlenen 
jede Menge von Kartoffeln von erhebl. Werte ſei. 
Das wäre aber gleichfalls rechtsirrig. Für die An⸗ 
wendung des 8 370 Nr. 5 StGB. iſt nicht entſcheidend, 
welchen Wert die entwendeten Gegenſtände für den 
Beſtohlenen haben, ſondern nur ihr Verkehrswert. 
Andernfalls würde der Perſon des Beſtohlenen eine 
Bedeutung beigelegt, die das Geſetz nicht kennt und 
die ſchon vor dem Kriege dahin hätte führen müſſen, 
daß § 370 Nr. 5 überall ausgeſchaltet worden wäre, 
wo ein Armer beſtohlen wird, jetzt aber, wo die meiſten 
und gerade die unentbehrlichſten Lebensmittel jedem 
nur für den nötigſten Bedarf zugemeſſen werden und 
erreichbar ſind, das Geſetz allgemein für einen weſent⸗ 
lichen oder ſogar den größten Teil ſeines bisherigen 
Anwendungsgebiets außer Kraft ſetzen müßte. Davon 
kann nach Sinn und Wortlaut des Geſetzes keine Rede 
ſein. Danach iſt die Annahme begründet, daß die 
Feſtſtellung der Str., die Menge der entwendeten 
Kartoffeln ſei nicht gering und ihr Wert nicht unbe⸗ 
deutend, auf Rechtsirrtum beruht, und damit wird die 
eine der beiden Erwägungen hinfällig, aus denen die 
Strf. die Anwendung des 8 370 Nr. 5 StG B. ab⸗ 
gelehnt hat. Sie hat aber mit der Einleitung „über⸗ 
dies“ dieſen Grund ſelbſt an die zweite Stelle gerückt 
und in erſter Linie für ausſchlaggebend erachtet, daß 
der Angekl., wenn auch die jeweils im Einzelfall ent⸗ 
wendeten Kartoffeln zum alsbaldigen Verbrauch bes 
ſtimmt waren, doch von vornherein den Entſchluß ge— 
faßt hat, wiederholt Kartoffeln aus dem Keller zu 
ſtehlen und ſich auf dieſem Wege Kartoffeln in nicht 
geringer Menge und von nicht unbedeutendem Werte 
zuzueignen. Sie folgert daraus ohne Rechtsirrtum, 
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daß eine rortgefeßte Sandlung vorliege, von der ber 
Diebſtahl von 6 bis 8 Pfund Kartoffeln vom 4. März 
1917 und ebenſo, wie ohne weiteres ergänzt werden 
kann, die vorausgegangenen Kartoffeldiebſtähle nur 
ein Teil ſeien. Nun ſteht in der Rechtſprechung des 
RG. feſt, daß die Anwendung des 8 370 Nr. 5 StG. 
ausgeſchloſſen iſt, wenn die Geſamtmenge der auf 
Grund eines einheitl. Vorſatzes in mehreren Einzel⸗ 
handlungen zum alsbaldigen Verbrauch entwendeten 
Gegenſtände nicht mehr von unbedeutendem Wert 
oder gering iſt, in dieſem Falle vielmehr Beſtra⸗ 
fung nach 8 242 StB. einzutreten hat (RGSt. 17, 
332 u. a.). Aber auch daraus läßt ſich die Verurtei⸗ 
lung des Angekl. wegen Diebſtahls nach den bis⸗ 
herigen Feſtſtellungen nicht rechtfertigen, weil die An⸗ 
nahme, die 20 Pfund Kartoffeln, die der Angekl. ins⸗ 
geſamt entwendet hat, ſeien weder eine geringe Menge 
noch von unbedeutendem Werte, beanſtandet werden 
muß, wie bereits dargelegt iſt. (Urt. des I. StS. vom 
12. Nov. 1917, 1 D 437/1917). E. 
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Wer ſich im Einverſtändnis mit dem Diebe — ſei 
es auch nicht am Tatert — bereit hält, um ihm nach 
verübter Tat zur Wegſchaffung der Bente behilflich zu 
975 leiſtet ihm zur — nicht nach — Begehung der 

at Beiſtand und kann wegen Teilnahme am Diebſtahl 
beſtraft werden. Aus den Gründen: Mit Unrecht 
vermißt die Reviſion die Feſtſtellung, daß die Angekl. 
B. an der Ausführung des von den Mitangekl. E. 
und B. verübten Einbruchdiebſtahls tätigen Anteil 
genommen hat. Die Angekl. E. und B. haben ſich in 
der Nacht vom 24. zum 25. Mai 1916 in M. mit den 
mitangekl. Frauen D. und V. getroffen. E. und B. 
haben die Frauen am Bahnhof in M. zurückgelaſſen, 
ſich nach R. begeben, dort in den Häufern G. und B. 
nach Eindrücken von Fenſterſcheiben und Einſteigen 
Kochfleiſch und andere Dinge entwendet. Sie haben 
ſich ſodann nach dem Bahnhof begeben, um ihren Raub 
mit der Bahn in Sicherheit zu bringen. Die Frauen 
D. und V. waren ihnen dadurch behilflich, daß fie das 
Fleiſch abnahmen und verpackt in einem beſonderen 
Abteil mit ſich führten, während die Männer, augen⸗ 
ſcheinlich um nicht aufzufallen, ohne Gepäck es 
All das geſchah, wie ſich aus dem Zuſammenhang 
der Urteilsgründe ergibt, nach der Annahme des LG. 
im gegenſeitigen Einverſtändnis aller Beteiligten; es 
waren insbeſondere die Frauen von vornherein darüber 
nicht im unklaren, daß die Männer Einbruchdiebſtahl 
begehen würden und daß fie ihnen dann zum Weg⸗ 
ſchaffen behilflich ſein und zu dieſem Zwecke ſchon 
während der Tat — wie ſie auch getan — ſich am 
Treffpunkt, nämlich am Bahnhof, bereit halten ſollten. 
Wenn unter dieſen Umftänden das LG. ſchon in der 
Anweſenheit der Angekl. B. am Bahnhof für ſich allein 
den Tatbeſtand der Beihilfe zum ſchweren Diebſtahl 
erblickte, ſo kann darin kein Rechtsirrtum geſehen 
werden. Die Anweſenheit, das Sichbereithalten zur 
Beihilfe beim Wegſchaffen, war unter den gegebenen 
Umſtänden rechtlich nicht als ein paſſives — un⸗ 
tätiges —, ſondern vielmehr als ein aktives, tätiges 
Verhalten zu betrachten, als ein Handeln, das die 
Sicherheit der Ausführung der Tat vermehrte und 
damit die Tat ſelbſt förderte. Nicht erſt nach Be⸗ 
gehung, ſondern ſchon zur Begehung der Tat iſt damit 
Hilfe geleiſtet worden. (Urt. des V. StS. vom 18. Jan. 
1918, 5 D 754 / 1917). E. 
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Verbotene Ausfuhr: Iſt der ſubjektive Tatbeſtand 
gegeben, wenn der Täter das (nach ſeiner Meinung) für 
eine Ware in ungebrauchtem Zuſtand erlaſſene Ans fuhr⸗ 
verbot durch künſtliche Anbringung von Abnützungs⸗ 
ſpuren zu umgehen geſucht hat? Aus den Gründen: Da 


die Ausfuhr von Lederſchuhen allgemein verboten iſt mit 
alleiniger Ausnahme der Schuhe, die zur ferneren 
eigenen Benutzung eines Umziehenden oder Reiſenden 
beſtimmt ſind, hat die Angekl., die es unternommen 
hat, für ihre im Ausland wohnenden Angehörigen 
beſtimmte Schuhe ins Ausland auszuführen, unbedenk⸗ 
lich den äußeren Tatbeſtand der Konterbande vers 
wirklicht. Einen bedenkenfreien Nachweis des inneren 
Tatbeſtandes läßt dagegen das Urteil vermiſſen. Dazu 
iſt nach ſtändiger Rechtſprechung des RG. (RES. 
Bd. 31 S. 415 [419] u. a.) das Bewußtſein des Täters 
erforderlich, daß ein Verbot beſtehe und daß er dem 
Verbot zuwiderhandle. In dieſem Bewußtſein ge⸗ 
handelt zu haben, hat die Angekl. beſtritten; ſie will 
geglaubt haben, gebrauchte Schuhe dürften ſchlechthin 
ausgeführt werden. Dieſes Verteidigungsvorbringen 
iſt nicht widerlegt. Das Urteil ſtellt feſt, daß von 
den Schuhen zwei Paare „ordnungsmäßig gebraucht 
und benutzt“ waren, und inſoweit iſt die Angekl. auch 
nicht beſtraft worden, weil angenommen wurde, daß 
ſie die Ausfuhr gebrauchter Schuhe für erlaubt ge⸗ 
halten hat. Hinſichtlich der übrigen 6 Paar Schuhe 
iſt feſtgeſtellt, „daß fie nicht als gebraucht und benutzt 
angeſehen werden können, vielmehr noch neu find, 
und daß die Angekl. nur verſucht hat, ihnen teils 
durch abſichtliches Beſchmutzen, teils durch kurzes, vor⸗ 
übergehendes Tragen den Anſchein gebrauchter Schuhe 
zu geben, um fie fodann als gebraucht auszuführen“, 
„daß fie nicht ordnungsmäßig benutzt worden find, 
ſondern an ihnen nur deshalb abſichtlich einige un⸗ 
beträchtliche, den Charakter der Neuheit nicht beſeiti⸗ 
gende Abnutzungsſpuren angebracht wurden, um den 
Anſchein des Gebrauchs vorzutäuſchen“. Dieſe „Mani⸗ 
pulationen“ hat die Angekl., wie weiter feſtgeſtellt 
wird, „vorgenommen, um das Ausfuhrverbot für Schuh⸗ 
waren zu umgehen. Sie wußte mindeſtens, daß neue 
Schuhwaren überhaupt nicht ausgeführt werden dürfen. 
Zur Umgehung dieſes ihr unbequemen Ausfuhrverbots 
hat ſie an den 6 Paar neuen Schuhen die erwähnten 
unerheblichen Abnutzungsſpuren angebracht.“ b fe 
Feſtſtellungen find nicht frei von Rechtsirrtum und fie 
tragen die Verurteilung der Angekl. nicht. Vor allem 
hat die Str. dabei überſehen, daß es gegenüber der 
Verteidigung der Angekl., ſie habe die Ausfuhr der 
Schuhe für erlaubt gehalten, weil ſie angenommen 
habe, die Ausfuhr gebrauchter Schuhe ſei erlaubt, nur 
darauf ankommen kann, was die Angeklagte unter 
gebrauchten Schuhen verſtanden hat, und ob ſie die 
Schuhe, deren Ausfuhr ſie unternommen hat, für ge⸗ 
brauchte gehalten hat, nicht aber darauf, ob die Schuhe 
bei ſachlicher Beurteilung als gebrauchte bezeichnet 
werden können. Nur nach der letzteren Richtung hat 
die Str K. eine Entſcheidung getroffen; fie nimmt an, 
daß die 6 Paar Schuhe, wegen deren die Angeklagte 
verurteilt iſt, nicht als benutzt und gebraucht an⸗ 
geſehen werden können, weil ſie nicht ordnungsmäßig 
gebraucht, unerheblich und nicht ernſthaft benutzt ſind 
und trotz der daran von der Angekl. vorgenommenen 
Veränderungen noch vollſtändig den Eindruck neuen 
Schuhwerks mochen. Das iſt eine rein ſachliche Be⸗ 
urteilung. Es muß dahingeſtellt bleiben, ob ſie richtig 
iſt oder nicht vielmehr jeder Schuh als gebraucht an⸗ 
geſehen werden muß, ſobald er nur überhaupt ge- 
braucht, ſei es auch nicht ordnungsmäßig, nicht ernſt⸗ 
haft, nicht erheblich gebraucht iſt. Für die Auffaſſung 
der Angekl. iſt daraus jedenfalls nichts zu entnehmen 
und auf die allein kommt es an. War fie des Glau⸗ 
bens, nur die Ausfuhr neuer Schuhe ſei verboten, die 
Ausfuhr gebrauchter Schuhe aber erlaubt, ſo kann ſie 
nicht beſtraft werden, wenn ſie die 6 Paar Schuhe 
wegen der daran angebrachten „Abnutzungsſpuren“ 
für nicht mehr neue, ſondern für gebrauchte Schuhe 
gehalten hat, und das iſt durch das Urteil keineswegs 
ausgeſchloſſen. Die Str. ſcheint das für unerheblich 
und eine Feſtſtellung nach dieſer Richtung nicht für 
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erforderlich deshalb gehalten zu haben, weil die 
Angekl. abſichtlich an den Schuhen „Abnutzungsſpuren 
angebracht“ habe, um das Aus fuhrverbot zu umgehen, 
and „frauduloſe Ceſetzesumgehungen niemals erlaubt 
ſeien“. Das iſt jedoch rechtsirrig und überdies nicht 
ſchlüffig. Wer ein Strafgeſetz umgeht, alſo feinen 
Taibeftand nicht verwirklicht, kann aus dem Geſetz 
nicht Leftraft werden, auch dann nicht, wenn er Zwecke 
verfolgt oder erreicht hat, denen das Geſetz entgegen⸗ 
treten will. Iſt die Ausfuhr neuer Schuhe verboten, 
ſo kann der nicht wegen verbotener Ausfuhr beſtraft 
werden, der an neuen Schuhen Veränderungen vor⸗ 
nimmt, nach denen die Schuhe nicht mehr neu find, 
und fie dann erſt ausführt, auch wenn die Verände⸗ 
rungen nur vorgenommen worden find, um die Aus⸗ 
fuhr zu ermöglichen, und Wert und Tauglichkeit der 
Schuhe dadurch nicht gemindert iſt, ſo daß ihre Aus⸗ 
fuhr wirtſchaftlich dieſelbe Bedeutung hat wie die 
Ausfuhr neuer Schuhe. Iſt dem Reiſenden oder Um⸗ 
ziehenden die Ausfuhr der Schuhe erlaubt, die zu 
ſeiner ferneren eigenen Benutzung beſtimmt find, ſo 
macht er ſich nicht ſtrafbar, wenn er Schuhe ausführt, 
die er zu eigenem Gebrauch neu angeſchafft und nur 
ganz vorübergehend und unerheblich benutzt hat, nur 
um ſie ins Ausland mitnehmen zu können. Von einer 
ung, der Ausfuhrverbote ift in ſolchen Fällen 
nicht die Rede, da das Verbot die Schuhe in der Ge⸗ 
ſtalt, in der ſie ausgeführt werden, nicht mehr trifft, 
und ebenſowenig von Täuſchungsabſichten des Aus⸗ 
hrenden, wenn die Schuhe in dem Zuſtand, in dem 
e ausgeführt werden, tatſächlich einem Ausfuhrverbot 
nicht unterliegen. Genau dasſelbe muß aber bei den 
Erforderniſſen, die das Geſetz für den inneren Tat⸗ 
beſtand der Konterbande aufſtellt, auch dann gelten, 
wenn der Täter irrtümlich angenommen hat, daß 
Gegenftände einem Ausfuhrverbot nicht mehr unter⸗ 
liegen, wenn gewiſſe Veränderungen daran vorge⸗ 
nommen werden, und die Ausfuhr unternommen hat, 
nachdem er die Veränderungen bewirkt hat, nur um 
die Gegenſtände ausführen zu können. Das hat die 
Strͤ. verkannt, wenn fie entſcheidendes Gewicht darauf 
legt, daß die 6 Paar Schuhe nicht ordnungsmäßi 
benutzt, ſondern an ihnen nur deshalb abſichtlich dur 
zunerhebliches“ Tragen einige unbeträchtliche Abs 
nutzungsſpuren angebracht worden ſind, um den An⸗ 
5 des Gebrauchs vorzutäuſchen. Dieſe letztere 
endung ließe freilich an ſich die Deutung zu, daß 
nach Annahme der Str. die Angekl. nicht geglaubt hat, 
daß durch das, was ſie mit den Schuhen vorgenommen 
hat, dieſe zu gebrauchten Schuhen geworden ſeien, 
und daraus ließe ſich dann weiter folgern, daß ſie, 
da ſie nur die Ausfuhr gebrauchter Schuhe für er⸗ 
laubt gehalten hat, gewußt hat, daß die Ausfuhr der 
fraglichen Schuhe verboten war. Damit ſtünde aber 
in Widerſpruch, daß die Angekl. die Abnutzungsſpuren 
an den Schuhen angebracht hat, um das Ausfuhr⸗ 
verbot zu umgehen, alſo um nicht dagegen zu ver⸗ 
ſtoßen, was notwendig vorausſetzt, daß die Angekl. 
geglaubt hat, die Schuhe unterlägen nach „Anbringung 
der Abnutzungsſpuren“ nicht mehr dem Ausfuhrver⸗ 
bote. (Urt. des I. StS. vom 21. Jan. 1918, 1 D 468, 
1917). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. | 


I. 

Das Bezugsrecht auf nene Aktien ſteht dem Eigen⸗ 
tümer, uicht dem Nutznießer der alten Aktien zu und 
war auch daun, wenn es ſich um Gratisaktien handelt. 
Ein Fideikommiß beſitzt Aktien einer N die ihr 
Aktienkapital um 10 Millionen Mark erhöht, den hiezu 
erforderlichen Betrag ihren Rücklagen entnommen und 


die dafür ausgegebenen neuen Aktien den Aktionären 
ohne Entgelt zur Verfügung geſtellt hat. Da Zweifel 
entſtanden ſind, ob die neuen Aktien Beſtandteil des 
F oder Eigentum des dermaligen Fidei⸗ 
ommißbeſitzers geworden find, wurde die Entſcheidung 
des Fideikommißgerichts angerufen, das ſie im An⸗ 
ſchluß an Planck, Bem. 3 zu 8 99 BEB.; Staudinger, 
Bem. 2 A zu 8 2112; RGRKomm., Bem. 3 zu $ 1068; 
Staub, Bem. 11 zu § 282 H8.; Brand, Bem. 3 a zu 
282 HGB.; Holdheims W. Bd. 15 S. 188; LZ. 1913 
. 48 und S. 913; Os GRechtſpr. Bd. 24 S. 140, Bd. 35 
S. 22 als 5 des Fideikommiſſes erklärte. Die 
. es Fideikommißbeſitzers wurde zurück⸗ 
gewieſen. 
us den Gründen: Auch das Beſchwerdegericht 
ſchließt ſich der in der Literatur und Rechtſprechung 
überwiegend vertretenen Anſchauung an, daß das Be⸗ 
zugsrecht auf neue Aktien nicht als Frucht oder Nut⸗ 
zung der Aktie zu erachten iſt und demnach nicht dem 
Nießbraucher, ſondern dem Eigentümer der alten Aktie 
ebührt. Der Beweis allerdings, den das Fidei⸗ 
ommißgericht für ſeine Anſicht aus dem Wortlaute 
des 8 282 GB. entnimmt, iſt nicht durchſchlagend. 
Wenn dort jedem „Aktionär“ der Anſpruch auf Zu⸗ 
teilung eines ſeinem bisherigen Aktienbeſitz entſprechen⸗ 
den Teils der neuen Aktien zugeſprochen wird, ſo iſt 
es durchaus nicht unzweifelhaft, ob unter dem „Aktionär“ 
der „Aktionär als ſolcher“, der Eigentümer im be⸗ 
wußten Gegenſatze zu einem Nutzungsberechtigten ge⸗ 
meint iſt. Der Ausdruck „Aktionär“ könnte unter Um⸗ 
ftänden auch in dem Sinne „der aus der Aktie Be⸗ 
rechtigte“ auszulegen fein und es wird alfo durch den 
Wortlaut der angezogenen Geſetzesſtelle die Streitfrage 
nicht gelöft. Mit Recht aber führt das KG., dem das 
Fideikommißgericht ſich angeſchloſſen hat, in dem in 
Bd. 24 S. 139 Os GRechtſpr. abgedruckten Urteil aus, 
daß das Bezugsrecht auf neue Aktien weder ein Vorteil 
iſt, den der Gebrauch der Aktie gewährt, noch eine 
Frucht i. S. des 8 99 B88., da es kein beſtimmungs⸗ 
gemäßer, regelmäßig wiederkehrender Ertrag iſt, daß 
es auch nicht aus der Aktie ſelbſt entſteht, ſondern zu 
feiner Entſtehung noch anderer mitwirkender Umſtände 
— der Erhöhung das Grundkapitals und des Be⸗ 


a der Generalverſammlung — bedarf, daß es 


emnach ein neu erworbenes felbftändiges Vermögens⸗ 
recht bildet, das das Stammrecht des Eigentümers der 
Aktie vermehren ſoll, alſo dieſem, nicht dem Nießbraucher 
gebührt. Der gleichen Anſicht ſind außer den von dem 
OLG. genannten Schriftſtellern auch noch Ehrenberg 
Bd. 3 Abt. I S. 327 und Lehmann, Recht der Aktien⸗ 
geſellſchaften Bd. 2 S. 66 und S. 465, woſelbſt aus⸗ 
geführt wird, daß das Vezugsrecht ebenſowenig eine 
Frucht der Aktie iſt, wie nach 8 1083 BG. die Prämie 
bei einem Prämienpapier. Die Richtigkeit dieſer An⸗ 
ſchauung will auch der Beſchwerdeführer anſcheinend 
für den Normalfall der Ausgabe neuer Aktien gegen 
Zahlung eines Uebernahmepreiſes durch den Aktionär 
gar nicht beſtreiten; er glaubt aber, ſie treffe dann nicht 
zu, wenn, wie hier, die für die Kapitalserhöhung er⸗ 
forderl. Summe den Rücklagen entnommen wird und 
die neuen Aktien den Aktionären ohne Entgelt zur 
Verfügung geſtellt werden. Dieſer Anſicht kann jedoch 
nicht beigetreten werden. Für die Aktiengeſellſchaft wäre 
der Erfolg ganz der gleiche geweſen, wenn ſie nicht den 
von ihr eingeſchlagenen Weg gewählt, ſondern den für 
die Erhöhung des Stammkapitals erforderl. Teil der 
Erträgniffe den Aktionären in Geſtalt von Dividenden 
zugeführt und die für die Erhöhung des Stammkapitals 
benötigte Summe durch Einzahlungen der Aktionäre 
auf die neuen Aktien beſchafft hätte. Es iſt nicht ein⸗ 
zuſehen, welchen Unterſchied es für die rechtl. Vehand⸗ 
lung der neuen Aktien begründen ſollte, daß die Ge⸗ 
ſellſchaft, offenbar nur, um in der Feſtſetzung ihrer 
Dividenden nicht allzu hoch greifen zu müſſen, den 
zweiten Weg gewählt hat. Wenn der Beſchwerdeführer 
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meint, die von der Geſellſchaft aus den Rücklagen ges 
leiſteten Einzahlungen ſeien als Frucht anzuſehen und 
dasſelbe treffe folglich auch auf die neuen Aktien zu, 
ſo iſt das nicht richtig. Denn die aus den Erträgniſſen 
des Unternehmens gemachten Rücklagen ſind eben nicht 
mehr „Frucht“ i. S. des $ 99 BGB., alſo beſtimmungs⸗ 
gemäßer, regelmäßig wiederkehrender Ertrag, ſondern 
kapitaliſierter Ertrag und demnach Mehrung des Stamm⸗ 
vermögens. Gleicher Anſicht iſt für den Fall der Aus» 
gabe von Gratisaktien Winkler in LZ. 1913 S. 48. 
(Beſchluß des I. ZS. vom 18. Januar 1918, Reg. III 
Nr. 2/1918). M. 
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II. 

Der in Art. 123 AG. 8B. der Staatskaſſe ein- 
geräumte Auſpruch auf Sicherungshypsthet ſteht auch 
den Gemeinden für die örtlichen Beſitzveränderungs⸗ 
abgaben zu. Der Erſteher eines im Zwangswege ver⸗ 
ſteigerten Grundſtücks iſt berechtigt, ſchon vor der Grund⸗ 
buchberichtigung Eintragungsanträge zu ſtellen; das 
Grundbuchamt hat dieſe entgegenzunehmen und Vor⸗ 
ſerge für den ſeinerzeitigen Vollzug zu treffen. Das 
gleiche gilt von Eintragungsanträgen Dritter, die gegen 
den Erſteher gerichtet ſind. Der Antrag des Rentamts 
auf Eintragung einer Sicherungs hypothek für die von 
der Erwerberin eines im Zwangswege verſteigerten 
Anweſens geſchuldeten Beſitzveränderungsabgaben, 
nämlich: den ſtaatl. (notariellen) Urkundenſtempel, den 
Reichsſtempel für die Grundſtücksübertragung und die 
gemeindliche Beſitzveränderungsabgabe wurde von dem 
Grundbuchamt abgelehnt. Die Ablehnung iſt unter 
Bezugnahme auf die 88 40, 18 GBO. damit begründet, 
daß der Zuſchlagsbeſchluß noch nicht rechtskräftig ſei, 
daß bis zur Berichtigung des Grundbuchs durch Ein- 
tragung der Erſteherin als Eigentümerin im Zu⸗ 
ſammenhang mit der Durchführung des Verteilungs- 
verfahrens noch Monate vergehen können, daß des⸗ 
halb ein Eintragungshindernis von nicht abzuſehender 
Dauer vorliege, daß aber auch keine Möglichkeit be⸗ 
ſtehe, den Antrag etwa nach den Grundſätzen der 
RG. 62/140 zur Rangwahrung entgegenzunehmen 
oder im Wege der Vormerkung zu behandeln, weil 
es ſich hier nicht um den nach § 130 Abſ. 3 3G. zu 
beurteilenden Eintragungsantrag der Erſteherin, ſon⸗ 
dern um den Antrag eines Dritten gegen die Erſteherin 
handle. Auf die Beſchwerde des Rentamts hat das 
LG. das Grundbuchamt angewieſen, dem Rentamte 
gemäß $ 18 EBD. eine angemeſſene geräumige Friſt 
zu ſtellen, innerhalb deren nachzuweiſen iſt, daß die 
Erſteherin des Anweſens im Grundbuch nach 8 150 
3G. eingetragen iſt, und bis zum Ablaufe der Friſt 
den Antrag auf Eintragung einer Sicherungshypothek 
nach Art. 123 AG. BGB. zugunſten des ſtaatlichen Ur⸗ 
kundenſtempels und des Reichsſtempels bei den Grund— 
buchakten zu behalten; im übrigen hat es die Bes 
ſchwerde zurückgewieſen. Die Zurückweiſung der Be— 
ſchwerde hinſichtlich der gemeindlichen Beſitzverände⸗ 
rungsabgabe iſt damit begründet, daß den Gemeinden 
für ihre Forderungen ein Anſpruch auf Sicherungs- 
hypothek, wie er in Art. 123 AG. BGB. der Staats⸗ 
kaſſe für fällige öffentliche Abgaben eingeräumt ſei, 
nicht zuſtehe. Auf die weitere Beſchwerde des Rent⸗ 
amtes hin wurde das Grundbuchamt angewieſen, den 
Antrag auf Eintragung der Sicherungshypothek für 
die von der Erwerberin geſchuldete gemeindliche Be— 
ſitzveränderungsabgabe entgegenzunehmen. 

Aus den Gründen: Durch Art. 123 AG. BGB. 
iſt allerdings eine Sicherung für Anſprüche wegen 
fälliger öffentlicher Abgaben durch eine Sicherungs— 
hypothek — an Stelle des früheren geſetzl. Hypothek— 
titels — nur zugunſten der Staatskaſſe, nicht auch 
zu gunſten der Gemeinden vorgeſehen. Durch den Art. 8 
Abſ. 1 bayer. Gef. vom 14. Auguſt 1910 (GVBl. S. 433) 
iſt jedoch eine Ausdehnung jener Vorſchrift auf die 
in dieſem Geſetz ausgebaute gemeindliche Beſitzverände⸗ 
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rungsabgabe erfolgt, indem im Anſchluß an die Neu⸗ 
regelung dieſer Abgabe, welche gegenüber dem Geſ. 
vom 15. Juni 1898 in den Art. 1—7 vorgenommen 
wird, geſagt iſt: „Im übrigen finden die geſetzlichen 
Vorſchriften über die Gebühren, denen die Beſitzver⸗ 
änderungsabgaben zugeſchlagen werden, auf dieſe ent⸗ 
ſprechende Anwendung.“ Die Gebühren, von denen 
hier die Rede iſt, ſind nach Art. 1 jene der Art. 118 
Abſ. 4, 146, 149 Abſ. 1 Satz 2, 252, 258 des bayer. 
GebG. vom 13. Juli 1910 (GVBl. S. 311), an deren 
Stelle nun nach Art. 1 Abſ. 3 Geſ. über Aenderungen 
im Gebührenweſen vom 21. Auguſt 1914 die Stempel⸗ 
abgaben der Art. 19 bis 21, und der Stempel der 
Tarifſtelle 23 Abſ. 1A Stemp®. vom gleichen Tage 
getreten ſind. Unter die letztere Vorſchrift fällt der 
von der Erſteherin geſchuldete ſtaatl. Urkunden ſtempel, 
der die gemeindliche Beſitzveränderungsabgabe zuge: 
ſchlagen iſt. Zu den „geſetzlichen Vorſchriften über 
die Gebühren, denen die Beſitzveränderungsabgaben 
zugeſchlagen werden“, gehören nach der allgemeinen 
Faſſung des Art. 8 Abſ. 1 nicht nur die in § 41 der 
Vollz Anw. vom 15. Auguſt 1910 (GVBl. S. 436) bei⸗ 
ſpielsweiſe aufgezählten Vorſchriften, ſondern auch die 
anderwärts ſich findenden materiellrechtl. Beſtimmungen, 
namentlich alſo jene in Art. 123 AG. BGB. Dies er⸗ 
gibt ſich klar aus den zur Auslegung heranzuziehen⸗ 
den Geſetzgebungsverhandlungen, insbeſondere aus den 
Bemerkungen zum Entw. des Geſ. vom 14. Aug. 1910 
(AbgKVerh. 1907/08 Bd. I Beil. IV S. 307 ff)., wo zu 
den Art. 6 und 7 (nun 7 und 8 des Gef.) gejagt iſt: 
„Dieſe Artikel entſprechen ſachlich den Abſätzen III und 
IV Geſ. vom 15. Juni 1898. Nur iſt im Entwurf Art. 7 
Abſ. 1 (nun Art. 8) die bisherige Vorſchrift, daß die 
gemeindl. Abgabe alle Rechte und Vorzüge der ent⸗ 
ſprechenden Staatsgebühren genieße, dahin erweitert, 
daß auf die Abgabe alle Vorſchriften über dieſe Ge⸗ 
bühren entſprechende Anwendung finden. Dieſe Er⸗ 
weiterung ſoll nur klar ſtellen, daß nicht nur die 
Vorſchriften über die Rechte und Vorzüge der Ge⸗ 
bühren, ſondern auch die Vorſchriften über die Perſon 
des Schuldners, die Zuſtändigkeit bei Streitigkeiten, 
die Beitreibung, die Rückvergütung uſw. auch für die 
gemeindl. Abgaben anzuwenden ſind; im Vollzug iſt 
dieſes ſchon bisher angenommen worden.“ Aus dieſer 
Begründung, gegen die ſich bei den weiteren Geſetzes⸗ 
verhandlungen kein Widerſpruch erhob, erhellt mit 
voller Beſtimmtheit der geſetzgeberiſche Gedanke, daß 
der gemeindl. Beſitzveränderungsabgabe ausnahmslos 
alle Rechte und Vorzüge der einſchlaͤgigen Gebühren, 
ſohin namentlich — außer den materiellrechtl. Vor⸗ 
zügen des 8 61 Nr. 2 KO. — (vgl. § 41 Buchſt. a Vollz Anw. 
vom 15. Aug. 1910) auch die Anſprüche nach Art. 123 
AG. BGB. zukommen ſollen. Zu dieſer Auslegung 
zwingen auch die ſonſtigen Anordnungen des Geſetzes, 
das in Art. 7 Abſ. 1 Satz 1 die Einhebung der ge⸗ 
meindl. Abgabe einheitlich und ausſchließlich den auch 
mit der Einhebung der ſtaatl. Gebühren befaßten 
Finanz⸗ und Steuerſtellen (Rentämtern) zuweiſt (vgl. 
Ziff. 29 Vollz Anw., Art. 291 GebG. vom 13. Juli 1910, 
nun Art. 58, 59, 60 Abſ. 2 Stemp®. vom 21. Aug. 1914 
und 8 1 Abſ. 2 AusfVO. hiezu vom 28. Dez. 1914 
[Bl. 684]) und den Ausfall bei nicht vollſtändiger 
Einbringung der beiden Gefälle — unter Beſeitigung 
des im früheren Geſetz dem Staat eingeräumten Vor— 
zugsrechtes — auf den Staat und die Gemeinde ver— 
hältnismäßig verteilt, ebenſo wie es in Art. 8 Abſ. 3 
die Befugnis des Finanzminiſteriums zur Gebühren— 
ſtundung und Gewährung von Gebührennachläſſen 
auch auf die gemeindl. Beſitzveränderungsabgaben er— 
ſtreckt. In allen dieſen Beſtimmungen kommt die völlige 
Gleichſtellung und Gleichberechtigung der ſtaatl. Ge— 
bühren und der gemeindl. Abgaben unverkennbar und 
entſcheidend zum Ausdruck. Hienach ſteht außer Zweifel, 
daß der nach Art. 123 AG. BGB. der Staatskaſſe für 
ihre fälligen öffentl. Abgaben eingeräumte Anſpruch 


auf Sicherungshypothek vermöge der ausdehnenden 
Vorſchrift des Art. 8 d. Gef. vom 14. Aug. 1910 auch 
den Gemeinden für ihre fälligen Beſitzveränderungs⸗ 
abgaben zuſteht. Bei dieſer Sachlage kann die vom 
beſchwerdeführenden Amte berührte Frage ungeprüft 
bleiben, ob nicht auch die ſinngemäße Anwendung der 
in der Entſch. des Obs G. vom 10. Mai 1912 (Samml. 
8b. 13 S. 304 ff.) für die Reichszuwachsſteuer ent» 
wickelten Grundſätze unmittelbar und ohne den Weg 
über Art. 8 des mehrangeführten Geſetzes zu dem 
gleichen Ergebniſſe führen würde. Iſt ſohin die Rechts⸗ 
anſchauung des LG. unzutreffend, ſo fragt es ſich 
weiter, ob die angefochtene Entſcheidung etwa aus 
anderen Gründen aufrecht zu erhalten iſt — 8 78 
EBD. mit 8 563 ZPO. — oder, wenn dieſe Frage 
verneint wird, welche Entſcheidung an ihre Stelle zu 
treten hat. Dies führt zur Prüfung der grundbuchamtl. 
Entſcheidung; auch dieſe iſt unzutreffend. Der Erwägung, 
daß der Eintragungsantrag des Rentamts wegen der 
eingangs erörterten Hinderniſſe im Hinblick auf die 
88 40, 18 GO. zurückzuweiſen, und daß ihm auch 
nicht im Weg der einſtweiligen Entgegennahme behufs 
Rangwahrung beim ſpäteren Vollzug ſtattzugeben fei, 
ſteht eniſcheidend der geſetzgeberiſche Gedanke entgegen, 
welcher den — neben den Vorſchriften der GBO. zu 
beachtenden — Beſtimmungen in den 88 90 und 130 
Abſ. 3 8G. zugrunde liegt. Dieſer Gedanke 
geht, wie in RG. 62, 140 dargetan iſt, dahin, daß 
einerſeits der Erſteher eines im Zwangswege einge⸗ 
ſteigerten Jrundſtücks ſchon zwiſchen dem Zuſchlag, 
durch den er bereits Eigentümer wird (vgl. 8 90 EBO.), 
und der Grundbuchberichtigung befugt ſein ſoll, Hypo⸗ 
theken an dem Grundſtücke zu beſtellen, daß aber 
andererſeits die Beteiligten, die nach dem Ergebniſſe 
des Berteilungstermines ein Recht auf Eintragung 
erlangt haben, in dieſem Rechte durch die vom Erſteher 
vorher bewilligten Eintragungen nicht beeinträchtigt 
werden ſollen. Die Abſicht des Geſetzes, dem Erſteher 
Ken in jener Zwiſchenzeit die vorerörterten wirt⸗ 
ſchaftl. Verfügungen zu ermöglichen, kann nur dann 
verwirklicht werden, wenn der Grund buchrichter ver⸗ 
pflichtet if den Eintragungsantrag entgegen zu nehmen 
und bei den Akten zu behalten; nur ſo kann der vom 
erſteher bewilligten Hypothek nach den Vorſchriften 
der GO. (8 13 Abſ. 1 Satz 2, 88 17, 46 GB.) der 
Rang vor ſpäteren Eintragungen geſichert werden, 
wovon regelmäßig die Bewilligung des Kredits für 
den Erſteher abhängen wird. Der Erſteher muß alſo 
berechtigt ſein, ſchon vor der Grundbuchberichtigung 
Eintragungsanträge dem Grundbuchamt einzureichen, 
damit dieſes fie durch Eintragung erledige, ſobald es 
geſetzl. zuläſſig fein wird (8 130 Abſ. 3 3 G.), und 
es darf die noch nicht erfolgte Berichtigung des Grund⸗ 
buchs (8 40 G80.) dem Eintragungsantrag des Er⸗ 
ſtehers gegenüber nicht als ein der Eintragung ent⸗ 
gegenſtehendes Hindernis i. S. des 8 18 GBO. ange⸗ 
ehen werden (vgl. Jäckel in Gruchot Bd. 50 S. 189). 
ielmehr tritt dann der Fall ein, daß der Eintragungs⸗ 
antrag vom Grundbuchamt wegen der Vorſchriften in 
8 40 GBO. und 8 130 Abſ. 3 3G. noch nicht volls 
zogen werden kann, gleichwohl aber weder zurückzu⸗ 
weiſen noch eine Friſt gemäß § 18 GBO. zu beſtimmen 
iſt; das Grundbuchamt muß daher ſolche Eintragungs⸗ 
anträge mit der Wirkung der Rangwahrung gegenüber 
ſpäteren Anträgen entgegennehmen und in geeigneter 
Weiſe dafür ſorgen, daß ihm die Anträge für den 
. des ſpateren Vollzugs nicht außer acht 
ommen (vgl. Henle⸗Schmitt, Grundbuchweſen Bein. 4h 
zu 8 18 S. 65, Meikel, GBO. 2. Aufl. Bem. 6b Abſ. 4 
zu 9 18 S. 171, Gäthe, Komm. z. G80. Ben. 15 zu 
8 39 und DYZ. 1904 S. 1178). Die gleichen Grund⸗ 
ſätze wie für den Eintragungsantrag des Erſtehers 
müßſſen, da für eine abweichende Beurteilung keine 
durchſchlagenden Gründe aufzufinden ſind, auch für 
den Eintragungsantrag eines dritten gegen den Er⸗ 
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ſteher gelten — vgl. Kretzſchmar im ZBlfFG. 7 

S. 648, Jäckel, 3G. Anm. 15 zu $$ 130, 131 (S. 569). 

(Beſchl. des I. 35. vom 8. Febr. 1918, Reg. III 

Nr. 4/1918). M. 
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B. Strafſachen. 
I. ' 


Zu 33 180 und 184 886. Zeitpunkt der Berhän- 
gung der Ordunngsſtrafe. Ueber das Verhalten des 
Verteidigers in der Sitzung. Einen nicht in das Pro- 
tokoll aufgenommenen Anlaß zur Berhängung der Ord⸗ 
nungöftrafe kann das Beſchwerdegericht nicht berück⸗ 
ſichtigen. Gegen den Verteidiger RA. H. wurde wegen 
Ungebühr vor Gericht eine Ordnungsſtrafe von 100 M 
feſtgeſetzt; ſeine Beſchwerde wurde verworfen. 

Aus den Gründen: Die Behauptung des Be⸗ 
ſchwerdeführers, der Beſchluß ſei formell unzuläſſig, 
weil die Ordnungsſtrafe der angebl. Ungebühr nicht 
age auf dem Fuße gefolgt, ſondern erſt am Schluſſe 

er Sitzung durch Beſchluß feſtgeſetzt worden ſei, iſt 
unbegründet. Dem Erforderniſſe des 8 184 8G., daß 
der Beſchluß während der Sitzung verkündet und in 
das Protokoll aufgenommen wird, iſt genügt; der 
Zeitpunkt der Verkündung des Beſchluſſes iſt in das 
Ermeſſen des Gerichts geſtellt. In der Sitzung bean⸗ 
tragte der Beſchwerdeführer die „Wiederaufnahme der 
Beweisaufnahme mittels Beſchluſſes“, um an den 
Zeugen St. Fragen ſtellen zu können. Der Amts⸗ 
richter erwiderte, daß ein Beſchluß nicht notwendig 
ſei, da der Antragſteller den Zeugen befragen könne; 
darauf entgegnete der Verteidiger, „man müſſe nicht 
nur das protokollieren, was für den Angekl. ungünſtig, 
ſondern auch, was für ihn günſtig iſt'. Der AR. be⸗ 
merkte dann: „das heißt ja dem Richter und Protokoll⸗ 
führer den Vorwurf der Protokollfälſchung machen; 
auch verbitte ich mir Ihren Ton.“ Nachdem er wieder⸗ 
holt dem Verteidiger das Recht der Frageſtellung an 
den Zeugen eingeräumt hatte, forderte der Verteidiger 
den Gerichtsſchreiber auf ins Protokoll aufzunehmen: 
„der Verteidiger hat die Wiederaufnahme der Beweis⸗ 
aufnahme beantragt und Beſchluß hierüber verlangt.“ 
Der AR. ſagte zu dem Verteidiger, daß er hier gar 
nichts zu diktieren habe; wenn er einen Vorgang ins 
Protokoll aufgenommen haben wolle, dann habe er 
dieſes zu beantragen. Der Verteidiger verlangte neuer⸗ 
dings, durch Gerichtsbeſchluß die Beweisaufnahme 
wieder zu eröffnen, und fügte bei: „es wäre traurig 
beſtellt, wenn ich die Rechte meines Mandanten nicht 
wahrnehmen dürfte.“ Als der AR. ihm wiederum 
eröffnete, daß ihm ja die Befragung des Zeugen frei⸗ 
ſtehe, und dabei den Ausdruck „Verdrehen“ gebrauchte, 
erklärte der Verteidiger unter anderem: „er werde 
ſeine Rechte ſchon zu wahren wiſſen.“ Hierauf wurde 
auf Veranlaſſung des Amtsrichters St. als Zeuge 
wieder vorgerufen und vernommen. Dieſer Sachver⸗ 
halt iſt im Sitzungsprotokolle feſtgeſtellt; nur dieſer 
kann nach dem $ 184 GVG. als Unterlage für die 
richterl. Nachprüfung dienen, ob die Ordnungsſtrafe 
an ſich und in der feſtgeſetzten Höhe gerechtſertigt iſt. 
Die nur in dem Beſchluſſe feſtgeſtellte Aeußerung des 
Verteidigers zu dem AR.: „Sie gehen einfach mit 
Ihren Schöffen hinaus und machen einen Beſchluß'“, 
kann deshalb nicht berückſichtigt werden. Nach 88 243, 
244, 245, 257 StPO. können Beweisanträge mit dem 
Rechte auf gerichtl. Verbeſcheidung geſtellt werden, ſo— 
lange mit der Verkündung des Urteils noch nicht bes 
gonnen iſt. Nach 8 243 a. a. O. wäre ein Berichts» 
beſchluß nur notwendig geweſen, wenn der Antrag des 
Verteidigers auf Vernehmung des Zeugen St., der im 
Sitzungsſaal anweſend war, abgelehnt werden ſollte. 
Da der Vorſitzende ohne Widerſpruch von irgendeiner 
Seite dem Verteidiger die Stellung von Fragen an 
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den Zeugen St. geſtattete, ſomit das Beweisverfahren 
wieder aufnahm, war der Antrag, dieſes ihm einge⸗ 
räumte Recht beſchlußmäßig auszuſprechen, ungerecht⸗ 
fertigt. Durch die Zulaſſung der Befragung des Zeu— 
gen waren die Rechte des Angekl. nach jeder Richtung 
gewahrt. Das Gericht muß von einem als Verteidiger 
auftretenden Rechtsanwalt die Kenntnis der einſchlä— 
gigen Beſtimmungen der Strafprozeßordnung voraus— 
ſetzen, damit nicht durch auf Unkenntnis oder möglicher 
weiſe auf anderen unſtichhaltigen Gründen beruhende 
überflüſſige, nutzloſe Anträge die Verhandlung ver: 
zögert, erſchwert oder in ein Zerrbild deſſen ver— 
wandelt wird, was der Ernſt der Sache und die Würde 
des Gerichts erfordern. Für die Rechte des Verteidi⸗ 
gers find durch die StPO., das GVG. und die RA., 
für die Art ſeines Auftretens vor Gericht durch die 
unter gebildeten Menſchen übl. Umgangsformen die 
Schranken gezogen; er hat in einem anſtändigen, die 
Stellung des Gerichts insbeſondere des die Verhand— 
lung leitenden Richters achtenden Tone die Sache des 
Angekl. zu vertreten; er darf nicht in die Befugniſſe 
eingreifen, die dem Vorſitzenden und dem Gerichts— 
ſchreiber vorbehalten find, und muß ein Verhalten vers 
meiden, das geeignet iſt, die Würde des Gerichts zu 
verletzen oder die Ruhe und Ordnung einer gerichtl. 
Verhandlung zu ftören. Nach allen dieſen Richtungen 
hat ſich der Beſchwerdeführer ſchwer verfehlt. In ſeinen 
Aeußerungen gegenüber dem Vorſitzenden iſt der Vorwurf 
der Parteilichkeit, der bewußten Rechtsbeugung enthalten, 
ſomit der ſchwerſte Vorwurf, der gegenüber einem Richter 
erhoben werden kann. Dieſe Vorwürfe fallen um ſo 
ſchwerer ins Gewicht, als hiezu nicht der geringſte 
Grund vorlag, da der Vorſitzende den Vorſchriften ent— 
ſprechend die Verhandlung geleitet, die Rechte des 
Angekl. vollſtändig gewahrt, den Verteidiger wieder: 
holt auf die Unzuläſſigkeit ſeines Antrags und ſein 
unpaſſendes Verhalten aufmerkſam gemacht und eine 
große Geduld und Umſicht bewieſen hat. Dazu kommt, 
daß die Vorwürfe in öffentlicher Sitzung fielen und 
hiedurch bei den Schöffen und den Zuhörern der Ein— 
druck hervorgerufen werden konnte, daß die Strafrechts— 
pflege bei dem AG. in den Händen eines unfähigen 
und überdies nicht nach Recht urteilenden Richters ſich 
befinde. Dieſes Verhalten enthält eine grobe Unge— 
bühr, für die eine Ordnungsſtrafe von 100 M gerecht— 
fertigt iſt. (Beſchluß vom 13. Dezember 1917, Beſchw.⸗ 
Reg. Nr. 380/1917). Ed. 
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Zu 88 2, 9 Abſ. 1, 8 18 Nr. 2 des Hilfsdienſtgeſetzes 
(HD.): Holzfällarbeiten für einen Holzhändler als 
Beſchäftigung i. S. des 82 HG. 7 Der Begriff des 
Arbeiters i. S. dieſes Geſetzes umfaßt alle Perſonen, 
die bei einer der in § 2 bezeichneten Stellen in Er⸗ 
füllung ihrer Hilfsdienſtpflicht in irgendeiner Weiſe 
tätig find, dagegen nicht den für eine ſolche Stelle 
tätigen ſelbſtändigen Unternehmer. Zur Abgrenzung 
der Begriffe Unternehmer und Arbeiter (Werk⸗ oder 
Dienſtvertrag?). Bedeutung eines Irrtums über dieſe 
Eigenſchaft. 8 18 Nr. 2 iſt nicht auwendbar, wenn die 
nene Beſchäftigung auf Grund eines Werk-, nicht eines 
Dienſtvertraas erfolgt. Das Schöffengericht hat den 
Baumeiſter D. wegen eines Vergehens wider das HD. 
zu einer Geldſtrafe verurteilt. Die Berufung des D. 
wurde vom LG. als unbegründet verworfen, auf ſeine 
Reviſion aber das Urteil aufgehoben und die Sache 
an das LG. zurückverwieſen. 

Aus den Gründen: Der Privatier Sch. hat 
einen Waldteil zum „Abbruch“ zwecks Weiterverkaufs 
des Holzes erworben. Ende Dezember 1916 beauf— 
tragte er den Holz- und Seegrashändler L., der Holz— 
fällungsarbeiten übernahm, den Waldteil für ihn ab— 
zuholzen. L. übernahm dieſe Arbeit gegen Akkordlohn. 
Er ſtellte außer ſeiner Frau und ſeiner Tochter mehrere 
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Arbeiter ein und beteiligte ſich ſelbſt an der Arbeit. 
Ehe die Arbeiten vollendet waren, ſchloß der Angekl. 
D. mit L. am 16. Febr. 1917 einen Vertrag, in dem 
er ihm die Abholzung einer ihm gehörigen Wald— 
abteilung übertrug. L. ſtellte am 19. oder 20. Febr. 
1917 die Arbeit bei Sch. ohne deſſen Zuſtimmung ein 
und begann mit den anderen Arbeitern die Arbeit 
bei D. Eine Beſcheinigung i. S. des SI HD. hatte 
L. nicht erhalten. Auf Grund dieſer Tatſachen er⸗ 
achtete das BG. den D. eines Vergehens nach 8 18 
Nr. 2 HD. für ſchuldig. Nach $ 18 Nr. 2 HD. ver; 
fällt der Beſtrafung, wer der Vorſchrift in §9 Abſ. 1 
zuwider einen Arbeiter beſchäftigt. Nach § 9 Abſ. 1 
aber darf niemand einen Hilfsdienſtpflichtigen in Be⸗ 
ſchäftigung nehmen, der bei einer der im 8 2 bezeich⸗ 
neten Stellen beſchäftigt iſt oder in den letzten zwei 
Wochen beſchäftigt geweſen iſt, ſoferne der Hilfsdienſt⸗ 
pflichtige nicht eine Beſcheinigung ſeines letzten Arbeit⸗ 
gebers darüber beibringt, daß er die Beſchäftigung 
mit deſſen Zuſtimmung aufgegeben hat. Daraus er⸗ 
gibt ſich ohne weiteres, daß unter „Arbeiter i. S. 
des 8 18 Nr. 2 nur ein nach 81 HD. zum vater⸗ 
ländiſchen Hilfsdienſte verpflichteter Deutſcher vom 
vollendeten 17. bis zum vollendeten 60. Lebensjahre 
zu verſtehen iſt, ſoweit er nicht zum Dienſt in der 
bewaffneten Macht einberufen iſt. Ueber das Alter 
und die Staatsangehörigkeit des L. gibt jedoch weder 
das Urteil des BG.s noch das des SchG.s Aufſchluß. 
ebenſowenig über fein Militärverhältnis. Das Rev. 
iſt daher außerſtande nachzuprüfen, ob das BG. das 
für die Anwendung der Strafbeſtimmung unerläßliche 
Tatbeſtandsmerkmal ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt hat. 
Schon aus dieſem Grunde kann ſeine Entſcheidung 
nicht aufrecht erhalten werden. Ihre Begründung gibt 
indes auch nach anderer Richtung Anlaß zu rechtl. 
Bedenken. 

Das BG. nimmt an, daß L. in der Forſtwirtſchaft 
i. S. des §S 2 HD. beſchäftigt war. „Forſtwirtſchaft“ 
iſt die auf die Ausnützung von Grund und Boden zur 
Erzeugung von Holz gerichtete menſchl. Tätigkeit. Die 
in einem forſtwirtſchaftl. Betriebe vorgenommenen Ar⸗ 
beiten zur Fällung und Nutzung des erzeugten Holzes 
bilden ſowohl nach der Verkehrsauffaſſung wie i. S. 
des § 2 a. a. O. einen Teil der Forſtwirtſchaft. Anders 
iſt das Verhältnis zu beurteilen, wenn der Forſtwirt 
zum Abſchluſſe feiner wirtſchaftl. Tätigkeit das Holz 
auf dem Stamm einem anderen verkauft und dem 
Käuſer das Fällen, Aufarbeiten und Gewinnen des 
Holzes überläßt. In dieſem Falle können die von 
dem Erwerber vorgenommenen Arbeiten nicht mehr 
zum Betriebe der Forſtwirtſchaft gerechnet werden. 
Iſt der Erwerber ein gewerbsmäßiger Holzhändler, 
jo bilden die Arbeiten einen Teil feines Handels⸗ 
gewerbes. Die Ausführungen des BG. laſſen nun 
der Vermutung Raum, daß Sch. das von L. zu fällende 
Holz im Betriebe des Holzhandels erworben habe, 
und daß ſomit die Annahme, L. ſei in der Forſtwirt⸗ 
ſchaft beſchäftigt geweſen, rechtsirrig ſein könnte. Dieſer 
Umſtand allein könnte allerdings der Reviſion nicht 
zum Erfolge verhelfen. Denn aus den weiteren Feſt⸗ 
ſtellungen des BG. iſt zu entnehmen, daß der Betrieb 
des Sch. mindeſtens mittelbare Bedeutung für Zwecke 
der Kriegführung oder doch der Volksverſorgung 
(§S 2 HD.) hatte, was auch der Feſtſtellungsausſchuß 
im Bezirke des jtv. GenKdo.s des J. Bayer. AK.s am 
18. Mai 1917 anerkannt hat. 

Den Einwand des Angekl., L. ſei ſelbſtändiger 
Unternehmer und nicht Arbeiter i. S. des 8 18 Nr. 2 
geweſen, hat das BG. mit der Begründung zurück— 
gewieſen, daß L. nicht Unternehmer ſondern Arbeiter 
war, daß übrigens die SS 9 Abſ. 1 und 18 Nr. 2 auch 
Anwendung fänden, wenn er als ſelbſtändiger Unter: 
nehmer zu erachten wäre. Der erſte Teil der Be— 
gründung wird durch die getroffenen Feſtſtellungen 
nicht einwandfrei gerechtfertigt, der andere verkennt 
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das Geſetz. Die Anwendbarkeit des Geſetzes auf den 
ſelbſtändigen Unternehmer ſchließt das BG. aus ſeinem 
Sinn und aus ſeinem Zwecke, die Arbeitskraft eines 
jeden arbeitsfähigen Deutſchen der Verteidigung des 
Baterlands nutzbar zu machen. Die Erwägung iſt 
nicht ſchlüſſig. Die Strafbeſtimmung des 8 18 Nr. 2 
iſt nicht gegen den Hilfsdienſtpflichtigen gerichtet, der 
feiner in § 1 feſtgeſetzten Verpflichtung nicht nach⸗ 
kommt, ſondern gegen den Unternehmer, der den Ar— 
beiter in Beſchäftigung nimmt. Ihr beſonderes Ziel 
iſt, Störungen im Geſchäftsgang oder Betriebe der in 
52 angeführten Stellen dadurch hintanzuhalten, daß 
das Ausſcheiden der Arbeiter erſchwert wird (vgl. 8 9 
Abſ. 2 und 3 HDE.); es geht alſo nicht dahin zu vers 
hüten, daß ein Hilfsdienſtpflichtiger ſich ſeiner Ver⸗ 
pflichtung entzieht und unbeſchäftigt bleibt. Dieſem 
Zwecke gilt die Strafbeſtimmung in § 18 Nr. 1 HD®. 
Richtig iſt, daß der Begriff „Arbeiter“ nicht bloß die 
berufsmäßigen Arbeiter umfaßt, ſondern im weiteren 
Sinne auszulegen und auf alle Perſonen anzuwenden 
iſt, die bei einer der im S 2 bezeichneten Stellen in 
Erfüllung ihrer Hilfsdienſtpflicht in irgendeiner Weiſe 
tätig find. Das iſt indes nur zuläſſig hinſichtlich der 
Perſonen, die bei den Stellen, in den Betrieben tätig 
ſind, nicht aber auch ohne weiteres hinſichtlich der 
Perſonen, die für die Stellen oder Betriebe Arbeits- 
leiſtungen vollbringen, mag auch das Ergebnis ihrer 
Tätigkeit für die Stellen oder Betriebe noch ſo wichtig 
fein. Eine dem 8 329 StGB. entſprechende Beſtimmung 
enthält das Geſetz über den vaterländiſchen Hilfsdienſt 
nicht. Selbſtändige Unternehmer werden demnach nicht 
dadurch zu „Arbeitern“ i. S. des 8 18 Nr. 2 HD., daß 
fie ſich einer der im 8 2 bezeichneten Stellen gegenüber 
vertraglich verpflichten, für ſie beſtimmte Gegenſtände 
herzuſtellen oder Arbeitsleiſtungen zu vollbringen. — 
Das BG. hat den L. nicht als ſelbſtändigen Unter⸗ 
nehmer, ſondern als Arbeiter oder Vorarbeiter ans 
geſehen, der wirtſchaftlich mit der Arbeit eines anderen 
beſchäftigt iſt. Dieſe Anſchauung wird auf folgende 
Gründe geſtützt. Vor der Einſtellung der Arbeiter 
ſetzte ſich L. jeweils mit Sch. ins Benehmen, der die 
Zahl der Arbeiter beſtimmte, auch ſelbſt Arbeiter an⸗ 
warb und über die Ausführung der Arbeiten Ans 
weiſungen gab. Die Werkzeuge ſtellte L., der auch 
die Arbeitszeiten beſtimmte. Sch. bezahlte gegen An- 
rechnung auf den Akkordlohn wöchentlich an L. und 
die anderen Arbeiter vorſchußweiſe Taglöhne aus. Er 
bezahlte auch die Krankenverſicherungs⸗ und Invaliden⸗ 
beiträge für die Arbeiter und für L. an dieſen, der 
die Arbeiter unter feinem Namen bei der Ortskranken- 
kaſſe angemeldet hatte. Bei böswilliger Arbeitsnieders 
legung ſollte L. nur den verdienten Taglohn erhalten. 
Auf letztere Vereinbarung legt das BG. beſonderes 
Gewicht. Dem BE. iſt zuzugeben, daß die angeführten 
Gründe und die Art der von L. zu leiſtenden Arbeit 
für das Vorliegen eines reinen Dienſtverhältniſſes zu 
ſprechen ſcheinen; ſie ſind aber nicht entſcheidend und 
ſchließen nicht aus, daß L. dem Sch. als ſelbſtändiger 
Unternehmer gegenüberſtand. Zunächſt ſcheint ein 
Widerſpruch darin zu liegen, daß Sch., obwohl für 
die von L. auszuführenden Arbeiten ein Akkordlohn 
vereinbart war, die Zahl der Arbeiter beſtimmte und 
auch ſelbſt Arbeiter anwarb. Denn dieſe Feſtſtellung 
muß, wenn ſie überhaupt eine rechtl. Bedeutung haben 
fol, fo verstanden werden, daß Sch. nach freiem Bes 
lieben die Arbeiterzahl beſtimmen und Arbeiter an— 
werben konnte. Dann konnte er aber die Verdienſt— 
möglichkeit des L. weſentlich beeinträchtigen, was mit 
der Feſtſetzung eines Akkordlohnes nicht ſchlechthin 
vereinbar iſt. Sodann kann nicht jeder Anweiſung 
hinſichtlich der Ausführungen der Arbeiten eine rechtl. 
Bedeutung für das Verhältnis zwiſchen L. und Sch. 
zuerkannt werden, vielmehr kommt es auf die Art der 
Anweiſung an. Darüber enthält aber das Urteil keine 
näheren Angaben. Die Art der Zahlungsleiſtung 
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läßt keinen ſicheren Schluß auf das zwiſchen L. und 
Sch. beſtehende Rechtsverhältnis zu. Die Bedeutung 
der Vereinbarung über die Folgen einer ungerecht⸗ 
fertigten Arbeitseinſtellung durch L. läßt ſich mit Zu⸗ 
verläſſigkeit erſt beurteilen, wenn der Inhalt des Ver⸗ 
trags ſelbſt feſtgeſtellt iſt. Mit Recht hebt demnach 
der Beſchwerdeführer in der Reviſions begründung her⸗ 
vor, daß für die Entſcheidung die Feſtſtellung weſent⸗ 
lich iſt, ob nach dem Inhalte der zwiſchen Sch. und 
L. getroffenen Abmachungen nur die Arbeitstätigkeit 
des L. ſelbſt oder das Ergebnis dieſer Tätigkeit, ein 
beſtimmter Erfolg, den Gegenſtand des Vertrags bil⸗ 
dete, ob L. zu Sch. in das Verhältnis des Arbeit- 
nehmers zum Arbeitgeber getreten war oder ihm als 
ſelbſtändiger Unternehmer gegenüberſtand, ob alſo ein 
Dienſt⸗ oder ein Werkvertrag geſchloſſen wurde (vgl. 
Hermann, HD. 8 9 Note 4, 5, § 18 Note 8, 9). Bei der 
Feſtſtellung wird namentlich zu berückſichtigen ſein, 
wie weit L. das Aufarbeiten oder gar ein Bearbeiten 
des gefällten Holzes übernommen hatte. Der Um⸗ 
ſtand, daß für das vollendete Werk und daneben auch 
für die Arbeitsleiſtung allein, falls das Werk nicht 
vollendet würde, eine Vergütung vereinbart iſt, ſtünde 
der Annahme eines Werkvertrags nicht entgegen (vgl. 
Crome, Syſtem des Deutſchen Bürgerl. Rechts Bd. II 
8 264 Note 4). Maßgebend für die Unterſcheidung 
zwiſchen Dienſt⸗ und Werkvertrag iſt die Geſamtheit 
der im Vertrage nach der Abſicht der Vertragſchließen⸗ 
den vereinbarten Rechte und Pflichten (vgl. Obs GSt. 
Bd. 11 S. 91 ff.; RG. 10, 204: 72, 281 ff.). — Bei der 
neuen Entſcheidung wird zu beachten ſein, daß nach 
der vom Senate für richtig erachteten Auslegung die 
Strafbeſtimmung des § 18 Nr. 2 HD. folgerichtig 
nicht ſchon dann anwendbar iſt, wenn der Hilfsdienſt⸗ 
pflichtige bisher als Arbeiter in dem bezeichneten Sinne 
beſchäftigt war, daß die Anwendung vielmehr feine 
Uebernahme in gleicher Eigenſchaft in das neue Be⸗ 
ſchäftigungsverhältnis erfordert. Demnach gewinnt 
für die Entſcheidung auch das Vertragsverhältnis 
zwiſchen L. und dem Angekl. rechtl. Bedeutung. Nur 
wenn auch dieſes als „Dienſtvertrag“ und nicht als 
„Werkvertrag“ zu beurteilen wäre, könnte der äußere 
Tatbeſtand des Vergehens für gegeben erachtet werden. 
Für die Feſtſtellung des inneren Tatbeſtands ergibt 
ſich als notwendige Folge der entwickelten Geſetzes⸗ 
auslegung, daß Unkenntnis oder Irrtum des Angell. 
über die Bedingungen, unter denen L. für Sch. tätig 
war, nicht den Inhalt des Strafgeſetzes beträfe und 
daher für die Schuldfrage nicht bedeutungslos wäre, 
wenn nicht ein Verſchulden des Angekl. feſtgeſtellt 
werden könnte. (Urteil vom 3. Jan. 1918, RevReg. 
Nr. 341/1917). Ed. 
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Begriff des Autragſtellers und Verletzten nach 8 170 
Sto. Gründe: Der Antrag nach § 170 StPO. er⸗ 
fordert, daß der „Antragſteller“ (SS 169, 156 StPO.) 
zugleich der Verletzte iſt. Das trifft hier nicht zu. 
Die Strafanzeige vom 17. November 1917 war in der 
Form der Abſchrift eines Anwaltsſchriftſatzes des R A. 
M. in M. mit unterſchriftlicher Beglaubigung dieſes 
Anwalts abgefaßt; irgendeine Erwähnung, daß dieſe 
Schriftſatzabſchrift in Vollmacht eines anderen, ins⸗ 
beſondere der Beſitzerinnen der Diſchen Brauerei in 
St. eingereicht werde, enthielt ſie ebenſowenig als die 
Beifügung einer Vollmachtsurkunde. Das gleiche gilt 
von der Beſchwerde an den Oberſtaatsanwalt. Beide 
konnten nach ihrem Inhalt auch von einem mit den 
Verhältniſſen bekannten Gaſt, Nachbarn oder Kon— 
kurrenzwirt ausgehen. Erſt im gegenwärtigen von 
RA. G. unterzeichneten Antrag tritt die Behauptung 
hervor, daß nicht nur dieſer Antrag, ſondern auch die 
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früheren Eingaben als namens der Brauereibeſitzerinnen 
D. in St. geſtellt angeſehen werden ſollen; eine Voll⸗ 
macht liegt auch jetzt (nach Friſtablauf) nicht bei. 
Unter ſolchen Umſtänden kann, wenn man den Schrift⸗ 
ſatz vom 17. Nov. 1917 überhaupt als einen „Antrag“ 
und nicht bloß als eine gewöhnliche Anzeige anſieht, 
nur RA. M. ſelbſt als urſprünglicher Antragſteller er⸗ 
achtet werden, weil man offenbar mit der Tatſache der 
Bezichtigung durch die eigene Brauerei nicht offen her⸗ 
vortreten wollte. Eine nachträgliche Umdeutung, wie 
verſucht, iſt unzuläſſig. Irgendeine Tatſache aber, die 
den RA. M. als durch den beanſtandeten Bierpreis 
perſönlich verletzt erſcheinen ließe, iſt nicht erſichtlich. 
Es bedarf daher keiner Erörterung, ob die Brauerei 
D. als 5 des Biers an den Wirt durch einen 
angeblich zu hohen Weiterverkaufspreis dieſes Wirts 
„verletzt“ wäre, nachdem der Bierlieferungs vertrag 
hierüber keine Feſtſetzung enthält. (Beſchl. v. 23. Jan. 
1918; Reg.⸗Nr. 2/18). N. 
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Zu $ 132 8688. und 58 201, 202 380. Zuſtellung 
anßzerprszeſſnaler Erklärungen an eine Perſon, die einem 
mobilen Truppenteile angehört. Eine ſolche Zuſtellun 
kann nicht im Wege der 88 201, 202 BO. (durch 
Erſuchen an die vorgeſetzte mil. Kommandobehörde) er⸗ 
folgen. Nach 8 132 Abſ. 1 BGB. iſt die Zuſtellung 
außerprozeſſualer Erklärungen durch Vermittlung eines 
Gerichtsvollziehers zuläſſig. Bei einer Zuſtellung nach 

8 201, 202 3PO. kommt aber ein Gerichtsvollzieher 
überhaupt nicht in Betracht. Abſ. 2 des 8 132 BGB. 
regelt die öffentliche Zuſtellung außerprozeſſualer Er⸗ 
klärungen im Falle des Unbekanntſeins der Perſon, 
der gegenüber die Erklärung abzugeben iſt, und im 
Falle des Unbekanntſeins des Aufenthalts dieſer 
Perſon. Hätte der Geſetzgeber für außerprozeſſuale 
Erklärungen auch die Zuſtellung nach 88 201, 202 ZO. 
zulaſſen wollen, ſo hätte er dies im 8 132 BGB. ſicher⸗ 
lich ebenfalls zum Ausdrucke gebracht und dann 
wohl auch die nach 8 202 ZPO. dem Vorſitzenden 
des Prozeßgerichts obliegende Verpflichtung dem Amts⸗ 
gerichte übertragen. Unter ſolchen Umſtänden beſteht 
auch nicht die Möglichkeit der entſprechenden An⸗ 
wendung der Beſtimmungen in SS 201, 202 ZPO. auf 
die Zuſtellung außerprozeſſualer Erklärungen an den 
Angehörigen eines mobilen Truppenteils. Vgl. hieher 
Staudinger Anm. 4 und Planck Anm. 2 zu 8 132 BGB., 
Waſſermann⸗Erlanger, Kriegsgeſetze privatrechtl. In⸗ 
halts 3. Aufl. S. 299 und 300. — Vgl. ferner § 1141 
BOB. — (Beſchluß des 2. Zivil⸗Senats vom 10. Januar 
1918, Beſchw.⸗Reg. 3/1918). Sohn. 
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Der gegenſtändlich beſchränkte Erbſchein. Das Nach⸗ 
laßgericht hatte auf Grund eines Privatteſtamentes 
gemeinſchaftlichen Erbſchein mit Beſchränkung auf ein 
Grundſtück, über das verfügt werden wollte, in 
Anlehnung an Formular Va zur MBek. vom 20. März 
1903, das Nachlaßweſen betr., (Nachlaßordnung) erteilt. 
Es waren alſo die Miterben bezeichnet, auf welche 
das Grundſtück übergegangen ſei, aber nicht ihre Erb— 
teile. Ein Fall des § 2369 BGB. lag nicht vor. Das 
Grundbuchamt beanſtandete den Erbſchein. Das Nach— 
laßgericht lehnte das Geſuch, ihn durch Einfügung der 
Erbteile zu ergänzen, ab. Auf Beſchwerde der Erben 
wurde das Nachlaßgericht angewieſen, den Erbſchein 
dahin abzuändern, daß die Erbanteile der Miterben 
bezeichnet werden. 


Aus den Gründen: Auf die umſtrittene Frage ein⸗ 
zugehen, ob die Erteilung eines auf einzelne Gegenſtände 
beſchränkten Erbſcheins bei einer inländiſchen Erbſchaft 
überhaupt zuläſſig ſei, iſt gegenüber deren erneuter Be⸗ 
jahung in der Entſcheidung des Oberſten Landesgerichts 
vom 10. Februar 1913, Samml. n. F. Bd. 15 S. 74 
RIA. Bd. 13 S. 16, erläßlich. Die Zuläffigkelt voraus» 
geſetzt, iſt dem Erſtrichter darin beizupflichten, daß der 
Erbſchein nicht dahin lauten kann, der Nachlaßgegen⸗ 
ſtand ſei auf die mehreren Erben in beſtimmten Bruch⸗ 
teilen, den Erbanteilen, übergegangen. Das wider⸗ 
ſpräche dem aus 88 2032 ff. BGB. zu entnehmenden 
Weſen der Erbengemeinſchaft, welche als Gemeinſchaft 
zur geſamten Hand Bruchteilsrechte der Miterben au 
den einzelnen Nachlaßgegenſtänden ausſchließt. Ebenſo 
unvereinbar iſt aber auch mit den Grundſätzen des 
8. Abſchnittes in Buch 5 d. BGB. die Erteilung eines 
Erbſcheines bei mehreren Erben ohne Nennung der 
Größe der Erbteile, welche nach 88 2353, 2357 BGB. 
notwendiger Beſtandteil des Erbſcheins iſt. Die Er⸗ 
teilung eines gegenſtändlich beſchränkten Erbſcheins, 
ſei es des in 8 2369 BGB. vom Geſetz unmittelbar 
zugelaſſenen, ſei es des in 8 55 Abſ. 2 d. MBek. vom 
20. März 1903 für zuläſſig erklärten, bedingt dies 
aber gar nicht. Auch die Kommentare ſtehen unzwei⸗ 
deutig auf dem Standpunkt, daß in dem gegenſtändlich 
beſchränkten Erbſchein wie in jedem anderen die Erb⸗ 
anteile feſtzuſtellen find (vgl. Staudinger 7./8. Aufl., 
Nr. 1 Abſ. 2 und Planck 3. Aufl., Nr. 7 zu 8 2369 
BGB.). Auch die Entſcheidung des Oberſten Landes⸗ 
gerichts vom 10. Februar 1913 bekennt ihn inbegrifflich 
klar an mehreren Stellen. „Der allgemeine und der 
beſchränkte Erbſchein unterſcheiden ſich von einander 
nur dadurch, daß erſterer in Anſehung des ganzen 
Nachlaſſes, letzterer nur in Anſehung der in ihm ange⸗ 
gebenen Gegenſtände Wirkſamkeit * 2365 bis 2368 
BGB.) hat.“ „Sie unterſcheiden ſich nicht nach ihrem 
Inhalt, ſondern nur nach ihrem Umfang.“ Den hienach 
ſich ergebenden Anforderungen trägt das Formular 
Va zur MBek. vom 20. März 1903 freilich nicht Rech⸗ 
nung. Dasſelbe iſt abzulehnen und es wird ſtatt deſſen 
eine Faſſung zu wählen ſein, welche den Irrtum aus⸗ 
ſchließt, als ob die zu beſcheinigenden Erbquoten Bruch⸗ 
teile von dem in Frage ſtehenden einzelnen Nachlaß⸗ 
ſtücke bedeuteten. Das kann z. B. geſchehen durch An⸗ 
wendung des Regelformulars (J und VI a. a. O. 
mit dem Nachſatz: Dieſer Erbſchein iſt nur bezügli 
des und des näher zu bezeichnenden Nachlaßgegenſtandes 
wirkſam. Es wird auch angängig ſein, den im übrigen 
regelgemäß gefaßten Erbſchein mit den Worten beginnen 
zu laſſen: Unter Beſchränkung der Wirkſamkeit auf 
den zum Nachlaß des . .. X. V. gehörenden 
Gegenſtandes wird hiemit bezeugt, daß X. V. uſw. 
(Beſchl. vom 16. Januar 1918. UNO on I). 
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Geſetzgebung und Verwaltung. 


Bundesratsverorduungen ſtrafrechtlichen Inhalts!) 
(Zeitraum vom 10. Januar bis 12. Februar 1918). 


I. Vorſchriften zur Sicherung der Volks⸗ 
ernährung. 
1. Vorſchriften für Vieh. 

BO. vom 8. Februar 1918 (RGBl. S. 75): Aus⸗ 
dehnung der am 1. März 1918 vorzunehmenden kleinen 
Viehzählung auf zahme Kaninchen. 

2. Vorſchriften für Kartoffeln. 

Bek. vom 3. Februar 1918 (RGBl. S. 72). Sie 

geſtattet außer dem Falle des § 2 Abſ. 1 der BO. 


) Letzter Bericht S. 61 dieſer Zeitſchrift. 
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über Saatkartoffeln aus der Ernte 1917 vom 16. Aus 

uſt 1917 (RGBl. S. 711) die Lieferung von Saat⸗ 
artoffeln aus einem Kommunalverbandsbezirk in einen 
anderen, wenn die Lieferung auf Grund eines in der 
Zeit vom 5. Februar bis 15. März 1918 abgeſchloſſenen 
und von dem Kommunalverband des Ausfuhrortes 
genehmigten Vertrags erfolgt. 


3. Vorſchriften für Gemüſe und Obſt. 


a) VO. vom 23. Januar 1918 (RGBl. S. 46): 
Aufhebung der BO. über die Regelung der Preiſe für 
Gemüfe und Obſt ſowie für Obſtmus und ſonſtige 
Fetterſatzſtoffe zum Brotaufſtrich vom 11. November 
1915 und der Bek. über die Preiſe von Marmeladen 
ee 14. Dezember 1915 (RGBI. S. 752, 754 und 

). N 

b) BO. vom 23. Januar 1918 (RGBl. S. 46). 
Nach § 1 kann die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt, 
Berwaltungsabteilung, Beſtimmungen über die ges 
werbsmäßige Verarbeitung von Gemüſe und Obſt ſo⸗ 
wie Erzeugniſſen daraus erlaſſen. Nach 8 2 dürfen 
Gemüſekonſerven, Sauerkraut und konſervierte Gurken, 
Dörrgemüſe, Obſtkonſerven und Obſtwein nur mit Ges 
nehmigung der in Abſ. 2 bezeichneten Stellen und 
nicht zu höheren als den von ihnen feſtgeſetzten Preiſen 
abgeſezt werden. Ohne Genehmigung dieſer Stellen 
dürfen auch nach 8 3 Gemüſe und Obſt zur Herſtellung 
der genannten Erzeugniſſe nicht erworben werden. 
Wer ſolche Erzeugniſſe herſtellt oder abſetzt, hat nach 
8 4 den in §2 bezeichneten Stellen und der Reichs⸗ 
ſtelle für Gemüſe und Obſt, Verwaltungsabteilung, auf 
Verlangen über die Beſchaffung der Rohſtoffe, deren 
Verarbeitung und den Abſatz der Erzeugniſſe Auskunft 
zu geben. Ausnahmen: SS 7 und 8; Strafbeit.: 9. 
8 10 hebt die VO. über die Verarbeitung von Gemüſe 


v. 5. 8. 16, die VO. über die Verarbeitung von Obſt 


vom 1916 (Rl. 1916 S. 914 und 911, 1917 
S. 729) auf. 


24. 8. 1917 
4. Vorſchriften für Rüben. 


BO. vom 2. Februar 1918 (RGBIl. S. 69). 8 1 
gibt den rübenverarbeitenden Zucker⸗ und Rübenſaft⸗ 
fabriken das Recht, bis zum 28. Februar 1918 von 
den Rübenbauern, die ihnen Zuckerrüben aus der 
Ernte 1916 zu liefern verpflichtet waren, für das 
Erntejahr 1918 die Lieferung von Zuckerrüben von 
einer gleichgroßen Anbaufläche wie 1916 zu verlangen. 
Nach 83 kann das zuſtändige Hauptamt landwirt⸗ 
ſchaftlichen Brennereien und den gewerblichen Brenner⸗ 
eien, die im letzten Jahre ihres Betriebs vor dem 
1. Oktober 1914 mehlige Stoffe verarbeitet haben, für 
das Brennereibetriebsjahr 1918/19 die Verarbeitung 
von Rüben zu geſtatten. 8 4 beſtimmt die Mengen 
zuckerhaltiger Futtermittel, die rübenverarbeitende 
Zuckerfabriken im Betriebsjahr 1918/19 an die rüben⸗ 
liefernden Landwirte zurückliefern dürfen. 


5. Vorſchriften für Bier. 


BO. vom 24. Januar 1918 (RGBl. S. 55), gültig 
nur für das Gebiet der Norddeutſchen Brauſteuer⸗ 
gemeinſchaft. § 1 verbietet die Herſtellung von Bier 
und bierähnlichen Getränken mit einer Stammwürze 
von mehr als 3%, 8 7 die Vermiſchung von Bier 
und bierähnlichen Getränken zum Verkaufe. Die 
8 2—5 ſetzen für Bier und bierähnliche Getränke 
Herſtellerhöchſtpreiſe feſt und ermächtigen die Landes⸗ 
behörden zur Herabſetzung dieſer Höchſtpreiſe ſowie 
zur Feſtſetzung von Höchſtpreiſen für den Weiterver— 
kauf. Nach 8 5 haben die Inhaber von Gaſt- und 
Schankwirtſchaften ſowie anderen Kleinverkaufsſtellen 
für Bier und bierähnliche Getränke die Verkaufspreiſe 
für dieſe Getränke durch einen Aushang bekanntzu— 
geben und dürfen dieſe Preiſe nicht überſchreiten. 
Strafbeſt. 88 9 und 10; Ausnahmen 58 11 und 12; 
Aufhebung der BO. über Bier vom 20. Februar 1917 
(GBl. S. 162) 8 13. 
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6. Vorſchriften für Futtermittel. 


a) VO. vom 10. Januar 1918 (RGBl. S. 20): 
Aenderung der BO. über Futtermittel vom b. Okto⸗ 
ber 1916 (RGBl. S. 1108) in einer Reihe von Punkten, 
jedoch nur in Einzelheiten ohne grundſätzliche Bedeu: 
tung. In der dadurch erhaltenen neuen Faſſung iſt 
die VO. über Futtermittel unterm 10. Januar 1918 
S. 23 des RGB l. veröffentlicht. 

b) VO. vom 20. Januar 1918 (RGBl. S. 44). 
Sie erhöht die nach den VO.en über den Verkehr mit 
Heu ſowie mit Stroh und Hädfel vom 12. Juli und 
2. Auguſt 1917 (RG Bl. S. 599 und 685) aufzubringenden 
und ſofort ſicherzuſtellenden Mengen Heu uud Stroh 
für den Bedarf des Heeres. 


III. Sonſtige Vorſchriften. 
1. Vorſchriften für Schwefel. 


Bek. vom 14. Januar 1918 (RGBl. S. 29): Auf⸗ 
hebung der Vorſchriften in 88 3 und 4 der Bek. vom 
27. Oktober 1916 (RG BI. S. 1196) über die Höchſt⸗ 
preiſe für Schwefel bei deſſen Abnahme durch die 
Kriegschemikalien⸗Aktiengeſellſchaft. 


2. Vorſchriften für Oele, Fette und Seifen. 


BO. vom 17. Januar 1918 (RGBl. S. 34): Aen⸗ 
derung den BO.en über die Einfuhr von pflanzlichen 
und tieriſchen Oelen und Fetten ſowie Seifen vom 
4. März 1916 (RG Bl. S. 148) dahin, daß als Aus⸗ 
land im Sinne der VO. auch das beſetzte Gebiet gilt. 


3. Vorſchriften für Treibriemen. 


BO. vom 17. Januar 1918 (RGBl. S. 35) und 
Ausführungsbeſtimmungen dazu vom gleichen Tage 
(RGI. S. 36). Nach 81 der Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen dürfen Treibriemen, Förderbänder, Elevator⸗ 
gurte, Rund- und Kordelſchnüre aus Leder ſowie die 
im einzelnen aufgeführten techniſchen Lederartikel nur 
mit Zuſtimmung der Riemen⸗Freigabe⸗Stelle Berlin 
hergeſtellt und in den Verkehr gebracht werden. Zu⸗ 
widerhandlungen gegen dieſe Vorſchriſt und die bei 
der Genehmigung feſtgeſetzten Bedingungen werden 
nach 8 2 beſtraft. 


4. Vorſchriften für Schiffe. 
a) BO., betreffend Veräußerung von Kauffahrtei⸗ 
e ins Ausland, vom 17. Januar 1918 (RGBl. 
3 


S. 39). 
b) VO., betreffend Veräußerung von Binnen⸗ 
E ins Ausland, vom 17. Januar 1918 (RGBl. 

40) 


e) BD., betreffend Veräußerung von Aktien oder 
ſonſtigen Geſchäftsanteilen deutſcher See⸗ und Binnen⸗ 
ſchiffahrtsgeſellſchaften ins Ausland, vom 20. Januar 
1918 (RGBl. S. 42). 


Die drei VO. übernehmen aus den BO. en, be⸗ 
treffend Veräußerung von Kauffahrteiſchiffen an Nichts 


5 21. Oktober 1915 (RGBl. S. 685) 
reichsangehörige, vom 17. Februar 1916 (RGBl. S. 107)’ be⸗ 


treffend Veräußerung von Binnenſchiffen an Nicht⸗ 
reichs angehörige, vom 26. Juni 1916 (RGBl. S. 587) 
und betreffend Veräußerung von Aktien oder ſon⸗ 
ſtigen Geſchäftsanteilen deutſcher Seeſchiffahrtsge⸗ 
ſellſchaften ins Ausland vom 23. Dezember 1916 
(RGBl. S. 1429) das Verbot der Veräußerung 
deutſcher Schiffe und der Geſchäftsanteile deutſcher 
Seeſchiffahrtsgeſellſchaften an Ausländer, dehnt aber 
das Verbot ſachgemäß weiter aus, insbeſondere auf 
den obligatoriſchen Vertrag, auf Rechtsgeſchäfte, durch 
die der Erwerb für Rechnung von Ausländern 
erfolgen ſoll, auf den Erwerb im Wege der Zwangs- 
vollſtreckung und auf den Erwerb durch ſolche 
Deutſche oder für Rechnung ſolcher Deutſchen, die 
ihren Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt nicht im 
Deutſchen Reiche haben, dann auf die Veräußerung 
von Geſchäftsanteilen deutſcher Bin nenſchiffahrts— 


geſellſchaften. 
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5. Vorſchriften für Tabak. 


a) Bek. vom 24. Januar 1918 (RGBl. S. 57). 

b) Bek. vom 28. Januar 1918 (RGBl. S. 65). 

Erſtere ändert den 8 3 der Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen vom 10. Oktober 1916 zu der VO. über Roh⸗ 
tabak (RGBl. S. 1149), letztere den 87 der Aus» 
führungsbeſtimmungen vom 24. Oktober 1917 zu der 
VO. über Zigarettentabak (RGBl. S. 965) in der 
Weiſe ab, daß die Verarbeitung von Tabak weiter 
eingeſchränkt wird. 


6. Vorſchriften für Wertpapiere. 


Bek. vom 2. Februar 1918 (RGBl. S. 71): Aen⸗ 
derung der Bek., betreffend Ausnahmen vom Verbot 
der Mitteilungen über Preiſe von Wertpapieren uſw., 
vom 9. November 1917 (RGBl. S. 1019) dahin, daß 
Mitteilungen über die für Wertpapiere beim Handel 
an einer inländiſchen Börſe erzielten Preiſe zwiſchen 
Perſonen, die Bankiergeſchäfte gewerbsmäßig betreiben, 
auch dann zuläſſig ſind, wenn dieſe Perſonen nicht 
im Inland anſäſſig ſind. 


7. Vergeltungsmaßnahmen gegenüber feindlichen 
Ausländern. 

a) Bek. vom 10. Januar 1918 (RGBl. S. 38). 
Sie dehnt die Vorſchriften der VO., betreffend Zah⸗ 
lungsverbot gegen England, vom 30. September 1914 
(RGBl. S. 421), der VO. über die Anmeldung des 
im Inland befindlichen Vermögens von Angehörigen 
feindlicher Staaten, vom 7. Oktober 1915 (RGBl. 
S. 633) und der BO., betreffend Verträge mit feind- 
lichen Staatsangehörigen vom 16. Dezember 1916 
(RG Bl. S. 1396) mit einigen Einſchränkungen auf Bra» 
ſilien und die braſilianiſchen Staatsangehörigen aus. 

VO. vom 24. Januar 1918 (RGBl. S. 62): Er⸗ 
mächtigung des Reichskanzlers bei Erlaß von Vor⸗ 
ſchriften über die Anmeldung des im Inland befind⸗ 
lichen Vermögens von Angehörigen feindlicher Staaten 
(VO. vom 7. Oktober 1915, RGBl. S. 633) und über 
die Anmeldung von Auslandsforderungen (VO. vom 
16. Dezember 1916, RG Bl. S. 1400) die Stellen zu 
beſtimmen, bei denen die Anmeldung zu erfolgen hat, 
und zu regeln, unter welchen Vorausſetzungen der 
Treuhänder Auskunft über feindliches Vermögen er— 
teilen darf. 

e) Bek. vom 30. Januar 1918 (RG Bl. S. 67). 
Nach Art. 1 und 2 iſt das im Inland befindliche Ver: 
mögen der Angehörigen von Japan, Portugal, Italien, 
Panama, Kuba, Siam, Liberia, China, Braſilien ſo— 
wie der Vereinigten Staaten von Amerika nach der 
BD. vom 7. Oktober 1915 (RGBl. S. 633) und der 
Bek. vom 10. Oktober 1915 (RGBl. S. 653) bis zum 
1. April 1918 bei dem Treuhänder für das feindliche 
Vermögen in Berlin W8, Kronenſtraße 44 anzumelden. 
Nach Art. 3 und 4 ſind auf Geld lautende Forde— 
rungen gegen Schuldner in den Vereinigten Staaten 
von Amerika, Panama, Kuba, Siam, Liberia, China 
und Braſilien nach der VO. vom 16. Dezember 1916 
(RGBl. S. 1400) und der Bek. vom 23. Februar 1917 
(RGBl. S. 183) bis zum 1. April 1918 bei der Ge— 
ſchäftsſtelle für Auslandsforderungen, Berlin SW 61, 
Gitſchinerſtraße 97— 103 anzumelden, ſofern die For— 
derungen ſchon vor den in Art. 3 angegebenen Zeit— 
punkten als Geldforderungen beſtanden haben. 


Verfügungsbeſchränkungen zum Beſten der deutſchen 
Schiffahrt. Die Nr. 10 des RGBl.s enthält zwei 
BRVOlen vom 17. Januar ds. %8., die eine die Ver— 
äußerung von Kauffahrteiſchiffen ins Ausland, die 
andere die Veräußerung von Binnenſchiffen ins Aus— 
land betreffend, dazu eine VO. vom 20. desſ. Mts., 
betreffend Veräußerung von Aktien oder ſonſtigen Ge— 
ſchäftsanteilen deutſcher See- und Binnenſchiffahrts— 
geſellſchaften ins Ausland. Alle drei Verordnungen 
haben ihre Vorläufer. Aber durch den U-Bootkrieg 
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hat der Weltſchiffsraum ſo abgenommen und der ver⸗ 
bleibende Schiffs raum für die Zeit nach dem Krieg 
eine ſolche Bedeutung gewonnen, daß ſich die Reichs⸗ 
regierung vor die Aufgabe geſtellt ſah, den deutſchen 
Schiffsraum den deutſchen Bedürfniſſen beſſer zu ſichern, 
als es nach den bisherigen Vorſchriften der Fall war. 
Wir übergehen die Beſtimmungen für Kauffahrteiſchiffe, 
die an Stelle der VO. vom 21. Okt. 1915, betr. Ver⸗ 
äußerung von Kauffahrteiſchiffen an Nichtreichsange⸗ 
hörige, und der VO. vom 17. Febr. 1916, betr. Er⸗ 
gänzung dieſer Verordnung, treten und wenden uns 
den für Bayern wichtigeren Beſtimmungen über Binnen— 
ſchiffe zu, die ſich mit denen über Kauffahrteiſchiffe übri⸗ 
gens im weſentlichen decken. Auch nach Binnenſchiffen 
und nach Aktien- oder ſonſtigen Geſchäftsanteilen deuts 
ſcher Binnenſchiffahrtsgeſellſchaften iſt eine wachſende 
Anfrage aus dem Ausland hervorgetreten. Auch hier 
galt es einen möglichſt wirkſamen Schutz zu ſchaffen. 
Verbot ſchon die VO. vom 26. Juni 1916 (RGBl. 
S. 587) „alle Rechtsgeſchäfte, durch die das Eigen— 
tum eines .... Schiffes ganz oder teilweiſe von 
einem Reichsangehörigen an einen Nichtreichsangehö— 
rigen übertragen werden ſoll“, ſo ſtellt 8 1 Abſ. 1 
der VO. vom 17. Januar d. Js. nun außer Zweifel, 
daß nicht nur das dingliche Uebertragungsgeſchäft, 
ſondern auch das ſchuldrechtliche Verpflichtungsgeſchäft 
von dem Verbot betroffen fein fol. Die neue VO. 
beſeitigt ferner den Zweifel, ob das Verbot nur für 
phyſiſche Perſonen auch für das Eigentum und für den 
Erwerb von Geſellſchaften Geltung hat. Sie beſtimmt 
ferner, daß auch ein Erwerb für Rechnung von Aus— 
ländern unzuläſſig iſt (Abſ. 3) und ſtellt in Abſ. 5 feſt, 
daß der Erwerb im Wege der Zwangsvollſtreckung dem 
rechtsgeſchäftlichen Erwerb i. S. der Vorſchriften der 
Abſ. 1—3 gleichſteht. Nicht verboten war bisher die 
Veräußerung an Deutſche, die im Ausland wohnen. 
Allein auch auf dieſem Wege können Schiffe der deut⸗ 
ſchen Ueberwachung und Verfügungsgewalt tatſächlich 
entzogen und dem Auslande dienſtbar gemacht werden. 
Dem beugt die neue WO. vor; fie verbietet in Abſ. 5 
den Erwerb von Schiffen durch ſolche Deutſche oder 
für Rechnung ſolcher Deutſchen, die ihren Wohnſitz 
nicht im Deutſchen Reiche haben und beſtimmt das 
gleiche für Geſellſchaften, die ihren Sitz im Ausland 
haben oder deren Kapital zum größeren Teil Aus⸗ 
ländern zuſteht. Vor dem Kriege pflegte man wohl 
die Nationalität einer Geſellſchaft einfach nach ihrem 
Sitze zu beurteilen; im Kriege hat man zu würdigen 
gelernt, daß von nicht geringerer Bedeutung der Um— 
ſtand iſt, ob ſich das Kapital zum größten Teil im 
Beſitze von Inländern oder von Ausländern befindet 
(vgl. Hedemann, Bunte Bilder a. d. Rechtswelt S. 71). Da⸗ 
her dieſe Gleichſtellung der Geſellſchaften, deren Kapital 
zum größten Teil Ausländern zuſteht, mit denen, die ihren 
Sitz im Ausland haben. Daher aber auch das not— 
wendige Beſtreben, der Entziehung von Schiffsraum 
nicht nur durch Verbote vorzubeugen, die ſich auf die 
Verfügung über die Schiffe ſelbſt beziehen, ſondern 
auch die Verfügung über Geſchäftsanteile an deutſchen 
Schiffahrtsgeſellſchaften zu beſchränken. Die Bedeutung 
der Schiffahrt für unſere Volkswirtſchaft läßt es nicht 
wünſchenswert erſcheinen, daß ausländiſches Kapital 
und damit ausländiſche Handels- und Wirtſchafts— 
belange auf den Betrieb, insbeſondere auf die Frachten 
politik der deutſchen Schiffahrt maßgebenden Einfluß 
gewinnen. Das gilt insbeſondere auch für die an 
Bedeutung ſtets wachſende Binnenſchiffahrt. Während 
aber bisher ſowohl für Kauffahrtei- wie für Binnen⸗ 
ſchiffe Verfügungsbeſchränkungen beſtanden, war die 
Veräußerung von Aktien- oder ſoͤnſtigen Geſchäfts— 
anteilen ins Ausland nur bei deutſchen Seeſchiffahrts— 
geſellſchaften verboten (VO. vom 23. Dez. 1916 RGBl. 
S. 1429). Hier bringt die neue VO. vom 20. Januar 
d. Is. die notwendige Ergänzung: fie gilt für die 
Seeſchiffahrts- wie für die Binnenſchiffahrtsgeſell— 
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ſchaften und baut zugleich die bisherigen Beſtimmungen 
in derſelben Weiſe aus, wie wir es bei der VO. vom 
17. Januar über die Veräußerung von Binnenſchiffen 
geſehen haben und es durch die VO. vom gleichen Tag 
für die Veräußerung von Seeſchiffen geſchehen iſt. — 
Im einzelnen ſei zu dieſen beiden Verordnungen noch 
das Folgende bemerkt. Die alten BOD.en ſprachen von 
der Veräußerung an Nichtreichsangehörige; die neuen 
gebrauchen zwar den Ausdruck Ausländer, wollen 
indeſſen gleichfalls nicht nur auf Angehörige eines 
außerdeutſchen Staates, ſondern auch auf ſtaatenloſe 
Ausländer bezogen fein. — In beiden BOD.en bezieht 
ſich das Verbot des 8 1 Abſ. 2 auch auf ſolche Schiffe, 
die für Deutſche auf ausländiſchen Werften gebaut 
werden, das Verbot in Abſ. 3 dagegen nicht auf die 
für Rechnung von Ausländern gebauten Schiffe. Daß 
Schiffe für Rechnung eines Ausländers deutſchen 
Werften neu in Bau gegeben werden, iſt verboten. 
Dagegen ſind Auslandsdeutſchen Bauaufträge für den 
Bau von Schiffen auf deutſchen Werften nicht verwehrt; 
nur der Erwerb von Schiffen durch Auslandsdeutſche 
iſt in 8 1 Abſ. 4 der BO. für Kauſſahrteiſchiffe, § 1 
Abſ. 5 der BO. für Binnenſchiffe dem Erwerbe durch 
Ausländer gleichgeſtellt; daß die erſtere VO. von 
Deutſchen ſpricht, die „ihren Wohnſitz oder dauern⸗ 
den Aufenthalt nicht innerhalb des Deutſchen 
Reiches haben“, die andere dagegen nur von Deutſchen, 
die ihren Wohnſitz nicht innerhalb des Deutſchen Reiches 
haben, iſt gewiß keine beabſichtigte Unterſcheidung; der 
ratio legis entſpricht ſie nicht, aber der Geſetzgeber hat 
nach einem Worte Max von Seydels ſeine ratio auch 
dazu, daß er zum Ausdruck bringt, was er ſagen will. 
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Bewilligung von Zahlungsſriſten an Kriegsteil⸗ 
nehmer verbündeter Staaten. Die VO. vom 8. Juni 
1916 über die Bewilligung von Zahlungsfriſten an 
Kriegsteilnehmer bezieht ſich nur auf deutſche Kriegs- 
teilnehmer. Eine BRVoO. vom 8. Nov. 1917 (RGBl. 
S. 1021) hat ihre Anwendbarkeit auf Kriegsteilnehmer 
eines verbündeten Staates unter der Vorausſetzung 
ausgedehnt, daß nach einer im Reichsgeſetzblatt ent- 
haltenen Bekanntmachung des Reichskanzlers die Gegen: 
ſeitigkeit in dieſem Staate verbürgt iſt. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung iſt jetzt für Oeſterreich⸗ N erfüllt (RKBek. 
vom 16. Januar 1918 RGBl. S. 33). 


Vücheranzeigen. 


Warnehers Jahrbuch der Enticheidungen. A. Zivil-, 
Handels- und Prozeßrecht, herausgegeben van Dr. 
Otte Warnehyer, Oberlandesgerichtsrat in Dresden. 
16. Jahrg. XXI, 442 Seiten, geb. M 16.—. B. Straf: 
recht und Strafprozeß, herausgegeben von Georg 
Asſenmüller, Landgerichtsdirektor in Plauen i. V. 
12. Jahrg. XXIV, 266 Seiten, geb. M 12.—. Leip⸗ 
zig 1918, Roßbergſche Verlagsbuchhandlung Arthur 
Roßberg. 

Mit Vergnügen begrüßen wir auch in dieſem Jahre 

das pünktliche Erſcheinen der beiden ſchmucken x 

der angeſehenen Sammlung. 


Berkehrs⸗ und Kohleuſtener und Kriegsſteuerzuſchlag. 
Textausgabe mit Sachregiſter. Geſetze vom 9. April 
1917 mit amtlicher Begründung und Sachregiſter. 
107 Seiten. Berlin 1917, J. Guttentag, Verlagsbuch— 
handlung, G. m. b. H. 

Den einzelnen Geſetzesbeſtimmungen ſind die dazu 
gehörigen Teile der amtlichen Begründung beigefügt. 


Schweitzers Terminkalender für die bayeriſchen Juriſten 
1918. Herausgegeben von J. Schiedermair, K. Land⸗ 
gerichtsrat in München. 358 Seiten. 2 Teile. München, 
Berlin und Leipzig 1918. J. Schweitzer Verlag (Ar⸗ 
thur Sellier). Mk. 3.50. 

Der bewährte Kalender, deſſen umfangreiches 
Nachſchlagewerk dem bayriſchen Juriſten ſchon längſt 
unentbehrlich geworden iſt, liegt nunmehr in 55. Jahr- 
gang vor. Alle Tabellen uſw. ſind auf den neueſten 
Stand gebracht und von unbedingter Zuverläſſigkeit. 

F. 


Schweitzers Bayeriſcher Finanzkalender für das Jahr 1918. 
Herausgegeben von Dr. Anton Schlecht, K. Regierungs⸗ 
rat in Regensburg. Siebenter Jahrgang. 376 Seiten. 
München, Berlin und Leipzig 20 J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier). Mk. 2 


Der neue Jahrgang bringt bei 5 Ueberſicht über 
den Beſtand und Umfang der Rentämter nunmehr auch 
die Poſtſcheckkontonummern, die zugehörigen Bank— 
anſtalten und deren Poſtſcheckkontonummern. Das 
Nachſchlageverzeichnis iſt wiederum ergänzt und er— 
weitert worden. So iſt der reichhaltige Kalender in 
ſeiner ſchmucken Ausſtattung ſehr geeignet, ſich zu den 
alten auch neue Freunde zu gewinnen. D. H. 


Ssergel, Dr. H8. Th., K. Hofrat, Rechtſprechung 
1917 zum gefamten Zivil-, Handels- u. Pro⸗ 
zeßrecht des Reiches u. der Bundesſtaaten. 
18. Jahrgang. Stuttgart u. Berlin 1918, Deutſche 
Verlagsanſtalt. Preis geb. Mk. 13.—. 


Die Soergelſche umfaſſende Sammlung — fie be— 
rückſichtigt auch in dieſem Jahrgange die Rechtſprechung 
und die Rechtslehre zu nicht weniger als 328 Geſetzen — 
iſt ſo allgemein bekannt, das wir uns wohl auf die 
Anzeige von dem Erſcheinen des neuen Jahrganges 
beſchränken dürfen. Hervorgehoben ſei nur die in einem 
Anhange dem Buche beigefügte Zuſammenſtellung der 
Entſcheidungen, die vom Reichsgericht ſeit Kriegsbeginn 
zu den Kriegsnotgeſetzen und Verordnungen ergangen 
find, und ein alphabetiſches Schlag wortverzeichnis zu 
den Friedensgeſetzen, das die Entſcheidungen berück— 
ſichtigt, die mit dem Kriege zuſammenhängen. — dt. 


Ebner, A., Syndikus des Vereins Deutſcher Zeitungs— 
verleger, in Berlin. Wegweiſer durch das ge⸗ 
ſamte Kriegsrecht. (Geſetzgebung und Rechts- 
wiſſenſchaft.) 246 Seiten. Stuttgart 1917, Verlag 
von J. Heß. geh. M 4.80, geb. M 5.80. 

Ebner hat die mühſelige Arbeit auf ſich genommen, 
die im Reichsgeſetzblatt, im Zentralblatt für das Deutſche 
Reich und im Armee-Verordnungsblatt bis Ende Fe— 
bruar 1917 veröffentlichten Erlaſſe und Verordnungen 
ſowie das Schrifttum dazu nach Schlagwörtern in der 
Buchſtabenfolge zu ordnen. Den hohen Wert dieſes 
Werkes zeigt ein Blick hinein. Ein ſolches Hilfsmittel 
wird vielleicht ſchon jeder heibeigewünſcht haben, der 
aus der ungeheuerlichen Hochflut der Kriegsgeſetz— 
gebung ſich bei irgendeiner Frage die einſchlagenden 
Verordnungen heraus und zuſammen ſuchen mußte. 
Mit Recht beſchränkt ſich Ebner nicht auf die gerade 
geltenden Vorſchriften, ſondern bringt auch die früheren. 
Wenn er das im Vorwort mit ihrer Bedeutung für 
das Verſtändnis der geltenden Beſtimmung rechtfertigt, 
ſo hätte er auch noch anfuͤhren können, daß vielfach 
bei Bearbeitung und Entſcheidung eines Rechtsfalles 


noch das inzwiſchen bereits wieder aufgehobene Recht 


zugrunde zu legen iſt. 


Das Büchlein erlangt dadurch faſt den Rang einer 


„Textausgabe mit Anmerkungen“. Dr. H. 


In das Geſetzesregiſter ſind 
bei den Schlagworten die Verweiſungen auf das Schrift— 
tum eingefügt; ſie erhöhen noch den Wert, wenn ſich 
Ebner auch bei dem außerordentlichen Umfange dieſer 
Literatur auf eine Auswahl beſchränken mußte. 

Jena. Dr. Böckel. 
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Groß, Dr. Haus, weil. o. ö. Profeſſor des Strafrechts 
an der Karl Franzens⸗Univerſität Graz. Die Er⸗ 
forſchung des Sachverhalts ſtrafbarer 
Handlungen. Ein Leitfaden für Beamte des 
Polizei⸗ und Sicherheitsdienſtes. 4. erneute und 
vermehrte Auflage bearbeitet von Dr. Erwein Nitter 
von Höpler, K. K. Hofrat, Leitender I. Staatsanwalt 
in Wien. X, 224 Seiten. München, Berlin und 
Leipzig 1918, J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). 
Geb. Mk. 4.—. 


Es iſt wohl eine Seltenheit, daß ein Mann auf 
einem wiſſenſchaftlichen Gebiete ſo bahnbrechend wirkt 
wie Hans Groß auf dem der Kriminaliſtik, und noch 
ſeltener, daß ein Mann der Wiſſenſchaft die Ergeb⸗ 
niſſe ſeiner Forſchung in ſo trefflicher Weiſe über den 
Kreis der wiſſenſchaftlich Gebildeten hinaus zugänglich 
und allgemein nutzbar zu machen verſteht, wie Groß 
es mit dem vorliegenden Leitfaden getan hat. Der 
Herausgeber der vorliegenden 4. Auflage, der erſten 
nach dem Tode des hochverdienten Mannes, hat es 
ſich zum Grundſatze gemacht, nichts an dem Buche zu 
ändern, was nicht durch die Zeit änderungsbedürftig 
geworden iſt. In dankenswerter Weiſe hat er aber, 
den Bedürfniſſen der Zeit Rechnung tragend, das Buch 
doch auch zu ergänzen und zu bereichern gewußt be⸗ 
ſonders durch Erörterungen über das Geſtändnis, die 
Vernehmung Jugendlicher und über Kindermißhand⸗ 
lung. Das Buch iſt als Leitfaden für Beamte des 
Polizei⸗ und Sicherheitsdienſtes bezeichnet. Allein, wo 
Zeit oder Gelegenheit fehlen, den „großen Groß“, das 
Handbuch für Unterſuchungsrichter zu Rate zu ziehen, 
wird es auch dem Staatsanwalt und Richter treffliche 
Dienſte tun. E. 


Siber, Dr. Heinrich, ord. Profeſſor an der Univerſität 
Leipzig. Die Prozeßführung des Vermögens⸗ 
verwalters nach dem deutſchen Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch. Aus der Feſtſchrift der Leip⸗ 
ziger Juriſtenfakultät für Dr. Adolf Wach. 102 
Seiten. München und Leipzig 1917, Verlag von 
Duncker & Humblot. Geh. Mk. 3.50. 


Nach einer Vorbemerkung beſchäftigt ſich der Ver⸗ 
faſſer, der bereits früher eine ähnliche Materie in 
feiner Schrift: „Die Frage der Verfügungsgeſchäfte 
zu fremdem Rechte“ behandelt hat, mit den Prozeſſen 
des Verwalters über ſeine Rechte und Pflichten aus 
der Vermögensverwaltung, mit den Prozeſſen des 
Verwalters über ſein Verwaltungsrecht und mit der 
Prozeßführung des Verwalters über Rechte und Laſten 
des verwalteten Vermögens unter Hervorhebung der 
Prozeßführung im Namen des Vermögensinhabers 
und der Prozeßführung des Verwalters im eigenen 
Namen. Schließlich erörtert er Zweifelsfälle hinſicht⸗ 
lich des Konkursverwalters und Teſtamentsvollſtreckers. 

Die Abhandlung bedeutet eine weſentliche Förde⸗ 
rung wichtiger zivilprozeſſualer Probleme. 

Schweidnitz. Landgerichtsrat Alfons Hackenberger. 


Das Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte unter Berück⸗ 
ſichtigung der Bundesratsbeſtimmungen über ſeine 
Ausführung mit Einſchluß der durch den Krieg ver— 
anlaßten beſonderen Beſtimmungen. Zweite, erweiterte 
Auflage. 60 Seiten. Verlag und Druck von Frede— 
beul & Koenen in Eſſen. Preis Mk. —.60. 


Der Verfaſſer erörtert den Umfang der Verſiche— 
rungspflicht nach dem Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte, 
die einzelnen Gruppen der Verſicherungspflichtigen, 
die Befreiung von der Verſicherungspflicht, die Bes 
freiung des Angeſtellten von der Beitragsleiſtung, 
die freiwillige Verſicherung, die Gehaltskaſſen, die Auf— 
bringung und die Höhe der Beiträge, die Ausſtellung 


Eigentum von J. S ch wei tz e r Ve r lag (Arthur Sellier) München, Berlin und Leipzig. 
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der erſten Verſicherungskarte, den Erſatz der Verſiche⸗ 
rungskarten, das Ruhen der Beitragsleiſtung, die 
Rückerſtattung von Beiträgen, den Gegenſtand der 
Verſicherung, das Ruhegeld, die Hinterbliebenen⸗Rente, 
die Leibrenten, die Bedingungen für den Bezug des 
Ruhegeldes und der Renten, die Berechnung der Ver⸗ 
ſicherungsleiſtungen, die Anmeldung der Anſprüche 
und die Auszahlung der Leiſtungen. Sodann wird 
die Einwirkung des Krieges auf die Angeſtellten⸗Ver⸗ 
ſicherung dargeſtellt. Abgedruckt ſind die Bundesrats⸗ 
verordnungen betreffend die Angeſtelltenverſicherung 
während des Krieges vom 26. Auguſt 1915 und über 
Verſicherungspflicht von Angeſtellten für Beſchäftigungen 
während des Krieges vom 30. September 1916. Bei⸗ 
gegebene Tabellen über die Bezüge erhöhen den Wert 
der Schrift. 

Schweidnig. 


Mitteis, Dr. Lndwia, ord. Profeſſor an der Univer⸗ 
ſität. Leipzig. Aus römiſchem und bürger⸗ 
lichem Recht. Aus der Feſtſchrift der Leipziger 
Juriſtenfakultät für Dr. Adolf Wach. 41 Seiten. 
München und Leipzig 1917, Verlag von Duncker & 
Humblot. Geh. Mk. 1.50. 


Das Buch zerfällt in zwei Abſchnitte. In dem 
erſten Abſchnitt weiſt der Verfaſſer in fieben Stellen der 
juſtinianiſchen Geſetze bisher noch unentdeckte Inter⸗ 
polationen nach. Im zweiten beſchäftigt er ſich mit 
der Streitfrage, ob die durch 8 138 Abſ. 1 BGB. an⸗ 
geordnete Nichtigkeit des den guten Sitten zuwider⸗ 
laufenden Rechtsgeſchäfts auch bei abſtrakten Geſchäften 
platzgreifen kann. 

Die letztgenannten Ausführungen find von weit⸗ 
tragender praktiſcher Bedeutung. 

Schweidntitz. Landgerichts rat Alfons Hackenberger. 


Sontag, Dr. Eruſt, Landgerichtsrat, z. Zt. Kriegsge⸗ 
richtsrat beim ſtellv. Generalkommando III. A. K. 
Geſetz betreffend die Verhaftung und 
Aufenthaltsbeſchränkung auf Grund des 
Kriegszuſtandes und des Belagerungs⸗ 
zuſtandes vom 4. Dezember 1916 und Geſetz 
über den Kriegs zuſtand vom 4. Dezember 
1916. 111 S. Berlin 1917, Verlag von Franz 
Vahlen. Geb. Mk. 2.40. 


Der Verfaſſer hat die in der praktiſchen Bear⸗ 
beitung von Schutzhaftſachen geſammelten Erfahrungen 
dazu benützt, unter Zugrundelegung der einſchlägigen 
ſtaatsrechtlichen, militärrechtlichen und ſtrafprozeſſualen 
Literatur und unter Heranziehung der Geſetzesmate⸗ 
rialien das Schutzhaftgeſetz zu kommentieren. Hiſto⸗ 
riſche und rechtliche Erörterungen ſind vorausgeſchickt. 
Da bei der Eile, mit der das Geſetz zuſtande kam, 
Zweifelsfragen ſich bei der Anwendung des Geſetzes 
ergeben, iſt das Erſcheinen des Kommentars durch die 
Bedürfniſſe der Praxis bedingt. 

Schweidnit. Landgerichtsrat Alfons Hackenberger. 


Sturm, Dr. Anguſt, Juſtizrat in Naumburg a. ©. 
Weltkrieg und Friedenszuſtand. 47 Seiten 
Langenſalza 1916, Druck und Verlag von Wendt & 
Klauwell. Geb. Mk. 1.—. 


Der Verfaſſer beleuchtet von den in ſeinen Werken 
niedergelegten rechtspſychologiſchen Grundſätzen aus 
den Weltkrieg. Auch wer den der Schrift zugrundes 
liegenden Anſchauungen nicht in allem beitritt, wird 
die temperamentvoll geſchriebene Abhandlung mit 


Intereſſe leſen. 
Schweidnitz. 


Landgerichtsrat Alfons Hackenberger. 


Landgerichtsrat Alfons Hackenberger. 


Verantwortl. Herausgeber i. V.: E. Eckert, I. Staats⸗ 
anwalt im K. Staatsminiſterium der Juſtiz. 
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Die Zeitſchrift erſcheint am 1. und 15. jedes Monats /. 
im Umfange von mindeften® 2 Bogen. Preis vlerteljqäbrlich : 
Mt. 3.—. Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und N 
jede Poſtanſtalt. 


Nachdruck verboten. 


Ne Gliederung 
des deutſchen Geſellſchaftsrechts. 


Von Oberlandesgerichtsrat Dr. Silberſchmibt, Privat⸗ 
dozent in München. 


Wohl der wichtigſte Begriff der Wirtſchaft 
und des Rechts iſt der Geſellſchaftsbegriff. Erſt 
durch den Zuſammenſchluß wird es dem Menſchen 
moͤglich, höhere Ziele zu erreichen, und heute um⸗ 
ſpinnt ein dichtes Netz von Geſellſchaften die Erde. 
Lange ſchon hat man verſucht, es zu ordnen 
und zu gliedern. Das Recht teilte die Geſell⸗ 
ſchaften wohl ein in ſolche des bürgerlichen Rechts 
und des Handelsrechts, die erſteren wieder in per⸗ 
ſonenrechtliche und ſchuldrechtliche, in ſolche des 
ganzen Vermoͤgens und feiner Teile, während die 
Handelsgeſellſchaften in die bekannten Einzelformen 
auseinanderfielen. Die Wirtſchaft teilte mit Vor⸗ 
liebe die Geſellſchaften ein in Perſonal⸗ und Ka⸗ 
pitalgeſellſchaften. Wirtſchaft und Recht unter⸗ 
ſchieden je nach der perſönlichen und ſachlichen, 
unbeſchränkten und beſchränkten Haftung der Ge⸗ 
ſellſchafter. Dieſen vielerlei Einteilungsgründen 
gegenüber beſteht das Bedürfnis nach einer ein⸗ 
heitlichen Gliederung. Sie iſt im deutſchen Rechte 
heute moglich geworden, weil auch der Geſellſchafts⸗ 
begriff des Bürgerlichen Rechts wie früher ſchon 
der des Handelsrechts im Bürgerlichen Geſetzbuch 
perſonenrechtlich geſtaltet wurde und weil Wirt⸗ 
ſchaft und Recht ſich ohnehin wie Geregeltes zur 
Regel verhalten. Das Bedürfnis nach einer Ueber⸗ 
ſicht iſt im Kriege durch die Bildung zahlreicher 
neuartiger Geſellſchaften geſtiegen. 

I. Auszugehen iſt von den Begriffen der Be⸗ 
teiligung und der Teilhaberſchaft, die ich in einem 
gleichnamigen Buche entwickelt habe. 

„Durch den Geſellſchaftsvertrag verpflichten ſich 
die Geſellſchafter gegenſeitig, die Erreichung eines 
gemeinſamen Zweckes in der durch den Vertrag 


4 Leitung und Geſchäftsſtelle: München. Ottoſtraze 1a. 
- 1} Uingeigengebübr 30 Pfg. für dle balbgeſpaltene Weritzeile 

% oder deren Raum. Bei Wlederbolungen Ermäßigung Stellen 
7. anzeigen 20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunit. 
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beſtimmten Weiſe zu fördern, insbeſondere die ver⸗ 
einbarten Beiträge zu zahlen.“ (8 705 BGB.). 
Den ſaͤmtlichen Geſellſchaftern ſteht dabei gemein⸗ 
ſchaftlich zu der Anſpruch gegen die einzelnen Ge⸗ 
ſellſchafter auf das Zuſammenwirken zu dem ge⸗ 
meinſamen Zwecke, auf die Geſellſchaftsleiſtungen. 
Zwiſchen den ſämtlichen Geſellſchaftern beſteht eine 
Rechtsgemeinſchaft, weil ihnen die Anſprüche aus 
dem Geſellſchaftsvertrage nur gemeinſchaftlich zu ⸗ 
ſlehen. Handelt es ſich um Nechtsgemeinſchaft an 
einem Unternehmen, ſo folgt aus dem Begriffe 
der Rechtsgemeinſchaft von ſelbſt, daß die ſämt⸗ 
lichen Geſellſchafter, die Teilhaber der Rechts⸗ 
gemeinſchaft, an den Erträgniſſen des Unternehmens 
beteiligt find. Es kann ſich auch die Rechts⸗ 
gemeinſchaft auf die Beteiligung an den Erträg⸗ 
niſſen beſchränken. Es kann aber auch Beteiligung 
ohne Rechtsgemeinſchaft, ohne Teilhaberſchaft, in 
rein ſchuldrechtlicher Weile (3. B. bei der Beteili⸗ 
gung des Handlungsgehilfen am Geſchäfte des 
Einzelkaufmanns) vorliegen. Soweit endlich der 
Zuſammenſchluß bis zur Juriſtiſchen Perſon ge 
ſteigert iſt, der dann das zuſammengeſchoſſene Ver⸗ 
mögen allein zuſteht, kann von einer Rechtsgemein⸗ 
ſchaft oder Teilhaberſchaft keine Rede mehr ſein. 
Sowohl die ſchuldrechtliche Beteiligung wie die 
Juriſtiſche Perſon erfüllen nicht mehr den Begriff 
der Geſellſchaft, die erſtere bleibt hinter ihm zu⸗ 
rück, die letztere geht über ihn hinaus. 

II. Hiernach begründet jede Geſellſchaft des 
deutſchen Rechts eine Rechtsgemeinſchaft in der 
Weiſe, daß den ſämtlichen Teilhabern gemein⸗ 
ſchaftlich der Anſpruch gegen die einzelnen Geſell⸗ 
ſchaſter auf die Geſellſchaftsleiſtungen zuſteht, daß 
die Beiträge der Geſellſchafter und die durch die 
Geſchäftsführung erworbenen Gegenſtände gemein⸗ 
ſchaftliches Vermögen der Geſellſchaft werden (8 718 
BGB.), daß aber ein ſolches gemeinſchaftliches 
Vermögen ſtets ſchon durch die, geldwerten, An⸗ 
ſprüche auf die Geſellſchaftsleiſtungen gebildet wird. 
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So enthält die Teilhaberſchaft an der Geſellſchaft 
begriffsgemäß auch die Beteiligung an dem Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen; die Vermutung für die Gleich⸗ 
heit der Beiträge und Anteile, auch an der Ge⸗ 
ſchäftsführung (88 706, 709, 711, 714, 718, 
722), folgt aus der Verpflichtung zum gemein⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenwirken aller zum gleichen 
Zwecke, während ſich aus der gleichen Verpflichtung 


die Unmöglichkeit für den einzelnen oe 
ergibt, über feinen Anteil allein zu ver ügen oder 
). Das Be 


einſeitig Teilung zu verlaugen (8 719). 
ſellſcaftsvermögen iſt, aus den gleichen Gründen, 
nicht nach den Regeln des Miteigentum zwiſchen 
den Teilhabern aufgeteilt, ſo daß jeder von ihnen 
über feinen Teil frei verfügen konnte, ſondern 
das Eigentum (vgl. v. Gierke, Deutſches Privat: 
recht Bd. 2 S. 288 f.) wie die begrenzten ding⸗ 
lichen Rechte (ebenda S. 598 f.) ſtehen nur der 
Geſamtheit der Teilhaber als ſolcher zu. 

Entſcheidend für den Geſellſchaftsbegriff iſt die 
Tatſache des Zuſammenwirkens zu einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Zweck und fie muß auch die Grund⸗ 
lage der Gliederung bilden. | 

A. Deu allgemeinſten Ausdruck hat der dar⸗ 
gelegte Grundſatz in der bürgerlich⸗ recht⸗ 
lichen Geſellſchaft des 8 70% BGB. gefunden. 
Es genügt danach die Förderung jedes nicht ver⸗ 
botenen und nicht unfittlichen Zweckes, ſoweit er 
überhaupt für das Recht von Bedeutung fein kann. 
Darnach laſſen ſich die bürgerlich⸗ rechtlichen Geſell⸗ 
ſchaſten einteilen: | 

1. in ſolche zu eigennützigen und zu uneigen⸗ 
nützigen (gemeinnützigen, wohltätigen, geſelligen, 
wiſſenſchaftlichen,, künſtleriſchen, ſtaatlichen, kirch⸗ 
lichen uſw.) Zwecken. Was ö u 

a) die Geſellſchaſten zu eigennützigen Zwecken 
betrifft, jo können fie Vermögensgemeinſchaft oder 
nur Vermögenserwerb bezwecken. 

a) Bei der erſteren iſt die Möglichkeit einer 
allgemeinen Vermöͤgensgemeinſchaft nur noch in⸗ 
ſoweit gegeben, als nach 8 310 BSB. die Ber: 


pflichtung, das künftige Vermögen oder einen 


Bruchteil davon zu übertragen oder mit einem 
Nießbrauch zu belaſten, nichtig iſt. Es kommt 
daher die Begründung meiſt von Einzelvermögens⸗ 
gemeinſchaften in Frage. Die eheliche Güter⸗ 
gemeinſchaft und die Erbengemeinſchaft werden 
zwar auch von den Grundfaͤtzen der Geſamthand 
beherrſcht, unterſtehen aber nicht den Regeln der 
Geſellſchaft, ſondern des Familien⸗ und des Erb: 
rechts. 

Die Geſellſchaft zur Herbeiführung der Einzel⸗ 


vermögensgemeinſchaft bezweckt meiſt den gemein⸗ 


ſchaftlichen Erwerb von beweglichen oder unbeweg⸗ 
lichen Sachen, Rechten uſw., wenn auch haͤufig die 
alsbaldige Teilung (Güterzertrümmerung!) ſofort 


ins Auge gefaßt und in den Zweck. aufgenommen. 


wird. Der Erwerb der Sache durch die Geſell⸗ 


ſchaft hat zur Folge, daß nicht die Grundſaͤtze des 


einfachen Miteigentums mit der Möglichkeit für 
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den Einzelnen, über ſeinen Teil zu verfügen, ſon⸗ 

fan die des Geſellſchaftsvermögens Anwendung 
unden. f 

f) Bei den bürgerlichen Geſellſchaften zum 
Zwecke des Vermögenserwerbs handelt es ſich häufig 
um Kartellierungen zur Erzielung günſtiger Preiſe 
in einem ſachlich und örtlich abgegrenzten Gebiete, 
bei der Geſamtverkauf durch eine von den Einzel⸗ 
be 2 errichtete Geſellſchaft, oft Aktiengeſellſchaft 
oder G. 17 b. H., erfolgt und daun meiſt eine 
weitere Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts das 
Verkaufsgeſchäft der Einzelbetriebe an die Vertriebs⸗ 


geſellſchaſt regelt. 


b) Die Geſellſchaften zu uneigennützigen Zwecken 
zerfallen wieder in die bereits genannten Bonplarler 
nach der Verſchiedenheit der gemeinnützigen Zwecke. 

Den Gefellichajten mit eigennützigen und mit 
uneigennützigen Zwecken entſprechen, wenn eine 
wechselnde Mitgliederzahl ins Auge gefaßt wird 
und das Vermögen nicht dieſen Mitgliedern, ſon⸗ 
dern der Vereinigung zuſtehen ſoll, die ähnlich 
eingeteilten Vereine mit Ye Unterſcheidung, ob 
ihr Zweck auf einen wirtſchaftlichen Geſchäſtsbetrieb 
gerichtet 50 oder nicht. 

Die Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts find. 
da es ſich um gegenſeitige Verpflichtungen der Ge⸗ 
ſellſchafter handelt, ſtets Perſonengeſellſchaften. 
B. Iſt der Zweck der Geſellſchaft auf den Be⸗ 
trieb eines Handelsgewerbes unter gemeinſchaft⸗ 
licher Firma gerichtet, ſo liegt eine Offene 
Handelsgeſellſchaft vor, wenn bei keinem 
der Geſellſchafter die Haftung gegenüber den Geſell⸗ 
ſchaftsgläubigern beſchränkt iſt (8 105 Abſ. 1 B.). 
Schon dieſer Wortlaut des Geſetzes zeigt, da der 
Bedingungsſatz nur die Grenze gegen Kommandit⸗ 
und Stille Geſellſchaft zieht und der Abſ. 2 aus⸗ 
drücklich auf die Vorſchriften des BSB. über die 
Geſellſchaft verweiſt, daß die Offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft eine ihrem Zwecke nach beſonders geſtaltete 
Art der Geſellſchaſt if. ö 

So ift auch die Offene Handelsgeſellſchaft eine 
Rechtsgemeinſchaft, deren Teilhaber die Geſell⸗ 
ſchaſter find. Sie unterſcheidet ſich von der bürger⸗ 
lich⸗ rechtlichen Geſellſchaft dadurch, daß fie eine 
Firma hat, unter der fie Rechte erwerben, Ber- 
bindlichkeiten eingehen, Rechtsſtreitigkeiten führen 
kann. Da aber die Rechte doch nur der Geſamt⸗ 
heit der Geſellſchafter zuſtehen, nur die letztere Eigen- 
tümerin des Vermögens ift, jo liegt nach der aus⸗ 
drücklichen Beſtimmung des Geſetzes Geſellſchaft 
und Feine Juriſtiſche Perſon vor, ohne daß auf 
die bezügliche Rechtslehre und Rechtſprechung hier 
eingegangen werden kann; es iſt eben der Schritt 
der zur Juriſtiſchen Perſon führen würde, abſicht⸗ 
lich nicht gemacht worden. Vgl. Silberſchmidt, 
Gewerkſchaft, Geſellſchaft, Juriſtiſche Perſon im 
Archiv f. R. u. WPhiloſ. 11 (1918), 239 f. 

Auch Hier. enthält die Teilhaberſchaft begriffs⸗ 
gemäß die Beteiligung am Geſellſchaftsvermögen 
in der Weile, daß der Anſpruch barauf durch die 
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Rechte der Geſamtheit beſchränkt wird und der ein- 
zelne Teilhaber über ſein Kapitalkonto ohne Zu⸗ 
ſtimmung der andern Teilhaber nicht verfügen kann. 
Richtig iſt es, wenn Makower unter 1g 2 zu 
9 105 HGB. erklärt, daß während beſtehender 
Geſellſchaft keine in beſtimmten Bruchteilen an⸗ 
zugebenden Anteile der einzelnen Geſellſchafter 
vorhanden find, unrichtig aber iſt die weitere 
Behauptung, der Anteil am Geſellſchaftsvermögen 
ſei nur ein forderungsrechtlicher Begriff, was wohl 
für die Auseinanderſetzung, aber nicht für die be⸗ 
ſtehende Geſellſchaft del ifft. 

Nur eine Abart der Offenen Handelsgeſell⸗ 


ſt iſt 

C. die Kommanditgeſellfchaft, bei der 
zwar die Haftung gegenüber den Geſellſchafts⸗ 
glaͤnbigern bei mindeſtens einem Geſellſchafter auf 
den Betrag einer beſtimmien Vermögenseinlage 
beſchränkt iſt, während aber die Vorſchriften der 
Offenen Handelsgefellſchaft auch auf die Komman⸗ 
ditiſten Anwendung zu finden haben. Auch ſie 
find daher Teilhaber der Rechtsgemeinſchaſt, wenn 
auch mit beſchränkter Haftung. Die ihr entſpre⸗ 
chende Beteiligung iſt auch hier Folge der Teil ⸗ 
haberſchaft und nicht von ſelbſtändiger Bedeutung, 
die erſt beginnt, wenn der Einleger nicht zugleich 
als ie am Ha nbelögeichäft erſcheint. 

D. die Stille Geſellſchaft iſt noch Geſellſchaft 
und auch der ſtille Geſellſchafter iſt Teilhaber einer 
Rechtsgemeinſchaft. Allerdings iſt die Stille Ge 
ſellſchaft nicht Handelsgeſellſchaft, nicht nur, weil 
das Geſetz ſie nach den Handelsgeſellſchaften ſelb⸗ 
ſtändig regelt, fondern vor allem auch deshalb, 
weil ſie nach außen der ſelbſtändigen Firma ent⸗ 
behrt und hier nur der Einzelkaufmann im eigenen 
Namen auftritt. Aber auch die Stille Geſellſchaft 
iſt eine Geſellſchaft, nur daß deren Zweck auf den 
Betrieb eines Handelsgewerbes durch einen Geſell⸗ 
ſchaſter auf deſſen Namen gerichtet iſt und daß 
dabei ein anderer Geſellſchafter gegen Gewinn⸗ 
anteil ſich verpflichtet, eine Vermögenseinlage ſo 
zu leiſten, daß ſie in das Vermögen des Geſchäfts⸗ 
inhabers übergeht. Diefem muß die Einlage zu⸗ 
ſtehen, nicht dem Einleger und nicht einer Rechts⸗ 
gemeinſchaft; ſoweit die Einlage durch Verluſt 
nicht aufgezehrt wird, ſteht ſie allerdings nach 
Auflöſung oder Konkurs gemäß 88 340 (vgl. dazu 
Warneher, Ripr. 5 N. 347) und 341 HGB. 
dem Einleger zu. Dieſer kann am Verluſt und 
muß am Gewinn beteiligt fein; hierin liegt das 
Zuſammenwirken zum gemeinſchaftlichen Zweck und 
der Gegenſatz zum Darlehen. Bei der Stillen Ge⸗ 
ſellſchaft hat aber auf das Geſchäft ſelbſt der Stille 
keinerlei Einfluß, auch der Reſt des Aufſichtsrechts 
nach 8 164 HGB. ſteht ihm nicht zu. Die 
Rechtsgemeinſchaft iſt daher auf das Erträgnis 
beſchränkt, ein Geſellſchaftsvermögen nicht mehr 
vorhanden, für die Grundſätze der Geſamthand 
kein Platz. Die Beteiligung gewinnt hier ſelb⸗ 
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ftändige Bedeutung. Handelt es ſich in allen 
dieſen Fallen noch um reine Perſonengeſellſchaft, 


o iſt 

E. die Reederei zwar auch eine Geſellſchaft 
zu einem beſtimmten Zwecke, hier zum Betriebe 
der Seeſchiffahrt, aber regelmäßig wird dabei 


vorausgeſetzt, daß ein Schiff mehreren Perſonen 


gemeinſchaftlich gehört. Dieſer Eigentumsanteil 
als Grundlage der Reederei fügt der geſellſchaft⸗ 
lichen Unterlage die ſachenrechtliche hinzu, dabei 
wechſelt die Teilhaberſchaft mit der Veräußerung 
des Eigentumsanteils. So iſt die Reederei die 
Geſellſchaft von Miteigentümern eines Schiffes 
gerade in dieſer beſonderen Eigenſchaft behufs Ver⸗ 
wendung des Schiffes zum Erwerbe durch die Seeſchif⸗ 
fahrt für n Rechnung (8 489 Abſ. 1 
HGB.). Wenn nach 88 493, 494 HGB. durch 
den Korreſpondentreeder die Reederei „ohne Nen⸗ 
nung der einzelnen Mitreeder“ Dritten gegenüber 
berechtigt und verpflichtet wird, ſo iſt das doch 
nur eine abgekürzte Bezeichnung für die einzelnen 
Reeder, die in beſtimmter Weile haften (val. 
Joerges in ZHR. 49, 203). Die Einzelvor⸗ 
ſchriften weichen mehrfach von denen der Geſell⸗ 
ſchaft ab (Veräußerung des Anteils, Verpflichtung 
zu Nachleiſtungen uſw.); es handelt ſich eben um 
eine eigene ſeerechtliche Rechtsform auf der Grund⸗ 
lage des Geſellſchaftsrechts; es hat deshalb auch 
keinen Zweck zu unterſuchen, ob die berührten 
Einzelvorſchriften die Reederei mehr dem Vereine 
annähern, zumal es ſich doch nur wieder um einen 
nicht rechtsfähigen Verein handeln würde. 
III. Wohl aber iſt es von erheblicher Be⸗ 
deutung, daß gerade die Rechtsfähigkeit einer Reihe 
von Geſellſchaftsformen gewährt und damit zu: 
gleich dieſe Form im einzelnen Falle zertrümmert 
wurde. Denn indem das Vermögen nun aus⸗ 
ſchließlich der Juriſtiſchen Perſon zugewieſen wurde, 
konnte eine Rechtsgemeinſchaft und Teilhaberſchaft 
von Geſellſchaftern an dieſem Vermögen nicht mehr 
in Frage kommen, da ja die Perſonen der Ge⸗ 
ſellſchafter durchaus verſchieden waren von der 
das Unternehmen tragenden Juriſtiſchen Perſon. 
Vgl. RGE. vom 3. Dez. 1917. So handelt 
es ſich in diefen Fällen durchaus um ſelbſtändige, 
von Teilhaberſchaften unabhängige Beteiligungen. 
Die Aktiengeſellſchaft zeigt uns ge⸗ 
ſchichtlich den Uebergang von der Geſellſchaft zur 
Juriſtiſchen Perſon. In Holland genügten bei der 
ründung der großen Handelskompagnien die zu: 
nächſt für Einzelreiſen, Einzelzwecke gegründeten 
Gelegenheitsgeſellſchaften nicht mehr, als es ſich 
darum handelte, Gelder für eine dauernde Unter⸗ 
nehmung, für die Verwaltung der ſtaatlichen 
Kolonien und die Ausbeutung der hiefür ver⸗ 
liehenen Monopole aufzubringen: den Kompagnien 
wurden die Rechte der Juriſtiſchen Perſon vom 
Staate verliehen und ſie konnten nun von jedem, 
der ſich beteiligen wollte, Gelder auf Aktien ent: 


gegennehmen. So knüpft die Aktiengeſellſchaft 
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zunädjft überall an die ſtaatliche Verleihung an. 
Ihr Grundkapital wird in eine beſtimmte Anzahl 
von Mitgliederrechten zerlegt; wer ein ſolches Recht 
zu erlangen wünſcht, muß es durch Einzahlung 
übernehmen. Es handelt fi daher, da ſonſtige 
Verpflichtungen regelmäßig nicht zu übernehmen 
ſind, um eine Anſammlung von Kapital, um eine 
Kapitalgeſellſchaft. Da die Haftung auf die Ein⸗ 
zahlung beſchränkt iſt, den Aktionären aber der 
Anſpruch auf den ſie treffenden Teil des etwaigen 
jährlichen Gewinnes zuſteht, ſo beſteht im inneren 
Verhaltnis als Gegenleiſtung für die Geldhingabe 
bzw. als hauptſaͤchliches Mitgliedſchaftsrecht der 
Anſpruch jedes Aktionärs auf den ihn treffenden 
Teil des Ertrags und zugleich nach Auflöſung der 
Geſellſchaft, d. h. nach Wegfall der Juriſtiſchen 
Perſon, der Anſpruch auf den entſprechenden Teil 
des nach Zahlung der Schulden verbleibenden 
Vermöͤgensreſts. 

B. Ob die Rommanditgeſellſchaft auf 
Aktien ſich mehr der Kommanditgeſellſchaft oder 
mehr der Aktiengeſellſchaft anſchließt, iſt bei der 
unbeſtimmten Faſſung des deutſchen Geſetzes ſehr 
beſtritten; ich nahm früher das erſtere an, komme 
jetzt aber zu letzterer Auffaſſung. Wohl iſt, ſchon 
nach der Bezeichnung. vorherrſchend die Kommandit⸗ 
geſellſchaft, wobei das Kommanditenkapital in 
Aktien zerlegt und ſelbſt gewiß nicht, wie vielfach 
angenommen wird, mit dem Rechte der Juriſtiſchen 
Perſon ausgeſtattet iſt; für eine ſolche fehlt es 
an jeder Selbſtändigkeit gerade nach außen. Aber 
einerſeits iſt eine Kommanditgeſellſchaft des per- 
ſoͤnlichen offenen Handelsgeſellſchafters mit der 
in Aktien zerlegten Kommanditiſtengeſamtheit ſchwer 
denkbar, andererſeits wird man nach der Faſſung 
des 8 320 Abſ. 3 und nach der Auffaſſung zur 
Zeit der Erlaſſung des Geſetzes annehmen müſſen, 
daß 8 320 Abſ. 8 HGB. auf 8 210 Abſ. 1 verweiſt 
und damit auch die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
zur Juriſtiſchen Perſon erklärt. So gilt hier alles, 
was für die Aktiengeſellſchaft erklärt wurde. Die 
Kommanditiſtengeſamtheit ließe ſich noch am ehe⸗ 
ſten als Geſamthandsgeſellſchaft erklären. 

Eine erleichterte Abart der Aktiengeſellſchaft 
und wie dieſe und die Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien Handsgeſellſchaft iſt 

C. die G. m. b. H., bei der das Stamm⸗ 
kapital in Stammeinlagen zerlegt, zugleich aber 
auch die Möglichkeit von Nachſchüſſen vorgeſehen 
iſt, während die Rechte der Geſellſchaſter denen 
der Aktionäre entſprechen. | 

D. Die Gewerkſchaft iſt wie die AG. 
Juriſtiſche Perſon, der Kux ſteht der Aktie ſehr 
nahe (vgl. Silberſchmidt im Arch. f. R. u. 
WPh. 11, 239 f.). 

Endlich iſt Juriſtiſche Perſon und regelmäßig 
Kaufmann 

E. die Eingetragene Genoſſenſchaft 
mit gemeinſchaftlichem Geſchäftsbetrieb zum Zwecke 
der Förderung des Erwerbes oder der Wirtſchaft 
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ihrer Mitglieder. Mit Recht ſtellt Waldecker 
(dgl. JurLit Bl. 1916, 112, 35 R. 77, 354 f. und 
eingetragene Genoſſenſchaft S. 137 f.) an und für 
ſich die Eingetragene Genoſſenſchaft, worauf ja der 
gemeinſchaſtliche Geſchäftsbetrieb und der Förde⸗ 
rungszweck hinweiſen, als wirkliche Geſellſchaft der 
Offenen Handelsgeſellſchaft an die Seite und ver⸗ 
weiſt auf die Verwandtſchaft zwiſchen Kapitalanteil 
und Geſchaftsguthaben und die urſprünglich un⸗ 
beſchränkte Solidarhaft. Aber entſcheidender Unter⸗ 
ſchied iſt doch die Juriſtiſche Perſönlichkeit, wenn 
auch bei der G. m. u. H. und m. b. H. die Ge⸗ 
noſſen den Gläubigern unmittelbar haften und 
bei der G. m. u. Nachſchußpflicht unbeſchränkt 
bedungepflihtig find. | 
Als Juriſtiſche Perſonen erſcheinen auch 
die während des Krieges gebildeten, rechtsfähigen 
„Geſellſchaften“, in denen während des Krieges 
durch den Reichskanzler oder die Landeszentral⸗ 
behörden natürliche und Juriſtiſche Perſonen ſowie 
Geſellſchaſten auch gegen ihren Willen vereinigt 
werden. Hier entſteht nun ein, gleichfalls Geſell⸗ 
ſchaft genanntes, Gebilde, welches nicht, wie dieſe, 
auf Grund des freien Willens der Teilhaber zu⸗ 
ſammentritt und zuſammenwirkt, ſondern das durch 
ſtaatlichen Zwang zuſammengeführt wird, ſich eine 
Satzung gibt und auf Grund dieſer ſowie des Ge⸗ 
ſetzes als vom Staat anerkannte Perſönlichkeit 
auftritt. So werden durch die BRBek. vom 
12. Juli 1915 die Landeszentralbehörden ermäch⸗ 
tigt, die Beſitzer von Steinkohlenbergwerken und 
Braunkohlenbergwerken allgemein oder für be⸗ 
ſtimmte Bezirke oder für beſtimmte Arten von Berg⸗ 
werkserzeugniſſen ohne ihre Zuſtimmung zu Ge⸗ 
ſellſchaften zu vereinigen, denen die Regelung der 
Förderung ſowie der Abſatz der Bergwerkserzeug⸗ 
niſſe der Geſellſchaſter obliegt. Die Satzung hat 
Beſtimmungen über die Höhe des Betriebskapitals 
und die Art ſeiner Aufbringung zu treffen, die 
Geſellſchaſtsorgane haben die Beteiligung der Ge⸗ 
ſellſchafter an der Förderung und am Abſatz feſt⸗ 
zuſetzen, die Geſellſchafter haben ihre Förderung 
der Geſellſchaft bei Meidung von öffentlicher Strafe 
zur Verfügung zu ſtellen. Die Begründung (Kriegs⸗ 
buch 4, 596) ſelbſt zu der Verordnung nennt 
dieſe Geſellſchaften „Zwangsgeſellſchaften“ und 
ſtellt ihnen entgegen den Weg des freiwilligen Zu⸗ 
ſammenſchluſſes, den ſie in erſter Reihe begünſtigt 
und der bisher auch tatſächlich die Bildung der 
Zwangsgeſellſchaften im Bergbau (vgl. Flechtheim 
in JW. 15, 885, Grünebaum in Ru W. 15, 261, 
Hachenburg in 23. 15, 1062, Laband in DI. 
15, 839) unnötig gemacht hat. 
In ähnlicher Weile iſt durch die BRBek. vom 
7. Marz 1917 der Reichskanzler ermächtigt worden, 
die Herſteller von Schuhwaren auch ohne ihre 
Zuſtimmung zu Geſellſchaften zu vereinigen, denen 
die Regelung der Herſtellung und der Abſfatz ob» 
liegt. Die Satzung hat die Höhe des Betriebs⸗ 
kapitals und die Art ſeiner Aufbringung ſowie 
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die Beiträge der Geſellſchafter feſtzuſetzen. Soweit 
nicht die Satzung Ausnahmen zuläßt, find die 
Geſellſchafter verpflichtet, der Geſellſchaft ihre Er⸗ 
zeugniſſe an Schuhwaren zum Zwecke des Abſatzes 
zu überlaſſen. Zur Ueberwachung der Herſtellung 
und des Abſatzes wird ein Ueberwachungsausſchuß 
vom Reichskanzler unter deſſen Aufficht berufen. 
Dieſer Ausſchuß, dem ein Vertreter des Reichs⸗ 
kanzlers angehört, hat der Gefellſchaft und ihren 
Mitgliedern Anweiſungen über die Erzeugung und 
den Abſatz ſowie die Preiſe zu erteilen. Die Ge⸗ 
ſellſchaft iſt rechtsfähig, aber gewiſſe rechtsgeſchäft⸗ 
liche Verfügungen der Geſellſchafter ſind bei Strafe 
der Nichtigkeit nur mit Zuſtimmung des Ueber⸗ 
wachungsausſchuſſes zuläſſig. Dieſem gegenüber 
beſteht eine ſtrafrechtlich geſchüͤtzte Auskunſtspflicht, 
er hat auch Beſchlagnahmerecht. 

Dieſen Zwangsgeſellſchaften verbleibt von den 
Geſellſchaftsgrundſätzen nur noch ein gewiſſes, auch 
wieder durch die Rückſichten auf das Gemeinwohl 
beſchränktes, Beteiligungsrecht. Sie find, ähnlich 
wie die auf Grund der BRBek. vom 18. Ok⸗ 
tober 1914 gebildeten Genoſſenſchaften zur Boden⸗ 
verbeſſerung von Moor-, Heide⸗ und ähnlichen 
Ländereien der preuß. VO. vom 7. November 1914 
und wie die Waſſergenofſenſchaften, denen dieſe 
nachgebildet find (8 13 der preuß. BO.), Genofſen⸗ 
ſchaften (vgl. Laband S. 839, Grünebaum S. 264) 
und man ſollte die Bezeichnung „Geſellſchaft“, die 
ſchon ausgeſchloſſen iſt, ſobald Juriſtiſche Perſön⸗ 
lichkeit vorliegt, vermeiden. Wie weit dieſe Zwangs⸗ 
geſellſchaften öffentlich- rechtlicher Art find, kann 
hier nicht unterſucht werden; daß eine ſtarke 
Miſchung mit öffentlich⸗ rechtlichen Beſtandteilen 
vorliegt, iſt ſelbſtverſtaͤndlich. Dies iſt auch bei 
der großen Zahl von Kriegsgeſellſchaften der Fall, 
die als Geſellſchaften m. b. H. und als Aktien⸗ 
geſellſchaſten ins Leben gerufen wurden, „um in 
gemeinnütziger Weiſe Erzeugniſſe oder Rohſtoffe 
gemeinschaftlich zu beziehen, zu verteilen und zu 
verwerten“ (Kriegsbuch 1, 558). Je mehr über⸗ 
haupt durch den Krieg der Staat gezwungen war, 
regelnd in das Gebiet der Wirtſchaſt einzugreifen, 
deſto mehr tritt die Bedeutung der gemiſcht⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebe hervor, die ſchon 
in den letzten Jahren vor dem Kriege meiſt als 
Aktiengeſellſchaften, Geſellſchaſten m. b. H. oder 
eingetragene Genoſſenſchaften mit Beteiligung und 
Einflußnahme (vorbehaltene Auſſichtsratsſtellen, 
Zuordnung von Vertretern mit Aufſichts⸗ und 
etwaigem Verbietungsrecht) des Staates, der Ge⸗ 
meinden und öffentlichen Verbände immer größere 
Bedeutung gewonnen. Vgl. Freund in DIZ. 
1911, 1113, Matthaei im RuW. 1914, 154, 
Frielinghaus ebenda 1912, 467. Auf dieſe Weiſe 
beteiligt ſich der ſtaatsrechtliche Verband an den 
Unternehmungen des bürgerlichen Rechts, indem 
er entweder allein deren Formen benutzt, z. B. 
ſaͤmtliche Aktien einer Aktiengeſellſchaft zeichnet oder 
ſich mit andern ſtaatsrechtlichen Verbänden oder 


bürgerlich rechtlichen Geſellſchaften zu Juriſtiſchen 
Perſonen oder Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts 
vereinigt. So iſt z. B. im Kriege die Reichs⸗ 
getreideſtelle begründet worden mit einer Verwal⸗ 
tungsabteilung, die eine Behörde iſt und vom 
Reichskanzler ernannt wird, und einer Geſchäfts⸗ 
abteilung, die Geſellſchaft m. b. H. iſt und deren 
Auffichtsrats⸗Vorfitzender der Vorfigende des Direk⸗ 
toriums der Verwaltungsabteilung iſt (Kriegsbuch 
4. 104); dagegen iſt z. B. die Reichsfuttermittel⸗ 
ſtelle nur als Behörde geſtaltet (Kriegsbuch 4, 499), 
die allerdings in enger Verbindung mit der Be⸗ 
zugsvereinigung der Deutſchen Landwirte G. m. b. H. 
ſteht. Geſellſchaftsrechtlich können dieſe Grün⸗ 
dungen nur Vorſtufen künftiger Neubildungen dar⸗ 
ſtellen, während es fich für fie jetzt darum handelt, 
mit dem Gegebenen auszukommen und mit den 
Formen des bisherigen Rechts Anforderungen zu 
erfüllen, die vorher noch nicht auſtraten. 

Fraglich kann dabei ſein, ob die Zuſammen⸗ 
faffung der geſellſchaftlichen oder körperſchaftlichen 
Einzelperſönlichkeiten in große Geſamtbildungen 
zuläffig erſcheint. Am wenigſten wird ſich gegen 
die Bildung von Geſellſchaſten des bürgerlichen 
Rechts durch öffentlich⸗rechtliche und bürgerlich: 
rechtliche Perſönlichkeiten erinnern laſſen. 

Wenn Handelsgeſellſchaften oder Genoſſen⸗ 
ſchaften ſelbſt wieder die Geſellſchafter einer offenen 
Handelsgeſellſchaft oder die perſönlich haftenden 
Geſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaſt auf Aktien 
bilden ſollen, was jetzt überwiegend für zuläſſig 
erklärt wird, ſo handelt es ſich meiſt darum, durch 
die Zuſammenfaſſung der Einzelgeſellſchaften ein 
größeres Unternehmen und insbeſondere eine größere 
Haltbarkeit zu ſchaffen, vor allem haufig darum, 
die G. m. b. H., die Kommanditgeſellſchaft und 
die Genoſſenſchaft, alſo Formen mit abgeſchwächter 
Haftung, durch Zuſammenfaſſung in offene Handels⸗ 
geſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften zu ftärken 
und zu ſtützen. Die Geſellſchafter der alten Ge⸗ 
ſellſchaft werden als ſolche (haufig freilich perſön⸗ 
lich neben ihrer Geſellſchaſt) nicht Teilhaber der 
neuen, ſondern es entſteht eine neue, mittelbare 
Form der Beteiligung. Wenn ſämtliche Teilhaber 
der alten Offenen Handelsgeſellſchaft oder Romman⸗ 
ditgeſellſchaft, Vorſtand und Aufſichtsrat der alten 
Aktiengeſellſchaft, Geſchäftsſührer und Geſellſchafter⸗ 
verſammlung der alten G. m. b. H. einſtimmig 
damit einverſtanden find, wird der Regiſterrichter 
wenig Bedenken gegen die Eintragung der neuen 
Geſellſchaft haben. Anders aber, wenn die maß⸗ 
gebende Erklärung des Vertretungsberechtigten ohne 
oder gegen den Willen einzelner Geſellſchafter ab⸗ 
gegeben wurde. Die nur mittelbare Beteiligung 
bedeutet eine weſentliche Schwächung der Geſell⸗ 
ſchafterrechte, die Anwendung der 88 108, 162, 
153, 182 Abſ. 2 Ziff. 2, 274 HGB. wird hier 
Vergewaltigungen vermeiden laſſen. 

V. Nach dieſen Grundſätzen ware eine ein: 
heitliche Gliederung des deutſchen Geſellſchaftsrechtes 
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möglich, wenn man von dem Begriffe der Geſell⸗ 
ſchaft als der gegenſeitigen Verpflichtung des Zu⸗ 
ſammenwirkens zu einem gemeinſchaftlichen Zwecke 
ausgeht, wobei aber ſchon die Handelsgeſellſchaften 
mit eigener Rechtsperſönlichkeit gewiſſe Schwierig⸗ 
keiten bieten. Nun wird aber der Geſellſchafts⸗ 
begriff gemeinhin und zwar von Alters her in 
noch viel weiterem Umfange verwendet. Dem 
gegenüber erübrigt nur, mit dem Reichsgerichte 


die Begriffsbeſtimmung des Geſetzes durchzuführen 


und daneben dann den Begriff der „geſellſchafts⸗ 
ähnlichen Rechtsverhältniſſe“ (vgl. Silberſchmidt, 
Das „ geſellſchaftsähnliche Rechtsverhältnis“ in 
3 R. 79 [1916], 465 |. und „Die Zeitdauer als 
Einteilungsgrund der vertraglichen Schuldverhält⸗ 
niſſe“ in Bay ZfR. 12 [1916], 369 f. ſowie Joſef, 
Geſellſchaftsahnliche Rechtsverhältniſſe bei Holdh. 26 
[1917], 975.) aufzuſtellen. Um ſolche handelt es 
ſich dann insbeſondere, wenn 

1. mehrere Perſonen zu einem nicht gemein⸗ 
ſamen Zwecke zuſammenwirken, insbeſondere, wie 
bei den Kartellen niederer Ordnung, jeder für 
ſich Vorteile erſtrebt oder wenn das Unternehmen 
nur im einſeitigen Zwecke des Unternehmers ge⸗ 
führt wird, aber andere dasſelbe fördern und da⸗ 
für in ſchuldrechtlicher Weiſe, ohne Rechtsgemein⸗ 
ſchaft, daran beteiligt werden, oder aber 

2. wenn es an jedem Zuſammenwirken fehlt 
und Beteiligung nur aus Freigebigkeit oder gegen 
Entgelt gewährt wird. Die ſchuldrechtliche, früher 
ſog. partiariſche, Beteiligung tritt ja in zahlreichen 
Fallen zu ſonſtigen Schuldverhältniſſen (Pacht, 
Miete, Dienſtvertrag, Werkvertrag, Darlehen uſw.) 
hinzu. Sache des Einzelfalls iſt es zu entſcheiden, 
was oft nicht leicht iſt, ob z. B. bürgerlich ⸗ recht⸗ 
liche Geſellſchaft, Stille Geſellſchaft oder Darlehen 
mit ſchuldrechtlicher Beteiligung vorliegt. Wenn 
z. B. in RGZ3. 88, 109 das Verhältnis zwiſchen 
Ausſtellung und Ausſtellungswirten ein nur „ge⸗ 
ſellſchaftsähnliches Zuſammenwirken für einen ge⸗ 
meinjchaftlichen Zweck“ genannt wird, weil die Aus⸗ 
ſtellung allein den Zweck und die Ausführungsmittel 
beſtimme, ſo würde entweder nur ein „geſellſchafts⸗ 
ähnliches Zuſammenwirken“, aber nicht für einen 
gemeinſamen Zweck, oder tatſächlich Geſellſchaft 
vorliegen, weil „Unterorgan und Organismus“, 
wie das Reichsgericht das Verhältnis zeichnet, zum 
gleichen Zwecke zuſammenwirken und die Erzielung 
eines zugleich beiden Teilen nützenden zahlreichen 
Beſuchs recht wohl ein gemeinſchaftliches Ziel dar⸗ 
ſtellen kann. Aehnlich liegt es bei den von Joſef 
herangezogenen Beiſpielen des Vertrags zwiſchen 
Muſiker und Wirt ſowie der Vereinigung von 
Rechtsanwälten und von Aerzten zur Berufsaus⸗ 
übung. Geſellſchaft kann in allen dieſen Dingen 
vorliegen, auch zwiſchen zwei bei verſchiedenen Ge⸗ 
richten zugelaſſenen Anwälten (RG. bei DIZ. 1907, 
360), und es wird Sache des Einzelfalls ſein feſt⸗ 
zuſtellen, was die Parteien wirklich beabſichtigt 
haben. Dagegen würde ich in dem von Joſef auch 
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herangezogenen Falle (S. 103) der Beteiligung des 
Verkäufers einer Sache oder eines Rechts an einem 
ſpäteren Uebererlös bei Weiterverkauf durch den 
Käufer, Geſellſchaft regelmäßig, insbeſondere ſoweit 
nicht auch Teilnahme am Verluſte vereinbart iſt und 
die Parteien tatſächlich zum Verkaufe gemeinſchaft⸗ 
lich zuſammenwirken wollen, nicht annehmen. Hier 
liegt häufig eine Nachwirkung des einzelſtaatlichen 
Güterrechts, regelmäßig eine Ausgleichung des 
Preiſes vor. Wenn Joſef (S. 155) glaubt, das 
geſellſchaftsähnliche Rechtsverhältnis ſpiele noch in 
zahlreichen anderen Rechtslagen eine Rolle, ſo kann 
ſich auch das nur auf Einzelfälle beziehen, be⸗ 
grifflich dürfte der Kreis durch die in Ziffer 1 
und 2 oben angeführten Fälle geſchloſſen fein. 
Entſcheidend iſt immer, ob ein Zuſammenwirken 
zu einem gemeinſchaftlichen Zwecke vorliegt; zu 
RGz3. 90, 14 geftatte ich mir auf 30 R. 79, 
467 / 8 zu verweiſen. 

Die Folgerung aus der Annahme des „ geſell⸗ 
ſchaftsähnlichen Rechtsverhältniſſes“ wäre an ſich 
die ſinngemäße Anwendung der Geſellſchaftsgrund⸗ 
ſätze. Nun haben aber die „ geſellſchaftsähnlichen 
Rechtsverhaltniſſe“, worauf ich ſchon früher hinge⸗ 
wieſen habe, gerade das beſondere Merkmal der 
Geſellſchaft, das Zuſammenwirken zu einem ge⸗ 
meinſchaftlichen Zwecke, aus dem die Geſellſchafts⸗ 
grundſätze abgeleitet werden, nicht. Es konnte 
deshalb von einer unmittelbaren Anwendung dieſer 
Rechtsſätze regelmäßig keine Rede ſein, das Reichs⸗ 
gericht iſt deshalb mit Recht auf das naͤchſt über⸗ 
geordnete Rechtsverhältnis zurückgegangen, das auf 
Dauer berechnete Vertrauensverhältnis oder, da 
jedes auf Dauer berechnete Schuldverhaͤltnis des 
Vertrauens bedarf, das dauernde Schuldverhältnis. 
Ihm wurden die Regeln für die Fragen der Kün⸗ 
digung, des Rücktritts, der Leiſtung uſw. ent⸗ 
nommen, da in den in Frage kommenden Fällen 
ein Zuſammenwirken zu einem gemeinfchafllichen 
Zwecke nicht vorlag. Und damit find wir nun bei 
der Gliederung des deutſchen Geſellſchaftsrechts 
wieder bei dem Ausgangspunkt angelangt, von dem 
aus die dargelegte Einteilung ſtattzufinden hat. 


Die geſetzliche Vertretung der Ninder⸗ 
jährigen im Falle der Fürſorgeerziehung. 
Von Konrad Wedermann, K. Amtsgerichtsrat 
in Nürnberg. 

a) Umfang und Bedeutung der geſetz⸗ 
lichen Vertretung. 

1. Der Vormund hat das Recht und die Pflicht, 
für die Perſon und das Vermögen des Mündels 
zu ſorgen, insbeſondere das Mündel zu vertreten.“) 
Ebenſo hat der Vater kraft der elterlichen Gewalt 
das Recht und die Pflicht, für die Perſon und 


1) 8 1793 BOB. 
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das Bermögen des Rindes zu ſorgen.“) Die Syrge 
für die Perſon und das Vermögen umfüßt die 
Vertretung des Kindes.“) Die elterliche Gewalt 
it alſo ihrer weſentlichen Grundlage nach eine 
dormunibſchaftliche Stwalt im modernen Sinm 
der Vormundſchaft, d. h. eine dem Beſten des 
Kindes dienende Schutzeinrichtung. Wie bei der 
Vormundſchaft, jo umfaßt auch bei der elterlichen 
Sewalt das Recht und die Pflicht, für die Perſon 
und das Vermögen des Kindes zu ſorgen, die ge⸗ 
10 Vertretung des Kindes.“) Grundſätzlich find 
alſo der Inhaber der elterlichen Gewalt und der 
Vormund rechtlich einander gleichgeſtellt, wie auch 
das rechtliche Verhältnis des Kindes gegenüber 
dem Inhaber der elterlichen Gewalt demjenigen 
des Mündels gegenüber dem Vormund entſprichk. 
Wat für das Mündel gilt, gilt auch in dieſer 
Beziehung für das Kind. Aus dem Begtiff der 
geſetzlichen Stellvertretung ergibt fich nach dem 
Grundſatz ber unmittelbaren Stellvertretung, daß 
der Vormund, ſowohl in den die Perſon, als in 
den das Vermögen des Mündels betreffenden An⸗ 
gelegenheiten im Namen des ndels Rechts⸗ 
geſchäfte vorzunehmen und Rechtsſtreitigkeiten zu 
führeit berechtigt iſt, ſowie daß ihm gegenüber 
als dem Vertreter des Mündels Rechtsgeſchäfte 
vorgenommen werden können, ferner daß in den⸗ 
jenigen Fällen, in welchen das Geſetz die Wirk: 
ſamkeit eines Rechtsgeſchäftes von der Einwilligung 
oder Genehmigung des geſetzlichen Vertreters ab: 
hängig macht, der Vormund es iſt, welcher in 
Anſehung des Mändels die Einwilligung oder 
Genehmigung zu eiteilen oder zu verweigern hat.“) 
Nicht vorgeſchrieben iſt, daß der Vormund in 
allen Fällen, in welchen er katfächlich Geſchäfte 
des Mändels beſorgt, dieſe auch ausdrücklich im 
Namen des Mündels ſchließen fol. Eine der: 
artige Vorſchrift wäre in Wirklichkeit nicht durch⸗ 
führbar, da es viele Geſchäfte gibt, welche er⸗ 
fahrungsmäßig nicht auf einen beſtimmten Namen 
geſchloſſen werden, und welche auch ein Vormund 
trotz einer dies verlangenden Vorſchriſt tatſächlich 
niemals auf den Namen des Mündels ſchließen 
wird, z. B. alle geringfügigen Bareinkäufe in den 
Läden oder auf den Mär en der Vormund iſt 
alſo allgemein verpflichtet, im Namen des Mündels 


zu handeln, wie es das Beſte des Mündels ver: 


langt und, wenn ein entgegengeſetztes Verfahren 
dem Mündel gefährlich werden kann. Nicht zu 
überſehen iſt dabei, daß bei einer Reihe wichtiger 
Geſchäfte, wie namentlich den Lehr: und Dienfi⸗ 
vertragen, die Wirkſamkeit dieſer Geſchaͤfte von 
der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ab⸗ 
hängig iſt, dieſe Genehmigung aber nur dann er⸗ 
teill wird, wenn das Geſchäft in einer den Mündel 


) 81630 BGB. 
) Motive zum BB. IV 724, 
) Motive IV 1083, 


3) Lies BER. 


r e Art abgeſchloſſen if.) Da die geſetz⸗ 
iche Vettretung des Mündels ein Ausfluß der Für⸗ 
ſorge iſt, To ſteht grundſäatzlich die geſetzliche Ver⸗ 
tretung des Mündels in perſönlichen An elegen⸗ 
heiten demjenigen zu, dem die Sorge f | 
Perſon des Mündels obliegt, die geſetzliche Ver⸗ 
tretung des Mündels in Vermögeilsangelegenheiten 
demjenigen, dem die Sorge für das Vermögen 
des Mündels obliegt. | 

2, Die Sorge für die Perſon des Kindes um- 
faßt das Recht und die Pflicht, das Kind zu er⸗ 

kehen, zu beaufſichtigen und feinen Aufenthalt zu 
eſtimmen.“ | 5 

Eine der, wichtigſten Seiten der Sorge für die 
Perſon des Kindes in talſächlicher Hinſicht if die 
Sotge für bie Erziehung. Die Erziehungsgewalt 
umfaßt die Pflicht und das Recht, in einer dem 
Wohle, den Fähigkeiten und den Anlagen, ſowie 
den forfftigen Berhältniffen des Kindes entſprechen⸗ 
den Weiſe für die körperliche, geiſtige und insbe: 
ſondere auch die ſtttliche Ausbildung des Kindes 
zu ſorgen, das Kind zu einem beſtimmten Lebens⸗ 
beruf fähig zu machen und zur Erreichung dieſer 
Ziele überhaupt die Handlungen des Kindes zu 
leiten. Die Pflicht und das Recht zur Erziehung 
enthalten naturgemäß auch die Befugnis, die zum 
Zwecke der Erziehung gefaßten Beichlüffe gegen- 
über dem Kinde durchzuführen. Das Kind iſt 
dem Inhaber der Erziehungsgewalt inſoweit Ge⸗ 
horſam ſchuldig und der Inhaber der Erziehungs⸗ 
gewalt befugt, die Durchführung der getroffenen 
Maßregeln durch Anwendung von angemeffenen 
Zuchtmitteln zu erzwingen.“) 

3. Grundſötzlich iſt die Vertretungsmacht des 
Inhabers der elterlichen Gewalt und des Vor⸗ 
mundes undbeſchränkt.“) Allein dieſer Grundfatz 
erleidet eine mehrfache Ausnahme. Denn die Ver⸗ 
tretung des Kindes ſteht dem Vater inſoweit nicht 
zu, als nach § 1795 BGB. ein Vormund von 
der Vertretung des Mündels ausgeſchloſſen iſt.“) 
Auch kann das Bormundſchaftsgericht nach $ 1796 
BGB. dem Vater die Vertretung entziehen. Wird 
namentlich das körperliche oder geiſtige Wohl des 
Kindes dadurch gefährdet, daß der Vater das 
Recht der Sorge für die Perſon des Kindes miß⸗ 
bräucht, das Kind vernachläſſigt oder ſich eines 
ehrloſen oder unſittlichen Berhaltens ſchuldig macht, 
ſo hat das Vormundſchaftsgericht die zur Abwen⸗ 
dung der Gefahr erforderlichen Maßregeln zu 
treffen.“) 

4. Die Entziehung der elterlichen Gewalt als 
ſolche kennt das BGB. nicht. Nur die einzelnen 
Beſtandteile, das Recht für die Perſon des Kindes 
zu ſorgen, das Recht für deſſen Vermögen zu ſorgen, 


) Motive IV 1087. 

7) 8 1631 Abſ. 1 und 9 1800 BGB. 
e) Motive IV 750. 

) Motive IV 740 und 1084. 

16) § 1630 BOB. 

1) 8 1666 Abſ. 1 BER. 


ür die 
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konnen entzogen werden. Wird die Sorge für 
die Perſon und das Vermögen entzogen, jo kommt 
im Ergebnis die Entziehung der einzelnen Beſtand⸗ 
teile der Beendigung der elterlichen Gewalt nahe; 
dieſe verbleibt aber als ſolche dem Inhaber der 
elterlichen Gewalt. Wird die Sorge für die Perſon 
entzogen, ſo wird dadurch zugleich die Vertretungs⸗ 
macht in den perjönlichen Angelegenheiten des Kindes 
entzogen.“) Das Vormundſchaftsgericht kann aber 
dem Vater das Recht der Sorge für die Perſon 
nicht nur ganz entziehen, ſondern dieſes Recht auch 
nur in einzelnen Teilen beichränten. Das Bor: 
mundſchaſtsgericht hat alſo auch die Befugnis, dem 
Vater einzelne, auf dem Rechte der Fürſorge für 
die Perſon beruhende Rechte z. B., das Recht die 
Erziehung des Kindes zu leiten, ganz oder teil⸗ 
weiſe zu entziehen.“) 


b) Die rechtliche Bedeutung der 
Fürſorgeerziehung. 


Die Fürſorgeerziehung iſt nach dem Bayeriſchen 
Fürſorgeerziehungsgeſetze vom 21. Juli 1915 die 
auf öffentliche Koſten vom Vormundſchaftsgericht 
angeordnete und unter Auſfſicht der Diſtriktsver⸗ 
waltungsbehoͤrde durchgeführte Unterbringung eines 
Minderjährigen in einer geeigneten Familie, oder 
in einer Erziehungsanſtalt zum Zwecke ſeiner 
Erziehung.“) Dieſe durch Art. 135 EG. BGB. 
zugelaſſene landesrechtliche Fürſorgeerziehung 
iſt eine öffentlich⸗rechtliche Maßregel, die mit der 
Beſſerung des Jugendlichen zugleich den 
Schutz der Allgemeinheit bezweckt. Der 
Staat hat durch die Fürſorgeerziehung eine Schutz⸗ 
maßregel gegen die dem Gemeinwohl jchädliche 
Verwahrloſung der Jugend geſchaffen. Aber er 
hat mit dieſer Schutzmaßregel weder den Zweck noch 
die Abſicht verbunden, in das privatrechtliche Ver⸗ 
hältnis der Eltern zu den Kindern einzugreifen 
oder die mit der elterlichen Gewalt und den Rechten 
des Vormundes verknüpften Befugniſſe einzu⸗ 
ſchraͤnken, abzuändern und umzugeſtalten. ““) Durch 
die Anordnung der Fürſorgeerziehung wird dem: 
jenigen, dem die Sorge für die Perſon des Minder⸗ 
jährigen zuſteht, nur das Recht der Er⸗ 
ziehung des Minderjährigen entzogen und ein 
Erziehungsrecht des Staates begründet.“) 
In den Fallen, in denen die hiezu in erſter Linie 
berufenen Perſonen die Erziehung der ihnen an⸗ 
vertrauten Minderjährigen nicht hinreichend leiten 
konnen oder nicht leiten wollen, greift der Staat 
helſend ein, aber auch nur dann, wenn kein anderes 


15) ZBF G. Bd. 16 S. 620. 

18) 1 Bd. 15 S. 390 und BaygfR. 1910 
Nr. 20 — 21 S. 388. 

14) Bay BBl. 1915 S. 595; empfehlenswerte 
Handausgaben, Marſchall⸗Ehrhardt und beſonders die 
ediegenen Erläuterungen von Schiedermair: München 


917. 
10) Were d. 17 S. 143. 
1%) Marſchall⸗Ehrhardt S. 4. 
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Mittel übrig iſt, wenn die Fürſorgeerziehung alſo 
das letzte Auskunftsmittel bildet. Die Eigenart 
der Fürſorgeerziehung als Schutzmaßregel ergibt 
ſich weiter auch daraus, daß die Fürſorgeerziehung 
wieder aufzuheben iſt, wenn der Zweck der Für⸗ 
ſorgeerziehung erreicht iſt,“'“) oder wenn die Voraus⸗ 
er für die Anordnung weggefallen find, wenn 
alſo z. B. der Minderjährige ſich vollſtändig ge⸗ 
beſſert hat, oder wenn ſich dritte Perſonen, etwa 
nahe Verwandte des Minderjährigen, freiwillig 
zur Fortſetzung der Erziehung aus eigenen 
Mitteln erboten haben, ſo daß öffentliche Mittel 
und die Mitwirkung der ſtaatlichen Behörden nicht 
mehr in Anſpruch genommen werden müſſen. Aus⸗ 
drüdli muß dabei darauf hingewieſen werden, 
daß die Fürſorgeerziehung auf die Erziehung 
des Jugendlichen ſich beſchränkt, nicht die Aus⸗ 
bildung des Jugendlichen in einem Berufe zum 
Gegenſtand hat. Die Fürſorgeerziehung umfaßt 
die Sorge für die körperliche, geiſtige und ſittliche 
Ausbildung des Minderjährigen und die dieſem 
Zwecke dienende Leitung der Handlungen des 
Minderjährigen.) Sie hat den Zweck, dem 
Jugendlichen die nötigen Kenntniſſe des Geiſtes, 
die erforderliche Pflege des Körpers und die gründ⸗ 
liche Entwicklung ſeiner ſittlichen Eigenſchaften zu 
gewähren, damit er dadurch die Fähigkeit erlangt, 
ſich ſpäter zu einem beſtimmten, für ihn geeigneten 
Berufe auszubilden. Die Erziehung iſt alſo nur 
die Vorſtufe und die Grundlage für die fpätere 
Ausbildung in einem Berufe. Die Flürſorge⸗ 
erziehung beſchränkt ſich auf die Ausbildung in 
den Schulkenntniſſen, in den ſittlichen und reli⸗ 
gidſen Grundſätzen und auf die Pflege und ge⸗ 
deihliche Entwicklung des Körpers. Sie wird 
durchgeführt durch die Unterbringung in einer ge⸗ 
eigneten Familie, oder in einer Erziehungsanſtalt; 
und zwar darf die Unterbringung nur ſolange 
dauern, als es der Zweck der Erziehung und 
N Zweck der Erziehung erſorderlich 
macht. 


c) Ergebnis. 


Aus dem Begriff und dem Umfang der geſetz⸗ 
lichen Vertretung gegenüber der Bedeutung und 
der Natur der Fürſorgeerziehung muß gefolgert 
werden: 

1. Die Fürſorgeerziehung iſt das Recht auf 
Erziehung. Sie iſt alſo nicht nur ein tatſaͤchliches 
Verhältnis, ſondern ſie iſt auch ein Rechtsverhältnis. 
Nur die Ausübung der Erziehung beſteht in tat⸗ 
ſächlichen Handlungen, wie Schulunterricht, Reli⸗ 
gionsunterricht, gewiſſenhafte Ueberwachung und 
angemeſſene Beſchäftigung in der ſchulfreien Zeit, 
Pflege des Körpers uſw. Die Fürſorgeerziehung 
ſelbſt iſt aber ein Rechtsverhältnis; denn ſie iſt 
das Recht zur Erziehung; und das Erziehungs⸗ 


) Art. 10 5E8. und 8 45 AB. vom 28. Juni 1902, 
JMBl. S. 629. 
10) Schiedermair S. 20. 
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recht begründet für den Inhaber der Erziehungs⸗ 
gewalt das Recht und die Pflicht, den Minder⸗ 
jährigen zu erziehen, die durch die Erziehung ver⸗ 
anlaßten Beſchlüſſe und Anordnungen durchzu⸗ 
führen und kraft des Erziehungsrechtes angemeſſene 
Zucht mittel anzuwenden. Der Minderjährige da⸗ 
gegen iſt dem Inhaber der Erziehungsgewalt gegen⸗ 
über zum Gehorſam kraft des Erziehungsrechtes 
verpflichtet.“) 

Die Fürſforgeerziehung iſt ein wichtiger Teil 
der Sorge für die Perfon; fie iſt jedoch nur ein 
Teil der die Sorge für die Perſon bildenden An⸗ 
gelegenheiten. Sie bildet nur einen Beſtandteil 
der Sorge für die Perſon. Das Recht der Sorge 
für die Perſon ſchließt i in ſich das Recht der geſetz⸗ 
ſetzlichen Vertretung in perfönlichen Angelegenheiten. 
Die Anordnung der Fürſorgeerziehung bewirkt nur 
die Entziehung des Erziehungsrechtes. Da dieſes 
nur ein Teil der Sorge für die Perſon iſt, wird 
alfo durch die Anordnung der Fürſorgeerziehung 
keineswegs das Recht der Sorge für die Perſon 
und demzufolge auch nicht das Recht der geſetz⸗ 
lichen Vertretung in perſönlichen Angelegenheiten 
und noch viel weniger in Vermöͤgensangelegen⸗ 
heiten entzogen. Die Anordnung der Fürſorge⸗ 
erziehung bewirkt alſo keine Aenderung in der ge⸗ 
ſetzlichen Vertretung der Minderjaͤhrigen.“) Die 
Richtigkeit dieſer Folgerung ergibt ſich namentlich 
aus folgender Probe: Angenommen, das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht kommt zu der Ueberzeugung, 
daß der Inhaber der elterlichen Gewalt das Kind 
jo ſtark nach jeder Richtung vernachläſſigt hat, 
daß ihm die Sorge für die Perſon des Kindes 
überhaupt zu entziehen, und daß gegen das 
Kind die Fürſorgeerziehung anzuordnen iſt, dann 
wird dem Gewalthaber die Sorge für die Perſon 
des Kindes entzogen und an Stelle des Vaters 
ein Pfleger für das Kind zur Ausübung der 
Sorge für die Perſon gemäß 38 1628, 1666 und 
1909 BGB. beſtellt; außerdem wird die Für⸗ 
ſorgeerziehung angeordnet. Daraus ergibt ſich, 
daß nicht die Anordnung der Fürſorgeerziehung, 
ſondern die Entziehung der Sorge für die Perſon 
des Kindes die Aenderung der geſetzlichen Ver⸗ 
tretung des Kindes bewirkt hat; denn unabhängig 
von der Fürſorgeerziehung und neben ihr wurde 
die Sorge für die Perſon entzogen und zur Aus⸗ 
übung der Sorge für die Perſon ein Pfleger be⸗ 
ſtellt. Dieſer hat nunmehr das Kind in ſeinen 
perjönlicgen Angelegenheiten zu vertreten, ohne 
daß dieſe geſetzliche Vertretung durch die Fürſorge⸗ 
erziehung beeinträchtigt wird. 

2. Die Entziehung des Erziehungsrechtes er⸗ 
folgt durch die Anordnung der Fürſorge⸗ 
erziehung. Wenn die Anordnung der Fürſorge⸗ 


1) 8 1631 Abſ. 2 BGB. 
5 > Marſchall⸗Ehrhardt S. 4 und Schiedermair 
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erziehung die geſetzliche Vertretung unberührt läßt, 


ſo muß dies von der Durchführung der Fürſorge⸗ 


erziehung in dem nämlichen Umſange gelten. Denn 


die Durchführung der Fürſorgeerziehung iſt nur 


die Folge der Anordnung, und die Folge kann 
keine ſtärkere Wirkung haben als ihre Urſache. In: 
folgedeſſen find die Diſtriktsverwaltungsbehörden 
darauf beſchraänkt, nur diejenigen Rechte und 
Pflichten auszuüben, die mit der Unterbringung 
der Minderjährigen in einer geeigneten Familie oder 
in einer Anſtalt zum Zwecke der Erziehung 
verbunden find. 

3. Demgemaͤß find die Diſtriktsverwaltungs⸗ 
behörden ausgeſchloſſen von der Vertretung bei 
allen Rechtshandlungen, die überhaupt nicht mit 
der Erziehung zuſammenhaͤngen; jo verbleibt dem 
elterlichen Gewalthaber oder dem Vormund nament⸗ 
lich die Befugnis zur Einwilligung der Ehe⸗ 
ſchließung § 1304 Abſ. 1 BGB.; die Befugnis 
zur Einwilligung in die Ehelichkeitzerklärung 
8 1728 BGB.; die Befugnis zur Schließung des 
Vertrags auf Annahme an Kindes Statt 8 1750 
BGB.; die Befugnis zur Begründung und Auf⸗ 
hebung des Wohnſitzes 88 BGB.; das Recht im 
Strafverfahren als Beiſtand zugelaſſen zu werden 
9 149 StPO.; das Recht zur Einlegung von 
Rechtsmitteln 9 340 StPO.; das Recht zur Er: 
hebung der Privatllage 8 414 StPO.; die Be: 
fugnis zum Anſchluß als Nebenkläger 8 485 StPO.; 
das Recht eine Buße zu verlangen $ 443 StPO.; 
das Recht Strafantrag zu ſtellen 8 65 StGB.; 
ſowie die Einwilligung zu einer Operation des 
Kindes; denn dieſes Recht iſt ein Ausfluß der 
allgemeinen Sorge für die Perſon des Kindes 
und muß ſchon wegen feiner höchſt familiären 
Natur dem regelmäßigen, geſetzlichen Vertreter 
vorbehalten bleiben; endlich iſt in denjenigen Fallen, 
in denen die Gewerbeordnung eine Handlung des 
geſetzlichen Vertreters des Minderjährigen fordert, 
immer nur der regelmäßige geſetzliche Vertreter 
zur Vertretung des Minderjährigen berechtigt, 
alſo z. B. im Hinblick auf 8 107 GewO. zum 
Empfang des Arbeitsbuchs des unter 16 Jahre 
alten Arbeiters.“ 

4. Aber auch diejenigen Rechtshandlungen, 
die im Anſchluß an die Fürſorgeerziehung und 
im mittelbaren Zuſammenhang mit ihr vor⸗ 
zunehmen ſind, können nur durch die geſetzlichen 
Vertreter der Minderjährigen, nicht etwa durch die 
Diſtriktsverwaltungsbehörden vorgenommen werden. 
Dies gilt namentlich von den Lehrverträgen, den 
Dienſtverträgen und den Arbeitsverträgen.“ 

a) Sowenig regelmäßig mit dem Begriff der 
Erziehung die Ausbildung in einem beſtimmten 
Berufe, ſondern nur die Vorbereitung zur Faͤhig⸗ 


— 


2) Schiedermair S. 20 und 21. 
8 > Anderer Anſicht Dr. Veith, 3 BIG. Bd. 12 
522. 
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feit jür einen beftimmten Beruf verbunden wird, 
ſowenig kann bei der Fürſorgeerziehung eine Aus⸗ 
nahme gemacht und die Berufsausbildung zur 
Fürſorgeerziehung gerechnet werden; denn die Be⸗ 
rufsausbildung iſt ein Entwickelungsgang für ſich 
ſelbſt und iſt für ſich ſelbſt zu beurteilen. Wenn 
die Ausbildung in einem beſtimmten Berufe ein 
Beſtandteil der Erziehung wäre, dann müßte ſie 
ebenſo, wie der den Hauptinhalt der Erziehung 
bildende Schulunterricht, geſetzlich angeordnet ſein. 
Abgeſehen davon, daß dies nicht der Fall iſt, 
gibt es außerdem ſehr viele Menſchen, die über⸗ 
haupt keinen beſtimmten Beruf erlernt haben und 
doch erzogen find, die z. B. als Laufburſchen oder als 
Zugeherinnen ihr Auskommen finden; dazu kommt, 
daß gegenüber der Erziehung die Ausbildung 
eine verſchiedene rechtliche Natur hat: bei der Er⸗ 
ziehung wird der Nachdruck darauf gelegt, daß 
der Zögling Kenntniſſe ſich erwirbt, die ihn zur 
Ausbildung in einem ſpaͤteren Beruf fähig machen. 
Bei der Ausbildung tritt in den Vordergrund, 
daß der Lehrling nicht nur Fahigkeiten zeigt, 
ſondern auch Leiſtungen vollbringt, die ſeine ſach⸗ 
liche Tüchtigkeit bekunden und dem Lehrherrn 
nützlich find. Noch deutlicher tritt der Unterſchied 
bei den Dienſt⸗ und Arbeitsverträgen in die Er⸗ 
ſcheinung; denn hier ſteht der Minderjährige als 
Arbeitnehmer, als Dienſtbote dem Arbeitgeber, dem 
Dienſtherrn gleichberechtigt gegenüber. Der ver: 
ſprochene Arbeitslohn entſpricht der verſprochenen 
Arbeitsleiſtung. Im Gegenſatz zu der geſetzlich 
nicht weiter geregelten Erziehung iſt das Lehr⸗ 
verhältnis und das Arbeits: und Dienſtverhältnis 
durch die Beſtimmungen der 88 1822 Nr. 6, 
1827 und 113 BGB. beſonders geordnet. Wenn 
auch die Berufsausbildung als ſelbſtändige Er⸗ 
ſcheinung in dem Entwidelungsgang des Minder⸗ 
jährigen zu bewerten iſt, jo jegt fie doch keines⸗ 
wegs den Abſchluß der Fürſorgeerziehung als un⸗ 
bedingt erforderlich voraus. Der Fürforgezögling 
kann vielmehr ſehr wohl noch der Fürſorgeerziehung, 
namentlich der weiteren Ueberwachung ſeines fitt⸗ 
lichen Verhaltens bedürfen, obwohl er die Schule 
beendet hat und in ein Qehrverhältnis eingetreten iſt. 
Auch iſt es im wirklichen Leben ſehr wohl mög⸗ 
lich, daß der Fürſorgezögling in einer beſtimmten 
Familie zur Erziehung untergebracht iſt, während 
er zur gleichen Zeit einem von dieſer Familie ganz 
verſchiedenen Lehrherrn zur Ausbildung in einem 
beſtimmten Berufe überwieſen iſt. Ebenſogut aber 
iſt es möglich, daß z. B. ein aus der Schule 
entlaſſener Minderjähriger einem und demſelben 
Gewalthaber zur Erziehung und zur Ausbildung 
in einem Berufe überwieſen wird. Die Ueber⸗ 
weiſung zur Erziehung kann dann endigen, wenn 
die Vorausſetzungen für die Fortdauer der Er⸗ 
ziehung weggefallen ſind; gleichwohl dauert die 
Ueberweiſung zur Ausbildung fort, das Lehrver⸗ 
verhältnis bleibt alfo von der Aufhebung der 
Fürſorgeerziehung unberührt; umgekehrt kann die 
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Lehrzeit beendigt ſein und trotzdem konnen die 
Vorausſetzungen für die Fortdauer der Fürſorge⸗ 
erziehung noch beſtehen; dann bleibt die Fürſorge⸗ 
erziehung aufrecht erhalten, obwohl und trotzdem 
das Lehrverhältnis beendigt iſt. Auch hieraus 
ergibt ſich, daß Fürſorgeerziehung und Berufs⸗ 
ausbildung von einander unabhängige und ver⸗ 
ſchiedene Verhaͤltniſſe find. 

b) Wenn gleichwohl den Diſtriktsverwaltungs⸗ 
behörden“) zur Pflicht gemacht iſt, daß bei Ab: 
lauf des ſchulpflichtigen Alters rechtzeitig für eine 
den Fähigkeiten und Verhältniſſen des Minder⸗ 
jährigen, tunlichſt auch ſeinen Neigungen ent⸗ 
ſprechende Dienſt⸗ oder Arbeitsſtelle zu ſorgen iſt, 
daß ferner beim Abſchluß von Lehrverträgen die 
tüchtige Ausbildung im Handwerk innerhalb einer 
beſtimmten Zeit ſicher zu ſtellen iſt, ſo kann auch 
daraus nicht die Befugnis der Diſtriktsverwaltungs⸗ 
behörden zum Abſchluß von Lehr⸗, Arbeits⸗ oder 
Dienſtverträgen gefolgert werden; denn abgeſehen 
davon, daß dieſe Beſtimmungen nicht einmal 
landesgeſetzliche Vorſchriften, ſondern nur dienſtliche 
Anweiſungen find, können auch Landesgeſetze nach 
dem Grundſatz, Reichsrecht bricht Landesrecht, aber 
nicht umgekehrt, in, keinem Falle das Reichsrecht 
und in dieſer Beziehung die reichsgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über die geſetzliche Stellvertretung ändern; 
dazu kommt aber noch beſonders, daß, wie Dr. Veith“) 
eingehend dargelegt hat, bei Beratung des jetzigen 
8 1666 BGB. betont wurde, daß nur diejenigen 
Maßregeln geſetzlich zu treffen ſeien, die zu m 
Zwecke der Erziehung der Kinder nötig 
ſeien, und daß weiter hervorgehoben wurde, daß 
auch die Landesgeſetze die elterliche Gewalt 
nicht in noch weiterem Umfange be⸗ 
ſchränken dürften, als dies durch den 8 1666 
BGB. geſchehen ſei. Da alſo reichsgeſetzlich eine 
landesgeſetzliche Beſchränkung der geſetzlichen Ver: 
tretung ausgeſchloſſen iſt, ſo können die Landes⸗ 
laß und noch weniger Dienſtanweiſungen eine 
Aenderung in den Vorſchriften über die geſetzliche 
Stellvertretung um ſo weniger hervorbringen, als 
eine ſolche Aenderung gar nicht in der Abſicht 
des Fürſorgeerziehungsgeſetzes liegt und deshalb 
noch weniger in der Abficht der Dienſtanweiſungen, 
die nur die Natur von geſetzauslegenden Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen haben, gelegen ſein kann; 
denn das Flürſorgeerziehungsgeſetz bezweckt, wie 
ſchon hervorgehoben, nur ein ſtaatliches Erziehungs⸗ 
recht zum Schutze der Jugend, nicht einen Ein⸗ 
griff in die beſtehenden privatrechtlichen Beziehungen. 
Demgemäß können die gegebenen Anweiſungen nur 
dahin aufgefaßt werden, daß die Diſtriktsverwal⸗ 
tungsbehöͤrden verpflichtet find, die geeigneten Lehr⸗ 
herrn und Arbeitgeber zu vermitteln, nicht 
aber in eigener Zuſtändigkeit die den Lehrling und 
den Lehrherrn, den Arbeitnehmer und den Arbeit⸗ 


2) 338 MBek. vom 28. Juni 1902, JMD. S. 629. 
) ZOG. Bd. 12 S. 518. 
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geber bindenden Verträge abzuſchließen. Gegen 
dieſe Auffaſſung verſtößt auch nicht im geringſten 
der Wortlaut der Anweifungen, die zweifellos nicht 
im entfernteſten aus der Abficht entſtanden find, 
dem Fürſorgegeſetz eine die reichsgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften ändernde Deutung zu geben. Die Ver⸗ 
träge werden demgemäß abgeſchloſſen zwiſchen dem 
Lehrherrn oder dem Arbeitgeber einerſeits und dem 
Lehrling oder dem Arbeitnehmer andererſeits. Da 
aber der letztere nicht ſelbſt geſchaͤftsfähig iſt, To 
handelt für ihn ſein geſetzlicher Vertreter, jedoch 
nicht die Diſtriktsverwaltungsbehörde.“) 


5. Die Frage, inwieweit die Diſtriktsverwal⸗ 


tungsbehoͤrde berechtigt iſt, im eigenen Namen 
die ſogenannten Dienſtverſchaffungsvertraͤge“) ab: 
zuſchließen, ſcheidet bei der gegenwärtigen Erörte- 
rung aus; denn ſie berührt nicht die Frage der 
geſetzlichen Stellvertretung. Nur ganz im all⸗ 
gemeinen wird vom vormundſchaftsgerichtlichen 
Standpunkt aus der Diftriftsverwaltungsbehörde 
auch dieſes Recht abgeſprochen werden müſſen; 
denn der Begriff der Fürſorge, die den Schutz 
der Rechte und der Anſprüche des Minderjährigen 
umfaßt, bringt es mit ſich, daß im Vertrage der 
Minderjährige immer nur als Träger von 
eigenen Rechten erſcheinen muß, die zu ſeinen 
Gunſten geltend gemacht werden, daß er aber 
nicht den Gegenſtand von Anſprüchen dritter Per⸗ 
ſonen bilden darf, die aus ſeiner Arbeitskraft für 
ſich ſelbſt Rechte ableiten wollen. 


26) Anderer Anſicht Dr. Veith. Der abweichende 
Standpunkt von Dr. Veith beruht auf einen offenbaren 
is ; denn ZBIFG. Bd. 12 S. 518 verweiſt er 
darauf, daß die Landesgeſetze die elterliche 
Gewalt nicht noch weiter beſchränken dürfen, als 
dies durch 8 1666 B. geſchehen ſei; Seite 519 da⸗ 
gegen behauptet er, daß durch 9 9 Fech., der die Aus⸗ 
führung der Fürſorgeerziehung dem Kommunalverband 
überweiſt, ein öffentlich⸗ rechtliches Verhältnis 
geſchaffen wird, vor dem die privatrechtlichen 
zurückſtehen müſſen, und daß gerade deshalb 
ſich ſeines Erachtens das BG. mit der Frage, in⸗ 
wieweit die Rechte der geſetzlichen Vertreter durch die 

ürſorgeerziehung berührt werden, nicht befaßt habe. 

agegen hätte er aus dem vorangeftellten Satz: „die 
landesrechtlichen in können die Befugniſſe der 
elterlichen Gewalt nicht weiter beſchränken“ den rich⸗ 
tigen Schluß ziehen müſſen: folglich kann das öffent⸗ 
lich⸗rechtliche, auf Landesgeſetz beruhende Verhältnis 
der Fürſorgeerziehung keine Aenderung in den privat⸗ 
rechtlichen Befugniſſen der Eltern oder des Vormundes 
bewirken und dieſe Befugniſſe nicht einfchränten; folg⸗ 
lich find die Kommunalverbände zum Abſchluß von 
Lehr⸗, Dienſt⸗ und Arbeitsverträgen eee zu⸗ 
ſtändig find vielmehr ausſchließlich die geſetzlichen 
Vertreter der Minderjährigen. 

) Schiedermair S. 21; vgl. dort die näheren 
Ausführungen über die unklare Beſchaffenheit und 
or N e unſicheren Wirkungen der Dienſtverſchaffungs⸗ 
v ge. 


Die Varenumſatzſtenerpflicht der Kriegs» 
organiſationen, zugleich ein Beitrag zur 
Auslegung des Warennmſatzſtempelgeſetzes. 
Von Finanzaſſeſſor Dr. Hans Ber olzheimer in München. 


J. 

Nach allgemein wirtſchaftlicher Anſchauung ge⸗ 
hört zur Annahme eines „Gewerbebetriebs“ die 
Abficht der Gewinnerzielung: in dieſem Sinne iſt 
das Wort auch in allen bisherigen Geſetzen ge⸗ 
braucht (vgl. z. B. Landmann, Kommentar zur 
RO. zu 8 1 Anm. 1a). Auch das WUSLG. 
ſpricht in 8 76 von dem Betrieb eines Gewerbes; 
nach den Auslegungsgrundſätzen des Bundesrats 
zum WU StG. ſoll jedoch Gewerbe im Sinne dieſes 
Geſetzes eine Gewinnabſicht nicht erfordern; nur 
Unternehmungen mit ausſchließlich wohltätigen 
Zwecken gelten nicht als Gewerbebetriebe. Dieſe 
Auslegung erſcheint unrichtig; denn zur Abweichung 
von der herkömmlichen Begriffsbeſtimmung könnte 
nur das Geſetz ſelbſt die Grundlage bieten, was 
aber, wie Michaelis in der Leipziger Zeitſchrift 1917 
Nr. 1 m. E. treffend nachgewieſen hat, nicht der 
Fall iſt. 

Einſtweilen iſt mangels anderweitiger richter⸗ 
licher Entſcheidung — hoffentlich wird ſie bald 
kommen — der Standpunkt des Bundesrats der 
maßgebende. Die Folge wäre, daß an ſich auch 
die öffentlichen Verbände (Bundesſtaaten, Kom⸗ 
munalverbände) für die von ihnen während des 
Kriegs bewirkten Warenlieferungen ſchlechthin als 
ſteuerpflichtig zu erachten wären, würde nicht eine 
Bek. des Reichskanzlers vom 14. November 1916 
(RGBl. S. 1274) ausdrücklich die Befreiung dieſer 
Verbande von der Warenumſatzſtempelpflicht aus: 
ſprechen. Die Befreiung gilt jedoch nur für Lebens⸗ 
mittel, ſoweit dieſe nicht im eigenen Betrieb der 
Verbände erzeugt worden ſind; ſie gilt daher z. B. 
nicht für Futtermittel und andere Bedarfsgegen⸗ 
ſtände (jo find die Kommunalverbände für Haber⸗ 
lieferungen an die Heeresverwaltung ſteuerpflichtig!). 
Andererſeits findet die Befreiungsbeſtimmung auch 
auf die den öffentlichen Verbänden gleichgeſtellten 
Lebensmittelverſorgungsgeſellſchaften Anwendung. 
Als ſolche kommen in Bayern z. Zt. die Bayeriſche 
Lebensmittelſtelle Geſchaͤftsabteilung G. m. b. H. in 
München und die Lebensmittelverſorgungsgeſell⸗ 
ſchaft München, G. m. b. H. in München, in Betracht. 


II. 


Die Kriegsorganiſationen bedürfen ihrerſeits 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben Mittelsperſonen und 
es fragt ſich, welchen Einfluß deren Einſchiebung 
auf die Steuerpflicht ausübt. 

Im weſentlichen find hier 2 Ffälle denkbar: 
Die Mittelsperſon handelt entweder im Namen 
ihres Auftraggebers oder im eigenen Namen. 
Handelt ſie im Namen ihres Auftraggebers, ſo 
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treten die rechtlichen Folgen des Handelns nur in 
deſſen Perſon ein; ſchließt die Mittelsperſon Kauf: 
verträge uſw. ab, ſo wird nur der Auftraggeber 
aus dieſen berechtigt und verpflichtet. Steuer⸗ 
pflichtig find daher nur die Umſätze zwiſchen dem 
Auftraggeber und dem Dritten; denn für die 
Mittelsperſon als Beauftragte finden Umſaͤtze nicht 
ſtatt. Ohne Bedeutung iſt, ob die Waren durch 
die Hand des Beauftragten oder unmittelbar an 
den Auftraggeber und den Dritten gehen und ob 
etwa der Beauftragte mit Rückſicht auf ſeinen 
-Bewahrfam die Gefahr für etwaige Schäden und 
Verluſte vom Empfang bis zur Abnahme der 
Waren trägt, weil auch hiedurch ein Umſatz des 
Beauftragten nicht begründet wird. Sollte freilich 
der Beauftragte Eigentümer der Waren werden, 
jo würden auch deſſen Warenlieferungen ſteuer⸗ 
pflichtig ſein, da die Eigentumsübertragung not⸗ 
wendig einen Umſatz in ſich ſchließt. Eigentümer 
der Waren wird der Beauftragte im Hinblick auf 
8 164 Abi. 2 BGB. auch dann, wenn ſein Wille, 
in fremdem Namen zu handeln, nicht erkennbar 
hervortritt; in dieſem Falle wird daher gleichfalls 
eine geſonderte Steuerpflicht des Beauftragten 
gegeben ſein. 

Anders liegt die Sache, wenn die Mittels: 
perſon im eigenen Namen handelt, wie dies ins⸗ 
— beim Kommiſſionär (88 383, 406 HGB.) 
zutrifft. 

Hier gilt ſowohl das Geſchäft zwiſchen dem 
Kommiſſionär und dem Dritten als auch das 
Geſchäft zwiſchen dem Kommiſſionär und dem 
Kommittenten als entgeltliches Warenumſatzgeſchäft, 
ſo daß zwei ſteuerpflichtige Warenumſaätze vorliegen, 
ſoferne nicht die Beſtimmung im Zuſ. 4 zur Tar.⸗ 
Nr. 10 zutrifft. Dieſe lautet: Wird bei Abwick⸗ 
lung mehrerer Kauf: oder Anſchaffungsgeſchäfte, 
die zwiſchen verſchiedenen Perſonen über dieſelben 
Waren oder über Waren gleicher Art abgeſchloſſen 
find, die Ware nur einmal in Natur übertragen, 
ſo gilt dies nur als Warenlieferung desjenigen, 
der die Ware in Natur überträgt. Nun iſt m. E. 
zweifellos, daß, wenn man der Sprache nicht Ge⸗ 
walt antun will, unter Uebertragung in Natur 
nur die körperliche Uebergabe der Ware 
verſtanden werden kann; der Verſuch von Dr. Kloß, 
JW. 1916 S. 1404, dieſes Ergebnis dadurch zu 
vermeiden, daß er im Hinblick auf die Ueber⸗ 
ſchrift von 8 929 BGB. die Uebergabe nur als 
eine Art der Uebertragung erklärt, ſcheitert daran, 
daß die Titel überſchrift des BGB. lautet: Er⸗ 
werb und Verluſt des Eigentums an beweg⸗ 
lichen Sachen, womit klargeſtellt iſt, daß es ſich 
in den folgenden Paragraphen um die Ueber⸗ 
tragung des Eigentums handelt; während im 
allgemeinen „Uebertragung“ ein farbloſer Begriff 
und keineswegs mit Uebertragung des Eigen⸗ 
tums identiſch iſt. Wenn alſo das WUStG. 
von Uebertragung ſpricht, ſo folgt daraus nicht, 
daß es ſich um Eigentumsübertragung handelt. 


Arten der Eigentumsübertragung treffen. 
wird daher verſuchen müſſen, auf anderem Weg 
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Andererſeits will der Geſetzgeber e 
an 


ein brauchbares Ergebnis zu gewinnen. Man wird 


vielleicht folgendermaßen ſchließen können: Für 
die Warenumſatzſteuer iſt grundſätzlich belang⸗ 
los, in welcher Weiſe die Eigentumsübertragung 
ſtattfindet; es werden daher auch im vorwürfigen 


Falle die verſchiedenen Möglichkeiten der Eigen: 
tumsübertragung einander gleichzuſtellen ſein. Wenn 
das Geſetz von Uebertragung in Natur ſpricht, ſo 
will es hiemit nur den Gegenſatz zu den Ge⸗ 
ſchäften bezeichnen, die durch die Uebertragung in 
Natur gleichzeitig miterledigt werden, ohne an 
dem Warenumſatz beteiligt zu ſein. Allerdings 
erſcheint mir fraglich, ob nicht dieſe Geſchafte auch 
ohne die Beſtimmung des Zuſ. 4 zur Tar.⸗Nr. 10 
ſteuerfrei wären, da nur Forderungsrechte er: 
löſchen, ohne daß ein Warenumſatz ſtattfindet. 

In der Praxis wurden als Beauftragte, für 
die eigene Umſätze nicht ſtattfinden, erachtet: Die 
Kommiſſionäre der Reichsgerſtengeſellſchaft m. b. H. 
Abteilung Bayern, der Ba yeriſchen Fleiſchver: 
ſorgungsſtelle und Landesgetreideſtelle. 

Dagegen wurden kommiſſionsähnliche Bezie⸗ 
hungen angenommen: zwiſchen den Kommunal- 
verbänden und ihren Lieferanten einerſeits und 
ihren Abnehmern andererſeits; zwiſchen den Ver⸗ 
kaufsvereinigungen und ihren Mitgliedern einer- 
ſeits und ihren Kunden andererſeits; zwiſchen den 
Herſtellungs⸗ und Vertriebsgeſellfchaften in der 
Schuhinduſtrie und den Warenherſtellern einerſeits 


und den Beziehern andererſeits. 


III. 


Die Kriegsorganiſationen können ſich der Mit⸗ 
wirkung von Mittelsperſonen bedienen, um Waren 
zu verarbeiten, die ſie ihnen liefern. Alsdann 
liegt ein Werkvertrag vor, ſo daß eine Steuer⸗ 
pflicht nicht in Frage kommt. Zweifelhaft iſt die 
Sache, wenn nicht die zur Verarbeitung gelieferte 
Ware, ſondern nur gleichartige Ware verarbeitet 
zurückzuliefern iſt, wie dies bei den Verarbeitungs⸗ 
und Veredelungsbetrieben — z. B. Vermahlen von 
Getreide durch den Müller — im Großverkehr 
regelmäßig zutrifft. Auch hier wird ein reiner 
Werkvertrag und ſomit Steuerfreiheit anzunehmen 
ſein, da nach der Abſicht der Parteien die hin⸗ 
gegebene Ware nicht als voraus entrichtetes Teil⸗ 
an für die verarbeitete Ware angeſehen werden 
ann. 

Ebenſo wird es unſchädlich ſein, wenn ſich der 
Beſteller die gelieferten Waren einſtweilen bezahlen 
läßt, um eine ſichere Gewähr für deren Rück⸗ 
lieferung zu haben, wie dies z. B. bei dem durch 
die Kriegsbekleidungsämter an die bayeriſchen 
Kriegshilfeunternehmungen zur Herſtellung von 
Socken gelieſerten Garn zutrifft (in dieſem Falle 
wurde Steuerfreiheit angenommen, allerdings aus 
dem unrichtigen Geſichtspunkte, daß die beteiligten 
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tätig werden). 
Soweit die verarbeitende Mittelsperſon die 


verarbeitete Ware ſofort an Dritte zu liefern hat, 


gilt das unter Ziff. II vorſtehend Geſagte. So 
wurden die Mühlen, die das von den Kom⸗ 
munalverbänden gelieferte Getreide vermahlen 
und alsdann weiter verteilen, zur Entri 
Warenumſatzſtempels für nicht verpflichtet erklärt, 


falls fie die Verteilung nicht im eigenen Namen 


vornehmen und das Eigentum an dem zu ver⸗ 


mahlenden Getreide nicht auf ſie übergeht (letzterer 


Vorbehalt erſcheint überflüffig, da bei Herſtellung 
einer Sache aus einem vom Beſteller gelieferten 
Stoffe auf Grund Werkvertrags der Beſteller das 
Eigentum an der Sache erwirbt, Planck zu $ 950 
Anm. 3). 


Keine Mitteilungen. 


Zu F 81 Ab. 4 GifenbVBerld. Immer wieder 


ergeben ſich Schadenserſatzprozeſſe gegen die Bahn, 
weil der Abſender von dem bahnſeitigen Verkauf 
unanbringlicher Güter nicht vorher verftändigt wurde 
und nun behauptet, er hätte bei rechtzeitiger Mitteilung 
das Gut anderweitig anbringen oder einlagern und damit 
die regelmäßig ſehr. erheblichen Verluſte zufolge 
Mindererlöſes vermeiden können. Nach 8 81 Abſ. 4 
EiſenbVerkO. können nicht ablieferbare und auch nicht 
einlagerbare Güter ſofort ohne Förmlichkeit beſtmög⸗ 
lich verkauft werden, wenn ſie ſchnellem Verderben 
unterliegen; andernfalls dürfen unanbringliche und 
vom Abſender nicht zurückgenommene Güter erſt 
4 Wochen nach Umfluß der lagerzinsfreien Zeit, wenn 
aber ihr Wert durch längeres Lagern un 


keinem Verhältnis zum Wert ſtehen, „ſchon früher“ 
verkauft werden. Von dem bevorſtehenden Verkauf 
find: Abſender und Empfänger zu benachrichtigen, es 
ſei denn, daß dies untunlich iſt. Nach 8 42 Abf. 11 
der Allg. AbfVorſchr. vom 1. April 1909 iſt auch bei 
einem ſofort gebotenen Verkauf der Abſender (ſelbſt⸗ 
verftändlich wenn feine Adreſſe bekannt iſt) durch un⸗ 
mittelbares Prwattelegramm der Empfangsſtation 
vorher zu benachrichtigen; in den ſonſtigen Fällen aber 
iſt in gleicher Form ſeine Anweiſung einzuholen und 
abzuwarten. Ueber die Folge einer Unterlaſſung ſolcher 
vorgängiger Benachrichtigung enthült die Eiſenb Berk O. 
nichts: nur bei der ebenfalls vorgeſchriebenen unverzüg⸗ 
lichen Benachrichtigung vom erfolgten Verkauf heißt 
es in Abſ. 5, daß die Bahn wegen der Unterlaſſung 
zum Schadenserſatz verpflichtet iſt. Es kann aber nach 
allgemeinen frachtrechtlichen Grundſätzen keinem Zweifel 
5 daß auch die grundloſe Unterlaſſung 

der vorgängigen Mitteilung vom bevorſtehenden 
Verkauf die gleiche Folge nach ſich zieht. Dieſe Unter⸗ 
laffung iſt ſogar noch viel gefährlicher als das Unter⸗ 
bleiben der Mitteilung vom erfolgten Verkauf; 
denn letzterenfalls⸗ ift der Schaden durch billige Ver⸗ 
ſchleuderung des Gutes bereits eingetreten und den 
Reinerlös erhält der Abſender ohnehin hinaus ver⸗ 
gütet. Bei vorgängiger telegraphiſcher Mitteilung 


aber kann der Abſender recht wohl in der Lage fein, 


des 


verbültnis | 
mäßig vermindert würde oder die Lagerkoſten in | 


kommen läßt. 
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einen: Geſchäſtsfreund am Verkäufsorte im letzten 
Augenblick noch zum Einſteigern, Mitſteigern oder Ein⸗ 
lagern für Rechnung des Auftraggebers zu veranlaſſen 
und dadurch den drohenden Verluſt zu vermeiden oder 
zu vermindern. Auch Zeit und Ort des bevorſtehenden 
Verkaufs muß die Bahn dem Abſender mitteilen 
8 42 Abſ. 5 AbfVorſchr.); fo eilig wird der Verkauf — 
regelmäßig in öffentlicher Verſteigerung: 8 42 Abſ. 17 
AbfVorſchr. — kaum jemals fein, daß dies nicht mittels 
Telegramms möglich wäre und daß man nicht ſolange 
zuwarten könnte, bis eine telegraphiſche Verfügung 
des Abſenders eingehen kann. Merkwürdigerweiſe 
enthält das vorgeſchriebene Muſter der Verkaufsver⸗ 
handlung (Beilage Nr. 40 der AbfVorſchr.) nun aber 
in ſeinem Eingang zwar einen Vordruck für die Feſt⸗ 
ſtellung der Form der öffentlichen Bekanntmachung 
(Zeitung, Schelle, beſondere Intereſſentenbenachrich⸗ 
tigung), nicht aber hinſichtlich der Benachrichtigung 
des Abſenders und Empfängers vom bevorſtehenden 
Verkauf. Unter den im Vordruck erwähnten beſonders 
einzuladenden Intereſſenten find ſelbſtverſtündlich nur 
die vorausſichtlichen Steigerungsluſtigen am Ver⸗ 
ſteigerungsorte, alſo Dritte, gemeint. Allerdings lauten 
die Schlußzeilen nach Beſchreibung des Verſteigerungs⸗ 
hergangs und Feſtſtellung des Erlöſes wahlweiſe: 
„Abſender und Empfänger ſind von dem Verkauf 
unverzüglich, und unmittelbar benachrichtigt worden. 
Eine unverzügliche Benachrichtigung war untunlich, 
weil... Das kann aber an dieſer Stelle nur 
die Benachrichtigung vom vollzogenen Verkauf be⸗ 
deuten; ſo lauteten auch ausdrücklich die älteren Vor⸗ 
drucke vor 1909. Es. wäre jedoch zum eigenſten 
Beſten der Bahnen, wenn ſie außer dieſer Feſtſtellung 
am Schluß über die Nachricht vom vollzogenen Ver⸗ 
kauf auch im Eingang der Verhandlungsſchrift eine 
ausdrückliche Feſtſtellung über die Benachrichtigung 
vom bevorſtehenden Verkauf fordern und zu dieſem 
Zweck eigene Vordruckzeilen einſchalten würden. Damit 
würde den Güterſtationen die Benachrichtigungspflicht 
und die Feſtſtellung des Untunlichkeitsgrundes im Ein⸗ 
zelfalle noch beſonders eingeſchärft und Erſatzprozeſſen 
von vorneherein vorgebeugt. Mißhelligkeiten find an⸗ 
dernfalls naheliegend, beſonders wenn die Lagerſtation 
zunächſt mit dem Abſender über anderweitige An⸗ 
bringung des Guts einen Schriftwechſel nach 8 81 Abſ. 1 
Eiſenb.⸗ Berk O. gepflogen, dann aber plötzlich ohne wei⸗ 
tere Benachrichtigung die Verſteigerung wegen angeblich 
raſchen Verderbs durchgeführt hat. Erhält dann noch 
womöglich der gleiche Intereſſent den Zuſchlag um 
ſpottbilliges Geld, der vorher gegenüber der Bahn die 
Notwendigkeit raſcheſter Verſteigerung begutachtet hat, 
ſo iſt es menſchlich begreiflich, daß der Abſender an die 
Dringlichkeit nicht glauben will und es zum Prozeß 
Solchenfalls kann unter Umſtänden 
ſogar die Haftung der Bahn wegen „vorſätzlicher“ 
(dh. bewußter, wenn auch nicht als ſolche beabſichtigter) 
Schüdigung im Sinne von 88 95, 98 Abi. 6 Eiſenb⸗ 
Verk O. im Gegenſatz zu Art. 41 KU. (RG. 75, 111) 
in Frage kommen. 
Os Rat Neumiller in München. 


Die wiederkehrenden öffentlichen Laſten von Srund⸗ 
Rüden nach der Bek. vom 12. Juli 1917. Unter dieſer 
Ueberſchrift haben wir in Nr. 1/2 S. 10 ff. ausführliche 
Darlegungen veröffentlicht, die in den Vor ſchlag aus⸗ 
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klangen, dem Art. 1 des Geſetzes vom 14. März 1917 
(GVBl. S. 58) einen Abſ. 2 beizufügen, der etwa zu 
lauten hätte: 

„Die Haftung eines Grundſtücks für wiederkehrende 
öffentliche Laſten, für die nach dem 1. Auguſt 1914 
von der zuſtändigen Behörde Ausſtand gewährt 
worden iſt, dauert bis auf weiteres folange, als der 
Anſpruch auf die Leiſtung nicht erloſchen iſt. Dieſe 
Vorſchrift findet keine Anwendung auf Leiſtungen, 
hinſichtlich deren nach Art. 122 Satz 2 des Aus⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch die 
Haftung des Grundſtücks am 2. Auguſt 1914 ſchon 
erloſchen war.“ 


Inzwiſchen iſt durch das Geſetz vom 17. Je⸗ 
bruar 1918, betr. die Haftung des Grund⸗ 
ſtücks für öffentliche Laſten, eine Regelung 
getroffen worden, die, wenn auch nicht dem Wortlaut, 
ſo doch dem Sinne nach, dem 1. Satz unſeres Vor⸗ 
ſchlags entſpricht. 

Das neue Geſetz lautet: 

Die Vorſchriften des Art. 1 Satz 1 und des Art. 2 
des Geſetzes vom 14. März 1917 betr. die Haftung des 
Grundſtücks für öffentliche Laſten (GBl. S. 58) 
gelten auch für wiederkehrende öffentliche Laſten, 
für die nach dem 1. 6 1914 von der zuſtändigen 
Behörde Ausſtand gewährt worden iſt. 

Der Hinweis auf Art. 1 Satz 1 des Geſetzes vom 

14. März 1917 entſpricht in der „Ueberſetzung“ wört⸗ 
lich dem erſten Satz des von uns gemachten Vorſchlags. 
Der Hinweis auf Art. 2, deſſen Anwendung ſich bei 
unſerem Vorſchlag von ſelbſt ergab, beſagt, daß das 
Außerkrafttreten des Geſetzes durch Kgl. Verordnung 
beſtimmt wird, und daß es für Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren, die zur Zeit des Außerkrafttretens anhängig 
ſind, in Geltung bleibt. 

Die im zweiten Satz unſeres Vorſchlags ge⸗ 
machte zeitliche Einſchränkung hat ſich der Geſetzgeber 
nicht zu eigen gemacht. Leider gab er damit zu einer 
Streitfrage Anlaß, die ſich bei Aufnahme auch des 
zweiten Satzes unſeres Vorſchlags oder einer ähn⸗ 
lichen Beſtimmung hätte vermeiden laſſen. Die Streit⸗ 
frage iſt die, ob die Haftung des Grundſtücks bei 
Vorliegen der ſonſtigen Vorausſetzungen nur hinſichtlich 
derjenigen öffentlichen Laſten fortdauert, für die bei 
Inkrafttreten des Geſetzes die Haftung des Grund⸗ 
ſtücks noch beſtand, oder ob ſie ohne jede zeitliche 
Beſchränkung auch hinſichtlich derjenigen öffentlichen 
Laſten wieder aufleben ſoll, ſür die nach Art. 122 
Satz 2 AG. BGB. die Haftung des Grundſtücks viel⸗ 
leicht ſchon ſeit Jahren erloſchen war. Dauern 
kann eigentlich nur ein Zuſtand, der noch beſteht; 
das würde für Beantwortung der Frage im erſt⸗ 
genannten Sinn ſprechen; für Beantwortung in dieſer 
Weiſe wäre auch der Umſtand ins Feld zu führen, daß 
das Wiederaufleben der Haftung des Grundſtücks für 
weit zurückliegende Rückſtände den Hypothekgläubigern 
und dem Hausbeſitzer unter Umſtänden von wirt⸗ 
ſchaftlichem Schaden wäre, was der Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers ſicher widerſprechen würde. Und doch dürfte 
dieſe Auslegung nicht richtig ſein, da auch im Rahmen 
des Geſetzes vom 14. März 1917 dem Wort „dauert“ 
nicht die ſtrenge Auslegung zukommt, zu der man rein⸗ 
ſprachlich eigentlich kommen müßte; das ergibt ſich 
aus dem zweiten Satz dieſes Geſetzes, der im Zu⸗ 
ſammenhalt mit Art. 122 Satz 2 AG. BGB. wohl 
zweifellos die Möglichkeit des Wieder auflebens der 
Haftung des Grundſtücks für ſolche öffentliche Laſten 
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eröffnet, binfichtlich deren dieſe Haftung in der Zeit 
vom 1. Januar 1915 bis 14. Mürz 1917 bereits er⸗ 
loſchen war. Hienach dürfte auch das neue Geſetz, 
das nach ſeinem Wortlaut jeder zeitlichen Schranke 
ermangelt, richtig dahin auszulegen ſein, daß die viel⸗ 
leicht längſt erloſchene Haftung des Grundſtücks auch 
für die älteſten Rückſtände wieder auflebt, wenn 
ſie nur nicht etwa ſchon verjährt ſind (Art. 124 
AG. BGB)) und wenn für fie nach dem 1. Auguſt 1914 
von der zuſtändigen Behörde Aus ſtand gewährt worden 
iſt. Leider ſind die Fälle, in denen derartige alte 
Rückſtände beſtehen, nicht allzu ſelten. Es wird Sache 
der wirtſchaftlichen Einficht unſerer Steuerbehörden 
ſein, ſich bei Vorliegen ſehr alter Rückſtände nicht 
auf die Beſtimmungen des neuen Geſetzes zu berufen, 
damit nicht in dieſen Fällen der Rang der Hypothek 
gläubiger allzuſehr verſchlechtert und auf dieſe Weiſe 
manchmal die gute Abſicht des Geſetzes in ihr Gegen⸗ 
teil verkehrt wird. 
Amtsrichter Dittrich in München. 


Nachſchrift: In den Verhandlungen der 
Kammer der Reichsräte vom 8. Februar 1918, die mir 
leider erſt nachträglich zu Geſicht kamen, führte der 
Referent Reichsrat Dr. Ritter von Haiß aus: 

Die Vorſchrift im Satz 2 des Art. 1 des Geſetzes 
vom 14. März 1917 wurde in den Entwurf nicht 
übernommen, weil die Bundesratsverordnung vom 
12. Juli 1917, abweichend von der früheren Bundes⸗ 
rats verordnung, von einer zeitlichen Beſchränkung 
für wiederkehrende Laſten abgeſehen hat. 

Auch das dürfte für die oben vertretene Meinung 

ſprechen. | Dittrich. 


Das Kriegsſtrafrecht und der Schutz der Jugend 
lichen. (Zu Bay ZfR. 1918 S. 14 ff.). Die Ausfübrungen 
Dr. Bretzfelder 's können in einem Punkte nicht unwider⸗ 
ſprochen bleiben. Er meint, der Geſetzgeber habe durch 
die Bezugnahme auf 8 155 MSOB. in 8 1 Nr. 8 
Mt. fagen wollen, daß die vertraglich beim 
Heere befindlichen Perſonen nur im Rahmen des 8 155 der 
Militärſtrafgerichtsbarkeit unterworfen ſind. Er über⸗ 
ſieht dabei die Eingangsworte des 8 1 MSt GO. 
nach denen wie die in den übrigen Nummern dieſer Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung aufgeführten Perſonen ſo auch die 
in 8 155 MStGB. bezeichneten Perſonen mit der in 
Nr. 8 beſtimmten Beſchränkung und vorbehaltlich der 
Ausnahmen der 88 2ff. MStGd. der Militärſtraf⸗ 
gerichtsbarkeit „wegen aller ſtrafbaren Handlungen 
unterſtellt ſind. Soweit Dr. Bretzfelder einer mög⸗ 
lichſt einſchränkenden Auslegung des 8 155 MStGB. 
das Wort redet, kann ihm nur beigeſtimmt werden. 

3. Staatsanwalt Henle in Traunſtein. 


Kriegsſtreit und Strafrecht. Die Beſtrafung des 
Vertragsbruches iſt bis auf die landesrechtliche Be⸗ 
ſtimmungen binſichtlich des Geſindes, der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiter uſw. aufgehoben, und es möchte 
daher ſcheinen, als ob die Kriegsſtreiker auf Grund 
eines Rechtes zum Streike grundſätzlich ſtraffrei aus⸗ 
geben, ſoweit nicht etwa Landesverrat oder ein Ver⸗ 
geben gegen das Belagerungsgeſetz oder das Hilfsdienſt⸗ 
pflichtgeſetz in Frage kommt. . 

Eine mittelbare Möglichkeit einer Beſtraſung frivol 
Streikender dürfte jedoch der 8 329 StGB. geben, 
wonach Lieferanten von Heeresbedürfniſſen oder Lebens 
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mitteln beſtraft werden, ſofern fie vorſätzlich oder fahr⸗ 
läſſig ihre 8 nicht vertragsgemäß erfüllen 

Wenn der 8 329 Abſ. 3 beſonders bervorhebt, 
daß dieſelbe Strafe auch gegen Unterlieferanten, Ver⸗ 
mittler und Bevollmächtigte des Lieferanten Anwen⸗ 
dung findet, die in Kenntnis des Zweckes der Lieferung 
die Nichterfüllung derſelben vorſätzlich oder fahrläſſig 
verurſachen, ſo geht daraus allerdings zweifellos her⸗ 
vor, daß die Arbeiter von dieſer Geſetzesbeſtimmung 
nicht unmittelbar getroffen werden können. 

Auch ein Streiker kann ſich nach 8 329 Abſ. 3 
ſtrafbar machen und zwar abgeſehen von etwaiger 
Beihilfe oder Anſtiftung wegen mittelbarer Täter⸗ 
ſchaft, dann nämlich, wenn er einen Lieferanten z. B. 
zwingt, ſeinen Lieferungsvertrag nicht zu erfüllen. 
Das Problem liegt hier anders, als etwa bei der 
Beteiligung von Zivilperſonen an militäriſchen oder 
Amtsdelikten. Dort mag es zweifelhaft ſein, inwie⸗ 
fern eine Nichtmilitärperſon durch mittelbare Täter⸗ 
ſchaft oder Beteiligung ſich eines Amts- oder mili⸗ 
täriſchen Delikts ſchuldig machen kann. Dieſer Ge⸗ 
ſichtspunkt kommt bier nicht in Frage, weil die Eigen⸗ 
ſchaft als Lieferant nicht eine ſubjektive Voransſetzung 
für die Strafbarkeit iſt wie etwa die Eigenſchaft als 
Beamter oder Militärperſon, ſondern zum objektiven 
Tatbeſtand gehört. Das Geſetz will nichts anderes 
ſagen, als: wer ſeine Lieferungsverträge bricht uſw., 
wird beſtraft. Die richtige Parallele wäre etwa die, 
daß eine weibliche Perſon durch Zwang gegenüber 
einer männlichen ſich eines Sittlichkeitsdelikts ſchuldig 
macht, das begrifflich nur von einer männlichen Perſon 
begangen werden kann. 

Nun kann man hier nicht einfach von einem Zwang 
und einer mittelbaren Täterſchaft ſprechen. Dennoch 
liegt unſer Fall genau ſo. Die Arbeiterſchaft, die 
die Arbeit niederlegt, iſt ſich vollſtändig im Klaren 
darüber, daß ihre Firma ihre Lieferungsverträge nicht 
erfüllen kann, daß damit mittelbar eine Fülle von 
anderen Betrieben getroffen wird und daß die letzte 
Folge jedenfalls die iſt, daß Heereslieferanten ihre 
Verpflichtungen nicht erfüllen können. Man kann 
zwar nicht von jedem einzelnen Arbeiter ſagen, daß 
er durch ſeinen Vertragsbruch die Nichterfüllung all 
dieſer Verträge herbeigeführt hat. Wohl aber ift fein 
Verhalten ein Moment der Geſamtverurſachung, die 
auf die Arbeiterſchaft im ganzen zurückzuführen iſt. 
Mit Recht nimmt man daher auch an, daß in ſolchen 
Fällen die ſtreikenden Arbeiter geſamthaftend zum 

Schadenserſatz verpflichtet find; ins Strafrechtliche 
überſetzt würde es lauten: daß ſie die Tat in Mit⸗ 
täterſchaft begangen haben. 

Man mag zugeben, daß für viele dieſer Arbeiter 
die Nichterfüllung von Lieferungsverträgen nicht das 
Ziel des Streikens iſt, und ihnen mag es vielleicht 
mehr auf die Erlangung von Nahrungsmitteln, von 
politiſchen Berechtigungen uſw., ankommen. Das ift 
aber ſtrafrechtlich unerheblich. Auch wenn jemand 
derartige Vorteile durch Arbeitsniederlegung erzwingen 
will, und ſich nur bewußt iſt, daß ſein Verhalten die 
Nichterfüllung von Lieferungsverträgen im Sinne des 
8 829 StGB. zur notwendigen Folge hat, fo genügt 
5 um ein Handeln in mittelbarer Täterſchaft zu 


9 
_ Geriätsaffefjor Dr. Ernſt Eckſtein in Berlin. 


1 Wir w werden, wenn tunlich, noch auf die Frage 
zurückkommen. D. H. 
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Ueber die Fürſorgeerziehung der Ausländer. Ein 
bayeriſcher Landarmenverband hat jüngſt an die Amts⸗ 
gerichte ſeines Bezirkes ein Rundſchreiben gerichtet, 
in dem etwa folgendes ausgeführt iſt: Die Fälle, in 
welchen die Für ſorgeerziehung (= FE.) von Ausländern 
angeordnet wurde, haben ſich in den letzten Jahren 
ſehr gehäuft; oft hat die Anordnung der FE. gleich 
auf die ſämtlichen Kinder einer und derſelben Familie 
erſtreckt werden müſſen. Dadurch werden Kreis⸗ 
gemeinde und Staat ſchwer belaſtet. Es iſt Pflicht 
des Landarmenverbandes, Mittel zur Beſeitigung oder 
Abminderung dieſer Belaſtung zu ſuchen, ſoweit dies 
ohne Schädigung der berechtigten Intereſſen der Jugend⸗ 
fürſorge geſchehen kann. Dies iſt umfo notwendiger, 
als es in dieſen Fällen durchweg an der Gegenſeitigkeit 
fehlt, ganz beſonders gegenüber Oeſterreich, aus wel⸗ 
chem die größte Zahl ſolcher Fürſorgezöglinge ſtammt. 
Während bei uns Oeſterreicher in ſtets wachſender 
Zahl auf öffentliche Koſten erzogen werden, iſt dem 
Armenverband kein Fall bekannt geworden, daß ein 
Bezirksangehöriger dauernd aus Mitteln eines öſter⸗ 
reichiſchen Verbandes erzogen worden wäre. Erſuchen 
an die ausländiſchen Armenverbände um die Ueber⸗ 
nahme der Koſten werden regelmäßig abgelehnt, 
während umgekehrt die jungen Leute des Bezirkes 
ſchleunigſt aus den erwähnten Armenverbänden aus⸗ 
gewieſen werden. 

Das Rundſchreiben weiſt dann darauf hin, daß 

dieſe Verhältniſſe durch die verſchiedenartige Geſetz⸗ 
gebung verurſacht wurden. Die Koſten der FE. feien 
nach bayeriſchem Recht keine armenpfleglichen (zu vgl. 
Art. 16 FEc.); es ſei deshalb nicht möglich, in dieſen 
Fällen Art. 3 Ziff. 2 bayer. AufenthG. anzuwenden und 
die Ueberſtellung in die Heimat zu veranlaſſen. Daher 
ſei es von größtem Intereſſe, die zwangsweiſe Er⸗ 
ziehung von Ausländern nicht durch Anordnung der 
FE., ſondern auf eine Weiſe durchzuführen, welche 
die Ueberbürdung der Koſten auf die Armenpflege 
geſtatte. 
Im folgenden ſoll kurz erörtert werden, ob und 
inwieweit der Vormundſchaftsrichter dieſem Intereſſe 
der Landarmenverbände Rechnung tragen kann, ohne 
auf die der FE. weſentliche Maßregel der Ausſonde⸗ 
rung des Jugendlichen aus ſeiner Umgebung und 
deſſen Unterbringung in einer geeigneten Familie oder 
in einer Anſtalt verzichten zu müſſen. 

Die FEE. kann nicht nur auf Grund des landes⸗ 
rechtlichen FEG. und damit bloß mittelbar auf Grund 
des BGB. 's (Art. 135 EG. BGB.), ſondern auch un⸗ 
mittelbar auf Grund des letzteren Geſetzes angeordnet 
10 0 Drei geſetzliche Beſtimmungen ſind hiefür 
maßgebe 

1. Nac 8 1631 BGB. kann das Vormundſchafts⸗ 
gericht den Vater auf ſeinen Antrag durch Anwen⸗ 
dung geeigneter Zuchtmittel bei der Erziehung des 
Kindes unterſtützen. Als ſolches Zuchtmittel kommt 
auch die Unterbringung des Kindes in einer geeigneten 
Erziehungs⸗ oder Beſſerungsanſtalt in Betracht (zu 
vgl. Staudinger, Komm. zum BGB. 7./8. Aufl. unter 
2d zu 8 1631). 

2. Gefährdet der Vater ſchuldhaft das geiſtige 
oder leibliche Wohl des Kindes, ſo kann das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht nach 8 1666 BGB. die zur Ab⸗ 
wendung der Gefahr erforderlichen Maßregeln treffen 
und insbeſondere anordnen, daß das Kind zum Zwecke 
ſeiner Erziehung in einer geeigneten Familie oder in 
einer Erziehungs- oder einer Beſſerungsanſtalt unter⸗ 
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gebracht wird. Die Gefährdung kann auch in einem 
mittelbaren Verſchulden ihren Grund haben, wenn 
nämlich der Gewalthaber durch Unzugänglichkeit für 
Belehrung, Halsſtarrigkeit und Eigennutz oder Gleich⸗ 
gültigkeit das Kind gefährdet (zu vgl. Marſchall⸗ 
Ehrhardt, FEG. Note 7 zu Art. 2 und die dort an⸗ 
geführten Entſcheidungen des Ob“ G.). 

3. Endlich kann das Vormundſchaftsgericht nach 
freiem Ermeſſen anordnen, daß ein Mündel zum 
Zwecke der Erziehung in einer geeigneten Familie oder 
in einer Erziehungsanſtalt oder einer Beſſerungs⸗ 
anſtalt untergebracht wird (8 1838 BGB.). 

Alle dieſe Maßnahmen können auch gegen 
Ausländer und zwar zunächſt vorläufig getroffen 
werden, ſobald ſich eine ſofortige Fürſorge notwendig er⸗ 
weiſt (Art. 23 Abſ. 2 EG. BGB. und Haager Abkommen 
vom 12. Februar 1902 zur Regelung der Vormundſchaft 
über Minderjährige; letzteres bis heute von Oeſter⸗ 
reich nicht ratifiziert). Die Notwendigkeit der Für⸗ 
ſorge bemißt ſich allerdings nach dem Rechte des 
Heimatſtaates. Allein hier ſoll nur darauf binge⸗ 
wieſen werden, daß wohl in den meiſten in Frage 
kommenden Staaten der Vormundſchaftsrichter unter 
den in 88 1631, 1666 und 1838 BGB. vorgeſehenen 
Vorausſetzungen zu Fürſorgemaßnahmen befugt ſein 
wird. So lautet beiſpielsweiſe 8 178 Oeſterr Allg BGB. 
in d. F. der Novelle zum Allg BGB. vom 12. Oktober 
1914 (OeſterrRGBl. Nr. 276): „Wenn der Vater 
ſeine Gewalt mißbraucht oder die damit verbundenen 
Pflichten nicht erfüllt oder ſich eines ehrloſen oder un⸗ 
ſittlichen Verhaltens ſchuldig macht, kann nicht nur 
das Kind ſelbſt, ſondern jedermann, der hievon Kenntnis 
hat, . .. den Beiſtand des Gerichtes anrufen. Das 
Gericht kann insbeſondere anordnen, daß der Vater 
hinſichtlich h der Fürſorge für die Perſon des 
Kindes unter die Auſſicht des Gerichtes geſtellt wird.“ 
Und der durch die Novelle vom 12. Oktober 1914 ein⸗ 
gefügte 8 178 a Allg BGB. beſagt: „Wenn eine Anſtalt 
oder ein Verein für Kinderſchutz oder Kinderpflege 
die Pflege und Erziehung eines mißhandelten oder 
verwahrloſten Kindes oder eines Kindes übernommen 
hat, dem die Eltern die notwendige Aufſicht und Er⸗ 
ziehung nicht gewähren, kann das Vormundſchafts⸗ 
gericht auf Antrag der Anſtalt oder des Vereins. 
ausſprechen, daß das Kind vor Beendigung ſeiner Er⸗ 
ziehung nur mit Zuſtimmung des Gerichtes der Anſtalt 
oder dem Verein wieder abgenommen werden kann.“ 
Die Maßnahmen ſind nur dann bloß vorläufige, 
wenn der Heimatſtaat eintritt und die Fürſorge über⸗ 
nimmt. Geſchieht letzteres nicht, ſo beſteht für das 
Vormundſchaftsgericht kein Grund, die Maßnahme 
vor Erreichung ihres Zweckes aufzuheben. 

In dem Beſchluß iſt die Anſtalt oder die Familie, 
in welcher der Minderjährige untergebracht werden 
ſoll, mit Namen zu bezeichnen. Der Beſchluß wird, 
wenn der Minderjährige von ſeinen Erziehungsberech⸗ 
tigten nicht freiwillig in die Anſtalt gebracht wird, 
dadurch vollzogen, daß ein Beauftragter des Gerichtes 
den Minderjährigen in die Anſtalt (oder die Familie) 
verbringt. 

Die Koſten des Vollzuges fallen dem 
Minderjährigen zur Laſt. 

Der Vollzug iſt ernſtlich gefährdet, wenn, was 
insbeſondere für die Fälle der FE. von Ausländern 
die Regel ſein wird, der Minderjährige und ſeine 
Unterhaltspflichtigen leiſtungsunfähig ſind. Die 
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herrſchende Meinung geht bekanntlich dabin, daß 
zum Vollzug von vormundſchaftsrichterlichen Anord⸗ 
nungen, die auf Grund der 88 1631, 1666 und 1838 
BGB. getroffen wurden, öffentliche. Mittel. nicht in 
Anſpruch genommen werden können. Hierüber iſt in 
der Begründung zum Entwurf des neuen baveriſchen 
Armengeſetzes folgendes, ausgeführt: „Die Frage, ob 
ein Kind dadurch, daß das Vormundſchaftsgericht auf 
Grund des 8 1666 BGB. (das. rn gilt natürlich 
auch für Anordnungen nach 88 1631, 1838 BOB.) 
anordnet, daß es aus der Familie wegzubringen ſei, 
hilfsbedürftig wird und deswegen von der Armen⸗ 
pflege anderweit unterzubringen ſei. iſt keine Frage 
des Zwangserziebungsrechtes, ſondern des Armen 
rechtes. Nach baveriſchem Recht kann die Verneinung 
der Frage nicht zweifelhaft ſein. Inwieweit öffent⸗ 
liche Mittel zum Vollzug, des vormundſchaftsgericht⸗ 
lichen Beſchluſſes in Anſpruch genommen werden 
müſſen, hat das Landesrecht zu beſtimmen. Das 
bayeriſche Recht kennt aber eine Verwendung von 
öffentlichen Mitteln zur Durchführung des nach 5 1666 
ergangenen Beſchluſſes des Vormundſchaftsgerichtes 
nur, wenn der Beſchluß. in dem durch das Zwangs⸗ 
erziehungsgeſetz feſtgeſetzten Verfahren ergangen ift.“ 

Es darf dieſem in der Praxis maßgebenden 
Standpunkte gegenüber vielleicht folgendes einge⸗ 
wendet werden: Nach dem Wortlaute der wiederholt 
angeführten Beſtimmungen des BGB. hat der Vor⸗ 
mundſchaftsrichter zu beſtimmen, in welcher Anſtalt 
oder Familie das Kind unterzubringen iſt, und die ſe 
Anordnung zu vollziehen. Dem Armenverband liegt 
bei der Unterbringung von mittelloſen Minderjährigen 
nur die Koſtentragung ob. Ein weiterer Einfluß 
auf die ſolcherweiſe angeordnete Anſtaltserziehung 
ſteht ihm nicht zu. Dem Vormundſchaftsrichter 
wird ein Teil ſeiner wichtigſten Befugniſſe genommen, 
wenn man die fragliche Anordnung in Fällen, in denen 
öffentliche Mittel zur Koſtentragung in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden müſſen, für unzuläſſig erklärt. Den 
Vollzug von der Anordnung zu trennen und den 
Armenverbänden zu überlaſſen, erſcheint willkürlich. 
Aus einer Entſcheidung des VGH. in Bd. 34 S. 68ff. 
wird m. E. ohne zwingenden Grund als Meinung 
des Gerichtshofes gefolgert, daß die Befugniſſe des 
Vormundſchaftsgerichtes, das eine Anordnung nach 
8 1838 BGB. (Entſprechendes würde für die Fälle der 
88 1631, 1666 gelten) trifft, eine Begrenzung im öffent⸗ 
lichen Rechte finden, wenn für die vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Maßnahmen öffentliche Mittel beanſprucht 
werden; in dieſem Falle habe nicht der Vormundſ chafts⸗ 
richter, ſondern der Armenverband die Anſtalt uſw., 
in welcher der Minderjährige untergebracht werden 
ſoll, zu beſtimmen (ſo Pöll, ArmG. und UWG., Fuß⸗ 
note 1 auf S. 151). Wie ſoll der Armenverband dazu 
kommen, eine Entſcheidung des bürgerlichen Gerichtes 
nach ſeinem Ermeſſen zu vollſtrecken? Nimmt man 
dem Vormundſchaftsrichter das Recht, die Anſtalt, 
in welche der Minderjährige verbracht werden ſoll, 
zu beſtimmen, ſo muß man ihm auch das Recht ab⸗ 
ſprechen, andere gleichartige Anordnungen zu treffen. 
wie z. B. die einer Heilbehandlung, wenn ſich eine 
ſolche als notwendig erweiſt und der Minderzährige 
mittellos oder ſein Gewalthaber aus Trägheit oder 
Unverſtand zur Leiſtung nicht bereit iſt. 

Auf der anderen Seite iſt nicht zu verkennen, 
daß es an einer Brücke fehlt, die von dem Vollzug 
durch den Vormundſchaftsrichter zur Koſtentragungs⸗ 
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pflicht des Armenverbandes führt.“) Die Pflicht des 
Armenverbandes läßt ſich doch wohl nicht damit be⸗ 
gründen, daß dieſe Anordnungen auf alle Fälle 
möglich ſein müſſen und jemand die Koſten tragen 
müſſe (zu vgl. Riß in Zeitſchr. für Armenweſen, Jahr⸗ 
gang 1917, S. 1 ff.). Wenn die Geldmittel zur Aus⸗ 
führung eines geſetzlichen Zweckes feblen, iſt die Aus⸗ 
führung unmöglich, mag dies auch ſeinen letzten Grund 
in einer Lücke der Geſetzgebung haben. Die Armen⸗ 
verbände ſind zur Leiſtung von Armenhilfe nur nach 
Maßgabe des ArmG. und des UWG. verpflichtet und 
zwar nur in den von dieſen Geſetzen feſtgelegten 
Formen. Die bloße Koſtentragung hinſichtlich einer 
von einer anderen Stelle vollzogenen Maßnahme iſt 
dem Armenrecht durchaus fremd. Es kann auch 
nicht eingewendet werden, daß die Erziehung und die 
Erwerbsbefähigung von Kindern nach bayeriſchem 
Rechte zu den Aufgaben der Armenpflege gehören. 
Denn dieſe Aufgaben liegen den Armenpflegen nur 
im Rahmen und nach Maßgabe des Arm. ob. 

Für die Praxis wird bei dieſer Rechtslage alles 
darauf ankommen, daß ſich der zuſtändige Armen⸗ 
verband freiwillig zur Koſtentragung bereit erklärt, 
ſollen nicht die fraglichen Anordnungen im Falle der 
Mittelloſigkeit des Minderjährigen unmöglich gemacht 
werden. Die Zuſicherung des Armenverbandes, für 
die Anſtaltskoſten oder die Koſten der Unterbringung 
in einer Familie aufkommen zu wollen, wird gleich 
bei Beginn des Anordnungsverfahrens erholt 
werden müſſen. Eine Beteiligung des Armen⸗ 
ver bandes am Anordnungsverfahren wird ſich erübrigen, 
da der Beſchluß des Vormundſchaftsgerichtes über die 
Anordnung der Unterbringung keinesfalls die Koſten 
dem Armenverband zur Laſt legen kann. Es kann 
nur in den Gründen auf die Zuſicherungserklärung 
des Armenverbandes Bezug genommen werden. Die 
Armenverbände werden zur Koſtentragung bei der 
Unterbringung mittelloſer Ausländer deshalb gerne 
bereit ſein, weil ſie mit Rückſicht auf die armen⸗ 
pflegliche Eigenſchaft dieſer Leiſtung Erſatz vom 
Heimatſtaate zu fordern in der Lage find und ihrer 
Forderung durch die Androhung der Ausweiſung 
Nachdruck geben können. 

Oskar Pachmayr, Hilfsarbeiter am Jugendgericht 

in München. 


Aus der Lechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I 


Berlehung der Verpflichtung, für die Löſchung einer 
vertehenden Hypsthet zu ſorgen, durch den Notar. Be: 
rechnung des Schadens, wenn mehrere in der gleichen 
Reife belaſtete Grundſtücke in Frage kommen. Die 
Kläger T. und A. R. fordern Schadenerſatz: der be⸗ 
klagte Notar 155 die von ihm am 31. Oktober 1910 
in betreff mehrerer in derſelben Hypothekenlage be» 
findlichen Grundſtücke übernommene Verpflichtung, für 
die Löſchung der J.'ſchen Hypothek zu ſorgen, damit 
die Hypothek der Sparkaſſe H. und die Hypothek der 
Kl. aufrückten, ſchuldhaft nicht erfüllt. Die Kl. for⸗ 

) Wir hoffen auf die Frage demnächſt noch ein» 
mal zurückkommen zu können. D. H. 
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dern u. a. den Erſatz des Schadens, den ſie bei der 
Zwangsverſteigerung ie und Zu⸗ 
chlag am 11./18. Juni 1912) des Grunbſtücks Nr. 76 
urch den Ausfall ihrer auf dieſem Grundſtück laſtenden 
Hypothek von 8500 M zum Betrage van M 
erlitten hätten; zu dieſem Betrage nämlich ſeien 
mehrere durch Schuld des Bekl. mit einer Hypothek 
von 11 000 vorgehende Handwerker und mehrere 
Pfändungspfandgläubiger der ſtatt der J. ſchen Hy-- 
pothek ſtehen gebliebenen Eigentümergrundſchuld zur 
Hebung gekommen. Das Berufungsgericht nahm die 
Uebernahme und die für den Schaden der Kl. urſäch⸗ 
liche Verletzung, der behaupleten Verpflichtung an und 
wies die Berufung gegen das die Klage abweiſende 
Urteil der erſten Inſtanz nur deshalb zurück, weil 
der beanſpruchte Ausfallsbetrag durch. dasſelbe Er⸗ 
eignis vollkommen ausgeglichen ſei. Der Kläger T. 
R. hätte nämlich — wenn man die Berechnung des 
Ausfalls nur aus dem Grundſtück Nr. 76 als N 
unterftelle — biefes Grundſtück um 7786,28 unter 
dem amtlich geſchätzten, wahren Werte erſtanden (er⸗ 
ſtanden um 40 013,72; amtlich geſchätzter Wert 
47 800 M), alſo einen den Ausfall (4663,22 M) um 
3123 M überſteigenden Gewinn gemacht; zu demſelben 
Ergebnis eines den Ausfall weit überſteigenden Ge⸗ 
winnes führe das Verſteigerungsergebnis der ſämt⸗ 
lichen in derſelben Hypothekenlage befindlichen Grund⸗ 
ſtücke, nämlich außer dem Grundſtück Nr. 76 (Zwangs⸗ 
verſteigerungsakten K 24/12) der vier weiteren nach 
den Akten K 31/11; 56/14; 75/13; 60/13 verfteigerten. 
Grundſtücke: alle. dieſe Grundſtücke zuſammen feien 
vom Kläger T. R., der unſtreitig den Erwerb für ge⸗ 
ene Rechnung der beiden Kläger machte, 
um 61 614,07 M unter dem wahren, amtlich geſchätzten 
Werte erſtanden, während die geſamte Forderung der 
Kl. nur 23 680,90 M betrug; dieſer Gewinn ſei wegen 
des Gewerbes der Kl. (Beſchaffung von Baugeld für 
Unternehmer) als ein wirklicher und nicht nur ſchein⸗ 
barer anzuſehen. Die Reviſion der Kläger führte zur 
Aufhebung des Berufungsurteils und zur Zurück⸗ 
verweiſung an das Berufungsgericht. 

Aus den Gründen: „Der Berufungsrichter 
(BR.) ſagt nicht, ob der Berechnung des Vorteils die 
Berfteigerung nur des Grundſtücks Nr. 76 zugrunde 
gelegt werden muß, oder ob das Verſteigerungs⸗ 
ergebnis aller fünf Grundſtücke als Berechnungsgrund⸗ 
lage zuläſſig und dann geboten iſt; er läßt dies un⸗ 
entſchieden und reiht nur in zweiter Linie als zu dem⸗ 
ſelben Ergebnis führend die Vergleichung der Er⸗ 
ſtehungspreiſe und der wahren Werte bei ſämtlichen 
5 Grundſtücken an. Bei den weiteren 4 Grundſtücken 
fehlt es aber an jeder Prüfung und Feſtſtellung der 
Urſächlichkeit des Verſchuldens des Beklagten da⸗ 
für, daß die Kläger auch bei ihnen einen Aus fall 
an ihrer Hypothek erlitten. Würde der Ausfall bei 
dieſen 4 Jrundſtücken den Kl. auch erwachſen fein, 
wenn fie nach Löſchung der J. ſchen Hypothek mit und 
hinter der Sparlaſſenhypothek aufgerüdt wären, alſo 
auch bei richtiger Erfüllung der vom Bekl. angeblich 
übernommenen Verpflichtung, dann fehlt bei ihnen 
der Zuſammenhang zwiſchen dem N des 
Bekl. und dem Ausfall; dann fehlt es bei ihnen an 
einem durch Schuld des Bekl. verurſachten, alſo von 
ihm zu erſetzenden Ausfall, alſo auch an einem zur 
Wettſchlagung eines ſolchen Ausfalls benutzbaren Ge⸗ 
winn; dann wäre der von den Kl. durch Erſteigerung 
dieſer Grundſtücke erzielte Gewinn hieher ebenſo 
unerheblich, wie ein von den Kl. durch Erſtehung be⸗ 
liebiger dritter Grundſtücke gemachter Gewinn. Ge⸗ 
rade darum verlangen umgekehrt die Kl. für das 
Grundſtück Nr. 76 nicht ihren vollen Ausfall von 
8500 M erſetzt, ſondern nur den durch das Verſchulden 
des Bekl. verurſachten Teil dieſes Ausfalls, näm⸗ 
lich nur ſoviel, als auf die durch Schuld des Bekl. vor 
ihnen ſtehenden Handwerker und die Pfändungs⸗ 
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Klageanſpruch wurde dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt, die Berufung des Bell. zurückgewieſen. 
Auf die Reviſion des Bekl. wurde das Berufungs⸗ 
urteil aufgehoben und die Sache an das 8. zurück⸗ 


Gründe: Das BG. geht davon aus, daß der 
Gerichtsvollzieher G. an dem Geſtell, in dem ſich die 


gläubiger der durch Schuld des Bekl. zur Eigentümer⸗ 
grundſchuld gewordenen J. ſchen Hypothek getroffen 
ſſt. Dem Gewinn aber, den die Kl. nach der Mei⸗ 
nung des BR. bei dem Grundſtück Nr. 76 in Höhe 
von 7786,22 M machten, ſteht der ganze Ausfall 
von 8500 M gegenüber, nicht nur der Teilbetrag von 
4663,22 M, den die Kl. vom Bekl. erſetzt verlangen. 
Der Gewinn darf nicht zunächſt mit dieſem Erſatz⸗ 
Teilpoſten des Ausfalls verglichen werden; die Kl. 
dürfen den ihnen durch ihr eigenes freiwillig auf ihre 
Gefahr unternommenes Geſchäft zufließenden Vorteil 
zur Deckung ihres geſamten Schadens verwenden, 
und dieſer betrug für das Grundſtück Nr. 76 8500 M. 
Schon darum iſt die Vorteilsberechnung des BR. auch 
aus dem Grundſtück Nr. 76 allein nicht haltbar. Für 
die ſämtlichen beteiligten Grundſtücke zuſammen be⸗ 
trug der Geſamtſchaden der Kl. 23 680,90 M. N daß 
bei einer Geſamtberechnung, falls ſie zul äſſig iſt, den 
61 614,07 M keinesfalls nur die 4663,22 M, ſondern 
die geſamten 23 680,90 M gegenüber zu ſtellen wären. 
Mit Recht rügt aber auch weiter die Reviſion, daß 
nach den vom BR. benutzten wangsverſteigerungs⸗ 
akten über das Grundſtück Nr. 76 K 24/12 die Kl. ihr 
Recht aus dem Meiſtgebot ſofort an den Lehrer P. 
abtraten und dieſem der Zuſchlag erteilt wurde: P. 
hatte ſogar betreffend die Streitwertsfeſtſetzung dem 
Verſteigerungsgericht am 8. Juli 191 vorgetragen, 
ihm ſei das Grundſtück um das Meiſtgebot über⸗ 
tragen. Bei dieſer aktenmäßigen Sachlage durfte der 
BR. ſich nicht damit e zu ſagen, der ewinn 
der Kl. von 7786,28 M fe im Hinblick auf ihren Ge⸗ 
werbebelrieb als ein wirklicher anzunehmen. Hier 
lag ſtatt der Allgemeinheit des Gewerbebetriebs der 
Kl. eine beſtimmte Verfügung der Kl. über das Grund- 


ſtellt auch, daß in dieſem Geſtell andere Waren der 
gepfändeten Art ſich nicht befanden. Es erachtet dies 
aber nicht für genügend, um deutlich erkennbar zu 
machen, welche einzelnen Stücke gepfändet ſeien, da 
ſich in dem Speicherraum, in welchem das Geſtell ſtand, 
noch andere Waren der gleichen Art wie die ge⸗ 
pfändeten, befanden. Dieſer Auffaſſung kann nicht 
beigetreten werden. Befanden ſich in dem Geſtell 
außer den gepfändeten Sachen keine anderen gleicher 
Art, ſo entſprach die Anbringung einer Pfandanzeige 
des angegebenen Inhalts der Vorſchrift der (preuß.) 
Geſchäftsanweiſung f 

zwar ſowohl des 8 57 Nr. 6 der Geſch.⸗Anw. vom 
12. Dezember 1899, welche hier maßgebend war, weil 


halt der Anzeige und ihre Anbringung unmittelbar 
an dem Geſtell war alsdann deutlich zum Ausdruck 
gebracht, daß die ſämtlichen in dem Geſtell befindlichen 
Sachen der betreffenden Art gepfändet 19 1 Daß in 
dem ſonſtigen Raum des Speichers fi noch Sachen 
der gleichen Art befanden, beeinträchtigte die Wirk⸗ 
ſtück vor; hinſichtlich ihrer mußte zur Ermittelung ſamkeit der Pfandanzeige nicht. Die Pfandanzeige 
des Vorteils das ragerecht ausgeübt werden, umſo⸗ konnte nach der Act ihrer Anbringung nur auf die 
mehr als der Bekl. immer nur die Vorteilsausgleichung im Geſtell befindlichen Sachen bezogen werden; ſtimmte 
aus den übrigen 4 Grundſtücken geltend gemacht | aber die Zahl der dort befindlichen Sachen mit der 
hatte. Endlich entſpricht es nicht dem gewöhnlichen Angabe der Pfandanzeige überein, ſo mußte die Pfand⸗ 
Laufe der Dinge und nicht der a eßſaug anzeige dahin verſtanden werden, daß ſie die ſämt⸗ 
daß der Berufungsrichter ohne weiteres, ohne Prüfung lichen in dem Geſtell befindlichen Sachen der be⸗ 
der örtlichen, zeitlichen und perſönlichen Verhältniſſe, treffenden Art umfaßte. Es war nicht erforderlich, 
annimmt, die Unterſchiede zwiſchen den Erſtehungs⸗ daß die Pfandanzeige ausdrücklich dahin lautete, 
preiſen und den amtlichen Schätzungen ſeien als ſichere, daß ſämtliche in dem Geſtell lagernden Schlöſſer uſw. 
von den Klägern herauszuwirtſchaftende oder heraus⸗ gepfändet feien. Die Art der Pfändung genügte als⸗ 
gewirtſchaftete Vorteile anzuſehen. Eine ſolche abſtrakte dann auch zweifellos der Vorſchrift des 8 808 Abf. 2 
Annahme wird auch durch das freie in 5 287 ZPO. BO. Unwirkſam wäre dagegen die Pfändung, menn 
eingeräumte Ermeſſen nicht gerechtfertigt.“ (Urt. des auch in dem betreffenden Geſtell noch Sachen gleicher 
III. 85. vom 21. Dezember 1917, III 295/17). Art ſich befunden hätten; mangels einer Ausſonderung 

1267 — e — der gepfändeten Sachen von den übrigen hätte es als⸗ 
dann an dem Erfordernis der Erkennbarmachung der 


II. 
Erſichtlichmachung einer Pfändung durch Anbringen fändung gefehlt. (Urt. des III. 8 S. vom 26. Oktober 


einer Pfſaudanzeige an dem Geſtell, in dem fi die ne: 5. III 199/17). s 
pfändeten Sachen befinden. ZPO. 8 808 Abs. 2. Der 
Gerichtsvollzieher G i pfändete im Auftrage III. 
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des Klägers am 28. Juni 1914 bei der Firma F. in 
Sch. eine Anzahl Schlöſſer, Türfedern und Fenſter⸗ 
verſchlüſſe, und zwar ſeiner Angabe nach in der Weiſe, 
daß er an dem Geſtell, in dem dieſe Sachen ſich be⸗ 
fanden, eine von ihm unterſchriebene und mit dem 
Dienſtſiegel verſehene Anzeige, enthaltend die allge⸗ 
meine Bezeichnung und die Zahl der Pfandſtücke, an⸗ 
heftete. Am 4. Juli 1914 wurde über das Vermögen 
des F. der Konkurs eröffnet. Auf Erinnerung des 
Konkursverwalters erklärte das Vollſtreckungsgericht 


BGB. 5 1421: Entkräftung des Auſpruchs der ge: 
schiedenen Fran auf Rückgewähr des eingebrachten Gutes 
durch den Nachweis, da fie durch koſtſpielige Lebens⸗ 
führung den ehelichen Aufwand übermäßig geſteigert 
habe? Aus den Gründen: Der Bekl. hatte behauptet, 
die Klägerin ſelbſt habe durch ihre koſtſpielige Lebens⸗ 
führung eine Steigerung des ehelichen Aufwands über 
das angemeſſene Maß hinaus verurſacht. Das BG. 
führt aus, der Bekl. könne durch den Beweis dieſer 
Behauptung die Pflicht zur Rückerſtattung des ver⸗ 
brauchten Gutes nicht von ſich abwenden. Die Reviſion 
bezeichnet dieſe Anſicht als rechtsirrig und meint, der 
Kl. würde bei dem Vorliegen eines ſolchen Verſchul⸗ 
dens die Einrede der Argliſt entgegenſtehen. Mit die⸗ 
ſem Einwande kann der Bell. in dieſer Inſtanz nicht 
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mehr gehört werden. Er hat ihn in den Vorinſtanzen 
nicht nur nicht erhoben, ſondern ausdrücklich erklärt, 
für die hier zu entſcheidende Frage könne vollſtändig 
dahingeſtellt bleiben, ob der Bekl. oder die Kl. die 
höheren Ausgaben verſchuldet habe. Uebrigens iſt der 
Einwand zu offenſichtlich unbegründet. Das BG. führt 
aus, es ſei nicht ausgeſchloſſen, daß die Kl. ſich der 
Notwendigkeit, zur Deckung der geſteigerten Bedürfniſſe 
ihr Stammvermögen anzugreifen, überhaupt nicht be⸗ 
wußt geworden ſei. In dieſer Richtung Klarheit zu 
ewinnen ſei der Bekl. viel eher imſtande geweſen. 

hm Hätte es obgelegen auf Einſchränkung des angeb⸗ 
lich durch die Kl. geſteigerten ehel. Aufwandes kraft 
feines ihm nach 81354 BGB. zuſtehenden Beſtimmungs⸗ 
rechts zu dringen, wenn er die Vertretung dieſes 
erhöhten Aufwandes hätte abwälzen wollen. Das habe 
er nicht getan. Vielmehr ergebe ſich aus ſeiner eigenen 
Sachdarſtellung, daß er ſich den etwaigen Wünſchen 
der Frau nach einer beſſeren Lebenshaltung an⸗ 
bequemt und ſelbſt zugeſtimmt habe. War aber der 
Kl. gar nicht bewußt, daß durch ihre Lebenshaltung ein 
Verbrauch ihres Stammvermögens notwendig wurde, 
ſo kann auch von einer argliſtigen Handlungsweiſe 
keine Rede ſein, wenn ſie jetzt von dem ihr zuſtehen⸗ 
den Rechte auf Rückgabe ihres Eingebrachten Gebrauch 
macht. (Urt. des IV. ZS. v. 13. Dezember 1917, IV 
349/17). E. 
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IV. 


Vererbung des Beſitzes (888. $ 857) tritt nicht 
nur bei Eigen; und Nag Nec ein und iſt auch durch 
die Unvererblichkeit des Rechtes nicht 1 60 loſſen, 
auf dem der Beſitz des Erblaſſers beruhte. Daß der 
Beſitz einer Sache im Erbweg auf eine rheit von 
übergegangen iſt, hindert den Eigentümer nicht, 

die e auf Herausgabe nur gegen den Erben an 
richten, der die tatſächliche Verfügungsgewalt hat. Die 
Klägerin behauptet, ihr verſtorbener Oheim, der Mann 
der Bekl., habe ihr im Jahre 1915 Schenkungen im 
Geſamtbetrage von 6000 gemacht, das über dieſe 
Summe ausgeſtellte Depoſitenbuch der Volksbank in 
S. aber in Beſitz behalten, um die Zinſen erheben 
zu können, die er ſich bis zu ſeinem Tode vorbehalten 
1255 Die Bekl., die eine der Miterben ihres ver⸗ 
orbenen Mannes iſt, hat das Buch in Beſitz und 

verweigert die Herausgabe an die Kl. Dieſe hat des⸗ 
5 gegen ſie auf Herausgabe geklagt. Nach dieſem 
ntrage haben die Vorinſtanzen erkannt. Sie haben 

übereinſtimmend den Beweis einer ordnungsmäßig 


vollzogenen Schenkung für geführt erachtet. Die Re⸗ 
viſion war 1 
Aus den Gründen: Die Bekl. hatte geltend 


emacht, fie ſei allein nicht paſſiv legitimiert. Das 
parbuch habe ſich im Nachlaß ihres Mannes be⸗ 
funden. Sie ſei nicht Alleinerbin. Deshalb ſei der 
Beſitz nach 8 857 BG. auf alle Erben gemeinſchaftlich 
übergegangen. Die übrigen Erben hätten daher mit⸗ 
verklagt werden müſſen. Es kann der Reviſion zu⸗ 
. werden, daß die Begründung, mit der das 
. die Paſſivlegitimation der Bekl. bejaht, auf Rechts⸗ 
irrtum beruht. Das BG. führt aus: Der Beſitz des 
Mannes der Bekl. ſei gegenüber der Kl. der eines Ber: 
wahrers, Nießbrauchers i. S. des 8 868 BGB. ge⸗ 
weſen. Der Mann ſei daher nur auf Zeit zum Be⸗ 
fie berechtigt geweſen. Der Beſitz ſei deshalb mit 
feinem Tod untergegangen; 8 857 BGB. finde mithin 
keine Anwendung. Der Beſitz der Bekl. ſei fehlerhaft; 
fie entziehe der Kl. den Beſitz des Sparbuchs, während 
ſie auf das durch das Buch verkörperte Kapital keinen 
Anſpruch habe. Das BG. verkennt die Bedeutung 
des 8 857 B88. Danach rückt der Erbe kraft Geſetzes 
in die Beſitzſtellung ein, die der Erblaſſer hatte (RG. 
Bd. 83 S. 229). War der Erblaſſer alfo wie hier, un⸗ 
mittelbarer Beſitzer, fo werden es auch die Erben. 
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Nach den Erläuterungen des Antragſtellers, auf deſſen 
Vorſchlag in der Kommiſſion für die 2. Leſung des BEB. 
der 8 857 in das BEB. aufgenommen worden iſt, ſoll 
die Vorſchrift auch dem Erben des Detentars (Man⸗ 
datars uſw.) im Gegenfage zum Eigen⸗ und Nutzungs⸗ 
befiger zuſtatten kommen, weil auch dieſem Erben 
bei einem Streite darüber, ob die Sache zum eigenen 
Vermögen des Erblaſſers gehört oder nicht die Rolle 
des Bekl. gebührt, weil der Erbe ferner für die Er⸗ 
haltung und Herausgabe der Sache verantwortlich iſt 
und weil er ein Zurückbehaltungsrecht hat (Prot. V 
S. 652). Auch Unvererblichkeit des dem Erblaſſer 
z. B. wie hier als Nießbraucher zuſtehenden Rechts 
ſchließt deshalb den Hebergang des auf jenem Rechte 
beruhenden Beſitzes nach 8 857 BB. nicht aus. Es 
iſt auch nicht richtig, daß der Beſitz der Bekl. der Kl. 
are ein fehlerhafter iſt. Denn weder fie noch 
hr Erblaſſer haben den Beſitz durch verbotene Eigen⸗ 
macht erlangt (vgl. 88 861 Abſ. 1, 858 858.) Im 
Endergebnis iſt dem BG. aber beizuſtimmen. Da nach 
den unangefochtenen und rechtlich einwandfreien Feſt⸗ 
ſtellungen die Kl. auf ®rund der Schenkung Gläu⸗ 
bigerin der Sorberung 808 die Bank geworden iſt, 
fo ſteht ihr nach 8 952 WEB. das Eigentum an dem 
Depoſitenbuch zu, das ſich auf jene 54 pe cn, bezieht 
(Warneyer 1909 Nr. 106 RESt. Bd. 43 S. 17). Als 
Eigentümerin kann aber die Kl. nach 8 985 B88. 
von dem Beſitzer die Herausgabe des Buches fordern. 
Der Anſpruch ſteht auch gegen einen von mehreren 
Mitbeſitzern zu, wenn dieſer wie hier die tatſächliche 
Verfügungsgewalt hat. Denn auch dieſer macht ſich, 
wie ſchon im Urteile des RG. vom 7. Februar 1906 
V 323/05 ausgeführt iſt, durch feinen Mitbeſitz eines 
Eingriffs in das Eigentumsrecht ſchuldig, und der 
dem Eigentümer zuſtehende Rechtsſchutz kann nicht 
daran ſcheitern, daß der Störer anderen Berfonen 
gegenüber in der Verfügung über den Gegenſtand be⸗ 
1918 ſein mad: (Urt. des IV. 3S. vom 31. Januar 
1918, IV 360/1917). E. 
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V. 
ein Vertrag, in de d eine Leiſtung ver⸗ 
ie um debwillen nichtig, well der * ein deal. 


hr verwickelte Berſprechende d feine Leiſtung 
erreichen wollte, daß der andere Vell I diefem Ber⸗ 
fahren von feinem Zeugnis verweigerungs rechte Gebrauch 
mache? Aus dem Tatbeſtand und den Grün⸗ 
den: Durch Urteil vom 15. März 1912 iſt die Ehe 
der Parteien aus Verſchulden des Kl. geſchieden worden. 
Durch Verträge vom 8. Juni 1912 und 12. Juli 1912 
haben ſich die Parteien über ihr Vermögen ausein⸗ 
andergeſetzt. In dem erſten Vertrage verpflichtete ſich 
der Kl. der Bekl. 120 000 M zu zahlen. Nach längeren 
Verhandlungen verpflichtete er ſich am 12. Juli 1912 
zur Zahlung weiterer 35 000 M. Er behauptet nun 
die Nichtigkeit der Verträge und ſtützt fie auf folgenden 
Sachverhalt: Am 6. Mai 1912 war gegen ihn das 
e wegen unzüchtiger Handlungen mit 
einer der beiden Töchter ſeiner Frau aus einer früheren 
Ehe eröffnet worden. Hauptverhandlungstermin war 
auf den 14. Juni 1912 anberaumt, wurde aber dann 
auf den 12. Juli und ſchließlich auf den 12. Auguſt 
1912 vertagt. Zu dem Termine waren als Zeugen 
die Bekl. und ihre beiden Töchter geladen. Der Kl. 
behauptet, durch feine der Bekl. in dem Vertrage vom 
12. Juli 1912 gemachten Zuwendungen habe die Zeugnis» 
weigerung der Bekl. ſelbſt ſowohl wie ihrer beiden 
erſtehel. Töchter erkauft werden . Der Vertrag 
verſtoße daher gegen die guten Sitten und ſei deshalb 
nach 8 138 BGB. nichtig. Das BG. verneint die Un⸗ 
ſittlichkeit aus folgenden Gründen. Zwar habe der Kl. 
bei dem Abſchluß ſtark unter dem Druck der drohenden 
Verhandlung geſtanden, deren Ausgang von der Zeugnis⸗ 
verweigerung ſeiner Stieftöchter 5 habe, und 
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fei hierdurch zu weitgehendem Entgegenkommen be⸗ 
wogen worden. Der damalige Vertreter der Bekl., 
RA R., ſei fi deſſen auch bewußt geweſen. Jedoch 
feien bei dem Abſchluß der Verträge das Entgegen⸗ 
kommen des Kl. und die Zeugnisweigerung der Stief⸗ 
töchter nicht im Verhältnis von Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung geſtanden. Der Anwalt der Bekl., RA. R., 
habe ſtets die Strafſache von der Auseinanderſetzungs⸗ 
frage getrennt. Er habe immer erklärt, daß das 
Schweigerecht mit der Trennung der Vermögen nichts 
zu tun habe und nie ſei das eine auch nur ſtillſchwei⸗ 
gend zur Bedingung des anderen gemacht worden. 
Er habs verſprochen, ſich um den Gebrauch des Schweige⸗ 
rechts mäglichſt zu bemühen, und habe dies auch ge⸗ 
tan, habe aber vorher geſagt, daß er für einen Erfolg 
nicht einſtehen könne. Hiernach könne keine Rede davon 
ſein, daß die Bekl. durch jene Verträge das Schweige⸗ 
recht ihrer Töchter verkauft und ſomit unſittlich ge⸗ 
handelt habe. Der Vorwurf einer ſolchen Handlungs⸗ 
weiſe treffe höchſtens den Kl. ſelbſt. Denn für ihn 
allein ſei die Abſicht des Erkaufs der Zeugnisweigerung 
der Grund zum Abſchluſſe jener Verträge geweſen. 
Die Verträge ſeien daher nicht ſittenwidrig und alſo 
wirkſam. Die Reviſion hält dieſe Begründung für 
rechtsirrtümlich. Sie meint, wenn der Kl. durch den 
Vertrag und insbeſondere durch eine Erhöhung der 
Herauszahlung habe erreichen wollen, daß die Töchter 
der Bekl. ihr Zeugnis verweigerten und dies dem Ber« 
treter der Bekl. bekannt geweſen ſei, wie das BG. 
feſtſtelle, 19: fei der Vertrag nach Inhalt und Zweck 
ſittenwidrig, wenn man die Faſſung auch ſo gewählt 
habe, daß ſie darüber nichts ergebe. Dieſer Anſicht 
kann nicht beigetreten werden. Das BG. hat nichts 
weiter feſtgeſtellt, als daß allein für den Kl. Grund 
und Zweck ſeines Entgegenkommens geweſen ſei, ſeine 
Stieftöchter zur Verweigerung ihres Zeugniſſes geneigt 
zu machen. Ein ſolches einſeitiges inneres Wollen 
einer Vertragspartei genügt aber nicht, um einen Ver⸗ 
trag wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten für 
nichtig zu erklären. Dazu iſt vielmehr erforderlich, 
daß auch der Inhalt des Vertrages, wenn auch nicht 
für ſich allein, ſo doch im Zuſammenhalt mit Grund 
und Zweck ſich als ſittenwidrig darſtellt (JW. 1913 
S. 683; RG. 75 S. 74/5; 78, 353). Das iſt aber nach 
den Feſtſtellungen des BG. ausgeſchloſſen. Denn danach 
iſt das Entgegenkommen des Klägers bei Feſtſtell ung 
des Frauen vermögens auch nicht einmal ſtillſchweigend 
in irgendeine rechtl. Beziehung zu der vom Kl. ge⸗ 
wünſchten Zeugnisverweigerung der Stieftöchter geſetzt 
worden. In anderem Zuſammenhange hat das BG. 
zudem ausdrücklich feſtgeſtellt, daß es nicht die Abſicht 
der Bekl. geweſen ſei, mehr von dem Kläger zu er⸗ 
langen, als er ihr ſchuldig geweſen ſei. Sie kann die 
Erhöhung der Herauszahlung alſo auch nicht als Ent⸗ 
gelt für etwaige Bemühungen, ihre Töchter zur Zeugnis⸗ 
weigerung zu beſtimmen, aufgefaßt haben. Daß ſich 
der Vertreter der Bekl. des Grundes des Entgegen⸗ 
kommens des Kl. bewußt war, konnte die Annahme 
der Leiſtungen, die der Bekl. nach ihrer Auffaſſung 
zukamen, nicht, wie die Reviſion meint, zu einer un⸗ 
ſittlichen Handlung machen. (Urt. des IV. ZS. vom 
21. Jan. 1918, IV 353/17). E. 
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Auſſchiebung der Vermächtunisentrichtung bis zum 
Tode des Beſchwerten; gibt ein ſolches Vermächtnis ein 
Klagerecht gegen den Beſchwerten oder nur gegen deſſen 
Erben? Hängt feine Wirkſamkeit daven ab, ob der Be⸗ 
dachte den Beſchwerten überlebt? BGB. 2074, 2177, 2181. 
Die Bekl. iſt die Teſtamentserbin ihrer Schweſter K. D. 


In einem von der letzteren errichteten privatſchriftl. 


Teſtament iſt bezüglich der Klägerin beſtimmt: „F. C. 
erhält im 17. Jahre 50000 M. Meine Privatmöbel 
und Luxusſachen erhält ſie bei meiner Schweſter Tode.“ 


— 
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Die Kl. verlangt, es ſolle die Bell. verurteilt werden, 
der Kl. ein Verzeichnis der Privatmöbel und Luxus- 
ſachen der Erblaſſerin vorzulegen, und es ſolle feſt⸗ 
geſtellt werden, daß die Bekl. verpflichtet ſei, bei ihrem 
Tode die Privatmöbel und Luxusſachen der K. D. an 
die Kl. herauszugeben, hilfsweiſe daß die Erben der 
Bekl. hierzu verpflichtet ſeien. Die Kl. will in die 
Luxusſachen auch die Schmuckſachen der Erblaſſerin. 
inbegriffen wiſſen. Das LG. hat ein Teilurteil be⸗ 
züglich der Schmuckſachen erlaſſen und zwar hat es 
die Beklagte zur Vorlegung eines Verzeichniſſes über 
ſämtl. Schmuckſachen der K. D. verurteilt und feſtge⸗ 
ſtellt, daß die Erben der Bell. verpflichtet ſeien, beim 
Tode der letzteren alle Schwuckſachen der K. D. an 
die Kl. herauszugeben. Die Berufung der Bekl. iſt 
zurückgewieſen worden, ebenſo ihre Reviſion. 

Aus den Gründen: Die Reviſion macht gel⸗ 
tend, daß die Bekl. weder berechtigt noch verpflichtet 
ſei, ihre Erben zu vertreten. Dieſe Rüge wäre be⸗ 
gründet, wenn das Vermächtnis nicht der Bekl. als 
Erbin, ſondern den Erben der Bekl. als Nacherben 
der Erblaſſerin auferlegt worden wäre. Aber in dieſem 
Sinne verſteht das BG. die Verfügung der Erblaſſerin 
nicht, ſondern dahin, daß die Bekl. ſelbſt die mit dem 
Vermächtnis Beſchwerte und nur die Entrichtung bis 
zu ihrem Tode hinausgeſchoben ſel. Ein derartiges 
Vermächtnis ift unbedenklich zuläſſig, vgl. 82181 BG. 
Bei dieſer Sachlage iſt die Klage mit Recht gegen die 
Bekl. als die mit dem Vermächtniſſe Beſchwerte ge⸗ 
richtet worden. Daß die Herausgabe der Sachen erſt 
durch die Erben der Beſchwerten erfolgen kann, ergibt 
ſich mit Notwendigkeit aus der Sachlage. Wenn das 
Urteil von einer Verpflichtung der Erben ſpricht, ſo 
begegnet das. um fo weniger einem Bedenken, als es 
ſich zurzeit nur um eine Feſtſtellung handelt. Sodann. 
meint die Revifion, den Klageanſprüchen ſtehe der 
Umſtand entgegen, daß das Vermächtnis der Kl. nur 
ein bedingtes ſei, indem ſeine Wirkſamkeit davon ab⸗ 
hänge, ob die Kl. die Bekl. überlebe. Das trifft jedoch 
nicht zu. Begrifflich enthält die Anordnung des Erb⸗ 
laſſers, daß der mit einem Vermächtniſſe Bedachte das 
Vermächtnis erſt beim Ableben des Erben erhalten 
ſolle, nur eine Zeitbeſtimmung, eine Hinausſchiebung 
des Erwerbs; mit der Frage, ob dem Bedachten das 
Vermächtnis nur unter der Bedingung zugewendet 
ſein ſoll, daß er den Zeitpunkt der Fälligkeit erlebt, 
hat die Anordnung unmittelbar nichts zu tun. Das 
iſt in dem Urteile RG.Z. Bd. 67 S. 425 ff. für Gemeines 
Recht ausgeführt; es entſpricht aber auch dem Stand- 
punkte des BGBB.s, wie ſich aus einer Vergleichung 
des Wortlauts von 8 2177 mit dem des § 2074, und 
aus der Entſtehungsgeſchichte des 5 2177 (Mot. V 179/80, 
Prot. V 211/12) deutlich ergibt. Ob der Erblaſſer mit 
der zunächſt angeordneten Setzung eines Anfangs- 
termins zugleich die Bedingtheit des Vermächtniſſes 
gewollt hat, iſt Sache der Willenserforſchung im ein⸗ 
zelnen Falle. Daß das BG. dieſer Frage nicht weiter 
nachgegangen iſt, bildet keinen Mangel des Urteils, 
weil bisher nie geltend gemacht worden war, daß das 
Vermächtnis in der angegebenen Weiſe bedingt ſei, 
und weil auch die Gachlage an ſich keinen Anlaß zu 
einer derartigen Unterſuchung bot. (Urt. des IV. 38. 
vom 7. Febr. 1918, IV 354/17), E. 
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‚BSD. 11 831, 833. Fortdauer der Auffſichts⸗ 
pflicht eines Fuhrwerkunternehmers auch bei Ginſtellung 
tanglicher Pferde und Kutſcher. Maß der anzuwendenden 
Sorgfalt. Aus den Gründen: Dem Bekl. gibt 
das BG. zu, im allgemeinen taugliche Kutſcher und 
Pferde in ſeinem Unternehmen eingeſtellt zu haben, 
nimmt auch an, daß der Kutſcher G., der den Omni⸗ 
bus zu leiten hatte, ſich in ſeinen früheren Stellungen 
als tüchtig und zuverläſſig bewieſen hat. Aber es 


ſtellt weiter feſt, die Omnibuspferde hätten vor dem 
ſeit Oktober 1913 faſt täglich auf der Straße ver⸗ 
kehrenden Laſtkraftw immer geſcheut und G. habe 
nicht die Umſicht und Fertigkeit beſeſſen, um die Pferde 
ſachgemüß vorbeiguleiten, er habe „verdattert“ und 
„wie ein Stock“ auf dem Bode geſeſſen, auch am lin» 
falltage habe er ſich nicht zu helfen gewußt, ſei zu 
ſpüͤt vor dem Kraftwagen abgeſtiegen, um die ſcheuen⸗ 
den Pferde vorbeizuführen, ſei vielmehr erſt ſeitwärts 
gefahren und dann zu ſpät gekommen. Das BG. legt 
daraufhin dem Beklagten zur Laſt, ſich nicht verge⸗ 
wiſſert zu haben, ob die Pferde und der Kutſcher auch 
noch gleich gut verwendbar waren, nachdem der Kraft⸗ 
wagen, wie er wußte, ſtändig die Straße befuhr, und 
er aus der Aeußerung des G. „wenn nur das Auto 
einmal aufhörte“ entnommen hatte, daß es deswegen 
beim Jahren Anſtände gab. Es erklärt ihn deshalb, 
weil er kraft feiner allgemeinen Aufſichtspflicht nicht 
die nach den veränderten Umſtänden gebotene Nach⸗ 
ſchau gehalten habe, für den Schaden des Klägers 
nach den 88 823, 831 BG. für verantwortlich. Die 
Reviſton, welche meint, das BG. habe die Anforde⸗ 
rungen an die Aufſichtspflicht des Bekl. überſpannt, 
kann keinen folg aben. Pflicht des Bekl. als Unter- 
nehmer war es, den von ſeinem Poſtſtall ausgehenden 
Poſtfuhrwerksbetrieb gefahrlos für den Verkehr ein⸗ 
zurichten. Dazu genügte nicht, taugliche Kutſcher und 
Pferde einguftellen. Vielmehr It #8 die eigenſte Pflicht 
eines Unternehmers, den Betrieb dauernd über⸗ 
wachen und dort abhelfend einzugreifen, wo Mißſtände, 
Gefahren uſw. hervortreten. Ein ſolches Eingreifen 
war nach den Feſtſtellungen des B. für den Bekl. 
hier geboten. Der Poſtfuhrbetrieb war ungefährdet, 
bis im Oktober 1913 auch der Laſtkraftwagen zur An⸗ 
fuhr des Straßenſchotters auf der Strecke verkehrte. 
Seitdem und bis zum Unfalltage, dem 24. Jan. 1914, 
wurde der Kraftwagen für die ſcheuen Poſipferde, 
denen der Kutſcher G. nicht gewachſen war, zur ftän- 
digen Gefahr. Mag auch der Bell, was der Reviſton 
zugegeben ſei, bei der Auswahl von Kutſchern und 
Pferden auf den gewöhnlichen Kraftwagenverkehr Bes 
dacht genommen haben, ſo blieb ihm doch die Pflicht, 
den Betrieb auch nach diefer Richtung zu überwachen. 
Dazu bot, wie das B. feſtſtellt, das unter bisher un⸗ 
geſtörten Verkehrsverhältniſſen außergewöhnliche Er⸗ 
ſcheinen des Laſtkraftwagens dem Bekl. einen ihm 
bewußt gewordenen, begründeten Anlaß, zumal G., 
gleichviel wie man ſeine Aeußerung deuten will, über 
den Kraftwagen Klage geführt hatte. Wäre der Bell. 
kraft feiner Aufſichtspflicht hierauf näher eingegangen, 
‘fo hätte er bei Anwendung der verkehrserforderlichen 
Sorgfalt die durch den Kraftwagen für den Omnibus 
3 Gefahr erkannt und durch geeignete 
aßnahmen beſeitigen können. Daß unter dieſen Um» 
ſtänden das BG. die Anforderungen an die Aufſichts⸗ 
pflicht des Bekl. überſpannt habe, kann der Reviſion 
nicht zugegeben werden. Iſt hiernach die Schadens⸗ 
haftung des Bekl. nach 8 823 BGB. mit Recht bejaht 
worden, ſo konnte unerörtert bleiben, ob der Bekl. 
etwa auch aus 8 831 oder aus 8 833 BGB. für den 
Schaden verantwortlich zu machen iſt; denn der in 
den 88 831, 833 zugelaſſene Entlaſtungsbeweis kann 
gegenüber feinem auf Grund des 8 823 feſtgeſtellten 
Verſchulden nicht in Betracht kommen. (Urt. des IV. 35. 
vom 19. Nov. 1917, IV 277/17). E. 
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Mätlerlehn. ee wen des 3 653 BEB., 

wenn beſtiamte Vergütung für beſtimmte Leiſtung des 

Nätlers vereinbart iſt. Der Kläger vermittelte im 


Auftrage des Bekl. den am 18. Oktober 1913 erfolgten 
Abſchluß eines Kaufvertrags zwiſchen dem Bekl. und 
einer Baugeſellſchaft in Liquidation, durch den jener 
ein Grundſtück, das er bereits mit Handſchlag für 
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150000 M gekauft hatte, zur Errichtung eines mit 
feinen bisherigen Geſchäftsräumen zu verbindenden 
Neubaues für 125 000 M erwarb. Die Auflaſſung er⸗ 
folgte Ende März 1914. Für dieſe Vermittelung be⸗ 
anſprucht der Kl. die nach feiner Behauptung dafür 
vereinbarte Vergütung von 10 000 M, während der 


Bekl. behauptet, letztere nur für den Fall verſprochen 


zu haben. daß der Kl. außer dem Abſchluſſe des Kauf⸗ 
vertrags zum Preiſe von 125 000 M noch den Abſchluß 
eines Bauvertrags mit einer Baufirma, und die Be⸗ 


leihung des Grundſtücks mit einer Hypothek herbei⸗ 


führe. Ein Bauvertrag iſt nicht abgeſchloſſen worden 
und die Beleihung des Grundſtücks iſt ebenfalls nicht 
erfolgt. Das BG. erkannte daß einen zugeſchobenen 
Eid des Bell. des Inhalts, daß er dem Kl. die Ver⸗ 
gütung von 10000 M nicht ſchon dafür verſprochen 
habe, daß er die Herabſetzung des Kaufpreiſes von 
150 000 M auf 125 000 M durchſetze. Die Reviſion des 
Kl. wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Die Reviſion macht ferner 
geltend, der Kl. könne, auch wenn ihm die 10 000 1 
nur für die Vermittelung des Kaufvertrags, des Bau⸗ 
vertrags und der Beleihung verſprochen ſeien, doch 
für das Zuſtandebringen des erſten Vertrags allein 
einen angemeſſenen 19900 in Höhe von der Hälfte 
bis Zweidrittel der 10 000 M beanſpruchen. Dem kann 
nicht beigepflichtet werden. Daß das von dem Bekl. 
behauptete, im Falle der Eidesleiſtung als bewieſen 
anzuſehende Maͤklerlohnverſprechen nicht fo auszu⸗ 
legen iſt, ſtellt der Derufungsrichter ohne Rechtsirrtum 
feſt. In Ermangelung beſonderer Abrede ſteht aber 
dem Makler auf Grund eines Mäklervertrags ſolchen 
Inhalts ein Anſpruch auf Vergütung nur dann zu, 


wenn alle drei Geſchäfte infolge feiner Vermittelung 


zuſtande gekommen find. Der von der Reviſton an⸗ 
gezogene 8 653 findet auf dieſen Fall keine Anwendung. 
Er ſetzt einen Mäklervertrag voraus, der entweder 


über die Vergütung nichts ſagt oder doch deren Höhe 


nicht beſtimmt, und iſt auf den Fall der Vereinbarung 
einer beſtimmten Vergütung, die von einer beſtimmten 
Leiſtung abhängig gemacht iſt, nicht anwendbar, wie 
der erkennende Senat bereits mehrfach ausgeſprochen 
hat (3. B. in einem Urteile vom 20. Juni 1913, III 73/13). 
(Urt. des III. 38S. vom 30. Okt. 1917, III 203/17). 
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B. Strafſachen. 
I 


Strafbarkeit eines vor dem Inkrafttreten der Ketten⸗ 
handels O. vom 24. Juni 1916 begangenen Ketten handels 
auf Grund des 5 5 Nr. 3 PreisſtsO. vom 23. Inli 1915. 
drei Tatbeſtande des ettenhandels und der übermätzigen 

reisſteigerung: Erwerb vom Großhändler durch einen 
Großhändler wie in Friedenszeiten; keine Berückſichtigung 
der mit dem Nettenhandel verbundenen Verluſtgeſahr bei 
der Berechnung des übermäßigen Gewinnes; wieweit 
find Erörterungen über deſſen Höhe im Urteil geboten ? 
Aus den Gründen: Daß Kettenhandel auch ſchon 
unter der Herrſchaft der BRVO. vom 23. Juli 1915 
als unlautere Machenſchaft i. S. des 8 5 Nr. 3 beftraft 
werden konnte, nimmt das LG. mit Recht an. Der 
Kaufmann unterzieht ſich zum Nutzen der Bevölkerung 
der wichtigen Aufgabe zu vermitteln, daß die Waren 
vom Herſteller oder urſprünglichen Beſitzer zur rechten 
Zeit dorthin gelangen, wo Bedarf nach ihnen iſt. Die 
Ware zur Kriegszeit nur um eigenen Vorteils willen 
in ihrem Laufe zum Verbraucher zu hemmen, verſtößt 
beſonders dann gegen die ſittl. Pflicht des Kaufmanns, 
wenn es ſich um Waren täglichen und dringenden 
Bedarfs handelt und der Aufenthalt offenbar preis- 
ſteigernd wirken muß, ohne ſonſt zu nützen. Der ehr⸗ 
bare Kaufmann befaßt ſich mit ſolchen Geſchäften nicht 
und bezeichnet ſie mit Recht als unlautere Machen⸗ 
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ſchaften. In der Tat iſt ein Kettenhandel, der die lich, wenn die gun Pie nach dem Geſamtergebnis 
are nicht auf ihrem Wege vom Erzeuger dum Ber⸗ klar zutage tritt. In ſolchen Fällen kann unter Um⸗ 
braucher vorwärts bringt, ſondern nur von einem ſtänden der Hinweis auf das Verhältnis des Einkaufs⸗ 
Händler zum anderen verſchiebt, die Befriedigung preiſes zum Verkaufspreiſe mit dem Zuſatze genügen, 
des Bedürfniſſes verzögert, die Not und die Begehrlich⸗ daß ein ſo hoher Nutzen, wie er ſich daraus ohne 
keit ſteigert und ſchon dadurch und abgeſehen von der weiteres ergibt, nicht zuläſſig iſt. Um einen Fall ſolcher 
Art aber handelt es ſich gerade bei dem Angekl., der 
nach dem Urteil ſelbſt ſeine geſamten Unkoſten an⸗ 
außerordentlich in die Höhe treibt, nicht minder ſchäd⸗ gegeben und die Höhe des Gewinnes beziffert hat. 
lich als das Zurückhalten der Ware überhaupt. Wer Der Vorwurf, daß das LG. die Verluſtgefahr der Angekl. 
| überhaupt nicht beachtet habe, iſt nach den Urteils⸗ 
bewußt Kettenhandel treibt, beteiligt ſich ſeines Ge⸗ gründen ungerechtfertigt. Daß es die Gefahr des Ver⸗ 
winnes halber an unlauteren Machenſchaften. Er luſtes, der dem Angekl. durch Verderb eines Teils der 
ſetzte ſich der Anwendung des 85 Nr. 3 der BRBO. Ware tatſächlich erwuchs, nicht in Anſatz gebracht hat, 
vom 23. Juli 1915 aus, wenn ſein Tun in die Zeit läßt keinen Rechtsirrtum erkennen. Denn hier handelte 
der Geltung dieſer BRV. fiel. Dieſe Rechtslage iſt es ſich, wie aus den Urteilsgründen erhellt, um einen 
nach den zutreffenden Ausführungen des LG. für Ver⸗ Verluſt, der gerade um deswillen eintrat, weil der 
fehlungen, die — wie die hier in Betracht kommenden —, Angekl. die Ware auf dem Kettenhandelsweg erworben 
vor dem 28. Juni 1916 begangen ſind, ſachlich nicht und wieder verſchoben hat. Eine ſolche durch die un⸗ 
geändert durch das Inkrafttreten der Kettenhandels VO. lauteren Machenſchaften ſelbſt bedingte Verluſtgefahr 
vom 24. Juni 1916 (RG Bl. S. 581). Denn dieſe VO. iſt nicht zu berückſichtigen. Ein beſonderer Ausſpruch 
enthält ſogar noch eine Verſchärfung des Kettenhandels⸗ nden nach der rozeß⸗ 
verbots für den Handel mit Lebensmitteln und Futter⸗ lage nicht geboten. (Urt. des V. StS. vom 15. Jan. 
mitteln und erklart ihrerſeits ausdrücklich den Ketten⸗ 1918, 5 D 654/17). E. 
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handel für einen der Hauptfälle der unlauteren Machen⸗ 4298 

ſchaften. Mit Recht hat das LG. ſchon im Ankauf der II 

Ware durch den Angekl. H. Kettenhandel geſehen. f 

hat nach der Annahme des LG., obwohl ſelbſt Zu $ 27 Nr. 2 PoſtG., 88 263, 267, 268 StGB., 
Großhändler, vom Großhändler gekauft, trotzdem ihm 13 Abi. 2 EG. StG B.: Peſtportohinterziehung; ſofern 


bewußt war, daß das Einſchieben eines zweiten Groß⸗ ſich die Tatbeſtände des allgemeinen Strafgeſetzes mit 
händlers in dieſen Handel unnötig war. Seine Be⸗ denen des Poſtgeſetzes nach der regelmäßigen Geſtaltung 
rufung darauf, daß er vom Erzeuger nicht habe ein⸗ der Fälle decken, ſind nur die Beſtimmungen des Poſt⸗ 
kaufen können, weil dieſer ſelbſt auf den Hauptabnehmer geſetzes als des beſonderen Strafgeſetzes anzuwenden. 
M. verwieſen habe, kann ihn vor der Strafe nicht Aus den Gründen: Die Angekl. hat einen an ihre 
ſchützen. Solchenfalls durfte eben H. nur dann ein⸗ Schweſter gerichteten Brief als Feldpoſtbrief bezeichnet 
kaufen, wenn er ſelbſt nicht an andere Großhändler, und auf ihm als Abſender den Füſilier Fr. F., 2. Komp. 
ſondern an Verbraucher oder Kleinhändler abzugeben Inf.⸗Reg. Nr. 73, vermerkt. Ihre Behauptung, daß ſie 
beabſichtigte, mithin bei dem Kauf ſelbſt nicht als dem Briefe dieſe Aufſchriften nur zur Portoerſparnis 
Großhändler gleicher Art in Betracht kam. Dieſe gegeben habe, erachtet die Strͤ. nicht für widerlegt. 
Borausfegung war aber nicht gegeben. Vielmehr iſt Die Angekl. hat ſich hiernach zu einer portopflichtigen 
feſtgeſtellt, daß H. die Ware von vornherein in der Sendung unbefugt einen mot der Entrichtung des 
Abſicht der Weitergabe an einen Großhändler gekauft Portos befreienden Bezeichnung bedient und damit gegen 
und noch am gleichen Tage in ihrer ganzen Menge 8 27 Nr. 2 Poſtch. vom 28. Okt. 1871 verſtoßen. Das 
mit erheblichem Zwiſchennutzen an einen anderen Groß⸗ PoſtG. regelt die ſtrafrechtl. zu ahndenden Porto⸗ 
händler verkauft hat. Damit iſt ihm nachgewieſen, hinterziehungen erſchöpfend; es iſt daher, wenn ſeine 
daß ſeine Tätigkeit nur dem wirtſchaftlich zweckloſen Tatbeſtände auch im allgemeinen Strafgeſetz als ſtraf⸗ 
Verſchieben der Ware unter Großhändlern gewidmet bar angeſehen ſind, nicht dieſes, ſondern ausſchließlich 
war und daß er ſic als unnützer Zwiſchenhändler das PoſtG. als das beſondere Strafgeſetz anzuwenden 
eingeſchoben hat. Un ehelflich iſt endlich in der Frage (8 2 Abſ. 2 EG. Stch B.), ſofern ſich die Tatbeſtände des 
des ſtrafbaren Kettenhandels der Einwand des H., allgem. Strafgeſetzes mit denen des Voft®. nach der 
daß er auch ſonſt mit Großhändlern gearbeitet habe. regelmäßigen Geſtaltung der Fälle decken. Das trifft 
Denn dieſer Einwand läuft darauf hinaus, daß auch hier zu, wenn die Fälſchung und der betrügeriſche 
im Kriege zuläſſig ſein müſſe, was im Frieden nicht Gebrauch der in den Briefaufſchriften enthaltenen Ur⸗ 
unter Strafe geſtellt war. Gerade das aber iſt im kunde nur zur Portohinterziehung geſchehen ſind (Urt. 
Hinblick auf die VO. en gegen übermäßige Preisſteige⸗ vom 18. April 1907 3 D 1242/06 Goltd Arch. Bd. 54 
rung zu verneinen. Unverſtändlich aber iſt es, wie 9. S. 308 und Rc. Bd. 46 S. 419 ſowie das zum Abs 
ch zur Rechtfertigung des Verkaufs an einen Groß⸗ druck beſtimmte Urt. des IV. StS, i. d. S. gegen K. 
händler gleicher Art darauf berufen kann, daß die und Gen. vom 19. Okt. 1917 4 D 582/1917). Es 
Menge der Ware im Hinblick auf die Rotwendig⸗ handelt ſich um Geſetzeseinheit und die Hinterziehungs⸗ 
keit eines ſchnellen Abſatzes einen Verkauf an Klein⸗ ſtrafe des Poſtck. iſt die vom Geſetzgeber ausſchließlich 
händler nicht ermöglichte“. Hat doch er ſelbſt feſte gewollte in Betracht kommende Strafe. Hiernach iſt 
geſtelltermaßen die Ware nicht etwa geteilt, ſondern die von der Stra. ausgeſprochene Verurteilung wegen 
in der ganzen Menge an den anderen Großhändler Urkundenfälſchung, begangen in Tateinheit mit Betrug, 
weitergegeben und damit die Lage nicht verbeſſert. bei der jetzigen Sachlage ungerechtfertigt. (Urt. des 
Auch die Beſchwerden des Angekl. H. über die An⸗ V. StS. vom 11. Dezember 1917, 5 D 542/1917). 
wendung des $ 5 Nr. 1 PreisſtBO. greifen nicht durch. 4297 E. 
Die Urteilsbegründung gibt keinen genügenden Anlaß 
zu der Annahme, daß das LG. es bei der Entſcheidung III. 


über die Frage der \lebermäßigfeit des Gewinnes im ; 3 
bedungenen Preis an der Prüfung der geſamten Ver⸗ die Se en er 
hältniſſe hätte fehlen laſſen oder daß es im einzelnen ſchlichen hat, berechtigt an ſich nicht zur Berurteilunz 


von rechtsirrigen Anſchauungen geleitet geweſen wäre. 
Eingehendere Erörterungen und Berechnungen in den wegen unerlaupter Ausfuhr.) Mahgebender Höchſtpreis 


Urteilsgründen find — falls fie nicht durch beſondere 9 Bgl. biezu Bay bh. vom 10. Febr. 1010 JMBL. Beibt, S 80: 
Einwendungen nötig werden — dann nicht erforder⸗ dort war ein landwirtſchaftl. Dlenſtbote, der ſich die Einwilligung 
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bei örtlich verſchiedener Feſtſetzung. Aus den Grün⸗ 
den: Dem Angekl. iſt in allen Fällen, in denen er 
Käſe verſandt oder aus Bayern ausgeführt hat, die 
Genehmigung dazu von der Verteilungsſtelle erteilt 
worden. Die Annahme der Strͤ., die Berfendung und 
Ausfuhr „erfteine‘ nicht als genehmigt, weil der 
Angekl. die Genehmigung durch unwahre Angaben 
über den Verkaufspreis erſchlichen habe und die Ver⸗ 
teilungsſtelle die Genehmigung nicht erteilt haben 
würde, wenn ſie den wahren, den Höchſtpreis über⸗ 
ſchreitenden Kaufpreis gekannt hätte, iſt unhaltbar. 
Die Tatſache, daß der Angekl. die Genehmigung ge- 
habt hat, wird dadurch nicht beſeitigt, daß er die 
Genehmigung durch N e hat, und weder 
aus den Anordnungen der at a noch 
aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen läßt es ſich recht⸗ 
fertigen, die tatſächlich erteilte Bcnehmigung deshalb 
als nichtig und unwirkſam zu behandeln, weil ſie nicht 
erteilt worden wäre, wenn die genehmigende Behörde 
den Preis der Waren gekannt hätte, für die ſie erteilt 
worden iſt; denn der vom Angekl. erregte und für 
die Erteilung der Genehmigung urſächlich gewordene 
Irrtum betraf nicht den Gegenſtand der Genehmigung; 
er ſtellt nicht in Frage, daß die Genehmigung für 
eben die Ware erteilt worden iſt, die der Angekl. ver⸗ 
ſendet und ausgeführt hat, daß er das und nur das 
verſendet hat, was ihm genehmigt war, daß er alſo 
überall zu ſeinen Verfendungen die erforderl. Ge⸗ 
nehmigung gehabt hat. Der Angekl. kann alſo auch 
nicht wegen unerlaubter Verſendung beſtraft werden. 
Falſche Angaben über den Preis der Waren ſind in 
den Bekanntmachungen der Militärbefehlshaber nicht 
verboten und unter die Strafe des Art. 4 Ziff. 2 Kr. 38. 
geſtellt. Die Bekanntmachungen verlangen nicht ein⸗ 
mal, daß die Preiſe von dem Verſender bei der Ber» 
ſendung oder bei dem Nachſuchen um die dazu erforderl. 
Genehmigung angegeben oder von der Verteilungs⸗ 
ſtelle bei der Entſcheidung über das Genehmigungs⸗ 
geſuch geprüft werden; ſie haben offenbar nicht an 
die jetzt tatſächlich geübte allgemeine Ueberwachung 
der Berfendung durch die Verteilungsſtelle nach der 
Richtung gedacht, daß die see vom Verkäufer 
nicht überſchritten werden; 8 14 der Bek. vom 30. Okt. 
1915 macht nur die Genehmigung zur Ausfuhr aus 
Bayern davon me daß der Käufer ſich zur Ein 
haltung der Höchſtpreiſe bei dem Weiterverkauf ver⸗ 
pflichtet, offenbar um auch außerhalb Bayerns Einfluß 
auf die Preisbildung zu üben, nicht aber, um das der 
Berſendung zugrunde liegende Geſchäft der Auſſicht 
zu unterſtellen. Deshalb kann auch die Irreführung 
der Verteilungsſtelle, deren ſich der Angekl. ſchuldig 
gemacht hat, nicht auf Grund der Bekanntmachung 
aus dem Kr. beſtraft werden. Auch aus anderen 
rechtlichen Geſichtspunkten find die Handlungen des 
Angekl., die im Eröffnungsbeſchluß als Vergehen gegen 
das Kr.. beurteilt find, nicht ſtrafbar. Von dieſem 
Teile der Anklage mußte der Angekl. deshalb frei⸗ 
geſprochen werden. Auf die unrichtige Aufſtellung des 
Verteidigers, daß dieſe Handlungen und die Leber: 
5 der Höchſtpreiſe, die dem Angekl. hinſichtlich 

verſandten Waren zur Laſt falle, nicht ſachlich, 
wie die Strͤ. angenommen 1 ſondern rechtlich zu⸗ 
ſammenträfen, braucht danach nicht mehr eingegangen 
zu werden. Im übrigen war der Reviſton der Erfolg 
zu verſagen. Mit Recht hat die Str. angenommen, 
daß auch in den Fällen, in denen der Angekl. Käſe 
nach Orten außerhalb Bayerns verſandt hat, die in 
Bayern geltenden Höchſtpreiſe eingehalten werden 
2 7055 weil der Verſendungsort, alſo regelmäßig 
der Wohnſitz des Verkäufers maßgebend iſt, wenn dort 


des Dienſtherrn zum Verlaſſen des Dienſtes erſchlichen hatte, auf 
Grund des Art. 4 Ziff. 2 Kr. 3G. und der Anordnung des GenͤKdo.“s 
1. AK.“ vom 18. März 1915 wegen unbefugten Verlaſſens feines 
Dienfiplaged verurteilt worden, wie wenn er ohne die Einwilligung 
des Dienſtherrn ausgetreten wäre; das Obs. hat dies gebilligt. 
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andere Höͤchſtpreiſe gelten, als am Beſtimmungsort. 
Für die Verkäufe nach H. vom 7. und 26. Febr. 1916 
ergibt ſich das aus der ausdrückl. Beſtimmung des 8 3 
Abſ. 3 BR BO. über Käſe vom 13. Jan. 1916 (RGBl. 
S. 31), aber auch für den vor dem Inkrafttreten dieſer 
BNBO. abgeſchloſſenen Verkauf nach H. vom 8. Jan. 
1916 muß das gelten (Urt. des erk. S. vom 8. Jan. 
1917 ROSt. Bd. 50 S. 252). Die früher vom Senat 
vertretene Anſicht, daß es auf den Höchſtpreis des Ab⸗ 
lieferungsorts ankomme, er in dieſem Urteil auf⸗ 
gegeben. (Urt. des I. StS. vom 3. Dez. 1917, 1 D 
1/17). E. 
IV. 


4279 
Der Umftaud, daß beide Parteien entſchloſſen waren, 
handgemein zu werden, ai nicht and, daß ſich d 
eine von ihnen für eine von ihr verübte Körperverletzung 
auf Notwehr berufen kaun. Aus den Gründen: 


In dem Urteil wird für die Verneinung der Notwehr 


entſcheidendes Gewicht darauf gelegt, daß die beiden 
einander gegenüber ſtehenden Parteien, nämlich der 
Mitangekl. G., deſſen Arbeitgeberin Frau K. und deren 
Schweſter Margareta K. einerſeits es an dem frag⸗ 
lichen Tage darauf abgeſehen hätten, die Durchfahrt 
durch die Waldung als Ausübung einer Wegedienſt⸗ 
barkeit erforderlichenfalls mit Gewalt zu erzwingen, 
die Angekl., deren Mutter die Mitangekl. Frau H. und 
deren Schwager Joh. H. ma dieſe Ausübung 
einer Wegedienſtbarkeit erforderlichenfalls mit Gewalt 
a verhindern entſchloſſen waren. Mochten bei dieſem 
orſatz beide Parteien mit der Möglichkeit oder auch 
ſelbſt mit der Wahrſcheinlichkeit eines gewaltſamen 
Zuſammenſtoßes zwiſchen ihnen rechnen, ſo war da⸗ 
durch allein der zum Tatbeſtand des 8 223 a SIEB. 
erforderl. Vorſatz, eine gefährl. Körperverletzung zu 
begehen, noch nicht gegeben, vielmehr kam es Hierfür 
auf den weiteren Gang der Ereigniſſe an. In letzterer 
Beziehung ſtellt nun die Str. ausdrücklich feſt, daß 
die H.⸗Partei, insbeſondere alſo die Angekl., allerdings 
den Mitangekl. G. an der Weiterfahrt auf dem ein⸗ 
geſchlagenen Wege hindern wollte, daß aber daraufhin 
G. als Lenker des Fuhrwerks, obwohl er die Angekl. 
und deren Mutter durch einfachen Gebrauch der Hand 
oder Fauſt von der Fahrbahn hätte entfernen können, 
mit der Peitſche auf die beiden Frauen heftig einge⸗ 
chlagen hat und außerdem ein offenes Meſſer, mit 
em er demnächſt zuſtach, „ſchon zur Hand hatte“. 
War letzteres der Fall, ſo konnte die Angekl. auch 
dann, wenn ſie vorher im allgemeinen den nunmehr 
erfolgten Zuſammenſtoß vorausgeſehen 5 in dem 
Verhalten des G. die Gefahr eines ihr drohenden 
rechtswidrigen Angriffs erblicken und ſie konnte, wenn 
im übrigen die geſetzl. Vorausſetzungen der Notwehr 
oder deren erlaubte Ueberſchreitung vorlagen oder von 
ihr entſchuldbarerweiſe für vorliegend erachtet wurden, 
de Strafausſchließungsgrundes nicht, wie die Str. 
rechtsirrtümlich anzunehmen ſcheint, deshalb verluſtig 
gehen, weil ſie ſich vorher vorgenommen hatte, das 
Befahren des ſtreitigen Weges durch die K.⸗Partel, 
insbeſondere durch den Mitangekl. G., nötigenfalls 
unter Anwendung von Gewalt zu verhindern. Der 
Schluß, den die Strfl. gegen das Ende der Urteils⸗ 
gründe dahin ausſpricht, daß, weil die Parteien hand⸗ 
gemein werden wollten, eine „Rechts verteidigung“ von 
ihnen gar nicht beabſichtigt geweſen ſei, iſt, abgeſehen 
von der Mehrdeutigkeit des Ausdrucks „Rechtsverteidi⸗ 
gung“, der ſowohl die Abwehr einer unbefugten zivil⸗ 
rechtl. Rechtsanmaßung wie auch die ſtrafrechtl. Not⸗ 
wehr umfaſſen kann, nach dem vorhin Bemerkten in 
jedem Falle rechtsirrig, da hierin eine Verkennung des 
Notwehrbegriffs liegt, alſo 8 53 StGB. durch nicht 
gehörige Begründung feiner Nichtanwendung verletzt 
iſt. (Urt. des I. StS. vom 10. Dez. 1917, 1 D. 497/17). 
4276 E. 


5 V 


Verurteilung anf Grund einer alternativen Feſt⸗ 


f . Aus den Gründen: Die Anwen 
dung der 88 3, 5 und 7 BO. des rheiniſchen Vieh⸗ 
handels verbandes vom 3. Juli 1916 gibt zu durch⸗ 
greifenden rechtl. Bedenken keinen Anlaß. Zwar ſpricht 
das Urteil nicht ausdrücklich darüber aus, ob die vom 
ngefl. angelauften und ausgeführten 200 Schweine 
Magervieh oder Schlachtvieh geweſen find; auch zieht 
es an den 8 3, der von der Ausfuhr von Mager⸗ 
vieh handelt, als auch den § 5 an, der die von Schlacht⸗ 
vieh zum Gegenſtand hat. Da aber der die Straf⸗ 
beſtimmung enthaltende 8 7 BO. das Zuwiderhandeln 
gegen 8 3 und gegen 8 5 unter gleiche Strafe ſtellt, 
ſo brauchte, um dieſe Strafbeſtimmung anzuwenden, 
nicht notwendig bei jedem der 200 verbotwidrig aus⸗ 
geführten Schweine ausdrückl. feſtgeſtellt zu werden, 
ob die Ausfuhr des einzelnen Tieres unter 8 3 oder 
unter 8 ö fiel, ſondern 6s genügte erkennbar zu machen, 
daß das Vergehen gegen 8 7 entweder teils durch einen 
Verſtoß gegen 8 3 oder gegen 8 5 oder auch gegen die 
eine oder die andere dieſer Vorſchriften begangen worden 
war, und das iſt dadurch geſchehen, daß ſowohl 8 3 
als auch 8 5 898 wurde. (Urt. des V. StS. 
vom 11. Januar 1918, 5 D 721/1917). E. 
4299 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


1 


ür die Aale sbewilligungen von Ge⸗ 
mei oder St 1 2 iſt die Gebühr aus 
Art. 119 Abſ. 1 K. mit Art. 61 Abſ. 1 und 24 Abſ. 3 
NotGebo. zu entrichten. Der Stadtmagiſtrat S. quit⸗ 
tierte in der Form der. Z. 14 der MinBel. vom 13. Mai 
1905 betr. die. Anlegung von Bemeinde- und Stiftungs⸗ 
geldern über die Heimzahlung eines Hypothekdarlehens 
der ſtädt. Sparkaſſe und bewilligte die Löſchung der 
Hypothek im Grundbuch, womit der Grundſtücks⸗ 
eigentümer zu Protokoll des Jrundbuchamts einver- 
ſtanden erklärte. Die Frage, ob hiefür außer dem 
Stempel nach Tarifſtelle 3 Abſ. 1 und den Gebühren 
nach Art. 116 und Art. 119 Abf. 1 KG. mit Art. 61 
Abſ. 3 NotcgebO. auch eine Gebühr aus Art. 119 Abſ. 1 
Kc. mit Art. 61 Abſ. 1 und 24 Abſ. 3 NotGebO. zu 
entrichten iſt, wurde vom Obs. bejaht. 
Aus den Gründen: Bei der Eintragung der 
Aufhebung einer Hypothek wird abgeſehen von der 
nach der Tarifſt. 3 zu entrichtenden Stempelabgabe 
und neben der nach dem Art. 116 KG. für die Ein⸗ 
teagung in das Grundbuch ſelbſt geſchuldeten Gebühr 
in Fällen, in denen nicht eine von einem bayer. 
Notar errichtete Urkunde über die Eintragungsbewil⸗ 
ligung oder das dieſer zugrunde liegende Rechtsgeſchäft 
vorliegt, nach dem Art. 119 KG. auch noch die Gebühr 
erhoben, die für die Aufnahme der Urkunde durch den 
Notar an dieſen zu entrichten wäre. Nach den Art. 61 
Abf. 1, 2 und 24 Abſ. 1 bis 3 NotGebO. vom 24. Juni 
1915, nach der ſich die Höhe dieſer Gebühr bemißt, 
hat der Notar für die nicht in unmittelbarem An⸗ 
ſchluß an das zugrunde liegende Rechtsgeſchäft in der⸗ 
ſelben Urkunde erfolgende Beurkundung der Erklärung 
über die dic der eines Rechtes an einem Grund⸗ 
tück einſchließlich der Löſchungsbewilligung, ferner für 
ie Beurkundung des Verzichts auf eine Hypothek und 
des Empfangsbekenntniſſes über eine durch Hypothek 
geſicherte Forderung bei einem mehr als 300 M bes 
tragenden Gegenſtandswerte die Zeitgebühr. zu be⸗ 
anſpruchen, die jedoch bis zu einem Gegenſtandswerte 
von 2000 M nicht mehr als 1 der vollen Wertgebühr 
betragen darf. Außerdem wird nach Art. 61 Abſ. 3 
NotckhebO. für die Beurkundung der Zuſtimmung des 


gn für Bechtspfiege in Bayern. 1018. Mr. 7 u. 8 


ließ, als eine Erleichterung dar. Da 
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Eigentümers zur Löſchung der Hypothek bei einem den 
Betrag von 2000 M nicht überſteigenden Gegenſtands⸗ 
wert eine Gebühr von 1 M erhoben und zwar ohne 
Unterſchied, ob die Zuſtimmungserklärung in der die 
Löſchungsbewilligung des Gläubigers enthaltenden 
Urkunde oder in einer „ Urkunde niedergelegt 
iſt (vgl. Samml. NF. Bd. 14 S. 349). Hienach iſt für 
die hier in Betracht kommende Löſchung außer dem 
Stempelbetrage von 1 M eine Gebühr nach Art. 116 
mit 1 M, eine Gebühr aus Art. 119 Abſ. 1 KG. mit 
Art. 61 Abſ. 3 NotGebO. für die Zuſtimmungserklä⸗ 
rungen der Eigentümer und außerdem noch für die 
Löſchungsbewilligung des Stadtmagiſtrats die Gebühr 
nach Art. 119 Abſ. 1 KG. mit Art. 61 und 24 NotcgeboO. 
zu erheben. Die Vorausſetzungen, von denen die Er⸗ 
hebung der Gebühr des Art. 119 Kc. für die Ein⸗ 
tragungsbewilligung abhängt, ſind in dem vorliegenden 
Fall erfüllt. Es handelt ſich um die Eintragung der 
Aufhebung einer Hypothek; eine von einem bayer. 
Notar über die Eintragungsbewilligung oder das zu⸗ 
grunde liegende Rechtsgeſchäft errichtete Urkunde liegt 
nicht vor. Aus der ganz allgemeinen Ausdrucksweiſe 
des Art. 119 iſt zu folgern, daß — von dem in Abſ. 3 
Satz 1 angeführten hier nicht in Betracht kommenden 
Ausnahmefall abgeſehen — die Gebühr nur dann nicht 
zu erheben iſt, wenn eine bayer. Notariatsurkunde des 
erwähnten Inhalts vorliegt. Eine weitere Ausnahme 
iſt nicht zugelaſſen. Unter die i. S. des Art. 3 Kc. 
der Gebührenfreiheit teilhaftigen Angelegenheiten kann 
der hier zu entſcheidende Fall nicht eingereiht werden; 
eine die Gebührenfreiheit ausſprechende geſetzliche oder 
in einer Verordnung enthaltene Beſtimmung tft nicht 
vorhanden. Die Abgabe von Quittungen und Löſchungs⸗ 
bewilligungen durch die Gemeinde⸗ und Stiftungsver⸗ 
waltungen, die erſtmals durch die MinEntſchl. vom 
31. Juli 1864, dann durch die Min Bek.en vom 12. und 
14. März 1885 zugelaſſen wurde und nun durch die 
MindBek.en vom 13. und 17. Mai 1905 je in Ziffer 14 
vorgeſehen iſt, ſtellte ſich allerdings dem früheren 
Liegenſchaftsrechte gegenüber, das für die auf Grund 
von Zahlung erfolgende Löſchungserklärung nur die 
Wahl zwiſchen der Aufnahme einer notariellen Ur⸗ 
kunde oder der Vernehmung zum F 

urch, daß die 
Gemeinde⸗ und Stiftungsverwaltungen außer der 
Zahlungsbeſcheinigung auch die Löſchung ausdrücklich 
bewilligten und auf nochmalige Vernehmung zum 
Hypothekenprotokolle verzichteten, ſollte zur Abſchnei⸗ 
dung einer ſonſt entſtehenden Geſchäfts⸗ und Koſten⸗ 
vermehrung die Vorladung der Vertreter der Ge⸗ 
meinden und Stiftungen vor das Hypothekenamt ver⸗ 
mieden und der Vorſchrift der SS 109 bis 111, 158 HypG. 
Rechnung getragen werden, die eine Vernehmung des 
Gläubigers durch das Hypothekenamt über die von 
dem Schuldner beantragte Löſchung auch dann ver⸗ 
ordnete, wenn dieſer eine öffentl. Urkunde über die 
Zahlung vorlegte. Aus dieſer Vorſchrift, die nur die 
zeitraubende und Koſten verurſachende Vorladung des 
vielfach aus mehreren Perſonen beſtehenden Vorſtandes 
der genannten Verwaltungen vor das Gericht ver⸗ 
hindern und damit im weſentl. für den Amtsbetrieb 
der Gemeinde⸗ und Stiftungsverwaltungen eine Ge⸗ 
ſchafts⸗ und Formerleichterung bringen wollte, kann 
nicht eine in die Zeit der Geltung des Geſetzes über 
das Gebührenweſen und des Koſtengeſetzes herein⸗ 
wirkende Gebührenfreiheit oder Gebührenerleichterung 
abgeleitet werden. Ein ne Schluß müßte um fo 
mehr als verfehlt abgelehnt werden, als die erwähnte 
Geſchaͤftserleichterung um der beteiligten Gemeinde⸗ 
und Stiftungsverwaltungen willen eingeführt iſt, die 
Gebührenfreiheit aber einer anderen Perſon, nämlich 
dem Eigentümer des Grundſtücks, zugute kommen 
würde. Schuldner der Löſchungsgebühr iſt ja der 
Grundſtückseigentümer und nicht der Hypothekengläu— 
biger, der durch die einfache Erklärung der Löſchungs⸗ 
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bewilligung noch nicht zum Antragſteller i. S. der 

81, 89 ENG. wird. Dafür aber, daß der Eigen⸗ 
tümer eines mit einem Gemeinde⸗ oder Stiftungs⸗ 
darlehen belaſteten Grundſtücks bei der Rückzahlung 
und Löſchung der Hypothekenſchuld eine Befreiung 
oder Ermäßigung in Anſehung der von ihm zu tragenden 
Gebühren anzuſprechen hätte, fehlt es an einem aus⸗ 
reichenden Anhaltspunkt. In Anſehung der Gebühren⸗ 
bewertung ſind alle e gleich gu 
behandeln. Auch aus dem § 29 EBD. ergibt ſich kein 
Grund für eine verſchiedene Behandlung des Falles, 
in dem die Eintragungsbewilligung oder die ſonſtigen 
zu der Eintragung erforderl. Erklärungen vor dem 
Srundbuhamte zu Protokoll gegeben werden, und 
des Falles, in dem der Nachweis durch öffentliche oder 
öffentlich beglaubigte Urkunden erfolgt. Die beiden 
Arten der Führung des Nachweiſes, die Erklärung zu 
Protokoll des Grundbuchamts und die Vorlegung 
öffentlicher Urkunden, find einander völlig gleichgeſtellt. 
Hieraus darf der Schluß gezogen werden, daß auch 
die Heranziehung zu denſelben Gebühren gerechtfertigt 
iſt. Dieſe Schlußfolgerung iſt um ſo berechtigter, als 
der Zweck des Art. 119 Abſ. 1 KG. zu der für den Im⸗ 
mobiliarverfehr als wünſchenswert erachteten Lebens⸗ 
fähigkeit des Notariatsinſtituts beizutragen, not⸗ 
wendigerweiſe eine gleichmäßige Stellungnahme des 
Geſetzes zu den genannten beiden Mitteln der Beweis⸗ 
führung erfordert, die mit der Inanſpruchnahme der 
Tätigkeit der Notare in Wettbewerb treten. Zu dem 
Ergebniſſe, daß die Löſchungsbewilligung des Stadt⸗ 
magiſtrats S. der Gebühr des Art. 119 Abſ. 1 KG. 
unterliegt, führt auch die entſtehungsgeſchichte, nament⸗ 
lich die amtl. Begründung des Geſetzes. Nach dem 
Art. 119 Abſ. 1 Geb. in der Faſſung vom 11. Nov. 
1899 war bei der Eintragung der Beſtellung, Ueber⸗ 
tragung oder Belaſtung einer Hypothek, wenn nicht 
eine nach den Art. 154, 155, 159 Geſ. zu bewertende 
notarielle Urkunde vorlag, außer der Gebühr des 
Art. 116 und neben der aus dem Art. 154, 155 oder 
159 zu erhebenden Gebühr auch noch die Gebühr zu 
erheben, die für die Aufnahme der Urkunde durch den 
Notar an dieſen zu entrichten geweſen wäre. Der 
Art. 119 Abſ. 1 iſt fachlich unverändert in das Geb. 
i. d. Faſſung vom 28. April 1907 und in das Geb. vom 
13. Juli 1910 übergegangen. Da im Gegenſatze zu 
dem heren bayer. Liegenſchaftsrechte, nach dem zur 
Beſtellung, Uebertragung und Verpfändung von Hypo⸗ 
theken die Errichtung einer notariellen Urkunde not⸗ 
wendig war, von dem Augenblicke der Anlegung des 
Grundbuchs an für die genannten Rechtsgeſchäfte ein 
Zwang zu notarieller Beurkundung nicht mehr beſteht 
und die Eintragungsbewilligung auch vor dem Grund⸗ 
buchamte zu Protokoll gegeben oder durch öffentliche 
Urkunden nachgewieſen werden kann, erſchien es, wie 
[9on bemerkt, zur Erhaltung des Notariats geboten, 
ie ohne Mitwirkung eines Notars erfolgende Ein⸗ 
tragung der Beſtellung, Uebertragung, Belaſtung einer 
Hypothek mit denſelben Gebühren zu belegen, die für 
den Fall der Aufnahme einer notariellen Urkunde über 
das Rechtsgeſchäft oder die Eintragungsbewilligung zu 
entrichten geweſen wären. Dieſe Gebühren ſetzen ſich 
kuſammen aus den nach den Art. 154, 155, 159 von 
der notariellen Urkunde zu erhebenden Staatsgebühren 
und aus den nach der NotGebO. zu erhebenden und 
an ſich für den Notar beſtimmten Gebühren, die hier 
ebenfalls reine Staatsgebühren ſind und in die Staats⸗ 
ale fließen, da eine Tätigkeit des Notars nicht ſtatt⸗ 
findet. Die Begründung der Geb Novelle von 1899 (Abg⸗ 
KVerh. 1898/9 Beil. Bd. XX Abt. I S. 490) ſpricht aus⸗ 
drücklich aus, daß die letzterwähnte ſich nach der 
NotgebO. bemeſſen de Gebühr ſowohl bei den Ein⸗ 
tragungen zu erheben iſt, die auf Grund einer — 
nicht von einem bayer. Notar errichteten — öffentl. 
Urkunde bewirkt werden, wie auch bei den Eintragungen, 
die auf einer vor dem Grundbuchamte gepflogenen 
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Berhandlung beruhen. Dieſe gebührenrechtl. Gleich⸗ 
ſtellung wird auf dieſelben Erwägungen geſtützt, die 
für die gleiche Beſtimmung des Art. 118 in Anſehun 
der Auflaſſung maßgebend find, daß es ſich nämli 
nicht rechtfertigen ließe, eine Auflaſſung, die auf Grund 
einer nicht von einem bayer. Notar errichteten Urkunde 
old gebührenrechtl. günftiger zu behandeln als 
eine Auflaſſungserklärung, die auf Grund einer von 
einem bayer. Notar errichteten Urkunde entgegen⸗ 
gan wird. Bei der Schaffung des AG. vom 
1. Aug. 1914 erlitt die Faſſung des Art. 119 Abſ. 1 
Geb. wegen der Verweiſung der darin angeführten 
und nun durch die Tarifſtellen 2 4, 3, 13, 14, 24 er⸗ 
ſetzten Vorſchriften in das Stemp®. eine Einſchränkung 
dahin, daß der Artikel nur mehr die Erhebung der 
Gebühr anzuordnen brauchte, die für die Aufnahme 
des Vertrags über die Beſtellung, Uebertragung, Be⸗ 
laſtung einer Hypothek durch den Notar an dieſen zu 
entrichten wäre. Die Begründung des Entw. (UbgNBerh. 
1913/1 Beil. Bd. V Beil. 763 S. 125 / 6) geht davon aus, 
daß die neue Regelung ſachlich zu dem gleichen Er⸗ 
gebniſſe führen werde wie das Recht des Gebühren⸗ 
geſetzes, erkennt aber ausdrücklich eine Abweichung 
darin, daß ber io der Uebertragung oder Belaſtun 
einer Hypothek die Aufhebung gleichſtehen ſoll, un 
begründet dieſe Abweichung damit, daß kein hin⸗ 
reichender Anlaß beſtehe, ſie anders zu behandeln als 
die erſtgenannten Rechtsgeſchäfte. Auch hieraus ergibt 
ſich, daß die Erhebung der ann des Art. 119 Abſ. 1 
KG. in allen Fällen ſtatthaben ſoll, in denen eine not. 
Urkunde über die Eintragungsbewilligung oder das 
zugrunde liegende Rechtsgeſchäft nicht vorliegt. Dem 
Geſetzgeber war ſicher nicht verborgen, daß abweichend 
von den früher an die not. Beurkundung gebundenen 
Rechtsgeſchäften der Beſtellung, Uebertragung, Be⸗ 
laſtung einer Hypothek für die Aufhebung von Hypo⸗ 
theken „ zwei Berfahrensarten, die not. Bes 
urkundung und die Verhandlung vor dem Hypotheken · 
oder Grundbuchamte, zur Verfügung ſtanden und bei 
der Rückzahlung von Gemeinde⸗ und Stiftungsdarlehen 
noch eine dritte Möglichkeit, die Erklärung zu öffent⸗ 
licher Urkunde des Gläubigers ſelbſt, eröffnet war. 
Erklärt er nun ausdrücklich, daß er einen ausreichenden 
Anlaß zu einer verſchiedenen Behandlung nicht zu 
finden vermöge, ſo iſt daraus zu ſchließen, daß er ein⸗ 
heitliches Recht zu ſchaffen beſtrebt und nicht gewillt 
war, der Anwendung des Art. 119 dadurch Abbruch 
geſchehen zu laſſen, daß einzelne Fälle der Aufhebung 
oder Löſchung einer Hypothek von der Gebühr frei⸗ 
gelaſſen oder einzelne Gattungen von öffentl. Urkunden 
den NotUrkunden gleichgeachtet werden. Es iſt richtig, 
daß in einem Falle wie dem vorliegenden, in dem die 
die Eintragungsbewilligung erklärende Perſon, eine 
5 oder . ſelbſt 
zur Beurkundung ihrer Erklärung zuſtändig iſt, eine 
Gebühr erhoben wird, ohne daß mit der Beurkundung 
der Eintragungsbewilligung eine ſtaatl. Tätigkeit ver⸗ 
knüpft iſt, und daß dies eine Abweichung von dem 
Grundſatze bildet, demzufolge eine Gebühr ihrem Be⸗ 
griffe nach das Entgelt für eine 1 Tätigkeit 
darſtellt. Der Art. 119 Abſ. 1 NG. iſt aber eben eine 
VV indem ſie die Erhebung einer 
ch nach der Not®ebD. bemeſſenden und an ſich für 
en Notar beſtimmten Gebühr für den Staat vor⸗ 
ſchreibt, entfernt ſie ſich auch ſonſt von dem regel⸗ 
mäßigen Recht, weil dies zur Erreichung eines be⸗ 
ſtimmten Zweckes m unumgänglich erachtet wird. In 
ganz gleicher Weiſe bildet die Tarifſt. 8 Abf. 3 eine 
Ausnahme von dem Grundſatze, daß ein Stempel ohne 
Urkunde nicht zu denken iſt; nach ihr iſt der Auf⸗ 
e für die Zwiſchenerwerbung zu er⸗ 
heben, in Anſehung deren eine in Bayern verſteuerte 
oder von der Steuer befreite Urkunde nicht vorliegt. 
Es führt ſohin ſowohl der Wortlaut des Art. 119 
Abſ. 1 KG. als auch deſſen Entſtehungsgeſchichte zu 
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der Annahme, daß auch die von den Gemeinden⸗ und 

Stiftungsberwaltungen erklärten Löſchungsbewilli⸗ 

gungen der Gebühr unterworfen ſind. 1 des 

II. 8 S. vom 4. März 1918, Reg. V Nr. 1/1918). M. 
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II. 


Daß der ſefortigen Eintragung des Eigentums⸗ 
wechſels ein Hindernis entgetenſteht, das noch behoben 
werden kan, iſt für das Grundbuchamt kein run 
Auflaſſung nicht entgegenzunehmen. Das Grundbuchamt 
hat anf Grund des Art. 12 US. EBD. nur zu prüfen, 
ob ein der Vorſchrift des 8 313 BGB. entſprechender 
Veränzerungsbertrag vorliegt, nicht auch, ob das darin 
beurkundete Beränßerungsgeſchäft Rechtswirkſamkeit er⸗ 
langt hat oder etwa nachträglich wieder aufgehoben 
worden iſt. Der Bauer A. H. verkaufte durch nota⸗ 
riellen Vertrag vom 11. Mai 1917 fein Anweſen an 
den Güterhändler A. O. Nachdem der Eigentums⸗ 
übergang in das Grundbuch eingetragen war, gab der 
Spar» und Darlehenskaſſenverein T. bei dem Grund⸗ 
buchamt die Erklärung ab, daß er von dem ihm nach 
dem Güterzertrümmerungsgeſetze 5 Vorkaufs⸗ 
rechte Gebrauch mache. Am 31. Dezember erſchien A. H. 
mit dem Vertreter des Vereins vor dem Grundbuch⸗ 
amt, um das Anweſen dem Verein aufzulaſſen. Das 
Grundbuchamt lehnte die Entgegennahme der Auf⸗ 
laſſung als unſtatthaft ab. Die von dem Verein ein⸗ 
gelegte Beſchwerde wurde zurückgewieſen; die weitere 
Beſchwerde hatte den Erfolg, daß der angefochtene 
Beſchluß und die Verfügung des Grundbuchamts auf⸗ 
gehoben wurden. | 

Aus den Gründen: Zutreffend nehmen die 
Vorinſtanzen an, daß auf Grund der von H. zu er⸗ 
klärenden Auflaſſung der Eigentumsübergang nur dann 
in das Grundbuch eingetragen werden kann, wenn der 
bereits als Eigentümer eingetragene Güterhändler zu⸗ 
ſtimmt oder die fehlende Zuſtimmung durch Urteil er⸗ 
ſetzt wird. Unrichtig 9 aber ihre Folgerung, daß 
die Auflaſſung unſtatthaft ſei, weil dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen noch nicht vorliegen. Es beſteht keine Vor⸗ 
ſchrift, daß ſich die Eintragung unmittelbar an die 
Auflaſſung anſchließen müſſe. Das Grundbuchamt hat 
daher die Auflaſſung auch dann entgegenzunehmen, 
wenn der ſofortigen Eintragung zwar ein Hindernis 
entgegenſteht, dieſes aber noch gehoben werden kann 
(d. v. 5 101 DA. f. d. GBAe., Planck [4.] Anm. 5 Abſ. 2 
zu § 925 BGB.). Verfehlt iſt die Auffaſſung des 
BeſchwG., daß wenn die Vollziehung der Auflaſſung 
von der Zuſtimmung des Güterhändlers oder ihrer 
Erſetzung durch Urteil abhinge, eine bedingte und ſo 
nach § 925 Abſ. 2 BGB. unwirkſame Auflaſſung vor⸗ 
läge. Die Zuſtimmung und das Urteil bilden keine 
rechtsgeſchäftl. Bedingung, ſondern die Rechtsbedingung 
der Eintragung und haven mit dem Rechtsgeſchäfte 
der unbedingt erklärten Auflaſſung nichts zu tun. Die 
Vorinſtanzen laſſen außer acht, daß der Beſchwerde⸗ 
führer als Vormerkungsberechtigter nur gegen H. den 
Anſpruch auf Auflaſſung hat und daß ihm gegen den 
als Eigentümer eingetragenen Güterhändler nur ein 
Anſpruch auf Zuſtimmung zu der durch die Auflaſſung 
veranlaßten Eintragung zuſteht (Planck [4.] Anm. 12a, 
Za zu 8 888, Anm. Zaß Abſ. 2 zu 8883 BGB.). In 
Uebereinſtimmung mit dem Grundbuchamte hält das 
Beſchwäß. die Entgegennahme der Auflaſſung im Hin⸗ 
blick auf Art. 12 AG. EBD. auch deshalb für unſtatt⸗ 
haft, weil ein der Vorſchrift des §S 313 BGB. ent⸗ 
ſprechender Veräußerungsvertrag nicht vorliege. Durch 
die Ausübung des Vorkaufsrechts ſei zwar der Verein 
in den Vertrag vom 11. Mai 1917 als Vertragspartei 
eingetreten. Es habe aber O. in dem zwiſchen ihm 
und dem Verein anhängigen Rechtsſtreite die Behaup— 
tung geltend gemacht, daß der Verein nach Ausübung 
des Vorkaufsrechts auf dieſes wieder verzichtet hätte. 
Vor rechtskräftiger Entſcheidung des Rechtsſtreits ſtehe 
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nicht feſt, daß ber Vetkin in Anfehung des Vertege 
vom 11. Mai 1917 Vertragspartei geblieben ſei. Bis 
dahin könne er ſich genenübet dem Art. 12 auch nicht 
auf dieſen Sertrag berufen. Diefe Ausfühtungen treffen 
nicht zu. Mit det . des Vorkaufsrechts iſt 
nach Art. 4 GZertrc. und 8 505 BGB. zwiſchen dem 
Verein und H. det Kauf mit dem Inhalte der Urkunde 
vom 11. Mai 1917 zuſtande gekommen. Der Vetein 
kann ſich foHin in Erfüllung der Vorſchriſt des Art. 12 
auf dieſe Urkunde beziehen. Die Vorſchrift bezweckt 
nut, die Beachtung des Formerfotderniſſes des 3 313 
BGB. zu ſichetn. Dementſprechend hat ſich die 55 pe 
des Gtandbuchamts nur darauf zu erſtrecken, ob übe 
das Veräußerungsgeſchäft eine det N des 8 313 
genügende Urkunde vorliegt. Dagegen hat es nicht 
zu ptüfen, ob das darin beurkundete Veräußerungs⸗ 
eſchäft Rechtswirkſamkeit erlangt hat odet deſſen 
olgen na 1 wiedet aufgehoben worden ſind 
(Sammk. Bd. 11 S. 396, Henle⸗Schmitt, An Ton 
Art. 12 A. EBD.). Der Beſchwerdeführet hat ſohln 
mit der Borlegung der Urkunde dom 11. Mai 1917 
der Vorſchrift des Att. 12 Genüge getan 9. 1 
des I. 3. vom 8. Febr. 1918, Reg. III Nr. 3/1918). M. 
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B. Sttafſachen. 
J. a 
Wird wegen der der Straſe aue ein: 
gelegt, io dar das Bern cht ſeſtzuſtellen, ob 


mit den Rechtsmittel auch eine in dem gugefschtenen 
Arteik ansgeſprochene als Vermögensſtraſe zu erachtende 
Welle (std. oder 117 259 angefechten werden 
wollte (StPO. 8 357 Abſ. 1. 3 359). Zar Einziehung des 
and einer unerlaubten Schlachtung gewonnenen Flelſches 
find die Gerichte nicht zuſtändig. BRB. vom 27. tr, 
1916 ge Feet de (KS Bl. S. 199) 8 6 775 
Sah, des StR. des Innern vom 29. Ayrik 1916 
is: nz. Nr. 100 a) Ziff. IIE Nr. 4, BRBO. vom 22. März 
(äciften Bier Gizeh ung Aber Weränperune late 
nahmter Ge enände beit. (NS Bl. S. 255) Art. II. Das 
Schöffengericht hatte auf eine Geldſtrafe erkannt und 
weiter ausgeſprochen: „Der bei der K Filialbank München 
in bar hinterlegte Erlös von 250.59 M aus dem bei St. 
am 5. Juli 1917 beſchlagnahmten Fleiſch und der ihm 
abgenommenen Ochſenhaut wird für dem Kommunal: 
verband München⸗Stadt verfallen erklärt und iſt dieſem 
zur weiteren Verfügung hinauszugeben.“ Die Be⸗ 
gründung dieſes Ausſpruchs lautet: „Verfallerklärung 
des Erlöſes aus dem bei St. beſchlagnahmten Fine 4 
BIT: II 8 6 Abſ. 1 Satz 3 der BRVO. vom 27. März 
5 1 N 100 her vom 22. ib ion € 8 
ngefagte leg erufung ein, we 
zu hoch ſei; ſie wurde verworfen. Seiner Reviſion 
wurde teilweiſe ſtattgegeben. | 
Aus den Gründen: Die Verfallerklärung, die 
rechtlich der Einziehung gleichzuachten iſt (RG. 12, 75), 
wird von der Schuldfrage nicht umfaßt; ſie hat hier 
die Eigenſchaft einer Vermögensſtrafe. Darnach iſt 
die Möglichkeit nicht ae e daß der Angekl. 
durch ſeine Berufung auch eine Nachprüfung darüber 
veranlaſſen wollte, ob die Strafe der Verfallerklärung 
gerechtfertigt iſt. Da das BG. dieſen Teil des erſt⸗ 
richterl. Urteils in den Gründen mit Stillſchweigen 
übergangen und die Berufung im allgemeinen ver⸗ 
worfen hat, war das angefochtene Urteil mit den 
hierauf . Feſtſtellungen inſoweit aufzuheben 
und die Sache in dieſem Umfang an die StR. zurück⸗ 
zuverweiſen, um feſtzuſtellen, ob der Angekl. auch dieſen 
Teil des Urteils angefochten wiſſen wollte. Dabei 
iſt folgendes zu beachten: Nach § 6 Abſ. 1 Satz 3 
BRVBO. vom 27. März 1916 über Fleiſchverſorgung 
(RGBl. S. 199) können die Landeszentralbehörden oder 
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die von ihnen beſtimmten Behörden beſtimmen, daß 
aus unerlaubten Schlachtungen gewonnenes Fleiſch 
der Gemeinde, dem Kommunalverband oder einer 
anderen von ihnen beſtimmten Stelle ohne Entſchädi⸗ 
gung für verfallen erklärt werden kann. Auf Grund 
dieſer Ermächtigung hat das bayer. St M. des Innern 
als Landeszentralbehörde in Ziff. III Nr. 4 der An⸗ 
1 vom 29. April 1916 (StAnz. Nr. 100 a vom 
1. Mai 1916) angeordnet: „Ohne Borlage des Schlacht⸗ 
ee hat der Fleiſchbeſchauer die Vornahme der 

ebend beſchau zu verweigern und, wenn trotzdem die 
Schlachtung erfolgt, Strafanzeige zu erſtatten. Das 
aus ſolchen Schlachtungen gewonnene Fleiſch kann 
vom Kommunalverbande zu ſeinen Gunſten ohne 
Zahlung einer Entſchädigung für verfallen erklärt 
werden.“ Auf Grund diefer Vorſchriften kann nur 
Fleiſch — demnach nicht auch die Ochſenhaut — für 
verfallen erklärt werden und außerdem nicht von den 
Gerichten, ſondern nur von dem zuſtändigen Kommunal⸗ 
verbande. Der vom Erſtrichter angezogene Art. II 
RSO. vom 22. März 1917 betr. einige die Kriegs⸗ 
verordnungen ergänzende Vorſchriften über Einziehung 
und über Veräußerung beſchlagnahmter Gegenſtände 
(Ach Bl. S. 255) kommt hier nicht in Betracht, weil 
nicht Gegenſtände in Frage kommen, die zur Sicherung 
einer nziehung ſichergeſtellt oder beſchlagnahmt 
worden find. (Urteil vom 3. Januar 1918, Rev.⸗Reg. 
Nr. 363/1917). Ed. 
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Berechtigung bed Neviſiensgerichts die Entſcheibung 
darüber nachmprüſen, ob eine für zivilver antwortlich er⸗ 
Härte Perſon imflanbe war den Ferſtfrevel zu verhindern. 
Welche Anforderungen find au den Entlaſtungsbeweis 
bed Geſchäftsgebers nach Art. 69 Abs. 2 F. zu fielen 7 
St., der Geſchäftsgeber der wegen Forſtfrevels verur⸗ 
teilten Holzhauer, wurde nach Art. 69 Ziff. 6 des F. 
für zivilverantwortlich erklärt und ſeine Berufung 
verworfen. St. habe während der achtwöchigen Dauer 
der Holzfällungsarbeiten nicht ein einziges Mal am 
Arbeitsplatz ſich eingefunden und Nachſchau gepflogen, 
er habe nur feinen erſt 15 Jahre alten Sohn mitarbeiten 
laffen und dieſem die Aufſicht überlaffen. Sohn Maß⸗ 
nahme ſei ungenügend, da dem jungen Sohne das 
erforderl. Anſehen gegenüber den älteren Arbeitern 
gefehlt habe; eine Beaufſichtigung durch den St. ſelbſt ſei 
um ſo mehr geboten geweſen, als die ihm wohlbekannte 
Ortslage für einen Holzfrevel ſehr günftig geweſen 
ft. Zwar ſei St. fußleidend, immerhin aber damals 
in der Lage geweſen, den nur eine Stunde entfernten 


beſuchen di andernfalls hätte er durch eine geeignete 
e 


fremden Nachbarwalde verübten Holzfrevel zu ver⸗ 
hindern, wurde verworfen. 

A us den Gründen: Hinſichtlich des nach Art. 69 
Abſ. 2 FG. dem Zivil verantwortlichen freigelaſſenen 
Beweiſes hat die ältere Rechtſprechung den Standpunkt 
eingenommen, daß nur der Tatricher zu entſcheiden habe, 
und ihr iſt auch das Schrifttum gefolgt (vgl. vorm. 
KaſſHof vom 19. Auguſt 1870 Bd. 4 S. 302; OLG. 
München vom 19. Oktober 1886 Bd. 4 S. 205, auch 
Bd. 10 S. 37; Ganghoſer⸗Weber, JG. Anm. 16 zu 
Art. 69). Dieſe Anſchauung bedarf indeſſen inſoferne 
der Einſchränkung, als zwar der Tatrichter die zu 
Beweis geſtellten Umſtände zu würdigen hat, das Rev. 
aber nachzuprüfen hat, ob die feſtgeſtellten Tatſachen 
die Schlußfolgerung rechtfertigen, daß die als zivil⸗ 
geran b ich in Anſpruch genommene Perſon „nicht 
imſtande war“, den Frevel zu verhindern. Daß die 
Prüfung und Entſcheidung dieſer Frage, die einen rechtl. 
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Beſtandteil des Abſ. 2 des Art. 60 J. bildet, dem 
Reviſionsrichter vorbehalten iſt, hat der StS. des 
Obs. in 8 Urteilen vom 10. Dezember 1901 und 
4. April 1903 (Bd. 2 S. 170 und Bd. 3 S. 274) bejaht 
und daran muß feſtgehalten werden. Der Satz des 
bürgerl. Rechts (8 831 888.), daß jemand, der einen 
anderen zu einer Verrichtung beſtellt, verpflichtet iſt, 
bei der Leitung die im Verkehr erforderl. Sorgfalt zu 
pflegen und insbeſondere erforderlichenſalls die Auf⸗ 
ſicht zu führen oder durch eine geeignete Perſon führen 
zu laſſen, gilt auch für das Strafrecht (88 222, 230 
Sts.) — vgl. AS. Bd. 19 S. 204, 206 — und nach 
der Faſſung des Art. 69 Abſ. 1 Nr. 6 und Abſ. 2 für 
dieſe beſondere Beſtimmung des Forſtſtrafrechts. Da⸗ 
nach haftet der Gefchäftsgeber für die von ſeinen Ar⸗ 
beitern in und bei der Ausführung der Arbeiten be⸗ 
gangenen Forſtfrevel, es ſei denn, er weiſt nach, daß 
er nicht imſtande war, den Frevel zu verhindern. Der 
Geſchäftsgeber muß mit der je nach der Ortslage leich⸗ 
teren Möglichkeit der Forſifrevel und mit der je nach 
der Gegend ſtärkeren Neigung der Bevölkerung hierzu 
rechnen und hat dementſprechend feine Arbeiter zu über- 
wachen. Kann er dies nicht ſelbſt tun, ſo muß er ſich 
durch eine geeignete Perſon vertreten laſſen. Erſtreckt 
ch die Holzfällung auf einen längeren Zeitraum, fo 
aß eine dauernde Beaufſichtigung nicht ausführbar 
iſt, fo muß die Ueberwachung wenigſtens zeitweiſe 
geübt werden. Alle dieſe Geſichtspunkte hat die Stra. 
gebührend in Betracht gezogen und damit die an den 
Arbeitgeber zu ſtellenden Anforderungen keineswegs 
überfpannt. Wenn das Gericht die Beaufſichtigung 
der Arbeiter durch den 15 jähr. Sohn für unzureichend 
erachtet hat, ſo läßt ſich auch dies aus Rechtsgründen 
nicht beanſtanden, zumal St. nach dem Inhalte des 
Urteils ſelbſt nicht behauptet hat, daß er ſeinem Sohne 
hinſichtlich der B We en erteilt und 
ſich hierüber von ihm habe berichten laſſen, das Ge⸗ 
richt demnach auch darüber keine Feſtſtellungen ae 
konnte. (Urt. vom 10. Januar 1918, Hevußleg. 
Nr. 374/1917). Ed. 
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III. 


Ueber die Portepflicht von poſtbrieſen, die 
rein eee Intereſſen der Foſezber Ale der 
ger dienen; weſſen ſind bei einem 
Brief cheibend, den ein Nechtkaunwalt für feinen 
Saber. eſchrieben hat? Poſts. 3 27 Nr. 2, 
Bayer. er inDe. vom 1. Uuguft 1914 über Feld⸗ 
poſtſendungen an die Angehörigen des Heeres und 
der Marine. Der in der Kanzlei eines RA.s an⸗ 
geſtellte Angekl. W. legte einen non dem RA. an 
einen bayer. Offizier gerichteten Brief in einen Um⸗ 
ſchlag, verſah dieſen mit der Aufſchrift „Feldpoſtbrief“ 
und der Feldadreſſe des Offiziers und ließ dann den 
Brief unfrankiert der Poſt zur Beförderung übergeben. 
In dem Briefe verlangte der AU. im Auftrage einer 
Dame von dem Offizier die Zurückgabe von Bildern, 
die er unbefugt an ſich genommen habe. Das Schöffen- 
gericht ſprach den W. von der Anklage frei, „ ſich 
zu einer portopflichtigen Sendung einer von der Ent⸗ 
richtung des Portos befreienden Bezeichnung bedient 
und ſich dadurch einer Uebertretung nach 8 27 Nr. 2 
Boftß. ſchuldig gemacht zu haben“. Die Berufun 
des AA.s wurde verworfen. Das B. nahm an, daß 
der Brief nach der Bel. des Bayer. StM. für Berfälng. 
vom 1. Aug. 1914 über Feldpoſtſendungen an die An⸗ 
gehörigen des Heeres und der Marine portofrei zu 
befördern war. Die Ausnahmebeſtimmung, nach der 
„Sendungen, die rein gewerbliche Intereſſen der Ab⸗ 
ſender oder der Empfänger betreffen, auf die Porto⸗ 
vergünſtigung keinen Anſpruch haben“, treffe nicht zu. 
Der Brief ſei nicht nur im Intereſſe des RA. s ſondern 
auch im rein perſönlichen Intereſſe des Empfängers 
verſendet werden, dem hiedurch unangenehme Schritte, 
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wie Klageſtellung, erſpart werden ſollten. Die Oberpoſt⸗ 
direktion legte Reviſion ein, weil der Begriff „rein 
gewerbliche Angelegenheiten des Abſenders“ unrichtig 
ausgelegt ſei. Er treffe auch auf Rechtsanwälte zu, 
die in Rechtsangelegenheiten Sendungen an Heeres⸗ 
angehörige bei der Poſt aufgeben. Die Reviſion wurde 
verworfen. 

Aus den Gründen: Die Bek. des StM. für 
Verkulng. entſpricht in den hier in Betracht kommenden 
Beſtimmungen dem 8 25 der für das Reichspoſtgebiet 
eingeführten Feldpoſtdienſtordnung vom 30. April 1907. 
Darnach werden in Privatangelegenheiten der Ange⸗ 
hörigen des Heeres gewöhnliche Briefe bis zum Ge⸗ 
wichte von 50 g portofrei befördert. Die Entſcheidung 
hängt nur von der Beantwortung der Frage ab, ob 
die Sendung im rein gewerblichen Intereſſe des Ab⸗ 
ſenders erfolgte. Die Oberpoſtdirektion geht hiebei 
davon aus, daß nur die Intereſſen des Rechtsanwalts 
berückſichtigt werden dürften, obſchon er im Auftrage 
eines anderen die Aufforderung an den Offizier hatte 
ergehen laſſen. Dieſe Auffaſſung kann nicht gebilligt 
werden. Daß W., der nur die äußere Handlung der 
Uebergabe des Briefes an die Poſt vermittelt hat, als 
Abſender i. S. der Ausnahmebeſtimmung nicht gelten 
kann, erkennt die Oberpoſtdirektion ſtillſchweigend ſelbſt 
an. Das B. führt zutreffend aus, daß die Feld⸗ 
poſtſendungen die Portovergünſtigungen nur genießen, 
um den Heeresangehörigen entgegenzukommen, die 
abgeſehen vom Einſatz von Leben und Geſundheit 
auch in wirtſchaftlicher Beziehung ſchweren Nachteil 
erleiden, daß daher jeder Nicht⸗Heeresangehörige von 
der Vergünſtigung ausgeſchloſſen Kir fol, der fi 
nur feines Erwerbes halber an einen Heeres⸗Ange⸗ 
hörigen wendet. Dieſer unbezwelfelbare Sinn der 
Beſtimmung führt aber notwendig zu der Auslegung, 
daß als „Abſender“ die Perſon anzuſehen iſt, die mit 
der Feldpoſtſendung dem Empfänger eine briefl. Mit⸗ 
teilung zugehen laſsen will. Nur aus dem Inhalte 
dieſer Mitteilung kann entnommen werden, welche und 
weſſen Intereſſen wahrgenommen werden ſollen. Iſt 
derjenige, der dem Heeresangehörigen eine Mitteilung 
zugehen laſſen will, aus irgend einem Grunde un⸗ 
fähig, zu ſchreiben, und läßt er fie daher durch einen 
anderen niederſchreiben und mit ſeinem — des Mit⸗ 
teilenden — Namen unterzeichnen, ſo wird nicht der 
geringſte Zweifel auftauchen können, daß nicht der 
Schreiber des Briefes ſondern ſein Auftraggeber der 
„Abſender“ des Briefes i. S. der Ausnahmebeſtim⸗ 
mung iſt und daß daher nur ſeine Intereſſen, die er 
mit der Mitteilung verfolgte, in Betracht kommen 
können, gleichviel, ob er den Schreiber für ſeine 
Tätigkeit entlohnte oder nicht. Ebenſo iſt aber folge⸗ 
richtig das Verhältnis zu beurteilen, wenn ein RA. 
als Beauftragter eines Nicht⸗Heeresangehörigen einem 
Heeres⸗Angehörigen eine Mitteilung zugehen läßt. 
Daß der Rechtsanwalt die Mitteilung mit ſeinem 
eigenen Namen unterzeichnet, iſt belanglos; denn er 
vertritt in der Mitteilung nicht ſeine eigenen Intereſſen 
ſondern die ſeines Auftraggebers, die allein maß⸗ 
gebend find für die Entſcheidung darüber, ob die Feld⸗ 
poſtſendung rein gewerbliche Intereſſen des Abſenders 
betrifft. Dieſes Ergebnis entſpricht auch den Grund⸗ 
gedanken, auf denen die Auslegung der vom Reichs⸗ 
poſtamt erlaſſenen Allgem. Dienſtanweiſung für Poſt 
und Telegraphie (ſ. Dambach⸗Grimm, Boit®. [6] 
Nachtr. S. 66 ff.), hinſichtlich des die Portovergünſti⸗ 
gungen für Poſtſen dungen von oder an Militärperſonen 
behandelnden Teiles beruht (vgl. Aſchenborn, Boft®. 
827 Anm. 9a). Die Intereſſen der Auftraggeberin 
des Anwalts waren nicht gewerblicher Art. Die Ent⸗ 
ſcheidung, daß der vom Angekl. der Poſt übergebene 
Brief portofrei zu befördern war, iſt demnach zu 
billigen. Eines Eingehens darauf, ob die Ausnahme 
auf Poſtſendungen angewendet werden kann, die neben 
den gewerbl. Angelegenheiten des Abfenders zugleich 


den eigenen Intereſſen des Empfängers dienen, EN 

es daher nicht mehr (vgl. RESt. Bd. 28 S. 327, Bd. 

S. 410). (Urteil vom 24. Januar 1918, Rev.⸗Reg. 

Nr. 10/1918). Ed. 
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Aus der Rechtſprechung des Verwaltungs⸗ 
| gerichtshofs. 


weil fie auf öffentlichrechtlicher Grundlage en. 
Unzuſtänbigkeit der 3 (Unzulaſſigteit 
des aufſichtlichen Verfahrens wie des Verwaltungs rechts⸗ 
wegs) bei Geltendmachung des durch den Anſtellungs⸗ 
vertrag geregelten Gehaltsauſpruchs eines berufsmäßigen 
Gemeindebeamten. ) Iſt es von Belang, daß den Aulaßz 
n dem Streit über den Gehaltsanſpruch ein Dienſt⸗ 

rafverſahren gebildet hat? Aus den Gründen: 
Die Reglerung iſt bei Begründung der Zuſtändigkeit 
der Verwaltungsbehörden zur Entſcheidung der vor⸗ 
liegenden Angelegenheit nach Art. 93 Abſ. 1 der pfäl⸗ 
ziſchen Gemeindeordnung davon ausgegangen, daß es 
ſich um ein öffentlichrechtliches Dienſtverhältnis handle. 
eine beſondere Geſetzesvorſchrift über die Zuſtändigkeit 
der Gerichte in Anſehung der Gehaltsanſprüche der 
Gemeindebeamten nicht beſtehe und die Vorſchriften 
über die vorſorgliche Sperrung des Gehalts aus An⸗ 
laß der Einleitung eines Dienſtſtrafverfahrens dem 
öffentlichen Rechte angehörten. Dieſer Rechtsſtandpunkt 
wird von der Beſchwerde angegriffen. Bei Prüfung 
des im Streite ſtehenden Gehaltsanſpruchs eines Ge⸗ 
meindebeamten gegen ſeine Dienſtgemeinde 5 davon 
auszugehen, daß Anſprüche der öffentlichen Beamten 
im Streitfalle vor die bürgerlichen Gerichte dann ge⸗ 
hören, wenn fie ihrer Natur nach bürgerlichrechtlich 
find oder wenn es durch ausdrückliche Geſetzesvorſchrift 
angeordnet iſt. Ihrer Natur nach ſind aber bürgerlich⸗ 
rechtlich nur ſolche Anſprüche der Beamten gegen den 
Staat oder die Gemeinde, die aus einem nichtöffent⸗ 
lichen Dienſtverhältnis entſpringen oder deren Rechts⸗ 
grund beim Beſtehen eines öffentlichen Dienſtverhält⸗ 
niſſes nicht in dieſem gelegen iſt. Die neuere Rechts⸗ 
entwicklung führte zu einer Scheidung der vermögens⸗ 
rechtlichen und ſonſtigen Anſprüche und Rechte. Die 
Richter wurden hinſichtlich aller vermögensrechtlichen 
Anſpräche durch das Reichs recht an die bürgerlichen 
Gerichte verwieſen. Das Reichsbeamtengeſetz verall⸗ 
gemeinerte dieſen Grundſatz für den geſamten Reichs⸗ 
dienſt. Das bayeriſche Veamtengeſetz ordnete für die 
Staatsbeamten als Regel an, daß für alle ihre ver⸗ 
mögensrechtlichen Anſprüche aus dem Dienſtverhältnis 
der Rechtsweg offen ſteht (v. Seydel⸗Piloty, Bayer. 
VerfRecht S. 826 831, 773 Anm. 216; vgl. auch Laband, 
Deutſches Reichsſtaatsrecht (5.) Bd. 1 S. 102 — 104; 
Reindl, Bayer. BeamtenG. S. 9/10). Nach der ſtän⸗ 
digen Rechtſprechung des RG. gehören zu den bürgerl. 
Rechtsſtreitigkeiten, die nach 8 13 GVG. in Ermange⸗ 
lung beſonderer Vorſchriften dem Rechtsweg unter⸗ 
liegen, auch perſönliche Berechtigungen, die im öffentl. 
Rechte ihren Urſprung haben, ſofern ſie vermögens⸗ 
rechtlicher Natur find. Ein allgemeiner Rechtſatz des 
Inhalts, daß vermögensrechtliche Anſprüche deshalb 
von der Verfolgung vor Gericht ausgeſchloſſen ſeien, 
weil ſie auf öffentlichrechtlicher Grundlage beruhen 
oder weil öffentlichrechtliche Fragen zur Beurteilung 
gebracht werden müſſen, beſteht nicht; der Begriff des 
in den Bereich der bürgerl. Rechtsſtreitigkeiten fallenden 
Vermögensrechts wird dadurch, daß das Vermögens⸗ 
recht auf ſolcher Grundlage beruht, nicht berührt. Es 
haben alſo auch Anſprüche, die im öffentl. Rechte 
wurzeln und öffentlichrechtlichen Vorgängen (Geſetzen, 


h Vgl. hiegegen Reindl in Barg fR. 1917 &. 169 f. 
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Privilegien, Konzeſſionen, vertragsähnlichen Genehmi⸗ 
e und Uebereinkommen) ihre Entſtehung ver⸗ 
anken, bürgerlichrechtliche Natur und ſind dem Rechts⸗ 
wege zugänglich, wenn fie dem Vermöͤgensrecht an⸗ 
gehören und der Rechtsweg nicht durch on Bor> 
ſchriften 55 1 5 iſt (RG Z. Bd. 22 S. 288, Bd. 25 
S. 330, Bd. 41 S. 272, Bd. 57 S. 352, Bd. 70 S. 81, 
Bd. 80 S. 23). Gegenüber dieſen dem 8 13 G. ent⸗ 
ſprechenden Grundſätzen des RG. find die abweichenden 
Anſchauungen von Seydels und von Kahrs (v. Seydel, 
Bayer. Staatsrecht 5 Bd. 2 S. 185, 297; v. Kahr, 
Cem O. Bd. 2 S. 55 ff.) nicht mehr haltbar, zumal fie 
auch ſonſt durch die neueſte Rechtsentwicklung ſeit Her⸗ 
ausgabe ihrer Werke zum Teil überholt find. Die 
oben dargelegten Grundſätze über die Rechtsverfolgun 
vermögensrechtl. Anſprüche der öffentl. Beamten au 
dem Rechtswege finden aber auch im weiteren Ver⸗ 
folge der bezeichneten Rechtſprechung des NE. finn- 
gemäße Anwendung auf die Gemeindebeamten (vgl. 
auch v. Seydel⸗Piloty a. a. O. S. 831). Was die der⸗ 
zeitige Rechtslage in letzterer Beziehung anbelangt, fo 
enthält allerdings das Gem. v. 15. Juli 1916 in 
Art. 2, 3, 4, 6, 13, 14, 15 Vorſchriften über Beſol⸗ 
dungen und Bezüge, beſtimmt aber nicht, in welchem 
Verfahren die Anſprüche der Gemeindebeamten hierauf 
geltend zu machen wären. Die Beſtimmungen des 
Negierungsentwurfs in Art. 170 —172, welche den 
Art. 176—178 BG. nachgebildet waren (AbgKVerh. 
1907,08 Beil. Bd. 3 S. 121/2; 1913/14 Beil. Bd. 4 
S. 437/88, 470) find nicht Geſetz geworden. Es müſſen 
alſo auch jetzt noch die allgemeinen Grundſätze an⸗ 
ewendet werden, wie ſie in der oben erwähnten Recht⸗ 
prechung des RG. entwickelt ſind. Dagegen treffen 
die von der Regierung in Bezug genommenen Ent⸗ 
ungen bes Komp GH. v. 17. Dez. 1881 (GVBl. 1882 
eil. IV) und v. 17. Nov. 1908 (GBl. 1909 Beil. I) 
auf den vorliegenden Fall nicht zu, weil erſtere Ent⸗ 
ſcheidung nicht von dem Gehaltsanſpruch eines auf 
Dienſtvertrag angeſtellten berufsmäßigen Gemeinde⸗ 
beamten — wie hier — ſondern von dem Anſpruch 
eines ehrenamtlichen Gemeindeausſchußmitglieds auf 
Bergütung für feine anne und letztere nur 
von der Haftungsverbindlichkeit, nicht aber von dem 
Gehaltsanſpruch eines Gemeindebeamten handelt. Im 
gegenwärtigen Falle beruht das Dienſtverhältnis des 
Gemeindeſekretärs H. zur Gemeinde H. in der Haupt⸗ 
ſache auf dem Dienſtvertrage vom 12. Nov. 1904. 
Dieſer beſtimmt in 8 7 über die i 
ür die Dauer der Dienſtfähigkeit des H. verpflichtet 
ch die Gemeinde ihm aus Gemeindemitteln zu leiſten: 
a) als Hauptbezug 1360 M ſowie Invaliden⸗ und 
Krankenkaffenbeiträge, b) als Nebenbezug 110 M (Porto⸗ 
Averſum), 200 M (Waſſerleitungsſache). Dieſe aan 
wurden fpäler erhöht. Es kann hier dahingeſtellt 
bleiben, ob ſich der bezeichnete Dienſtvertrag im ganzen 
als öffentlichrechtlicher oder als bürgerlichrechtlicher 
Vertrag darſtellt, wie namentlich letzteres in einem 
ähnlichen Falle von dem Oberſten Landesgericht an⸗ 
genommen wurde . Bd. 11 S. 651/2; ſ. auch 
daſelbſt Bd. 14 S. 7 ff.; BlAdmpPr. Bd. 43 S. 188; 
BGH. Bd. 38 S. 119 Buchſt. C Abs. 1). Denn es han⸗ 
delt ſich hier nur darum, ob der vermögensrechtl. 
Anſpruch des H. auf Weiterzahlung feines Gehalts 
aus 8 7 des Dienſtvertrags in dem bürgerlich» oder 
in dem öffentlichrechtlichen Verfahren zu verfolgen iſt. 
Dieſe Frage iſt aber — abgeſehen von den ſonſtigen 
Beſtimmungen des Dienſtvertrags vom 12. Nov. 1904 — 
nach den obigen Darlegungen jedenfalls bürgerlich⸗ 
rechtlicher Natur (vgl. insbeſondere über die Zuläſſig⸗ 
keit bürgerlich⸗ und öffentlichrechtlicher Beſtimmungen 
in ein und demſelben Vertrage RG. Bd. 80 S. 21— 23). 
Denn maßgebend iſt hier nicht, ob die Verpflichtung, 
zu deren Erfüllung die in Anſpruch genommene Ge⸗ 
meinde angehalten werden ſoll, in einer Vorſchrift 
des öffentl. Rechts wurzelt, ſondern ob es ſich dabei 
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nur um einen Gegenſtand des öffentl. Intereſſes, des 
Gemeinwohls, oder um das Rechtsgut und das perſönl. 
Rechtsgebiet einer einzelnen Perſon handelt (vgl. RG. 
Bd. 57 S. 352 unten). In der gegenwärtigen Sache 
verfolgt der Gemeindeſekretär H. nicht einen das All» 
gemeinwohl betreffenden Anſpruch; ſein Intereſſe iſt 
vielmehr als vermögensrechtliches nur 3 ge⸗ 
richtet, daß die Gemeinde ihm den vertragsmäßig aus⸗ 
bedungenen Gehalt weiterzahlt. Ein ſoͤlcher vermögens⸗ 
rechtlicher Anſpruch gehört begrifflich in den Bereich 
des bürgerl. Rechts. Der BH. hat bisher die Frage 
offen gelaſſen, ob die Gehaltsforderungen eines Ge⸗ 
meindebeamten „aus feinem Anſtellungsvertrage“ 
bürgerlich⸗ oder öffentlichrechtlicher Natur ſeien (vgl. 
Sammlung Bd. 37 S. 189 oben). Wie er aber bereits 
wiederholt ausgeſprochen hat, find beſtrittene Gehalts- 
anſprüche der Gemeindebeamten keine Verwaltungs⸗ 
rechts⸗ oder Berwaltungsſtreitſachen, da ſie nicht unter 
den in Art. 8 u. 10 B. bezeichneten e 
Rechtsanſprüchen und weiteren öffentlichrechtlichen An⸗ 
gelegenheiten inbegriffen ſind, deren Beſcheidung im 
letzten Rechtszuge dem VH. zukommt (Sammlung 
Bd. 1 S. 432, 435, Bd. 2 S. 244, 247, Bd. 24 S. 370, 
Bd. 25 S. 291/92, Bd. 37 S. 188; ungedr. a. d. 
BGH. v. 25. Mai 1910 Nr. 54 II / 10 und 2. Febr. 1917 
Nr. 44 II/ 16). Die Vorinſtanzen haben denn auch 
weder im Verwaltungsrechts⸗ noch im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren entſchieden, find vielmehr im Staats⸗ 
aufſichtswege gegen die Gemeinde H. vorgegangen. Die 
genannte Gemeinde erblickt in der Auferlegung der 
Gehaltsleiſtung an H. die Belaſtung mit einer geſetzlich 
nicht begründeten Leiſtung und ruft den B. auf 
Grund des Art. 10 Ziff. 2 36G. an. Es fragt fi 
auff mit Rückſicht auf die Zuſtändigkeit der Staats⸗ 
aufſichtsbehörden, ob fie den vermögensrechtl. Anſpruch 
des H. auf Fortzahlung ſeines Gehalts im auſſichtl. 
Wege zur Geltung zu bringen vermochten. Die Zu⸗ 
ſtändigkeitsgrenze zwiſchen öffentlicher und bürger- 
licher Rechtspflege deckt ſich nicht immer mit jener 
zwiſchen öffentlichem und bürgerlichem Rechte (vgl. 
hiezu Dyroff, 8. [5] S. 491 Abſ. 2). Vor die ordentl. 
Gerichte gehören alle bürgerl. Rechtsſtreitigkeiten, für 
die nicht entweder die Zuſtändigkeit von Verwaltungs⸗ 
behörden oder Verwaltungsgerichten begründet iſt oder 
reichsgeſetzlich beſondere Gerichte beſtellt oder zuge⸗ 
laſſen find ($ 13 G8G.). Aus Zweckmäßigkeitsgründen 
kann von der durch § 13 GG. gegebenen Ermäch⸗ 
tigung Gebrauch gemacht und demgemäß die Zuſtändig⸗ 
keit der Berwaltungsgerichte auf gewiſſe Rechtsſtreitig⸗ 
keiten ausgedehnt werden, wenn ſie gleich an ſich als 
„bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten“ anzuſehen wären 
(RG Z. Bd. 22 S. 288 /9). Die bayer. Landesgeſetze 
(Art. 80 EG. BGB.) enthalten aber — abgeſehen etwa 
von der IX. Verf Beil. — zurzeit keine Beſtimmungen 
über die Zuſtändigkeit für die Verfolgung vermögens⸗ 
rechtlicher Anſprüche der widerruflich oder unwider⸗ 
ruflich angeſtellten Gemeindebeamten im öffentlichrecht⸗ 
lichen Verfahren. Es kann nun unter den gegebenen 
Umſtänden dahingeſtellt bleiben, ob alle vermögens⸗ 
rechtlichen Anſprüche der Gemeindebeamten, namentlich 
ſoweit ſie ſich auf geſetzliche öffentlich⸗rechtliche Vor⸗ 
ſchriften ſtützen (vgl. BGH. Bd. 37 S. 189 oben), auf 
dem Rechtswege zu verfolgen oder ob fie gemäß Art. 163 
rechtsrh, Art. 93 Pfälz. GemO. von den Staatsauf⸗ 
ſichtsbehörden auszutragen wären, wie Frank (Bayer. 
Gemeindebeamtenrecht 1. Teil S. 53 Buchſt. e Abſ. 3) 
annimmt. Denn im gegenwärtigen Falle iſt davon aus» 
zugehen, daß die Gehaltsforderung des H. ein ſolcher 

vermögensrechtlicher Anſpruch iſt, der ſich nicht auf 
ſein allgemeines öffentlichrechtliches Dienſtverhältnis 
zur Gemeinde, ſondern auf die beſondere Beſtimmung 
feines Dienſtvertrags in 87 gründet. Zwar wird der Ge⸗ 
haltsanſpruch des H. auf das öffentl. Recht des Gem. 
vom 15. Juli 1916 geſtützt. Allein wenn auch dieſes 
Geſetz im ganzen öffentlichrechtliches Gepräge hat, ſo 
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folgt daraus doch nicht, daß ſämtliche Beſtimmungen 
des Geſetzes öffentlichrechtlichen Inhalts fein müſſen. 
Was insbeſondere die Gehalisbezüge betrifft, fo läßt 
ſich über deren Geltendmachung aus dieſem Geſetze, 
wie bereits bemerkt, nichts entnehmen. Aber in der 
vorbezeichneten Vertragsbeſtimmung find die Bezüge 
des H. geregelt, zu deren Leiſtung ſich die Gemeinde 
dieſem gegenüber verpflichtet hat. Dieſe Beſtimmung 
iR im Hinblick auf Art. 62 Abſ. 1 pfälz. Cem O. in der 
Faſſung vom 17. Juni 1896, welche Vorſchrift — von 
der ſonſtigen Iffentlichrechtl. Dienftesftellung des H. 
einer Dienſtgemeinde gegenüber abgeſehen — zunächſt 
le Aufſtellung eines perſönl. Gehilfen des Bürger» 
meiſters in der Berfon des Gemeindeſchreibers be» 
zweckt, bürgerkichrechtlichen Inhalts (Obs 8. Bd. 11 
S. 653 oben). Wenn alſo das Dienftverhältnis des 
unwiderruftich angeſtellten Gemeindeſekretärs 9. in 
feinen übrigen Beziehungen zur Gemeinde auch öffentlich» 
rechtlicher Natur iſt, I liegt doch, wie erwähnt, der 
Rechtsgrund feines Gehaltsanſpruchs in der büͤrgerlich⸗ 
rechtl. Beſtimmung des 9 7 feines Anſtellungsvertrags. 
Ein Streit über dieſe vertragsmäßigen Gehaltsverhält⸗ 
niſſe kann daher nur vor den bürgerl. Gerichten end⸗ 
gültig ausgetragen werden. Iſt dies aber, wie nad) 
gewieſen, nach der dermaligen Geſetzeslage Rechtens, 
fo waren die Staatsaufſichtsdehörden nicht zuſtändig, 
über den Gehaltsanſpruch des H. zu entſcheiden. Wenn 
im übrigen die K. Regierung hervorgehoben hat, daß 
die Vorſchriſten Aber die vorſorgliche Sperrung des 
a erg sulnbens Kar e 
ve 8 — e — öffentl. Recht ange 
Bees, ſo iſt nur ſoviel richtig, daß nach Art. 98 Abf 3 
letzter Satz pfälz. GemO. in Fällen, in denen auf 
Dienſtentlaſſung oder Suspenſion erkannt iſt, durch die 
Beſchwerde die vorläufige Entziehung des 1 
nicht ausgeſchloſſen wird. Da jedoch trotz Aufhebung 
der Dienſtſtrafbeſcheide der unteren e 
durch die Entſcheidung des BEH. vom 6. Febr. 1917 
die Gemeinde H. ſich weigert, den eingezogenen Gehalt 
an H. nach- und fortzubezahlen, und da es ſich daher 
nicht mehr um die bloß „vorläufige“ Entziehung des 
Gehalts handelt, ſo erübrigt nur, den Streit über 
den Gehaltsanſpruch, der ungeachtet ſeines Anlaſſes 
aus dem Dienſtſtrafverfahren nach wie vor bürgerlich⸗ 
rechtlicher Natur bleibt, auf dem Rechtsweg auszu⸗ 
tragen. Soweit ſich hienach die beiden Vorbeſcheide 
mit der Verpflichtung der Gemeinde H. zur Zahlung 
des Gehalts an H. befaſſen, waren fie wegen Unzu⸗ 
ſtändigkeit der Berwaltungsbehörden und Unzuläſſig⸗ 
keit des ſtaatsaufſichtlichen Verfahrens außer Wirk⸗ 
ſamkeit zu ſetzen. (Beſchl. des II. Senats vom 28. Dez. 
1917, Nr. 50 11/17). E. 
4807 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Bundeßeatsvererbnungen ſtrafrechtlichen Inhalts“) 


(Zeitraum vom 12. Februar bis 15. März 1918). 


KX Vorſchriften zur Sicherung der Volks⸗ 
ernährung. 


I. Allgemeine Vorſchriften. 


1. BO. gegen den Schleichhandel vom 7. März 1918 
(RG Bl. S. 112). Sie wendet ſich gegen den gewerbs⸗ 
mäßigen Schleichhandel mit Lebens⸗ und Futtermitteln, 
für die Höchſtpreiſe feſtgeſetzt ſind oder die ſonſt einer 
Verkehrsregelung unterliegen. Beſtraft wird nach 8 1, 
wer gewerbsmäßig 

a) ſolche Lebens⸗ oder Futtermittel unter vorſätz⸗ 
licher Verletzung der für den Verkehr damit erlaſſenen 
Vorſchriften oder unter Verleitung eines andern zur 


1) Lester Bericht S. 92 dieſer Zeltſchrift 
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Verletzung dieſer Vorſchriften oder unter Ausnützung 
der von einem andern begangenen Verletzung der Vor⸗ 
ſchriften zur Weiterveräußerung erwirbt, 

b) ſich zu ſolchem Erwerb erbietet, 

c) Geſchäfte der unter a) und d) bezeichneten Art 
ea oder ſich zu einer ſolchen Vermittlung er⸗ 

e 


82 ſieht eine bedeutende Strafſchärfung für den 
Rückfall vor. Er iſt gegeben, wenn jemand wegen 
Bergehens gegen 8 1 beſtraft worden iſt, darauf 
wiederum eine ſolche Handlung begangen hat und 
ihretwegen beſtraft worden iſt und dann zum dritten⸗ 
mal einer ſolchen Handlung ſich ſchuldig macht. 

2. BO. über die Genehmigung von Erſatzlebens⸗ 
mitteln vom 7. März 1918 (RGBI. S. 113). Sie 
regelt endlich den Verkehr mit Erſatzlebens mitteln 10 
einheitlicher Grundlage fur das ganze Reich. Na 
81 dürfen Erſatzlebensmittel gewerbsmäßig nur her⸗ 
geſtellt, angeboten, feilgehalten, verkauft oder ſonſt 
in den Verkehr gebracht werden, wenn ſie von einer 
bundesſtaatlichen Erſaßzmittelſtelle (ſ. 8 2) genehmigt 
ſind. Darüber, welche Gegenſtände Erſatzlebensmittel 

nd, kann der Reichskanzler im Reichsanzeiger Grund⸗ 
ätze veröffentlichen. Die von einer Erſatzmittelſtelle 
erteilte Genehmigung gilt für das ganze Reichsgebiet. 
Die Genehmigung kann nach 85 an Bedingungen ges 
knüpft werden. Sie gilt für das Erſatzlebensmittel 
nur inſoweit, als es entſprechend den im Antrag auf 
Genehmigung enthaltenen Angaben und den bei Er⸗ 
teilung der Genehmigung auferlegten Bedingungen 
Fa und in den Verkehr gebracht wird. Die 
Genehmigung kann nach 8 5 Abſ. 3 und 88 Abf. 2 
zurückgenommen werden. Nach 8 9 hat bei jeder Ver⸗ 
äußerung von Erſatzlebensmitteln an Händler oder bei 
ihrer Uebergabe an Händler zur Veräußerung der Ber» 
äußerer dem Erwerber eine Beſcheinigung auszuhän⸗ 
digen, woraus erſichtlich iſt, von welcher Stelle, wann, 
unter welcher Nummer und unter welchen Bedingungen 
das Erſatzlebens mittel genehmigt iſt; der Erwerber darf 
Erſatzlebensmittel nur gegen Aushändigung einer folchen 
Beſcheinigung erwerben, hat fie aufzubewahren und 
auf Verlangen der Polizei und der Erſatzmittelſtellen 
vorzulegen. § 10 ermächtigt die Polizei und die Erſatz⸗ 
mittelſtellen zu den nötigen Kontrollmaßnahmen und 
legt die zur Ueberwachung erforderlichen Auskunfts⸗ 
pflichten auf. 8 11 verpflichtet die Ueberwachungs⸗ 
organe zur Verſchwiegenheit und verbietet ihnen die 
Verwertung der durch ihre Tätigkeit zu ihrer Kenntnis 
kommenden Geſchaͤfts⸗ und Betriebsgeheimniſſe. Alle 
dieſe Vorſchriften find in 8 16 unter Strafſchutz geſtellt. 
Nach 8 13 können der Reichskanzler und die Landes⸗ 
zentralbehörden die Vorſchriften der VO. auf Erſatz⸗ 
mittel für andere Gegenſtände des täglichen Bedarfs 
ausdehnen. Uebergangsbeſtimmungen enthält 814, die 
Ermächtigung zu Ausführungs⸗ und Ausnahmebeſtim⸗ 
mungen 8 15. 

3. VO. vom 22. Februar 1918 (RGBI. S. 87): 
Ausdehnung der VO. über die Sicherung der Acker⸗ 
und Gartenbeſtellung in der Faſſung der Bek. vom 
9. März 1917 (RGBl. S. 225) auf das Jahr 1919. 


II. Einzelne Vorſchriften. 


1. Bek. vom 14. Februar 1918 zur Aufhebung der 
Bek. über die Feſtſetzung von Preiſen für Süßwaſſer⸗ 
fiſche vom 24. Juni 1916 (RGBIl. S. 83). Die Bek. 
vom 24. Juni 1916 (RGBl. S. 585) tritt mit dem 
1. April 1918 außer Kraft. 

2. VO. über die Preiſe für Hülſen⸗, Hack⸗ und 
Oelfrüchte vom 9. März 1918 (RGBl. S. 119). 81 
ſetzt für Hülſenfrüchte aus der Ernte 1918, 82 für 
Kartoffeln aus der Ernte 1918, 83 für Rüben aus 
der Ernte 1918 Erzeugerhöchſtpreiſe feſt. 84 beſtimmt, 
daß die in der VO. über Oelfrüchte und daraus ge⸗ 
wonnene Produkte vom 23. Juli 1917 (RGBl. S. 646) 
für Oelfrüchte aus der Ernte 1918 feſtgeſetzten Preiſe 


— 


auch für die Ernte 1919 gelten, 7 ermächtigt den 


Staatsſekretär des Ariegsernährungzamts, die näheren 
Beſtimmungen fiber die Preiſe zu treffen ſowie Aus⸗ 
ang ah laser die Gi hr landwirfſchaftlicher 

- . über die Einfuhr landwirtfe T 
S März 115 W081. S. 103). Die 
Einfuhr and wirtſchaftſicher Szmereien (Begriff f. 8 1) 
iſt nach 9 1 der Land wirtſchaftlichen Betriebsſtelle für 
Kriegswirtſchaft in Berlin anzuzeigen. Die einge⸗ 
führten Sämereien find nach 8 2 an dieſe Stelle zu 
liefern, bis zur Abnahme mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns zu behandeln, in handels 
üblicher Weiſe zu verſichern und auf Abruf zu ver⸗ 
laden. Zuwiderhandlungen werden nach 8 0 beſtraft. 
4. BO. über die Einfuhr von Gemüßsſämereien 
und d vom 1. März 1918 (& Bl. S. 106). 
Sie dehnt die BO. über dis Einfuhr von Gemüfe und 
Obſt vom 13. September 1916 (Nl. S. 1015) auf 
Gemüfeſämereien und eine Reihe von Gewürzen aus. 

5. BO. über Schilf vom 26. Februar 1918 (REM. 
S. 95). Sie erweitert die Vorſchriften der BO. über 
Schilfrohr vom 6. Juni 1917 (RG Bl. S. 476), an 
deren Stelle fie tritt. Nach 8 1 können Gemeinden 
oder Kommunalverbände das in ihrem Bezirk wach⸗ 
ſende Schilf abernten, ſofern nicht der entümer 
oder fonftigs Nutzungsberechtigte die Aberntung vor⸗ 
nimmt. cht eine Gemeinde oder ein Kammunal⸗ 
verband von dieſer Befugnis keinen Gebrauch, ſo geht 
I auf Antrag des Kriegsausſchuſſes für Erſatzfutter 
n Berlin auf dieſen oder die von ihm bezeichnete 
Stelle über. Wer Schilf in heutrockenem oder ver⸗ 
holztem 8 d abſetzen will, hat es nach 9 4 dem 
Kriegsausſchuß für Erſatfutter zum Erwerb anzu⸗ 
bieten, auf Verlangen käuflich zu überlaſſen und auf 
Abruf zu verladen. Dies gilt nicht für Gemeinden 
und Kommunalverbände, die von der Befugnis nach 
8 1 Gebrauch mu haben, ſoweit fie das Schilf 
Aur Fütterung im ler ber ki abgeben. Nach 8.5 
kann der Staatssekretär des Kriegsernährungsamtes 
nähere Beſtimmungen für die Ueberlaſſung und Ver⸗ 
labung treſſen. Der zur Ueberlaſſung Verpflichtete 
hat das Schilf bis zur Abnahme aufzubewahren und 
pfleglich zu behandeln, Höchſtpreiſe für Schilf ſetzen 
die 88 6 und 9 feſt. 11 ermächtigt die Landes⸗ 
zentralbehörden zu den Nusführungsvorſchriften. 5 13 
enthält die Strafbeſtimmungen. 


B. Sonſtige Borſchriften. 


1. VO. über die Errichtung einer Reichsſtelle für 
Schuhverſorgung vom 28. Februar 1918 (RG Bl. S 100). 
Aufgabe der neuen Reichsſtelle iſt nach 8 1, den Be⸗ 
darf der bürgerlichen Bevölkerung an Schuhwaren, 
Schuhwarenbeſtandteilen und allen für die Schuh⸗ 
warenherſtellung und ⸗ausbeſſerung geeigneten Gegen- 
ſtänden ſicher zu ſtellen ſowie die Ausbeſſerung des 
Schuhwerks für den Bedarf der bürgerlichen Be⸗ 
völkerung zu regeln. Sie kann nach $ 3 den Verkehr 
mit Schuhwaren, Schuhwaxenbeſtandteilen und Gegen— 
ſtänden zur Schuhwarenherſtellung und sausbeſſerung 
regeln, Beſtandsaufnahmen anordnen, Beſtimmungen 
über Beſchlagnahme und Enteignung treffen und Bor: 
ſchriften über die Ausbeſſerung von Schuhwaren er— 
laſſen, Zuwiderhandlungen gegen ihre Anordnungen 
find nach 8 5 jtrafbar. 8 6 hebt die Vorſchriften über 

uhwaren in der Bek. über die Regelung des Ver⸗ 
kehrs mit Web⸗, Wirk⸗, Strick⸗ und Schuhwaren vom 
10. Juni/ 23. Dezember 1916 (RGBl. S. 1420) und in 
der Bek. über Befugniſſe der Reichsbekleidungsſtelle 
vom 22. März 1917 (RGBl. S. 257) auf. 

Im Zuſammenhang mit dieſer Neuregelung der 
Schuhverſorgung werden durch zwei Bek. vom 28. Fe⸗ 
bruar 1918 (RGBl. S. 99 und 100) die auf getragene 
Schuhwaren bezüglichen Beſtimmungen der Bek. über 
den Berkehr mit getragenen Kleidungs⸗ und Wäſche⸗ 


e 
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ſtücken pom 23. Dezember 1916 (GBl. S. 1427) und 
die Bek. über Schuhwaren vom 23. Dezember 1916 
(RBB. S. 1426) außer Kraft geſetzt. | 

2. Bek. betr. Aufhebung des Verbats der Eins. 
und Durchfuhr non Rubeln, vom 4. März 1918 (RG Bl. 
S. 107): Rias der biefes Verbot enthaltenden 
BD. vom 17. März 1917 (RGVBl. S. 235). 

3. Bek. betr. Liquidation amerikaniſcher Unter⸗ 
nehmungen vom 4. März 1918 (RG Bl. S. 111): Aus⸗ 
dehnung der BO. betr. Liquidation britiſcher Unter⸗ 
e vom 31. Juli 1916 (RGI. S. 871) auf 
amerikaniſche Unternehmungen. 


Kriegs are und Fideikemmiſſe. 5 56 Nr. 4 Fided. 
gefkattet zur Abführung feindlicher Kontributianen 
e Fideikommißſchuld erſter Klaſſe aufzunehmen. Im 
Sinne dieſer Beſtimmung liegt es, als Verwendung 
zum Nutzen des Fideikommiſſes auch die Beteiligung 
an der Kriegsanleihe anzuſehen, die dem Schutze des 
heimatlichen Bodens und damit auch des Fideikommiſſes 
au dienen beſtimmt iſt. Die rechtlichen Schwierigkeiten 
zu beſeitigen, die dieſer Beteiligung bisher entgegen⸗ 
ſtanden, iſt der Zweck des Geſ. vom 25. Febr. d. Js., 
den Erwerb von Kriegsanleihe für Fidei⸗ 
kommiſſe betr. (GB Al. S. 155). Der Fideikommiß⸗ 
beſitzer kann hinfort nach Art. 1 ohne Mitwirkung — 
auch ohne Anhörung — der Anwärter für das Fibdei- 
kommiß Krie Zanlelhe ichnen und zu dieſem Zweck 
auch über Gelder und Wertpapiere des Fideikommiſſes 
— nicht über „„ wie Koſt⸗ 
barkeiten, Jrundſt — verfügen und das Fidei⸗ 
kommiß belaſten. Die Verfügung über Wertpapiere 
iſt erlaubt, auch wenn fie zu beſonderen Vermögens⸗ 
maſſen des Fideikommiſſes z. B. zu einem Witwen⸗ 
oder Apanagenfonds gehören. Eine Belaſtung iſt mög» 
lich durch Verpfändung von Hypotheken, Wertpapieren 
oder anderen Fideikommißkapitalien, ſowie durch Auf⸗ 
nahme einer Fideikommißſchuld erſter oder zweiter 
Klaſſe. Zu allen dieſen Maßnahmen bedarf es der 
Genehmigung des Oberlandesgerichts. Dieſes hat dabei 
auf die Belange der Anwärter Rückſicht zu nehmen, 
ſoweit ſie berechtigt ſind; es prüft auch, ob die Ver⸗ 
Inaungen wirtſchaftlich zweckmäßig find, durch die die 
Mittel für die Zeichnung beſchafft werden follen. Die 
Genehmigung kann nachträglich erteilt werden, die 
Zeichnung alſo unter der Bedingung fideikommiß⸗ 
gerichtlicher Genehmigung erfolgen, fo daß fie gegen⸗ 
ſtandslos iſt, wenn die Genehmigung verfagt wird; 
es kann ferner auch die Genehmigung unter Bedingungen 
erteilt werden. Als ſolche Bedingung iſt bisher, wenn 
zur Zeichnung von Kriegsanleihe Wertpapiere des 
Fideikommiſſes veräußert werden ſollten, von den Ober⸗ 
landesgerichten mitunter der Erſatz des Kuxsverluſtes 
gefordert worden. Nach der Begründung des Geſetzes 
kann, was ſich aus dieſem wohl nicht mit zwingender 
Notwendigkeit ergeben würde, dieſe Bedingung mit 
Rückſicht auf die Vorſchriften des Axt. 2 künftig nicht 
mehr 1. werden. Hat das Os. die Zeichnung 
von Kriegsanleihe genehmigt, ſo kann der Fideikommiß⸗ 
inhaber fur die Aufwendungen, die er zu dieſem Zwecke 
aus dem Allode gemacht hat, nach Art. 2 auf das 
Fideikommißvermögen zurückgreifen. Hat er z. B. Wert⸗ 
papiere verpfändet, um mit der Lombardvaluta Kriegs⸗ 
anleihe zu zeichnen, fo kann er Erſatz für den Betrag 
beanſpruchen, um den der Lombardzins den der Kriegs⸗ 
anleihe überſteigt. Er kann Erſatz aus dem Stamm⸗ 
vermögen des Fideikommiſſes verlangen und das OL. 
kann ihn ermächtigen zur Befriedigung ſeiner Erſatz⸗ 
forderung über Fideikommißkapitalien zu verfügen, 
alſo z. B. Hypotheken oder Wertpapiere zu veräußern. 
Von beſonderer Bedeutung iſt, daß dies, wie das Geſetz 
ausdrücklich erwähnt, auch für die angeſchafften Kriegs⸗ 
anleiheſtücke ſelbſt gilt. Der Fideikommißbeſitzer läuft 
nicht mehr Gefahr, daß das Fideikommiß die Anleihe 
auf Koſten ſeines Allods oder ſeiner Erben (feiner 
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nicht fideikommiznachfolgeberechtigten Kinder) erwirbt. 
Um einer raſchen Abwickelung willen und zur Er⸗ 
ſparung von Koſten ſchließt Art. 2 den Prozeßweg aus, 
der 9 der Austragung von Streitigkeiten zwiſchen 
Allod und Fideikommiß oder zwiſchen Fideikommiß⸗ 
beſitzer und Anwärter dient (88 14, 15 YibEd.), und 
läßt über einen Antrag auf ſetzung des Erſatz⸗ 
anſpruchs das OLE. im Wege der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit entſcheiden. Art. 3 gewährt den Vorſchriften 
des Art. 2 rückwirkende Kraft. Das iſt namentlich für 
die Fälle von Bedeutung, in denen der Fideikommiß⸗ 
befitzer eine Schuld nach 8 69 Fided. aus den Ein⸗ 
nahmen des Fideikommiſſes abzutragen hätte. Was 
diefer 8 69 über die Aufſtellung eines Tilgungs⸗ und 
Ergänzungsplanes beſtimmt, wird durch das neue 
Geſetz nicht berührt. Rückwirkende Kraft kommt dem 
Art. 2 auch zu, ſoweit er ſich auf die Geltendmachung 
des Erſatzanſpruchs bezieht. Die . des 
Os. s zur Zeichnung von Kriegsanleihe iſt nach Art. 4 
unanfechtbar. Für eine Genehmigung, die an Bes 
dingungen geknüpft iſt, dent das nicht. Auch gegen 
den Veſchluß, der über den Antrag auf Feſtſetzung 
des Erſatzanſpruchs entſcheidet (Art. 2 Abſ. 1 Satz 2), 


iſt die Beſchwerde zum Oberſten Landesgerichte zu⸗ 


läſſig. Das Geſetz gilt nur für die Fideikommiſſe des 
niederen Adels. 


Der Verkehr mit landwirtſchaftlichen Srundſtücken iſt 
in Bayern bekanntlich durch eine auf rund des Art. 4 
Kr. ZufiG. erlaſſene Bek. des Kriegsminiſteriums vom 
15. Okt. v. Irs. beſchränkt worden (vgl. Bayer ZfR. 1917 
S. 396). Eine Ergänzung dieſer Vorſchriften enthält 
eine Bek. des Kriegsminiſteriums vom 15. März d. Is. 
Dar StZ. Nr. 67 2. Bl. S. 1, abgedruckt im JMBl. 
eibl. S. 48). Außerdem hat der Bundesrat am 
gleichen Tag eine BO. über den Verkehr mit 
o Grundftüden erlaſſen 
(RGBl. S. 123), die mit dem Tage der Verkündung 
in Kraft getreten iſt. Sie enthält indeſſen einen mehr⸗ 
fachen Vorbehalt zugunſten landesrechtlicher Beſtim⸗ 
mungen. Nach 8 9 bleiben „weitergehende landes⸗ 
rechtliche Beſtimmungen unberührt“ und nach 8 8 
Abſ. 2 beſtimmen die Landeszentralbehörden überdies 
ke 5 Gebiet den Tag des Inkrafttretens der 88 1—7 
er BO.; fie können die Inkraftſetzung auf beſtimmte 
Gebietsteile und einzelne Beſtimmungen beſchränken 
und zugleich begrenzen; fie können die Größe der 
von der BO. betroffenen Grundſtücke abweichend vom 
81 beſtimmen und die Vorſchriften der BO. auf Bes 
rechtigungen ausdehnen, für welche die auf Grund⸗ 
ſtücke ſich beziehenden Vorſchriften gelten. Die BO. 
will damit dem Umſtande Rechnung tragen, daß manche 
Bundesſtaaten in ihrem Gebiete den von ihr be⸗ 
handelten Begenftand nach dieſer oder jener Richtung 
ſchon geregelt haben, ſo daß für die Inkraftſetzung der 
entſprechenden Beſtimmungen der BO. kein Bedürfnis 
vorliegt. Sie will ferner unter Berückſichtigung der 
os edenartigkeit der Verhältniſſe in den einzelnen 
Teilen des Reiches den Bundesſtaaten bei der Aus⸗ 
ſind bis weiteſten Spielraum laſſen. Dem entſprechend 
nd bis auf weiteres in Bayern ausſchließlich die vom 
Kriegsminiſterium erlaſſenen Vorſchriften maßgebend 
(vgl. Bek. vom 19. März ds. Is. JM Bl. Beibl. S. 48) 
und unſere mit dem liegenſchaftsrechtlichen Verkehre 
befaßten Behörden hätten wohl nichts dagegen ein⸗ 
zuwenden, wenn es dabei bliebe und die Beſtim⸗ 
a. der ORBO. bei uns nicht in Kraft geſetzt 
würden. 


Vücheranzeigen. 


Schlegelberger, Dr. Franz, Kammergerichtsrat. Kriegs⸗ 
buch. Die Kriegsgeſetze mit der amtlichen Begrün⸗ 
dung und der geſamten Rechtſprechung und Rechts⸗ 
lehre. Fünfter Band. Sonderband des Jahrbuchs 
des Deutſchen Rechtes. LXXIII, 743 Seiten. Berlin 
1917, Verlag von Franz Vahlen. Geb. Mk. 36.—, 
geh. Mk. 28.—. 


„Der letzte Hieb!“ ſteht auf einem der Werbe⸗ 
anſchläge für unſere achte Kriegsanleihe. So fragt 
man auch bei dem vorliegenden fünften Bande des 
Kriegsbuchs unwillkürlich: „Wird er der letzte ſein?“ 
Die Antwort lautet „nein“. Denn erſtlich war es 
nicht möglich, in dieſem gewiß ſtattlichen Bande den 
ganzen vorliegenden Stoff zu berückſichtigen — der 
Bericht über die Kriegswirtſchaft und die Fortführung 
des Berichts über das im vorliegenden 5. Bande be⸗ 
handelte außerwirtſchaftliche Kriegsrecht bis zur Gegen⸗ 
wart ſollen in wenigen Monaten 9 — und ſo⸗ 
dann: Kriegsrecht und Kriegsbuch werden ja mit 
Kriegsende nicht ihre Bedeutung verlieren. „Eine 
Schatzkammer für die Kriegsgewinne des deutſchen 
Rechts“ will das Kriegsbuch ſein. Und es verdient 
dieſe Bezeichnung in der Tat — man ſehe nur z. B. 
die umfangreiche Zuſammenſtellung des Schrifttums 
zu der Bek. über die Geſchäftsaufſicht an! E. 


Noth, Hauptmann beim ſtellv. Generalkommando 

I. Bayer. A.⸗K., Kriegsanordnungen des 

ellv. G.⸗Kdo's I. Bayer. Armeekorps. 

. Ausgabe. Zuſammengeſtellt und bearbeitet nach 

dem Stande vom 1. März 1918. München 1918, 
Verlag Karl Gerber. 


Im vorigen Jahre habe ich hier (1917 S. 129) 
die erſte Ausgabe ale für die Rechtsanwendung fo 
wertvollen Zuſammenſtellung angezeigt und empfohlen. 
Die neue von der erſten Ausgabe unabhängige Aus⸗ 
gabe hat ihre alte Vortrefflichkeit bewahrt. Es find 
in ihr alle noch in Kraft ſtehenden Anordnungen auf⸗ 
genommen; ſie enthält die noch geltenden Beſtim⸗ 
mungen der erſten Ausgabe, ferner die inzwiſchen er⸗ 
gangenen und noch geltenden und die inzwiſchen er⸗ 
gangenen und bereits wieder aufgehobenen Anord⸗ 
nungen, die durch kleineren Druck kenntlich gemacht 
ſind. Wie früher iſt die Rechtſprechung der oberſten 
Gerichte, ſoweit ſie veröffentlicht wurde, verwertet und 
ein Sachregiſter beigegeben. Außerdem iſt auch ein 
Verzeichnis der Anordnungen in zeitlicher Reihenfolge 
angefügt. Das Buch kann nur erneut empfohlen werden. 

Miniſterialrat Dr. K. Meyer in München. 


Stillſchweig, Juſtizrat in Berlin. Die Hypotheken⸗ 
verordnung vom 8. Juni 1916. 112 Seiten. 
A 1917, W. Moeſer, Hofbuchhandlung. Geb. 


Von allen Kriegsgeſetzen dürften vorausſichtlich 
die liegenſchaftsrechtlichen Beſtimmungen zu den ge» 
hören, denen auch nach Friedensſchluß eine nicht un⸗ 
erhebliche Lebensdauer beſchieden ſein wird. Das vor⸗ 
liegende Werk, welches ſich zur Aufgabe macht, den recht⸗ 
lichen Inhalt der Hypothekenverordnung vom 8. Juni 
1916 ausführlich darzuſtellen und das auch dieſer Auf⸗ 
gabe in dankenswerter Weiſe gerecht wird, iſt daher 
einem baldigen Veralten nicht ausgeſetzt. Man wird 
in der Praxis gern nach ihm greifen, wenn es ſich um 
die Entſcheidung von Zweifelsfällen handelt. 

Schweidnitz. Landgerichtsrat Alfons Hackenberger. 


Verantwortl. Herausgeber i. V.: E. Eckert, I. Staats» 
anwalt im K. Staatsminiſterium der Juſtiz. 
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die Kriegszuſchläge zu den Kechtsanwalts⸗ 
gebühren 


nach dem Reichsgeſetze vom 1. April 1918 
(RG Bl. S. 173) und der Bayer. Verord⸗ 
nung vom 27. April 1918 
(GW Bl. S. 275). 


Bon Juſtizrat Dr. Felix Herzſelder in München. 


A. Das Reichsgeſetz vom 1. April 1918 über 
Kriegszuſchläge zu den Gebühren der Rechtsanwälte 
und der Gerichtsvollzieher erhöht außer den Ge⸗ 
bühren der Rechtsanwälte auch die Gebührenſäͤtze 
der 88 2, 4 bis 11 der Gebührenordnung für Ge⸗ 
richtsvollzieher und deren Reiſekoſten; hierüber 
dürften ſich weitere Bemerkungen an dieſer Stelle 
erübrigen. Nach dem Entwurf des Geſetzes ſollten 
auch die Gerichtskoſten durch Kriegszuſchläge erhöht 
werden. Der Reichstag hat dieſe Erhöhung mit 
Recht abgelehnt. Daher iſt auch der Titel des 
Geſetzes entgegen dem Entwurf geändert worden, 
der darin auch Kriegszuſchläge zu den Gerichts⸗ 
koſten erwähnte. Dieſe Aenderung iſt aber nach 
dem Inhalte des Geſetzes inſoferne nicht ganz 
gerechtfertigt, als im 9 4 gejagt iſt: Die im 5 80 
Satz 1 des Gerichtskoſtengeſetzes in der Faſſung 
des Geſetzes vom 1. Juni 1909 (RGBl. S. 475) 
beſtimmte Schreibgebühr von zwanzig Pfennig für 
die Seite erhöht ſich auf vierzig Pfennig. Die 
Seite muß mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnittlich 
15 Silben enthalten. (Abſ. 2 des 8 4 fügt bei: 
Soweit in Reichsgeſetzen oder in Landesgeſetzen auf 
580 GKG. verwieſen iſt, finden die Vorſchriften 
im Abſ. 1 Anwendung). 

Auch von der Erörterung dieſes 8 4 kann und 
ſoll nachſtehend abgeſehen werden, inſoweit nicht 
ſeine Rückwirkung auf 8 776 Abſ. 7 RAGebO. in 
Frage kommt. Nur das eine ſei bemerkt, daß die 
Erhöhung der erforderten Zeilen⸗ und Silbenzahl 
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im Entwurf zutreffend als eine die Verminderung 
des Papierverbrauches erſtrebende Maßnahme be⸗ 
zeichnet iſt, die aber auch die Verdoppelung der 
Schreibgebühr wegen der bei höherer Zeilenzahl ſich 
entſprechend erhoͤhenden Entlohnung der Schreibkraft 
rechtfertigt. 

Für die deutſchen Rechtsanwälte bietet das 
neue Geſetz und die ſeinem Beiſpiel folgende bayer. 
VO. eine durch die bedeutende Entwertung des 
Geldes und Steigerung aller Preiſe ſchon lange 
dringend erforderte Ausgleichung, die natürlich nur 
als vorläufige geringe Abſchlagszahlung auf die 
ſchon ſeit Langem erſtrebte und als notwendig 
nachgewieſene Reform der auf den Verhältniſſen 
vor 1879 beruhenden RAGebO. zu erachten iſt. 


Die Begründung des e weiſt ſelbſt 
darauf hin, daß die alten Gebührenſätze infolge 
der ſeit 1879 eingetretenen weitgehenden Ver⸗ 
änderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſchon 
vor dem Krieg nicht mehr als auskömmlich ange⸗ 
ſehen werden konnten und durch den Krieg ſich 
die Ungunſt der Lage der Anwaltſchaft weſentlich 
verſchärft hat, daß bei der Bedeutung, die ein 
auf der Höhe ſeiner Aufgabe ſtehender, wirtſchaftlich 
geſicherter Anwaltsſtand für die Rechtspflege 
hat, Abhilfe dringend geboten erſcheint, ferner darauf, 
daß auch in Oeſterreich eine ähnliche Maßnahme 
getroffen worden iſt. (Ueber die unabweisbare 
Notwendigkeit der Kriegszuſchläge vgl. insbeſondere 
auch Landsberg in JW. 1918 S. 73 ff. und 
v. Miltner ebenda S. 113 ff., ſowie Zelter, Der 
wirtſchaftl. Niedergang der deutſchen Anwaltſchaft 
und ſeine Urſachen, Berlin, Moeſer, 1918). Aus 
dem Berichte des Abg. Strack in der Reichtags⸗ 
verhandlung vom 22. März 1918 über die Ver⸗ 
handlungen der Reichstagskommiſſion, der ebenfalls 
die für die Notwendigkeit der Kriegszuſchläge ſpre⸗ 
chenden Gründe betont, ſei hier als beſonders 
bemerkenswert die auf der linken Seite des Hauſes 
mit Recht als „ſehr richtig“ bezeichnete Aeußerung 
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hervorgehoben, die er unter dem Hinweis darauf, 
daß die organiſche Neuordnung der Rechtsanwalts⸗ 
gebühren erſt nach dem Frieden gleichzeitig mit 
einer organiſchen Reform des Prozeßverfahrens 
erfolgen werde, dahingehend gemacht hat, daß „jetzt 
ſchon ausgeſprochen werden könne, daß die Be⸗ 
ſtimmungen über die Bertretung im Armenrecht 
als eine Unbilligkeit und geradezu als 
eine Enteignung der Arbeitskraft des 
Anwalts empfunden würden“. Mögen doch 
aus dieſer Auffaſſung alsbald die richtigen 
Folgerungen gezogen werden! 


(Sehr bedauerlich iſt es übrigens. daß die 
bayeriſche BO. vom 27. April 1918 nicht ſchon 
bei dieſer Gelegenheit den ganz unhaltbaren, von 
der Reichsgebühren⸗Skala ohne Grund weſentlich 
abweichenden Art. 5 der VO. vom 26. Marz 1902 
in den Angelegenheiten der Rechtspflege durch die 
allgemeine Annahme der reichsrechtlichen Gebühren⸗ 
ſaͤtze geändert hat und auch die vielfach ganz 
unangemeſſenen Gebührenſäͤtze der VO. vom gleichen 
Tag in Angelegenheiten der Verwaltung und Ver⸗ 
waltungsrechtspflege nicht gründlich reformiert hat). 


B. Was nun den Inhalt der reichsrecht⸗ 
lichen Novelle vom 1. April 1918 anlangt, ſo 
erhöhen ſich nach § 1 die 1 des 89 
RAGebdO. um drei Zehntel, in der Berufungs⸗ und 
Reviſionsinſtanz um fünf Zehntel; für die Geltungs⸗ 
dauer des neuen Geſetzes tritt der 8 52 RAGebO. 
in der Faſſung des Geſetzes vom 22. Mai 1910 
außer Kraft. Darnach find Kriegszuſchläge zu 
den Gebühren der Reviſionsinſtanz über⸗ 
haupt nicht gewährt, und diejenigen zu den 
Gebühren der Berufungsinſtanz belaufen ſich nur 
auf zwei Zehntel, da dieſe nach dem bisherigen 
8 52 ſchon drei Zehntel mehr als in 1. Inſtanz 
betrugen. (Durch den nachſtehend erwähnten Abſ. 2 
des 8 1 des neuen Geſetzes find die Gebühren für 
die Reviſionsinſtanz ſogar gegenüber dem bis⸗ 
herigen Rechtszuſtand gemindert, namlich für 
den Fall des Verſaͤumnisverfahrens, von den Fällen 
des 8 20 Abi. 1 GKG. abgeſehen). Der erſt im 
Reichstagsausſchuß beſchloſſene und ſachlich wohl 
gerechtfertigte Abſ. 2 des 8 1 ſieht entgegen dem 
Entwurf zwei Ausnahmen dahin vor, daß die 
Erhöhung nach Abſ. 1 nicht eintritt: 

a) im Falle des 8 16 Abſ. 1 Satz 1 GebO. 
(das iſt bei nicht kontradiktoriſchen Ver⸗ 
handlungen, von den Ehe⸗, Entmündigungs⸗ 
und Statusſachen und den gegen Todeserklaͤrung 
erhobenen Anfechtungsklagen abgeſehen), 

b) im Falle des 8 38 Abſ. 1 RAGeb O., alſo 
im Mahnverfahren, ſofern ſich die Tätigkeit des 
Rechtsanwalts auf das Mahnverfahren beſchränkt. 
Letztere Beſtimmung kann zu Zweifeln inſofern 
Anlaß geben, als der Geſetzgeber hier ſo vergeßlich 
war, den in der BRVO. vom 9. September 1915 
(RGBl. S. 562) „zur Entlaftung der Gerichte“ 
enthaltenen § 17 ganz außer acht zu laſſen, durch 
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den i der 8 38 RAGebO. weſentlich geändert 
wurde. 

Es dürfte aber ſicher im Sinne des Geſetzes und 
der für Verſäumnisurteile darin verordneten Aus⸗ 
nahme, nachdem auch der Vollſtreckungsbefehl zum 
Mahnverfahren gehört und überdies einem Ver⸗ 
ſäumnisurteil gleichſteht, liegen, die Ausnahme des 
Abſ. 2 auch auf die in Nr. 3 des § 17 der Ent⸗ 
laſtungs⸗Verordnung vorgeſehene, dem § 38 GebO. 
unbekannte Gebühr von fünf Zehntel der Saͤtze 
des 89 für die Erwirkung des Vollſtreckungs⸗ 
befehls zu erſtrecken. Ebenſo wird das in der 
Entlaſtungs⸗Verordnung neu eingeführte Urkunden⸗ 
und Wechſel⸗Mahnverfahren als „Mahnverfahren“ 
zweifellos unter die Ausnahme des § 1 Abſ. 2 ber 
Novelle fallen, obwohl über ſeine Gebühren der 
§ 38 RAGebO. nichts enthält. Dagegen be⸗ 
ſchrankt ſich die Ausnahme des § 1 Abſ. 2 auf 
die Vertretung „im Mahnverfahren“, ſo daß ſie 
nicht Platz greift hinſichtlich der Vertretung im 
etwa nachfolgenden Prozeſſe und in der Zwangs⸗ 
vollſtreckung, die ſich an das Mahnverfahren 
anſchließt. Entwickelt alſo der zunäachſt mit der 
Vertretung im Mahnverfahren betraute Anwalt 
eine Tätigkeit in bezug auf den nachfolgenden 
Rechtsſtreit, für die er die Prozeßgebühr bean⸗ 
ſpruchen kann, fo erhält er dieſe mit dem Kriegs⸗ 
zuſchlag, aber auf dieſe Geſamtgebühr hat er ſich 
die Gebühren der Nr. 1 und 2 des 8 17 der Ent⸗ 
laſtungs⸗Verordnung anrechnen zu laſſen, ſoweit 
ſie vorher erwachſen waren. 

Von den erwähnten Ausnahmen abgeſehen 
aber gilt 8 1 der Novelle natürlich für alle Ge⸗ 
bühren, die ſich nach 89 RAGebO. berechnen, 
daher insbeſondere auch für die Gebühren im 
Konkursverfahren und in der Zwangsvollſtreckung, 
im Verfahren wegen Arreſtes und einſtweiliger 
Verfügung, im Beweisſicherungs⸗, Aufgebots⸗, 
Verteilungs⸗ und Sühneverfahren. Selbſtverſtänd⸗ 
lich gilt auch für die Beſchwerdeinſtanz die Er⸗ 
höhung um drei Zehntel im Gegenſatze zur Be⸗ 
rufungs⸗ und Reviſionsinſtanz. 

Dagegen iſt zu den Gebühren in Straf⸗ 
ſachen (von denjenigen des 8 75 RAGebO. ab⸗ 
geſehen) keine Erhöhung durch Kriegszuſchlag 
vorgeſehen, weil der Geſetzgeber ſie angeſichts der 
möglichen und in geeigneten Fällen üblichen Ver⸗ 
einbarung eines Honorars nicht für nötig er⸗ 
achtet hat. (Es iſt zuzugeben, daß hier die Er⸗ 
höhung um drei Zehntel dem Bedürfnis auch 
nicht annähernd Rechnung getragen hatte). Auch 
die Inkaſſogebühren ſind unverändert geblieben, 
während in den Fällen der 88 88 und 89 ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch die Kriegszuſchlags-Novelle bei 
Bemeſſung des angemeſſenen oder entſprechenden 
Honorars zu berückſichtigen ſein wird. Was die 
Art der Berechnung der Gebühren mit den 
Kriegszuſchlägen anlangt, ſo kann wohl nicht 
zweifelhaft ſein, daß nur die Gebührenjäße 
des 8 9 entſprechend ſich erhöhen, nicht aber die 


einzelnen hieraus berechneten Gebühren, die mög⸗ 
licherweiſe ja weniger als zehn Zehntel des zu⸗ 
grunde zu legenden Gebührenſatzes betragen. Es 
beträgt alſo die °/ıo Gebühr aus einem Streit⸗ 
wert von 300 M mit Kriegszuſchlag nicht etwa 
%½0 aus 10 M, ſondern /io aus 13 M. Daß 
der niedrigſte Betrag einer Gebühr nach 8 8 
(10 ſich nicht erhöht, ergibt ſich aus deſſen 
Wortlaut und daraus, daß $ 1 der Novelle nur 
die Gebührenſätze des § 9 erhöht. Selbſtverſtändlich 
aber werden die Pauſchſätze des 8 76 RAGebO. 
in der Faſſung des RG. vom 8. November 1916 
durch die Kriegszuſchläge beeinflußt, da der Pauſch⸗ 
ſatz 30 vom Hundert „der zum Anſatz gelangenden 
Gebühr“ beträgt. Die Höchſtſätze find allerdings 
gleich geblieben. Beträgt alſo eine volle Gebühr 
nach dem bisherigen Geſetz 36 M, ſo beträgt der 
Kriegszuſchlag 10.80 M und das 30 /oige Pauſchale 
wird aus 46.80 M berechnet. 

C. Die neue bayeriſche VO. erklärt zunächſt 
die reichsgeſetzliche Novelle über die Kriegszuſchläge 
für anwendbar, ſoweit in der VO. vom 26. März 
1902, die Gebühren der Rechtsanwälte in den 
Angelegenheiten der Rechtspflege betreffend, auf 
die Reichsgebührenordnung für Rechtsanwälte ver⸗ 
wieſen iſt, und fügt im Abſ. 2 des Art. 1 hinzu: 
„Im übrigen werden die Gebühren der Rechts⸗ 
anwälte in den Angelegenheiten der Rechtspflege und 
in den Angelegenheiten der Verwaltung und der 
Verwaltungsrechtspflege um drei Zehntel erhöht.“ 

Die Anwendung dieſer Beſtimmungen wird 
keinerlei Schwierigkeiten unterliegen. Ueber die 
Art der Berechnung gilt das oben Geſagte, daß 
die Gebührenſaͤtze ſich erhöhen, aus denen die ein⸗ 
zelnen Gebühren ſich berechnen. 

D. Im 8 2 des Reichsgeſ. vom 1. April 1918 
wird 8 78 Abſ. 1 RAGeb O. zeitgemäß dahin ge⸗ 
ändert, daß die Satze für das Taggeld auf 20 M, 
für ein Nachtquartier auf 8 M, für die Fuhr⸗ 
koſten bei Reiſen auf Eisenbahnen oder Dampf⸗ 
ſchiffen auf 20 Pf. und bei anderen Reiſen auf 
1 M für das Kilometer erhöht werden. 

Der 8 4 der reichsgeſetzlichen Novelle iſt oben 
ſchon erwähnt worden. Er iſt nach 8 76 Abſ. 7 
RAGebO. von Bedeutung für die neben den 
Pauſchſätzen gemäß Abſ. 6 dieſes 8 76 etwa 
dem Rechtsanwalt zuſtehenden Schreibgebühren, 
die er für auf beſonderes Verlangen gefertigte Ab⸗ 
ſchriften, für eine beglaubigte Klageabſchrift, die 
zur Herſtellung einer Urteilsausfertigung benützt 
wird, und für ein Schreibwerk, foweit es außer⸗ 
halb des Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätig⸗ 
keit entſteht, verlangen kann. 

In der bayeriſchen neuen VO. beſtimmt 
Art. 2, daß im Art. 12 Ab). 2 der VO. vom 
26. März 1902, die Gebühren der Rechtsanwälte 
in den Angelegenheiten der Verwaltung und der 
Verwaltungsrechtspflege betreffend, die Tagegelder 
für auswärtige Geſchäftsbeſorgungen von 20 auf 
25 M für den ganzen Tag und von 10 auf 12 M 
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für den halben Tag und die Entſchädigung für 
Uebernachten von 6 auf 8 M erhoht werden. 


E. Diejenige Beſtimmung der reichsrechtlichen 
Novelle, die wohl zu den meiſten Fragen > 
Streitigkeiten Anlaß geben wird. if 8 5 
Natürlich nicht, inſoweit der Abſ. 1 den Gültig⸗ 
keitsbeginn auf 15. April 1918 und der Abſ. 3 
das Ende der Gültigkeit des KriegszuſchlZ. auf 
den Zeitpunkt des Ablaufs von 2 Jahren nach 
Beendigung des Kriegszuſtandes feſtſetzt. Aber 
inſoferne, als nach Abſ. 2 die Vorſchriften der 
88 1 und 2 auf die vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes anhängig gewordenen Rechtsſachen An⸗ 
wendung findet, ſoweit nicht die Inſtanz vor dem 
Tage des Inkrafttretens beendigt war, und als 
nach Abſ. 3 das Außerkrafttreten des Geſetzes im 
erwähnten Zeitpunkt nur mit der Maßgabe er⸗ 
folgt, daß in den vor dem Tage des Außerkraft⸗ 
tretens anhängig gewordenen Rechtsſachen bis zur 
Beendigung der Inſtanz die Gebühren der Rechts⸗ 
anwälte nach den Vorſchriften der 88 1 und 2 zu 
berechnen find. 

Für die 88 3 und 4 des Geſetzes kommt natur⸗ 
gemäß eine Uebergangsbeſtimmung überhaupt nicht 
in Frage. Hier iſt entſcheidend, ob die betreffende 
Einzeltätigkeit vor oder nach dem 15. April 1918 
erfolgte, wie auch die Geſetzesbegründung hervor⸗ 
hebt. Es wird alſo 8 4 ab 15. April 1918 immer 
anzuwenden ſein, wenn die Anfertigung des Schreib⸗ 
werks nachher erſolgt iſt. Auf die Auftrags⸗ 
erteilung hiezu kann es nicht ankommen, es waͤre 
denn die Ausführung des Auftrages etwa abſicht⸗ 
lich verzögert worden. 

Dem 8 5 des Reichsgeſetzes iſt der Art. 3 


der neuen bayeriſchen BO. nachgebildet, die am 


1. Mai 1918 in Kraft tritt. Auch hier heißt es, 
daß Art. 1 „auf die vor dem Inkrafttreten dieſer 
Verordnung erteilten Aufträge Anwendung findet, 
ſoweit nicht die Inſtanz vor dem Tage des 
krafttretens beendigt war“, und daß „mit dem 
Ablauf von 2 Jahren nach Beendigung des gegen⸗ 
wärtigen Kriegszuſtandes die Verordnung mit der 
Maßgabe außer Kraft tritt, daß bei den vor 
dem Tage des Außerkrafttretens erteilten Auf⸗ 
trägen bis zur Beendigung der Inſtanz die Ge⸗ 
bühren der Rechtsanwälte nach den Vorſchriſten 
des Art. 1 zu berechnen find“. 

Die Beſprechung dieſer Vorſchrift kann daher 
ohne weiteres mit derjenigen des 8 5 der reichs⸗ 
geſetzlichen Novelle verbunden werden. Daß im 
Gebiet der bayeriſchen VO. ſtatt der An: 
hängigkeit der Rechtsſachen die Auftragsertei⸗ 
lung maßgebend ſein muß, liegt in der Natur 
der Sache. Von einer Inſtanz und deren Be⸗ 
endigung wird freilich bei den in Frage kommenden 
Angelegenheiten vielfach nur in einem übertragenen 
Sinne geſprochen werden können. 

Ueber die Frage, wann die Inſtanz als 
beendigt zu gelten hat, iſt ſchon viel ge⸗ 
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ſchrieben und geftritten worden, und gar manche 
Entſcheidungen haben ſich mit der Frage ſchon 
befaßt. Denn auch Art. V des RG. vom 8. Nov. 
1916 ließ dieſes Geſetz auf die vor ſeinem In⸗ 
krafttreten anhängig gewordenen Rechtsſachen nicht 
Anwendung finden, ſoweit die Inſtanz vor dem 
Tage des Inkrafttretens beendigt war, und Art. X 
des RG. vom 1. Juni 1909 beſtimmte, daß die 
Schreib⸗ und Poſtgebühren in den vor dem In⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes anhängig gewordenen 
Rechtsſachen bis zur Beendigung der Inſtanz noch 
nach den alten Vorſchriften ſich beſtimmen. Auch 
auf dem eigentlichen Geltungsgebiete der RZPO. 
wurde die Frage, wann die Inſtanz als beendigt 
erſcheint, ſchon in mancherlei Hinſicht bedeutſam 
und ſtrittig. (Vgl. RGE. Bd. 39, 398; Bd. 41, 427; 
Bd. 68, 247 ff. und Stein, Komm. zur RZBO. 
10. Aufl. Bem. II zu 8 176). 


Soweit es der Raum geſtattet, hier auf die 
Frage einzugehen, ſeien folgende Bemerkungen ge⸗ 
ſtattet: Da das Reichsgeſetz auf anhängig ge⸗ 
wordene Rechtsſachen anwendbar ſein oder 
bleiben ſoll, ſofern nicht vor dem Tage des Inkraft⸗ 
oder Außerkrafttretens des Geſetzes die Inſtanz 
ſchon beendigt war, jo kann es ſich grundſätzlich, 
ſoweit die Tätigkeit in Rechtsſtreitigkeiten in Frage 
kommt, zunächſt nur darum handeln, ob die Sache 
aufgehört hat, bei einer gerichtlichen Inſtanz 
anhängig zu ſein; inſoferne aber die Möglichkeit 
beſteht, daß eine Inſtanz für die gerichtliche Tätig: 
keit beendigt erſcheint, nicht aber auch für die an⸗ 
waltſchaftliche Tätigkeit, muß doch, wenn 
Anwaltsgebühren in Frage kommen, unter Um⸗ 
ſtänden auf die etwaige längere Dauer der An⸗ 
waltstätigkeit, wenn fie als noch zur Inſtanz ges 
hörig erachtet werden kann, Rückſicht genommen 
werden; anderſeits kommen aber auch Anwalts- 
tätigkeiten außerhalb von Prozeſſen in Frage, in 
welchem Falle zwar auch von einem Anhängig⸗ 
werden im Sinne der Auftragserteilung oder Be⸗ 
faſſung mit der Sache, meiſt aber nicht von einer 
Inſtanz im gerichtlichen Sinne geſprochen werden 
kann. Letzteres gilt, wie ſchon angedeutet, im er⸗ 
höhten Maße auf dem Anwendungsgebiet der 
bayeriſchen Verordnung. Uebrigens läßt ja auch 
8 29 RAGebO. die Inſtanz für die Anwaltstätig⸗ 
keit ſchon mit dem Auftrag beginnen. 

Ein ganz allgemein gültiger Grundſatz 
wird alſo für die Entſcheidung der Frage, wann 
„die Beendigung der Inſtanz“ im Sinne 
des 8 5 der reichsrechtlichen Novelle und des Art. 3 
der neuen bayeriſchen Verordnung anzunehmen iſt, 
nicht zu gewinnen ſein, es wird manchmal 
auf die Umſtände des einzelnen Falles 
ankommen. 

Immerhin aber werden folgende allgemeine 
Richtpunkte wohl feſtzuhalten ſein: 

1. Iſt die Sache vor dem Inkraft⸗ oder Außer⸗ 
frafttreten des Geſetzes, ſei es bei Gericht, ſei es 


auch nur beim Anwalt durch Auftragserteilung 
oder einen ihr gleichſtehenden Rechtsakt „anhängig 
geworden“, ohne daß die darauf bezügliche Tätigkeit 
des Anwalts ſchon als erledigt und abgeſchloſſen 
zu erachten iſt, jo iſt oder bleibt die Novelle ans 
wendbar, ſoweit nicht eine von mehreren gericht⸗ 
lichen Inſtanzen, in welchen die Sache anhängig 
geworden iſt, bereits vorher für die gerichtliche und 
anwaltſchaftliche Tätigkeit im weſentlichen beendigt 
worden iſt. 

2. Eine ſolche Beendigung im weſentlichen iſt 
auch dann als gegeben anzunehmen, wenn ſpaͤtere 
anwaltſchaftliche Tätigkeiten noch erfolgen oder in 
Frage kommen, die nur als mehr oder weniger 
neben ſächlicher Anhang zu der auf die Haupt: 
ſache und deren Entſcheidung bezüglichen Tätigkeit 
zu erachten find, wie die Berichtigung eines Schreib: 
fehlers oder Ueberſehens im Urteil oder ein Antrag 
auf Streitswertsfeſtſetzung oder ein Antrag auf 
Tatbeſtandsberichtigung eines Urteils. Derartige 
ſpätere Tätigkeiten ändern alſo nichts an der ſchon 
vorher erfolgten Beendigung der Inſtanz oder an 
der vorher bereits erfolgten Erledigung des Auf- 
trages, ſoweit eine gerichtliche Inſtanz überhaupt 
nicht in Frage kommt. 

3. Auch die Notwendigkeit einer ſolchen mit 
der Hauptſache zuſammenhaͤngenden oder auf fie 
Bezug habenden Tätigkeit, die wegen ihrer ſelb⸗ 
ſtandigen Bedeutung anerkanntermaßen als 
beſondere „Inſtanz“ gilt, wie die Tatigkeit 
zwecks Koſtenfeſtſetzung oder Zwangsvollſtreckung, 
hindert nicht, daß vor derſelben die Inſtanz in der 
Hauptſache als beendigt gilt, ſo daß alſo die Ge⸗ 
bühren für die auf die Hauptſache ſich beziehende 
Tatigkeit ſich wegen der nachträglichen Notwendig⸗ 
keit oder Vornahme einer derartigen weiteren Taͤ⸗ 
tigkeit nicht ändern. 

4. Die Inſtanz iſt hinſichtlich der Anwalts⸗ 
gebühren vor der Zuſtellung der ſie abſchließen⸗ 
den Entſcheidung als beendet niemals anzuſehen, 
wenn nicht die Zuſtellung als rechtlich vollkommen 
bedeutungslos für den Abſchluß der betreffenden 
gerichtlichen Inſtanz inſofern erſcheint, als ſie weder 
vom Geſetz an ſich vorgeſchrieben iſt noch die Vor⸗ 
ausſetzung der Eröffnung einer Rechtsmittelfriſt 
bildet. (Ueber dieſe regelmäßige Beendigung der 
Inſtanz durch die Zuſtellung des Urteils vgl. 
insbeſondere die ſchon erwähnten RGE. Bd. 39, 
398; Bd. 41, 427 und Bd. 68, 247 ff., ferner 
IW. 1910 S. 782 Nr. 87, 1915 S. 459, 1916 
S. 1574, 1917 S. 163, 240, 244, 490, ſowie 
OL GSRſpr. Bd. 35 S. 215, ferner Willenbücher, 
Das Koſtenfeſtfetzungsverfahren, 7. Aufl. S. 196). 


Daher wird die Inſtanz, wenn das Landgericht 
in der Berufungsinſtanz oder das Reviſionsgericht 
eine Endentſcheidung getroffen hat, ſchon mit der 
Verkündung des Urteils beendigt. Ebenſo wenn 
das Oberlandesgericht in der Berufungsinſtanz 
eine Entſcheidung erlaſſen hat, gegen die ganz 


——— — —— 


— 


unzweifelhaft ein Rechtsmittel nicht zuläſſig 
iſt. Dagegen wird im Eheſcheidungsprozeß wegen 
der Notwendigkeit der Zuſtellung des Scheidungs⸗ 
urteils von Amts wegen die Inſtanz noch nicht 
mit deſſen Verkündung endigen, auch wenn die 
Parteien ſich ihm ſofort durch Verzicht auf die 
Berufung unterwerfen. Ohne Urteilszuſtellung 
endigt die Inſtanz naturgemäß auch durch unbe⸗ 
dingten Vergleich und Klagezurücknahme. Die Zu⸗ 
ſtellung, die nur behufs Einleitung einer 
Vollſtreckung erfolgen muß, kann nicht ent⸗ 
ſcheidend für die Inſtanzbeendigung ſein. 


Das Beweisficherungsverfahren, das vor der 
Anhängigkeit der Hauptſache erfolgte, iſt mit 
der angeordneten Beweiserhebung beendigt; die 
Gebühren für dasſelbe erhöhen ſich alſo nicht, 
wenn es vor dem 15. April 1918 beendigt 
wurde, auch wenn das Verfahren in der Haupt⸗ 
ſache in I. Inſtanz noch ſchwebt. Daß die Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz als eigne Inſtanz (3. B. auch im 
Konkurs⸗, Koſtenfeſtſetzungsverfahren oder Boll: 
ſtreckungsverfahren) gilt, erhellt ſchon aus 8 41 
RABEHO. 


Ebenſo ergibt fi) aus den 88 26 und 27 

GebO., daß einerſeits im Falle der Verweiſung 
eines Rechtsſtreits durch das Amtsgericht an ein 
anderes Gericht das weitere Verfahren vor dem 
letzteren mit dem Verfahren vor dem Amtsgericht 
eine Inſtanz bildet, anderſeits im Falle der 
Zurückverweiſung einer Sache an das Gericht unterer 
Inſtanz nach R3P O. 88 538, 539, 565 das weitere 
Verfahren vor dieſem Gericht für die Gebühren 
der Rechtsanwälte, mit Ausnahme der Prozeß⸗ 
gebühr, als neue Inſtanz gilt, desgleichen das 
Verfahren über den Einſpruch gegen ein Verſäumnis⸗ 
urteil, wenn das Einſpruchsverfahren auf den Ein⸗ 
ſpruch beſchränkt iſt und dieſer zurückgenommen 
oder verworfen wird. (Infolge der Ausnahme 
hinfichtlich der Prozeßgebühr wird auch der 
Kriegszuſchlag zu ihr im neuerlichen Verfahren vor 
dem Gericht der unteren Inſtanz nicht in Frage 
kommen können.) Dieſe Beſtimmungen ſind natür⸗ 
lich auch für die Entſcheidung der Frage, wann 
die Inſtanz im Sinne der Kriegszuſchlag⸗Novelle 
beendigt erſcheint, von Bedeutung, nicht minder 
die Beſtimmungen der 88 28, 31 und 32 RAGEbO. 
über die verſchiedenen Zwangsvollſtreckungsmaß⸗ 
nahmen als beſondere Inſtanzen und das Verfahren 
über Arreſte und einſtweilige Verfügungen als 
beſonderen Rechtsſtreit. (8 29 RAGebO. hat da⸗ 
gegen für die Frage der Beendigung der Inſtanz 
ſicherlich keine Bedeutung). 

Im Konkursverfahren gibt es überhaupt 
nur eine Inſtanz, ſoweit nicht Beſchwerde⸗ 
inſtanzen in Frage kommen. Wenn in einem 
Rechtsſtreit ein Teil des Streitgegenſtandes und 
ſomit die darauf bezügliche anwaltſchaftliche Tätig⸗ 
keit als vollkommen erledigt zu gelten hat, wie 
3. B. im Falle Teilvergleiches oder teilweiſer Klage: 


Fgeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 9 u. 10. 


133 


zurücknahme oder rechtskräftigen Teilurteils, jo ift 
hinſichtlich dieſes Teils die Inſtanz als beendigt 
zu erachten. Anderſeits iſt es denkbar, daß der 
Auftrag des Anwalts ſchon vor der Beendigung 
der Inſtanz erloſchen war. In dieſem Falle iſt 
doch wohl anzunehmen, daß die Inſtanz als für 
den Anwalt beendigt zu gelten hat; denn wenn 
auch der Wortlaut des 8 5 der reichsgeſetzlichen 
Novelle als maßgebend die Beendigung der ge⸗ 
richtlichen Inſtanz erſcheinen läßt, jo kann dieſe 
doch in bezug auf Anwalisgebühren nicht länger 
dauern als der auf die Tatigkeit des Anwalts in 
dieſer Inſtanz bezügliche Auftrag. 

Bei der anwaltſchaftlichen Tätigkeit außer: 
halb von Prozeſſen, ſoweit auf fie die Reichs⸗ 
gebührenordnung Anwendung findet, wird Folgendes 
zu beachten ſein: Die Ratserteilung oder Klagevor⸗ 
bereitung (vgl. 8 47 und 8 14 RAGebO.) erſcheint 
als beendigt, wenn die darauf bezügliche Tätigkeit 
des Anwalts als im weſentlichen erledigt betrachtet 
werden kann und muß. Hatte ſich aber am 1 5. April 
1918 noch nicht entſchieden, ob die Angelegenheit, in 
welcher die Klage vorbereitet oder die Erwiderung 
auf dieſelbe oder das Verhalten gegenüber der 
Klage beſprochen wurde, für den Auftraggeber des 
Anwalts völlig erledigt iſt, oder iſt bei der Be⸗ 
ſprechung und Ratserteilung vor dem 15. April 
deren Fortſetzung, etwa auf Grund inzwiſchen vor⸗ 
zunehmender Prüfung und Erwägung, für einen 
Tag nach dem 15. April in Ausſicht genommen 
worden und dann auch erfolgt, ſo war in dieſem 
Sinne die „Inſtanz“ in dieſer Angelegenheit vor 
dem 15. April nicht beendigt. 

Alles dies muß natürlich entſprechend erſt recht 
hinſichtlich derjenigen anwaltſchaftlichen Tatigkeit 
gelten, die nach der bayer. BO. in Angelegenheiten 
der Rechtspflege zu vergüten iſt, nur daß nach der 
bayer. Uebergangsbeſtimmung der 1. Mai der ent: 
ſcheidende Tag iſt. Daß aber auch die bayer. VO. 
von der Beendigung der Inſtanz ſpricht, beweiſt, 
daß dieſes Wort, ſoweit Anwaltsgebühren in Frage 
kommen, unter Umftänden auch im übertragenen 
Sinne der Anhängigkeit, des Schwebens einer 
Rechtsſache durch Beſaſſung eines Anwalts mit 
derſelben aufgefaßt werden muß. 

Ganz zweifellos iſt es, daß 8 2 der Novelle 
hinſichtlich der erhöhten Satze des 8 78 RA Gebo. 
Anwendung auch dann findet, wenn es ſich um eine 
ſchon vor Jahren gemachte Reiſe in einem Rechts⸗ 
ſtreit handelt, wenn derſelbe etwa infolge Ausſetzung 
wegen Beteiligung eines Kriegsteilnehmers am 
15. April 19 18 noch in derjenigen Inſtanz anhaͤngig 
iſt, in welcher er ſich zur Zeit jener Reife befand. 
Dagegen gilt dies, wie erwähnt, dann nicht, wenn 
für den Anwalt die Inſtanz wegen Erlöſchens des 
Auftrags ſchon vor dieſem Tag als beendigt zu 
gelten hatte. 


Daß die erhöhten Sätze des 8 78 NAGEGD. 
im Sinne der Novelle auch im Gebiete der bayer. 
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BO. vom 26. März 1902 ab 1. Mai 1918 An⸗ 
wendung finden, ergibt ſich aus deren Art. 27 und 
dem Art. 1 Abſ. 1 der bayer. Novelle. 

Selbſtverſtändlich konnten und ſollten übrigens 
hier nicht alle auftauchenden Zweiſelsfragen er⸗ 
ſchöpfend behandelt werden. 

F. Während im Art. IV des RG. vom 8. No⸗ 
vember 1916 (betr. die Erhöhung der Paufchläße) 
und ahnlich ſchon im RG. vom 1. Juni 1909 
Art. VI ausdrücklich geſagt iſt: „Soweit in Reichs⸗ 
geſetzen oder in Landesgeſetzen auf Vorſchriften der 
in den Art. I bis III bezeichneten Geſetze verwieſen 
iſt, welche durch dieſes Geſetz geändert werden, treten 
die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes an 
ihre Stelle“, fehlt eine ſolche Beſtimmung im 
Geſetz vom 1. April 1918, ſoweit nicht deſſen 8 4 
in Betracht kommt. 

Für das Gebiet der beiden erwähnten bayer. 
BO. vom 26. März 1902 hinſichtlich der Rechts: 
anwaltsgebühren iſt gemäß Art. 1 Abſ. 1 der 
bayer. Novelle die Frage gegenſtandslos, ob trotz 
des Fehlens jener ausdrücklichen Beſtimmung im 
neuen Reichsgeſetz vom 1. April 1918 in Fällen, 
in welchen Reichs⸗ oder Landesgeſetze auf $ 9 oder 
8 78 der RAGeb O. Bezug nehmen, nicht doch die 
Kriegszuſchlagnovelle Anwendung zu finden hat. 

Ich bin aber geneigt, dieſe Frage wenigſtens 
inſoweit zu bejahen, als die Verweiſung oder In⸗ 
bezugnahme dieſer Paragraphen der Rechtsanwalts⸗ 
Gebührenordnung oder ihrer Gebühren⸗ und Aus⸗ 
lagenſätze nach dem Grund und Zwecke der Ver⸗ 
weiſung nur den Sinn haben kann, daß die jeweils 
reichsrechtlich geltenden Anwaltsgebühren⸗ und Aus⸗ 
lagenſätze auch ſür das Gebiet der die Verweiſung 
enthaltenden Beſtimmung Geltung haben ſollen. 
Dies wird meines Erachtens immer dann anzuneh⸗ 
men ſein, wenn kein befonderer Grund vorliegt, der 
Verweiſung die Rückſicht gerade auf die zur Zeit 
derſelben nach der RAGebO. zu vergütenden 
Beträge als maßgebend zu unterſtellen und nicht 
vielmehr die Erwägung, deren jeweilige geſetzliche 
Höhe ſolle auch in anderen Beziehungen maß⸗ 
gebend ſein als im Gebiete der Reichsgebühren⸗ 
ordnung. 

Daß zur Abſchneidung von Zweifeln vielfach 
der Geſetzgeber obigen Grundſatz beſonders zum 
Ausdruck gebracht hat, iſt kein zwingender Grund 
gegen die Annahme, daß damit etwas beſtimmt 
iſt, was wenigſtens mangels beſonderer Anhalts⸗ 
punkte für eine gegenteilige Anffaſſung auch von 
ſelbſt ſich verſtünde. 

Zum Schluſſe ſei es geſtattet, dem Wunſche 
und der Hoffnung Ausdruck zu geben, es möge 
uns eine allgemeine zeitgemäße Reform der Rege⸗ 
lung der Vergütungen für die Anwaltstätigkeit in 
nicht zu ferner Zeit beſchieden ſein. Denn einzelne 
ſchwache Ausbeſſerungen ſind naturgemäß immer 
nur Flick⸗ und Stückwerk. 


die Bekämpfung des Kriegswuchers durch 
das Vaheriſche Kriegswucheramt. 


Von Oberamtsrichter Dr. Bretzfeld in München, 
verwendet bei dem Bayer. Kriegswucheramt. 


I. Die Wichtigkeit und Schwierigkeit einer 
nachdruͤcklichen Bekämpfung des Kriegswuchers hat, 
wie in Preußen, ) Sachſen, Baden und Württem- 
berg, ſo auch in Bayern zur Gründung eines 
Kriegswucheramts geführt. Nach der Verordnung 
vom 5. Dezember 1916 (Staatsanz. Nr. 284) ) 
hat das Bayer. Kriegswucheramt die Aufgabe, die 
Bekämpfung des Kriegswuchers jeglicher Art, 
namentlich im Verkehr mit Gegenftänden des 
täglichen Bedarfs einheitlich zu leiten und möglichſt 
wirkſam zu geſtalten. Zu dieſem Zwecke hat es 
insbeſondere: 

1. Dem Kriegswucher auf alle mögliche Weiſe 
nachzugehen, und für die Verfolgung aller zu 
ſeiner Kenntnis gelangenden Fälle von Kriegs⸗ 
wucher zu ſorgen, in wichtigen Fällen, ſoweit 
möglich, auch den Sachverhalt aufzuklären, 

2. die Polizeibehörden (Diſtrikts⸗, Ortspolizeibehör⸗ 
den) und die K. Gendarmerie zur Verfolgung des 
Kriegswuchers nach gleichmäßigen Grundſätzen 
anzuregen und fie darin zu unterftägen, 

3. auſ Erfordern den in Ziff. 2 genannten Polizei⸗ 

behörden und den Behörden der Staatsanwalt⸗ 

ſchaft und den Gerichten Gutachten zu erſtatten 
und Auskunft zu erteilen.“) 

Die Zuſtändigkeit der Polizeibehörden bleibt 
unberührt. Sie bleiben für die nachdrückliche Be⸗ 
kaͤmpfung des Kriegswuchers in ihrem Bezirke 
verantwortlich. 

Das Bayeriſche Kriegswucheramt iſt eine Zen⸗ 
tralſtelle, die dem K. Staatsminiſterium des Innern 
unmittelbar unterſtellt iſt. 

Wie ſich ſchon aus dem Wortlaut der BO. 
ergibt, erſchöpft ſich die Tätigkeit des KWA. keines⸗ 
wegs in der Einleitung von Strafverfahren. 
Dies würde auch zu einer wirkſamen Bekämpfung 
des Kriegswuchers nicht entfernt ausreichen. Die 
Zahl der Kriegswucherfälle iſt ſo erſchreckend groß 
und ihre Aufdeckung und Verfolgung ſo langwierig 
und mühſam, daß das Kriegswucheramt trotz ſeines 
allmählich ſtarl gefteigerten Perſonalſtandes nicht 


1) Die Zuſtändigkeit des Preuß. KWA. erſtreckt ſich 
auch auf Heſſen, Mecklenburg⸗Schwerin, Oldenburg, 
Braunſchweig, Sachſen⸗Altenburg, Anhalt, Schwarz⸗ 
burg⸗Rudolſtadt, Reuß j. L., Bremen, Lübeck (Mitt. f. 
Preisprüfungsſtellen 1917 S. 82). — In Elſaß⸗Lothringen 
nimmt das Bolizeipräfidium Straßburg eine dem Kriegs⸗ 
wucheramt entſprechende Stellung ein. 

) Ergänzungen vom 4. April 1917 (Staatsanz. 
Nr. 82) Beirat]. 26. Februar 1918 (Staatsanz. 
15 49) [Zweigſtellen! und 16. März 1918 (Staatsanz. 

Nr. 66) [Auskunftsrecht]. Der Titel lautet nun . 
mehr: Bayeriſches Kriegswucheramt, der Zuſatz „ 
Polizeidirektion“ iſt weggefallen. 

) Weitere Aufgaben find in Ziff. 4 6 der Bek. 

vom 5. Februar 1916 aufgezählt. 
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in der Lage wäre, auch nur annähernd alle Ver⸗ 
fehlungen auf dieſem Gebiete ſtrafrechtlich zu er⸗ 
faſſen. Wenn aber nur ein Bruchteil der Kriegs⸗ 
wucherfälle verfolgt werden könnte, ſo würde angeſichts 
des großen Anreizes zur Geſetzesübertretung in 
dieſer Richtung dem Wucher nimmermehr Abbruch 
getan werden können. Das KWA. muß daher, 
wenn es wirkſam vorgehen will, fich darauf be⸗ 
ſchraͤnken, nur einen Teil ſeiner Arbeitskraft der 
Strafverfolgung zuzuwenden und in der Haupt⸗ 
ſache darauf bedacht ſein, auf anderen Wegen dem 
Wucher tatkräſtig entgegenzuwirken. Daraus ergibt 
ſich zunächſt ohne weiteres die Folgerung, daß es 
dem Kriegswucheramt nicht möglich iſt, alle Straf: 
verfahren, die bei ihm anhängig werden, ſelbſt bis 
zur Anklagereife durchzuführen, ganz abgeſehen 
davon, daß eine ſolche weitgehende Durchführung 
auch aus dem Grunde nicht zu verwirklichen wäre, 
weil das KWA. die Gerichte nicht um Rechtshilfe 
erſuchen kann, eine ausreichende Klärung des meift 
recht verwickelten Sachverhalts aber ohne gericht⸗ 
liche Mitwirkung, in größeren Fällen ſogar ohne 
Durchführung einer gerichtlichen Vorunterſuchung 
in den meiſten Fällen nicht zu erwarten wäre. 
Das KWA. muß ſich daher notgedrungen in der 
Regel damit begnügen, bei Vorliegen ausreichender 
Verdachtsgründe, bei Gefahr auf Verzug nach vor⸗ 
heriger Sicherſtellung der Beweismittel, die An⸗ 
zeigen der Staatsanwaltſchaft zur weiteren Ver⸗ 
folgung zuzuleiten. In den nach Auffaſſung des 
KWA. wichtigen Fällen hingegen, d. i. insbeſondere 
in ſehr großen Sachen oder ſolchen Fällen, denen 
grundſätzliche Bedeutung zukommt, wird das KWA. 
ſtets darnach trachten, die Unterſuchung wenigſtens 
ſoweit zu fördern, daß eine Begutachtung durch 
Sachverſtändige Platz greifen kann, um erſehen 
zu können, ob die Verdachtsgründe ausreichen, ein 
eingehendes Strafverfahren zu rechtfertigen.) Nach 
dem Vorausgeführten liegt auch im weiteren Laufe 
des Verfahrens die Anſtellung von Ermittelungen 
auf Erſuchen des Staatsanwalts oder Gerichtes 
nicht dem KWA. ob, ſondern den örtlichen Polizei⸗ 
behörden und der Gendarmerie, es ſei denn, daß 
die Ermittelungen ihrer Natur nach von den 
Polizeibehörden nicht erledigt werden können, ſondern 
die Verwendung beſonders geſchulter Kriminal⸗ 
beamter nötig machen. Solche Fälle müſſen aber 
mit Rückſicht auf den Perſonalſtand des KWA. 
auf Ausnahmen beichränft bleiben. 

Da, wie geſagt, die Strafverfolgung durch das 
KWA. ein, zwar ſehr wirkſames, aber ſtets nur 


) Aus dieſen Darlegungen ergibt ſich auch, daß 
das Gutachten, das zur Abgabe der Sache an die 
Staatsanwaltſchaft führt, kein abſchließendes, ſondern 
nur ein vorläufiges ſein kann, und daß daher nach 
Durchführung des Verfahrens ein Schlußgutachten 
erholt werden muß, das die Ergebniſſe der Ermitte⸗ 
lungen und die — zur Hintanhaltung von Mißver⸗ 
ſtändniſſen am beſten auf ſchriftliche Bekanntgabe 
der Beanſtandungen erholten — Ausführungen der An⸗ 
geſchuldigten eingehend würdigen kann. 
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auf eine begrenzte Anzahl von Fällen beſchränktes 
Mittel zur Bekaͤmpfung des Kriegswuchers iſt, muß 
das KWA. darauf bedacht ſein, dem Wucher auch 
anderweitig entgegenzuwirken. Zunächſt kommt in 
Betracht, die Strafverfolgung durch die örtlichen 
Polizeibehörden, ſowie durch die Staalsanwaltſchaften 
möglichſt einheitlich und wirkſam zu geſtalten. Hiezu 
dient deren Unterſtützung durch gutachtliche Tätig: 
keit (auch in Rechtsfragen), durch Zuſammenſtellung 
und Veröffentlichung von Ueberſichten über die 
zahlreichen Kriegsverordnungen, insbeſondere bezüg⸗ 
lich des Verkehrs mit Lebensmitteln,“) ſowie Be⸗ 
ſprechungen und Vorträge über die vom KWA. 
gemachten Erfahrungen und Wahrnehmungen bezüg⸗ 
lich der von den Kriegswucherern beliebten Schliche 
und Kniffe und die dagegen zu ergreifenden Maß⸗ 
nahmen (Näheres darüber vgl. unten). Dem gleichen 
Zwecke dient die Nachrichtenſtelle des KW A., die 
über Verurteilungen, Handelsunterſagungen, an⸗ 
haͤngig geweſene frühere Unterſuchungen und Be: 
anſtandungen uſw. Auskunft erteilen kann. Auch 
über beſtehende Höchſtpreiſe wird auf Anfrage Aus⸗ 
kunft erteilt (vgl. Mitt. des KWA. 1918 Nr. 1). 


In Betracht kommt hier auch die Aktenſammlung 


über Zuſammenſetzung und Zulaſſung von Waſch⸗ 
und Erſatzmitteln, die es den Strafverfolgungs- 
behörden ermöglicht, in den meiſten Fällen ohne 
nochmalige Unterſuchung der betreffenden Waren 
Aufſchluß über deren Beſchaffenheit oder Handels⸗ 
fähigkeit zu erhalten.) Endlich iſt das KWA. 
auch ſtets gerne bereit, die Erholung von Gut⸗ 
achten oder Aeußerungen der vielen amtlichen 
Kriegsſtellen,“) deren Adreſſe oder Zuſtändigkeit im 
einzelnen oft nicht allgemein bekannt iſt, zu ver⸗ 
mitteln oder geeignete Sachverſtändige für Fach⸗ 
fragen zu bezeichnen. | 

Neben der Einleitung von Strafverfahren übt 
das KWA. eine umfaſſende Ueberwachungs⸗ 
tätigkeit aus. Die Verhaͤltniſſe des Wirtſchafts⸗ 
krieges haben es mit ſich gebracht, daß die Taͤtig⸗ 
keit des KWA. ſchon ſeit längerer Zeit nicht auf 
die Bekämpfung des Kriegswuchers im engeren 
Sinn beſchraͤnkt bleiben konnte, ſondern daß auch 
die immer mehr in den Vordergrund tretenden 
Zuwiderhandlungen gegen die Verkehrs⸗ und Ver⸗ 


) Dazu dienen vornehmlich die Mitteilungen des 
KWA., die von jeder Poſtanſtalt gegen Bezahlung der 
Zuſtellungsgebühr bezogen werden können (vgl. z. B. 
1918 Nr. 3 die Zuſammenſtellung der Vorſchriften über 
den Verkehr mit Lebensmitteln). 

e) Hier iſt jedoch zu beachten, daß vielfach auch 
Waren im Handel find, die in ihrer Beſchaffenheit von 
früher unterſuchten oder genehmigten Proben erheblich 
abweichen, ſo daß oft die Unterſuchung nach dieſer 
Richtung gleichwohl nötig iſt. Unterſuchungen über 
Zuſammenſetzung und Beſchaffenheit chemiſcher Er⸗ 
zeugniſſe werden raſch und zuverläſſig von dem 
Laboratorium für angewandte Chemie der Univerſität 


a (Profeſſor Dr. Heiduſchka) ausgeführt. 


Z. B. des Kriegsausſchuſſes für pflanzliche und 
tieriſche Oele und Fette, der Gutachterkommiſſion für 
Schuhwarenpreiſe uſw. 
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brauchsregelung bezüglich der Lebensmittel und 
anderen Gegenſtände des täglichen Bedarfs immer 
mehr Beachtung erforderten und eine wirkſame Be⸗ 
kämpfung nötig machten. Insbeſondere die uner- 
laubte Ausfuhr von Lebensmitteln forderte ge⸗ 
bieteriſch weitgehende Maßnahmen, wenn nicht die 
Verſorgung der einheimiſchen Bevölkerung ernſtlich 
gefährdet und die Erfüllung der dem Königreich 
gegenüber den anderen Bundesſtaaten obliegenden 
Lieferungspflicht in Frage geſtellt werden ſollte. Hier 
bot der Art. 102 bayer. AG. StPO. die Handhabe 
zu wirkſamem Eingreifen.) Da es hier hauptſächlich 
auf vorbeugende Wirkung ankommt, auch eine 
Strafverfolgung in allen Fällen — bisher wurden 
über 50 000 Fälle behandelt — nicht nur unnötige 
Härten, ſondern auch eine übermäßige Belaſtung 
der Gerichte und Staatsanwaltſchaften mit ſich 
bringen würde, wird hier in der Regel die Sache 
nur dann zur Strafverfolgung abgegeben, wenn 
es ſich um grobe oder wiederholte Verfehlungen, 
oder um gewerbsmäßige Schleichhändler oder er⸗ 
heblichere Höchſtpreisüberſchreitungen handelt.“) 
Schon ziemlich bald nach der Errichtung des 
KWA. gewann die Erkenntnis Raum, daß die 
Einleitung von Strafverfahren allein nicht im⸗ 
ſtande iſt, dem Kriegswucher wirkſam Abbruch 
zu tun. Die Zahl der ſtrafrechtlich erfaßbaren 
Fälle iſt im Vergleich zu den tatſächlich begangenen 
Verfehlungen zu gering, das Verfahren zu lang⸗ 
wierig und zeitraubend, um auf dieſem Wege allein 
wirklich durchſchlagende Erfolge erzielen zu können. 
Dazu kam, daß es bei der Einleitung von Unter⸗ 
ſuchungen auch bei größter Sorgfalt und Umſicht 
unvermeidbar iſt, daß mit Rückſicht auf die ge⸗ 
forderten hohen Preiſe oder im Hinblick auf die 
Anzeigen einwandfreier und zuverläſſiger Perſönlich⸗ 
keiten hin und wieder Unſchuldige in den Verdacht 
des Kriegswuchers kamen oder daß Kaufleute, die 
ſich geringfügig formell verfehlt hatten, verfolgt 
werden mußten, während wirkliche Schieber und 
Wucherer unbekannt und daher unbehelligt blieben. 
Eine förmliche Nachprüfung aller Geſchäfte im 
Rahmen eines Strafverfahrens war rechtlich und 
tatſächlich ausgeſchloſſen, ſo daß die Aufdeckung 
ſchwererer Verſtöße vielfach mehr oder weniger dem 
Zufall überlaffen blieb. In Betracht zu ziehen 
war weiter, daß oft die wirtſchaftlichen Folgen für 
die Allgemeinheit bei Einleitung von Strafverfahren 
zu den erreichbaren Erfolgen im Mißverhältnis 


) Vgl. dazu die 8 von Miniſterialrat 
Dr. Karl Meyer in der LZ. 1918 Sp. 185. 

) Bei der Behandlung ſolcher Falle ift die Frage 
der Einziehung und Verwertung der Lebensmittel 
beſonders wichtig. Zu beachten iſt, daß einzelne Lebens- 
mittel (Fette, Getreide und Getreideerzeugniſſe, Fleiſch 
aus verbotenen gewerblichen oder Haus⸗Schlachtungen, 
zugunſten des Kommunalverbands des Beſchlagnahme— 
orts enteignet werden können. Wird von dieſem 
Rechte Gebrauch gemacht, ſo iſt für die Einziehung 
der Lebensmittel oder des Erlöſes (oder anderweitige 
Verfügung) durch die Gerichte kein Raum mehr. 


ſtanden und endlich, daß die Kette der Zuwider⸗ 
handelnden in der Regel in andere Bundesſtaaten 
übergriff, auf deren Maßnahmen das Bayer. KWA. 
wenig Einfluß hatte, insbejondere was Art und 
Zeit der Verfolgung anlangte. Das KWA. mußte 
daher auf die Ermöglichung einer weiteren, den 
anſtändigen Kaufmann nicht gefährdenden und dabei 
doch dem Wucher allgemeiner und wirkſamer ent⸗ 
gegenarbeitenden Art der Wucherbekaͤmpfung bedacht 
ſein. Die in dieſer Richtung unternommenen Ver⸗ 
ſuche führten in der Folge zur Einführung eines 
Verwaltungsverfahrens. 

In dieſem wird in der Regel in der Weiſe 
verfahren, daß zunächſt mit den Handelskammern 
und Fachverbänden eines beſtimmten Geſchäftszweiges 
(3. B. der Tabakinduſtrie und des Tabakwaren⸗ 
handels) ins Benehmen getreten und durch Verhand⸗ 
lungen mit dieſen, den zuſtändigen anderen Kriegs⸗ 
ſtellen und nötigenfalls mit maßgebenden Ver⸗ 
tretern der Verbraucher die Geſchäftslage, die 
Preisbildung und die hauptſächlichſten Klagen und 
Mißſtände in dieſem Geſchäftszweige klargeſtellt 
werden. Im Laufe dieſer Verhandlungen werden 
auch die zur einwandfreien Beurteilung der in 
Betracht kommenden Verhältniſſe erforderlichen 
Grundlagen durch Erhebungen und Befragung der 
Beteiligten,) ſowie durch Anhörung von Sach⸗ 
verſtändigen geſammelt. 

An der Hand der gewonnenen Grundlagen 
erfolgt, ſoweit ſich Mißſtände gezeigt haben, eine 
Aufklärung der Beteiligten über die zu beachtenden 
Vorſchriften und Hinweis auf die Rechtſprechung 
der oberſten Gerichte.“) Was die Preisbildung 
anlangt, ſo wird von der Kaufmänniſchen Ab⸗ 
teilung erforderlichenfalls im Benehmen mit Fach⸗ 
ſachverſtändigen, auf Grund der gewonnenen Unter⸗ 
lagen ein Gutachten ausgearbeitet und über deſſen 


Ergebnis mit den Beteiligten verhandelt. Es 


wird dabei ihnen anheimgegeben, die in dem 
Gutachten aufgeſtellten Richtlinien einzuhalten. 
Bei den bezeichneten Verhandlungen und Er⸗ 
hebungen laſſen ſich auch in der Regel genügende 
Anhaltspunkte gewinnen, welche Umſtände oder 
Perſönlichkeiten in dem betreffenden Geſchäftszweige 
beſonders preiserhöhend gewirkt haben und es 
bietet ſich dadurch die Möglichkeit, in dieſer Be⸗ 
ziehung Abhilfe zu verſuchen und insbeſondere 
gegen die ſchädlichſten Preistreiber mit der erforder: 


10) Zur Auskunftserteilung ſind die 1 
gemäß BRVO. vom 12. Juli 1917 (RGBl. S. 1213) 
und bayer. Bek. vom 7. März 1918 (Staatsanz. Nr. 66) 
verpflichtet. Es iſt übrigens bis jetzt kein Fall vor⸗ 
gekommen, in dem die Auskünfte nicht bereitwilligſt 
freiwillig erteilt worden wären. 

11) Dieſe Klärung der rechtlichen Verhältniſſe halte 
ich für beſonders wertvoll, da hiedurch dem anſtändigen 
Kaufmann Gelegenheit geboten wird, unbeabſichtigte 
Geſetzesübertretungen zu meiden, dem Schieber und 
Preistreiber aber die Möglichkeit genommen wird, ſich 
ſpäter auf die BRVO. vom 18. Januar 1917 über den 
Rechtsirrtum zu berufen. 


2 —ñ ——— — — — ———— 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 9 u. 10. 


lichen Entſchiedenheit ſtrafrechtlich vorzugehen, 
ohne daß dadurch der ehrbare Handel Schaden 
leidet. Es iſt wohl auch zu erwarten, daß durch 
das geſchilderte Verfahren der ehrbare Handel 
allmählich dazu kommen wird, Hand in Hand 
mit den zuſtändigen Behörden den Wucher zu 
bekämpfen und die unlauteren Schädlinge aus⸗ 
zuſtoßen. 

Das KWA. iſt endlich ſtets darauf bedacht, 
alle wichtigen Wahrnehmungen auf dem Gebiete 
der Wucherbekämpfung, insbeſondere neuauſtretende 
beſonders ſchädliche Erſcheinungen und Auswüchſe, 
ſowie Erfahrungen über Geſetzesanwendung und 
Geſetzesmängel zu ſammeln und den zuſtändigen 
Stellen zu berichten. Es wäre daher dem KWA. 
ſehr willkommen, wenn auch die Gerichte und 
Staatsanwaltſchaften dem KWA. Mitteilung zu⸗ 
kommen ließen, wenn ſie beſonders wichtige Wahr⸗ 
nehmungen allgemeiner Art machen oder wenn z. B. 
der Wortlaut wirtſchaftlicher Verordnungen ihnen 
Anlaß zu einer künftigen Neufaſſung zu geben 
ſcheint. Gerade auf dieſem Gebiete ſcheint mir 
ein noch weitgehenderer Zuſammenſchluß zwiſchen 
Strafverfolgungs⸗ und Verwaltungsbehörden un⸗ 
gemein wichtig. 

II. Im Laufe feiner bisherigen Tatigkeit ergab 
ſich für das Kriegswucheramt reichlich Gelegen⸗ 
heit, vielſeitige Erfahrungen über die Geſchaͤfts⸗ 
kniffe der Kriegswucherer zu ſammeln. Es hat 
ſich gezeigt, daß die Technik dieſer Art von Ge⸗ 
ſetzesverletzern auf eine außerordentlich hohe Stufe 
der Vollkommenheit gebracht worden iſt und daher 
nicht nur eingehende Fachkenntniſſe, ſondern auch 
große Geſchicklichkeit, Gründlichkeit und Ausdauer 
nötig iſt, um ſie wirkſam bekaͤmpfen zu können. 
Es dürfte daher ſich wohl verlohnen, darauf kurz 
hier einzugehen.“) 

Sehr wichtig iſt zunächſt die Frage der Sach⸗ 
verſtändigengutachten.) Hier ſcheint mir von 
beſonderer Bedeutung, daran feſtzuhalten, daß 
dem Sachverſtändigen nur die Beurteilung von 
Fachfragen zukommt, nie aber die Löſung von 
Rechtsfragen (Schuldfrage). Für dieſe iſt aus⸗ 
ſchließlich das Gericht zuſtändig und dieſe Zu⸗ 
ſtändigkeit darf ſich der Richter unter keinen Um⸗ 
ſtänden ſchmälern laſſen. Zu beachten iſt ferner, 
daß viele Sachverſtändige aus Unkenntnis der 
Rechtslage nicht ſagen können, worauf es für das 
Gericht ankommt und daher völlig unbrauchbare 
Gutachten abgeben. Endlich wird der Umſtand, 
daß einzelne Begriffe, wie Reingewinn, allgemeine 
Unkoſten, beſondere Unkoſten uſw. vielfach ganz 
verſchieden ausgelegt werden, ſehr oft zu Miß⸗ 
1 und daher zu unrichtiger Beurteilung 
ühren. 

Bei der Durchführung der Verfahren wird 


15) Eine ausführliche Darſtellung würde zu weit 
führen; ſie eignet ſich auch aus naheliegenden Gründen 
nicht zur Veröffentlichung. 

10) Bgl. dazu Mitt. des KWA. 1917 Nr. 9 S. 54. 
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es in der Regel auf einwandfreie Klärung folgender 
Punkte ankommen: 

1. Identität der Ware. Zuweilen wird 
verſucht, bei Feſtſtellung der Geſtehungskoſten einer 
Ware eine unrichtige (auf einen teureren Einkaufs⸗ 
poſten bezügliche) Einkaufsrechnung unterzuſchieben. 
Der genauen Bezeichnung der Waren (Herkunft, 
Lagerort, Kennzeichung) wird daher ſtets größte 
Aufmerkſamkeit zu widmen ſein. Wenn man ſicher 
gehen will, vergleiche man den Geſamteinkauf mit 
dem Geſamtverkauf und dem Lagerbeſtand. 

2. Ein⸗ und Verkaufspreiſe. Es wird 
hin und wieder nicht genügend berüdfichtigt, ob 
die zu vergleichenden Ein⸗ und Verkaufspreiſe auf 
gleicher Grundlage erſtellt find, d. h. beide z. B. 
frei Lager des Käufers oder ab Station des 
Verkäufers, ob beide netto, alſo nach Abzug der 
Proviſionen oder ſonſtigen Vergütungen berechnet 
find, ob fie beide für Netto- oder Brutto⸗Ware 
gelten uſw. Gerade durch den Verkauf von Brutto 
für Netto werden vielfach Preistreibereien ver⸗ 
ſchleiert. Auch der Rückware und der Berechnung 
der Verpackung (die oft rückerſetzt wird) muß 
Rechnung getragen werden. Hin und wieder 
werden auch unwahre Einkaufspreiſe genannt und 
dieſe zuweilen ſogar mit unwahren Rechnungen 
belegt. Hier hilft am beſten das Zurückgehen bei 
der Feſtſtellung der Preiſe bis auf den Herſteller 
oder Einführer; wenn die Einkaufspreiſe der 
ſaͤmtlichen Vormänner des Beſchuldigten feſtgeſtellt 
werden, ſind dieſe gezwungen, ihre wahren Ver⸗ 
kaufspreiſe zu nennen, wollen ſie nicht Gefahr 
laufen, ſelbſt in Unterſuchung gezogen zu werden. 
(Eingeſchaltet mag hier werden, daß die Unter⸗ 
laſſung geordneter Buchführung oder die Nichtauf⸗ 
bewahrung der Einkaufrechnungen den betreffenden 
Kaufmann unzuverläſſig im Sinne der BRVO. 
vom 23. September 1915 [RGBl. S. 603] er: 
ſcheinen läßt und die Unterſagung des Handels 
rechtfertigt. Es wird daher ſich in ſolchen Fällen 
ſtets empfehlen, dem KWA. Mitteilung zu machen, 
damit dieſes das weitere veranlaſſen kann). 

3. Unkoſten. Die Aufſtellung der Unkoſten 
bietet unlauteren Kaufleuten eine immer gerne 
benützte Gelegenheit, ihre übermäßigen Gewinne zu 
verſchleiern. Das Reichsgericht berechnet bekanntlich 
nach neuerlicher Rechtſprechung!“) den Reingewinn 
des einzelnen Geſchäftes in der Weiſe, daß es vom 
Verkaufspreis den Einkaufspreis ＋ beſondere Un⸗ 
koſten + Anteil an den allgemeinen Unkoſten + 
Kapitalszinſen + Riſikoprämie + Unternehmer: 
lohn abzieht. Bei der darnach nötigen Feſtſtellung 
der Unkoſten iſt beſonders zu beachten, ob im ein⸗ 
zelnen Falle die Unkoſten zu den beſonderen (auf 
den in Unterſuchung ſtehenden Verkauf allein 
treffenden) oder zu den allgemeinen Betriebskoſten 


1) Vgl. RG. vom 29. Juni 1917 Samml. Bd. 51 
S. 106; 8. Juni 1917 Samml. Bd. 51 S. 25; 30. No- 
vember 1917 IV 700/17 Mitt. f. PreisprSt. 1918 S. 33 
und and. 
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zu rechnen ſind, ) ferner daß nicht etwa doppelte 
Verrechnung des betreffenden Poſtens ſtattfindet, 
einmal bei den allgemeinen und noch einmal bei 
den beſonderen Unkoſten. Bei Anſatz einer Summe 
für Schwund und andere Verluſte iſt darauf zu 
achten, daß dieſer Schwund nicht ſchon bei der 
Feſtſtellung des Verkaufspreiſes in der Menge 
Berückſichtigung gefunden hat. Wenn z. B. bei 
Einkauf eines Poſtens von 100 Ztr. zu 10 000 47 
berechnet wurde, daß die nach Abrechnung des 
Schwundes verbleibenden 96 Ztr. zu 12 000 M 
verkauft wurden, ſo iſt der Schwund hier ſchon 
berückfichtigt, und darf daher nicht noch einmal unter 
den Unkoſten eingeſetzt werden. Wichtig iſt auch 
der Nachweis, daß die Unkoſten in ihrer ganzen 
Höhe für den in Frage ſtehenden Poſten erwachſen 
ſind (es darf alſo z. B. unter Miete nicht auch 
die Wohnungsmiete einbezogen werden), und ob die 
Unkoſten auch wirtſchaſtlich notwendig waren.“) 
Ebenſo iſt zu berüdfichtigen, ob Verluſte nicht ſchon 
durch die Riſikoprämie gedeckt find,“) oder ob für 
ſie nicht ein (tatſächlich zu verwirklichender) Er⸗ 
nen befteht!®) oder etwa vom Vormann 
dafür ſchon Nachläſſe gewährt wurden. 

Weiter bedürfen die Unkoſten der genauen Nach⸗ 
prüfung, ob ſie nicht verſchleierte Gewinne enthalten, 
z. B. Gehälter von angeblichen Angeſtellten, die in 
Wahrheit Geſchäftsteilhaber ſind. Endlich wird 
— insbeſondere von manchen Sachverſtändigen — 
nicht beachtet, daß die allgemeinen Unkoſten nicht, 
wie meiſt der Fall, vom Umſatz, alſo vom Verkauf, 
die anderen Poſten aber vom Einkauf berechnet 
werden dürfen (das Gleiche gilt bezüglich des Ge⸗ 
winnes). Es kann unter Umſtänden ſowohl zu⸗ 
gunſten, wie auch zuſchaden des Angeklagten, 
ſehr viel ausmachen, ob die Bruchteile (/) vom 
Einkauf oder Verkauf, vom Hundert oder im 
Hundert gerechnet find.) An ſich iſt es ſelbſt⸗ 
verſtändlich gleich, ob die eine oder andere Berech⸗ 
nung gewählt wird, wenn nur alle Berechnungen 
gleichheitlich erfolgen und das Gericht je nach der 
angewendeten Berechnungsart die richtigen Schüſſe 
zieht; da aber im Handel meiſt Berechnung, auch 
des Gewinnes, vom Verkaufe erfolgt, die Gerichte 
aber in der Regel annehmen, es handle ſich um 


16) So können z. B. Reiſekoſten zu beſonderen oder 
allgemeinen Unkoſten gehören, je nachdem die Reiſen für 
ein beſtimmtes Geſchäft oder allgemein im Geſchäfts⸗ 
betrieb unternommen wurden (vgl. RG. vom 22. Oktober 
1917, III D 354/17, Mitt. f. PreisprSt. 1917 S. 247). 

1% Bel. RG. vom 8. Juni 1917 IV 155 / 17 Samml. 
Bd. 51 S. 24 ff.; RG. vom 29. Juni 1917 IV D 280/17 
Mitt. f. PreisprSt. 1917 S. 151; Kamm. vom 2. Oktober 
1917 23.1918 S. 115 u. a. 

1) Obs G. vom 6. Dezember 1917 Rev.⸗Reg. 321/17 
Mitt. f. PreisprSt. 1918 S. 41; RG. vom 4. Mai 1917 
IV 209/17 Mitt. f. PreisprSt. 1917 S. 174. 

18) KammGG. vom 18. Januar 1918 8 1019/17 Mitt. f. 
PreisprSt. 1918 S. 41. 

10) 33½% Gewinn vom Verkaufspreiſe iſt gleich 
50% vom Einkaufspreiſe! 


Zuſchläge zum Einkaufspreiſe, ſo iſt die Möglichkeit 
von Mißverſtändniſſen leicht gegeben. 

Von Wert hat ſich endlich auch erwieſen, regel⸗ 
mäßig den Lagerort der Ware (beſonders von Be⸗ 
deutung für die Frage des Kettenhandels), die 
frühere Berufstätigkeit des Angeklagten, ſeine Ge⸗ 
ſchäftsbeziehungen und Warenkunde feſtzuſtellen. 

Aus den Ausführungen dürfte ſich ohne weiteres 
ergeben, daß verhaͤngnisvolle Mißverſtaͤndniſſe nur 
dann vermieden werden können, wenn die einzelnen 
Poſten der Gewinnberechnung, insbeſondere auch 
in den Gutachten der Sachverſtändigen genaueſtens 
nachgeprüft werden, und daß daher die wirkſame 
Bekämpfung des Kriegswuchers außerordentliche 
Schwierigkeiten in ſich birgt. Hier, und faſt noch 
mehr bei der Verfolgung der Zuwiderhandlungen 
gegen die Verſorgungsregelung ſind auch den Ge⸗ 
richten neue und überaus wichtige Aufgaben geſtellt. 
Wenn ſie, wie nach den bisherigen Erfahrungen 
mit Genugtuung feſtgeſtellt werden kann, auch hier 
in voller Erkenntnis der Tatfache, daß die Recht: 
ſprechung das Rückgrat der ganzen Wucherbekämpfung 
und Verſorgungsregelung iſt, allen Schwierigkeiten 
und Hemmniſſen trotzend dem Recht und der Ordnung 
zum Siege zu verhelfen wiſſen, ſo haben ſie ſich 
wahrlich kein kleines Verdienſt um das Durchhalten 
unſeres Volkes erworben. 


die Nvolutivwirkung der Berufung in den 
Fällen des § 538 350. 


Von Dr. A. Schuntuner, K. Amtsanwalt, z. Z. im Felde. 
J. 


Die Zivilprozeßordnung ſtellt in $ 537 den 
„Grund ſatz vom Devolutiveffekt der Be⸗ 
rufung“ auf, wonach dem Berufungsgericht ge⸗ 
boten iſt, ſich mit dem Rechtsſtreit (innerhalb der 
Berufungsanträge) ſeinem ganzen Umfange nach 
zu befaſſen und ihn ohne Einſchränkung ſoweit zu 
erledigen, als es nach Lage der Sache für eine 
Entſcheidung notwendig iſt. Da es häufig vor⸗ 
kommt, daß Streitpunkte erſt in zweiter Inſtanz 
zum erſten Male zu würdigen ſind (ſei es, weil 
ſie überhaupt erſt in zweiter Inſtanz geltend ge⸗ 
macht wurden, oder weil ſich eine Entſcheidung 
über ſie vom Standpunkte des Erſtrichters aus 
erübrigte), jo enthält 8 537 ZPO. unter Um: 
ſtänden eine Ausnahme von dem „Grundſatz 
der Vielheit der Inſtanzen“, von dem Rechts⸗ 
gedanken, der den Parteien die Befugnis zugeſteht, 
ihren Streit in jeder Inſtanz ſeinem ganzen Um⸗ 
fange nach richterlich prüfen zu laſſen. 

In 8 538 ZPO. find nun verſchiedene Fälle 
aufgezählt, in denen das Berufungsgericht über 
beſtimmte, in erſter Inſtanz noch nicht gewürdigte 
Streitpunkte nicht ſelbſt entſcheiden darf, vielmehr 


— 
—— Ir 7 


— 


die Sache an die erſte Inſtanz zurückverweiſen 
muß. damit zunächſt dieſe über die verbleibenden 
Streitpunkte entſcheide. Man betrachtet deshalb 
die Vorſchrift des 8 538 als eine Rückkehr zu dem 
von 8 537 durchbrochenen Grundſatze der Inſtanzen⸗ 
vielheit und bezeichnet dementſprechend die in 8 538 
aufgezählten Fälle allgemein als „Ausnahmen 
vom Devolutiveffekt der Berufung“. 
Im . nachfolgenden ſoll nunmehr unterſucht 
werden, inwieweit die in 8 538 aufgeführten Fälle 
tatſächlich als „Ausnahmen vom Devolutiveffekt 
der Berufung“ angeſprochen werden können. 
Hiebei iſt davon auszugehen, daß als Aus⸗ 
nahmen von der Devolutivwirkung nur ſolche 
Fälle angeſehen werden können, in denen bei dem 
Verfahren nach $ 537 an und für ſich d. h. ohne 
die Ausnahmebeſtimmung des 8 538 eine Devo⸗ 
lutivwirkung tatſächlich eintreten würde. 
. Soweit eine Sache durch die Berufung nicht 
in die zweite Inſtanz gelangt, kann auch durch 
das Geſetz eine Ausnahme vom Devolutiveffekt 
nicht beſtimmt werden, da eine derartige Vorſchrift 
gegen die auch für den Geſetzgeber zwingenden 
Grundſätze der Logik verſtoßen würde. Inſoweit 


iſt ſelbſtverſtändlich auch eine Zurückverweiſung 


durch das Berufungagericht weder notwendig noch 
moglich, da fi) die Befugniſſe des Gerichts nur 
infoweit auf einen Rechtsſtreit erſtrecken können, 
als es damit überhaupt befaßt iſt. 
Die gleiche Anſicht vertritt Seuffert (Zeitſchr. 
f. d. Zivilprozeß Bd. 7 S. 42 N. 43), jedoch be⸗ 
züglich eines anderen Falles. Er bemerkt dort 
im Hinblick auf die Berufung gegen ein bedingtes 
Endurteil, die zwar formell zuläſſig, materiell 
aber unbegründet iſt und demgemäß verworfen 
wird, daß mit der Verwerfung der Berufung der 
Prozeß von ſelber in die erſte Inſtanz zurückkehre, 
ohne daß es einer Zurückverweiſung bedürfe. 
Die Anſicht von Struckmann⸗Koch, daß das Be⸗ 
rufungsgericht in dieſem Falle die Sache an die 
erſte Inſtanz zurückverweiſen müſſe, bekämpft 
Seuffert ſehr zutreffend mit der Bemerkung: 
f „ . . Ein Ausſpruch des Berufungsgerichts, 
daß die Sache zurückverwieſen werde, hätte doch 
bloß dann einen Sinn, wenn durch formell 
ordnungsmäßige Berufung der Rechtsſtreit an 
das Berufungsgericht devolviert wäre, die De⸗ 
volution iſt aber gar nicht eingetreten.“ 
Struckmann⸗Koch vertritt übrigens (in der 
9. Aufl. bei 8 538 N. 1) für die Falle des 
1) Seuffert, ZPO. 8 538, 1 a; Gaupp⸗Stein, ZPO. 
$ 538, I; Struckmann⸗Koch, ZPO. 8 538, 1; Wil⸗ 
mowsky⸗Levy, 3PO. 8 500 (alt) 1; Kleinfeller, Lehrbuch 
(2. Aufl. S. 504), welcher die Fälle des 8538 als 
„Einſchränkungen des Devolutiveffekts“ bezeichnet; 
Hellmann, Lehrbuch S. 699 ff.; Barazetti, Berufung 
S. 161. Sehr vorſichtig, aber keineswegs klar drückt 
ſich die Begründung zum Entwurf einer ZPO. (S. 310) 
zu $ 479 des Entwurfes (= $ 500, nun $ 538 ZPO.) 
aus: „In den fünf Fällen des 8 479 kann die voll» 
ſtändige Devolution des Rechtsſtreits an das Be- 
rufungsgericht nicht eintreten.“ 


— — —L——— 
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8 538 dieſelbe Anſicht, aber nur dann, wenn die 
Berufung als formell unzuläſſig zurückge⸗ 
wieſen wird. 

II. 


Inwieweit iſt nun das Berufungsgericht in 
den Fällen des 8 538 überhaupt mit der Sache 
befaßt? 

Bei Beantwortung dieſer Frage muß daran 
feſtgehalten werden, daß die ſämtlichen Fälle des 
8 538 ein gemeinſames Merkmal haben: der 
Prozeßſtoff zerfällt in zwei Abſchnitte, von denen 
bereits die Erledigung des erſten Abſchnittes die 
Prozeßbeendigung zur Folge haben kann. Welche 
Abſchnitte dies ſind, läßt ſich am beſten aus der 
Begründung zum Entwurf der Zivilprozeßordnung 
(S. 310; Hahn, Materialien II 1 S. 359) er⸗ 
ſehen. Es find zu unterſcheiden: 

1. die Zuläſſigkeit des Einſpruchs gegen ein 

Verſäumnisurteil — die Hauptſache ſelbſt: 

2. die prozeßhindernden Einreden (Einlaſſungs⸗ 
pflicht des Beklagten) — die Hauptſache ſelbſt; 

3. der Anſpruchsgrund — der Anſpruchsbetrag; 

4. das auf beſchränktes Beweismaterial geſtützte 
Verfahren (ſog. Summarium) — das ordent⸗ 
liche (uneingeſchränkte) Verfahren (ſog. Ordi⸗ 
narium); 

5. die Zuläſſigkeit eines Verſaͤumnisurteils — 
die Hauptſache ſelbſt. 

Der Sinn des 8 538 iſt nun der, dem Be⸗ 
rufungsgericht auf alle Fälle den erſten Abſchnitt 
zur Erledigung zuzuweiſen, nicht aber auch den 
zweiten Abſchnitt. Erübrigt ſich nach der Erledigung 
des erſten Abſchnittes eine Entſcheidung über den 
Prozeßſtoff des zweiten Abſchnittes, ſo ſchließt der 
Rechtsſtreit mit dem Verfahren zweiter Inſtanz ab. 
Iſt dagegen die Sache mit der Entſcheidung über 
den erſten Abſchnitt noch nicht erledigt, ſo darf das 
Berufungsgericht nun nicht auch noch über den 
zweiten Abſchnitt des Prozeſſes entſcheiden, ſondern 
muß den Rechtsſtreit nach der ausdrücklichen Be⸗ 
ſtimmung des § 538 an die erſte Inſtanz zur 
Entſcheidung über dieſen Abſchnitt zurückverweiſen. 

Dieſer Grundgedanke des Geſetzgebers iſt in 
8 538 allerdings inſofern wenig glücklich zum Aus: 
druck gebracht worden, als 8 538 teils zu eng, 
teils zu weit gefaßt if. Zu eng iſt 8 538 des⸗ 
wegen, weil eine Zurückverweiſung, obgleich eine 
weitere Verhandlung erforderlich iſt, dann nicht 
erfolgen darf, wenn der Gegenſtand der neuen 
Verhandlung noch zum Prozeßſtoff des erſten 
Abſchnittes gehört. Zu weit iſt 8 538, weil 
eine Zurückverweiſung bereits dann erfolgen muß, 
wenn das Berufungsgericht auf Grund des bereits 
in erſter Inſtanz geprüften Prozeßſtoffes zwar über 
den ganzen Rechtsſtreit entſcheiden könnte leine 
„weitere Verhandlung“ alſo eigentlich nicht mehr 
notwendig wäre), wenn es aber hiebei zugleich auch 
über den zweiten Prozeßabſchnitt erkennen müßte. 


III. 


Unterſucht man auf Grund dieſer Erwägungen 
die einzelnen Fälle des 8 538, ſo findet man 
folgendes: 


Nr. 1: Zuläſſigkeit des Einſpruchs. 


Nach I 341 ZPO. hat der Richter den Ein⸗ 
ſpruch gegen ein Verſäumnisurteil, wenn er über⸗ 
haupt nicht ſtatthaft oder nicht in der geſetzlichen 
Form oder Friſt eingelegt iſt, als unzuläſſig zu 
verwerfen. Die Verhandlung, die auf Grund des 
Einſpruchs ſtattzufinden hat, kann ſich entweder 
nach 8 146 auf die Erforderniſſe des Einſpruchs 
beſchränken oder ſie kann damit die Verhandlung 
über die Hauptſache eventuell verbinden. 

Erweiſt ſich der Einſpruch als unzuläſſig, ſo 
iſt er ſofort durch Endurteil zu verwerfen. Zu 
der nur event. zugelaſſenen Verhandlung über die 
Hauptſache kommt es nicht mehr, da der Rechts⸗ 
ſtreit zuvor ſchon zur Entſcheidung reif geworden 
iſt (§ 300). Damit, daß das Gericht den Ein⸗ 
ſpruch verwirft, iſt die Sache in erſter Inſtanz 
vollſtändig abgetan; das ergehende Urteil hat eine 
prozeßabſchließende Wirkung. Wird gegen 
dieſes Urteil, das auch beim Ausbleiben des Gegners 
der einſprucherhebenden Partei ein kontradiktoriſches 
Urteil iſt, Berufung eingelegt, ſo gelangt der Prozeß 
ſeinem ganzen Umfange nach in die zweite Inſtanz: 
es tritt ein vollſtändiger Devolutiveffekt ein. 

Wenn nun das Berufungsgericht den Einſpruch 
für zuläſſig erachtet, Jo müßte es gemäß § 537 
dank des vollſtändigen Devolutiveffekts der Berufung 
den Prozeß in die Lage zurückverſetzen, in der er 
ſich vor Eintritt der Verſäumnis befunden hat, 
und dann den Streit entſcheiden. Damit ergäbe 
ſich für das Berufungsgericht die Notwendigkeit, 
in eine neue Verhandlung einzutreten, welche ſich 
nunmehr auf die Hauptſache ſelbſt zu erſtrecken hätte. 
Um dies zu verhindern, wurde in Nr. 1 des $ 538 
ausdrücklich vorgeſchrieben, daß eine Verhandlung 
zur Hauptſache in der Berufungsinſtanz nicht ſtatt⸗ 
findet, daß vielmehr der Rechtsſtreit zur Verhand⸗ 
lung darüber an die erſte Inſtanz zurückzuverweiſen 
iſt. Dieſer ausdrücklichen Anordnung bedurfte es, 
um den Eintritt der Regelfolgen des § 537 ab: 
zuwenden; Nr. 1 des $ 538 enthält ſomit eine 
echte Ausnahme vom Devolutiveffekt der Be⸗ 
rufung. 

Nr. 2; Einlaſſungspflicht. 

Nr. 2 des § 538 ZPO. hat den Fall im 
Auge, daß über eine oder mehrere prozeßhindernde 
Einreden gemäß SI 274, 275 zu entſcheiden iſt. 

a) Erachtet die erſte Inſtanz die prozeßhindernde 
Einrede für begründet, ſo hat ſie nicht auch die 
Sache ſelbſt zu prüfen, ſondern die Klage auf 
Grund der Einrede ohne weiteres abzuweiſen. 
Damit iſt der Rechtsſtreit für die erſte Inſtanz 
ſeinem ganzen Umfange nach erledigt. 
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Dementſprechend geht er mit der Berufung 
ſeinem ganzen Umfange nach in die zweite Inſtanz 
über. Das Berufungsgericht, das die Berufung 
für begründet erachtet und die prozeßhindernde 
Einrede verwirft, müßte daher gemäß $ 537 auch 
über die Sache ſelbſt erkennen. Dem ſteht aber 
die Beſtimmung in Nr. 2 des § 538 ZPO. ent: 
gegen, wonach hinſichtlich der Verhandlung und 
Entſcheidung über die Hauptſache eine Zurück⸗ 
verweiſung an die erſte Inſtanz vorgeſchrieben iſt. 
Dieſe Beſtimmung iſt notwendig, um die Regel 
des § 537 zu durchbrechen; es liegt alſo eine 
echte Ausnahme vom Dervolutiveffekt der Be⸗ 
rufung vor. 

b) Anders liegt die Sache, wenn die Einrede 
in erſter Inſtanz zurückgewieſen und ein dement⸗ 
ſprechendes, ſelbſtändig anfechtbares Zwiſchenurteil 
nach 8 275 erlaſſen wurde. Dadurch, daß dieſes 
Zwiſchenurteil mit Berufung angefochten wird, kann 
der Rechtsſtreit nur inſoweit zum Gegenſtand der 
Berufungsverhandlung und »entſcheidung gemacht 
werden, als er dem Zwiſchenurteil überhaupt 
zugrunde liegt, alſo nur hinſichtlich der prozeß⸗ 
hindernden Einreden. Mit der Hauptſache ſelbſt 
hat ſich das Zwiſchenurteil nicht befaßt; ſie kann 
deshalb der Beurteilung der zweiten Inſtanz durch 
die Berufung (zunächſt) nicht unterbreitet werden. 

Die Richtigkeit deſſen erſieht man am deut⸗ 
lichſten aus der Tatſache, daß der Rechtsſtreit bei 
der erſten Inſtanz anhängig bleibt, und zwar in 
der Weiſe, daß der Erſtrichter jederzeit, ohne 
erſt den Erfolg der Berufung gegen das Zwiſchen⸗ 
urteil abwarten zu müſſen, zur Sache ſelbſt ver⸗ 
handeln und entſcheiden kann. 

Iſt aber der Rechtsſtreit in Anſehung der 
Hauptſache ohnehin bei der erſten Inſtanz ver⸗ 
blieben, jo bedarf es ſelbſtverſtäͤndlich einer Zu⸗ 
rückverweiſung nicht, ja es iſt eine Zurückverweiſung 
in einem ſolchen Falle nicht nur überflüſſig, ſondern 
geradezu unlogiſch. Fall b der Nr. 2 von 8 538 
enthält mithin keine echte Ausnahme vom 
Devolutiveffekt der Berufung. Die Zurückver⸗ 
weiſung erfolgt nur deshalb, weil ſie der Geſetz⸗ 
geber nun einmal vorgeſchrieben hat; ſie trägt 
rein formellen Charakter. 


Nr. 3: Grund und Betrag eines 
Anſpruchs. 


Die gleiche Sachlage iſt gegeben, wenn ein 
nach Grund und Betrag ſtreitiger Anſpruch den 
Gegenſtand des Prozeſſes bildet ($ 304). 

a) Hat der Erſtrichter durch ein Zwiſchenurteil 
über den Anſpruchsgrund entſchieden und wird 
gegen dieſe Vorabentſcheidung Berufung eingelegt, 
ſo bleibt der Rechtsſtreit bezüglich des Betrages 
beim erſtinſtanziellen Gericht anhängig. Die Be: 
rufung kann nur den Grund des Anſpruchs be: 
treffen; über den Betrag zu verhandeln und zu 
entſcheiden fehlt dem Berufungsgericht jede Be— 
fugnis. Wie nach Erlaß eines Zwiſchenurteils 


über eine prozeßhindernde Einrede kann das erſt⸗ 
inſtanzielle Gericht auch nach Erlaß einer Vorab⸗ 
entſcheidung über den Anſpruchsgrund trotz einer 
noch ſchwebenden Berufung zur Verhandlung und 
Entſcheidung über den Auſpruchsbetrag ſchreiten. 

Bezüglich der Betragsfrage tritt ein Devolutiv⸗ 
effekt überhaupt nicht ein; einer Zurückverweiſung 
bedarf es nicht; Fall a der Nr. 3 von § 538 
betrifft ſohin nur eine unechte Ausnahme 
vom Devolutiveffekt der Berufung. 

b) Entgegengeſetzt liegt die Sache im Falle b 
d. i. wenn der Erſtrichter zu einer Verneinung 
des Anſpruchgrundes kommt. In dieſem Falle 
hat er die Klage ſofort durch (prozeßabſchließendes) 
Endurteil abzuweiſen. Der Rechtsſtreit iſt für 
das erſtinſtanzielle Gericht vollſtändig erledigt; 
er wird durch eine Berufung im vollen Umfang 
an die zweite Inſtanz devolviert. Es liegt eine 
echte Ausnahme vom Devolutiveffett der Be⸗ 
rufung vor und es bedurfte für den Fall b, der 
erſt durch die Novelle vom 17. Mai 1898 in das 
Geſetz aufgenommen wurde, wirklich einer Aus⸗ 
nahmebeſtimmung, wenn eine Zurückverweiſung 
erfolgen ſollte. 


Nr. 4: Vorbehaltsurteil im Urkunden: 
und Wechſelprozeß. 

Bei Urkunden⸗ und Wechſelſachen iſt gemaͤß 
88 592 ff., 88 693 ff. ZPO. ein abgefürztes Prozeß⸗ 
verfahren zuläſſig, in welchem nicht endgültig 
über das Klagebegehren entſchieden wird, ſondern 
nur über die Frage, ob es vorbehaltlich einer ge⸗ 
naueren Prüfung auf Grund der urkunden⸗ und 
wechſelmäßigen Behelfe als begründet zu erachten 
iſt. Wird dieſes abgekürzte Verfahren kontra⸗ 
diktoriſch, ſo kann entweder die Klage als unbegründet 
oder als in der gewählten Prozeßart unzuläaͤſſig 
abgewieſen oder der Beklagte unter Vorbehalt 
ſeiner Rechte gemäß $ 599 verurteilt werden. 
Mit Nr. 4 des 8 538 fteht nur der letzte Fall 
in Zuſammenhang.“) 

a) Kommt die Beruſungsinſtanz dazu, das 
vom Erſtrichter erlaſſene Vorbehaltsurteil aufzu⸗ 
heben und die Klage als unbegründet oder als 
in der gewählten Prozeßart unzuläſſig abzuweiſen, 
ſo beſteht für eine Zurückverweiſung kein Raum; 
das abweiſende Urteil beendigt den Prozeß, da es 
für dieſen Fall ein Nachverfahren nicht gibt. 

b) Wird das Vorbehaltsurteil vom Berufungs⸗ 
gericht beſtätigt, ſo ſteht dem Beklagten immer 
noch frei, ſeine Rechte im ordentlichen Nachverfahren 
unter uneingeſchränkter Benutzung aller Beweis— 


2) So zutreffend die herrſchende Lehre, angeführt 
von Seuffert bei 8 538 N. 5. Die gegenteilige Meinung, 
welche § 538 auch dann für anwendbar hält, wenn 
das Vorbehaltsurteil erſt in zweiter Inſtanz er⸗ 
geht, iſt unrichtig. Zwar würde eine Zurückverweiſung 
in dieſem Falle dem geſetzgeberiſchen Grundgedanken 
durchaus entſprechen, der Wortlaut des $ 538 Nr. 4 
ſchließt jedoch eine „entſprechende Anwendung“ (Wach, 
Vorträge S. 311) m. E. aus. 
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behelfe geltend zu machen. Dieſes Nachverfahren 
hat vor dem Gericht erſter Inſtanz zu erfolgen. 
Durch die Einlegung einer Berufung gegen das 
Vorbehaltsurteil wird daran nichts geändert, da 
die Berufung nur die Rechtmäßigkeit dieſes Vor⸗ 
behaltsurteiles betrifft. In 8 600 ZPO. iſt aus⸗ 
drücklich geſagt, daß der Rechtsſtreit bei dem Gericht 
erſter Inſtanz im ordentlichen Verfahren anhängig 
bleibt, auch wenn im Urkunden⸗ oder Wechſelprozeß 
bereits ein Urteil ergangen iſt. Aehnlich wie bei 
den auf Grund von 8 275 oder § 304 erlaſſenen 
Zwiſchenurteilen kann auch bei den Vorbehalts⸗ 
urteilen das ordentliche Verfahren in erſter Inſtanz 
weiterbetrieben werden, ehe die Berufungsinſtanz über 
das Vorbehaltsurteil rechtskräftig entſchieden hat. 

Es liegt auf der Hand, daß angeſichts dieſer 
Sachlage eine Zurückverweiſung des Rechtsſtreits 
durch das Berufungsgericht zum Zwecke der Be⸗ 
treibung des Nach verfahrens ebenſowenig einen Sinn 
hat, wie bei den unter Nr. 2 und 3 erwaͤhnten 
Zwiſchenurteilen. 

Nr. 4 enthält ſohin eine unechte Ausnahme 
vom Devolutiveffekt der Berufung und könnte, 
ohne daß ſich ſachlich an der Zivilprozeßordnung 
irgend etwas ändern würde, geſtrichen werden. 


Nr. 5: Verſäumnisurteil. 


Ein Verſaͤumnisurteil kann im allgemeinen 
nicht mit Berufung, ſondern nur mit Einſpruch 
angefochten werden (§ 513 Abt. 1, 88 338 ff.). Aus: 
nahmsweiſe iſt die Berufung gegen ein Verſäumnis⸗ 
urteil dann zulaͤſſig, wenn gegen dieſes der Ein⸗ 
ſpruch an ſich nicht zuläſſig iſt und die Berufung 
darauf geſtützt wird, daß der Fall der Verſaumung 
nicht vorgelegen habe (8 513 Abſ. 2). Dieſen Aus: 
nahmefall hat die Nr. 5 des § 538 im Auge)). 

Mit dem Erlaß eines Verſäumnisurteils iſt 
der Rechtsſtreit für die erſte Inſtanz vollſtändig 
erledigt; die Berufung trägt deshalb den Streit 
ſeinem ganzen Umfange nach in die zweite Inflanz. 

a) Wird die Berufung gegen das Verſäumnis⸗ 
urteil verworfen, ſo iſt der Rechtsſtreit erledigt. 

b) Wird dagegen die Berufung für begründet 
erklärt und das Verſaͤumnisurteil aufgehoben, ſo 
iſt zur Sache zu entſcheiden. Durch die Berufung 
iſt der Rechtsſtreit ſeinem vollen Umfange nach in 
die Berufungsinſtanz gelangt; nach Aufhebung des 
Verſäumnisurteils müßte deshalb an und für ſich 
das Berufungsgericht über die Sache ſelbſt erkennen. 
Demgemäß enthält die ſtatt deſſen in Nr. 5 ge⸗ 
botene Zurückverweiſung in die erſte Inſtanz eine 
echte Ausnahme von der Devolutivwirkung der 
Berufung. 


) Nicht hierher gehört der Fall, daß bei Ab⸗ 
weſenheit des Beklagten der anweſende Kläger gemäß 
§ 331 Abſ. 2 wegen Unſchlüſſigkeit der Klage abgewieſen 
wurde; denn ein ſolches Urteil iſt kein „auf Verſäumung 
geſtütztes Urteil“. Es iſt zwar mit Berufung anfecht- 
bar, aber nicht auf Grund des § 513 Abſ. 2, ſondern wie 


] ein gewöhnliches Urteil nach allgemeinen Grundſätzen. 
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IV. 


Ich faſſe zuſammen. 
8 538 enthält vier echte und drei unechte Aus⸗ 
nahmen von der Devolutivwirkung der Berufung. 
1 Ausnahmefälle ſind: 
; 1; 


2. Nr. 2, wenn die prozeßhindernde Einrede 
vom Erſtrichter für begründet erklärt wurde; 

3. Nr. 3, wenn ein nach Grund und Betrag 
ſtreitiger Anſpruch vom Erſtrichter abgewieſen 

wurde; 

4. Nr. 5. 

Keine wirklichen Ausnahmefälle find: 

1. Nr. 2, wenn die prozeßhindernde Einrede vom 
Erſtrichter zurückgewieſen wurde; 

2. Nr. 3, wenn eine Vorabentſcheidung über den 
Grund des Anſpruchs vom Erſtrichter erlaſſen 
wurde; 

3. Nr. 4. 

In den unechten Ausnahmefällen bedarf es 
einer geſetzlichen Regelung nicht (vgl. hiezu RGE. 
70, 183); im Gegenteil: der Geſetzgeber befiehlt 
dem Berufungsgericht etwas, was dieſes logiſcher⸗ 
weiſe zu tun gar nicht in der Lage iſt. Die Zurück⸗ 
e d des Rechtsſtreits in die erſte Inſtanz 

urch den Berufungsrichter iſt bei den unechten 
Ausnahmefällen eine widerſinnige, inhaltsleere An⸗ 
ordnung, deren Unterbleiben auf den Gang des 
Prozeſſes keinen Einfluß hat und nicht geeignet 
iſt, einen Revifionsgrund zu bilden. 


Kleine Mitteilungen. 


Nochmals die wiederkehrenden öffentlichen Laſten 
von Grundſtücken nach der Bek. vom 12. Juli 1917. 
Die Bekanntmachung vom 12. Juli 1917 beginnt an⸗ 
ſcheinend überraſchende und wenig erwünſchte Wir⸗ 
kungen zu zeitigen. 

Nach der Begründung zum Entwurf will die 
Bekanntmachung die Steuerbehörden in die Lage ver⸗ 
ſetzen, „in allen geeigneten Fällen einſtweilen von 
Vollſtreckungsmaßregeln abſehen und den von ihnen 
als berückſichtigenswert erkannten Ausſtandsgeſuchen 
entſprechen zu können, ohne den Verluſt des Ranges 
ihrer geſtundeten Anſprüche und damit dieſer ſelbſt 
befürchten zu müſſen“. Die unzweifelhafte Abſicht des 
Geſetzgebers war alſo, die Ausſtandsgewährung in 
erhöhtem Maße zu ermöglichen und ſchutzbedürftige 
Grundeigentümer vor der Gefahr der Zwangs⸗ 
beitreibung der rückſtändigen öffentlichen Laſten tun⸗ 
lichſt zu ſchützen. Ganz im Gegenſatz hiezu begann 
vor kurzer Zeit der Stadtmagiſtrat München, die Be⸗ 
ſtimmungen der Verordnung und des dazu ergangenen 
bayeriſchen Geſetzes vom 17. Februar 1918 zu benützen, 
um nun erſt recht ſeine Rückſtände beizutreiben: er 
beantragte mehrfach — eine völlig neue Erſcheinung! 
— wegen der Rückſtände oder eines Teiles derſelben 
die Zwangs verwaltung und hatte die Abſicht, in 
dieſem Verfahren auf Grund des bisher gewährten 
Ausſtands die Deckung ſelbſt der älteſten Rückſtände, 
die nach der Bek. vom 12. Juli 1917 und dem Geſetz 
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vom 17. Februar 1918 nach gewährtem Ausſtand als 
laufende Leiſtungen gelten, im Range des 8 10 
Nr. 3 ZwVG., alſo an bevorzugter Stelle, zu vers 
langen. Infolge mehrfacher Ausſprachen mit Beamten 
des Münchener Magiſtrats dürfte es gelingen, dieſes 
neuartige Vorgehen in München in die richtigen 
Gremzen zurückzuführen. Trotzdem ſei an dieſer Stelle 
darauf hingewieſen, weil anzunehmen iſt, daß es auch 
anderweitig Nachahmung findet; kommen doch die Ge⸗ 
meinden auf dieſe Weiſe zu Einnahmen, auf die ſie 
ohne jene geſetzlichen Beſtimmungen oft kaum hoffen 
durften. Einen Anreiz zu dem geſchilderten Vorgehen 
dürfte die Tatſache bilden, daß die Gemeinden mit 
dem geſchilderten Verfahren die Rückſtände beitreiben 
können, ohne das von ihnen erfahrungsgemäß ſehr 
geſcheute odium auf ſich zu laden, daß ſie ein An⸗ 
weſen zur Zwangsverſteigerung getrieben haben. Es 
wird gut ſein, demgegenüber darauf hinzuweiſen, daß 
der Grundbefitzer durch das geſchilderte Vorgehen 
häufig gleichwohl nicht unerheblich geſchädigt wird; 
denn erſtlich werden ihm durch die zwangsweiſe 
Deckung der oft ſehr erheblichen Steuerrückſtände die 
Mittel zur Deckung der Hypothekzinſen geſchmälert 
und er dadurch der Gefahr zwangsweiſen Vorgehens 
der Hypothekengläubiger ausgeſetzt; und zweitens tritt 
durch die Grundſtücksbeſchlagnahme nicht ſelten ver⸗ 
tragsmäßig die vorzeitige Fälligkeit von Hypothek⸗ 
kapitalien ein. 

Rechtlich iſt dem Verfahren wohl kaum bei⸗ 
zukommen; denn der Umſtand, daß der gewährte Aus⸗ 
ſtand abgelaufen iſt, nimmt nach der ziemlich ein⸗ 
ſtimmig herrſchenden Meinung denjenigen Rückſtänden 
wiederkehrender öffentlicher Laſten, für die nach dem 
1. Auguſt 1914 einmal Ausſtand gewährt worden war, 
nicht den dadurch geſicherten oder erlangten Rang 
eines laufenden Betrages (vgl. auch 8 5 der Min Bek. 
vom 5. November 1917, Beiblatt z. JMBl. S. 272); 
und ſelbſt wenn man ſagen würde, daß eine Aus⸗ 
ſtandsgewährung, der verhältnismäßig bald die 
Zwangsbeitreibung folgt, eine Sünde wider den Geiſt 
der Verordnung ſei und deshalb nicht als Ausſtands⸗ 
gewährung im Sinne der Verordnung gelten könne, 
kommt man nicht viel weiter, weil ſich eben die Steuer⸗ 
behörde dann dadurch helfen könnte, daß ſie die Zwangs⸗ 
verwaltung nur wegen eines verhältnismäßig gering⸗ 
fügigen Teilbetrags betreibt, wodurch ſie ſich gegen 
die Geltendmachung jenes Einwands hinſichtlich der 
übrigen Beträge mit Erfolg ſchützen würde — ganz 
abgeſehen davon, daß ſich bei dieſer Art von Rechts⸗ 
auslegung unendlich ſchwer ſagen ließe, wo im ein⸗ 
zelnen Fall die „Sünde wider den Geiſt“ anfängt und 
wo ſie aufhört. 

Nach alledem dürfte es gegen das geſchilderte 
Vorgehen, wenn es Schule macht, keinen anderen Schutz 
geben als eine Aenderung der Verordnung vom 12. Juli 
1917 in dem Sinne, daß die mit gewährtem Ausſtand 
geſchuldeten Beträge wiederkehrender öffentlicher Laſten 
eines Grundſtücks nicht als Anſprüche auf Entrichtung 
laufender Beträge gelten, ſondern nur denjenigen 
Beträgen gleichgeſtellt werden, die aus den letzten 
2 Jahren vor Anordnung der Beſchlagnahme rück⸗ 
ſtändig ſind. Der Anreiz zur Betreibung der Zwangs⸗ 
verwaltung wegen rückſtändiger öffentlicher Laſten 
würde dann wegfallen, weil Rückſtände aus den letzten 
2 Jahren zwar in der Zwangs verſteigerung, 
aber nicht in der Zwangs verwaltung den bevor⸗ 
zugten Rang des 8 10 Nr. 3 ZwVGG. genießen. Im 
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übrigen iſt allerdings zu hoffen, daß es (wie fi ja 
in München erfreulicherweiſe anſcheinend ſchon zu 
zeigen beginnt) amtlichen Stellen gegenüber nicht eines 
Eingreifens der Geſetzgebung bedarf, und daß der 
Hinweis auf die Abſichten des Geſetzgebers genügt, 
um ſie von einem Vorgehen abzuhalten, das dieſen 
Abſichten ſtracks zuwiderlaufen würde Allerdings 
wird einmal die Zeit kommen, wo die Steuerbehörden, 
wenn ſie nicht des guten Ranges der Steuerrück⸗ 
ſtände oder gar ihrer Eigenſchaft als öffentliche Laſt 
des Grundſtücks verluſtig gehen wollen, mit Grund⸗ 
ſtücksbeſchlagnahme vorgehen müſſen. Dieſer Zeit⸗ 
punkt wird eintreten, wenn die Geltung der VO. 
vom 12. Juli 1917 ibrem Ende entgegengeht; die VO. 
tritt gleichzeitig mit der VO. vom 22. April 1915, 
RGBl. S. 235, d. h. mit Beendigung des Kriegs⸗ 
zuſtandes, außer Kraft. Vielleicht fürchtet die eine 
oder andere Gemeinde, der Friede könnte plötzlich 
„hereinbrechen“ und fie des guten Ranges ihrer Steuer⸗ 
rückſtände berauben. Dieſe Angſt wäre unbe⸗ 
gründet; denn die Beendigung des Kriegszuſtandes 
wird das Außerkrafttreten der beiden Verordnungen 
nicht unmittelbar zur Folge haben; vielmehr wird 
nach 8 2 Abſ. 2 Satz 2 der VO. vom 22. April 1915 
der Zeitpunkt, mit dem in Anſehung der Verordnung 
der Kriegszuſtand als beendet anzuſehen iſt, vom 
Bundesrat beſtimmt; ſchon bei Erlaß der VO. 
vom 22. April 1915 hat die Regierung in 
Ausſicht geſtellt, daß dieſer Zeitpunkt ge⸗ 
raume Zeit vorher bekanntgegeben werden 
ſoll: und in der Begründung zum Entwurf der VO. 
vom 12. Juli 1917 iſt auf dieſe Zuſicherung ausdrück⸗ 
lich wieder hingewieſen worden. Ueberraſchungen find 
alſo ausgeſchloſſen und die Steuerbehörden werden, 
wenn der Zeitpunkt des Außerkrafttretens der beiden 
Verordnungen bekannt gegeben wird, noch reichlich 
Zeit haben, ihre durch Ausſtandsgewährung erworbenen 
Rechte im Weg der Beſchlagnahme ſicherzuſtellen; 
hiebei kommt ihnen zuhilfe die in beiden Verordnungen 
enthaltene Beſtimmung, daß in einem vor deren 
Außerkrafttreten angeordneten Zwangsverſteigerungs⸗ 
oder Zwangsverwaltungsverfahren auch nach Außer⸗ 
krafttreten der Verordnungen die davon erfaßten öffent⸗ 
lichen Laſten ihren durch die Verordnungen geſicherten 
Rang behalten.“) Bei dieſer Sachlage würde es der 
Abſicht des Geſetzgebers wohl zweifellos am beſten 
entſprechen, wenn die Steuerbehörden im Regelfall 
nicht eher mit Beſchlagnahme vorgehen würden, als 
bis der Zeitpunkt des Außerkrafttretens der Verord⸗ 
nungen bekanntgegeben wird; daß es Fälle gibt, die 
eine derartige Rückſichtnahme nicht verdienen, iſt 
ſelbſtverſtändlich; gleichwie hinſichtlich der Frage, ob 
bezüglich älterer Rückſtände von den Beſtimmungen 
der VO. vom 12. Juli 1917 überhaupt Gebrauch 
zu machen ift (vol. Bay ZfR. S. 110), darf man auch 
hier zu den Steuerbehörden das Vertrauen haben, 
daß ſie im Einzelfall das Richtige treffen. 
Amtsrichter Dittrich in München. 


1) In der VO. vom 22. April 1915 iſt das Zwangs⸗ 
verwaltungs verſahren, weil hiefür gegenſtandslos, 
nicht genannt; desgleichen auch nicht im zugehörigen 
bayer. Geſetz vom 14. März 1917. Das Geſetz vom 
17. Februar 1918, das einfach auf das Geſetz vom 
14. März 1917 Bezug nimmt, behält hiernach rein wörtlich 
die Weitergeltung der Vorſchriften ebenfalls nur für 


„Unwirkſamkeit“ von Eintragungen im Grund⸗ 
buche. In einer auf S. 52 dieſes Jahrgangs auszugsweiſe 
mitgeteilten Entſcheidung des V. ZS. des Reichsgerichts 
vom 6. Oktober 1917, V 128/1917, vertritt das Reichs⸗ 
gericht die Anſicht, eine Vormerkung zur Sicherung 
des Anſpruchs auf Auflaſſung ſei unwirkſam oder 
nichtig, weil es im gegebenen Falle an einer „für die 
Rechtsgültigkeit der Eintragung erforderlichen Grund⸗ 
lage“ fehle. In der Eintragungsbewilligung (8 885 
BGB.) war nämlich die Eintragung einer Vormerkung 
„zur Sicherung des Anſpruchs auf Auflaſſung unſeres 
Reſtgutes von ca. 400 Morgen“ bewilligt worden, ohne 


daß aus der Eintragungsbewilligung zu entnehmen 


geweſen wäre, welche einzelnen Grundſtücke zu dieſem 
„Reſtgute“ gehören; die Eintragung der Vormerkung 
ſelbſt lautete ſo, als ob der Anſpruch auf Auflaſſung 
ſich auf das ganze Gut erſtreckte. 

Dieſer Anſicht muß widerſprochen werden. Rich⸗ 
tig iſt nur, daß die Eintragung unter Verletzung geſetz⸗ 
licher Vorſchriften erfolgt iſt, einmal deshalb, weil in 
der Eintragungsbewilligung die Grundſtücke, die Gegen⸗ 
ſtand des Anſpruchs auf Auflaſſung ſind, nicht vor⸗ 
ſchriftsmäßig (8 2 GBO.) bezeichnet, ja überhaupt gar 
nicht erkennbar angegeben find, dann, weil die vor⸗ 
genommene Eintragung ſich auch auf Grundſtücke 
erſtreckt, auf die ſich der Anſpruch auf Auflaſſung gar 
nicht beziehen ſoll, alſo die Eintragung über den Inhalt 
der Eintragungsbewilligung hinausgeht. | 

Unrichtig ift aber die Annahme, daß daraus die 
Nichtigkeit der Eintragung folge, vielmehr iſt grund⸗ 
ſätzlich eine Eintragung nicht deshalb nichtig, weil ſie 
unter Verletzung des Geſetzes erfolgt iſt, insbeſondere 
weil es an der erforderlichen Eintragungsbewilligung 
fehlt. Wäre eine ſolche Eintragung nichtig, ſo hieße 
dies nichts weniger, als dem, der im Vertrauen auf 
das Grundbuch ein Rechtsgeſchäft vornimmt, zu⸗ 


muten, jedesmal nachzuprüfen, ob die Eintragung nicht 


der erforderlichen Grundlage entbehrt, ob ſie insbe⸗ 
ſondere durch eine entſprechende Eintragungsbewilli⸗ 
gung gedeckt iſt und ob die Eintragungsbewilligung eine 
geeignete Grundlage der Eintragung bildet. Davon 
kann aber keine Rede ſein; ein ſolches Verlangen würde 
den ganzen Grundbuchverkehr untergraben. Es ſteht 
in Widerſpruch mit dem Grundſatze des 8 892 BGB., 
wonach zugunſten deſſen, der ein Recht an einem 
Grundſtück oder ein Recht an einem ſolchen Rechte 
durch Rechtsgeſchäft erwirbt, der Inhalt des Grund⸗ 
buches als richtig gilt. 

Vielmehr liegt die Sache ſo: durch eine Eintragung, 
die der erforderlichen Grundlage entbehrt, wird mög⸗ 
licherweiſe — nicht notwendig — das Grundbuch un⸗ 
richtig; dieſe Unrichtigkeit berührt nicht die Wirk⸗ 
ſamkeit der Eintragung, hat dieſe im Gegenteil zur 
Vorausſetzung. Gegen eine ſolche Eintragung ſteht 
dem Betroffenen das Recht zu, die Eintragung eines 
Widerſpruches gegen die Richtigkeit des Grundbuches 
zu verlangen (88 71, 54 GBO.). Außerdem hat er 
gegen den, deſſen Recht durch die Berichtigung be⸗ 
troffen wird, den Anſpruch auf Zuſtimmung zur 
Grundbuchberichtigung (8894 BGB., 8 22 GB.). End⸗ 
lich iſt ihm der Staat, woferne der Grundbuchbeamte 
feine Amtspflicht bei der Eintragung vorſätzlich oder 


anhängige Zwangs verſteigerungs verfahren vor. 
Das iſt aber ein offenkundiges Redaktionsverſehen, das 
ſich nötigenfalls bei Erlaſſung der KV., durch die das 
Geſetz außer Kraft geſetzt wird, wieder gut machen läßt. 
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fahrläſſig verletzt hat, für den entſtandenen Schaden 
haftbar (8 12 GBD.). | 

Im vorliegenden Falle ift die Eintragung infos 
weit — nur inſoweit! — unrichtig, als ſie ſich auch auf 
andere Grundſtücke, als die zum „Reſtgute“ gehörigen 
erſtreckt; inſoweit ſie die zum Reſtgute gehörigen Grund⸗ 
ſtücke betrifft, iſt ſie nicht unrichtig, wenn auch die 
Eintragung mangels ausreichender Bezeichnung dieſer 
Grundſtücke abzulehnen geweſen wäre. Inſoweit nun 
die Eintragung unrichtig iſt, kann der dadurch betroffene 
Eigentümer Eintragung eines Widerſpruchs und dem⸗ 
nächſt von dem, zu deſſen Gunſten die Vormerkung 


eingetragen iſt, Zuſtimmung zur Berichtigung dahin. 


verlangen, daß der Auflaſſungsanſpruch auf beſtimmte, 
vorſchriftsmäßig zu bezeichnende Grundſtücke ſich nicht 
erſtreckt. 

Nach den Vorſchriften über den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs gilt die Eintragung bis zur Eintra⸗ 
gung eines Widerſpruchs oder bis zur Berichtigung als 
richtig, allerdings nur „zugunſten“ deſſen, der ein Recht 
am Grundſtück erwirbt, nicht auch zu deſſen Laſten. 
Wenn alſo jemand das Eigentum an einem Grund⸗ 
ſtück erwirbt, auf das ſich der Auflaſſungsanſpruch 
in Wahrheit nicht erſtreckt, ſo ſteht ſeinem Rechts⸗ 
erwerbe die Eintragung der Vormerkung nicht ent⸗ 
gegen. Dagegen ſteht ihm die Eintragung entgegen, 
ſoweit tatſächlich ein Auflaſſungsanſpruch beſteht. Er 
iſt durch die gültige, wenn auch teilweiſe unrichtige 
und im Ganzen der erforderlichen Eintragungsgrund⸗ 
lage entbehrende Eintragung der Vormerkung auf 
dieſen Auflaſſungsanſpruch aufmerkſam gemacht. 

Für die Vormerkung gelten keine anderen Grund⸗ 


ſätze als für andere Eintragungen. Wenn ein Grund⸗ 


buchbeamter bei Eintragung einer Hypothek einen 
irrigen Betrag einträgt, z. B. Statt 700 M den Betrag 
von 7000 M, fo iſt zwar die Eintragung unrichtig und 
es kommt die Hypothek, ſoweit es an der erforderlichen 
Einigung fehlt (8 873 BGB.), nicht zur Entſtehung, 
aber die Eintragung als ſolche iſt deshalb nicht nichtig, 
ebenſo wenn ſtatt 700 M nur 70 M eingetragen ſind. 
Soweit zuviel eingetragen iſt, kann der Eigentümer 
Eintragung eines Widerſpruches und Zuſtimmung des 
eingetragenen Gläubigers zur Berichtigung verlangen, 
ſoweit zu wenig eingetragen iſt, ſteht ihm das Recht 
der Beſchwerde zu (8 71 GBO.). Der Dritte aber 
kann ſich auf den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs berufen zu ſeinen Gunſten, alſo beiſpielsweiſe 
wenn er die Hypothek zu 7000 M erwirbt, wogegen der 
öffentliche Glaube nicht gegen ihn wirkt, z. B. wenn er 
ſich eine Nachhypothek beſtellen läßt; im letzteren Falle 
kann auch er nach 8 894 BGB. vom Vorgläubiger 
Zuſtimmung zur Grundbuchberichtigung verlangen. 
Niemals aber kann eine ſolche unrichtige oder der 
geſetzlichen Grundlage entbehrende Eintragung einfach 
als nichtig behandelt werden, wie aus den Vorſchriften 
über Eintragung eines Widerſpruchs und über Her⸗ 
beiführung der Grundbuchberichtigung einwandfrei 
hervorgeht. Und ſo kann ſich auch der Erwerber eines 
Grundſtücks niemals darauf berufen, daß die Auf⸗ 
laſſungsvormerkung — als Eintragung — nichtig ſei, 
daß ſie der „erforderlichen Grundlage“ entbehre, ſon⸗ 
dern nur darauf, daß trotz der an ſich gültigen Ein⸗ 
tragung der Auflaſſungsanſpruch nicht beſteht, dies 
aber ſelbſtverſtändlich nur inſoweit, als eben der 
Auflaſſungsanſpruch nach dem zugrundeliegenden 
Rechtsgeſchäft auch wirklich nicht beſteht, nicht auch 
inſoweit, als der Anſpruch in Wahrheit beſteht und 


die Vormerkung nur nach den beſtehenden Vorſchriften 
nicht hätte eingetragen werden ſollen. Das letztere 
unterſteht nicht ſeiner Nachprüfung. 

Hiernach muß die angezogene Entſcheidung des 
Reichsgerichts abgelehnt werden; ſie führt nicht nur 
im gegebenen Falle zu einem dem geſunden Rechts⸗ 
empfinden widerſtreitenden Ergebniſſe, ſondern würde, 
darüber hinaus folgerichtig angewendet, die Rechts⸗ 
ſicherheit im Grundbuchverkehre geradezu untergraben, 
indem ſie nichts weniger als eine Nachprüfung der 
Geſetzmäßigkeit der Eintragungen durch den, der Grund⸗ 
buchgeſchäfte vornehmen will, notwendig machen würde, 
ein ganz unannehmbares, mit allen Grundſätzen und 
Vorſchriften der Grundbuchordnung in Widerſpruch 
ſtehendes Verlangen. 

Notar Bourier in Königshofen. 


Aus der Kechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Zuläffigleit der Klage auf Feſtſtellung des Richt: 
beſtehens eines Rechtsverhältniſſes. Wenn die Bolizei: 
behörde geſchlechtskranke D in Kranken: 
häufern verpflegen läßt, jo kann fie nicht Erſatz der 
Aufwendungen dafür von der Ortskrankenkaſſe ver: 
langen, der die Kranken angehörten, foferne dieſe der 
Unterbringung im Ktrankenhanſe nicht zugeſtimmt hat. 
Das gilt auch daun, wenn en, eine Behandlung 
im Krankenhanſe erforderlich machte. Die Polizei⸗ 
behörde zu H. hat wiederholt geſchlechtskranke Frauens⸗ 
perſonen, die Kaſſenmitglieder der Klägerin ſind, in 
Krankenhäuſern verpflegen und behandeln laſſen, ohne 
die Zuſtimmung der Klägerin dazu eingeholt oder ſie 
auch nur davon benachrichtigt zu haben, und hat von 
der Klägerin den Erſatz der Koſten verlangt. Dieſe 
hat das Verlangen abgelehnt, findet aber darin eine An⸗ 
ſpruchsberühmung, die ſie in ihrem Privatrechtskreiſe 
gefährde und hat deshalb verneinende Feſtſtellungs⸗ 
klage mit dem Antrag erhoben, feſtzuſtellen, daß der 
Beklagte nicht berechtigt ſei, geſchlechtskranke Kaſſen⸗ 
mitglieder der Klägerin ohne vorherige Benachrichti⸗ 
gung und Zuſtimmung der Klägerin in Krankenhäuſern 
verpflegen zu laſſen und Erſtattung der Koſten zu 
fordern. Fürſorglich iſt der Klagantrag dahin geſtellt 
worden, daß der Beklagte dazu auch dann nicht bes 
rechtigt ſei, wenn die Krankenhausbehandlung zur 
Heilung nötig iſt. Das RG. hob das abweiſende Ur⸗ 
teil des OLG. auf. 

Aus den Gründen: 1. Richtig iſt, daß für 
die Klage auf Feſtſtellung des Beſtehens wie des Nicht: 
beſtehens eines Rechtsverhältniſſes das wenigſtens bes 
dingte oder betagte Vorhandenſein des Rechtsverhält⸗ 
niſſes, bei der Klage auf die Feſtſtellung ſeines Nicht⸗ 
beſtehens die Möglichkeit ſolchen Beſtehens zu er— 
fordern iſt. Zur Entſcheidung bloßer Rechtsfragen 
oder zur Feſtſtellung entfernter Möglichkeiten iſt die 
Feſtſtellungsklage nach ZPO. § 256 nicht gegeben. 
Richtig iſt weiter, daß zwiſchen dem Geſchäftsherrn 
und dem Geſchäftsführer nach BGB. SS 677 ff. ein der 
Feſtſtellung im Sinne der ZPO. $ 256 fähiges Rechts— 
verhältnis grundſätzlich nur wegen ſolcher Geſchäfte 


. befteht, die der Geſchäftsführer vorgenommen hat, 


die alſo in der Vergangenheit liegen (RG. Bd. 84 
S. 390): ob ſich ſpäter eine Geſchäftsführung voll— 
ziehen wird, hängt davon ab, ob der Handelnde mit 
dem Willen oder mindeſtens mit dem Bewußtſein tätig 
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werden wird, das Geſchäft als fremdes zu führen, und 
ob anderſeits die Uebernahme der Geſchäftsführung 
dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Ge⸗ 
ſchäftsherrn entſprechen wird. Hieraus folgt, daß 
kein Rechtsverhältnis, auch kein bedingtes, zwiſchen 
den Beteiligten vorhanden ſein kann, ehe jene Vor⸗ 
ausſetzungen erfüllt ſind, was ſich erſt bei der tat⸗ 
ſächlichen Ausführung des Geſchäfts zeigen kann. Auch 
für eine auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens des Rechts⸗ 
verhältniſſes gerichtete Klage würde es ſolchenfalls 
regelmäßig an der erforderlichen Unterlage fehlen. 

Hier darf aber die beſondere Lage der Umſtände 
nicht überſehen werden. Es handelt ſich hier um eine 
regelmäßige und häuffg wiederkehrende Tätigkeit der 
Polizeibehörde, der gegenüber die Willensrichtung der 
Klägerin als Geſchäftsherrin wie die jener als Ge⸗ 
ſchäftsführerin im Sinne des BGB. 8 677 tatſächlich 
feſtſteht. In der hier ſtreitigen Frage begegnen ſich 
die Parteien ſtändig auf einem Gebiet, dem der öffent⸗ 
lichen Geſundheitsfürſorge, wo die jeder von ihnen 
obliegenden allgemeinen Aufgaben ſich berühren, 
daraus ergibt ſich eine dauernde Beziehung unter 
ihnen, die zwar nicht für ſich als Rechtsverhältnis zu 
bezeichnen ſein mag, aber doch die Unterlage einer 
Feſtſtellung bilden kann, weil der Eintritt der Um⸗ 
ſtände, welche die Entſtehung des ſtreitigen Rechts⸗ 
verhältniſſes bedingen, nicht etwa als eine nur ents 
fernte Möglichkeit erſcheint, ſondern dem zu erwarten⸗ 
den regelmäßigen Verlauf der Dinge entſpricht. Daher 
iſt das ſtreitige Rechtsverhältnis, in der bezeichneten 
Beziehung wurzelnd, als ein bedingtes — wenn über⸗ 
haupt — auch ſchon gegeben, ehe die Geſchäftsführung 
im Einzelfall erfolgt iſt: der Einzelanſpruch und das 
ihn erzeugende Rechtsverhältnis als ein unbedingtes 
entſtehen, wenn überhaupt, erſt aus der Geſchäfts⸗ 
vornahme ſelbſt. Dies ſteht aber einer Feſtſtellung, 
wie ſie die Klage begehrt, deshalb nicht entgegen, weil 
dafür ein auch nur bedingt oder betagt vorhandenes 
Rechtsverhältnis genügt, ſofern der Eintritt der dafür 
bedingenden Umſtände nicht etwa völlig ungewiß und 
entfernt iſt, ſondern eine naheliegende Wahrſcheinlich⸗ 
keit für ſich hat. 

2. Da die Krankenhausbehandlung der geſchlechts⸗ 
kranken Kaſſenmitglieder unſtreitig dem erklärten Willen 
der Klägerin widerſprach, iſt der mit der Klage be⸗ 
kämpfte Anſpruch des Beklagten nach BGB. 88 679, 
683, 670 nur begründet, wenn ohne Eingreifen ſeiner 
Polizeibehörde eine Pflicht der Klägerin nicht recht⸗ 
zeitig erfüllt worden wäre, deren Erfüllung im öffent⸗ 
lichen Intereſſe liegt. Daß dem hier ſo ſei, hat das 
BGG. bejaht, weil für die Klägerin im Sinne des 8 679 
BGB. eine Pflicht zur Krankenhausbehandlung be— 
züglich ihrer Kaſſenmitglieder beſtehe und eine ſolche 
möglichſt ſchnell eingeleitet werden müſſe, um eine 
Uebertragung der Krankheit auf dritte Perſonen zu 
verhüten. Allein die Krankenhilfe der Krankenkaſſen 
einerſeits, das hier in Rede ſtehende Eingreifen der 
Polizeibehörde anderſeits ſind zwar beide darauf ge⸗ 
richtet, den Erkrankten zu heilen, auch beide Maß⸗ 
nahmen der Fürſorge für die Geſundheit und die 
geſundheitliche Leiſtungsfähigkeit der Bevölkerung ges 
widmet, verfolgen jedoch im übrigen — was aller⸗ 
dings der Annahme einer Geſchäftsbeſorgung i. S. 
des BGB. 8 677 nicht ohne weiteres entgegenſteht 
(vgl. RG.Z. Bd. 75 S. 283, Bd. 77 S. 197), — un 
mittelbare Ziele ganz verſchiedener Art. Die Bolizeis 
behörde faßt in erſter Reihe die Gefahr ins Auge, 
welche eine geſchlechtskranke, der Gewerbsunzucht ge⸗ 
neigte und verdächtige Frauensperſon für die Oeffent⸗ 
lichkeit bedeutet, und hat hiergegen unter geſundheits⸗ 
und ſicherheitspolizeilichen Geſichtspunkten nötigenfalls 
mit Zwang vorzugehen, um der Schädlichkeit weiteren 
Geſchlechtsverkehrs der Kranken vorzubeugen. Dem— 
gegenüber hat die Krankenkaſſe weſentlich nur die Auf— 
gabe, dem Erkrankten zur Erhaltung ſeiner Erwerbs— 
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und Arbeitsfähigkeit Krankenhilfe zu gewähren, eine, 
der Geſichtspunkte der allgemeinen, ſozialen Wohlfahrt 
unbeſchadet, zunächſt perſöͤnliche Fürſorge, die mit 
einer geſetzlichen Zwangsgewalt gegenüber dem Er⸗ 
krankten nur in ganz begrenztem Umfang (RVO. 8 529 
Abſ. 1: wegen Uebertretung der Krankenordnung oder 
der Anordnungen des behandelnden Arztes) ausge⸗ 
ſtattet iſt und jedenfalls grundſätzlich (vgl. RBO. 
88 1545, 1551) dem Verſicherten nicht aufgezwungen 
werden kann. Wie hiernach die der Krankenkaſſe ob⸗ 
liegende Krankenhilfe in Anſehung der Regelleiſtungen 
(Krankenpflege und Krankengeld nach RBO. $ 182) 
als eine Pflicht nur mit dem Vorbehalt zu verſtehen 
iſt, daß ſie vom Kaſſenmitglied gewollt und beantragt 
iſt, fo gilt eine Einſchränkung in noch erhöhtem Maße 
bezüglich der Gewährung der Krankenhauspflege, die 
nach der Vorſchrift des 8 184 RVO. anſtelle der 
Krankenpflege und des Krankengeldes gewährt werden 
kann. Nicht nur, daß es dazu der Zuſtimmung des 
Kranken bedarf, ſofern er einen eigenen Haushalt hat 
oder Mitglied des Haushalts ſeiner Familie iſt und 
daß davon nur in den Ausnahmefällen des Abſ. 2 
Nr. 1—4 abgeſehen werden kann, ſteht es grund⸗ 
ſätzlich im Ermeſſen der Kaſſe, anſtelle der Kranken⸗ 
pflege und des Krankengelds eine Krankenhauspflege 
zu gewähren. Wie das Reichsverſicherungsamt in feſter 
Rechtſprechung annimmt, kann aus dem Geſetz weder ein 
im Spruchverfahren (RBO. 88 1636 — 1734) verfolg⸗ 
barer Anſpruch des Verſicherten auf Krankenhauspflege 
noch eine Befugnis der Aufſichtsbehörde hergeleitet 
werden, die Uebernahme der Krankenhauspflege durch 
die Krankenkaſſe im Einzelfall zu erzwingen. Auch 
die Vorſchrift des $ 184 Abſ. 4, wonach in den Fällen 
des Abſ. 3 Nr. 1, 2, 4 die Kaſſe möglichſt Krankenhaus⸗ 
pflege gewähren ſoll, kann keinen Zweifel daran be⸗ 
gründen, daß das Geſetz in dieſer Frage der Kaſſe ein 
Ermeſſen einräumen will, das unter Geſichtspunkten 
der verſchiedenſten Art ausgeübt werden kann. Ein 
freies, willkürliches Belieben zuzulaſſen, liegt nicht im 
Sinne des Geſetzes: es liegt im Weſen der der Kaſſe 
obliegenden gemeinnützigen Aufgabe, daß ſie ihr Er⸗ 
meſſen in einer dieſer Aufgabe entſprechenden Weiſe 
auszuüben hat. Aber rechtliche Vorausſetzungen für 
die Gewährung der Krankenhauspflege — Umſtände, 
aus denen ſich eine rechtliche Verpflichtung der Kaſſe 
ergäbe, die durch Aufnahme des Kranken in Kranken⸗ 
hauspflege zu erfüllen wäre — bezeichnet das Geſetz 
nicht. Vielmehr fol, wie auch ſchon der Wortlaut 
des hervorgehobenen Abſ. 4 des § 184 zur Genüge 
erkennen läßt, der Kaſſe das ſachgemäße, aber freie 
Ermeſſen hierüber ſtets gewahrt bleiben. Dieſer Re⸗ 
elung würde es nicht entſprechen, wenn im Wege 
der Geſchäftsführung ohne Auftrag die Polizeibehörde 
azu gelangen könnte, ihr Ermeſſen an die Stelle eines 
ſolchen der Kaſſe zu ſetzen und dieſe ſo zu einer Leiſtung 
zu zwingen, die weder der Verſicherte noch die Auf 
ſichtsbehörde zu erzwingen in der Lage wäre. 

Eine andere Beurteilung ergibt ſich auch nicht 
aus der dem Klagbegehren beigefügten beſonderen 
Beſchränkung auf ſolche Fälle, wo die Krankenhaus⸗ 
behandlung zum Zwecke der Heilung erforderlich war. 
Darüber, ob dem ſo iſt, und, wenn dem ſo iſt, ob die 
Heilung im Krankenhaus verſucht werden ſoll, hat 
eben nach dem Willen des Geſetzes nur das Ermeſſen 
der Kaſſe zu entſcheiden. Eine vorbehaltsloſe Pflicht 
zur Gewährung der Krankenhausbehandlung iſt der 
Krankenkaſſe im Geſetz auch für ſolche Fälle nicht auf— 
erlegt. Daran ändert auch das an der ſachgemäßen 
Beſorgung der Aufgaben der Krankenverſicherung be— 
ſtehende öffentliche Intereſſe nichts. Daß es im üb— 
rigen zum Tatbeſtand des 8 679 BGB. nicht genügt, 
wenn das „Geſchäft“ d. i. hier die Unterbringung der 
Kranken im Krankenhaus im öffentlichen Intereſſe liegt, 
kann keinem Zweifel unterliegen. Gegenüber der be— 
reits in § 755 JI. E. aufgeſtellten Vorausſetzung, daß 


von dem Geſchäftsführer die im öffentlichen Intereſſe 
gebotene Erfüllung einer dem Geſchäftsherrn obliegenden 
Verbindlichkeit bewirkt ſei, war in der 2. Kommiſſion 
(P. II S. 736 unter 3) beantragt, ſtatt deſſen es ge⸗ 
nügen zu laſſen, daß „die Beſorgung des Geſchäfts 
durch das öffentliche Intereſſe geboten“ ſei. Dies 
wurde (P. II S. 738) abgelehnt; es ſolle an der Vor⸗ 
ausſetzung feſtgehalten werden, daß es ſich um eine 
Verpflichtung des Geſchäftsherrn handle. Als ſolche 
kann nur eine rechtliche, ſei es im öffentlichen, ſei es 
im Privatrecht wurzelnde, geſetzliche oder vertrags⸗ 
mäßige Verpflichtung gelten; die Erſtreckung insbe⸗ 
ſondere auf die Erfüllung ſittlicher Pflichten iſt be⸗ 
reits im Schoße der zweiten Kommiſſion (P. II S. 738 
Abſ. 1) gleichfalls abgelehnt worden. Ob ein Er⸗ 
. des Beklagten wenigſtens inſoweit 
anzuerkennen ſein möchte, als die Klägerin den Auf⸗ 
wand der regelmäßigen Krankenhilfe nach RVO. 8 182 
einſchließlich des Krankengelds erſpart hat (vgl. BGB. 
8 684), kann ohne weitere Unterlagen nicht beurteilt 
werden. Einen ſolchen Minderanſpruch e 
wäre Sache des Beklagten geweſen, der indeſſen nichts 
dafür vorgetragen hat. (Urt. des VI. ZS. vom 11. März 
1918, VI 16/1918). 
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II. 


Die Herabſetzung der Rente des geſchiedenen Gatten 
die nach 5 1582 Abſ. 2 Satz 2 BGB. mit dem Tode des 
Verpflichteten eintritt, kaun durch Vertrag ausgeſchloſſen 
werden. Eine geſetzliche Vermutung dafür, daß die Herab⸗ 
ſetzung gewollt ſei, oder eine Anzlegungeregel in dieſem 
Sinn iſt nicht anzuerkennen. Gründe, aus denen der 
Wille geſolgert werden kann, die Herabſetzung nicht ein⸗ 
treten zu laſſen. Aus den Gründen: Das B. iſt 
der Anſicht, daß die Vorſchrift des 8 1582 Abſ. 2 Satz 2 
BGB. keine Anwendung finde, weil der Unterhalts- 
anſpruch durch Vertrag geregelt ſei und dieſer keine 
entſprechende Beſtimmung enthalte. Dem gegenüber 
macht die Reviſion zuvörderſt geltend, der $ 1582 Abſ. 2 
Satz 2 enthalte eine zwingende Vorſchrift. Sie könne 
deshalb durch Vertrag nicht beſeitigt werden. Gründe 
für dieſe Anſicht hat die Reviſion nicht angeführt. Viel⸗ 
leicht ließe ſich dafür die ratio legis ins Feld führen. Der 
I. Entw. eines BGB. erkannte eine Vererblichkeit des 
Unterhaltsanſpruches der geſchiedenen Gatten ebenſo⸗ 
wenig an wie die . Unterhaltsanſprüche (88 1454 
Abſ. 1 mit $ 1496). Der 8 1582 Abſ. 2 BG. ver⸗ 
dankt vielmehr ſeine Entſtehung der Kommiſſion für 
die 2. Leſung. Zur Begründung der im Satz 2 aus⸗ 
geſprochenen Beſchränkung der Vererblichkeit wurde 
ausgeführt: Der Satz, daß der Unterhaltsanſpruch der 
geſchiedenen Gatten einfach wie eine perſönl. Nachlaß⸗ 
ſchuld behandelt werde, enthalte eine unbillige Härte, 
da auf dieſe Weiſe der geſchiedene Gatte mit ſeiner 
Forderung voll zum Zuge komme, die Kinder aber, 
ſogar die gemeinſchaftlichen, verkürzt würden. Die 
Vorſchrift ſoll alſo der Sicherſtellung des Unterhalts 
der nächſten Familienglieder des ſchuldigen Gatten 
dienen. Nun hat aber das RG. in dem von der Revi⸗ 
ſion ſelbſt angeführten Urteil vom 29. Okt. 1903 (RG. 
Bd. 56 S. 121) angenommen, daß die Vorſchrift in 
8 1579 Abſ. 1 Satz 2 BGB., die, wie hier aus dem 
Geſetze ſelbſt erſichtlich iſt, demſelben Zwecke dient, als 
zwingend nicht anerkannt werden könne. Die Gründe, 
welche dort maßgebend waren, paſſen im weſentlichen 
auch hier. Es herrſcht denn auch im Schrifttum Einig⸗ 
keit darüber, daß die Vorſchrift des 8 1582 Abſ. 2 
Satz 2 dispoſitiver Natur iſt und alſo durch Vertrag 
beſeitigt werden kann. Man iſt auch darüber einver⸗ 
ſtanden, daß es Sache der Auslegung iſt, feſtzuſtellen, 
ob die Vorſchrift gelten ſoll oder nicht. Die Mehr⸗ 
zahl der Schriftſteller ſteht dabei allerdings auf dem 
Standpunkte, daß die Frage im Zweifel zu bejahen 
ſei, falls nicht aus dem Inhalte der Vereinbarung ein 
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entgegenſtehender Wille der BVertragſchließenden zu 
entnehmen ſei (ſo Davidſon, Recht der Eheſcheidung 
S. 151, Planck Anm. 3, Staudinger Anm. 29, Schmidt 
Anm. 3b zu 8 1582 BGB.) Auf dieſen Standpunkt 
ſtellt ſich die Reviſton. Indes kann der Anſicht in 
dieſer Faſſung nicht beigetreten werden. Begründet 
iſt ſie nur von Davidſon, der meint, es ſei im Zweifel 
anzunehmen, daß bei Beſtimmung der Rente nur auf 
die Einkünfte, die der Verpflichtete bei ſeinen Leb⸗ 
zeiten bezogen habe, und nicht auf die durch ſeinen 
Tod bedingte Verminderung Rückſicht genommen ſei. 
Aber das läßt ſich nicht ſo allgemein behaupten. Jeden⸗ 
falls kann damit eine Vermutung für die Geltung 
der Vorſchrift oder eine Auslegungsregel in dieſem 
Sinne nicht begründet werden. Der richtige Siand⸗ 
punkt iſt auch hier in der angeführten Entſcheidung 
RG. Bd. 56 S. 121 eingenommen. Danach kommt 
es darauf an, ob im Vertrage der Wille der Betei⸗ 
ligten zum Ausdruck gekommen iſt, es bei der Vor⸗ 
ſchrift des 8 1582 Abſ. 2 Satz 2 zu belaſſen (S. 122 
Abſ. 2 und 124 a. E.). Auf dieſem den 88 133, 157 BGB. 
entſprechenden Standpunkt ſteht auch das B.; weil 
im vorliegenden Falle der Mann ſich ohne Vorbehalt 
zur Gewährung einer ganz beſtimmten Rente für die 
Lebenszeit ſeiner geſchiedenen Frau verpflichtet hat, 
iſt nach der Anſchauung des BG. anzunehmen, daß er 
damit eine dauernde Sicherung ſchaffen wollte, deren 
Fortbeſtand nicht der Beſchränkung durch die in Rede 
ſtehende Geſetzesvorſchrift unterliege. Dieſe Aus⸗ 
legung iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Sie würde 
es ſelbſt dann nicht ſein, wenn man annähme, daß 
im Zweifel die Geltung des 8 1582 Abſ. 2 Satz 2 als 
gewollt anzuſehen ſei. Das BGG. hätte noch auf fol⸗ 
gendes hinweiſen können: Wie oben ausgeführt, ſollte 
die Vorſchrift des § 1582 Abſ. 2 Satz 2 dem Zwecke 
dienen, einen Teil des Nachlaſſes für den Unterhalt 
der Kinder ſicherzuſtellen. Hier iſt aber für deren 
Unterhalt gerade durch den i e indem 
ausdrücklich vereinbart iſt, daß die Mutter die Rente 
auch für den Unterhalt der Kinder verwenden ſollte. 
Der Vater hatte alſo nicht nötig, zu dieſem Zwecke 
für den Fall ſeines Todes einen Teil ſeines Nach⸗ 
laſſes übrig zu behalten. (Urt. des IV. 38S. vom 
3. Dez. 1917, IV 255/1917). E. 
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Pflicht des Handels mäklers, der einen Berfiherungs: 
vertrag vermittelt, zur Mitteilung aller erheblichen 
Umſtände an den Verſicherer. Haftung für die Gr: 
füllung dieſer Pflicht gegenüber dem Verſicherten. Der 
Kläger verſicherte im März 1911 durch Vermittelung 
der beiden Beklagten, einer deutſchen Firma E. & C. 
und einer engliſchen Firma, ſein neugebautes Waren⸗ 
haus in Budapeſt bei engliſchen Verſicherern gegen 
Feuerſchaden in Höhe von 1 000 000 Kronen. Das 
Warenhaus brannte am 20. September 1912 ab. Die 
Verſicherer verweigerten die Auszahlung der Schadens⸗ 
ſumme von über 700 000 Kronen mit der Begründung, 
daß ihnen keine Mitteilung über frühere Brandfälle 
des Kl. gemacht worden ſei, bezahlten aber im Ver⸗ 
gleichswege ſchließlich die Hälfte. Den Erſatz ſeines 
ungedeckt gebliebenen Schadens verlangte der Kl. von 
den Bekl. auf Grund Vertrages und wegen unerlaubter 
Handlung, weil die Bekl., von denen die Firma E. & C. 
den Briefwechſel mit der mitverklagten engliſchen Firma 
durch die Vermittelung des Nebenintervenienten W. 
geführt hatte, vorſätzlich oder fahrläſſig die durch H., 
den Beauftragten des Kl., empfangenen Mitteilungen 
über frühere Brandfälle nicht weiter gegeben hätten. 
Die Kl. wurde abgewieſen, die Berufung des Klägers 
inſoweit zurückgewieſen, als es ſich um den Anſpruch 
gegen E. & C. handelt. Auf die Reviſion des Klägers 
wurde das Berufungsurteil aufgehoben und die Sache 
an das BG. zurückverwieſen. 


Gründe: Der Handelsmäkler, der einen Ver⸗ 
ſicherungsvertrag vermittelt, muß bei ſeiner Tätigkeit 
die Intereſſen der am Vertrage Beteiligten berück⸗ 
ſichtigen und haftet im Falle einer Verletzung feiner 
Obliegenheiten jedem der beiden Teile vertraglich für 
den durch ſein Verſchulden entſtandenen Schaden 
(888. 8 98). Aufgabe der Bekl. E. & C. war es 
daher, und zwar auch um des Kl. willen, der gegen 
fpätere Einwendungen des Verſicherers geſchützt werden 
mußte, dem Verſicherer alle Umftände mitzuteilen, die 
für den Abſchluß und für den Rechtsbeſtand des Ver⸗ 
trages erheblich ſein konnten. Denn, wenn ſie auch 
für einen beſtimmten Erfolg nicht einzuſtehen hatte, 
ſo mußte ſie doch darauf bedacht ſein, daß alles ge⸗ 
ſchehe, was der Beſtand des Vertrages erforderte, 
und alles unterbleibe, was ihn gefährden konnte. 
Dieſer Verpflichtung iſt nach dem feſtſtehenden Sach⸗ 
verhalt die Bekl. nicht mit der Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Kaufmanns (8. 8 347) nachgekommen. Schon 
in dem Schreiben vom 23. Januar 1911 hatte H., der 
Beauftragte des Kl., der Bekl. auf die Frage nach 
früheren Brandfällen Mitteilungen gemacht, die er⸗ 
ſehen ließen, daß der Kl. zweimal kleinere Brand⸗ 
ſchäden unter 2000 Kronen gehabt hatte, daß ferner 
in einem bei der Verſicherungsgeſellſchaft Ph. ver⸗ 
ſicherten Warenlager innerhalb zweier Monate ſechs⸗ 
mal Brand ausgebrochen war, der zu einem Streit 
mit dieſer Verſicherungsgeſellſchaft und zu einem 
Strafverfahren wegen Brandſtiftung geführt hatte, 
in dem der Kl. und einer ſeiner Angeſtellten ver⸗ 
. wurden, und das auch nach der Freilaſſung 
eider noch unter dem Geſichtspunkt des Verſicherungs⸗ 
betruges fortgeſetzt wurde und noch nicht beendigt 
war. Als ſpäter die mitverklagte engliſche Firma an⸗ 
fragte, weshalb die Verſicherung nicht in Ungarn ge⸗ 
nommen werde, und die Bekl. dieſe Anfrage an H. 
weitergab, berief ſich dieſer in ſeinem an die Bekl. 
gerichteten Schreiben vom 2. März 1911 auf ſeine 
frühere Auskunft und fügte bei, eine Trieſter Geſell⸗ 
ſchaft habe 25% der Berſicherungsſumme übernehmen 
wollen, die anderen (Budapeſter) Geſellſchaften hätten 
mit Rückſicht auf den erſt jetzt zu Ende gehenden Ph.⸗ 
Prozeß ſeinerzeit die anderen / nicht übernehmen 
wollen, jetzt handle es ſich für den Kl. nur darum, 
für verletzte Eitelkeit Rache zu nehmen und die Buda⸗ 
peſter Geſellſchaften zu umgehen. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, welche Bedeutung die von H. der Bekl. mit⸗ 
geteilten Tatſachen für die le der eng⸗ 
liſchen Verſicherer hatten. Daß ihre Mitteilung von 
Erheblichkeit ſein, ihre Verſchweigung daher dem Kl. 
chaden konnte, läßt ſich, auch wenn man die von 
em Sachverſtändigen hervorgehobenen Beſonderheiten 
engliſcher Verſicherungsabſchlüſſe berückſichtigt, nicht 
in Zweifel ziehen, und dieſe naheliegende on 
konnte auch der Bekl. bei Anwendung der gebotenen 
Sorgfalt nicht entgehen. Sie hätte daher, wenn ſie 
auch die Mitteilungen des H. nicht vollinhaltlich 
weiterzugeben brauchte, doch wenigſtens erwähnen 
müſſen, daß der Kl. ſchon mehrere Brandfälle gehabt 
habe, und daß es anläßlich der letzten ſechs Fälle nicht 
bloß zu einem Streit mit der Verſicherungsgeſellſchaft, 
ſondern, wenn auch mit günſtigem Ausgang für den 
Kl., zu einem Strafverfahren und zu einer Verhaftung 
des Kl. gekommen war. Das iſt nicht geſchehen. Viel⸗ 
mehr hat W., deſſen Verſchulden die Bekl. nach $ 278 
388. gegenüber dem Kläger zu vertreten hat, in 
ſeinem an die mitverklagte engliſche Firma gerichteten 
Schreiben vom 4. März 1911 als Grund dafür, daß 
die Verſicherung nicht an Ort und Stelle genommen 
werden ſolle, nur angegeben, daß Kl. wegen eines 
kleinen Feuerſchadens in einer ſeiner Geſchäftsſtellen 
in einen Rechtsſtreit verwickelt worden ſei, dadurch 
fich in ſeiner Ehre verletzt zu fühlen ſcheine und die 
Abſicht habe, die Geſellſchaften an Ort und Stelle zu 
umgehen. Davon, daß der Kl. ſchon mehrmals Brand⸗ 
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fälle gehabt Hatte, ſowie von Strafverfahren und Ber- 
haftung enthält das Schreiben nichts. Das ra 
nicht den Mitteilungen, die die Bekl. von H. erhalten 
hatte, und kann umſoweniger als genügend angeſehen 
werden, als alle dieſe Vorgänge auch für die Beant⸗ 
wortung der von der engliſchen Firma geſtellten Frage 
von Bedeutung waren. Daß die Bekl. und W. die 
Brandfälle und die damit . Vor⸗ 
gänge für unerheblich und der Erwähnung nicht be⸗ 
ürftig erachteten, ſchließt nur die Annahme einer vor⸗ 
ſätzlichen Pflichtwidrigkeit, nicht das Vorliegen einer 
Fahrläſſigkeit aus. Daß dieſe Annahme der Unerheb⸗ 
lichkeit beeinflußt war durch die Art und Weiſe, in 
der H. die Vorgänge mitgeteilt hatte, mag die Frage 
nahelegen, ob nicht auch das . des H., das 
ſich der Kläger nach 88 254, 278 BG. anrechnen laſſen 
müßte, zur Herbeiführung des Schadens mitgewirkt 
hat. Das Verſchulden der Bekl., worüber hier allein 
zu entſcheiden iſt, wird dadurch nicht beſeitigt. Das 
Berufungsurteil, das ein ſolches Verſchulden verneint, 
kann daher nicht aufrechterhalten werden. (Urt. des 
III. 38S. vom 18. Dezember 1917, III 224/17). 
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IV. 

Eine Beſchränkung über den Rahmen der 59 2113 Mi. 
BG. hinaus, insbefendere die Beſtimmung, daß die 
als Borerbe eingeſetzte Perſon auf die Verwaltung und 
Nutznietzung beſchränkt fein tolle, iſt mit der Eigenſchaft 
eines Vererben nicht unvereinbar. Die Poſſiplegiti⸗ 
matien des Vorerben für die Pflichtteilsklage wird durch 
die Beſtimmungen des 6 326 30. nicht berührt. BB. 

5 2100, 2303. Aus den Gründen: Der Kläger 

agt gegen die Bekl. auf Zahlung ie Pflichtteils. 
Der Vater des Klägers und die Bekl. (deſſen Ehefrau) 
haben das Teſtament vom 30. Januar 1913 gemein⸗ 
ſchaftlich errichtet, in welchem ſie ſich gegenſeitig zu 
Erben einſetzen und ſodann im 8 1 beſtimmen: nach 
dem Tode des Ueberlebenden von uns ſoll der beider⸗ 
ſeitige Nachlaß an unſere Kinder Eliſabeth, Franz und 
Klementine zu gleichen Teilen fallen, ſo daß dieſe 
Kinder bezügl. des Nachlaſſes des zuerſt Sterbenden 
als Nacherben, im übrigen als Erben des zuletzt Ver⸗ 
ſterbenden eingeſetzt ſind. Der Ueberlebende von uns 
.. . . ſoll zwar die uneingeſchränkte Verwaltung und 
Nutznießung an dem Nachlaſſe des zuerſt Verſterben⸗ 
den haben, doch iſt er zu einer Verfügung über die 
Subſtanz dieſes Nachlaſſes, wie auch ſeines Anteiles an 
unſerem gütergemeinfchaftl. Vermögen ... nur befugt, 
wenn unſere Kinder Eliſabeth, Franz und Klementine 
oder zwei von ihnen die Genehmigung erteilen. Im 
§ 4 iſt dann erklärt, daß der Sohn Heinrich (der 
Kläger) .. .. wegen aller feiner Anſprüche, auch wegen 
ſeines Pflichtteils, . ſei. Das BG. hat die 
Klage abgewieſen. Es hat in erſter Linie ausgeführt, 
daß die Verfügungsbeſchräͤnkung mit der Stellung 
eines Vorerben nicht vereinbar ſei und daß deshalb 
die Bekl. in Wirklichkeit nur das Vermächtnis der 
Verwaltung und des Nießbrauches habe erhalten 
ſollen, ſo daß ſie zur Klage nicht paſſiv legitimiert ſei. 
Das iſt rechtsirrig. Eine Beſchränkung über den Rahmen 
der 88 2113 ff. hinaus iſt mit der Stellung eines Vor⸗ 
erben nicht unvereinbar und nötigt nicht zu der Annahme, 
daß die als Vorerbe bezeichnete Perſon in Wahrheit 
nur Vermächtnisnehmer ſei. Wie das RG. bereits in 
Sachen Meyer wider Meyer IV 332/10 ausgeführt hat, 
iſt es grundſätzlich nicht erforderlich, daß dem Vor⸗ 
erben Rechte beigelegt werden, die über den Begriff des 
Nießbrauchs und der Verwaltung des Erbteils hinaus⸗ 
gehen. Allerdings iſt der Vorerbe wahrer Erbe und 
als ſolcher Herr des Nachlaſſes. 8 2112 BGB. ge⸗ 
ſtattet ihm deshalb grundſätzlich die Verfügung über 
die zur Erbſchaft gehörenden Gegenſtände, jedoch nicht, 
ohne ihn in derſelben Geſetzesſtelle, ſowie in zahl: 
reichen anderen Vorſchriften, dinglich und ſchuldrecht⸗ 
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2 derart in dieſer Verfügungsmacht einzuengen, daß 
8 2306 geradezu von dem durch die Einſetzung eines 
Nacherben „beſchränkten Erben“ redet. Nach 8 2129 
iſt ſogar völlige Entziehung der Verfügungsmacht 
denkbar, ohne daß der Erbe deshalb aufhört, Vorerbe 
zu ſein, und ſelbſt der ſogenannte befreite Vorerbe iſt, 
wie $ 2136 ergibt, von den geſetzlich dem Vorerben 
auferlegten Beſchränkungen und Verpflichtungen nicht 
völlig entbunden. Noch weniger darf das Weſen der 
Vorerbenſtellung darin geſucht werden, daß dem Vor⸗ 
erben die Verfügung über den Nachlaß zu eigenem 
Vorteil zuſtehen müſſe. Im Gegenteil ergeben zahl⸗ 
reiche Beſtimmungen des Geſetzes, daß er ſich auch bei 
der Verfügung über den Nachlaß von der Rückſicht auf 
das Wohl des Nacherben leiten laſſen ſoll. So legt 
ihm $ 2130 die Verpflichtung auf, dem Nacherben die 
Erbſchaft tunlichſt unverſehrt, d. h. in dem Zuſtande 
herauszugeben, der ſich bei ordnungsmäßiger Verwal⸗ 
tung ergibt. § 2131 verpflichtet ihn gegenüber dem 
Nacherben zur Sorgfalt und die §§ 2120, 2127, 2129 
ſprechen geradezu von einer Verwaltung des Vorerben. 
Nach dieſem Standpunkte des Geſetzes kann nicht an⸗ 
genommen werden, daß die Beſchränkung auf Ver⸗ 
waltung und Nutznießung mit der Stellung eines Vor⸗ 
erben unvereinbar ſei. Um ſo weniger könnte das für 
den vorliegenden Fall zutreffen, als dem Vorerben die 
Verfügungsmacht ja nicht gänzlich genommen, ſondern 
dieſe nur an die Zuſtimmung von zweien der drei 
Nacherben geknüpft iſt. Die Beſtimmungen des Teſta⸗ 
mentes hindern deshalb nicht, die Bekl. gemäß dem 
ausdrückl. Willen des Erblaſſers als Vorerbin anzu⸗ 
ſehen. Hinzuzufügen iſt, daß dahingeſtellt bleiben kann, 
ob die der Beklagten auferlegten Beſchränkungen ding⸗ 
liche, das heißt dritten Perſonen gegenüber gültige 
Wirkſamkeit haben. Für den zur Entſcheidung ſtehen⸗ 
den Punkt iſt nur von Bedeutung, daß die Beſchrän⸗ 
kungen nicht geeignet ſind, die Stellung der Bekl. als 
Vorerbin aufzuheben. In zweiter Linie verneint das 
BGG. die Paſſivlegitimation im Hinblick auf § 326 
ZPO. Die Wirkſamkeit eines Urteils zwiſchen dem 
Vorerben und einem Dritten über einen der Nacherb⸗ 
folge unterliegenden Gegenſtand habe zur Voraus⸗ 
ſetzung, daß der Vorerbe befugt ſei, ohne Zuſtimmung 
des Nacherben über den Gegenſtand zu verfügen. Da 
der Bekl. die Verfügung entzogen ſei, ſei die Wirk⸗ 
ſamkeit eines gegen ſie ergehenden Urteiles ausge⸗ 
ſchloſſen. Auch dem iſt nicht zuzuſtimmen. Zunächſt 
iſt der vom BG. angezogene Abſ. 2 des § 326 auf den 
Streitfall nicht unmittelbar anzuwenden; denn es 
handelt ſich nicht um einen der Nacherbfolge unters 
liegenden Gegenſtand, ſondern um einen obligatori— 
ſchen Anſpruch gegen den Vorerben. Solche Anſprüche 
werden im Abſ. 1 behandelt. Ueber ſolche Anſprüche 
iſt beſtimmt, daß, wenn die Klage des Dritten abge⸗ 
wieſen wird, dies auch zugunſten des Nacherben wirkt. 
Daraus mag allerdings folgen, daß wenn der Dritte 
obſiegt, daß Urteil regelmäßig keine Wirkſamkeit gegen 
den Nacherben erlangt. Aber alle dieſe Beſtimmungen 
zeigen klar, daß § 326 überhaupt keine Regelung 
darüber treffen will, unter welchen Vorausſetzungen 
der Vorerbe verklagt werden kann, ſondern daß er 
nur regeln will, unter welchen Vorausſetzungen ein 
gegen den Vorerben ergangenes Urteil dem Nacherben 
gegenüber wirkſam fein fol. § 326 will alſo nicht 
für gewiſſe Fälle die Paſſivlegitimation des Vorerben 
verneinen. Viel eher wäre der entgegengeſetzte Schluß 
zuläſſig; denn wenn der Abſ. 2 beſtimmt, daß unter 
Umſtänden ein Urteil, durch das der Vorerbe verur— 
teilt wird, gegen den Nacherben nicht wirkſam ſein 
ſoll, ſo ſetzt er geradezu voraus, daß ein ſolches Ur— 
teil ergehen kann, daß alſo die Klage nicht an der 
Einrede der mangelnden Paſſivplegitimation ſcheitern 
muß. (Urteil des IV. 35. vom 31. Januar 1918, IV 
378/17). E. 
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V. 

Anfechtung eines Mäklervertrages wegen argliſtiger 
Tänſchung. Verluſt des Propiſionsanſpruches bei Ber: 
letzung der Treupflicht. Die Beklagte bearbeitete im 
Auftrage der Geſchoßfabrik S. Granaten. Die Klägerin, 
die den Auftrag vermittelt hatte, verlangte auf Grund 
des im Dezember 1914 abgeſchloſſenen Mäklervertrages 
die vereinbarte Proviſion von 10%e des Preiſes in Höhe 
von 5657,30 M. Die Bekl. machte geltend, der Mäkler⸗ 
vertrag ſei als gegen 8 138 BGB. verſtoßend nichtig. 
wegen argliſtiger Täuſchung nach 8123 BGB. wirkſam 
angefochten, und bezeichnete die Proviſtonsforderung 
auch aus dem Grunde als hinfällig, weil die Kl. die 
Treupflicht des Mäklers verletzt habe. Die Klage 
wurde abgewieſen, die Berufung der Kl. zurückgewieſen. 
Ihre Reviſion war erfolglos. 

Gründe: Das BG. läßt dahingeſtellt, ob der 
Mäklervertrag gegen die guten Sitten verſtoße (WEB. 
§ 138), ſtellt aber eine argliſtige Täuſchung der Bekl. 
durch die Kl. nach doppelter Richtung — unwahre Be⸗ 
hauptung eines Einfluſſes auf die Preisbemeſſung und 
Verſchweigen des Umſtandes, daß die Behörde das Da⸗ 
zwiſchentreten von Vermittlern nicht dulde — feſt 
und ne danach die Abweiſung des Proviſions⸗ 
anſpruches ſowohl wegen Verletzung der Treupflicht 
als auch unter dem Geſichtspunkt der Anfechtung des 
Mäklervertrages nach 8123 BGB. Die Abweiſung 
der Klage iſt ſchon auf Grund der Anfechtung be⸗ 
gründet. Mit Unrecht vermißt die Reviſion eine An⸗ 
fechtungserklärung (BG. 8 143), weil die Schreiben 
der Bekl. vom 19. April und 2. Juni 1915 nicht von 
Täuſchung, ſondern nur von zu hoher Proviſion und 
von Unſittlichkeit des Vertrages ſprächen. Als An⸗ 
fechtungserklärung genügt jede deutliche Kundgebung 
des Willens, daß ein Rechtsgeſchäft unwirkſam ſein 
ſolle (RG. 48, 221; 65, 86). Dieſem Erfordernis 
entſprechen die beiden Schreiben. Die Angabe eines 
Grundes war nicht erforderlich. Es iſt daher auch 
unſchädlich, daß die Bekl. ſich dort nicht auf argliſtige 
Täuſchung berufen hatte. Sachlich ſetzt die Anfechtung 
nach $ 123 BGB. voraus, daß die Bekl. durch ein 
vorſätzlich auf Täuſchung gerichtetes Verhalten der 
Kl. in einen Irrtum verſetzt und dadurch zum Ab⸗ 
ſchluſſe des Mäklervertrages beſtimmt worden iſt. Dies 
nimmt das BG., wie feine Ausführungen über die 
Verletzung der Treupflicht ergeben, in den beiden oben 
erwähnten Punkten an. Ein Rechtsirrtum iſt nicht 
erſichtlich. Das Verſchweigen des Umſtandes, daß die 
Behörde das Dazwiſchentreten von Vermittlern nicht 
dulde, kann allerdings die Anfechtung nur dann be⸗ 
gründen, wenn die Kl. verpflichtet war, der Bekl. 
hiervon Kenntnis zu geben. Eine folche Verpflichtung 
iſt aber anzunehmen. Mag auch dem Mäkler, der 
einen Mäklervertrag abſchließen will, keine allgemeine 
Offenbarungspflicht obliegen, ſo muß er doch jeden⸗ 
falls von allen Umſtänden Kenntnis geben, die den 
Mäklervertrag weſentlich berühren. Dazu gehört auch 
der Umſtand, daß nach dem ausgeſprochenen Willen 
deſſen, mit dem ein Vertrag vermittelt werden 
ſoll, ein ſolcher Vertrag nur unter Ausſchluß von 
Vermittlern abgeſchloſſen werden ſoll ..... Iſt dem⸗ 
nach der Mäklervertrag mit Recht nach 8 123 BGB. 
angefochten worden, ſo iſt er als von Anfang an 
nichtig anzuſehen (BGB. § 142), der Proviſionsanſpruch 
daher unbegründet. Auf die den Rechtsbeſtand des 
Vertrages vorausſetzende Frage, ob die Abweiſung 
dieſes Anſpruches auch unter dem Geſichtspunkt einer 
Verletzung der Treupflicht des Mäklers zu rechtfertigen 
wäre, kommt es nicht mehr an. Doch ſei hervorge⸗ 
hoben, daß auch in dieſem Punkte der Auffaſſung des 
Berufungsgerichts beizutreten iſt. Die Treupflicht des 
Mäklers, deren Verletzung nicht bloß Schadenserſatz⸗ 
anſprüche, ſondern, wie im Falle des 8 654 BGB., 
auch den Verluſt des Proviſionsanſpruches begründen 
kann (Urteil des erkenn. Senats vom 15. Februar 
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1910 III 162/1909, JW. 1910, 284), bezieht ſich zwar 
hauptſächlich auf die Wahrung der Intereſſen des Auf⸗ 
traggebers in bezug auf den zu vermittelnden Vertrag, 
während es ſich hier in erſter Linie um den Abſchluß 
des Mäklervertrages und um die Erreichung eines 
hohen Proviſtonsverſprechens handelte. Allein das 
Vertrauen, das die Grundlage des ganzen Verhält⸗ 
niſſes bildet, kann erſt recht nicht beſtehen, wenn der 
Mäkler den Auftraggeber ſchon bei der Eingehung des 
Mäklervertrages argliſtig täuſcht. Die Reviſton iſt 
daher unbegrüßzdet. (Urt. des III. ZS. vom 7. Des 
zember 1917, III 255/17). 
4264 
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VI. 


Auszahlung eines Hypothekdarlehens durch den 
Notar trotz enigenenfichender ypsthekverhältniſſe. Still⸗ 
ſchweigender Verzicht auf Schadenserſatzanſprüche. Auf 
den Rat des beklagten Notars, der der Vertrauens- 
mann der Klägerin in ihren Geldangelegenheiten war, 
gewährte dieſe 1907 den Eheleuten R. ein Darlehen 
von 5300 M, verzinslich zu 5%, auf zweite Hypothek. 
In der von dem Beklagten beurkundeten Schuldver⸗ 
ſchreibung garantierten die Eheleute R. der Kl. den 
zweiten Hypothekenrang nach vorgehenden 18000 M 
und verſicherten, daß das Pfandgrundſtück weiter nicht 
belaſtet ſei. Obwohl der Bekl. aus dem nach der Ein⸗ 
tragung der Hypothek erteilten Grundbuchauszug er⸗ 
ſah, daß der Hypothek außer den 18 000 M eine erſte 
Hypothek der Witwe H. von 4124 M vorging, zahlte 
der Bekl. die ihm von der Kl. eingehändigten 5300 M 
den Schuldnern aus. Laut einer von dem Bekl. auf⸗ 
genommenen notariellen Urkunde vom 9. November 
1908 trat die Klägerin die Hypothekenforderung von 
5300 M und eine Hypothek an einem anderen Grund⸗ 
ſtücke der Eheleute R. von 4000 M, ebenfalls zu 5% 
verzinslich, an ihre Schweſter Emma G. ab, die ſich 
gleichzeitig verpflichtete, den Schuldnern ein weiteres 
Darlehen von 2000 M aus zuzahlen, wofür ihr von 
dieſen eine Eigentümergrundſchuld abgetreten wurde; 
für alle drei Forderungen wurde eine Verzinſung mit 
6% vereinbart. Im Jahre 1911 kam das mit der 
Hypothek von 5300 M belaſtete Grundſtück auf Bes 
treiben der erſten Hypothekengläubigerin Witwe H. 
zur Zwangsverſteigerung und wurde von Emma G. 
erſtanden. Erſtere wurde mit ihrer Hypothekenforde⸗ 
rung nebſt Zinſen und Koſten in Höhe von 4508,93 M 
befriedigt, während die letztere mit ihrer 1 
faſt völlig, nämlich zum Betrage von 5363 M ausfiel. 
Die Kl. behauptete, ſie habe die Hypothekenforderung 
ihrer Schweſter nur zur Sicherung einer dieſer gegen 
ſie zuſtehenden Forderung übertragen und ihre Schweſter 
infolge des Ausfalls anderweit befriedigen müſſen, ſo 
daß nicht dieſe, ſondern ſie ſelbſt unmittelbar geſchädigt 
ſei, und beanſprucht von dem Bekl. Erſatz des ihr er⸗ 
wachſenen Schadens. Das BG. wies die Klage ab. 
Auf die Reviſion der Klägerin wurde das Berufungs⸗ 
urteil aufgehoben und die Sache an das BG. zurück⸗ 
verwieſen. 

Gründe: „Das BG. ſtellt ſeſt, die Kl. und ihre 
Schweſter hätten ſich bei der Aufnahme des Notariats⸗ 
akts vom 9. November 1908 ausdrücklich damit einver⸗ 
ſtanden erklärt, daß die Darlehensſumme von 5300 M 
nicht zur Abſtoßung der Hypothek der Witwe H., 
ſondern zur Fertigſtellung des Hauſes auf dem be— 
laſteten Grundſtücke verwendet worden ſei, und mit den 
Schuldnern vereinbart, daß der Zinsſatz der Hypo— 
thekenforderung von 5% auf 6% erhöht werde, weil 
die Hypothek nicht an zweiter, ſondern an dritter 
Stelle ſtehe. In dieſem Verhalten der Schweſtern G. 
findet das BG. deren Verzicht auf ihre Schadenserſatz— 
anſprüche wegen Nichtbeſchaffung des verſprochenen 
zweiten Ranges ſowohl den Schuldnern als auch dem 
Bekl. gegenüber, der an den Verhandlungen teil- 
genommen habe und unter deſſen Mitwirkung jene 
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Vereinbarung getroffen worden ſei. Dem kann, jedenfalls 
ſoweit es id um den Verzicht gegenüber dem Bekl. 
handelt, nicht beigepflichtet werden. Dieſer war nicht 
als Bertragsteil beteiligt, ſondern wirkte nur als Be⸗ 
rater und als Urkundsperſon bei den Verhandlungen 
und dem Vertragsſchluſſe zwiſchen den Schweſtern G. 
und deren Schuldnern mit. Dafür, daß auch das 
zwiſchen ihm und der Kl. durch ſeine Mitwirkung bei 
der Auszahlung des Darlehens von 5300 M be⸗ 
gründete Rechtsverhältnis zum Gegenſtande der Ver⸗ 
handlungen gemacht worden ſei, fehlt es an jedem 
Anhalte, wie die Reviſion mit Recht hervorhebt. 
Dieſer iſt weiter auch zuzuſtimmen, wenn ſie ausführt, 
daß die Kl. und ihre Schweſter am 9. November 1908 
nicht zwiſchen dem vertragsmäßigen Range der Hy⸗ 
pothek und der Erhöhung des Zinsfußes unter Be⸗ 
laſſung des driiten Ranges frei wählen konnten, ſon⸗ 
dern einer vollendeten Tatſache gegenüberſtanden; der 
Darlehensbetrag war bereits ohne ihr Wiſſen ver⸗ 
tragswidrig zur Fertigſtellung des Hauſes ſtatt zur 
Abſtoßung der erſten Hypothek verwendet worden. 
Unter dieſen Umſtänden kann aus der Tatſache allein, 
daß ſie ſich für die Nichtbeſchaffung des vereinbarten 
Ranges erhöhte Zinſen ausbedangen, nicht auf einen 
Verzicht auf etwaige Anſprüche geſchloſſen werden, die 
ihnen vielleicht aus dem vertragswidrigen Verhalten 
des Bekl. erwachſen ſollten. Sie konnten damals noch 
nicht wiſſen, ob ſie überhaupt infolge des Ranges der 
Hypothek einen Ausfall erleiden würden; die Tatſache, 
daß die Schweſter des Kl. den Schuldnern noch ein 
weiteres Hypothekendarlehen von 2000 M, wenn auch 
auf ein anderes Grundſtück, zuſagte, rechtfertigt den 
Schluß, daß ſie an einen Ausfall nicht gedacht haben. 
Daher kann nicht angenommen werden, daß ſie zu 
jener Zeit das zur Annahme eines ſtillſchweigenden 
Verzichts erforderliche Bewußtſein von dem Beſtehen 
eines Erſatzanſpruchs gegen den Bekl. gehabt haben. 
Die angefochtene Entſcheidung iſt demnach mit ihrer 
bisherigen Begründung nicht aufrecht zu erhalten.“ 
(Urt. des III. 3S. vom 18. Dezember 1917, III 268/17). 
4266 —.e— 
VII. 


Kündigung eines Mietverhältniſſes nach 8 542 968. 
Notwendigkeit der Friſtſetzung auch nach Verurteilung 
des Vermieters zur Beſeitigung des Mangels. Die 
Klägerin, die von der Beklagten Räume für den Be⸗ 
trieb ihres Geſchäfts bis zum 1. Oktober 1919 ge⸗ 
mietet hatte, erhob im April 1916 in einem Vor⸗ 
rechtsſtreite Klage auf Verurteilung der Bekl. zur 
ordnungsmäßigen Herſtellung der in den Mieträumen 
am Fußboden entſtandenen Schäden und erwirkte am 
12. April 1917 ein verurteilendes Erkenntnis. Durch 
Schreiben vom 3. Mai 1917 teilte ihr die Bekl. mit, 
daß die Ausbeſſerung, um den Betrieb der Kl. nicht 
unnötig zu beeinträchtigen oder zu erſchweren, in viel⸗ 
leicht zwei bis drei Abſchnitten vorzunehmen ſei und 
etwa 2 bis 3 Monate dauern werde, und bat um Mit- 
teilung, in welcher Weiſe die Vornahme in einzelnen 
Abſchnitten den Wünſchen der Kl. entſpreche. Darauf 
kündigte die Kl. durch Schreiben vom 14. desſelben 
Monats friſtlos das Mietverhältnis, weil ihr durch 
die Beſchaffenheit des Fußbodens und deſſen Erneue— 
rung der vertragsmäßige Gebrauch der Mieträume 
entzogen ſei, und zog aus. Mit ihrer am 26. des⸗ 
ſelben Monats eingereichten Klage begehrte ſie die 
Feſtſtellung, daß das Mietverhältnis nicht mehr be— 
ſtehe. Das BG. gab der Klage ſtatt. Auf die Reviſion 
der Bekl. wurde das Berufungsurteil aufgehoben und 
die Sache an das BG. zurückverwieſen. 

Gründe: Das B. ſtellt zunächſt auf Grund 
der in dem Vorrechtsſtreit eingeholten Gutachten feſt, 
daß die Mieträume zur Zeit des Vertragsſchluſſes mit 
einem Mangel behaftet geweſen ſeien, der ihre Taug— 
lichkeit zu dem vertragsmäßigen Gebrauch erheblich 


gemindert, unter Umſtänden aufgehoben habe. Dieſe 
Feſtſtellung iſt ohne Rechtsverſtoß getroffen.. Das 
gegen kann dem BR. nicht beigepflichtet werden, wenn 
er die Kl. auf Grund dieſes Mangels zur friſtloſen 
Kündigung des Mietverhältniſſes ohne die vorgängige 
Beſtimmung einer Abhilfefriſt gemäß 8 542 Abſ. 1 BGB. 
55 berechtigt hält. Er begründet dies damit, daß die 

ekl. die Erfüllung ihrer Verpflichtung zur Beſeitigung 
des Mangels ernſtlich verweigert habe, indem ſie dieſe 
Verpflichtung vor der Klagerhebung im Vorrechtsſtreit 
und während deſſen einjähriger Dauer aufs hart⸗ 
näckigſte beſtritten und bis jetzt nichts zur Beſeitigung 
des Mangels getan habe; zu einer Friſtbeſtimmung 
ſei die Kl. nach der Verurteilung der Bekl. nicht ver⸗ 
pflichtet geweſen, die Kündigung ſei vielmehr zuläſſig 
geworden, nachdem das in der Klage aufs ſtärkſte zum 


Ausdrucke gelangte Verlangen der Kl. nach Abhilfe 


von der Bekl. nicht erfüllt worden ſei. Dieſe Aus⸗ 
führungen ſtehen mit den Vorſchriften des 8 542 nicht 
im Einklange. Danach ſetzt das hier gegebene außer⸗ 
ordentliche Kündigungsrecht des Mieters grundſätzlich 
die vorgängige Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt 
zur Beſeitigung des Mangels voraus. In der Klage 
auf Verurteilung zur Ausbeſſerung iſt zwar mit dem 
Berufungsgerichte das Verlangen nach Abhilfe zu 
finden, aber nicht die Beſtimmung einer angemeſſenen 
Abhilfefriſt. Selbſt durch die Verurteilung wird 
dieſe Beſtimmung nicht erſetzt; deshalb läßt die 
ZPO. in 8 255 Abſ. 1 die Friſtbeſtimmung im 
Urteile ſelbſt zu. Einer Friſtbeſtimmung bedarf es 
nun allerdings nicht, wenn der Vermieter die Abhilfe 
ernſtlich und endgültig verweigert, ſo daß auch bei 
förmlicher Friſtſetzung eine andere Entſchließung von 
ihm nicht zu erwarten und die Zweckloſigkeit der Ab⸗ 
hilfefriſt außer Zweifel geſtellt iſt (vgl. RG. Z. Bd. 51 
S. 350, Bd. 64 S. 296, Bd. 66 S. 421, Bd. 67 S. 317, 
Bd. 90 S. 317; Warneyer, Rechtſpr. Jahrg. 10 S. 373, 
11 S. 11 u. a.). Hier hat aber die Bekl., ehe die Kl. 
am 14. Mai 1917 kündigte, durch Schreiben vom 3. 
desſelben Monats ſich zur Beſeitigung des Mangels 
bereit erklärt, ſo daß im Augenblicke der Kündigung 
jedenfalls eine Erfüllungsweigerung nicht mehr vorlag. 
Daß dieſe Bereiterflärung nicht ernſtlich gemeint war, 
dafür fehlt es an jedem Anhalte. Dies iſt insbeſondere 
auch nicht daraus zu entnehmen, daß die Bekl. auch 
bis jetzt noch nicht die Ausbeſſerungsarbeiten vor⸗ 
genommen hat; nachdem die Kl. friſtlos gekündigt 
e und ausgezogen war, lag für die Bekl. zurzeit 
ein Grund und Anlaß dazu vor. Aus dieſem Grunde 
iſt mit der Reviſion die angefochtene Entſcheidung für 
unhaltbar zu erachten, wenn auch der von der Reviſion 
behauptete Verſtoß gegen den Verhandlungsgrundſatz 
nicht gegeben iſt, da es ſich nur um die rechtliche 
Würdigung des vorgetragenen Sachverhalts handelt. 
Ob es der Beſtimmung der Abhilfefriſt deshalb nicht 
bedurfte, weil für die Kl., wie ſie behauptet hat, die 
Erfüllung des Vertrags infolge des die 38 8 8 
rechtfertigenden Umſtandes kein Intereſſe hatte (8 54 
Abſ. 1 Satz 2) oder weil der Mangel die Geſundheits⸗ 
gefährlichkeit der Mieträume zur Folge hatte (§ 544; 
vgl. RG. III 329/15 vom 21. Jan. 1916, Seuff Arch. 
Bd. 71 S. 400), iſt von dem BG. noch nicht geprüft 
worden und kann von dem Rev. ohne vorgängige 
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tatſächliche Feſtſtellungen nicht entſchieden werden. Der 


weitere Angriff der Reviſion, die Kl. habe ihr außer— 
ordentliches Kündigungsrecht durch ungebührlich lange 
Verzögerung und ihr gefamtes Verhalten nach Treu 
und Glauben verwirkt, iſt nicht begründet. Daß das 
anfängliche Verlangen nach Abhilfe nicht den Verluſt 
des Kündigungsrechts zur Folge hat, ſondern deſſen 
Vorausſetzung bildet, ergibt ſich ohne weiteres aus 
den Vorſchriften des 8 542. Nachdem dann die Bekl. 
die Verpflichtung zur Beſeitigung des Mangels be— 
ſtritten hatte, war das Verhalten der Kl., daß fie zu⸗ 
nächſt eine Entſcheidung hierüber herbeiführte, durch— 
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aus gerechtfertigt. Ebenſowenig verſtieß es gegen Treu 
und Glauben, wenn ſie nach der Verkündung des Ur⸗ 
teils im Vorrechtsſtreit erſt die Entſchließung der 
Bekl., ob dieſe Berufung einlegen werde, abwartete. 
Sie hat demnach die Ausübung des Kündigungsrechis 
nach Lage der Sache nicht ungebührlich verzögert. 
(Urt. des III 3S. vom 8. März 1918, III 433/17). —e— 
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Eintritt des Dienſtverpflichteten in ein Wettbewerbs: 
unternehmen kein Enutlaſſungsgrund, wenn der Dienſt⸗ 
herr ſeinerſeits ſich weigert, die Verpflichtungen ans 
dem Dienſtvertrage zu erfüllen. Die Beklagte 1 5 
durch Verträge vom 9. Auguſt 1909 und 18. Oktober 
1911 den Kläger als Betriebsleiter für ihre Preßhefe⸗ 
fabrik in K. auf die Zeit bis zum 1. Oktober 1917 an. 
Durch Vertrag vom 22. Juli 1913 verpachtete ſie die 
Fabrik an die offene Handelsgeſellſchaft L. in S.: der 
Vertrag enthielt die Beſtimmung, daß die Pächterin 
in den Vertrag der Bekl. mit dem Kläger eintrete. 
Die Bekl. behauptete, daß auch der Kl. ſich damit ein⸗ 
verſtanden erklärt habe, und weigerte ſich, dem Kl. 
das Gehalt weiterzuzahlen. Der Kläger erhob nun 
Klage auf Feſtſtellung, daß das Vertragsverhältnis 
zwiſchen den Parteien noch bis zum 1. Oktober 1917 
beſtehe, und auf Zahlung ſeines Gehaltes bis zum 
1. Januar 1914. Die Beklagte beantragte die Ab⸗ 
weiſung der Klage, weil ſie mit dem Eintritt der 
Firma L. in den mit dem Kläger geſchloſſenen Dienſt⸗ 
vertrag aus dem Vertragsverhältnis mit dem Kl. 
ausgeſchieden ſei, und — im zweiten Rechtszuge — 
weil der Kl. ihr durch die Errichtung einer eigenen 
Konkurrenzfabrik oder doch durch Mitwirkung zur Er⸗ 
richtung einer ſolchen durch ſeine Frau einen wichtigen 
Grund zur Kündigung gegeben habe. Die Beklagte 
wurde nach dem Klageantrage verurteilt. Ihre Re⸗ 
viſion wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Das BG. erachtet keine 
der beiden Einwendungen der Bekl. für begründet. 
Die Reviſion greift das Urteil des VBerufungsgerichts 
nur wegen der Zurückweiſung des Einwandes an, 
daß die Bekl. nach § 133 b GewO. zur friſtloſen Kün⸗ 
digung des Kl. berechtigt geweſen ſei. Das BG. ver- 
neint 1 Kündigungsberechtigung, welche die Bekl. 
daraus herleiten will, daß der Kläger während der 
Zeit, in der er das Vertragsverhältnis mit der Be⸗ 
klagten als fortbeſtehend behauptet, ſeiner Ehefrau 
bei der Begründung einer Konkurrenzfabrik zur Seite 
geſtanden und ſpäter auch die Leitung des Betriebes 
dieſer Fabrik übernommen habe, wegen der beſonderen, 
hier vorliegenden Verhältniſſe. Der Kläger habe nämlich 
die Errichtung dieſer Fabrik erſt in Angriff genommen, 
nachdem die Firma L. den Betrieb der Fabrik der Bekl. 
übernommen und die Fabrik dann ſtillgelegt habe. 
Unter dieſen Umſtänden habe der Kl., der mit der — 
zur Tatſache gewordenen — Möglichkeit habe rechnen 
müſſen, daß die Bekl. ſich weigern würde, ihm ſein 
Gehalt weiter zu zahlen, ſeine Vertragspflichten gegen 
die Bekl. nicht verletzt. Die Reviſion rügt, daß das 
BG. hierbei die Behauptung der Bekl. unberückſichtigt 
gelaſſen habe, daß die Bekl. den Betrieb ihrer Fabrik 
an die Firma L. verpachtet habe, um dieſe von ihrer, 
der Bekl. Konkurrenz zu befreien und daß demgemäß 
die Stillegung der Fabrik vereinbart worden, dies auch 
dem Kl. bekannt geweſen ſei. Bei Berückſichtigung 
dieſer Behauptungen könne das Intereſſe der Bekl. 
daran, daß der Kl. ſich nicht an einem Wettbewerb» 
unternehmen beteilige, nicht verneint werden; das 
Intereſſe der Firma L. hieran ſei auch das der Bekl. 
geweſen. Dieſer Rüge muß ſchon um deswillen der Er: 
folg verſagt werden, weil ſelbſt ein unmittelbares, der 
Wettbewerbstätigkeit des Kl. entgegenſtehendes Intereſſe 
der Bekl. die Entlaſſung des Kl. nach der Sachlage 
keineswegs rechtfertigen würde. Der erkenn. Senat 


hat in dem Urteil vom 22. Februar 1916 — RG. 88, 
127 — ausgeſprochen, daß der ohne geſetzlichen Grund 
entlaſſene Dienſtverpflichtete befugt iſt, obwohl er ſich 
dem bisherigen Dienſtherrn zur Verfügung ſtellt, ſeine 
Dienſte anderweit und zwar auch in einem mit dem 
Dienſtherrn in Wettbewerb ſtehenden Geſchäfte zu ver⸗ 
werten, ſoweit nicht ein auch für dieſen Fall 1 
vertragsmäßiges Wettbewerbsverbot entgegenſteht. Die 
Erwägungen jenes Urteils treffen auch gegenüber den 
Ausführungen der Reviſion zu. Zwar hatte die Bekl. 
den Kläger nicht entlaſſen, aber ſich doch geweigert, 
ihre Verbindlichkeit aus dem Dienſtvertrage dem Kl. 
gegenüber zu erfüllen. Er war, da er nach der un⸗ 
angefochtenen Feſtſtellung des BG. nicht verpflichtet war, 
das Dienſtverhältnis mit der Firma L. fortzuſetzen, 
in der gleichen Lage, als wenn ihm die Bekl. ge⸗ 
kündigt hätte. Ein Wettbewerbsverbot war zwiſchen 
den Parteien nicht geſchloſſen. Die Bekl. iſt daher 
nicht berechtigt, die Wettbewerbstätigkeit des Kl. zu 
beanſtanden und daraufhin dem Kl. zu kündigen. 
(Urt. des III. ZS. vom 21. Dezember 1917, III 299/17). 

4268 


— e — 
IX. 


. Manuals Schuldenmachen rechtfertigt nicht ohne 
weiteres die iehung des Pflichtteils. BGB. 8 2333 

=, . Aus den Gründen: Was die recht⸗ 
liche N der Tatſache betrifft, daß der Kläger 
bis zum Erbfall unſinnige Schulden gemacht hat, ſo 
bezeichnet das B. einen ſolchen Lebenswandel nach 
den herrſchenden Sittlichkeitsbegriffen mit Recht als 
unfittlich. Aber dies genügt nicht, um daraufhin nach 
82333 Nr. 5 BGB. den Pflichtteil zu entziehen. Hinzu⸗ 
kommen muß zweierlei: einmal muß der Lebenswandel 
wider den Willen des Erblaſſers geführt worden ſein, 
ſodann muß ſich das unſinnige Schuldenmachen mit 
Rückſicht auf die perſönl. Anlage und Lebenslage des 
Kl. als ſchuldhafte ſittl. Verfehlung feſtſtellen laſſen. 
Ueber den Grad, nach dem dieſes Verſchulden i. S. 
eines Entziehungsgrundes zu bemeſſen iſt, gibt das 
Geſetz ſelbſt ausreichenden Anhalt. Denn wie bei den 
Jründen des 8 2333 Nr. 1 bis 4 ſchon nach der Faſſung 
des Geſetzes weſentlich darauf Gewicht gelegt iſt, daß 
ſich der Abkömmling vorſätzlich vergangen hat, ſo 
muß auch bei der Würdigung des unſittl. Lebens⸗ 
wandels als Entziehungsgrund nach 8 2333 Nr. 5 den 
Ausſchlag geben, ob der Abkömmling in einer ihm 
als Schuld anzurechnenden Weiſe das Sittengebot 
verletzt hat. Würde es ſich, insbeſondere bei dem maß⸗ 
loſen Schuldenmachen, um eine bloße, an ſich nach 
allgemeinem Sittlichkeitsbegriff ebenfalls anſtößige 
Verſchwendungsſucht handeln, jo läßt das Geſetz, wie 
nach den Tatbeſtänden des 8 2333 Nr. 5 und des 8 2338 
Abſ. 1 BGB. erkennbar unterſchieden wird, nicht ſchon 
die Entziehung des Pflichtteils, ſondern nur die Be⸗ 
ſchränkung des Pflichtteilsrechts in guter Abſicht zu. 
Mit dieſen Rechtsgrundſätzen ſtehen die Ausführungen 
des BG. allerdings nicht im Einklange. Tatſächlich 
iſt zwar unangefochten feſtgeſtellt, der Erblaſſer habe 
des Glanzes der Familie wegen den verſchwenderiſchen 
Lebenswandel des Kl. angeregt, gefördert und jahres 
lang mit vollem Einverſtändnis geduldet; als er ihn 
aber mißbilligt hatte, habe es kaum in der Macht des 
Kl. gelegen, ſich alsbald ohne äußeren Zwang einem 
geordneten Leben völlig zuzukehren. Rechtlich unhaltbar 
aber iſt die angeſchloſſene Schlußerwägung, unter dieſen 
Umſtänden habe der Kl. die ihm anerzogene Ver⸗ 
ſchwendungsſucht auch nach der Mißbilligung durch 
den Erblaſſer nicht wider deſſen Willen betätigt; ſie 
ſei eine Folge des früheren eigenen Willens des Erb— 
laſſers geweſen. Mit Recht führt dagegen die Reviſion 
aus, nach dem Geſetze komme es nicht darauf an, ob 
der Kl. den unſittl. Lebenswandel ohne Verſchulden 
des Erblaſſers geführt habe; möge dieſer auch wegen 
fehlerhafter Erziehung des Kl. nicht frei von Schuld 


Nr. 9 u. 10. 151 


ſein, ſo könne dem Kl. gleichwohl der Pflichtteil ent⸗ 
zogen werden, wenn er nur wider den Willen des 
Erblaſſers unfittlich weiterlebe. Das iſt richtig und 
trifft auch hier inſoweit zu, als der Kl. trotz ernſt⸗ 
2 Vorstellungen des Erblaſſers fein unfinniges 
chuldenmachen fortgeſetzt hat. Somit muß die obige 
Erwägung des BG. als rechtsirrig ausſcheiden. Da⸗ 
durch kommt aber das BuUrteil ſelber nicht zu Fall. Denn 
nach der dem Rev. zuſtehenden eigenen rechtl. Be⸗ 
urteilung der ae en atſachen läßt ſich der Bor- 
wurf, daß der Kl. einen unſittl. Lebens wandel ſchuld⸗ 
haft, wie es der Tatbeſtand des § 2333 Nr. 5 BGB. 
erfordert, geführt habe, nicht aufrecht erhalten. In 
Es Hinſicht kommt dem Kl. die Feſtſtellung zugute, 
es habe be ns ihm anerzogenen Verſchwendungsſucht 
„kaum in feiner Macht gelegen“, „ohne äußeren Zwang“ 
von feinem unfinnigen Schul denmachen abzuſtehen. Da⸗ 
nach hat dem Kl., wie das BG. annimmt, die Einſicht 
und Willenskraft gefehlt, um ſich auf die Vorſtellungen 
des Erblaſſers hin das Sittenloſe ſeiner Lebensführung 
ausreichend zum Bewußtſein zu bringen und ſich als⸗ 
bald einem einwandfreien Lebenswandel zuzuwenden. 
Gegenüber dieſer an die Grenzen der Widerſtands⸗ 
loſigkeit reichenden Willensſchwäche fällt rechtlich auf 
den in ſeiner anerzogenen Verſchwendungsſucht ver⸗ 
fangenen Kl. nur ein ſolch geringes Maß eigener Schuld 
und Verantwortlichkeit, daß es nicht genügt, um ihm 
i. S. des § 2333 BGB. den Pflichtteil entziehen zu 
können. omit reichen die Feſtſtellungen des BG. 
in rechtl. Beziehung nur aus, um eine Verſchwen⸗ 
dungsſucht des Kl. i. S. des § 2338 Abſ. 1 BGB. 
anzunehmen. (Urt. des IV. ZS. v. 31. Januar 1918, 
IV 339/1916). E. 
4291 


B. Strafſachen. 
I. 


Die Einziehung erſtreckt ſich, wenn nicht das Geſetz 
etwas anderes beſtimmt, uur auf die Sache ſelbſt, nie: 
mals anf deren Wert oder die au ihre Stelle getretene 
Sache (ſog. Surrogat). Abgabe beſchlagnahmter Pferde 
durch die Zollbehörde an die Militärverwaltung kein 
Verkauf. G. H. ließ am 23. März 1917 unter Um⸗ 
gehung der zollamtlichen Eintrittsſtelle zu einer nicht 
vorgeſehenen Eintrittszeit und ohne vorgängige amts⸗ 
tierärztliche Unterſuchung zwei Pferde aus Böhmen nach 
Bayern einführen. Die Pferde wurden alsbald be⸗ 
ſchlagnahmt und im Laufe des Verfahrens vom Haupt⸗ 
zollamt auf Grund richterlichen Beſchluſſes an die 
bayeriſche Militärverwaltung um den „Preis“ von 
5000 M abgegeben. Das LG. verurteilte H. wegen 
eines Vergehens nach § 7 Abſ. 1 und $ 74 Abſ. 1 Nr. 3 
Vieh. in Tateinheit mit einem Vergehen der Zoll⸗ 
defraudation nach 8 135 VZollG. und erkannte u. a. auf 
Einziehung des durch den Verkauf der Pferde erzielten 
Reinerlöſes. Das RG. verwarf die Reviſion mit der 
Maßgabe, daß nicht der Reinerlös der beiden ein⸗ 
geführten Pferde, ſondern die Pferde ſelbſt einzu⸗ 
ziehen ſind. 

Aus den Gründen: Die Gründe des Urteils 
des LG. beſchränken ſich darauf, hinſichtlich der Ein- 
ziehung des durch den Verkauf der beiden eingeführten 
Pferde erzielten Reinerlöſes auf 8 77 Vieh SG. zu ver⸗ 
weiſen. Dort iſt aber die Einziehung der verbots— 
widrig eingeführten Tiere, Kadaver uſw. zwingend 
vorgeſchrieben, die Einziehung des Erlöſes dieſer Dinge 
jedoch weder angeordnet noch zugelaſſen. Aus dieſem 
Geſetze läßt ſich deshalb die Einziehung des Erlöſes 
nicht rechtfertigen, um fo weniger, als hier die Ein— 
ziehung ganz unverkennbar dem Zweck polizeilicher 
Sicherung dient. Sie iſt als Folge der Verletzung 
von Einfuhrverboten und Einfuhrbeſchränkungen an— 
gedroht, die zum Schutze gegen die Einſchleppung von 


übertragbaren Seuchen der Haustiere aus dem Aus» 
lande gerade für die Gegenſtände beſtehen, deren Ein⸗ 
ziehung vorgeſchrieben iſt, und zwar ohne Rückſicht 
darauf, ob ſie dem Verurteilten gehören und ob Ver⸗ 
folgung oder Verurteilung einer beſtimmten Perſon 
ausführbar iſt. Daraus ergibt ſich, daß durch die 
Einziehung nicht ſowohl die Perſon des Täters, als 
die gefährliche Sache getroffen, durch die Einziehung 
der Gefahr vorgebeugt werden ſoll, die beſteht, wenn 
Einfuhrverbot und Einfuhrbeſchränkungen verſagt 
haben und trotzdem Gegenſtände in das Inland ge⸗ 
langt ſind, die eine Seuche hervorrufen können. Die 
Einziehung dient deshalb in $ 77 Vieh S. haupt⸗ 
ſächlich ſeuchenpolizeilichen Zwecken, für die die Ein⸗ 
ziehung des Erlöſes der gefährlichen Gegenſtände nicht 
in Betracht kommen kann. Vgl. RGSt. Bd. 46 S. 132 
(135/136). Die Einziehung des Erlöſes der verbots⸗ 
widrig eingeführten Pferde iſt alſo aus 8 77 Vieh S. 
nach Wortlaut und Zweck dieſes Geſetzes nicht zu be⸗ 
gründen. Auch ſonſt gibt es dafür keine geſetzliche 
Unterlage. Die Pferde ſind alsbald nach der Einfuhr 
beſchlagnahmt und demnächſt vom Hauptzollamt auf 
Grund richterlichen Beſchluſſes der Militärverwaltung 
überlaſſen und von dieſer übernommen worden. Offen⸗ 
bar hat die Strafkammer geglaubt, deswegen von 
der Einziehung der Pferde abſehen und auf Ein⸗ 
ziehung des Erlöſes erkennen zu müſſen. Indes könnte, 
ſelbſt wenn die Pferde infolge des „Verkaufs“ dem 
Angeklagten nicht mehr gehörten, nach der ausdrück⸗ 
lichen Vorſchrift des 8 77 Vieh SG. darauf nichts an⸗ 
kommen. Unerheblich wäre es auch, wenn jetzt die 
Einziehung der Pferde vorausſichtlich erſchwert oder 
ſogar unmöglich geworden wäre, und daß ſie vom 
ſeuchenpolizeilichen Standpunkte jedenfalls völlig zweck⸗ 
los geworden iſt, da alle dieſe Umſtände vielleicht be⸗ 
rückſichtigt werden könnten, wenn die Einziehung in 
das Ermeſſen des Richters geſtellt wäre, aber keine 
Beachtung finden können, wenn die Einziehung zwingend 
vorgeſchrieben iſt. Keinesfalls können ſie es aber recht⸗ 
fertigen, ſtatt der vorgeſchriebenen Einziehung der 
Pferde die Einziehung ihres Erlöſes auszuſprechen. 
Sofern nicht anderes ausdrücklich im Geſetz beſtimmt 
iſt, erſtreckt ſich die Einziehung niemals auf den Wert 
der Sache oder die Sache, die an ihre Stelle getreten 
iſt (ſog. Surrogat); es iſt unzuläſſig, an Stelle der 
Sache, deren Einziehung vorgeſchrieben iſt, etwas 
anderes einzuziehen. Dazu kommt, daß die im Urteil 
ausgeſprochene „Einziehung des durch den Verkauf 
der beiden eingeführten Pferde erzielten Reinerlöſes“ 
keinerlei ſachlichen Inhalt hat. Selbſt wenn die Pferde, 
wie die Strͤ. annimmt, verkauft worden wären, fo 
wären ſie doch nicht vom Angekl. verkauft worden, 
ſondern vom Hauptzollamt, der Erlös wäre deshalb 
längſt Eigentum des Staates und es bedürfte nicht 
noch der Einziehung, um ihn dazu zu machen. In 
Wahrheit liegt aber gar kein Verkauf vor, die Pferde 
ſind vielmehr von der bayer. Zollbehörde der bayer. 
Militärverwaltung überlaſſen worden, Geber und 
Nehmer ſind Vertreter einer und derſelben juriſtiſchen 
Perſon, deren Sachen nicht die eine Verwaltung an 
die andere verkaufen und die ſich ſelbſt nicht einen 
Kaufpreis ſchuldig werden kann. Andererſeits hat 
der Staat durch die Beſchlagnahme der Pferde nur 
ein bedingtes Eigentum an den Pferden erworben — 
RGSt. Bd. 37 S. 15 (17) —, und deshalb kann die 
Einziehung der Pferde für ihn ſehr wohl von Be⸗ 
deutung ſein, da ſie ihm das unbedingte Eigentum 
verſchafft, wenn er noch im Beſitze der Pferde iſt. In 
ſinngemäßer Anordnung des § 394 StPO. war deshalb 
an Stelle der Einziehung des Erlöſes die der Pferde 
ſelbſt auszuſprechen. (Urt. des I. StS. vom 4. Febr. 
1918 1 D. 560/17). Sch. 
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II. 

Zur Unterſcheidung zwiſchen Aenßerungen, die „zur 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen“ und „bei Gelegen⸗ 
heit“ der Wahrnehmung ſolcher Intereſſen gemacht find; 
als Aeußerungen der chen Art entbehren des Schutzes 
des 5 193 StG. une ſolche, die nicht in fachlichem Zu⸗ 
ſammenhang mit der zur Wahrnehmung berechtigter 
nn getauen Aenßerung ſtehen, aljo über deren 

ahmen hinausgehen. Beſteht dieſer Zuſammenhang, 
fo kaun nur aus der Form und den begleitenden Um⸗ 
ſtänden der Aeußerung, nicht aus deren Inhalt eine 
Beleidigung hergeleitet werden. Aus den Gründen: 
Die Strͤ. hat erſichtlich die Bedeutung des § 193 StGB. 
verkannt. Sie geht davon aus, daß der Angekl. den 
Brief an den Vorſtand der Anwaltskammer in der 
Hauptſache „in Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
geſchrieben habe, zu dem Zwecke nämlich, der Anwalts⸗ 
kammer, der er bisher als Mitglied unterſtanden hatte, 
die Gründe ſeines Ausſcheidens aus der Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft darzulegen“. Hiernach billigt ſie ihm jedenfalls 
für die Darlegung dieſer Gründe an ſich den Schutz 
des 8 193 zu. Sie verſagt ihn hier aber in der be⸗ 
ſonderen Erwägung, daß ſich der Angekl. gelegentlich 
dieſer Wahrnehmung berechtigter Intereſſen zu einer 
Beleidigung habe hinreißen laſſen. Dieſe Beleidigung 
findet ſie darin, daß er in ſeinem Briefe ſchrieb, er 
dürfe in ſeiner Stellung — d. h. wie im zweiten Ab⸗ 
ſatze des Schreibens wörtlich geſagt wird, — „zumal 
in feiner Eigenſchaft als Staatsbeamter und als Be» 
amter einer öffentlichen Kreditanſtalt dauernd“ nur 
völlig einwandfreie Beziehungen unterhalten, habe 
deshalb ſeine Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft auf⸗ 
gegeben und ſehe damit auch ſeine Beziehungen zur 
Anwaltskammer als gelöſt an. Hierdurch habe er, 
wie die Strͤ. begründend ausführt, unzweideutig zum 
Ausdruck gebracht, daß er die Mitglieder der Anwalts⸗ 
kammer, insbeſondere deren Vorſtand, an den er den 
Brief gerichtet hatte, als einwandfreie Perſönlichkeiten 
nicht mehr anſehen könne. Dies iſt in ſich unklar und 
läßt eine unrichtige Auslegung des 8 193 StGB. er⸗ 
kennen. Die Str. Stellt ſich ſelbſt auf den Stand⸗ 
punkt, daß der zweite Abſatz des Briefes, ſoweit er 
vorſtehend wiedergegeben iſt, die Angabe des Grundes 
enthält, aus dem der Angeklagte aus der Rechts⸗ 
anwaltſchaft ausgetreten iſt und von dem ſie annimmt, 
daß er der Anwaltskammer zur Wahrnehmung ſeiner 
berechtigten Intereſſen dargelegt werden konnte und 
dargelegt worden iſt. Alsdann hat ſie aber das Weſen 
einer bloß bei Gelegenheit der Wahrnehmung berech⸗ 
tigter Intereſſen getanen Aeußerung im Gegenſatze zu 
einer Aeußerung, die zu deren Wahrnehmung gemacht 
worden iſt, verkannt. „Bei Gelegenheit“ oder „ge⸗ 
legentlich“ einer ſolchen Intereſſenwahrnehmung iſt 
eine Aeußerung nur getan, wenn ſie außer ſachlichem 
Zuſammenhange mit der zur Wahrnehmung berech⸗ 
tigter Intereſſen gemachten Aeußerung ſteht, alſo über 
deren Rahmen hinausgeht. Nach den Urteilsfeſt⸗ 
ſtellungen handelt es ſich aber hier nicht um eine 
Aeußerung, die über den Rahmen der Intereſſenwahr⸗ 
nehmung hinausgegangen wäre, ſondern um die Aeuße⸗ 
rung, die ſelbſt zur Wahrnehmung der berechtigten 
Intereſſen getan worden iſt. Mit einer ſolchen Aeuße⸗ 
rung kann ſich zwar der Zweck der Beleidigung ver⸗ 
binden. Die Aeußerung wird dadurch aber keineswegs 
zu einer nur bei Gelegenheit der Intereſſenwahr⸗ 
nehmung gemachten Aeußerung, bleibt vielmehr immer 
noch gleichzeitig zur Wahrnehmung berechtigter In⸗ 
tereſſen getan. Nur darf die ihr außerdem zu ent⸗ 
nehmende Beleidigung nach 8 193 StGB. nicht bloß 
aus ihrem Inhalt hergeleitet werden. Vielmehr muß 
ſie ſich als Abſicht des Aeußernden aus der Form der 
Aeußerung oder den begleitenden Umſtänden ergeben 
(RGSt. Bd. 29 S. 54 (57/58). Dahingehende Feſt⸗ 
ſtellungen brauchten von dem unrichtigen Standpunkt 
der Strͤ. aus nicht getroffen zu werden und find im 
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Urteile auch nicht getroffen worden. Von begleitenden 
Umſtänden, die auf die Abſicht der Beleidigung hätten 
ſchließen laſſen, iſt darin überhaupt nicht die Rede. 
(RS St. Bd. 16 S. 139 [140], Bd. 21 S. 257). Zwar 
jagt die Str., der Angekl. habe mit der ſchon wieder⸗ 
gegebenen Aeußerung den Mitgliedern der Anwalts⸗ 
kammer, insbeſondere ihrem Vorſtande, in ſcharfer und 
bewußter Weiſe feine Mißachtung erklärt; die Be⸗ 
gründung für dieſe zum Ausdruck gebrachte Miß⸗ 
achtung habe er im erſten Abſatze des Briefes ge⸗ 
geben, dahin nämlich, daß die Anwaltskammer das 
Geſchüftsgebaren des RA.s K. nicht gerügt, vielmehr 
als mit der Würde des Standes vereinbar anerkannt 
habe. Allein die Str. macht in keiner Weiſe erſicht⸗ 
lich, worin nach ihrer Auffaſſung eine über den ſachl. 
Inhalt der Aeußerung hinausgehende Schärfe des Aus⸗ 
drucks liegen ſoll und wie ſich der Angekl. anders, 
d. h. weniger ſcharf, hätte ausdrücken können, ohne 
den ſachl. Inhalt ſeiner Aeußerung zu beeinträchtigen. 
Soweit alſo die Strͤ. die Abſicht des Angekl., die 
Anwaltskammer und deren Vorſtand zu beleidigen, 
etwa feſtſtellen wollte und feſtgeſtellt hat, hat ſie ſie 
nicht erkennbar aus der Form der Aeußerung, ſondern 
aus deren Inhalt hergeleitet. Das war nach 8 193 StGB. 
8.8175 (RGSt. Bd. 21 S. 1 [2], Bd. 34 S. 80, Bd. 40 
S. 317, Bd. 4 S. 111 [113)). Feſtſtellungen der vor⸗ 
erwähnten Art wären nicht erforderlich, wenn der 
Angekl. mit der als beleidigend angeſehenen Aeußerung 
berechtigte Intereſſen überhaupt nicht wahrnehmen 
wollte und die Strͤ. in der Lage geweſen wäre, dies 
nachzuweiſen. An einem ſolchen Nachweiſe fehlt es 
aber nicht nur, vielmehr hat die Str. umgekehrt 
angenommen, daß die Aeußerung zur Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen getan worden iſt. (Urt. des 
V. StS. vom 11. Dez. 1917, 5 D 591/1917). E. 
4824 
III. 


Nach welchen Beſtimmungen iſt die unerlaubte Ber» 
änßerung des einem Bäcker zur Verarbeitung für feine 


Kunden zugewieſenen Mehles ſtraſbar ? Die Höchſt⸗ 


preiſe für Brotgetreide gelten nicht für das daraus 
gewonnene Mehl (BR VBO. vom 29. Juni 1916 über den 
Verkehr mit ie und Mehl aus der Ernte 1916 in 
der Faſſung vom 24. Juli 1916 5 1. 7, 9, 47, 57, 60 Nr. 2. 
BRBO. vom 24. Juli 1916 über Höchſtpr. für Brot⸗ 
getreide 55 1, 2). Aus den Gründen: Nach den 
bisherigen Feſtſtellungen unterliegt die Anwendung der 
58 1 und I BRV O. über den Verkehr mit Brotgetreide 
und Mehl aus der Ernte 1916 vom 29. Juni 1916 i. d. F. 
der Bek. v. 24. Juli 1916 (RG Bl. S. 617, 782) rechtlichen 
Bedenken. Nach 81 Abſ. 1 iſt das im Reiche angebaute 
Brotgetreide mit der Trennung vom Boden für den 
Kommunalverband beſchlagnahmt, in deſſen Bezirk es 
gewachſen iſt; nach Abſ. 2 erſtreckt ſich dieſe Beſchlag⸗ 
nahme auch auf das aus beſchlagnahmtem Brotgetreide 
ermahlene Mehl. Nach 87 endet dieſe den Erzeuger 
treffende Beſchlagnahme mit dem freihändigen Eigen⸗ 
tumserwerbe durch die Reichsgetreideſtelle oder den 
Kommunalverband, für den die Vorräte beſchlagnahmt 
find, mit der Enteignung, einer nach 8 6 zugelaſſenen 
oder einer vom Kommunalverband genehmigten Ver⸗ 
wendung. Aus dem Urteil iſt nicht zu erſehen, ob 
eine dieſer Erwerbsarten oder nur eine vom om» 
munalverbande genehmigte Verwendung des für ihn 
beſchlagnahmt geweſenen, von dem Beſchwerdeführer 
und dem Angekl. R. verkauften und vom Angekl. Oe. 
angekauften Mehles vor dieſem Verkauf und Ankauf 
vorgelegen hat. Daß aber das eine oder andere Er⸗ 
eignis dieſem voraufgegangen ſein muß, macht das 
Urteil dadurch erſichtlich, daß es feſtſtellt, das Mehl 
ſei dem Beſchwerdeführer zur Verarbeitung für ſeine 
Kunden zugewieſen. Eine ſolche Zuweiſung kann nur 
gemäß 5 47 BO. erfolgt fein, nach dem die Kommunal⸗ 
verbände den Verbrauch der für ſie beſchlagnahmten 
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Vorräte in ihrem Bezirk zu regeln und insbeſondere 
die Verteilung von Mehl an Bäcker, Konditoren und 
Kleinhändler vorzunehmen haben. Iſt dieſe Ver⸗ 
teilung erfolgt und eine beſtimmte Menge Mehl dem 
einzelnen Bäcker, hier dem Beſchwerdeführer, nicht 
nur zugewieſen, ſondern auch an ihn ausgeliefert 
worden, ſo muß zum mindeſten eine vom Kom⸗ 
munalverbande genehmigte Verwendung vorgelegen 
haben; denn ohne ſolche wäre die Zuweiſung und 
Auslieferung des Mehles an den Beſchwerdeführer 
nicht möglich geweſen. Die Beſchlagnahme des Mehles 
aus 8 1 war aber dann zur Zeit der den Angekl. zur 
Laſt gelegten Handlung aufgehoben und der Bäcker 
und andere Perſonen, die über das dem erſteren zu⸗ 
Bun Mehl in anderer Weiſe verfügten, als ihm 
ei deſſen Auslieferung vorgeſchrieben war, konnten nicht 
mehr aus 89 Bek. beſtraft werden, weil die Verfügung 
von der Beſchlagnahme freigewordenes Mehl betraf. Für 
eine Beſtrafung wegen einer Verfügung über ſolches 
Mehl können nur $ 57 oder 860 Nr. 2 BO. in Bes 
tracht kommen. Auch die Verurteilung wegen Ueber⸗ 
ſchreitung der in der BRBO. vom 24. Juli 1916 (RGBl. 
S. 820) für Brotgetreide feſtgeſetzten Höchſtpreiſe iſt 
nicht bedenkenfrei begründet. Die BO. ſetzt in 8 1 
Höchſtpreiſe für die Tonne inländiſchen Roggens, in 
§ 2 ſolche für die Tonne inländiſchen Weizens feſt. 
Die Angekl. haben weder Roggen noch Weizen, Brot⸗ 
getreide, ſondern das aus Weizen durch Vermahlen 
gewonnene Mehl verkauft oder angekauft. Einen 
Höchſtpreis für dieſes aus der Verarbeitung von Brot⸗ 
getreide gewonnene Nahrungsmittel ſetzt die an⸗ 
gezogene VO. nicht feſt. Aus ihr kann daher auch 
die Verurteilung wegen Ueberſchreitung der Höchſt⸗ 
preiſe bei dem Verkauf von Mehl nicht begründet 
werden. Die Str. wird zu prüfen haben, ob und 
durch welche Vorſchrift ein Höchſtpreis für Mehl feſt⸗ 
geſetzt iſt, und ob die Angekl. dieſe Höchſtpreisfeſtſetzung 
überfchritten haben, ſowie ferner, ob eine Verfehlung 
gegen die Preistt VO. (85 Nr. 1) vorliegt. (Urt. des 
V. StS. vom 15. Febr. 1918, 5 D 862/17). E. 
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VI. 


Das untätige Verhalten eines Wächters gegenüber 
einem Diebſtahl als Hilfeleiſtung durch die Tat i. S. 
des 8 49 StSB. Aus den Gründen: Die Strͤ. 
nimmt an, daß der Beſchwerdeführer zu dem von den 
Mitangekl. ſowie feinem Sohne gemeinſchaftl. aus⸗ 
geführten Diebſtahle durch die Tat Beihilfe geleiſtet 
hat, und ſieht dieſe Beihilfe in dem Unterlaſſen pflicht⸗ 
mäßigen Handelns. Das ergibt die Schlußfeſtſtellung 
in Verbindung mit der voraufgehenden Sachdarſtellung 
und der ſich an dieſe anſchließenden Erörterung. Eine 
Beihilfe durch Rat ſteht daher nicht in Frage. Das 
RG. hat ſchon wiederholt ausgeſprochen, daß, wenn 
auch im allgemeinen eine bloße Nichtverhinderung einer 
Straftat und eine bloße Nichtanzeige, das bloße untätige 
Verhalten, noch nicht eine Beihilfe ſein würde, weil 
ſolch Unterlajfen nicht Handeln durch Tun und nicht 
Mittel und Miturſache zu einer fremden Tat ſein 
könnte, ein Unterlaſſen dann zum Handeln werde, 
wenn eine Pflicht zum Handeln beſtehe und die tatſächl. 
Möglichkeit dazu gegeben ſei, da dann das Unterlaſſen 
die Urſache oder Miturſache des Geſchehenen ſei (RGSt. 
Bd. 11 S. 153, Rechtſpr. Bd. 4 S. 886, Bd. 6 S. 250). 
Die Verurteilung des Beſchwerdeführers aus $ 49 
StGB. iſt danach rechtl. bedenkenfrei. Nach der ein⸗ 
wandfreien Annahme der Strfl. war der Angekl. als 
Gemeindenachtwärter angeſtellt und als ſolcher vers 
pflichtet, den, wie ihm bekannt war, in einem der 
Häuſer der Gemeinde beabſichtigten Diebſtahl zu ver⸗ 
hindern. Nach ihrer Feſtſtellung wäre der Angelkl. 
auch ſehr wohl imſtande geweſen, die jungen Leute zum 
Gehorſam zu zwingen, wenn ihm hieran ernſtlich 
gelegen hätte. Er hat nach dem Urteile auf die Diebe 
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zu denen auch ſein Sohn gehörte, weder durch Weiſungen 
noch durch Gebote einzuwirken geſucht, es vielmehr 
widerſpruchslos geſchehen laſſen, daß ſie ſeine Leiter 
zur Ausführung des Diebſtahls mit ſich nahmen. Die 
StK. hat danach nicht geirrt, wenn ſie annahm, daß 
hier das pflichtwidrige Unterlaſſen des Beſchwerde⸗ 
führers Miturſache des von den Dieben ausgeführten 
Diebſtahls ſei. (Urt. des V. StS. vom 25. Januar 1918, 
5D 772/17). E. 
4336 


V. 


Ablehnung eines Beweibantrags, der die Unmsg⸗ 
lichkeit der von einem Zengen bekundeten Wahrneh⸗ 
mung dartun will. ft ein ſolcher Antrag auf die Be⸗ 
kundung einer finnlichen Wahrnehmung oder die Ab⸗ 
gabe eines Gutachten! . Verſchiedene Stellung 
es Gerichts gegenüber . anf Bernehmung eines 
Zeugen über 1 frühere Wahrnehmungen und An: 
trägen anf eine ſenſtwie zu bewirkende Aufklärung des 
Sachverhalts. Aus den Gründen: Die 858 243, 
377 Nr. 8 StPO. find nicht verletzt. Nach den Ur⸗ 
teilsfeſtſtellungen hat die Zeugin bekundet, daß ſie die 
Bewegungen an der Zunge des Schnäpperſchloſſes mit 
ihren Augen wahrgenommen habe, und dabei eine Be⸗ 
ſchreibung über die Einrichtung des mal gegeben, 
aus der Ib das LG. unzweideutig die Außerl. Wahr: 
re eit der Bewegungen des Schnäppers zu ent⸗ 
nehmen war. Dieſe Ausſage zu widerlegen war das 
offenkundige Ziel des vom Verteidiger geſtellten Be⸗ 
weisantrages. Es ſollte die Unmöglichkeit der be⸗ 
haupteten Wahrnehmung bewieſen werden, um daraus 
die Unwahrheit der Ausſage zu folgern. Das LG. 
hat den Antrag mit der Begründung abgelehnt, es 
ei keine Tatſache unter Beweis geſtellt, der Beweis⸗ 
atz enthalte vielmehr ein Gutachten. Die Unhalt⸗ 
barkeit dieſer Begründung iſt der Reviſton duäugeben. 
Es handelte ih ohne Zweifel um die Aufftellung einer 
tatſächlichen Behauptung. Denn die Unmöglichkeit der 
Wahrnehmung eines jederzeit wiederholbaren Vor⸗ 
ganges läßt ſich durch nt Beobachtung feſt⸗ 
ſtellen und iſt demnach ſelbſt ein Gegenſtand ſinnlicher 
Wahrnehmung. Davon, daß der Beweisantritt mit 
Rückſicht auf die Art ſeines Gegenſtandes für unzu⸗ 
läſſig zu erachten ſei, konnte demnach keine Rede fein. 
Die Unzuläſſigkeit würde übrigens auch nicht vorge⸗ 
legen haben, wenn der Antrag auf Herbeiführung 
eines Gutachtens abgezielt hätte. Das Bedenken, daß 
der Antrag die Bezeichnung des Beweismittels nicht 
enthielt, bedarf keiner Erörterung, da die Strͤ. darin 
keinen Ablehnungsgrund gefunden hat und auch kein 
ſolcher darin gefunden werden konnte. Denn, wenn 
das LG. den Antrag nicht ohne weiteres als auf 
Augenſcheinseinnahme gerichtet anſah, ſo ſtand ihm 
nach Sinn und Zweck des Antrages frei, einen geeigneten 
Zeugen mit der erforderl. Sachprüfung zu beauftragen, 
um ihn ſodann über das Ergebnis ſeiner Wahrnehmung 
zu hören (RGSt. 47, 100 ff.). Der Verfahrensmangel 
gefährdet jedoch nicht den Beſtand des Urteils. Es 
unterliegt keinem Bedenken, daß die in den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen von der Str. für die Ablehnung 
des Beweisantrages vorgebrachten felbitändigen Er⸗ 
wägungen ausgereicht haben würden, die Ablehnung 
in zuläſſiger Weiſe zu rechtfertigen. Denn abgeſehen 
von dem eine beſondere Beurteilung erfordernden Falle 
der Vernehmung eines Zeugen über frühere Wahr: 
nehmungen — der hier nicht in Betracht kommt — 
unterliegt die Entſcheidung über den Umfang der durch 
Beweiserhebung zu bewirkenden Sachaufklärung dem 
pflichtmäßigem Ermeſſen des Tatrichters (RGSt. 47, 
100 105). Die in den Entſcheidungsgründen anges 
ſtellten tatſächl. Erwägungen, welche der Strͤ. eine 
weitere Beweiserhebung als entbehrlich erſcheinen 
ließen, ergeben keine Verkennung oder Verletzung dieſer 
Pflicht. Wie das Urteil erkennen läßt, hielt das LG. 
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den tatſächl. Zuſtand des Schnäpperſchloſſes durch das 
bisherige Beweis⸗ und Verhandlungsergebnis für hin⸗ 
reichend aufgeklärt, zumal die Angekl. 5 der Bes 
ſchreibung nicht widerſprochen hat, die die Zeugin von 
dem Schloſſe gegeben hatte, und aus der klar hervor⸗ 
ging, daß die Bewegungen des Schnäppers von innen 
zu ſehen ſind. Es iſt danach bei Lage des Falles 
ausgeſchloſſen, und die Reviſionsbegründung hat in 
dieſer Richtung gleichfalls nichts weiteres vorgebracht, 
daß die Angekl. ihr Beweisverlangen noch in anderer 
und geeigneter Weiſe hätte ſtützen können, um gegen- 
über der Ueberzeugung des Gerichts die Notwendigkeit 
weiterer Sachaufklärung darzutun. Das Urteil beruht 
daher nicht a dem Verſtoße. (Urt. des V. StS. vo 

12. Januar 1918, 5 D 711/1917). E. 
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„Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


1 


Hat ein anderes als das für die Anordnung der 
Fürſorgeerziehung zuſtändige Bormundſchaftsgericht die 
vorläufige Unterbringung nach Art. 7 FC. verfügt, 
das zuſtändige Vermundſchaftsgericht aber die Verfügung 
nach Art. 7 Abſ. 2 Satz 3 aufrecht erhalten, fo kann ſich 


eine Beſchwerde uur mehr gegen deſſen Entſcheidung, 


nicht gegen die Verfügung jenes zuerſt tätig gewordenen 
Gerichts richten. Ein unzuläſſiges Rechtsmittel kann 
nicht „eventuell“ fachlich gewürdigt werden. Das AG. 
M. hat mit Beſchluß vom 18. Dez. 1917 auf Grund 
des Art. 7 Abſ. 2 Satz 1 u. 2 JE. die vorläufige Unter⸗ 
bringung der in ſeinem Bezirk aufgegriffenen Th. S. 
angeordnet. Die Vormundſchaft über die Genannte wird 
bei dem AG. L. geführt. Nach der am 26. desſelben Monats 
an die Mutter des Mädchens erfolgten Zuſtellung des Be⸗ 
ſchluſſes richtete dieſe am 28. Dez. an das AG. M. einen 
Brief, worin ſie u. a. bittet, von der Unterbringung ihrer 


Tochter in einer Anſtalt abzuſehen. Nachdem ſodann 


das AG. L. von der Tatſache der daſelbſt beſtehenden 
Vormundſchaft dem AG. M. Kenntnis gegeben und das 
Fürſorgeverfahren zu übernehmen erklärt hatte, gab 
das AG. M. die Akten an das AG. L. ab unter Hin⸗ 
weiſung auf die Obliegenheit zur Entſcheidung nach 
Art. 7 ZES. Mit Beſchluß vom 15. Jan. 1918 hielt 
das AG. L. nach Einvernehmung der Mutter die An⸗ 
ordnung des AG. M. vom 18. Dez. 1917 aufrecht und 
teilte dieſen Beſchluß u. a. der Mutter mit. Darauf 
erklärte 5 am 25. Jan. bei dem AG. L., daß fie 
gegen den alu vom 18. Dez. Beſchwerde erhebe, 
und ergänzte ihre Erklärung am 11. Febr. dahin: fie 
habe Js mit dem an das AG. M. gerichteten Briefe 
vom 28. Dez. gegen die Anordnung vom 18. Dez. bes 
ſchweren wollen, habe dann, da ſie auf ihren Brief 
nichts hörte, die Erklärung vom 25. Jan. bei dem AG. 
L. abgegeben und halte nun ihre Beſchwerde vom 
28. Dez. und 25. Jan. aufrecht. Das LG. hat die Be⸗ 
9 mit der Begründung als unguläf 9 verworfen, 
aß die Erklärung in dem Briefe vom 28. Dez. keine 
Beſchwerde gegen den Beſchluß vom 18. Dez. ſei, daß 
als Beſchwerde vielmehr nur die Protokollarerklärung 
vom 25. Jan. in Betracht komme, dieſe aber, weil 
ſpäter als 14 Tage nach der Beſchlußzuſtellung erfolgt, 
unzuläſſig ſei. Im Anſchluß hieran führte das Gericht 
aus: „Selbſt wenn man in dem Briefe vom 28. Dez. 
1917 eine Beſchwerde erblicken wollte, wäre das Rechts⸗ 
mittel — die etwaige Beſchwerde — unbegründet; 
dabei wiederholt und billigt das Gericht im weſent⸗ 
lichen die ſachl. Feſtſtellungen und Erwägungen, die 
dem Beſchluſſe vom 18. Dez. 1917 zugrunde liegen.“ 
Auf die weitere Beſchwerde der Mutter wurde der 
Beſchluß aufgehoben und die Sache an das LG. zurück⸗ 
verwieſen. 


Aus den Gründen: Es ift rehtirrig, wenn 
die Vorinſtanz als Gegenſtand der Beſchwerdeführung 
nur den Beſchluß des AG. M. vom 18. Dez. 1917 an⸗ 
ſieht. Das AGG. L. als das zuſtändige Vormundſchafts⸗ 
gericht hat durch den Beſchluß vom 15. Jan. 1918 die 
vorläufige Anordnung des AG. M. in geſetzlicher Weiſe 
— Art. 7 Abſ. 2 Satz 3 Féc. — beſtätigt und da⸗ 
durch zu ſeiner eigenen Anordnung gemacht. Damit war 
die Befaſſung des AG. M. mit der Sache erloſchen und 
die Zuſtändigkeit für das ganze Fürſorgeerziehungs⸗ 
verfahren ſowie die Verantwortung für die angeord⸗ 
nete vorläufige Unterbringung der Th. S. in vollem 
Umfange auf das AG. L. übergegangen; von ihm allein 
— nicht mehr von dem nun ausgeſchalteten AG. M. — 
ſchrieb ſich von da an die Wirkſamkeit der beſtätigten 
Anordnung her. Eben deshalb konnte ſich von dem 
Zeitpunkte der Beſtätigung an die Beſchwerde nur 
mehr gegen die Anordnung des AG. L. richten; nur 
durch dieſe waren von da an gegebenenſalls die Be⸗ 
teiligten beſchwert, eine vorher gegen den Beſchluß 
des AG. M. eingelegte Beſchwerde verlor durch jene 
Beſtätigung ihre ſelbſtändige Bedeutung; eine Wirkung 
kam einer ſolchen Beſchwerde fortan nur mehr zu, 
ſofern und ſoweit ſie ſich zugleich gegen die Beſtätigungs⸗ 
anordnung richtete. Aus dieſem Grunde kommt es 
nicht mehr weſentlich darauf an, ob die Vorinſtanz 
der briefl. Erklärung vom 28. Dez. 1917 mit Recht 
oder mit Unrecht die Bedeutung einer Beſchwerde ver⸗ 
ſagt hat, wenn nur die Protokollarerklärung vom 
25. Jan. 1918 eine nach Form, Friſt und Inhalt wirk⸗ 
ſame Beſchwerdeeinlegung enthielt. Dies iſt aber un⸗ 
zweifelhaft der Fall. Die Entſcheidung des LG. mußte 
deshalb aufgehoben werden. Sie weiſt aber noch 
einen weiteren Rechtsirrtum inſofern auf, als die 
Vorinſtanz, obwohl ſie die Beſchwerde als prozeſſual 
unzuläſſig erklärt, ſie daneben eventuell auf Grund 
ſachl. Prüfung auch als unbegründet bezeichnet. Es 
iſt anerkannten Rechtens, daß ein Rechtsbehelf nicht 
gleichzeitig als prozeſſual unzuläſſig und als ſachlich 
unbegründet behandelt und verworfen werden darf. 
Dieſer Grundſatz gilt nicht nur in dem Sinne, daß 
ein Gericht nicht unentſchieden laſſen darf, ob es den 
Rechtsbehelf aus dem einen oder dem anderen Grunde 
verwirft, ſondern auch in dem Sinne, daß das Gericht 

den für unzuläſſig erachteten Rechtsbehelf auch nicht 
eventuell für unbegründet erklären kann. Es darf 
überhaupt in eine Prüfung der materiellen Sachlage 
nur eintreten, wenn es die prozeſſualen Vorausſetzungen 
der Sachentſcheidung für erfüllt anſieht. Verneint es 
dieſe und erkennt es gleichwohl in der Sache ſelbſt, 
ſo gelten die ſachlichen Ausführungen für nicht ge⸗ 
ſchrieben und der Rechtsmittelrichter hat, falls er die 
Zuläſſigkeit des Rechtsbehelfs bejaht, ohne Nachprüfung 
der ſachlichen Rechtslage, auch wenn dieſe ſonſt 
klar wäre, die angefochtene Entſcheidung, die für die 
betroffene Partei ſchon wegen des die Zuläſſigkeit des 
Rechtsbehelfs verneinenden Ausſpruchs eine Beſchwer 
begründet, unbedingt und uneingeſchränkt aufzuheben. 
(RG. v. 27. Mai 1908 in Gruchot 52, 1129 ff., RG. Ver ZS.] 
E. 70, 187; BayoObsG. v. 7. Dez. 1900 in Seuff A. 56 
N. 271; Schlegelberger, FGG. Bem. I, 5 zu 825; Unger in 
Buſchs Z. 39, 95; Gaupp⸗Stein, ZPO. Bem. II. C. 1 
zu 8 300, Bem. II 211 zu 8 537). (Beſchl. des I. 3S. 
v. 1. März 1918, Reg. III Nr. 10/1918). M. 
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II. 


Eine Grundſtücksveränßerung, die gegen die An: 
erdunng des Kriegs miniſteriums vom 15. Oktober 1917, 


betr. Beſchränkung des Verkehrs mit landwirtſchaftlichen 


Erundſtücken (Sting. Nr. 241 Bl. 2) verſtößt, iſt nichtig 
(8868. 5 134). Auch Beräußerungen eines Landwirts 
an eines feiner Kinder fallen unter die Anordnung. Wenn 
Zweiſel beſtehen, ob ein landwirtſchaftliches Grundſtück 
Gegenſtand des Bertrags iſt, jo hat die Diſtriktsver⸗ 
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waltungsbehörde zu entſcheiden. Der Beſchwerdeführer 
lebt vom Betrieb des Ackerbaues; er bebaut nach einer 
Mitteilung des Bürgermeiſteramts etwa 16 Morgen Land 
und hält zwei Kühe, zwei Ziegen und ein Schwein. 
Ob er Eigentümer der von ihm bebauten Grundſtücke 
iſt oder ob er das Land nur gepachtet hat, iſt nicht 
feſtgeſtellt. Er hat am 7. November 1917 ſein Wohn⸗ 
haus in W. mit Scheuer, Stall und Hof ſowie Garten 
zu 0,027 ha an feine großjährige Tochter K. Bl. ver⸗ 
kauft. Das Grundbuchamt hat die Eintragung der 
„ in das Grundbuch abgelehnt, weil dem 
Vollzug ein Hindernis entgegenſtehe, und beſtimmte 
den Antragſtellern eine Friſt von zwei Wochen zur 
Hebung des Hinderniſſes. Nach der Bek. des KrMin.s 
v. 15. Okt. 1917, betreffend Beſchränkung des Verkehrs 
mit landwirtſchaftl. Grundſtücken, bedürfe der Vertrag, 
durch den der eine Teil ſich verpflichte, das Eigentum 
an einem landwirtſchaftl. Grundſtücke zu übertragen, 
ſowie die Auflaſſung der Genehmigung der Diſtrikts⸗ 
verwaltungsbehörde, wenn der Erwerber nicht Land⸗ 
wirt ſei. Veräußert ſei ein landwirtſchaftl. Anweſen, 
wie ſchon aus deſſen Beſchreibung hervorgehe. Nicht 
behauptet werde, daß die Erwerberin ſelbſtändig oder 
unſelbſtändig im Hauptberufe die Landwirtſchaft be⸗ 
treibe; dies ſei auch nicht anzunehmen. Die Urkunde 
bedürfe daher der Genehmigung. Die von dem No⸗ 
tariate geltend gemachte Ausnahme für unmittelbare 
Abkömmlinge des abtretenden Eigentümers beſtehe 
nicht. Der Vollzug der Urkunde im Grundbuche werde 
daher von dem Nachweiſe der Genehmigung des Eigen⸗ 
tumsübergangs durch die Diſtriktsverwaltungsbehörde 
abhängig gemacht. Die Beſchwerde und die weitere 
Beſchwerde wurden zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Der Vertrag, durch den 
der Eigentümer eines landwirtſchaftl. Grundſtücks das 
Eigentum hieran zu übertragen ſich verpflichtet, ſowie 
die Erklärung der Auflaſſung bedarf nach Ziff. I der 
auf Grund des Art. 4 Nr. 2 Kr 3G. zur Erhaltung der 
öffentlichen Sicherheit erlaſſenen Anordnung des 
Kriegsminiſteriums vom 15. Okt. 1917 der Genehmi⸗ 
gung der Diſtriktsverwaltungsbehörde, wenn der Er⸗ 
werber nicht Landwirt iſt. Als Landwirte in dieſem 
Sinne find nad Ziff. II der Vorſchrift nur Perſonen 
anzuſehen, die die Landwirtſchaft ſelbſtändig oder un⸗ 
ſelbſtändig — das heißt als Nießbraucher, Pächter, 
Mieter u. dgl. — im Hauptberuf ausüben. Die Anſicht 
des Notarlats W., daß die Beteiligten, die die er⸗ 
forderl. Genehmigung einzuholen unterlaſſen, ſich 
ſtrafbar machen, daß aber der Vertrag gleichwohl 
gültig und grundbuchamtl. zu vollziehen ſei, iſt rechts⸗ 
irrig. Vielmehr ſind die Eigentumsübertragung und 
die Auflaſſung, die gegen die Anordnung des Kriegs⸗ 
miniſteriums verſtoßen, nach 8 134 BGB. nichtig, da 
ſich nicht aus der Vorſchrift ein anderes ergibt. Das 
Grundbuchamt hat zwar nicht die Wirkſamkeit des den 
rechtl. Grund der Auflaſſung bildenden Rechtsgeſchäfts 
zu prüfen (Beſchl. des Sen. vom 23. Okt. 1908 Bd. 9 
S. 523); wohl aber hat es darauf zu achten, ob die 
nach 8873 BGB. zur Uebertragung des Eigentums 
an einem Grundſtück erforderl. Einigung des Ver⸗ 
aͤußerers und des Erwerbers gültig iſt, und hat die 
Eintragung in das Grundbuch abzulehnen, wenn die 
Einigung der Beteiligten über die Rechtsänderung nicht 
wirkſam iſt, weil fie die Vorausſetzung für den Ueber⸗ 
gang des Eigentums bildet. Steht der Eintragung 
ein Hindernis entgegen und iſt der Mangel nach den 
Umſtänden leicht und ohne beſonderen Zeitverluſt zu 
beheben, fo iſt den Beteiligten nach $ 18 Abſ. 1 EBD. 
eine angemeſſene Friſt zur Beſeitigung des Hinder⸗ 
niſſes zu beſtimmen. Gegen dieſe Rechtsgrundſätze 
verſtößt der angefochtene Beſchluß nicht. Mit Recht 
wird von dem LG. die Auffaſſung der Beſchwerde⸗ 
führer zurückgewieſen, daß das Grundbuchamt nach 
Ziff. 8 Abſ. 1 IMBek. vom 23. Okt. 1917 (JM Bl. 
Beibl. S. 257) nur bei Urkunden, die außerhalb 
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Bayerns aufgenommen worden find, zu prüfen habe, 
ob ein der Genehmigung bedürfender Erwerb vorliegt. 
Abgeſehen davon, daß die Prüfung nur „in der Regel“ 
unterbleiben ſoll, bezieht ſich die Vorſchrift, wie aus 
dem Zuſammenhalte mit den Ziff. 2 bis 4 der Bek. 
erhellt, auf den Fall, wenn der Notar in der Urkunde 
bei der Bezeichnung der Perſon oder im Beglaubigungs⸗ 
vermerke feſtgeſtellt hat, daß der Erwerber als aus⸗ 
übender Landwirt anzuſehen iſt. Das iſt aber hier 
nicht geſchehen; die Beſchwerdeführer behaupten auch 
gar nicht, daß die Erwerberin Landwirt i. S. der An⸗ 
ordnung des KrMin.s iſt. Die Anſchauung der Be⸗ 
ſchwerdeführer, daß Verträge über land wirtſchaftl. 
Grundſtücke zwiſchen Eltern und Kindern keiner Ge⸗ 
nehmigung bedürfen, hat im Wortlaute des Erlaſſes 
vom 15. Okt. 1917 keinen Halt; denn hier iſt keinerlei 
Ausnahme vorgeſehen. Der Zweck der Vorſchrift iſt 
allerdings, den Aufkauf von landwirtſchaftl. benutztem 
Grund und Boden durch Nichtlandwirte und ins⸗ 
beſondere durch Kriegsgewinnler, die der Landwirtſchaft 
bisher ferneſtanden, zur Sicherung der Volksernäh⸗ 
rung hintanzuhalten. Allein von dieſem Standpunkt 
aus hat nicht das Notariat oder das Grundbuchamt 
zu ermeſſen, ob die Uebertragung von Grundeigentum 
an Kinder unbedenklich und darum zuzulaſſen iſt, 
fondern die Diſtriktsverwaltungsbehörde, der die Ge⸗ 
nehmigung der Rechtsübertragung obliegt. Wird 
Grundſtückseigentum an einen Nichtlandwirt, wie 
hier, übertragen, ſo iſt zu prüfen, ob die Rechts⸗ 
änderung landwirtſchaftl. Grund beſitz betrifft. Dieſe 
Frage iſt gemäß Ziff. 1 der JMBel. vom 23. Okt. 
1917 in der Regel nach der kataſtermäßigen Be⸗ 
ſchreibung des Vertragsgegenſtandes zu beantworten. 
Gibt dieſe keine zuverläſſige Auskunft, ſo kann der 
Zweifel darüber durch eine Beſtätigung der Ge⸗ 
meindebehörde oder der Feldgeſchworenen behoben 
werden. Weder das Notariat noch die Beſchwerde⸗ 
ſührer haben eine ſolche Beſtätigung beigebracht. In 
der Auskunft des Bürgermeiſteramts iſt die Frage, 
ob der verkaufte Grundbeſitz ein landwirtſchaftl. Grund⸗ 
ſtück darſtellt, nicht beantwortet. Das Bürgermeiſter⸗ 
amt ſcheint ſie zu bejahen, denn es vertritt die Anſicht, 
daß die Erwerberin als Landwirt zu erachten iſt, und 
hält augenſcheinlich aus dieſem Grunde die Genehmi⸗ 
gung für unnötig. Beſtehen Zweifel darüber, ob 
Grund und Boden, der durch Vertrag unter Lebenden 
den Eigentümer wechſelt, als landwirtſchaftl. Grund⸗ 
ſtück zu gelten hat, ſo hat darüber die Diſtriktsverwal⸗ 
tungsbehörde zu entſcheiden, die für die Erteilung der 
Genehmigung zu der Uebertragung des Eigentums an 
landwirtſchaftl. Grundbeſitze zuſtändig iſt. Denn nach 
Ziff. 7 der VollzVorſchr. des StM. des Innern vom 
10. Dez. 1917 zu dem Erlaſſe des Kriegsminiſteriums 
(vgl. Bay Notztſch. 1917 S. 372 ff.) ſteht der Genehmi⸗ 
gung in zweifelhaften Fällen die Erklärung der Di⸗ 
ſtriktsverwaltungsbehörde gleich, daß ein der Ges 
nehmigung bedürftiger Erwerb nicht in Frage kommt; 
deshalb werden die Diſtriktsverwaltungsbehörden an— 
gewieſen, eine ſolche Erklärung auf Antrag auszuſtellen, 
wenn ſie eine Genehmigungspflicht nicht als gegeben 
erachten. Auf dieſem Wege ſind daher die Zweifel 
zu löſen, die ſich bei der Durchführung des Erlaſſes 
des Kriegsminiſteriums ergeben. Der Feſtſtellung des 
Notariats, daß der vor ihm verkaufte und aufgelaſſene 
Grundbeſitz nicht die Eigenſchaft eines landwirtſchaftl. 
Grundſtücks hat, kommt keine Bedeutung zu. Das LG. 
geht davon aus, daß das verkaufte Anweſen ein land— 
wirtſchaftl. Grundſtück iſt. Dahingeſtellt kann bleiben, 
ob die Annahme richtig iſt. Nach der Beſchreibung 
des Vertragsgegenſtandes und bei dem Umſtande, daß 
das Anweſen zur Bewirtſchaftung landwirtſchaftlicher 
Grundſtücke dient, ſind jedenfalls berechtigte Zweifel 
über dieſen Punkt gegeben. Erſt wenn die zur 
Löſung dieſer Zweifel berufene Verwaltungsbehörde 
entweder die Genehmigung erteilt oder erklärt hat, 


daß ein der Genehmigung bedürftiger Erwerb nicht 
vorliegt, iſt das Hindernis beſeitigt, das der Ein⸗ 
tragung des Rechtsübergangs in das Grundbuch 
entgegenſteht. Hiernach iſt den Beſchwerdeführern 
mit Recht eine Friſt zur Behebung des Hinderniſſes 
beſtimmt worden. (Beſchluß des I. ZS. vom 15. März 
1918, Reg. III Nr. 14/1918). M. 
4326 


III 


5 182 Abſ. 1 868. erfordert eine ausdrückliche 
Erklärung gegenüber dem einen oder anderen Teil, 
eine ſtillſchweigende Genehmigung durch Betätigung des 
Genehmigungswillens genügt nicht. Der Buchhalter 
Sch. hat im Namen, jedoch ohne Vollmacht der Kauf⸗ 
mannsgatten B. mehrere dieſen gehörende Grundſtücke 
an die Beſchwerdeführerin verkauft und aufgelaſſen. 
In Nr. IV des Vertrages iſt beſtimmt, daß die Che⸗ 
gatten B. dem Vertrage nachträglich die Genehmigung 
erteilen werden und daß der beurkundende Notar er⸗ 
mächtigt wird, dieſe Genehmigung ſowie die Mitteilung 
hievon an Stelle der Beteiligten entgegenzunehmen. 
n einer auf die Urſchrift der Vertragsurkunde ge⸗ 
ſetzten privatſchriftlichen, von dem Notariate M. am 
30. Januar beglaubigten Erklärung „genehmigten“ 
die Ehegatten B. „die vorſtehende Urkunde“. Die ſo 
ergänzte Urkunde wurde dem Grundbuchamte zum 
Vollzuge vorgelegt. Dieſes lehnte die Eintragung des 
Eigentumsübergangs ab, weil der beurkundende Notar 
nach 8 171 FG. eine Vollmacht auf ſich ſelbſt nicht 
habe beurkunden können. Die Beſchwerde wurde vom 
LG. zurückgewieſen. Es fehle überhaupt jeder Nach⸗ 
weis dafür, daß die Genehmigungserklärung vom 
30. Januar, ſei es einem der Vertragsteile oder dem 
beurkundenden Notar gegenüber, abgegeben werden 
wollte. Allerdings nehme das ObèsG. (Bd. 5 S. 42) 
an, daß die Genehmigung auch dann rechtswirkſam 
erteilt ſei, wenn die Genehmigungserklärung dem 
Grundbuchamte zur Herbeiführung der Eintragung 
des Eigentumsüberganges in das Grundbuch vorgelegt 
werde. Dieſe Annahme entbehre aber der geſetzl. Be⸗ 
gründung und werde auch von der herrſchenden 
Meinung abgelehnt. Die weitere Beſchwerde wurde 
zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Unerörtert kann bleiben, 
ob die Genehmigungserklärung dem beurkundenden 
Notar gegenüber abgegeben worden iſt oder nicht. 
Denn auch im erſten Falle wäre die Bevollmächtigung 
des Notars zur Entgegennahme der Genehmigung 
nicht in der nach 8 29 GBO. vorgeſchriebenen Form 
nachgewieſen, da die Vorſchrift des 8 171 Nr. 1 den 
Notar hindert, eine Vollmacht auf ſich ſelbſt zu beur⸗ 
kunden (Sammlung Bd. 16 S. 140). Demnach iſt dem 
Grundbuchamte, das nach 820 GBO. die Rechtswirk⸗ 
ſamkeit der Auflaſſung zu prüfen hat, der Nachweis 
dafür nicht erbracht, daß die Auflaſſung nach der Vor⸗ 
ſchriſt des 8 182 Abſ. 2 BGB. genehmigt worden iſt. 
Dagegen kann, wie auch das Beſchwerdegericht anzu⸗ 
erkennen ſcheint, unbedenklich angenommen werden, 
daß die Genehmigungserklärung vom 30. Januar be⸗ 
ſtimmungsgemäß dem Grund buchamte vorgelegt wurde, 
um hiedurch die Eintragung des Eigentumsüberganges 
herbeizuführen. Hierin könnte eine rechtswirkſame 
Betätigung des Genehmigungswillens erblickt werden, 
wenn mit der früheren Rechtſprechung des Senats 
grundſätzlich anzuerkennen wäre, daß die Vorſchrift 
des 8 182 Abſ. 1 BGB. nur von der gegenüber einem 
Beteiligten abgegebenen Genehmigung handle und 
eine Genehmigung durch eine andere Betätigung des 
Genehmigungswillens nicht ausſchließe. Dieſe Anſicht 
findet aber in den Geſetzgebungsverhandlungen und 
in dem Geſetze ſelbſt keine zureichende Stütze und iſt, 
wie dem Beſchwerdegerichte zugegeben werden kann, 
von der Rechtſprechung und der Rechtslehre im allge⸗ 
meinen abgelehnt worden (RG. 64 S. 153; 85 S. 51 


Warneyer 1908 Nr. 440, 1910 Nr. 322, 1915 Nr. 10; 
KJ. 34 A 253, Seuff. Bd. 72 S. 797; Planck, BGB. 
(4) 5 182 Anm. 1, 8 925 Anm. 4 a). Es ließe ſich zwar 
noch fragen, ob nicht der als Erklärungsempfänger 
in Betracht kommende Beteiligte berechtigt wäre, von 
dem Erforderniſſe des Zugehens abzuſehen und ſich 
mit einer anderen Betätigung der Genehmigung zu 
begnügen (vgl. Planck a. a. O. Bd. 1 S. 266 ff. Vor⸗ 
bem. 4, S. 338 Bem. 6). Hierauf braucht aber nicht 
eingegangen zu werden; denn die Vertragsteile ſind 
in Nr. IV des Vertrags ausdrücklich davon ausge⸗ 
gangen, daß die Genehmigung ihnen gegenüber erklärt 
werden ſollte. (Beſchluß des 1. ZS. vom 28. März 
1918; Reg. III Nr. 16 / 1918). M. 
4345 


B. Straffaden. 
I 


Eine Straſſache kann au die bürgerlichen Gerichte 
nach 5 9 Abſ. 2 Mets. abgegeben werden, wenn 
die Zuwider 1 gegen die allgemeinen Straſ⸗ 
zeſetze mit einem militäriſchen Verbrechen oder Ber⸗ 
gehen ſachlich zuſammentrifft. Aus den Gründen: 
Die StrK. iſt der Anſchauung, daß die Vorausſetzungen 
des 89 Abſ. 2 MStG O. wegen des ſachl. Zuſammen⸗ 
treffens des Diebſtahlsverbrechens mit militäriſchen Ver⸗ 
gehen nicht vorliegen. Gegen dieſe Auslegung ergeben 
ſich ſchon aus dem Wortlaute des 8 9 Abſ. 2 Bedenken. 
Die Zuläſſigkeit der Uebergabe iſt davon abhängig 
gemacht, daß „lediglich eine Zuwiderhandlung gegen 
die allgemeinen Strafgeſetze in Frage ſteht“. Hiernach 
wird das Gewicht u die rechtliche Natur der ſtraf⸗ 
baren Handlung gelegt, deren Verfolgung den bürgerl. 
Gerichten überlaſſen wird. Ob die Militärperſon, 
deren Uebergabe an das bürgerl. Gericht erfolgt, durch 
eine weitere ſelbſtändige Handlung ſich gegen die 
Militärſtrafgeſetze verfehlt hat, iſt nach der Faſſung 
der Vorſchrift gleichgültig; denn für maßgebend er⸗ 
klärt iſt die Handlung, deren Verfolgung dem bürger⸗ 
lichen Gericht abgetreten wird. Nur dann, wenn dieſe 
Handlung entgegen der Auffaſſung der Militärbehörde 
eine Zuwiderhandlung gegen die Militärgeſetze dar⸗ 
ſtellt oder wenn fie gleichzeitig (8 73 StGB.) mehrere 
Strafgeſetze verletzt, die teils dem bürgerl. Strafrechte, 
teils dem Militärſtrafrecht angehören, iſt die Ueber⸗ 
gabe nicht rechtswirkſam und zur Begründung der 
Zuſtändigkeit des bürgerl. Gerichts nicht geeignet. Auch 
die Entſtehungsgeſchichte des 8 9 Abſ. 2 MStGdO. 
ſpricht dafür, daß die in dem angefochtenen Beſchluſſe 
vertretene Einſchränkung nicht gemacht werden wollte... 
(Die hier folgende Darlegung deckt ſich im weſent⸗ 
lichen mit der in dem Beſchluſſe des Obs. vom 
12. Dez. 1916 Bay ZfR. 1917 S. 92 = amtl. Sammlung 
8.16 S. 157). Die Vorſchrift in $ 10 Abſ. 2 MSt G0. 
nötigt nicht zu einer anderen Auffaſſung. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung war bereits im Entwurfe der MStG O. ent⸗ 
halten. Nach den Verhandlungen in der Kommiſſion 
und nach dem Zwecke, der erreicht werden ſollte, iſt 
99 Abſ. 2 als eine Erweiterung der Zuſtändigkeits⸗ 
grenzen der bürgerl. Strafgerichte gegenüber der Be⸗ 
ſtimmung in 8 10 Abſ. 2 gedacht. Der StS. kann aus 
dieſen Gründen nicht der in dem Urteile des RG. vom 
2. April 1917 (Entſch. Bd. 50 S. 352 (355) vertretenen 
Anſchauung beitreten, daß der Satz in $ 10 Abſ. 2: 
„welche mit einem militäriſchen Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen nicht zuſammentreffen“ die gleiche Bedeutung 
hat wie die Worte des 8 9 Abſ. 2 „ſofern lediglich 
eine Zuwiderhandlung gegen die allgemeinen Straf— 
geſetze in Frage ſteht“. Er hält vielmehr daran feſt, 
daß durch dieſe Worte die Uebergabe nur bei recht— 
lichem Zuſammentreffen der Verfehlung gegen die all⸗ 
gemeinen Strafgeſetze mit einer Zuwiderhandlung gegen 
das Militärſtrafrecht für unzuläſſig erklärt iſt. Man 
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ging bei der b dieſer Beſchränkung wohl von 
der Anſicht aus, daß bei dem Vorliegen einer gleich⸗ 
zeitig gegen das Militärſtrafgeſetz verſtoßenden Hand⸗ 
lung für die Militärbehörden immer Grund beſtehen 
werde, die Strafſache nicht den bürgerl. Strafgerichten 
zu übergeben. Die gleiche Beſchränkung beſteht auch 
nach 8 4 MStG0O., wenn ſich bei einer Straftat Ber- 
ſonen, die teils der militäriſchen, teils der bürgerl. 
Strafgerichtsbarkeit unterſtellt ſind, als Täter, Teil⸗ 
nehmer, Begünſtiger oder Helfer beteiligt haben. (Be⸗ 
ſchluß vom 31. Jan. 1918, BeſchwReg. 24/1918). Ed. 
1295 


II 


Ein am Schluſſe der . mündlich 
erklärter, aber nicht prstskellierter Verzicht auf ein 
Rechtsmittel iſt unwirkſam. Aus den Gründen: 
Der Angekl. G. ließ gegen das in ſeiner Anweſenheit 
verkündete, auf Geldſtrafe lautende Urteil des Schöffen⸗ 
gerichts mit Schriftſatz ſeines Verteidigers unter Ein⸗ 
haltung der Vorſchriften des 8 355 StPO. Berufung 
einlegen. 126 dem Schriftſatze findet ſich folgende 
vom Vorſitzenden des Schöffengerichts unterzeichnete 
„Vormerkung“: „Nach Verkündung des Urteils erklärte 
der Mitangekl. G., daß er die Strafe ſofort bezahlen 
wolle und ſich dem Urteil unterwerfe. Die Zahlung 
erfolgte nur deshalb nicht, weil ſich der Amtsanwalt 
vorbehielt, allenfalls Berufung einzulegen.“ Das 
Protokoll über die Hauptverhandlung vor dem Schöffen⸗ 
gericht enthält keine Erklärung des G., daß er auf 
Berufung verzichte oder ſich dem Urteil unterwerfe; 
auch ein von dem Angekl. herrührendes, eine ſolche 
Erklärung enthaltendes Schriftſtück befindet ſich nicht 
bei den Akten. Durch Beſchluß der Stͤ. wurde in 
Anwendung der 88 344, 354 ff., 363, 505 StPO. die 
Berufung als unzuläſſig verworfen, da nach der be⸗ 
ſtimmten und ſicheren vom Protokollführer nachträglich 
als richtig beſtätigten Vormerkung des Vorſitzenden 
des Schöffengerichks der Angekl. ausdrücklich erklärt 
habe, ſich dem Urteile zu unterwerfen, hiedurch auf 
Berufung verzichtet habe und, wie Löwe⸗Roſenberg 
N. 4a zu 8 344 StPO. bemerke, dieſe Erklärung an 
eine beſtimmte Form nicht gebunden ſei. Der Ver⸗ 
teidiger G. legte gegen dieſen Beſchluß ſofortige 
Beſchwerde ein, weil G. eine ausdrückl. Verzichts⸗ 
erklärung nicht abgegeben habe. Die Beſchwerde iſt 
begründet, aber aus anderen als den vom Vertei⸗ 
diger vorgebrachten Gründen. Löwe⸗Roſenberg be⸗ 
merkt zwar an der bezeichneten Stelle, daß eine be⸗ 
ſtimmte Form weder für die Zurücknahme noch für 
den Verzicht vorgeſchrieben iſt, fügt aber hinzu, daß 
daher hier das in N. 4 zu Buch 3 Abſchn. 1 von der 
Einlegung der Rechtsmittel Geſagte gilt. Dort iſt 
ausgeführt, daß die Einlegung der Rechtsmittel nicht 
an eine beſondere Form gebunden, ſondern in allen 
Fällen zu Protokoll des Gerichtsſchreibers oder ſchrift⸗ 
lich gemäß den Vorſchriften in 88 348, 355, 381 StPO. 
erfolgen kann. An dieſer Stelle wird auf die Aus⸗ 
führungen N. 8 ff. zu Buch 1 verwieſen. Dieſe be⸗ 
handeln eingehend und zutreffend die Form der Er⸗ 
klärungen der Prozeßbetelligten und führen zur Auf⸗ 
ſtellung des richtigen Satzes, es gelte als Regel, als 
allgemeine Norm, daß, inſoweit nicht etwas anderes 
in der Prozeßordnung vorgeſchrieben tft, alle Erflä- 
rungen der Prozeßbeteiligten ebenſowohl mittels Ein⸗ 
reichung eines formloſen d. h. an keine weitere Form 
gebundenen Schriftſtücks, wie auch mündlich zu Pro⸗ 
tokoll abgegeben werden können. Unter beſtimmten 
Formen ſind beſondere von den allgemeinen Formen 
verſchiedene Formen verſtanden, z. B. die beſonderen 
ormen der §8 170 Abſ. 2, 385 Abſ. 2, 406 Abſ. 2, 430 
Abſ. 2, 436 Abſ. 1. Es liegt auch in der Natur der 
Sache und iſt um einer geſicherten Rechtspflege willen 
geboten, daß Erklärungen der Prozeßbeteiligten außer⸗ 
halb der Hauptverhandlung und gerichtl. Termine, 
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falls fie richterlich gewürdigt werden follen, in einer 
die Würdigung ermöglichenden Form abgegeben werden 
müſſen. Mit anderen Worten: der Wille des pro⸗ 
zeſſuale Befugniſſe ausübenden Prozeßbeteiligten muß 
auch äußerlich erkennbar fein; hiezu iſt nur die Schrift⸗ 
form geeignet: die StPO. kennt zwei ſolcher Formen: 
entweder die Einreichung eines Schriftſatzes oder die 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 9 u. 10. 


| 
| 
| 
| 


Oberlandesgericht München. 
1 


Nückgriffprszeß; Bindung des Gerichts (83 901, 
907 RBrfd.) Die RVerſoO. ſpricht in den 88 901, 


907 nicht von beſtimmten Prozeſſen zwiſchen beſtimm⸗ 


Beurkundung der mündl. Erklärung durch den Gerichts. 


ſchreiber. Für die Einlegung der Berufung iſt nach 
§ 355 StPO. die eine wie die andere Form zuläſſig. 
Berufungseinlegung iſt die Wahrnehmung des Rechtes 
auf Berufung, Verzicht auf die Berufung iſt die Auf⸗ 
gabe des Rechtes hierauf. Warum für letztere Er⸗ 
klärung, die regelmäßig weittragendere Folgen hat 
als die Berufungseinlegung, ſchon die mündliche, nicht 
beurkundete Erklärung genügen ſollte, iſt nicht ein⸗ 
zuſehen. Deshalb hat auch das RG. ſtets ausgeſprochen, 
daß die für die Einlegung von Rechtsmitteln geltenden 
Grundſätze auch für den Verzicht hierauf gelten. Die 
Richtigkeit dieſer Auffaſſung ergibt ſich ganz klar aus 
der Beſtimmung in $ 341 StPO. (RG. Bd. 32 S. 277ff. 
und die dort aufgef. Entſch.: Pinoff, Die Rechtſpr. des 
RG. zur StPO. bei 8344; OLG. München Bd. 9 S. 281; 
ebenſo Stenglein N. 8; Puchelt und Keller N. 5, Schwarze 
N. 2 je zu § 344 StPO.). Der gegenteiligen Meinung 
des OLG. Celle in Goltd Arch. Bd. 59 S. 364 kann nicht 
beigetreten werden. Da G. den Verzicht auf die Be⸗ 
ruſung in der Hauptverhandlung nach Verkündung des 
Urteils nur mündl. erklärt hat, der Verzicht aber pro⸗ 
tokollariſch nicht feſtgeſtellt worden iſt, iſt die Verzicht⸗ 
erklärung rechtl. bedeutungslos. (Beſchl. vom 14. Jan. 
1918, BeſchwReg. Nr. 37/1918). Ed. 
4296 


III. 


Zur Bejahung des Straſſchärfungsgrundes in Art. 59 
Ziff. 13 F. genügt es nicht, mit den Worten des Ge⸗ 
ſetzes die Anhaltspunkte aufzuführen, die dort für die 
Adſicht des Frevlers, die Walderzengniſſe zu veränzzern, 
angegeben find; vielmehr müſſen die Berhältuifie des 
winzelfalld feſtgeſtellt werden, die die Vermutung recht: 
ſertigen. Aus den Gründen: Das angefochtene 
Urteil ſtellt den zweiten Strafſchärfungsgrund bloß 
mit den Worten des Geſetzes feſt, wobei es nur an 
Stelle des Bedingungsſatzes („wenn nach Beſchaffen⸗ 
heit“ uſw.) einen Kauſalſatz („da nach Beſchaffenheit“ 
uſw.) ſetzt. Dieſe Begründungsart läßt die Annahme 
zu, daß das BG. die in Art. 59 Nr. 13 bezeichnete 
Vermutung als eine ſolche anſieht, die ein für allemal 
geſetzlich aufgeſtellt und erſt durch einen Gegenbeweis 
des Frevlers zu widerlegen iſt. Dieſe Anſicht würde 
irrig ſein; die Motive zu dem mit dem jetzigen Art. 59 
gleichlautenden Art. 58 des älteren FG. (AbgKVerh. 
1851, Beil. Bd. I S. 608) ergeben, daß man die An⸗ 
nahme der Veräußerungsabſicht an gewiſſe äußere 
Anhaltspunkte knüpfen wollte, nämlich an eine Be⸗ 
ſchaffenheit des Entwendeten und an perſönliche und 
häusliche Verhältniſſe des Frevlers von der Art, daß 
nach ihnen und nach ihren gegenſeitigen Beziehungen 
das Gefrevelte nicht wohl zum Selbſtverbrauch be— 
jtimmt fein konnte. Hienach genügt zur Begründung 
der geſetzlichen Vermutung die bloße Wiedergabe des 
Geſetzeswortlauts nicht, vielmehr ſind die Verhältniſſe 
des Einzelfalles näher feſtzuſtellen (vgl. auch Gang⸗ 
hofer⸗Weber Anm. 12 zu Art. 59) und dann aus ihnen 
und aus der Wechſelbeziehung der beiden vorange— 
führten Hauptumſtände das Zutreffen oder Nichtzu— 
treffen der Vermutung — erſterenfalls vorbehaltlich 
des Gegenbeweiſes — abzuleiten. Durch Nichtbeachtung 
dieſer durch das ſachl. Recht gebotenen Behandlungs— 
weiſe verſtößt das Urteil des BG. gegen Art. 59 Nr. 13 
a. a. O. (Urt. vom 28. Febr. 1918, RevReg. Nr. 48/1918). 

1230 Ed. 
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ten Perſonen, ſondern nur davon, ob ein ordentliches 
Gericht „über ſolche Anſprüche“ zu erkennen hat. Ueber 
Anſprüche im Sinne der §8 903, 907 wird aber auch 
erkannt, wenn der Unternehmer einen Dritten verklagt, 
ihm das kraft Geſetzes oder Vertrags zu erſetzen, was der 
Träger der öffentlichen Unfallverſicherung dem Unfall⸗ 
verletzten auf Grund Rentenbeſcheids leiſten muß und 
was er jetzt nach 8 903 von dem ſtrafrechtlich verur⸗ 
teilten Unternehmer fordert. Das entfpricht durchaus 
dem Zweck der SS 901, 907 RVerſ O., nämlich wider: 
ſtreitende Urteile auszuſchließen, die hier beſonders 
mißlich wirken. So hat auch das Reichs G. in einem 
Falle privater Haftungsübernahme entſchieden (Recht 
1913 Nr. 2787). Ein rechtserheblicher Unterſchied zwi⸗ 
ſchen einer ſolchen einzelnen privaten Haftungsüber⸗ 
nahme und der Haftpflichtverſicherung bei einer Ber: 
ſicherungsgeſellſchaft beſteht nicht. Die Bindung des 
Gerichts im Rückgriffprozeß gegen die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft ergäbe ſich übrigens auch, ganz abgesehen 
von den 8$ 907, 901 RVerſO., ſchon aus dem Be⸗ 
griffe der Haftpflichtverſicherung als ſolcher nach 8 149 
VerſVertrG. (Urteil v. 4. Juni 1917, L 129/171). 
4270 N. 


II. 


Znſtändigkeit des Gewerbegerichts für Gehalts- 
klagen von Privatdetektivs (S 3 Gew.). Auskunfteien 
und Privatdetektivbureaus fallen unter die Gewerbe⸗ 
ordnung (vgl. 8 35 GewO.; OLG. München in Straff. 
Bd. 9 S. 166); Gehaltsklagen ihrer gewerblichen An⸗ 
geſtellten im Umfange des 8 3 Gew. gehören alfo 
vor das Gewerbegericht. Nun hat allerdings das 
Amtsgericht nur feſtgeſtellt, daß der Kläger angeblich 
„als Gehilfe oder Betriebsbeamter“ angeſtellt werden 
ſollte. Betriebsbeamte fallen aber unter das Gew. 
nur, wenn ihr Jahresarbeitsverdienſt 2000 M nicht 
überſteigt, während der Bezug des Klägers ſich auf 
12 x 175 = 2100 M berechnet. Indeſſen hat der 
Kläger — der ſich jetzt ſelbſt als „Kaufmann“ be⸗ 
zeichnet — keinen Anhaltspunkt dafür gegeben, daß er 
überhaupt als Betriebsbeamter d. h. in eine leitende 
Stellung eintreten follte oder daß ihm höhere tech⸗ 
niſche Dienſtleiſtungen obliegen follten (vgl. 88 3 
Gew., 1334 Gew.); nicht jede Ausſpähung oder 
Nachrichtenſammlung iſt ein höherer techniſcher Dienſt. 
Hiernach erweiſt ſich das Urteil des Amtsgerichts auf 
Unzuſtändigkeit im Ergebnis als richtig und die Be⸗ 
rufung als ausſichtslos. (Beſchl. vom 17. April 1918 
BeſchwR. 110%8 J). N. 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Nechtshilſe zur Bewirkung ven Unterſchriftenzeich⸗ 
nungen für das Handels regiſtergericht nach vorheriger 
Anmeldung von Aenderungen. Zu Protokoll des AG. 
A. als Regiſtergerichts wurde die Bewilligung des 
bisherigen Geſchäftsinhabers zur Fortführung der 
Firma durch den neuen Geſchäftsinhaber, ſowie die 
Prokura⸗-Erteilung an einen Dritten beurkundet und die 
Eintragung der Aenderung und der Prokura-Erteilung 


in das Handelsregiſter bewilligt und beantragt. Um 


die Bewirkung der erforderlichen Zeichnungen wurde 
vom Regiſtergericht das AG. S. als Wohnſitzgericht 
erſucht. Dieſes lehnte ab, da die Zeichnungen per— 
ſönlich bei dem Regiſtergerichte zu bewirken oder in 
öffentlich beglaubigter Form einzureichen ſeien. Das 
OLG. beſchloß, es ſei dem Erſuchen ſtattzugeben. 


In den Gründen ging das OLG. zunächſt von 
den Grundſaätzen aus, die es im Beſchluſſe vom 16. Dez. 
1912 (Bay ZfR. 1913, 133 ff.) für das Verfahren zur 
Bereinigung der Handelsregiſter entwickelt hatte, und 
führte für den vorliegenden Fall noch weiter aus: 
Nach 812 GB., 8 128 368. (im Gegenſatze zu 8 11) 
find die zur Aufbewahrung bei dem Regiſtergerichte 
beſtimmten Zeichnungen von Unterſchriften, wie durch 
den Firmeninhaber nach 58 29, 311, durch den Pro⸗ 
kuriſten nach § 53 II HGB., perſönlich bei dem Gerichte 
— d. i. regelmäßig zum Protokoll des zuſtändigen 
Regiſterrichters — zu bewirken oder zum Protokoll 
des Gerichtsſchreibers des Regiſtergerichts zu voll⸗ 
ziehen oder in öffentlich beglaubigter Form einzu⸗ 
reichen. Hierbei handelt es ſich nicht um eine von 
den Beteiligten ausgehende ſelbſtändige Beurkundung 
einer Erklärung, für deren Rechtsförmlichkeit die Bes 
teiligten bei Meidung ihrer Unvollziehbarkeit von 
Anfang an ſelbſt zu ſorgen haben, wie z. B. im Falle 
der Annahme eines Angebots, der Bewilligung einer 
Hypotheklöſchung u. a. (OL GRſpr. 14, 328; Carlebach, 
FGG. S. 26 Anm. 6 zu § 32; Keidel, FGG. 2.] S. 300 
Anm. 8 zu 8 125). Die einſchlägigen Beurkundungen 
und Anträge ſind vielmehr ſchon zum Protokoll des 
Regiſtergerichts erfolgt, nur die daneben erforderlichen 


Zeichnungen von Unterſchriften ſtehen noch aus. Da 


dieſe nicht der Anmeldung über die Aenderung des 
FJirmeninhabers oder über die Prokura als weſent⸗ 
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liche Vorausſetzungen gehören, können die Aenderung 


des Inhabers und die Prokura ſofort nach deren An⸗ 
meldung in das Handelsregiſter eingetragen und die 
N erſt ſpäter nachgeholt werden (Staub, 
HGB. [9.] I. S. 91, Anm. 2 zu § 12; OL GRſpr. 19, 309). 
Beim Regiſtergericht iſt mit jenen Anträgen ein Ver⸗ 
fahren über Berichtigung des Handelsregiſters an⸗ 
hängig geworden, zu deſſen geſetzmäßiger Durchführung 
das Regiſtergericht von Amts wegen verpflichtet iſt 
(88 14, 29, 31 1 98B.; 88 12, 132 ff. 368. ; DIE. 1903, 
150; OS GRſpr. 14, 328 Schluß; 25, 272; ferner 88 175 ff., 
25 ff., 187, 39 ff. JIMBBek. vom 24. Dez. 1899 JM Bl. 
S. 815 ff.] über die Führung des Handelsregiſters). 
Dieſe Amtspflicht macht es dem Regiſtergericht auch 
hier möglich, ſtatt das an ſich im $ 14 HGB. vorge⸗ 
ſchriebene Ordnungsſtrafverfahren ſofort einzuleiten, 
die Beteiligten zunächſt behufs Bewirkung der Unter⸗ 
ſchriftenzeichnung zu vernehmen oder durch die Amts⸗ 
gerichte ihrer Wohnſitze vernehmen zu laſſen. Ein 
ſolches Erſuchen ergeht in der allgemeinen nach $ 8 
Hs., 88 1, 125 ff. FG. den Gerichten übertragenen 
Angelegenheit der Handelsregiſterführung und iſt auch 
an ſich zuläſſig (82 F.: 8 159 JI GG., Staub a. a. O. 
J. S. 91 Anm. 2 zu 8 12; DIZ. 1901, 440; OS GRſpr. 25, 
272 gegen 1, 357). Die Entgegennahme der Zeichnung 
erfordert auch nicht etwa eine dem Regiſtergericht allein 
vorbehaltene mitwirkende Tätigkeit, wie es z. B. die 
dem Nachlaßgericht allein obliegende Eröffnung eines 
Teſtaments iſt. Wenn nach § 128 JGG. die Zeichnung 
zum Protokolle des Gerichtsſchreibers des Regiſter⸗ 
gerichts erfolgen kann, ſo muß auch die Bewirkung 
der 8 4c 80 vor einem erſuchten Richter genügen. 
Auch 8 12 HGB. verlangt die perſönliche Vornahme 
der Zeichnung nicht vor dem „zuſtändigen“ Gerichte, 
ſondern vor dem Gerichte ſchlechtweg (8 8 HGB.; 88 1, 
125 J.); das Erfordernis der „perſönlichen“ Be⸗ 
wirkung ſteht nur im Gegenſatze zur ſchriftlichen „Ein⸗ 
reichung“ in beſonderer Form. Das Regiſtergericht 
hat zudem in ſeinem Protokoll über die Anmeldung 
die Unterlagen für die Entgegennahme der Zeichnungen 
ſchon aus dem Handelsregiſter und nach den Anträgen 
der Beteiligten feſtgeſtellt und damit dem mit dem 
Erforderniſſe der perſönlichen Zeichnung mitverfolgten 
Zwecke vorgearbeitet. Die Zulaſſung ſolcher Erſuchen 
trägt den Bedürfniſſen des Lebens Rechnung und iſt 
um fo bedeutungsvoller, als nach 8 2 der oben an⸗ 
geführten IM Bek. auf Grund des $ 125 JI FGG. jedes 


Amtsgericht am Sitz eines Landgerichts das Handels⸗ 

regiſter für alle Amtsgerichte des Landgerichtsbezirkts 

zu führen hat. (Im übrigen wird auf den eingangs 

erwähnten früheren Beſchluß verwieſen). (Beſchl. des 

II. ZS. vom 18. März 1918, BeſchwR. 39/18). B—r. 
4322 


Oberlandesgericht Augsburg. 


Beweis der Vaterſchaft. Das Amtsgericht hatte den 
Anſpruch der Klägerin auf Anerkennung der Vaterſchaft 
durch den Beklagten abgewieſen, weil es die (unbe⸗ 
eidigte) Ausſage der Kindsmutter, daß ſie keiner an⸗ 
deren Mannsperſon während der einrechnungsfähigen 
Zeit beigewohnt habe, für nicht voll glaubwürdig 
hielt, dagegen den Beklagten zur Zahlung des Unter⸗ 
halts verurteilt, weil dem Bekl. der Beweis der 
mehreren Zuhälter nicht gelungen war. — Das Land⸗ 
gericht wies das Armenrechtsgeſuch der Klägerin unter 
Bezugnahme auf die Abhandlungen in BaygfR. 1917, 
112, 269, 272 zurück und bezeichnet die Anſchauung, 
daß beide Anſprüche auf Vaterſchaft und Unterhalt 
nur in gleicher Weiſe zu entſcheiden ſeien, als un⸗ 
richtig. Der der Klägerin obliegende Beweis ihrer 
Abſtammung vom Beklagten ſei nicht als erbracht 
anzuſehen. — Das Oberlandesgericht hat das Armen⸗ 
recht bewilligt mit der Begründung: Der Beklagte 
hat innerhalb der Empfängniszeit der Kindsmutter 
beigewohnt. Daß weitere Mannsperſonen ihr inner⸗ 
halb dieſer Zeit beigewohnt haben, iſt bis jetzt nicht 
bewieſen. Der Klägerin kann der Beweis, daß eine 
Beiwohnung dritter Mannsperſonen nicht ſtattge⸗ 
funden habe, nicht auferlegt werden, weil er bei Aus⸗ 
ſchaltung des Zeugniſſes der Kindsmutter nicht zu führen 
iſt. Bei Berückſichtigung dieſes Zeugniſſes wäre aber 
die Nichtbeiwohnung Dritter dargetan. Die weitere 
Rechtsverfolgung der Klägerin iſt alſo nicht ausſichts⸗ 
los. (Beſchl. des ZS. vom 12. Dezember 1917, 11 102/1917). 

4294 Goldbach. 


Landgericht Frankenthal. 


KTSchG. 5 5 Abſ. 1 Ar. 2. Zwangsverſteigerung 
gegen Kriegsteilnehmer: Die Verſteigerung eines zum 
Geſamtgut einer ſertgeſetzten Sütergemeinſchaſt nach BED. 
gehörigen Grundſtücks iſt unzuläſſig, wenn einer der Ab⸗ 
kömmlinge Kriegsteilnehmer iſt. Aus den Gründen: 
Nicht entſcheidend iſt der Umſtand, daß im vorliegen⸗ 
den Fall die Witwe allein als Schuldner und Voll⸗ 
ſtreckungsgegner i. S. des ZVG. anzuſehen iſt. Die 
Entſcheidung hängt nicht ab von der rechtlichen Stellung, 
welche dem Beſchwerdeführer in einem gegen das Ge⸗ 
ſamtgut einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, an der 
er beteiligt iſt, gerichteten Zwangsvollſtreckungsver⸗ 
fahren gegenüber den betreibenden Gläubigern zu— 
kommt, ſondern von dem Rechtsverhältnis, in dem er 
zu dem Gegenſtande der Zwangsvollſtreckung ſteht. 
85 des KTSchG. vom 4. Auguſt 1914 ſpricht zwar von 
Zwangsvollſtreckung gegen die in § 2 bezeichneten 
Perſonen, gemeint iſt aber offenbar die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das Vermögen dieſer Perſonen. Das Geſetz 
iſt eine wirtſchaftliche Maßnahme und will ausſchließ— 
lich die Vermögensrechte der Kriegsperſonen ſelbſt und 
ihrer nächſten Angehörigen vor dem Zugriff der Gläu— 
biger ſchützen. Es treten alſo die Beſchränkungen nur 
dann — dann aber auch wirklich — ein, wenn die 
Vollſtreckung in das Vermögen des Kriegsteilnehmers 
— dazu gehört auch Miteigentum — bewirkt werden 
fol (vgl. Güthe-Schlegelberger Bd. 1 S. 109, Gruchot 
Bd. 59 S. 40). Nun ſteht bei der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft den Abkömmlingen an dem Geſamtgut 
und damit auch an den einzelnen zum Geſamtgut ge— 
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1 Gegenſtänden Miteigentum zu, allerdings nicht 
ein Miteigentum nach Bruchteilen, ſondern Miteigen⸗ 
tum nach dem für die allgemeine Gütergemeinſchaft 
in 88 1438, 1443 BGB., für die fortgeſetzte Gütergemein⸗ 
ſchaft in 88 1483, 1487, 1443 BGB. ausgeſprochenen 
Grundſatze des „deutſchrechtlichen Miteigentums“ als 
einer „Gemeinſchaft zur geſamten Hand“. Das zu 
einem ganzen vereinigte Vermögen iſt ſonach gemein⸗ 
ſchaftliches Vermögen des überlebenden Ehegatten und 
der Abkömmlinge, der überlebende Ehegatte und die 
Abkömmlinge ſind mithin Träger des Geſamtgutes 
(vgl. Staudinger 8 1438 Anm. 1 und 2). Das Mit⸗ 
eigentum der Abkömmlinge an dem Geſamtgut iſt 
aber ſchon während des Beſtehens der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft kein inhaltloſes, gebundenes Recht 
(f. 88 1445, 1487 BGB.). Das in 88 1487, 1443 BGB. 
dem überlebenden Ehegatten eingeräumte Recht der 
Prozeßführung muß gegenüber dem in 8 1445 BGB. 
enthaltenen Rechtsſatz umſomehr in den Hintergrund 
treten, als es ſich bei der Prozeßführung durch den 
überlebenden Ehegatten im Zwangsvollſtreckungsver⸗ 
fahren nicht um eine Verwaltungshandlung zur Er⸗ 
haltung des Vermögens, ſondern A darum 
handelt, daß der überlebende Ehegatte an einer Ver⸗ 
aͤußerung des Geſamtgutes oder von Teilen desſelben 
zugunſten der Gläubiger mitzuwirken hat (vgl. Rechtſpr. 
der Oberlandesgerichte Bd. 9 S. 113). Es iſt auch 
nicht einzuſehen, warum der Abkömmling, der Kriegs- 
teilnehmer iſt, in dem Falle, daß die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das Geſamtgut nur gegen den überlebens 
den Ehegatten betrieben wird, des ausnahmsweiſen 
außerordentlichen wirtſchaftlichen Schutzes des 85 a. a. O. 
entbehren ſollte, während er in dem Fall, daß die 
Zwangsvollſtreckung formell auch gegen 9 betrieben 
wird, ohne Zweifel den Schutz des 8 5 genießen würde. 
Würde man in dieſer Richtung einen Unterſchied machen, 
fo hätte es der Gläubiger in der Hand, den Abkömm⸗ 
ling, der Kriegsteilnehmer iſt, des Schutzes des $ 5 
einfach dadurch zu berauben, daß er ſich mit einem 
Vollſtreckungstitel und einem Vollſtreckungsbegehren 
gegen den überlebenden Ehegatten begnügt oder wie 
hier ſein Vollſtreckungsbegehren nur gegen den über⸗ 
lebenden Ehegatten richtet, obwohl er ſich im Beſitz 
eines Vollſtreckungstitels gegen den überlebenden Ehe⸗ 
gatten und die ſämtlichen Abkömmlinge befindet. Die 
Erwägungen in der Entſch. d. OLG. Hamm vom 
15. März 1915 (DIZ. 1915 S. 726 unter LG. Eſſen) 
treffen auf den Fall der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
nach BGB. nicht zu. Daß der dem Beſchwerdeführer, 
der Kriegsteilnehmer i. S. des § 2 a. a. O. iſt, zu⸗ 
zubilligende Schutz dazu führt, daß die von der Gläu⸗ 
bigerin beantragte Zwangsverſteigerung überhaupt 
unterbleiben muß, ergibt ſich, anders als in dem Fall, 
daß es ſich um Miteigentum zu Bruchteilen handelt 
(vgl. 3 864 ZPO., Recht 1915 S. 621 Nr. 1195) daraus, 
daß bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft die Anteile 
des überlebenden Ehegatten und der Abkömmlinge am 
Geſamtgut der Pfändung nicht unterworfen find (8 860 
ZPO.) (Beſchl. vom 5. Februar 1918, Beſchw.⸗R. 2/181, 
beſtätigt durch Beſchluß des OLG. Zweibrücken, 
Beſchw.⸗Reg. 13/18 vom 5. März 1918). 

4325 Landgerichtsrat Kolb in Frankenthal. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Ueber den Vollzug des Gerichtsksſtengeſetzes enthält 
eine Bekanntmachung des Großh. heſſ. Miniſteriums der 
Juſtiz vom 30. Januar d. Js., die Prüfung des Koſten⸗ 
und Stempelweſens in den Jahren 1913 und 1914 
betr. (JM Bl. Nr. 3) die folgenden auf Entſcheidungen des 
OLG.'s Darmſtadt ſich ſtützenden Bemerkungen und 
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Verfügungen, mit deren Wiedergabe wohl auch außer: 
heſſiſchen Behörden gedient fein wird: ö 

Zu 8 26. Die Verweiſung des Rechtsſtreits an 
das Landgericht in Gemäßheit des 8 697 ZPO. iſt nach 
§ 26 Abſ. 1 Ziff. 1, 2 GKG. gebührenpflichtig. Die 
Verweiſungsgebühr wird abſorbiert, ſobald in dem 
weiteren Verfahren vor dem Landgericht eine Entſchei⸗ 
dungsgebühr entſteht, die mindeſtens ebenſo groß iſt, 
wie die Gebühr für den Verweiſungsbeſchluß (Beſchluß 
Großh. Os G.'s vom 25. Juni 1915 W. 153 / 15). 

Zu 8 38. Wenn ein A über die Rechtskraft 
des für vorläufig vollſtreckbar erklärten Urteils nicht 
vorgelegt wird, ſo bemißt ſich das Verfahren wegen 
Rückgabe der Sicherheit nach 8 109 ZPO. auch dann, 
wenn wegen der bereits vorliegenden Einwilligungs⸗ 
erklärung des Gegners die im Abſ. 1 des 8 109 vor: 
geſehene Friſtbeſtimmung entbehrlich wird, und es iſt für 
die Anordnung der Rückgabe der Sicherheit die Gebühr 
des 8 38 Ziff. 2 zu erheben (Beſchluß Großh. OsG.'s 
vom 20. September 1915 W. 222/15). 

Zu $ 46. Die Gebühr für die in der Berufungs⸗ 
inſtanz angeordnete Einſtellung der Zwangs vollſtreckung 
(8 35) ſchließt die Gebühr des 8 46 für die Zurück⸗ 
nahme der Berufung nicht aus, da das Verfahren im 
Sinne des 8 351 für die Gebührenerhebung als beſonderer 
Rechtsſtreit gilt (8 39) (Beſchluß Großh. OLG.'s vom 
11. Januar 1915 U. 309/14). 

Zu 8 81. Der Beklagte als Einſpruchskläger kann, 
nachdem das Verfahren nach Verhandlung über den 
Einſpruch beruhen geblieben iſt, nicht zur Vorſchuß⸗ 
leiſtung nach den 88 18, 28, 32, 81, 94 GKG. heran⸗ 
gezogen werden (Beſchluß Großh. OL G.'s vom 18. Auguſt 
1915 W. 205/15). 

Zu 8 98. Die e erſtreckt ſich nur 
auf die auferlegten, nicht auch auf die übernommenen 
Koſten (Beſchluß GSroßh. OLG.'s vom 10. März 1916 
U. 194/15, veröffentlicht in der Heſſ. Rechtſprechung, 
17. Jahrg. S. 56). 
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Bundesrats vererduungen ſtrafrechtlichen 
(Zeitraum vom 15. März bis 15. April 191 


A. Vorſchriften zur Sicherung der Volks⸗ 
ernährung. 


I. Allgemeine Vorſchriften. 


1. VO. über den Verkehr mit landwirtſchaftlichen 
Grundſtücken vom 15. März 1918 (RGBl. S. 123). Nach 
$ 1 bedarf die Auflaſſung eines Grundſtücks, die Be 
ſtellung eines dinglichen Rechtes zum Genuß der Er⸗ 
zeugniſſe eines Grundſtücks ſowie jede Vereinbarung, 
die den Genuß der Erzeugniſſe oder die Verpflichtung 
zur Uebereignung eines Grundſtücks zum Gegenſtande 
hat, dann, wenn das Grundſtück über 5 ha groß iſt, 
zur Wirkſamkeit der Genehmigung der zuſtändigen 
Behörde (Ausnahmen ſ. 8 2). Die Genehmigung kann 
auch unter Auflagen erteilt werden. § 3 macht die 
Verſagung der Genehmigung davon abhängig, daß das 
Grundſtück zum Betrieb der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft 
beſtimmt iſt, und bezeichnet die Gründe, aus denen die 
Genehmigung verſagt werden darf. Nach 8 6 kann 
die zuſtändige Behörde dem Eigentümer oder Beſitzer 
von lebendem oder totem Inventar, das zu einem land⸗ 
wirtſchaftlichen Grundſtück gehört oder ſich auf einem 
ſolchen befindet, die Veräußerung oder die Entfernung 
des Inventars oder einzelner Stücke von dem Grund⸗ 
ſtück unterſagen, wenn hierdurch die ordnungsmäßige 
Bewirtſchaftung des Grundſtücks zum Schaden der 
Volksernährung gefährdet würde. Strafbeſtimmungen 
8 7, Ausführungsbeſtimmungen 8 8; danach haben die 

andeszentralbehörden insbeſondere zu beſtimmen, 
wann die Vorſchriften der VO. ganz oder teilweiſe, 


en 1 


I) Letzter Bericht S. 126 dieſer Zeitſchrift. 
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im ganzen Staatsgebiet oder in einzelnen Teilen in 30. Juni 1918 zur Feſtſetzung der Druckpapierm engen, 


Kraft treten ſollen. 

2. BO. über eine Anbau⸗ und Ernteflächenerhebung 
im Jahre 1918 vom 21. März 1918 (RGBl. S. 133). 
Die Erhebung ſoll in der Zeit vom 6. Mai bis 1. Juni 
1918 für die in 8 1 aufgeführten Früchte, Pflanzen 
und Gewächſe ſowie für Wieſen⸗ und Weideflächen 
ſtattfinden. Beſtraft wird nach 8 12, wer vorſätzlich 


oder fahrläſſig die Angaben, zu denen er nach der BO. 


oder den Ausführungsbeſtimmungen dazu verpflichtet 
iſt, nicht oder unrichtig oder unvollſtändig macht oder 
wer dem 87 Abſ. 2 zuwider das Betreten der Grund⸗ 
ſtücke oder die Einſicht in die Geſchäftsbücher ver⸗ 
weigert. 

3. VO. über Maßnahmen zur Beſchränkung des 


Fremdenverkehrs vom 13. April 1918 (RGBl. S. 186). 


§ 1 ermächtigt die Landeszentralbehörden, mit Zuſtim⸗ 
mung des Reichskanzlers Beſtimmungen zu erlaſſen, 
wodurch der Aufenthalt, die Beherbergung und der 
Zuzug ortsfremder 8 in Heilbädern, Kurorten 
und Erholungsplätzen ſowie an Orten mit weniger 
als 6000 Einwohnern in der Zeitdauer oder in anderer 
Weiſe beſchränkt werden. Zuwiderhandlungen werden 
nach 8 2 beſtraft. ö 


II. Einzelne Vorſchriften. 


1. VO. über die Preiſe von Schlachtrindern vom 
15. März 1918 (RGBl. S. 128): Feſtſetzung des Höchſt⸗ 
preiſes für Schlachtrinder beim Verkauf durch den 
Viehhalter auf 80 M für 50 kg Lebendgewicht unter 
Aufhebung der bisherigen Preisabſtufung nach dem 
Lebendgewicht. 

2. BO. über das den Unternehmern landwirt⸗ 
ſchaftlicher Betriebe für die e der Selbſt⸗ 
verſorger zu belaſſende Brotgetreide vom 21. März 1918 
(RGBl. S. 132): Herabſetzung der monatlichen Ration 
der Selbſtverſorger von 8¼ auf 6 ́ kg Brotgetreide. 

3. VO. über die Einfuhr von Wein vom 23. März 
1918 (RGBl. S. 147). Wein, der aus dem Ausland 
eingeführt wird, muß nach § 1 der Weinhandelsgeſell⸗ 
ſchaft m. b. H. in Berlin angemeldet und darf nach 
S 2 nur durch dieſe Geſellſchaft oder mit ihrer Ge⸗ 
nehmigung in den Verkehr gebracht werden. Nach 
§ 3 hat der Einführende den Wein bis zu deſſen Ab⸗ 
nahme ſorgfältig einzulagern, ſachgemäß zu behandeln, 
handelsüblich zu verſichern und auf Abruf zu ver⸗ 
laden. Strafſchutz 8 8. 

4. BO. betreffend Aenderung des Weingeſetzes vom 
28. Marz 1918 (RGBl. S. 155): Ermächtigung des 
Reichskanzlers, von dem Verbote in 8 13 des Wein⸗ 
geſetzes, wonach Getränke, die den Vorſchriften der 
88 2, 3, 4, 9 und 10 zuwider hergeſtellt oder behandelt 
worden find, und Traubenmaiſche mit einem nach 8 3 
Abſ. 1 oder 84 unzuläſſigen Zuſatz nicht in Verkehr 
gebracht werden dürfen, Ausnahmen zuzulaſſen. 

5. BO. über den Höchſtpreis für Häckſel vom 
19. März 1918 (RGBl. S. 132): Erhöhung des Er: 
zeugerhöchſtpreiſes auf 120 M für die Tonne. 

6. VO. über die Zuſtändigkeit der Reichsfutter⸗ 
mittelſtelle, Geſchäftsabteilung, G. m. b. H. (Bezugs⸗ 
vereinigung der deutſchen Landwirte) vom 22. März 
1918 (RSBl. S. 146). Sie beſtimmt, daß in allen 
auf Grund des 8 3 des Ermächtigungsgeſetzes vom 
4. Auguſt 1914 erlaſſenen Vorſchriften, in denen die 
Bezugs vereinigung der deutſchen Landwirte G. m. b. H. 

in Berlin genannt iſt, an ihre Stelle, ſoweit es ſich 
um Futtermittel und deren Hilfsſtoffe handelt, die 
Reichsfuttermittelſtelle, Geſchäftsabteilung, G. m. b. H. 
in Berlin tritt. 


B. Sonſtige Vorſchriften. 
1. Vorſchriften für Druckpapier. 
Bek. vom 28. März 1918 (RGBl. S. 156). SA 


ermächtigt die Kriegswirtſchaftsſtelle für das deutſche 
Zeitungsgewerbe auch für die Zeit vom 1. April bis 
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die Verleger und Drucker von Zeitungen, Druckwerken, 
Muſikalien, Zeitſchriften und ſonſtigen periodiſch er⸗ 
cheinenden Druckſchriften beziehen und verbrauchen 
ürfen. § 2 ſtellt Zuwiderhandlungen unter Strafe. 


2. Vorſchriften für Petroleum. 


Bek. vom 30. März 1918 (RGBl. S. 171): Aende⸗ 
1 des 81 der Ausführungsbeſtimmungen vom 
1. Mai 1916 zu der 1 e ssanrale für 

. Juli 1915 l. S. 420) f 
Petroleum uſw. vom 1 Mal 1916 (GBl. S. 350) dahin, 
daß mit der in Abſ. 2 geh e Ausnahme Pe⸗ 


troleum bis einſchließlich 16. September 1918 zu Leucht⸗ 
zwecken an Wiederverkäufer vom 15. April 1918 ab 


und an Verbraucher vom 1. Mai 1918 ab nicht mehr 
abgeſetzt werden darf. 


3. Vorſchriften für Seife. 


Bek. vom 9. April 1918 (RGBl. S. 181). Sie 
ſieht eine einmalige Sonderabgabe von 50 gr KA-Seife 
an die Verbraucher im April oder Mai 1918 vor und 
verpflichtet den Veräußerer, die Abgabe auf dem 
Stamme der Seifenkarte zu vermerken; Zuwiderhand⸗ 
lungen hiergegen ſind ſtrafbar. 


4. Vorſchriften für Aktien und ſonſtige Geſchäftsanteile 
von Kolonialunternehmungen. 


Bek. vom 20. Januar 1918 (RGBl. S. 177). Nach 
§ 1 dürfen Rechtsgeſchäfte, durch die Aktien oder ſonſtige 
Geſchäftsanteile der Kolonialgeſellſchaften und der im 
einzelnen noch e Unternehmungen ganz 
oder teilweiſe von einem Deutſchen oder von einer 
Geſellſchaft mit inländiſchem Sitze an Ausländer über⸗ 
tragen oder Verpflichtungen zu ſolchen Uebertragungen 
begründet werden ſollen, nur mit Genehmigung des 
Reichskanzlers vorgenommen werden. Das gleiche gilt 
von Rechtsgeſchäften, durch die Aktien oder Geſchäfts⸗ 
anteile der bezeichneten Art, die einem Deutſchen oder 
einer Geſellſchaft mit inländiſchem Sitze gehören, für 
Rechnung von Ausländern erworben werden ſollen. 
Dem rechtsgeſchäftlichen Erwerb ſteht ein Erwerb im 
Wege der Zwangsvollſtreckung gleich, dem Erwerb 
durch Ausländer oder für Rechnung von Ausländern 
der Erwerb durch ſolche Deutſche oder für Rechnung 
ſolcher Deutſchen, die ihren Wohnſitz oder dauernden 
Aufenthalt nicht innerhalb des Deutſchen Reiches 
haben, ſowie der Erwerb durch ſolche Geſellſchaften 
oder für Rechnung ſolcher Geſellſchaften, die ihren Sitz 
im Ausland haben oder deren Kapital zum größeren 
Teile Ausländern zuſteht. Strafbeſt. § 2. 

4352 


Ueber die Borlegungsirift bei Zins-, Nenten- und 
Gewinnanteilſcheinen iſt am 28. März d. Js. eine BRB O. 
ergangen (RGBl. S. 153). Für die Geltendmachung 
der Anſprüche aus Zins⸗, Renten⸗ und Gewinnanteil⸗ 
ſcheinen kommen zweierlei Friſten in Betracht, die 
Verjährungsfriſt und daneben noch die in 8801 beſtimmte 
Vorlegungsfriſt: werden Scheine der bezeichneten Art 
nicht innerhalb vier Jahren dem Ausſteller zur Ein- 
löſung vorgelegt, ſo erliſcht der Anſpruch aus ihnen 
mit dem Ablaufe dieſer Friſt, die mit dem Schluſſe 
des Jahres beginnt, in dem die für die Leiſtung be⸗ 
ſtimmte Zeit eingetreten iſt; mit dem Ende dieſer 
Vorlegungsfriſt beginnt dann, wenn der Schein vor⸗ 
gelegt worden iſt, die zwei Jahre betragende Ver⸗ 
jährungsfriſt. Die Verjährungsfriſt, die in 8 197 BGB. 
für Rückſtände von Zinſen und anderen . 
Leiſtungen vorgeſehen iſt, kann infolge der bekannten 
wiederholten Verlängerung durch Verordnungen des 
Bundesrats nicht vor dem Schluſſe des Jahres 1918 
enden. Vielfach hat man im Verkehre die Vorlegungs⸗ 
friſt des § 801 wie eine Verjährungsfriſt behandelt; 
auch ſtaatliche Verwaltungen haben während des 
Krieges Zins-, Renten- und Gewinnanteilſcheine noch 
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nach Ablauf der Vorlegungsfriſt eingelöſt u. damit 
auf dieſe die Beſtimmungen über die Verlängerung 
der Verjährungsfriſten entſprechend angewendet. Um 
jedoch eine ſichere Rechtslage zu ſchaffen, hat die ein⸗ 
gangs angeführte Verordnung die kurzen Vorlegungs⸗ 
friſten des § 801 120 2 nun in der gleichen Weiſe 
wie die kurzen Verjährungsfriſten erſtreckt, ſoweit ſie 
am 31. Juli 1914 noch nicht abgelaufen waren. Sie 
hat dies mit rückwirkender Kraft getan: Friſten, die 


abgelaufen, das mit dem Ablauf erloſchene Recht als 
nicht erloſchen gelten. Dies jedoch mit einer Aus⸗ 
nahme: nach 8 804 BGB. kann der bisherige Inhaber 
eines Scheines der fraglichen Art, der deſſen Verluſt 
dem Ausſteller vor dem Ablaufe der Vorlegungsfriſt 
angezeigt hat, nach Ablauf der Friſt die Leiſtun 

verlangen. Würde nun ein ſolcher Schein nachträgli 

unter Berufung auf die infolge der BD. eingetretene 
Erſtreckung der Vorlegungsfriſt von einem anderen 
vorgelegt werden, ſo käme der Ausſteller in die Lage 
zweimal zahlen zu müſſen. In den Fällen, in denen 
der Ausſteller die Leiſtung ſchon nach 8 804 BGB. 
bewirkt hat, beginnt darum die Vorlegungsfriſt nicht 


wieder zu laufen. 
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Kriegswirtſchaft und Gläubigerſicherheit. Durch 
kriegswirtſchaftliche Maßnahmen wird vielfach nicht 
nur der Eigentümer des von ihnen betroffenen Grund⸗ 
ſtücks, ſondern auch der Dritte berührt, der als Gläu⸗ 
biger einer Reallaſt, Hypothek, Grund⸗ oder Renten⸗ 
ſchuld — „der Gläubiger“, wie wir ihn im folgenden 
ſchlechthin nennen wollen — aus dem Grundſtück Be⸗ 
friedigung zu ſuchen hat; man denke z. B. an die Ab⸗ 
nahme eines Kupferdaches. Die wirtſchaftliche Ver⸗ 
ſchlechterung des mit dem Gläubigerrechte belaſteten 
Grundſtücks, die ſolche Maßnahmen mit ſich zu bringen 
pflegen, könnte an ſich dem Gläubiger Rechte gegen 
den Eigentümer geben, der aber andererſeits ſelbſt 
durch dieſe Maßnahmen vielfach eine Einbuße er⸗ 
leidet und darum ein durch fie veranlaßtes Vorgehen 
des Gläubigers gegen ihn als ungerechtfertigte Härte 
empfinden müßte. Hinwiederum wäre es unbillig, 
wenn in Fällen, wo dem Eigentümer eine Entſchädi⸗ 
gung zufließt, dieſe nur ihm und nicht auch dem in 
ſeiner Sicherheit beeinträchtigten Gläubiger zugute 
käme. Hier einen Ausgleich zu ſchaffen, dem Eigen⸗ 
tümer zu geben, was des Eigentümers iſt, und dem 
Gläubiger, was des Gläubigers iſt, bezweckt die am 
1. d. Mts. in Kraft getretene BRV O. v o m 
11. April d. Js. über die Einwirkung kriegs⸗ 
wirtſchaftlicher Maßnahmen auf Neal» 
laſten, Hypotheken, Grundſchulden und 
Rentenſchulden (RG Bl. S. 183), und zwar will 
Art. 1 einer unbilligen Schädigung des Eigentümers 
vorbeugen, während die folgenden Beſtimmungen um 
der Gläubiger willen erlaſſen ſind. 


I. Dreierlei kriegswirtſchaftliche Vorgänge unter⸗ 
ſcheidet Art. 1 BD. die dem Gläubiger Grund zu 
einem Vorgehen gegen den Eigentümer geben könnten: 

1. Infolge einer kriegswirtſchaftlichen Maßnahme, 
insbeſondere einer Zuſammenleg ung gewerblicher Bes 
triebe, wird das auf einem Grundſtücke betriebene 
Unternehmen eingeſtellt; 

2. aus der gleichen Urſache werden Beſtandteile 
und Zubehörſtücke, die zu dem Betriebe des einges 
ſtellten Unternehmens gedient hatten, vom Grund— 
ſtück entfernt; 

3. von einem Grundſtück werden Beſtandteile oder 
Zubehörſtücke entfernt, die zu kriegswirtſchaftlichen 
Zwecken beſchlagnahmt ſind. 

Der Fall unter 1. iſt nach der Begründung der 
BO. nicht nur dann gegeben, wenn gewerbliche Be— 
triebe von Amts wegen, z. B. nach der Vo. vom 
17. März 1917 über die Errichtung von Herſtellungs-⸗ 
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Zwang erfolgt. 


und Vertriebsgeſellſchaften in der Schuhinduſtrie (RGBl. 
S. 236) oder der VO. vom 2. November 1917 über 
die Zuſammenlegung von Brauereibetrieben (RGBl. 
S. 993) zuſammengelegt werden, ſondern auch dann, 
wenn eine derartige Zuſammenlegung aus Gründen 
der Kriegswirtſchaft ohne unmittelbaren amtlichen 
Als weitere Beiſpiele führt die Be⸗ 
gründung die Fälle an, daß Betriebe wegen des durch 


den Krieg verurſachten Mangels an Roh⸗ oder Be⸗ 
in der Zwiſchenzeit abgelaufen ſind, ſollen als nicht 


triebsſtoffen oder des aus entſprechenden Gründen 
eintretenden Fehlens von Arbeitskräften eingeſtellt 
werden. „Auch ein unmittelbares Betriebsverbot z. B. 
von Aufführungen oder Tanzluſtbarkeiten in einer 
Wirtſchaft oder die Schließung eines Unternehmens 
durch die Behörde, kann hieher gehören, wenn dieſe 


Maßnahme durch Rückſichten auf die Kriegswirtſchaft 


— — u—-—-— — : — — —ͤ —ũ᷑w..8ß5ß3;⁵᷑ðꝓ1ẽIFö -x äkößs3·;A . 2Kk0422KLĩ⸗łñꝙ—Cr 29 ͤowF2ͤͤ⁊̃ĩ⁵²3!—ůͤ⁊ HH . b.. ].BAJü(ĩ ĩv„!⸗ßñ„% —köökͤjv7k½f8ä—————r—r5rð—¹ . — 


veranlaßt iſt.“ Der völligen Einſtellung eines Unter⸗ 
nehmens wird wohl deſſen Beſchränkung, die teil⸗ 
weiſe Einſtellung, gleichzuachten ſein, ſofern ſie eine 
der Rechtsfolgen auslöſen könnte, gegen die der Art. 1 
den Eigentümer ſchützen will. 

Zu 2. Wird aus einem Anlaſſe der bezeichneten 
Art ein Unternehmen eingeſtellt, ſo würden die zu 
ſeinem Betriebe beſtimmte Einrichtung und Ausrüſtung 
des Grundſtücks, Maſchinen, Werkzeuge u. dgl., auch 
Vorräte, ſoweit ſie nicht beſchlagnahmt werden, brach⸗ 
liegen und dadurch vielfach dem Verderb oder der 
Verſchlechterung ausgeſetzt ſein. Was ſonſt den Regeln 
einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft zuwiderlaufen 
würde, die Veräußerung jener Gegenſtände, kann unter 
dieſen Umſtänden wirtſchaftlich geboten ſein und darf 
dem Eigentümer keine Rechtsnachteile bringen. 

Zu 3. iſt vor allem auf den Fall zu verweiſen, 
daß auf Grund der VO. vom 26. April 1917 über die 
Sicherſtellung von Kriegsbedarf (RGBl. S. 376), Be⸗ 
ſtandteile oder Zubehörſtücke beſchlagnahmt werden. 
Auch in einem ſolchen Falle I der Eigentümer Schuk 
gegen die Anſprüche genießen, die dem Gläubiger 
ſonſt aus der Wegveräußerung der Gegenſtände gegen 
ihn erwachſen könnten. 

Er ſoll geſchützt fein insbeſondere gegen den Ein⸗ 
tritt der ſofortigen Fälligkeit der Hypotheken wegen 
Verſchlechterung des Grundſtücks oder ſeines Zubehörs 
oder wegen privatwirtſchaftlich ie een Ent⸗ 
fernung von Zubehörſtücken (58 1133, 1135 BGB.), 
gegen die Unterlaſſungsklage und die ſonſtigen Be» 
fugniſſe, die dem Gläubiger nach den 88 1134, 1135 
BGB. zuſtehen. Dieſen Schutz gewährt die VO., in⸗ 
dem ſie die Beſtimmung des § 8 Abſ. 1 HypBO. vom 
8. Juni 1916 (RGBl. S. 454) Anwendung finden läßt. 
In Rechtsſtreitigkeiten über Anſprüche aus einer Hy⸗ 
pothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld oder über eine 
gegen den Eigentümer des belaſteten Grundſtücks als 
perſönlichen Schuldner geltend gemachte Forderung, 
für die eine Hypothek beſtellt iſt, kann nun das Prozeß⸗ 
gericht auf Antrag des Schuldners im Urteil an⸗ 
ordnen, daß die Rechtsfolgen, die an ſich aus einem 
der unter 1.—3. angegebenen Gründe eingetreten find 
oder eintreten würden, als nicht eingetreten gelten. 
Klagt ein Gläubiger z. B. auf ſofortige Befriedigung 
aus dem Grundſtück oder auf Unterlaſſung der die 
Sicherheit ſeiner Hypothek gefährdenden kriegswirt⸗ 
ſchaftlichen Maßnahme, bildet alſo die Rechtsfolge 
ſelbſt den Gegenſtand des Rechtsſtreites, ſo kann das 
Prozeßgericht die Klage abweiſen; aber es muß dies 
nicht tun. Neben dem Abſ. 1 des $ 8 Hypo. gilt 
auch deſſen Abſ. 2: das Gericht darf von ſeiner Er⸗ 
mächtigung nur Gebrauch machen, wenn die Lage des 
Beklagten dies rechtfertigt, und es darf ſie nicht ge⸗ 
brauchen, wenn die Beſeitigung der Rechtsfolgen dem 
Gläubiger einen unverhältnismäßigen Nachteil brächte. 
Die Parteien haben ihre tatſächlichen Behauptungen 
glaubhaft zu machen. Aus dem gleichfalls anwend— 
baren 8 2 Abſ. 1 Satz 2 HypBO. ergibt ſich ferner, 
daß das Gericht die Rechtsfolgen je nach Lage des 


Falles auch nur für einen Teil des Anſpruchs oder 
nur unter Bedingungen beſeitigen kann. „Als ſolche 
Bedingung wird vielfach eine ſachgemäße Verwendung 
der Gegenleiſtungen in Betracht kommen, die dem 
Eigentümer im Zuſammenhange mit der den Anlaß 
zu dem Rechtsſtreite bildenden kriegswirtſchaftlichen 
Maßnahme etwa zufließen ſollten. Die Einfügung 
der . . . Vorſchrift in die VO. vom 8. Juni 1916 hat 
weiter zur Folge, daß deren allgemeine Vorſchriften 
in Fällen der hier geregelten Art Anwendung finden; 
insbeſondere können nach § 17 daſelbſt dem .. Schuld⸗ 
ner... die Koſten ganz oder teilweiſe auferlegt 
werden.“ | 

II. Wie der Eigentümer, fo kann auch der Gläu⸗ 
biger die in ſeine Lage eingreifenden kriegswirtſchaft⸗ 
lichen Maßnahmen nicht abwenden; durch Art. 1 BO. 
werden überdies ſeine Rechte gegen den Eigentümer 
beſchränkt. Es iſt darum nur gerecht, ihm im Rahmen 
ſeiner Rechtſtellung auch die Vorteile zugute kommen 
zu laſſen, die mit den Maßnahmen etwa verbunden 


nd. 

Für die Fälle unter 3. bedurfte es einer Vorſchrift 
in dieſer Hinſicht nicht. Der Art. 52 EG. BGB., der 
nicht nur für die am 1. Januar 1900 in Geltung ge⸗ 
weſenen, ſondern auch für die ſpäter erlaſſenen Geſetze 
gilt, gewährt bei einer reichsgeſetzlich im öffentlichen 
Intereſſe erfolgenden Enteignung dem Gläubiger, dem 
ein Recht an der Sache zuſteht, ſoweit dieſes beein⸗ 
trächtigt wird, an dem Entſchädigungsanſpruche des 
Eigentümers dieſelben Rechte, die ihm bei Erlöſchen 
ſeines Rechtes durch Zwangsverſteigerung an dem 
Erlöſe zuſtehen. In § 2 Abſ. 3 BO. über die Sicher⸗ 
ſtellung von Kriegsbedarf iſt demgemäß beſtimmt, daß 
aus dem Uebernahmepreiſe vorweg u. a. die Anſprüche 
der Perſonen zu befriedigen ſind, denen an den ent⸗ 
eigneten Gegenſtänden ein dingliches Recht zuſteht. 
Anders bei der freiwilligen Entfernung und Veräuße⸗ 
rung in den Fällen unter 2. Auf den hiedurch erzielten 
Erlös erſtreckt ſich das Recht des Gläubigers nicht, 
wie er auch trotz der Beitimmung in Art. 52 CG. 
BGB. nicht oder doch wenigſtens in der Regel nicht 
Rechte auf die Vergütung geltend machen kann, die 
in den Fällen unter 1. dem Eigentümer für die durch 
den Krieg veranlaßte ee ſeines Betriebes 
allenfalls mar wird. Solche Rechte räumen die 
Art. 2 u. 3 der neuen VO. nun dem Gläubiger ein. 
Wie jedoch nach 8 1127 Abſ. 2 BGB. die Haftung der 
Forderung gegen den Verſicherer erliſcht, wenn der 
verſicherte Gegenſtand wiederhergeſtellt oder Erſatz 
für ihn beſchafft iſt, fo haftet nach Art. 2 Satz 2 VO. 
auch der Veräu i dem Gläubiger nicht mehr, 
wenn der Gegenſtand zurückgebracht oder Erſatz für 
ihn beſchafft iſt. Die Haftung der Vergütungsforde⸗ 
rungen bei Betriebseinſtellungen (Art. 3) ſoll ſich nach 
der Begründung der VO. auf alle aus Anlaß dieſer 
Maßnahmen dem Eigentümer zufließenden Vergütun⸗ 

en erſtrecken, ohne Unterſchied, von wem, in welcher 

39 55 und aus welchem Rechtsgrunde ſie gewährt 
werden. „Nicht nur reine Entſchädigungs forderungen, 
ſondern auch Bezüge aus einer für gemeinſchaftliche 
Rechnung der eingeſtellten Unternehmungen betriebe⸗ 
nen Geſellſchaft, Forderungen auf Werklohn u. dergl. 
mehr können hierher gehören, wenn das Rechtsver⸗ 
W aus dem die Forderung entſpringt, aus An⸗ 
aß der durch die Kriegswirtſchaft herbeigeführten 
Betriebseinſtellung begründet worden iſt.“ 

Die Erſtreckung der dinglichen Haftung auf die 
bezeichneten Forderungen würde an ſich dazu führen, 
daß die Verfügungsfreiheit des Grundſtückseigentümers 
eingeengt wäre, und für den Schuldner eine Rechts⸗ 
unſicherheit hinſichtlich der Perſon des berechtigten 
Empfängers ſowie die Gefahr zur Folge haben, dop⸗ 
pelt zahlen zu müſſen. Dem beugen die Vorſchriften 
in Art. 4 BO. vor, die ein Vorbild u. a. in $ 1126 
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wendung des $ 1123 Abſ. 2 Satz 1 bewirkt, daß die For⸗ 
derungen ein Jahr nach dem Eintritt ihrer Fälligkeit 
von der Haftung frei werden, wenn nicht vorher die 
Beſchlagnahme zu 710 Bar des Gläubigers erfolgt. 
Werden ferner die For erungen eingezogen, bevor ſie 
zugunſten des Gläubigers beſchlagnahmt find, oder 
wird vor der Beſchlagnahme in anderer Weiſe über 
fie verfügt, fo iſt die Verfügung dem Glaͤubiger gegen- 
über wirkſam; beſteht die Verfügung in der Ueber⸗ 
tragung der Forderung auf einen dritten, ſo erliſcht 
die Haftung der Forderung; erlangt ein dritter ein Recht 
an der Forderung, ſo geht es dem Rechte des Gläubigers 
vor; der Uebertragung der Forderung auf einen 
Dritten ſteht es gleich, wenn das Grundſtück ohne die 
Forderung veräußert wird — all das gemäß dem 
nach Art. 4 BO. gleichfalls entſprechend anzuwenden⸗ 
den 8 1124 Abſ. 1 u. 3 BGB. Durch die weiter 
vorgeſehene entſprechende Anwendung des 8 1125 
BGB. iſt endlich dafür geſorgt, daß der Schuldner 
der Vergütung nicht eine ihm gegen den Eigentümer 
zuſtehende Gegenforderung gegen den Gläubiger auf⸗ 
rechnen kann, ſoweit dieſem gegenüber nach Art. 4 
BO. mit 1124 BGB. die Einziehung der Forderung 
unwirkſam iſt. Iſt für eine Betriebseinſtellung (Art. 3) 
die Vergütung in wiederkehrenden Leiſtungen zu ent⸗ 
richten, fo iſt — ebenſo wie nach 8 1126 Satz 3 BG. — 
eine vor der Beſchlagnahme erfolgende Verfügung 
über den Anſpruch auf eine Leiſtung, die erſt 3 Monate 
nach der Beſchlagnahme fällig wird, dem Gläubiger 
gegenüber unwirkſam. 

Nicht anwendbar iſt der Art. 4 auf den Ueber⸗ 
nahmepreis für beſchlagnahmte Beſtandteile und Zu⸗ 
behörſtücke des Grundſtückes, alſo auf die Vergütung, 
die dem Eigentümer in den Fällen unter 3. zukommt. 
Hier greift die BR VO. vom 10. März 1918, 
betr. Auszahlung des Uebernahmepreiſes 
für enteignete Beſtandteile und Zubehör⸗ 
ſtücke von rundſtücken (RS Bl. S. 126) 
Platz; was ſie beſtimmt, iſt dem Gläubiger nicht 
günſtig. Der Durchführung der Grundſätze der Art. 52 
und 53 EG. BGB. würden ſich, wenn man fie z. B. 
bei den Metallablieferungen an die Kommunalver⸗ 
bände verwirklichen wollte, wohl unüberwindliche 
Schwierigkeiten entgegenſtellen. Wie ſollten bei der 
übergroßen Zahl der Fälle unſere Gemeindebehörden 
der Vorſchrift in Art. 53 Abſ. 1 mit 8 1128 BGB. 
genügen, wie bei der Menge der abgelieferten Gegen⸗ 
ſtände feſtſtellen, ob fie Teile der Hausgrundſtücke 
waren! Die Zahlung des Uebernahmepreiſes würde 
hinausgeſchoben, während die als Erſatz beſchafften 
Gegenſtände nicht ſelten ſofort zu bezahlen ſind. In 
den Fällen, in denen ſofort Erſatz beſchafft wird, tritt 
eine Gefährdung des Gläubigers häufig nicht ein. 
In den anderen Fällen wird der Uebernahmepreis 
vielfach ſo gering ſein, daß er gegenüber der hypo⸗ 
thekariſchen Belaſtung der Grundſtücke kaum ins Ges 
wicht fällt. Das waren die Gründe, aus denen die 
VO. vom 10. März d. Is. beſtimmt hat, daß bei 
Enteignungen auf Grund der BO. vom 26. April 
1917 über die Sicherſtellung von Kriegsbedarf der 
Uebernahmepreis für Beſtandteile und Zubehörſtücke 
von Grundſtücken mit befreiender Wirkung gegenüber 
Dritten, denen ein Recht an dieſen Sachen zuſtand, an 
den Eigentümer ausbezahlt werden kann. 

Die Vorſchrift des Art. 5 endlich hängt mit den 
Beſtimmungen über die Eigentümerhypothek zuſam⸗ 
men. Soweit der Gläubiger einer Hypothek oder 
Grundſchuld aus dem e a oder der 
Vergütung, auf die ſich nach Art. 2 u. 3 ſein Recht 
erſtreckt, oder aus dem Uebernahmepreiſe für beſchlag⸗ 
nahmte Beſtandteile oder Zubehörſtücke Abzahlungen 
auf das Kapital erhält, alſo aus dem Unterpfande 
befriedigt iſt, würde nach dem geltenden Rechte trotz⸗ 
dem das dingliche Recht nicht erlöſchen; erlöſchen 


B. haben. Die hier vorgeſchriebene entſprechende An⸗ | würde nur die perſönliche Forderung des Gläubigers, 
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das dingliche Recht aber ginge mit ſeinem bisherigen 
Rang als Eigentümergrundſchuld auf den Grund⸗ 
ſtückseigentümer über; denn der Gläubiger iſt nicht 
auf dem Wege der Smangevoliitsetung befriedigt 
worden (BEB. 88 1181, 1147, 1163, 1177). Die 
nachſtehenden Hypothekgläubiger wären aber ohne 
Zweifel ungerecht benachteiligt, wenn bei der Ver⸗ 
ſchlechterung ihres W e durch die kriegs⸗ 
wirtſchaftliche Maßnahme die hiefür gewährte Gegen⸗ 
leiſtung nicht zu einer Verringerung der ihnen 
vorgehenden dinglichen Laſten führen würde. Des⸗ 
halb follen nach Art. 5 Hypotheken u. Jrundſchulden 
in ſolchen Fällen in der Höhe des gezahlten Betrages 
erlöſchen; das Grundbuch wird damit unrichtig und 
bedarf der Berichtigung; die nachſtehenden Gläubiger 
rücken vor. Soweit die Hypothek oder Grundſchuld 
erliſcht, werden auch die allenfalls für fie mithaftenden 
ve frei (Art. 5 Satz 2; vgl. 8 1181 Abſ. 2 
Es wäre wiſſenſchaftlich vielleicht eine ganz dank⸗ 
bare Aufgabe, zu unterfuchen, wieweit etwa die 
Rechtſprechung an der Hand des geltenden Rechtes 
einen gerechten Ausgleich in dem Widerſtreite der 
Belange des Eigentümers und der Gläubiger hätte 
finden können; auch für die Anhänger der Freirechts⸗ 
ſchule wäre das wohl keine leichte Aufgabe geweſen. 
Jedenfalls waren die Verhältniſſe nicht dazu angetan, 
hier die Ergebniſſe der Rechtſprechung abzuwarten, 
an ein nicht zu leugnendes Bedürfnis gegeben, 
urch geſetzliche Beſtimmungen eine klare Rechtslage 
zu ſchaffen. f 
4351 


. 


Die 1 von Aktien oder ſonſtigen Ge⸗ 
ſchäftsanteilen don Koloniainnteruchmungen ins Aus⸗ 
land verbietet eine am 9. April verkündete und in 
Kraft getretene BRBO. vom 20. Januar ds. Jahres 
(RGBl. S. 177). Sie betrifft nicht nur das dingliche 
Veräußerungsgeſchäft, ſondern auch den ſchuldrecht⸗ 
lichen Vertrag und ſucht dem Eindringen engliſchen 
und ſonſtigen fremdländiſchen Kapitals in deutſche 
Kolonialunternehmungen auch noch durch andere Be⸗ 
ſtimmungen vorzubeugen, wie ſie früher ſchon er⸗ 
gangen ſind, um die deutſche Schiffahrt von auslän⸗ 
diſchen Einflüſſen freizuhalten (vgl. S. 94 des laufenden 
Jahrgangs dieſer Zeitſchr.). 
4854 


Yürheranzeigen, 


Fiſcher, Otte, Lehrbuch des deutſchen Zivil» 
prozeß⸗ und Konkursrechts. XII, 488 Seiten. 
Berlin 1918, J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung. 
Broſch. Mk. 12.—. 


Nur im Titel nennt ſich das vorliegende Werk 
„Lehrbuch“. Das Vorwort bezeichnet es zutreffend als 
einen Leitfaden und hebt hervor, daß der ſich das be— 
ſcheidenſte Ziel geſetzt habe, welches ein Lehrbuch haben 
könne: „ein die mündliche Unterweiſung erleichterndes 
und unterſtützendes Hilfsmittel zu bieten für die erſte 
Einführung des Studierenden und jungen Praktikers 
in knappſter Form ohne unnötiges doktrinäres Beiwerk, 
aber auch ohne eingehende Begründung und weiteren 
Ausbau.“ 

Dieſes Ziel hat der hochverdiente Breslauer Ges 
lehrte in einer Weiſe erreicht, wie es eben nur ein ſo 
bedeutender Forſcher und ein ſo erfolgreicher Lehrer 
wie Otto Fiſcher vermag; ſchaut er, der ſo viele 


Dozenten der akademiſchen Laufbahn zugeführt hat, 
doch auf 44 jährige praktiſche Erfahrung und 36 Jahre 
der Lehrtätigkeit zurück. Neben dem preußiſchen iſt 
auch das bayeriſche Landesrecht mit berückſichtigt. Das 
Werk iſt darum nicht bloß für die erſte Einführung des 
Anfängers von Wert. 


Jena. Dr. Böckel. 


Engel, Ednard, Entwelſchung. Verdeutſchungs⸗ 
wörterbuch für Amt, Schule, Haus, Leben. Erſtes 
bis zehntes Tauſend. 618 Seiten. Leipzig 1918, 
Heſſe & Becker. Broſch. Mk. 3.60. 


Mit Recht fordert man die Ausmerzung welſcher 
Art aus dem deutſchen Rechte. Noch ſchlimmer ver⸗ 
welſcht aber als unſer Recht iſt ohne Zweifel die 
u Sprache. Kein Wunder, daß der Verfaſſer des 
vorliegenden Verdeutſchungswörterbuchs von der Ar⸗ 
beit, die er damit geleiſtet, ſagt, für ihre Art und 
Maſſe paſſe kein anderer Vergleich als der mit der 
Heldentat des Herakles in den Ställen des Augias. 
„Es gibt,“ wie Engel fagt, „ſehr viele deutſche Männer 
und Frauen, die gerne möchten, aber nicht zu können 
glauben, was die deutſche Pflicht von ihnen verlangt: 
ganz deutſch zu ſein in Wort und Schrift.“ Für ſie 
hat er gearbeitet, auf daß ſie es leichter hätten. „Für 
deutſche Leſer, Sprecher und Schreiber iſt dieſes Buch 
beſtimmt, alſo für gebildete Deutſche; jedoch nur für 
ſolche, die eines guten Willens zur deutſchen Sprache 
ſind. Der Leſer, der dem Welſch deutſcher Bücher, 
1 Schriftſtücke ratlos gegenüberſteht, ſoll Rat 

nden, was der welſchende deutſche Schreiber gemeint 
haben mag. Der Sprecher ſoll ſich belehren, wie man 
die einfachſten und die ſchwierigſten menſchlichen Be⸗ 
griffe, die nach landläufiger deutſcher Meinung nur 
auf Welſch, das heißt Küchen lateiniſch, Apotheker⸗ 
griechiſch, Kellnerfranzöſiſch, Stallknechtengliſch, Leier⸗ 
kaſtenitalieniſch bezeichnet werden dürfen, ebenfogut 
und all auf Deutſch ausdrücken kann, zu leichterem 
Verſtändnis, mit ſtärkerer Wirkung, nicht erſt zu reden 
von der deutſchen Würde. Und der deutſche Schreiber 
mit ſprachlichem Kunſt⸗ und Ehrgefühl, der durch lebens⸗ 
lange Verbildung und Entwöhnung feſt im Welſch 
haftet, ſich aber von dieſer entwürdigenden Natur⸗ 
und Kunſtwidrigkeit befreien und zu reiner, edler 
Ausdrucksform emporläutern will, ſoll liebreiche Hilfe 
finden.“ Wer möchte ſich ſolcher Hilfe nicht gerne 
bedienen? Auf die Grundſätze einzugehen, nach denen 
Engel bei ſeiner Arbeit verfahren iſt, iſt hier nicht der 
Ort. Hier ſei nur dankbar der trefflichen Dienſte ge⸗ 
dacht, die der Verfaſſer der Bücher Deutſche Stilkunſt 
und Sprich deutſch! auch mit ſeinem neuen Buch einem 
jeden leiſtet, der in Deutſchland deutſch ſprechen und 
deutſch ſchreiben möchte. Und das ſollten wir doch 
alle, heute mehr noch als ſonſt! E. E. 


Stölzle, Dr. Haus, Rechtsanwalt, Kempten (Allgäu). 
Güter⸗ und Erbrechts verhältniſſe der 
Stadt Memmingen. 32 Seiten. Memmingen 
1917, Druck und Verlag von Th. Otto's Buch⸗ und 
Kunſtdruckerei. Geb. Mk. 1.50. 


Nach dem ſchmucken Büchlein des bekannten Ver⸗ 
faſſers werden gewiß viele gerne greifen. Ob freilich 
die Darſtellung, um ihrer Beſtimmung gemäß be⸗ 
ſonders auch den Laien zu dienen, nicht zweckmäßig 
etwas eingehender zu geſtalten geweſen wäre? D. H. 
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i aͤchſt die S rtraut, das Königs» 
Sundert zahre Rechtspflege unter der |. Dr re Gebet mie ein Palladium n 


Herrſchaft der baheriſchen Berfaſſung. bewahren un dasſelbe 1 und a. 
weiht den Nachkommen zu hinterlaſſen. Darum 
Bon Eduard Eckert, K. I. Staatsanwalt in München. ſei uns heilig jede Pflicht, die dieſes Grundgeſetz 
In die Zeit zwiſchen dem Erſcheinen der letzten des Staates gebietet, aber eben ſo heilig auch 
und der vorliegenden Nummer unſerer Zeitſchrift jedes Recht. das von ihm gegeben, oder von neuem 
iſt die hundertſte Wiederkehr des Tages gefallen, bekräftigt iſt, heilig die Majeſtät, und das kleinſte, 
an dem einſt Bayerns Volk von ſeinem Könige wie das größte Recht der ſchützenden Königskrone, 
die rechtliche Grundlage ſeines ſtaatlichen Lebens, aber auch heilig die ehrwürdige Schranke des Rechts, 
feine Verfaſſung, erhalten hat. Die „Zeitſchrift welche dieſe magna charta der Bayern zwiſchen 
für Rechtspflege in Bayern“ darf über dieſes Er⸗ der oberſten Gewalt und den Freiheiten der Nation 
eignis nicht hinweggehen, das einſt Feuerbach aufgerichtet hat.“ 
mit Worten tiefer Dankbarkeit und hoher Be⸗ Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Verfaſſungs⸗ 
geiſterung begrüßt hat, als er, der damalige Praſi⸗ urkunde, wenngleich fie einen eigenen Titel „Von 
dent des Appellationsgerichts in Ansbach, an ſeinem der Rechtspflege“ enthält, dieſe nichts weniger als 
Gerichte die Beeidigung auf die Verfaſſung vornahm. erſchöpfend geregelt hat. Aber in knappen, klar 
„Von heute beginnt,“ jo ſagte er u. a., „für die geprägten Süßen bringt fie die Grundgedanken 
Völker Bayerns eine neue ſchönere Zeit... Was für die Regelung. Schon ihre Eingangsworte 
manche Völker lange und doch vergeblich angeſtrebt, verheißen „Gleichheit der Geſetze und vor dem 
was andere nur allmählich, ſtückweiſe, vielen kargen Geſetze“, „Unparteilichkeit und Unaufhaltbarkeit der 
Jahrhunderten mühſam abgezwungen, was andere Rechtspflege“ und im Titel IV „Von allgemeinen 
nur im Todeskampfe mit feindlich widerſtrebenden Rechten und Pflichten“ leſen wir: „Der Staat 
Gewalten ſich erbeutet, mit dem blutigen Auf⸗ gewährt jedem Einwohner Sicherheit ſeiner Perſon, 
wande großer Tugenden oder großer Verbrechen, ſeines Eigentums und ſeiner Rechte. Niemand 
mit dem Untergange ganzer Geſchlechter, mit Auf⸗ darf ſeinem ordentlichen Richter entzogen werden. 
ruhren, Königsmorden, Bürgerkriegen teuer, nur Niemand darf verfolgt oder verhaftet werden als 
zu teuer, ſich erkauft; alles dieſes empfängt das in den durch die Geſetze beſtimmten Fällen und 
bayeriſche Volk als ein unſchätzbar reiches Gnaden⸗ in der geſetzlichen Form“. Der achte Titel „Von 
geſchenk aus freier Huld ſeines vaͤterlich und groß der Rechtspflege“ bringt an der Spitze den Satz: 
gefinnten Königs. — Dieſe königliche Tat iſt zu | „Die Gerichtsbarkeit geht vom Könige aus“ und 
erhaben, um dieſelbe durch ein anmaßlich preiſendes im Anſchluß daran beſtimmt er: „Sie wird 
Lob — dieſe leichte Münze, womit auch Schmeichelei unter ſeiner Oberaufſicht durch eine geeignete Zahl 
ſich abfindet — in die gemeinen Verhältniſſe des von Aemtern und Obergerichten in einer geſetzlich 
Gewöhnlichen herabzuziehen. Das ſchönſte Denkmal beſtimmten Inſtanzenordnung verwaltet .... Die 
dieſer Verfaſſung wird fie ſelbſt ſich ſtiften; ihre Gerichte find innerhalb der Grenzen ihrer amt⸗ 
erhebendſte Lobrede iſt dereinſt die Zeit und der lichen Befugnis unabhängig, und die Richter können 
unzweideutigſte Dank wird unſerm König erſt durch nur durch einen Rechtsſpruch von ihren Stellen 
die jpäten Enkel über den Gräbern der Gegenwart mit Verluſt des damit verbundenen Gehaltes ent: 
geſprochen . . Uns, dem lebenden Geſchlecht, laſſen oder derſelben entſetzt werden. — Der König 
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kann in ſtrafrechtlichen Sachen Gnade erteilen, die 
Strafe mildern oder erlaſſen, aber in keinem Falle 
irgendeine anhängige Streitſache oder angefangene 
Unterſuchung hemmen .... Es ſoll für das ganze 
Königreich ein und dasſelbe bürgerliche und Straf⸗ 
Geſetzbuch beſtehen. 

Das waren große, fortſchrittliche Gedanken und, 
mochte auch die Verfaſſung ſelbſt — zumal in 
ihrem Titel „Von beſonderen Rechten und Vor⸗ 
zügen“ — Ausnahmen von ihren Grundſaͤtzen 
enthalten, über deren Angemeſſenheit wir heute 
natürlich anders zu urteilen geneigt ſind als die 
Zeit vor hundert Jahren, ſie verbürgte dem Volke 
doch eine beſſere Zukunft. | 

Und eine Beſſerung war gerade auf dem Ge: 
biete der Rechtspflege dringend nötig. Es läßt 
ſich keine ſchaärfere Anklage denken, als Feuerbach 
ſie in der „Untertänigen Vorſtellung und Bitte 
der gefangenen Gerechtigkeit an eine hohe Stände⸗ 
verſammlung zu Y“, die er im März 1819 einigen 
Abgeordneten in Abſchrift mitteilte, erhoben hat; 
einige Bruchſtücke daraus ſeien hier wiedergegeben: 
Die Gerechtigkeit, „einſt eine gefeierte Göttin, nun 
eine arme, verachtete Magd“, ſchmachtet ſeit Jahren 
in tiefem Elend bei magerer Koſt und ſchwerer 
Zuchthausarbeit in Gefangenſchaft und wendet 
ſich an die Ständeverſammlung mit der Bitte um 
Erlöſung. Sie klagt ihr, daß der Thron, von 
dem ſie ſonſt über Götter und Menſchen richtete, 
eine Arme⸗Sünder⸗Bank geworden iſt; daß ſie, 
„ſtatt wie ſonſt mit dem Geiſte zu herrſchen, jetzt 
bloß mit dem Leibe fröhne“, „ſtatt des Schwertes 
und des Szepters nur die Gänſefeder führe“; ihr 
ganzes Weſen ſei eine dürre, runzelige, ausdrucks⸗ 
loſe Geſtalt, die von nichts als von den noch 
dürreren Quartals⸗ und Jahrestabellen ihres, 
übrigens für ſeinen Beruf vortrefflichen, Inſpektors 
übertroffen werde. „Daß man mich vor längerer 
Zeit entthront und gefangengeſetzt und mir Fuß⸗ 
ſchellen angelegt hat: das will ich den Menſchen 
großmütig verzeihen, weil ich weiß, daß niemand 
daran ſchuld iſt, als meine Erbfeindin, die ſchwarze 
Göttin: Polizei... „Gleich in der nächſten 
Etage über meinem Kopfe iſt die Stube der 
Wächter, die durch Bodenfenſterchen alles, was 
ich tue und nicht tue, jedes ſchlimme und jedes 
gute Geſicht, das ich mache, beobachten und ſich 
alles hinter die Ohren ſchreiben, bis die Zeit kommt, 
wo mir der Lohn dafür durch den Inſpektor auf 
den Rücken geſchrieben werden kann. Das zweite 
und ſchlimmere ſind an der Tür die Waͤchter 
meiner Erbfeindin, die jeden nach Belieben ab⸗ 
halten, der zu mir will, oder nach Belieben den 
wieder hinausführen, der zu mir hineingekommen 
iſt. Dieſe Wächter erkennen durchaus nichts für 
mein Eigentum an; ſie laſſen mir, was ſie mir 
eben gönnen wollen, und nehmen ſich, was ſie ſich 
ſelbſt lieber gönnen. Glaube ich einmal, etwas 
recht feſt als das Meine zu haben, unvermutet 
kommt dann jo einer von den Türhütern, welcher 
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— entweder aus Staatsgrundſaͤtzen, oder weil die 
Sache aus einem Staatsvertrage komme, oder weil 
ein Kompetenzkonflikt vorliege, oder weil die Sache 
der Mauth⸗, Malz, Poſt⸗, Kultur, Finanz⸗ 
Polizei gehöre — mir kecklich dieſe und jene und 
jede Sache unter den Händen hinwegnimmm 
In bitterem Hohne laßt Feuerbach die Gerechtig⸗ 
keit bitten, ſie um ihres dermaligen Geiſtes⸗ und 
Körperzuſtandes willen vorerſt mit der ihr zu⸗ 
gedachten Oeffentlichkeit zu verſchonen: „Senden 
Sie mir vor allen Dingen einige gelehrte, wohl⸗ 
erfahrene Aerzte, welche mich von innen heraus 
gründlich heilen, die durch mancherlei alten Geſetz⸗ 
Unrat verſtopften erſten Wege reinigen und meine 
in der Gefangenſtube durch unzählige ſchädliche 
Influenzen abgeſchwächten Kopfnerven ſtärken. Und 
dann, hochanſehnliche Verſammlung! belieben Sie 
ſich aus dem Obengeſagten zu erinnern, wie jo 
ganz kläglich mein ganzes Außeres Anſehen iſt und 
daß ich ſo, wie ich jetzt bin, durchaus keine Ehre 
davon haben würde, von der ganzen Welt geſehen 
und betrachtet zu werden ... Jetzt bekommt mich 
doch niemand zu ſehen als mein Inſpektor, der 
da meint, ich ſaͤhe noch immer gut genug aus 
Glauben Sie mir es doch ja aufs Wort: ich muß 
erſt ganz neu, vom Kopf bis zu Fuß, eingekleidet 
werden, ehe ich mich nur einigermaßen mit Ehren 
darf ſehen laſſen. Mit den Prachtkleidern, dem 
königlichen Purpurmantel und der hellſtrahlenden 
Krone mag es einſtweilen noch anſtehen. Aber 
nur vorerſt das Allernotdürftigſte! ſo viel nur, als. 
die Sittlichkeit und der gemeinſte Anſtand erfordert. 
Endlich erlaube ich mir, Ihnen zu hoher Erwägung 
untertänig anheimzuſtellen, ob es nicht vor allen 
Dingen notwendig ſein dürfte, mich, ehe ich noch. 
Öffentlich werde, aus dem in dieſer grauſenden 
Einöde auf himmelhohen Felſen erbauten bau⸗ 
fälligen Schloſſe der unerreichbaren Appellations⸗ 
burg herabzuholen und mich wieder unter meinen 
lieben Menſchen auf der geſegneten Erde in den 
Städten, Flecken und Dörfern wohnen zu laſſen, 
ſo daß jeder mich finden könne, der mich ſucht 
und braucht? Jetzt findet mich niemand, als nach 
einer halben Ewigkeit, nachdem er ſich auf den. 
immer wieder hinabgleitenden Vexiertreppen meiner 
Burg ſeine Füße matt getreten und wund geſtoßen 
und noch obendrein ſeine kleine oder große Geld⸗ 
börſe in die Hände meiner Wärter und Wächter 
ausgeleert hat.“ 

Waren die Zuſtände wirklich ſo ſchlimm, oder 
hat hier nur der aus der Hauptſtadt nach der 
Provinz verſetzte „Veſuvius“ „ſpeiend, flammend, 
tobend“, wie Feuerbach gelegentlich ſelbſt von fich 
geſagt hat, ſeiner Verärgerung Luft gemacht? 
Nun, es waren in der Tat in Bayerns Rechts⸗ 
pflege damals Uebelſtände vorhanden, die einen jo- 
freiheitlichen, hochgeſinnten Geiſt wie Feuerbach in 
Harniſch bringen konnten. 

Ein Hauptübel, wenn auch gewiß nicht das 
größte und von der „gefangenen Gerechtigkeit“ in 


ihrer Vorſtellung und Bitte nicht erwähnt, war 
die Menge der bürgerlichen Partikularrechte, Sta⸗ 
tuten, lokalen Gewohnheiten und Obſervanzen, die 
in dem aus einer großen Zahl geiſtlicher und welt⸗ 
licher Herrſchaften entſtandenen Königreiche galten, 
ſeitdem man in Erwartung einer umfaſſenden Neu⸗ 
regelung des bürgerlichen Rechts im Jahr 1803 
mit dem Grundſatze gebrochen hatte, in den neu 
erworbenen Gebietsteilen das bayeriſche Landrecht 
einzuführen. Nicht weniger als 107 „Legisla⸗ 
tionen zählt Bayerns verdienſtvoller Zivilgeſetz⸗ 
ſtatiſtiker Freiherr von Völderndorff und, während 
die ganze Pfalz ſich des franzöſiſchen Rechts er⸗ 

ute, hatten wir im diesseitigen Bayern bekannt⸗ 
lich nicht bloß für einzelne Bezirke oder Orte, 
ſondern oft für einzelne Häuſer, ja ſogar Haus⸗ 
teile verſchiedenes Recht. Im Gegenſatze zu dem 
Codex Maximilianeus Bavaricus civilis hatte 
man für das Verfahren in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten den codex juris Bavarici judiciarii 
von 1753 auch in den neuen Landesteilen rechts 
des Rheines eingeſührt; auf dieſem Gebiete gelang 
ja auch die Neuſchöpfung von 1869, die für Bayern 
diesſeits und jenſeits des Rheins Geltung erhielt. 
Aber ein allgemeines bürgerliches Geſetzbuch für 
Bayern blieb ein unerfüllter Wunſch. Die Zahl 
bayeriſcher Geſetze, die das bürgerliche Recht teils 
ausſchließlich, teils im Zuſammenhang mit anderen 
Gegenſtänden betrafen, war nicht gering; es ſei 
nur an das Hypothekengeſetz erinnert, das faſt 
durch die ganzen hundert Jahre in Geltung ge⸗ 
blieben iſt, an die Waſſergeſetze, die Geſetze über 
die Gewährleiſtung bei Viehveräußerungen, über 
die Verjährungsfriſten, den Artikel 14 des No⸗ 
tariatsgeſetzes von 1861. Aber fie galten größten⸗ 
teils nur für das diesfeitige Bayern. Die mit dem 
Fortſchreiten des Verkehres, mit dem Aufſchwunge 
von Handel und Gewerbe immer notwendiger ge⸗ 
wordene Rechtseinheit hat auf dem Gebiete des 
bürgerlichen Rechts innerhalb der weiß⸗ blauen Grenz⸗ 
pfahle erſt die Reichsgeſetzgebung mit ihren Vor⸗ 
laͤufern, der allgemeinen deutſchen Wechſelordnung 
und dem allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuch, 
gebracht. Glücklicher waren wir auf dem Gebiete des 
Strafrechts dank der großen, in zahlreichen anderen 
Staaten übernommenen geſetzgeberiſchen Leiſtung 
Feuerbachs. Freilich folgte dem Strafgeſetzbuch 
von 1813 die von ihm einem beſonderen Geſetze 
vorbehaltene Regelung des Polizeiſtrafrechts erſt 
nach vielen geſetzgeberiſchen Verſuchen im Jahre 
1861 und gleichzeitig mußte auch das den 
Abſchreckungsgedanken verfolgende Feuerbachſche 
Strafgeſetzbuch, deſſen von dem Verfahren han⸗ 
delnder zweiter Teil ſchon im Jahre 1848 größten: 
teils aufgehoben und erſetzt worden war, einem 
neuen, milderen Geſetze weichen. 

Daß die Regelung des Polizeiſtrafrechts ſo 
lange nicht gelingen wollte, hing zuſammen mit 
einem weiteren Uebelſtand im Rechte des dies⸗ 
ſeitigen Bayerns, mit der Verquickung der Recht⸗ 


ſprechung und Verwaltung oder, um mit Feuer⸗ 
bach zu reden, mit der Gefangenſetzung der Ge⸗ 
rechtigkeit durch ihre Erbfeindin, die ſchwarze 
Göttin Polizei. Kein Zweifel, die Polizei hatte 
ſeit dem Ende des 18. Jahrhunderts in Bayern 
Außerordentliches geleiſtet. Aber ängſtlich war 
man nun darauf bedacht, ihre Gewalt nicht durch 
die Rechtſprechung ſchwächen zu laſſen. In den 
oberen Stellen und den unteren Stellen der 
größeren Städte waren wohl die Befugniſſe der 
Verwaltung und der Rechtſprechung geſchieden; um 
ſo zäher und länger aber hielt man für die unterſte 
Stelle der ländlichen Bezirke an der Vereinigung 
der Zuſtändigkeiten bei den Landgerichten feſt. 
Dabei wurde „der Schwerpunkt der amtlichen 
Stellung in den Wirkungskreis der Diſtriktspolizei⸗ 
behörde verlegt, und die Annexierung des Juſtiz⸗ 
amts nur aus dem Grunde beibehalten, um auch 
das Anſehen des Richteramtes und die Ergebniſſe 
der erſtinſtanziellen Juſtizverwaltung dem Intereſſe 
der Diſtriktspolizei dienſtbar zu machen. Man 
begnügte ſich nicht damit, der Polizeibehörde die 
nötigen Zwangsbefugniſſe zur Durchführung ihrer 
eigenen kompetenzmäßigen Verfügungen zu ge: 
währen, ſondern man ermächtigte dieſelbe auch 
zur Verhängung der Strafen der durch Geſetz oder 
Verordnung aus polizeilichen Beweggründen ver⸗ 
botenen ftrafbaren Handlungen und Unterlaffungen. 
Man hielt die Gerichte nicht mehr für geeignet, 
bei Handhabung dieſes Teiles des Strafrechts die 
in Betracht zu ziehenden polizeilichen Motive und 
Erwägungsgründe richtig zu würdigen, man er⸗ 
achtete vielmehr die Verhängung der Strafe gegen 
die Uebertreter der Polizeigeſetze und Verordnungen 
als einen integrierenden Beſtandteil der Ausübung 
der Polizeigewalt; wobei das Anordnungsrecht der 
Polizeibehörden in Polizeiſachen zu der Befugnis 
erweitert wurde, neue Polizeiübertretungen zu 
ſchaffen, Handlungen, die bisher nicht bei Strafe 
verboten waren, durch polizeiliche Verordnung bei 
Strafe zu verbieten. — Man ging noch einen 
Schritt weiter. Von Mißtrauen gegen den for⸗ 
mellen Geſchaͤftsgang und die Langſamkeit der 
gerichtlichen Prozedur geleitet, hielt man die Polizei⸗ 
behörden für das tauglichſte Organ, um überhaupt 
die geringſte Klaſſe der ſtrafbaren Handlungen mit 
Einſchluß der geringeren Rechtsverletzungen, bei 
welchen es, vorzugsweiſe auf raſche Repreſſion auf 
Grund eines möͤglichſt einfachen Verfahrens an⸗ 
zukommen ſchien, zu unterſuchen und abzuurteilen 
Auch die Aburteilung der wichtigſten Defraudationen 
fiskaliſcher Gefälle kam als Beſtandteil der Admini⸗ 
ſtrativjuſtiz großenteils in die Hand der Polizei⸗ 
behörden“ (Edel, PStGB. von 1861 S. 5 f.). 
Bis zum 1. Juli 1862 vereinigten „Gnaden 
der Herr Landrichter“ an ſeiner Behörde die Ge⸗ 
ſchäfte des Bezirksamtsmanns, Amtsrichters, No⸗ 
tars und Gerichtsvollziehers. Sehen wir von dem 
Beitritte Bayerns zum Deutſchen Reich und ſeiner 
damit eingetretenen Unterwerfung unter die Reichs⸗ 
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geſetzgebung ab, jo ift wohl nichts für jein Rechts⸗ 
leben von ſo enticheidender Bedeutung geweſen wie 
die an jenem Tage in Kraft getretenen Geſetze 
des Jahres 1861: außer den ſchon erwähnten 
beiden Strafgeſetzbüchern und dem Einführungs⸗ 
geſetze dazu, das wichtige Beſtimmungen über die 
Zuſtändigkeit und das Verfahren in Strafſachen 
enthielt, die Geſetze über die Gerichtsverfaſſung 
und über das Notariat, die die Rechtſprechung und 
die Verwaltung endlich auch in der unterſten 
Inſtanz trennten, indem ſie für die erſtere und 
zwar auch für die Aburteilung der Polizeiüber⸗ 
tretungen ſelbſtändige Gerichte (Stadt⸗ und Land⸗ 
gerichte) ſchufen, während die freiwillige Gerichts⸗ 
barkeit teils dieſen Gerichten, teils den Notaren 
übertragen wurde, deren Geſchäfte bis dahin wohl 
meiſt der Oberſchreiber des Landgerichts unter 
Verantwortung des Landrichters beſorgt hatte. 
Die Geſetzgebung des Jahres 1861 brachte die 
Erfüllung der Wünſche, die in dem Geſetze vom 
4. Juni 1848, die Grundlagen der Geſetzgebung 
über die Gerichtsorganiſation uſw. betr., nieder⸗ 
gelegt waren, das ein Abgeordneter einen feier: 
lichen Vertrag zwiſchen der Krone und dem Volke 
nannte, in dem man ſich unter Einhaltung der 
für Verfaſſungsänderungen notwendigen Formen 
gegenſeitig verpflichtete in der Geſetzgebung mög⸗ 
lichſt bald die Grundſätze durchzuführen, die man 
beiderſeits als notwendig erachtete. 

Ein anderes Geſetz vom 4. Juni 1848 hatte 
mit einer Einrichtung aufgeräumt, die Max von 
Seydel als „wohl das bedeutendſte Stück Mittel⸗ 
alter“ bezeichnet, „das über die Zeit der Mont⸗ 
gelasſchen Umgeſtaltungen hinaus ſich zu erhalten 
vermocht hat“, der ſtandes⸗ und gutsherrlichen 
Gerichtsbarkeit. Auguſt Luthardt gedenkt ihrer 
in ſeinen Lebenserinnerungen; im Jahre 1848 bei 
dem Landgerichte Nürnberg in den Vorbereitungs⸗ 
dienſt eingetreten, konnte er ſie gerade noch kennen 
lernen; er ſchreibt: „Eine glücklicherweiſe durch 
die Ereigniſſe des Jahres 1848 beſeitigte Eigen⸗ 
tümlichkeit der damaligen Gerichtsverfaſſung waren 
die Herrſchaſtsgerichte und die Patrimonialgerichte 
erſter und zweiter Klaſſe. Im Nürnberger Be⸗ 
zirke beſtanden mehrere ſolcher und dieſe erſchwerten 
den Geſchäftsgang außerordentlich; denn man 
mußte nicht bloß über die Ausſcheidung der beider⸗ 
ſeitigen Zuſtändigkeit ſich klar ſein, ſondern auch 
in den Fällen der landgerichtlichen Zuſtändigkeit 
die Vorladungen und Zuſtellungen an die Patri⸗ 
monialuntertanen durch das betreffende Patri⸗ 
monialamt vollziehen laſſen. Auch wurden viertel⸗ 
jährlich die Akten jener Gerichte dem Landgerichte 
zur Durchſicht und Prüfung vorgelegt. Und, wie 
es bei derlei Rechten ſtets der Fall zu ſein pflegt, 
die Patrimonialherrn wachten eiferſüchtig über 
ihren Kompetenzen.“ Durch die Verfaſſungs⸗ 
urkunde nicht beſeitigt, ſondern neu geregelt, blieb 
die Patrimonialgerichtsbarkeit, die zu großer Un⸗ 
zufriedenheit, ja ſogar zu Angriffen auf die Perſon 
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der Gerichtsherrn führte, verſchiedenen Beſeitigungs⸗ 
verſuchen zum Trotz noch ein Menſchenalter hin⸗ 
durch ein weſentliches Hemmnis für eine gedeih⸗ 
liche Rechtspflege und noch laͤnger — bis zum 
Jahre 1862 — erhielt ſich das Uebel der bevor⸗ 
zugten Gerichtsſtände, das die Verfaſſungsurkunde 
nicht nur nicht beſeitigt, ſondern im Gegenteil 
verſchlimmert hatte. Nicht bloß die Standesherrn 
genoſſen in dieſer Hinſicht Vorrechte in peinlichen 
Sachen ſowohl wie bei Real: und Perſonalklagen, 
ſondern auch, wenngleich nicht in demſelben Um⸗ 
fang, die erblichen Reichsräte, die Adeligen, die 
Kollegialräte und die Geiſtlichkeit. Erſt das Ge⸗ 
richtsverfaſſungsgeſetz von 1861 brach hiermit und 
brachte auf dieſem Gebiete die Gleichheit vor dem 
Geſetze zur Gelt ung. 

Der vorhin genannte Name Luthardt mahnt 
daran, in dieſer Darſtellung einen Blick auch auf 
das Gebiet des bayeriſchen Verwaltungsrechts zu 
werfen, mit deſſen wiſſenſchaftlicher Durchdringung 
und Darſtellung er für alle Zeit aufs engſte ver⸗ 
knüpft iſt, und des großen Fortſchritts zu ge⸗ 
denken, den hier die Einrichtung einer ſelbſtändigen 
Verwaltungsrechtspflege durch das Geſetz vom 
8. Auguſt 1878 bedeutet. Sie erkennt auf dem 
Gebiete des öffentlichen Rechts den einzelnen als 
Inhaber von Rechten und Träger von Pflichten 
an, indem ſie im Streit um ſie ihn, den Unter⸗ 
tan, dem Staat als Partei gegenüberſtellt, und 
ſichert jo recht eigentlich die „ehrwürdige Schranke 
des Rechts, welche die magna charta der Bayern 
zwiſchen der oberſten Gewalt und den Freiheiten 
der Nation aufgerichtet hat“. 

Wir haben in dieſer Jahrhundertbetrachtung 
unſer Augenmerk bisher nur den Geſetzen und 
Einrichtungen zugewendet. Aber nicht minder 
wichtig für eine gute Rechtspflege find ohne Zweifel 
die Männer, die die Geſetze anzuwenden haben. 
Wie war es um ſie in dieſen hundert Jahren 
beſtellt? Feuerbach in ſeiner „Vorſtellung und 
Bitte der gefangenen Gerechtigkeit“ läßt dieſe 
ſchwere Klage gegen ſie führen: „Was mich aber 
ſeither in der Seele am tieſſten kränkte, war und 
iſt das Betragen des größten Teils meiner Prieſter 
und Oberprieſter. Leben ſie nicht von den Opfer⸗ 
ſtücken auf meinem Altare? Tragen ſie nicht von 
mir zum Lehen ihre Würden und ihre Ehre? Doch 
haben ſie mich verlaſſen, gleichſam als wäre ich 
nur ſo ein Menſch, den man menſchlich, ohne ſich 
zu ſchaͤmen, in ſeinem Unglück verlaſſen darf. Sie 
kannten meine Not und ſie halfen nicht; ſie wußten 
meinen Jammer und ſprachen kein Wort zu meiner 
Rettung; fie ſtürzten jogar in Trümmer mein 
hehres Bild und ſtellten an deſſen Platz ein Ding, 
das ſie: Juſtiz nannten, gleichſam als ſchämte ſich 
ihre Sprache des heiligen Namens: Gerechtigkeit.“ 
Auch um den ſpäter gewiß angeſehenen Stand der 
königlichen Advokaten ſcheint es um jene Zeit nicht 
beſonders gut beſtellt geweſen zu ſein. In der 
Kammerſitzung vom 18. Februar 1819 klagte 
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Landrichter Häcker, die Advokatenſtellen ſeien von der Richter, von der Belaſſung des Gehalts ab⸗ 


mittelmäßigen Köpfen geſucht und es ſeien Leute 
angeſtellt worden, die wegen Betrugs auf Frohn⸗ 
feſten geſeſſen hätten (Weißler, Geſchichte der Rechts⸗ 
anwaltſchaft S. 429), eine Behauptung, die ſreilich 
ſchwer zu vereinbaren iſt mit dem Wohlwollen, das 
aus einem auch heute noch leſenswerten königlichen 
Erlaß vom 23. März 1813 ſpricht (Weber I, 406). 
Recht wenig erfreulich iſt ferner, was wir für die 
Zeit rund 50 Jahre ſpäter in dem nach Tagebuch⸗ 
aufzeichnungen von Sohnes Hand geſchriebenen 
Lebensbilde des bayeriſchen Juſtizminiſters Eduard 
von Bomhard über das dienſtliche und ſittliche 
Verhalten vieler Richter leſen. Nicht weniger als 
62 von rund 1460 Richtern wurden damals inner⸗ 
halb 5 Jahren — die Mehrzahl von ihnen ſchon 
vor Bomhards Amtszeit — gegen ihren Willen 
ihres Amtes entſetzt. Denken wir an die dar⸗ 
gelegten Mängel in unſeren Rechtszuſtänden, ſo 
kann es uns nicht wundernehmen, daß auch der 
Richterſtand zu Klagen Anlaß gegeben hat. Gewiß, 
es kommt weit mehr auf gute Richter als auf gute 
Geſetze an. Schon Martin Luther, den ſein Vater 
gerne der Rechtswiſſenſchaft zugeführt hätte, ſchrieb: 
„Das weiß ich wohl, daß kein Staat durch Geſetze 
gut regiert werden kann. Denn iſt die Obrigkeit 
verſtändig, ſo regiert ſie alles beſſer nach natür⸗ 
lichem Rechtsſinn als nach Geſetzen; iſt ſie aber 
nicht verſtändig, ſo wird ſie durch Geſetze nur 
Uebles zutage fördern, da ſie nicht verſteht, ſie 
zu gebrauchen und der Zeit anzupaſſen. Darum 
iſt in den Staaten mehr dafür zu ſorgen, daß 
gute und verftändige Männer an der Spitze ſtehen, 
als daß Geſetze gegeben werden; denn dieſe werden 
ſelber die beſten Geſetze ſein, da ſie alle Mannig⸗ 
faltigkeit einzelner Vorfälle nach lebendigem Rechts⸗ 
finn zu beurteilen wiſſen werden. Aber, wenn: 
gleich, wie man gerne ſagt, ein guter Richter auch 
mit ſchlechten Geſetzen wenigſtens bis zu einem 
gewiſſen Grade Gutes zu leiſten vermag, ſo kann 
es doch nicht ausbleiben, daß ein Richterſtand, der 
mit ſchlechten Geſetzen und unter einer mangel⸗ 
haften Gerichtsverſaſſung zu arbeiten hat, dadurch 
in ſeinem Durchſchnitt heruntergedrückt wird, und 
es waͤre deshalb ganz natürlich, wenn unſere 
Richter früher nicht das waren, was ſie heute nach 
einer ſo umfaſſenden Beſſerung unſerer Einrich⸗ 
tungen und Geſetze find. 

Eines Vorrechtes, das die Verfaſſung ihnen 
zum Schutze ihrer Unabhängigkeit eingeraͤumt 
hatte, find Bayerns Richter gegen das Ende dieſer 
hundert Jahre verluſtig gegangen: bei der Neu⸗ 
regelung des Beamtenrechts und der Gehälter vor 
10 Jahren iſt ihr Anſpruch auf Fortgewährung 
des vollen Gehalts bei Verſetzung in den Ruhe⸗ 
and gefallen. Mag auch für ihre Unabhängig: 
keit durch die reichsrechtlichen Beſtimmungen des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und durch das bayeriſche 
Richterdiſziplinargeſetz von 1881 mehr geſchehen 
ſein als durch die Verfaſſungsurkunde, nach der 


geſehen, eigentlich demſelben Dienſtſtrafrecht unter⸗ 
ſtand wie die anderen Beamten, ſo iſt es doch 
begreiflich, daß jene Einbuße Außerft ſchmerzlich 
von ihnen empfunden wurde, und daß ſich die 
Standesvertretung, die fie ſich nicht lange vorher 
im bayeriſchen Richtervereine zur „Wahrung und 
Förderung der ideellen und materiellen Standes⸗ 
intereſſen“ geſchaffen hatten, zunächſt mehr den 
letzteren zuwandte, um ſie bei der damaligen Neu⸗ 
regelung der Gehaltsfrage möglichſt gewahrt zu 
ſehen. Wie ſehr dem Richterſtand aber auch der 
an erſter Stelle genannte Vereinszweck am Herzen 
liegt, dafür ſpricht genügend die Arbeit, die er 
in dem von Bayern aus ins Leben gerufenen 
deutſchen Richterbund inzwiſchen auf feinen Ta⸗ 
ungen und in ſeiner Zeitſchrift, der deutſchen 

ichterzeitung, geleiſtet hat zum beſten nicht nur 
ſeines Standes, ſondern zum Wohle der Rechts⸗ 
pflege und damit des ganzen Volkes. Wir er⸗ 
innern nur an die Beſtrebungen nach einer Belle 
rung unſerer Rechtspflege in Streitſachen des 
bürgerlichen Rechts; die Forderungen, die in dieſer 
Hinſicht ein in der gegenwärtigen Tagung des 
bayeriſchen Landtags von beiden Kammern an⸗ 
genommener Antrag aufftellt, find in der Haupt⸗ 
ſache längſt ſchon in der deutſchen Richterzeitung 
vertreten worden. | 

Und doch, trotz der Hebung der Rechtspflege 

im Laufe dieſer hundert Jahre, trotz aller Arbeit 
des Richterbundes, wer könnte leugnen, daß die 
Ausſichten für die Zukunft nicht beſonders günſtig 
find, ja daß die Zuſtände ſich gerade jetzt am 
Schluß der hundert Jahre recht unerfreulich ge⸗ 
ſtaltet haben? Man ſpricht wohl von Kriegs⸗ 
gewinnen für die Rechtspflege; aber das Wort 
hat einen üblen Beigeſchmack und es wäre merk⸗ 
würdig, wenn dieſen Gewinnen nicht wie ander⸗ 
wärts ſo auch bei der Rechtspflege ſehr erhebliche 
Schäden gegenüberſtünden. 

War es ein unbeſtreitbares Verdienſt des 
Liberalismus, daß er für die Loslöſung der Rechts⸗ 
pflege von der Polizei, für die Abſchaffung aller 
nicht mehr zeitgemäßen beſonderen Rechte und 
Vorzüge und die Gleichheit aller vor dem Geſetze 
wie für die Unabhängigkeit des Richters eingetreten 
iſt, ſo hat er doch die Abneigung und das Miß⸗ 
trauen, das ihn von den Zeiten des Polizeiſtaates 
her gegen das Beamtentum erfüllte, auch auf den 
durch ihn befreiten Richter übertragen und dieſen 
durch ſeine alles und jedes regeln wollenden Ge⸗ 
ſetze in ſpaniſche Stiefel eingeſchnürt und aufs 
neue unfrei gemacht. Für jeden Mißſtand ſollte 
die Geſetzgebung Vorbeugungs⸗ und Heilmittel ſein. 
Wie beſcheiden nehmen ſich die 107 von Völdern⸗ 
dorff gezählten „Legislationen“ und die daneben 
in Geltung geweſenen Geſetze neben den unzähligen 
Reichs⸗ und Landesgeſetzen der Gegenwart aus und 
wie hat ſich dieſer ſchon vor dem Kriege beklagte 
Mißſtand in den letzten 4 Jahren noch verſchaͤrft 
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durch den Gebrauch, den der Bundesrat der Not 
gehorchend von ſeinem Verordnungsrechte gemacht 
hat! Eine wohl noch nie dageweſene Rechts⸗ 
unſicherheit und Geringſchätzung des Geſetzes find 
die betrüblichen Folgen, die der Rechtspflege un⸗ 
fehlbar Abbruch tun müſſen. Und wenn dieſe 
früher darüber zu klagen hatte, daß die Polizei⸗ 
gewalt Aufgaben an ſich ziehe, die ihrer Natur 
nach der Rechtſprechung zukämen, erleben wir nicht 
heute das gleiche? Immer wieder können wir es 
in Verordnungen des Bundesrats leſen: „Ueber 
Streitigkeiten entſcheidet die Verwaltungsbehörde 
endgültig.“ In zahlreichen anderen Verordnungen 
iſt die Entſcheidung allerdings nicht den Polizei⸗ 
behörden übertragen, aber auch nicht den Gerichten, 
denen ſie gebühren würde, ſondern beſonderen 
Schiedsſtellen oder Einigungsämtern. Die bevor⸗ 
zugten Gerichtsſtände der Verfaffungsurkunde waren 
noch nicht ſo lange aufgehoben, als ſie beſtanden 
hatten, da begann die Reichsgeſetzgebung ſchon mit 
der Einführung neuer beſonderer Gerichtsſtände 
durch die Einrichtung der Kaufmanns⸗ und der 
Gewerbegerichte. Und wenn jetzt die Tätigkeit der 
durch die kriegsrechtlichen Verordnungen ins Leben 
gerufenen Schiedsgerichte und Einigungsämter 
gerühmt wird, ſo liegt die Befürchtung nahe, daß 
man wenigſtens die letzteren auch im Frieden auf 
ihrem Gebiete weiter wirken zu laſſen verſuchen 
wird. Man überſieht dabei, warum ſie ſo viel 
leichter als die ordentlichen Gerichte durch raſche 
und zielſichere Arbeit ſich die Zufriedenheit er⸗ 
werben können, die freilich auch oft nur auf der 
einen Seite vorhanden ſein ſoll, und man über⸗ 
fieht weiter, worauf ich an anderer Stelle ſchon 
hingewieſen habe, daß die Geſchäfte der Einigungs⸗ 
aͤmter und Schiedsſtellen vielfach durch Richter 
beſorgt werden, die durch die Zuſtändigkeitsregelung 
in den Anordnungen des Bundesrats in ihrem 
eigentlichen Wirkungskreis überflüffig geworden find 
und die, wenn man ihnen ein anderes Handwerks⸗ 
zeug, d. h. ein anderes Geſetz, vor allem keine ſo 
dickleibige Prozeßordnung in die Hand gegeben 
hatte, dort ohne Zweifel nicht ſchlechter gearbeitet 
hätten als in den verſchiedenen Aemtern und 
Stellen der Verwaltungsbehörden. 

Unſer König hat jüngft bei der Jubelſeier der 
Verfaſſung feierlich erklärt, treu zu dieſer zu ſtehen. 
Es hätte für uns dieſer Verſicherung nicht bedurft. 
Die Gerichte wiſſen ſeit hundert Jahren, daß das 
Staatsoberhaupt, in deſſen Namen ſie Recht ſprechen, 
getreu der Verfaſſung ſich nicht in die Rechtſprechung 
einmengt. Wohl aber haben ſich Bayerns Könige 
den Neuerungen zugänglich gezeigt, die um der 
Rechtspflege willen geboten waren. Ludwig I. war 
der Trennung von Rechtſprechung und Verwaltung 
in den unterſten Stellen anfangs nicht gewogen; 
aber, wenn ſie auch erſt lange nach ſeiner Regierung 
vollzogen wurde, jo hatte er doch ſchon dieſer 
Maßregel zugeſtimmt. Auch bei dem jugendlichen 
König Ludwig II. durfte der Juſtizminiſter von 
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Bomhard es mit Erfolg wagen, einen Antrag, 
dem der König ſeine Zuſtimmung verſagt hatte, 
aufs neue vorzubringen. Als er infolge förtgeſetzten 
Zwiſtes mit der Mehrzahl der anderen Miniſter 
aus dem Amte ſchied, ſagte ſein König zu ihm: 
„Sie waren der einzige, der mir immer die Wahr⸗ 
heit geſagt hat“, ein Wort, gleich ehrenvoll für 
den, der es in dankbarer Anerkennung geſprochen 
hat, wie für den aufrechten Mann, an den es 
gerichtet war. Fürwahr, die Rechtspflege bedarf 
ſolcher aufrechter Männer in Zukunft vielleicht noch 
mehr als ſeither, je größer die Zahl und der 
Einfluß derer wird, die auf die Rechtſprechung 
Einfluß gewinnen mochten. Das Amt des Richters 
bringt es mit ſich, daß er es unmöglich allen recht 
machen kann und da oder dort anſtoßen muß. 
Er würde leichter ſeines Amtes walten, ja wir 
bedürften ſeiner kaum mehr, wenn jedermann im 
Volke in ſeinen Angelegenheiten ſo groß und 
gerecht denken und verfahren wollte wie Bayerns 
bochgefinnter erſter König bei Verleihung der Ver⸗ 
faſſung. Denn was war es anders als eine Tat 
höchſter Gerechtigkeit, als er aus freier königlicher 
Entſchließung ſich eines Teiles ſeiner Machtbefug⸗ 
niſſe entäußerte und ſeinem Volke die Rechte ein⸗ 
räumte, die nach ſeiner Ueberzeugung ihm billiger⸗ 
weiſe zuſtehen ſollten? Mit der angeblichen Ver⸗ 
pflichtung zum „Kampf ums Recht“ beſchönigt ſo 
mancher den Streit um Anſprüche von höchſt 
zweifelhafter Berechtigung, die, befände er ſich in 
der Lage ſeines Gegners, oft er ſelbſt nicht an⸗ 
erkennen würde. Wie vornehm und vorbildlich 
hat dagegen König Max, ſtatt ſich auf wohlerworbene 
Rechte zu verſteifen, das Wort verwirklicht: Jedem 
das Seine! 


Ri Aenderung 
des Zwangsabtretungsgeſetzes. 
Von Landgerichtsrat Dr. Schanz in München. 


I. Das im GVBl. S. 289 veröffentlichte Geſetz 
vom 9. Mai 1918 über die Abaͤnderung des 
Zwangsabtretungsgeſetzes') iſt ein aus den Kriegs⸗ 
verhältniſſen hervorgegangenes Notgeſetz. Es will 
in erſter Linie Maßnahmen der Wohnungsfür- 
ſorge, die durch den Krieg beſonders dringend 
geworden find,“) die Wege ebnen. Schon in den 


1) Das e vom 17. November 
1837, letztmals geändert durch Geſetz vom 13. Auguſt 
1910 (GVBl. S. 621), wird im folgenden mit „Zw.“ 
bezeichnet. 

2) Vgl. Denkſchrift des Bayeriſchen Landesvereins 
zur Förderung des Wohnungsweſens, BaygfWohnungs⸗ 
weſen Jahrg. 1917 S. 1 ff., ferner die trefflichen Ab⸗ 
handlungen von Löhner „Die Wohnungsfürſorge in 
Bayern in den Jahren 1913, 1914, 1915 und 1916, 
in Bay ZfWohnungsweſen Jahrg. 1917 S. 229 ff. und 
„Der bayeriſche Wohnungsmarkt im Kriege“ in 
Baycem Z. Jahrg. 1918 S. 70 ff., 91ff. 
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letzten Friedensjahren hat die Herſtellung von 
Wohnungen, insbefondere von Kleinwohnungen 
für die minderbemittelte Bevölkerung, weſentlich 
abgenommen; während des Krieges iſt ſie all⸗ 
mählich ganz zum Stillſtande gekommen.“) Mittler⸗ 
weile hat die Zahl der Haushaltungen durch die 
vielen Kriegstrauungen eine nicht unerhebliche Zu⸗ 
nahme, der Bevölkerungsſtand in den einzelnen 
Gemeinden namentlich infolge der Kriegsinduſtrie 
große Verſchiebungen erfahren; außerdem haben 
wirtſchaftliche Gründe einen Teil der Bevölkerung 
zur Abwanderung aus größeren in kleinere und 
billigere Wohnungen veranlaßt. Schon jetzt iſt 
in vielen Städten ein Mangel an kleinen und 
mittleren Wohnungen zutage getreten; nach dem 
Friedensſchluſſe wird er ſich noch im verſtärktem 
Maße geltend machen. Die Wohnungsfürſorge 
hatte demnach allen Anlaß, rechtzeitig Vorkehrungen 
zu Ireffen. Bei der Beſchaffung des Baugelände 
konnten ihr indes bisher unüberwindliche Schwierig⸗ 
keiten entgegentreten, wenn der nötige Grund und 
Boden gewinnfüchtigen Unternehmern gehörte und 
entweder überhaupt nicht oder nur zu unverhältnis⸗ 
mäßig hohen, die wirtſchaftliche Ausnützung bins 
dernden Preiſen abgegeben wurde. Hier ſchafft 
Art. J Ziff. 1 des neuen Geſetzes Hilfe. Den 
16 Unternehmungen in Art. I A 3wAG., bie 
um ihrer öffentlichen, notwendigen und ge⸗ 
meinnützigen Zwecke willen mit dem Zwangs⸗ 
abtretungsrechte bedacht wurden, wird eine neue 
Ziff. 17 angefügt. Danach kann nunmehr un⸗ 
bewegliches Vermögen für die Erſchließung von 
Baugelände zur Verbeſſerung der Wohnungsver⸗ 
hältniſſe der minderbemittelten oder dem Mittel⸗ 
ſtand angehörigen Bevölkerung im Wege der 
Zwangsenteignung in Anſpruch genommen werden. 
Daß auch dieſem Unternehmen, wie Art. I Zw AG. 
fordert, ein öffentlicher, notwendiger und gemein⸗ 
nütziger Zweck zugrunde liegt, kann wohl nicht 
bezweifelt werden.) 

) Zu dem allmählichen Stillſtande trug zuletzt 
noch die Bekanntmachung der drei ſtellv. bayeriſchen 
General⸗Kommandos vom 1. Juni 1917 betr. Be: 
ſchränkung der Bautätigkeit und Meldepflicht für 
Bauten (Staatsanz. Nr. 126 S. 11) bei. 

) Die Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe 
für die minderbemittelte Bevölkerung berührt Staat 
und Allgemeinheit wegen ihrer Rückwirkung auf die 
Erhaltung des inneren Friedens unmittelbar. Daraus 
ergibt ſich ihre öffentliche Natur. Dieſe wird nicht 
dadurch in Frage geſtellt, daß nach Art. III des neuen 
Geſetzes als Träger des Enteignungsrechts auch nicht⸗ 
öffentliche Bau- und Siedlungsvereinigungen auftreten 
können; denn ein dem ee Nutzen dienendes 
Unternehmen behält die Eigenſchaft der Oeffentlichkeit 
wie der Gemeinnützigkeit auch dann, wenn es von einem 
Privaten oder einer Geſellſchaft ausgeht (vgl. Entſch. 
d. BGH. vom 5. Mai 1890, auszugsweiſe mitgeteilt 
bei v. Henle, Die Zwangsenteignung von Grund⸗ 
eigentum in Bayern, 2. Aufl. 1911 S. 71 f.). Im 
übrigen können die Bau⸗ und Siedlungsvereinigungen 
auch nicht als reine Privatunternehmer angeſehen 
werden. Die Bedingungen, unter denen ſie zur Zwangs⸗ 
enteignung zugelaſſen werden, insbeſondere der Zwang, 


Die Zwangsabtretung zur Verbeſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe nach Ziff. 17 hat die Er⸗ 
ſchließung von Baugelände vorwiegend im Er⸗ 
weiterungsgebiete der größeren Städte oder in 
Gemeinden mit gewerblicher Entwickelung zum 
Gegenſtande. Unter Baugelände iſt Grund 
und Boden zu verſtehen, welcher der Bebauung 
zugeführt werden kann. Hierfür kommen im all⸗ 
gemeinen nur unbebaute Flächen in Betracht. 
Unter Umſtänden iſt aber auch teilweiſe überbautes 
Land als Baugelände anzuſehen; dies trifft zu, 
wenn die Ueberbauung in ſo mäßigem Umfang 
erfolgt iſt, daß die Geſamtfläche noch als Er⸗ 
weiterungsgebiet für neue Bauanlagen gelten 
kann. Danach iſt nicht ausgeſchloſſen, daß bei 
großzügigen Unternehmungen zur Hebung der 
Wohnungsnot einzelne im Wege ſtehende bebaute 
Anweſen einbezogen werden, deren Ueberlaſſung 
nötigenfalls auf Grund der Ziff. 17 erzwungen 
werden kann. Die Erſchließung des Bau⸗ 
geländes, die mit der Zwangsabtretung bezweckt 
wird, beſchraͤnkt ſich nicht auf den Erwerb einer 
beſtimmten Grundfläche; ſie umfaßt vielmehr auch 
deren Ausſtattung mit allen Eigenſchaften und 
Rechten, welche die Durchführung der Bebauung 
ermoglichen. Deshalb gehört zur Erſchließung 
beiſpielsweiſe die Entwäſſerung der Grundſtlücke, 
der Erwerb der erforderlichen Flächen für Straßen 
und Platze innerhalb des Geländes ſowie der 
nötigen Zufuhrſtraßen behufs Anſchluſſes an den 
öffentlichen Verkehr, ferner die Zuleitung von 
Waſſer, Gas und elektriſchem Strome. Dagegen 
fällt nicht darunter die Errichtung von Kirchen, 
Schulen und anderen öffentlichen Gebäuden; 
ſoweit für ſolche Anlagen eine Enteignung in 
Frage kommt, bietet Art. LA Ziff. 2 Zw AG. die 
entſprechende Handhabe. Die Zwangsabtretung 
nach Ziff. 17 kann auch nur zur Verbeſſerung 
der Wohnungsverhältniſſe der minderbemittel⸗ 
ten oder dem Mittelſtand angehörigen 
Bevölkerung beanſprucht werden. Die Er⸗ 
ſchließung des Baugeländes muß alſo zur Her: 
ſtellung von Kleinwohnungen oder von Mittel⸗ 
ſtandswohnungen erfolgen. Eine Kleinwohnung 
für die minderbemittelte Bevölkerung iſt im An⸗ 
ſchluß an Art. 14 Abſ. 1 des Landeskulturrenten⸗ 
geſetzes“) gegeben, wenn für die ſelbſtändige Einzel: 
wohnung nicht mehr als drei Zimmer nebſt Küche 
und Zubehör vorgeſehen find. In gleicher Weiſe 
iſt nur nach der Zahl der Räume ohne Rück⸗ 
ſicht auf Mietpreiſe und innere Ausftattung‘) 


jede Satzungsänderung ſtaatlicher Genehmigung zu 
unterſtellen, verleihen dieſen Vereinigungen bereits die 
Eigenſchaft öffentlicher Einrichtungen, die . 
mit den Gemeinden auf dem Gebiete des Wohnungs⸗ 
weſens zu wirken berufen find und damit in das Ge⸗ 
füge der öffentlichen Gewalt eingegliedert werden. 

) Faſſung der Bekanntmachung vom 31. März 
1908 (GVBl. S. 234). 


e) Die letztgenannten Merkmale, die eine Ent⸗ 
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der Begriff der Mittelſtandswohnung zu beſtimmen, 
der bisher in der Geſetzgebung noch nicht erfaßt 
worden iſt. Die Mittelſtandswohnung beginnt 
beim Vorhandenſein eines vierten Zimmers, alſo 
von fünf Räumen einſchließlich der Küche; als 
Obergrenze wird in den amtlichen Zuſammen⸗ 
ſtellungen die Zahl von ſechs Räumen unter Ein⸗ 
ſchluß der Küche feſtgehalten. 

Aus der Einſtellung der Ziff. 17 in den Art. IA 
Zw. ergibt fi, daß alle grundſätzlichen Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes auf die Enteignung zur 
Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe der minder⸗ 
bemittelten oder dem Mittelſtand angehörigen Be⸗ 
völkerung Anwendung finden. Insbeſondere gelten 
auch hier die in Art. IAa enthaltenen Voraus⸗ 
ſetzungen, daß das Unternehmen „vom gemeinen 
Nutzen erfordert“ wird und daß „die Abtretung 
oder Belaſtung des angeſprochenen Eigentums zur 
zweckmäßigſten Verwirklichung des Unternehmens 
notwendig“) iſt. Zu dieſen allgemeinen Voraus⸗ 
ſetzungen tritt für den Enteignungsfall der Ziff. 17 
zufolge Art. I Ziff. 1 des neuen Geſetzes noch ein 
beſonderes Erfordernis, das mit Rückſicht auf die 
örtliche Beziehung des Enteignungszwecks aufgeſtellt 
iſt. In wörtlicher Anlehnung an den Art. 21 des 
Landeskulturrentengeſetzes wird verlangt, daß an 
dem betreffenden Orte ein erhebliches, auf andere 
Weiſe nicht zu befriedigendes Bedürfnis beſteht. 
Ein erhebliches Bedürfnis zur Wohnungs⸗ 
beſchaffung liegt vor, wenn an einem Orte die Zahl 
der verfügbaren leerſtehenden Wohnungen unter 
einen gewiſſen, zur Befriedigung des regelmäßigen 
Bedürfniſſes nötigen Hundertſatz des Geſamt⸗ 
wohnungsbeſtandes nicht nur vorübergehend ge⸗ 
ſunken iſt. Gewöhnlich wird ein Angebot von 3% 
leerſtehender Wohnungen als hinreichend erachtet, 
um den durch Umzüge, Bevölkerungszuwachs, Neu: 
gründung von Haushaltungen und ſonſtige Umſtände 
veranlaßten Wohnungsbedarf zu decken.“) Eine 
allgemein gültige Regel läßt ſich indes nicht 4 
ſtellen. Im einzelnen müſſen örtliche Verhältniſſe, 
wie z. B. die Entwicklungsmöglichkeit eines Ge⸗ 
meinweſens oder das Verhältnis der Eigentümer⸗ 
wohnung zur Mietwohnung, berückſichtigt werden. 


ſcheidung des Verwaltungsgerichtshofs in Bd. 34 S. 263 
für das Steuergebiet verwertet, haben hier auszuſcheiden. 
Sie ſtellen erſt das Ziel dar, das mit der Zwangs⸗ 
abtretung erreicht werden ſoll; daher können ſie nicht 
ſchon im voraus als Borausſetzung für dieſe berück⸗ 
ſichtigt werden (vgl. Sten. d. K. d. Abg. 1917/18 
Bd. 17 S. 355). 

7) Dieſe Vorausſetzung iſt rein ſachlich ohne Rück⸗ 
ſicht auf die beſonderen Verhältniſſe der Grundeigen⸗ 
tümer feſtzuſtellen. Es muß nur erhoben werden, daß 
das betreffende Grundſtück zur zweckmäßigſten Durch⸗ 
führung des Unternehmens nötig iſt. Einwendungen, 
daß noch andere Möglichkeiten für die Befriedigung des 
e vorliegen, wird in der Regel eine Berech- 
tigung nicht zuzuerkennen ſein. Vgl. auch a Henle, 
Zwangsenteignung, S. 86 Anm. 29 zu Art. I 
19 95 18 Löhner in Bay gf Wohnungsw. Jahrg. 


— 


Auf andere Weiſe nicht zu befriedigen 
iſt das Bedürfnis, wenn eine ſonſtige Möglichkeit 
zur Beſeitigung des Wohnungsmangels nicht ge⸗ 
geben iſt. Es muß feſtſtehen, daß weder die Ge⸗ 
meinde noch gemeinnützige Vereinigungen noch die 
private Bautätigkeit die entſprechenden Schritte 
zur alsbaldigen Bereitſtellung der erforderlichen 
Wohnungen unternommen haben. In größeren 
Städten genügt unter Umſtänden das in einzelnen 
Stadtteilen ermittelte Bedürfnis. Die Enteignung 
kann hier ſchon dann Platz greifen, wenn in einem 


Stadtteil ein Mangel an Kleinwohnungen beſteht 


und zur Befriedigung des Wohnungsbedürfniſſes 
5 gelegene Stadtteile verwieſen werden 
muß. 

Zur Ausübung des Enteignungsanſpruchs ſind 
nach Art. IV Zw AG. vor allem die Gemeinden 
entſprechend ihrer Auſgabe auf dem Gebiete der 
Wohnungsfürſorge berufen. Ihr Anſpruch kann 
ſich auch auf Grundſtücke erſtrecken, die in einer 
Nachbargemeinde gelegen find. Dies entſpricht ſchon 
den Grundjäßen des bisherigen Rechtes, wird aber 
in dem durch Art. III des Abänderungsgeſetzes neu 
hinzugefügten Abſatze 2 noch beſonders hervor⸗ 
gehoben, weil die für Ziff. 17 aufgeſtellte Voraus⸗ 
ſetzung eines örtlichen Bedürfniſſes an ſich zu dem 
Schluſſe verleiten könnte, daß auch die Befriedigung 
des Bedürfniſſes ſtreng auf den örtlichen Bezirk 
der Gemeinde beſchränkt bleiben müßte. Im übrigen 
wird der Kreis der Anſpruchsberechtigten in dem 
durch Art. III des Abaͤnderungsgeſetzes neu 
eingeſtellten Abſatze 3 eingeſchränkt. Privaten wird 
die Entwehrung zur Ausführung eines Unternehmens 
der in Ziff. 17 bezeichneten Art ohne weiteres ver⸗ 
ſagt; Geſellſchaften können die Enteignung nur in 
Anſpruch nehmen, wenn ſie ſich als rechtsfähige 
gemeinnützige Bau: und Siedlungsver⸗ 
einigungen darſtellen. Der Begriff der gemein⸗ 
nützigen Bau⸗ und Siedlungsvereinigungen, die 
im einzelnen die Rechtsform der Genoſſenſchaft, 
der Geſellſchaft im engeren Sinne oder des Vereins 
haben können, findet ſich bereits in Art. 16 des 
Landeskulturrentengeſetzes und in Art. 33 Abſ. 3 
des Hausſteuergeſetzes') vor. Das Merkmal der 
Gemeinnützigkeit wird hier darin gefunden, daß 
ſatzungsgemaͤß die Einzahlungen der Mitglieder 
mit nicht mehr als vier vom Hundert jährlich verzinſt 
und den Mitgliedern im Falle der Auflöſung nicht 
mehr als die Einzahlungen ausgeantwortet werden. 
Dieſe Begriffsbeſtimmung kehrt nunmehr auch in 
dem neuen Abſatze 3 des Art. IV Zw AG. wieder; 
Abweichungen beſtehen nur inſofern, als die Höchſt⸗ 
grenze für die Verzinſung der Mitgliedereinlagen 
a 4 °/o auf den nunmehr üblichen Zinsfuß von 

5°/o erhöht und außerdem jede Aenderung der 
Satzung ſolcher Vereinigungen von vornherein von 
der en Genehmigung abhängig gemacht wird. 


) Faſſung der Kekanntmachung vom 4. November 
1910 (GVBl. S. 1029). 


— — — 
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Zur Hintanhaltung einer mißbräuchlichen Aus⸗ 
nützung des Enteignungsrechts iſt ſchon nach dem 
bisherigen Wortlaute des Art. IV Zw AG. die Moͤg⸗ 
lichkeit gegeben, den Unternehmern Bedingungen 
aufzuerlegen, welche die Erreichung des Zweckes und 
ſeiner Gemeinnützigkeit ſichern. Hiervon wird bei 
der Ermächtigung zur Zwangsenteignung nach 
Ziff. 17 namentlich gegenüber gemeinnützigen Bau⸗ 
und Siedlungsvereinigungen zweckmaͤßig Gebrauch 
gemacht. Als geeignete Bedingungen kommen 
beiſpielsweiſe die Einhaltung einer beſtimmten 
Wohnungsgröße, die Feſtſetzung einer Höchſtgrenze 
für Mieten, die Bevorzugung kinderreicher Familien 
ſowie der Ausſchluß der Untervermietung und des 
Schlafgängerweſens in Betracht; es kann auch aus⸗ 
bedungen werden, daß ſich die Vereinigung dem 
Aufſichtsrechte der Diſtriktsverwaltungsbehörde unter⸗ 
wirft oder daß Staat oder Gemeinde mit einem 
Stimmrecht in der Vereinigung vertreten ſein 
müſſen.““) Das neue Geſetz ſieht nunmehr für 
Zwangsabtretungen nach Ziff. 17 in dem durch 
Art. III angefügten Abſatze 4 neben der Auferlegung 
von Bedingungen noch eine Befriſt ung vor. 
Um die rechtzeitige Inangriffnahme der Unter⸗ 
nehmung zu erzwingen, können Friſten mit der 
Maßgabe beſtimmt werden, daß nach fruchtloſem 
Ablaufe das Unternehmen als rückgängig geworden 
anzuſehen und der entwehrte Eigentümer gemäß 
Art. XII Abſ. 4 Zw. befugt iſt, gegen Rückgabe 
des empfangenen Preiſes ſein Eigentum zurück⸗ 
zuverlangen. 

II. Eine nicht minder wichtige Kriegsmaßnahme 
bildet die planmäßige Anſiedlung von Kriegs- 
beſchädigten und Kriegerwitwen. Zur 
Durchführung dieſer aus wirtſchaftlichen, ſozialen, 
bevölkerungspolitiſchen und vaterlaͤndiſchen Gründen 
gebotenen Aufgabe wurde bereits das Anſiedlungs⸗ 
geſetz vom 15. Juli 1916 (GVBl. S. 135) erlaſſen, 
das den Kriegsbeſchädigten Darlehen zur Verfügung 
ſtellte und als Schutzmittel gegen unwirtſchaftliche 
Verſchuldung die Eintragung einer Verſchuldungs⸗ 
grenze vorſah;!“) außerdem wurden bie Landes: 
fiedlungsſtelle und die Landesſiedlungsgeſellſchaft 
ins Leben gerufen. Die weitere Fürſorgetätigkeit, 
die auf die Beſchaffung des erforderlichen Siedlungs⸗ 
landes gerichtet iſt, läßt wie die Wohnungsfürſorge 
einen vollen Erfolg nur erwarten, wenn nötigenfalls 
mit Enteignung vorgegangen werden kann. Dies 
ermöglicht Art. I Ziff. 1 des Abänderungsgeſetzes 


10) Als Sicherungsmittel für die Einhaltung der 
Bedingungen dient die Feſtſetzung von Vertragsſtrafen; 
außerdem kann gegen Geſellſchaften, welche die auf ſie 
geſetzten Erwartungen nicht erfüllen, mit Rückgängig⸗ 
machung des Unternehmens, Einbehaltung ſtaatlicher 
Zuſchüſſe oder Entziehung der Rechtsfähigkeit und 
Uebertragung des Unternehmens an die Gemeinde 
vorgegangen werden. 

11) Wegen der Einrichtung der Verſchuldungs⸗ 


grenze vgl. auch Bek. vom 25. Juli 1917 (JM Bl. Hauptbl. 
S. 70), ferner Fürnrohr in dieſer Zeitſchrift Jahrg. 1917 
S. 280 ff. und meine Abhandlung in Bay. Not Z. Jahrg. 
1917 S. 330 ff. 
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durch Anfügung einer neuen Ziff. 18 in Art. IA 
Zw., welche die Bereitſtellung von Grundbeſitz 
zur Anſiedlung von Kriegsbeſchädigten und Krieger⸗ 
witwen unter die mit dem Zwangsabtretungsrecht 
ausgeſtatteten Unternehmungen einreiht. Die ge⸗ 
ſetzliche Vorausſetzung, daß mit der Unternehmung 
ein öffentlicher, notwendiger und gemeinnütziger 
Zweck verfolgt wird, trifft auch hier ohne weiteres zu. 

Die Zwangsabtretung nach Ziff. 18 ſoll aus⸗ 
ſchließlich der Anſiedlung von Kriegsbeſchädigten 
und Kriegerwitwen zu gute kommen. Als Kriegs⸗ 
beſchädigte haben entſprechend dem Art. 1 
Abſ. 1 Satz 2 des Anſfiedlungsgeſetzes die Perſonen 
zu gelten, die aus Anlaß des gegenwärtigen Krieges 
auf Grund des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes An⸗ 
ſpruch auf Kriegsverſorgung haben. Die Krieger⸗ 
witwen ſind in dem Anſiedlungsgeſetze nicht 
genannt, werden aber von dem neuen Geſetze be⸗ 
rüdfichtigt, weil auch das Kapitalabfindungsgeſetz 
vom 3. Juli 1916 (RGBl. S. 680) auf ſie An⸗ 
wendung findet. Der Begriff wird im Geſetze 
ſelbſt näher erläutert; es gehören hierher die 
Witwen jener Kriegsteilnehmer, die entweder im 
Kriege gefallen oder an Kriegsverwundung oder 
infolge Kriegsdienſtbeſchädigung verſtorben find. 
Unter der Bereitſtellung von Grund beſitz, 
die nach Ziff. 18 den Zweck der Zwangsabtret ung 
bildet, iſt die Beſchaffung des zur Anlage von 
Anſiedlungen nötigen Geländes zu verſtehen. Die 
Anfiedlung umfaßt nicht nur die Wohn⸗ und 
Wirtſchaftsgebäude, ſondern erſtreckt ſich auch auf 
die zur Ausübung eines entſprechenden Wirtſchafts⸗ 
betriebs (Landwirtſchaft, Gärtnerei, Kleintierzucht 
u. a.) erforderlichen Grundflächen. Die Ausdehnung 
der Anſiedlung iſt dabei an ſich nicht begrenzt. 
Es kann ſich ſowohl um einzelne als auch um 
größere zuſammenhängende Siedlungen handeln. 
Im allgemeinen werden jedoch zurzeit einzelne 
Siedlungen vorgezogen, da gegen die Schaffung 
von Kriegsbeſchädigtenkolonien Bedenken beſtehen. 

Bei der Entwehrung nach Ziff. 18, die außer 
gärtneriſchen oder landwirtſchaftlichen Anweſen im 
Stadterweiterungsgebiet auch Gelaͤnde in rein 
bäuerlichen Gemeinden auf dem platten Lande 
ergreift,“) ſoll nach ausdrücklicher Vorſchrift des 
neuen Geſetzes eine Abtretung oder Auf⸗ 
teilung ganzer Güter oder Anweſen 
grundſaͤtzlich ausgeſchloſſen ſein. Die Ausnahme 
it zum Schutze wohlerworbener Privatrechte ge 
troffen; ſie dient aber auch dem Anſiedler ſelbſt, 
dem es nicht erwünſcht ſein könnte, unter wirt⸗ 
ſchaftlicher Vernichtung eines eingeſeſſenen An⸗ 
weſensbeſitzers und auf die Gefahr einer dadurch 
erzeugten Mißſtimmung in einer Gemeinde Fuß 
zu faſſen. Ganze Anweſen können alſo nur im 
Wege des freihändigen Ankaufs oder des Erwerbes 


19) Vgl. Bek. des Staats⸗Min. des Innern vom 
15. Januar 1917, betr. die Anſiedlung von Kriegsbe⸗ 
ſchädigten, Buchſt. A Ziff. 2 (MA Bl. Kriegsbeil. S. 47; 
Bay ggf Wohnungsweſen Jahrg. 1917 S. 18). 
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bei Zwangsverſteigerungen oder Güterzertrümme⸗ 
rungen der Siedlung zugeführt werden. Der Aus⸗ 
ſchluß der Zwangsabtretung beſteht auch gegenüber 
Anweſen von ganz geringem Umfange; beiſpiels⸗ 
weiſe wäre es nicht angängig, ein Taglöhnerhäuschen 
mit Gärtchen oder Feld zu Siedlungszwecken zu 
entwehren.!?) Andererſeits fallen unter die Aus⸗ 
nahmevorſchrift der Ziff. 18 nur ganze Güter 
und Anweſen. Die Zwangsabtretung iſt unſtatt⸗ 
haft, ſoweit das Anweſen als wirtſchaftliches Ganze 
in Betracht kommt. Einer Abtretung einzelner 
Teile, die den Beſtand des Gutes oder Anweſens 
unberührt läßt, ſteht dagegen nichts im Wege. 
Daher können insbeſondere Teilflächen, die durch 
ihre wirtſchaftliche Benützung, z. B. als Einzel⸗ 
pachtflächen, oder durch ihre vereinzelte Lage in 
räumlicher Entfernung vom Mittelpunkte des Gutes 
mit dieſem nicht weſentlich zuſammenhängen, zum 
Zweck einer Kriegeranſiedlung unbedenklich ent⸗ 
eignet werden. Solche Einzelgrundſtücke werden 
in der Regel zur Abrundung eines ſchon auf 
andere Weiſe erworbenen Siedlungsanweſens be⸗ 
nötigt werden; fie koͤnnen aber unter Umſtänden 
auch als Grundſtock für eine Kriegeranſiedlung ſelbſt 
zwangsweife in Anſpruch genommen werden, wenn 
fie ſich zur Neuerrichtung von Wohn- und Wirt: 
ſchaftsgebäuden eignen. 

Für Zwangsabtretungen nach Ziff. 18 iſt neben 
den allgemeinen 1 leichfalls das 
beſon dere Erfordernis aufgeſtellt, daß an dem Orte 
ein erhebliches, auf andere Weiſe nicht zu befrie⸗ 
digendes Bedürfnis vorliegt. Dabei wird zu be⸗ 
achten ſein, daß die Kriegeranſiedlung einen Kreis 
von Perſonen betrifft, die im weſentlichen an be⸗ 
ſtimmten Plätzen anſäſſig find und dorthin wieder 
zurückkehren; Kriegsteilnehmer und deren Angehörige 
wurzeln in der Regel bereits in einer Gemeinde. 
Von dieſem Geſichtspunkt aus geht es nicht an, 
ſolche Anſiedler ohne weiteres in eine andere Ge: 
meinde zu verweiſen; vielmehr darf, ſofern nicht 
unmittelbar anſchließende und mehr oder weniger 
ineinandergreifende Gemeinden in Frage ſtehen, 
auf die Anſiedlung in der eigenen Gemeinde ent⸗ 
ſcheidendes Gewicht gelegt werden. Danach iſt bei 
Neugründung von Siedlungen ein auf andere Weiſe 
nicht zu befriedigendes Bedürfnis regelmäßig ſchon 
dann anzuerkennen, wenn innerhalb der Wohn⸗ 
ſitzgemeinde ſonſtiges entſprechendes Gelände 
nicht zur Verfügung ſteht. Handelt es ſich um die 
Erweiterung einer vorhandenen Siedlung oder bei 
einzelnen Siedlungen um die Gewinnung unent⸗ 


1) In dem Ausſchluſſe der Enteignung von Ans 
weſen liegt ein wichtiger Unterſchied gegenüber der 
Ziff. 17. Möglicherweiſe fällt aber ein Unternehmen 
nach ſeiner Zweckbeſtimmung fowohl unter Ziff. 18 
als auch unter Ziff. 17; dies trifft z. B. zu, wenn 
eine Kriegeranſiedlung im Erweiterungsgebiet einer 
Stadt gleichzeitig mit der Verbeſſerung der Wohnungs⸗ 
verhältniſſe durchgeführt werden ſoll. In einem ſolchen 
Falle kann ſelbſtverſtändlich auch ein ganzes Anweſen 
für Kriegerſiedlungen zwangsweiſe enteignet werden. 
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behrlicher Flächen für eine beſtimmte Wirtſchaft, 
ſo ergibt ſich der Kreis der für die Ergänzung in 
Betracht kommenden Grundflächen bis zu einem 
gewiſſen Grade ſchon aus der Lage des ergänzungs⸗ 
bedürſtigen Beſitztums. Erwägungen der Wirt⸗ 
ſchaftlichkeit führen hier dazu, möglichſt angrenzende 
Flächen zu erwerben. Bei Siedlungserweiterungen 
iſt ſonach das Bedürfnis auf andere Weiſe nicht 
zu befriedigen, wenn benachbarte oder doch wenigſtens 
in unmittelbarer Nähe gelegene, für den Zweck 
geeignete Grundſtücke nicht vorhanden ſind. 

Der Kreis der Perſonen, welche die Entwehrung 
in Anſpruch nehmen können, iſt gemäß Art. III 
des Abänderungsgeſetzes wie im Falle der Ziff. 17 
beſchraͤnkt. Auch hier find Private ohne weiteres 
ausgeſchloſſen, Geſellſchaften nur zugelaſſen, wenn 
fie rechtsfähige gemeinnützige Bau⸗ und Siedlungs- 
vereinigungen ſind. Ebenſo ſieht Art. III des neuen 
Geſetzes auch für Zwangsabtretungen zur Anſiedlung 
von Kriegsbeſchädigten und Kriegerwitwen bie Moͤg⸗ 
lichkeit einer Befriſtung vor, um die rechtzeitige 
Inangriffnahme des Unternehmens unter An⸗ 
drohung der Folgen des Art. XII Abſ. 4 Zw AG. 
zu erzwingen. 

III. Die Einführung des Zwangsabtretungs⸗ 
rechts zur Herſtellung von Klein⸗ und Mittelſtands⸗ 
wohnungen und zur Anfiedlung von Kriegsbeſchä⸗ 
digten und Kriegerwitwen lenkte die Aufmerkſamkeit 
des Geſetzgebers auf das Gebiet des Bauweſens, 
das mit den neuen Unternehmungen in Zuſammen⸗ 
hang ſteht. Hier wurde als mißlich empfunden, 
daß zwar für Staats- und Diſtriktsſtraßen, nicht 
aber für Ortsſtraßen und öffentliche Platze inner⸗ 
halb von Ortſchaften die Möglichkeit einer Ent⸗ 
eignung gegeben war. Die Behörden ſuchten wohl, 
ſoweit nicht etwa eine Berufung auf Vorkehrungen 
zu geſundheits⸗ oder ſicherheits polizeilichen Zwecken 
nach Art. TA Ziff. 13 Zw AG. angängig war, mit 
Hilfe des $ 62 der allgemeinen Bauordnung und 
der entſprechenden 88 80, 81 der Münchener Bau⸗ 
ordnung!) einen Ausweg zu ſchaffen. Die Vor⸗ 
ſchriften, welche die Bewilligung zu Bauaufführungen 
in neuen Bauanlagen von der vorgängigen Siche⸗ 
rung der Straßenherſtellung abhängig machen, 
wurden dazu benützt, um auch die Abtretung des 
für den Straßenkörper benötigten Grund und Bodens 
als Vorausſetzung für die Erteilung der Baugeneh⸗ 
migung zu verlangen.“) Ein befriedigender Zuftand 
war jedoch damit nicht geſchaffen. Das Verfahren, 
das gegenüber den beteiligten Grundeigentümern 
wie eine verſteckte Enteignung wirkte, gab in recht⸗ 
licher Beziehung zu Bedenken Anlaß und rief auch 
fonſt Klagen hervor; zudem war ſein Anwendungs⸗ 
gebiet inſoferne begrenzt, als der polizeiliche Zwang 
zur Straßengrundabtretung nur gelegentlich der 
Genehmigung von Neubauten einſetzen konnte. Kein 


10) Beide Bauordnungen in der Faſſung der Vers: 
ordnung vom 3. Auguſt 1910 (GBl. S. 403). 

16) Wegen der Einzelheiten vgl. meine Schrift „Die 
Baugenehmigung in Bayern“, München 1900, S. 78 ff. 
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Wunder, daß die Gemeinden, voran die größeren 
Städte, ſchon ſeit einer Reihe von Jahren zur 
Schaffung geordneter Verhältniſſe die Verleihung 
des Enteignungsrechts für Ortsſtraßen forderten. 
Dem Verlangen kommt jetzt das Abaͤnderungsgeſetz 
entgegen, indem es in Art. I Ziff. 3 eine ent⸗ 
ſprechende Ergänzung des Art. IA Ziff. 5 Zw AG. 
vorſieht.“) 

Das neue Geſetz dehnt das Enteignungsrecht, 
das bisher auf Staats: und Diſtriktsſtraßen be: 
ſchränkt war, auf die Anlegung neuer und die 
Aenderung beſtehender Ortsſtraßen und öffent: 
licher Plätze innerhalb von Ortſchaften 
mit mehr als 5000 Einwohnern aus.““) 
Ortsſtraßen find öffentliche Wege, die dazu be⸗ 
ſtimmt ſind, den Verkehr innerhalb einer geſchloſſenen 
Ortſchaft zu vermitteln, und die nicht den Be⸗ 
ſtandteil einer Staats: oder Diſtriktsſtraße oder 
eines Gemeindeverbindungswegs bilden. Sie um⸗ 
faſſen auch die Bürgerſteige oder Fußwege, die neben 
der Fahrbahn angelegt ſind. Oeffentliche Plätze 
innerhalb der Ortſchaften werden, ſoweit ſie dem 
allgemeinen Verkehre dienen, den Ortsſtraßen zu⸗ 
gerechnet; es fallen hierunter auch Plätze, die nicht 
für den Straßenverkehr, ſondern zu ſonſtiger all: 
gemeiner Benützung beſtimmt find, wie z. B. 
Marktplätze, Spielplätze und offene Anlagen, ſog. 
Grünplätze. Unter Ortſchaften ſind hier die zu⸗ 
ſammenhängend bebauten Teile der Gemeinde⸗ 
bezirke zu verſtehen. Dieſen Teilen iſt das zwar 
noch nicht überbaute, aber durch feſtgeſetzte Bau⸗ 
linienpläne für die Bebauung bereitgeſtellte Ge⸗ 
lände gleichzuachten. Es darf nicht gefordert 
werden, daß die neu anzulegenden oder zu ändernden 
Ortsſtraßen und öffentlichen Plätze von den be⸗ 
ſtehenden Anweſen der Ortſchaft bereits umgeben 
find; anderenfalls wäre die Möglichkeit der 
Erweiterung von Ortſchaſten im Enteignungsweg 
ausgeſchloſſen und der Zweck der neuen Vor⸗ 
ſchrift zum weſentlichen Teile vereitelt. Dagegen 
find die zu den Gemeinden gehörenden, aber ent⸗ 
ſernt gelegenen Einöden und Höfe nicht zu den 
Ortſchaften zu zaͤhlen; ſie haben bei der Berechnung 
der Einwohnerzahl, für welche die Zeit der Zwangs⸗ 
enteignung zugrunde zu legen ſein wird, außer 
Betracht zu bleiben. Die Enteignungsbefugnis 
wird unabhängig von einem baupolizeilichen Ver⸗ 
fahren gewährt. Andererſeits iſt die Erzwingung 
von Straßengrundabtretungen auf dem Wege des 
3 62 der allgemeinen Bauordnung und der 88 80, 


16) Die Ergänzung wurde durch den Finanzausſchuß 
der Abgeordnetenkammer veranlaßt; in dem Regierungs- 
entwurfe war fie nicht enthalten. Sten B. d. K. d. Abg. 
1917/18 Bd. 17 S. 335 und Beil. 1858. 

11) Die Beſchränkung auf Ortſchaften mit mehr 
als 5000 Einwohnern kam durch die Kammer der Reichs- 
räte in das Geſetz; dieſe hat auch die urſprünglich in 
Ausſicht genommene Ausdehnung der Enteignungsbe- 
fugnis auf Gemeindeverbindungswege abgelehnt. Stens. 
d. K. d. RR. 1917/18 Bd. 5 S. 140 ff. 
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möglich. Wie die Regierung zugeſichert hat,“) 
wird durch eine Aenderung der Faſſung dieſer Vor⸗ 
ſchriften noch ausdrücklich klargeſtellt werden, daß 
die Grundabtretung mangels eines Uebereinkommens 
zwiſchen Gemeinde und Grundeigentümer nur durch 
Zwangsabtretung nach den Beſtimmungen des 
Zw. erledigt werden kann. 

Nach Art. I A b ZmAG®. hat die Zwangs⸗ 
enteignung jeweils gegen vorgängige volle Ent⸗ 
ſchädigung zu erfolgen. Dieſer Grundſatz konnte 
nicht ohne weiteres für den Fall beibehalten werden, 
daß Ortsſtraßen in neuen Bauanlagen hergeſtellt 
werden. Anderenfalls würde die Gemeinde ver⸗ 
pflichtet ſein, für die Abtretung des Straßengrundes 
auch da zu entſchädigen, wo durch Baulinienziehung 
ein Grundſtück mit bisher rein landwirtſchaftlichem 
Werte die Eigenſchaft eines Baugrundſtücks und 
damit unter Umſtänden eine ganz außerordentliche 
Wertſteigerung erlangt. Es wäre aber zweifellos 
unbillig, wenn der Grundeigentümer neben der 
Werterhoͤhung, die oftmals den Wert der für die 
Straßenherſtellung benötigten Teilfläche überfteigen 
wird, auch noch den Anſpruch auf volle Entſchaͤdi⸗ 
gung für den abzutretenden Straßengrund hätte. 
Einem ſolchen Ergebniſſe mußte vorgebeugt werden. 
Das geſchieht durch Art. I Ziff. 5 des Abaͤnderungs⸗ 
geſetzes, der in zwei Zuſätzen zu Art. 1 A b Zw AG. 
den Grundſatz der vollen Entſchädigungspflicht 
einer Beſchränkung unterwirft. 

Die Beſchränkung der Entſchädigung 
findet nach den neuen Vorſchriften nur bei Abtretung 
von Grundeigentum zu Ortsſtraßen!) und öffent: 
lichen Plätzen innerhalb der Ortſchaften im Falle 
der Erſchließung neuer Bauanlagen ftatt. 
Für die neue Bauanlage müſſen Baulinienplan 
und Bebauungsweiſe feſtgeſetzt ſein. Bei ber Ab⸗ 
tretung muß es ſich ferner um die Ueberlaſſung 
eines Grundſtücksteils handeln; ſoll ein 
ganzes Grundſtück zur Straße gezogen werden, ſo 
iſt volle Entſchädigung zu leiſten. Die Vorſchriſten 
beziehen ſich auch nur auf den Baugrund als ſolchen. 
Für Bauwerke, die bei der Erſchließung neuer Bau⸗ 
anlagen ganz oder teilweiſe in die Straße fallen, 
wie beiſpielsweiſe ein Gartenhäuschen, iſt jeweils 
eine beſondere Entſchädigung zu leiſten; bei der 
Wertfeſtſetzung iſt ſelbſtverſtändlich abzuziehen, was 
nach den allgemeinen Vorſchriften für die nach dem 
Abbruche noch verwertbaren Bauſtoffe geſchätzt wird. 
Weitere Vorausſetzung für die Beſchränkung der 


18) Sten B. d. K. d. Abg. 1917/18 Bd. 17 S. 335, 
342, 352; Prot. d. ver. I. u. III. Ausſch. d. K. d. RR. 
über die Sitzung v. 8. Febr. 1918 S. 14; Sten. d. K. 
d. RR. 1917/18 Bd. 5 S. 143. 

1) Zufahrtsſtraßen, die zum Zwecke der Erſchließung 
von Baugelände zur Verbeſſerung der Wohnungsver⸗ 
hältniſſe der minderbemittelten oder dem Mittel ſtand 
angehörigen Bevölkerung angelegt werden, fallen, wenn 
ſie gleichzeitig als Ortsſtraßen in neuen Bauanlagen 
erſcheinen, ſowohl unter Ziff. 17 als auch unter Ziff. 5 
des Art. IA ZmAG. In dieſem Falle tritt auch die 
Beſchränkung der Entſchädigungspflicht für ſolche 
Straßen ein. | 
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Entſchädigung ift, daß die Reſtfläche, die nach dem 
Baulinienplan im Baugelände verbleibt, zu einer 
ſelbſtändigen Bebauung noch geeignet 
i ſt. Nur in dieſem Falle kann mit einer Wert- 
ſteigerung gerechnet werden. Iſt der verbleibende 
Reſt des Grundſtücks nicht mehr ſelbſtändig be⸗ 
bauungsfähig, jo iſt das zur Straße benötigte 
Stück nur gegen volle Entſchädigung abzutreten; 
unter Umſtänden kann der Eigentümer auch die 
Ablöſung des Geſamtgrundſtücks fordern, wenn 
nämlich die im Baugelände verbleibende Reſtfläche 
im Sinne des Art. III Zw. nicht mehr für id 
allein bewirtſchaftungsfähig iſt. Ueber die Frage 
der Bebauungsfähigkeit haben im Streitfalle die 
bürgerlichen Gerichte gemäß Art. 21 AG. ZPO. 
und KO. zu entſcheiden. Für mehrere Grundſtücke 
eines Eigentümers ſind die Vorausſetzungen je 
beſonders feſtzuſtellen. Die Beſchränkung der Ent⸗ 
ſchädigung beſteht darin, daß der Grundeigentümer 
den zur Straße benötigten Grund inſoweit ohne 
Entſchädigung zu überlaſſen hat, als die Abtre⸗ 
tungsfläche einen beſtimmten Hundertſatz 
des Geſamtgrundſtücks nicht überſteigt. 
Die Grenze wird im Geſetze mit 25 / feſtgeſetzt. 
Was über dieſen Hundertſatz hinaus zur Straße 
gezogen werden ſoll, kann nur gegen volle Ent⸗ 
ſchädigung beanſprucht werden. Macht alſo z. B. 
die Abtretungs fläche 30% des Geſamtgrundſtücks 
aus, ſo ſind, wenn die angeführten Vorausſetzungen 
zutreffen, 25 / ohne und 5% gegen Entſchädigung 
abzutreten. Die Gemeinden ſind befugt, die Pflicht 
zur unentgeltlichen Abtretung durch örtliche Satzung 
bis zu 40% der Geſamtgrundſtücksfläche zu erhöhen; 
die Erlaſſung einer ſolchen Satzung wie auch ihre 
ſpätere Aenderung unterliegen der ſtaatsaufſſichtlichen 
Genehmigung. 

IV. Das Zw AG. in feiner bisherigen Fafſung 
ſah für die Durchführung der Entwehrung nur 
die Form der Abtretung des Eigentums oder die 
ſeiner Beſchwerung mit einer Dienſtbarkeit vor. Nun 
kann aber der Enteignungszweck unter Umſtänden 
in gleicher oder ſogar in beſſerer Weiſe durch die 
Beſtellung eines Erbbaurechts erreicht werden, 
die gegenüber der Inanſpruchnahme des vollen 
Eigentums einen geringeren Eingriff in das Privat⸗ 
recht bedeutet. Das gilt nicht nur für die Fälle 
der neuen Ziffern 17 und 18, ſondern ebenſo für 
die übrigen Enteignungsſälle. Dabei iſt nament⸗ 
lich auch an die Möglichkeit zu denken, daß ein 
Keller oder ein unterirdiſcher Kanal für ein Unter⸗ 
nehmen der in Art. 1 Zw. bezeichneten Art 
benötigt wird. Das neue Geſetz ſtellt nunmehr in 
Art. I Ziff. 2 das Erbbaurecht der Dienſtbarkeit 
allgemein gleich. Eigentümer können demnach 
künftig auch angehalten werden, ihre Grundftüde 
für öffentliche, notwendige und gemeinnützige Zwecke 
mit einem Erbbaurechte beſchweren zu laffen.?°) 


20) Von dem Erbbaurechte (BGB. 88 1012 — 1017) 
wurde bisher verhältnismäßig wenig Gebrauch gemacht. 
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Wird im Zwangsenteignungsverfahren einem 
Eigentümer die Beſchwerung ſeines Grundſtlücks 
mit einer Dienſtbarkeit angeſonnen, ſo kann er 
nach Art. IIIa Zw AGG. verlangen, daß der Unter⸗ 
nehmer an Stelle der Dienſtbarkeit das Eigentum 
am Grundſtück erwirbt, wenn dieſes infolge der 
Belaſtung nicht mehr nach ſeiner bisherigen Be⸗ 
ſtimmung zweckmäßig benützt werden kann; tritt 
die Folge nur für einen Teil des Grundſtücks ein, 
ſo kann grundſaͤtzlich nur die Erwerbung dieſes 
Teiles verlangt werden. Nach der neuen Faſſung, 
die Art. II des Abanderungsgeſetzes dem Art. IIIa 
Zw. gibt, wird die Ablöſungsbefugnis auf das 
Erbbaurecht ausgedehnt. Das Abäͤnderungsgeſetz 
ſteht jedoch auf dem Standpunkte, daß die Be⸗ 
ſchwerung des Eigentums mit einem Erbbaurechte 
den Wert und die Benützbarkeit des Grundſtücks 
ſtärker beeinträchtigt, wenn das Recht beanſprucht 
wird, ein Bauwerk auf der Oberfläche des Grund⸗ 
ſtücks zu haben. In ſolchen Fällen ſoll der Grund⸗ 
ſtückseigentümer ohne weiteres verlangen dürfen, 
daß der Unternehmer an Stelle des Erbbaurechts 
das Eigentum am Grundſtück erwirbt. Auf die 
Größe des Bauwerks kommt dabei nichts an; auch 
die Errichtung ganz einfacher Bauten, wie z. B. 
eines Umformerhäuschens kann wider Willen des 
Eigentümers im Wege des Erbbaurechts nicht er⸗ 
zwungen werden. Rechte auf Bauwerke, die unter 
der Oberfläche aufgeführt werden ſollen, z. B. 
Kanäle oder Keller, werden dagegen wie Dienſt⸗ 
barkeiten behandelt. Der Eigentümer kann hier 
die Ablöſung nur dann begehren, wenn durch die 
Belaſtung die beſtimmungsgemäße Benützung ſeines 
Grundſtücks beeinträchtigt wird. 

Art. IV des neuen Geſetzes erklärt die Vor⸗ 
ſchriften in Art. VIII Zw AG. über die Feſtſetzung 
der Entſchädigungsſumme und in Art. XI Abſ. 2 
über die Verwendung der Entſchädigungsſumme zu⸗ 
gunſten der Grundſtücksgläubiger auf die Fälle 
der Beſchwerung mit einem Erbbaurechte für an⸗ 
wendbar. Wird nach Beſtellung des Erbbaurechts 
das Unternehmen rückgängig gemacht, ſo iſt der 
Eigentümer in entſprechender Anwendung des 
Art. XII Abſ. 4 Zw. befugt, die Aufhebung 
des Erbbaurechts gegen Rückgabe des empfangenen 
Preiſes zu verlangen. Auch Art. 25 und Art. 26 
Abſ. 2 AG. ZPO. und KO. gelten für die Ent: 
wehrung in Form des Erbbaurechts. Von Be⸗ 
deutung iſt insbeſondere, daß die Beſtellung des 
Erbbaurechts gleich der Auflaſſung außer vor dem 
Notar oder dem Grundbuchamt auch vor der 
Diſtriktsverwaltungsbehörde erklärt wer: 
den kann. 


Hypothek auf das Recht zu legen. Da das Erbbaurecht 
nach anderen Grundſätzen erliſcht als die Hypothek, 
muß der Gläubiger, der es mit Hypotheken beleiht, 
Gefahr laufen, daß unter Umſtänden das Erbbaurecht 
einfach erliſcht. Ein im Reichsamte des Innern und 
im Reichsjuſtizamt ausgearbeiteter neuer Entwurf über 
das Erbbaurecht ſoll die weitere Verwertung der Rechts⸗ 


Schuld daran iſt hauptſächlich die Schwierigkeit, eine einrichtung fördern. 
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Vie Verordnung gegen Preistreiberei 
vom 8. Nai 1913. 


Bon II. Staatsanwalt Dr. Bretzfeld, Referent im 
Bayeriſchen Kriegswucheramt. 


Am 1. d. Mts. iſt die Verordnung gegen 
Preistreiberei vom 8. Mai 1918 (RG Bl. S. 395) 
in Kraft getreten. Sie faßt die Strafbeſtim⸗ 
mungen des 8 5 der Verordnung vom 23. Juli 
1915/23. März 1916 gegen übermäßige Preis⸗ 
ſteigerung, des 8 6 des Höchſtpreisgeſetzes vom 
4. Auguſt 1914/23. März 1916 und des 811 
der Reichskanzlerbekanntmachung vom 24. Juni 
1916/16. Juli 1917 über den Handel mit Lebens⸗ 
und Futtermitteln und zur Bekämpfung des Ketten⸗ 
handels nebſt den ergänzenden Beſtimmungen der 
Verordnung über Kettenhandel in Textilien und 
Textilerſatzſtoffen vom 8. Februar 1917, 89 Abſ. 1 
Nr. 2 der Verordnung über den Handel mit 
Arzneimitteln vom 22. März 1917 und 9 9 Abſ. 1 
Nr. 2 der Verordnung über den Handel mit Tabak⸗ 
waren vom 28. Juni 1917 zuſammen und läßt 
die übrigen Beſtimmungen der bezeichneten Ver⸗ 
ordnungen als ſelbſtändige Vorſchriften beſtehen. 
Die bisherige Verordnung gegen übermäßige Preis⸗ 
ſteigerung vom 23. Juli 1915 (88 1—4) erhält 
die Ueberſchrift: „Verordnung über die Enteig⸗ 
nung von Gegenſtänden des täglichen Bedarfs“, 
die Bek. vom 24. Juni 1916 die Bezeichnung: 
„Verordnung über den Handel mit Lebens⸗ und 
Futtermitteln“. 

Die VO. vom 8. Mai 1918 trug dem Ber- 
langen der Verbraucher nach einer Verſchärfung 
der Strafbeſtimmungen und Einziehung des über⸗ 
mäßigen Gewinnes Rechnung; ſie berückfichtigte 
andererſeits nach Möglichkeit die von Handels⸗ 
kreiſen erhobenen Forderungen, ſoweit dies zurzeit 
mit Rückficht auf den Zweck der Verordnung, die 
Verbraucher vor Ausbeutung zu ſchützen, angängig 
ſchien. Im übrigen baut ſich die Verordnung im 
weſentlichen auf den bisherigen Vorſchriften auf, 
ſo daß Rechtſprechung und Schrifttum zu den 
bisherigen Beſtimmungen in weitem Maße ver⸗ 
wertet werden können. 

Im einzelnen iſt folgendes hervorzuheben: 

J. Preistreiberei. 


1. Die Vorſchrift erſtreckt ſich wie bisher auf 
alle Gegenſtände des täglichen Bedarfs 
und des Kriegsbedarfs. Die bisherige An⸗ 
führung von Beiſpielen der Gegenſtände des täg: 
lichen Bedarfs iſt unterblieben. Die Forderung 
der Handelskreiſe nach einer Beſchraͤnkung des 
Kreiſes der von der Verordnung getroffenen Gegen⸗ 
Hände und der Aufftellung einer Lifte der Gegen⸗ 
ſtände des täglichen Bedarfs mußte unerfüllt 
bleiben. Die Verordnung hält aus volkswirt⸗ 
ſckaſtlichen Gründen an den Ergebniſſen feſt, welche 
die bisherige Rechtſprechung, insbeſondere des 


Reichsgerichts (vgl. u. a. Entſch. vom 12. Mai 1916 
IV 247/16, Samml. 50, 81) für die Auslegung 
der beiden Begriffe gewonnen hat. Danach find 
als Gegenſtände des täglichen Bedarfs alle Gegen⸗ 
ſtände anzuſehen, für die in weiten Kreiſen der 
Bevölkerung täglich ein Bedürfnis vorliegen kann, 
das alsbaldige Befriedigung erheiſcht. Dabei 
kommt neben den Bedürfniſſen der Geſamtheit 
des Volkes als gleichwertig der Bedarf größerer 
Bevölkerungskreiſe (Gewerbe, Handel, Landwirt⸗ 
ſchaft, begüterte Kreiſe uſw.) !) in Betracht. Den 
fertigen Erzeugniſſen ſtehen Rohſtoffe und Zwiſchen⸗ 
erzeugniſſe gleich, die zur Herſtellung von ſolchen 
Gegenſtänden dienen können.“) Auf die Zweck⸗ 
beſtimmung im Einzelfall kommt es nicht an, 
ſondern nur auf die allgemeine Eignung der Gegen⸗ 
ſtände.) Die Bebürfniffe, die zu berückſichtigen 
ſind, beſchränken ſich nicht auf eine notdürftige, 
ſondern bemeſſen ſich nach einer den Kriegsver⸗ 
hältniſſen angepaßten, anſtändigen Lebenshaltung;“ 
die Löſung der Frage, ob ein Bedarf beſteht, 
richtet ſich nach den tatfächlichen Verhältniſſen 
ohne Rückſicht, ob dieſes Bedürfnis wegen der 
großen Knappheit“) der vorhandenen Vorräte, 
wegen Beſchlagnahme, Abjagverbote‘) oder dgl. 
nicht befriedigt werden kann. Auch die Tatſache, 
daß der Gegenſtand in anderen Beſtimmungen 
als entbehrlich“) bezeichnet iſt, iſt ohne Belang. 
Es fallen ferner auch alle Erſatzmittel folder 
Gegenſtände unter den Begriff, auch wenn ſie noch 
nicht eingeführt find, und ſelbſt, wenn ſie die 
ihnen zugeſchriebenen Eigenſchaften nicht an 
und tatfächlich unbrauchbar oder geſundheitsſchädlich 
find.!) Gegenſtände des Kriegsbedarfs find 
alle unmittelbar oder mittelbar zur Kriegsführung 
verwendbaren Gegenſtände, alſo auch Maſchinen, 
ee Rohſtoffe, Heilmittel, Stärkungsmittel 
uſw. 


Manche Gegenſtände find ſowohl Gegenſtände 
des täglichen Bedarfs wie des Kriegsbedarfs; ſie 
können auch nach Wegfall der einen Verwendungs⸗ 
möglichkeit noch die Eignung zu dem anderen 
Zwecke behalten und daher weiter den Beſtim⸗ 
mungen der Verordnung unterliegen, z. B. kriegs⸗ 
unbrauchbare Pferde, die noch in der Landwirt⸗ 
ſchaft verwendbar find. 

Ob ein Gegenſtand von der Verordnung be⸗ 
troffen wird oder nicht, richtet ſich nach dem je⸗ 
weiligen Stande der Kriegswirtſchaft. Die zu⸗ 


) RG. 5. Febr. 1918; MB. (= Mitt. für die Preis⸗ 
prüfungsſtellen) 1918, 54, 5. Nov. 1917 Mp. 1918, 4 u. a. 

Y Vgl. RG. 24. Sept. 1917 MP. 1917, 220; Obs. 
24. Mai 1917, Beibl. 134 u. a. 

R. 19. März 1917 MB. 1917, 201; LG. Mün⸗ 
chen I v. 3. Nov. 1917 MP. 1918, 4. 

9) OLG. 1 a. M. 5. Nov. 1917 MP. 1918, 4. 

) RG. 19. Nov. 1917 MP. 1918, 10 u. a. 

) RG. 18. Febr. 1918 MB. 1918, 65 u. a. 

L. München I v. 3. Nov. 1917 MP. 1918, 4 u. a. 

) Obscg. München 10. Jan. 1918 MB. 1918, 65; 
OLG. Frankfurt a. M. 5. Nov. 1917 MB. 1918, 19. 
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nehmende Knappheit an Bedarfsgegenſtänden wird 
das Bedürfnis nach immer mehr Waren mit ſich 
bringen, die früher nicht Gegenſtand des täglichen 
Bedarfs waren (z. B. Seide, Samt, Schokolade,“) 
Enten!) uſw.). 

Nach dem Geſagten werden künftig in der 
Hauptſache nur reine Luxusgegenſtände und wohl 
auch Kunſtgegenſtände, bei denen der Kunſt⸗ (oder 
Altertums⸗) Wert den Gebrauchswert überwiegt, 
ausgenommen ſein, ſowie Gegenſtände, deren nur 
vereinzelte Perſonen bedürfen. 

Unbewegliche Sachen (Wohnungen)!) und Lei⸗ 
ſtungen (Miet⸗, Werk⸗ und Dienſtverträge) ge⸗ 
hören nicht hieher, alſo nicht Fuhrleiſtungen, Bügel⸗ 
lohn, gewerbliche Arbeiten, Lieferung elektriſchen 
Stromes u. dgl. Doch kann, wenn mit den Lei⸗ 
ſtungen die Lieferung von Stoffen oder Waren 
(3. B. bei Kohlenzufuhr) verbunden iſt, unter 
Umftänden eine verſchleierte Preistreiberei anzu: 
nehmen ſein. 

2. Der Tatbeſtand wird darin gefunden, daß 
der Täter für ſolche Gegenſtaͤnde Preiſe fordert, 
die unter Berückſichtigung der geſamten 
Verhältniſſe einen übermäßigen Gewinn 
enthalten oder ſolche Preiſe ſich oder 
einem andern gewähren oder verſprechen 
läßt. Eine Forderung eines Preiſes liegt vor, 
ſobald der Außenwelt finnenfällig kundgegeben iſt, 
welcher Preis für die Ware verlangt wird. Es 
genügt alſo die Verſendung von Preisliſten, Aus⸗ 
legen im Schaufenſter mit Preisangabe, Aufſtellen 
im Verkaufsraum mit Preisbezeichnung uſw. Auch 
ſogenannte freibleibende Angebote gehören hieher. 
Ob die Preiſe für den Veräußerer ſelbſt oder für 
andere gefordert werden, iſt ohne Belang. Daß das 
Geſchäft zum Abſchluß kommt, iſt nicht erforderlich. 


3. Ob der geforderte (gewährte, verſprochene) 
Preis übermäßig iſt, iſt nicht zu unterſuchen, 
ſondern ob der Gewinn übermäßig iſt. Nach 
der nunmehrigen Rechtſprechung des Reichsgerichts 
ſind von dem Verkaufspreiſe der Einkaufspreis, 
zuzüglich der beſonderen und eines Anteils an den 
allgemeinen Unkoſten,“) ferner der für Kapitalzins, 
Unternehmerlohn und Verluſtgefahr (Riſikoprämie) 
anzuſetzende Betrag abzuziehen.“) Dabei find auch 
etwaige Einſparungen durch Verwertung des Ab⸗ 
falls (z. B. Sägſpaͤhne, Bündel holz) zu berückſich⸗ 
tigen. Der verbleibende Reſt iſt der Reingewinn 
(im engeren Sinne).““) Dieſer iſt unter Berück⸗ 
ſichtigung aller Verhältniſſe (auch des geminderten 


80 Vgl. Obs. 22. Nov. 1917, Beibl. 1918 Anhang 


100 RG. 15. März 1917 23. 1917, 668. 

11) OLG. Naumburg v. 12. Dez. 1917 MP. 1918, 64. 

1) Vgl. IM Bl. 1918 S. 65; ferner meine Abhand⸗ 
lung in Heft 9/10 S. 134. Die allgemeinen Unkoſten 
des regelmäßigen Betriebs dürfen bei Gelegenheits⸗ 
are na een werden. RG. 21. März 
1918 MP. 1918 

12) RG. 8. uni 1917 IV 155/17, MB. 1917, 198; 
E. 51, 25 u. a. 
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Geldwertes) !) mit dem im Frieden unter gleichen 
Verhältniſſen erzielten nicht übermäßigen!) Rein- 
gewinn zu vergleichen und zwar nach ſeinem ai ern⸗ 
mäßigen Betrage, nicht nach Prozentſätzen, ) da 
auch der gleichgebliebene Prozentſatz bei den oft 
um das Mehrfache geſtiegenen Einkaufspreiſen eine 
5 Steigerung des Gewinnes enthalten 
ann. 

Neben dieſer regelmäßigen Berechnung des 
Reingewinnes kann auch der Gewinn durch Schätzung 
der Geſtehungskoſten z. B. bei landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſen“) oder durch Vergleich mit einem 
einen angemeſſenen Gewinn enthaltenden Verkaufs⸗ 
preiſe“) gefunden werden. Der Wert der Ware 
hat für die Gewinnberechnung außer Betracht zu 
bleiben. 

Die Gewinnberechnung hat in der Regel von 
dem einzelnen Veräußerungsgeſchäft!) auszugehen. 
Ein Ausgleich von Verluſten,“) die bei anderen 
Geſchäften, wenn auch gleichartiger Ware, eingetreten 
ſind, iſt alſo unzuläſſig. Doch können ſolche Ver⸗ 
luſte bei Feſtſtellung der allgemeinen Geſchaftsun⸗ 
koſten oder der Riſikoprämie berückſichtigt“) werden, 
ſofern ſie nicht ſchon anderweitig in Rechnung 
geſtellt ſind, oder ſonſtwie Erſaß gefunden haben 
oder üblicherweiſe finden können. ) (Die rechtliche 
Möglichkeit eines Erſatzes allein genügt allerdings 
nicht; man kann z. B. einem Kaufmann nicht zu⸗ 
muten, in zweifelhaften Fällen oder gegen den 
geſchäftlichen Anſtand Erſatz zu fordern.) 

Unwirtſchaftliche, oder durch Geſchäfts⸗ 
unkenntnis, Nachläſſigkeit und dergl. verſchuldete 
Selbſtkoſten“) dürfen nicht berechnet werden. Doppelte 
Verrechnung iſt felbſtredend gleichfalls unzulä 1 
N B. gerechnet würde 100 Ztr. Ware 2000 

10% Schwund = 200 M, beſondere Unkoſten 
300 M, Anteil an allgemeinen Unkoſten 100 M, 
Einſtandspreis alſo 2600 M (d. i. 26 M für den 
Zentner), ſo darf nicht etwa weiter gerechnet werden: 
Verkaufspreis des ganzen Poſtens 3500 M, alſo 
Gewinn 900 M, da dieſer Erlös fi nur auf die 
reſtigen 90 Ztr. bezieht, nicht auf den ganzen Ein⸗ 
1 ſohin den Schwund nochmals anrechnen 
würde). 


1) E. 50, 205. 

16) RG. 2. Februar 1917 MP. 1917, 33; bei im 
Frieden nicht gehandelten Waren iſt nach elem rich⸗ 
191721 Ermeſſen zu befinden. RG. 3. Juli 1917 MP. 
10 RG. 8. Januar 1917 E. 50, 207. 
1) RG. 13. Juli 1917 MP. 1918, 12. 
15) RG. 2. März 1917, Recht 1917 S. 221 Nr. 389; 
auch RG. 6. Juli 1917, E. 51, 146. 
10) RG. 12. Febr. 1917, E. 50, 224, 348. 
20) C. 50. 207; 51, 43. 
2) RG. 29. Juni 1917 MP. 1917, 151, E. 51, 102; 
Ob“. 6. Dez. 1917, RR. 32/17 MP. 1918, 41; bezügl. 
Schwund: RG. 30. Nov. 1917 MP. 1918, 33. 

ie) 5 18. Jan. 1918 M 1918, 41. 

51, 24 u. a. Kammergericht „Okt. 1917 

BB. 1918 115; dagegen find Wohlfahrtsaufwendungen, 
die nicht aus "perfönlichen Gründen gemacht werden, 
anrechnungsſähig. RG. 13. Juli 1917 MB. 1918, 12. 
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4. Abweichend von dieſer Regel geſtattet die 
Verordnung die Berechnung von Durchſchnitts⸗ 
preiſen“) (nicht Durchſchnittsgewinnen) bei 
gleichartigen Waren d. i. Waren gleicher ſtofflicher 
Zuſammenſetzung. Die Durchſchnittspreiſe müſſen 
aber richtig berechnet ſein, das heißt nicht nur die 
Einkaufspreiſe, ſondern auch die Mengen berück⸗ 
ſichtigen. Wenn alſo ein Kaufmann 1000 Stück 
Zigarren gleicher Sorte zu 200 M und 2000 Stück 
zu 600 M bezogen hat, fo iſt der Durchſchnitts⸗ 
einkaufspreis 800: 3000 = 26,67 Pfg. ſür das 
Stück. Der Durchſchnittsverkaufspreis darf daher 
bei 8,89 Pfg. Aufſchlag für Unkoſten, Zinſen, Unter⸗ 
nehmerlohn, Riſikoprämie und Gewinn 35,56 M 
für 100 Stück betragen. Die Richtigkeit der Be⸗ 
rechnung muß nachweisbar ſein. Damit iſt dem 
Angeklagten zwar nicht die Beweislaſt überbürdet. 
aber doch die Pflicht auferlegt, dem Gerichte die 
erforderlichen Grundlagen zur Nachprüfung zu 
liefern (ähnlich 8 186 StGB.). Die in zuläſſiger 
Weile berechneten Selbſtkoſten find für jeden ein⸗ 
zelnen in die Durchſchnittsberechnung einbezogenen 
Gegenſtand ſo zugrunde zu legen, wie wenn ſie die 
tatſächlichen Geſtehungskoſten jedes dieſer Gegen⸗ 
ſtände wären. Die Spannung zwiſchen den durch⸗ 
ſchnittlichen Geſtehungskoſten und dem geforderten 
Durchſchnittspreiſe ſtellt den im Durchſchnittspreis 
enthaltenen Unternehmergewinn dar. Dieſer darf 
nicht übermäßig fein; für ſeine Beurteilung gelten 
die allgemeinen Grundſätze. 


5. Bei der Gewinnbeurteilung find alle Ber: 
hältniſſe zu berückſichtigen. Die Marktlage 
iſt in der nunmehrigen Faſſung nicht mehr aus⸗ 
drücklich genannt. Damit iſt im Einklang mit der 
bisherigen Rechtſprechung zur Vermeidung von 
Mißverſtändniſſen zum Ausdruck gebracht, daß die 
Marktlage und der darauf gegründete Marktpreis 
allein?) nicht ausſchlaggebend fein können. Es wird 
auch künftig daran feſtzuhalten ſein, daß es in der 
Regel eine wirkliche Marktlage derzeit nicht gibt, 
vielmehr mit Rückſicht auf die durch den Krieg 
verurſachte Warenknappheit in der Regel nur von 
einer Notmarktlage“) geſprochen werden kann. 

Sobald ſich hingegen |päter wieder eine einwand⸗ 
freie Marktlage gebildet haben wird, wird ſie, da 
alle Verhaͤltniſſe zu berüdfichtigen ſind, nicht außer 
Betracht bleiben dürfen. Das Nämliche gilt, ſofern 
ausnahmsweiſe derzeit eine wirkliche Marktlage in 
irgendeiner Warengattung beſtehen ſollte. Den 
auf Grund einer wirklichen Marktlage gebildeten 
Preiſen gleichgeſtellt find die Höchſtpreiſe oder 
von einer zuſtändigen Behörde feſtgeſetzten 
Preiſe. Darunter fallen nicht nur die Höchſt⸗ 


) Vgl. dazu Kammergericht 26. Jan. 1917 MB. 
1917, 129; dagegen nach dem bisherigen Recht RG. 
181 Jan. 1917 N 1917, 46; 9. Jan. 1917 MP. 1917, 


* RG. 29. Jan. 1917, E. 50, 232; Obs G. 14. Febr. 
1918, Anh. z. Beibl. S. 22 und viele andere E. 
26) RG. 19. Dez. 1916 MP. 1917, 3. | 
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preiſe im Sinne des Höchſtpreisgeſetzes, ſondern 
alle auf Grund von Kriegsverordnungen von der 
zuſtändigen Behörde feſtgeſetzten Preiſe, insbeſondere 
die gemäß 8 12 BR VO. vom 25. September und 
4. November 1915 (RGBl. 1915 S. 607, 728 
und Nachträge 1916 S. 439, 637) über die Er⸗ 
richtung von Preisprüfungsſtellen und die Ver⸗ 
ſorgungsregelung feſtgelegten Preiſe, ſowie die auf 
Grund beſtimmter Richtſaͤtze oder Preisſpannungen 
errechneten Preiſe. Die Einhaltung der Höchſtpreiſe 
oder von der zuftändigen Behörde feſtgeſetzten 
Preiſe ſchließt (abweichend vom bisherigen Rechte) 
die Annahme einer Zuwiderhandlung gegen die 
Verordnung aus. 


6. Die Verneinung einer ausſchlaggebenden 
Bedeutung des Marktpreiſes wirkt folgerichtig nicht 
nur zu Laſten, ſondern auch zugunſten des Ver⸗ 
aͤußerers. Er darf daher bei höheren Ein⸗ 
kaufspreiſen ) auch einen entſprechend höheren 
Verkaufspreis fordern; nur die Fälle find aus: 
genommen, in denen beim Einkauf Höchſtpreiſe 
überſchritten oder der Täter ſich an der Preis⸗ 
treiberei ſeines Vormanns beteiligt hat.“) 

Die Grundlage für die Gewinnbeurteilung iſt 
alſo ohne Rückſicht auf die Notmarktlage ſtets der 
Einkaufspreis. Bei beſonders billigem Ein⸗ 
kaufspreiſe“) hat die Rechtſprechung bisher 
angenommen, daß die aus perſönlichen Gründen 
erzielten Einſparungen beim Einkauf dem Ein⸗ 
fäufer zugute kommen ſollen. M. E. wird es 
aber richtig ſein, hier nicht von dem um dieſe 
Einſparung erhöhten Einkaufspreiſe auszugehen, 
fondern grundſätzlich, wie auch ſonſt, den wirklichen 
Einkaufspreis zugrunde zu legen und die erzielte 
Einſparung bei Bemeſſung des Unternehmerlohnes ““) 
entſprechend zu berückſichtigen. Damit wird aller: 
dings im Gegenſatze zu einzelnen Entſcheidungen!“) 
der auf unlautere Art erzielte billige Selbſtkoſten⸗ 
preis (3. B. des Diebes, Betrügers und dergl.) 
unberückſichtigt bleiben, m. E. aber mit vollem 
Recht; denn es beſteht kein Anlaß unlautere Per⸗ 
ſönlichkeiten gegenüber dem ehrbaren Kaufmann 
zu begünſtigen. Dieſen Standpunkt, ſcheinen auch 
neuere Entſcheidungen einzunehmen.“) 

Selbſtverſtändlich kommt nur der wirklich ge⸗ 
zahlte Nettoeinkaufspreis, nicht der in Rechnung 
geſtellte Bruttoeinkaufspreis in Frage. Skonti, 
Provifionen und ſonſtige Vergütungen find alſo 
abzurechnen. 


7. Bezüglich der Selbſtkoſten ſcheint mir 
nötig, gegenüber den vielfach widerſtreitenden und 


* ‚Entfe, 50, 127; Obs. 19. April 1917 Beibl. 


1917, 1 
15 ne 12. Mai 1916 mg. 1916, 89 und 27. Juni 
1916, Recht 1916 S. 455 Nr. 878. 

) NG. 31. Mai 1916 I 213/16 NY. 1916, 102, 
Entſch. 50, 97; 57160 Juni 1917 Entſch. 51,7 

10) R. 22. Okt. 1917 MB. 1917, 275 Obs. 
15. Nov. 1917 5 MP. 1918, 20. 
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oft unklaren Auffaſſungen daran feſtzuhalten, daß 
Selbſtkoſten nur die Beträge ſind, die der Kauf⸗ 
mann wirklich bezahlt hat, alſo ihm Koſten ver⸗ 
urſacht haben. Alle anderen, oft unter den Selbſt⸗ 
koſten verrechneten Beträge, mögen ſie bei der 
Buchführung auch unter den Selbſtkoſten verbucht 
ſein, find nur als Maßſtäbe für die Gewinn⸗ 
beurteilung zu berückſichtigen. Dieſer Unter⸗ 
ſchied hat an ſich zwar hauptſächlich nur wirtſchaftlich⸗ 
theoretiſche Bedeutung, ſeine Feſthaltung wird aber 
ſehr zur Vermeidung von falſchen Berechnungen, 
Doppeltverrechnungen und Verſchleierungen bei⸗ 
tragen. 

Als ſolche Maßſtäbe kommen neben den Ver⸗ 
luſten, Schwund und dergl., insbeſondere in Betracht 
der Kapitalzins, der Unternehmerlohn und die 
Riſikoprämie. Die Verzinſung fremden Kapitals 
gehört als Schuldzins zu den Selbſtkoſten. Die 
Verzinſung des eigenen Kapitals“) da⸗ 
gegen iſt nur eine Richtlinie für die Würdigung, 
ob der Gewinn angemeſſen iſt. Der Unter⸗ 
nehmerlohn“) ift die Vergütung des Kaufmanns 
für ſeine Tätigkeit. Sie muß m. E. dem Aufwand 
des Kaufmanns an Kenntniſſen, Arbeit und Unter⸗ 
nehmertätigkeit im einzelnen Falle entſprechend 
angepaßt werden. Die geſtiegenen Preiſe für die 
eigene Lebenshaltung und die geminderte Kaufkraft 
des Geldes ſind hiebei gleichfalls zu berückſichtigen. 
Wenn das Reichsgericht hier insbeſondere bezüglich 
der Kriegshandelsvermittler unterſcheidet, welche 
Tätigkeit der Kaufmann wirtſchaftlich entfaltet 
hat und demgemäß auch bei Geſchäften, die rechtlich 
betrachtet, Eigenhandelsgeſchäfte find, nur Ber: 
mittlertätigkeit annimmt, und daher nur die einem 
Vermittler zukommende Entlohnung für angemeſſen 
hält, ſo wirkt dieſer im Ergebniſſe zweifellos richtige 
Standpunkt m. E. mißverſtändlich und hat auch 
tatſächlich viel Anlaß zu irrtümlichen Auffaſſungen 
der Untergerichte ſowohl zugunſten, wie zuun⸗ 
gunſten der Angeklagten gegeben. Die Sachlage 
iſt vielmehr folgende: der Unternehmerlohn 
hat der wirtſchaftlichen Tätigkeit des 
Kaufmanns in dem einzelnen, zur Be⸗ 
urteilung ſtehenden Falle zu entſprechen, 
gleichviel, ob es ſich um Eigenhändler, Makler oder 
Agenten handelt. Beim Kriegshandelsvermittler 
wird die Tatigkeit in der Regel den Leiſtungen 
entſprechen, die im Frieden der Agent oder Makler 
aufzuweiſen hatte, und der Unternehmerlohn dem⸗ 
gemäß niedriger zu bemeſſen ſein. Er kann auf 
keinen Fall den gleichen Unternehmerlohn fordern 
wie der Eigenhändler im Frieden. Er wird dadurch 
aber nicht zum Agenten oder Makler. 


Re 515 wi 12. Mai 1916 MB. 1916, 103; 3. Juli 1917 
51, 14 

RG. 3. Juli 1917 E. 51, 142; 22. Okt. 1917 

ME. 1915 247; 23. März 1917 MP. 1917, 112, E. 50, 

261; 19. Nov. 1917 23.1918, 253, MP. 1918, 10; 29. Juni 

1917 E. 51, 106; 10. Juli 1917 M 1917, 202; E. 51, 
u. a. 
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Bei Bemeſſung der Riſikoprämie, ) d. i. der 
Rücklage für Verluſtgefahr, ſind alle nach Lage der 
Sache zu erwartenden Verluſte einzurechnen, ins⸗ 
beſondere folche durch Verderb oder Schwinden der 
Ware, Ausfälle bei Kreditgewährung (die jetzt aller⸗ 
dings infolge der üblichen Bar⸗ und Vorauszahlung 
faſt ausgeſchloſſen ſind), Gefahr der Beſchlagnahme 
und öffentlichen Bewirtſchaftung, Gefahr von Ein⸗ 
und Ausfuhrverboten, Valutaſchwankungen u. dgl. 

8. Der nach Berückſichtigung aller dieſer Be⸗ 
träge verbleibende Reſt ift der Reingewinn im 
engeren Sinne.“) Er darf unter Berückſichtigung 
der verminderten Kaufkraft des Geldes den im 
Frieden üblichen (nicht übermäßigen) ziffernmäßigen 
Reingewinn beim einzelnen Geſchäft nicht über⸗ 
ſteigen. ) 15) Der vermehrte oder verminderte Um⸗ 
ſatz“) iſt dabei nicht mit in Rechnung zu ziehen. Iſt 
der Reingewinn für das einzelne Geſchäft nicht feſt⸗ 
ſtellbar, wie dies z. B. bei der Fabrikation viel⸗ 
fach der Fall ſein wird, ſo iſt er nach freiem 
richterlichen Ermeſſen zu errechnen. Dies kann 
unter Umſtänden durch Vergleich mit dem allge⸗ 
mein im Betrieb erzielten Gewinn (hier ſelbſt⸗ 
verſtändlich unter Berückſichtigung des Umſatzes) 
geſchehen. Werden nur unter die Verordnung 
fallende Waren hergeſtellt und iſt der im Betrieb 
allgemein erzielte Gewinn übermäßig, jo ergibt 
ſich der zwingende Schluß, daß er auch bei den 
einzelnen Geſchäften übermäßig iſt. 


II. Uebermäßige Vergütungen. 


Uebermäßige Vergütungen für Vermitte⸗ 
lungsgeſchäfte (Proviſionen) konnten nach dem 
bisherigen Rechte nur inſofern beſtraft werden, 
als man bei der Gewinnberechnung den über⸗ 
mäßigen Betrag der zu hohen Vergütungen als 
unwirtſchaftlich abſtrich und ſo zu der Annahme 
eines übermäßigen Gewinnes kam. Der die über⸗ 
mäßige Vergütung beziehende Vermittler konnte 
alſo nur dann gefaßt werden, wenn er als Vertreter 
des Verkäufers einen einen übermäßigen Gewinn 
enthaltenden Verkaufspreis gefordert hatte. Dieſem 
Mißſtand begegnet die Verordnung dadurch, daß 
ſie nunmehr auch das Fordern (Sichgewähren⸗ 
und Verſprechenlaſſen) übermäßiger Vergütungen 
unter Strafe ſtellt. Die Beurteilung der Ueber⸗ 
mäßigfeit der Vergütung erfolgt nach den oben 
entwickelten Grundſätzen. 

Uebermäßige Vergütungen für andere Lei⸗ 
ſtungen z. B. Fuhrlöhne fallen nicht unter die 
Verordnung. Sie können aber auf Grund anderer 
Beſtimmungen ſtrafbar ſein. 


III. Zurückhalten. 


Für das Zurückhalten ““) von Waren in der 
Abſicht der Preisſteigerung ſind die bisherigen 


9 vol, oben zu 21, ferner RG. 16. Mai 1917 
MP. 1917, 173 u 

») RG. 23. Nopember 1916 LZ. 1917, 198, E. 49, 
398; Obè G. 12. April 1917 MP. 1917, 152. 

ss) E. 50, 144; vgl. auch MP. 1916, 29. 
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Beſtimmungen (bis auf die Erſetzung der Worte 
„um . . . zu erzielen“ durch „in der Abſicht 
zu erzielen“) unverändert geblieben. Ein Zurück⸗ 
halten kann insbeſondere auch in dem verband⸗ 
weiſen Verkauf von Waren (d. h. wenn gewiſſe 
Waren nur dann abgegeben werden, wenn andere, 
minder begehrte oder teuere Waren dazu genommen 
werden) gefunden werden, wenn das nicht zwecks 
beſſerer Verteilung der Waren, ſondern deshalb 
geſchieht, um durch die Veräußerung einen über⸗ 
mäßigen Gewinn zu erzielen. 


IV. Kettenhandel. 


Die Vorſchrift unterſcheidet ſich von dem bis⸗ 
herigen Rechte dadurch, daß ſie ſich nicht nur auf 
Lebens⸗ und Futtermittel, Textilien, Arznei: und 
Tabakwaren, ſondern auf alle Gegenſtände des 
täglichen Bedarfs und des Kriegsbedarfs bezieht. 
Im übrigen gelten die bisherigen Grundſätze. 
Kettenhandel iſt jedes für die allgemeinen Bedürf⸗ 
niſſe der Kriegswirtſchaft unnütze Einſchieben eines 
Zwiſchengliedes in den Weg der Ware vom Er⸗ 
zeuger zum Verbraucher, wodurch die Ware dem 
Verbraucher nicht näher gebracht, ſondern durch 
Aufrechnung von Unkoſten oder Gewinn verteuert 
wird, ſoferne die Einſchaltung nicht um der Ver⸗ 
braucher willen, ſondern aus eigennützigen Beweg⸗ 
gründen geſchieht.“) Die letztere Vorausſetzung 
ergibt ſich aus der — im Entwurfe nicht ent⸗ 
haltenen — Kennzeichnung des Kettenhandels als 
unlautere Machenſchaft, alſo ein den Gepflogen⸗ 
heiten des ehrbaren Handels widerſprechendes Ver⸗ 
halten. Der gewöhnliche Weg der Ware wird 
ſein: Erzeuger — Großhandel — (Vermittler) — 
Kleinhandel — Verbraucher, doch iſt daraus keines⸗ 
wegs zu ſchließen, daß ein Verkauf von Groß⸗ 
handler zu Großhändler ſtets Kettenhandel fein 
muß, ebenſowenig, wie auch bei Einhaltung des 
bezeichneten Weges Kettenhandel ausgeſchloſſen iſt. 
Es kommt eben auf die den Verhältniſſen der 
Kriegswirtſchaft entſprechende Uebung (nicht aber 
etwaige „mißbräuchliche Gepflogenheit“) des ehr⸗ 
baren Handels für die betreffende Warengattung 
an oder anders ausgedrückt darauf, ob die Ein⸗ 
reihung in die Handelskette zum Beſten der 
Allgemeinheit und der Warenverteilung oder des 
eigenen Gewinnes wegen erfolgt iſt. Der Aufkauf 
aus dem Kleinhandel oder aus der öffentlichen 
Hand zum Zwecke der Weiterveräußerung iſt in 
der Regel Kettenhandel; nur in Ausnahmefällen, 
ſo wenn ein Kleinhändler aus Gefälligkeit einem 
andern Kleinhändler aushilft, ohne daß die Ware 
verteuert wird, trifft das nicht zu. 

Kettenhandel kann ſowohl beim Ankauf, als 
auch beim Verkauf der Ware gegeben ſein;) 


0) Bgl. RG. 15. Juni 1917 MP. 1917, 132; 
27. Oktober 1917 MP. 1918, 11; Obs G. 2. Auguſt 1917 
MP. 1918, 43; u. a. 

) RG. 19. November 1917 Mp. 1918, 10; 15. Ok⸗ 
tober 1917 23. 1918, 105. 
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ſchon bei bloßem Angebot kann eine vollendete 
Tat angenommen werden.“) 


V. Unlautere Machenſchaften.““ 


Die Verordnung weicht von dem bisherigen 
Rechte darin ab, daß fie ausdrücklich die A bſicht, 
den Preis zu ſteigern, fordert. Bedingter Vor⸗ 
ſatz, oder das bloße Bewußtſein den Preis zu 
ſteigern, genügt nicht. Der Abſicht, den Preis 
zu ſteigern, iſt jetzt die Abficht gleichgeſtellt, ihn 
hochzuhalten. | 


VI. Verabredungen und Verbindungen. 


Die Vorſchrift iſt unverändert geblieben. Die 
Ausnahmefälle der 89 2, 3 ſind auch hier ſtraflos. 


VII. Auffordern, Anreizen, Sicherbieten.“) 


Auch hier ſind die Ausnahmefälle der 88 2, 3 
nicht ſtrafbar. Der Tatbeſtand der Nr. 7 unter⸗ 
ſcheidet ſich von der Anſtiftung dadurch, daß die 
ſtrafbare Handlung, zu der aufgefordert wurde, 
nicht ausgeführt worden iſt. Es iſt gleichgültig, 
ob die Aufforderung uſw. ausdrücklich oder durch 
ſchlüſſige Handlungen, an eine einzelne Perſon 
oder allgemein (Zeitungsanzeigen) ergangen iſt; 
es iſt auch ohne Belang, ob die Aufforderung von 
dem andern Teil als ſolche aufgefaßt oder ver⸗ 
ſtanden worden iſt. 


VIII. Höchſtpreisüberſchreitung.“) 

Der 8 4 bezieht ſich nur auf Höchſtpreiſe im 
Sinne des Höchſtpreisgeſetzes. Es fallen darunter 
ſowohl die auf Grund des Höchſtpreisgeſetzes vom 
Bundesrat, Reichskanzler und den von dieſem be⸗ 
ſtimmten Stellen feſtgeſetzten Höchſtpreiſe, wie die 
auf Grund des § 3 des Ermaͤchtigungsgeſetzes vom 
Bundesrat oder den von ihm beſtimmten Stellen 
geſchaffenen Höchſtpreiſe, ferner die Höͤchſtpreis⸗ 
anordnungen der Militärbefehlshaber auf Grund 
des 8 Ib BelZuſtGeſ. (Art. 4 Ziff. 2 des Bay. 
Kriegs ZuſtGeſ.).““) Die Landesbehörden und die 
von ihnen beſtimmten Stellen können Höchſtpreiſe 
nur feſtſetzen, wenn das Reich nicht ſelbſt Höchſt⸗ 
preiſe geſchaffen oder den Landesbehörden eine ab⸗ 
weichende Regelung geſtattet hat. 

Von den Höchſtpreiſen zu unterſcheiden ſind 
die Höchſtpreisrahmen, die ſelbſt noch nicht Höchſt⸗ 
preiſe ſind, ſondern eine Feſtſetzung durch die zu⸗ 
ſtändige Behörde innerhalb des gegebenen Rahmens 
bedingen, ferner die Richtpreiſe, die nur den im 
Regelfalle angemeſſenen Preis bezeichnen, deren 
Ueberſchreitung daher nur auf Grund des 8 1 
verfolgt werden kann. Maßgebend ſind bei örtlich 


250 OSG. Frankfurt a / M. 17. Mai 1917 MP. 1917, 147. 

) E. 51, 29, 102, 106 u. a. 

%) Obs G. 8. Febr. 1917 Beibl. 1917, 49; R. 
16. April 1917 LZ. 1917, 729. 

%) Vgl. Ritſcher, Zeitſchrift des Bay. Statiſt. 
Landesamts 1917 Heft 4 S. 598 ff. 

) RG. 13. Juli 1917 MP. 1917, 211. 
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beſchränkten Höchſtpreiſen (nach der neueren über- 
einſtimmenden Rechtſprechung) die Hoͤchſtpreiſe des 
Ortes, an dem ſich die Ware befindet. Sie gelten, 
wenn nichts anderes beſtimmt iſt, auch für Aus⸗ 
landsware. 

Die Verordnung weicht von den bisherigen 
Vorſchriften vor allem darin ab, daß der Er- 
werber nur mehr dann ſtrafbar iſt, wenn er die 
Ware zum Zwecke der Weiterveräußerung 
mit Gewinn erwirbt. Es entfällt damit die 
Strafbarkeit derjenigen, die die Ware nur zur 
Verſorgung der eigenen Perſon, Familie, Betriebs⸗ 
angehörigen uſw. erwerben, die alſo die Ware nicht 
mit Gewinn weitergeben wollen.“) Ob die Weiter⸗ 
veräußerung unverändert oder nach einer Ver⸗ 
arbeitung (Zubereitung) erfolgen ſoll, iſt ohne Be⸗ 
lang. Auch Gaſtwirte, Inhaber von Fremden⸗ 
heimen, Kantinen machen ſich daher bei Erwerb 
unter Ueberſchreitung der Höchſtpreiſe ſtrafbar. 

Häufig wird die Ueberſchreitung der Höchſt⸗ 
preiſe verſchleiert, indem z. B. entweder minderes 
Gewicht (ſchwere Umhüllungen) gegeben wird oder 
für Nebenleiſtungen, für die nach allgemeiner (nicht 
erſt zu Zwecken der Umgehung der Höchſtpreiſe 
eingeführter) Uebung oder nach dem Inhalte der 


Verordnungen kein beſonderes Entgelt zu leiſten iſt, 


eine Vergütung gefordert,“) oder die Mitabnahme 
anderer (entſprechend teuer berechneter) Waren ge⸗ 
fordert“) oder für die ſchon bisher geſondert zu 
bezahlende Nebenleiſtung ein übermäßiger Betrag 
angefetzt wird, oder neben den Geldleiſtungen noch 
andere Vergütungen gefordert werden oder eine 
Gewinnbeteiligung vereinbart wird.“) Solche Um⸗ 
gehungen ſind als Ueberſchreitungen der Höchſt⸗ 
preiſe ſtrafbar; doch muß es ſich ſelbſtverſtändlich 
um eine Umgehung des Geſetzes handeln. In 
den neueren Verordnungen iſt der Umfang der 
Nebenleiſtungen, die vom Höchſtpreis umfaßt 
werden, meiſt mitbeſtimmt. 

Von beſonderer Wichtigkeit iſt bei den Höchſt⸗ 
preisüberſchreitungen die Frage, inwieweit 8 2 
Abſ. 2 StGB.“) anwendbar iſt. Bei Aenderungen 
der Verwaltungsanordnungen, die die Höchſtpreiſe 
feſtſetzen, trifft 8 2 StGB. nicht zu; ebenſowenig 
bei Aufhebung kriegsrechtlicher Anordnungen des⸗ 
halb, weil die betreffende Ausnahmebeſtimmung 
nicht mehr erforderlich iſt, auch nicht, wenn aus 
geſetzestechniſchen Gründen eine Aenderung erfolgt. 
9 2 StGB. greift nur Platz, wenn das die Straf- 
beſtimmung enthaltende (grundlegende) Strafgeſetz 
infolge milderer Rechtsauffaſſung geändert wird. 
Das iſt hier bezüglich der Strafbarkeit der nicht 


4% z. B. Stadtverwaltungen, Rüſtungsbetriebe. 

0 E. 51, 17, 11. Mai 1917 MP. 1917, 171; Obs. 
2. Dez. 91 1910 172 u. a. 

“ 1916, 29, 196; Obs 1. Juli 1916 MP. 
1916, . ö f x 

% RG. 27. Nov. 1917 MP. 1918, 21. 

17 E. 21, 249; 49, 387; RG. 4. Jan. 1917 L3. 
463/17; 22. Sept. 1916 E. 50, 192; 24. Mai 1917 E. 50, 
403; 30. März 1917 E. 50, 291 u. a. 
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zur Weiterveräußerung erwerbenden Perſonen der 
Fall. Es werden daher vom Tatſachenrichter noch 
nicht abgeurteilte (oder wieder an das Tatſachen⸗ 
gericht zurückverwieſene) Höchſtpreisüberſchreitungen 
ſolcher Erwerber ſtraffrei zu bleiben haben, auch 
wenn ſie vor dem 1. Juni 1918 begangen find. 
Bei den bereits abgeurteilten oder in der Revi⸗ 
ſionsinſtanz ſchwebenden Fällen!) wird der Straf⸗ 
vollzug dagegen nicht von der . 
berührt; es bleibt hier nur der Weg des gnaden⸗ 
weiſen Erlaſſes der Strafe.“) 


Die Verwaltungsanordnungen ſtaffeln die 
Höchſtpreiſe meiſt in Erzeuger⸗, Großhandels⸗ und 
Kleinhandelspreiſe; daneben finden ſich in ein⸗ 
zelnen Beſtimmungen noch weitere Stufen (Groß⸗ 
abnehmer, Aufkäufer, Platzgroßhändler uſw.). Wo 
die Grenzen der einzelnen Stufen find, richtet ſich 
zunächſt nach dem Inhalte der einzelnen Anord⸗ 
nung; es iſt dabei zu beachten, daß die Ab⸗ 
grenzungen oft verſchieden find und die Begriffe 
in den einzelnen Verordnungen ſich nicht immer 
decken. Auch iſt z. B. zu unterſcheiden, ob die 
Höchſtpreiſe für den Kleinhandel oder für den Ver⸗ 
kauf an den Verbraucher gelten. 


Soweit die Verordnungen ſelbſt nichts ent⸗ 
halten, wird als Erzeuger derjenige zu gelten 
haben, der wirtſchaftlich als erſter über die Ware 
verfügt (alſo auch der Sammler von Waldfrüchten, 
Züchter, Pächter uſw.). Großhandel iſt ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Menge anzunehmen bei Veräußerung 
an Wiederverkäufer, ferner bei Verkäufen an Ver⸗ 
braucher in Mengen, die das im Kleinverkauf 
Uebliche überſteigen. Kleinhandel iſt der Ver⸗ 
kauf geringer Mengen an den Verbraucher. Der 
Begriff des Verbrauchers iſt gleichfalls nicht 
überall der gleiche. In der Regel iſt es die Perſon, 
bei der der Kreislauf der Ware ſein Ende erreicht. 
Verarbeiter (Brauer, Bäcker, Schuſter uſw.) ““) 
ſind in der Regel nicht als Verbraucher anzuſehen. 
Dagegen wird bei Verkäufen kleiner Mengen an 
Wirte und ähnliche Perſonen, die die Ware zum 
Verbrauch an Ort und Stelle abgeben, Klein⸗ 
handel anzunehmen ſein; ebenſo bei Kleinverkäufen 
an Perſonen, die nur als Bevollmächtigte von 
Verbrauchern anzuſehen find, die ſich zum gemein⸗ 
ſamen Einkauf zuſammengeſchloſſen haben und die 
Ware ohne Gewinn an dieſe verteilen. Der Klein⸗ 
verkaufspreis gilt für Wirte?) u. dgl. nicht, die 
nicht die Ware bloß veräußern, ſondern gleich: 
wertige Nebenleiſtungen (Bewirtung, Aufmachung) 
dazu bieten; doch kann für ſolche Betriebe ein 
beſonderer Höchſtpreis feſtgeſetzt werden. 


40) RG. 14. Juni 1917 MP. 1917, 191. 

48 a) Die Min Bek. vom 27. Mai 1918 (JM Bl. S. 45) 
ordnet eine Nachprüfung durch die Strafvollſtreckungs— 
behörden in dieſer Richtung an. 

40 Ob“ G. 17. April 1915 Beibl. 1915, 113 und 
12. Juni 1915 Beibl. S. 224; 2. Aug. 1917 Beibl. 1917, 
209, RG. 17. Juni 1915 Recht 1915, 401 und 348. 

00 RG. 21. März 1916 MP. 1916, 82, E. 50, 1. 


Ob Erzeuger in einzelnen Fällen den Groß⸗ 
handelspreis und Großhändler bei Kleinverkäufen 
an Verbraucher den Kleinhandelspreis ſordern 
dürfen, ) ergibt ſich in der Regel aus den Be⸗ 
ſtimmungen der Verordnung (vgl. $ 7 der Ber: 
ordnung vom 3. April 1917 [RGBl. S. 307 
über Gemüſe, Obſt und Südfrüchte). Im allge⸗ 
meinen richtet es ſich nach der Natur des ein: 
zelnen Geſchäftes (nicht des ganzen Betriebs) 
und dem Umfang der Leiſtung. 


IX. Strafe. Verſchulden. 


Die Verordnung ſtellt ſowohl Vorſatz, als auch 
Fahrläſſigkeit unter Strafe. Der Vorſatz umfaßt 
(außer in 8 1 Nr. 3, 5) auch den bedingten 
Vorſatz.) Die Strafe bei vorſaätzlichen Hand⸗ 
lungen iſt Gefaͤngnis und daneben Geldſtrafe bis 
zweihunderttauſend Mark oder eine dieſer Strafen, 
bei fahrläſſigen Handlungen Gefängnis bis zu einem 
Jahre und daneben Geldſtrafe bis fünfzigtauſend 
Mark oder eine dieſer Strafen. 

Der Geſchäftsherr oder Betriebsleiter haftet 
für ſtrafbare Handlungen der Angeſtellten und 
der ſonſt im Betriebe beſchäftigten Perſonen (Ehe⸗ 
frau, Familienangehörige), weun er unter Ver⸗ 
nachläſfigung ſeiner Aufſichtspflicht unterlaſſen hat, 
den Täter von der Begehung der ſtrafbaren Hand⸗ 
lung abzuhalten (8 6; § 151 GewO. iſt neben dieſer 
Beſtim mung nicht anwendbar), wie wenn er die 
Handlung fahrläſſig verſchuldet hätte.“) Bei wieder: 
holtem Rückfall iſt, wenn in den vorangehenden 
Fallen (in erſter Linie) auf Freiheitsſtrafe erkannt 
war, Zuchthaus bis zu fünf Jahren, bei mildernden 
Umſtänden Gefängnis nicht unter einem Monat 
angedroht. Daneben muß auf Geldſtrafe bis zu 
fünfhunderttauſend Mark erkannt werden (8 5). 


X. Einziehung.“ 


Neben der Strafe kann in den Fällen der 
98 1, 4, 5 auf Einziehung der Gegenſtände er: 


— 


2) OG. Königsberf 15. Nov. 1917 MP. 1918, 
66; MB. 1917, 168, 193, 248. 
2) RG. 4. Juni 1915 JW. 1915, 1203. Obs. 


22. Nov. 1917 Anh. z. Beibl. 1918 S. 7 u. a. Zu be⸗ 
achten iſt die Möglichkeit vorſätzlichen Handelns bei 
fahrläſſig verſchuldetem Rechtsirrtum: RG. 5. Nov. 
1917 MP. 1917, 241 


50 Liegt Anſtiftung oder mittelbare Täterſchaft 
vor, ſo trifft den Geſchäftsherrn oder Betriebsleiter 
die Strafe des 8 1. 

% Zu beachten ift die Verordnung vom 22. März 
1917 RGBl. S. 255 über die Veräußerung beſchlag— 
nahmter Gegenſtände; ferner iſt zu berückſichtigen, daß 
neben der Einziehung auch Enteignung zuläſſig ſein 
kann (z. B. § 70 der Reichsgetreideordnung vom 
21. Juni 1917 und 8 36 der Reichsfettordnung vom 
20. Juli 1916). Wenn das Enteignungsverfahren vor 
der ſtrafrechtlichen Beſchlagnahme eingeleitet wurde, 
bleibt für Einziehung kein Raum mehr. Bezüglich 
beſchlagnahmter Gegenſtände, die nicht eingezogen 
wurden, iſt auch 8 8 der Bek. vom 24. Juni 1916 über 
den Handel mit Lebens⸗ und Futtermitteln und 8 12 
Nr. 2, 3 der BRBO. vom 25. Sept. 1915 über die Er⸗ 
richtung von Preisprüfungsſtellen zu beachten. 
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kannt werden, auf die ſich die ſtrafbare Hand⸗ 
lung bezieht, ohne Rückſicht, ob ſie dem Täter 
gehören oder nicht. Die Vorſchrift iſt zwar nicht 
zwingend, allein die Verhaͤltniſſe der Kriegswirt⸗ 
ſchaft erfordern, von Ausnahmefällen abgeſehen, 
dringendſt, daß von der Befugnis immer Ge: 
brauch gemacht wird, wenn es möglich iſt, da 
ſonſt der Zweck des Geſetzes nicht erreicht werden 
kann und die Waren der Allgemeinheit nicht zu⸗ 
gute kommen können. Die ſtrafbare Handlung 
kann ſich nur auf ſolche Gegenſtände beziehen, die 
Gegenſtand der vollendeten ſtrafbaren Handlung 
waren; es muß alſo z. B. mindeſtens eine ſtraf⸗ 
bare Forderung von Preiſen für den der Ein⸗ 
ziehung zu unterſtellenden Warenpoſten vorliegen; 
hat alſo der Täter, der 200 Ztr. Ware beſitzt, 
z. B. nur ein Angebot für 100 Ztr. Ware ge 
macht und daraufhin 50 Ztr. verkauft, ſo können 
die angebotenen 100 Ztr. eingezogen werden. Ob 
die Ware dem Täter gehört oder nicht, iſt gleichgültig; 
doch muß ihm eine Verfügungsgewalt über die 
Ware zuſtehen, nach Beendigung der Verfügungs⸗ 
gewalt des Täters oder Teilnehmers kann die Ware 
nicht in die Hand des gutgläubigen Erwerbers 
verfolgt werden. Ebenſowenig kann z. B. die 
Butter des Erzeugers eingezogen werden, wenn 
z. B. der Täter ihn angereizt hat, ſie über den 
Höchſtpreis zu verkaufen, der Erzeuger aber das 
Anſinnen abgelehnt hat. Die Einziehung kann 
auch im objektiven Verfahren erfolgen. Sie kann 
auch im Strafbefehl ausgeſprochen werden. 


XI. Verluſt der bürgerlichen Ehren⸗— 
rechte. Bekanntmachung des Urteils. 


Neben der Gefängnisſtrafe kann im Falle des 
81 Nr. 1 (Preistreiberei) und $ 4 Nr. 1 (Höchſt⸗ 
preisüberſchreitung des Veräußerers) auf Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. In 
den Fällen des 8 5 (Rückfall) muß neben der 
Zuchthausſtrafe darauf erkannt werden. 

In den Fällen des §1, 4 kann, im Falle 
des § 5 muß auch auf Veröffentlichung des Ur⸗ 
teils erkannt werden. Die Bekanntmachung kann 
auch durch Anſchlag im Geſchäft oder Schaufenſter 
des Täters erfolgen. 


XII. Einziehung des übermäßigen Ge: 
winnes.““) 

Neben der Strafe muß ſowohl bei vorſatz⸗ 
lichen wie auch bei fahrläſſigen Handlungen im 
Falle des § 1 Nr. 1, 2 der übermäßige Gewinn 
oder Verdienſt, in dem Falle des § 4 Nr. 1 der 
über den Höchſtpreis erzielte Erlös oder ein ihm 
gleichkommender Betrag eingezogen werden. Auf 
die Einziehung kann auch durch Strafbefehl er— 
kannt werden. Von der Einziehung kann nur 


s) Ausführungsvorſchriften enthält die 
MB. vom 27. Mai 1918 (JMB S. 45) Ziff. II. 
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wegen der Geringfügigkeit des einzuziehenden Be⸗ 
trages abgeſehen werden.“) 

Mit Rückſicht auf die Möglichkeit von Schie⸗ 
bungen iſt die Mithaftung der Perſonen als Ge⸗ 
ſamtſchuldner vorgeſehen, die von dem Gewinne 
Nutzen gezogen haben. 

Demnach haften: 

1. der Täter und der Teilnehmer; 

2. die Perſon, der ſonſt der Gewinn (Verdienſt, 
Uebererlös) zugefloſſen iſt (3. B. der Auftraggeber 
des Täters); 

3. wer aus dem Vermögen der Perſonen 1 
und 2 eine Zuwendung erhalten hat, wenn ihm 
die Zuwendung in der Abſicht gemacht iſt, die 
Einziehung zu vereiteln, und er dies zur Zeit 
des Erwerbs wußte oder den Umſtänden nach 
annehmen mußte, oder wenn ihm die Zuwendung 
unentgeltlich gemacht iſt; 

4. jeder weitere Empfänger einer Zuwendung 
unter den vorgenannten Vorausſetzungen. 

Die Haftung beſchränkt ſich bei den Perſonen 
unter 3 und 4 auf den Wert der Zuwendung zur 
Zeit des Empfanges, bei gutgläubigen Erwerbern 
einer unentgeltlichen Zuwendung auf die Bereicherung. 

Die Haftung geht auf den Erben über; für 
die Haftung gelten die Grundjäge über Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten. Die Einziehung erſtreckt ſich nur 
auf den tatſächlich erzielten Gewinn uſw., nicht 
auch auf den nur angeſtrebten (geforderten) Gewinn. 
Beſteht dieſer nicht in Geld, ſo iſt der ihm gleich⸗ 
kommende Betrag durch Schätzung zu ermitteln. 
In den Fällen unter 3 und 4 iſt unterſtellt, daß 
die aus dem Vermögen der bezeichneten Perſonen 
herrührende Zuwendung aus dem zu Unrecht zu⸗ 
gefloſſenen Gewinn ſtammt. Ein Nachweis in 
dieſer Richtung iſt nicht erforderlich, ein Gegen⸗ 
beweis nicht zugelaſſen. 

Richt erforderlich iſt, daß die Vereitelung der 
Einziehung in den Fällen unter 3 oder 4 tatſächlich 
eingetreten iſt. 

Auf den einzuziehenden Betrag iſt der durch 
ein zuſtändiges Schiedsgericht bereits eingezogene 
Betrag anzurechnen (vgl. z. B. 8 3a VO. über 
Preisbeſchränkungen bei Verkäufen von Web⸗, Wirk⸗ 
und Strickwaren vom 30. März 1916/14. Sep: 
tember 1916 [RGBl. ©. 214, 10221). Die mit: 
haftenden Perſonen ſind, ſoweit dies ausführbar 
iſt, unter Mitteilung des Eröffnungsbeſchluſſes zur 
Hauptverhandlung zu laden. Sie haben die Be⸗ 
fugniſſe des Angeklagten, können Rechtsmittel ein⸗ 
legen und ſich durch einen Verteidiger vertreten 
laſſen. Ihr Nichterſcheinen hält das Verfahren 
nicht auf. 

Auf die Einziehung kann auch im objektiven 
Verfahren erkannt werden. 

Die genaue Feſtſtellung des ziffermäßigen über⸗ 
mäßigen Gewinns begegnet oft Schwierigkeiten; 


5e) Nach den Ausfgeſt. iſt die Genehmigung des 
Oberſtaatsanwalts einzuholen. 


— 


bisher wurde in der Regel dadurch die Aburleilung 
empfindlich verzögert. Solche Verzögerungen wirken 
nicht nur auf die Allgemeinheit verſtimmend und 
auf die Zuwiderhandelnden ermutigend, ſondern 
verſchieben auch das Bild der Straftat, wenn zur 
Zeit der Aburteilung die Preiſe ſo erheblich geſtiegen 
ſind, daß die vom Angeklagten früher geforderten 
Preiſe verhältnismäßig niedrig ſcheinen. Zur Er⸗ 
möglichung der unbedingt nötigen Beſchleunigung 
der Verfahren geſtattet die Verordnung, daß im 
Urteil oder Strafbefehl nur die Einziehung des 
übermäßigen Gewinnes ausgeſprochen, aber die 
ziffernmäßige Feſtſtellung des einzuziehenden Be⸗ 
trags oder die Feſtſtellung der mithaftenden Per⸗ 
ſonen einem Nachverfahren vorbehalten wird. 
Das Nachverfahren iſt auch ohne beſonderen Vor⸗ 
behalt im Urteil oder Strafbefehl möglich. In 
dem beſonderen Verfahren trifft der Staatsanwalt“) 
die nötigen Ermiltelungen. Für die Befugniſſe 
der Staatsanwaltſchaft ſind die Vorſchriften über 
das Ermittelungsverfahren maßgebend. Er kann 
alſo insbeſondere Zeugen und Beteiligte vernehmen 
oder durch das Amtsgericht vernehmen laſſen, 
Sachverſtändige hören, Beſchlagnahmen vornehmen, 
Bücher und Geſchäftspapiere prüfen uſw. Die 
Ermittelungen können ſchon vor Rechtskraft des 
Urteils oder Strafbefehls beginnen. Nach Abſchluß 
der Ermittelungen erläßt der Staatsanwalt, wenn 
das Urteil oder der Strafbefehl rechtskräftig geworden 
iſt, einen mit Gründen verſehenen Beſchluß, der 
den Betrag des einzuziehenden Gewinnes uſw. 
ſeſtſetzt. Der Beſchluß iſt den Beteiligten zuzuſtellen 
und muß die Eröffnung enthalten, daß der Be⸗ 
troffene binnen zwei Wochen bei dem Staats⸗ 
anwalt oder Gericht erſter Inſtanz ſchriftlich oder 


zu Protokoll auf gerichtliche Entſcheidung antragen 


kann. 

Wird dieſer Antrag geſtellt, ſo entſcheidet das 
Gericht erſter Inſtanz durch Beſchluß (alſo der 
Amtsrichter ohne Zuziehung von Schöffen oder 
die beſchließende mit 3 Richten beſetzte Strafkammer). 

Wird der Antrag nicht rechtzeitig geſtellt, oder 
durch das Gericht als unzuläſſig verworfen, ſo er⸗ 
langt der Beſchluß die Wirkung eines rechtskräftigen 
Urteils. Die Vollſtreckung erfolgt auf Grund einer 
mit der Beſcheinigung der Vollſtreckbarkeit verſehenen 
Abſchrift des Beſcheids des Staatsanwalts; die 
Beſcheinigung erteilt der Gerichtsſchreiber des Ge⸗ 
richts, das in erſter Inſtanz entſchieden hat. 

Gegen den Beſchluß erſter Inſtanz findet ſo⸗ 
fortige Beſchwerde ſtatt; weitere Beſchwerde iſt 
nicht zuläſſig. 

Zur Sicherung der Einziehung des über⸗ 
mäßigen Gewinnes, Verdienſtes oder Uebererlöſes 
können Vermögensſtücke des Beſchuldigten (alſo 


ei) Nicht Amtsanwalt. In ſchöffengerichtlichen Sa= 
chen find die Akten daher dem Staatsanwalt nach Rechts- 
kraft des Urteils (Strafbefehls) ſofort zu überſenden. 
Die Strafvollſtreckung darf durch das Sachverfahren nicht 
verzögert werden. 
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ſchon im Ermittelungsverfahren) beſchlagnahmt 
werden. Die Anordnung der Beſchlagnahme ſteht 
dem Richter, bei Gefahr im Verzuge dem Staats⸗ 
anwalte zu. Hat der Staatsanwalt die Beſchlag⸗ 
nahme angeordnet, ſo ſoll er binnen drei Tagen 


die richterliche Beſtaͤtigung nachſuchen. Auf die 
Durchführung der Beſchlagnahme finden die Be⸗ 
ſtimmungen der ZPO. über die Vollziehung und 
die Wirkungen des dinglichen Arreſtes entſprechend 
Anwendung (vgl. 8 325 StPO.; 88 928 —932, 
803 ff. ZPO.). 

Die Beſtimmungen der 88 7—13 haben in 
den Fällen der 88 1 Nr. 1, 4 Nr. 1 rück⸗ 
wirkende Kraft mit der Maßgabe, daß der 
Abſ. 2 des 8 5 VO. gegen übermäßige Preis⸗ 
ſteigerung und des § 6 des Höchſtpreisgeſetzes außer 
Anwendung zu bleiben haben ($ 14). 


XIII. Tateinheit. 


Bei Tateinheit mit anderen Straftaten iſt von 
der Regel des 3 73 StGB. eine Abweichung in⸗ 
ſofern feſtgeſetzt, als 88 7, 15, 16, 17 VO. auch 
dann anzuwenden ſind, wenn die Strafe aus einem 
anderen, ſchwereren Strafgeſetz zu nehmen iſt. 


XIV. Ausfuhr und Einfuhr. 


Auf Lieferungen in das Ausland finden die 
Vorſchriften (im Gegenſatz zur bisherigen Recht⸗ 
ſprechung [vgl. RG. 7. Dezember 1916 1 490 / 16 
23. 1917, 398) keine Anwendung. 

Auf die aus dem Ausland eingeführten Gegen⸗ 
Hände find fie dagegen anwendbar (val. RG. 
19. Juni 1917 MP. 1917, 161); doch kann der 
Reichskanzler oder die von ihm beſtimmte Stelle 
Ausnahmen zulaſſen. 


Kleine Mitteilungen. 


Kann die im 5 195 Abſ. 3 S. 1 68. verlangte 
Erklärung der Aufſichtsratsmitglieder einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, daß der auf jede Aktie eingeforderte Betrag bar 
eingezahlt und im Beſitze des Vorſtandes ſei, erſetzt 
werden durch den Nachweis der Bareinzahlung bei 
einer Bank zur Verfügung des Vorſtandes? Die Kriegs⸗ 
verhältniſſe machen es oft ſchwierig, daß rechtzeitig Er⸗ 
klärungen von Aufſichtsratsmitgliedern beigebracht oder 
mangelhafte Erklärungen nachgeholt werden können. 
Es ſcheint in dem oben gen. Falle — um Zinsverluſte 
aus meiſt ſehr hohen Summen zu vermeiden — öfter 
verſucht zu werden, die geforderte Erklärung durch den 
Nachweis zu erſetzen, daß dem Vorſtand bar ein⸗ 
gezahlt iſt und er ſich im Beſitze des Barbetrages be⸗ 
findet. Iſt dies zuläſſig? 

Es ſind hier zwei Fälle zu unterſcheiden: Der 
der Gründung (8 195 Abſ. 3) und der der Erhöhung 
des Grundkapitals (8 284 Abſ. 3). Wenn dem Regiſter⸗ 
richter in der Regel auch nur eine formelle Prü⸗ 
fungspflicht obliegt, ſo hat er in gewiſſen Grenzen 
doch ein materielles Prüfungsrecht (vgl. 104 
Anm. 11 zu 8 198). Es iſt daher an ſich die a | 
faſſung möglich und im Falle des 8 284 auch wohl 


1 


| 


185 


richtig, daß durch das Mehr des wirklichen Nach⸗ 
weiſes zugleich dem Weniger der formellen Er⸗ 
klärung, wie ſie das Geſetz verlangt, Genüge getan iſt, 
wenn ſich nur der Richter auf die ſachliche Prüfung 
einläßt. Im Falle der Gründung wird dieſe Auf⸗ 
faſſung jedoch nicht richtig fein, da hier die Erklärung 
des 8 195 nicht nur eine Wiſſenserklärung iſt, die 
durch den Nachweis der Tatſache erſetzt werden kann, 
fondern vom Geſetz (8 204 HGB., der im Falle des 
8 284 keine Anwendung findet; vgl. Staub, Anm. 8 
zu 8 284) zugleich als Haftung serklärung (rechtliche 
Willens erklärung) vorgeſehen iſt. 

Dieſe Stellungnahme wird auch am beſten den 
Umſtänden Rechnung tragen. Bei der Neugründung 
iſt ohnedies ein ſtrengerer Maßſtab am Platze und 
iſt der Aufſichtsrat neu gewählt; ſeine Mitglieder ſind 
daher meiſtens leichter erreichbar. Bei der Kapitals⸗ 
erhöhung wird jedoch der Auſſichtsrat meiſtens ſchon 
länger im Amte ſein und ſeine Mitglieder können 
durch die Kriegsverhältniſſe oft ſchon weit auseinander⸗ 
geführt ſein. 

Amtsrichter H. Bleicher in Ansbach. 


Die Zuläſſigkeit des Nechtswegs für die Gehalts. 
auſprüche der bayer. Gemeindebeamten. Der bayeriſche 
Verwaltungsgerichtshof hat in einem in dieſen Blättern“) 
veröffentlichten Beſchluß vom 28. Dezember 1917 ent⸗ 
ſchieden, daß Streitigkeiten über Gehaltsanſprüche der 
Gemeindebeamten vor die bürgerlichen Gerichte ge⸗ 
hören. Dieſe Entſcheidung verdient weitgehende Be⸗ 
achtung ſchon wegen ihrer Begründung. Der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof bricht mit der bisher herrſchenden 
Anſchauung, daß Anſprüche, die auf öffentlichrechtlicher 
Grundlage beruhen, grundſätzlich vor die Verwaltungs⸗ 
gerichte oder Verwaltungsbehörden gehören. Er führt 
aus, auch Anſprüche, die im öffentlichen Rechte wurzeln 
und öffentlichrechtlichen Vorgängen (Geſetzen, Privi⸗ 
legien, Konzeſſionen, vertragsähnlichen Genehmigungen 
und Uebereinkommen) ihre Entſtehung verdankten, ſeien 
bürgerlichrechtlicher Natur und dem Rechtsweg zu⸗ 
gänglich, wenn ſie dem Vermögensrecht angehörten 
und der Rechtsweg nicht durch beſondere Vorſchriften 
ausgeſchloſſen ſei. Als einen ſolchen privatrechtlichen 
vor die Zivilgerichte gehörigen Anſpruch hat dann 
der Verwaltungsgerichtshof den Gehaltsanſpruch eines 
Gemeindeſekretärs bezeichnet; dabei hat er es dahin⸗ 
geſtellt gelaſſen, ob der Dienſtvertrag zwiſchen der 
Gemeinde und ihrem Sekretär ſich im ganzen als 
öffentlichrechtlicher oder privatrechtlicher darſtellt. 

Auch das bayer. Oberſte Landesgericht hat — in 
einem Urteil vom 17. Oktober 1910, Bd. XI S. 647 — 
angenommen, daß für den Gehaltsanſpruch eines 
pfälziſchen Gemeindeſekretärs der Rechtsweg offen ſei; 
allein mit ganz anderer Begründung. Das Oberſte 
Landesgericht hat dem Gemeindeſekretär — wenn auch 
nicht mit ausdrücklichen Worten, ſo doch der Sache 
nach — die Beamteneigenſchaft abgeſprochen; indem es 
annahm, der Dienſtvertrag zwiſchen ihm und der Ge⸗ 
meinde ſei ein privatrechtlicher, trotzdem der Sekretär 
dem Diſziplinarrecht der Gemeinde unterliege. Maß⸗ 
gebend für die Entſcheidung der Frage, ob ein öffentlich: 
rechtliches oder nur ein privatrechtliches Dienſtver— 
hältnis vorliege, ſei der bei Eingehung des Vertrags 
von den Parteien gewollte Zweck, ob ſie nämlich die 


1) Jahrg. 1918 S. 124 ff. 
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Förderung des allgemeinen Beſten, des öffentlichen 
Wohles oder eines Privatintereſſes beabſichtigten. Dabei 
ſei nicht ausreichend, daß es ſich um die Förderung 
der von der Gemeinde zu beſorgenden Angelegen⸗ 
heiten handle, vielmehr müſſe der von den Parteien 
verfolgte Zweck die unmittelbare Förderung öffentlicher, 
gemeindlicher Zwecke ſein, nicht die Aufſtellung eines 
perſönlichen Gehilfen für den Bürgermeiſter. Der 
pfälziſche Gemeindeſekretär hat aber im weſentlichen 
nur den Bürgermeiſter in der Beſorgung ſeiner Ge⸗ 
ſchüfte zu unterſtützen. 

Die beiden bayer. böchſten Gerichtshöfe ſtimmen 
alſo — trotz abweichender Begründung — in ihrer 
Entſcheidung überein; ſie ſtehen beide im Gegenſatze 
zu der im Schrifttum herrſchenden Anſchauung, wo⸗ 
nach die Gehaltsanſprüche der Gemeindebeamten, weil 
fie öffentlichrechtlicher Natur ſeien, nicht vor die 
Zivilgerichte, ſondern vor die Verwaltungsbehörden 
gehören, ſoweit nicht ausnahmsweiſe, wie für Gehalts ⸗ 
anſprüche der Bürgermeiſter und der ihnen gleich⸗ 
geſtellten höheren Gemeindebeamten, der Rechtsweg 
durch ausdrückliche geſetzliche Vorſchrift eröffnet ſei. 
Auf dieſem Standpunkt ſtehen beiſpielsweiſe Neu⸗ 
miller, Handausgabe der PO. 3.14 Aufl. Anm. zu 
813 GBG.; Reindl, Bay Z fR. 1917 S. 109; Helm⸗ 
reich⸗Rock, Bay. GemO. Anm. 10 zu Art. 75 und Anm. 90 
= Art. 75 mit Anhang; Seydel neueſte Aufl. Bd. I 

831. 


Daß dieſe Anſchauung zu einem unbefriedigenden 
Ergebnis führt, weil es das moderne Empfinden ver⸗ 
langt, daß derartige Streitigkeiten nach ibrer ganzen 
Art von einem Zivil⸗ oder Verwaltungsgericht in 
einem geordneten Streitverfahren zu entſcheiden ſind, 
kann wohl nicht ernſtlich beſtritten werden, wie ja 
auch Seydel a. a. O. von einer ſinnloſen und unhalt⸗ 
baren Zurückhaltung des Geſetzgebers ſpricht. 


. Es fragt ſich nun: läßt ſich die Annahme, daß 
die Gehaltsanſprüche der niederen Gemeindebeamten 
bürgerlichrechtlicher Natur find, nicht auf einfachere 
Weiſe begründen? liegt nicht etwa ein Gewohnbeits⸗ 
recht des Inhalts vor, daß ſolche Anſprüche vor die 
bürgerlichen Gerichte gehören? Für eine ſolche An⸗ 
nahme ſpricht nicht nur die übereinſtimmende An⸗ 
ſchauung der beiden oberſten Gerichtshöfe, ſondern 
auch der Umſtand, daß die unteren Gerichte bisher 
vielfach ihre Zuſtändigkeit in ſolchen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten angenommen haben. So haben beiſpielsweiſe das 
Amtsgericht und das Landgericht Nürnberg in Gebalts⸗ 
ſtreitigkeiten von Straßenbahnbeamten ihre Zuſtändig⸗ 
keit angenommen, ohne daß der Stadtmagiſtrat die 
Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs erhoben 
hätte. Das Oberlandesgericht München hat, wie nach 
einer in ROG. Bd. 34 S. 33 Fußnote im Auszug 
mitgeteilten Entſcheidung vielleicht geſchloſſen werden 
kann, eine ſachliche Entſcheidung über den Gehalts- 
anſpruch getroffen, ſohin anſcheinend ebenfalls die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Zivilgerichte bejaht. Und vermutlich 
iſt es anderwärts auch nicht anders. 

Daß ſich ein ſolches Gewohnheitsrecht bilden 
konnte, iſt auch ganz begreiflich. Dem bay. Geſetz⸗ 
geber erſchienen wohl nur die pragmatiſchen Beamten 
und die ihnen gleichgeſtellten höheren Gemeindebeamten 
als wirkliche Vollbeamte. Alle anderen Gemeinde⸗ 
beamten erſchienen ihm nur als Gehilfen dieſer Des 
amten — vgl. über die Stellung eines Gehilfen bei 
einem Rentamt den Tatbeſtand der Entſcheidung des 
Kompetenzkonfliktshofs vom 9. Mai 1910, Sammlg. 
Bd. 1 S. 262 und die dort angeführte Verordnung 
vom 24. März 1802. Dazu kommt noch, daß viele 
niedere Gemeindebeamte, wie Polizeidiener, in kleineren 
Gemeinden nur nebenbei im Amte tätig ſind. Aehnliche 
Erwägungen haben auch das ee ge⸗ 
Demgegenüber iſt es umſo erfreulicher, wenn führt, die Beamteneigenſchaft von ushilfs räften, wie 

* f Poſtaushelfern, zu verneinen es entſpricht ja auch 
die beiden oberſten bayer. Gerichtshöfe dem gefunden | e pe 
i n i z einer geſunden natürlichen Auffaſſung, Aushilfskräfte, 
Rechtsgedanken, für berartige Ansprüche müſſe auch | die nur zeitweiſe angeſtellt ſind und daher weder die 
ein Rechtsweg beſtehen in ſeinen, Rechte verbelfen, ſonſt übliche Vorbildung und Praxis noch manchmal das 
mögen auch die gegebenen Begründungen im einzelnen volle Verſtändnis für die Stellung eines Beamten haben, 
voneniander abweichen und anfechtbar ſein. Es gibt ER b { 
„ s u nicht in allen Punkten als Vollbeamte zu behandeln. 
eben eine innere Logik der Tatſachen, die ſich in einer So iſt es ſicherlich g ekommen, daß im Laufe der Jahre 
geſunden Rechtſprechung gegenüber allen konſtruktiven 1 f 
. i Hunderte von Prozeſſen von niederen Gemeindebeamten 
Bedenken kraftvoll durchſetzt. Der juriſtiſche Schrift- e RT 
5 1 vor den Zivilgerichten geſpielt haben, ohne daß das 
ſteller mag ſich in einem ſolchen Fall mit einem um? . - di 5 
i e g Gericht oder die Parteien Bedenken gegen die Zu 
erfreulichen Ergebnis zufrieden geben, der Richter ſtändigkeit hatten Es erſchien eben allen Beteiligten 
oder Verwaltungsbeamte, der in einer ſolchen Sache 1 ich. d 
f En als das natürlichſte und als ſelbſtverſtändlich, aß 
zu entſcheiden hat, wird immer auf Mittel und Wege i f a 1 1 
; . a derartige vermögensrechtliche Prozeſſe nicht im Büro⸗ 
ſinnen, um der natürlichen Rechtsauffaſſung zu ihrem . a A 
\ : wege durch die Verwaltung, ſondern im ordentlichen 
Rechte zu verhelfen; dabei kommt die Art der Be⸗ Rechtsgang von den Gerichten entschieden würden. 
gründung erſt in zweiter Linie. . . So haben ja auch die Gerichte vielfach vor dem In⸗ 

Man kann es auch bezüglich der beiden angeführten krafttreten des jetzt geltenden Beamtengeſetzes über die 
oberſtrichterlichen Entſcheidungen zugeben, daß ihre Gehaltsanſprüche der nicht pragmatiſchen Beamten 
Begründung nicht voll befriedigt. Der Verwaltungs⸗ entſchieden, obgleich auch hier eine beſondere geſetz⸗ 
let vn De er, ren alf b die dee ie dene ein, Ge 

- f 176. Daß ſich demgemäß ein (er 
Anſprüche nicht vor die Bivilgerihte gehören; an wohnheitsrechtsſat des angegebenen Jubalts gebildet 
dererſeits ſpricht das Oberſte Landesgericht einer Be⸗ habe, könnte am einfachſten auf experimentellem Wege 
amtenkategorie, die doch eine recht bedeutſame Stellung feſtgeſtellt werden. Es wäre wünſchenswert, wenn auch 
im Verwaltungs Organismus namentlich der kleineren von anderen Gerichten bezeugt würde, daß ſie über Ge⸗ 
dan nne e n auen en en | Bao en erden . lee fe 

„ rade auf den Re ebieten, die dem öffenk⸗ 
ſchwierig feſtzuſtellenden Unterſchied macht zwiſchen lichen Rechte angehören ne es wenigſtens berühren, 
Angeſtellten, die unmittelbar, und ſolchen, die nur führt oft die Annahme eines Gewohnheitsrechts zu 
mittelbar das allgemeine Beſte fördern. einer einfachen und ſachgemäßen Löſung; denn gerade 


Beitfchrift ft für Rechtspflege in Bayern, 1918. Nr. 11 u. 12. 


187 


— - 


derartige Rechtsgebiete entbehren oft einer vollſtändig 
erſchöpfenden geſetzlichen Regelung. So hat der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof anfänglich das Recht der iſraeli⸗ 
tiſchen Kultusgemeinden zu Beſteuerung ihrer Mit⸗ 
glieder mit einer wenig überzeugenden Begründung 
aus den Beſtimmungen des alten Gemeindeumlagen⸗ 
geſetzes vom 22. Juli 1819 durch deren entſprechende 
Anwendung abgeleitet; dann hat er im Anſchluß an 
Heimberger ſeine Anſchauung in einfacher und über⸗ 
zeugender Weife auf ein beſtehendes Gewohnheitsrecht 
begründet. Siehe beiſpielsweiſe die Sammlg. Bd. IV 
S. 343, 504; Bd. VII S. 99; Bd. XV ©. 99; Bd. XXIV 
S. 60, 315; Bd. XXVII S. 123; Heimberger, Die 
ſtaatskirchenrechtliche Stellung der Iſraeliten in Bayern 
2. Aufl. S. 363. 


Amtsrichter Dr. Julius Weinſchenk in Nürnberg. 


Aus der Aechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Befreiung von der vertragsmäßigen Lieferpflicht 
auf Grund einer Bertragsklanſel ohne Nückſicht darauf, 
ob die nach dieſer zul als höhere Gewalt anzu⸗ 
ſehenden Umſtände die 1 eferung tatſächlich i de 
gemacht haben. Aus den Gründen: 
hat eingewendet, aus zwei Gründen von ihrer Lie⸗ 
ſerungspflicht frei geworden zu ſein. Sie beruft ſich 
in erſter Linie auf die den Beſtätigungen der beiden 
Kaufabſchlüſſe vom 30. April und 26. Juni 1914 bei⸗ 
gefügte Klauſel, wonach ... Betriebsſtörungen ..., 
welche die Produktion verringern oder unmöglich 
machen, als höhere Gewalt zu betrachten ſind und von 
der Verbindlichkeit zu rechtzeitiger Lieferung befreien. 
1 verweiſt ſie auf das am 1. Auguſt 1915 in 

1915 getretene militäriſche Webeverbot vom 28. Juni 
1915, infolge deſſen ihr die Herſtellung der für Auguſt, 
September und Oktober 1915 abgerufenen 75 Stück 
unmöglich geworden ſei. Beide Befreiungsgründe find 
in ihrem Weſen und Umfange verſchieden und dürfen 
miteinander nicht vermengt werden. Denn kraft der 
Vertragsklauſel wird die Bekl. von der Lieferungs⸗ 
pflicht nicht erſt dann frei, wenn die als höhere Ge⸗ 
walt vorbehaltenen Ereigniſſe die Leiſtung unmöglich 
machen, ſondern ſchon dann, wenn ſie überhaupt ein⸗ 
treten. Die Klauſel erweitert ſomit die Rechte der 
Bekl. über den geſetzl. Befreiungsgrund des 8 275 BGB. 
na (RG. vom 20. Mai 1915 Bd. 87 S. 93, vom 
9. Juni 1917, II. 22/17 in 23. 1917 Sp. 1252 Nr. 2, 
vom 3. Oft. 1917, I. 90/17 in Gruchot Bd. 62 S 84). 
Allerdings kann hier die Klauſel nicht mehr auff ſolche 
Betriebsſtörungen bezogen werden, die bereits infolge 
des Krieges eingetreten waren, als die Bekl. am 
12. Juni 1915 den Abruf von je 25 Stück für Auguſt, 
September, Oktober 1915 vorbehaltlos beſtätigte und 
damit kundgab, daß ſie die Lieferung nach ihrer da= 
maligen Geſchäftslage trotz der Kriegserſchwerniſſe als 
durchführbar anſah. Dies iſt auch der Standpunkt des 
BG. Wohl aber fällt unter die Klauſel das ſpätere 
Webeverbot vom 28. Juni 1915 als ein Ereignis, 
deſſen ftörende Einwirkung auf den Betrieb der Bekl. 
am 12. Juni 1915, bei der Beſtätigung des Abrufs 
der 75 Stück, im voraus noch unberechenbar war. 
Das BG. verkennt aber die befreiende Tragweite dieſer 
Klauſel, wenn es die durch das Webeverbot verur— 
ſachten Betriebshemmungen nur inſofern für erheblich 
hält, als der Beklagten der Nachweis offen bleibe, daß 


das Unterbleiben der Leiſtung innerhalb der Liefer⸗ 
friſten, wie übrigens auch ſchon nach 8 285 BGB., auf 
Umſtände zurückzuführen ſei, die ſie nicht zu vertreten 
habe. Es zieht dabei für die Beurteilung der Klauſel, 
die nur eine im voraus unberechenbare Einwirkung 
der Betriebsſtörung auf den Fabrikationsbetrieb der 
lieferungspflichtigen Beklagten vorausſetzt, Umſtände 
herein, die darüber hinaus die Bekl. erſt wegen Weg⸗ 
falls des Schuldnerverzugs (8 285 BGB.) oder wegen 
Unmöglichkeit der Leiſtung ($ 275 BGB.) von ihrer 
Lieferpflicht befreien. Dieſe Auffaſſung iſt mit dem 
oben mitgeteilten Wortlaute der Klauſel unvereinbar, 
wonach die Bekl. von ihrer rechtzeitigen Lieferpflicht 
ſchlechthin frei wird, wenn nur ihre Warenerzeugung 
durch unvorherſehbare Ereigniſſe im Sinne höherer 
Gewalt unterbunden wird, deren Einwirkung ie mit 
eigenen Kräften nicht abzuwenden vermag. Daß aber 
das Webeverbot alle Vorausſetzungen ihres bisherigen 
Betriebs in Frage geſtellt hat, und zwar derart, daß 
auch die in die Verbotszeit fallenden Lieferpflichten 
und Lieferfriſten der Bekl. eine ganz andere Laſt für 
die Bekl. bedeuten als vordem, liegt auf der Hand. 
Dieſer durch das Webeverbot herbeigeführte Tatbeſtand 
erfüllt ſomit die Vorausſetzungen der Klauſel, unter 
denen die Bekl. ſich die Befreiung von ihrer recht. 
zeitigen Lieferpflicht bedungen hat. Dieſem Tatbeſtande 
kann die Kl. auch nicht die vom B. getroffene Feſt⸗ 
ſtellung entgegenhalten, es habe die Bekl. noch minde> 
ſtens 140 Stück von demſelben ſelbſt hergeſtellten 
0 an Abnehmer geliefert, die erſt nach dem 
12. Juni 1915 beſtellt hatten. Denn war der Weberei: 
betrieb der Bekl. in einer der Klauſel entſprechenden 
Weiſe zu der hier allein entſcheidenden Zeit, zu der 
die rechtzeitige Lieferung der von der Kl. abgerufenen 
75 Stück bedungen war, d. i. für die Monate Auguſt 
bis Oktober 1915, von dem Webeverbot als einem 
Ereignis höherer Gewalt betroffen, ſo iſt eben die 
Bekl. kraft der Klauſel ohne weiteres berechtigt ge— 
weſen, ſich von ihrer Lieferpflicht zu befreien. Gleich- 
gültig iſt dabei, ob ſie etwa noch an ſpätere Beſteller 
aus ihren Vorräten oder aus den allenfalls inzwiſchen 
noch hergeſtellten Stücken Lieferungen geleiſtet hat; 
auf eine Erörterung ihrer Geſchäftslage und auf eine 
Durchforſchung ihrer Geſchäftsbeziehungen zu anderen 
Kunden braucht ſich die durch die Klauſel gedeckte Bekl. 
nicht einzulaſſen (RG. Z. Bd. 87 S. 94). (Urt. des IV. 
3S. vom 18. Febr. 1 18, IV 425/17). E. 
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II. 


Handelt rechtswidrig, wer den Ehemann durch die 
an ſich zuläſſige Drohung mit einem Konkurzantrag 
genen die Fraun zu einer Schuldübernahme beftimmt ? 

us den Gründen: Mit Grund bemängelt die 
Reviſion die Annahme des BG., daß durch die Drohung 
mit dem Antrag auf Eröffnung des Konkurſes über 
das Vermögen der Frau der Mann zur Abgabe der 
Erklärung vom 5. Februar 1913 deshalb nicht wider- 
rechtlich beſtimmt worden ſei, weil ſich die Stellung des 
Konkursantrags gegenüber der Frau im Rahmen der 
dem Gläubiger zuſtehenden geſetzlichen Befugniſſe ge— 
halten hätte. Dieſe Ausführung iſt an und für ſich 
zutreffend, aber nicht ausreichend, die Zurückweiſung 
des klägeriſchen Einwands gegen die Urkunde zu tragen. 
Auf eine Schuldübernahme durch den Mann hatte die 
Beklagte unzweifelhaft kein Recht: nur zur Frau des 
Klägers ſtand ſie in einem Vertragsverhältnis, unter 
den Ehegatten beſtand Gütertrennung. Der Mann 
konnte für die Verbindlichkeiten der Frau wirkſam 
nur aus freier Entſchließung eintreten. Auch wenn 
mithin die Drohung mit dem Konkursantrag gegen 
das Vermögen der Frau als der Schuldnerin dem 
Mittel nach nicht widerrechtlich war, ſo iſt damit doch 
ein Vermögensvorteil angeſtrebt worden, auf den die 
Beklagte kein Recht hatte: er war in dieſem Sinne 
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widerrechtlich (rechtswidrig), und hierdurch wird — in 
Anſehung nicht des Mittels, aber des Zweckes der 
Drohung — die Einwirkung auf den Willen des 
Klägers unzuläſſig, wenn ſie als ſolche beabſichtigt 
war. Iſt er durch die Drohung mit der Eröffnung 
des Konkurſes über das Vermögen der Frau zur Aus⸗ 
ſtellung der Urkunde beſtimmt worden, ſo iſt dieſe 
widerrechtlich durch Drohung erwirkt. Dieſe Beur⸗ 
teilung entſpricht ebenſowohl den in der Rechtſprechung 
der 38S. des RG. zu BGB. 8 123 wiederholt aufge⸗ 
ſtellten Grundſätzen (vgl. RGRKomm. zu 8 123 
Erl. 3), wie der hier als Klaggrundlage in Betracht 
kommenden Vorſchrift des 8 253 StGB. Insbeſondere 
wird auch i. S. dieſer Vorſchrift der Begriff der Rechts⸗ 
widrigkeit des Vermögensvorteils in feſtſtehender 
Rechtſprechung der Straſſenate des Reichsgerichts da⸗ 
hin ausgelegt, daß jene Rechtswidrigkeit ſchon dann 
vorliegt, wenn ein Rechtsanſpruch auf Erlangung des 
Vermögensvorteils, wie der Täter weiß, nicht beſteht 


(RESt. Bd. 44 S. 203 und Bd. 20 S. 59). (Urt. des 
VI. ZS. vom 14. Februar 1918, VI 389/17). 
4348 — — n. 


III. 


Wer Waren verkauft, auf deren Beſchaffung er der 
Kriegsverhältniſſe wegen nicht ſicher rechnen kaun, kaun 
ſich nicht auf Unmöglichkeit der Leiſtung berufen. Aus 
den Gründen: Mitte Dezember 1914, zur Zeit des 
erſten Vertragsſchluſſes war Deutſchland von aller 
ausländiſchen Zufuhr an Gerſte abgeſchnitten und auf 
die heimiſche Erzeugung angewieſen, die Provinz, aus 
der die Gerſte geliefert werden ſollte, vor feindlichen 
Einfällen noch nicht völlig behütet. Wegen der Knapp⸗ 
heit der Lebensmittel, insbeſondere aller Getreidearten 
war mit behördlichen Maßnahmen zu rechnen, die den 
Handel in dieſen Waren einengten, namentlich mit 
der Feſtſetzung von Höchſtpreiſen für Gegenſtände des 
notwendigen Nahrungsbedarfs der Bevölkerung, über 
deren Wirkungen auf die Marktlage noch keine Er- 
fahrungen vorlagen. Wer unter ſolchen Verhältniſſen 
in unſicherer Kriegszeit Waren von jener Art vers 
kauft, muß ſie in ſeinem Beſitz oder dergeſtalt in ſeiner 
Verfügungsmacht haben, daß er ſie zur Erfüllung ſeiner 
Verpflichtung jederzeit greifen kann. Verläßt er fi 
auf Deckungsverträge mit Dritten, von denen er nicht 
beſtimmt weiß, daß ſie im Beſitze der Waren, zur 
Lieferung imſtande und völlig verläſſig ſind, ſo tut er 
das auf ſeine Gefahr und kann ſich überhaupt nicht 
mehr auf eine Unmöglichkeit der Leiſtung berufen, die 
er nicht zu vertreten habe. Denn bei der gebotenen 
Ueberlegung muß er vorausſehen, daß die Beſchaffung 
durch die Kriegsverhältniſſe vereitelt werden kann, 
wenn er Waren verkauft, die weder er noch zur Lieſe— 
rung bereite Lieferanten beſitzen. Im Kriege wird die 
im Frieden und unter regelmäßigen Zuſtänden für 
den Handelsverkehr geltende Regel durchbrochen, daß 
der Großhändler auch Waren verkauft und verkaufen 
darf, die er nicht beſitzt und ſich erſt beſchaffen muß. 
Es iſt auch nur billig, daß in Fällen, wie der gegen— 
wärtige, nicht der Käufer den Schaden zu tragen hat, 
der auf den Vertrag vertraut, ſondern der Verkäufer, 
der ſich bei ſeinen vertragsbrüchigen Lieſeranten er— 
holen mag. (Urt. des VI. 35. vom 18. Februar 1918, 
VI 459/17). — — — n 

43.39 


IV. 


BGB. 5 2320: Wer hat im Verhältnis der Miterben 
zueinander die Pflichtteilslaſt zu tragen, wenn der Erb⸗ 
laſſer ſeine Frau und drei ſeiner ſechs Kinder als Erben 
zu je / eingeſetzt und den anderen drei Kindern nur 
ein Be rmächtnie zugewendei hal? Aus den Gründen: 
Das BG. iſt hinſichtlich der zwiſchen den Parteien 
ſtreitigen Frage auf Grund des §S 2320 BGB. zu dem 
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Ergebnis gelangt, daß im Verhältnis der Erben unter⸗ 
einander die Pflichtteilslaſt von den drei als Erben 
eingeſetzten Kindern allein zu tragen ſei. Maßgebend 
hierfür war, daß dieſen drei Erben allein die ihren 
drei auf den Pflichtteil beſchränkten Geſchwiſtern ent⸗ 
zogenen Erbteile zugute gekommen ſeien, da die Witwe 
auf ihren geſetzl. Erbteil beſchränkt geblieben ſei. Die 
von der Rev. hiergegen erhobene, auf Verletzung der 
8$ 2320, 1967, 2038, 748, 2148 BGB. geſtützte Rüge 
kann keinen Erfolg haben. § 1967 BGB. regelt die 
Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten 
gegenüber den Gläubigern, kann alſo für die Aus⸗ 
legung der nur für das Innenverhältnis zwiſchen den 
Erben beſtimmten Vorſchriften des $ 2320 BGB. nicht 
in Betracht kommen. Der 8 2038 BGB. betrifft die 
gemeinſchaftl. Verwaltung des Nachlaſſes durch die 
Miterben und iſt daher auf die hier ſtreitige Frage 
nicht anwendbar. Soweit $ 748 vorſchreibt, daß jeder 
Teilhaber den anderen Teilhabern gegenüber ver⸗ 
pflichtet iſt, die Laſten des gemeinſchaftl. Gegenſtandes 
zu tragen, enthält der $ 2320 eine von dieſer allge⸗ 
meinen Regel abweichende, für einen beſonderen Fall 
gegebene Ausnahmevorſchrift. Aus 8 748 kann daher 
nichts gegen die Auslegung entnommen werden, die 
der Berufungsrichter dem § 2320 BGB. gegeben hat. 
Ebenſo ſtellt ſich die Vorſchrift des 8 2320 gegenüber 
der des S 2148 BGB. als eine Ausnahme von der 
allgemeinen Regel dar. Es kann ſich daher nur fragen, 
ob gegenwärtig ein unter $ 2320 fallender Tatbeſtand 
gegeben iſt, und das iſt vom BG. ohne erkennbaren 
Rechtsirrtum bejaht worden. Die im Entw. eines 
BGB. allein vorgeſehene Beſtimmung des $ 2320 Abſ. 1 
(8 1995 des I. Entw.) enthält eine Dispoſitivvorſchrift 
für den Fall, daß der Erbteil eines Pflichtteilsberech⸗ 
tigten zufolge deſſen Ausſchließung vermöge der geſetzl. 
Erbfolge einem anderen zufällt, der neben einer oder 
mehreren anderen Perſonen zur geſetzl. Erbfolge gelangt. 
Die Vorſchrift beruht auf der Erwägung, daß es dem 
Willen des Erblaſſers in der Regel entſprechen werde, 
den übrigen Miterben gegenüber zur Entrichtung des 
Pflichtteils den zu verpflichten, der den durch die Aus⸗ 
ſchließung des Berechtigten an ihn fallenden Erbſchafts⸗ 
bruchteil erhalte (Mot. V S. 422). Schon dieſe 

gründung ergibt, daß es keinen Unterſchied machen 
kann, ob der, dem der Erbteil anfällt, durch die Aus⸗ 
ſchließung des Berechtigteu erſt zur Erbfolge berufen 
wird oder ob er den Erbteil im Wege der Anwachſung 
erwirbt. Jeder Zweifel nach dieſer Richtung wird aber 
durch die Verhandlungen in der II. Komm. (Prot. V 
S. 548 ff.) behoben. Dort war beantragt worden, 
zur Verdeutlichung der Vorſchrift des Entw. dem Ein⸗ 
gange des § 1995 folgende Faſſung zu geben: „Iſt 
infolge der Ausſchließung des Pflichtteilsberechtigten 
von der Erbſchaft ein anderer als geſetzl. Erbe ein⸗ 
getreten oder hat ſich infolge einer ſolchen Ausſchließung 
der geſetzl. Erbteil eines anderen vergrößert.“ Die 
Kommiſſion billigte dieſen Antrag, der keine ſachl. 
Aenderung, ſondern nur eine Verdeutlichung des Ent: 
wurfs enthalten ſollte. Wenn nun auch die Vorſchrift 
in § 2320 Abſ. 1 BGB. eine von dem Antrag ab⸗ 
weichende Faſſung erhalten hat, ſo kann doch nach dem 
Standpunkte, den die Kommiſſion eingenommen hat, 
fein Zweifel darüber obwalten, daß entſprechend dem 
Zwecke der Vorſchrift auch der Fall darunter zu be: 
greifen iſt, daß einem von mehreren geſetzl. Erben zu 
ſeinem eigenen noch der Erbteil eines ausgeſchloſſenen 
Pflichtteilsberechtigten anwächſt. Der $ 2320 Abf. 2 
enthält eine der Vorſchriſt des Abſ. 1 entſprechende 
Auslegungsregel für den Fall der gewillkürten Erb— 
folge, die in der Il. Komm. aus der Erwägung ein— 
geſchaltet wurde, daß mangels einer ausdrüdl. die 
teſtamentariſche Erbfolge betreffenden Vorſchrift die 
Geſahr beſtehe, es lönne aus der Vorſchriſt des Abſ. 1 
geſolgert werden, daß, wo es ſich nicht um einen geſetzl. 
Erben handle, das Gegenteil von $ 1995 (des I. Entw.) 
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gelten ſolle. Auch für die Anwendung dieſer Aus⸗ 
legungsregel kann es keinen Unterſchied machen, ob 
der vom Erblaſſer Begünſtigte durch die letztwillige 
Zuwendung überhaupt erſt Erbe wird oder nur eine 
Erhöhung ſeines geſetzl. Erbteils erfährt. Der innere 
Grund der Vorſchrift des Abi. 2 iſt der gleiche wie 
für die Vorſchrift des Abſ. 1. Werden von dem Erb⸗ 
laſſer unter Ausſchließung eines oder mehrerer Pflicht⸗ 
teilsberechtigten nur die neben den Ausgeſchloſſenen 
berufenen geſetzl. Erben als Erben eingeſetzt, ſo wird, 
falls der Erblaſſer nicht beſonders zum Ausdruck bringt, 
wieweit die Erbeinſetzung eines oder einzelner von 
ihnen auf der Ausſchließung eines Teiles der geſetzl. 
Erben beruht, bei der Beurteilung der Frage, ob und 
in welcher Höhe den einzelnen der eingeſetzten Perſonen 
die Erbteile der Ausgeſchloſſenen zugewendet ſind, von 
der Höhe der geſetzl. Erbteile, wie ſie ſich ohne die 
Ausſchließung geſtaltet haben würden, auszugehen 
ſein. Denn nur inſoweit, als die einzelnen eingeſetzten 
Erben einen größeren als ihren geſetzl. Erbteil zuge⸗ 
wieſen erhalten, läßt ſich in der letztwilligen Anord⸗ 
nung des Erblaſſers mangels beſonderer, eine gegen⸗ 
teilige Annahme rechtfertigender Umſtände eine Zu⸗ 
wendung der Erbteile der ausgeſchloſſenen Berechtigten 
finden. Wer nur einen ſeinem geſetzl. Erbteil ent⸗ 
ſprechenden Anteil am Nachlaſſe zugewieſen erhält, 
von dem läßt ſich im Zweifel nicht ſagen, daß ihm der 
Erbteil eines ausgeſchloſſenen Berechtigten zugewendet 
ſei. Gegenwärtig waren die Witwe und die 6 Kinder 
des Erblaſſers deſſen geſetzl. Erben. Danach betrug 
der geſetzliche Erbteil der Witwe , der geſetzl. Erbteil 
jedes Kindes / des Nachlaſſes. Hätte fi der 
Erblaſſer darauf beſchränkt, in dem Teſtamente die 
3 Söhne E., H. und K. auszuſchließen, ohne eine be⸗ 
ſondere Erbeinſetzung vorzunehmen, ſo würden ſich die 
geſetzl. Erbteile der nicht ausgeſchloſſenen 3 Kinder 
auf je / erhöht haben, wobei die ihnen zugewachſenen 
Anteile der Erbteile der Ausgeſchloſſenen in Anſehung 
der Vermächtniſſe und Auflagen nach § 1935 888. 
als beſondere Erbteile zu gelten gehabt hätten. In 
dieſem Falle würde die Pflichtteilslaſt im Verhältnis 
der Erben untereinander gemäß § 2320 Abf. 1 BGB. 
von den 3 Kindern zu tragen geweſen ſein, da der 
Witwe nichts von den Erbteilen der Ausgeſchloſſenen 
zugefallen, ſie alſo nicht an deren Stelle Erbin geworden 
wäre. Die einzige Aenderung, die durch die in dem 
Teſtament vorgenommene Erbeinſetzung hinſichtlich der 
Rechtslage eingetreten iſt, beſteht darin, daß der Witwe 
und den drei nicht ausgeſchloſſenen Kindern die ihnen 
nach der geſetzl. Erbfolge zugefallenen Erbteile von 
je ½ des Nachlaſſes vom Erblaſſer letztwillig zu⸗ 
gewieſen ſind, daß ſie ſie alſo nicht als geſetzl., ſondern 
als Teſtamentserben erhalten haben, und daß ſomit 
die Erbteile der drei ausgeſchloſſenen Söhne den anderen 
drei Kindern nicht kraft geſetzl. Vorſchrift zugefallen, 
ſondern vom Erblaſſer zugewendet worden find. Daß 
der Erblaſſer nicht beabſichtigt hat, der Witwe das 
ihr zugewieſene Viertel des Nachlaſſes nur im Hinblick 
auf die Ausſchließung der 3 Söhne aus deren dadurch 
frei gewordenen Erbteilen zuzuwenden, geht aus dem 
Teſtamentsnachtrag unzweideutig hervor. Denn der 
Nachtrag bezweckte, wie darin ausdrücklich geſagt iſt, 
nur klarzuſtellen, daß es die Abſicht des Erblaſſers 
geweſen ſei, das geſetzl. Erbrecht der Witwe aus § 1931 
BEB. zu wahren, ihr alſo den ihr ſelbſt auch ohne 
die Ausſchließung der 3 Söhne nach dem Geſetz ſchon 
zuſtehenden Erbteil letztwillig zuzuwenden. Hat hiernach 
der Erblaſſer die Erbteile ſeiner ausgeſchloſſenen Söhne 
nur den drei anderen Kindern zugewendet, ſo findet, 
da nach der rechtsirrtumsfreien Feſtſtellung des BG. 
ein abweichender Wille des Erblaſſers nicht erkennbar 
iſt, die Vorſchrift des 8 2320 Abſ. 2 BGB. Anwendung. 
(Urt. des IV. 35. vom 28. Februar 1908, IV 270/17). 
4383 E. 
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V. 
Anfechtung der Ehe wegen Fallſucht trotz jahre: 
langen Ausbleiben von Anfällen Tus den Gründen: 
Daß eine Ehe von einem Gatten unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 1333 BGB. wegen eines körperl. Leidens 
angefochten werden kann, iſt anerkannten Rechtes. Die 
Reviſion bezweifelt auch nicht, daß dies wegen Fall⸗ 
ns geſchehen kann. Die Bekl. hat ſchon vor der 
J. 1912 erfolgten Eheſchließung an ausgeſprochener 
Fallſucht gelitten. Der Kläger war zur Zeit der Ehe⸗ 
ſchließung über die Natur der Krämpfe ſeiner Frau im 
Irrtum. Als ſie dann ärztlich als Fallſucht erkannt 
worden waren, focht er im Januar 1913 rechtzeitig die Ehe 
klagend an. Fraglich bleibt daher nur, ob die Fall⸗ 
ſucht, mit der die Bekl. vor und bei der Eheſchließung 
behaftet war, nach Art und Grad, nach Häufigkeit und 
Heftigkeit der Anfälle ſowie nach der Gefährdung des 
ehelichen Lebens und des ehel. Nachwuchſes den Kl. 
bei Kenntnis der Sachlage und bei verſtändiger Wür⸗ 
digung des Weſens der Ehe von der Eingehung der 
Ehe abgehalten haben würde. Das BG. hat dieſe 
ſic di rechtsirrtumfrei bejaht. Es ſtellt dazu feſt, daß 
ch die Anfälle während der Schwangerſchaft der Bekl. 
vom Juli bis Dezember 1912 ziemlich alle drei Wochen 
wiederholt haben. Es folgt ferner dem Gutachten des 
Dr. R., der die Fallſucht in der Regel für unheilbar hält 
und ausführt, daß mit der Gefahr einer Vererbung der 
Krankheit ernſtlich zu rechnen ſei. Die Rev. hält dagegen 
die Anfechtbarkeit der Ehe deshalb für ausgeſchloſſen, 
weil ſeit Dez. 1912 bis zum Erlaſſe des Berufungs⸗ 
urteils, alſo ſeit mehr als vier Jahren keine weiteren 
Anfälle beobachtet worden ſeien. Das BG. hat auch 
dieſen Umſtand miterwogen, aber mit dem ärztl. Gut⸗ 
achten latſächlich feſtgeſtellt, daß trotz dieſer Pauſen 
die Krankheit und die Gefahr einer Vererbung nicht 
als behoben gelten können; im Gegenteil ſeien er⸗ 
fahrungsmäßig erneute und vermehrte Anfälle zu be⸗ 
fürchten, wenn die krankhafte Veranlagung der Bekl. 
entſprechend beeinflußt werde, ſei es durch beſtimmte 
Störungen des Stoffwechſels oder durch allgemeine 
Umwälzungen im Körperhaushalte, wie dies nament⸗ 
lich bei erneuter Schwangerſchaft vorausſichtlich der 
Pan ſein werde. Gegenüber dieſen Feſtſtellungen 
ann der Angriff der Reviſion keinen Erfolg haben. 
(Urt. d. IV. 38S. vom 28. Februar 1918, IV 391/17). 
4332 E. 


VI. 


Unterbrechung der Verjährung durch Erhebung der 
Klage, wenn es an einer Prozeßzvoransſetzung (3. B. an 
den Borausſetzungen nach Art. 2 Bayer. AG. 3 05 gefehlt 
ae Aus den Gründen: Der Verjährungseinwand 
ann nicht als begründet anerkannt werden. Nach 
Art. 2 Bayer. AG. ZPO. können Anſprüche gegen den 
Bayer. Fiskus erſt dann gerichtlich verfolgt werden, 
wenn ſich der Beteiligte an die zunächſt zuſtändige 
höhere Verwaltungsſtelle um Abhilfe gewendet und 
entweder eine abſchlägige oder innerhalb ſechs Wochen 
gar keine Entſchließung erhalten hat. Unter der hier⸗ 
nach zuſtändigen Verwaltungsſtelle haben die Vor⸗ 
inſtanzen das Bayeriſche Verkehrsminiſterium ver⸗ 
ſtanden (vgl. Henle⸗Habel, Anm. 4 zu Art. 2), deſſen 
Entſchließung bei Erhebung der erſten, innerhalb der 
Verjährungsfriſt des 8 8 Haftpfl®. erhobenen Klage 
noch nicht nachgeſucht war. Gegen die Gültigkeit der 
Vorſchrift beſtehen keine Bedenken, insbeſondere wider⸗ 
ſpricht fie nicht dem 8 4 ZPO., weil fie keinen Aus⸗ 
ſchluß ſondern nur eine Erſchwerung des Rechtswegs 
enthält (RG. Bd. 17 S. 416), indem fie die Partei 
nötigt, ſich zunächſt an die Verwaltungsbehörden zu 
wenden. Der Kläger ſteht nun auf dem Standpunkte, 
daß die Verjährung mit der Zuſtellung der erſten 
Klage unterbrochen ſei, weil er die jetzige innerhalb 
von ſechs Monaten nach Zurücknahme der erſten erhoben 
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habe, mithin BGB. § 212 Abſ. 2 Platz greife, während 
der Beklagte die Meinung vertritt, die Erhebung der 
erſten Klage unterbreche die Verjährung überhaupt 
nicht, weil $ 209 BGB. vorausſetze, daß der Anſpruch 
ſeiner Natur nach zur gerichtlichen Entſcheidung gebracht 
werden könne und dies nicht zutreffe, ſoweit Art. 2 
eingreife. Der Anſicht des Klägers iſt der Vorzug zu 
geben. Wie ſchon der III. ZS. ausgeführt hat (RG. 
Bd. 86 S. 246), knüpft 8 209 BGB. die materiell⸗ 
rechtliche Folge der Unterbrechung der Verjährung an 
den prozeßrechtlichen Akt der Klageerhebung, für den 
er keine ſelbſtändigen Beſtimmungen aufſtellt. Sobald 
daher eine Klage in prozeſſual gültiger Weiſe erhoben 
iſt, unterbricht ſie auch die Verjährung. Die Unter⸗ 
brechung gilt aber nach 8 212 Abſ. 1 BGB. als nicht 
erfolgt, wenn die Klage zurückgenommen wird; es ſoll 
indeſſen von dieſer Regel wieder die in Abſ. 2 des 
8 212 beſtimmte Ausnahme Platz greifen. Daß die 
Vorſchriften des 8 212 nur anzuwenden wären, wenn 
es an einer Prozeßvorausſetzung der früheren Klage 
gefehlt hat, iſt aus dem Geſetz nicht zu entnehmen; es 
kommt daher auch inſoweit nichts darauf an, ob man 
die Beſtimmung des Art. 2 als materielle Bedingung 
des Anſpruchs des Klägers oder als Prozeßvoraus⸗ 
ſetzung anſieht. Aus ähnlichen Erwägungen hat der 
Senat in dem RGZ. Bd. 84 S. 309 ff. abgedruckten 
Urteile die Unterbrechung der Verjährung angenommen, 
obgleich damals die Klage vor Ablauf der im $ 137 
Abſ. 2 GUV. vorgeſchriebenen Friſt von einem Monat 
erhoben war. (Urt. d. VI. ZS. vom 28. Februar 1918, 
VI 5/18). 
4849 
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VII. 


BGB. 85 518, 930, 868, 598: Eine Schenkung 
kaun zwar nicht durch Einräumung des Mitbeſitzes, aber 
durch Ginräumung des gemein] aftligen Gebrauches 
vollzogen werden. Aus den Gründen: Das BG. 
führt aus: Frau B. habe die Sachen der Bekl. ſchenken 
wollen und die Schenkung auch durch Uebergabe an 
die Bekl. vollzogen. Es möge vielleicht keine förmliche 
körperliche Uebergabe aller einzelnen Sachen erfolgt 
fein; aber es ſei der Bekl. doch jedenfalls der Mit⸗ 
beſitz an ihnen zu Lebzeiten der Erblaſſerin von letz⸗ 
terer bereits eingeräumt und der Uebergang des Eigen⸗ 
tums auf fie mit ihr vereinbart worden. Dieſe Bes 
ſitzeinräumung und Vereinbarung bedeute den Vollzug 
der Schenkung bei beweglichen Sachen. Daß die Erb— 
laſſerin zuweilen einen oder den anderen der Schmuck— 
gegenſtände trotz der Schenkung noch ſelbſt getragen 
habe, ſpreche nicht gegen die vollzogene Schenkung. 
Dieſe Ausführungen werden von der Reviſion anges 
griffen. Es wird gerügt, daß eine körperliche Ueber— 
gabe nicht ſtattgefſunden habe und daß eine Erſatzüber— 
gabe nicht feſtgeſtellt ſei. Allein für einige Sachen 
nimmt das BG. eine körperl. Uebergabe tatſächlich als 
vorliegend an; inſoweit iſt eine vollzogene Schenkung 
bedenkenfrei feſtgeſtellt. Freilich hat ſich nicht genauer 
feſtſtellen laſſen, um welche einzelnen Sachen es ſich dabei 
handelt. Für die übrigen Sachen hat das BG. ange— 
nommen, daß der Mitbeſitz eingeräumt worden ſei. Nun 
iſt der Reviſion zuzugeben, daß die Einräumung des 
Mitbeſitzes die für den Eigentumsübergang nötige fürs 
perl. Uebergabe allein nicht zu erſetzen vermag. Das 
wird auch in der Literatur allgemein angenommen (vgl. 
Wolff, Der Mitbeſitz nach BGB. in Iherings J. Bd. 44, 
1902, S. 187 IX. 1; Kreß, Beſitz und Recht S. 273 b). 
Es wird beſtätigt durch die 58 1081, 1206 BGB. Nach 
8 1032 iſt zur Beſtellung des Nießbrauchs Uebergabe 
der Sache erforderlich. Nun beſtimmt 8 1081, daß, 
wenn ein Inhaberpapier oder ein Orderpapier mit 
Blankoindoſſament Gegenſtand des Nießbrauchs iſt, 
an Stelle der Uebergabe Einräumung des Mitbeſitzes 
genüge. Aus dieſer Beſtimmung, beſonders aus der 

Ausdrucksweiſe geht hervor, daß im allgemeinen die 
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Einräumung des Mitbeſitzes der körperl. Uebergabe 
nicht gleichſteht. Ebenſo beſtimmt 8 1206 BGB., daß 
bei Pfandbeſtellung an Stelle der Uebergabe der Sache 
die Einräumung des Mitbeſitzes genüge, wenn ſich die 
Sache unter dem Mitverſchluſſe des Gläubigers befindet. 
Hier wird alſo die Einräumung des Mitbeſitzes allein 
der Uebergabe noch nicht gleichwertig erachtet, ſondern 
es muß der Mitverſchluß hinzukommen — und das, 
trotzdem der 8 1026 gegenüber der Regel erleichternde 
Bedingungen aufſtellen will, wie aus den Worten „es 
genügt“ zu entnehmen iſt. Der Regel nach ſtellt alſo 
das Geſetz die Einräumung des Mitbeſitzes der körperl. 
Uebergabe nicht gleich. Das BG. hat für ſeine ab⸗ 
weichende Meinung das Urteil des RG., JW. 1906 
S. 161 angezogen — allein mit Unrecht; denn in jenem 
Urteile handelt es ſich nicht um Einraͤumung des Mit⸗ 
beſitzes, ſondern um ein constitutum possessorium nach 
8 930 BGB. Ein ſolches würde auch hier neben der 
Willenseinigung über die unentgeltl. Eigentumsüber⸗ 
tragung zur Vollziehung der Schenkung durchaus ge- 
nügen (vgl. Planck Komm. N. 4 zu $ 518). Bedenken 
kann das Urteil nur inſofern erregen, als es nicht 
ausdrücklich die Vereinbarung eines Rechtsverhältniſſes 
zwiſchen der Schenkerin und der Bekl. feſtſtellt, ver⸗ 
möge deſſen letztere den mittelbaren Beſitz erlangt hat 
(§ 930 BGB.). Dieſer Mangel läßt ſich aber aus dem 
Zuſammenhange der Ausführungen dahin ergänzen, 
daß es an einem Teile der geſchenkten Sachen die 
körperl. Uebergabe — alſo die Uebertragung des 
alleinigen Beſitzes auf die Beſchenkte — bezüglich der 
übrigen Sachen die Vereinbarung eines Rechtsverhält⸗ 
niſſes annimmt, vermöge deſſen ein gemeinſchaftlicher 
Gebrauch den beiden Beteiligten zuſtand. Ein ſolches 
Rechtsverhältnis, mag es als Gebrauchsleihe ($ 598) 
oder als ein anderes „ähnliches Verhältnis“ i. S. von 
8 868 ſich darſtellen, konnte die Uebertragung des 
mittelbaren Beſitzes auf die Beſchenkte begründen. 
Eine derartige Teilung des Beſitzes in mittelbaren 
und unmittelbaren Beſitz durfte vom BG. als „Mit« 
beſitz“, wenngleich nicht im ſtreng rechtl. Sinne, bes 
zeichnet werden und fie genügte, um nach 8 930 die 
körperl. Uebergabe an die Beſchenkte zu erſetzen (vgl. 
Wolff a. a. O. S. 188). (Urt. des IV. 35. vom 13. Dez. 
1917, IV 316/17). E. 
4272 


VIII 


Darf der Hypothekſchuldner hinterlegen, wenn die 
Abtretung der Hypothek ins Grundbuch eingetragen iſt, 
der frühere Gläubiger aber noch Anſpruch auf Diele erhebt ? 
Aus den Gründen: Den weiter von den Klägern 
verlangten Betrag von 2000 M hat der BR. zugeſprochen 
mit der Begründung, der Beklagte beſtreite inſoweit 
ſeine Zahlungspflicht nicht und wende nur Erfüllung 
durch Hinterlegung ein. Zur Hinterlegung ſei er in» 
deſſen allein aus dem Grunde, daß Frau M. auf die 
weiteren 2000 M noch Anſpruch erhoben haben ſolle, 
nicht befugt geweſen, da ihm „die Abtretung an die 
Kläger in notarieller Form durch die Benachrichtigung 
des GBA. bekannt war, er fi mithin mangels Vor⸗ 
liegens beſonderer für die Unwirkſamkeit der Zeſſion 
ſprechender Umſtände, wenn überhaupt in einem Zweifel, 
jedenfalls in keiner nicht auf Fahrläſſigkeit beruhenden 
Ungewißheit über die Gläubigereigenſchäft der Kläger 
befand.“ Dieſen Ausführungen kann im Ergebniſſe 
beigepflichtet werden. Dahingeſtellt kann bleiben, ob 
die Mitteilung des GBA. über die Abtretung eine nicht 
auf Fahrläſſigkeit beruhende Ungewißheit des Schuldners 
über die Perſon des Gläubigers ausſchließt, wenn der 
frühere Gläubiger trotz der Abtretung noch Anſpruch 
auf die Forderung erhebt und keine beſonderen Um— 
ſtände für die Unwirkſamkeit der Abtretung ſprechen. 
Denn nach § 372 Satz 2 BGB. berechtigt auch eine 
nicht auf Fahrläſſigkeit beruhende Ungewißheit über 
die Perſon des Gläubigers den Schuldner nur dann 


Beitfchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 11 u. 12. 191 


zur Hinterlegung, wenn er infolge dieſer Ungewißheit 
ſeine Verbindlichteit nicht oder nicht mit Sicherheit 


erfüllen kann. Dieſe Vorausſetzung lag hier nicht vor; kommen nach Stämmen zuwachſen ſolle. In 8 


denn da die Kläger als neue Gläubiger im Grundbuch 
eingetragen waren, fo konnte der Beklagte gemäß 88 892, 
893 BGB. auf Grund des der Eintragung zukommenden 
offentlichen Glaubens an fie mit befreiender Wirkung 
zahlen, auch wenn in Wirklichkeit nicht die Kläger, 
ſondern noch die Zedentin Gläubigerin war, ſofern ihm 
nicht die Unrichtigkeit der Eintragung bekannt war. 
Ein durch den Anſpruch der Zedentin hervorgerufener 
bloßer Zweifel würde, mochte er nun auf Fahrläſſigkeit 
beruhen oder nicht, den Beklagten nicht gehindert haben, 
an die eingetragenen Gläubiger mit Sicherheit zu zahlen. 
Für dieſe Zahlung kam nur die Eigenſchaft der Kläger 
als Zeſſionare der Frau M. in Betracht; es iſt Daher 
irrig, wenn die Reviſion die Befugnis des Beklagten 
zur Hinterlegung daraus herleiten will, daß die Klage 
zur Zeit der Hinterlegung nur auf dieſe Eigenfhaft 
geſtützt war. (Urt. des V. ZS. vom 16. Februar 1918, 
V 274/17). 
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4850 
IX. 

Errichtung eines öffentlichen Teſtaments durch münd- 
liche Erklärung. Die Beurkundung des letzten Willens 
kann nicht durch PBrotolsllanlagen erſetzt werden. B88. 

2238. Der Erblaſſer der Bekl. war Pächter der 

ittergüter Schi. und Schw., die zu einem Fidei⸗ 
kommiß gehören, deſſen Inhaber der Kl. iſt. Durch 
Vertrag vom 27. Sept. 1 übertrug der Kl. ſeiner 
inzwiſchen von ihm geſchiedenen Ehefrau für die Dauer 
ſeiner Beſitzzeit das nutzbare Eigentum an den Fidei⸗ 
kommißgütern der un nach mit der Befugnis, 
insbeſondere Pacht⸗ und Mietverträge abzuſchließen. 


Auf rund dieſes Vertrages ſchloß die Ehefrau des 


Kl. mit dem Erblaſſer der Bekl. am 29. Sept. 1911 
einen Vertrag, wonach das Pachtverhältnis, deſſen 
Ende auf den 1. Juli 1917 beſtimmt war, bis zum 
1. Juli 1933 verlängert ſein ſollte. Der Kl. bemängelte 
die Gültigkeit beider 1 und verlangte mit der 
Klage die Feſtſtellung, daß der Verlängerungsvertrag 
ihm gegenüber an das Pachtverhältnis mit 
dem 1. Juli 1917 beendigt je Die erſte Inſtanz wies 
die Klage ab, das BG. gab ihr ftatt. Die Reviſion 
der Bekl. wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Das BG. geht davon aus, 
daß die Ehefrau des Kl. den Pachtverlängerungs⸗ 
vertrag im eigenen Namen geſchloſſen habe, der Ver⸗ 
trag alſo den Kl. nur dann binde, wenn er zugeſtimmt 
habe. Er findet eine Einwilligung des Kl. einmal in 
dem Bertrage vom 27. Sept. 1909, dann in dem Briefe 
des Kl. an den Erblaſſer der Bekl. vom 27. Okt. 1909, 
erachtet die in dem Vertrag enthaltene Einwilligung 
für unwirkſam, weil der ganze Vertrag nichtig ſei, die 
briefliche Erklärung vom 27. Okt. 1909, ſowie etwaige 
ſonſtige Zuſtimmungserklärungen des Kl. aber des⸗ 
halb, weil das Einverſtändnis durch ein von ſeinem 
Anwalt am 22. Aug. 1911 an den Erblaſſer der Bekl. 
gerichtetes Schreiben widerrufen worden ſei. Die letz⸗ 
tere Annahme entſpricht dem Inhalt des Schreibens 
vom 22. Auguſt 1911 und läßt einen Rechtsirrtum 
nicht erſehen. (Wird ausgeführt). Einwandfrei iſt 
aber auch die Annahme des B., daß der Vertrag 
vom 27. Sept. 1909 nichtig, die darin liegende Ein⸗ 
willigung des Kl. daher unwirkſam ſei. Der von 
dem Kl. zur Erfüllung ſeiner Unterhaltspflicht gegen⸗ 
über Frau und Kindern mit feiner Ehefrau abge: 
ſchloſſene Vertrag enthält in 8 2 die Beſtimmung, daß 
der Kl. ſeiner Ehefrau auf ihre Lebenszeit die An⸗ 
ſprüche aus mehreren Lebensverſicherungen abtrete. 
In 83 iſt beſtimmt, daß nach dem Tode beider Ehe⸗ 


leute das Verſicherungskapital zu gleichen Teilen an enthalte. 


die Kinder unter Ausſchluß desjenigen, der daß Majorat 
übernehme, fallen, der Anteil eines beim Erbfalle ohne 
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erbberechtigte Nachkommen verſtorbenen Kindes aber 
den anderen Kindern oder ihren erbberechtigten 7 
e⸗ 
ſtimmte der Kl., daß in Anſehung ſeines Nachlaſſes 
dasjenige Kind, welches das Majorat erhalte, weder 
auf Erbteil noch auf Pflichtteil Anſpruch habe. Mit 
Recht hat das BG. in dieſen Beſtimmungen Ver⸗ 
fügungen von Todes wegen gefunden. Die Beſtimmung 
in 8 3 läßt ſich ſowohl als einſeitige Verfügung von 
Todes wegen (Teſtament, letztwillige Verfügung) wie 
als Erbvertrag, die in 87 enthaltene Ausſchließung 
nur als einſeitige Verfügung von Todes wegen be⸗ 
trachten (BGB. §8 1937, 1938, 1941, 2278). Das BG. 
ſtellt zutreffend feſt, daß die für letztwillige Ver⸗ 
fügungen mögliche Form des privatſchriftlichen Teſta⸗ 
mentes (BGB. 8 2231 Nr. 2) nicht eingehalten ſei. 
Die Reviſion hat inſoweit auch Angriffe nicht er⸗ 
hoben. Aber auch die Form des öffentlichen Teſta⸗ 
mentes (88 2233 ff. BGB.), die nach 8 2276 Abſ. 1 auch 
für den Erbvertrag maßgebend iſt, iſt nicht beobachtet. 
Ob etwa die für den Ehevertrag vorgeſchriebene Form 
9 iſt, was nach § 2276 Abſ. 2 im Falle einer 
erbindung von Erb⸗ und . genügen kann, 
bedarf keiner Erörterung. Denn ein Ehevertrag liegt 
nicht vor. Das Bürgerliche Geſetzbuch verſteht unter 
Ehevertrag nur den Vertrag, durch den Ehegatten 
ihre güterrechtlichen Verhältniſſe regeln (8 1432 BGB.). 
Die Unterhaltspflicht des Mannes, um deren Erfüllung 
es ſich bei dem Vertrage vom 27. Sept. 1909 handelte, 
iſt eine von den güterrechtl. Verhältniſſen unabhängige 
Wirkung der Ehe (88 1360, 1361 B.). Was aber 
die Form des öffentl. Teſtaments betrifft, ſo haben 
zwar der Kl. und feine Ehefrau, wie das BG. feſt⸗ 
ſtellt, die in der von ihnen unterzeichneten Vertrags⸗ 
urkunde enthaltenen Erklärungen zu Protokoll des 
Amtsgerichtes in A. vom 27. Sept. 1909 wiederholt. 
Nach dem Inhalt des in Bezug genommenen abſchrift⸗ 
lich vorliegenden Protokolls hat ſich aber der Vorgang 
in folgender Weiſe zugetragen. Die Vertragsteile er⸗ 
ſchienen vor Richter und Gerichtsſchreiber, überreichten 
die Vertragsurkunde, die als Anlage zum Protokoll 
genommen wurde, und erklärten nach Vorleſen der 
Urkunde, daß ſie die darin enthaltenen Erklärungen 
hiermit wiederholt haben wollen. Nach 8 2238 BGB. 
ſtehen dem Erblaſſer aber nur zwei Formen der Teſta⸗ 
mentserrichtung zur Verfügung: die mündliche Er⸗ 
klärung des letzten Willens oder die Uebergabe einer 
Schrift mit der mündlichen Erklärung, daß die Schrift 
ſeinen letzten Willen enthalte. Eine dritte Möglichkeit 
gibt es nicht. Um eine Teſtamentserrichtung durch 
Uebergabe einer Schrift handelt es ſich nicht. Die 
Vertragsurkunde ſollte erſichtlich nur dazu dienen, die 
mündliche Erklärung der Vertragsteile und deren Be⸗ 
urkundung zu vereinfachen, und es fehlt auch an einer 
Erklärung des Inhalts, daß die Schrift den letzten 
Willen der Vertragsteile enthalte. Eine mündliche 
Erklärung im Sinne des Geſetzes liegt aber ebenfalls 
nicht vor. Die n ee über die Errichtung eines 
Teſtamentes kennen, abgeſehen von beſonderen, hier 
nicht in Frage kommenden Fällen, Protokollanlagen 
nicht. Die Teſtamentserrichtung durch mündliche Er⸗ 
klärung ſetzt daher voraus, daß der letzte Wille vor 
den Urkundsperſonen mündlich erklärt, vollinhaltlich 
im Protokolle niedergeſchrieben und mit dem Pro» 
tokolle verleſen und unterſchrieben wird. Dies iſt hier 
nicht geſchehen. Die geſetzliche Form der Teſtaments⸗ 
errichtung und damit des Erbvertrags iſt alſo nicht 
gewahrt. Es bedarf dazu nicht erſt der Heranziehung 
des vom BG. hervorgehobenen Geſichtspunktes, es ſei 
nicht zum Ausdrucke und offenbar den Erklärenden 
und dem Richter nicht zum Bewußtſein gekommen, 
daß die Erklärung den letzten Willen der Erklärenden 
Auf die inſoweit von der Reviſion er⸗ 
hobenen Angriffe braucht daher nicht eingegangen zu 
werden. Daß aus der ſonach mit Recht angenommenen 
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Nichtigkeit der in den 88 3,7 des Vertrages enthaltenen 

Beſtimmungen gemäß 8 139 BGB. die Nichtigkeit des 

ganzen Vertrages und damit auch die Unwirkſamkeit 

der in dem Vertrage liegenden Einwilligung folge, 

hat das BG. ohne Rechtsirrtum dargelegt. (Urt. des 

III. ZS. vom 12. Febr. 1918, III 363/17). 
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B. Strafſachen. 
I 


‚. StPO. 69 263, 265. Die gleiche Tat kaun vor⸗ 
liegen, anch wenn der Angeklagte von dem gelälichten 
Wechſel zur Tänſchung einer anderen Perſen als der 
im Eröffnungsbeſchluſſe bezeichneten Gebrauch gemacht 
hat. Aus den Gründen: Während nach der Anklage 
und dem Eröffnungsbeſchluß der Angeklagte von dem auf 
den Namen ſeines Schwagers M. fälſchlich angefertig⸗ 
ten Wechſelakzepte durch Weiterbegebung des Wechſels 
an den Nachindoſſanten G. täuſchenden Gebrauch gemacht 
haben ſollte, hat die Strͤ. dieſes Tatbeſtandsmerkmal 
darin verwirklicht gefunden, daß er den mit dem 
falſchen Akzepte verſehenen Wechſel ſeinem ihn zur 
Rückzahlung einer Darlehensſchuld drängenden Gläu⸗ 
biger F. vorgezeigt und — erkennbar zahlungshalber — 
hingegeben hat, um dieſen über die Echtheit zu 
täuſchen. Gleichwohl handelt es ſich hierbei keines⸗ 
wegs, wie die Reviſion behauptet, um eine andre Tat 
i. S. des 8 265 StPO., ſondern um die in der An⸗ 
klage bezeichnete Tat, nur in einer anderen durch 
das Ergebnis der Hauptverhandlung bedingten Er⸗ 
ſcheinungsform. $ 263 StPO. verbietet nach feinem 
Wortlaut, Sinn und Zweck, die Urteilsfällung auf 
die einzelnen in der Anklageſchrift und in dem Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſe hervorgehobenen Vorkommniſſe zu 
beſchränken; vielmehr unterliegt ihr die ganze hiermit 
in Verbindung ſtehende, durch die Hauptverhandlung 
nachgewieſene Tätigkeit des Angekl., ſoweit ſie nebſt 
jenen Vorkommniſſen als ein und dieſelbe Handlung 
anzuſehen iſt (RGSt. 24, 370; 41, 164, Urt. des erk. 
Sen. vom 17. April und 27. Juni 1917 V. D. 131, 
389/1917). Dieſe Vorausſetzung traf aber hier zu. 
Denn im Rahmen des allgemeinen Planes des Angell., 
die fehlenden Geldmittel zur Befriedigung ſeines 
Gläubigers F. mittels der Wechſelfälſchung zu erlangen, 
ſpielte ſich auch deſſen geſamte, auf Verwertung des 
falſchen Wechſels durch ſeinen täuſchenden Gebrauch 
abzielende Tätigkeit ab. Die natürliche Handlungs⸗ 
einheit blieb deshalb beſtehen, mochte auch nunmehr 
— nach dem Stande der Hauptverhandlung — als 
durch den Wechſel zu täuſchende Perſon ein anderer 
in Frage kommen. Von einem Verſtoße gegen 88 263, 
265 StPO. kann demgemäß nicht die Rede fein. (Urt. 


N StS. vom 6. März 1918, 5 D 964/17). E. 


II. 

Zu 5 5 Nr. 1 Preisſt O. vom 555 Merz Ars : Wert 
oder Marktpreis? Marktlage eder Netmarktlage? Ber⸗ 
gleich des Gewinns mit dem im Frieden üblichen und 
angemeſſenen. Aus den Gründen: Der Angekl. 
hat ein Arbeitspferd und damit einen Gegenſtand 


23. Juli 1915 
des tägl. Bedarfs i. S. der BRBO. vom „ März 1916 


am 19. April 1917 für 3800 M erſtanden und an Uns 
koſten und Proviſion 100 M gezahlt; er hat das Pferd 
am 21. April 1917 für 4500 M verkauft, alſo nach 
zwei Tagen einen Gewinn von 600 M erzielt. Die 
Str. lehnt die Anwendbarkeit des 8 5 Nr. 1 VO. ab, 
weil das Pferd zur Zeit des Verkaufs einen wirklichen 
Wert von 4500 M und zur Zeit des Urteils, Sep⸗ 
tember 1917, gar einen ſolchen von 5000 M gehabt 
habe; hiernach ſei ein übermäßiger Gewinn unter Be: 
rückſichtigung der Marktlage nicht erzielt worden. 


Diefe Begründung läßt zweifelhaft erſcheinen, ob nicht 
ſchon der Begriff der Marktlage i. S. der PreisſtBO. 
verkannt ſei. Von der Marktlage iſt die jetzt im 
Kriege vielfach auftretende Notmarktlage zu unter⸗ 
ſcheiden, die durch die infolge des Krieges bewirlte 
Verringerung der Menge der zu Gebote ſtehenden 
Gegenſtände des tägl. Bedarfs geſchaffen iſt. Dieſe 
Notmarktlage ſcheint die Strͤ. für berückſichtigenswert 
gehalten zu haben. Zwar ſpricht ſie nur von dem 
Werte des Pferdes; ſie verſteht aber offenſichtlich unter 
dem „Werte“ den „Marktpreis“. Das muß daraus 
entnommen werden, daß ſie den Wert des achtjährigen 
Wallachs am Verkaufstage auf 4500 M und am Tage 
des Urteils auf 5000 M angibt; eine Marktlage, die in 
verhältnismäßig kurzer Zeit eine ſolche Werterhöhung 
zuläßt, ſcheint eine Notmarktlage zu ſein. Jedenfalls 
mußte die Strͤ. in dieſer Richtung den Sachverhalt 
prüfen. Wird die durch den Krieg eingetretene Not⸗ 
marktlage ausgenutzt, um einen beſonders hohen Ge⸗ 
winn zu erzielen, 1 kann auch im Verkaufe zum Markt- 
preiſe nach der Rechtſprechung des RG. unzuläſſige 
Preisſteigerung liegen. Nach der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des RG. ift bei der Beurteilung der Frage, 
ob ein übermäßiger Gewinn i. S. der BO. vorliegt, 
der Reingewinn Nea der bei gleichen Ge⸗ 
ſchäften in Friedenszeiten üblich und angemeſſen war. 
Dem übermäßigen Gewinne ſteht der gewöhnliche 
Gewinn gegenüber, der ſonſt beim Verkaufe üblich und 
angemeſſen iſt, um den Handel nutzbringend zu ge⸗ 
ſtalten 1 Bd. 49 S. 398). Nach beiden Rich⸗ 
tungen hin hat die Strͤ. bisher eine Prüfung nicht 
angeftellt; dieſe war aber nach obigem erforderlich. 
(Urt. des V. StS. vom 20. Febr. 1918, 5 D 874/17). 
4334 E. 
III 


Der 8 193 StGB. un. auch der Wahrnehmung 
fremder Intereſſen Schuß, ſofern fie den Täter auch nur 
mittelbar berühren oder Tatſachen betreffen, die ihn 
aus irgendwelchen Gründen näher angehen; kommt die 
Wahrnehmung folder Intereſſen in Frage, jo bedarf 
ed, um die Anwendbarkeit des $ 193 anszuſchlietzen, der 
Feſtſtellung, daß der Täter ansſchließzlich zu beſtimmten 
anderen Zwecken gehandelt hat. Aus den Gründen: 
Die Begründung, mit der die Strft. dem Angekl. den 
Schutz des 8 193 StGB. verſagt, gibt zu mehrfachen 
rechtl. Bedenken Anlaß, die zur Aufhebung des Urteils 
führen müſſen. Wenn im Eingang dieſer Begründung 
geſagt wird: „es ſei nicht erſichtlich, inwiefern der 
Angekl. durch die Anzeige der angebl. Pflichtver⸗ 
letzungen des Bürgermeiſters ſeine beſonderen eigenen 
Intereſſen vertreten hat“, ſo legt das den Verdacht 
einer rechtsirrtüml. Auffaſſung dahin nahe, der Schutz 
des 8 193 StB. gebühre nur dem, der Intereſſen 
wahrnehme, die ihn ſelbſt unmittelbar berühren. Dieſen 
Schutz gewährt der 8193, was die Strͤ. allem Ans 
ſcheine nach verkennt, auch der Wahrnehmung fremder 
Intereſſen, ſofern ſie den Täter auch nur mittelbar 
berühren oder Tatſachen betreffen, die ihn aus irgend⸗ 
welchen Gründen näher angehen. Um ſolche Inter⸗ 
eſſen aber konnte es ſich handeln, wenn der Angell. 
in der Anzeige des Bürgermeiſters der Stadt S. bei 
dem Kommandierenden General zu M. Mißſtände in 
der Amtstätigkeit des Bürgermeiſters zur Sprache 
brachte, die nicht nur grobe Amtspflichtverletzungen 
des Angezeigten, ſondern auch den Tatbeſtand ſtraf⸗ 
barer Handlungen erfüllen würden. Das Recht, ſolche 
Mißſtände bei der zuſtändigen oder von ihm für zu⸗ 
ſtändig erachteten Behörde zu rügen, würde entſpre⸗ 
chend den wiederholt ausgeſprochenen Grundſätzen dem 
Angekl. in Anſehung der ſtrafbaren Handlungen ſchon 
in ſeiner Eigenſchaft als Staatsangehöriger im übrigen 
als Bürger der Stadt S. zugeſtanden haben. Auf der 
Grundlage ſeiner hienach zu beanſtandenden grund⸗ 
ſätzl. Rechtsauffaſſung hat dann die im Gewande einer 
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tatſächl. Feſtſtellung auftretende weitere Annahme des 
L., daß der Angekl. gar nicht dieſen feinen Intereſſen 
dienen wollte, keinen für den Ausſchluß des § 193 StGB. 
entſcheidenden Wert. Denn ſie läßt die Möglichkeit 
offen, daß der Wille des Angekl. ei die Vertretung 
von berechtigten Intereſſen in dem bezeichneten wei⸗ 
teren Umfange gerichtet war (RGSt. Bd. 1 S. 80 [81], 
d. 20 S. 164, Bd. 25 S. 363, 364). Daß dem Angekl. 
nach der Auffaſſung des LG. ein ſolcher Wille gefehlt 
habe, kann auch nicht aus der weiteren Feſtſtellung 
des Urteils geſchloſſen werden, daß der Angekl. „viel⸗ 
mehr den Bürgermeiſter perſönlich treffen wollte“. 
Denn, da die Anwendung des 8 193 StB. begriffs⸗ 
notwendig das Vorliegen einer Beleidigung voraus⸗ 
ſetzt, brauchte es zu deſſen Ausſchließung der Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Angekl. zu anderen Zwecken als zur 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen, alſo etwa zur 
Befriedigung des Haſſes, eines Rachegefühls oder einer 
feindſeligen Geſinnung und zwar ausſchließlich zu 
einem ſolchen Zwecke gehandelt habe. (Rſpr. Bd. 8 
S. 524, RGSt. Bd. 34 S. 216). (Urt. des V. StS. vom 
18. Jan. 1918, 5 D 681/1917). E. 
4323 


IV. 


Wer den Abnehmer ſeiner Ware über deren Wert 
durch unwahre Angaben zu tänſchen und daraus Ge: 
winn zu ziehen ſucht, macht ſich damit nicht unlauterer 
Machenſchaften i. S. des 35 Nr. 3 Preisſt Bo. vom 


9 Kerz 1916 ſchuldig. Aus den Gründen: Soweit die 


Str. annimmt, daß mit dem Berg. aus 85 Abſ. 1 Nr. 1 
der BRS. v. 23. Juli 1915/23. März 1916 ein weiteres 
Berg. des Angekl. gegen 8 5 Abſ. 1 Nr. 3 PreisſtVO. 
einheitlich zuſammentrifft, unterliegt die Verurteilung 
allerdings rechtlichen Bedenken. Die Str. hat nach 
dem Verhandlungsergebnis nur feſtſtellen können und 
auch tage nur feſtgeſtellt, daß der Angekl. den 
übermäßigen Gewinn durch unlautere Machenſchaften 
erſtrebt und erzielt habe. Täuſchungsmittel, wie er 
ſie hierbei nach näherer Angabe des Urteils angewandt 
hat und hat anwenden el um ſeine Abnehmer zur 
Bewilligung der hohen Preiſe zu beſtimmen, die er 
für ſeine minderwertige Ware forderte, können zwar 
als „unlautere Machenſchaften“ in Betracht kommen. 
Die Vorſchrift des § 5 Abſ. 1 Nr. 3 PreisſtBO. ſetzt 
aber nach der inneren Tatſeite voraus, daß die Machen⸗ 
ſchaften vorgenommen ſind, um den Preis für die 
Gegenſtände zu ſteigern. Wie die daſelbſt beſonders 
angeführten Beiſpiele — die Vernichtung von Vor⸗ 
räten und die Einfchränfung ihrer Erzeugung und des 
Handels mit ihnen — erkennen laſſen, iſt im Geſetz 
als Inhalt dieſer Abſicht der Wille gedacht, in der 
angegebenen Richtung auf die Preislage, die Preis⸗ 
geſtaltung des Marktes einzuwirken. Daran fehlt es 
hier. Nach dem Urteil kommt nichts weiter in Frage, 
als daß es der Angekl. in einer Reihe von Fällen 
unternommen hat, die Abnehmer durch die angewandten 
Mittel über den Wert ſeiner Ware zu täuſchen und 
aus der Täuſchung Gewinn zu ziehen. Hierin mag 
Betrug oder Betrugsverſuch liegen. Die Voraus⸗ 
ſetzungen des 95 Abſ. 1 Nr. 3 find damit nicht erfüllt. 
(Urt. des V. Sts. vom 26. Febr. 1918, 5 D 734/17), 
4337 E. 


V 


‚SIEB. 58 242, 243. Zur Abgrenzung von Vor⸗ 
bereitungshandlung und Anfang der Ausführung beim 
Diebſtahl. Aus den Gründen: Mit Unrecht beruft 
ſich der Angell. ei den vom erk. Senat in feinem 
Urteil vom 19. Juni 1917 (5 D 420/17 gegen Müller) 
ausgeſprochenen Satz, daß die Ausführung des einfachen 
Diebſtahls erſt in dem Augenblicke beginnt, in dem der 
Täter die Abſicht betätigt, den zu ſtehlenden Gegen⸗ 
ſtand an ſich zu nehmen. Denn mit dieſem Satze wird 
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keineswegs, wie der Beſchwerdeführer zu glauben ſcheint, 
für die Annahme des Diebſtahlsverſuchs die Voraus⸗ 
ſetzung aufgeſtellt, daß der Gegenſtand des Diebſtahls 
ſchon von dem Ort, an dem er ſich vorher befunden 
hat, entfernt, mit ſeiner Wegſchaffung begonnen ſein, 
daß er ſich vom Gewahrſam des Eigentümers zu dem 
des Diebes unterwegs befinden muß. Den Beginn der 
Betätigung des Wegnahmevorhabens können vielmehr 
auch Handlungen des Diebes bilden, die keine Bewegung 
des Gegenſtandes von ſeinem Ort in ſich ſchließen. Das 
LG. hat eine ſolche Handlung darin erblickt, daß die beiden 
Angekl., in der Abſicht, aus einem Wagen ſich fremdes 
Getreide rechtswidrig anzueignen, den Wagen betreten 
und dort einen mit Graupen gefüllten Sack aufge⸗ 
ſchnitten haben. Daß es hierin nicht nur eine Vor⸗ 
bereitungshandlung, ſondern den Beginn der Aus⸗ 
führung des Diebſtahls ſieht, iſt nicht rechtsirrig. (Urt. 
des V. StS. vom 27. März 1918, 5 D 79/1918). E. 
4365 


VI 


Preisſtͤo. vom 23. Juli 1915 / 23. Marz 1916 
5 Abſ. 1 Nr. 1, Sts. 5 74. Beſtimmung des 
zuläffiden Gewinnd durch einen Durchſchnittszuſchlag 
Per Einkaufspreis? Voransſetzungen eines fortgeſetzten 

ergehens der übermäßigen Preisſteigernng. Aus den 
Gründen: Gegen die Bejahung der Frage, ob 
bei den hier in Betracht kommenden Geſchäften der 
vom Angekl. geforderte Verkaufspreis einen über⸗ 
mäßigen Gewinn i. S. der PreisſtBO. 8 5 ar 
Nr. 1 enthalten habe, erhebt ſich kein durchgreifendes 
Rechtsbedenken. Hinſichtlich der allgemeinen Geſchäfts⸗ 
koſten führt das LE. aus: Der Angekl., der in der 
Hauptſache nur einen Kommiſſionshandel in Kartoffeln, 
Gemüſe, Obſt u. dergl. betreibe, habe weder ein Lager, 
noch ein beſonderes Kontor, noch außer ſeinen beiden 
Söhnen, denen er aber kein Gehalt zahle, irgendwelche 
Angeſtellte; ſein Aufwand beſtehe in den Ausgaben 
für Fernſprecher, Telegramme, Briefwechſel und Ge⸗ 
ſchäftsreiſen. Was den Verkauf der 85 Tonnen unge⸗ 
ſchnittenes Schweinskrauſenfett an die Stadt N. und 
der 300 Ztr. feingeſchnittener Schweinskrauſen an die 
Stadt U. anlangt, ſo darf aus dem Zuſammenhange 
der Urteilsgründe entnommen werden, daß dem An⸗ 


gekl. keine oder doch bloß unerhebliche Anſchaffungs⸗ 


koſten erwachſen ſind, da er nur ihm gemachte Ange⸗ 
bote der Firma N. und B. als Eigenangebote weitergab 
und offenbar die Ware unmittelbar an die Käufer 
überwies. In den Fällen N. und U. ſtützt ſich das 
Urteil ferner darauf, daß der Angekl. ſelbſt einen 
Zuſchlag von 10 v. H. zu dem Einkaufspreis als an⸗ 
gemeſſene Geſamtvergütung betrachtet hat, während 
es bei den Obſtverkäufen in den Fällen 11, 13, 22, 
23 und 35 der Anklage dem Gutachten der Sachver⸗ 
ſtändigen folgt, die einen durchſchnittlichen Zuſchlag 
von 30 v. H. zu dem Erwerbspreis als übliche und 
angemeſſene Abgeltung aller Unkoſten, der Verluſt⸗ 
gefahr und des Unternehmerlohns wie für ſeinen Obſt⸗ 
handel überhaupt, ſo auch insbeſondere für die hier 
in Rede ſtehenden Einzelgeſchäfte anſehen. Dieſe Be⸗ 
rechnungsart, welche gerade die Verluſte oder gerin⸗ 
geren Erträgniſſe aus anderen Geſchäften mit in 
sun bringt, entzieht dem Reviſionseinwande den 
Boden, die Forderungen des Angekl. würden völlig 
im Rahmen des im Frieden gebräuchlichen Gewinns 
geblieben fein, wenn das LG. nicht unter mehr als 
1000 Geſchäften des Angekl. die 5 mit den höchſten 
Aufſchlägen herausgegriffen und fie ohne Berückſichti⸗ 
gung der anderen gleichartigen Geſchäfte der Ent⸗ 
ſcheidung zugrunde gelegt hätte. Ob etwa die Gewinn⸗ 
beſtimmung im Wege eines Durchſchnittszuſchlags zu 
dem Einkaufspreis rechtsgrundſätzlich zu beanſtanden 
wäre, kann auf ſich beruhen; denn jedenfalls gereicht 
ſie unter den beſonderen vorliegenden Umſtänden dem 
Angekl. nicht zur Beſchwerde, wie er denn auch nur 
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den ihm zugebilligten Gewinnſatz als zu niedrig be 
mängelt. Allerdings mißverſteht die Strafkammer 
den 8 5 Abſ. 1 Nr. 1 a. a. O., ſofern fie die Frage 
der Uebermäßigkeit auf den vom Verkäufer geforderten 
Preis oder auf den von ihm erzielten Rohgewinn 
abſtellt. Nicht auf dieſen, vielmehr auf den im Preis 
enthaltenen Reingewinn und deſſen Verhältnis zu 
dem bei entſprechenden Geſchäften während des Frie- 
dens üblichen und angemeſſenen Reingewinn kommt 


es nach Wortlaut, Sinn und Zweck der Vorſchrift an. 


Indeſſen wird durch dieſen Irrtum der Beſtand des 
Urteils nicht gefährdet. Denn hier, wo einerſeits 
die Geſtehungs⸗ und ſonſtigen Koſten unverändert 
blieben und andererſeits nur nach dem Hundertſatz ein 
Rohgewinnzuſchlag zum Einkaufspreis gemacht wurde, 
mußte mit der Höhe des Zuſchlags zugleich der in 
ihm mit eingeſchloſſene Reingewinn wachſen, ſo daß 
dieſer notwendig über das geſetzl. Maß hinausging, 
wenn jener die zuläſſige Grenze überſchritt. Schlug 
alſo der Angekl., wie erwieſen, bei den Obſtverkäufen 
60 oder 47, 40, 46 und 50 ſtatt 30 v. H. und bei den 
Verkäufen an U. 16,67 ſtatt 10 v. H. und an N., wo 
er den Einkaufspreis von 450 auf 825 M trieb, auf 
dieſe Weiſe ſogar 83 ſtatt 10 v. H. auf, ſo enthielten 
die Preiſe Reingewinne, die vom Tatrichter unter 
Berückſichtigung aller einſchlägigen Verhältniſſe unbe⸗ 
denklich für übermäßig erachtet werden konnten und 
erachtet worden ſind. Rechtsirrig hiergegen iſt die 
Darlegung der Str. über den Fortſetzungszuſammen⸗ 
hang. Der „einheitlich gefaßte Vorſatz“ des Angekl., 
„bei jeder ſich bietenden Gelegenheit möglichſt viel 
zu verdienen, ſei es auch im Wege übermäßiger Preis⸗ 
ſteigerung“, reicht allein nicht aus, ein einheitliches 
fortgeſetztes nn Tun zu begründen (RSSt. 
15, 23; 22, 235; 45, 70 u a.). Das gleiche gilt für die 
aus dieſem allgemeinen Zuſammenhange vom Vorder⸗ 
richter losgelöſten und mittels Unterſtellung eines 
beſonderen einheitl. Vorſatzes in den Begriff eines 
fortg. Vergehens zuſammengefaßten Verkäufe an die 
Städte N. und U. Indes wird hierdurch der Angekl. 
nicht beſchwert. Ob aber dem Bereich eines Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhanges gewiſſe Einzelvorgänge ein⸗ 
zugliedern ſeien oder nicht, iſt Sache der Beweiswür⸗ 
digung und Feſtſtellung des Tatrichters. Rechtlich 
ſtand mithin nichts entgegen, die Schweinskrauſenge⸗ 
ſchäfte des Angekl. mit den genannten Städten um 
deswillen, weil ſie aus ſeinem regelmäßigen Gewerbe⸗ 
betriebe herausfielen und für ihn außergewöhnliche 
Unternehmungen waren und weil ſie ferner einem 
geſondert gefaßten Vorſatz entſprangen, aus dem 
ſonſtigen nach Anſchauung des LG. vorhandenen ein⸗ 
heitl. Tun des Angekl. auszuſcheiden und als ſelb⸗ 
ſtändige fortg. Straftat, die mit der übrigen ſachlich 
zuſammentraf, zu beurteilen. Die von der Reviſion 
behauptete Verletzung des 8 74 StG. durch unrichtige 
Annahme zweier Vergehen des Preiswuchers liegt 
demgemäß nicht vor. (Urt. des V. StS. vom 2. März 
1918, 5 D 926/17). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


I. 
Ansſchließung des del deem Erbrechts des über: 
lebenden Gatten durch eine letztwillige Verfügung ans 
der Zeit vor dem 1. Jannar 1900? Nach dem früheren 
Plälziſchen Recht keunten Teſtamente in der Form von 
öffentl. Urkunden uur von 2 Notaren in Gegenwart von 
2 Acer oder von 1 Notar in Gegenwart von 4 Zengen 
errichtet werden. Der Erblaſſer ſchloß im Jahre 1883 
die Ehe mit ſeiner nunmehrigen Witwe; ein Ehe⸗ 
vertrag wurde nicht errichtet. Den erſten Wohnſitz 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bahern. 1918. Nr. 11 u. 12. 


nahmen die Ehegatten im Gebiete des rheiniſch⸗franzö⸗ 
ſiſchen Rechts. Im Jahre 1895 übertrug der Erblaſſer 
in Ludwigshafen, wohin die Ehegatten ſpäter über⸗ 
ſiedelt waren, vor einem Notar und zwei Zeugen 
mittels Schenkung unter Lebenden ſeiner Frau für 
den Fall, daß er vor ihr mit Tod abgehen ſollte, 
feinen geſamten Nachlaß zur lebenslänglichen, unent⸗ 
geltlichen und bürgſchaftsfreien Nutznießung; die gleiche 
Zuwendung machte die Frau an demſelben Tage in 
der gleichen Form dem Manne; jeder Ehegatte er⸗ 
klärte die Annahme der Schenkung des anderen. Am 
1. Mai 1916 verſtarb der Erblaſſer ohne Hinterlaſſung 
von Abkömmlingen. Das Nachlaßgericht ſtellte auf 
den Antrag ſeiner Erben einen gemeinſchaftl. Erbſchein 
aus, in dem bezeugt iſt, daß der Verlebte auf Grund 
Geſetzes zur Hälfte von ſeiner Witwe, zur anderen 
Hälfte von ſeinen Geſchwiſtern beerbt worden iſt. 
Von dieſen wurde fpäter beantragt, den Erbſchein 
einzuziehen, weil das geſetzl. Erbrecht der Witwe durch 
die Schenkung vom Jahre 1895 ausgeſchloſſen ſei. 
Der Antrag wurde abgewieſen; Beſchwerde und weitere 
Beſchwerde wurden zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: An die Stelle der geſetzl. 
Gütergemeinſchaft, die unter den Gatten beſtand, iſt 
mit dem Inkrafttreten des BGB. nach Art. 124 Weberg®. 
die Fahrnisgemeinſchaft des neuen Rechtes getreten. 
Das geſetzl. Erbrecht der Witwe nach 8 1931 BGB. 
beſteht nur, wenn es nicht durch Erbverzicht oder durch 
letztwillige Verfügung ausgeſchloſſen iſt. Erbverzicht 
kommt nicht in Frage. Nach Art. 213, 214 ECG. B88. 
kann auch eine letztwillige Verfügung aus der Zeit 
vor dem 1. Januar 1900 den Ausſchluß des geſetzl. 
Erbrechts bewirken. Die Vorinſtanzen haben die 
Schenkung des Erblaſſers vom Jahre 1895 als letzt⸗ 
willige Verfügung erachtet, jedoch angenommen, daß 
durch ſie das geſetzl. Erbrecht der Witwe nicht aus⸗ 
geſchloſſen worden iſt. Der Annahme, daß die Schen⸗ 
kung die Natur einer letztwilligen Verfügung hat, iſt 
nicht zuzuſtimmen. Als Erb⸗ oder Vermächtnisvertrag 
kann die Schenkung nicht in Betracht kommen. Ab⸗ 
geſehen davon, daß ſie dem Widerruf unterworfen 
war und deshalb von den Gatten nicht in einer und 
derſelben Urkunde erklärt werden durfte (Art. 1096, 
1097 C. c.), läßt das franz. Recht Erb» und Vermächt⸗ 
nisverträge nur in Eheverträgen zu (Art. 893, 895, 
1082, 1093, 1389 C. e.; vgl. Niedner (2) Bem. 5 « 
zu Art. 214 EG. BGB.; Zachariä⸗Crome, Handb. des 
franz. Zivilrechts (8) Bd. IV S. 519 ff., 527, 537 ff.). 
Als einſeitige letztwillige Verfügung iſt die Schenkung 
deshalb nicht rechtswirkſam, weil ſie nicht in der für 
Teſtamente vorgeſchriebenen Form beurkundet worden 
iſt. Denn nach der Beſtimmung in Art. 971 C. c., die 
durch das Gef. vom 28. Febr. 1880, die Abänderung 
des Art. 9 PfälzR S. vom 25. Ventöse XI betr. (GVBl. 
S. 98) aufrecht erhalten iſt, find Teſtamente in der 
Form einer öffentl. Urkunde von zwei Notaren in 
Gegenwart von zwei Zeugen oder von einem Notar 
im Beiſein von vier Zeugen aufzunehmen. Hier hat 
aber nur ein Notar mit zwei Zeugen mitgewirkt. Da 
ſonach die Schenkung den Ausſchluß der Witwe von 
dem ihr zuſtehenden geſetzl. Erbrechte nicht bewirken 
konnte, iſt der erteilte Erbſchein nicht unrichtig. (Be⸗ 
ſchluß des I. 3S. vom 22. März 1918, Reg. III 
Nr. 19/1918). M. 
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Ein Berufsvormund iſt Behörde i. S. des 5 29 
25 2 566. und bedarf auch im Fürſorgeerziehungs⸗ 
verfahren trotz der Beſtimmung in Art. 8 Fürſerzs. 
zur Einlegung der weiteren Beſchwerde nicht der Zu⸗ 
ziehung eines Nechtsanwalts. Aus den Gründen: 
Das Beſchwerderecht des Berufsvormunds iſt nach 
Art. 6 Abſ. 5 FürſErzG. außer Zweifel. Die Be 
ſchwerde iſt auch in der geſetzl. Form eingelegt. Zwar 
beſtimmt Art. 8 a. a. O., daß die Beſchwerdeſchrift, in 
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der die weitere Beſchwerde eingelegt wird, durch einen 
Rechtsanwalt unterzeichnet fein muß. Dieſem Erfor⸗ 
dernis entſpricht die Beſchwerdeſchrift des ſtädtiſchen 
Vormunds nicht. Allein die Vorſchrift des Art. 8 
gilt nicht allgemein. Nur die Berechtigung zur Ein⸗ 
legung der Beſchwerde iſt im FürſerzG. (Art. 6) unab⸗ 
hängig von den Vorſchriften des ZIG. und erſchöp⸗ 
ſend geregelt. Dagegen iſt nicht anzunehmen, daß 
durch den Art. 8 abweichend von der Beſtimmung in 
829 Abſ. 1 Satz 3 JG. die Unterzeichnung der Bes 
ſchwerdeſchrift durch einen Rechtsanwalt auch dann 
vorgeſchrieben werden wollte, wenn die weitere Be⸗ 
ſchwerde von einer Behörde eingelegt wird; denn 
durch den Art. 8 ſollte die Einlegung der Beſchwerde 
und der weiteren Beſchwerde erleichtert werden. Biel» 
mehr bedarf bei der weiteren Beſchwerde im Fürſorge⸗ 
erziehungsverfahren eine Behörde der Zuziehung eines 
nal zu der Unterzeichnung der Beſchwerde⸗ 
chrift nicht, da in Art. 17 Abſ. 1 FürſeErzG. für das 
erfahren in Angelegenheiten der Fürſorgeerziehung 
die allgemeinen geſetzl. Vorſchriften, insbeſondere für 
das Verfahren der Gerichte die für Vormundſchafts⸗ 
ſachen geltenden Vorſchriften, alſo auch 8 29 J., 
als maßgebend erklärt find. Dieſe Beſtimmung findet 
auf den Beſchwerdeführer Anwendung. Die Stadt 
A. hat auf Grund des Art. 2 Gef. vom 23. Febr. 1908 
die Berufsvormundſchaft durch die im JMBl. 1913 
Seite 181 abgedruckte, von den Staatsminiſterien der 
Juſtiz und des Innern genehmigte Gemeindeſatzung 
eingeführt. Darnach kann der Stadtmagiſtrat in den 
dort genannten Fällen einem oder mehreren ſeiner 
Beamten alle Rechte und Pflichten eines Vormunds 
übertragen. Der ſtädtiſche Berufsvormund iſt dem⸗ 
nach ein mittelbares Glied der Staatsverwaltung, 
das dazu berufen iſt, mit dem Anſehen einer öffent⸗ 
lichen Behörde ſelbſtändig für Zwecke tätig zu ſein, 
deren Förderung zu den Aufgaben des Staates ge⸗ 
ad Daher iſt der Berufsvormund als eine Behörde 
geſetzl. Sinne zu erachten und iſt nicht an die 
Formen gebunden, die für die weitere Beſchwerde von 
1912. 865 nen gelten (vgl. KG. vom 23. Februar 
912, 28%. 42 A 35). 49185. des I. ZS. vom 3. Mai 
1 Reg. III Nr. 29/1918). M. 
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B. Strafſachen. 
I. 


Iſt uur im Straſaus ſpruche Berufung eingelegt, 
fo darf ra das a nicht mehr mit der 
Notwehr beſaſſen und einen Straſminderungsgrund 
daraus ableiten, daß es Diele Frage im Gegenſatze zum 
e bejaht. Die Anfechtung des Urteils 
wegen dieſes Berſtoßes iſt durch 5 380 StPO. nicht 
anögeichlefien. Das Schöffengericht hat den Angekl. 
wegen gefährl. Körperverletzung zu einer Geldſtrafe 
von 120 M verurteilt; gegen das Urteil, das die Fragen 
der Notwehr, der vermeintl. Notwehr ſowie der ſtraf⸗ 
loſen Notwehrüberſchreitung nach eingehender Prüfung 
verneint, legte der als Nebenkläger zugelaſſene Ver⸗ 
letzte behufs Erzielung einer höheren Strafe Berufun 
ein, während der Angekl. und der Amtsanwalt ſi 
bei dem chterl. Ausſpruche beruhigten. Das BG. 
hat Notwehr angenommen und den Angekl., da es ihn 
wegen der Rechtskraft des Schuldausſpruchs nicht frei⸗ 
l konnte, zur geſetzl. Mindeſtſtrafe verurteilt; 

ie Koſten des zweiten Rechtszuges hat es dem Neben⸗ 
kläger auferlegt. Das Obs G. hat das Urteil aufgehoben. 

Aus den Gründen: Angeſichts der Rechtskraft 
des Schuldausſpruchs durfte die Strͤ. die Schuldfrage 
und die durch deren Bejahung unmittelbar verneinte 
Notwehrfrage nicht mehr prüfen; ſie war mit dieſen 
Fragen durch die auf die Höhe der Straſe beſchränkte 
Berufung des Nebenkl. nicht befaßt und konnte eine 


neue Beweiswürdigung bezüglich der Notwehrfrage 
nicht vornehmen (Löwe, Anm. 2 zu 8 368 StPO. mit 
den Hinweiſ., beſ. KG. bei Goltd. 55, 122 u. R Mils. 
PIE. Bd. 8 S. 121, 123). Die hier maßgebenden Rechts» 
ſätze gehören nicht allein dem Prozeßrecht ſondern 
ebenſo dem ſachl. Recht an. Wie die Nichtanfechtung 
eines Urteils im ganzen Rechtskraft in dem Sinne 
ſchafft, daß dadurch der ſtaatl. Strafanſpruch endgültig 
feſtgeſtellt, die Strafklage verbraucht wird, ſo verbietet 
die Nichtanfechtung des Schuldausſpruchs eine noch⸗ 
malige Erörterung der Schuldfrage, ſei es zugunſten 
oder zuungunſten des Angekl.; in dem einen wie in 
dem anderen Falle beruht die Rechtskraftwirkung auf 
dem als Beſtandteil des ſachl. Rechtes anerkannten 
Grundſatz „ne bis in idem“ (Löwe, Anm. 5c zu 8 380). 
In der Straffrage war es dem BG. zwar unbenommen, 
in den durch die rechtskräftige Verneinung der Not⸗ 
wehr gegebenen Grenzen mit Rückſicht auf die Um⸗ 
ftände des Falles die Strafe zu mindern; es konnte 
aber angeſichts der Rechtskraft des * 
nicht die Schuld des Angekl. verneinen und hieraus 
einen Strafminderungsgrund ableiten. (Urteil vom 
28. Februar 1918, Rev.⸗Reg. Nr. 50/1918). Ed. 
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Die für das Safes Vergehen ma 1 enden 
Grund ſätze find auf Forſtfrevel nach Art. 88 58. nicht 
anwendbar. Die Straſſchärſungen des Art. 59 Ziff. 9 
58. treffen nur den beim Frevel ſelbſt betroffenen und 
gewarnten Täter. Aus den Gründen: Das Forſt⸗ 
rügegericht ſprach im Urteilsſatze den Angekl. einer 
Uebertretung des verbotenen Weidenlaſſens ſchuldig, 
erkannte aber für jede einzelne der 20 W 1 
auf die volle geſetzl. Strafe, weil die wiederholte un⸗ 
befugte Weideausübung nach Art. 58 Abſ. 1 FG. nicht 
als fortgeſetzter Forſtfrevel zu betrachten ſei. Das 
Berufungsgericht ſchloß ſich dieſer Rechtsauffaſſung an, 
änderte aber den Schuldausſpruch nicht ab, ſtellte ſogar 
noch ausdrücklich feſt, daß die Handlungen des Angekl. 
auf einem einheitlichen rechtswidrigen Vorſatze beruhen. 
Darin liegt ein Widerſpruch. Kennt das JG. eine 
Zuſammenfaſſung mehrerer gleichartiger Frevel auf 
Grund des einheitl. Vorſatzes zu einer Tateinheit im 
Rechtsſinne nicht, fo ſtellt jeder einzelne Frevel eine 
elbſtändige Straftat dar, weshalb wegen jeden Frevels 
ie Verurteilung zu erfolgen hat. Die Tatſache, daß 
in jedem einzelnen Falle gegen das gleiche Strafgeſetz 
verſtoßen wurde, rechtfertigt die Verurteilung wegen 
einer Uebertretung nicht. Das B. hätte daher auch 
von ſeinem Standpunkt aus den Urteilsſatz des Forſt⸗ 
rügegerichts dahin berichtigen ſollen, daß der Angekl. 
wegen 20 Forſtfrevel nach Art. 88 JG. zur Strafe ver⸗ 
urteilt wird. § 372 StPO. wäre einer ſolchen Berich⸗ 
tigung nicht entgegengeſtanden. Der ſtändige Kriminal⸗ 
19 des bayer. ObG H. hat am 10. März 1855 unter 

ezugnahme auf Art. 57 — jetzt Art. 58 — J. ent⸗ 
ſchieden, daß die ner Zeit hindurch wiederholte 
unbefugte Weideausübung in einem und demſelben 
Walde nicht als ein e zu betrachten, 
ſondern auf jede einzelne Wiederholung die geſetzl. Strafe 
anzuwenden iſt (Ztſchr. für Geſetzgeb. und Rpfl. Bd. 2 
S. 87). Gegen die Entſcheidung hat Brater in den Er⸗ 
läuterungen zu Art. 57 J. vom 28. März 1852 Bes 
denken erhoben (Dollmann, Geſetzgebung Bayerns Bd. 1 
Teil 2 S. 511). Das BG. kommt zu der gleichen Rechts⸗ 
anſchauung wie der Gerichtshof auf Brund der Er⸗ 
wägung, daß das FG. im Gegenſatze zum allgem. StGB., 
das dem Richter einen weit gedehnten Strafrahmen 
bietet und ihm dadurch eine ſtrengere Beſtrafung der 
fortgeſetzten Straftat als der einmaligen ermöglicht, 
nur Strafen für jede einzelne VBergehenshandlung kenne 
und hiefür eine feſt beſtimmte Strafe aufſtelle. Ob die 
Annahme des BG., daß das FG. ein „fortgeſetztes“ Ver⸗ 
gehen überhaupt nicht kenne, in dieſer Allgemeinheit 


zutrifft, oder ob fie — wie der ObGH. ausführte — 
durch die Beſtimmung des Art. 58 FG. über die Bes 
ſtraſung mehrerer durch dieſelbe Perſon verübter Frevel 
gerechtfertigt wird, bedarf nicht der Entſcheidung. Denn 
der grundlegende Gedanke des BG. iſt jedenfalls für 
die Anwendung des Art. 88 JG. als entſcheidend anzu⸗ 
erkennen. Darnach iſt die Strafe des Forſtfrevels derart 
zu bemeſſen, daß für ein Stück Rindvieh uſw. 60 Pfg., 
für ein Stück junges Vieh unter einem Jahre die Hälfte 
auszuſprechen iſt. Das Geſetz ſtellt wi eine abfolut 
beſtimmte Strafe auf. Bei der Annahme eines fort⸗ 
geſetzten Frevels müßte deshalb, auch wenn er ſich 
monatelang die ganze Weidezeit hindurch täglich Es 
holte, auf die gleiche Strafe erkannt werden, wie für 
einen einmaligen, noch ſo kurzwährenden Frevel. Das 
Geſetz ſtuft ferner die Strafe nach der Art des wei⸗ 
denden Tieres ab und bringt ſie damit in ein ent⸗ 
ſprechendes Verhältnis zu dem durch die Weideaus⸗ 
übung zu gewärtigenden Schaden. Das iſt nur erklärlich, 
wenn man als Inhalt des Geſetzes annimmt, daß jeder 
einzelne Weidefrevel mit der angedrohten Strafe belegt 
werden ſoll. Legt man der e 
Handlungen, von denen jede für ſich den Tatbeſtand 
einer Straftat erfüllt, in eine — fortgeſetzte — Straftat 
die Forderung der ade zugrunde (vgl. Kohler 
Goltd Arch. Bd. 53 S. 153 ff.), dann kann dieſe For⸗ 
derung nur erhoben werden gegenüber einem Straf⸗ 
hege das durch ſeinen Strafrahmen dem Richter er⸗ 
maglicht den erſchwerenden Umſtand der Wiederholung 
ſtändig zur Geltung zu bringen. Die Anwendung 
ber für das fortgeſetzte Vergehen maßgebenden Grund» 
ſätze auf Strafgeſetze wie der Art. 88 FG., ſtünde in 
einem dem allgemeinen Rechtsempfinden unverſtändl. 
N zu den Forderungen der Gerechtigkeit. 
Andererſeits kann der Strafbeſtimmung des Art. 88 
FG. gegenüber nicht mit Grund eingewendet werden, 
daß die Verhängung der Strafe für jeden einzelnen 
Frevel und ſomit die Strafenhäufung unbillig ſei. 
Soweit in dem Urteile des StS. vom 11. Juli 1914 
ANNE. 398/1914 eine abweichende e vertreten 
iſt, wird hieran nicht feſtgehalten. — Das BG. hat die 
Beſtimmung in Art. 59 Ziff. 9 JG. für anwendbar 
erachtet, wonach als allgemeiner Strafſchärfungsgrund 
anzuſehen iſt, wenn der betroffene Frevler den ange⸗ 
fangenen Frevel trotz der Warnung fortſetzt, und hat 
demgemäß die einfache Strafe des Art. 88 Abſ. 1 und 3 
F. um die Hälfte erhöht. Die Vorausſetzungen des 
Art. 59 Ziff. 9 FG. find jedoch nach dem klaren Wort⸗ 
laute nur gegeben, wenn der Frevler bei der Aus⸗ 
übung des Frevels d. h. bei der Handlung betroffen 
und verwarnt wird, die der Strafrichter feſtſtellt und 
als ſtrafbaren Forſtfrevel erachtet. Aus den Darlegungen 
des BG. iſt aber zu entnehmen, daß die Verwarnungen 
des D. nicht bei der Ausübung eines Frevels erfolgten. 
Weitere tatſächl. Erörterungen ſind in dieſer Hinſicht 
nicht geboten. Die Strafverſchärfung iſt demnach zu 
9 n und die Strafe zu ermäßigen. (Urteil vom 
21. Februar 1918, Rev.⸗Reg. Nr. 44/1918). Ed. 
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Das Reichsgericht iſt im Berhältniſſe zum Bayer. 
Oberſten N nicht „oberes Gericht“ im Sinne 
des 3 27 Abſ. 1 EBD. Ein Gericht kaun nicht im 
ganzen abgelehnt werden. Kann ein Ablehnungsgeſuch 
von dem abgelehnten Richter deshalb zurückgewieſen 
werden, weil die Gründe des Geſuchs nicht geeignet find, 
den Verdacht der Befangenheit zu begründen? Aus 
den Gründen: Da der Privatkl. ſämtliche etwa 
zur Entſcheidung berufenen Richter des Strafſenats 
ablehnte und damit, falls die Ablehnung überhaupt 
als zuläſſig zu erachten wäre, das Gericht beſchluß⸗ 
unfähig würde, iſt zu entſcheiden, ob ein Gericht 
beſteht, das im Verhältnis zum bayer. Ob. als 
„oberes Gericht“ i. S. des $ 27 Abſ. 1 StPO. gelten 
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könnte. Das iſt zu verneinen. Daß nur das RG. 
in Betracht kommen könnte, bedarf keiner weiteren 


Erörterung. 8 27 StPO. entſpricht dem 8 21 des 
Entw., zu deſſen Begründung geſagt iſt: „Das Ver⸗ 
fahren bei Ablehnungen hat der Entw. in Ueber⸗ 


einſtimmung mit dem Entw. der ZPO. zu regeln 
geſucht ... Werden ſoviele Mitglieder eines Gerichts 
abgelehnt, daß es an der zur Erſetzung erforderl. 
Richterzahl fehlt, ſo liegt es in der Natur der Sache, 
die Entſcheidung über das Ablehnungsgeſuch auf das 
Gericht der höheren In ! een zu laſſen“ 
(Hahn, Mat. zur StPO. Abt. I S. 91). Die Begrün⸗ 
dung ſpricht alſo von dem Gerichte „höherer Inſtanz', 
nicht von dem „zunächſt oberen Gerichte“. Auch na 
der entſprechenden Beſtimmung in 8 45 Abſ. 1 38. 
hat das im i zunächſt höhere Gericht zu 
ug Auch der Entw. I der StPO. hatte im 89 
5 Geſ. — die Worte „das im Inſtanzenzuge 
9 öhere Gericht“ gebraucht. Die Aenderung 
in „zunächſt oberes Gericht“ ſollte keinen 100 Unter⸗ 
ſchied begründen (vgl. Puchelt, StPO. $ 15 Anm. 1 
und 8). Gegen die Entſcheidungen des Obs G. iſt aber 
kein Rechtsmittel gegeben, durch das ſie der Nach⸗ 
prüfung des RG. unterſtellt werden könnten. Das 
Obe. t demnach im Inſtanzenzug ebenſo das oberſte 
Gericht wie das RG. (Förſter⸗Kann, ZPO. [3] 8 45 
Anm. 1). Das Obs. iſt auch i. S. der Gerichts⸗ 
verfaſſung dem RG. nicht untergeordnet. Nach 8 8 
EG. GBG. kann durch die Geſetzgebung eines Bundes⸗ 
ſtaates, in dem mehrere Oberlandesgerichte errichtet 
werden, die Verhandlung und Entſcheidung der zur 
Zuſtändigkeit des RG. gehörenden Reviſtonen in bürgerl. 
Rechtsſtreitigkeiten vorbehaltlich der im 2. Abſ. ent⸗ 
haltenen Einſchränkung einem Oberſten Landesgerichte 
zugewieſen werden. Durch dieſe vor allem ſtaats⸗ 
rechtliche Beſtimmung, die ſich im Verlaufe der Ent⸗ 
wicklung weſentlich als ein Sonderrecht Bayerns dar⸗ 
ſtellt — vgl. Laband, StRecht des D. Reichs [4] Bd. 3 
S. 378 —, . ermögliäht, einen Teil der Geſchäfts⸗ 
aufgabe des RG. einem ObLG. zu übertragen, das dieſe 
Aufgabe neben dem RG. und völlig unabhängig von 
dieſem zu erledigen hat. Daraus folgt notwendig, 
daß das RG. i. S. ber Gerichtsverfaſſung im Verhältnis 
zum ObL®. nicht „oberes“ Gericht fein kann. Daran 
änderte jedenfalls, foweit 827 StPO. in Frage kommt, 
auch der Umſtand nichts, daß auf Grund des 8 I EG. 
GVG. in der Faſſung vom 17. Mai 1898 (RGBl. S. 252) 
in Bayern durch Art. 167 Ziff. XII des AG. BB. die 
Verhandlung und Entſcheidung der zur Zuſtändigkeit 
der Oberlandesgerichte gehörenden Reviſionen und 
Beſchwerden in Strafſachen dem Obs G. zuwieſen wurde; 
denn dadurch wurde nur der Geſchäftskreis des Obs. 
erweitert, keineswegs aber deſſen Verhältnis zum R. 
beeinflußt. Ob ſich 11 ieraus ergibt, daß trotz der 
Ablehnung Richter des Obs. über die Ablehnungs⸗ 


erklärung und die Beſchwerde des Privatkl. zu ent⸗ 
fal. 4, Maf jaben (vgl. Förſter⸗Kann a. a. O. $ 45 Anm. 1 
in DAZ. Bd. 20 Sp. 96/97), kann offen 


ble ben, 9 lch die Ablehnungserklärung auch aus 
anderen Gründen als unauläffig und unbeachtlich ers 
weiſt und deshalb der Mitwirkung abgelehnter Richter 
bei der Entſcheidung nicht entgegenſteht. Die StPO. 
läßt nur die Ablehnung einzelner Gerichtsperſonen, 
nicht aber die Ablehnung eines Gerichts als ſolchen 
zu. Ein Gericht kann nicht im ganzen abgelehnt werden 
(RG St. Bd. 27 S. 175). Der Privatkl. hat nun aller: 
dings nicht dem Wortlaute nach den StS. des Obs. 
als ſolchen abgelehnt, ſondern nur die einzelnen zur 
Entſcheidung über ſeine Beſchwerde berufenen Mit⸗ 
glieder. Er hat aber wiederholt erklärt, daß er das 
Ablehnungsverfahren ſolange fortſetzen werde, bis kein 
Münchener Richter mehr zur Entſcheidung berufen ſei. 
Er hat die Bekanntgabe der Namen der Richter zu 
dem ausgeſprochenen Zweck beantragt, um ſie, „mögen 
ſie heißen, wie ſie wollen“, einzeln bloß deshalb ab⸗ 
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lehnen zu können, weil ſie „Münchener Richter“ ſind. 
Dieſes Verfahren ſteht der Ablehnung des ganzen 
Gerichts ohne Rückſicht auf die Perſönlichkeit der ein⸗ 
zelnen Richter völlig gleich und iſt daher wie dieſe 
nach 85 24 ff. StPO. unzuläſſig (vgl. RG. v. 24. Apr. 
1901, JW. 1901 S. 397 Nr. 6 und v. 29. Dez. 1903, 
JW. 1904 S. 64 Nr. 28). Demnach liegt ein Ablehnungs⸗ 
antrag, der auch nur äußerlich den Vorſchriften des 
Geſetzes genügte, nicht vor. Die Richter des abgelehnten 
Gerichtes ſind daher an der Mitwirkung bei der Ent⸗ 
ſcheidung über die Beſchwerde nicht gehindert. Die 
Ablehnung iſt auch noch aus einem weiteren Grunde 
unzuläſſig und nicht beachtlich. Das Geſetz gewährt 
das Ablehnungsrecht, um die Unparteilichkeit der Rechts⸗ 
pflege zu ſichern. Richter, deren perſönl. Eigenſchaften 
und namentlich deren Verhältnis zu den an einem 
gerichtl. Verfahren beteiligten Perſonen oder zur Sache 
ſelbſt ihre Unbefangenheit nicht völlig zweifelsfrei 
erſcheinen laſſen, ſollen von der Mitwirkung bei der 
Entſcheidung ferngehalten werden. Das Geſetz ſetzt 
aber ſelbſtverſtändlich voraus, daß Umſtände angeführt 
und glaubhaft gemacht werden, die nach der allge⸗ 
meinen Erfahrung und ſachgemäßer Würdigung ver⸗ 
nünftig Denkender geeignet ſein können, an ſich die 
Beſorgnis der Befangenheit zu begründen. Ein Miß⸗ 
brauch des Ablehnungsrechtes muß ausgeſchloſſen ſein. 
Der Zweck des Geſetzes geht vor allem nicht dahin, 
den Beteiligten eine Handhabe zu bieten, um nach 
ihrem Belieben ſich die Richter auszuwählen oder gar 
die Ausübung der Rechtspflege durch die an ſich zu⸗ 
ſtändigen Gerichte unmöglich zu machen. Die Be⸗ 
nützung des Ablehnungsrechtes zur Erreichung ſolcher 
Ziele iſt mißbräuchlich und ſchließt die Beachtung der 
Ablehnung aus (RG. Bd. 44, 402 ff.). Das iſt aber 
der ausgeſprochene Zweck, den der Angekl. mit ſeinen 
Ablehnungserklärungen verfolgt. Der Privatkl. be⸗ 
zeichnet im weſentl. als Ablehnungsgründe: Das 
öffentl. Mißtrauen gegen die Rechtspflege liberaler 


Münchener Richter; ſeine Kenntnis von dem Plane 


eines Münchener Hofrates Dr. R., nach dem die liberale 
bayer. Rechtspflege liberalen Umtrieben Zuhälterdienſte 
leiſten ſollte, um Nichtliberale zu rechtloſen Kreaturen 
herabdrücken zu können; ſeine Kenntnis von dem durch 
den liberalen Amtsgerichtsrat R. in München auf dem 
1. deutſchen Richtertage zur Annahme empfohlenen 
Verbrecherprinzip, nach dem im Standesintereſſe eine 
Nechtsmißhandlung durch eine rechtsirrige Entſcheidung 
der Nachweismöglichkeit entzogen werden ſoll; ſeine 
Wahrnehmung, daß ſeine Rechtsangelegenheiten von 
liberalen Münchener Richtern regelmäßig, auch wenn 
ihm unbekannte Richter entſcheiden, durch Pflichtver⸗ 
letzungen mißhandelt werden; ſeine Wahrnehmung, 
daß liberale Münchener Richter der Nachweismöglich⸗ 
keit ihrer Rechtsmißhandlungen dadurch ausweichen, 
daß ſie die ſchwerſten Vorwürfe auf ſich ſitzen laſſen, 
und Amtskollegen, von deren Pflichtverletzungen ſie 
Kenntnis erhalten, in ihren Reihen dulden; ſeine 
Wahrnehmung, daß der derzeitige liberale Juſtiz⸗ 
miniſter mit der Wahrheitswidrigkeit vor das Parlament 
trat, in Bayern ſeien Rechtsmißhandlungen nicht nach⸗ 
weisbar; ſeine Wahrnehmung, daß liberale Münchener 
Richter, die ch durch Pflicht verletzungen hervorgetan 
haben, bald darauf durch Orden ausgezeichnet werden; 
die Tatſache, daß der genannte Amtsgerichtsrat R. 
mit ſeinem Kouleurfreund M. in München und einer 
„deſſen Intereſſen ankriſtalliſierten Unehrlichkeit libe⸗ 
raler Münchener Kouleurkreiſe“ den Hintergrund aller 
ihm widerfahrenen Rechtsmißhandlungen bilde. Daß 
die von ihm abgelehnten Richter des Senats in irgend⸗ 
welcher Beziehung zu den von ihm genannten Per⸗ 
ſonen oder ſeinen bisher bei Gericht anhängig ge⸗ 
machten Rechtsangelegenheiten oder feinen Prozeß⸗ 
gegnern ſtehen, hat der Privatkl. mit keinem Worte 
behauptet. Bei vernünſtiger Würdigung ſind aber die 
vom Privatkl. vorgebrachten Umſtände weder einzeln 


5 ſich noch in ihrer Geſamtheit objektiv geeignet, 
en Verdacht der Befangenheit i. S. der 88 24 ff. StPO. 
zu begründen. Die abgelehnten Richter ſind daher 
auch aus dieſem Grunde durch die Ablehnung nicht 
gehindert, über die Beſchwerde des Privatkl. zu ent⸗ 
ſcheiden (RGSt. Bd. 30 S. 273 [275], RG. Bd. 44 
S. 402, JW. 1901 S. 397 Nr. 6, OVerw h. v. 1. Juli 1909 
in DIZ. Bd. 15 Sp. 374). Die Beſchwerde des Privatkl. 
gegen den Beſchluß der Str. iſt unbegründet. Zwar 
hat die Sträͤ. über die Ablehnung entſchieden, ehe die 
vom Privatkl. in Ausſicht geſtellte nähere Begründung 
eingegangen war. Ob dies Verfahren damit zu recht⸗ 
fertigen iſt, daß ſeit der „ bereits 
mehr als ſechs Wochen verſtrichen waren, ohne daß 
die Begründung eingereicht wurde, kann dahingeſtellt 
bleiben. Denn die Entſcheidung entſpricht der Rechts⸗ 
lage, die durch die nachträglich angebrachte Begrün⸗ 
dung geſchaffen wurde. Daher beſteht kein Anlaß, 
den Beſchluß als verfrüht aufzuheben. Die Gründe, 
die der Privatkl. für die Ablehnung des Amtsrichters 
H. vorbringt, ſind die gleichen wie die gegen die 
Richter des Senats vorgebrachten. Daß Amtsrichter 
H. in irgendeiner Beziehung zu den in der Sache 
a oder zu den Perſonen ſteht, denen ber Be⸗ 
ſchwerdeführer auf Grund der von ihm behaupteten 
Tatſachen die Unpartellichkeit l helden zu müſſen 
glaubt, oder daß er bei einer Entſcheidung mitwirkte, 
durch die ſich der e für widerrechtlich 
benachteiligt hält, wird nicht geltend gemacht. Als 
Grund der Ablehnung wird nur das allgemeine Miß⸗ 
trauen des Kl. gegen die Rechtspflege Münchener 
Gerichte angeführt, ohne daß der Beſchwerdeführer 
imſtande wäre, beſondere Umſtände zu bezeichnen, die 
die Beſorgnis der Befangenheit gerade des abgelehnten 
Richters zu rechtfertigen vermöchten. (Beſchluß vo 

16. März 1918, Beſchw.⸗Reg. Nr. 51/1918). Ed. 
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Oberlandesgericht München. 


Ansprüche wegen ungerechtſertigter Einſtellung in 
das Heer (SS 41, 42 Mannſch88.). Der Schuhmacher⸗ 
gehilfe K. ſtellte ein Armenrechtsgeſuch für eine Klage 
gegen den bayer. Militärfiskus auf Militärrente, Ver⸗ 
dienſtentgang und Schmerzensgeld, weil er ohne Be⸗ 
rückſichtigung ſeines kränklichen Zuſtands ausgehoben 
und in ein Bekleidungsamt eingeſtellt worden ſei und 
ſich in der Militärbadeanſtalt ein Blaſenleiden zuge⸗ 
zogen habe; die Militärbehörde nehme eine geringere 
Erwerbsbeſchränkung als ein Zehntel an und ver⸗ 
weigere deshalb jede Rente. Das Landgericht wies 
das Geſuch ab, weil ſeit Bekanntgabe des abſchlägigen 
Beſcheids durch das Kriegsminiſterium mehr als ſechs 
Monate verfloſſen ſeien. Die Beſchwerde blieb ſach⸗ 
lich erfolglos. 

Aus den Gründen des Os G.: Mit Recht 
hat das Land. bei dem Anſpruch auf Militärrente 
Ablauf der Ausſchlußfriſt angenommen (8 42 Abſ. 1 
Nr. 2 MannſchBG.). Ob der Geſuchſteller über dieſe 
Niere belehrt wurde, iſt belanglos, weil das Geſetz 

iervon den Friſtbeginn nicht abhängig macht. Ein 
Fall der 88 203, 206 BGB. (Stillſtand der Rechtspflege, 
höhere Gewalt, Vertretermangel) ſtand der rechtzeitigen 
de e nicht entgegen. Nachträgliche Ver⸗ 
ſchlechterung des Zuſtandes könnte höchſtens ein neues 
Geſuch an die Militärbehörde veranlaſſen. Die weiteren 
Anſprüche auf Verdienſtentgang und Schmerzensgeld 
unterliegen allerdings nicht der Ausſchlußfriſt, weil 
es ſich dabei nicht um Anſprüche „aus dem Mannſch B.“ 
handelt. Nach § 41 dieſes Geſetzes haben aber die 
nach ſeiner Maßgabe „verſorgungsberechtigten“ Per⸗ 
ſonen gegen die Militärverwaltung nur die „auf“ dem 
Mannſchafts⸗Verſorgungs⸗Geſetz beruhenden Anſprüche, 
wozu Erſatz von Verdienſtentgang und Schmerzens⸗ 
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geld nicht gehört; ſolche Anſprüche gegen Dritte gehen 
auf die Militärverwaltung über. Nun erhält der 
Geſuchſteller allerdings keine Rente, weil ihm die 
Dienſtbeſchädigung nicht mindeſtens ein Zehntel der 
Erwerbsfähigkeit genommen hat. Es kann jedoch da⸗ 
hingeſtellt bleiben, ob dieſer Umſtand die Anwendung 
des 8 41 hindert und ob verneinendenfalls wenigſtens 
weitergehende Anſprüche gegen den allgemeinen baye⸗ 
riſchen Finanzfiskus erhoben werden könnten (vgl. 
W. 1913, 650). Denn jedenfalls würde die Ver⸗ 
jofgung des Verdienſtentgangs und Schmerzensgelds 
m Rechtsweg eine Vorentſcheidung des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofs gegen den Beamten (Arzt) oder Offizier 
vorausſetzen, der die angeblich ungerechtfertigte Ein⸗ 
ziehung des Geſuchſtellers zum Militärdienſt verſchuldet, 
alſo in Ausübung öffentlicher Gewalt einen Schaden 
geſtiftet haben ſoll (8 839 BGB., Art. 60 AG. BGB. 
und 7 VGHG.; 918 7 Geſ. vom 6. Dez. 1913). Beſchl. 
vom 22. März 1918 BeſchwR. 78/18 J.) N. 
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Landgericht Ansbach. 


Sewinnſüchtige Abſicht i. S. des 8 268 Ste. 
bei Verfälſchung don Lebens mittelkarten ?) Das LG. 
hat die Abficht, ſich einen Vermögensvorteil zu vers 
ſchaffen, verneint. 

Aus den Gründen: Schon die offenkundige 
Auffaſſung des Verkehres erblickt in der Lebensmittel⸗ 
marke als Trägerin eines Bezugsrechtes keinen Ver⸗ 
mögenswert. Niemand wird es z. B. einfallen, für 
eine Brotmarke, mit der er etwa im Wirtshaus einem 
unbekannten Tiſchgenoſſen aushilft, ſich bezahlen zu 
laſſen, während man den Wert einer Briefmarke fi 
als etwas ſelbſtverſtändliches von jedermann, au 
von naheſtehenden ven erſetzen läßt. an Auf⸗ 
faſſung iſt begründet in der Eigenſchaft der Lebens⸗ 
mittelmarke als eines bloßen Bedarfsausweiſes. 
So wenig der Geſetzgeber daran gedacht hat, durch 
e der Brotmarke das Volk im ganzen zu 
bereichern, ſo wenig kann davon die Rede ſein, daß 
der Einzelne durch eine ſolche Beſcheinigung ſeines 
notwendigen Bedarfes in ſeinem Vermögen verbeſſert 
ſei. Daß der Beſitzer von Lebensmittelkarten „ beſſer 
daran“ iſt als ein Nichtbeſitzer, trifft gewiß in vielen 
Fällen zu. Vorausſetzung für dieſen Vorzug iſt je⸗ 
doch der Beſitz von Vermögenswerten, die regelmäßig 
den damit zu erwerbenden Gegenſtänden mindeſtens 
gleichwertig find. Daß die Einteilung ſelbſt auf den 
1 erhöhend wirke, inſoferne das benötigte 
Gut auch bei Aufwendung des feſtgeſetzten Preiſes im 
Verkehr überhaupt durch Austauſch nicht mehr zu 
haben iſt, wird man nicht ſagen können. Es iſt 
nicht wohl einzuſehen, inwiefern der wirkliche Gebrauchs⸗ 
wert einer Sache dadurch erhöht werden ſollte, daß 
ſie dem freien Verkehr entzogen wird. Die durch ſolche 


1) § 41 Abſ. 1 iſt nach doppelter Richtung unklar. Genügt 
zum Ausſchluß weiterer Anſprſiche ſchon die Zugebörigkeit zu einer 
der grundſätzlich verſorgungs berechtigten Perſonenklaſſen ohne Rück- 
ſicht auf den tatſächlichen Bezug einer Rente? Dafür ſpricht die 
Bezugnahme der Begr. (Sten B. 1903/5, And. 5 S. 2615, Akten⸗ 
ftüd Mr. 501) auf das „bisherige Geſetz“, womit offenbar Art. 20 
der MilPenſNRov. vom 22. Mai 1893 (ſog. Soldatenſchinder-Artikel) 
gemeint ift; dafür ſpricht ferner die Analogie des §8 898 Rerfü. 
(= 8 135 GewllsG.) und SS 8—10 Beamten FürſG., wo es freillch 
heißt: „auch wenn ſie einen Anſpruch auf Rente nicht haben“. Un⸗ 
klar iſt ferner, od mit dem Ausdruck „gegen die Militärverwaltung“ 
das Reich im Gegenſatz zu den Aundesftaaten und ſonſtigen Dritten 
oder bloß die statio lisci militaris als ſolche gemeint ift, fo daß 
E gegen die Reichspoſt ſolche Anſprüche nicht ausgeſchloſſen wären. 

8 gibt aber keine Anſprüche gegen eine statio fisci, ſondern nur 
gegen den Fiskus als ſolchen. Die Begr. zu Art. 23 ſcheint An⸗ 
ſprüche nur gegen das Reich ausſchließen zu wollen; vgl. § 10, 12 
Beamten Fürst. Wie ftebtes aber damit in Bayern, wo auch der Militärs 
fiskus nicht Reichs⸗, ſondern Landesfiskus iſt? RZ. 54, 161 iſt ins 
ſoweit ebenfalls nicht klar. Der Einſ. 
10 2) Vgl. RG. in BayzfR. 1917, 259 und Bretzſelder a. a. O. 

18, 48. 
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Maßnahmen bewirkte Erſchwerung der Erlangung 
wirkt vielmehr nur auf das perſönliche Bedürfnis 
derjenigen, die dadurch in Mangel oder Verlegenheit 
geraten. Diefer rein perſönliche Tatbeſtand darf aber 
zweifellos nicht als Vermögenswert i. S. des 8 268 
SIEB. ae werden. Man könnte nun viel 
leicht noch verſuchen, einen Vermögensvorteil daraus 
abzuleiten, daß die Lebensmittelmarken für den Bes 
ſitzer eine erhöhte Verwertbarkeit des Geldes bedeuten. 
Allein die bloße Erweiterung der Verwendungs⸗ 
möglichkeit des Geldes, gleichgültig, ob durch tatſäch⸗ 
liche oder rechtliche Umſtände bedingt, ſtellt für ſich 
allein noch keinen „5 dar. Man müßte 
ſonſt in jedem neuen Warenangebot, z. B. in der 
Auflegung einer neuen Kriegsanleihe einen Ber- 
mögensvorteil aller Abnahmeintereſſen erblicken. (Urt. 
der Str. vom 19. März 1918, StrPrfteg. Nr. 16/1918). 
4321 LGN. B. in A. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Bundesratsvererdunngen ab ei Inhalts) 
(Zeitraum vom 15. April bis 16. Mai 1918). 


I. Allgemeine Vorſchriften. 


1. VO. vom 11. April 1918 zur Ergänzung der 
Bek. über Auskunftspflicht vom 12. Juli 1917 (RED. 
S. 187). Der einzige Artikel ermächtigt den Reichs⸗ 


kanzler und die Landeszentralbehörden, die von ihnen 
beftimmien Stellen und die Beauftragten, zur Nach⸗ 
prüfung der Angaben der Auskunftspflichtigen ins⸗ 
beſondere auch Unterlagen für Preisberechnungen und 
Preisangebote 3 

2. VO. gesen reistreiberei vom 8. Mai 1918 
(RGBl. S. 395). Mit dieſer wichtigen BO. befchäftigt 
8 Fr befonbere Abhandlung in dieſer Nummer 

i .). 


II. Borſchriften zur Sicherung der Volks⸗ 
ernährung. 


1. BO. über Maßnahmen zur N des 
Fremdenverkehrs vom 13. April 1918 \ Gl. S. 186). 
Nach 8 1 können die Landeszentralbehörden mit Zu⸗ 
ſtimmung des Reichskanzlers Beſtimmungen erlaſſen, 
wodurch der Aufenthalt, die Beherbergung und der 
Zuzug ortsfremder Perſonen in Heilbädern, Kurorten, 
Erholungsplätzen und allen Orten mit weniger als 
6000 Einwohnern in der Zeitdauer oder in anderer 
Weiſe beſchränkt werden. Zuwiderhandlungen ſtellt 
8 2 unter Strafe. 
2. VO. betr. Angabe des Inhalts von Lebens⸗ 
und Futtermittelſendungen vom 16. April 1918 (RG sl. 
S. 189). 8 1 ſchreibt für die Verſendung von Getreide, 
Hülſenfrüchten, Buchweizen, Hirſe und Erzeugniſſen 
aus dieſen Früchten mittels der Eiſenbahn die genaue 
Angabe des Inhalts der Sendung auf den Beförde⸗ 
rungspapieren vor. Wiſſentlich oder fahrläffig un⸗ 
a oder unvollſtändige Angaben werden nach 8 2 
eſtraft. 
3. VO. zur Abänderung der VO. über den Handel 
mit Gänſen vom 2. Mai 1918 (RGBl. S. Bl. Sie 
ändert die Vorſchriften über die Verkaufspreiſe für 
lebende und geſchlachtete Gänſe in den 88 1 und 2 der 
VO. vom 3. Juli 1917 (RGBT. S. 581) und verbietet 
für die Zeit vom 1. Nov. 1918 ab die entgeltliche Ab⸗ 
gabe von geſchlachteten Gänſen durch den Züchter oder 
Mäſter. In ihrer neuen Faſſung iſt die VO. über den 
Handel mit Gänſen S. 373 des RGyBl. veröffentlicht. 
4. BO. über die Erweiterung der vierteljährlichen 
Viehzählungen vom 8. Mai 1918 (RG Bl. S. 387). Die 


1) Letzter Bericht S. 160 dieſer Zeitschrift. 


— 


Viehzählungen follen ſich künftig auch auf Pferde, 
Schweine und Kaninchen erſtrecken. 

5. BD. über Höchſtpreiſe für gedarrte Zichorien⸗ 
wurzeln vom 20. April 1918 (RGBl. S. 359): Feſt⸗ 
ſetzung des Uebernahmehöchſtpreiſes für gedarrte Zi⸗ 
chorienwurzeln aus der Ernte 1918. 

6. Bek. vom 30. April 1918 (RGBl. S. 365): Aus⸗ 
dehnung der BO. betr. die Einfuhr von Futtermitteln, 
Hilfsstoffen und Kunſtdünger vom 28. Jan. 1916 (RG Bl. 
S. 67) und der Ausführungsbeſtimmungen dazu vom 
fach San. 1916 (RODI. S. 71) auf Bergmoos (Renntier- 
flechte). 

7. BO. über den Verkehr mit Heu aus der Ernte 1918 
vom 1. Mai 1918 (RGI. S. 368). 5 1 beſtimmt die 
Mengen Heu aus der Ernte 1918, die für Zwecke der 
Kriegswirtſchaft (Verſorgung des Heeres und der Be⸗ 
darfsverbände) zu liefern find, und die Lieferfriſten. 
die regelt die Unterverteilung auf die Bundesſtaaten, 

teferungsverbände, Gemeinden, Gutsbezirke und Er⸗ 
zeuger. Beſtraft wird nach 8 10, wer vorſätzlich der 
ihm hiernach obliegenden Verpflichtung zur Heu⸗ 
ablieferung nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt oder 
etwaigen weiteren Vorſchriften der Landeszentral⸗ 
behörden über den Verkehr mit Heu zuwiderhandelt. 

8. VO. über den Verkehr mit Laubheu vom 
11. Mai 1918 (REBL. S. 403). Laubheu, d. i. grün 
geerntetes Laub in heutrockenem, lufttrockenem oder 
künſtlich getrocknetem Zuſtand, darf, ſofern es nicht 
unmittelbar ohne Benützung der Eiſenbahn oder eines 
Waſſerwegs an den Verbraucher abgegeben wird, nur 
durch Vermittlung der Reichsfuttermittelſtelle abgeſetzt 
werden und iſt bis zur Abnahme durch 
zubewahren und pfleglich zu behandeln (88 1 und 2). 
Strafen für Zuwiderhandlungen 8 8. 

9. BO. über die Sicherung des Heeresbedarfs an 
Hafer vom 14. Mai 1918 (RGBl. S. 407): Erhöhung 
des Preiſes für Hafer aus der Ernte 1917, der bis 
175 15. Juni 1918 an die Heeresverwaltung abgeliefert 
wird. 

10. BO. über den Verkehr mit Leimleder vom 
16. Mai 1918 (RGBl. S. 411): Neuregelung in teils 
weiſer Abweichung von der BO. vom 24. Febr. 1916 
(RG Bl. S. 113), die gleichzeitig außer Kraft geſetzt wird. 

1 verpflichtet zur Anmeldung von Leimleder, das im 

nland gewonnen oder aus dem Ausland eingeführt 
wird, an den Kriegsausſchuß für Erfatzfutter. § 3 
verbietet den Abſatz und die Verarbeitung von Leim⸗ 
leder, für größere Betriebe auch das Trocknen von 
Leimleder ohne Zuſtimmung des Kriegsausſchuſſes. 
Nach 8 4 muß Leimleder dem Kriegsausſchuß oder 
einem von ihm beſtimmten Dritten auf Verlangen über⸗ 
laſſen und bis zur Verladung pfleglich behandelt werden. 
Strafbeſt. 8 11. 


III. Sonſtige Vorſchriften. 


1. Bek. vom 11. Mai 1918 (RGBl. S. 405): Neue 
Ausführungsbeſtimmungen zu den BO. über den Ver⸗ 
kehr mit fettloſen Waſch⸗ und Reinigungsmitteln vom 


„ ene Gen s. 1180 an Stelle der Ausführungs⸗ 


21. Juni 1917 (RGBI. S. 544) 
beſtimmungen vom y 81 ent- 
hält wieder das Verbot, fettloſe Waſch⸗ und Reini⸗ 
gungsmittel unter einer zur Täuſchung geeigneten Be 
zeichnung oder Angabe, insbeſondere unter der Be⸗ 
zeichnung Seife, in Verkehr zu bringen; § 2 das Ver⸗ 
bot zur Bezeichnung von fettloſen Waſch⸗ und Reini⸗ 
oem oder Rohſtoffen zu ihrer Herſtellung die 
orte Soda oder Pottaſche im gewerblichen Verkehr 
zu verwenden, ſoweit es ſich nicht um Kriſtall⸗ oder 
Feinſoda mit höchſtens 5% unvermeidlichen Ver⸗ 
unreinigungen oder techniſch erforderlichen Beimen⸗ 
gungen, um kalzinierte oder kauſtiſche Soda, rohe oder 
gereinigte Pottaſche oder Bleichſoda handelt. Nach 
8 3 dürfen fettloſe Waſch⸗ und Reinigungsmittel mit 


ſie auf⸗ 
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den in 8 4 Abſ. 1 beſtimmten Ausnahmen nur mit 
Zuſtimmung des Kriegsausſchuſſes für pflanzliche und 
tieriſche Oele und Fette und unter Einhaltung der 
von ihm feſtgeſetzten Bedingungen in den Verkehr 
gebracht werden (Uebergangsvorſchriften 8 6 Abſ. 2 
und 3) Bei jeder Veräußerung derartiger Mittel an 
Händler oder bei ihrer Uebergabe an Händler zur 
Veräußerung hat der Veräußerer dem Erwerber eine 
Beſcheinigung über die Genehmigung zum Vertrieb 
des Mittels auszuhändigen; der Erwerber darf die 
Mittel nur gegen Aushändigung dieſer Beſcheinigun 
erwerben, muß die Beſcheinigung aufbewahren un 
hat fie auf Verlangen vorzulegen. Die unter die er⸗ 
wähnten Ausnahmen des 8 4 Abſ. 1 fallenden Mittel 
dürfen nach 8 4 Abſ. 2 nicht unter Bezeichnungen oder 
Angaben in den Verkehr gebracht werden, die erwarten 
laſſen, daß ſie zur Reinigung der Hände, des Körpers 
oder der Wäſche beſtimmt ſind. Den Strafſchutz für 
alle dieſe Vorſchriften enthält 8 5. 


2. BO. über die Vornahme einer Wohnungs⸗ 
zählung vom 25. April 1918 (RGBl. S. 363). Sie 
ſchreibt in 8 1 für Gemeinden, die nach der Volks⸗ 
zählung vom 5. Dez. 1917 5000 und mehr Zivilein⸗ 
wohner hatten, eine Wohnungszählung vor, die 
zwiſchen dem 12. und 31. Mai 1918 unter Verwendung 
von Hausliſten erfolgen muß und von den Landes» 
zentralbehörden auf kleinere Gemeinden ausgedehnt, 
unter beſonderen Verhältniſſen von ihnen auch ein⸗ 
geſchränkt werden kann. Nach 8 3 find die Hauseigen⸗ 
tümer oder ihre Stellvertreter zur Ausfüllung der 
Hausliſte und die Haushaltungsvorſtände oder ihre 
Stellvertreter zu den für die Ausfüllung nötigen An⸗ 
aben gegenüber dem Hauseigentümer verpflichtet. 
Zuwiderhandlungen werden nach 8 8 beſtraft. 


3. VO. über Sicherung einer Umſatzſteuer auf 
Luxusgegenſtände vom 2. Mai 1918 (RGBl. S. 379). 
Nach § 1 tft zur Sicherung einer Umſatzſteuer auf 
Luxusgegenſtände bei der im Kleinhandel erfolgenden 
Lieferung von 

a) Edelmetallen, Perlen, Edelſteinen und Gegen⸗ 
ſtänden aus dieſen Stoffen oder in Verbindung mit 
ihnen (8 1 Abſ. 1 Nr. 1, Ausnahme Abſ. 2 dieſer 5 

5) Werken der Plaſtik, Malerei und Graphik ſowie 
Kopien und Vervielfältigungen folcher Werke, ſofern das 
Entgelt 300 M überfteigt (8 1 Abſ. 1 Nr. 2, Ausnahme 
Abſ. 2 dieſer Nr.), 

e) Antiquitäten 
ein Rücklage zu bilden. Die Verpflichtung zur Rück⸗ 
lage liegt demjenigen ob, der die Lieferung ausführt, 
bei Perſonenvereinigungen den Vorſtänden oder Ge⸗ 
ſchäftsführern als Geſamtſchuldnern, bei Verſteigerungen 
dem Verſteigerer. 8 3 beſtimmt die Höhe der Rück⸗ 
lagen. 8 4 ſchreibt zur Sicherung Buchführung vor. 
§ 5 ermächtigt die für die Erhebung des * 
ſtempels zuſtändige Stelle, die Einzahlung der Rücklage 
zu verlangen, wenn das Unternehmen eingeſtellt wird 
oder Anlaß zu der Annahme beſteht, daß die Rücklage 
ihrem Zweck entzogen wird. Beſtraft wird nach 8 6, 
wer den Beſtimmungen der VO. vorſätzlich oder fahr⸗ 
läſſig zuwiderhandelt und dadurch die Erhebung einer 
Umſatzſteuer gefährdet. 

4. Bek., betr. Zulaſſung von Zahlungen uſw. nach 
den von deutſchen oder verbündeten Truppen beſetzten 
Gebieten Rumäniens vom 2. Mai 1918 (RG Bl. S. 383): 
Ausnahmen von den Vorſchriften der Bek., betr. 
Zahlungsverbot uſw. gegen Rumänien vom 28. Aug. 
1916 (RG BBl. S. 971) an Stelle der Ausnahmebeſtim⸗ 
mungen in der Bek. vom 7. Aug. 1917 (Deutſch. Reichs⸗ 
Anz. Nr. 190 vom 11. Aug. 1917). 

5. Bek. vom 2. Mai 1918, betr. Aenderung der BO. 
über Befugniſſe der Reichsbekleidungsſtelle vom 22. März 
1917 (RG Bl. S. 384): Ausdehnung der Befugniſſe der 
Reichsbekleidungsſtelle auf Verbandwatte aus baum⸗ 
wollenem Spinnſtoff. 


200 


friegstenerungszulagen und Gehaltspfändung. Be⸗ 
kanntlich find über die Pfändbarkeit der Beihilfen und 
Zulagen, die wegen der Kriegsteuerung Angeſtellten 
zu ihrem Gehalte bewilligt worden find, im Schrift⸗ 
tum und in der Rechtſprechung verſchiedene Meinungen 
zutage getreten (vgl. Wolf auf S. 48 und Dittrich auf 
S. 76 des laufenden Jahrg.s dieſer Zeitſchr.). Eine 
BRVO. vom 2. Mai d. Is. über die Unpfändbarkeit 
von Kriegsbeihilfen und Teuerungszulagen (RGBl. 
S. 382) hat nun die Pfänd barkeit verneint (8 1). Kriegs⸗ 
beihilfen und Teuerungszulagen „ſind nicht dazu be⸗ 
ſtimmt, dem Empfänger die Abtragung älterer Schul⸗ 
den zu ermöglichen, ſondern über die gegenwärtigen, 
durch die Teuerung verurſachten Schwierigkeiten hin⸗ 
wegzuhelfen“ (Begründung). Die BO. unterſcheidet 
nicht zwiſchen laufenden und einmaligen Beihilfen oder 
Zulagen; auch die letzteren find alſo der Pfändung 
entzogen. Dagegen beſchränkt fie ihre Anwendbarkeit 
ausdrücklich auf die Bezüge, die zu den in $ 850 Abſ. 1 
Nr. 7, 8 ZBO. bezeichneten Bezügen bewilligt ſind. 
Soweit ſich die Pfändbarkeit von Bezügen nach dem 
LohnbeſchlG. vom 21. Juni 1869 beurteilt, hat man eine 
1 Maßnahme für entbehrlich gehalten, da für ſie 
urch die Bek. über Lohnpfändung vom 13. Dez. 1907 
(RG Bl. S. 1102) die Unpfändbarkeit weſentlich erweitert 
worden iſt, ohne daß zwiſchen Lohnerhöhungen und 
Teuerungsbezügen unterſchieden worden wäre; nicht 
mit Unrecht fürchtete man, daß es zu Ungleichheiten 
und Schwierigkeiten führen würde, wenn Teuerungs⸗ 
zulagen zum Lohne nun noch in weiterem Umfange für 
unpfändbar erklärt würden. 
Die BO. iſt mit dem Tage der Verkündung, dem 
3. Mai d. IJs., in Kraft getreten (8 2 Abſ. 1 VO.). Eine 
vor dieſem Termine rechtswirkſam erfolgte Pfändung 
hat damit hinſichtlich ſpäter fällig werdender nach 81 
nicht mehr pfändbarer Bezüge ihre Wirkſamkeit ver⸗ 
loren, ohne daß es erſt noch einer Anfechtung nach 
§ 766 ZPO. bedürfte ($ 2 Abſ. 2 Satz 1 VBO.). Ob die 
Pfändung der früher fällig gewordenen Bezüge zuläſſig 
war oder mit Erfolg angefochten werden kann, iſt durch 
die VO. nicht entſchieden. Die Begründung ſagt in dieſer 
Hinſicht: „Soweit auf ſolche Leiſtungen, wie es bei 
den vom Reiche gewährten der Fall iſt, ein Rechts⸗ 
anſpruch nicht beſteht, wird davon auszugehen ſein, 
daß eine Pfändung nicht zuläſſig iſt. Denn beim Fehlen 
eines Anſpruchs auf die Beihilfe, oder Zulage mangelt 
es bis zu dem Zeitpunkt, in welchem der Betrag aus⸗ 
gezahlt wird, an einem dem Vollſtreckungszugriffe 
zugänglichen Vermögensbeſtandteil. Die Rechtslage iſt 
indeſſen nicht überall die gleiche.“ — Zu Abſ. 2 Satz 2 
BO. 8 2 ſei auf 88 394, 400 und 1274 BGB. verwieſen. 


Bücheranzeigen. 


Schlegelberger, Dr. Franz, Kammergerichtsrat. Kriegs⸗ 
bu Die Kriegsgeſetze mit der amtlichen Begrün⸗ 
dung und der geſamten Rechtſprechung und Rechts⸗ 
lehre. Begründet von Dr. Georg Güthe und Dr. Franz 
Schlegelberger. Sechſter Band. Sonderband des 
Jahrbuchs des Deutſchen Rechtes. XXII, 908 S. 
Berlin 1918, Verlag von Franz Vahlen. Geh. Mk. 34.—. 


Wir haben erſt vor kurzem bei der Anzeige des 
5. Bandes des Kriegsbuchs (S. 128 dieſes Jahrgangs) 
auf das baldige Erſcheinen des 6. Bandes hinweiſen 
können. Nun liegt er vor. Wie der 4. Band zerfällt 
er in zwei Teile. Der erſte und größere iſt den Wirt⸗ 
ſchaftsgeſetzen, der zweite den anderen Kriegsgeſetzen 
(Rechtsgeſetzen und Wirtſchaftsgeſetzen im weiteren 


Sinne) gewidmet; auf beiden Gebieten iſt der Bericht 
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jetzt bis zum Schluſſe des Jahres 1917 fortgeführt. 
Man greift ih unwillkürlich an den Kopf, wenn man 
bei einem Blick in das die ſämtlichen ſechs Bände um⸗ 
faſſende Wortverzeichnis lieſt, auf was alles ſich unſere 
egswirtſchaftliche Geſetzgebung bezieht: „Chineſiſcher 
Tabak, Chineſiſches Wachs, Chlorzinn, Chriſtbaum⸗ 
ſachen, Compound lard, Cord, Creme, Cumaronharz, 
Dachpappe, Dalmatiniſcher Tabak, Damenbinden, 
Damenoberkleidung, Damwild, Dampf, Dampfkraft, 
Dampfmedizinaltran“ uſw. uſw., und man iſt aufs neue 
dankbar für den zuverläſſigen Wegweiſer, den wir in 
dem Kriegsbuch auf dem unüberſehbaren Gebiete des 
Kriegsrechts und ſeiner Verarbeitung durch Schrift⸗ 
tum und Rechtſprechung beſitzen. E. 


Schmiedt, Huge, Dipl.⸗Ing., Patentanwalt und Gas 
ingenieur, aul Hopfer, Elektro⸗Ingenieur, und hr. 
jur. Nobert Kaufmann, Rechtsanwalt in Berlin. Die 
Borſchriften über die Einſchränkung des 
Gas⸗ und Elektrizitätsverbrauchs ſowie 
die Einſchränkung der Heizung unter Be 
rückſichtigung des Brennſtoff verbrauchs und des Ver⸗ 
fahrens vor den Schiedsſtellen. Nach amtlichem 
Material erläutert und herausgegeben. 96 Seiten. 
Stuttgart 1918, Verlag von J. Heß. 


Die Schrift will und wird Laien und Behörden 
zunächſt als Sammlung der in Betracht kommenden 
Vorſchriften willkommen ſein, daneben, namentlich in 
den von Schmiedt und Hopfer beſorgten Teilen, als 
Bearbeitung nach amtlichem Material. Vom Stand⸗ 
punkte der Rechtswiſſenſchaft aus fehlt die Einheitlich⸗ 


keit des Ganzen. Die drei Beiträge ſtehen unverbunden 


nebeneinander. Es hätte ſich wohl empfohlen, ſie durch 
eine Einleitung zuſammenzufaſſen, die darlegte, wie 
alle Vorſchriften aus einer Wurzel erwachſen ſind: der 
Notlage, die zu der BRBO. vom 21. Juni 1917 (nicht 
Juli wie Hopfer S. 37 bemerkt), weiter über die Bel. 
vom 30. Auguſt 1917 (Beſtellung des Reichskommiſſars 
für Elektrizität und Gas) zu der RKVO. vom 3. Oktober 
1917 (Uebertragung auf den Reichskommiſſar für die 
Kohlen verteilung) und zu den in der Schrift erläuterten 
Beſtimmungen geführt hat. Auch würde ein Sach⸗ und 
ein Geſetzesregiſter die Brauchbarkeit der Schrift er⸗ 
höhen. 
Jena. Dr. Böckel. 
Stern, Ottskar, Baudirektor der Allgemeinen öſterr. 
Baugeſellſchaft. Ueber die Grundrente und 
den Tilgungsdienſt bei Zins häuſern. 
33 Seiten. Wien und Leipzig 1918, Verlag Karl 
Harbauer. Kr. 2.50. 

Die Schrift bildet eine Fortſetzung der vom gleichen 
Verfaſſer im Vorjahr erſchienenen Abhandlung „Woh⸗ 
nungsnot, Steuerformel und Abſonderung der Grund⸗ 
rente“. Mit dem unanfechtbaren Rüſtzeug mathe 
matiſcher Formeln ausgeſtattet, zeigt ſie die Bedeutung 
und das Verhältnis der einzelnen Beſtandteile des 
Hausmietzinſes und die im ftädt. Miethausbeſitz auf 
geſpeicherte wirtſchaftliche Kraft, deren Erkenntnis zu 
einer vollſtändigen Veränderung des beſtehenden Haus⸗ 
ſteuerſyſtems führen müßte. Die Schrift gibt einen 
troſtreichen Ausblick auf die Ermöglichung einer Wohn⸗ 
bautätigkeit trotz der gewaltig geſtiegenen Baukoſten. 
Der Verfaſſer hat nicht verſäumt, in kurzen Umriſſen 
auch praktiſche Fingerzeige für die Verwirklichung 
dieſes Zieles zu geben. Es iſt keine leichte Arbeit 
das Büchlein zu leſen, der Gewinn lohnt aber reich⸗ 
lich die aufgewendete Mühe. Rechts rat Maur. 


Verantwortl. Herausgeber i. V.: E. Eckert, I. Staats⸗ 
anwalt im K. Staatsminiſterium der Juſtiz. 
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Verfolgung vermögensrechtlicher Anſprüche der | wundenen Verwechſlung vermögensrechtlicher mit 
berufsmäßigen Gemeindebeamten aus ihrem brivatrechtlichen Anſprüchen zurückkehrt. Bei der 


zltn grundſätzlichen Bedeutung des Erfenntnifjes des 
Nenſtverhältniſſe. VGhĩH. möge es gerechtfertigt ſein, auf ſeine Be⸗ 
Von Miniſterialrat Dr. M. Reindl in München. gründung hier näher einzugehen, wobei zum 


In Baygfgt. 1917 S. 169 f. habe ich die Vorhinein feſtgeſtellt werden ſoll, daß der in Frage 
Auffaſſung vertreten, daß die Gebeltsanſprach ſtehende Gemeindeſekretär, wie aus dem Beſchluſſe 
der berufsmäßigen Gemeindebeamten, von den in des BGH. hervorgeht, unbeſtrittenermaßen uns 
Art. 74 Abſ. II, III rechtsrh. GemO. (in der Faſſung widerruflich angeſtellter berufsmäßiger Gemeinde⸗ 
des Art. 2 GG. vom 15. Juli 1916) aufgeführten beamter im Sinne der Art. 62, 64 Abſ. 1, 64 a 
unwiderruflichen rechtskundigen Magiſtratsmitglie-⸗ und 64 b pfälz. GemO. (in der Faſſung der Art. 14 
dern abgeſehen, nicht im Zivilrechtsweg verfolgbar und 15 GBG.) war. 


find, ſondern im Verwaltungswege nach Art. 163 Das Dienftverhältnis der berufsmäßigen Ge⸗ 
rechtsrh. GemO. und Art. 93 pfälz. GemO. zum meindebeamten wird nun, wie jenes der Staats⸗ 
Austrage gebracht werden müſſen. beamten, durch Vertrag zwiſchen dem Beamten 


Dagegen hat nun in einem in BayZfR. 1918 und dem Dienſtherren, d. i. hier der Gemeinde, 
S. 124 f. mitgeteilten Beſchluſſe vom 28. Dezember begründet. Dieſer Vertrag iſt ein öffentlich⸗ 
1917 der II. Senat des Bay. VGH. die Unzu⸗ rechtlicher Dienſtvertrag; denn wie bei der 
ſtändigkeit der Verwaltungsbehörden bei Beltend: Begründung des Staatsbeamtenverhaäͤltniſſes iſt 
machung des durch den Anſtellungsvertrag geregelten auch bei der Begründung des berufsmäßigen Ge⸗ 
Gehaltsanſpruchs eines unwiderruflich angeſtellten meindebeamtenverhältniſſes der Wille der beiden 
berufsmäßigen Gemeindebeamten angenommen und Vertragsteile, des Dienſtherrn (Gemeinde) und des 
ausgeſprochen, daß derartige Gehaltsanſprüche im Dienſtverpflichteten (Beamten), auf die Begründung 
Zivilrechtswege zu verfolgen ſeien. eines öffentlich-rechtlichen Dienſtverhaͤltniſſes mit 

Schon Helmreich hat in Nr. 14 S. 233 f. der den für dieſes Verhältnis im öffentlichen Recht, 
Bay Sem Z. vom 10. Mai 1918 Bedenken gegen d. i. in der GemO. und im GB., vorgeſchriebenen 
die Richtigkeit dieſer Entſcheidung des VGH. ge⸗ beſonderen Wirkungen, insbeſondere der Unter⸗ 
äußert. Auf der anderen Seite hat fie allerdings werfung unter ein beſonderes Gemaltverhältnis des 
in Weinſchenk in Bayzift. 1918 S. 185 einen, Dienſtherren, nicht aber auf die Begründung eines 
ich möchte faſt jagen begeiſterten, Anhänger gefunden. grundſaͤtzlich auf der vollen Gleichberechtigung der 

Ich bin der Meinung, daß die Entſcheidung beiden Vertragsteile beruhenden, ausſchließlich nach 
des VGH. de lege lata unzutreffend iſt. Es iſt den Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes ſich be- 
weder richtig, daß fie ſich, wie ſie meint, auf eine meſſenden zivilrechtlichen Dienſtverhältniſſes gerichtet. 
ſtändige Rechtſprechung des RG. ſtützen könne, | Dies ergibt ſich unmittelbar ſchon aus den Be— 
noch daß die abweichenden Anſchauungen Seydels ſtimmungen der ®emdD.en und des GBG. namentlich 
und Kahrs durch die neueſte Rechtsentwicklung zum jenen über Widerruflichkeit und Unwiderruflichkeit 
Teil überholt ſeien; ich glaube im Gegenteil, daß der Anſtellung, über das Erfordernis der Ange: 
die Entſcheidung des VGH. einen Schritt rückwärts Tmeſſenheit der Beſoldung, über Beſchraͤnkung der 
macht und zu der in der neueſten Zeit auch in der Löſung des Dienſtverhaͤltniſſes, über den Anſpruch 
Rechtſprechung des RG. mehr und mehr über: | auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenverſorgung, 
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über Anrechnung der Militärdienftzeit auf das 
Beſoldungsdienſtalter, über das Dienſtſtrafrecht, 
über das Recht der Beſchwerde an die Aufſichts⸗ 
behörde hinſichtlich der Feſtſetzung des Dienſtein⸗ 
kommens und der Ruhegehalte. Der BGH. hat 
ſelbſt in früheren Entſcheidungen (Bd. 34 S. 187, 
Bd. 37 S. 187, 188, 193) und auch erſt wieder 
in der jüngſten Zeit in der Entſch. vom 21. No⸗ 
vember 1917 (Bd. 39 S. 36) die öffentlich⸗recht⸗ 
liche Natur des Staats⸗ und Gemeindebeamten⸗ 
Dienſtvertrages in der unzweideutigſten Weiſe an⸗ 
erkannt. Iſt aber das Dienſtverhältnis des Ge⸗ 
meindebeamten öffentlich⸗ rechtlicher Natur, jo ergibt 
ſich daraus, daß es in allen ſeinen Beziehungen 
und in Anſehung aller ſeiner Wirkungen 
ausſchließlich dem öffentlichen Rechte angehört. 
Man muß dieſes Verhältnis als ein einheitliches 
Dienſtverhältnis betrachten und darf es nicht in ein 
zum Teil privatrechtliches und zum Teil öffentlich⸗ 
rechtliches auseinander reißen. Dies gilt insbeſondere 
auch hinſichtlich des Anſpruchs auf Gehalt (Dienſt⸗ 
einkommen) und Ruhegehalt. Denn auch dieſe 
Anſprüche find, wenn auch vermögensrecht⸗ 
licher, ſo doch nicht privatrechtlicher, ſon⸗ 
dern ſtaatsrechtlicher (öffentlich⸗rechtlicher) Natur, 
wie auch das RG. wiederholt ausgeſprochen hat. 
Das Dienſteinkommen des Beamten (Staats- oder 
Gemeindebeamten) iſt nach übereinſtimmender Auf⸗ 
faſſung in Rechtslehre und Rechtſprechung keine 
privatrechtliche Bezahlung geleiſteter Dienſte, kein 
privatrechtliches Entgelt für die amtliche Leiſtung, 
ſondern die öffentlich⸗rechtliche Gegenleiſtung dafür, 
daß der Beamte ſeine ganze Perſönlichkeit in den 
Dienſt des öffentlichen Gemeinweſens (Staat, 
Gemeinde) ſtellt, in das öffentlich⸗ rechtliche Unter: 
werfungsverhältnis zum Dienſtherrn (Staat, Ge⸗ 
meinde) getreten iſt. Alle in Geld zu wertenden Fol⸗ 
gen, die ſich aus der Anſtellung in einem beſtimmten 
Amt für das Vermögen des Beteiligten ergeben, 
ſind daher, wie das RG. zutreffend ausgeführt 
hat, nur Rückwirkungen des in ſeinem ganzen 
Umfang öffentlich⸗ rechtlichen Verhaͤltniſſes, die 
zwar das in Geldwerten beſtehende Vermögen, aber 
nicht das Privatrecht des Beamten berühren; ſie 
haben ihre Wurzel und ihren Beſtand nicht im 
bürgerlichen Recht, ſondern im öffentlichen Recht; 
Streitigkeiten hierüber gehören daher nicht zu den 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten (vgl. RGZ. Bd. 49 
S. 1, Bd. 53 S. 429, Bd. 68 S. 218, JW. 1912 
S. 647; 1913 S. 106; Recht 1916 Nr. 13/14 
S. 423 und Eger EijE. Bd. 33 S. 159, Entſch. 
des KompKG. vom 25. Oktober 1916 [GVBl. 
1916 Beil. I S. 1 60). Warum der VGH. in 
ſeinem Beſchluſſe vom 28. Dezember 1917 nicht 
auch dieſe, in ſtändiger Rechtſprechung vom RG. 
feſtgehaltenen Grundſaͤtze einer Würdigung unter⸗ 
zieht, ſeine Auffaſſung vielmehr auf eine Reihe 
von Entiſcheidungen ſtützt, die ſämtlich auf einem 
anderen Rechtsgebiete als auf dem des Beamten⸗ 
rechts ergangen find, iſt mir nicht recht erklaͤrlich. 
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Nun gehören nach $ 13 GVG. vor die ordent⸗ 
lichen Gerichte nur bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten. 
Dagegen iſt der Ausſchluß des Rechtswegs für 
alle Anſprüche öffentlich⸗rechtlicher Natur die Regel; 
für ſie iſt grundſätzlich nur der Verwaltungsweg 


oder in denjenigen Fällen, in denen das Geſetz 


(Reichs⸗ oder Landesgeſetz) dies ausdrücklich zuläßt, 
die Klage im Verwaltungsſtreiwerfahren gegeben, 
während die Zulaſſung des Zivilrechtswegs für 
ſolche Anſprüche öffentlich⸗rechtlicher Natur die Aus⸗ 
nahme bleibt, die nur in den vom Geſetz (Reichs⸗ 
oder Landesgeſetz) beſonders beſtimmten Fällen 
Platz greift. Auch dieſen Grundſatz hat ſowohl 
das RG. in den Entſcheidungen Bd. 49 S. 1, 
Bd. 53 S. 429, Bd. 68 S. 28, Bd. 68 S. 218, 
Bd. 76 S. 123 und JW. 1912 S. 647 als auch 
der Komp GH. in ſeinen Entſcheidungen vom 
4. Mai 1909 (GVBl. Beil. III S. 30) und vom 
25. Oktober 1916 (GVBl. 1916 Beil. S. 1-6) 
in unzweideutiger Weiſe ausgeſprochen. Hieraus 
aber folgt, daß auch die nur dem öffentlichen 
Rechte angehörenden vermögensrechtlichen Anſprüche 
der Beamten aus ihrem öffentlich- rechtlichen Dienſt⸗ 
verhältniſſe, insbeſondere die Anſprüche auf Gehalt 
und Ruhegehalt, nur dann und inſoweit im Zivil⸗ 
rechtswege verfolgbar ſind, als dies durch Geſetz 
(Reichs⸗ oder Landesgeſetz) ausdrücklich zugelaſſen 
iſt (vgl. die angeführten Entſch. d. RGZ. Bd. 49 
S. 1, Bd. 53 S. 429, Bd. 68 S. 218). Eine 
ſolche ausdrückliche Zulaſſung des Rechtswegs für 
die vermögensrechtlichen Anſprüche der Beamten 
aus ihrem Dienſtverhältniſſe, insbeſondere auf 
Gehalt, iſt nun erfolgt hinſichtlich der Reichsbeamten 
in 5 149 RBG., hinſichtlich der preußiſchen Be: 
amten in Abſchn. 1 8 1 des preuß. Geſetzes vom 
24. Mai 1861 betr. der Erweiterung des Rechts⸗ 
wegs, hinſichtlich der richterlichen Beamten in 8 9 

VG., der Richter des bayr. VGH. in Art. 2 
VGH. vom 8. Auguſt 1878 und hinſichtlich der 
Beamten im Sinne des bayr. BG. (Art. 1 und 2) 
in Art. 176 Abſ. 1 BG. vom 16. Auguſt 1908 
(vgl. hierüber meinen Komm. z. BG. Bem. 5 zu 
Art. 176 S. 736); ſie war auch, in Nachbildung 
des Art. 176 BG., vorgeſehen in Art. 170 des 
Entwurfs eines GBG., der aber nicht Geſetz 
geworden iſt. Dagegen enthält das GBG. vom 
15. Juli 1916 ebenſowenig wie die beiden GemO. 
eine Beſtimmung des Inhalts, daß für die ver⸗ 
mögensrechtlichen Anſprüche der Gemeindebeamten 
aus ihrem Dienſtverhältniſſe der Zivilrechtsweg 
eröffnet ſei, und es bleibt daher für dieſe Anſprüche 
die für alle Anſprüche öffentlich⸗rechtlicher Natur 
geltende Regel beſtehen, daß ſie nur im Ver⸗ 
waltungswege, alſo durch Beſchwerde nach Art. 163 
rechtzrh. GemO. und Art. 93 pfalz. GemO. ver: 
folgbar ſind.“) 


1) Eine Ausnahme gilt, wie bereits oben erwähnt, 
nur für die in Art. 74 Abſ. II, III rechtsrh. GemO. 
in der Faſſung des Art. 2 GG. aufgeführten unwider⸗ 


Die Richtigkeit der hier vertretenen Auffaſſung 
ergibt ſich auch aus der Tatſache, daß die eben 
angeführ en Beamtenrechte es für veranlart gehalten 
haben, die Zulaſſung des Rechtswegs für die ver⸗ 
mögensrechtlichen Anſprüche der Beamten aus ihrem 
Dienſtverhältnis ausdrücklich vorzuſchreiben. Wären 
dieſe Anſprüche bärgerlich⸗ rechtlicher Natur oder 
wären Streitigkeiten über die öffentlich⸗rechtlichen 
Anſprüche, ſoweit ſie vermögens rechtlichen Inhalt 
haben, 15 1 Rechtsſtreitigkeiten im 
Sinne des 8 1 „ſo würde ſich die Zu: 
ſtändigkeit der See Gerichte ren 05 
Anſprüche der Beamten ſchon aus § 13 G 
ergeben und es wäre nicht nolwendig geweſen, 1 
noch ausdrücklich in den einzelnen Beamtengeſetzen 
vo“ uſchreiben. Der Geſetzgeber mußte daher bei 
Erlaſſung dieſer Vorſchriſt davon ausgegangen ſein, 
daß ohne eine ſolche die vermögenz rechtlichen An: 
ſprüche des Beamten aus ſeinem Dienſtverhältnis 
dem Rechtswege entzogen wären. Daß wenigſtens 
der bayr. Geſetzgeber von dieſem Gedanken aus⸗ 
gegangen iſt, iſt in der Begründung zu Art. 176 
BG. klar ausgeſprochen (vgl. die treffende Stelle 
der Begründung in meinem Komm. z. BG. Bem. 1 
Ari. 176 S. 732, 733). 

Zu Unrecht ſucht der II. Senat des BSG. 
in dem Beſchluſſe vom 28. Dezember 1917 einen 
Widerſpruch mit ſeinen eigenen Entſcheidungen vom 
24. und 26. März 1916 in Bd. 37 S. 187ff. 
mit der Begründung abzulehnen, „daß der BGH. 
bisher die Frage offen gelaſſen habe, ob die Gehalts⸗ 
forderungen eines Beamten aus ſeinem Anſtellungs⸗ 
vertrage“ bürgerlich- oder öffentlich⸗rechtlicher Natur 
ſeien“. Allerdings iſt in der erſteren dieſer Ent⸗ 
ſcheidungen (Bd. 37 S. 189 oben) bemerlt: „Da 
namlich G. feine Forderungen (auf unverkürzte 
Weiterzahlung ſeines Dienſteinkommens während der 
Zeit der militäriſchen Einberufung) nicht aus ſeinem 
Anſtellungsvertrage ableitete, ſondern auf öffentlich⸗ 
rechtliche Vorſchriften ($ 66 RMilG.) ſtützte und 
deren Verletzung behauptete .. . waren die Vor⸗ 
inſtanzen in der Tat, zumal da auch die Beſchwerde⸗ 
friſt des Art. 163 Abſ. II Gem. eingehalten war, 
auf Grund der erwähnten Geſetzesbeſtimmung be⸗ 
rufen, von Staatsaufſichts wegen zu prüfen, ob durch 
den Magiſtrat zum Nachteil des G. ein Geſetz oder 
eine andere gültige Rechtsvorſchrift (öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Inhalts) verletzt worden iſt.“ In der gleichen 
Entſcheidung iſt aber, und das iſt die Haupt⸗ 
ſache und das Entſcheidende, auch noch etwas 
weiteres ausgeübrt und zwar folgendes: „Steht 
hiernach feſt, daß G. zu den Gemeindebeamten im 
Sinne des 8 66 Mil. gehörte, ſo hat er auch 
infolge feiner Einberafung zum Kriegs dienſte für 
die Dauer des letzteren Anſpruch auf die dieſen 
Beamten eingeräumten Vergünſtigungen und die 
Stadtgemeinde hat durch Vorenthaltung dieſer eine 


ruflichen Magiſtratsmitglieder, für die der Rechtsweg 
in Rahmen des Art. 176 BG. zugelaſſen iſt. 


geitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Wr. 13 u. 14. 
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öffentliche Rechtsvorſchrift verletzt“ (S. 192). Und 
weiter: „Mit Recht haben die Vorinſtanzen den von 
G. gegenüber der Stadtgemeinde geltend gemachten 
Anſpruch auf Fortbezahlung feines Stellenein- 
kommens auch nicht auf den Rechtsweg verwieſen, 
ſondern hierüber auf die rechtzeitig von G. ein⸗ 
gelegte Beſchwerde nach Art. 163 und 157 Abſ. IV 
Gem O. von Auffichtswegen Verfügung getroffen“ 
(S. 188 unten). Auch in der zweiten Entſcheidung 
vom 26. Mai 1916 (Bd. 37 S. 193) iſt Fol⸗ 
gendes geſagt: „Stadtſekretär O. H. hat ſeinen 
gegenüber der ame N. geltend gemachten 
Anſpruch auf Wahrung ... . Gemeinde: 
ſchreiberſtelle und auf a Fortgewährung 
ſeines Dienſteinkommens nicht aus ſeinem Dienft: 
vertrage vom 21. Oktober 1913 abgeleitet, ſondern 
auf 8 66 RMilG. und die hiezu ergangenen bay. 
Ausſührungs⸗ und Vollzugsbeſtimmungen, alſo auf 
offentlich⸗rechtliche Vorſchriften geſtützt und deren 
Verletzung genügt. Infolgedeſſen ift hier, ent: 
gegen der Auffaſſung der beſchwerdeführenden Ge⸗ 
meindeverwaltung, da eine bürgerlich rechtliche 
Streitigkeit nicht in Frage ſteht, die Zuſtändigkeit 
der ordentlichen Gerichte ausgeſchloſſen.“ Die 
Schlußfolgerung des VGH. in beiden Entſchei⸗ 
dungen iſt alſo kurz die: G. u. O. H. find Eꝛemeinde⸗ 
beamte im Sinne des 8 66 des RMI®. Sie 
haben auf Grund dieſer, dem öffentlichen Rechte 
angehörenden Vorſchcift einen vermögensrechtlichen 
Anſpruch auf Fortzahlung des in dem Anſtellungs⸗ 
vertrage ihnen zugeſprochenen Gehalts. Die Geltend⸗ 
machung dieſes auf öffentlich⸗ rechtliche Vorſchriften, 
nämlich auf 8 66 a. a. O., geſtützten vermoͤgens⸗ 
rechtlichen Anſpruchs gegenüber der ihnen den 
Anſpruch vorenthaltenden Gemeinde iſt aber keine 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeit und daher nicht im 
Zivilrechtsweg, ſondern im Verwaltungsbeſchwerde⸗ 
weg nach Art. 163, 157 Abſ. IV GemO. zu betätigen. 

Waͤre aber der Senat ſchon damals von der 


Rechtsanſchauung ausgegangen, die er nunmehr 


in dem Beſchluſſe vom 28. Dezember 1917 nieder⸗ 
gelegt hat, jo hätte er in den beiden Entſcheidungen 
vom März 1916 von folgender Schlußfolgerung!) 
ausgehen und damit zu einem gegenteiligen Er⸗ 
gebnis gelangen müſſen: G. u. O. H. verfolgen unter 
Berufung auf 8 66 RMilG. einen Anſpruch auf 
Fortzahlung des ihnen von der Gemeinde vor⸗ 
enthaltenen Einkommens aus ihren Zivildienſtſtellen. 
Sie machen damit nicht einen das Allgemeinwohl 
betreffenden Anſpruch geltend, ihr Intereſſe iſt 
vielmehr als vermögensrechtliches nur darauf ge⸗ 
richtet, daß die Gemeinde ihnen den im Anſtellunge⸗ 
vertrag geregelten Gehalt weiter zahlt. Ein ſolcher 
vermögensrechtlicher Anſpruch gehört begrifflich 
in den Bereich des bürgerlichen Rechts; denn 
maßgebend iſt nicht, ob die Verpflichtung, zu deren 
r die in Anſpruch genommene Gemeinde 


li ich hierbei mögli enge an die 
Worte 5 Gun 22 g. dl f. Dez 1217 ſeloſt an. 
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angehalten werden ſoll, in einer Vorſchrift des 
Öffentlichen Rechts, nämlich in 8 66 RMilG., wur: 
zelt, ſondern ob es ſich dabei nur um einen Gegen⸗ 
ſtand des, öffentlichen Intereſſes, des Gemeinwohls, 
oder um das Rechtsgut und das perſönliche Rechts⸗ 
gebiet einer einzelnen Perſon handelt. Demnach 
handelt es ſich um eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit, 
die vor die ordentlichen Gerichte gehört. 

Ich kann hienach mit dem beſten Willen nicht 
darüber hinwegkommen, daß zwiſchen den beiden 
Entſcheidungen vom Maͤrz 1916 und jener vom 
3 1917 ein grundjäßlicher Widerſpruch 
eſteht. 

Zu Unrecht lehnt der VGH. in ſeinem Beſchluſſe 
vom 28. Dezember 1917 es auch ab, aus den 
Entſcheidungen des Komp GH. vom 17. Dezember 
1881 (GVBl. 782 Beil. IV) und vom 18. Ro: 
vember 1908 (GVBl. 1909 Beil. I), auf die ſich 
die Regierung berief, eine Folgerung für den in 
Rede ſtehenden Fall zu ziehen, da die erſtere Ent⸗ 
ſcheidung nicht von dem Gehaltsanſpruch eines auf 
Dienſtvertrag angeſtellten berufsmäßigen Gemeinde⸗ 
beamten — wie hier —, ſondern von dem Anſpruch 
eines ehrenamtlichen Gemeindeausſchußmitgliedes 
auf Vergütung für ſeine Dienſtleiſtungen, und die 
letztere nur von der Haftungsverbindlichkeit, nicht 
aber von dem Gehaltsanſpruch eines Gemeinde⸗ 
beamten handle. Dieſe Begründung muß einiger⸗ 
maßen üÜberraſchen. Gegen fie iſt zunächſt einzu⸗ 
wenden, daß doch auch die ſämtlichen Entſcheidungen 
des RG., denen der VGH. bei feiner Auffaſſung 
folgt und die ihm geradezu als die Grundlage für 
die nunmehr von ihm vorgenommene Schwenkung 
in ſeiner Rechtſprechung dienen, von etwas ganz 
anderem als von dem Gehaltsanſpruche des Be⸗ 
amten gegen den Staat oder gegen die Gemeinde 
handeln und weitab vom Beamtenrechte liegen, ſo 
namentlich auch die Entſcheidung in Bd. 57 S. 352, 
auf die vom VGH. beſonders Gewicht gelegt wird 
und die den Anſpruch einer Stadtgemeinde gegen 
den Staat auf Auszahlung eines geſetzlich geſchul⸗ 
deten Beitrags zu den Koſten der Volksſchule zum 
Gegenſtand hat.“) Warum alſo nicht auch gegen: 
über dieſen Entſcheidungen des RG. die gleiche 
Ablehnung? Worauf es entſcheidend anzukommen 
hat, iſt aber doch, welcher Rechtsgrundſatz in den 
beiden fraglichen Erkenntniſſen des KompKGhH. 
zum Ausdruck gebracht wurde; und von dieſem 
Geſichtspunkte aus ſprechen dieſe Erkenntniſfe zwei: 
felsohne gegen die Auffaſſung des VGH. So iſt 
in dem erſteren Erkenntnis vom 17. Dezember 
1881 (GVBl. 1882 Beil. IV) geſagt: „Die Dienſt⸗ 
leiſtungen eines Gemeindebevollmächtigten in bezug 
auf das ihm übertragene Gemeindeamt erfolgen 
in ſeiner Stellung als Gemeindebürger zur Ge: 


) Vgl. auch die weitere Entſch. d. RG. vom 29. No⸗ 
vember 1917 in Bd. 91 S. 248, wo für den Anſpruch 
des Staates gegen die Gemeinde auf Zahlung eines 
Polizeikoſtenbeitrags der Rechtsweg als zuläſſig er⸗ 
achtet wurde. | 
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meinde als öffentlicher Korporation; dieſelben find, 
weil zur Erfüllung der dieſer Korporation obliegenden 
Öffentlichen Aufgaben beſtimmt, ihrem Weſen nach 
öffentlich⸗rechtlicher Natur. Streitigkeiten, die zwiſchen 
einer Gemeinde und einem Gemeindebürger in bezug 
auf deſſen Anſpruch aus ſeinen Dienſtleiſtungen als 
Gemeindebevollmächtigter ſich ergeben, entbehren 
daher jeder privatrechtlichen Grundlage und ſind 
demzufolge nicht vor den Zivilgerichten auszutragen.“ 
Warum ſoll das gleiche nicht auch gelten hinſichtlich 
der nicht unmittelbar auf Geſetz, ſondern auf einem 
öffentlich⸗rechtlichen Vertrag beruhenden Verpflich⸗ 
tung zur Dienſtleiſtung für die Gemeinde und des 
Anſpruchs aus dieſen Dienſtleiſtungen? In dem 
zweiten Erkenntniſſe des Komp GH. vom 17. No: 
vember 1908 (GGBl. 1909 Beil. I) ſodann iſt 
als Grundſatz ausgeſprochen: „Das Dienſtverhältnis 
des Beamten ſeinem Dienſtherrn, dem Staate oder 
der Gemeinde, gegenüber und die aus ihm hervor⸗ 
gehenden Rechte und Verbindlichkeiten gehören dem 
Gebiete des öffentlichen Rechtes an; die darüber 
entſtehenden Streitigkeiten unterliegen deshalb der 
Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden, ſoweit nicht 
durch beſondere Vorſchriſten die Entſcheidung den 
Gerichten übertragen iſt.“ Zu den aus dem Dienſt⸗ 
verhältniſſe hervorgehenden Rechten gehören aber 
doch in erſter Linie auch die Ansprüche auf das 
Dienſteinkommen; und das Erkenntnis enthält nicht 
die geringſten Anhaltspunkte für die Annahme, 
daß der an die Spitze geſtellte oberſte Grundſatz 
gerade hinſichtlich dieſer Anſprüche nicht gelten 
olle. Ich möchte daher meinen, daß die beiden 
Erkenntniſſe des KompRGhH. weit mehr für den in 
Frage ſtehenden Fall zutreffen als die vom VGH. 
angezogenen Urteile des RG. In beſonderem Maße 
gilt dies aber von dem Urteil des Komp SH. vom 
25. Oktober 1916 (GVBl. 1916 Beil. 1 S. 1—6), 
in dem füc den Anſpruch einer Gemeinde auf Rück⸗ 
erſtattung des einem Volksſchullehrer angeblich zu 
viel bezahlten Betrages an Gehaltszulage der Rechts⸗ 
weg für unzuläſſig erklärt wurde, weil der Anſpruch 
auf die Zulage im öffentlichen Rechte wurzele und 
daher auch der Anſpruch auf Rückerſtattung eines 
zu viel bezahlten Zulagenbetrages öffentlich recht⸗ 
licher Natur ſei und im gleichen Verfahren wie der 
Anſpruch auf die Zulage ſelbſt, nämlich im Ver⸗ 
waltungswege, geltend gemacht werden müſſe.“ 
Daß auch Piloty (Bay. VerfRecht S. 824, 
831), den der VG,. anſcheinend für feine Auf⸗ 
faſſung in Anſpruch nimmt, auf dem hier vertretenen 
Standpunkte ſteht und nur de lege ferenda den 
derzeitigen Rechtszuſtand für unhaltbar hält, geht 
aus ſeinen Ausführungen in der Einleitung zu 
8 142 (S. 824) und im Schluſſe zu 8142 (S. 831) 
in zweifelloſer Weiſe hervor. 

Richtig iſt, daß das RG. in einer Reihe von 
Entſcheidungen, ſo in Bd. 22 S. 288, Bd. 25 
) Auf dem gleichen Gedankengang beruht auch 
die Entſch. des RG. in Bd. 76 S. 121, 123 und in JW. 
1912 S. 647. 
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S. 330, Bd. 41 S. 272, Bd. 57 S. 352, Bd. 70 
S. 81, Bd. 80 S. 23 die Auffaſſung vertreten hat, 
daß es für die Frage, ob ein klagbarer Anſpruch 
vorliegt, nicht auf den Urſprung des Rechts an⸗ 
komme und daß auch Anſprüche, die im öffentlichen 
Rechte wurzeln und öffentlichen Rechtsvorgaͤngen 
ihre Entſtehung verdanken, privatrechtliche Natur 
haben und dem Rechtswege zugänglich ſind, wenn 
ſie dem Vermögensrechte angehören, daß ſomit 
das Vorhandenſein einer bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keit im Sinne des 8 13 GVG. und damit die 
Zuſtändigkeit der Gerichte dann anzunehmen ſei, 
wenn eine Privatperſon einen Anſpruch vermögens⸗ 
rechtlicher Art erhebt. Aber abgeſehen davon, daß, 
wie bereits erwähnt, alle dieſe angeführten Ent⸗ 
ſcheidungen nicht einen Gehaltsanſpruch des Beamten 
zum Gegenſtande haben, iſt das RG. von dieſer 
Auffaſſung bereits in der Entſcheidung in Bd. 76 
S. 123 etwas abgerückt, indem es dabei feſtſtellte, 
daß auch dem Urteile in Bd. 57 S. 350, auf das 
ſich der VGH. beſonderzs ſtützt, nicht der allgemeine 
Satz zu entnehmen ſei, daß durch Erhebung eines 
auf Geld gerichteten Anſpruchs ohne weiteres die 
Zuſtändigkeit der Gerichte begründet werde. Eine 
weitere Einſchränkung ſeiner früheren Anſchauung 
hat es ſodann in der Entſcheidung in JW. 1912 
S. 647 vorgenommen, indem es unter Ablehnung 
der in anderen Entſcheidungen zum Ausdrucke 
gelangten gegenteiligen Meinung den Satz auf⸗ 
ſtellte, daß maßgebend für die Frage, ob es ſich 
Hum eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit handle, ſei, 
ob das Rechtsverhältnis, aus dem der erhobene 
Anſpruch hergeleitet wird, dem öffentlichen Rechte 
angehöre und daß, wenn dies der Fall ſei, von 
einer bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit nicht geſprochen 
werden könne, daß demnach, wenn den Gegenſtand 
des Streites ein Anſpruch auf Leiſtung aus einem 
nur dem öffentlichen Rechte angehörenden Verhält⸗ 
nis bilde, der Rechtsweg ausgeſchloſſen ſei, mag 
auch nach der äußeren prozeſſualen Geſtaltung des 
Streites der von der Privatperſon geſtellte Klag⸗ 
antrag auf Leiſtung eines Vermögenswertes an fie 
gerichtet ſein. In unzweideutiger Weiſe vollends 
hat es hinſichtlich des Gehaltsanſpruches der Beamten 
aus ihrem öffentlichen Dienſtverhältniſſe die Un: 
zuſtändigkeit der Gerichte da, wo die Zuläſſigkeit 
des Rechtswegs nicht durch ausdrückliche geſetzliche 
Beſtimmung vorgeſehen iſt, in den oben bereits 
erwähnten Entſcheidungen in Bd. 49 S. 1, Bd. 53 
S. 429, Recht 1916 S. 423 und EiſEntſch. Bd. 33 
S. 159 ausgeſprochen. Von einer ftändigen Recht: 
ſprechung des RG. über die Zuläffigkeit des Rechts: 
wegs bei Gehaltsanſprüchen der Beamten in dem 
vom VGH. vertretenen Sinne kann daher wohl 
keine Rede ſein. 

Nun ſucht der BSH. ſeine Entſcheidung auf 
jeden Fall dadurch zu ſtützen, daß er ausführt, 
das Dienſtverhältnis des betreffenden unwiderruflich 
angeſtellten Gemeindeſekretärs und ſein Gehalts⸗ 
anſpruch beruhe auf dem mit ihm gemäß Art. 62 
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Abſ. I pfalz. GemO. abgeſchloſſenen Dienſtvertrag, 
in deſſen $ 7 der Gehaltsanſpruch näher geregelt 
ſei; dieſe Beſtimmung des 8 7 aber ſei, ſelbſt wenn 
das Dienſtverhältnis in ſeinen übrigen Beziehungen 
zur Gemeinde öffentlich⸗ rechtlicher Natur ſei, jeden: 
falls bürgerlich⸗rechtlicher Art, jo daß ein Streit 
hierüber nur vor den bürgerlichen Gerichten aus: 
getragen werden könne. Aber auch dieſe Annahme 
geht meines Erachtens fehl. Es iſt nicht einzuſehen, 
warum gerade die den Anſpruch des Beamten 
auf den Gehalt betreffende Beſtimmung des dem 
offentlichen Rechte angehörenden Dienſtvertrags 
bürgerlich⸗rechtlicher Natur ſein ſoll. Der Rechts: 
grund der Beſoldung iſt doch nicht in einem privat⸗ 
rechtlichen, ſondern in einem öffentlich⸗ rechtlichen 
Dienſtverhältnis zu ſuchen, und der Anſpruch auf 
die Beſoldung iſt ein Ausfluß des letzteren Dienſt⸗ 
verhältniſſes ebenſo wie der Anſpruch auf Ruhe⸗ 
gehalt und Hinterbliebenenbezüge. Nach Art. 64 Abf. J 
und Art. 64a pfälz. Gem O. in der Faſſung der Art. 14 
und 15 GBG. muß das Dienſteinkommen des be: 
rufsmäßigen Gemeindebeamten nicht als die privat⸗ 
rechtliche Bezahlung für die zu leiſtenden Dienſte 
ſondern als die öffentlich-rechtliche Gegenleiſtung 
der Gemeinde für die Verſehung des Amtes an⸗ 
geſehen werden. Ob die Hö he dieſer Gegenleiſtung 
in einer von der Gemeinde auf Grund des Art. 23 
GBG. erlaſſenen Satzung allgemein geregelt iſt 
oder durch einen beſonderen Einzelvertrag mit dem 
Gemeindebeamten, iſt für die rechtliche Natur dieſer 
Gegenleiſtung doch vollkommen gleichgültig. Gerade 
in dieſer Hinſicht hat das RG. in dem Urteile 
in JW. 1913 S. 106 folgendes ausgeführt: „Es 
darf, wie das RG. ſchon mehrfach, z. B. in Bd. 53 
S. 427, ausgeſprochen hat, angenommen werden, 
daß das Beamtenverhältnis durch einen Vertrag 
öffentlich⸗ rechtlicher Natur begründet wird, der 
durch den wechſelſeitig erklärten übereinſtimmenden 
Willen der Behörde und des anzuſtellenden Be⸗ 


amten zuſtande kommt. Aus dieſem Vertrag er⸗ 


wachſen dem Beamten vermögensrechtliche Anſprüche 
öffentlich⸗rechtlicher Natur auf die ihm nach dem 
Geſetz und gemäß der Bewilligung der Behörde 
zustehenden Einkünfte. Durchaus zuläſſig iſt es 
aber, daß beſondere Vereinbarungen zwiſchen 
den Beamten und der Behörde, insbeſondere auch 
über die Höhe der Vergütungen getroffen werden 
(Laband, Deutſches Staatsrecht Bd. 1 S. 448, 
Rehm, Die rechtliche Natur des Staatsdienſtes 
S. 188 ff., insbeſondere S. 193, 194). Auch die 
hie raus entſpringenden Anſprüche find nicht privat⸗ 
rechtlicher, ſondern öffentlich⸗rechtlicher Natur, ſie 
ſind aber gemäß dem oben hervorgehobenen Grund⸗ 
ſatz') im Rechtswege verfolgbar.“ 


) Unter dieſem „oben hervorgehobenen Grund⸗ 
ſatz“ iſt der Grundſatz gemeint, daß in Preußen für 
die Gehaltsanſprüche der mittelbaren Staatsbeamten 
der Rechtsweg ohne Beſchränkung zugelaſſen iſt. Eine 
derartige Beſtimmung fehlt aber für die Gemeinde⸗ 
beamten in Bayern. 
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Nun noch ein paar Worte zu den Ausführungen 
Weinſchenks in BaygfR. 1918 S. 185. Er meint, 
daß das moderne Rechtsempfinden für derartige 
Streitigkeiten die Möglichkeit der Austragung vor 
einem Zivil⸗ oder Verwaltungsgericht dringend ver: 
lange. Ich ſtimme ihm hier durchaus bei und 
verweiſe nur darauf, wie ich ſelbſt in meiner Ab⸗ 
handlung in BaygfR. 1917 S. 169 f. auf die 
Unzuträglichkeiten aufmerkſam gemacht habe, die ſich 
namentlich hinſichtlich der Unfallfürſorgeanſprüche 
der Gemeindebeamten aus dem Ausſchluſſe des 
Zivilrechtswegs ergeben werden. Wenn er aber 
im Hinblick hierauf hohe Töne des Lobes für die 
Entſcheidung des VGH. findet, weil fie dem ge⸗ 
ſunden Rechtsgedanken zu ſeinem Rechte verhelfe, 
möge auch die Begründung anfechtbar ſein, und 
weil ſich hierin das Ergebnis „der inneren Logik 
der Tatſachen“ zeige, „die ſich in einer geſunden 
Rechtſprechung gegenüber allen konſtruktiven Be⸗ 
denken kraftvoll durchſetzt“, ſo kann ich ihm hier 
nicht folgen. Denn ich meine, der Richter hat 
nicht „immer auf Mittel und Wege zu finnen, 
um der natürlichen Rechtsauffaſſung zu ihrem 
Rechte zu verhelfen“, ſondern einfach das geltende 
Recht anzuwenden und da, wo dieſes Recht dem 
modernen Rechtsempfinden nicht genügend ent⸗ 
gegenkommt, es dem Geſetzgeber zu überlaſſen, 
dieſem Mangel durch eine entſprechende Geſetzes⸗ 
beſtimmung abzuhelfen. Er darf nicht an Stelle 
deſſen, was Recht ift, das ſetzen, was nach ſeiner. 


wenn auch noch ſo begründeten, ſubjeltiven Auf⸗ 


faffung Recht ſein ſollte. Die Rolle des Geſetz⸗ 
gebers ſteht ihm nun einmal nicht; er taugt hiezu, 
wie Seydel einmal zutreffend geſagt hat, eben⸗ 
ſowenig und noch viel weniger als der Geſetzgeber 
zum Richter taugt. Ich glaube. auch gar nicht, 
daß der VGH. bei Faſſung ſeines Beſchluſſes von 
Erwägungen und Ab’ichten geleitet war, wie fie 
Weinſchenk als Aufga pe des Richters anſieht, und 
damit der Verſuchung unterlegen iſt, das, was 
der Geber des GBG. — leider ſage ich — mit 
oder ohne Abſicht, wahrſcheinlich aber mit Abſicht, 
zu beſtimmen unterlaſſen hat, feinerſeits wieder 
gut zu machen. Eine Rechtſprechung, die von ſolchen 
Abſichten ausginge, würde nicht der Rechtswahrung 
dienen, ſondern zur Rechtsverwirrung führen. 
Weinſchenk wirft ſchließlich die Frage auf, ob 
ſich die Annahme, daß die Gehaltsanſprüche der 
niederen Gemeindebeam ten bürgerlich: rechtlicher 
Natur ſeien, nicht einfacher auf ein Gewohnheits⸗ 
recht gründen laſſe des Inhalts, daß ſolche Anſprüche 
vor die bürgerlichen Gerichte gehörten. Das ſcheint 
mir aber nicht möglich; denn der Umſtand, daß 


die unteren Gerichte vielfach in Rechtsſtreitigkeiten 


von Straßenbahnbeamten, Polizeidienern oder 
anderen niederen Angeſtellten einer Gemeinde ihre 
Zuſtändigkeit angenoͤmmen haben, kann doch unmög⸗ 
lich ſchon zur Begründung eines Gemohnheits.cchtes 
hinreichen. Es fomint eben darauf an, welcher 
Natur das Dienftverjältnis war, in dem die be: 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 13 u. 14. 


treffenden Angeſtellten zur Gemeinde ſtanden; 
dieſes Verhältnis kann ſehr wohl in ſeinem ganzen 
Umfange ein rein bürgerlich rechtliches geweſen ſein; 
denn es ſteht nichts im Wege, daß jemand zur 
Leiſtung von Dienſten, die ſonſt regelmäßig von 
einem in öffentlich⸗ rechtlichem Dienſtverhältnis Am 
geſtellten vorgenommen werden, auch im Wege 
eines privatrechtlichen, auf voller Gleichberechtigung 
der beiden Parteien beruhenden Dienfivertrages 
herangezogen wird. Ein Beiſp'el hiefür find bei 
der ſtaatlichen Verkehrsverwaltung die Bahnagenten 
und die Poſtagenten (vgl. meinen Komm. z. BGB. 
Fußnote 1 S. 10 und Bem. 2 zu Arl. 25 S. 151 
unten, 152). Gerade bei Bedienſteten in privat⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieben einer Gemeinde, wie z. B. 
bei Straßenbahnen, wird dies wohl haufig der 
Fall ſein. Und wenn wirklich in einzelnen Fällen 
auch beim Vorliegen eines öffentlich⸗ rechtlichen 
Dienſtverhältniſſes von einzelnen Gerichten für den 
Gehaltsanſpruch der Rechtsweg für zuläjfig erklärt 
wurde, ſo beruhte dies eben auf einer Verkennung 
der rechtlichen Natur derartiger Anſprüche und des 
Begriffes der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit. Daß 
übrigens die Rechtsentwickelung und Rechtsauf⸗ 
faſſung, die für die Annahme eines Gewohnheits⸗ 
rechtes ſprechen könnte, gerade in dem der Anſicht 
Weinſchenks entgegengeſetzten Sinne ſich bewegte, 
geht aus den Ausführungen Pilotys (VerfRecht 
8 142 S. 826, 831) war hervor.“) Auf jeden 
Fall aber hatte ein Gewohnheitsrecht in dem Sinne 
Weinſchenks gegenüber dem GBG. keine Gültigkeit 
mehr, da nach dem GBG. die rechtliche Natur 
des Dienſtverhältniſſes und des aus ihm entſpringen⸗ 
den Anſpruchs auf Dienſteinkommen bei den ſog. 
niederen berufsmäßigen Gemeindebeamten keine 
andere ſein kann als bei den ſog. höheren Gemeinde 
beamten und da deshalb für die Verfolgung der 
Gehaltsanſprüche aller berufsmäßigen Gemeinde- 
beamten, ſoweit nicht wie in Art. 74 Abſ. II GemO. 
(in der Faſſung des Art. 2 GBG.) eine beſondere 
Beſtimmung getroffen iſt, die gleichen Rechts⸗ 
grundſätze gelten müſſen. 

Es bleibt nun abzuwarten, u ie ſich die Gerichte, 
die wohl jetzt in dem dem Beſchluſſe des VOL. 
vom 28. Dezember 1917 zugrunde gelegenen Falle 
bei weiterer Vorenthaltung des Gehaltes angerufen 
werden, zu der Frage der Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs ſtellen werden. Sprechen auch ſie endgültig 
ihre Unzuſtändigkeit aus, ſo wird wohl noch der 
Gerichtshof für Kompetenzkonflikte über die Frage 
zu entſcheiden haben (Art. 22 Abſ. 1 Komp KG. 
vom 18. Auguſt 1879). 


) Vgl. auch noch meinen Komm. z. BG. Bem. 1 
zu Art. 176 S. 733 und das dort angeführte Urt. d. 
OLG. München, BlfRA. Bd. 77 S. 80. 
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Das Geſetz vom 9. Rai 1918, die Familien⸗ 
ſideikommiſſe betreffend (G Bl. 1918 Nr. 32 
6. 287). ) 


Bon Oberlandesgerichtsrat Dr. Heinrich Becher in 
München. 


I.“) In Bayern gibt es drei Arten von Familien⸗ 
fideikommiſſen: die Fideikommiſſe (Haus⸗ oder 
Stammgüter) des hohen Adels, die reichsritter⸗ 
ſchaftlichen Fideikommiſſe und die der VII. Verf.⸗ 
Beil. unterſtehenden Fideikommiſſe des niederen 
Adels. Die Errichtung und Vermehrung eines 
Fideikommiſſes des hohen Adels unterlag bisher 
der Autonomie der hochadeligen Familie und war 
unbeſchränkt durch behördliche Mitwirkung und 
unbegrenzt ſtatthaft. Die Errichtung eines Fidei⸗ 
kommiſſes des niederen Adels ſetzte Beſtätigung 
des Oberlandesgerichts und Eintragung in die 
Fideikommißmatrikel voraus; jede Vermehrung 
erforderte die Beſtätigung des Oberlandesgerichts; 
aber weder der Sache noch dem Werte nach waren 
Grenzen gezogen. Für die Fideikommiſſe der 
reichsritterſchaftlichen Familien galt im weſentlichen 
dasſelbe (vgl. dazu 8 104 der VII. Verf.⸗Beil.). 

Nach dem Stande vom 1. Oktober 1917 gab es 
in Bayern 202 Fideikommiſſe mit 238 559 ha 
Grundbeſitz, d. i. 3,1 der Geſamtfläche des König⸗ 
reichs. Hievon waren 33 Fideikommiſſe mit 88 216 ha 
ſolche des hohen Adels, 147 mit 133314 ha 
Fideikommiſſe des niederen Adels und 11 mit 
9869 ha reichsritterſchaftliche Fideikommiſſe. 
67,2% der Fideikommißfläche war Wald. Seit 
1909 hatten ſich die Fideikommiſſe des hohen 
Adels um 341 ha vermindert, die des niederen 
Adels um 126 184 ha, d. i. rund 10 vergrößert. 
Bei den reichsritterſchaftlichen Fideikommiſſen konnte 
mit Rückſicht auf die beſtehenden Geſetze keine 
Vermehrung in Frage kommen. 

Einen Abſchluß in der Rechtsentwicklung der 
Fideikommiſſe, die es in Bayern in der Haupt⸗ 
ſache erſt ſeit dem 17. Jahrhundert gibt, hatte 
die VII. Verf.⸗Beil. gebildet. Sie beſchränkte die 
Fideikommiſſe teils aus geſchichtlichen, teils aus 
wirtſchaftlichen Gründen auf den Adel und ver⸗ 
knüpfte damit auch gewiſſe politiſche Vorrechte. 

) Ausgegeben am 14. Mai 1918. 

. Vgl. zum Folgenden: Entwurf eines Geſetzes 
die Familienfideikommiſſe betr. mit Begründung, vor» 
19155 der Kammer der Reichsräte am 12. Dezember 
1917; Antrag des Berichterſtatters Frh. von und zu 
Franckenſtein vom 2. Februar 1918; Protokoll des ver⸗ 
einigten I. und III. Ausſchuſſes der K. d. R. vom 7. Fe⸗ 
bruar 1918; Sten Ber. über die Verhandl. d. K. d. R. 
(63. öff. Sigg.) vom 19. März 1918 (Bd. V S. 194 — 198); 
Antr. d. K. d. R. an die K. d. Abg. vom 19. März 1918 
(Beil. 2290); dann die verſchiedenen Anträge von Ab⸗ 
ee Beil. 2323, 2366; StenBer. über die Ver⸗ 
andl. d. K. d. Abg. (463. öff. Sitzg.) vom 26. April 1918 
(8b. XVIII S. 855— 875); Beſchl. d. K. d. Abg. vom 


26. April 1918 Veil. 2365; Geſamtbeſchluß vom 26. April 


1918 Beil. 2371. 
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Erſt im Jahre 1848 begann gegen ſie eine neue 
Bewegung. Ein im Jahre 1850 in Bayern vor⸗ 
gelegter Geſetzentwurf wurde jedoch von der Kammer 
der Abgeordneten nicht angenommen. Dennoch 
kam die Frage der Fideikommiſſe nicht zur Ruhe. 
Insbeſondere zeigten ſich ſeit 1909 wieder Be⸗ 
ſtrebungen der Neugründung von Fideikommiſſen 
und der Vermehrung des landwirtſchaftlichen Be⸗ 
ſitzes der Fideikommiſſe zu ſteuern, um einen 
wirtſchaftlich kräftigen Bauernſtand zu erhalten. 
Während des Krieges verſtummten anfangs dieſe 
Wünſche, da auch der bayeriſche Grundſtücksmarkt 
infolge des Krieges über zwei Jahre faſt brach 
gelegen hatte. Erſt, als durch die Kriegsgewinne 
wieder das Gegenteil eintrat, ja die Verhältniſſe 
auf dem Grundſtücksmarkte ſogar eine derart be⸗ 
denkliche Geſtalt annahmen, daß ſich das bayeriſche 
Kriegsminiſterium zum Erlaß einer Schutzvorſchrift, 
der Bekanntmachung vom 17. Oktober 1917, ver⸗ 
anlaßt ſah und ſchließlich auch geſetzliche Maß⸗ 
nahmen verlangt wurden, um den volkswirtſchaftlich 
bedenklichen Aufkaͤufen landwirtſchaftlicher Grund: 
ſtücke entgegen zu treten, wurde auch wieder der 
Wunſch laut die Vermehrung der beſtehenden 
Fideikommiſſe zu beſchränken und die Errichtung 
neuer zu unterſagen. Es mag bei dieſem Wunſche 
auch die Ueberzeugung mitgeſpielt haben, daß 
hauptſaͤchlich bei einigen größeren Fideikommiſſen 
zum Nachteile der Allgemeinheit nicht zur Genüge 
und nicht im Rahmen der Möglichkeit nutzbringend 
gewirtſchaftet worden ſei. 
Unter diefen Umſtänden ſah ſich die Kgl. 
Staatsregierung veranlaßt am 12. Dezember 1917 
dem Landtage neuerdings einen die Familienfidei⸗ 
kommiſſe betreffenden Geſetzentwurf vorzulegen, 
wonach während des Krieges und bis zum Ab⸗ 
laufe von fünf Jahren nach der Beendigung des 
Krieges es verboten ſein ſollte Fideikommiſſe zu 
errichten oder zu vermehren. Man ſtellte ſich 
hiebei auf den Standpunkt, daß die Erhaltung 
| des Großgrundbefitzes und damit der Großgrund⸗ 
betriebe, die namentlich auch eine hervorragende 
forſtwirtſchaftliche Benützung des Grund und Bodens 
zur Folge hätten, ebenſo eine ſtaatliche Notwendig⸗ 
keit ſei wie die Erhaltung und Befeſtigung des 
| kleinen und mittleren Bauernſtandes, daß alſo nicht 
das Rechtsgebilde des Fideikommiſſes als ſolches 
volkswirtſchaftlichen Bedenken begegnen ſondern 
nur dann volkswirtſchaftlichen Schaden ſtiften 
könne, wenn der fideikommiſſariſche Beſitz zu aus⸗ 
gedehnt ſei. Man hätte vielleicht noch beifügen 
können „oder wenn er zum Nachteile der Allge⸗ 
meinheit nicht nutzbringend genug bewirtſchaftet 
werde“. Nur einer übermäßigen Ausdehnung der 
Fideikommiſſe müſſe daher entgegengetreten werden, 
wobei aber eine derzeitige Regelung im weſent⸗ 
lichen auf die Kriegs- und Uebergangszeit beſchränkt 
werden müſſe und ein Unterſchied zwiſchen den 
Fideikommiſſen des hohen Adels und denen des 
niederen Adels nicht gemacht werden dürfe. Es 
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dadurch erzielt, daß ſie auf Grundbeſitz. der am 
1. Dezember 1917 ſchon im allodialen Eigentume 
des Fideikommißbeſitzers war, keine Anwendung 
finden ſoll, ſofern nur die Einverleibung wenig⸗ 
ſtens bis zum Tage des Inkrafttretens des Ge⸗ 
ſetzes (14. Mai 1918) beim Oberlandesgerichte 
ſich die Kammer der Abgeordneten dafür etwas beantragt iſt. Gegenüber dieſer Abſchwöchung 
zu erwärmen ſchien, in dieſer Ausdehnung ver⸗ bleibt, wenn dem Geſetz überhaupt ein beſonderer 


war von vornherein klar, daß ein Geſetzentwurf, 

fehlt. Was für ein ſtichhaltiger Grund iſt gegen Wert zukommt, nur der Troſt, daß es den Fidei⸗ 
| 
| 
| 


der die fideikommiſſariſche Bindung nicht bloß des 
unbeweglichen ſondern auch des beweglichen Ver⸗ 
mögens unterſagte, in der Kammer der Reichs⸗ 
räte nicht auf Annahme rechnen konnte. Er ging 
weit über das Ziel hinaus und war, wenngleich 


eine Mehrung des Fideikommißvermögens durch kommißbeſitzern nicht ſchon vor dem 1. Dezember 
bewegliche Habe anzuführen, in einer Zeit, wo der 1917 in Erwartung des Geſetzes gelungen ſein 
Spartrieb nicht genug gefördert werden kann, wo möchte noch möͤglichſt viele Grundſtücke in ihren 
gerade den Fideikommißbeſitzern ein Anreiz ge⸗ allodialen Beſitz zu bringen, um dann noch vor 
boten werden muß allodiales Geld in Kriegs⸗ dem Inkrafttreten des Geſetzes ihre Einverleibung 
anleihe anzulegen, wo gleichzeitig ein Geſetzentwurf ins Fideikommiß zu beantragen. Es gibt bekannt⸗ 
vorgelegt wurde, der dem Fideikommißbeſitzer nicht lich eine ziemliche Anzahl von Fideikommiſſen, bei 
nur die Berechtigung gibt, ſondern wohl auch denen die einzuverleibenden Grundſtücke zunächſt 
die ſittliche Pflicht auferlegt für das Fideikommiß jahrelang im allodialen Eigentume des Fidei⸗ 
möglichſt Kriegsanleihe zu zeichnen, wo jede Ab⸗ kommißbeſitzers verbleiben, um ſie ſchließlich bei 
wanderung inländiſcher Werte ins Ausland ver⸗ paſſender Gelegenheit insbeſondere ausgleichshalber 
hindert werden muß? Die amtliche Begründung den Fideikommiſſen einzuverleiben. Alle dieſe 
des Entwurfs enthält denn auch kein einziges Wort, Grundſtücke können alſo, ſofern fie nur vor dem 
das eine fo weitgehende Beſchränkung hätte recht: | 1. Dezember 1917 erworben waren, noch raſch 
fertigen können, und auch die Kammer der Ab- fideikommiſſariſch untergebracht werden. 
geordneten fand dafür keine Gründe. Wenn ſpäter So kam denn ſchließlich das Geſetz, deſſen 
im Ausſchuſſe der Kammer der Reichsräte auf Entwurf, wie er von der Kammer der Reichsräte 
Einſprache des Berichterſtatters die Regierung be⸗ geformt worden war, in der Kammer der Ab- 
tonte, daß die Begünſtigung ſolcher Fideikommiſſe geordneten keine Aenderung mehr erfuhr, mit 
vermieden werden wollte, die hauptſächlich aus folgendem Inhalte zuſtande: Während des Krieges 
Kapitalbeſitz beſtehen, ſo war dieſer Grund wohl und bis zum Ablaufe von fünf Jahren nach der 
kaum ernſtlich zu nehmen. Die Regierung ließ Beendigung des Krieges dürfen Fideikommiſſe über⸗ 
denn auch die ausnahmeloſe Fideikommißſperre auf haupt nicht errichtet werden; geſtattet iſt nur die 
den erſten Einwand fallen und ſtimmte der Be: Wiedererrichtung eines Fideikommiſſes, das waͤh⸗ 
ſchränkung der Sperre auf die Neuerrichtung von rend dieſer Friſt aufgelöſt wird. Während der 
Fideikommiſſen und die Vermehrung der Fidei⸗ gleichen Friſt dürfen Fideikommiſſe durch Ein: 
kommiſſe durch Grundſtücke zu. verleibung von Grunditiiden nicht vermehrt werden; 
Ein weiteres Bedenken bot in der Kammer nur Tauſchgeſchäfte Tin geſtattet, durch die der 
der Reichsräte die Frage, inwieweit Tauſchgeſchäfte Wert und die Grundfläche des Fideikommiſſes 
von dem Verbot ergriffen werden ſollen. Man nicht weſentlich vermehrt werden. Ob dieſe Vor⸗ 
konnte darüber im Zweifel fein, ob der Schwer: ausſetzung gegeben iſt, entſcheidet das Oberlandes⸗ 
punkt auf die Vermehrung des Fideikommißver⸗ gericht. War endlich ein einzuverleibendes Grund⸗ 
mögens als Wertganzen oder auf die Vermehrung ſtück ſchon am 1. Dezember 1917 im Eigentume 
des Grundbeſitzſtandes dem räumlichen Umfange des Beſitzers, ſo fällt es ebenfalls nicht unter das 
nach zu legen ſei. Im erſteren Falle hätte der Vermehrungsverbot, ſofern nur die Einverleibung 
Wert, im letzteren Falle die Größe der vertauſchten beim Oberlandesgerichte zur Zeit des Inkrafttretens 
und der eingetauſchten Fläche den Maßſtab bilden des Geſetzes (14. Mai 1918) ſchon beantragt iſt. 
müſſen. Man einigte ſich ſchließlich dahin, daß Der Zeitpunkt, in welchem der Krieg als beendet 
ſolche Tauſchgeſchäfte von der Sperre nicht be- anzunehmen und damit die Sperre aufgehoben iſt, 
troffen werden ſollen, durch die der Wert und die wird durch Königliche Verordnung beſtimmt. 
Grundfläche des Fideikommiſſes nicht weſentlich II. Im einzelnen bieten die Vorſchriften des 
vermehrt werden. Es darf alſo durch das Tauſch— | N zu folgenden Bemerkungen Anlaß: 
geſchäft weder das Fideikommißvermögen als Wert⸗ . Das Geſetz erſtreckt ſich auf alle Arten 
ganzes noch der Grundbeſitzſtand ſeinem räumlichen | Sr Fideikommiſſ en, alſo nicht bloß auf 
Umfange nach erheblich vermehrt werden. In Fideikommiſſe des niederen Adels, wie ſie die 
der Kammer der Abgeordneten hegte man freilich VII. VerfBeil. ordnet, ſondern auch auf Familien⸗ 
Befürchtungen, ob nicht die Zulaſſung der Tauſch- fideikommiſſe (Stamm- und Hausgüter) des hohen 
ausnahme zu einer Umgehung des Sperrgeſetzes Adels (8 102 VII. Verf Beil. mit § 9 IV. Verf⸗ 
führen könnte. Beil.; Becher, LZR. 8 24, 4 S. 92) und den Reſt 
Eine nicht unweſentliche Abſchwächung der Sperre der früheren reichsritterſchaftlichen Güter (55 104 
wurde endlich in der Kammer der Reichsräte bis 108 VII. Verf.⸗Beil., Becher a. a. O. 8 24 
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‚ auf die ſtandesherrlichen Fideikommiſſe wurde ein 
Einbruch in die Autonomie des hohen Adels voll⸗ 
zogen, der aber nicht nur durch Beobachtung der 
Beſtimmungen in Tit. X 87 VU. ſondern auch 
durch den ausdrücklichen Verzicht der Standes⸗ 
herren gedeckt iſt. Für Fideikommiſſe des König⸗ 
lichen Hauſes ſind die Beſtimmungen des Königl. 
Familienſtatuts Tit. VIII SS 2 und 5 maßgebend; 
der König und die Mitglieder des Königlichen 
Hauſes find alſo an das Sperrgeſetz nicht gebunden. 

2. Das Errichtungsverbot kennt nur 
eine Ausnahme: die Wiedererrichtung eines wäh⸗ 
rend der Sperrfriſt aufgelöſten Fideikommiſſes. 
Die Ausnahme wird keine beſondere Bedeutung 
gewinnen, da höchſtens ein bis zwei Fälle dieſer 
Art in Frage kommen werden. Unter Auflöſung 
wird hier die gänzliche Auflöſung i. S. des § 93 
J E., nicht die Auflöſung in Anſehung einzelner 
Teile des Fideikommiſſes i. S. des § 92 TE. zu 
verſtehen ſein. Im übrigen iſt es gleichgültig, 
aus welchem Antrieb ein Fideikommiß errichtet 
werden will, ob insbeſondere zur Errichtung eine 
letztwillige Verfügung oder ein Antrag verpflichtet. 
Während der Sperre kann alſo eine ſolche Ver⸗ 
pflichtung nicht eingelöſt werden. Damit iſt aber 
nicht Unmöglichkeit der Erfüllung ſchlechthin ge⸗ 
geben, ſondern nur eine unverſchuldete teilweiſe 
Unmöglichkeit der Erfüllung eingetreten. Nach 
Ablauf der Sperrfriſt muß die Verpflichtung er⸗ 
füllt werden, ſofern und ſoweit nicht ein anderes 
Geſetz Gegenteiliges beſtimmt. 

3. Das Vermehrungs verbot. 5 

a) Nach dem übereinſtimmenden Willen der 
an der Entſtehung des Geſetzes beteiligten Kreiſe 
fallen unter die verbotenen Einverleibungen nur 
rechtsgeſchäftliche Mehrungen des Fideikom⸗ 
miſſes (vgl. dazu 8 6 FJ E.). Damit iſt wohl gemeint, 
daß alle Vermehrungen unterſagt ſein ſollen, die 
auf einer „Privatwillenserklärung“ des Zuwenden⸗ 
den (Erklärung im Sinne der 88 17, 18 FE.) 
beruhen. Gleichgültig iſt dann, wie der Zuwendende 
ſelbſt das Grundſtück erworben hat, ob auf rechts⸗ 
geſchäftlichem oder anderem Wege, z. B. auf dem 
Erbwege, vermächtnisweiſe oder durch Zuſchlag in 
einer Zwangzverſteigerung, ob er zur Zuwendung 
an das Fideikommiß verpflichtet iſt z. B. durch 
Vertrag oder letztwillige Verfügung, mag auch das 
Fideikommiß ſelbſt (die Anwärter als Miteigen⸗ 
tümer oder die juriſtiſche Perſönlichkeit des Fidei⸗ 
kommißvermöͤgens) als Bedachter genannt fein. 
Es fallen nur ſolche Fälle nicht unter das Verbot, 
wo der Zuwachs ohne eine vermittelnde Privat⸗ 
willenserklärung eintritt, wie bei der Flur⸗ 
bereinigung (Art. 40, 41 des Flurbereinigungs⸗ 
geſetzes vom 29. Mai 1886/9. Juni 1892), bei 
den Verlandungen nach Art. 8, 10, 21 Abſ. 3, 
Art. 23, 24, bei den Verlandungszuteilungen nach 
Art. 11, 15, 23, bei der Zuteilung verlaſſener 
Flußbette nach Art. 12, 15, 23, 24 und neugebildeter 


Inſeln nach Art. 13, 23, bei der Verſetzung von 
Landabriſſen nach Art. 14, 21 Abſ. 3, Art. 23, 
24, bei den Inſelbildungen nach Art. 22 des 
Waſſergeſetzes vom 23. März 1907. Zweifelhaft 
mag ſein, wie der Fall zu behandeln iſt, wenn 
der Fideikommißbefitzer, um das Fideikommiß vor 
Schaden zu bewahren, gezwungen iſt wegen einer 
ſchlechten Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld 
das belaſtete Anweſen einzuſteigern. Mit der 
Tauſchausnahme des Art. II Abſ. 2 wird man 
nur ſelten zurecht kommen, weil das eingeſteigerte 
Grundſtück meiſt eine weſentliche Vermehrung der 
Grundfläche des Fideikommiſſes bilden wird. Mit 
Rückſicht darauf, daß eine derartige Einverleibung 
inſolange nicht dem Zwecke des Verbots wider⸗ 
ſpricht, als ſeine Einſteigerung nicht zur Umgehung 
des Verbots dienen ſoll, wird ſie mit dieſer Ein⸗ 
ſchraͤnkung für zuläſſig zu erachten ſein. Das 
Geſetz will wohl den Fideikommißbeſitzer nicht zu 
einer verderblichen Wirtſchaft im Sinne des 8 71 
FE. zwingen. Nicht minder zweifelhaft iſt die 
Frage, wie ſich die Sperrvorſchrift zu den Be⸗ 
ſtimmungen in SI 95 und 96 TE. verhält; die 
hierin vorgeſehene Ergänzung des Fideikommiſſes 
läuft aber im weſentlichen auf einen Tauſch hinaus, 
weshalb wohl eine entſprechende Anwendung der 
Tauſchausnahme ſich rechtfertigen dürfte. 

b) Das Verbot beſchränkt ſich auf die Ein⸗ 
verleibung von Grundſtücken oder dieſen gleich⸗ 
achtenden Rechten, alſo z. B. von Erbbaurechten 
(88 1012, 1017 BGB.). Durch bewegliche Sachen, 
wie Kapitalien, Schmuck- und Kunſtgegenſtände, 
Bilder, Bücher uſw., durch nichtgrundſtlücksgleiche 
Rechte wie Hypotheken, Grundſchulden, Renten⸗ 
ſchulden, Dienſtbarkeiten, Reallaſten, Vorkaufs⸗ 
rechte, Forderungsrechte können Fideikommiſſe un⸗ 
beſchraͤnkt auch während der Sperre vermehrt 
werden. Als verbotene Vermehrungen ſind auch 
nicht anzuſehen Verbeſſerungen der Fideikommiß⸗ 
grundſtücke und der darauf errichteten Gebäude 
und ſonſtigen Anlagen wie beiſpielsweiſe durch 
Anlegung von Drainagen, Anpflanzungen, Auf⸗ 
forſtungen, Ausſtattung des landwirtſchaftlichen 
und gewerblichen Betriebs mit Maſchinen, ſelbſt 
nicht die Errichtung neuer Gebäude, ſei es Wohn⸗ 
gebäude, Wirtſchaftsgebaͤude oder gewerblicher An⸗ 
lagen, der Umbau beſtehender Gebäude und An⸗ 
lagen uſw. Wenn von der Regierung bemerkt 
wurde, dieſe Falle fielen um deswillen nicht unter 
das Vermehrungsverbot, weil es ſich dabei nicht 
um rechtsgeſchäftliche Mehrungen ſondern um tat⸗ 
ſächliche Wertsſteigerungen handle, ſo iſt dem bei⸗ 
zuſtimmen und nur noch anzufügen, daß dabei 
kein Grundſtück und keine grundſtücksgleichen Rechte 
als Gegenſtände des Erwerbes in Frage kommen, 
kein Grundſtückszuwachs, keine Vermehrung der 
Grundfläche eintritt, wenngleich die mit dem Grund 
und Boden feſtverbundenen Sachen, insbeſondere 
Gebäude, weſentliche Beſtandteile des Grundſtücks 
werden (8 94 BGB.). Unter das Vermehrungs⸗ 
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verbot fällt auch nicht die Tilgung von Fidei⸗ 
kommißſchulden und zwar aus dem Grunde, weil 
dadurch kein Grundſtückszuwachs eintritt, wenn⸗ 
gleich die Zahlung ein Rechtsgeſchaͤft iſt. 


c) Bei der Tauſchausnahme jagt das Geſetz nicht. 


ob nur der Austauſch von Grundſtücken oder 
grundſtücksgleichen Rechten oder auch der Aus⸗ 
tauſch von beweglichen Sachen oder nichtgrund⸗ 
ſtücksgleichen Rechten gegen Eintauſch von Grund⸗ 
ſtücken oder grundſtücksgleichen Rechten zugelaſſen 
iſt. Bei den Verhandlungen des Landtags ſcheint 
man nur an einen Austauſch von Grundſtücken oder 
grundſtücksgleichen Rechten gedacht zu haben; es 
kam aber die Frage ſelbſt nicht zur Sprache. Unter 
dieſen Umſtänden wird wohl auch ein Tauſch der 
zweiten Art zugelaſſen werden müſſen, wenn nur 
dadurch die geſamte Grundfläche des Fideikom⸗ 
miſſes und unter Berückſichtigung der ausſcheiden⸗ 
den Werte der Wert des Fideikommißvermoͤgens 
nicht erheblich vermehrt wird. Auf dieſe Weiſe 
können alſo minderwertige Hypotheken, Grund⸗ 
ſchulden, Forderungen oder Wertpapiere gegen 
Grundſtücke oder grundſtlücksgleiche Rechte vertauſcht 
werden, zumal wenn es, wie in der Kammer der 
Reichsräte gewünſcht wurde und die Staatsregierung 
zuſagte, bei der Feſtſtellung der Unerheblichkeit 
nicht ſo ſtreng genommen werden ſoll, womit 
allerdings wieder die Kammer der Abgeordneten 
nicht ganz einverſtanden zu ſein ſchien. Voraus⸗ 
ſetzung iſt aber ſtets, daß nicht ein in die Form 
des Tauſches gekleideter Kauf vorliegt; ſolchen 
Falles greift die Ausnahme überhaupt nicht Platz. 
Anderſeits kann, wenngleich neben einem Grund⸗ 
ſtück eine ſogenannte Tauſchaufgabe in Geld oder 
anderen Werten gegeben wird, doch noch ein Tauſch 
vorliegen. Bei der Feſtſtellung, ob durch einen 
Tauſch der Wert und die Grundfläche des Fidei⸗ 
kommiſſes weſentlich vermehrt wird, darf nicht der 
Wert und die Größe der hinzutretenden Grund- 
flache in Verhältnis zu dem Werte und der Größe 
des einzelnen Fideikommiſſes geſetzt werden; die 
Frage iſt vielmehr ohne Rückſicht auf dieſes Wert⸗ 
und Größenverhältnis nach allgemeinen Geſichts⸗ 
punkten zu entſcheiden, andernſalls eine verſchieden⸗ 
artige Behandlung der einzelnen Fideikommiſſe 
Platz greifen würde. Ebenſowenig darf hiebei der 
Schulden⸗ und Belaſtungsſtand des Fideikommiſſes 
in Betracht gezogen werden, ſo daß auf keinen 
Fall der Reinwert des Fideikommiſſes maßgebend 
iſt. Der Eintauſch grundſtücksgleicher Rechte fällt 
unter die Tauſchausnahme, weil hier die beſonderen 
Vorausſetzungen der Ausnahme niemals zutreffen 
können. 

4. Die Stellung des Oberlandesgerichts. 
Mit Rückſicht auf das Errichtungs⸗ und Einverlei⸗ 
bungsverbot hat das Oberlandesgericht als Fidei⸗ 
kommißgericht (8 14 VII. Verf.⸗Beil. mit Art. 36 
Nr. 1 AG. GVG. und § 1 der VO. vom 3. März 
1857, die Inſtruktion über die Behandlung der 
Familienfideilommiſſe betr.) während der Sperr⸗ 
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friſt alle Anträge auf Errichtung von Fidei⸗ 
kommiſſen, ſoweit es ſich nicht um die Wieder⸗ 
errichtung eines während dieſer Zeit aufgelöſten 
Fideikommiſſes handelt, und alle Anträge auf 
Einverleibung von Grundſtücken und grundſtücks⸗ 
gleichen Rechten, ſoweit nicht die Tauſchausnahme 
Platz greift, durch Beſchluß zurückzuweiſen. Die 
Feſtſtellung, ob die Tauſchausnahme zutrifft, liegt 
gleichfalls dem Oberlandesgericht als Fideikommiß⸗ 
gericht ob; das Sperrgeſetz bildet inſofern eine 
Ergänzung des $ 15 der VO. vom 3. März 1857. 
Es wird hiewegen die erforderlichen Erhebungen 
pflegen, wobei aber ſelbſtverſtändlich unnötige 
Arbeit und unnötige Koſten zu vermeiden find; 
es iſt dabei in dem Gebrauche der auf dem 
Gebiete der freiwilligen Rechtspflege zuläſſigen 
Beweismittel nach keiner Richtung beſchraͤnkt. 
Der Beſchluß, der die Tauſchausnahme für ge⸗ 
geben erachtet, kann von dem Fideikommißbeſitzer 
und den Anwärtern nicht angefochten werden, der 
Beſchluß, der ſie verneint, iſt ihrerſeits mit der 
Beſchwerde zum Oberſten Landesgericht anfechtbar 
(8 14 Abſ. 3 der VII. Verf.⸗Beil. mit Art. 135 
Nr. II, 1 AG. BGB.; Art. 42 Abf. 4 AG. GVG.) 
Inſofern es ſich um ſtandesherrliche Fideikommiſſe 
handelt, iſt dadurch die Zuſtändigkeit der Ober⸗ 
landesgerichte und des Oberſten Landesgerichts 
auf Koſten der Autonomie der Standesherren 
erweitert worden. | 

5. Die Stellung des Grundbuchamts. 
Hier iſt zu unterſcheiden zwiſchen Fideikom miſſen 
der VII. Verf.⸗Beil. und den übrigen Fideikom⸗ 
miſſen, insbeſondere der Standesherren. 

a) Fideikommiſſe der VII. Verf.⸗Beil. An⸗ 
trage der Oberlandesgerichte als Fideikommiß⸗ 
gerichte auf Eintragung einer Vormerkung in das 
Grundbuch nach § 14 Nr. 1 der VO. vom 3. März 
1857 und auf endgültige Eintragung der Fidei⸗ 
kommißeigenſchaft können während der Sperrfriſt 
nicht vorkommen, außer wenn es ſich um die 
Wiedererrichtung eines aufgelöſten Fideikommiſſes 
handelt. Läuft aber ein ſolcher Antrag des Ober⸗ 
landesgerichts ein, ſo hat das Grundbuchamt 
nicht weiter zu prüfen, ob er nach dem Sperr⸗ 
geſetze zuläſſig iſt, weil die Prüfung und Ent⸗ 
ſcheidung, ob die Wiedererrichtung eines aufge⸗ 
löften Fideikommiſſes in Frage ſteht, ausſchließlich 
dem Oberlandesgerichte gebührt. Dem Erſuchen 
des Oberlandesgerichts muß alſo ohne weitere 
Prüfung ſtattgegeben werden (vgl. dazu $ 39 
GBO.; 8 303 der Dienſtanweiſung für Grund⸗ 
buchämter rechts des Rheins vom 27. Februar 1905; 
Art. 174 AG. BGB., Art. 13 AG. GBO.) . Eben: 
ſowenig hat das Grundbuchamt nachzuprüfen, ob 
gegebenenfalls die Tauſchausnahme oder Art. 3 zu⸗ 
trifft, weil auch die Feſtſtellung dieſer Ausnahmen in 
die ausſchließliche Zuſtaͤndigkeit der Oberlandes⸗ 
gerichte fällt. Das Grundbuchamt hat daher nach 
den eben angeführten Vorſchriften auch hier einen 
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tragung einer Vormerkung wie auf endgültige 
Einſchreibung der Fideikommißeigenſchaft in das 
Grundbuch ohne weitere Prüfung zu vollziehen. 
Die rein grundbuchmäßige Prüfung (vgl. dazu 
Henle⸗Schmitt, Das Grundbuchweſen zu $ 39 
G50. Nr. 4) wird dadurch ſelbſtverſtändlich nicht 
berührt. Erwirbt ein Fideikommißbeſitzer für fich 
ſelbft ein Grundſtück, alſo als Allod, ſo fällt 
dieſer Erwerb überhaupt nicht unter das Sperr⸗ 
geſetz, ſelbſt wenn dabei beabſichtigt fein ſollte, es 
ſpäter dem Fideikommiß einzuverleiben. Dieſer 
Erwerb muß grundbuchamtlich vollzogen werden, 
ohne daß eine Prüfung nach dem Sperrgeſetze zu⸗ 
laͤſig wäre. 

b) Fideikommiſſe des hohen Adels. Hier 
hat das Oberlandesgericht zwar zu prüfen, 
ob ein zuläſſiger Tauſch gegeben iſt, nicht aber 
auch, ob es ſich um die Wiedererrichtung 
eines aufgelöſten Fideikommiſſes handelt. Wird 
daher dem Grundbuchamt ein Zeugnis des Ober⸗ 
landesgerichts vorgelegt, daß der Tauſch zulaͤſfig 
iſt — ein Erſuchen des Oberlandesgerichts um 
Eintragung in das Grundbuch wird hier nicht in 
Frage kommen —, ſo muß das Grundbuchamt 
beim eingetauſchten Grundſtücke nach Art. 13 
AG. GBO. mit 88 301, 302 der oben genannten 
Dienſtanweiſung die Fideikommiß⸗ (Haus⸗ oder 
Stammguts⸗)Eigenſchaft in das Grundbuch ein⸗ 
tragen, ohne die Zuläſſigkeit des Tauſches vom 
Standpunkte des Sperrgeſetzes einer ſelbſtändigen 
Nachprüfung unterziehen zu dürfen. Wird ſonſt 
dem Grundbuchamte während der Sperrfriſt ein 
Antrag auf Einverleibung von Grundſtücken vor⸗ 
gelegt, ſo muß ihm nachgewieſen werden, daß es 

um die Wiedererrichtung eines aufgeldſten 
Fideikom miſſes (Haus: oder Stammguts) handelt, 
andernfalls iſt der Antrag abzulehnen. 

III. Ausblick. Der Wert des Sperrgeſetzes iſt 
wohl nicht beſonders hoch anzuſchlagen. Wird 
nach Ablauf der Sperrfriſt der Vermehrung der 
Fideikommiſſe nicht in anderer Weiſe Einhalt ge⸗ 
boten, jo werden die Fideikommißbeſitzer in der 
Zwiſchenzeit die Grundſtücke eben zu Allod er⸗ 
werben, um nach Ablauf der Sperrfriſt um ſo 
größere Grundſtücksmaſſen den Fideikommiſſen ein⸗ 
zuverleiben, oder für deren Einverleibung durch 
Verträge oder letztwillige Verfügungen ſorgen. So 
iſt es denn begreiflich, daß ſchon jetzt in der 
Kammer der Abgeordneten verſchiedene Anträge 
geftellt wurden, die alle darauf hinauslaufen die 
Fideikommiß⸗Neubildungen und ⸗Mehrungen zu: 
gunſten der Erhaltung eines wirtſchaftlich kräftigen 
Bauernſtandes zu beſchränken oder zu verbieten, 
ja ſogar die Auflöſung der beſtehenden Fidei⸗ 
kommiſſe fordern. Dabei iſt bemerkenswert, daß 
nach einzelnen Anträgen doch wenigſtens jenen 
Familien, die vor dem Jahre 1870 den bayeriſchen 
Adel erworben haben, noch die Errichtung von 
Fideikommiſſen geſtattet ſein ſoll. Die Kammer 
der Reichsräte wird ſich ſolchen Anträgen gegen: 
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über wohl wenig entgegenkommend verhalten und 
auch die Staatsregierung ſcheint gegen dieſe weit⸗ 
gehenden Forderungen erhebliche Bedenken zu hegen. 
Immerhin wird nach Ablauf der Sperrfriſt mit 
einer Aenderung des geltenden Fideikommißrechts 
gerechnet werden dürfen. 


leber die Nengeſtaltung des Unterhalts. 
anſpruchs gegen den außerehelichen Vater. 
»Von Rechtsanwalt Dr. Kluckhehn in Berlin. 


Die Einrede der mehreren Schwängerer, durch 
die nach 8 1717 BGB. der Unterhaltsanſpruch 
des Kindes gegen den Mann, der ſeiner Mutter 
in der Empfängniszeit beigewohnt hat, völlig hin⸗ 
fällig wird, widerſpricht unſerem ſozialen Empfinden 
immer ſtärker. Dieſe Erkenntnis bricht ſich ſtets 
weiter Bahn. Wenn Miniſterialdirektor Dr. Kirchner 
in der Sitzung des preuß. Abgeordnetenhauſes vom 
17. Februar 1917 ſich für eine Geſetzesänderung 
dahin ausgeſprochen hat, der Geſchlechtsverkehr der 
Mutter mit mehreren Männern ſolle nicht den 
Wegfall aller Anſprüche des Kindes zur Folge 
haben, ſo kann dem nur unbedingt beigeſtimmt 
werden. Wir alle wiſſen es jetzt doch: kein größeres 
Gut befigt das deutſche Volk als feinen Nachwuchs, 
— mag dieſer ehelich oder unehelich ſein — und 
wir haben kaum eine größere Aufgabe als die, 
für die Kinder, die geboren werden, nach Kräften 
zu ſorgen. In eine Zeit, in der ſoviel von Be⸗ 
völkerungspolitik geſprochen wird, paßt die Ein⸗ 
rede des $ 1717 Satz 1 BGB. wirklich nicht mehr 
hinein, eine Beſtimmung, die auf der rein dog⸗ 
matiſchen Erwägung beruht, daß die Vaterſchaft 
feſtgeſtellt werden muß, um einen Unterhalts⸗ 
anſpruch des Kindes zu begründen, daß aber bei 
mehreren Schwängerern eine Feſtſtellung der Vater⸗ 
ſchaft ausgeſchloſſen iſt. Wenn irgendwo, ſo muß 
hier die logiſche Konſtruktion den ſozialen An⸗ 
forderungen des Lebens nachſtehen. Dieſe aber 
verlangen, daß jeder Mann, der einer Frau in 
der Empfängniszeit beigewohnt hat, für den Unter⸗ 
halt des Kindes, deſſen Vater er ſein kann, auf⸗ 
kommt. Ob man dieſe Haftung als familien 
rechtliche, als ſolche aus unerlaubter Handlung 
oder ſonſtwie begründen will, dieſe Sorge kommt 
hierbei erſt in zweiter Reihe. Heute iſt der Zu⸗ 
ſtand der, daß unzählige Kinder leer ausgehen, 
einfach weil die Mutter in der kritiſchen Zeit mit 
mehreren Männern verkehrt hat. Die Folge iſt, 
daß nicht das für ihren Unterhalt aufgewandt 
werden kann, was die Männer, die als Vater in 
Betracht kommen, zahlen könnten, daß dieſe Kinder 
deshalb zum größten Teile zugrunde gehen oder 
wenigſtens nicht das werden und leiſten, was bei 
ausreichendem Unterhalt möglich wäre. Wer mit 
einer Frau geſchlechtlich verkehrt, müßte auch die 
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Folgen tragen, die möglicherweiſe aus diefem Ver⸗ 
kehr entſtanden find, und zwar ohne Rückſicht 
darauf ob die Frau in der kritiſchen Zeit ſich 
noch anderen Männern hingegeben hat oder nicht. 

Das Verlangen, mehrere Beiwohner in der 
Empfängniszeit gemeinſam für den Unterhalt des 
Kindes haften zu laſſen, iſt daher auch ſchon in 
dem Schrifttum mehrfach aufgeſtellt, allerdings 
nicht, ohne auch auf heftigen Widerſtand zu ftoßen. 
Soweit ſich die Vetteidiger der exceptio plurium 
hierbei auf dogmatiſche Erwägungen ſtützen, iſt 
eine reſtloſe Widerlegung nicht möglich, aber auch 
bei dem, der mit uns dieſe Frage in erſter Reihe 
unter dem Geſichtspunkte des praktiſchen Ergebniſſes 
betrachtet, nicht unbedingt erforderlich. Daß es 
übrigens auch hier eine Löſung gibt, werde ich 
gleich zu zeigen verſuchen. Zunäachſt bedarf es 
noch einer kurzen Widerlegung der Bedenken, die 
gerade von dem Standpunkte der Praxis aus er⸗ 
hoben werden. Ich führe hier nur Gerſon in 
DIZ. 1917 S. 318 an. 

Daß der heutige Zuſtand unbefriedigend iſt, 
verkennt auch Gerſon nicht. Wenn er aber glaubt, 
hierbei ſpiele die lange Dauer der Unterhalts- 
prozeſſe eine weſentliche Rolle, ſo kann ich dem 
nicht beipflichten; die Dauer dieſer Prozeſſe, ſo 
wenig wirtſchaftlich befriedigend und unter Um⸗ 
ſtänden auch notwendig ſie iſt, ſpielt gegenüber 
der Frage, ob überhaupt das Kind Unterhalt ver⸗ 
langen kann, nur eine nebenſächliche Rolle. Aller: 
dings kann auch hier durch eine ſtraffere Prozeß⸗ 
führung, wie ſie Gerſon befürwortet, allerlei ge⸗ 
beſſert werden, wobei jedoch der Richter niemals 
über die ihm durch $ 502 ZPO. auferlegte Frage: 
pflicht hinwegſehen darf. Selbſt wenn der Be⸗ 
klagte nur eine Beiwohnung mit mehreren 
von ihm namentlich bezeichneten Mannern be⸗ 
bauptet, ohne die näheren Umſtände anzugeben, 
unter denen die Beiwohnung ſtattgefunden haben 
ſoll, darf der Richter nicht einfach unterſtellen, 
der Beklagte wolle ihn durch Vorbringen einer 
bloßen Mutmaßung täuſchen, und darf deshalb 
auch diefe Behauptung nicht unberückſichtigt laſſen. 
Auch das Verlangen nach der ſtraffeſten Prozeß⸗ 
leitung muß ſtets vor der Fragepflicht des Richters 
halt machen. Wenn Gerſon weiter anführt, mit 
einer Beſeitigung der exceptio plurium würde 
die Unſittlichkeit gefördert, da „das geſchwängerte 
Mädchen eine Zeitlang Jagd auf vermögende Männer 
machen könnte, um die geſetzliche Beute zu er⸗ 
langen“, ſo kann m. E. dieſes Bedenken nicht ſchwer 
wiegen. Ein außerehelicher Geſchlechtsverkehr dürfte 
nur ſelten auf ſolche Erwägungen zurückzuführen 
ſein, und auf der anderen Seite würden dann 
zum Ausgleich alle jene Fälle fortfallen, in denen 
ein Mann, der einer Frau beigewohnt hat, dafür 
Sorge trägt, daß rechtzeitig auch ein anderer mit 
ihr geſchlechtlich verkehrt, um ſo die exceptio 
plurium zu erlangen, oder in denen ein Mann 
unbeſorgt mit einer Frau in Geſchlechtsverkehr 
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tritt, bei der er weiß, daß ihn, falls ein Kind 
geboren wird, dieſe exceptio vor jedem Unter⸗ 
haltsanſpruch ſchützt. 

Iſt es daher de lege ferenda unbedingt er⸗ 
forderlich, mehrere Männer, die der Mündelmutter 
in der Empfaͤngniszeit beigewohnt haben, von 
denen alſo jeder der Vater ſein kann, für den 
Unterhaltsanſpruch des Kindes als Geſamtſchuldner 
haften zu laſſen, ſo ſoll hier verſucht werden, 
die konſtruktive Grundlage für dieſe Neugeſtaltung 
des Unterhaltsanſpruches des unehelichen Kindes 
zu finden. Dies führt allerdings zu einer tie: 
gehenden Umänderung der Unterhaltspflicht des 
außerehelichen Vaters überhaupt. Mag daher 
manchem mein Vorſchlag zu weit gehen — wer 
mit mir die Unhaltbarkeit der Regelung im BGB. 
erkannt hat, iſt verpflichtet, nach beſten Kräften 
Anregungen zu einer Beſſerung zu geben. Um 
mehr als Anregungen ſoll es ſich auch hier nicht 
handeln. 

Nach 8 1708 BGB. iſt derjenige, der nach 
8 1717 BGB. als Vater des unehelichen Kindes 
„gilt“, verpflichtet, dieſem bis zur Vollendung des 
16. Lebensjahres den der Lebensſtellung der Mutter 
entſprechenden Unterhalt zu gewähren. Der Rechts⸗ 
grund dieſer Verpflichtung iſt die Blutsbeziehung 
zwiſchen Vater und Kind, die zwiſchen dieſen 
beiden kraft Natur beſtehende und inſoweit auch 
von der Rechtsordnung anerkannte Verwandtſchaft; 
es handelt ſich um eine nur familienrechtliche 
Verbindlichkeit. Ganz rein läßt ſich aber dieſer 
Gedanke ſchon heute nicht durchführen. Da es 
nicht in allen Fallen möglich iſt, die Perſon des 
Vaters wirklich feſtzuſtellen, muß notgedrungen 
die Fiktion des 8 1717 BGB. aushelfen. Immer⸗ 
hin beſteht, ſoweit der Richter überhaupt zu ob⸗ 
jektiv wahren Feſtſtellungen in der Lage iſt, heute 
zum wenigſten die Möglichkeit, daß der, der als 
Vater des Kindes in Anſpruch genommen wird, 


auch wirklich der Vater iſt. Dies ändert fi na: 


türlich in dem Augenblick, in dem man die meh⸗ 
reren Männer, die in der Empfängniszeit der 
Mündelmutter beigewohnt haben, zuſammen haften 
läßt, die Einrede des § 1717 Abſ. 1 Satz 1 BGB. 
alſo ſtreicht. 

Ein Kind kann nicht mehrere Väter haben. 
Daher müſſen wir noch einen Schritt weiter gehen. 
Die Faſſung des §1717 Abſ. 1 Satz 1 BGB. läßt ſich 
nun überhaupt nicht mehr aufrecht erhalten. Jeder 
der Beiwohner kann nicht „als Vater“ (wenn auch 
nur im Sinne der Vorſchriften der 88 1708 ff. 
BGB. über den Unterhaltsanſpruch) „gelten“, wie 
es in 8 1717, nach dem ſtets nur einer als Vater 
belangt werden kann, heißt. Sobald die jämt: 
lichen Beiwohner haftbar ſind, iſt entſcheidend für 
die Unterhaltspflicht nicht mehr die — wenn auch 
unter Umſtänden nur künſtlich aufrecht erhaltene 
— Tatſache der Vaterſchaft, ſondern die der Bei 
wohnung. Aus der Beiwohnung als ſolcher kann 
folgerichtig nur der Mutter, der beigewohnt iſt, 
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nicht dem Kinde, das vielleicht aus dieſer Bei⸗ 
wohnung empfangen iſt, ein Anſpruch erwachſen. 

So werden wir von ſelbſt dahin geführt, nun⸗ 
mehr der Mutter und nicht dem Kinde einen An⸗ 
ſpruch auf Unterhaltsgewährung gegen den außer⸗ 
ehelichen Vater, richtiger den Beiwohner, zu geben. 

Aber ſelbſt dieſe Aenderung hat auch von rein 
praktiſchen Geſichtspunkten aus manches für ſich. 
Wohl in allen den Fällen, in denen die Be 
ziehungen zwiſchen dem Vater und der Mutter 
nicht tiefergehende geweſen find und nicht länger 
gedauert haben, aber auch ſonſt überaus häufig 
fehlt ſür das Gemüt, oft auch für den Verſtand 
des Vaters jede Verbindung mit dem Kinde. 
Vielleicht erſt lange Zeit, nachdem er mit der 
Mutter geſchlechtlich verkehrt hat, hört er davon, 
daß dieſer Verkehr Folgen gehabt haben ſoll. Von 
ſeinem Standpunkt aus handelt es ſich eben ſehr 
haͤufig um ein „ſoll“; er kann nicht beurteilen, 
ob er wirklich der Vater iſt, ob das Kind nicht 
der Beiwohnung mit einem anderen Manne ent⸗ 
ſtammt. Selbſt wenn ein Verdacht nach dieſer 
Richtung hin völlig unbegründet iſt, es genügt, 
daß er beſteht, um den als Vater in Anſpruch 
Genommenen die Unterhaltspflicht nicht nur als 
eine fehr unbequeme, ſondern auch ſehr ungerechte 
Laſt empfinden zu laſſen. — Natürlich gibt es 
Ausnahmefälle, in denen der Beiwohner ſich auch 
völlig als Vater fühlt und von vornherein bereit 
iſt, die aus der Vaterſchaft entſpringenden Pflichten 
zu erfüllen. Aber für dieſe iſt das Geſetz nicht 
geſchrieben. | 

Dies ändert ſich in dem Augenblick, in dem 
der Beiwohner nicht als Vater, ſondern nur 
auf Grund der Tatſache der Beiwohnung in An⸗ 
ſpruch genommen wird. Er weiß dann von vorn⸗ 
herein oder mußte es wenigſtens bei ausreichender 
Rechtskenntnis, die ſich übrigens gerade auf dieſem 
Gebiete ſehr ſchnell verbreitet, wiſſen, daß er bei 
jedem außerehelichen Geſchlechtsverkehr allein auf 
Grund desſelben für den Unterhalt eines Kindes, 
das etwa in der beſtimmten Zeit nach dieſem Ver⸗ 
kehr geboren wird, aufzukommen hat ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob er wirklich der Vater des Kindes 
iſt, ob auch andere Männer in derſelben Zeit 
der Mutter beigewohnt haben. Dieſe ſeine Be⸗ 
ziehung zu der Mutter iſt aber äußerlich ſo klar 
und unzweideutig, daß ihm die aus ihr ent⸗ 
ſpringende Unterhaltspflicht keinesfalls als eine 
unbegründete Folge erſcheinen dürfte; er muß die 
Möglichkeit einer ſolchen Inanſpruchnahme bei 
einem jeden geſchlechtlichen Verkehr außerhalb der 
Ehe mit in den Kauf nehmen, von Anfang an 
mit ihr rechnen. Aber auch ſein Gemüt wird in 
ſehr vielen Fällen ſich williger hiermit abfinden. 
Das Kind mag ihm völlig fremd ſein. Die Mutter 
kennt er, für fie hat er einſt wärmer empfunden, 
ihr verdankt er beſondere Augenblicke. — Iſt es 
doch auch heute ſchon den meiſten Laien in ju⸗ 
riſtiſchen Dingen unverſtändlich, daß im Alimen⸗ 
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tationsprozeß die Mutter nicht Partei, ſondern 
eine außenſtehende Dritte iſt. 

Dieſe pſychologiſchen Erwägungen dürfen nicht 
zu gering eingeſchätzt werden. Es iſt von weſent⸗ 
licher Bedeutung, inwieweit die Verpflichtungen, 
die das Geſetz dem Einzelnen auferlegt, ſeiner 
Denkungsart entſprechen, ob ſie als fremdartige 
und unnatürliche empfunden werden. 

Doch kehren wir zu der geſetzlichen Regelung 
im Einzelnen zurück. Es mag im erſten Augenblick 
zweifelhaft ſein, ob bei dieſer Neugeſtaltung auch 
die Beſtimmung des § 1717 Abſ. 1 Satz 2 BGB. zu 
beſeitigen iſt, nach der bei der Vaterſchaftsfiktion 
eine Beiwohnung außer Betracht zu bleiben hat, 
wenn es den Umſtänden nach offenbar unmöglich 
iſt, daß die Mutter das Kind aus dieſer Bei⸗ 
wohnung empfangen hat. Von dem in dem 
Bürgerlichen Geſetzbuch eingenommenen Stand⸗ 
punkt aus muß ſelbſtverſtändlich dieſe Ausnahme 
gemacht werden, da hier auf die möglichſt zu⸗ 
treffende Feſtſtellung der Vaterſchaft abgezielt wird. 
Dieſer Geſichtspunkt ſoll allerdings künftighin 
nicht mehr im vollen Umfang entſcheidend ſein. 
Aber doch nur inſoweit nicht, als eben eine ge⸗ 
meinſchaftliche Haftung mehrerer, bei denen die 
gleiche Vorausſetzung zutrifft, feſtgeſetzt wird. Dieſe 
gleiche Vorausſetzung aber iſt die Beiwohnung unter 
ſolchen Umſtänden, daß aus ihr das Kind Anp- 
fangen ſein kann, wobei nur — und das iſt die 
weſentliche Neuerung — bei einem Geſchlechts⸗ 
verkehr mit verſchiedenen Mannern die Beiwohnung 
durch jeden einzelnen für ſich allein zu betrachten 
iſt, ſo als wenn dieſe die einzige in der kritiſchen 
Ein Kind nun kann aus 
einer Beiwohnung nur dann empfangen ſein, wenn 
dieſe einmal in die Empfängniszeit fällt, ferner 
aber auch nicht unter beſonderen Umſtänden er⸗ 
folgt, die in dieſem einzelnen Falle eine Emp⸗ 
fängnis des Kindes aus ihr ausſchließen. Das 
Prinzip der Ausnahmebeſtimmung des § 1717 
Abſ. 1 Satz 2 BGB. iſt daher auch künftig beizu⸗ 
behalten. 

Tritt ſo bei dem Grunde des Unterhalts⸗ 
anſpruches und bei der Perſon des Berechtigten 
ſowohl als des Verpflichteten eine tiefgreifende 
Neugeſtaltung ein, ſo liegt an ſich in unſerem 
Ausgangspunkt keine Veranlaſſung, ebenfalls die 
Höhe des Unterhaltsanſpruches zu verändern. Wenn 
dieſer Anſpruch auch der Mutter zuſteht, ſo iſt 
doch das Geld, das dieſe verlangen kann, nur 
für den Unterhalt des Kindes beſtimmt. Inſoweit 
kann 5 1708 BGB. unberührt bleiben. Auf einem 
anderen Blatte ſteht allerdings die Frage, ob nicht 
überhaupt die Unterhaltspflicht des Vaters nach 
der Richtung hin zu erweitern iſt, daß auch ſeine 
Lebensſtellung und allgemein ſeine Leiſtungsfähig⸗ 
keit bei der Berechnung des Unterhaltes zu berüd- 
ſichtigen ſind. Etwa dahin: die Grundlage bildet 
die Regelung des $ 1708 BGB.; hiermit iſt aber 
nur die allgemeine Mindeſtgrenze geſetzt, der Regel⸗ 
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fall normiert, und der Vater muß dann, wenn 181. bis zu dem 302. Tage vor der Geburt des 
ſeine Lebensſtellung und ſeine Einkommens⸗ und Kindes, mit Einſchluß ſowohl des 181. als des 
Vermögenslage es nach billigem Ermeſſen des Ge- | 302. Tages. 
richts unter Berückſichtigung aller Umſtände an⸗ 8 1708 a. Der Unterhalt beſtimmt ſich nach 
gebracht erſcheinen laſſen, zu jener Summe noch der Lebensſtellung der Mutter und iſt bis zur 
einen prozentualen Zuſchlag entrichten, hoͤchſtens je- Vollendung des 16. Lebensjahres des Kindes zu 
doch das Doppelte dieſer Summe. Auf dieſe Weiſe gewaͤhren. Er umfaßt den geſamten Lebensbedarf 
. wird unter Umftänden den unehelichen Kindern, ſowie die Koſten der Erziehung und der Vor⸗ 
deren Väter ſozial höher ſtehenden Kreiſen als die bereitung zu einem Berufe. | 
Mutter angehören, moglich, auch ihrerſeits ſich Die Unterhaltspflicht geht über den nach Ab⸗ 
etwas über den Stand der Mutter zu erheben, ſatz 1 ſich ergebenden Betrag hinaus, jedoch höch⸗ 
ohne daß dieſer Aufſtieg eine Trennung zwiſchen ſtens bis zum Doppelten dieſes Betrages, wenn 
Mutter und Kind herbeiführen würde, und ohne die Gewährung einer höheren Unterhaltsſumme 
daß der Vater unverhältnismäßig belaſtet werden im Hinblick auf die Lebensſtellung und die Ein⸗ 
würde. Die Mehrſumme, die für das Kind ge kommens⸗ und Vermögenslage des Beimohners 
zahlt würde, könnte insbeſondere für eine beſſere nach dem Ermeſſen des Gerichts unter Beräd: 
und über das 16. Lebensjahr noch hinausgehende ſichtigung aller Umſtände angemeſſen erſcheint. 
Vorbildung verwandt werden. So würde auch Iſt das Kind zur Zeit der Vollendung des 
der Unterſchied zwiſchen ehelichen und unehelichen 16. Lebensjahres infolge körperlicher oder geiſtiger 
Kindern, der für unſer modernes ſoziales Emp⸗ Gebrechen außerſtande ſich ſelbſt zu unterhalten, 
finden im Bürgerlichen Geſetzbuch eine zu ſcharfe ſo hat der Beiwohner auch über dieſe Zeit hinaus 
Ausprägung erfahren hat, etwas gemildert werden. | Unterhalt zu gewähren; die Vorſchrift des $ 1603 
Da im übrigen die rechtliche Stellung des Abi. 1 findet Anwendung. 
unehelichen Kindes nicht zu ändern iſt, würde nach 8 1708 b. Mehrere Männer, die der Mutter 
wie vor die elterliche Gewalt einem Vormunde während der Empfaͤngniszeit beigewohnt haben, 
zuſtehen (5 1707 BGB.), zu deſſen Pflichten es haſten für den nach § 1708 a Abſ. 1 ſich beſtim⸗ 
dann vor allem auch gehören würde, darüber zu menden Unterhalt als Geſamtſchuldner. Die Er⸗ 
wachen, daß das für den Unterhalt des Kindes höhung der Unterhaltspflicht gemäß $ 1708 a 
beſtimmte Geld auch wirklich hiefür verwandt Abſ. 2 trifft nur den Beiwohner, in deſſen Perſon 
würde. Die hierin liegende Erſchwerung der Stellung die beſonderen Vorausſetzungen hierfür gegeben find. 
des Vormundes muß mit in den Kauf genommen Die 88 1709 - 1716 bleiben beſtehen mit den 
werden. beiden Ausnahmen, daß an Stelle der Bezeichnung 
Was ſchließlich noch das Vorhandenſein meh⸗ Vater die Bezeichnung Beiwohner zu ſetzen iſt, 
rerer Beiwohner anlangt, ſo kann hier nur ein und daß der Unterhaltsanſpruch formell nicht dem 
Geſamtſchuldverhältnis nach 88 421 ff. BGB. in Kinde, ſondern der Mutter zuſteht. § 1717 fällt 
Betracht kommen. Die Mutter iſt berechtigt, ſich im Hinblick auf § 1708 fort. 
an jeden der mehreren Beiwohner wegen der ganzen 
Unterhaltsſumme zu halten, naturgemäß aber nur 
wegen der grundlegenden, der Faſſung des $ 1708 
BGB. entſprechenden Summe, nicht wegen der 
Zuſchlagsſumme, deren Zahlung nur eine Ver⸗ Nochmals das Abhilſeverfahren nach Art. 2 WG. 
bindlichkeit des einzelnen Beiwohners darſtellt, in 3. 380. und die Verjährung. Zu der in dieſer 
deſſen Perſon die beſonderen Vorausſetzungen hier: Zeitſchrift (1918 S. 65) vertretenen Gegenmeinung 
für gegeben ſind. Für dieſen Zuſchlag beſteht möchte ich mich kurz folgendermaßen äußern: 8 
; ; Nicht neu find die hiſtoriſchen Ausführungen, bei 
nur eine Einzelhaftung. Im übrigen ſteht mehre⸗ denen ſich der Vertreter der Gegenmeinung vornehmlich 
ren Beiwohnern untereinander natürlich der Aus⸗ auf die wertvolle Abhandlung von Knab) ſtützt, die 
gleichungsanſpruch des 8 426 BGB. zur Seite. mir bereits bekannt waren und dem von mir vertre⸗ 
In die Form beſtimmter geſetzlicher Vor⸗ tenen Standpunkt keineswegs widerſprechen. Aus 
ſchriften gebracht, würden dieſe Vorſchläge im dieſer hiſtoriſchen Entwicklung geht klar hervor, daß 
Hinblick auf 88 1708 — 1717 BGB. folgender: das Erſchöpfen aller Adminiſtrativinſtanzen im Ab⸗ 
maßen lauten: hilfeverfahren nicht notwendig iſt. Steht z. B. die 


8 1708. Die Mutter des unehelichen Kindes Sachentſcheidung in erſter Inſtanz einer Unterbebörde, 


; z. B. dem Rentamte zu, fo genügt es, wenn gegen die 
kann von dem Manne, der ihr innerhalb der Emp⸗ rechtskränkende Verfügung des Rentamts die Regie 


fängniszeit beigewohnt hat (Beiwohner), für das rungsfinanzkammer um Abſtellung der Beſchwerde 
Kind Unterhalt verlangen. Eine Beiwohnung angegangen wird, der Abhilfeſuchende braucht ſich 
Br jedoch deff Betracht, wenn es den Um⸗ gegen den ablehnenden Beſcheid der Regierungsfinanz⸗ 
tänden nach offenbar unmöglich iſt, daß die . ae 

2 j g f 1 äſſigkeit des 
Mutter das Mind aus bifer Beimofnung emp Leglerge on gert Beier nee e 


fangen hat. — Fiskus nach Art. 2 bayer. AG. z. ZPO. und RO. 
Als Empfängniszeit gilt. die Zeit von dem (Würzburger Diſſertation 1905). 


Kleine Mitteilungen. 
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kammer nicht auch noch an das Finanzminiſterium um 
Abhilfe zu wenden. Wenn man daher ſagt, das Abs 
hilfeverfahren hat nur eine Beſchwerdeinſtanz, 
ſo iſt das zutreffend. Jedes Tätigwerden einer Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz ſetzt aber die „kränkende Entſcheidung“ 
einer Unterinſtanz voraus. Der Ausdruck Entſcheidung 
iſt hier ſelbſtredend nicht im engeren Sinne aufzufaſſen, 
als ſpezifiſche Form der Rechtſprechung, ſondern als 
Verfügung, als Verwaltungsakt, wie ja das ganze Ab⸗ 
hilfeverfahren ein reines Verwaltungs vorverfahren ift. 

Neu, aber abwegig iſt dagegen die Anſicht, daß 
die Angehung der erſten Inſtanz des Abhilfeverfahrens 
nur eine Inverzugſetzung des Fiskus bedeute. 

Will damit behauptet werden, daß für den Verzug 
des Fiskus ein beſonderes Recht gelte, d. h. daß 

der Fiskus in allen Fällen erſt mit der Einreichung des 
Abhilfegeſuches bei der erſten Inſtanz in Verzug komme, 
ſo widerſpricht dieſe Anſicht dem Grundſatze, daß der 
Fiskus im Zivilrecht nur da eine bevorrechtigte Stellung 
genießt, wo ihm das Geſetz eine ſolche ausdrücklich 
einräumt. Eine geſetzliche Sonderbeſtimmung bezüglich 
des Inverzugkommens beſteht aber für den bayer. 
Fiskus nicht. 

Andernfalls kann dieſe Anſicht nur dahin aufgefaßt 
werden, daß die Angehung der erſten Inſtanz im 
Abhilfeverfahren nur da notwendig ſei, wo der Fiskus 
durch Mahnung ausdrücklich in Verzug geſetzt werden 
müſſe. Eine derartige Anſicht würde aber nicht nur 
der bisherigen Praxis, ſondern auch dem ganzen Zwecke 
des Abhilfeverfahrens widerſprechen. Wie der Ver⸗ 
treter der Gegenmeinung ſelbſt zugibt, iſt die zunächſt 
zuſtändige höhere Verwaltungsbehörde „gegen eine 
Kränkung des Privaten“ anzugehen. Der bloße Ver⸗ 
zug kann eine derartige Kränkung noch nicht darſtellen, 
da aus dem Verzug des Schuldners ſich noch keines⸗ 
wegs ergibt, daß der Schuldner nicht leiſten will. Erſt 
die Verweigerung der Leiſtung durch den Schuldner, 
weil er nicht leiſten will, kann als ſolche Kränkung 
des Privaten aufgefaßt werden. Wo daher der Anlaß 
zur gerichtlichen Verfolgung eines Anſpruchs gegen 
den Fiskus nicht ſchon an ſich in einer rechtskränkenden 
Verfügung einer Verwaltungsbehörde liegt, muß aus⸗ 
drücklich eine ſolche rechtskränkende Verfügung herbei⸗ 
geführt werden, bevor die höhere Verwaltungsſtelle 
um Abhilfe angegangen werden kann. Das Abhilfe⸗ 
verfahren hat daher, wie auch Knab mit der gleichen 
Begründung ausführt (Vgl. S. 15), in der Regel zwei 
Inſtanzen). 

Damit ſoll aber keineswegs geſagt ſein, daß die 
Einreichung des Abhilfegeſuches bei der erſten Inſtanz 
niemals eine Inverzugſetzung des Fiskus bewirken könne. 
Die Rechtshandlungen im Abhilfeverfahren können, wie 
die prozeſſualen Rechtshandlungen, zugleich auch privat⸗ 
rechtliche Wirkungen äußern. Die Einreichung des 
Abhilfegeſuches bei der erſten Inſtanz kann daher eine 
Inverzugſetzung bewirken, ſoweit eine ſolche durch 
Mahnung nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen überhaupt notwendig iſt. Die Inverzugſetzung 
iſt dann nur eine gelegentliche materiellrechtliche Wir⸗ 
kung der Einreichung des Abhilfegeſuches bei der 

erſten Inſtanz, bildet aber keineswegs ihren weſent⸗ 
lichen Inhalt. 
Finanzaſſeſſor Dr. Schneider in Würzburg. 


2 155 Vgl. auch Neumiller in dieſer Ztſchr. 1917 
S. 151. 
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Nochmals das Abhilfeverfahren nach Art. 2 A8. 
BRD. und die Verjährung. Auf die vorſtehende kurze 
Erwiderung kann ich noch kürzer entgegnen. 

Ob meine geſchichtlichen Ausführungen neu waren 
oder nicht, kann dahingeſtellt bleiben; jedenfalls haben 
ſie ihren Zweck erreicht, indem ſie meinen Gegner von 
der Unrichtigkeit ſeines Standpunktes, daß das Ab⸗ 
bilfeverfahren zwei Inſtanzen habe, überzeugten. 
Ob man die eine Inſtanz des Abhilfeverfahrens 
Abhilfeinſtanz oder, wie mein Gegner will, „Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz“ nennt, iſt ſelbſtverſtändlich ohne 
jeden Belang. Wer den Ausdruck „Beſchwerdeinſtanz“ 


wählt, um dann ſagen zu können: „Jedes Tätigwerden 


| 


einer Beſchwerdeinſtanz feßt aber eine kränkende Ent⸗ 
ſcheidung voraus, alſo hat das Abhilfeverfahren eigent⸗ 
lich doch zwei Inſtanzen“, ſpielt mit Worten; denn 
die „kränkende Entſcheidung“ ſchafft eben nur den zur 
Verfolgung eines Anſpruchs gegen jedermann 
— alſo auch gegen den Fiskus — nach dem 
bürgerlichen Rechte erforderlichen Leiſtungsverzug, 
hat alſo mit einem Abhilfeverfahren nichts zu tun. 
Sie iſt deshalb auch keine „Verfügung“, kein „Ver⸗ 
waltungsakt“, ſondern eine Parteierklärung. 

Mein Gegner ſtößt offene Türen ein, wenn er 
mit Nachdruck betont, daß für die Inverzugfetzung 
des Fiskus nur das allgemeine bürgerliche Recht gelte. 
Auf S. 67 Abſ. 5 des lfd. Jahrg. dieſ. Zeitſchr. habe 
ich das nämliche geſagt. 

Mit der Auffaſſung, daß der bloße Verzug eine 
Kränkung des Privaten, die zum Geſuch um Abhilfe 
berechtige, nicht darſtelle, da aus dem Verzug des 
Schuldners ſich noch keineswegs ergebe, daß der 
Schuldner nicht leiſten wolle, und erſt ein ſolches 
Nichtleiſtenwollen als eine Kränkung im bezeichneten 
Sinne aufgefaßt werden könne, ſetzt ſich mein Gegner 
in Widerſpruch mit 8 284 Abſ. 2 BGB. Will etwa 
behauptet werden, daß der Fiskus in jenen Fällen, 
in denen er bereits durch eine Mahnung in Verzug 
geſetzt iſt (8 284 Abſ. 1 BGB.), eigens noch einmal 
zu dem Zwecke gemahnt werden muß, um für den 
Gegner die zur Angehung der Abbilfeinſtanz er forder⸗ 
liche Kränkung herbeizuführen? Offenbar nicht; 
denn mit der fruchtloſen Mahnung iſt der Gegner 
in ſeinem Rechte gekränkt und mehr iſt nicht gefordert. 
Dem Nichtleiſten trotz ausdrücklicher Mahnung (8 284 
Abſ. 1 BGB.) ſteht aber das Nichtleiſten zur beſtimmten 
Zeit (8 284 Abſ. 2 BGB.) auch inſoferne gleich, als 
darin ebenfalls die geforderte Kränkung liegt und 
liegen muß. 

Sie muß darin liegen, weil man auch im erſteren 
Falle — Nichtleiſtung nach vorausgegangener Mah⸗ 
nung — nicht darnach fragt, warum der Fiskus nicht 
leiſtet, ob etwa, weil er nicht leiſten will oder nicht 
leiſten kann, weil ſeinem Vertreter die ganze Ange⸗ 
legenheit entgangen iſt uff. Es kommt alſo auf 
den Grund der Nichtleiſtung für die Frage 
der Kränkung gar nicht an, da man der Nicht⸗ 
leiſtung in keinem Falle — alſo auch wenn ihr eine 
Mahnung vorausgegangen iſt — anzuſehen vermag, 
was ihr Grund iſt. 

Landgerichtspräſident Kreß in Straubing. 


Art. 2 A. ZPO. und kein Ende. Die Entgeg⸗ 
nungen von Kreß und Schneider find ein anſchauliches 
Beiſpiel dafür, wie eine Streitfrage aus der anderen 
herauswächſt. Kaum ſteht jetzt für die Praxis 
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endlich oberftrichterlich feſt, daß Art. 2 keine bloße 
Sacheinrede, ſondern zeitweilige Unzuläſſigkeit des 
Rechtswegs begründet, ſo erhebt ſich Streit über die 
Folgen. Kreß und Schneider ſind nun allerdings nicht 
nur darüber einig, daß nunmehr die Vorſchriften des 
8 210 BGB. über Unterbrechung der Verjährung 
anwendbar ſind, ſondern auch, daß dieſe Unterbrechung 
erſt mit der Angehung der höheren Verwaltungs⸗ 
ſtelle, alſo mit dem Abhilfegeſuch im engeren Sinne ein⸗ 
tritt. Ihre Meinungsverſchiedenheit, ob das Abhilfe⸗ 
verfahren nur eine „Inſtanz“ oder deren zwei hat, iſt 
deshalb inſoweit für die Praxis von geringem Belang; 
von um ſo größerem aber, wie dem Kläger zu helfen 
iſt, wenn die Verjährung abzulaufen droht, ehe die 
erſtangegangene Behörde ſich überhaupt geäußert, alſo 
im Sinne der herrſchenden Meinung die Grundlage 
für ein Abhilfegeſuch geſchaffen hat. Für dieſe Be⸗ 
hörde beſteht bekanntlich keine Beſcheidungsfriſt. 
Schneider verweiſt auf den Argliſteinwand im Sinne 
von RG. 87, 281; Kreß ſchweigt ebenſo wie die ver⸗ 
dienſtvolle Diſſertation Knabs (S. 33). Früher half 
man ſich in der Praxis damit, daß man überlange 
Verzögerung der Antwort als ſtillſchweigende Ab⸗ 
lehnung behandelte und dagegen die Anrufung der 
oberen Verwaltungsſtelle mit der ſechswöchigen Be⸗ 
ſcheidfriſt zuließ. Durchgreifender iſt natürlich das 
vom Reichsgericht zuerſt in einem Rechtsſtreit gegen 
den Reichsfiskus gebilligte Mittel des Argliſteinwands.“) 
Wollte man keines von beiden annehmbar finden, ſo 
müßte man zur Vermeidung übergroßer Härten wohl 
dazu kommen, Unterbrechung der Verjährung ſchon 


durch Angehung der erſten Verwaltungsbehörde ein⸗ 


treten zu laſſen. Das brächte aber andererſeits den 
Mißſtand, daß die Verjährung fortdauernd unter⸗ 
brochen bliebe, wenn der Geſuchſteller gegen die Ab⸗ 
weiſung kein Abhilfegeſuch im engeren Sinne einreicht. 
Solche Fälle ſind in der Praxis nicht häufig; mir iſt 
ein einziger untergekommen, der in einem ungedruckten 
Urteil des OLG. München L 601/10 vom 8. Febr. 1911 
hinſichtlich der Folgen für die Verjährung zwar er⸗ 
örtert, aber gerade in dieſem Punkte wegen ſonſtiger 
ſachlicher Abweiſungsreife unentſchieden gelaſſen wurde. 
Der Kläger behauptete dort, gegen die Abweiſung 
ſeines Haftungsanſpruchs wegen eines Notariatsver⸗ 
ſehens das Finanzminiſterium angerufen zu haben, 
konnte aber keine Einlaufsbeſtätigung vorlegen. Wer 
freilich das Abhilfegeſuch im engeren Sinne ſchon in 
der bloßen abhilfeheiſchenden Mitteilung über eine 
Rechtskränkung durch irgendeinen Unterbeamten an 
deſſen vorgeſetzte Stelle ſieht, gleichgültig, ob über⸗ 
haupt eine kränkende „Verfügung“ im techniſchen Sinne 
ergangen iſt, für den werden ſolche Fälle noch ſeltener 
ſein. Das iſt insbeſondere für rechtskränkende Unter⸗ 
laſſungen durch Unterbeamte wichtig. So faßt aber 


1) Kommt es dem Kläger auf die Koſten nicht an, 
ſo kann er übrigens ſchon durch Ausnützung des 8 212 
Abſ. 2 BGB. die Verjährung unterbrochen halten, indem 
er zunächſt ohne Beobachtung des Art. 2 klagt. Auch 
eine ſolche Klage unterbricht die Verjährung; vgl. das 
erſt während der Drucklegung obigen Aufſatzes auf 
S. 189 dieſes Jahrgangs veröffentlichte RG.⸗Urteil 
vom 28. Februar 1918. Erreicht er nicht eine Ver⸗ 
tagung dieſer Vorklage auf folange, bis er den Nach⸗ 
weis gemäß Art. 2 vorlegen kann, ſo wirkt die Ver⸗ 
jährungsunterbrechung fort, wenn er nach Rücknahme 
dieſer Vorklage oder Abweiſung mangels Zuläſſigkeit 
des Rechtswegs binnen ſechs Monaten neu klagt. 


— — — ——ů̃ ä ́6ä—j— ——— — ——ũ d ——— e! — ————ẽ— o' . Uw- e .iä..). bä'.!.ʒ. . '.. .Ü'ö— 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 13 u. 14. 


die Praxis den Art. 2. nicht auf. Sie verlangt viel⸗ 
mehr, — gleichgültig ob im Einzelfalle nach 8 284 BGB. 
Mahnung zum Verzug des Fiskus nötig iſt —, die 
Angehung zweier Verwaltungsbehörden. Die erſte 
muß zur freiwilligen Befriedigung organiſationsmäßig 
berufen, jedoch nicht bereit, die zweite aber der erſten 
„zunächſt“ vorgeſetzt und überdies eine höhere 
Verwaltungs, ſtelle“ fein, alſo nach dem baveriſchen 
Sprachgebrauch mindeſtens eine kollegiale Mittel⸗ 
behörde. Daß gerade der zur Vertretung im Bros 


zeſſe berufene geſetzliche Vertreter des Fiskus mit dem 


Abhilfegeſuch befaßt wird, iſt nicht begriffsmäßig er⸗ 
forderlich; meiſtens wird es aber zutreffen. 

Damit habe ich ſchon die zweite zwiſchen Schneider 
und Kreß ſtreitig gewordene Frage berührt, nämlich 
das Verhältnis zwiſchen dem Verzug nach BGB. und 
dem Verfahren nach Art. 2. Ohne dazu abſchließend 
und erſchöpfend Stellung zu nehmen, möchte ich nur 
wiederum pom Standpunkte der Praxis bemerken, 
daß dieſe einen inneren Zuſammenhang beider nicht 
annimmt. Ich habe in zwanzigjähriger Tätigkeit als 
Fiskalrichter niemals gehört, daß Verzugszinſen, z. B. 
in Haftpflichtſachen, etwa erſt ſeit dem abſchlägigen 
Beſcheid des Verkehrsminiſteriums zugeſprochen worden 
ſind. Als Zinsbeginn wurde vielmehr regelmäßig der 
Zeitpunkt der erfolglofen Mahnung des geſetzlichen 
Vertreters (Eiſenbahndirektion) angenommen, man 
mal ſogar, freilich rechtsirrig, der Unfalltag. In der 
Tat beſteht für den Fiskus inſoweit keine Ausnahme 
von 8 284 BGB. Das iſt beſonders für kalender⸗ 
mäßige Leiſtungen und für Unterlaſſungspflichten von 
Wichtigkeit, die keiner Mahnung bedürfen und wobei 
nach 8 278 BGB. auch für die Erfüllungsgehilfen 
gehaftet wird, beim Fiskus alſo insbeſondere auch für 
Unterbeamte, die nicht geſetzliche Vertreter find. Ob 
ſolche Erfüllungsgehilfen auch wirkſam gemahnt werden 
können, ſoweit der Verzug Mahnung vorausſetzt, it 
eine nicht auf fiskaliſche Schuldverhältniſſe beſchränkte, 
keineswegs glatte Frage, die insbeſondere auf den Be⸗ 
ginn der Verzugszinſen von Einfluß iſt. Es wird 
wohl darauf ankommen, ob bereits eine Anweiſung 
(wenn auch ohne Kalendertag) ſeitens der hierzu be⸗ 
rechtigten Behörde vorliegt oder erſt zu erwirken iſt, 
was eben die „Mahnung“ herbeiführen will. Eine 
Koſtenpflicht des Fiskus nach 88 91, 93 ZPO. kann bei 
deſſen Verklagung vor Erſchöpfung des Abhilfewegs 
nach Art. 2 nicht in Frage kommen, ſelbſt wenn er 
den Anſpruch freiwillig befriedigt. Ein Koſtenurteil 
iſt wegen des von Amts wegen zu beachtenden Mangels 
der Zuläſſigkeit des Rechtswegs nicht denkbar, ebenſo⸗ 
wenig ein Anerkenntnisurteil, dagegen wohl ein gericht⸗ 
licher Vergleich. Anders ſteht es mit der Frage, ob 
nicht die bis zur Befriedigung entſtandenen Koſten, 
insbeſondere für Beſchreitung des Abhilfewegs, als 
Verzugsſchäden eingeklagt werden können; das iſt zu 
bejahen. Zu dieſer Koſtenfrage bleibt auch das in 
dieſer Zeitſchrift 1905 S. 325 abgedruckte Urteil des 
LG. München I noch immer von Belang, wenn es 
auch hinſichtlich der Frage der Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs überholt iſt. Die dortige Anſicht des OLG. 
München, daß Art. 2 bei Widerſpruchsklagen nach 
8 771 ZPO. nicht gelte, entſpricht — nebenbei be⸗ 
merkt — zwar der herrſchenden Meinung, widerſtreitet 
aber meines Erachtens offenbar dem Zwecke des Art. 2. 
Denn der Freigabeanſpruch des Dritteigentümers iſt 
doch ganz etwas anderes als der Geldanſpruch des 
Fiskus gegen den Schuldner. Letzterer kann vollſtändig 
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begründet, die Pfändung aber doch unzuläſſig ſein und 
ihre eigenfinnige Aufrechthaltung durch eine Unter⸗ 
behörde dem Fiskus mehr Koſten machen als ſeine 
ganze Forderung beträgt. Daß der Widerſpruchskläger 
ſich nur „verteidige“, iſt eine Redensart; das tut jede Ne⸗ 
gatorienklage und doch getraut man ſich nicht, den Art. 2 
für ſchlechthin auf letztere unanwendbar zu erklären. 
Das Gleiche muß übrigens für die ſelbſtändige Ein⸗ 
wendungsklage des 5 767 3 PO. trotz der zur Bay Proz O. 
ergangenen Entſcheidung in ält. S. Bd. 5 S. 727 gelten. 
Auch hier handelt es ſich, wie bei der Feſtſtellungs⸗ 
klage, um einen Anſpruch im prozeßrechtlichen Sinne, 
nämlich auf Beſeitigung der Vollſtreckung, der in ſeiner 
Begründung nichts mit dem früheren Urteil zu tun hat. 

Schließlich möchte ich noch als Beweis der Not⸗ 
wendigkeit, zum Verſtändnis der Praktiker bei allen 
Erörterungen zu Art 2 die gemeinten beteiligten Be⸗ 
hörden jeweils namentlich zu bezeichnen, ein paar Bei⸗ 
ſpiele anführen. Ein Notar vergißt die Vorlegung einer 
Hypothekabtretung an das Grundbuchamt. Der Forde⸗ 
rungserwerber kommt dadurch um ſein Geld und verlangt 
zunächſt vom Notar Erſatz. Dieſer weiſt ihn ab, z. B. 
weil die Hypothek ohnehin wertlos geweſen ſei. Nächſte 
Auffichtsbehörde wäre der Landgerichtspräſident; dieſer 
aber kann nicht „abhelfen“, d. h. namens des Staats 
zahlen, weil er dafür weder Zuſtändigkeit noch Etats⸗ 
mittel beſitzt. Das kann vielmehr nur die geſetzliche 
Vertreterin des Staats, nämlich die Reg.⸗Finanz⸗ 
kammer des Notariatsſitzes. Dieſe iſt zu mahnen 
(8 284 Abſ. 2 BGB.) und gegen deren kränkenden ab⸗ 
ſchlägigen Beſcheid geht das „Abhilfegeſuch“ im engeren 
Sinne an das Finanzminiſterium als zunächſt zuſtändige 
höhere „Stelle“ (JM Bl. 1910 ©. 748). Oder ein 
anderes Bild. Ein Forſtgehilſe jagt ein Rind aus 
dem Staatswald in der irrigen Meinung, der Bauer 
habe dort kein Weiderecht. Letzterer verlangt Rechts⸗ 
anerkennung und Juttergeld für die verſäumten 
Weidetage. Das nächſtvorgeſetzte Forſtamt iſt weder 
eine Verwaltungs, ſtelle“ im techniſchen Sinne noch 
bat es die Befugnis, ſolche Rechte bindend anzu⸗ 
erkennen oder derartige Schadenserſätze zu zahlen, 
ſelbſt dann nicht, wenn ſich der Bauer mit der Mißbilli⸗ 
gung des Verhaltens des Forſtgehilfen durch das Forſt⸗ 
amt zufrieden gäbe. Die Anforderung geht vielmehr an 
die Finanzkammer und das Abhilfegeſuch an das 
Finanzminiſterium. Der Verzug freilich kann ſolchen⸗ 
falls ſchon durch die Rechtsſtörung ſelbſt eingetreten 
ein, 3. B. wenn das dingliche Weiderecht bereits 
durch rechtskräftiges Urteil feſtſteht. Aehnlich läge 
die Sache, wenn z. B. der Rentamtskaſſier die Zahlung 
einer bereits eingewieſenen fiskaliſchen Schuld am 
treffenden Kalendertag überſieht. Bei Frachtreklama⸗ 
tionen haben die Stationsvorſtände bis zu einem 
beſtimmten Betrag ſelbſt die ſachliche Entſcheidung; 
bier geht das Abhilfegeſuch im engeren Sinne nur 
an die vorgeſetzte Eiſenbahndirektion („Stelle“), ob⸗ 
wohl ihr im Rechtsſtreit ſelbſt die geſetzliche Vertretung 
obliegt. Ueberfährt der Lokomotivführer eine Perſon, 
ſo kann nicht der Stations⸗ oder Inſpektionsvorſtand 
den Schadenserſatz, ſelbſt wenn unſtreitig, auszahlen; es 
muß vielmehr die Direktion angegangen und gegen deren 
abweiſenden Beſcheid das Abhilfegeſuch im engeren 
Sinne an das Verkehrsminiſterium gerichtet werden. 

Alle dieſe Beiſpiele zeigen, welch dornenvolles 
Gebiet der Art. 2 auch jetzt noch iſt, nachdem doch 
ſchon hundert Jahre ſeit der Einführung ſeines Vor⸗ 
bildes (8 29 der IX. Verf Beil.) verfloſſen find. Dem 
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Staat wie den Parteien wäre gedient und Gerichte 
wie Anwälte würden aufatmen, wenn bei der nächſten 
paſſenden Gelegenheit Art. 2 etwa dahin abgeändert 
würde: 

„Der Rechtsweg gegen den K. Fiskus 
ift erſt zuläſſig, wenn der Beteiligte ſich an 
die zur Vertretung im Prozeſſe zuſtän⸗ 
dige Berwaltungsbehörde um Abhilfe 
uſw.“ 

„Die Verwaltungs behörde hat uſw.“ 

„Anträge auf Erlaſſung einſtweiliger Ver⸗ 
fügungen und Anordnungen uſw.“ | 
Wer geſetzlicher Vertreter des Fiskus im Prozeſſe 

iſt, muß der Kläger ohnehin für die Klageſtellung 
erforſchen; die einſchlägigen Beſtimmungen ſind heute 
für Bayern im großen und ganzen geklärt. Es wäre 
dann Sache der Verwaltung, in wichtigeren Fällen ſtets 
eine Mittelſtelle damit zu betrauen oder einen Bericht 
der Unterbehörde an eine ſolche anzuordnen. Jeden⸗ 
falls bliebe bei ſolcher Faſſung dem Kläger die Wohltat 
des 8 210 BGB. gewahrt und es läge ein ſolcher 
Schritt auch in der Richtung der jetzt ſo dringend 
verlangten Verwaltungsvereinfachung mittels „De⸗ 
zentraliſation“. 
Os GRat Neumiller in München. 


Beſchwerde gegen den Znſchlagsbeſchluß nach bayer 
Recht und Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. Der 
Zuſchlagsbeſchluß kann nach 8 96 38VG., 8 577 ZPO. 
nur mit ſofortiger Beſchwerde angefochten werden (ſ. 
Jäckel⸗Güthe, Vorbem. 1 zu 895 Z3VG., Anm. II zu 
8 95 ebenda, Anm. zu 8 96 ebenda, letzter Abſ.). Die 
Friſt zu ihrer Einlegung beginnt für den weder im 
Verſteigerungstermin noch im Verkündungstermin 
erſchienenen Beteiligten mit der Zuſtellung des ‚Bus | 
ſchlagsbeſchluſſes (8 577 Abſ. 2 ZPO., Jäckel⸗Güthe, 
Anm. II 1a 8 zu 8 98 a. a. O.). Sie beträgt nach 
8 577 ZPO. zwei Wochen und iſt eine Notfriſt (Jäckel⸗ 
Güthe, Anm. I zu 8 98). Bayern hat nun von dem 
Vorbehalt des 8 13 EG. ZVG. Gebrauch gemacht und 
in Art. 25 Bay AG. ZVG. beſtimmt, daß das Voll⸗ 
ſtreckungsgericht nach Anordnung der Zwangsverſt. die 
Ausführung der Verſteigerung einem Notar als Ver⸗ 
ſteigerungsbeamten zu übertragen hat. Wird nun die 
Aenderung der Entſcheidung eines Notars verlangt, 
fo iſt nach 8 13 Abſ. 2 EG. ZVG. um die Entſcheidung 
des Vollſtr Ger. nachzuſuchen und die Beſchwerde findet 
erſt gegen die Entſcheidung des VollſtrGGer. ſtatt. In 
8 13 Abſ. 2 a. a. O. iſt aber weiter ausdrücklich beſtimmt, 
daß auf das zufolge Anrufung des VollſtrGer. ein- 
geleitete Verfahren die Vorſchriften der 88 96 —104 
3G. entſprechende Anwendung finden. Darnach iſt 
auch die Anrufung des VollſtrGGer. jelbit an eine Not⸗ 
friſt von 2 Wochen gebunden (Jäckel⸗Güthe, Anm. 1 2 
zu 8 13 3VG.). Die Anrufung des VollſtrGer., das 
zur Entſcheidung zuſtändig iſt, auch wenn der Be⸗ 
ſchwerdeführer ſeinen Antrag als „ſofortige Be⸗ 
ſchwerde“ bezeichnet, iſt, ſoweit die Entſcheidung über 
den Zuſchlag in Frage kommt, prozeſſual wie eine 
ſofortige Beſchwerde zu behandeln (v. d. Pfordten, 
Anm. 2 zu Art. 25 Bay AG. ZVG.). Der Beteiligte 
hat die Möglichkeit, gegen die Verſäumung der für 
Anrufung des Vollſtr Ger. geſetzten Notfriſt gemäß 
8 233 ZPO. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
zu beantragen. Zur Entſcheidung über einen ſolchen 
Antrag iſt nach 8 237 ZPO. das Gericht, welchem 
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die Entſcheidung über die nachgeholte Prozeßhandlung 
zuſteht, zuſtändig. Dies iſt aber jenes Gericht, welches 
über die nachzuholende Handlung zu entſcheiden haben 
würde, wenn die Notfriſt nicht verſäumt iſt, oder 
welches die Verwerfung dieſes Rechtsbehelfs wegen 
Verſäumung der Notfriſt bereits ausgeſprochen hat 
(Gaupp = Stein, Anm. zu 8 237 ZPO., RGE. 42, 
367), alſo das VollſtrGericht. Bei dieſem iſt auch der 
Wiedereinſetzungsantrag anzubringen. Wenn der Bes 
ſchwerdeführer in einem und demſelben bei dem LG. 
eingereichten Schriftſatz Beſchwerde gegen den ſeine 
Erinnerungen gegen den Zuſchlagsbeſchluß wegen 
Verſäumung der Notfriſt verwerfenden Beſchluß des 
Voll ſtr Ger. eingelegt und gleichzeitig primär oder nur 
hilfsweiſe um Wiedereinſetzung in den vor. Stand 
nachgeſucht hat, ſo müßte ſich das BeſchwGer. darauf 
beſchränken, wegen Unzuſtändigkeit das ReſtGeſuch 
zurückzuweiſen, über das, wenn es auch nur hilfsweiſe 
geſtellt iſt, doch der Sachlage nach in erſter Linie zu 
entſcheiden wäre, da es von der Entſcheidung des zur 
Entſcheidung über das Reſtitutionsgeſuch zuſtändigen 


VollſtrGer. abhängt, ob der angefochtene Beſchluß. 


des VollſtrGer. aufrecht zu erhalten ift oder unmittel⸗ 
bar wegfällt. Erſt wenn das VollſtrGer. das Reſt.⸗ 
Geſuch zurückgewieſen hat, kann ſich das LG. weiter 
mit der bei ihm eingelegten Beſchwerde befaſſen. Das 
LG. hat alsdann in erſter Linie zu prüfen, ob das 
VollſtrGer. mit Recht eine Verſäumung der Notfriſt 
angenommen hat. Nimmt das LG. eine Verſäumung 


der Notfriſt an, ſo hat es die Beſchwerde zu ver⸗ 


werfen, und kann alsdann in eine weitere, ſachliche 
Prüfung der Beſchwerde, insbeſ. nach der Richtung, 
ob nicht die Vorſchriften der 88 81, 83-85 3VG., 8 7 
Abi. 3 KrTSchG. vom 4. Aug. 1914 verletzt find, 
nicht eingehen, da eben eine ſolche weitere ſachliche 
Prüfung durch das BeſchwGer. nur dann erfolgen 
kann, wenn gemäß $ 13 EG. ZVG. das VollſtrGer. 
ſachlich über einen rechtzeitig eingebrachten Antrag 
auf Aenderung der Entſcheidung des Notars ent⸗ 
ſchieden hatte, eine Vorausſetzung, die bei der 
Verſäumung der Notfriſt zur Anrufung des VollſtrGer. 
nicht gegeben iſt. Die Entſcheidung über den Zu⸗ 
ſchlag geht in Rechtskraft über, wenn das VollſtrGer. 
nicht ra angerufen wird (Jäckel⸗Güthe, Anm. [2 
a. a. O.). 
Landgerichtsrat Kolb in Frankenthal. 


Ans der Kechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I 


Unzuläſſigkeit des Rechtzweges bei Streitigkeiten 
anläßlich der Durchführung der B80. über Fleiſch⸗ 
verſorgung vom 27. März 1916 NSBl. 199. Die 
klagende Firma kaufte im Auftrage des beklagten Ver— 
bandes Rindvieh ein und lieferte es an die Heeresſammel— 
ſtelle in Osnabrück. Mit der Behauptung, daß ihr 
Auftraggeber die ihr zuſtehende Proviſions- und Aus⸗ 
lagenforderung unberechtigterweiſe um 629.67 M ge: 
kürzt habe, verlangte ſie mit der Klage Zahlung dieſer 
Summe nebſt Verzugszinſen. Der Bekl. erhob die 
Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges. Das 
BG. erklärte fie für begründet und wies die Klage 
ab. Die Reviſion der Kl. wurde zurückgewieſen. 
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Gründe: Durch die BRBO. vom 27. März 1916 
iſt zur Sicherung des Fleiſchbedarfes des Heeres, der 
Marine und der Zivilbevölkerung eine Reichsfleiſch⸗ 
ſtelle geſchaffen, welche unter anderem die Grundſaͤtze 
für die Berechnung der von den einzelnen Bundes⸗ 
ſtaaten . Schlachtviehmengen aufſtellt 
(58 1 und 5 Nr. 3 a. a. O.). Für die Aufbringung 
ſelbſt haben dagegen die Landeszentralbehörden zu 
ſorgen, welche a beſtimmen können, „daß der Ans 
und Verkauf von Schlachtvieh ausſchließlich durch und 
an die von ihnen bezeichneten Stellen oder die von 
dieſen wieder beauftragten oder zugelaſſenen Perſonen 
erfolgen dürfen“ (§ 8 a. a. O.). Streitigkeiten, die fi 
bei der Durchführung der Verordnung zwiſchen den 
zuletzt genannten Stellen und ihren Beauftragten er⸗ 
geben, hat endgültig die. höhere Verwaltungsbehörde 
zu entſcheiden (§ 12 a. a. O). In Preußen hat die 
Landeszentralbehörde in Gemäßheit des § 8 a. a. O. 
den Viehhandelsverbänden die rechtzeitige Beſchaffung 
des von ihr nach den Anweiſungen der Reichsfleiſch⸗ 
ſtelle aufzubringenden Schlachtviehs übertragen und 
ſie auch ermächtigt, mit deſſen An⸗ und Verkauf beſtimmte 
Perſonen zu betrauen (8 16 PrAusf Anw. vom 8. Sep⸗ 
tember 1916 [OH MBl. S. 288 ff.]). Zu den leßteren 
gehören die Inhaber der klägeriſchen Firma, welche 
mit ihrem Auftraggeber, dem beklagten Viehhandels⸗ 
verbande, hinſichtlich der Berechnung ihrer Auslagen 
und Proviſionen in Streit geraten ſind. Dieſer Streit 
fällt unter 8 12 der BRBO. vom 27. März 1916 und 
den deſſen Zuſtändigkeitsvorſchrift wiederholenden $ 19 
Preuß. Ausführungsanweiſung. Denn die Rechtsge⸗ 
ſchäfte, aus denen er ſich entwickelt hat, die Erteilung 
des Auftrags und ſeine Ausführung durch Abſchluß von 
Schlachtviehkäufen zum Zwecke der Ermöglichung der 
Heeres⸗ und Volksernährung ſind im Rahmen und 
auf Grund der BRVO. vom 27. März 1916 und der 
Preuß. Ausführungsanweiſung dazu erfolgt. Aus 
deren bereits angezogenen 85 8 und 16 leitet der be 
klagte Verband die Berechtigung ab, als Schlachtvieh⸗ 
käufer aufzutreten und die Inhaber der klägeriſchen 
Firma als ſolche für ſich auftreten zu laſſen. Die von 
dem Bekl. beſtrittenen Forderungen der Kl. wurzeln 
alſo in Verträgen, die in Durchführung der genannten 
Verordnungen geſchloſſen ſind. Ueber ihre Berechtigung 
oder Nichtberechtigung hat daher nach dem klaren 
Wortlaute der 8S 12 und 19 a. a. O. ausſchließlich die 
höhere Verwaltungsbehörde zu befinden. Wäre die 
entgegengeſetzte Anſicht der Reviſion richtig, ſo ließe 
ſich nicht abſehen, welche Streitigkeiten der Parteien 
dann als bei Durchführung der BRBO. vom 27. März 
1916 entftanden zu gelten hätten und der Entſcheidung 
der Verwaltungsbehörde vorbehalten wären. (Urt. des 
III. 35. vom 26. April 1916, III 29/18). 
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Betriebeunſall, wenn jemand infolge innerer Un: 
ſicherheit zu Boden ſtürzt, nachdem er aus der Straßen. 
bahn ausgeſtiegen iſt? Aus den Gründen: Nach 
der Feſtſtellung des BG. iſt die Klägerin auf der Straße 
in der Richtung des Zuges der 155 nach hingefallen, 
als ſie bereits aus dem Straßenbahnwagen ausge⸗ 
ſtiegen war, mit beiden Füßen auf der Erde ſtand und 
den Wagengriff losgelaſſen hatte. Eine unmittelbare 
körperliche Einwirkung eines Betriebsvorgangs, der 
ihren Fall hätte verurſachen können, hat ſomit nicht 
ſtattgefunden. Weiter wird feſtgeſtellt, daß kein Er⸗ 
eignis vorhanden ſei, das zwiſchen dem Hinfallen der 
Klägerin und dem Verlaſſen des Wagens liege und 
ihren Sturz hätte herbeiführen können, wie Aus⸗ 
ſchreiten oder Ausgleiten. Aus dieſem Umſtande ſchließt 
das BG., daß doch zwiſchen dem Verlaſſen des Wagens 
und dem Hinfallen ein urſächlicher Zuſammenhang 
beſtehe und findet ihn darin, daß bei der etwa 65 Jahre 
alten Klägerin die mit dem Ausſteigen und dem Ueber⸗ 
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gange aus dem in Bewegung geweſenen Wagen auf 
den ruhenden Fahrdamm verbundene Unſicherheit noch 
nachgewirkt habe, als ſie bereits mit beiden Füßen auf 
dem Boden der Straße ſtand. Hiernach ſei die Klägerin 
bei dem Betriebe der Straßenbahn verletzt worden. 
Die Einwendungen gegen dieſe Ausführungen ſind zum 
Teil berechtigt. Nach $ 1 Haftpflicht. hat der Betriebs⸗ 
unternehmer einer Eiſenbahn für den Schaden einzu⸗ 
ſtehen, wenn bei dem Betriebe ein Menſch getötet oder 
körperlich verletzt wird. Der Unfall muß in einem 
urſächlichen und weiter in dußerem, zeitlichem und 
örtlichem Zuſammenhange mit einem Betriebsvorgange 
ſtehen (RG. Z. Bd. 55 S. 231). Hier hat die Klägerin 
den Wagen nach dem Anhalten verlaſſen, ſie hatte 
keine Berührung mehr mit ihm, als fie fiel, auch iſt 
der Wagen erſt weiter gefahren, nachdem ſie ſchon ge⸗ 
fallen war. Eine unmittelbare körperliche Einwirkung 
eines Betriebsvorganges auf die Klägerin hat mithin 
den Unfall nicht herbeigeführt. Dieſe Sachlage wird 
auch von dem BG. nicht verkannt, es kann aber auch 
keine ſonſtige Unfallsurſache finden und führt daher 
den Unfall doch auf den Straßenbahnbetrieb zurück, 
indem es den Zuſammenhang zwiſchen beiden durch 
die Annahme einer Unſicherheit vermittelt, die durch 
die vorausgehende Bewegung des Straßenbahnzuges 
bei der Klägerin entſtanden ſei und auch nach dem 
vollſtändigen Verlaſſen des Wagens noch nachgewirkt 
habe. Rechtlich iſt die Möglichkeit an ſich nicht zu be⸗ 
anſtanden, daß ein Betriebsvorgang allein durch Ver⸗ 
mittlung einer von ihm ausgehenden, ſeeliſchen Ein⸗ 
wirkung auf einen Menſchen einen Unfall verurſacht 
(RG.Z. Bd. 68 S. 47); die Feſtſtellung iſt aber 
prozeſſual nicht bedenkenfrei. Es iſt nicht deutlich zu 
erkennen, auf welche Umſtände ſich die Annahme der 
Unſicherheit gründet. Ein allgemeiner Erfahrungsſatz 
dahin, daß bei älteren, etwa 65 Jahre alten Perſonen 
durch das Fahren in der Straßenbahn eine Unſicher⸗ 
heit entſtände, die nach dem Anhalten und dem Aus⸗ 
ſteigen aus dem ſtehenden Wagen noch derart fort⸗ 
wirkt, daß ſie nach völlig beendetem Ausſteigen das 
Hinfallen des Reiſenden verurſachen könnte, ſoll wohl 
nicht aufgeſtellt werden und würde auch kaum als zu⸗ 
treffend anerkannt werden können. Dafür aber, daß 
gerade bei der Klägerin das Fahren die erwähnte 
Wirkung, etwa infolge beſonderer Veranlagung, ge⸗ 
habt hätte, fehlen zurzeit die nötigen 1 
Grundlagen. Scheidet man aber hiernach jene Un⸗ 
ſicherheit aus, ſo ſteht nur feſt, daß die Klägerin aus 
dem ſtillſtehenden Wagen ausgeſtiegen und unmittel⸗ 
bar nachher aber nach völlig beendetem Ausſteigen 
gefallen iſt, ohne daß ſich hiefür ein beſonderer Grund 
ermitteln läßt. Damit iſt der der Klägerin obliegende 
Beweis noch nicht geführt, daß ſie bei dem Betriebe 
verunglückt ſei. (Urt. des VI. 35. vom 14. Februar 

1918, VI 422/17). 
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III. 


Letztwillige Verfügung eines Ehegatten über feinen 
Anteil an dem Geſamtgute der anz dem Güterſtande 
des Windsheimer Rechts übergeleiteten allgemeinen 
Gütergemeinſchaft. Ne. Art. 62, 67. Aus den Grün» 
den: Die kinderloſen Eheleute K. lebten nach ihrem 
im Jahre 1890 abgeſchloſſenen Ehevertrag in Güter⸗ 
gemeinſchaft nach Windsheimer Recht, das nach Art. 62 
Bayerlie®. in die allgem. Gütergemeinſchaft des BGB. 
übergeleitet iſt. Ihr Vermögen beſtand allein in der 
gütergemeinſchaftl. Maſſe. Vorbehalts⸗ und Sondergut 
war nicht vorhanden. In dem gemeinſchaftl. Teſtament 
vom 30. April 1914 haben fie in Ziff. I zunächſt erklärt, 


daß der Anteil des erſtverſterbenden kraft Geſetzes dem 


überlebenden Gatten zufalle, ſich demnächſt aber „trotz 
dieſer Beſtimmung vorſorglich“ gegenſeitig zu alleinigen 
und ausſchließenden Erben ihres geſamten dereinſtigen 
Nachlaſſes ernannt. In Ziff. II haben fie weiter be» 
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ſtimmt, daß nach dem Tode des Längſtlebenden deſſen 
geſamter Nachlaß der Stadtgemeinde N. als Erbin 
zufallen ſolle mit der Maßgabe, daß die Stadtgemeinde 
nur Erbin des Zuletztverſterbenden, nicht aber auch 
Nacherbin des Erſtverſterbenden ſein ſolle. Endlich 
haben ſie in Ziff. III des Teſtaments die Stadtgemeinde 
mit einer Reihe von Vermächtniſſen zugunſten ihrer 
beiderſeitigen Verwandten beſchwert. Nun beſtimmt 
aber Art. 67 des Bayerlie®.: „Beſteht die allgem. 
Gütergemeinſchaft nach dem Rechte von .. Winds⸗ 
heim .., fo geht im Falle des Todes des einen Ehe⸗ 
gatten, wenn Abkömmlinge dieſes Ehegatten nicht vor⸗ 
handen ſind, deſſen Anteil an dem Geſamtgut auf den 
überlebenden Ehegatten über. Die Vorſchriften des 
8 1483 Abſ. 1 Satz 2. . . 8 1508 BGB. finden 
entſprechende Anwendung.“ (Abſ. 1. 
auf den Ueberlebenden kann durch letztwillige Ver⸗ 
fügung ausgeſchloſſen werden. Im Falle der Aus⸗ 
ſchließung gehört der Anteil des Verſtorbenen am 


„Der Uebergang 


Geſamtgute zum Nachlaß. Beſteht die allgem. Güter⸗ 


gemeinſchaft nach dem Rechte von. Windsheim. 
ſo finden auf die Ausſchließung die Vorſchriften der 
8$ 1509, 1516 BGB. entſprechende Anwendung.. 
(Abſ. 2.) Nach Abſ. 1 dieſer Beſtimmung gehört hier- 
nach der Anteil des Erſtverſterbenden am Geſamtgut 
gemäß dem dort in Bezug genommenen § 1483 Abf. 1 
Satz 2 — abweichend von 8 1482 BGB. — nicht zum 
Nachlaß und iſt eine Verfügung über ihn durch Te⸗ 
ſtament begrifflich ausgeſchloſſen. Es beſtimmt daher 
auch Abſ. 1 des Art. 67 durch weitere Verweiſung auf 
8 1508 BGB. folgerecht, daß eine Abänderung dieſer 
güterrechtl. Nachfolge nur durch Ehevertrag erfolgen 
kann. Das vorliegende gemeinſchaftl. Teſtament kann, 
da es nicht in der Form des 8 1434 BGB. ſondern 
gemäß $ 2238 BGB. durch Uebergabe an den Notar 
errichtet iſt, als Ehevertrag nicht angeſehen werden. 
Die in Ziff. II und III des Teſtaments enthaltenen 
Anordnungen find zweifellos als nach Abf. 1 des Art. 67 
zuläſſige Beſtimmungen nicht zu erachten. Denn nach 
ihnen hat jeder Gatte über ſeinen Anteil am güter⸗ 
gemeinſchaftl. Vermögen letztwillig in der Weiſe ver⸗ 
fügt, daß er für den Fall, daß er zuerſt verſterben 
ſollte, ſeinen Gatten und für den Fall, daß er zuletzt 
verſterben ſollte, die Stadtgemeinde N. zu ſeinen 
Erben eingeſetzt und für den letzteren Fall den Erben 
mit näher bezeichneten Vermächtniſſen beſchwert hat. 
Damit aber hat jeder Gatte über ſeinen Anteil am 
gütergemeinſchaftl. Vermögen wie über ſeinen Nachlaß 
verfügt. Kann hiernach das Teſtament vom 30. April 
1914 als eine gültige letztwillige Verfügung nach Abſ. 1 
des Art. 67 nicht angeſprochen werden, ſo wird ſich 
jedoch weiter fragen, ob es nicht dennoch als ſolche 
nach Abſ. 2 des Art. 67 Ar erhalten werben fann. 
Nach den Beſtimmungen diefes Abf. 2 in Verbindung 
mit dem dort in Bezug genommenen 8 1516 BGB. 
kann der ſich nach Abſ. 1 kraft Geſetzes vollziehende 
Uebergang auf den überlebenden Gatten durch Teſta⸗ 
ment unter Zuſtimmung des andern Gatten aus⸗ 
geſchloſſen werden mit der Wirkung, daß der Anteil 
am Geſamtgut nunmehr zum Nachlaß gehört. Es 
wird unter Berückſichtigung der 8$ 133, 2084 BGB. 
zu prüfen ſein, ob die Eheleute trotz des ſcheinbar ent⸗ 
gegenſtehenden Inhaltes ihrer in Ziff.! des Teſtaments 
abgegebenen Erklärung den Willen gehabt haben, eine 
Verfügung i. S. des Abſ. 2 des Art. 67 zu treffen, 


und ob ſie dieſen Willen hinreichend ausgedrückt haben. 


(Urt. des IV. 3 S. vom 18. März 1918, IV 19/1918). 
4372 E. 
IV. 

Ein Urteil iſt nicht ſchen deshalb aufzuheben, weil 
das Gericht ungeachtet der Annahme unzulaifiger Klage⸗ 
änderung auch ans einem ſachlichen Grunde die Klage 
abgewieſen hat. Bedentungsloſigkeit der letzteren Ent: 
ſcheidung. Welche Stellung haf daß Neviſionsgericht 
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einem folchen Urteil gegenüber einzunehmen, wenn es 
die Rüge, daß die Klage nicht unzuläſſig geändert ſei, 
für begründet hält, die Klage aber aus anderen Gründen 
keinen Erfolg haben konnte? (35D. 5 563). Umfang 
der Rechtskraft eines in ſolchem Falle die Revifion 
zurückweiſenden Urteils. Unter welchen Voransſetzungen 
kaun jemand ermächtigt werden, die Forderung eines 
anderen in eigenem Namen geltend zu machen? Aus 
den Gründen: Das BG. hat die Abweiſung des 
Kl. „wegen unzuläſſiger Klagänderung und wegen 
mangelnden Rechtsſchutzintereſſes“ aufrecht erhalten. 
Die Reviſion rügt demgegenüber in erſter Linie, daß 
das BG. trotz Annahme unzuläſſiger Klagänderung 
in der Sache ſelbſt erkannt habe; des weiteren führt 
fie aus, daß die Bekl. ſich bereits im erſten Rechts- 
zuge trotz des neuen Vorbringens des Kl. in Anſehung 
ſeiner Klageberechtigung, ohne der Klagänderung zu 
widerſprechen, auf die Sache ſelbſt eingelaſſen habe. 
Zunächſt kann keine Rede davon ſein, daß das ge⸗ 
ſamte Berufungsurteil allein deswegen aufgehoben 
werden müßte, weil das Gericht ungeachtet der An⸗ 
nahme unzuläſſiger Klagänderung auch in der Sache 
ſelbſt entſchieden hat. Die Folge wäre gegebenenfalls 
nur die, daß die in der Sache ſelbſt ergangene Ent⸗ 
ſcheidung keine Rechtskraftwirkung haben könnte; die 
wegen des prozeſſualen Grundes der Klagänderung 
erfolgte Entſcheidung bliebe davon aber unberührt. 
Der Kl. wäre durch die ſachliche Entſcheidung auch 
nicht geſchädigt, da er trotz ihrer aus dem zuvor an⸗ 
gegebenen Grunde immer noch in der Lage ſein würde, 
den ſachl. Anſpruch von neuem klageweiſe geltend zu 
machen (vgl. die Urteile des erk. S. Bd. 53 S. 37 und 
Bd. 75 S. 265, von deren Grundſätzen abzugehen 
der Senat keinen Anlaß fieht; vgl. ferner JW. 1895, 
18411, 1898, 280; 1902, 921, 2508; 1908, 489 ˙). Be⸗ 
gründet iſt nun zwar die Rüge, daß das BG. unzu⸗ 
läſſige Klagaänderung angenommen hat. (Wird näher 
ausgeführt). Allein iſt bei dieſer Sachlage auch davon 
auszugehen, daß das BG. trotz der Rüge unzuläſſiger 
Klagänderung unter Verwerfung dieſer Rüge auf die 
abgeänderte Klage hätte eingehen und demgemäß in 


der Sache ſelbſt hätte entſcheiden müſſen, und darf 


andererſeits die von ihm tatſächlich getroffene ſachl. 
Entſcheidung auch nicht berückſichtigt werden, weil ſich 
das BG. von ſeinem Standpunkt aus einer ſolchen 
Entſcheidung hätte enthalten müſſen (vgl. RGZ. Bd. 71 
S. 359), ſo kann die Reviſion im Ergebniſſe ſelbſt doch 
keinen Erfolg haben. Der Erfolg iſt ihr nämlich auch 
ſchon dann zu verſagen, wenn ſich aus dem geſamten 
hier feſtſtehenden Tatbeſtand ergibt, daß der Kl. 
ſchließlich nicht verletzt worden iſt, wiewohl er infolge 
des dem BG. zur Laſt zu legenden prozeſſualen Ber: 
ſtoßes aus einem prozeſſualen Grunde mit ſeiner Klage 
abgewieſen worden iſt und nur dieſer Teil des Bes 
rufungsurteils Beachtung finden darf (vgl. RG3. 
Bd. 75 S. 266; ferner das Urt. vom 30. Juni 1915 
Reg. V 57/15). Verletzt kann aber der Kl. nicht fein, 
wenn aus feinem eigenen ſachl. Vorbringen unzweifel⸗- 
haft erhellt, daß er damit niemals hätte durchdringen 
können. Denn unter dieſen Umſtänden iſt es une 
erheblich, daß ſeine Abweiſung aus einem an ſich un— 
zutreffenden Grunde erfolgt iſt Maßgebend iſt jetzt 
vielmehr, daß der Kl. ein günſtiges Ergebnis in dieſem 
Prozeß überhaupt nicht hätte erzielen können. Die 
Prüfung dieſer Frage endlich muß dem Rer. zu— 
ſtehen, weil es auf jede Reviſion hin ſich in erſter 
Linie auch mit der Frage zu befaſſen hat, ob der 
Rev. durch das Ergebnis der angefochtenen Ent— 
ſcheidung in ſeinen Belangen überhaupt verletzt worden 
iſt. Dabei wird es ſich aber nicht auf eine Nachprüfung 
des Entſcheidungsgrundes des BG. zu beſchränken 
haben, ſondern verpflichtet wie berechtigt ſein, den 
geſamten ihm unterbreiteten Streitſtoff ins Auge zu 
faſſen. Hier iſt nun dem Rev. vom Kl. und Revfl. 
auch deſſen geſamtes zur ſachlichen Klagebegründung 
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dienendes Vorbringen vorgetragen worden. Nur 
eine Grenze iſt dem Rev. geſetzt: es darf den 
Rev. in keiner Hinſicht ſchlechter ſtellen, als dieſer 
durch die Entſcheidung des BG. geſtellt fein würde, 
und dieſe Grenze wäre allerdings überſchritten, wenn 
die Zurückweiſung der Reviſion in Fällen vorliegender 
Art, wo die Abweiſung des Kl. nur aus einem pro⸗ 
zeſſualen Grund erfolgt iſt, zugleich eine ſachliche Ent⸗ 
ſcheidung in ſich ſchlöſſe. Indes das trifft in Wirk⸗ 
lichkeit nicht zu. Sein ſachlicher Anſpruch wird dem 
Kläger gegebenenfalls nicht aberkannt. Das Reviſions⸗ 
urteil entſcheidet unter den hier zu denkenden Voraus⸗ 
ſetzungen über nichts weiteres als darüber, ob die Re⸗ 
viſion als ſolche berechtigt, oder ob ſie als unberechtigt 
zurückzuweiſen iſt. Weiter geht in ſolchem Falle auch 
die Rechtskraftwirkung nicht, und dem Kl. wäre es 
daher immer noch möglich, ſeinen Anſpruch ſogar 
unter Beſchränkung auf die bisherige Begründung 
von neuem klageweiſe geltend zu machen. Alles das 
iſt auch in der gegenwärtigen Sache maßgebend. 
Was nunmehr die letzte Frage anlangt, ob der Kl. 
durch das Ergebnis des Berufungsurteils, wonach 
es bei feiner durch das L868. ausgeſprochenen Abs 
weiſung verbleibt, verletzt worden iſt oder nicht, 
und ob das letztere anzunehmen, weil der Kl. ohnehin 
nicht hätte durchdringen können, ſo iſt der Bekl. darin 
beizuſtimmen, daß es dem Kl. nach ſeinen bisherigen 
Anführungen an der Klageberechtigung mangelt. Die 
Forderung von 13 487.19 M hat der Kl. zuletzt ſelbſt 
als eine ſolche der Geſellſchaft m. b. H. Guſtav P. be⸗ 
zeichnet. Nun darf es nicht ſchlechthin als unzuläſſig 
erachtet werden, daß ein Gläubiger einen anderen 
ermächtigt, die Forderung für ſich ſelbſt in eigenem 
Namen einzuklagen; indes ſtatthaft iſt ſolches nur 
dann, wenn die Befugnis zum beſonderen eigenen 
Beſten des anderen eingeräumt und gebraucht wird. 
Dieſen Grundſatz hat der erk. S. erſt neuerdings in feinem 
zum Abdrucke beſtimmten Urt. vom 5. Januar 1918 
Rep. V 279/17 ausgeſprochen, und daran iſt feſtzuhalten 
(vgl. auch RG. Bd. 53 S. 417; Bd. 73 S. 306; Bd. 78 
S. 90). Der Kläger hat nichts vorgebracht, woraus 
ſich ſein eigener Vorteil entnehmen ließe. (Urt. des 
V. 3S. vom 16. Febr. 1918, V 271/17). E. 
4331 
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Haftung des Rechtsanwalts für die Entwerfung 
eines dem Willen der Beteiligten nicht entiprechenden, 
notariell zu beurkundenden Vertrags. Verjährung. Die 
Klägerin ſchloß am 30. Januar 1910 mit G. einen 
Vertrag, wonach ſie ein Grundſtück in W. im an⸗ 
gegebenen Werte von 57000 M, belaſtet mit Hypo⸗ 
theken in gleicher Höhe, gegen ein Berliner Grund⸗ 
ſtück, das mit 340 000 M bewertet iſt und mit Hypo⸗ 
theken in Höhe von 310000 M belaſtet war, aus 
tauſchte. § 7 des Vertrags beſtimmt, daß die von G. 
noch zu zahlenden 30 000 M auf den Kaufpreis ver⸗ 
rechnet werden follten, den er dem Ehemanne der 
Kl. und einem Dritten für die Ueberlaſſung des auf 
dem Grundſtück in W. betriebenen Geſchäfts ſchulde. 
Die Vertragserrichtung erfolgte in der Weiſe, daß die 
Beteiligten dem Notar eine vom Erblaſſer der Be: 
klagten, dem Rechtsanwalt P., im Auftrage der Kl. 
entworfene Urkunde überreichten und deren Inhalt 
wiederholten. Das notarielle Protokoll nimmt auf 
die Urkunde als Anlage Bezug. Die Kl. macht gel- 
tend, daß P. den Vertragsinhalt auf Wunſch G.s 
anders als verabredet und ihm von ihr angegeben 
worden ſei, niedergeſchrieben und ihr die Vollziehung 
der Urkunde empfohlen habe. Der Vertrag ſei in⸗ 
folge der Abweichungen der Urkunde von dem Ber 
einbarten ungültig und hierdurch ſei ſie geſchädigt 
worden. Ihre gegen die Erben des P. gerichtete 
Schadenserſatzklage wurde abgewieſen, die Berufung 
der Kl. zurückgewieſen. Ihre Reviſion hatte Erfolg. 
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Gründe: Die Kl. hat zur Begründung ihrer 
Anſprüche ausgeführt, der zwiſchen ihr und G. ver⸗ 
abredete Tauſchwert des Berliner Grundſtücks betrage 
363 000 M, der vereinbarte Tauſchwert des Grund⸗ 
ſtücks in W. aber 110000 M, fo daß ſich bei Berück⸗ 
ſichtigung der Oblaſten auf beiden Seiten der gleiche 
Betrag von 53 000 M als reiner Tauſchwert ergeben 
habe, und eine Zuzahlung von keiner Seite nötig ge⸗ 
worden ſei. Das in dem Grundſtück zu W. von ihrem 
Ehemann und einem Dritten betriebene Geſchäft habe 
G. nach den getroffenen Vereinbarungen ohne be— 
ſondere Vergütung überlaſſen erhalten ſollen. Von 
dieſen Abmachungen habe fie dem Rechtsanwalt 8. 
bei der Erteilung des Auftrags zur Herſtellung des 
Vertragsentwurfs Mitteilung gemacht. G. habe je⸗ 
doch, um das Geſchäft ſpäter mit Nutzen weiterver⸗ 
äußern zu können, P. den Wunſch zu erkennen ge⸗ 
geben, daß in der Vertragsurkunde ein Erwerbspreis 
für das Geſchäft feſtgeſetzt werde. P. habe dem Wunſch 
in der Weiſe Rechnung getragen, daß er bei An⸗ 
fertigung der Urkunde die ihm angegebenen Tauſch⸗ 
werte ſo, wie geſchehen, abgeändert und ihr, der Kl., 
eine Tauſchzugabe von 30 000 M zur Laſt gelegt, die 
ſo konſtruierte Schuld aber auf den angeblichen gleich 
hohen Kaufpreis für das Geſchäft verrechnet habe. 
Sie ſei, als ſie dieſe Abweichungen des Urkunden⸗ 
inhalts von dem Bereinbarten bemerkt habe, hierüber 
erſtaunt geweſen und habe ihre Verwunderung P. 
gegenüber auch zum Ausdruck gebracht. Dieſer habe 
ihr hierauf verſichert, die Abänderungen würden für 
ſie keine Folgen haben, ſie nehme keinerlei Verpflich⸗ 
tungen dadurch auf ſich, eine Zuzahlung ſei von keiner 
Seite zu leiſten. Durch dieſe Erklärungen habe ſie 
ſich zur Vollziehung der Urkunde beſtimmen laſſen. 
Da nun die Urkunde bei der notariellen Errichtung 
des Vertrags die von vornherein in Ausſicht ge⸗ 
nommene Verwendung als Protokollanlage gefunden 
habe, ſo ſei durch die Nichtübereinſtimmung des Nieder⸗ 
geſchriebenen mit dem Vereinbarten die Ungültigkeit 
des Vertrags verurſacht, ſie ſei infolgedeſſen an der 
Durchführung ihrer Anſprüche gegen G. verhindert 
und deshalb durch das Verhalten P.s geſchädigt 
worden. Iſt dieſe Darſtellung richtig, ſo ſtellen ſich 
die Abmachungen, welche P. in der Urkunde ab⸗ 
weichend von den ihm mitgeteilten Vereinbarungen 
wieder gegeben hat, als Scheinabreden dar, und der 
Vertrag entbehrt, weil die Abweichungen weſentliche 
Beſtandteile des Abkommens betreffen, der Gültigkeit 
(8 117 Abſ. 1 BGB.). . . ... Für den Rechtsanwalt P. 
lag es nahe, daß die von ihm vorgenommenen, der 
Kl. als unſchädlich bezeichneten Scheinabänderungen 
des Vertragsinhalts die Unwirkſamkeit des Vertrags 
zur Folge haben und die Vertragsrechte der Kl. gegen 
G. aufs äußerſte gefährden würden. Das BG. nimmt 


deshalb zutreffend an, daß, wenn das Vorbringen 


der Kl. der Wahrheit entſpricht, P. ſeine Obliegenheiten 
als Anwalt grobfahrläſſig verletzt hat. Trotzdem ge⸗ 
langt es zur Abweiſung der Klage, weil die Ein⸗ 
willigung der Kl. in die Aufnahme der Scheinabreden 
in die Urkunde ein noch ſchwerer wiegendes Ver⸗ 
ſchulden in ſich ſchließe. In dem Erſtaunen über die 
Nichtübereinſtimmung des Urkundeninhalts mit dem 
mündlich Vereinbarten ſei der Ausdruck des Bewußt⸗ 
ſeins zu finden, daß der Vertragsentwurf nicht in 
Ordnung ſei. Trotz dieſer Erkenntnis habe die Kl. 
in der Erwartung, daß das Geſchäft ſich glatt ab⸗ 
wickeln werde, den Vertrag in der veränderten Form 
angenommen. Sie habe alſo zur Herbeiführung des 
Schadens, den ſie durch die Unwirkſamkeit des Ver⸗ 
trags erlitten haben wolle, „durch eigene Argliſt“ 
mitgewirkt und könne deshalb von den Erben P.s, 
der nur fahrläſſig gehandelt habe, Erſatz nicht be- 
anſpruchen. Dieſe Ausführungen beruhen auf einer 
verfehlten, rechtsirrigen Auffaſſung der Sachlage. Die 
Kl. durfte darauf vertrauen, daß P. angeſichts der 


Erwerb des Eigentums mit der 
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ihm obliegenden Vertragspflichten ihre Intereſſen bei 
der Abfaſſung des Vertrags mit der erforderlichen 
Sorgfalt wahrnehmen und ihr nicht die Zuſtimmung 
zur Aufnahme von Abreden in die Urkunde anraten 
werde, welche die Ungültigkeit des Vertrags im Ge⸗ 
folge haben würden. Verſicherte ihr daher P., als 
ſie ihm ihre Verwunderung über die Abweichungen 
der Urkunde von dem Vereinbarten zum Ausdruck 
brachte, daß dieſe keine nachteiligen Folgen für ſie 
haben würden, ſo durfte ſie dieſe Erklärung dahin 
verſtehen, daß der Vertrag nach der Herſtellung der 
geſetzlichen Form (8 313 BGB.) in der Geſtalt, wie 
er mündlich vereinbart worden war, Geltung er⸗ 
langen, und daß fein Beſtand durch die Scheinabände- 
rungen nicht berührt werden würde. Dieſe Erwägung en, 
welche der natürlichen Auffaſſung des von der Kl. 
vorgetragenen Sachverhalts entſprechen, führen zur 
Verneinung des Mitverſchuldens der Klägerin... Das 
Urteil könnte demnach nur aufrechterhalten werden, 
wenn der von den Bekl. vorgeſchützte Verjährungs⸗ 
einwand durchgriffe. Dies hat aber das BG. mit 
Recht verneint. Die Begründung des Urteils iſt frei⸗ 
lich auch in dieſem Punkte nicht haltbar. Wie der 
Senat ſchon wiederholt ausgeſprochen hat, iſt das ver⸗ 
tragliche Verhältnis zwiſchen einem Rechtsanwalt und 
feinem Klienten regelmäßig als Dienft- und nur aus⸗ 
nahmsweiſe als Werkvertrag anzuſehen (JW. 1914 
S. 642 Nr. 4, RG. Bd. 88 S. 223, 226). Die zweite 
Auffaſſung iſt nur dann gerechtfertigt, wenn nicht die 
Arbeit des Anwalts, ſondern ein durch ſie herbeizu⸗ 
führender Erfolg den Gegenſtand des Vertrags bildet 
(8 631 Abſ. 2 BGB.). Nun hatte im vorliegenden 
Fall die Klägerin ihren Rechtsbeiſtand mit der Ab⸗ 
faſſung einer Vertragsurkunde beauftragt, welche bei 
der künftigen notariellen Beurkundung des Geſchäfts 
Verwendung finden und dem notariellen Protokoll 
als Anlage beigefügt werden ſollte. Durch die An⸗ 
nahme eines ſolchen Auftrags macht ſich der Anwalt 
nicht haftbar für die Erreichung eines Erfolgs, 5 
dern übernimmt er nur eine Tätigkeit. Die Erſatz⸗ 
anſprüche der Klägerin unterliegen deshalb als An« 
ſprüche aus einem Dienſtvertrag der regelmäßigen 
Verjährung, die zurzeit der Entſtehung der Forderung 
die dreißigjährige war (8 195 BGB.), ſich mit dem 
Inkrafttreten des 8 32a RA O., alſo am 1. Juni 1910, 
auf 5 Jahre abkürzte und durch die Klageerhebung 


demnach unterbrochen wurde. .... (Urt. des III. 38. 
vom 5. März 1918, III 469/17). — e — 
4395 
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68. 38 1120, 1121, 956. Befreiung gefällten 
Holzes von der Haftung für die anf dem Grund ſtück 
laſtende Hypsthek. Die Erlaubnis, das Grundſtück als 
Lagerplatz für das Holz zu benützen, führt nicht 145 

5 rennung nach 5 6 
Ueber die Möglichkeit des Beſitzes an einzelnen ſtehenden 
Bäumen. Aus den Gründen: Nach $ 1120 BG. 
würden ſich die Hypotheken auf das von den Grund— 
ſtücken getrennte Holz nicht mehr erſtrecken, wenn es 
ſchon mit der Trennung in das Eigentum der Bekl. 
gelangt wäre, und nach dem gegebenen Tatbeſtande 
könnte hierbei die Erwerbsart des § 956 in Frage 
ſtehen, inſofern nämlich, als der Bekl. als der Käu⸗ 
ferin der Holzbeſtände vom Grundſtückseigentümer 
unfraglich die Aneignung der verkauften, zu ſchlagenden 
Holzbeſtände geſtattet worden war. Allein mit der 
Trennung würde die Bekl. nur dann das Eigentum 
an den getrennten Hölzern erlangt haben, wenn ſie 
ſchon im Zeitpunkte der Trennung den Beſitz „der 
Sache“, alſo hier der Grundſtücke gehabt hätte, und 
daß ſolches der Fall geweſen ſei, läßt ſich auch bei 
Berückſichtigung aller Anführungen und aller Beweis— 
anträge der Bekl. nicht annehmen. Die Bekl. hat ihren 
Beſitz an den Grundſtücken ſelbſt, auf denen das Holz 
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geſchlagen worden ift, in der Weiſe zu begründen ver⸗ 
ſucht, daß ſie geltend machte, es ſeien ihr jene Flächen⸗ 
ſtücke verpachtet worden und ſie habe ſie in Beſttz ge⸗ 
nommen. Sie muß es ſich jedoch gefallen laſſen, daß 
dieſe Behauptungen auf Grund der von ihrem Ver⸗ 
käufer K. abgegebenen Erklärungen beurteilt werden. 
Denn gerade auf dieſe Abmachungen, durch die ſie die 
abzuholzenden Flächenſtücke gepachtet haben will, hat 
ſie ſich fortdauernd geſtützt. Die Erklärungen des K. 
lauteten nun dahin: „Wir verpachten Ihnen hiermit 
den Grund und Boden, worauf das an Sie verkaufte 
Holz ſich befindet, als Lagerplatz für Ihre Hölzer auf 
die Zeit vom 4. September 1913, bis Sie ſelbiges ver: 
laden haben. Sie ſind alſo berechtigt, das Holz ſo⸗ 
lange dort liegen zu laſſen, und haben Sie uns hierfür 
als eine einmalige Pacht für dieſen Grund und Boden 
und für dieſe Lagerzeit M 20 zu zahlen“. Daraus geht 
hervor, daß die Grundflächen der Bekl. nur als Lager⸗ 
platz dienen ſollten, und daß ſie dementſprechend auch 
erſt von dem Zeitpunkte ab zu ihrer Inbeſitznahme 
berechtigt ſein ſollte, in dem ihre Benutzung als Lager⸗ 
platz in Frage kommen konnte; dieſer Zeitpunkt aber 
konnte erſt dann eintreten oder eingetreten ſein, als das 
Holz bereits geſchlagen war. Vorher, ſolange alſo, als 
das Hoͤlz noch auf dem Stamme ſtand, war der Gedanke, 
daß es gelagert werden konnte, ausgeſchloſſen. Daraus 
ergibt ſich aber, daß der Bekl. der Beſitz an den Grund⸗ 
flächen vor Trennung des Holzes vom Stamme noch 
nicht eingeräumt ſein ſollte. Auf die unberechtigte 
einſeitige Inbeſitznahme könnte ſich die Bekl. deswegen 
nicht berufen, weil der 5 956 ausdrücklich die „Ueber⸗ 
laſſung“ des Beſitzes vorausſetzt. Daß der Bekl. der 
Beſitz an den Grundflächen ſchon vor der Trennung 
der Hölzer von K. „überlaſſen“ worden ſei, hat ſie 
nicht behauptet. Die Reviſion weiſt zwar auf das 
Schreiben des K. vom 4. September 1913 hin. Indes 
dort iſt nur von der Ueberweiſung des Holzbeſtandes, 
nicht aber der Grundflächen die Rede. Die Bekl. hat 
zwar behauptet, daß „eine tatſächliche Inbeſitznahme 
des geſamten Grundſtücks durch ſie e habe“, 
und die Reviſion rügt, daß der hierüber angebotene 
Beweis nicht erhoben worden iſt. Indes es iſt a 
nicht einmal behauptet worden, daß die Inbeſitznahme 
ſchon vor der Trennung der Hölzer erfolgt ſei, und 
wäre die Behauptung auch ſo zu verſtehen und wäre 
die Behauptung auch zutreffend, ſo war ſie doch nach 
den früheren Darlegungen unerheblich; durch die 
Unterlaſſung der Beweiserhebung iſt die Bekl. al ſo 
auch nicht beſchwert. — Das BG. hat angenommen, 
daß zwiſchen K. und der Bekl. überhaupt kein Pacht⸗ 
verhältnis beabſichtigt war und auch keine Beſtitzein⸗ 
räumung ſtattgefunden hat, daß Gegenſtand des Ueber⸗ 
einkommens vielmehr nur die Einräumung einer Be⸗ 
rechtigung zur Niederlegung des Holzes geweſen iſt. 
Demgegenüber kann der Reviſion zwar zugegeben 
werden, daß es für die Frage, ob die Bekl. ſchon mit 
Trennung des Holzes das Eigentum daran erlangt 
hatte, nicht darauf ankommen würde, ob der Beſitz der 
Bekl. gerade ein Pachtbeſitz geweſen wäre. Allein 
desungeachtet bleibt es gegen die Anwendbarkeit des 
§ 956 entſcheidend, daß die Bekl. für die Zeit vor der 
Trennung oder im Zeitpunkte der Trennung der Hölzer 
keinerlei Beſitzſtand nachgewieſen hat, der hier berück⸗ 
ſichtigt werden dürfte. Aus dieſem Grunde kann es 
auch darauf nicht ankommen, ob die Annahme des 
BG. begründet iſt, wonach der Bekl. ein Beſitz an den 
Grundflächen der Holzbeſtände überhaupt nicht und 
für keinen Zeitpunkt zugedacht geweſen wäre. Die 
Reviſion hat endlich noch geltend gemacht, daß die 
Bekl. fchon die ſtehenden Bäume vor dem Abſchlagen 
in Beſitz genommen habe. Es iſt aber ſchon ſehr 
zweifelhaft, ob ein Beſitz an den einzelnen, ſtehenden 
Bäumen überhaupt möglich iſt. Im Schrifttum wird 
die Frage zum Teil allerdings bejaht. Das Bedenken 
bleibt jedoch beſtehen, ob eine tatſächliche Beherrſchung 
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(8 854 BGB.) eines ſtehenden Baumes auch dann denk⸗ 
bar iſt, wenn derjenige, der den Beſitz des Baumes für 
ch in Anſpruch nimmt, nicht zugleich den Grund und 
oden, auf dem der Baum ſteht, in ſeiner Gewalt 
hat (8 854 Abſ. 1), fo daß ihm der Baum nicht einmal 
frei zugänglich iſt (vgl. JW. 1905, 280 Abf. 1). Des Be⸗ 
ſitzes am Grund und Boden entbehrte nun zu Anfang 
auch die Bekl. Aber ganz abgeſehen davon: Der letzte 
Geſichtspunkt der Revifion iſt deswegen unbedingt un⸗ 
weſentlich, weil zur Befreiung der Be Bäume 
von der Hypothekenlaſt gemäß $ 1121 immer noch 
hinzukommen mußte, daß das Holz von dem Grund⸗ 
ſtück entfernt worden wäre, und dieſe Vorausſetzung 
nicht zutrifft, während es zu der Anwendbarkeit des 
8 1120 daran fehlte, daß die Bekl. den Befik der Grund⸗ 
flächen im Zeitpunkte der Trennung der Bäume hatte 
und daß ſie alſo das Eigentum an ihnen ſchon mit 
der Trennung gemäß § 956 hätte erwerben können. 
(Urt. des V. 38S. vom 23. Januar 1918, V N 
4293 . 


VII 


1. Behauptungs⸗ und Beweislaſt des Beklagten 
und Umfang der richterlichen Fragepflicht (ZPO. 1 39) 
bei der Unterhaltsklage gegen den geſchiedenen 
nach 8 1578 Abf. 1 888. 2. Als Stammvermögen 
der Frau i. S. des 5 1579 Abſ. 2 B88. kann auch 
anderes als Kapitalvermögen, beſonders auch Hausrat 
der Fran in Betracht kommen. Aus den Bründen: 
Die Rev. des Bekl. erhebt zwei Einwendungen. Sie 
bemängelt 1., daß das Berufungsurteil keine Feſt⸗ 
ſtellung darüber enthält, ob nicht nach den Ver⸗ 
hältniſſen, in denen die Gatten gelebt haben, Erwerb. 
durch Arbeit der Frau üblich ſei und die Kl. den 
Unterhalt aus dem Ertrag ihrer Arbeit beſtreiten 
könne (8 1578 Abſ. 1). Sie meint, nach 8 139 ZBO. 
hätte das BG. die Parteien zu Angaben hierüber ver⸗ 
anlaſſen ſollen. Der Vorwurf iſt ungerechtfertigt. 
Aus der Faſſung des 8 1578 Abſ. 1 ergibt ſich, daß 
es Sache des Bekl. geweſen wäre, zu behaupten und 
nötigenfalls zu beweiſen, daß nach den Verhältniſſen, 
in denen die Parteien als Gatten gelebt haben, Er⸗ 
werb durch Arbeit der Frau üblich ſei. Eine derar⸗ 
tige Behauptung hat jedoch der Bekl. in den früheren 
Rechtszügen nicht aufgeſtellt, und die Parteien zu An⸗ 
gaben nach dieſer Richtung hin zu veranlaſſen, war 
das BG. auch nicht durch 8 139 ZPO. genötigt, da 
das richterl. Fragerecht nicht gegeben iſt, um dem Bekl. 
zu neuen Einwendungen Gelegenheit zu verſchaffen 
(JW. 1902 S. 444 Nr. 3). 2. Mit Recht beanſtandet da⸗ 
gegen die Reviſion die Erwägung des BG., der Haus⸗ 
rat, den die Kl. beſitzt, und der nach der Behauptung 
des Bekl. einen Wert von 15 000 M haben ſoll, könne 
i. S. des 8 1579 Abſ. 2 nicht als Stamm des Ver⸗ 
mögens angeſehen werden, aus dem ſich ihr Unter⸗ 
halt beſtreiten laſſe. Dieſe Erwägung entbehrt zum 
mindeſten jeder Begründung. Beſitzt die Kl. Hausrat 
in einem age der über das Maß deſſen hinaus⸗ 
geht, was ihre Lebensſtellung erfordert, ſo iſt nicht 
ohne weiteres einzuſehen, warum ſie nicht den ent⸗ 
behrl. Teil zu Geld machen und dieſes Geld ebenſo 
zu ihrem Unterhalte heranziehen könne wie die 2000 M, 
über deren Beſitz ihr das BG. den ihr vom Bekl. zu⸗ 
geſchobenen Eid auferlegt hat. Stammvermögen i. S. 
des $ 1579 Abſ. 2 iſt keineswegs bloß Kapitalver⸗ 
mögen. Auch anderes Vermögen, aus dem ſich durch 
Veräußerung Einkünfte erzielen laſſen, gehört dazu. 

war darf die ſchuldlos geſchiedene Frau nicht darauf 

ingewieſen werden, ihren Hausrat in jeder noch ſo 
unwirtſchaftl. Weiſe hinzugeben, nur damit der ſchuldige 
Gatte von einer Unterhaltsleiſtung frei bleibe. Vielmehr 
ſetzt 81579 Abſ. 2, wie der Senat bereits ausgeſprochen hat 
(Urt. vom 19. April 1915 IV 603/14), immerhin eine ſolche 
Verwendbarkeit des Stammvermögens der Frau zu 
ihrem Unterhalte voraus, die ſich wirtſchaftlich recht⸗ 


fertigen läßt, und bei der Beantwortung der Frage, ob 
eine ſolche Bermwendbarkeit anzunehmen iſt oder nicht, 
werden auch Rechtsvorſchriften, wie die in $ 1622 nicht 
außer acht bleiben dürfen. Grundſätzlich gilt aber 
auch von einem Vermögen der 9155 in Rede ſtehenden 
Art, daß die Frau, ſoweit der Mann außerſtande iſt, 
ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts 
ihr Unterhalt zu gewähren, zuerſt den Stamm ihres 
Vermögens ver brauchen muß, ehe fie ſolche Unterhalts⸗ 
beiträge von ihm verlangen darf, die er ohne Gefähr⸗ 
dung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts nicht abgeben 
kann (vgl. das Senatsurteil vom 1. Dezember 1904 
IV 249/04). (Urt. des IV. 35. vom 4. März 1918, 
IV 407/1917). a E. 
4370 


VII. 


Gegenüber dem Einwande des Beklagten, daß für 
den die . der Klage bildenden an ſich nicht 
fermbedürſtigen Vertrag die ſchriſtliche Form vereinbart 
worden ſei, det der Kläger den vorbehaltloſen Abſchluß 
des Vertrages darzutun. Nötigung des Beklagten en 
Segenbeweis durch Vorlegung des einen ſolchen Bor: 
behalt nicht erkennen laſſenden Schriftwechſels 7 Die 
Klaͤgerin behauptet, daß durch ein Ferngeſpräch zwiſchen 
den Parteien ein Vertrag zuſtande gekommen fei. Die 
Bekl. wendet ein, der Vertrag ſei nicht feſt abgeſchloſſen 
worden; bei dem Ferngeſpräch ſei vielmehr vorbe⸗ 
halten worden, daß das Geſchäft erſt durch ſchriftliche 
Beftätigung ſeitens der Bekl. zuſtande kommen follte, 
und letztere I ſodann nur unter einer nicht einge» 
tretenen Bedingung erfolgt. Das LG. hat erkannt, 
daß die beiden Geſchäftsführer der Bekl. den ihr von 
der Kl. zugeſchobenen Eid über vorbehaltloſen Ab⸗ 
ſchluß des Geſchäfts beim Ferngeſpräch leiſten ſollen; 
im Falle der Eidesleiſtung ſoll die Klage abgewieſen, 
im Falle der Eidesweigerung die Bekl. zur Zahlung 
des eingeklagten Betrags verurteilt werden. Das BG. 
billigte dieſe Entſcheidung, ebenſo das Rev. 

Aus den Gründen: Die Entſcheidung des BG. 
beruht auf der Erwägung, daß die Beweislaſt für den 
vorbehaltloſen Abſchluß des Geſchäfts die Kl. treffe, 
daß ein Beweis hierfür aus dem vorgelegten Schrift 
wechſel nicht zu entnehmen ſei und es deshalb auf 
den von der Kl. dem Gegner zugeſchobenen Eid an⸗ 
komme. In der Rechtslehre beſteht Streit darüber, 
wer beweispflichtig iſt, wenn hinſichtlich eines an ſich 
nicht formbedürftigen Vertrags der eine Teil behauptet, 
es ſei Beurkundung verabredet worden (vgl. z. B. 
einerſeits Planck A. 3, Staudinger A. 5, andrerſeits 
RGRKomm. A. 3 zu 8 154 BGB., Eccius bei Gruchot 
Bd. 45 S. 271). Auch bezügl. der damit verwandten 
Frage, wer beweispflichtig iſt, wenn vom Kl. unbe⸗ 
dingter Abſchluß des Vertrags, vom Bekl. Setzung 
einer aufſchiebenden Bedingung behauptet wird, be⸗ 
ſteht Meinungsverſchiedenheit, doch hat ſich hier die 
Kechtſprechung und mit ihr die überwiegende Meinun 
in der Rechtslehre auf den Standpunkt geſtellt, daß 
es Sache des Kl. ſei, den unbedingten Vertragsab— 
ſchluß zu beweiſen (vgl. die Verweiſungen bei Gaupp⸗ 
Stein A. IV 5 zu § 282 ZPO.). Nun beſteht ja 
grundſätzlich ein Unterſchied zwiſchen beiden Fällen; 
in Fällen der letzterwähnten Art ſteht der Abſchluß 


des Vertrags außer Streit und es iſt nur feſtzuſtellen, 


ob ſeine Wirkſamkeit vom Eintritte der Bedingung 
abhängig gemacht worden iſt, während in Fällen der 
hier in Rede ſtehenden Art ſtreitig iſt, ob es über⸗ 
haupt zum Abſchluß eines Vertrages gekommen iſt. 
Über dieſem begrifismäßigen Unterſchied ift eine wirk⸗ 
liche Bedeutung für die Beweisfrage nicht beizu— 
meſſen. Denn für die inſoweit allein bedeutſame Frage, 
ob ein bindender Vertrag zuſtande gekommen iſt, 
macht es keinen Unterſchied, ob der behauptete Vor⸗ 
behalt dahin gegangen iſt, daß der Vertrag mit Ein⸗ 
tritt der Bedingung in Wirkſamkeit treten ſolle, oder 
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dahin, daß er erſt durch eine ſchriftl. Erklärung ab⸗ 
geſchloſſen werden und auf dieſe Weiſe in Wirk⸗ 
ſamkeit treten ſolle. Es muß daher auch in Fällen 
der letzteren Art vom Kl. der Beweis für den Ab⸗ 
ſchluß des Vertrags in der von ihm behaupteten Art 
und Weiſe verlangt werden. Die Reviſion meint, die 
Kl. habe ihrer Beweispflicht genügt, indem fie einen 
Vorgang dargelegt habe, der an und für ſich von 
einem gemachten Vorbehalte nichts erkennen laſſe, und 
es ſei nun Sache des Gegners, den Vorbehalt dar⸗ 
zutun; ſie weiſt dabei auf verſchiedene Umſtände hin, 
die nach ihrer Anſchauung für die Darſtellung der 
Kl. und gegen die der Bekl. ſprechen. Es wäre nicht 
ausgeſchloſſen geweſen, daß die bezeichneten Umſtände 
dem BG. Anlaß zu einer anderen Behandlung der 
Beweisfrage in dem bei Qaupp⸗ Stein A IV 7a zu 
8 282 ZPO. erörterten Sinne gegeben hätten. Aber 
dabei handelt es ſich um Fragen, die ausſchließlich 
vom Tatrichter zu prüfen ſind; daß das BG. die von 
der Reviſion hervorgehobenen Umſtände unbeachtet 
gelaſſen haben ſollte, kann aus der Faſſung der Urteils⸗ 
begründung nicht entnommen werden. (Urt. des IV. ZS. 
vom 18. Februar 1918, IV 427/17). E. 
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IX. 


Argliſtiges Verſchweigen eines Mangels kaun auch 
vorliegen, wenn es der Verkänſer nur für möglich hält, 
datz der Mangel beſteht, und feine Zweifel unterdrückt 
oder vorenthält. Daß der Käufer ſelbſt einen „Ber: 
dacht“ hegt, ſchlietzt in einem ſolchen Falle den Gewähr: 
leiſtungsanfpruch nicht ans. (58 459, 460 BGB.). Aus 
den Gründen: Feſtgeſtellt iſt, daß die Gebäude des 
verkauften Grundſtücks mit Hausſchwamm zur Zeit 
des Kaufabſchluſſes und auch des Gefahrüberganges 
behaftet geweſen ſind. Da der Beklagte jedoch auf 
die Gewährleiſtung ſür Mängel im Vertrage verzichtet 
hat, ſo hängt die Berechtigung ſeines Wandlungs⸗ 
anſpruchs davon ab, ob er nachweiſen kann, daß der 
Kläger den Mangel argliſtig verſchwiegen hat ($ 476 
BGB.). Das Berufungsgericht hat nun die bisherigen 
Beweiſe für unzureichend erachtet und iſt auf den von 
den Beklagten dem Kläger zugeſchobenen Eid einge⸗ 
gangen. Es hat dieſen Eid jedoch nur inſoweit als 
erheblich angeſehen, als er ſich auf die Behauptung 
bezieht, daß der Kläger den Mangel „gekannt“ habe. 
Dagegen hält es ihn inſoweit für unerheblich, als 
unter den Eid auch die Behauptung geſtellt war, daß 
der Kläger mindeſtens den Verdacht gehabt habe, es 
könne im Haufe Schwamm fein. Grundſätzlich aber 
kann ein argliſtiges Verſchweigen auch ſchon gegeben 
ſein, wenn der Verkäufer nur für möglich hält, daß 
der Mangel vorhanden iſt, er feine hierüber beſtehen⸗ 
den Mutmaßungen oder den bei ihm beſtehenden 
Verdacht aber dem Käufer nicht mitteilt (vgl. War⸗ 
neyer 1912 Nr. 300; 1915 Nr. 240). Und ob das Ver⸗ 
ſchweigen alsdann argliſtig iſt, das entſcheidet ſich nach 
den nämlichen Grundſätzen, nach denen eine argliſtige 
Handlung überhaupt zu beurteilen iſt. Nach feſt— 
ſtehendem Rechtsgrundſatze handelt der aber argliſtig 
und macht ſich der eines argliſtigen Verſchweigens 
ſchuldig, der ſich bewußt iſt, daß eine Tatſache für 
die Entſchließungen des Gegners erheblich iſt, nach 
Treu und Glauben demnach dieſe Tatſache mitzuteilen 
auch verpflichtet wäre, und trotzdem dieſe Mitteilung 
unterläßt, und auch die Unterdrückung oder Vorent⸗ 
haltung von bloßen Zweifeln kann aus ſolchen 
Gründen ſchon argliſtig ſein. Geht man von dieſen 
Geſichtspunkten aus, dann wäre zu prüfen, ob ſich 
der Kläger nicht auch deſſen bewußt war, daß es für 
den Beklagten auch erheblich geweſen iſt, von dem bei dem 
Kläger über das Vorhandenſein von Schwamm bes 
ſtehenden Verdachte Kenntnis zu erhalten, ob der Be— 
klagte mithin nicht eine Mitteilung in dieſer Hinſicht 
erwarten konnte, und der Kläger anderſeits zur Kund⸗ 
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gebung ſeines Verdachtes nach Treu und Glauben ver⸗ 
pflichtet war. Erörterungen in dieſer Hinſicht ſind 
jedoch im Berufungsurteile zu vermiſſen, während es 
ein argliſtiges Verſchweigen ohne weiteres für den 
Fall als gegeben anſah, daß der Kläger poſitive Kenntnis 
vom Vorhandenſein des Schwammes gehabt hätte. 
Es ſteht feſt, daß der Beklagte den Kläger nach Vor⸗ 
handenſein von Schwamm ausdrücklich gefragt hat, 
und dieſer Umſtand könnte gerade dafür ſprechen, nicht 
nur, daß der Beklagte auf das Vorhandenſein oder 
Nichtvorhandenſein jenes Mangels beſonderes Gewicht 
gelegt, demgemäß auch eine wahrheitsgemäße, aus⸗ 
giebige Antwort erwartet hat, ſondern auch dafür, 
daß der Kläger ſich alles deſſen bewußt geworden iſt. 
Hatte aber der Beklagte nach der ganzen Beſchaffen⸗ 
heit der Gebäude ſchon ac die Beſorgnis, daß die 
ſichtlichen Schäden durch Schwamm verurſacht ſein 
könnten, dann kann es ihm umſomehr darauf ange⸗ 
kommen ſein, vom Kläger alles zu erfahren, was dieſer 
ſelbſt wußte oder auch nur mehr oder minder gewiß 
annahm. ö 
Völlig verfehlt iſt der weitere Grund, aus dem 
das BG. die Berufung des Beklagten auf die argliſtige 
Verſchweigung als hinfällig erklärt hat. Es führt 
aus, daß dem Beklagten der 8 460 BGB. entgegen⸗ 
ſtehe, da er ſelbſt den Schwammverdacht gehegt habe. 
Der 8 460 iſt hier jedoch überhaupt nicht anwendbar. 
Als der die Gewährleiſtung begründende Mangel 
kommt allein der tatſächlich vorhandene Schwamm in 
Betracht. Hätte der Beklagte von dieſem Mangel beim 
Kaufabſchluſſe wirkliche Kenntnis gehabt, oder wäre 
ihm die Kenntnis aus grober Fahrläſſigkeit entgangen, 
dann ali könnte er eines Gewährleiſtungsanſpruchs 
gemäß $ 460 überhaupt nicht teilhaftig fein; dann 
wäre es aber auch gleichgültig, ob der Kläger ſeine 
etwaige poſitive Kenntnis verſchwiegen hat oder nicht. 
Daß jene Vorausſetzungen für die Anwendbarkeit des 
§ 460 erfüllt ſeien, hat das 
Der Umſtand nunmehr, daß der Beklagte auch ſeiner⸗ 
ſeits den Verdacht gehegt hat, kann unmöglich eben⸗ 
falls als ein Mangel im Sinne des 8 459 BGB. er⸗ 
achtet werden, und daher iſt inſoweit für die Anwend⸗ 
barkeit des 8 460 an ſich kein Raum. Offenbar ver⸗ 
wechſelt das BG. Schwammverdacht in ſubjektivem 
Sinne mit Schwammverdächtigkeit in objektiver Be⸗ 
deutung (als der einem Gebäude anhaftende Verdacht, 
daß der einmal beſeitigte Schwamm wiederkehren könne; 
vgl. Warneyer 1914 Nr. 297). Von Schwammverdächtig⸗ 
keit in ſolcher Bedeutung iſt hier keine Rede. (Urt. des 
V. 35. vom 9. Februar 1918, V 331/17). 
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B. Strafſachen. 
1 


Der Geburtstag des Königs iſt in Bayern kein all- 
gemeiner Feiertag. Ein Irrtum des Verteidigers hier⸗ 
über iſt kein Grund für die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand. ft der Verteidiger zum Empfang von 
Zuftellungen ermächtigt, fo läuft die Friſt für die Re⸗ 
viſiensbegründung von der Inſtellung an ihn, nicht von 
der ſpäteren Zuſtellung au den Angeklagten an. Eine 
irrige Meinung des Verteidigers hierüber rechtfertigt 
die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand auch daun 
nicht, wenn er in dieſer Hinſicht bei der Zuſtellung amt⸗ 
lich falſch belehrt worden iſt. Aus den Gründen: 
Der Beſchluß des Senats vom 25. Febr. 1918, durch 
den die Reviſion des Angekl. wegen verſpäteter An⸗ 
bringung der Reviſionsanträge als unzuläſſig ver- 
worfen worden iſt, war dem zur Empfangnahme von 
Zuſtellungen aller Art ermächtigten Verteidiger am 
27. März 1918 zugeſtellt worden. Mit Schriftſatz vom 


| 


G. jedoch nicht feſtgeſtellt. 
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eingegangen, beantragte der Verteidiger die Wieder⸗ 
einſetzung des Angekl. in den vorigen Stand gegen 
die Berfäumung der Friſt zur Anbringung der Re⸗ 
viſionsanträge mit der Begründung, ihm ſei erſt durch 
Zuſtellung des die Reviſion verwerfenden Beſchluſſes 
bekannt geworden, daß das RG. die Zuſtellung des 
Urteils an ihn als Beginn der Friſt erachte und den 
7. Januar, den Geburtstag des Königs, als allge⸗ 
meinen Feiertag nicht anerkenne; mithin ſei erſt damit 
das Hindernis, nämlich der Umſtand, der die Ver⸗ 
ſäumung der Friſt verurſacht habe, hinweggeräumt 
worden; das Urteil ſei ihm am 31. Dez. 1917 mit der 
amtl. Eröffnung zugeſtellt worden, daß gleichzeitig die 
Zuſtellung des Urteils an den Angekl. veranlaßt werde 
und der Lauf der Friſt für die Begründung der Re⸗ 
viſion mit der Zuſtellung des Urteils an den Angel. 
beginne; die Zuſtellung an ihn habe alſo die Friſt 
des 5 385 Abſ. 1 StPO. gar nicht eröffnen wollen; 
ſei ſie trotzdem eröffnet worden, ſo liege ein vom Ge⸗ 
richt ſelbſt veranlaßter Rechtsirrtum vor, der die 
Wiedereinſetzung rechtfertige. Die tatſächl. Anführungen 
des Verteidigers über die Zuſtellung des Urteils ſind 
richtig, ſie können aber die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand nicht rechtfertigen. In der Rechtſprechung 
des RG. ſteht feſt, daß ein Verſchulden des Bertei⸗ 
digers die Wiedereinſetzung des Angekl. in den vorigen 
Stand nicht begründen kann (RGSt. Bd. 40 S. 118, 120), 
und ein ſolches liegt hier vor. Kann dem Verteidiger 
auch geglaubt werden, daß er der Anſicht geweſen iſt, 
der 7. Januar als der Geburtstag des Königs ſei ein 
allgemeiner Feiertag, an dem eine Friſt nicht endigen 
könne, und die Friſt zur Begründung der Reviſion 
beginne erſt mit Zuſtellung des Urteils an den An⸗ 
geklagten, ſo war doch dieſe Anſicht unrichtig und 
dieſer Irrtum war kein Ereignis, das unter den ge⸗ 
gebenen Umſtänden auch durch die äußerſte dieſen 
Umſtänden angemeſſene und vernünftigerweiſe zu er⸗ 
wartende Sorgfalt weder abzuwehren noch in ſeinen 
ſchädl. Folgen zu vermeiden war, mithin kein unab⸗ 
wendbarer Zufall i. S. des 8 44 StPO. (RG. a. a. O.). 
Was zunächſt den Irrtum des Verteidigers anlangt, 
der Geburtstag des Königs ſei in Bayern ein all⸗ 
gemeiner Feiertag, ſo iſt von jeher und namentlich 
ſeit dem Beſchluß des RG. vom 19. Jan. 1888 (RGSt. 
Bd. 17 S. 56) in der bayer. Rechtſprechung, Rechts⸗ 
lehre und Verwaltung anerkannt geweſen, daß der 
Geburtstag des Königs kein allgemeiner Feiertag ſei, 
und das hätte dem Verteidiger nicht unbekannt bleiben 
dürfen. Die MinBBek. vom 21. Dez. 1913 enthält nichts, 
was auch nur mit einiger Sicherheit auf eine Aende⸗ 
rung dieſes Rechtszuſtandes hätte ſchließen laſſen; der 
Verteidiger behauptet auch gar nicht, daß ſeine un⸗ 
richtige Auffaſſung auf dieſer Bek. beruhe. Der Ver⸗ 
teidiger hätte alſo, wenn er überhaupt die Frage des 
Friſtablaufs, insbeſondere ob der 7. Januar ein all⸗ 
gemeiner Feiertag i. S. der StPO. war, pflichtmäßig 
geprüft hat, mindeſtens mit der Möglichkeit rechnen 
müſſen, daß die Friſt am 7. Januar ablief, und dann 
gebot es die unter dieſen Umſtänden angemeſſene Sorg⸗ 
falt, es nicht auf dieſe Möglichkeit ankommen zu laſſen, 
3 die Reviſionsbegründung ſo zeitig einzureichen, 
aß die Friſt auf jeden Fall gewahrt wurde. Was 
den weiteren Irrtum des Verteidigers betrifft, die 
Friſt ſei erſt durch die Zuſtellung an den Angekl. in 
Lauf geſetzt worden, ſo kommt er ſchon deshalb nicht 
in Betracht, weil der Verteidiger gar nicht behauptet 
gewußt zu haben, daß die Zuſtellung an den Angekl. 
ſpäter als an ihn erfolgt war, und nach dieſer Zu⸗ 
ſtellung die Friſt berechnet zu haben, der Irrtum alſo 
für die Friſtverſäumung nicht urſächlich 5 ſein 
kann. Aber davon abgeſehen kann auch dieſer Irrtum 
nicht als ein ſelbſt durch äußerſte oder auch nur ge⸗ 
wöhnliche Sorgfalt nicht vermeidbarer angeſehen 
werden. Daß Zuſtellungen an den Verteidiger mit 


30. März 1918, am gleichen Tage bei dem LG. A. gewiſſen hier nicht in Betracht kommenden Ausnahmen 


b 
N 


geitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 13 u. 14. 


wirkſam ſind, wenn er zu deren Empfang bevollmächtigt 
iſt, ſteht in der Rechtſprechung des RG. ſchon längſt 
feſt (vgl. noch RGSt. Bd. 43 S. 321, Bd. 47 S. 114). 
Wenn dem Verteidiger das nicht ſchon bekannt war, 
hätte er ſich mit Leichtigkeit darüber unterrichten 
können. Er hätte ſich aber auch darüber unterrichten 
müſſen, nachdem er die Vollmacht zum Empfang von 
Zuſtellungen angenommen und dies dem Gerichte durch 
Einreichung der Vollmachtsurkunde mitgeteilt hatte. 
Durch die nung zum Empfang von Zuſtellungen 
erklärte der Angekl. unzweideutig den Willen, daß Zu⸗ 
ſtellungen ſtatt an ihn an den Verteidiger ſtattfinden 
ſollten, und wenn der Verteidiger durch Einreichung 
der Vollmachtsurkunde dieſe Erklärung dem Gericht 
übermittelte, mußte er notwendig ſich darüber klar 
ſein oder klar werden, welche Wirkung dieſe Mit⸗ 
teilung haben würde. Hätte er das 5 ſo hätte 
er wiederum mindeſtens die Möglichkeit, daß die an 
ihn bewirkte Zuſtellung dem Willen des Angekl. ent⸗ 


„ſprechend die Friſt in Lauf ſetze, erkennen und danach 


handeln müſſen. Daran ändert es auch nichts, daß 
ihm die Urteilsausfertigung mit dem amtl. Vermerke 
zugeſtellt worden iſt, daß gleichzeitig die Zuſtellung 
an den Angekl. veranlaßt worden ſei und der Lauf 
der Friſt für die Begründung der Reviſion mit der 
Zuſtellung des Urteils an den Angekl. beginne; ſchon 
deshalb nicht, weil, wie bereits bemerkt, der Vertei⸗ 
diger ſich darum, wann das Urteil dem Angekl. zu⸗ 
geſtellt worden iſt, nicht bekümmert und dieſen Zeit⸗ 
punkt nicht gekannt hat, alſo auch darauf den Beginn 
der Reviſionsfriſt nicht verlegt haben kann. Der Ver⸗ 
merk war aber auch unrichtig und der Verteidiger 
hätte ihn als ſolchen erkennen können und müſſen. 
Nach Bl. 73 d. A. hatte der StA. „Zuſtellung des Urs» 
teils an den Verurteilten und an den Verteidiger“ 
angeordnet; der Gerichtsſchreiber hat nach ſeiner amtl. 
Erklärung daraus entnommen, daß die Zuſtellung an 
den Angekl. ſelbſt zu erfolgen habe, weil einer der 
Fälle vorliege, in denen nach der StPO. ein mit der 
Reviſion angefochtenes Urteil dem Angekl. ſelbſt zu⸗ 
geſtellt werden müſſe und für die durch Entſchl. des 
Bayer. Juſtizminiſteriums vom 23. Dez. 1914 Nr. 21899 
angeordnet worden ſei, das Urteil ſtets auch dem Ver⸗ 
teidiger mit der Mitteilung zuzuſtellen, die der Gerichts- 


ſchrelber hier dem Verteidiger gemacht hat. Ob die 


Anordnung des StA.s zu dieſer Annahme berech⸗ 
tigte, kann dahingeſtellt bleiben, jedenfalls war ſie 
unrichtig; der Fall, daß das Urteil dem Angekl. ſelbſt 
zugeſtellt werden mußte, lag nicht vor, weil der Ver⸗ 
teidiger zum Empfang der Zuſtellung ermächtigt war, 
und ebenſowenig der, daß die Zuſtellung trotz ſolcher 
Ermächtigung wirkſam nur an den Angekl. erfolgen 
konnte (vgl. RGSt. Bd. 19 S. 390), ſondern der, daß 
die Zuſtellung ſowohl an den Angekl. wie auch an 
den Verteidiger wirkſam geſchehen konnte (RGRſpr. 
Bd. 10 S. 484). Den betrifft die IMEntſchl. nicht, wie 
ihr Wortlaut ohne weiteres ergibt. Hätte ſich nun der 
Verteidiger klar gemacht, welche Wirkung die ihm vom 
Angekl. erteilte und dem Gericht bekannt gemachte 
Ermächtigung zur Empfangnahme von Zuſtellungen 
een fo hätte er mindeſtens an der Richtigkeit der 
tteilung des nicht rechtskundigen Gerichtsſchreibers 
zweifeln, dann aber auch ſich weitere Aufklärung ver⸗ 
ſchaffen müſſen, nicht aber ohne weiteres der Richtig⸗ 
keit vertrauen dürfen. (Beſchl. des I. StS. v. 18. April 
1918, 1 TB. 40. 18). E. 
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II 


StGB. 38 259, 260. Sewohnheits mäßige Hehlerei: 
Berückſichtigung beſenderer Umſtände, die wie die gegen- 
wärtige Knappheit und Teuerung der Lebensmittel als 
Beweggrund für wiederholte hehleriſche Handlungen in 
Betracht kommen können, ohne daß e 
keit gegeben zu ſein braucht. Aus den Gründen: 
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etwa auch hier der 
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Die Annahme der Cewohnheitsmäßigkeit (S 260 StGB.) 
19 ſich nur auf die Erwägung, das geſamte Ver⸗ 


halten der Angekl., insbeſondere auch der Umſtand, 


daß ſie mit der eigenen Tochter Diebſtähle ausführte, 
zeige neben der Mehrzahl ſtrafbarer Fälle gleichartigen 
Handelns der Hehlerei einen darin hervortretenden 
Hang zum Anſichbringen. Daß unter Gewohnheits⸗ 
mäßigkeit i. S. des StS. nur eine dauernde Eigenſchaft 
zu verſtehen iſt, durch welche der Wille in einer be⸗ 
ſtimmten Richtung ſtetig beeinflußt wird, ſteht in der 
reichsgerichtl. Rechtſprechung längſt feſt (RGS St. Bd. 25 
S. 266). Daraus erhellt aber, daß als perſönliches 
Erfordernis der Gewohnheitsmäßigkeit nicht ſchon jeder, 
vielleicht nur vorübergehende Hang gelten kann, nicht 
eine bloße Geneigtheit, welche der Täter vermöge der 
Veranlagung feines Charakters oder unter dem Ein⸗ 
fluß äußerer Verhältniſſe der ſich darbietenden Ge⸗ 
legenheit oder dem ſonſtigen im Einzelfall wirkſamen 
Anreiz entgegenbringt, ſondern nur ein durch Uebung 
ausgebildeter, ſelbſtändig fortwirkender Hang, deſſen 
Befriedigung dem Täter bewußt oder unbewußt zur 
Gewohnheit geworden iſt (NGSt. Bd. 32 S. 397). 
Obige Begründung der Str. verrät dagegen deutlich, 
daß ſich der Vorderrichter von dieſem Standpunkt aus 
des Unterſchieds zwiſchen einem wiederholten Gele- 
genheits⸗ und einem V'Üʒ„F jedenfalls 
überhaupt nicht genügend bewußt geweſen iſt, da 
dabei nicht nur die während der gegenwärtigen Kriegs⸗ 
zeit allenthalben in die Erſcheinung getretene große 
Knappheit und Teuerung faſt ſämtlicher Gegenſtände 
des tägl. Lebensbedarfs als ſich ohne weiteres auf⸗ 
drängender Beweggrund unberückſichtigt geblieben iſt, 
der den deliktiſchen Willen der der Lohnarbeiterklaſſe 
angehörigen Angell. auch ohne die Eigenſchaft einer 
gewohnheitsmäßigen Hehlerin ſehr wohl beeinfluſſen 
konnte (RSSSt. Bd. 32 S. 397), ſondern auch nicht 
einmal in Erwägung gezogen wurde, ob und inwiefern 
influß der beiden Töchter der 
Angekl. auf ſie und ihre Rückſichtnahme auf die Auf⸗ 
rechterhaltung eines ungetrübten Einvernehmens mit 
dieſen eine ausſchlaggebende Rolle geſpielt haben 
könnte (RGSt. Bd. 39 S. 311). (Urt. des I. StS. vo 

28. Januar 1918, 1 D 6. 1918). E. 
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III. 


Bei der Verurteilung einer Perſon unter 18 Jahren 
map die zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforderliche 
Einſicht im Urteil ausdrücklich feftaeftellt werden. Aus 
den Gründen: In dem Urteil fehlt, wie die Rev.⸗ 
Schrift mit Recht hervorhebt, die Feſtſtellung, daß die 
bei Begehung der ſtrafbaren Handlung erſt 16 Jahre 
alten Angeklagten damals die zur Erkenntnis der 
Strafbarkeit erforderl. Einſicht beſeſſen haben. An 
der Notwendigkeit einer ausdrückl. Feſtſtellung dieſer 
Einſicht im Fall der Beſtrafung eines jugendl. Täters 
hat das RG. ſtets feſtgehalten (RG. 29, 99; 31, 161; 
36, 112; 47, 389; 50, 199; 4 D 1104/11). Das LG. 
hat in ſeinem Urteil die Tatſache, daß die Angekl. bei 
Begehung der ſtrafbaren Handlung noch jugendlich 
waren, erwähnt, es hat auch bei der Bezeichnung des 
angewendeten Strafgeſetzes den $ 57 StGB. mit an— 
gezogen; das kann aber die im Fall einer Verurteilung 


notwendige ausdrückl. Feſtſtellung des Vorhandenſeins 


der „Einſicht“ nicht erſetzen, zumal keine Wendung 
der Gründe zeigt, daß die Frage auch nur erwogen 
worden iſt. (Urt. d. V. StS. vom 15. Februar 1918 
5 D 794/17). E. 
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IV. | 

Zum Begriff der verbotenen Einfuhr. BRB. 
vom 16. Januar 1917 über die Regelung der Einfuhr 
98 1, 2 Abs. 1. Bell G. 5 134. Eine Freiſprechung 
von der hiewegen erhobenen Anklage wird nicht 
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Ihen durch das unwiderlegte Vorbringen des Un: 
geklagten gerechtfertigt, er habe die Ware nicht ſelbſt 
einzeführt, ſondern in feinem Laden von Schmugglern 
gekauft. Begünſtigung durch Ankauf einer eingeſchmng⸗ 
elten Ware? Aus den Gründen: Der Angell. 
at in der erſten Hälfte des Jahres 1917 dem S. 
eine große Menge Schokolade, Kakao, Majena, Seife, 
Butter, Fett, Margarine, Schmalz, Speck und Roll⸗ 
ſchinken geliefert. Nach der nn der Anklage 
waren die Waren von ihm verbotwidrig aus Holland 
eingeführt worden. Er wurde jedoch von der An⸗ 
klage aus 88 134, 158 Vereinszoll G., 8 12 Abſ. 2, 8 13 
Abſ. 2, § 27 Fleiſchbeſch s. vom 3. Juni 1900 (RGBl. 
S. 547), 8 24 Abſ. 2 S. 3, 8 39 BRVO. über Speiſe⸗ 
fette vom 20. Juli 1916 (RG Bl. S. 755) freigeſprochen. 
Die hiergegen gerichteten Reviſtionen des StA.s und 
der Oberzolldirektion mußten Erfolg haben. Zu dem 
Freiſpruch wird das LG. in erſter Linie durch die 
Erwägung beſtimmt, daß das Vorbringen des Angekl. 
nicht widerlegt werden könne, er habe die Waren nicht 
ſelbſt eingeführt, ſondern in ſeinem Laden zu E. von 
Schmugglern gekauft. Dies iſt mit den Reviſionen 
als Verletzung des 8134 VZoll G. zu beanſtanden. Nach 
der BRVO. über die Regelung der Einfuhr vom 
16. Januar 1917 (RGBl. S. 41) iſt die Einfuhr aller 
Waren über die Grenzen des Deutſchen Reichs nur 
mit Bewilligung der zuſtändigen Behörde (f. hierzu 
§ 4 und ABO. von demſ. Tage, RGBl. S. 42) ge⸗ 
ſtattet (S 15. Auf Zuwiderhandlungen finden die 
Vorſchriften des VZoll G. über Konterbande Anwendung 
(8 2 Abf. 1). Sofern alſo eine Einfuhrerlaubnis nicht 
erteilt war — und auf Erteilung hat ſich weder der 
Angekl. noch das Urteil bezogen —, machte er ſich 
nach 88 134, 146 ff. VZoll G. ſtrafbar, wenn er es 
unternahm, die erwähnten Gegenſtände dem beſtehen⸗ 
den Verbote zuwider einzuführen, oder wenn er an 
der Einführung teilnahm. Bei Auslegung dieſer Vor⸗ 
ſchriften befindet ſich das LG. in einem doppelten 
Irrtum. Wie das NG. des öfteren dargetan hat, 
iſt als Täter oder Mittäter einer verbotwidrigen Ein⸗ 
fuhr nicht bloß anzuſehen, wer bei dem Herüber⸗ 
ſchaffen der Gegenſtände über die Grenzlinie unmittel⸗ 
bar und perſönlich tätig geweſen iſt, ſondern überhaupt 
jeder, der bei und zu der Verwirklichung der von ihm 
als eigene, allein oder gemeinſchaftlich mit den Ge⸗ 
noſſen gewollten Einführung irgendwie, ſei es auch 
nur mittelbar, mitgewirkt hat. Entſprechendes gilt 
für die Förderung des Unternehmens durch den Ges 
hilfen. Das Unternehmen aber ſetzt ſich aus einer 
Reihe non einzelnen Willensbetätigungen, Maßregeln 
und Vorgängen, zuſammen, die erſt in ihrer Geſamt⸗ 
heit die Einfuhr ausmachen. Es erſchöpft ſich nicht 
in dem bloßen Verbringen der Ware über die Grenze, 
umfaßt vielmehr alle Handlungen, die zuſammen auf 
die Verwirklichung der verbotenen Einfuhr abzielen, 
mögen ſie die Grenzüberſchreitung nur vorbereiten 
oder erleichtern, mögen ſie, nach der Grenzüberſchrei⸗ 
tung vorgenommen, die eingeführte Ware gegen den 
behördl. Zugriff ſicherſtellen oder dgl. Demnach wird 
es zwar vollendet mit dem Herüberſchaffen der Ware 
über die Grenze, aber unter Umſtänden erſt beendet 
in dem Zeitpunkt, wo die Ware ihren inländiſchen 
Beſtimmungsort und damit die Einführung ihren 
Abſchluß erreicht (RG St. Bd. 35 S. 13, Bd. 40 S. 327, 
Bd. 49 S. 159, 208). So iſt z. B. vom erk. Senat als 
Täter beurteilt worden, wer in Kenntnis des ganzen 
Sachverhalts die von einem Andern aus Holland ein— 
geſchwärzte Ware, um ſeinen Teil an dem gemein— 
ſchaftlichen Plane zu verwirklichen, nach ihrer Ver— 
bringung über die Grenze an einem inländiſchen Orte 
übernahm und nach einem tiefer im Inland gelegenen 
Ort als Einfuhrziel weiterführte (V 157/16 Urt. v. 
9. Mai 1916); ſ. auch V 525/15 Urt. v. 14. Dez. 1915; 
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V 170/16 Urt. v. 6. Juni 1916). Darin allein alſo, 
daß der Angekl. die an S. verkauften Lebensmittel 
nicht ſelbſt aus Holland über die Grenze herüberge⸗ 
ſchafft hatte, lag kein rechtl. Hindernis, ihn als Ein⸗ 
führenden oder Teilnehmer an der Einführung i. S. 
der BRVoO. vom 16. Januar 1917 und der 88 134, 
146 ff. VZoll S. anzuſehen. Ebenſowenig ſchloß der Ans 
kauf der Waren von Schmugglern ſeine Verantwort⸗ 
lichkeit wegen Konterbande oder Teilnahme aus, falls 
etwa, worauf die Reviſionen zutreffend hinweiſen, das 
von den Schmugglern begonnene Unternehmen ſich 
zuſammenſetzte einmal aus dem durch ſie bewirkten 
Verbringen der Ware über die Grenze, ſodann aus 
deren lebernahme durch den Angekl., indem er fie 
ſich übergeben ließ, zum Weiter ‚ertrieb im Inland 
in Verwahrung nahm, den Kaufp ceis zahlte und, falls 
mithin ſo erſt die bei der Einfuhr Beteiligten ihre 
gemeinſame Tätigkeit im gegenſeitigen Einverſtändnis 
endeten. Hierüber nähere Erörterungen anzuſtellen 
und Feſtſtellungen zu treffen, gebot die Verteidigung 
des Angekl., die auf einen Sachverhalt ſolcher Art 
greifbar hindeutete. Von der rechtlich verfehlten Auf⸗ 
faſſung des Rechtsbegriffs des Unternehmens und der 
Teilnahme iſt aber offenbar auch die fernere Aus⸗ 
führung des LG. beeinflußt, es könne auf Grund der 
Angaben des Angekl. nichts anderes angenommen 
werden, als daß er die Waren, ohne von dem Schmug⸗ 
gel vor deſſen Ausführung etwas zu wiſſen, nach 
Vollendung des Vergehens gekauft habe. Ankauf 
einer bereits von einem Anderen eingeſchmuggelten 
Ware kann allerdings nur unter Umſtänden Begünſti⸗ 
gung ſein; die Lerneinung der Möglichkeit einer Teil⸗ 
nahme an der Konterbande ſetzt indes voraus, daß 
die Einfuhr beendet war, als die Mitwirkung begann 
(RGSt. Bd. 48 S. 104), was hier eben nicht feſtſteht. 
Ob dieſe Vorausſetzung vorlag, iſt auch maßgebend 
für die Anwendbarkeit des $ 257 StB. (vgl. $ 149 
Abſ. 1 VZollG.) Denn erſt der nach der Begehung der 
Vortat wiſſentlich geleiſtete Beiſtand kann nach 8 257 
Abſ. 1 als Begünſtigung oder nach Abſ. 3 daf. als 
Beihilfe in Betracht kommen. Uebrigens iſt es für 
die eigennützige Begünftiguug nicht von Belang, ob 
der Begünſtiger ſelbſt ein Geſchäft machen will“, 
wie das LG. ſich unklar ausdrückt, ſondern ob er den 
Beiſtand „feines Vorteils wegen“ leiſtet. Von der 
tatſächlich erſchöpfenden und rechtlich zutreffenden Be⸗ 
antwortung der Frage der Einfuhr oder der Teil⸗ 
nahme des Angekl. hieran hängt die Entſcheidung 
über den ſonſtigen Anklageſtoff ab, der damit nach 
der Anſchauung des Cröffnungsbeſchluſſes in tatein⸗ 
heitlicher Verbindung ſteht und vom — obſchon uns 
richtigen — Standpunkte des Vorderrichters aus uner⸗ 
örtert bleiben dürfte, an der Hand der vorſtehend 
gegebenen Richtlinien aber bei der erneuten Verhand⸗ 
lung mit zu prüfen ſein wird. (Urt. des V. StS. vo 

25. März 1918, 5 D 1081/1917). E. 
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Zum Begriff Lebens mittel. Beſtrafung des Ketten⸗ 
handels mit Kerzen nicht aus Kettenh Bek. § 11, ſondern 
and Preisſt Bo. § 5 Nr. 3. Aus den Gründen: 
Die Verurteilung des Angekl. nach 8 11 RKBek. vom 
24. Juni 1916 über den Handel mit Lebens- und Futter⸗ 
mitteln und zur Bekämpfung des Kettenhandels (RGBl. 
S. 581) beruht allerdings auf der rechtlich verfehlten 
Anſchauung, daß auch Kerzen zu den dort bezeichneten 
Gegenſtänden gehören. Die Bek. befaßt ſich nach ihrem 
klaren Wortlaut, Sinn und Zweck wie überhaupt ſo 
auch in dem Verbote des § 11, den Preis durch un— 
lautere Machenſchaften, insbeſondere Kettenhandel, zu 
ſteigern, ausſchließlich mit Lebens- und Futtermitteln. 
Was darunter zu verſtehen ſei, iſt in ihr nicht er- 
läutert und in §1 Abſ. 2 Nr. 1 bloß angedeutet, bei 
der Gemeinverſtändlichkeit der Begriffe daher dem 
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gewöhnl. Sprachgebrauche zu entnehmen. Dem zufolge 
können aber als Lebensmittel — anderes kommt für 
Kerzen nicht in Betracht —. nur ſolche Gegenſtände 
angeſehen werden, die zur Erhaltung und Ernährung 
des menſchl. Körpers erforderlich oder geeignet ſind, 
namentlich alſo Waren, die zum Lebensunterhalt als 
Speiſe und Trank dienen, nicht ganz allgemein Bedarfs⸗ 
gegenſtände irgendwelcher Art, die der Menſch zum Da⸗ 
ſein oder zur größeren Annehmlichkeit des Daſeins nötig 
hat und ſich beſchafft, wie Kleidung, Wäſche, Feuerungs⸗ 
mittel u. dgl. In dieſem eingeſchränkten Sinn iſt 
der Begriff Lebensmittel auch ſonſt in Geſetzgebun 
und Rechtſprechung gang und gäbe, vgl. z. B. 8 11 
Abſ. 2 GewO. und RGSt. Bd. 15 S. 437, Bd. 20 S. 217. 
Beleuchtungsmittel ſcheiden deshalb aus dem gedachten 
Preisſteigerungsverbot aus und es war rechtsirrig, 
hierauf die Verurteilung des Angekl. wegen des Ans 
und Verkaufs der Kerzen zu ſtützen. Dies bedingt 
jedoch noch nicht die Aufhebung der Entſcheidung. 
Anklage und Eröffnungsbeſchluß legen dem Angekl. 
zur Laſt, durch ein und dieſelbe Handlung, um den 
Preis für Gegenſtände des tägl. Bedarfs — Kerzen — 
zu ſteigern, unlautere Machenſchaften vorgenommen 
und für die Kerzen Preiſe „genommen“ zu haben, die 
unter Berückſichtigung der geſamten Verhältniſſe, be⸗ 
ſonders der Marktlage, einen übermäßigen Gewinn 
enthielten — Berg. gegen § 5 Abſ. 1 Nr. 3 und 1 
Preisſts O. vom 23. Juli 1915/23. März 1916. Ob die 
Strͤ. den letzteren Tatbeſtand mit Recht für nicht ges 
geben erachtet hat, kann auf ſich be.uhen. Jedenfalls 
find die Tatſachen einwandfrei feſtgeſtellt, in denen 
die geſetzl. Merkmale der vom LG. ganz übergangenen 
Zuwiderhandlung gegen Nr. 3 a. a. O. zu finden ſind. 
Der im Urteile nachgewieſene Kettenhandel des Angekl. 
erfüllt den Begriff der unlauteren Machenſchaften. 
Ebenfo beſteht über die Abſicht des Angekl. kein 
Zweifel, mittels dieſer unlauteren Machenſchaften den 
Preis für die Kerzen — Gegenſtände des täglichen 
Bedarfs — zu ſteigern. Denn ſie zielte feſtgeſtellter⸗ 
maßen darauf ab, durch fein für die Gemeinwirtiſchaft 
und das Volkswohl unnützes Einſchieben in die Händler⸗ 
reihe „für bas noch einen Verdienſt zu erlangen“, und 
er wußte, daß dieſes Dazwiſchentreten den Preis der 
Kerzen zum Schaden der Verbraucher in die Höhe trieb. 
Der Anwendung des im Eröffnungsbeſchluſſe mit⸗ 
angeführten 8 5 Abſ. 1 Nr. 3 auf den EHEN Sach⸗ 
verhalt ſteht auch weder § 264 noch $ 394 StPO. ent⸗ 
gegen. Die Verhandlung hat ſich auf den bezeichneten 
Geſichtspunkt erſtreckt; der Angekl. konnte ſich dem⸗ 
entſprechend verteidigen und hat es zweifellos getan. 
er iſt auch bezüglich der Strafzumeſſung nicht be⸗ 
ſchwert, denn die Strafdrohung des von der Strͤ. 
nicht angewendeten Strafgeſetzes, 8 5 Abſ. 1 Nr. 3, iſt 
im Verhältnis zu S 11 der KettenhBek. ſogar die 
ſchwerere. (Urt. des V. Sts. vom 23. März 1918, 
50D 2/1918). E. 
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VI. a 

Sts. 83 49, 46. Beihilfe oder ſtrafloſer Ber ſuch 
hien? Aus den Gründen: Nachdem der Mit⸗ 
angekl. S. ſtehlenshalber über das Hoftor des B. 
in deſſen Befiktum eingeſtiegen war, hat der Beſchwerde⸗ 
führer vor dem Tor längere Zeit Wache geſtanden, 
damit S. bei dem Diebſtahl nicht überraſcht werde und 
ſich darauf nach Hauſe begeben, ohne die Rückkehr des 
S. abzuwarten. Da ferner der von S. beabſichtigte 
Diebſtahl zur Vollendung gelangt iſt, ſo kann weder 
von Beihilfe zu e nem bloßen Diebſtahlsverſuch noch 
von einer nur verſuchten Beihilfe noch endlich davon 
die Rede fein, daß der § 46 StGB. zugunſten des Be⸗ 
chwerdeführers anwendbar ſei. Vielmehr hat er i. S. 
es 8 49 StGB. zur Begehung des von S. verübten 
Berbrechens ſelbſt dann Beihilfe geleiſtet, wenn es, 
als der Beſchwerdeführer ſich entfernte, noch nicht 
vollendet war und die Entfernung einen freiwilligen 
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Rücktritt darstellt. Das folgt ohne weiteres aus den 
in RGSt. Bo. 11 S. 37 und Bd. 47 S. 8 (360/62) 
enthaltenen Rechtsaus, Ihrunge ., der en die von der 
Reviſion angezogenen Urteile Bd. 11 S. 56, Bd. 21 
S. 14, Bd. 31 S. 395 und RGRſpr. Bd. 9 S. 436 nickt 
entgegenſtehen. (Urt. des V. StS. vom 27. März 1910, 
5 D 79/1918). F 
4356 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


um Bear des Germögensverzeichniſſes im Sinne 
der Tarifſtelle 25 Abf. I StempG. In einem notariell 
beurkundeten Ehevertrage haben die Vertragſchließen⸗ 
den die Errungenſchaftsgemeinſchaft des B88. als 
Güterſtand für ihre künftige Ehe gewählt und 
vereinbart, daß ausſchließlich zum perſönlichen Ge⸗ 
brauche beſtimmte Sachen, auch wenn ſie während der 
Ehe mit Mitteln des Geſamtgutes erworben werden, 
der Frau als Vorbehaltsgut, dem Mann als ein⸗ 
gebrachtes Gut verbleiben ſollen. Die Ziffer 3 des 
Ehevertrages lautet: „Eheeinbringen der Brautleute: 
a) Der Bräutigam bringt zur Ehe ein ein Vermögen 
von 16 200 M und eine Ausſteuer im Werte von 
1000 M. b) Die Braut bringt zur Ehe ein ein Ver⸗ 
mögen von 2000 M und eine Ausſteuer im Werte von 
1000 M. . Der Notar erhob für den ee 
nach der TSt. 17-Stemp®. einen Stempel von 5 M. 
Die von der Regierungsfinanzkammer angeordnete 
Nachholung eines Stempels nach der TSt. 25 wurde 
vom LG. und vom Obs. für ungerechtfertigt erklärt. 

Aus den Gründen: Nach der TSt. 25 Abſ. 1 
Stemp®. vom 21. Auguſt 1914 unterliegen Inventare 
und Vermögensverzeichniſſe, ſoferne fie von Behörden 
oder Beamten insbeſondere von Notaren beurkundet 
ſind, einem Stempel von 2 v. T. des ausgewieſenen 
Vermögens unter Abzug der Schulden oder, wenn 
ſie gerichtlichen oder notariellen Urkunden als Bei⸗ 
lagen beigereiht werden, einem Stempel von 1 v. T. 
Das Stemp®. hat mit dieſer Vorſchrift die Beſteue⸗ 
rung der Inventare und Vermögensverzeichniſſe nicht 
neu eingeführt, ſondern die hierüber im Geb. ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen ausgebaut. Das Geb. ent⸗ 
hielt ſchon in ſeiner erſten Faſſung im Art. 124 die 
Beſtimmung: „Für Inventare (Vermögeunsbeſchrei⸗ 
bungen) beträgt die Gebühr 2 v. T. des ausgewieſenen 
Vermögens unter Abzug der Schulden, mindeſtens 
aber 1 K. Durch den Art. 53 Geſ. vom 9. Juni 1899 
wurden an Stelle des in Klammern ſtehenden Wortes 
„Vermögensbeſchreibungen“ die Worte „und Ver⸗ 
mögensverzeichniſſe“ geſetzt. Mit dieſer Aenderung 
galt die Beſtimmung, die im Geb. in der Faſſung 
vom 13. Juli 1910 den erſten Abſatz des Art. 165 
bildete, bis zum Inkrafttreten des Stemp@. Die 
Aenderung vom 9. Juni 1899 hatte den Zweck, die 
Faſſung der Beſtimmung der Ausdrucksweiſe des 
BGB. anzupaſſen. Der Senat hat daher in der Entſch. 
vom 14. Mai 1902 (Samml. Bd. 3 S. 417 ff.) ange⸗ 
nommen, daß das Gebührengeſetz ebenſo wie das 
BOB. unter „Vermögensverzeichnis“ das Verzeichnis 
eines Inbegriffs von Vermögensgegenſtänden verſteht, 
die in rechtlicher Hinſicht ein zuſammengehörendes 
Ganzes bilden. Nach der Entſtehungsgeſchichte der 
TSt. 25 Stemp®. iſt anzunehmen, daß dieſes Geſetz 
mit dem Worte „Vermögensverzeichnis“ denſelben 
Sinn verbindet, den es nach dem Geb. gehabt hat. 
Demnach iſt zu einem Vermögens verzeichnis i. S. des 
Stemp®. erforderlich, daß eine Mehrheit von Gegen⸗ 
ſtänden „verzeichnet“, alſo im einzelnen aufgeführt 
iſt und daß die verzeichneten Gegenſtände rechtlich ein 
zuſammengehörendes Ganzes, einen Inbegriff, bilden. 
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Die Erhebung des Stempels iſt nicht davon abhängig, 
daß ein Vermögensverzeichnis vorliegt, das allen An⸗ 
forderungen genügt. Auch wenn dem Erfordernis, 
daß die Beſtandteile einer Vermögensmaſſe, alſo die zu 
einer Vermögensmaſſe vereinigten Sachen und Rechte 
einzeln aufzuführen ſind, nur unvollkommen genügt 
iſt, wenn z. B. die Vermögensmaſſe nur in Gruppen 
Banden iſt, iſt der Stempel angefallen. Es genügt, 
aß der Wille, ein Vermögensverzeichnis herzuſtellen, 
in irgend einer Weiſe verwirklicht iſt. Hier iſt auch 
dieſes Mindeſterfordernis nicht erfüllt. Es fehlt an 
zuverläſſigen Anhaltspunkten dafür, daß die Vertrag⸗ 
ſchließenden durch die Aufnahme der Ziff. 3 in den 
Vertrag ein Vermögens verzeichnis herſtellen wollten. 
Daß ſie den Beſtand ihres eingebrachten Gutes nach 
§ 1528 BGB. feſtſtellen wollten, iſt ſchon deshalb 
ausgeſchloſſen, weil in jedem Ehevertrag unter dem 
Einbringen der Braut auch eine Ausſteuer verzeichnet 
an zur Ausſteuer Sachen gehören, von denen 
in der 
Vorbehaltsgut der künftigen Frau bilden ſollen. Gegen 
die Annahme, daß die Vertragſchließenden ein Ver⸗ 
zeichnis ihres bei der Schließung des Ehevertrags 
vorhandenen Vermögens in die Urkunde aufnehmen 
wollten, ſpricht, daß ein Grund für die Herſtellung 
eines ſolchen Verzeichniſſes nicht erſichtlich iſt. Aus⸗ 
ſchlaggebend iſt der Wortlaut der in der Ziff. 3 des 
Ehevertrags enthaltenen Erklärungen. Wer ein Ver⸗ 
mögensverzeichnis herſtellen will, äußert ſich nicht in 
der Weiſe, wie dies in den beiden Urkunden vom 9. 
und 18. Februar 1915 in der Ziff. 3 geſchehen iſt. 
Durch die Aneinanderreihung von Ausdrücken, wie 
„Mitgift“, „Ausſteuer“, „Mobiliar“, „Waren“, die ſelbſt 
einen Vermögensinbegriff bezeichnen, kann ein Ver— 
mögensverzeichnis überhaupt nicht hergeſtellt werden, 
auch wenn mit ihnen Wertangaben verbunden werden. 
Wenn aber die Ziff. 3 des Ehevertrags nach dem Willen 
der Vertragſchließenden ein Vermögensverzeichnis nicht 
darſtellen ſollte, dann bleibt nur die Annahme übrig, 
daß die Vertragſchließenden durch ihre Erklärungen 
den Wert ihres beiderſeitigen Eheeinbringens feſt⸗— 
ſtellen wollten. Ob ſie dieſe Feſtſtellung trafen, um 
eine Grundlage für die Berechnung des Stempels 
der TSt. 17 zu geben, oder zu einem anderen Zwecke, 
kann dahingeſtellt bleiben. (Beſchluß des II. ZS. vo 
3. Juni 1918, Reg. V Nr. 5/1918). H. 
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Nach 8 1114 888. iſt die Belaſtung jedes nicht im 
dem Bruchteil eines Miteigentümers beſtehenden Anteils 
an einem Srundſtück mit einer Hypothek ausgeſchloſſen. 
Aus den Gründen: Auf dem Grundbuchblatte für 
das Anweſen Hs.⸗Nr. 11 an der X-ftraße find mehrere 
Perſonen, darunter M. G., als Eigentümer in Erben— 
gemeinſchaft eingetragen. Das Grundbuchamt hat den 
Antrag der Beſchwerdeführerin, an dem Anteile des 
M. G. eine Zwangshypothek einzutragen, abgelehnt. 
Ihre Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Die beiden 
Vorinſtanzen haben angenommen, daß nach 8S 1114 BGB. 
der Anteil eines Miterden an einem zum ungeteilten 
Nachlaſſe gehörenden Grundſtücke nicht Gegenſtand 
einer Zwangshypothek ſein kann. Unſtichhaltig iſt der 
Einwand der weiteren Beſchwerde, daß § 1114 über⸗ 
haupt nicht zutreffe, weil nicht ein Bruchteil des Grund— 
ſtücks, ſondern der Anteil des Miterben an dem Grund— 
ſtücke belaſtet werden ſoll. Die erwähnte Geſetzesvor— 
ſchrift ſchließt jeden nicht in dem Bruchteil eines 
Miteigentümers beſtehenden Anteil an einem Grund— 
ſtücke von der Belaſtung mit einer Hypothek aus 
(RG. 88 S. 26: DAnw. f. d. Gbae. 8 433). Auch die 
Berufung auf den Beſchl. des RG. vom 16. Mai 1917 
(Entſch. 90 S. 233) verſagt. Der Beſchluß ſpricht nur 
aus, daß, wenn ein Pfandrecht an dem Anteil des 
Miterben am ungeteilten Nachlaß als einem Inbegriff 


Ziff. 2 des Vertrags geſagt iſt, daß ſie das 
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von Rechten und Pflichten beſtellt und ohne Eintragung 
in das Grundbuch entſtanden iſt, die Eintragung des 
Pfandrechts auf ein Nachlaßgrundſtück im Hinblick auf 
88 892, 894 BGB. zuläſſig iſt. Dieſer Ausſpruch läßt 
ſohin die Frage, ob der Anteil des Miterben an einem 
zum ungeteilten Nachlaſſe gehörenden Grundſtücke mit 
einer Hypothek belaſtet werden kann, völlig unberührt. 
(Beſchl. des I. ZS. v. 26. April 1918, Reg. III Nr. a 
4338 


B. Strafſachen. 


StG. 33 74, 79; EBD. 8 492. Eine vor Bil⸗ 
dung einer Geſamtſtrafe gnadeuweiſe erlaſſene Einzel⸗ 
ſtraſe darf zur Bildung einer Geſamtſtraſe nicht 
herangezogen werden. wurde rechtskräftig ver- 
urteilt: von der Strafkrammer M. am 27. Dezember 
1917 wegen fünf Verbrechen und eines Vergehens zu 
3+3+3+2+2+1 Monaten Gefängnis und zur Geſamt⸗ 
ſtrafe von einem Jahre Gefängnis, vom Schöffengericht 
N. am 10. Jan. 1918 wegen eines am 20. Juli 1917 
verübten Vergehens zu einer Woche Gefängnis. Der 
Staatsanwalt beantragte am 8. Febr. 1918 die in 
beiden Urteilen ausgeſprochenen Einzelſtrafen auf eine 
Geſamtſtrafe von 1 Jahr und 5 Tagen Gef. zurück⸗ 
zuführen. Am 21. Jebr. 1918 nahm er den Antrag 
mit Rückſicht auf die FErlaſſung der Gefängnisſtrafe 
von einer Woche durch den Gnadenerlaß vom 18. Febr. 
1918 zurück. Am 27. März 1918 erneuerte er den An⸗ 
trag vom 8. Febr. und beantragte, auf die auszu⸗ 
ſprechende Geſamtſtrafe die erlaſſene Strafe anzurechnen. 
Die Strͤ. wies die Anträge vom 8. Febr. und 27. März 
zurück. Die vom Staatsanwalt eingelegte ſofortige 
Beſchwerde wurde als unbegründet verworfen. 

Aus den Gründen: Das Schöffengericht hätte 
auf eine Geſamtſtrafe erkennen ſollen, da zur Zeit der 
Urteilsfällung die Vorausſetzungen der 88 74, 79 888. 
vorlagen. Da dies unterblieben iſt, wären die beiden 
Strafen auf eine Geſamtſtrafe nach dem 8 492 StPO. 
zurückzuführen geweſen, nachdem das ſchöffengerichkl. 
Urteil rechtskräftig geworden war. Rechtslehre und 
Rechtſprechung nehmen an, daß die Bildung einer 
Geſamtſtrafe nachträglich auch dann zu geſchehen hat, 
wenn zur Zeit der Beſchlußfaſſung gemäß 5 492 StpO. 
eine der früher erkannten Strafen verbüßt iſt, und 
daß in dieſem Falle die verbüßte Strafe an der aus⸗ 
geſprochenen Geſamtſtrafe abzurechnen iſt (OLG. Mün⸗ 
chen Bd. 10 S. 67, Obè G. Bd. 9 S. 306; Soltd Arch. 
Bd. 37 S. 236). Dieſe Anſicht beruht auf der Er⸗ 
wägung, daß auch die nacheinander erfolgende Voll⸗ 
ſtreckung mehrerer Einzelſtrafen den Verurteilten härter 
als eine nach 8 74 StGB. gebildete Geſamtſtrafe trifft 
und daß ihm daher der Umſtand nicht zum Nachteile 
gereichen darf, daß eine der Einzelſtrafen geſondert 
vollſtreckt worden iſt, bevor im Nachtragsverfahren 
eine Entſcheidung ergehen konnte. Ein Grund zu dieſer 
Ausgleichung beſteht aber nicht, wenn eine der Einzel⸗ 
ſtrafen vor Bildung der Geſamtſtrafe gnadenweiſe er⸗ 
laſſen worden iſt. Der nachträgl. Ausſpruch einer Geſamt⸗ 
ſtrafe iſt in dieſem Fall ebenſowenig veranlaßt wie 
dann, wenn die ſämtl. Einzelſtrafen ſchon verbüßt ſind 
oder wenn ſie ſämtlich unter den Gnadenerlaß fallen. 
Denn hier liegt kein Anlaß vor, eine 1 zu 
bilden, weil die Vollſtreckung der verbüßten oder er⸗ 
laſſenen Strafen nicht mehr in Betracht kommt, und 
deshalb die Erwägung nicht zutrifft, daß der Verur— 
teilte die nacheinander erfolgende Vollſtreckung mehrerer 
Einzelſtrafen härter empfinde als den Vollzug einer 
nach §S 74 StGB. gebildeten Geſamtſtrafe, ein 
Nachteil für den Angekl. alſo nicht in Frage ſteht. 
Wäre die Geſamtſtrafe rechtzeitig gebildet worden, ſo 
würde der Gnadenerlaß auf den Verurteilten über— 
haupt keine Anwendung finden. Die Str. hat daher 
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die nachträgl. Bildung einer Geſamtſtrafe mit Recht 

abgelehnt. (Beſchl. vom 2. Mai 1918, BeſchwReg. 

Nr. 146/1918). Ed. 
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Ein rechtskräftiger Beſchlu nach $ 492 StPO. darf 
nicht deshalb wieder aufgehoben werden, weil vor der 
Beſchlußſaſſung eine Einzelſtraſe gnadenweiſe erlafien 
gewesen iſt; Beſeitigung des die Aufhebung ausſprechen⸗ 
den Beſchluſſes durch Antragſtellung nach $ 490 ELPO. 
und gegebenenfalls durch ſofertige Beſchwerde nach 6 494 
Abſ. 1 und 4 EBD. Aus den Gründen: Die W. 
wurde rechtskräftig verurteilt 1. von der Str. am 7. Sept. 
1917 wegen eines Verbrechens und zweier Vergehen 
zu Einzelſtrafen von 4 Mtn., 1 Mt. und 3 Wchn. Gef. 
und zur Geſamtſtrafe von 5 Mtn. Gef., 2. vom Schöffen. 
am 10. Sept. 1917 wegen eines im Sommer oder Herbſte 
1916 verübten Vergehens zu 1 Woche Gef. Am 8. Febr. 
1918 beantragte der StA. bei der Strͤ. nach 8 492 
SPD. die ſämtl. Einzelſtrafen auf eine Geſamtſtrafe 
von 5 Min. und 6 Tgn. Gef. zurückzuführen. Die Str. 
entſprach dieſem Antrage durch den Beſchluß vom 
19. Jebr. 1918. Dieſer Beſchluß wurde der W. am 
22. Februar 1918, dem StA. am 23. Febr. 1918 zu⸗ 
geſtellt und von keiner Seite angefochten. Vollſtreck⸗ 
bare Ausfertigung des Beſchluſſes iſt dem StA. erteilt. 
Am 9. März 1918 beantragte der St A., den Beſchluß 
wieder aufzuheben oder feſtzuſtellen, daß er nicht rechts⸗ 
verbindlich ſei, weil durch den Gnadenerlaß vom 
18. Febr. 1918 die von dem Schöffen G. ausgeſprochene 
Strafe am Tage der Beſchlußfaſſung bereits erlaſſen 
war und deshalb die Vorausſetzungen zur Bildung einer 
Geſamtſtrafe fehlten. Die Str. erklärte durch Beſchluß 
vom 10. März 1918 ihren früheren Beſchluß als uns 
wirkſam. Der Beſchluß wurde der W. am 14. März 
1918 zugeſtellt, dem StA. am 15. Marz 1918 vorgelegt. 
Am 21. März 1918 beantragte dieſer den Beſchluß 
vom 10. März aufzuheben, weil die gnadenweiſe Er⸗ 
laſſung der Strafe von 1 Woche Gef. der Bildung 
einer Geſamtſtrafe mit den nicht erlaſſenen Strafen 
nicht im Wege geſtanden ſei. Die Strͤ. wies den 
Antrag durch Beſchluß vom 23. März 1918 zurück. 
diegegen hat der StA. ſofortige Veſchwerde eingelegt. 
Die Beſchwerde iſt zuläſſig. Durch den Beſchluß vom 
23. März war der StA. an der Vollſtreckung des Be- 
ſchluſſes vom 19. Febr. gehindert; er konnte eine neue 
vollſtreckbare Ausfertigung des Beſchluſſes nur er— 
langen, wenn die Str. den Beſchluß vom 10. März 
wieder aufgehoben hatte. Da er die Anſicht vertrat, 
daß der Beſchluß vom 19. Februar vollſtreckbar ſei, 
dieſe Anſicht aber zweifelhaft, von dem Gerichte nicht 
geteilt und die W. zu benachteiligen geeignet war, 
führte er gegenüber den obwaltenden Zweifeln von 
Amts wegen eine Entſcheidung des Gerichts herbei 
(vgl. Löwe Note 1 zu 8 490 StPO.) und beantragte 
deshalb die Aufhebung des ſeiner Anſchauung entgegen— 
ſtehenden Beſchluſſes vom 10. März. Der Beſchluß vom 
3. März ſtellt demgemäß eine gerichtl. Entſcheidung 
i. S. des 8 490 StPO. dar und iſt nach $ 494 Abſ. 1 
und Abſ. 4 StPO. mit der ſofortigen Beſchwerde an⸗ 
ſechtbar. Die Beſchwerde iſt begründet. Durch den 
unangefochten gebliebenen Beſchluß vom 19. Febr. ſind 
die . gegen die W. ausgeſprochenen Einzelſtrafen 
rechtskräftig zu einer Geſamtſtrafe vereinigt worden. 
Die Feſtſetzung der Geſamtſtrafe iſt damit unabänderlich 
geworden. Der Beſchluß vom 19. Febr. war daher 
durch die Aufhebung der entgegenſtehenden Beſchlüſſe 


der Str. vom 10. und 23. März wieder herzuſtellen. 


Ausſpruch darüber, wie bei der Vollſtreckung des Bes 
ſchluſſes vom 19. Februar 1918 wegen des gnaden— 
weiſen Erlaſſes der vom Schöffen G. erkannten Strafe 
von 1 Woche Gef. zu verfahren iſt, hat der StA. nicht 
beantragt. Eine Entſcheidung über dieſen Punkt iſt 
auch nicht veranlaßt, weil die Berechnung der von der 


Verurteilten noch zu verbüßenden Strafe Sache des 
Stel.s als der Strafvollſtreckungsbehörde iſt. Der iſt, 
wie ſeine Bezugnahme auf die Entſch. des Senats in 
der Sammlung Bd. 10 S. 306 zeigt, der Anſchauung, 
daß die erlaſſene Gefängnisſtrafe von 1 Woche im vollen 
Umfange von der Geſamtſtrafe von 5 Min. und 6 Tgn. 
Gef. abzuziehen iſt. Widerſpruch hiergegen iſt von der 
Verurteilten nicht erhoben und nicht zu erwarten, weil 
die Anrechnung der vollen Einzelſtrafe zu ihren Gunſten 
iſt. Demnach iſt zu einer Entſcheidung gemäß 8 490 
Abſ. 1 StPO. kein Raum. (Beſchluß vom 25. April 1918, 
Beſchw.⸗Reg. Nr. 119/1918). Ed. 
00 


III. 


u 5 136 StG. Iſt ein bayeriſcher Bezirkstier: 
arzt beingt, Fleiſch in einer zu ſeinem Bezirke segelt 
Gemeinde, für die er als Fleiſchbeſchauer nicht aufgeſtellt 
iſt, zu deſchauen, mit Nechtswirkſamkeit zu beſchlagnahmen 
und mit feinem Amtsſiegel zu ae Iſt der be⸗ 
handelnde und als Ergänzungsfleiſchbeſchauer anfgeftellte 
Tierarzt ſtrafbar, wenn er ein ſolches Siegel entfernt, 
weil er nur ſich für berechtigt zur Fleiſchbeſchan und 
die Beſchlagnahme nach Lage des Falles nicht für gerecht⸗ 
fertigt hält? Das ObLG. hat beide Fragen bejaht. 

Aus den Gründen: Die Vorſchrift des § 136 
StGB. erfordert nicht entſprechend dem 8 113 StGB, 
der die rechtmäßige Ausübung des Amtes vorausſetzt, 
die Verletzung eines rechtmäßig angelegten Siegels. 
Vielmehr ſoll die durch die Siegelanlegung ausge— 
drückte obrigkeitl. Anordnung, die amtl. Gewalt als’ 
ſolche, gegen die vorſäl. Betätigung ihrer Mißachtung 
geſchützt werden. Es iſt nur erforderlich, daß der Be— 
amte das Siegel zu einem der in dem 8 136 bezeichneten 
Zwecke in Ausübung der durch ſein Amt begründeten 
Befugnis angelegt hat, und daß er dazu im allge- 
meinen ſachlich und örtlich zuſtändig geweſen iſt. Gleich 
gültig iſt, ob für die Siegelanlegung im einzelnen 
Fall alle geſetzl. Vorbedingungen gegeben waren. 
Daraus, daß ihr wegen der Nichtbeachtung von Vor— 
ſchriften, von deren Befolgung ihre Wirkſamkeit ab— 
hängt, ein Mangel anhaftet, kann kein Recht abgeleitet 
werden, das Siegel ohne weiteres zu beſeitigen. Es 
muß vielmehr in ſolchen Fällen auf dem geſetzl. vor⸗ 
geſchriebenen Wege durch Anrufung der Behörde die 
Entfernung des Siegels erwirkt werden. Wer das 
Siegel eigenmächtig ablöſt, handelt „unbefugt“. Zum 
inneren Tatbeſtand iſt nicht erforderlich das Bewußt— 
ſein der Rechtswirkſamkeit der Siegelanlegung. Zum 
rechtswidrigen Vorſatze genügt der auf die äußere 
Handlung gerichtete Wille des Täters und das Be— 
wußtſein, daß das Siegel von einem im allgemeinen 
hiezu örtlich und ſachlich zuſtändigen Beamten angelegt 
worden iſt, daß er — der Täter — kein Recht hat, 
der Staatsgewalt entgegenzutreten, daß er ſomit durch 
die Ablöſung unbefugt handle (Olshauſen, Komm. 
8 136 Note 3—5; NE. 34, 398; 26, 308; 36, 155, bes 
ſonders 157; Goltd. Arch. Bd. 51 S. 181; Obs. Rev.⸗ 
Reg. Nr. 616/1910, 513 und 577/1912). Die bayer. 
Bezirkstierärzte find Beamte i. S. der 88 359, 136 
StGB. (Art. 1 BG., Kl. 12 GO.). Sie verſehen den 
amtstierärztl. Dienſt und führen ein Dienſtſiegel (88 2,5 
Abſ. 1 VO. vom 21. Dez. 1908, die Tierärzte betr., 
GVBl. S. 1141). Alles dies gilt ohne Zweifel auch 
für die Vertreter dieſer Beamten, die von der Regierung, 

d. J., auf Grund des § 12 Abſ. 3 der angeführten 
BO. für die den Bezirkstierärzten übertragenen amts— 
tierärztl. Geſchäfte aufgeſtellt ſind. Der Tierarzt K. 
war nach den Feſtſtellungen der Str. mit der Ver: 
weſung der Stelle des im Heeresdienſte befindlichen 
Dr. N., des Bezirkstierarztes für das Bezirksamt St. 
betraut; er war ſomit der für die Gemeinde P. örtl. 
und ſachl. zuſtändige Amtstierarzt. Der § 5 Abſ. 2 
VO. vom 21. Dez. 1908 bezeichnet als Dienſtesaufgabe 
des Bezirkstierarztes die Wahrnehmung der amtstier— 
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ärztl. Berwaltungsgeſchäfte und die techniſche Beratung 
der Di, Suecwaltungsbehörde, die zugleich die Di⸗ 
ſtriktspoligc ö hö de iſt. Nach dem 8 5 Abſ. 3 Ziff. 10 
gehören hienach zu den Dienſtesaufgaben vornehmlich 
die Mitwirkung bei der Handhabung der Bcfundhe:'$- 
und Nahrungsmiltelpolizei, insbeſondere bei der Uebee⸗ 
wachung des Verkehrs mit Fleiſch. Den Beamten des 
Polizeidienſtes, zu denen demnach die Vezirkstierärzte 
in der vorbezeichneten Begrenzung gehören, liegt richt 
nur die en Bun chon begangener ſtrafvarer Hand» 
lungen ob, ſondern ſie haben, ohne daß ſie Hilfsbeamte 
der Staatsanwaltſchaft zu ſein brauchen, die weitere 
ſelbſtändige Aufgabe, auf dem Gebiete der Verhütungs⸗ 
polizei, das landesgeſetzlich geregelt und auf das die 
StPO. ſohin nicht anwendbar iſt, tätig zu fein, die 
Verübung von Straſtaten nach Möglichkeit zu ver⸗ 
hüten. Der Art. 102 AG. StPO. verpflichtet die Be⸗ 
amten des Polizeidienſtes, durch Auſſicht und Anſtalten 
den Uebertretungen der Strafgeſetze möglichſt zuvor⸗ 
zukommen. Zu dieſen „Ar touen“, die wannigfacher 
Art fein können, iſt ohne J verfel die Beſchlagnahme 
von Fleiſch zu rechnen, gegen das begrändeler Verdacht 
beſteht, daß es die menſchl. Gejundhe.t zu beſchädigen 
geeignet iſt, das aber gleichwohl in Verkehr gebracht 
werden fol. Hier hat der ſtellvertr. Vezerkstierarzt 
K.!) die vorläufige Veſchlagnahme des FJieiſches der 
notgeſchlachteten Kuh angeordnet und ſie durch eine 
mit dem Amtsſiegel verſehene Karte kenntlich gemacht, 
weil die Frau des Eigentümers gegen das durch die 
„Unterſuchung gebolene Zuwarten mit der Verwendung 
und Verwertung des Fleiſches wegen der damals 
herrſchenden Hitze Einwendungen erhob und daher die 
Gefahr beſtand, daß es ohne das Einſchreiten des 
Bezirkstierarztes zu einer Zuwiderhandlung gegen den 
8 12 Nahr MG. kommen werde. Der drohenden Uebee⸗ 
tretung dieſes Strafgeſetzes in der geſchehenen Weiſe 
möglichſt zuvorzukommen lag hienach in der Zuſtändig⸗ 
keit des K. (ſ. LZ. XII. Jahrg. Nr. 4 S. 185 und die 
in Note 1 angeführten Schriftſteller und Entiſch.). 
Dr. M. hat das von dem zuſtändigen Beamien zur 
Beſchlagnahme des Fleiſches angelegte Siegel ohne 
behördl. Ermächtigung, alſo unbeſugt abgelöſt. Der 
äußere Tatbeſtand eines Vergehens wider die öffentl. 
Ordnung iſt ſonach gegeben. Ob K. over Dr. M. nach 
dem Fleiſchbeſch. ſowie den hiezu erlaſſeven Vor⸗ 
ſchriften im gegenwärtigen Falle zu der Fleiſchbeſchau 
befugt war, die von der Beſchlagnahme und Siegel⸗ 
anlegung wohl zu unterſcheiden iſt, kommt unter dieſen 
Umſtänden nicht in Vetracht. Nach den auf den inneren 
Tatbeſtand bezügl. Feſtſtellungen des BG., die eben» 
falls von keinem erſichtl. Rechtsirrtum beeinflußt ſind, 
war ſich Dr. M., als er das Siegel vorſätzlich ablöſte, 
darüber klar, daß K. bei der ordnungsmäßig geſchehenen 
Siegelanlegung innerhalb feiner örtl. und ſachl. Zu⸗ 
ſtändigkeit handelte. Er wußte auch, daß ein ſolches 
Amtsſiegel — unbeſchadet des Beſchwerderechts der 
Beteiligten — unverletzlich iſt, daß er es eigenmächtig 
d. i. ohne beh ördl. Ermächtigung nicht ablöſen durfte 
und unbefugt handelte, wenn er es dennoch tat. Wie 
die Strf. mit Recht annahm, kommt nich's darauf an, 
ob Dr. M. mit Recht oder Unrecht der Meinung. war, 
daß er als behandelnder Tierarzt allein zur Fleiſch⸗ 
beſchau berechtigt und die Beſchlagnahme nach der 
Lage des Falles nicht gerechtfertigt ſei. Mit dieſer 
Anſicht läßt ſich die Einſicht des Dr. M. wohl verein⸗ 
baren, daß er, ſo wie die Sache hier lag, nachdem 
der Amts ierarzt einmal gerufen worden und in den 
Grenzen ferner Zuſtändigkeit durch Beſchlagnahme mit 
i tätig geworden war, nicht berechtigt 
ſei, dieſe Maßregel unter Mißachtung der emil. Gewalt 


1) C: wa: vom Eigentümer des no geſchloch eten Tieres auf 
Welſung des Bürgermeiſters zum Zwecke der Fleiſchbeſchau benach⸗ 
zaichtigt worden und baste dieſe unterbrochen. um Teile des Fleiſches 
e ner nicht an Ort und Stelle ausführbaren bakteriologiſchen Unter⸗ 
ſrchung zu unterziehen. 
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eigenmächtig wieder aufz.: heben. Die Befugnis hiezu 
konnte Dr. M. ſelbſtverſtändlich auch nicht aus der 
dem Fleiſche drohenden Gefahr des Verderbens ableiten. 
(Urteil vom 14. März 1918, Rev.⸗Reg. Nr. 74/1918). 
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Oberlandesgericht München. 


Beiträge zu einer ee neee 
Kun 124 fl. Bayer. Wafler®.). Die Kläger machen ale 
rben ihres Bruders Max Str. aus einem Uebergabe⸗ 
vertrag vom Februar 1913 einen Uebergabeſchillingsreſt 
gegen die Uevernehmer geltend; dieſe rechnen u. a. mit 
einem Entwöſſerungsbeitrag auf, ver bei ihnen im 
November 1913 angefordert wurde. Weiteres Nachlaß⸗ 
vermögen iſt nicht vorhanden. Die Klagabweiſung des 
LG. wurde beſtätigt. 

Aus den Gründen: Mit Unrecht bemängeln 
die Kläger das Koſtenverzeichnis der Entwäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft als hierher un vehelflich. Nach Art. 124 
WaſſerG. ſind derartige Beiträge eine öffentliche Laſt 
der beteiligten Örundfüde, wenn auch nicht im engſten 
Sinn des Wortes eine Rea’laft nach B.; fie haften 
dinglich am Grundſtück und gehen auf jeden neuen 
Erwerber kraft Geſeßes über. Der Eigentämer bei 
Fälligkeit haftlet auch perſönlich (Art. 125); Streitig⸗ 
keiten hierßber find Berwaltungsrechtsſachen (Art. 177); 
die Beitreibung erſolgt wie bei Gemeindeabgaben 
(Art. 126), d. h. alſo ohne Prozeß durch ſofortige 
Pfändung auf Grund Ausſtandsverzeichniſſes. Selbſt 
wenn der aus der Liſte allerdings nicht erſichtliche 
Fälligkei:stag in die Beſitzzeit des Beklagten ſällt, alſo 
die perſönliche Haftung der Beklagten neben der des 
verſtorvenen Genoſſen Max Str. beſteht, ſo hilft dies 
den Klägern nichts. Denn nach Inhalt der Lifte wurde 
die Culwäſſerung längſt vor der Veſitzzeit der Berlagten 
begonnen und durchgeführt, während die Beitrags- 
abrechnung allerdings eeſt vom 23. November 1913 
dallert. Bei der Anweſensübergabe vom 12. Februar 
1913 war demnach der Entwäſſerungsgraben ſchon 
vorhanden; der damalige Ueberaahmepreis wurde alſo 
ſicher bereits einſchließlich dieſer Verbeſſerung der 
Wieſen berechne! und ſollte fie mit abgelten. Dann 
aber müßte ſich Max Str. und müſſen ſech die Kläger 
als fee Erben dieſe Ausgabe am Uebergabeſchilling 
abrechnen laſſen; denn der Erwerber braucht nicht 
neben dem erhöhten Kouſoreis für die verbeſſerten 
Wieſen auch noch die Verbeſſerungskoſten zu zahlen. 
Das gleiche ergibt ſich übrigens bei entſprechender 
Auslegung der Vertragsbeſtimmung, wonach der Ueber⸗ 
geber für Freihe!t von Reallaſten haftet; denn der 
Entwäſſerungskoſtenanteil ruhte damals ſchon — wenn 
auch ohne Grundbucheintirag — reallaſtähnlich auf 
deen Auweſen. Daß die Vertragsteile mit der Ueber⸗ 
nahme der „Laſten und Abgaben“ ab 12. Februar 1913 
auch dieſen einmaligen der Ziffer nach noch unbekannten 
Betrag und nicht bloß wiederkehrende Steuern und 
Bodenzinſe, die man zu überblicken vermochte, über- 
nommen wiſſen wollten, iſt nach 8 157 BGB. nicht an⸗ 
zunehmen. (Urteil vom 13. Mai 1918, L 477/17 ). N. 
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Oberlandesgericht Augsburg. 


Gebühr des Berkehrsanwalts. In einem gericht⸗ 
l'chen Vergleich hatten die Parteien auf Ganggebühren 
verzichtet. Vei der Koſtenfeſtſetzung wurden die Ge⸗ 
bühren des Verkehrsanwalts geſtrichen, der Partei 
dafur aber ein Vetrag für 2 Reiſen, die bei der Be⸗ 
ſprechung der Sache mit dem Prozeßbevollmächtigten 
entſtanden wären, zugebilligt. Die Gegenpartei erhob 
dagegen Erinnerungen und Beſchwerde unter dem 
Hinweis, daß die Parteien auf Ganggebühren ver⸗ 


zichtet hätten und dieſe deshalb nicht wieder durch 
eine Hintertüre eingeführt werden könnten. Das OLG. 
hat der Beſchwerde nicht ſtattgegeben mit der Ve⸗ 
gründung, daß die zugebilligten Reiſekoſten den Erſatz 
für die Verkehrsgebühr bilden, demnach nicht ſowohl 
als Ganggebühren, vielmehr als eine verminderte 
Berkehrsgebühr ſich darſtcellen, auf welche nicht ver⸗ 
zichtet worden ſei. (Beſchl. vom 16. April 1918, Beſchw.⸗ 
Reg. Nr. 41/18). Goldbach. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


um Inkrafttreten der Dentſch⸗türkiſchen Verträge. 
Die Nummer 55 des RGVl.s enthält auf S. 190 ff. 
10 Verträge zwiſchen dem Deutſchen und dem Os⸗ 
maniſchen Reiche und zwar 5 Haupt⸗ und 5 Neben⸗ 
verträge, welch letztere die Anwendung der erſteren 
auf die deutſchen Schutzgebiete regeln. In den Haupt⸗ 
verträgen tft beſtimmt, daß fie 3 Monate nach Aus⸗ 
tauſch der Ratifikationsurkunden in Kraft treten; mit 
den Hauptverträgen treten die Nebenverträge in Kraft. 
Nach einer im Anſchluß an die Verträge veröffentlichten 
ANBE. vom 12. April d. J. (RGBl. S. 354 ff.) find 
die Ratifikation aurkunden am 10. April 1918 in Berlin 
ausgetauſcht worden. Der Tag des Inkrafttretens iſt 
alſo der 11. Juli. Am gleichen Tage tritt auch das 
Geſetz vom 6. Auguſt 1917 zur Ausführung der am 
11. Januar 1917 zwiſchen dem Deutſchen Reich und 
dem Osmaniſchen Reiche geſchloſſenen Verträge (ROBl. 
1918 S. 355 ff.) in Kraft. Die Denkſchrift, mit der die 
Verträge im April 1917 dem Reichstag zugeleitet 
worden ſind — die 5 Hauptverträge und die Neben⸗ 
verträge zu den erften beiden Hauptverträgen zur ver⸗ 
faſſungsmäßigen Genehmigung, die anderen 3 Neben⸗ 
verträge zur Kenntnisnahme —, jagt von dieſem Ver⸗ 
tragswerke, daß es die Rechtsbeziehungen zwiſchen den 
beiden Ländern, beſonders die Rechte der Angehörigen 
des einen Teils in dem Gebiete des anderen Teils und 
ihren Schutz durch die gegenſeitigen Behörden und 
Konſularvertretungen fo umfaſſend und eingehend 
regeln, wie das bisher niemals zwiſchen zwei Mächten 
durch gleichzeitige Vereinbarungen geſchehen ſei. Auf 
elne andere Veſonderheit des Vertragswerkes — ſie 
liegt auf ſprachlichem Gebiete — iſt in dieſer Zeitſchrift 
ſchon früher hingewieſen worden (vgl. 1917 S. 184). 
Für die Rechtspflege kommen vor allem die erſten. 
drei Verträge in Betracht. An der Spitze ſteht der 
onfularvertrag, der in Art. 15 eingehende Vorſchriften 
über die notarielle Tätigkeit der beiderſeitigen Konſuln 
und in Art. 18 und 19 in Paragraphen eingeteilte 
ſöormliche Unterabkommen über Vormundcchoften und 
Pflegſchaften, ſowie über das Nachlaßweſen enthält. 
Dem folgenden Vertrag „über Rechtsſchutz und gegen- 
ſeitige Rechtshilfe in bürgerlichen Angelegenheiten“ 
iſt im allgemeinen das Haager Abkommen über den 
Zivilprozeß (RG Bl. 1909 S. 409 ff.) zugrunde gelegt; 
eine wichtige Beſonderheit enthält Art. 2. Die gegen⸗ 
ſeitige Rechtshilfe in Strafſachen iſt im dritten der 
Serträge, dem Auslieferungsvertrage, geregelt und 
zwar in erſten Abſchnitte die Auslieferung, im zweiten 
die ſonſtige Rechtshilfe in Strafſachen. Wir werden, 
wenn möglich, auf dieſe drei Verträge noch eingehender 
an anderer Stelle zurückkommen. Von den beiden 
anderen behandelt der Niederlaſſungsvertrag in 
Art. 1—5 die Bedingungen für die Niederlaſſung von 
Angehörigen des einen Staates in dem Gebiete des 
anderen, ſowie die Rechtsſtellung der beiderſeitigen 
dandelsgeſellſchaften; die Art. 6 und 7 betrenen die 
ehandlung der Angehörigen des einen Teils in dem 
Gebiete des anderen hinſichtlich der Militärpflicht, der 
militäriſchen Anforderung und der Enteignung, Art. 8 
die Armenfürſorge. Art. 9— 12 ordnen den Ueber 
nahmeverkehr, indem ſie die ſachlichen und formellen 
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Vorausſetzungen für die zwangsweiſe Ueberführung 
auszuweiſender Perſonen über die beiderfeitigen Landes⸗ 
greuzen aufſtellen; gerade dieſe Abmachungen, denen 
in Art. 13 —15 noch Schlußbeſtimmungen folgen, zeigen 
recht deutlich den Bruch mit dem bisherigen Syſtem 
der ſog. Kapitulationen, wonach ein Deutſcher nicht 
ohne Zuſtimmung des diplomatiſchen oder fon;ularifchen 
Vertreters des Reichs aus der Türkei ausgew.ejen 


werden konnte. So lange die Kapitulatlonen beſtanden, 


halten ferner die deutſchen Konſuln die Befugnis, 
Deutſche, die ſich der Wehrpflicht entzogen oder der 
Fahnenflucht ſchuldig gemacht hatten, zu beſtraſen 
und fie an die deuiſchen Militärbehörden abzuliefern. 
Nach Aufhedung der Kopitulationen bedurfte es zur 
Durchführung der deatſchen Wehrgeſetzgebung in der 
Türkei einer vertraglichen Regelung, die im Geiſte der 
deutſch⸗türkiſchen Waffenbrüderſchaft auf der Grundlage 
der Gegenſectigkeit durch den fünften der Verträge — 
„über die gegenſeitige Zuführung von Wehrflüchtigen 
und Fahnenflüchtigen der Land⸗ und Seeſtreitkräfte“ 
— erſolgt iſt. Der Vertrag hat — abgeſehen von 
einer Militärkartellkonvention zwiſchen Preußen und 
Dänemark aus dem Jahre 1820 — ein Seitenfiüd in 
der zwiſchen den Staaten des ehemaligen Deutſchen 
Bundes abgeſchloſſenen Militärkartellkonvention vom 
20. Februar 1831 (vgl. BagerRBl. S. 241, Weber II 
S. 548), die heute noch gegenüber Oeſterreich in Kraft, 
aber wohl in recht weiten juriſtiſchen Kreiſen unbekannt 
iſt. — Von dem Geſetze zur Ausführung der Rechtsver⸗ 
träge wird beſſer im Zuſammenhang mit der in Aus» 
ſicht genommenen Erörterung der drei erſten Haupt- 
verträge die Rede ſein. 


Ein viel umſtrittener Paragraph, der 8 153 GewO. 
iſt gefallen; durch RG. vom 22. Mai d. J. (RGBl. 
S. 423) iſt er aufgehoben worden. Als Gegengewicht 
gegen die Vereinigungsfreiheit einſt in dos Geſetz ein⸗ 
gefügt und vom Reichstag mit großer Mehrheit an⸗ 
genommen um zu verhüten, daß ſich dieſe Freiheit 
in einen Vereinigungszwang umwandele, hat die Be⸗ 
ſtimmung zuletzt in unſerer Volksvertretung wenig 
Freunde mehr gehabt. Das politiſche Für und Wider 
in dem Streit um den von dem größeren Teil 1 
Arbeiterſchaſt als eine gegen ſie gerichteie Ausnahme⸗ 
beſtimmung empſundenen Paragraphen, die Frage, ob 
die allgemeinen Strafbeſtimmungen gegen Beleidigung, 
Körperverletzung, Freiheitsberaubung, Nötigung, Br» 
drohung und Erpreſſung genügend Handhaben bieten 


um ſtrafwürdige Fälle zu treffen und einem Ver⸗ 


einigungszwange vorzubeugen, muß hier dahinge⸗ 
ſtellt bleiben. Sieht man nur auf die Geſetzesan⸗ 
wendung, ſo wird das Verſchwinden dieſer Strafbe⸗ 
ſtimmung, die vor allem wegen ihres Verhältniſſes 
zu dem allgemeinen Strafgeſetz oft zu Zweifeln Anlaß 
gab, gewiß nicht beklagt werden. 
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Vücheranzeigen. 


Hirſch, Dr. Julius, Profeſſor, und Dr. Carl Falck, 


Staatsanwalt. Der Ketten handel als Kriegs⸗ 
erſcheinung. Zweite, erweiterte Auflage. 115 S. 
Berlin 1917, Verlag der Beiträge zur Kriegswirt⸗ 
ſchaft. Reimar Hobbing. Geh. Mk. 1.20. 


Die volkswirtſchaftliche Abteilung des Kriegser— 
nährungsamtes veröffentlicht unter dem Titel „Beiträge 
zur Kriegswirtſchaft“ Abhandlungen in billigen Ein» 
zelheften, die in ſtreng wiſſenſchaftlicher, aber doch 
auch für den gebildeten Laien verſtändlicher Form 
die wichtigſten Gegenſtände unſerer Kriegswirtſchaft 
erörtern. Heft 3 dieſer Sammlung, das im Novem⸗ 
ber 1916 erſchien, ſpricht vom Kettenhandel als Kriegs- 


erſcheinung. Im erſten Teil gibt Dr. Hirſch, Profeſſor 
der Handelshochſchule in Köln, 3. ZB. Referent im 
Kriegsernährungsamt, eine wirtſchaftliche i 
des Kettenhandels. Seine Ausführungen über die 
Entſtehungsurſachen, die Hauptträger und die Formen 
des Kettenhandels, enthalten für den Staatsanwalt 
und den Richter, der ſich mit der Verfolgung und 
Beſtrafung des Kettenhandels zu befaſſen hat, wert⸗ 
volle Aufklärungen über das Weſen und die wirt⸗ 
ſchaftliche Beurteilung dieſer ſchädlichen Erſcheinung 
unſerer Kriegswirtſchaft. Im zweiten Teil bringt 
Dr. Falck, z. Zt. ſtellvertretender Leiter des Preuß. 
Kriegswucheramts, eine ſyſtematiſche Darſtellung und 
Erläuterung der zur Bekämpfung des Kettenhandels 
erlaſſenen Verordnungen. Er ſchildert eingehend den 
Erlaubniszwang für den Großhandel mit Lebens» und 
Futtermitteln und die Regelung des Zeitungsanzeige⸗ 
weſens, die als vorbeugende Maßnahmen gegen den 
Kettenhandel vom Geſeßzgeber getroffen worden ſind. 
In dem für den praktiſchen Juriſten wichtigſten Teil, 


dem Abſchnitt über die Strafbeſtimmungen gegen den. 


Kettenhandel nimmt der Verfaſſer zu der vielumſtrit⸗ 
tenen Frage „Was iſt Kettenhandel“ Stellung und 
gibt damit dem Richter und Staatsanwalt ein kaum 
entbehrliches Material für die Auslegung der geſetzl. 
Beſtimmungen an die Hand. Daß die Abhandlung 
aus dieſer berufenen Feder einem dringenden Bedürf⸗ 


nis entgegenkam, beweiſt die Tatſache, daß bereits im 


Sommer 1917 eine zweite weſentlich erweiterte Auf⸗ 
lage des Heftes erſchienen iſt. In ihr iſt die Recht⸗ 
ſprechung der oberſten Gerichte bis Mitte Juni 1917 
berückſichtigt. Bei der klaren und leicht faßlichen Dar⸗ 
une wird die Schrift auch dem Kaufmann, 
er ſich darüber vergewiſſern will, ob ein Geſchäft 
gegen die Kettenhandelsverordnung verſtößt, Aufklä⸗ 
rung und Belehrung bringen. 

Amtsrichter Schmidt, 3. Zt. Referent im Bayr. Kriegswucheramt. 


Heim, Dr. Franz Felizian, Gerichtsaſſeſſor in Straßburg 
i. E., Die Feſtſtellungswirkung des Zivil⸗ 
urteils. XXV. Bd. 1. Heft der von Otto Fiſcher 
herausgegebenen Abhandlungen zum Privatrecht und 
Zivilprozeß. X, 301 S. München 1912, C. H. Beck'ſche 
Verlagsbuchhandlung, Oskar Beck. Mk. 10.—. 


Der Verfaſſer ſetzt ſich in klarer und gründlicher 
Weiſe mit dem faſt unüberſehbaren Schrifttum über 
die Rechtskraft wiſſenſchaftlich auseinander. Nach einer 
Einleitung, in denen er einige Grundfragen des Prozeß⸗ 
rechts behandelt, um Wiederholungen und Darlegungen 
zu vermeiden, die ot im Laufe der Arbeit notwendig 
geworden wären, bringt er in den Abſchnitten I und II 
mehr vorbereitende Ausführungen über Geſetz, Richter⸗ 
amt und Urteil ſowie über die Wirkungen der gericht⸗ 
lichen Entſcheidungen im allgemeinen und ihre Voraus⸗ 
ſetzungen, um dann in den folgenden drei Abſchnitten, 
dem eigentlichen Kerne des Buches, das Weſen der 
Rechtskraft, der „Feſtſtellungswirkung“ des Urteils, zu 
erörtern und gegenüber der ausführlich gewürdigten 
materiellen Rechtskrafttheorie und ihrer Begründung 
mit guten Gründen für die prozeſſuale Theorie ein- 
zutreten. Es folgen zwei Abſchnitte über die Geltung des 
Urteils gegenüber Dritten und dem Staat und „Ergeb- 
niſſe“ und zum Schluſſe der für die Rechtsanwendung 
wichtigſte Abſchnitt, der von der Ausbeutung der Rechts⸗ 
kraft gegen die guten Sitten handelt. Heim iſt der 
Anſchauung, daß die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
zu dieſer Frage im geltenden Recht keine Stütze finde; 
die vom RG. für zuläſſig erklärte Durchbrechung der 
Rechtskraft ſei eine Durchbrechung des Geſetzes. Aber 
er begrüßt ſie als einen Fortſchritt gegenüber dem 
bisherigen Recht; nur dürfe die Rechtſprechung nicht 
einem übertriebenen Billigkeitsdrange verfallen, der 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 13 u. 14. 


den Wert der; Aufrechterhaltung des rechtskräftigen 
Urteils verkenne und überſehe, daß die Rechtskraft 
naturgemäß auch ihre Opfer fordere. D. H. 


Herzfeld, Dr. Arthur, Rechtsanwalt, Berlin z. Zt. im 

elde. Die geſchäftliche Auskunftspflicht. 

09 Seiten. Stuttgart 1918, Verlag von J. Heß. 
Broſch. Mk. 2.80. 


Die Verordnung des Bundesrats über die ge⸗ 
ſchäftliche Auskunftspflicht vom 12. Juli 1917, die an 
Stelle der Verordnung über die Vorratserhebungen 
vom 2. Februar 1915 getreten iſt, gibt dem Reichs⸗ 
kanzler, den Landeszentralbehörden und den von dieſen 
bezeichneten Stellen — in Bayern der Landesgetreide⸗ 
ſtelle, der Lebensmittelſtelle, der Landesfettſtelle, der 
Landespreisprüfungsſtelle und dem Kriegswucheramt — 
das Recht von jeder natürlichen und juriſtiſchen Perſon 
über wirtſchaftliche Verhältniſſe Auskunft zu verlangen. 
Der vorliegende Kommentar behandelt in ausführ⸗ 
lichen Anmerkungen zu den 8 Paragraphen der Ver⸗ 
ordnung dieſe ea lee Befugnis der Be⸗ 

örden und die weitgehenden Verpflichtungen der Aus⸗ 
unftspflichtigen. In ſorgfältig zuſammengetragener 
Kaſuiſtik find alle einzelnen Fragen erörtert, die bei 
der Anwendung der Verordnung aufgeworfen werden 
können. In einer Anmerkung zu § 2 behandelt der 
Verfaſſer die neben der allgemeinen Auskunftspflicht 
noch weiter beſtehenden Auskunftspflichten der be⸗ 
ſonderen Verordnungen an der Hand eines alphabe⸗ 
tiſchen Warenverzeichniſſes. 

Amtsrichter F. Schmidt, Referent im Bayer. Kriegswucheramt. 


P lô5z, Dr. Alexander, Wirkl. Geh. Rat, Juſtizminiſter 


a. D., Profeſſor in Budapeſt. Zwei Vorträge 
aus dem ungariſchen Zivilprozeßrecht. 
I. Der Beweis im ungariſchen Zivilprozeß. II. Der 
Bau des Prozeſſes in erſter Inſtanz nach der unga⸗ 
riſchen Zivilprozeßordnung. 80 S. Berlin 1917, 
Verlag von Otto Liebmann. Geh. Mk. 2.50. 


Die beiden Vorträge, die, veranlaßt durch die Ab⸗ 
teilung für Recht und Rechtspflege der Deutſchen Waffen⸗ 
brüderlichen Vereinigung, der eine in Leipzig, der andere 
in Berlin, gehalten wurden, verdienen ohne Zweifel 
weiteren Streifen bekannt zu werden. Sie verdienen 
unſere Beachtung nicht nur um ihres Zweckes willen, 
der deutſch⸗ungariſchen Rechtsannäherung zu dienen, 
ſondern vor allem auch wegen der Abänderungs⸗ 
bedürſtigkeit unſeres Verfahrens in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten. Ich möchte unter dieſem Geſichtspunkte 


beſonders auf den erſten der beiden Vorträge hinweiſen, 


der übrigens mit ſeinen Ausführungen über Beweis⸗ 
laſt viel mehr enthält, als die Ueberſchrift beſagt. Der 
Beweis iſt im ungariſchen Zivilprozeß ganz anders 
als bei uns auf die Ergründung der Wahrheit ab⸗ 
geſtellt. Von wenigen Ausnahmen abgeſehen kennt 
die UZBO. keinen Parteieid, den Plösz als Parteiakt, 
Parteiurteil bezeichnet und — die Nahe eines 
Bewelsmittels ihm abſprechend — dem Wahrſpruch der 
Geſchworenen vergleicht. An ſeine Stelle iſt die eid⸗ 
liche Vernehmung der Parteien getreten, die der Richter 
in der Regel auch von Amts wegen anordnen kann 
ebenſo wie die Vernehmung von Zeugen und die Vor⸗ 
legung von Urkunden. Kein Zweifel, daß es dem 
ungariſchen Richter auf dieſe Weiſe weſentlich leichter 
gemacht iſt ein dem wahren Sachverhalt entſprechendes 
Urteil zu fällen als ſeinem deutſchen Amtsbruder. 

E. 
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Berpflichtung des Nachlaßverwalters und des 
Konkursverwalters zur Leiſtung des Offen⸗ 
barungseids nach S 807 ZUR. 


Von OG Rat 80h Juftizrat Dr. Eretzſchmar 


Nicht 8 5 Mi Frage nach der 
zivilprozeſſualen Offenbarungspflicht der Vertreter 
eines Sondervermögens. In Betracht kommen 
dabei vor allem der Nachlaßverwalter und der 
Konkursverwalter, dieſer gegenüber Anſprüchen von 
Maſſegläubigern, insbeſondere Koſtenforderungen 
bei verlorenen Anfechtungsprozeſſen. Hinſichtlich des 
Konkursverwalters wird die Frage von der herr⸗ 
ſchenden Meinung bejaht (vgl. Jaeger Anm. 10 
zu 8 57 KO.). In bezug auf den Nachlaßver⸗ 
walter iſt meines Wiſſens bisher eine veröffent⸗ 
lichte Entſcheidung nicht ergangen. Vom OL. 
Dresden ift die Frage jetzt in einem Beſchluſſe 
vom 27. April 1918 (6a Reg. 70 / 18) in ver⸗ 
neinendem Sinne entſchieden worden. Der Fall 
war der folgende: 

Der am 27. Januar 1914 verſtorbene Erb⸗ 
laſſer war auf die Klage des Glaͤubigers, ſeines 
unehelichen Kindes, zur Gewährung von 260 M 
jährlichen Unterhalts verurteilt worden; er hatte 
den Unterhalt auf die Zeit bis zum 31. März 
1914 berichtigt. Die Erben wählten gemäß 
5 1712 Abſ. 2 BGB. Abfindung des Gläubigers 
mit dem Betrage, der ihm als Pflichtteil gebüh⸗ 
ren würde, wenn er ein eheliches Kind des Erb⸗ 
laſſers wäre; der Nachlaßverwalter H. hatte auch 
die von ihm auf 1807 M 69 Pfg. berechnete 
Abfindung aus den Beltänden des Nachlaſſes ge: 
zahlt. Der Vormund des Gläubigers erkannte 
aber die Berechnung der Abfindung nicht als 
richtig an und verlangte außerdem die bis zur 
Zahlung der Abfindung fällig gewordenen Unter⸗ 
haltsbeträge mit 520 M. Er ließ ſich eine 
vollſtreckbare Ausfertigung des wider den Erb⸗ 


die Erben ausgehändigt hatte. 


. Leitung und Geſchäftsſtelle: München, Ottoſtraße la 
8 e 30 Pfg. für die halbgeſpaltene Wetltzeile 

oder deren Raum. Bei Wiederholungen Ermäßigung. Stellen⸗ 
„anzeigen 20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. 
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laſſer ergangenen Urteils gegen H. als Nachlaß⸗ 

verwalter erteilen und bei dieſem wegen der 
520 M pfänden. Die Pfändung blieb erfolglos, 
weil J. den Reſt des Nachlaſſes inzwiſchen an 
Nunmehr lud 
der Glaͤubiger den Verwalter zur Leiſtung des 
Offenbarungseids. J. widerſprach der Verpflich⸗ 
tung zur Leiſtung des Eides, indem er unter 
anderem geltend machte, daß den Nachlaßverwal⸗ 
ter eine zivilprozeſſuale Offenbarungspflicht über⸗ 
haupt nicht treffe. Im Gegenſatze zum Amts⸗ 
gericht verwarf das Landgericht auf die ſofortige 
Beſchwerde des Gläubigers den Widerſpruch. Der 
hiergegen gerichteten weiteren ſofortigen Beſchwer⸗ 
de des Nachlaßverwalters gab das OLG. ſtatt, 
indem es dazu ausführte: 


„Der Beſchwerdeführer hat dem Vormunde 
des Gläubigers eingehende Mitteilungen über den 
Beſtand und die Verwertung des Nachlaſſes zu⸗ 
gehen laſſen. Der Glaͤubiger beſtreitet die Voll⸗ 
ſtändigkeit und Richtigkeit der Angaben nicht, 
bemängelt vielmehr nur die Höhe der dem 
Beſchwerdeführer vom Nachlaßgericht zugebilligten 
Vergütung und im Anſchluß hieran die Berech⸗ 
nung der Abfindung. Im übrigen rügt er, daß 
der Beſchwerdeführer den Nachlaß den Erben aus⸗ 
gehändigt hat, ohne ihn, den Gläubiger, voll 
befriedigt zu haben. Bei dieſer Sachlage kann 
das Verlangen des Gläubigers nach Leiſtung des 
Offenbarungseids keinesfalls als gerechtfertigt an⸗ 
geſehen werden. 

Das Verfahren nach 8 807 ZPO. verfolgt 
den Zweck, den Gläubiger in zuverläſſiger Weile 
über den Beſtand des ſeinem Zugriff unterliegen⸗ 
den Vermögens zu unterrichten. Dieſer Zweck 
fällt hier weg, weil der Gläubiger darüber bereits 
durch die ihm vom Beſchwerdeführer gemachten, 
hinſichtlich ihrer Vollſtändigkeit nicht bemängelten 
Mitteilungen unterrichtet iſt und das aufzuſtellende 
Verzeichnis ſonach über den Beſtand des Nach⸗ 
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laſſes nichts anderes enthalten würde, als das, 
was dem Glaͤubiger ſchon bekannt iſt. Das Ver⸗ 
zeichnis könnte auch nichts zur Beſeitigung des 
Streites über die Höhe der Abfindung beitragen 
und ebenſowenig den Weiterungen abhelfen, die 
für den Gläubiger wegen der Verfolgung feiner 
Anſprüche durch die vorzeitige Aushändigung des 
Nachlaſſes an die Erben entſtanden find. Hier⸗ 
nach fehlt es an jedem Intereſſe des Gläubigers 
an dem Verfahren und die Ladung des Beſchwerde⸗ 
führers zur Leiſtung des Offenbarungseids kann 
nur den Zweck verfolgen, den Beſchwerdeführer zu 
behelligen, ihm im Sinne des $ 226 BGB. 
Schaden zuzufügen. Dies läßt die Ladung zur 
Leiſtung des Eides als ungerechtfertigt und ſomit 
den Widerſpruch des Beſchwerdeführers als be⸗ 
gründet erſcheinen. | 

Ob der Gläubiger feine Anſprüche gegen den 
ihm für das Gebaren mit dem Nachlaſſe gemäß 
81985 Abſ. 2 Satz 1 BGB. verantwortlichen 
Beſchwerdeführer ſofort perſönlich geltend machen 
kann oder ob er zunächſt gegen die Erben vor⸗ 
gehen muß, nachdem er den Anſpruch des Be⸗ 
ſchwerdeführers gegen dieſe auf Rückgewähr des 
aus dem Nachlaſſe zuviel Empfangenen hat pfänden 
und ſich zur Einziehung überweiſen laſſen, iſt 
nicht zu entſcheiden.“ 

Der Entſcheidung des OLG. wird unbedenklich 
beizupflichten fein. Eine grundjäßliche Stellung⸗ 
nahme zu der Frage nach der prozeßrechtlichen 
Offenbarungspflicht des Nachlaßverwalters war bei 
der beſonderen Lage des Falles nicht geboten und 
iſt deshalb unterblieben. Die Begründung des 
Beſchluſſes laßt aber erkennen, daß das OLG. 
der Verneinung der Frage zuneigt. Und dies 
m. E. mit Recht. 

Denn ſelbſt, wenn es im allgemeinen richtig 
wäre, daß der Vertreter eines Sondervermögens 
wegen einer aus dieſem Vermögen zu berichtigen⸗ 
den Geldſchuld beim Vorliegen der ſonſtigen Vor⸗ 
ausſetzungen nach $ 807 ZPO. zur Leiſtung des 
Offenbarungseids geladen werden könnte, jo iſt 
doch jedenfalls der Nachlaßverwalter hiervon aus⸗ 
zunehmen. Er ſteht binfichtlich feiner geſamten 
Tatigkeit, die gerade auf die Berichtigung der 
Nachlaßverbindlichkeiten abzielt, unter der Aufficht 
des Gerichts. Er hat nicht nur alsbald nach 
Antritt ſeines Amtes ein Verzeichnis des vor⸗ 
handenen Nachlaſſes aufzunehmen und bei Gericht 
einzureichen (BGB. 88 1802, 1915), ſondern iſt 
nach $ 2012 Abſ. 2 BGB. den Nachlaßgläubigern 
gegenüber auch verpflichtet, über den — jewei⸗ 
ligen — Beſtand des Nachlaſſes Auskunft zu er⸗ 
teilen und ihnen alſo ein Verzeichnis des noch 
vorhandenen Nachlaſſes vorzulegen (BGB. 8 260 
Abſ. 1). Hierzu iſt er erforderlichen Falles vom 
Gerichte durch Ordnungsſtrafen anzuhalten (BGB. 
8 1837). Beſteht Grund zu der Annahme, daß 
das Verzeichnis nicht mit der erforderlichen Sorg⸗ 
falt aufgeſtellt ſei, ſo iſt der Verwalter überdies 
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auf Verlangen des Gläubigers zur Leiſtung des 
Offenbarungseids nach 8 260 Abſ. 2 BGB. ver⸗ 
pflichtet. Dazu tritt endlich, daß der Nachlaß⸗ 
verwalter für ſeine Geſchäftsführung auch den 
Nachlaßgläubigern verantwortlich iſt (BGB. 
8 1985 Abſ. 1) und ihnen mithin für die Rich⸗ 
tigkeit der ihnen erteilten Auskunft und die Voll⸗ 
ſtändigkeit des vorgelegten Nachlaßverzeichniſſes 
einzuſtehen hat. | 

Hiernach iſt bereits durch die Vorſchriften des 
materiellen Rechtes ausreichend dafür geſorgt, daß 
die Nachlaßgläubiger aus den breiteſten Mitteln 
des Nachlaſſes befriedigt werden und ſich darüber, 
daß dies geſchieht, durch das Verzeichnis, das 
ihnen auf ihr Verlangen vom Nachlaßverwalter 
vorzulegen iſt, jederzeit vergewiſſern können. 
Dies laßt eine daneben einhergehende prozeſſuale 
Offenbarungspflicht des Nachlaßverwalters als 
überflüſſig erſcheinen. 

Wenn vom Landgerichte für ſeine gegenteilige 
Meinung darauf hingewieſen wurde, daß der 
Offenbarungseid des 8807 ZBO. ohne jede weitere 
Vorausſetzung zu leiſten iſt, während die Ver⸗ 
pflichtung zur Beeidigung eines nach dem mate⸗ 
riellen Rechte vorgelegten Verzeichniſſes das Vor⸗ 
handenſein der in 8 260 Abſ. 2 BGB. beſtimmten 
Vorausſetzungen erfordert, ſo iſt der Unterſchied 
nicht berückſichtigt, der in dieſer Beziehung beſteht, 
je nachdem dem Gläubiger der Schuldner (Erbe) 
ſelbſt oder ein Nachlaßverwalter gegenüberſteht. 
Vom Schuldner läßt ſich ohne Gewiſſenszwang 
nicht erwarten, daß er fein Vermögen vollſtändig 
offenbart und jo dem Zugriffe des Gläubigers 
preisgibt; gegen einen Nachlaßverwalter aber er⸗ 
ſcheint ein ſolcher Zwang von vornherein nicht 
geboten. Denn zwar vertritt der Nachlaßver⸗ 
walter den Erben hinſichtlich des Nachlaſſes, er 
iſt aber nicht Vertreter des Erben in dem Sinne, 
daß er einſeitig deſſen Intereſſen wahrzunehmen 
hätte, vielmehr iſt ihm das Recht, den Nachlaß 
zu verwalten und über die Nachlaßgegenſtande zu 
verfügen, nur zu dem Zweck eingeräumt, um 
die Nachlaßgläubiger zu befriedigen, und in erſter 
Reihe liegt ihm ſomit die Wahrung der Inter⸗ 
eſſen dieſer Gläubiger ob. So wird der Nach⸗ 
laßverwalter z. B. zur Beſchaffung von Geldmit⸗ 
teln, deren er zur Berichtigung fälliger Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten bedarf, zur Veräußerung von Nach⸗ 
laßgegenſtänden ſelbſt dann einſchreiten müſſen, wenn 
die Veräußerung nicht ohne Schaden möglich iſt. 

Da der Nachlaßverwalter im übrigen zur 
gewiſſenhaften Führung ſeines Amtes durch Hand⸗ 
ſchlag an Eides Statt verpflichtet wird, ſo läßt fich 
von ihm eine ſorgfältige Aufſtellung des von ihm 
vorzulegenden Verzeichniſſes auch ohne deſſen Be⸗ 
eidigung erwarten und die Beeidigung darf ihm 
daher nur unter den in 8 260 Abi. 2 BGB. be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen angeſonnen werden. Die 
prozeßrechtliche Offenbarungspflicht muß ſomit für 
den Nachlaßverwalter als durch die Vorſchriften 
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des materiellen Rechtes ausgeſchloſſen erachtet 
en. 

Aehnlich wie mit dem Nachlaßverwalter ver⸗ 
hält es ſich mit dem Konkursverwalter, ſo daß 
entgegen der herrſchenden Meinung auch ihn eine 
Offenbarungspflicht nach $ 807 ZPO. nicht treffen 
dürfte. Gegen die herrſchende Meinung ſpricht 
folgendes: ö 

Der Konkursverwalter hat die Konkursmaſſe 
zu verwerten und den Erlös zur Befriedigung 
der Gläubiger des Gemeinſchuldners zu verwenden. 
Die Maffegläubiger find vor den Konkursgläubi⸗ 
ern zu befriedigen, müflen ſich aber, wenn die 

nkursmaſſe zu ihrer vollſtändigen Befriedigung 
nicht ausreicht, ebenfalls mit verhältnismäßiger 
Befriedigung begnügen, wobei der Konkursver⸗ 
walter die in 8 60 KO. beſtimmte Reihenfolge 
einzuhalten hat. Nach § 82 KO. iſt der Ver⸗ 
walter für die Erfüllung der ihm obliegenden 
Pflichten allen Beteiligten und alſo auch den 
Maſſegläubigern verantwortlich. Zu den Obliegen⸗ 
heiten gehört die Aufzeichnung der einzelnen Ge⸗ 
genſtände der Konkursmaſſe ſowie die Aufftellung 
eines Inventars und einer Bilanz, von denen 
eine von ihm gezeichnete Abſchrift auf der Gerichts⸗ 
ſchreiberei au Einfiht der Beteiligten niederzu⸗ 
legen iſt (RO. 88 123,124). Dabei ſteht der 
Konkursverwalter unter der Aufficht und Straf⸗ 
gewalt des Gerichts, das insbeſondere auch die 
ordnungsmäßige Verwendung der Maſſe zur Be⸗ 
friedigung der Gläubiger zu überwachen hat und 
darüber jederzeit Rechenſchaftsablegung verlangen 
kann (KO. 88 83, 84). Hierdurch iſt bereits 
ausreichend dafür Sorge getragen, daß die Maſſe⸗ 
gläubiger die ihnen nach dem Stande der Maſſe 
gebührende Befriedigung erlangen. Die Ladung 
des Verwalters zur Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eids paßt in dieſen Rahmen nicht hinein. 

Der Konkursverwalter ſteht den Gläubigern 
des Gemeinſchuldners ganz anders gegenüber wie 
dieſer ſelbſt. Er iſt ein Hilfsorgan des Gerichts 
zur Durchführung des Konkursverfahrens. Ent⸗ 
ſprechend dem Zwecke des Verfahrens gipfeln 
ſeine Obliegenheiten darin, den Erlös der von 
ihm zu verwendenden Konkursmaſſe gemaͤß den 
Vorſchriften des Geſetzes unter den Gläubigern 
des Gemeinſchuldners zu verteilen. Er iſt dabei 
zur Vermeidung eigener Verantwortlichkeit ver⸗ 
pflichtet, die von ihm nicht beſtrittenen oder gegen 
ihn feſtgeſtellten Forderungen der Maſſegläubiger 
aus den bereitſtehenden Mitteln der Konkursmaſſe 
zu berichtigen. Die Maffegläubiger ihrerſeits können 
nicht ſchlechthin die vorhandene Maſſe je bis zu 
ihrer vollſtändigen Befriedigung in Anſpruch 
nehmen, müſſen ſich vielmehr unter Umſtänden 
gleich den Konkursglaͤubigern mit verhältnis⸗ 
mäßiger Befriedigung begnügen. Allerdings kön⸗ 
nen die Maſſegläubiger trotzdem wegen ihrer 
Forderungen klagen und mit Zwangsvollſtreckung 
vorgehen. Damit iſt aber noch nicht geſagt, daß 


235 
fie, wenn die vorgenommene Pfändung nicht zu 
ihrer vollſtändigen Befriedigung führt, den Ver⸗ 
walter zur Leiſtung des Offenbarungseids laden 
könnten. Zunächſt ſpricht ſchon eine Vermutung 
dafür, daß der Verwalter dem Geſetze gemäß 
verfährt und dem mit Zwangsvollſtreckung vor⸗ 
gehenden Maſſegläubiger die zur Maſſe gehöoͤren⸗ 
den Gegenſtände nicht verheimlicht. Im übrigen 
iſt ja ſchon aus dem vom Verwalter aufgeſtellten 
Inventar zu erſehen, welche Gegenſtände vorhan⸗ 
den find. Sind Veränderungen in dem Beſtande 
der Konkursmaſſe eingetreten, insbeſondere ein⸗ 
zelne Gegenſtände veraͤußert und iſt Grund zu 
der Annahme vorhanden, daß der Erlös ganz 
oder teilweiſe ſich noch in den Händen des Kon⸗ 
kursverwalters befinde oder zur Erwerbung anderer 
Gegenſtände verwendet worden ſei, jo iſt der ge⸗ 
gebene Weg, daß die Gläubiger das Konkursge⸗ 
richt darum angehen, von dem Verwalter zur 
Aufklärung der Verhältniſſe Rechenſchaftsablegung 
zu fordern. Damit iſt den Intereſſen der Maſſe⸗ 
gläubiger genügt und die Verpflichtung des Kon⸗ 
kursverwalters zur Leiſtung des Offenbarungseids 
nach $ 807 ZPO. wird deshalb richtiger zu ver: 
neinen ſein. 

Beim Teſtamentsvollſtrecker, der in dieſem 
Zuſammenhange noch zu erwähnen iſt, liegt die 
Sache inſofern anders, als er nach $ 2215 BGB. 
nur dem Erben und nicht auch den Nachlaß⸗ 
gläubigern ein Verzeichnis der ſeiner Verwaltung 
unterliegenden Nachlaßgegenſtände vorzulegen hat. 
Nun iſt allerdings der Erbe trotz der Anordnung 
einer Teſtamentsvollſtreckung inventarpflichtig, ſo 
daß ihm eine Inventarfriſt beſtimmt und er zur 
Beeidigung des Invenlars geladen werden kann. 
Hiermit iſt aber den Nachlaßgläubigern nicht aus⸗ 
reichend gedient, weil die unbeſchränkte Haftung 
des Erben, die durch Verſtöße gegen die Inven⸗ 
tarpflicht eintritt, gegenüber dem Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker ohne Bedeutung iſt. Infolgedeſſen wird 
man den Teſtamentsvollſtrecker anders wie den 
Nachlaßverwalter und den Konkursverwalter für 
offenbarungspflichtig zu erachten haben. 


Die Ausgleichung bei dem wegen 
düfte Tänſchung angefochtenen 
rundſtücks kaufvertrag. 


Von Profeſſor Dr. Schultz, K. Oberlandesgerichtsrat 
in München. 


Das angefochtene Geſchäft iſt als von Anfang 
an nichtig anzuſehen (8 142 BGB.). Die von Ans 
fang an eingetretenen Rechtswirkungen gelten 
daher als nicht eingetreten. Der Grundſtückskauf 
hat ſeinen Rechtsbeſtand verloren. Im Zweifel 
erſtreckt ſich die Anfechtung auch auf das dingliche 
Geſchäft (Auflaſſung); denn es iſt anzunehmen, 


236 | Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 15 u. 16. 


daß das verkaufte Grundſtück ohne Fortdauer des im Verzug der Annahme iſt (88 293 ff. BGB., 
auf Grund der argliſtigen Taäuſchung erregten 8 726 II ZPO.). Bei Beendigung des Prozeſſes 
Irrtums nicht aufgelaſſen worden wäre (RG. 66, durch einen gerichtlichen Vergleich kann die Be⸗ 
390; 69, 16; 70, 58). richtigung des Grundbuchs durch Vorlegung einer 
Es findet aljo eine gegenſeitige Ausgleichung vollſtreckbaren Ausfertigung und Berichtigungsantrag 
oder Rückgabe der ausgetauſchten Vermögens: beim Grundbuchamt herbeigeführt werden. 
werte ſtatt. Dieſe Wiederherſtellung des früheren Bei einem Schiedsſpruch mit Berichtigungs⸗ 
Zuſtands vollzieht ſich teils auf Grund der Be⸗ verpflichtung kann erſt nach Erwirkung des Voll⸗ 
ſtimmungen über ungerechtſertigte Bereicherung ſtreckungsurteils (S 1042 ZPO.) die Berichtigung 
(88 812 ff. BGB.), teils auf Grund der Vorſchriften | wie beim gewöhnlichen Urteil herbeigeführt werden. 
über unerlaubte oder ſtrafbare Handlungen, teils Schon während des Prozeſſes kann ein Widerſpruch 
auf Grund allgemeiner Rechtsregeln und der Rechts⸗ durch einſtweilige Verfügung im Grundbuch herbei⸗ 
ſätze in 88 985 ff. BGB. geführt werden. Es wird ſich regelmäßig empfehlen, 
Die Rechtslage iſt nicht immer einfach. Sie die Intereſſen des getäuſchten Verkäufers auf dieſe 
geſtaltet ſich unter Umſtänden verwickelt. Eine Weiſe im Hinblick auf die durch die Oeffentlichkeit 
Darſtellung der Rechtsſtellung des Verkäufers und des Grundbuchs (8 892 BGB.) drohende Gefahr 
des Käufers hinſichtlich ihrer Ausgleichsanſprüche im Falle eines Weiterverkaufs durch den Kaͤufer 
im Rahmen einer die raſche Orientierung er⸗ zu ſchützen. 
möglichenden Ueberſicht ſoll daher nachſtehend ge⸗ Dem Anſpruch auf Grund buchberichtigung und 
geben werden. der Eintragung eines Widerſpruchs kommt im 
15 Konkurſe des Käufers ausſondernde Kraft zu, weil 
I. Die Anfechtung durch den getäuſchten der Erwerb des Käufers als nicht erfolgt zu er: 
Verkäufer. | achten iſt, falls auch die Auflaſſung angefochten 
a) Unter Zugrundelegung, daß er auch die und damit die Nichtigkeit herbeigeführt iſt (8 43 
Auflaſſung angefochten hat. 


0). 

Der Verkäufer kann von dem Käufer verlangen, Es kann daher das vom Verkäufer etwa ſchon 
daß er in der Form des $ 29 GBO., alſo zu vor Konkurseröffnung erwirkte Urteil auf Grund- 
Protokoll des Grundbuchamts oder in öffentlicher buchberichtigung und Herausgabe auch ohne weiteres 
oder öffentlich beglaubigter Form die Zuſtimmung | gegen den Konkursverwalter vollſtreckt werden. Die 
zur Berichtigung des Grundbuchs erteilt (8 894 Umſtellung der Vollſtreckungsklauſel iſt nach der 
BGB., 88 19, 22 GB.), worauf der Verkäufer zu billigenden Anſicht von Jaeger Anm. 35 zu $ 6 
unter ausdrücklicher Einwilligung in die Um: | KO. nicht zu fordern. Dagegen wird, wenn eine 
ſchreibung des Grundſtücks § 22 II GBO. (Form vollſtreckbare Ausfertigung vor Konkurseröffnung 
§ 29 GBO.) beim Grundbuchamte die Berichtigung noch nicht erteilt iſt, dieſe nach der Konkurseröffnung 
beantragen kann. in der Richtung gegen den Konkursverwalter zu erwir⸗ 

Läßt es der Käufer zum Prozeß kommen, dann ken und dieſem auch, wenn noch nicht vorher geſchehen, 
iſt der Klagantrag wie ſolgt zu ſtellen. das Urteil zuzuſtellen ſein (58 704, 725, 727, 750 

„Beklagter hat anzuerkennen, daß nicht ihm, ZPO., Jaeger Anm. 35 8 6 Anm. 8 $ 14 KO.). 
ſondern dem Kläger das Eigentum zuſteht und Der Widerſpruch kann noch während des Kon⸗ 
hat dementſprechend zu bewilligen, daß an ſeiner kurſes des Käufers eingetragen werden (Jaeger 
Stelle der Kläger als Eigentümer in das Grund: Anm. 28 8 14 KO.). 
buch eingetragen wird.“ Es iſt zweckmäßig, mit Iſt das Anweſen vor der Konkurseröffnung 
dieſem Antrag allenfalls den Antrag auf Heraus: von dem Käufer oder nach der Konkurseröffnung 
gabe des Grundſtücks zu verbinden. vom Konkursverwalter veräußert worden, ſo ſteht 

Das rechtskräftige Urteil erſetzt die erforderliche | dem Verkäufer das Erſatzausſonderungsrecht (3 46 
Zuſtimmung zur Grundbuchberichtigung. Im Falle KO.) zu unter der Vorausſetzung, daß die Kauf: 
des vorläufig vollſtreckbaren Urteils kann ein Wider: preisforderung von dem Dritterwerber noch nicht 
ſpruch in das Grundbuch eingetragen werden bezahlt oder vom Konkursverwalter nach Eröffnung 
(8 895 3P O.). Der Vollzug liegt dem Verkäufer ob, des Konkurſes eingezogen und noch unterſcheidbar 
der zu dieſem Zweck vollſtreckbare Ausfertigung nebſt in der Maſſe vorhanden iſt. | 
Zuſtellungsnachweis gegebenenfalls Hinterlegungs⸗ Hat dagegen der Käufer noch vor Konkurs⸗ 
beſtätigung mit Zuſtellungsnachweis dem Grund⸗ eröffnung den Kaufpreis eingezogen, ſo kann der 
buchamte vorzulegen hat (58 704, 750, 751, 894 Verkäufer regelmäßig im Konkurſe des Käufers 

O.). die Werterſatzforderung nur als Konkursforderung 

Iſt das Urteil dahin ergangen, daß der Käufer 


geltend machen. a 
nur Zug um Zug gegen Erſtattung von Gegen⸗ Wenn der Verwalter veräußert und den Preis 
anſprüchen (88 273, 274 BGB.) die Berichtigung 


eingezogen hat, dann kann der Verkäufer in der 
zu bewilligen hat, dann erhält der Verkaͤufer Rolle des Maſſegläubigers den eingezogenen Be: 
eine vollſtreckbare Ausfertigung erſt dann, wenn 


trag verlangen (8 59! und KO.; Jaeger Anm. 8 
er nachweiſt, daß der Käufer befriedigt oder 
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und 31 8 43 Anm. 14 und 17 8 46 KO.). 
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Iſt der Käufer noch im Befitze des Grundſtücks 
und auch zur Herausgabe verurteilt, ſo hat ihn der 
Gerichtsvollzieher aus dem Befitze zu ſetzen und den 
Verkäufer in den Beſitz einzuweiſen (8 885 ZPO.). 

Das Rechtsverhältnis zwiſchen Verkäufer und 
Käufer beurteilt ſich im übrigen d. h. bezüglich der 


Anſprüche des Verkaͤufers auf Herausgabe der 


Nutzungen, Schadenserſatzes wegen Unmöglichkeit 
der Zurückgabe oder Verſchlechterung des Grund⸗ 
ſtückes nach den Vorſchriften über den Herausgabe: 
anſpruch des Eigentümers gegen den Beſttzer 
(33 987 ff. BGB.). Dieſe Vorſchriften regeln die 
persönlichen Rechtsbeziehungen zwiſchen Eigentümer 
und Beſitzer beſonders, ſo daß dadurch die Vor⸗ 
ſchriften über ungerechtfertigte Bereicherung und 
die Vorſchriften über unerlaubte Handlungen aus: 
geſchloſſen ſind, es müßte denn ſein, daß die arg⸗ 
liſtige Tauſchung zu gleicher Zeit den Tatbeſtand 
eines ſtrafbaren Betrugs im Sinne des § 263 
StGB. bildet, in welchem Falle die Haftung nach 
den Grundſätzen über unerlaubte Handlungen aus⸗ 
drücklich geſetzlich beſtimmt iſt (8 992 BGB.; 
RG. 56, 316; JW. 1910, 111, 754/55). 

Nach erfolgter Anfechtung iſt anzunehmen, daß 
der Käufer beim Erwerb des Grundſtücks nicht 
im guten Glauben war ($ 142 II BGB.). Seine 
Haftung beurteilt ſich alſo nach den Grundſätzen, 
2 ſür die Haftung des ſchlechtgläubigen Beſitzers 
gelten. 

Der Käufer haftet dem Verkäufer daher für alle 
Nutzungen, die er gezogen oder den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Wirtſchaft zuwider zu ziehen 
unterlaſſen hat (88 99, 100, 990 BGB.). Ex muß 
mithin die noch unverbrauchten natürlichen und 
bürgerlichen Früchte z. B. das geſchnittene Getreide 
oder eingezogene Miet⸗ und Pachtzinſen, die er 
noch unvermiſcht mit ſeinem Gelde in ſeinem Be⸗ 
ft bat, herausgeben. Hat er das Anweſen, weil 
es z. B. ein Miethaus oder eine Villa iſt, mit⸗ 
oder allein bewohnt, ſo muß er dem Verkäufer 
einen dem Gebrauchsvorteil entſprechenden Geld⸗ 
betrag, der regelmäßig nach dem Betrag der er⸗ 
ſparten Miete zu berechnen ſein wird, in Geld 
eriegen. Das gleiche iſt der Fall, wenn das 
Grundſtück dem Verkäufer ſonſtige Gebrauchsvor⸗ 
teile gebracht hat. Es handelt ſich bei dem Kauf 
J. B. um einen Ziergarten. Hat der Käufer die 
gezogenen natürlichen oder bürgerlichen Früchte 
verbraucht oder iſt er aus einem anderen Grunde, 
J. B. weil er fie verkauft hat, nicht imſtande, fie 
herauszugeben, ſo muß er dem Verkäufer den 
Bert erſetzen. Als Wert ift hier der Verkehrs: 
oder Handels wert in dem Augenblick, in dem die 
Anfechtung erfolgt, anzuſetzen; denn der Wertserſatz 
. gleichbedeutend mit Schadenserſatz (Enneccerus, 
un §85; anſcheinend a. M. Biermann, SachR. 

um. 1 b zu 987 BGB.). Der Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe der noch vorhandenen Früchte iſt dinglicher 
ana. Iſt der Käufer im Konkurs, fo können 
e ausgeſondert werden. Hat ſie der Konkurs⸗ 
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verwalter veräußert, jo hat der Verkaͤufer das 
gleiche Recht, wenn die Kaufpreisforderung noch 
ausſteht oder der Kaufpreis unterſcheidbar in der 
Maſſe vorhanden iſt. Andernfalls hat er auch 
hier nur eine Maſſeforderung nach 8 59 Abſ. 1 und 3 
KO. Der auf Erſatz der Gebrauchsvorteile und der 
nicht mehr vorhandenen Früchte gerichtete Anſpruch 
hat ſchuldrechtlichen Charakter. Im Konkurſe des 
Verkäufers bildet er eine gewöhnliche Konkurs⸗ 
forderung (8 3 KO.). Sind die gezogenen Früchte 
durch Zufall untergegangen, dann haftet der Kaͤufer 
nicht. Wenn alſo z. B. durch eine Fliegerbombe 
oder durch Funken der vorüberfahrenden Bahn 
die eingebrachte Ernte in Brand gerät und ver⸗ 
nichtet wird, dann braucht der Käufer grundſaͤtz⸗ 
lich nicht aufzukommen. Es müßte denn ſein, 
daß er zur Zeit des Brandes bereits in Verzug 
mit der Herausgabe war und bei rechtzeitiger 
Herausgabe der Verluſt auf die oben geſchilderte 
Weiſe nicht eingetreten wäre (88 990 II, 287 
BGB.). Hat er die Felder nicht beſtellt oder die 
Wohnungen des Hauſes nicht vermietet, ſo kann 
der Verkäufer die ihm dadurch entſtandenen Nach⸗ 
teile erſetzt verlangen, wenn er den Nachweis führt, 
daß der Käufer entgegen der Verkehrsgepflogen⸗ 
heit und⸗Aufmerkſamkeit ſich nicht darum bemüht 
hat, das Anweſen wirtſchaftlich zu verwerten, obwohl 
dies möglich geweſen waͤre. 

Der Käufer kann Erſatz verlangen für die 
notwendigen Aufwendungen d. h. ſolche Ausgaben, 
die zur Erhaltung des Grundſtücks und der bis⸗ 
herigen Wirtſchaftsweiſe unbedingt gemacht werden 
mußten, z. B. Ausbeſſerung des ſchadhaft gewordenen 
Daches, Auswechſlung des baufälligen Stadels, 


Wiederherſtellung des unentbehrlichen zuſammen⸗ 


gefallenen Zaunes, Herrichtung der Wohnungen 
eines Miethauſes, Wiederherſtellung der ſchadhaft 
gewordenen Waſſer⸗ oder Dampfheizung. Hierbei 
iſt jedoch zu betonen, daß dieſe Aufwendungen 
nur dann vom Verkäufer erſetzt werden müſſen, 
wenn fie notwendig geworden find durch zufällige 
und vom Kaäufer nicht verſchuldete ſonſtige Ereig⸗ 
niſſe, z. B. natürliche Abnützung und wenn der 
Verkäufer nach den Grundſätzen der auftragsloſen 
Geſchäftsführung aufzukommen hat (88 990, 994 II, 
633, 670, 684 BGB.). Mithin kann der Käufer 
Erſatz dieſer notwendigen Aufwendungen nur dann 
verlangen, wenn ſie dem wirklichen oder mut⸗ 
maßlichen Willen des Verkäufers entſprochen haben, 
wenn ſie zur Erfüllung einer öffentlichrechtlichen 
Verpflichtung notwendig waren oder wenn ſie 
vom Verkäuſer genehmigt werden. Sonſt nur 
nach den Grundſätzen der ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung (88 812 ff. BGB.). Dieſe Rechtsſaͤtze 
werden praktiſch, wenn es ſich um die Höhe der 
zu erſtattenden notwendigen Aufwendungen handelt. 
Hat z. B. der Käufer an Stelle des ſchadhaft ge⸗ 
wordenen Ziegeldaches ein Kupferdach herſtellen 
oder für den baufällig gewordenen Holzzaun einen 
Zaun mit Betonſockel und Gitteraufſatz aufführen 
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laſſen, jo wird er regelmäßig nur den Betrag in 
Rechnung ſtellen können, der für ein Ziegeldach 
oder einen Holzzaun hätte aufgewendet werden 
müſſen. Es iſt hierbei gleichgültig, ob die not⸗ 
wendigen Verwendungen den Sachwert des Grund⸗ 
ſtücks wieder und noch erhöhen und dadurch die 
wirtſchaftliche Lage des Verkäufers verbeſſert haben 
oder ob ſie dem Verkäufer Vorteile überhaupt 
nicht gebracht haben. Der Käufer kann daher 
auch dann vom Verkäufer Erſatz verlangen, wenn 
das ſchadhaft gewordene und ausgebeſſerte Haus 
ſpater ohneſein Verſchuldenabgebrannt iſt( Enneccerus, 
Sach R. 98 86, 1). Iſt jedoch der urſprüngliche 
Verkehrswert des Anweſens mit Rückſicht auf die ges 
machten notwendigen Verwendungen, die der Ver⸗ 
käufer in dieſer Art und in dieſem Umfang nicht gemacht 
hätte, erhöht worden, ſo muß der Verkäufer nicht 
nur den Betrag, den er aufgewandt hätte, ſondern 
auch noch den Betrag, um den das Anweſen im 
Vergleich zum früheren, nicht ausbeſſerungsbe⸗ 
dürftigen Zuſtand mehr wert geworden iſt, dem 
Käufer erſetzen. Die Erſatzpflicht des Verkäufers 


wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß der Wert 


der vom Käufer herauszugebenden oder zu er⸗ 
ſetzenden Nutzungen geringer iſt, als die Summe 
der Aufwendungen. Es kann ſich mithin der 
Verkaͤufer dadurch, daß er die Nutzungen dem 
Kaͤufer überläßt, nicht von der Erſtattung der 
notwendigen Unterhaltungskoſten befreien. Den 
aufgewendeten Geldbetrag hat der Verkäufer vom 
Augenblicke der Aufwendung an mit 4% zu ver: 
zinſen (88 246, 256 S. 1 BGB.). Hat der 
Käufer die notwendigen Aufwendungen noch nicht 
bezahlt, ſo kann er, je nachdem ſeine Schuld fällig 


iſt oder nicht, Befreiung von der Verbindlichkeit 


oder Sicherheitsleiſtung vom Verkäufer begehren 
(88 232 ff., 257 BGB.). 

Eine beſondere Art der notwendigen Auſwen⸗ 
dungen bilden die ſog. Fruchtgewinnungskoſten, 
die insbeſonders bei landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſtücken eine Rolle ſpielen. Der Käufer kann hier 
Erſatz der für das Beſtellen, das Erhalten, die 
Verbeſſerung der Fruchtgewinnung und das Ernten 
der Früchte aufgewandten Koſten verlangen, in⸗ 
ſoweit ſie einer ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung 
entſprechen, alſo nicht veranlaßt worden ſind durch 
einen nicht ſachgemäßen Betrieb oder gar durch 
eine Mißwirtſchaft, und dabei ſelbſtverſtändlich auch 
ſeine eigene Arbeitskraft und die ſeiner Angehörigen 
mit einer entſprechenden Entlohnung in Rechnung 
ſtellen. Dabei kann er jedoch niemals einen höheren 
Wert, als den Wert der gewonnenen Früchte in 
Anſatz bringen. Dieſe Erſtattungspflicht der Frucht⸗ 


gewinnungskoſten in der Perſon des Verkäufers 


kann unter Umſtänden dazu führen, daß die oben 
feſtgeſtellte Fruchtherausgabepflicht des Käufers 
gegenſtandslos wird, ſo daß er die gezogenen Früchte 
behalten darf oder bei Verbrauch den Wert nicht 
zu erſetzen braucht (8 102 BGB.). Sind die Früchte 
noch ungetrennt, alſo mit dem Grundſtück an den 
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Verkäufer hinauszugeben, ſo kann der Käufer die 
Beſtellungskoſten in dem vorſtehend erörterten 
Umfang von dem Verkäufer erſetzt verlangen, wenn 
die Früchte vor dem Ende des Wirtſchaftsjahres 
zu trennen find und die Koſten einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirtſchaft entſprechen und den Wert der 
Früchte nicht überſteigen. Sind die hängenden 
Früchte vor der Anfechtung durch Zufall z. B. 
Hagelſchlag zugrunde gegangen, ſo erhält der Käufer 
die Beſtellungskoſten nicht erſetzt (8 998 BGB.). 
Für bezahlte Steuern (Grund⸗ und Hausſteuer) 
und Hypothekzinſen kann ebenfalls nach den Grund⸗ 
lägen über auftragsloſe Geſchäftsführung Erſatz 
vom Verkäufer verlangt werden, wobei die aus⸗ 
gelegten Beträge ebenfalls mit 4 %o vom Augen: 
blick der Zahlung an zu verzinſen ſind (88 683, 
684, 995, 256 S. 1 368) 
Ergibt die unter Zugrundelegung der geſchil⸗ 
derten Rechtslage betätigte Abrechnung zwiſchen 
Verkäufer und Käuſer, daß der letztere Geld⸗ 
anſprüche an den Verkäufer hat, jo kann er dem Be: 
richtigungsanſpruch und dem Verlangen auf Her⸗ 
ausgabe des Grundſtücks und gewonnener noch vor⸗ 
handener Früchte gegenüber unter der Vorausſetzung. 
daß ſeine argliſtige Täuſchung nicht den 
Tatbeſtand des Betrugs erſchöpft (8 263 StGB.), 
das Zurückbehaltungs recht geltend machen 
(88 273, 1000 BGB.; Warneyer 1911 Nr. 391, 
RG. 72, 66). n 

Das Zurückbehaltungsrecht kann abgewendet 
werden durch Sicherheitsleiſtung ($ 273 III BGB.), 
wobei jedoch eine Bürgſchaftsleiſtung, da ſie eine 
reale Sicherheit nicht bietet, nicht angenommen zu 
werden braucht. Nach Analogie des $ 320 II und nach 
8 242 BGB. iſt es auch dann ausgeſchloſſen, wenn 
die Ausübung insbeſondere wegen Geringfügigkeit 
der als Grundlage dienenden Forderung gegen 
Treue und Glauben verſtoßen würde. Dadurch 
erhält der Verkäufer, ohne zur Gegenleiſtung ver⸗ 
pflichtet zu ſein, im Prozeß den Vollſtreckungstitel, 
während bei nicht erſolgter Sicherheitsleiſtung die 
Verurteilung zur Einwilligung in die Berichtigung 
und zur Herausgabe des Grundſtücks und der vor⸗ 
handenen Früchte nur Zug um Zug gegen Empfang 
der dem Käufer gebührenden Leiſtungen erfolgen 
kann. Die Vollſtreckungsklauſel wird in dieſem 
Falle abweichend von der allgemeinen Regel erſt 
dann erteilt, wenn der Nachweis, daß der Käufer 
mit ſeinen Gegenanſprüchen befriedigt oder im Verzug 
der Annahme iſt, durch eine öffentliche oder öffentlich 
beglaubigte Urkunde erbracht iſt. Die Erteilung 
der Vollſtreckungsklauſel erfolgt auf Anordnung 
des Vorſitzenden (88 726 I, II, 730 ZPO.). 

Nützliche oder Luxusausgaben, z. B. der Käufer 
hat an Stelle der Gasbeleuchtung das elektriſche 
Licht einrichten laſſen, er hat im Garten Obſtbaͤume 
geſetzt, einen Umbau vorgenommen, der ein höheres 
Mieterträgnis herbeigeführt hat, das vorhandene 
Badezimmer in prunkvoller Weiſe umändern laſſen, 
eine andere Wohnungseinteilung vorgenommen, 
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kann der Käufer nicht erſetzt verlangen (8 996 
BGB.). Inſoweit er dadurch Werte geſchaffen hat, 
die als unweſentliche Beſtandteile des Grundſtücks 
oder des Anweſens zu betrachten ſind, z. B. Ma⸗ 
ſchinen oder Beleuchtungskörper, die koſtbare Bade⸗ 
wanne, kann er ſie entfernen und allenfalls durch 
die früheren Gebrauchsgegenſtände dieſer Art er⸗ 
ſetzen. Nichtweſentliche Beſtandteile bleiben nämlich 
im Eigentum des Käufers, ſo daß er darüber frei 
verfügen kann. Sind die nützlichen oder Luxus⸗ 
anſchaffungen jedoch weſentliche Beſtandteile des 
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Anweſens geworden, z. B. eingebaute Vertäfelungen 


und Türen, Steinbelag in der Küche, neues Kloſett, 
ſo gewährt das Geſetz dem Käufer das Recht, dieſe 
Anſchaffungen zu entfernen, wobei er jedoch auf 
ſeine Koſten das Anweſen in den vorigen Stand 
zu verſetzen hat. Dieſes Wegnahmerecht hat er 
auch dann noch, wenn der Verkäufer das Anweſen 
wieder in feinen Befſitz bekommen hat, jedoch nur 
in der Form, daß ihm der Verkäufer, dem zuvor 
auf ſein Verlangen Sicherheit für den mit der 
Wegnahme verbundenen Schaden zu leiſten iſt, die 
Wegnahme zu geſtatten hat. 

Das Wegnahmerecht iſt jedoch ausgeſchloſſen, 
wenn es nur zur Schikane ausgeübt werden wollte, 
3. B. der Käufer will die koſtbaren Tapeten, mit 
denen er die Zimmer hat tapezieren laſſen, herunter⸗ 
reißen und durch die früheren minderwertigen Ta⸗ 
peten erſetzen oder die nach ſeinem Geſchmack neu 
geſtrichenen Türen abwaſchen laſſen, oder wenn der 
Verkäufer dem Käufer den Wert anbietet, den die 
angeſchafften Beſtandteile für ihn nach der Tren⸗ 
nung haben würden, wobei auch der ſog. Affektions⸗ 
wert zu berückſichtigen ſein wird (SS 232, 258, 
946, 93, 94, 997 BGB.). 

Hat der Käufer das Grundſtück oder das An⸗ 
weſen ſchuldhaft verſchlechtert oder hat er es ver⸗ 
äußert, jo hat er dem Verkäufer Schadenserſatz zu 
leiſten. Als Verſchlechterung gilt auch die Be⸗ 
laſtung mit einer Hypothek, Grundſchuld oder 
Grunddienſtbarkeit. Iſt im Augenblick der An⸗ 
fechtung die Weiterveräußerung an einen gut⸗ 
gläubigen Dritten bereits erfolgt, ſo iſt die Klage 
von vorneherein nicht auſ Herausgabe, ſondern 
auf Erſatz des Verkehrswertes zu richten, den das 
a 85 für den Verkäufer hätte (58 249, 

9 BGB.). Dagegen kann der Verkäufer den 
hoben nicht erſetzt verlangen, der ihm dadurch 
entſtanden iſt, daß er das Grundſtück bisher nicht 
im Beſitz gehabt hat. Der Hilfsantrag auf Werts⸗ 
erſatz für den Fall, daß das Grundſtück nicht 
herausgegeben werden kann, der in der Praxis 
haufig bei der Eigentumsklage hinſichtlich beweg⸗ 
licher Sachen geſtellt wird, wird in dem vorliegenden 
Fall, da durch den Widerſpruch im Grundbuch 
der gutgläubige Erwerb hintangehalten werden 
kann, keine praktiſche Rolle ſpielen, weshalb auf 
die Frage, ob ein derartiger Antrag von Anfang 
an als Eventualantrag geſtellt werden kann, hier 
nicht eingegangen zu werden braucht (1.23.1917 845). 


— —— ͤ öͤ—ä— — — b ͤ ñ —.e , — — — ʒẽ—. IꝗðWfe. ͤ— — — — 
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ft der Käufer nach erfolgter Anfechtung mit 
der Erfüllung der ſich auf Grund der Anfechtung 
für ihn ergebenden Verpflichtungen im Verzug, ſo 
iſt er verpflichtet, dem Verkäufer auch den Verzu 
ſchaden zu erſetzen. Iſt beiſpielsweiſe dem Verkäufer 
infolge des Verzugs des Käufers die Gelegenheit ent⸗ 
gangen, das Anweſen gewinnbringend anderweitig zu 
veräußern, ſo hat der Käufer den entgangenen Gewinn 
zu erſetzen. Auch für die Nutzungen, die er, wenn auch 
nicht verſchuldet, zu ziehen unterlaſſen hat, die aber 
vom Verkäufer auf Grund ſeiner beſonderen Sach⸗ 
kunde und Emfigfeit gezogen werden konnten und 


gezogen worden wären, hat er aufzukommen. 


Der zufällige Untergang der Hauptſache und 
der gezogenen Früchte macht ihn vom Augenblick 
des Verzugs an für den Betrag erſatzpflichtig, 
den der Verkäufer im Falle der rechtzeitigen Leiſtung 
als Güterwert in ſeinem Vermögen gehabt hätte; 
es müßte denn von ihm bewieſen werden können, 
daß auch bei rechtzeitiger Leiſtung die heraus⸗ 


zugebenden Grundſtücke beim Verkäufer unter⸗ 


gegangen wären. Das letztere könnte gerade in 
der gegenwärtigen Zeit, 3. B. im Falle der Zer⸗ 
ſtörung des Anweſens und der Ernte durch einen 
Fliegerangriff praktiſch werden. Dieſe Erſatzſchuld 
iſt mit 4% von dem Augenblick an, den der Ver⸗ 
käufer als für ihn günſtigſten Zeitpunkt ſeiner 
Wertbemeſſung zugrunde legt, zu verzinſen (88 246, 
249, 251, 252, 284, 285, 286, 290, 990 II 
BGB.). 

Der Käufer hat endlich noch zu beanſpruchen 
den allenfalls von ihm bezahlten Kaufpreis oder 
Kaufpreisteil nebft 4 °/o Zinſen ſeit der Bezahlung, 
da angenommen werden darf, daß der Verkäufer 
das Geld verzinslich angelegt hat. Vorausſetzung 
iſt jedoch, daß der Verkäufer noch bereichert iſt, 
alſo das Geld noch hat oder unter Erſparung 
eigenen Vermögens verausgabt hat. Daß er nicht 
mehr bereichert iſt, z. B. das Geld ihm geſtohlen 
worden iſt, hat der Verkäufer zu beweiſen ($ 818 IV 
BGB.). Hat er Hypotheken oder Grundſchulden in 
Zahlung gegeben, ſo find dieſe vom Verkäufer auf 
ihn zurückzuübertragen. Dagegen kann vom Käufer 
nicht Herausgabe der Vermögenswerte verlangt 
werden, die der Verkäufer mit dem erhaltenen 
Kaufpreis angeſchafft hat, z. B. Mobiliar, Wäſche, 
ein Grundſtück uſw. Denn der Erwerb beruht in 
dieſem Falle nicht auf der rechtlich unbegründeten 
Vermögenszuwendung, ſondern auf einem ſelb⸗ 
ſtändigen mit einem Dritten abgeſchloſſenen An⸗ 
ſchaffungsgeſchäft. 

Hat der Käufer in Anrechnung auf den Kauf⸗ 
preis Hypothekſchulden des Verkäufers übernommen, 
ſo iſt bezüglich der Rechtslage zu unterſcheiden, 
ob noch der ſog. Schwebezuſtand nach SS 415, 
416 BGB. beſteht oder nicht. Hat der Hypothek⸗ 
gläubiger ſeine Zuſtimmung noch nicht ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend erklärt und ſind insbeſondere 
die in $ 416 BGB. vorgeſehenen 6 Monate noch 
nicht abgelaufen, ſo hat er ein Recht aus der 
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Schuldübernahme nicht erworben, was ſich ins⸗ 
beſondere auch darin äußert, daß Verkäufer und 
Käufer noch bezügl. des Schuldübernahmevertrags 
freie Verfügungsmacht haben. Da in dem Fall, 
daß der Verkäufer den Kaufvertrag wegen arg⸗ 
liſtiger Täuſchung angefochten hat, dadurch der 


Scchuldübernahmevertrag als abſtraktes Erfüllungs⸗ 


geſchäft nicht nichtig wird und daher trotz erfolgter 
Anfechtung des Kaufvertrags als Schulderfüllungs⸗ 
vertrag zwiſchen Verkäufer und Käufer fortbeſteht, 
ſo kann der Käufer verlangen, daß ihn der Ver⸗ 
käufer aus dem Schulderfüllungsvertrag entläßt, 
d. h. auf ſeine Rechte aus dem Schulderfüllungs⸗ 
vertrag verzichtet. In dieſem Fall braucht der 
Käufer nicht zu begehren, daß ihn der Verkäufer 
von der Schuld gegenüber dem Hypothekgläubiger 
befreit. Dieſes Verlangen muß der Kaͤufer da⸗ 
gegen dann ſtellen, wenn er dem Hypothekgläubiger 
bereits haftet, ſei es, daß ihn dieſer ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend als Hypothekſchuldner ange⸗ 
nommen hat oder daß die Sechsmonatsfriſt nach 
8 416 BGB. abgelaufen iſt. Denn der Käufer 
kann als Schuldübernehmer ſich dem Hypothek⸗ 
gläubiger gegenüber nicht darauf berufen, daß der 


der Schuldübernahme zugrunde liegende Kaufvertrag 


auf Grund der erfolgten Anfechtung nichtig iſt 
(8 417 II B05. ). Hat der Käufer eine Hypothek 
in Zahlung gegeben, ſo kann er Rückübertragung 
dieſer Hypothek und Eintragsbewilligung verlangen, 
da die Anſechtung des Kaufvertrags auch dieſe 
. nicht ergreift (RGR Komm. 
8 139 Anm. 2). 

Hat der Verkäufer den Kaufvertrag mit der 
Auflaſſung angefochten und enthält die vom Käufer 
verübte Täuſchung den Tatbeſtand eines Betrugs 
nach $ 263 StGB., liegt alſo eine ſtrafbare 
Handlung vor, dann find für die Beurteilung 
der Anſprüche des betrogenen Verkäufers, abgeſehen 
von ſeinem Herausgabe: und Berichtigungsanſpruch 
hinſichtlich des Grundſtücks ſelbſt, die Vorſchriften 
über unerlaubte Handlung mit den allgemeinen 
Anſprüchen über Schadenserſatz zugrunde zu legen 
(88 249 —251, 823, 848, 849, 992 BGB.). 

Die oben erörterten geſetzlichen Beſtimmungen 
über die Haftung des unredlichen Befitzers dem 
Eigentümer gegenüber kommen in dieſem Fall nicht 
zur Anwendung. Dies bedeutet eine Verſchärfung 
der Haftung des Käufers in nachſtehenden Rich⸗ 
tungen. Er haftet nicht nur für die eig 
die er ſchuldhafterweiſe nicht gezogen hat, ſondern 
auch für die, welche der Verkäufer gezogen hätte. 
Er muß aber auch, was in der Literatur mit 
Recht angenommen wird (Biermann, Sachenrecht 
Anm. zu § 992 BCCB.), diejenigen Nutzungen 
herausgeben, die er, obwohl ſie der Verkäufer nicht 
gezogen hätte, ſelbſt gezogen hat. Er hat z. B. 
die größere Wohnung, die der Verkäufer ſelbſt 
bewohnt hatte, oder früher nicht verwertete Räume 
vermietet und dadurch die Erträgniſſe erhöht. Der 
Käufer muß in dieſem Falle auch ſchon vor dem 


geitſchrift für Rechtspflege in Batern. 1918. Nr. 15 u. 16. 


Eintritt des Verzugs für die un verſchuldete 
zufällige Unmöglichkeit der Herausgabe und Ver⸗ 
ſchlechterung des Grundſtücks aufkommen, es müßte 
denn ſein, daß die Unmöglichkeit oder Verſchlech⸗ 
terung auch bei dem Verkäufer eingetreten wäre. 


Der Käufer muß alſo z. B. für einen Brand, 


den ein geiſteskranker Familienangehöriger oder 
ein Kind von ihm gelegt hat, aufkommen (8 848 
BGB.). Der Betrag, der als Wertminderung in 
dieſem Falle verlangt wird, iſt mit 4% zu ver⸗ 
zinſen und zwar von dem Augenblick an, in dem 
er verlangt wird (88 246, 849 BGB.). Er muß 
dem Verkäufer die entgangenen Gebrauchsvorteile 
und einen etwa entgangenen Gewinn erſetzen, ſo 
daß der Verkäufer, wenn er z. B. für Wohnzwecke 
oder bei einem landwirtſchaftlichen Grundſtück 
für den Lebensunterhalt größere Aufwendungen 
machen mußte oder wenn er in der Zwiſchenzeit 
das Anweſen mit Gewinn hätte anderweitig ver⸗ 
kaufen können, hiefür den Käufer erſatzpflichtig 
machen kann. Iſt der Anſpruch auf Grund un⸗ 
erlaubter Handlung verjährt, dann tritt die Haſtung 
Den IRRE Bereicherung ein ($ 852 II 


Bezüglich der Verwendungen und des Weg⸗ 
nahmerechts und etwaiger Gegenanſprüche ift die 
Rechtslage die gleiche wie oben für den zivilrecht⸗ 
lichen Betrug dargeſtellt. Eine Beſonderheit be⸗ 
ſteht jedoch hier inſoferne, als der Käufer für die 
Verwendungen, die er nach dem früher Erörterten 
erſetzt verlangen kann, das Zurückbehaltungsrecht 
nicht ausüben kann (8 273 II BGB.). 

b) Unter Zugrundelegung, daß nur das Grund⸗ 
geſchäft (Kaufvertrag) angefochten werden kann. 

Der Verkäufer kann und muß verlangen, daß 
der Käufer das Grundſtück in den Formen des 
8 925 BGB. wieder an ihn aufläßt, die Um: 
ſchreibebewilligung in grundbuchmäßiger Form er⸗ 
teilt!) und ihm das Grundſtück wieder herausgibt. 

Kommt es zum Prozeß, ſo hat er den An⸗ 
trag zu ſtellen, den Käufer in dieſem Sinne zu 
verurteilen. Es empfiehlt ſich, bei Gericht eine 
einſtweilige Verfügung auf Vormerkung des 
Auflaſſungsanſpruchs zu erwirken (88 883, 885 
BGB., 88 935 ff. ZPO.). Iſt das ergangene Urteil 
für gegen Sicherheitsleiſtung vorläufig vollſtreckbar 
erklärt worden ($ 713 ZPO.), fo gilt mit dieſer 
Erklärung die Eintragung einer Auflaſſungsvor⸗ 


merkung als bewilligt ($ 883 BGB., 8 895 ZPO.). 


»Die Eintragung erfolgt auf Antrag des Ver⸗ 
käufers. Mit dieſem Antrag ſind dem Grundbuch⸗ 
amt vorzulegen das Urteil in vollſtreckbarer Aus⸗ 
fertigung nebſt Zuſtellungsnachweis und die Hinter⸗ 
legungsbeſtätigung mit Zuſtellungsnachweis (58 750, 
751 ZPO.). Die vollſtreckbare Ausfertigung wird, 
wenn die Rückauflaſſung nur Zug um Zug gegen 


1) Es iſt ratſam, dieſe Bewilligung zu verlangen, 
weil es zweifelhaft iſt, ob 8 20 GBO. die Befolgung 
des 8 19 GBO. entbehrlich macht oder nicht. 


geitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 15 u. 16. 


Erſtattung von Gegenanſprüchen des Käufers zu 
erklären iſt, nur dann erteilt, wenn dem Gericht 
die Befriedigung des Käufers oder ſein Annahme⸗ 
verzug nachgewieſen iſt (8 726 II ZPO.). 

Iſt das Urteil rechtskräftig, ſo erfolgt die Um⸗ 
ſchreibung im Grundbuch auf Grund des vorgelegten 
rechtskräftigen Urteils in vollſtreckbarer Ausfertigung 
nebſt dem Nachweis der Zuſtellung. 


Wird der Anfechtungsprozeß durch Vergleich f 


beendigt und übernimmt in dieſem der Käufer die 
Verpflichtung, das Grundſtück zurückzuübertragen, 
ſo kann diefe Rückübertragung, weil die Auflaſſung 
im Prozeßvergleich nicht erklärt werden kann, nicht 
ſofort erklärt werden. Es muß vielmehr, wenn 
der Käufer der im Vergleich übernommenen Auf⸗ 
laſſungsverpflichtung nicht freiwillig nachkommt, vom 
Verkäufer ein beſonderes Vollſtreckungsverfahren 
durch Antrag an das Prozeßgericht eingeleitet werden. 
Bezüglich der Faſſung des Antrags und des Be⸗ 
ſchluſſes kommt die Streitfrage in Betracht, ob ſich 
die Vollſtreckung nach 8 887 ZPO. oder nach 
§ 888 ZPO. richtet. Unter Zugrundelegung der 
erſteren Anſicht (RG. 55, 58) kann der Verkäufer 
beantragen, daß er vom Prozeßgericht ermächtigt 
wird auf Koſten des Käufers die Rüdauflaffung 
mit ſich ſelbſt (8 181 BGB.) vorzunehmen. Nach 
der letzteren Anſicht — Gaupp⸗Stein ZPO. 8 887 
Note 22 8 8941 — iſt zu beantragen, daß der 
Käufer zur Vornahme der Rückauflafſung durch 
Androhung einer Geldſtrafe anzuhalten iſt. Für 
den Verkäufer wird es ſich daher empfehlen, den 
Antrag alternativ zu faſſen. 

Bei einem Schiedsſpruch, der die Verpflichtung 
zur Rückauflaſſung ausſpricht, iſt das Vollſtreckungs⸗ 
urteil zu erwirken (8 1042 ZPO.). Mit dieſem 
Vollſtreckungsurteil kann dann der Verkäufer auſ dem 
gleichen Wege wie beim Beſitz eines gewöhnlichen end⸗ 
gültig oder vorläufig vollſtreckbaren Urteils den Rück⸗ 
erwerb des Eigentums am Grundſtück herbeiführen. 

Iſt der Käufer im Konkurs, fo iſt zu unterſcheiden, 
ob der Verkäufer ſchon vor der Konkurseröffnung 
eine Auflaſſungsvormerkung im Grundbuch hat 
eintragen laſſen oder nicht. 

Im erſteren Fall kann der Verkäufer auch dem 
Konkursverwalter gegenüber nach der ausdrücklichen 
Vorſchrift des 8 24 KO. die Auflaſſung, Eintragungs⸗ 
bewilligung und Herausgabe des Grundſtücks ver: 
langen. Der Erwerb dieſes unentwickelten Aus⸗ 
ſonderungsrechtes (Jaeger KO. Anm. 14 8 24) bildet 
eine Ausnahme von § 15 

Beachtet der Konkursverwalter die Vormerkung 
nicht, ſo kann der Verkäufer von ihm trotzdem die 
Auflaſſung und von dem Dritterwerber die Zu⸗ 
W verlangen (88 888 1 BGB., 8 19 GBO.) 

Nach der Konkurseröffnung kann auf Grund 
einer einſtweiligen Verfügung eine Vormerkung für 
den Verkäufer nicht mehr eingetragen werden ($ 885 
BGB., 88941, 942113 P O., §S398B0., 51411 KO.). 

Hatte der Käufer ſchon vor dem Konkurs den 
Eintrag einer Auflaſſungsvormerkung bewilligt 
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(88 883, 885 BGB.) und zwar in bindender Form, 
alſo notariell beurkundet, oder vor dem Grundbuch⸗ 
amt oder durch Aushändigung einer öffentlich be⸗ 
glaubigten Eintragsbewilligung (88 19, 29 GB.), 
und hat der Verkäufer oder der Käufer den Ein⸗ 
tragungsantrag beim Grundbuchamt geſtellt, dann 
wirkt die Vormerkung noch dem Eintrag der Kon⸗ 
kurseröffnung gegenüber (88 873 II, 878 BGB.). 
Die Richtigkeit dieſes Rechtsſatzes iſt ſehr beſtritten. 
Es iſt daher, wenn die Lage des Käufers bedenklich 
iſt, ratſam, mit der größten Beſchleunigung auf 
nn Eintrag einer Auflaſſungsvormerkung bedacht 
zu ſein 

Hal es der Verkäufer verſäumt, noch rechtzeitig 
vor der Konkurseröffnung eine Auflaſſungsvor⸗ 
merkung in das Grundbuch eintragen zu laſſen, 
dann kann er, wenn es ihm nicht gelungen iſt. 
auch das Uebereignungsgeſchäft mit Wirkſamkeit 
anzufechten, im Konkurſe des Käufers ſeinen Berei⸗ 
cherungsanſpruch und zwar auch dann, wenn das 
Grundſtück noch in der Maſſe vorhanden ift, nur 
als Bereicherungsanſpruch mit dem nach 8 69 KO. 
zu ſchätzenden Geldbetrag in der ar des Konkurs⸗ 
gläubigers geltend machen (8 3 K 

Das Ausſonderungsrecht iſt ihm m Auch 
hier zeigt ſich mit aller Deutlichkeit, wie die Lage 
des getäuſchten Verkäufers weſentlich kräftiger iſt, 
wenn er auch das dingliche Geſchäft (Auflaffung) 
anfechten kann und anfſicht. 

Bezüglich der beiderſeitigen Anſprüche im übrigen, 
alſo der Anſprüche des Verkäufers wegen Erſtattung 
der Nutzungen, wegen Unmöglichkeit der Zurückgabe, 
3. B. wegen Verkaufs und wegen Verſchlechterung 
einerſeits und der Anſprüche des Käufers wegen 
Aufwendungen andererſeits, können, da der Heraus⸗ 
gabeanſpruch bezüglich des Grundſtücks in dem hier 
in Rede ſtehenden Fall ſchuldrechtlicher, nicht ding⸗ 
licher Natur ift, die Grundſaͤtze über die Neben⸗ 
haftung des Befitzers (58 987 ff. BGB.) nicht un: 
mittelbar Anwendung finden. 

Ihre Anwendung ergibt ſich jedoch nach 88 142 II, 
819, 292 BGB. 

Die beiderſeitige Ausgleichung vollzieht fich 
daher auch in dieſem Falle nach denſelben Regeln, 
die unter a im Falle der gleichzeitigen Anfechtung 
des e Geſchäftes im einzelnen erörtert 
worden find. 


II. Die Anfechtung durch den getäuſchten 
| Käufer. | 


Er kann vom Verkäufer verlangen Zurück⸗ 
bezahlung des erhaltenen Kaufpreiſes nebſt 4% 
Zinſen, dagegen nicht Herausgabe des mit dem 
erhaltenen Geld angeſchafften Vermögenswertes 
(ſ. I a. E.). Hat er Hypotheken in Zahlung ge: 
geben, ſo wird regelmäßig mit dem Kaufvertrag 
auch dieſes Erfüllungsgeſchäft angefochten werden 
können, ſo daß auch die Uebertragung der Hypo⸗ 
thek nichtig iſt. 

Handelt es ſich um eine Buchpalhet dann 


BGB.). 
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kann der Käufer vom Verkäufer die Berichtigung 
des Grundbuchs in der Form einer eintragungs⸗ 
fähigen Berichtigungsbewilligung verlangen (8 894 
BGB., 88 19, 29 EBD.) Im Prozeß empfiehlt 
es ſich, den Widerſpruch im Wege der einſtweiligen 
Verfügung zu erwirken (S 899 BGB., 88 935 ff. 
8000. ſt das Urteil, durch das der Verkäufer 
zur Bewilligung der Grundbuchberichtigung bezügl. 
der Hypothek verurteilt worden iſt, nur vorlaufig 
vollſtreckbar, ſo kann auch auf Grund dieſes Urteils 
ein Widerſpruch in das Grundbuch eingetragen 
werden. Im übrigen wird auf das unter Ja 
Ausgeführte verwieſen. | 

Iſt die in Zahlung gegebene Hypothek eine 
1 dann find folgende Fälle zu unter⸗ 

eiden: 


1. Die Abtretungserklärung iſt in öffentlich be⸗ 
| 1 95 Form vorgenommen worden (8 1155 


2. Die Schriftform iſt erſetzt worden durch den 
Eintrag der Abtretung in das Grundbuch (88 1154 ff. 
BGB., 88 13, 30, 19, 26, 29 GBO.). 


3. Der Käufer hat die Abtretungserklärung 
nur privatſchriftlich vorgenommen und dem Ber: 
3 Hypothekenbrief übergeben (8 1154 I 


In allen drei Fällen iſt durch die Anfechtung 
der Hypothekabtretung das Eigentum an dem 
Hypothekenbrief wieder an den Käufer zurück⸗ 
gefallen, ſo daß beim Beſitzkonſtitut der Käufer 
wieder ohne weiteres ein freies Verfügungsrecht 
über den Hypothekenbrief hat und bei der erfolgten 
Uebergabe des Briefes an den Verkäufer von dieſem 
die Aushaͤndigung des Briefes an ihn verlangen 
kann ($ 952 BGB.). Die Erwirkung einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung auf Hinterlegung des Hypo⸗ 
thekenbriefes wird ſich unter Umſtänden empfehlen 
(88 935 ff. ZPO.), insbeſondere dann, wenn die 
Abtretungserklärung in öffentlich beglaubigter Form 
erſolgt iſt, der Verkäufer daher im Verkehr regel⸗ 
mäßig trotz der erfolgten Anfechtung noch als 
wirklicher Gläubiger gilt (88 1155, 891, 892 
Dieſer Weg dürfte der Maßregel des 
Widerſpruchs im Grundbuch (88 894 ff. BGB.) 
vorzuziehen ſein, ganz abgeſehen von der wohl 
mit Recht aufgeworfenen Frage, ob dieſes Siche⸗ 
rungsverfahren hier Platz greifen könnte (ſ. Pre⸗ 
dari, GBO., Vorbemerkungen $ 10 II 5). 


Iſt die Abtretungserflärung durch den Bud): 
eintrag erſetzt, dann hat der Käufer das Recht, 
Berichtigung des Grundbuchs und Herausgabe 
des Hypothekenbriefs zu verlangen. Als Siche⸗ 
rungsmaßregel iſt hier geboten der durch einſt⸗ 
weilige Verfügung zu erwirkende Widerſpruch im 
Grundbuch gegen die Gläubigereigenſchaft des Ver⸗ 
käufers. Dann iſt der weitere Verbleib des Hypo⸗ 
thekenbriefs in den Händen des Verkäufers ohne 
Gefahr für den Käufer. 


Früchte (Feldfrüchte, 


1 
1 


* 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 15 u. 16, 


Liegt nur eine privatſchriftliche Abtretung mit 
Uebergabe des Hypothekenbriefs vor, dann kann 
nach erfolgter Anfechtung der Verkäufer mit Wirkung 
gegen den Käufer die Hypothek nicht übertragen 
und ſich zahlen laſſen, weshalb Sicherungsmaß⸗ 
nahmen nicht geboten find (88 1154, 1155, 892, 
893 BGB.). Es genügt, die Herausgabe des 
Hypothekenbriefs zu verlangen. Sind vom Käufer 
Hypotheken in Anrechnung auf den Kaufpreis 
übernommen worden, ſo kann er gleichzeitig mit 
dem Kaufvertrag auch die Schuldübernahme an⸗ 
fechten. In dieſem Falle kann er ſich, da 8 417 U 
BGB. nicht im Wege ſteht, dem Gläubiger gegen⸗ 
über auf die durch die Anfechtung bewirkte Nich⸗ 
tigkeit der Schuldübernahme ſelbſt berufen, ſo 
daß eine Befreiung von der Schuld dem Gläu⸗ 
biger gegenüber nicht in Frage kommt. 

Der Käufer darf, wenn er auch das Ueber⸗ 
eignungsgeſchäft angefochten hat, ſo daß er dem 
Verkaͤufer gegenüber zunächſt die Rolle des gut- 
gläubigen Beſitzers geſpielt hat, die gezogenen 
Miet⸗ und Pachtzinſen) 
(S8 99, 100 BGB.) regelmäßig behalten. Auch 
die noch vorhandenen Früchte braucht er nicht 
herauszugeben. Er muß jedoch die übermäßig 
gezogenen Früchte herausgeben, darf alſo nur die 
Früchte behalten, die nach den Grundſätzen einer 
ordnungsmäßigen Wirtſchaft als Sachertrag gelten 
($ 993 I BGB.). Für die übermäßig gezogenen, 
z. B. Windbruch, Raubbau, haftet er unter dem 
Geſichtspunkte der ungerechtfertigten Bereicherung, 
jo daß er auch dann dafür aufkommen muß, 
wenn er ſie nicht mehr hat, z. B. verkauft oder 
durch eigenen Verbrauch Aufwendungen aus eigenem 
Vermögen erſpart hat. Dagegen iſt er dann von 
der Erſatzpflicht befreit, wenn ſie ihm abhanden 
gekommen oder untergegangen find (Diebſtahl, 
Brand). Er haftet nicht für eine Beſchädigung 
und ein ſonſtiges Ereignis, das ihm die Heraus⸗ 
gabe unmöglich macht (8 993 BGB.). Hat er 
jedoch das Grundſtück verkauft, ſo muß er den 
Betrag, der dem Verkehrswerte zur Zeit der Auf⸗ 
laſſung des Verkäufers an ihn entipricht, oder, 
wenn der Erlös geringer iſt als dieſer, den Erlös 
dem Verkäufer herausgeben oder auf ſeinen Kauf⸗ 
preisrückerſtattungs⸗ und Verwendungsanſpruch an⸗ 
rechnen. Nach der Rechtshängigkeit ſteht er für 
jedes Verſchulden ein, durch das das Grundſtlück 


verſchlechtert oder beſchädigt wird (8 989 BGB.). 


Notwendige Verwendungen kann der Käufer 
auch dann erſetzt verlangen, wenn ſie der Ver⸗ 
käufer nicht in dieſer Art oder in dieſem Umfang 
gemacht hätte (8 994 1 BGB.); es müßte denn 
ſein, daß ſie gewöhnliche Erhaltungskoſten ſind 
oder Aufwendungen für Laſten des Grundſtlücks 
bilden, in welchem Falle der Käufer, weil er ja 
auch die Früchte behalten darf und die Gebrauchs⸗ 
vorteile nicht zu vergüten braucht, keinen Erſatz ver⸗ 
langen kann. Dagegen kann er Erſatz der Auslagen, 
die wirtſchaftlich den Stamm des Grundſtücks 
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betreffen, z. B. 5 Kanaliſationskoſten 
verlangen 688 994 1 S. 2, 995 S. 2 BGB.). 

Auch nützliche Aufwendungen, z. B. für das 
Setzen von Obſtbäumen, Einrichten des elektriſchen 
Lichtes, kann er, weil ſie regelmäßig den Wert 
des Grundſtücks ſteigern, erf verlangen (8 996 
BGB.). Zinſen kann er jedoch für dieſe Auf⸗ 
wendungen nicht beanſpruchen (Biermann, Sachen⸗ 
recht Anm. 3 8 996 BGB.). Für die Verteilung 
der Früchte und Laſten gelten die Vorſchriften der 
88 993, 1015, 103 BGG. Von vorausbezahlten 
Miet⸗ und Pachtzinſen muß daher der Käufer 
den Teil, der nach Abzug des auf die Dauer ſeiner 
Berechtigung fallenden Betrags verbleibt, an den 
Verkäufer abliefern oder mit ihm verrechnen. 

Grund: und Hausſteuern, Hypothekzinſen, 
Brandverſicherungsbeiträge an öffentl. Verſiche⸗ 
rungsanſtalten braucht er nur für die Dauer feiner 
Berechtigung zu bezahlen. Er kann alſo in dieſer 
Richtung teilweiſen Erſatz verlangen. 

Bezügl. des Abtrennungsrechtes gilt das gleiche 
wie früher bei der Rechtsſtellung des betrogenen 
Verkäufers ausgeführt. Wenn jedoch der Käufer 
eine Einrichtung hat herſtellen laſſen, die zu den 
gewöhnl. Erhaltungskoſten gehört, ſo darf er dieſe 
nicht wegnehmen, weil er ja auch für die Nutzungen 
nicht erſatzpflichtig iſt. Er darf alfo die neuen 
Scheiben oder Dachziegel, die er für zerbrochene 
hat einſetzen laſſen, nicht wegnehmen. Wegen 
ſeiner Verwendungen auf die noch ſtehenden 
Früchte ſiehe 8 998 BGB. Er kann daher regel: 
mäßig Erſatz verlangen, es müßte denn fein, daß 
ſich die Verwendungen auf die übermäßig gezogenen 
bezogen haben. 

Vom Augenblick der Anfechtung oder der 
Rechtshängigkeit an iſt die Haftung geſteigert, 
was ſich insbeſondere nach der Richtung äußert, 
daß der Käufer, wenn er Wohnungen leerſtehen 
ließ und dies bei verkehrsüblicher Sorgfalt hätte 
vermieden werden können, dem Verkäufer ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig iſt. Im übrigen wird auf das oben 
unter Ja Ausgeführte verwieſen (88 819, 292, 
987 ff. BGB.). — Der Käufer kann mit der 
Rückforderungsklage die Klage auf Feſtſtellung der 
Nichtigkeit des Grundgeſchäftes und der Auflaſſung 
verbinden. Wenn der Verkäufer die Rückgängig⸗ 


machung des Kaufs und die Rückzahlung des 


Kaufpreiſes verweigert, dann gerät er in An⸗ 
nahmeverzug. Der Käufer kann in dieſem Fall 
den Beſitz am Grundſtück aufgeben, ſo daß er für 
den dadurch entſtehenden Schaden nicht haftbar iſt. 
Die Beſitzesaufgabe muß er jedoch regelmäßig 
vorher androhen (88 295, 298, 303 BGB., 
RG. 73, 69). 

Die Abrechnung zwiſchen Verkäufer und Käufer 
kann fich aber von Anfang an nur nach Be: 
reicherungs grundſätzen beurteilen, nämlich 
dann, wenn der Käufer nur das Grundgeſchäft, 
nicht dagegen die Auflaſſung angefochten hat. 
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Denn in dieſem Falle können die Ausgleichungs⸗ 
grundſätze zwiſchen Eigentümer und Befitzer nicht 
zur Anwendung kommen. 


Nach den Bereicherungsgrundſätzen, die zu einer 
beiderſeitigen Abrechnung führen, ohne daß dabei 
Aufrechnungs⸗ oder eee in 
Frage kommen (RG. 72, 133; 86, 343), geſtaltet 
ſich die Lage des Käufers im vorliegenden Fall 
folgendermaßen. Sein Bereicherungsanſpruch gegen 
den Verkäufer, der, wie eingangs erwähnt, grund⸗ 
Ahh auf Zurückbezahlung des Kaufpreiſes mit 

o Zinſen und, wenn es ſich um in Zahlung 
3 Hypotheken oder Sachen handelt, deren 
Hingabe von der Anfechtung nicht umfaßt wird, 
auf Rückübertragung dieſer Hypotheken und Sachen 
geht, wobei die Abtretungserklärung durch die 
rechtskräftige Verurteilung zur Abtretung erſetzt 
wird ($ 894 3PO.), wird gemindert durch die 
von ihm gezogenen natürlichen und bürgerlichen 
Früchte und Gebrauchsvorteile (Früchte, Miet⸗ und 
Pachtzinſen, Bewohnen des Anweſens). Dagegen 
darf er wieder anrechnen die mit dem angefochtenen 
Geſchäft im urſächlichen Zuſammenhang ſtehenden 
Aufwendungen. Hierher gehören Vertragskoſten, 
Maklergebühren, Aufwendungen für das gekaufte 
Grundſtück, insbeſondere Fruchtgewinnungskoſten, 
wobei er auch ſeine Arbeit und die ſeiner Familien⸗ 
angehörigen in Rechnung ſtellen kann, Steuern 
und ſonſtige Laſten, Hypothekzinſen, Ausbeſſerungs⸗ 
koſten. Es iſt gleichgültig, ob dieſe notwendig 
oder nützlich waren und in dieſem Umfang und 
in dieſer Höhe vom Verkäufer gemacht worden 
wären. 

Bedenklich erſcheint auch mir (ſ. Iherings Jahrb. 
Bd. 61, 279 ff.) die vom RGRKomm. Anm. 6 
zu 8 818 BGB. vertretene Anſicht, daß der Käufer 
als Abrechnungspoſten auch einſetzen dürfe die 
Aufwendungen, die er unnützerweiſe oder mit 
Rückſicht auf den Erwerb des Grundſtücks gemacht 
hat, z. B. eine Vergnügungsreiſe. 


In dieſer Allgemeinheit kann dieſer Rechtsſatz 
nicht aufgeſtellt werden. Er entſpricht nicht dem 
natürlichen Rechtsempfinden. Es wäre ſchwer 
verſtändlich, wenn man dem Käufer, der, ſeiner 
eigenartigen Geſchmacksrichtung folgend, ſämtliche 
Decken des gekauften Hauſes grün hat anſtreichen 
laſſen und in dem mitgekauften Parke italieniſche 
Nächte und Zechgelage gehalten hat, geſtatten 
wollte, gegenüber den Gegenpoſten des Verkäufers 
wegen der gezogenen Nutzungen, insbeſondere der 
Gebrauchsvorteile mit dieſen Gegenpoſten ſeinerſeits 
aufzurechnen. Das Geſetz zwingt auch nicht zu 
dieſer Annahme. Die Bereicherungshaftung ſoll 
einen ſachlich ungerechtfertigten Vermögenserwerb 
auf Koſten eines anderen verhindern. Ob dieſer 
Vermögenserwerb gemacht worden iſt, läßt ſich, 
wenn auf beiden Seiten Vermögensänderungen 
vorliegen, nur in der Weiſe berechnen, daß von 
dem einen Teil nur die Vermögensaufwendungen 
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Das Jagdrecht anf den Gewäſſern im 
wertes, der als ungerechtfertigte Bereicherung er⸗ 


a did machen mußte ober gemacht. ba Nr rechtsrheiniſchen Bayern. 


Bi _ pr 5 * 0 einen N Von Syndikus E. Frhr. v. Notthafft in München. 
rauchbaren nicht ins Uferloſe gehenden Rechtsſatz. ; r 
— Der Verkaͤufer kann verlangen die Zurückgabe „ b an 36 1 1 : 
des Grundstücks nebſt den gezogenen. noch vor- in Art. 2 Abſ. 1 Ziff f 10 Beflimmung über 
handenen Früchten. Der Kaͤufer genügt ſeiner die Ausübung des 5 agdrechts auf Gewäſſe 8 
Herausgabepflicht durch Ueberlaſſung in dem gegen⸗ Im übrigen müffe 5 os in e aber 6 08 
wärtigen Zuſtand. Hat er das Grundftüd ver⸗ Ja brecht auf 1055 Gewäſ a klar 5 
ſchlechtert, ſo kann er nur dann auf Erſatz belangt 5175 A 55 fim 3 5 36 und 
werden, wenn die Verſchlechterung nach der Rechts⸗ . n 5 
hängigkeit eingetreten ift (8 818 IV BGB., 88 263, | des bayeriſchen Waſſergeſetzes (WG.) vergegen- 
267 2281 38500 N 8 wärtigen und die nötigen Schlußfolgerungen 
Die Rückgabe muß in der Form der Ruck- m nachſtehenden ſoll das Jagdrecht zunächſt 
a. > I 9 u —_ 2 Ä auf den fließenden, dann auf den ſtehenden Ge⸗ 
olgen. Der Käufer hat das Zurückbehaltungsrecht f 
nd 88 a 5 5 8 5 bis er 1 fine Ser wäſſern und auf den Kanälen erörtert werden 
ngen befriedigt iſt, wie umgekehrt auch der j 
Verkäufer die Rückzahlung der von dem Käufer ene n 
gemachten Leiſtungen auf Grund der Gelten? 1. Das Jagdrecht auf den oͤffent⸗ 
machung des (Rückforderungs⸗) Zurückbehaltungs⸗ | lichen Flüſſen. 
rechtes nur Zug um Zug gegen Rückauflaſſung Die öffentlichen Flüſſe find in dem in Anl. I 
des Grundſtücks zu betätigen hat. — zur VollzBek. vom 3. Dezember 1907 zum WG. 
Wenn der Verkäufer im Verzug bezügl. der niedergelegten Verzeichnis aufgeführt. 
Rücknahme des Grundſtücks iſt, ſo hat auch hier Die öffentlichen Flüſſe ſtehen im Eigentum 
der Käufer das Recht der Beſitzaufgabe, was aber des Staates (Art. 2 WG.). 
keinen Einfluß hat auf ſeine fortbeſtehende Ver⸗ Im Grundeigentum liegt die Berechtigung 
pflichtung, das Grundſtück auf den Verkäufer wieder zur Jagd auf eigenem Grund und Boden (Art. 1 
aufzulaſſen und bei der Umſchreibung im Grund⸗ JG.). Die Ausübung des Jagdrechts durch den 
buch mitzuwirken. Grundeigentümer auf dem ihm gehörigen Grund 
Die Unmöglichkeit der Zurückgabe des Grund⸗ und Boden iſt jedoch nach Art. 2 JG. nur dann 
ſtücks ſteht dem Rückſorderungsanſpruch des Käufers, zuläſſig, wenn einerſeits der Grundbefitz ein zu⸗ 
gerichtet auf die Bereicherung des Verkäufers, nicht ſammenhängender iſt und wenn andrerſeits dieſer 
im Weg. Sie iſt dagegen von Bedeutung bei der zuſammenhängende Grundbeſitz im Flachlande 
Berechnung der Höhe ſeines Bereicherungsanſpruchs. mindeſtens 240, im Hochgebirge mindeſtenz 
Hat der Käufer das Grundſtück noch vor der 400 baveriſche Tagwerk ausmacht Iſt dies 
Auflaſſung an einen Dritten verkauft und iſt es nicht der Fall, ſo übt die politiſche Gemeinde 
vom Verkäufer unmittelbar an dieſen Dritten, der namens der Grundeigentümer das Jagdrecht 
von der Anfechtbarkeit des Kauſgeſchäfts Kenntnis innerhalb ihres Bezirkes aus (Art. 4 8.) 
gehabt hat, aufgelaſſen worden, ſo geſtaltet ſich Weitere Beſchränkungen beſtehen für das Eigen⸗ 


‚ lle der Anfechtung der Berei 8 jagdrecht nicht; insbeſondere beſchränken auch die 
eee e F Gemeindegrenzen das Eigenjagdrecht nicht. 


»Der Verkäufer hat den Bereicherungsanſpruch, Es ſteht daher dem baveriſchen Staat als 
den er wegen der Nichtigkeit des Kaufvertrags dem Grundeigentümer der öffentlichen Flüſſe das 


in Rechnung geſtellt werden dürfen, die er für 
die Erlangung und die Erhaltung des Vermögens: 


egen den Auflaſſungsgegner hat, ohne Gewähr Jagdausübungsrecht auf dieſen zu, vorausgeſetz, 
ur das Bestehen 8 Der Wert dieſes daß die geſamte Waſſerſtrecke zwiſchen den beiden 
Anſpruchs iſt bei der Ausgleichung zwiſchen Käufer Uferlinien mindeſtens 240 oder 400 Tagwerk aus⸗ 
und Verkäufer zu berückſichtigen, ſo daß ein Be⸗ macht. 5 . 
reicherungsanſpruch des Käufers unter Umſtänden Der Staat hat bisher von dem ihm zuſtehen⸗ 
in der Richtung gegen den Verkäufer nicht beſteht, den Jagdausübungsrecht auf den öffentlichen 
im Gegenteil der Käufer dem Verkäuſer aus- Flüſſen nur beſchränkt Gebrauch gemacht. 
gleichungspflichtig ſein kann (RG. 86, 343). In dem heute noch gültigen Finanzminiſterial⸗ 
reſkript vom 6. Mai 1850, betr. die Beſtim⸗ 
mungen, nach welchen die Staatsjagden zu ver⸗ 
walten find, find einige fragmentariſche Sätze zu 
finden, die das Jagdausübungsrecht des Staates 
auf den öffentlichen Flüſſen regeln. 
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Nach Art. 1 Abſ. 3 dieſer Beſtimmungen 
kann auf ärarialiſchen Beſitzungen, wenn fie mit 
Einrechnung der dazu fallenden ärarialiſchen 
Flußſtrecken zuſammen mindeſtens 240 oder 
400 Tagwerk halten, der Staat das Jagdrecht 
ſelbſt ausüben. Dagegen wird die Waſſerfläche 
zu den nur an einem Ufer angrenzenden Staats⸗ 
grundſtücken behufs Vollzaͤhligmachung eines 
ſelbſtändigen Jagdbezirkes nicht eingerechnet. Nach 
Art. 6 der gleichen Beſtimmungen wird die dem 
Staate zuſtehende Jagd auf den öffentlichen Flüſſen 
von ihm auf jenen Strecken, auf welchen 
ärarialiſche Landjagden angrenzen, bis in die 
Mitte des Flußlaufes ausgeübt und iſt mit dieſen 
entweder zu verpachten oder in Regie zu ver⸗ 
walten, je nachdem das eine oder andere mit der 
Landjagd geſchieht. „Auf den übrigen Flußteilen 
iſt von einem Anſpruch auf die Ausübung des 
Jagdrechts bis auf weitere Beſtimmungen Um⸗ 
gang zu nehmen.“ 

Derartige weitere Beſtimmungen ſind bis 
heute nicht erlaſſen worden, ſo daß alſo: 


a) wenn und inſoweit auf den beiden gegen⸗ 
überliegenden Ufern eines öffentlichen Fluſſes 
ärarialiſche Landjagden von mindeſtens 240 oder 
400 Tagwerk (unter Einrechnung der dazu fallen⸗ 
den Flußſtrecken) angrenzen, der Staat das Jagd⸗ 
recht auf dem öffentlichen Fluſſe in ſeiner 
a Breite Gwiſchen den Landjagden) 
ausü 


b) wenn und inſoweit auf dem einen Ufer 
eines öffentlichen Fluſſes eine ärarialiſche Land⸗ 
jagd von mindeſtens 240 oder 400 Tagwerk 
angrenzt, der Staat das Jagdrecht auf dem 
öffentlichen Fluſſe nur bis in die Mitte des 
Flußlaufes ausübt. 

Im übrigen überläßt der Staat das ihm 
zuſtehende Jagdrecht auf den öffentlichen Flüſſen 
ſtillſchweigend den Gemeinden, deren Fluren der 
Fluß durchfließt oder berührt, ſolange keine ander⸗ 
weitigen Beſtimmungen über die Verwaltung der 
Staatsjagden erlaſſen werden. 

Inſoweit ein öffentlicher Fluß durch die 
Fluren einer Gemeinde fließt, übt dieſe Ge⸗ 
meinde (wenn der Staat ſein Jagdrecht nicht 
beanſprucht) auf dem öffentlichen Fluſſe das Jagd⸗ 
recht durch Verpachtung oder in Selbſtverwaltung 
aus. 


Welche von zwei Gemeinden übt aber das 


Jagdrecht auf dem öffentlichen Fluſſe aus, wenn 
10 die Grenze zwiſchen den beiden Gemeinden 
ildet? 


Es könnte daran gedacht werden, daß jene 
Gemeinde, in deren Steuergemeindebezirk der 
Flußlauf einkataſtriert iſt, allein zur Ausübung 
u Jagdrechts befugt wäre, weil der Flußlauf 

u dem Bezirk der politiſchen Gemeinde gehört. 
Dies iſt nicht richtig! 
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Der Eigenjagdbezirk bildet einen völlig ſelb⸗ 
ftändigen Jagdbezirk und der Gemeindejagdbezirk 
umfaßt nicht jene Grundſtücke, auf denen ein 
Dritter eigenjagdberechtigt iſt, auch wenn dieſe 
Grundſtücke an und für ſich zu dieſer politiſchen 
Gemeinde gehören (vgl. VGHE. Bd. 3 S. 117). 


Die Gemeinde iſt alſo nicht befugt, Grund⸗ 
ſtücke, die an und für ſich innerhalb ihres Steuer⸗ 
gemeindebezirks liegen, die jedoch zum Eigenjagd⸗ 
bezirk eines Dritten gehören, ohne weiteres mit 
ihrem Jagdbezirk zu verpachten. 

Der Staat könnte gem. Art. 6 JGG. ſein 
Jagdausübungsrecht auf dem öffentlichen Fluſſe, 
der zwei Gemeindefluren trennt, ſowohl der Ge⸗ 
meinde, in deren Steuergemeindebezirk der Fluß⸗ 
lauf einkataſtriert iſt, als auch der anderen 
angrenzenden Gemeinde mit in Verpachtung geben. 
Von dieſem Recht macht der Staat in der Praxis 
keinen Gebrauch, ſondern er überläßt entſprechend 
den Beſtimmungen des Finanzminiſterialreſkripts 
ſein Jagdausübungsrecht ſtillſcweigend den Ge⸗ 
meinden. 

Der Staat beanſprucht, wenn eine ärarialiſche 

Landjagd von mehr als 240 oder 400 Tag⸗ 
werk an dem Ufer eines öffentlichen Flusses 
e für ſich das Jagdausübungsrecht auf 
dieſem Fluſſe nur bis in die Mitte des Fluß⸗ 
laufes und überläßt die andere Hälfte des Fluß⸗ 
laufes den dort angrenzenden Gemeinden. Daraus 
iſt zu folgern, daß der Staat, wenn ein öffent⸗ 
licher Fluß die Grenze zwiſchen zwei Gemeinden 
bildet, das Jagdausübungsrecht auf dem öffent⸗ 
lichen Fluſſe jeder der beiden angrenzenden Ge⸗ 
meinden bis in die Mitte des Flußlaufes über⸗ 
läßt, ohne Rückſicht darauf, in welche Gemeinde 
der Flußlauf einkataſtriert 1 Logt. Trunk in Bl. 
f. adm. Prax. Bd. 30 S. 313 ff.). 

Dies entſpricht auch hin Billigkeit! Der 
Staat macht in Art. 5 und 7 WG. den Ufer⸗ 
eigentümern der 1 Fluͤſſe verſchiedene 
Auflagen. Nach Art. 8 JG. werden die Pacht⸗ 
ſchillinge in die Gemeindelaſ einbezahlt und den 
beteiligten Grundbeſitzern zu den fie treffen⸗ 
den Gemeindeausgaben verrechnet. Wenn zu einer 
Gemeindejagd ein öffentlicher Fluß bis zur Mitte 
des Flußlaufes gehört, ſo wird bei der Verpachtung 
der Jagd ein höherer Pachtſchilling erzielt werden, 
als wenn dies nicht der Fall iſt. Aus der Er⸗ 
zielung eines höheren Pachtſchillings erwachſen 
aber auch dem Grundeigentümer, deſſen Gründe 
an den öffentlichen Fluß angrenzen, Vorteile, 
die eine kleine Entſchädigung für die ihm vom 
Staat aufgebürdeten Laſten bieten. Es iſt daher 
nur billig, daß der Staat durch die Ueberlaſſung 
des Jagdausübungsrechts an beide Gemeinden 
den beiderſeitigen Angrenzern an die Ufer ſeines 
Fluſſes einen geringen Vorteil für die den Ufer⸗ 
eigentümern auferlegten Laſten zukommen läßt 
und daß er nicht auf Grund einer oft willkürlich 
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erfolgten⸗Einkataſtrierung die eine Gemeinde zum 
Nachteil der anderen bevorzugt. 

Es wäre zu wünſchen, daß dieſe Frage in den 
in Bearbeitung befindlichen Dienſtanweiſungen, 
welche die nicht veröffentlichte Finanzminiſterial⸗ 
entſchließung vom 18. Juni 1909 erſetzen ſollen, 
klar geregelt würde. 

Fließt ein öffentlicher Fluß durch den Jagd⸗ 
bezirk eines eigenjagdberechtigten Dritten, ſo iſt 
nach dem Obenausgeführten der Eigenjagdͤberech⸗ 
tigte auf der ganzen Breite des öffentlichen 
Fluſſes, inſoweit ſeine Eigenjagd auf den beiden 
Flußufern angrenzt, jagdausübungsberechtigt; 
wenn der Eigenjagdbezirk eines Dritten nur auf 
dem einen Flußufer angrenzt, jo iſt er bis in 
die Mitte des Flußlaufes jagdausübungsberechtigt. 

Sollten ſich in einem öffentlichen Fluſſe 
Inſeln befinden, die im Eigentum dritter Per⸗ 
ſonen ſtehen, ſo würde auf dieſen Inſeln, da nach 
Art. 2 Abſ. 2 JG. Flüſſe den Zuſammenhang 
eines Jagdbezirkes nicht unterbrechen, die Gemeinde 


jagdausübungsberechtigt ſein, in deren Steuerge⸗ 
meindebezirk die Inſel einkataſtriert iſt. Eine 


ſolche Inſel würde keine Inklave der Staats⸗ 
eigenjagd bilden, da Art. 3 JG. der Natur der 
4 nach auf Flüſſe keine Anwendung finden 
ann. 

Umfaßt die geſamte Waſſerſtrecke zwiſchen 
den beiden Uferlinien eines öffentlichen Fluſſes 
nicht 240 oder 400 Tagwerk, ſo bildet der öffent⸗ 
liche Fluß keinen Eigenjagdbezirk des Staates, 
da es an der Vorausſetzung des Art. 2 Abſ. 1 
Ziff. 3 JG. fehlt (außer es würde eine Staats⸗ 
landjagd von mehr als 240 oder 400 Tag⸗ 
werk angrenzen). In dieſem Falle gehören die 
einzelnen Flußſtrecken zum Jagdbezirk jener politi⸗ 
ſchen Gemeinde, in deren Steuerbezirk der Fluß⸗ 
lauf einkataſtriert iſt; mithin übt auch die poli⸗ 
tiſche Gemeinde nach Art. 4 JG. das Jagdrecht 
auf dieſem Fluſſe aus, inſoweit er zu ihrem 
Steuergemeindebezirk gehört. 


2. Das Jagdrecht auf den Privat: 
flüſſen und Bächen, die im Eigentum 
des Staates ſtehen. 

Für das Jagdausübungsrecht auf den Staats⸗ 
privatflüſſen gilt das über dieſes Recht auf den 
öffentlichen Flüſſen Geſagte, da der Staat auch 
Grundeigentümer der Staatsprivatflüſſe iſt. 

Wenn das Finanzminiſterialreſkript vom 
6. Mai 1850 nur von öffentlichen Flüſſen ſpricht, 
ſo iſt zu berückſichtigen, daß im Jahre 1850 über 
die Benützung des Waſſers überhaupt und alſo 
auch zur Jagd in Bayern noch keine einheitliche 
Geſetzgebung beſtanden hat, mithin ein Unter⸗ 
ſchied zwiſchen öffentlichen Flüſſen und Staats⸗ 
privatflüſſen noch nicht gegeben war. Der Natur 
der Sache nach müſſen aber die Beſtimmungen 
dieſes Reſkripts auch auf die Staatsprivatflüſſe 
entſprechend angewendet werden. 
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3. Das Jagdrecht auf den Privat⸗ 
flüſſen und Bächen im Eigentume 
Dritter. | 

Einem Dritten, der Grundeigentümer eines 
Privatfluſſes iſt, ſteht das Jagdrecht auf dieſen 
Gewäſſern auf Grund der Art. 1 und 2 JG. ebenſo 
zu wie dem Staate. 

Zur Jagdausübung auf dem Gewäſſer iſt er 
jedoch nur dann berechtigt, wenn entweder die 
geſamte Waſſerſtrecke zwiſchen den beiden Ufer⸗ 
linien mindeſtens 240 oder 400 Tagwerk ausmacht, 
oder wenn an das Gewäſſer ein ihm gehöriger 
zuſammenhängender Landgrundbefitz anſchließt und 
dieſer Landgrundbeſitz + Waſſerſtrecke mindeſtens 
240 oder 400 Tagwerk ausmacht. 

Falls der Privatfluß keinen Eigenjagdbezirk 
(allenfalls unter Einrechnung der Landjagd) bildet, 
übt die politiſche Gemeinde, in deren Bezirk das 
Gewäfſſer einkataſtriert iſt, namens des Grundeigen⸗ 
tümers das Jagdrecht aus (Art. 4 JG. ). 


4. Das Jagdrecht auf den Privat⸗ 
flüſſen und Bächen im Eigentum der 
Ufereigentümer. | | 


Nach Art. 21 WG. werden Flüſſe und Bäche, 
wenn ſie nicht zu den öffentlichen Gewäſſern zahlen 
und ſich auch nicht im Privateigentum befinden, 
als Beſtandteile der Grundſtücke, zwiſchen denen 
ſie hindurchfließen, nach Maßgabe der Uferlaͤnge 
eines jeden Grundſtücks betrachtet. Wenn die 
beiden Flußufer verſchiedenen Eigentümern ge⸗ 
hören, ſo bildet die durch die Mitte des Fluß⸗ 
laufes nach Maßgabe des mittleren Waſſerſtandes 
gezogene Linie die Eigentumsgrenze, ſoweit dieſe 
Grenze nicht bereits in anderer Art feſtgelegt iſt. 
Dieſe Privatflüſſe und Bäche bilden mithin keine 
ſelbſtändigen Grundſtücke und haben auch keine 
beſonderen Kataſterplannummern. 

Hieraus folgt, daß bis zur Mitte eines ſolchen 
Fluſſes auch das Jagdgebiet des Ufereigen⸗ 
tümers ſich ausdehnt, deſſen bereits ſelbſtändiger 
Landjagdbezirk an den Fluß anſtößt, und daß 
die Waſſerfläche eines ſolchen Fluſſes, inſoferne 
die Grenze nicht in anderer Art feſtgeſetzt iſt, bis 
zur Mitte des Fluſſes auch zur Vollzähligmachung 
der zu einem felbſtändigen Jagdbezirk noch nötigen 
Fläche eingerechnet werden darf. Grenzen ſolche 
Eigenjagden an den Fluß nicht an, ſo übt 
die politiſche Gemeinde namens der Grundeigen⸗ 


tümer (Uferbeſitzer) das Jagdrecht auf dem Fluſſe 


aus, inſoweit die Ufergrundſtücke in ihren Bezirk 
einkataſtriert ſind. 


II. Das Jagdrecht auf den ſtehenden Gewäſſern. 

1. Allgemeines. 

Das JGG. hat in Art. 2 Abſ. 1 Ziff. 4 be 
ſtimmt, daß auf Seen und Fiſchteichen von min⸗ 
deſtens 50 Tagwerk die Ausübung des Jagdrechtes 
durch den Grundeigentümer ſelbſt zuläffig if. 
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Mehrere nebeneinanderliegende, nur durch 
Daͤmme und dgl. getrennte Fiſchteiche und Seen 
werden zur Erreichung der Mindeſtflaͤche von 
50 Tagwerk dann zuſammengerechnet, wenn dieſe 
Dämme und dgl. nach ihrer Zweckbeſtimmung ſich 
als Zubehörungen der Gewäſſer darſtellen und wenn 
dieſe Dämme keine eigene Kataſterplannummer auf: 
weiſen. 

Der auf einem ſtehenden Gewaͤſſer von mehr 
als 50 Tagwerk eigenjagdberechtigte Grundeigen⸗ 
tümer iſt nur dann auf den an das ſtehende Ge⸗ 
wäſſer angrenzenden Grundſtücken eigenjagdbe⸗ 
rechtigt, wenn dieſe Grundſtücke ebenfalls in ſeinem 
Grundeigentum ſtehen, wenn fie zuſammen⸗ 
hängen und mit dem ſtehenden Gewäſſer zuſammen 
mindeſtens 240 oder 400 Tagwerk ausmachen. 

Wenn das ſtehende Gewäſſer vorübergehend 
abgelaſſen wird, oder wenn der Waſſerſpiegel des 
ſtehenden Gewäſſers vorübergehend finkt, bleibt 
der Eigenjagdberechtigte auf der geſamten regel⸗ 
mäßig vom Waſſer bedeckten Fläche jagdausübungs⸗ 
berechtigt. 

Der Waſſerjagdberechtigte iſt auf den in einem 
ſtehenden Gewaͤſſer befindlichen Inſeln nur dann 
jagdausühungsberechtigt, wenn dieſe Inſeln eben⸗ 
falls in ſeinem Grundeigentume ſtehen. Stehen 
ſolche Inſeln im Eigentum Dritter, ſo übt auf 
dieſen entweder der Dritte, falls er gemäß Art. 2 
Abſ. 1 Ziff. 3 JG. eigenjagdberechtigt iſt, oder, 
wenn dies nicht der Fall iſt, namens des Grund⸗ 
eigentümers die politiſche Gemeinde, in deren Be⸗ 
zirk die Inſel einkataſtriert iſt, das Jagdrecht aus. 
Inſeln können keine Inklave bilden, da Art. 3 
JG. der Natur der Sache nach keine Anwendung 
finden kann. 

Die ſtehenden Gewäfler find entweder öffent⸗ 
liche oder Privatgewaſſer des Staates oder 
Dritter. 


2. Das Jagdrecht auf den öffentlichen 
und auf den Staatsprivatſeen und 
Weihern. 

Welche ſtehenden Gewäfſer als öffentliche zu 
betrachten ſind, bemißt ſich nach den 3 
Rechtsverhältniſſen (Art. 1 Abſ. 2 WG.). 

Für die Rechtsverhältniſſe, nach denen ſich die 
Eigenſchaft eines ſtehenden Gewäſſers beſtimmen 
ſoll, iſt das bürgerliche Recht maßgebend, das am 
7. Oktober 1852, dem Tage des Inkrafttretens 
des Waſſerbenützungsgeſetzes an dem betreffenden 
Orte galt; unter Umſtänden iſt auch die Berufung 
auf unvordenkliche Verjährung zuläſſig. Zweifel⸗ 
los zählen zu den öffentlichen Seen der Starn⸗ 
berger⸗, Chiem⸗ und Ammerſee (Harſter⸗Caſſimir). 

Das Verzeichnis der im Eigentum des Staats⸗ 
ärars ſtehenden Seen (Anl. 2 S. 201 ff. zum Ber. 
des VIII. Ausſchuſſes für den Entwurf eines WG.) 
zählt, ohne einen Unterſchied zwiſchen öffentlichen 
und Staatsprivatſeen zu machen, alle jene Seen 
und Weiher auf, die im Eigentum des Staates 
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ſtehen. Für die Beurteilung der Frage, wem 
das Jagdrecht auf einem See zuſteht, iſt es gleich⸗ 
gültig, ob der See ein öffentlicher oder ein Staats⸗ 
privatſee iſt, da ja beide Arten im Eigentum 
des Staates ſtehen. 

Es ſteht alſo ſowohl auf den öfenttiden als 
auf den Staatsprivatſeen von mehr als 50 Tag⸗ 
werk dem Staate das . zu 
(Art. 2 Abſ. 1 Ziff. 4 J 

Der Staat kann er Jagdausübungsrecht 
verpachten oder in Regie betreiben; eine ſtill⸗ 
ſchweigende Ueberlaſſung des Jagdausübungsrechtes 

uf den Seen an die angrenzenden Gemeinden wie 
bei den öffentlichen Flüſſen kennt das Finanz⸗ 
miniſterialreſkript vom 6. Mai 1850 nicht. 

Umfaßt ein Staatsprivatſee weniger als 50 Tag⸗ 
werk, ſo übt auf dieſem See die politiſche Ge⸗ 
meinde, inſoweit in ihren Bezirk der See ein⸗ 
kataſtriert iſt, das Jagdrecht aus (Art. 4 JG.). 


3. Das Jagdrecht auf den ſtehenden 
Gewäſſern im Privateigentum Dritter. 

Umfaßt ein ſtehendes Gewäſſer, das im Eigen⸗ 
tum eines Dritten ſteht, mehr als 50 Tagwerk, 
jo ift der Grundeigentümer auf dieſem Gewäſſer 
jagdausübungsberechtigt; in allen anderen Fällen 
übt die politiſche Gemeinde, inſoweit das ſtehende 
Gewäſſer in ihren Bezirk einkataſtriert iſt, das 
Jagdrecht aus (Art. 4 JG.). 


III. Daß Jagdrecht auf den Kanälen. 


1. Allgemeines. 

Nach dem Waſſerrecht gehören die Kanäle zu 
den geſchloſſenen Gewäſſern; jagdrechtlich fallen 
fie jedoch nicht unter Art. 2 Abſ. 1 Ziff. 4 JG., 
ſo daß den Grundeigentümern eines Kanals das 
Jagdausübungsrecht auf dieſem nur dann zuſteht, 
wenn der Kanal ſelbſt einſchließlich der etwa dazu 
gehörenden Ufergrundſtücke mindeſten 240 oder 
400 Tagwerk ausmacht. 

2. Das Jagdrecht auf denöffentlichen 
und den Staatsprivatkanälen. 

Oeffentliche Kanäle find nur die vom Staat 
errichteten oder von ihm übernommenen Kanäle. 
Oeffentliche Kanäle ſind z. Z.: der Ludwigskanal, 


der Frankenthaler Kanal und der Loiſachkanal 


bei Großweil. 
Die öffentlichen und die Staatsprivatkanaͤle 
ſtehen im Eigentum des Staates. 

Die Ausübung des Jagdrechts auf den öffent⸗ 
lichen und den Staatsprivatkanälen richtet ſich in 
erſter Linie nach den vom Staat erlaſſenen Kanal⸗ 
ordnungen. 

Inſoweit ſolche Kanalordnungen für dieſe 
Kanäle nicht erlaſſen ſind, oder das Jagdaus⸗ 
übungsrecht in den Kanalordnungen nicht geregelt 
iſt, ſteht auf den öffentlichen Kanälen, wenn der 
Kanal mehr als 240 oder 400 Tagwerk umfaßt, 
dem Staat als dem Grundeigentümer das Jagd⸗ 
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ausübungsrecht zu. Umfaßt der Kanal weniger 
als 240 oder 400 Tagwerk, ſo übt die politiſche 
Gemeinde, inſoweit in ihren Bezirk der Kanal ein⸗ 
kataſtriert iſt, das Jagdrecht aus. 

Wem ſteht das Jagdausübungsrecht auf den 
öffentlichen und den Staatsprivatkanälen zu, wenn 
der Staat auf das ihm zuſtehende Recht verzichtet 
oder die etwa erlaſſene Kanalordnung über dieſes 
Recht nichts beſtimmt? 

Da das Finanzminiſterialreſkript vom 6. Mai 
1850 fi über das Jagdrecht auf den Kanälen 
ausſchweigt und da jagdrechtlich die Kanäle wie 
die fließenden Gewäſſer behandelt werden müffen, 
iſt zu folgern, daß den angrenzenden Gemeinden 
oder den angrenzenden Eigenjagdberechtigten ent: 
ſprechend den Ausführungen unter J 1 und 2 das 
Jagdausübungsrecht auf dieſen Kanälen zuſteht. 


3. Das Jagdrecht auf den Privat: 
kanälen. 


Die von Privaten errichteten Kanäle befinden 
ſich im Eigentum der Triebwerksbeſitzer, von denen 
dieſe Kanaͤle errichtet wurden. Dieſe Kanäle werden 
bezüglich des Jagdrechts ebenſo behandelt wie die 
im Eigentum Dritter ſtehenden Privatflüſſe und 
Bäche und geben daher zu beſonderen Erörterungen 
keinen Anlaß. 


Kleine Mitteilungen. 


Die Notwendigkeit, die Schiedsgerichtserdnung eines 
rechtsfähigen Vereins in die Satzung aufzunehmen. In 
den Satzungen von Kartellen, Konventionen, Intereſſen⸗ 
verbänden. die als rechtsfäbige Vereine errichtet werden, 
findet ſich faſt durchgängig eine Beſtimmung des In⸗ 
baltes, daß zur Schlichtung aller Streitigkeiten der 
Mitglieder mit dem Verein, insbeſondere aber zur 
Entſcheidung über Zuwiderhandlungen gegen ſatzungs⸗ 
gemäße Beſchlüſſe ein Schiedsgericht zuſtändig ſein 
ſoll. Zumeiſt wird dann noch eine Beſtimmung des 
Inhaltes hinzugefügt, daß die Vorſchriften über die 
Zuſammenſetzung und das Verfahren dieſes Schieds⸗ 
gerichtes in einer beſonderen Schiedsgerichtsordnung 
niedergelegt werden ſollen. 

Dieſer Weg iſt meiſt gewählt worden, um die 


Satzung nicht noch mit weiteren Beſtimmungen zu 


belaſten, ferner aber auch deshalb, weil, wenn die 
Schiedsgerichtsordnungen nicht in die Satzung auf⸗ 
genommen werden, Aenderungen ihres Wortlautes zu 
ihrer Wirkſamkeit nicht der unter Beobachtung um⸗ 
ſtändlicher Formvorſchriften durchzuführenden Ein⸗ 
tragung in das Vereinsregiſter bedürfen. 

Nun hat neuerdings das Reichsgericht in einer 
Entſcheidung, die in Band 88 der amtlichen Samm⸗ 
lung S. 395 ff. und in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
1916 S. 1474 abgedruckt iſt, zu dieſer Frage Stellung 
genommen. Seiner Beurteilung unterlag eine Satzung 
deren 8 12 folgenden Wortlaut hatte: 

„Zur Schlichtung aller Streitigkeiten, insbeſon⸗ 
dere zur Entſcheidung über Zuwiderhandlungen 
gegen ſatzungsgemäße Beſchlüſſe ſoll ein Schieds⸗ 
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gericht berufen werden, deſſen Zuſammenſetzung, 


Zuſtändigkeit und Verfahren einer beſonderen Schieds⸗ 


gerichtsordnung vorbehalten bleibt.“ 
Dies hat das Reichsgericht für ungenügend er⸗ 
tet 


et. 

Nachdem es dargelegt hat, daß im vorliegenden Fall 
die Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts nicht etwa dar⸗ 
auf geſtützt werden könne, daß die Parteien die ſchieds⸗ 
gerichtliche Regelung für dieſen beſonderen 
Fall vereinbart hätten, führt es aus: 


„Die Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts kann des⸗ 
halb im gegebenen Falle nur auf der Satzung 
beruhen, wohlbemerkt aber nur auf ſolchen Normen, 
denen auch wirklich die Eigenſchaft von 
Satzungsnormen und nicht etwa nur von 
bloßen Ausführungsnormen, wie etwa den Normen 
einer nur die Ordnung des inneren Geſchaͤftsbetriebes 
im Vereine regelnden Geſchäftsordnung, Hausord⸗ 
nung, Büchereiordnung, Feſtordnung oder dgl. zu⸗ 
kommt. Die Satzung des beklagten Vereins iſt in 
ihrer vorliegenden Faſſung, ſoweit es ſich um die 
Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts handelt, unvoll⸗ 
ſtändig, da im 8 12 Abſ. 1 die Regelung der Zu⸗ 
ſammenſetzung und Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts 
einer „Schiedsgerichtsordnung“ und damit, ſoweit 
erſichtlich, einer künftigen Aufſtellung von 
Vereinsnormen vorbehalten worden iſt, die 
jedenfalls in den angegebenen beiden Beziehungen 
über den Inhalt bloßer Ausführungsbeſtimmungen 
hinausgehen. Denn aus ihnen ergibt ſich erſt 
der Umfang deſſen, was überhaupt zur ſchiedsge⸗ 
richtlichen Entſcheidung verwieſen werden ſoll, ſo⸗ 
wie eine Antwort auf die Frage, wer als Schieds⸗ 
richter zur Entſcheidung berufen iſt oder in welcher 
Art die Auswahl der mehreren Schiedsrichter ge⸗ 
troffen werden ſoll. Eine Satzung, die ſich der Be⸗ 
ſtimmung hierüber enthält, anderſeits aber, 


ach 


was die Ernennung der Schiedsrichter anlangt, durch 


einen Vorbehalt einem Inkrafttreten der in den 
88 1028 ff. PO. enthaltenden Geſetzesvorſchriften vor⸗ 
beugen will, iſt wirkungslos und entſpricht auch 
nicht den Anforderungen einer geſetzlich ſtatthaften 
Schiedsgerichtsanordnung im Sinne des 8 1048 ZPO. 


Damit nimmt alſo das Reichsgericht den Stand⸗ 


punkt ein, daß die Schiedsgerichtsordnung, um Wirk⸗ 


ſamkeit zu erlangen, im Regelfalle Beſtandteil der 
Satzung ſein müſſe. . 

Das Reichsgericht hat dabei allerdings ausdrück⸗ 
lich betont, daß in dem ihm vorliegenden Falle die 
Prüfung entfiel, wie die Sachlage zu beurteilen ge⸗ 
weſen wäre, wenn etwa die Schiedsgerichtsordnung 
gleichzeitig mit der Aufſtellung der Satzung beſchloſſen 
und feſtgeſtellt, nur aber der Prüfung des Regiſter⸗ 
richters entzogen worden wäre, und es faßt endlich 
ſeine Meinung wie folgt zuſammen: 

„Iſt dagegen, wie nach dem bisherigen Partei⸗ 
vorbringen als zutreffend angenommen werden muß, 
die ‚Schiedsgerichtsordnung zu ſpäterer Zeit, 
nach der Eintragung des Vereins in das Ver⸗ 
einsregiſter 1 0 ſo ſtellt ſie als eine weſent⸗ 
liche, über den Inhalt einer bloßen Ausführungs⸗ 
verordnung weit hinausgehende Satzungser⸗ 
gänzung eine Satzungsänderung im Sinne des 
8 71 BGB. dar, und fie iſt alsdann, wie dieſe Geſetzes⸗ 
vorſchrift ergibt, nur unter der Vorausſetzung in 
Wirkſamkeit getreten, daß fie in das Vereins regiſter 
eingetragen worden iſt. Von der Einhaltung der 
Vorſchrift des § 71 ſowie der im Abſ. 2 daſelbſt heran⸗ 
gezogenen Vorſchriften der 88 60 bis 64 und des 
866 Abſ. 2 BGB. kann ſich der Verein nicht ſelbſt 
befreien, indem er ſich formfreie und der amtlichen 
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Prüfung nicht unterliegende Satzungsänderungen in 
der Satzung vorbehält.“ 

Daraus ergibt ſich folgende Nutzanwendung: 

Alle rechtsfähigen Vereine, die das Schiedsgerichts⸗ 
verfahren in einer beſonderen Ordnung geregelt haben, 
die nicht in die Satzung aufgenommen iſt, werden gut 
daran tun, ſchleunigſt dies nachzuholen. 

Um dies zu erreichen, braucht der Wortlaut der 
Satzungen nur wenig geändert zu werden. Es genügt, 
wenn in Fällen wie dem vorliegenden die betreffende 
Beſtimmung eine Ergänzung dahin erhält: „Dieſe 
Schiedsgerichtsordnung bildet einen Beſtandteil dieſer 
Satzung.“ | 

Dies gilt unbedingt für die Vereine, deren 
Schiedsgerichtsordnung nicht gleichzeitig mit der 
Satzung erlaſſen worden iſt. Man wird aber an⸗ 
nehmen müſſen — das Gegenteil kann nicht etwa aus 
der Tatſache geſchloſſen werden, daß das Reichs⸗ 
gericht, das grundſätzlich allen akademiſchen Erörte⸗ 
rungen aus dem Wege gebt, dieſe Frage offen gelaſſen 
hat —, daß die Rechtſprechung auch bei gleich⸗ 
zeitiger Feſtlegung zu demſelben Ergebnis gelangen 
wird, da auch hier dem Erfordernis der Nachprüfung 


des Regiſterrichters, auf das das Reichsgericht ſo 


großen Wert legt, nicht entſprochen iſt. 
Rechtsanwalt Dr. Rudolf Waſſermann in München. 


Eine Generalkemmande⸗ Verordnung gegen die 
Wohunngsust. Das ſtellv. Generalkommando II. bayer. 
A.⸗K.s hat am 10. April 1918 eine Bekanntmachung 
erlaſſen, die gegenüber der Bundesratsbekanntmachung 
vom 26. Juli 1917 den Mietern von Kleinwohnungen 
d. i. von Wohnungen bis zu 4 Räumen, die Küche 
mitgerechnet, und Wohnungen bis zu 600 M Miet⸗ 
preis vor dem 1. Juli 1914, einen weiteren verſtärkten 
Schutz bringt. 

Die wichtigſte Neuerung gegenüber dem Rechts⸗ 
zuſtande, wie ihn obige BRBek. geſchaffen hat, ift 
folgende: 

Die auf Grund der BRBek. errichteten Einigungs⸗ 
ämter entſcheiden auf Anrufen eines Mieters über 
die Wirkſamkeit einer nach dem 1. Juli 1917 erfolgten 
Kündigung des Vermieters, über die Fortſetzung des 
gekündigten Mietverhältniſſes und ihre Dauer ſowie 
über eine Erhöhung des Mietzinſes im Falle der 
Fortſetzung nach billigem Ermeſſen und in freier 
Rechtsfindung, ohne Bindung an die Vorſchriften des 
BGB. oder des Mietvertrags. Sachlichrechtliche 


Beſtimmungen enthält die BRVO. abſichtlich nicht; 


das Einigungsamt ſoll innerhalb ſeiner Zuſtändigkeit 
möglichſt frei von geſetzlichen Schranken 
nur nach ſeinem billigen Ermeſſen ent⸗ 
ſcheiden. 

Anders obige GVO. Sie enthält bezüglich der 
Kündigung und Mietſteigerung tief einſchneidende 
Aenderungen des BGB. und der Vertrags⸗ 
freibeit der Mietverträge. Die Kündigungs⸗ 
freiheit des BGB. iſt hinſichtlich der Klein⸗ 
wohnungen ohne weiteres beſeitigt. An 
Stelle der nach 88 564, 565 BGB. jedem Vertrags⸗ 
teil einſeitig zuſtehenden Kündigungsbefugnis ſetzt 
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1. wenn der andere Vertragsteil vorher ſchriftlich 
zugeſtimmt oder 2. wenn bei verweigerter ſchriftlicher 
Zuſtimmung letztere beim Vorliegen wichtiger Gründe 
für die Kündigung vom Vorſitzenden des Miet⸗ 
einigungsamtes erſetzt wird. Eine dieſen Vorſchriften 
nicht entſprechende Kündigung iſt rechtsunwirkſam und 
ſogar unter Strafe geſtellt. ö 


An Stelle der einſeitigen, beiden Vertragsteilen 
jederzeit, ſoweit nicht vertragliche Bindung entgegen⸗ 
ſteht, freiſtehenden Kündigung tritt der unter teilweiſe 
ſchriftlichem Formzwang ſtehende Kündi⸗ 
gungsvertrag. Der andere Vertragsteil muß 
ſchon vorher der Kündigung ſchriftlich zuſtimmen 
m. a. W. der die Kündigung beabſichtigende Vertrags⸗ 
teil muß von dieſer ſeiner Kündigungsabſicht die 
Gegenſeite verſtändigen mit der befriſteten Auffor⸗ 
derung der Kündigung ſchriftlich zuzuſtimmen. Stimmt 
der andere Teil ſchriftlich zu, ſo wird der Kündigende 
nochmals erklären müſſen, daß die Kündigung nun⸗ 
mehr vollzogen ſei; denn nach dem Wortlaute 
der GR VO. darf er erſt mit vorgängiger ſchrift⸗ 
licher Zuſtimmung des anderen Teils kündigen. 

Stimmt der andere Teil binnen beſtimmter 
Friſt nicht zu, ſo kann der die Kündigung Beab⸗ 
ſichtigende beim Vorſitzenden des Mieteinigungs⸗ 
amtes beantragen, daß letzterer an Stelle des andern 
Teils der Kündigung zuſtimme, jedoch nur, falls 
wichtige Gründe für die Kündigung vorliegen. 
Ob derartige wichtige Gründe die Kündigung recht⸗ 
fertigen, hat der Vorſitzende des Mieteinigungsamtes 
nach ſeinem freien, billigen Ermeſſen zu entſcheiden. 
Gegenüber den Entſcheidungen des Mieteinigungs⸗ 
amtes beſteht aber immerhin ein grundlegender Unter⸗ 
ſchied inſofern, als letzteres ſachlich überhaupt an 
keinerlei geſetzliche Vorſchriften gebunden iſt, ſondern 
unter Abwägung aller Umſtände ſowohl 
derer zugunſten des Vermieters wie derer 
zugunſten des Mieters in völlig freier Rechts⸗ 
findung ſeine Entſcheidung trifft, während der Vor⸗ 
ſitzende des Mieteinigungsamts allerdings auch nach 
freiem, billigem Ermeſſen, aber doch nur innerbalb 
der von der Ga VO. gezogenen Grenze darüber zu 
befinden hat, „ob wichtige Kündigungsgründe 
ſeitens des Kündigenden vorliegen“ Letzteren 
trifft alſo die volle Beweispflicht für die 
Wichtigkeit ſeiner Kündigung; genügt er ihr 
nicht, verbleibt es beim alten Mietverhältnis. 

Ueber das Verfahren vor dem Vorſitzenden be⸗ 
ſtimmt die GK VO. nichts weiteres. Da ſich die 
GKVO. nur als weiterer Ausbau, als Verſchärfung der 
BRBek. zum Schutze der Mieter darſtellt und aus⸗ 
drücklich die Vorſchriften der letzteren un⸗ 
berührt läßt, ſo wird ſich ſinngemäß auch das 
Verfahren vor dem Vorſitzenden im Rahmen des Ver⸗ 
fahrens der BRBek. und Anordnung des Reichskanz⸗ 
lers vom 26. Juli 1917 abſpielen, alfo allenfalls münd⸗ 
liche Verhandlung, Beweisverfahren uſw. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſitzenden kann 
der Mieter, nicht aber der Vermieter, gemäß 
8 1 BRBek. vom 26. Juli 1917 die weitere Ent⸗ 
ſcheidung des vollbeſetzten Mieteinigungs⸗ 
amtes anrufen, welches dann, im Gegenſatze zum 
Vorſitzenden, nicht nur über die Zuläſſigkeit der 


die GK BO. eine Art Kündigungsvertrag. Die Kün⸗ Kündigung, ſondern unter Umſtänden auch über Fort⸗ 
digung von Kleinwohnungen iſt beiden Teilen nur | 


geſtattet: 


ſetzung und Dauer des weiteren Mietver⸗ 
hältniſſes, Mietzinserhöhung uſw. gemäß 


250 


8 1 BRBek. befinden kann. Zweifellos kann der 
Mieter gegen einen ihm ungünſtigen, alſo der Kün⸗ 
digung zuſtimmenden Entſcheid des Vorſitzenden die 
Entſcheidung des vollbeſetzten Mieteinigungsamtes an⸗ 
rufen, da die GVO. die BR Bek. ausdrücklich aufs 
recht erhält. Eine Unanfechtbarkeit des Entſcheids 
des Vorſitzenden würde auch dem Sinne, Zwecke und 
der Entſtehungsgeſchichte der GR VO. zuwiderlaufen, 
die gegenüber der ſtets ſchwieriger werdenden Klein⸗ 
wohnungsnot einen gegenüber der BRVO. noch 
weitergehenden Schutz der Mieter von 
Klein wohnungen bezweckte. Dieſer Schutz würde 
ins Gegenteil verkehrt, wenn dem Mieter ſtatt des mit 
erhöhten Rechtsgarantien ausgeſtatteten Verfahrens 
vor dem kollegialen Einigungsamte nur der unan⸗ 
fechtbare Entſcheid des Vorſitzenden bliebe. Die Ent⸗ 
ſcheidung des Einigungsamtes iſt, wie oben aus⸗ 
geführt, eine viel weitergehende und umfaſſendere als 
die des Vorſitzenden; die diesbezüglichen reichsrecht⸗ 
lichen Vorſchriften, insbeſ. über die Beſetzung des 
Einigungsamtes ſind zwingenden Charakters 
(88 4, 5, 6 BRBek.) und könnten landesrechtlich gar 
nicht außer Kraft geſetzt werden. 

Bedenklich iſt die Beſtimmung des 8 3 GKV O., 
welche die Mietpreiser höhung bei Klein⸗ 
wohnungen, ſoferne der Mieter nicht ſchriftlich 
zuſtimmt, ebenfalls mit Genehmigung des 
Vorſitzenden des Mieteinigungsamtes zu⸗ 
läßt. Entgegen dem bisherigen Rechtszuſtande kann 
alſo der Vermieter ohne Kündigung mit Zu⸗ 
ſtimmung des Vorſitzenden einſeitig eine Miet⸗ 
preiserhöhung durchſetzen: das Mieteinigungs⸗ 
amt hiegegen anzurufen wird dem Mieter nicht 
geſtattet ſein, da 8 1 BR Bek. dieſen Fall nicht vor» 
ſieht. Ueber die Vorausſetzungen einer ſolchen Miet⸗ 
preiserhöhung ſchweigt die G VO.; nur aus wich⸗ 
tigen Gründen wird der Vorſitzende einer ſolchen 
zuſtimmen dürfen. 

Rechtsanwalt A. Süßer in Würzburg. 


Die Uuaufechtbarkeit der Eutſcheidungen des Miet: 
einigungsamts. Gemäß 8 3 Abi. 1 BRVO. vom 
26. Juli 1917 ſind die Entſcheidungen des Miet⸗ 
einigungsamts unanfechtbar. Es iſt alſo gegen ſie 
weder ein Rechtsmittel noch das Wiederaufnahme⸗ 
verfahren zuläſſig (vgl. Leſſer, Poſ. Monatsſchrift 1918 
S. 3). Literatur und Rechtſprechung verſuchen dieſe 
Unantaſtbarkeit wieder zunichte zu machen, indem ſie 
den Gerichten die Nachprüfung der Sprüche von 
Mieteinigungsämtern zugeſtehen. Insbeſondere ſollen 
die Gerichte feſtſtellen dürfen, ob das Mieteinigungs⸗ 
amt ſeine Zuſtändigkeit nicht überſchritten, die Vor⸗ 
ausſetzungen der Bek. vom 26. Juli 1917 beachtet, 
nicht Unmögliches oder Rechtswidriges angeordnet 
hat (vgl. Oertmann, SW. 1917 S. 956; LG. Elber⸗ 
feld in Rhein. Hausbeſ. Ztg. 1918 S. 23; Krämer, 
IW. 1918 S. 83; Kögel, Gem. Rechtsausk. 1918 ©. 81; 
Pfeiffenberger, Mieterſchutzverordnung ©. 41, 52). 

Dieſer Standpunkt widerſpricht m. E. nicht nur 
der klaren Anordnung der Bekanntmachung ſondern 
auch der Bedeutung und dem rechtlichen Charakter 

der Mieteinigungsämter. 
ö Die Bekanntmachung beſtimmt deutlich und klar 
die Unanfechtbarkeit der Sprüche des Mieteinigungs⸗ 
amts. Dieſe ausdrückliche Regelung würde umgangen, 
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wollte man die Sprüche doch wieder von den Gerichten 
nachprüfen und womöglich umſtoßen laſſen. 

Damit würde überdies die Bedeutung der Miet⸗ 
einigungsämter erheblich herabgeſetzt. Sie ſind durch 
Bundesratsbekanntmachung, alſo Rechtsnorm, ein⸗ 
geſetzte Schiedsämter. Als ſolche ſind ſie wie die 
Sondergerichte den ordentlichen Gerichten völlig gleich⸗ 
berechtigt (vgl. Pfeiffenberger a. a. O. S. 14 und 51). 
Es iſt allgemein geſetzlich unzuläſſig, die Ent⸗ 
ſcheidungen der durch irgendeine Rechtsnorm ein⸗ 
geſetzten Schiedsbehörden durch die ordentlichen Ge⸗ 
richte nachzuprüfen (vgl. Gaupp⸗Stein, ZPO. Vorbem. 
vor 88 1025 ff.). Insbeſondere den Spruch des Miet⸗ 
einigungsamts einer ſolchen Nachprüfung zu unter⸗ 
ziehen kann ebenſowenig für geſetzlich angängig er⸗ 
achtet werden. 

Aus ſolchen Geſichtspunkten kommt man zu dem 
Ergebnis, daß die Entſcheidungen von Mieteinigungs⸗ 
ämtern nur unter denſelben Vorausſetzungen für das 
Gericht unbeachtlich ſind wie rechtskräftige, auch im 
Wiederaufnahmeverfahren nicht mehr zu beſeitigende 
Urteile; alſo nur dann, wenn die vorgeſchriebene 
Form der Entſcheidung nicht beachtet iſt, zum Spruch 
nicht berufene Perſonen ihn gefällt haben oder die 
Perſönlichkeit, auf die er ſich bezieht, rechtlich oder 
tatſächlich nicht vorhanden iſt (vgl. Gaupp⸗Stein a. a. O. 
Vorbem. vor 88 578 ff.). Im allgemeinen aber iſt der 
Spruch des Mieteinigungsamts für die ordentlichen 
Gerichte unantaſtbar und nicht nachprüfbar (vgl. 
Leſſer a. a. O.). 

Gerichtsaſſeſſor Dr. Jadeſohn in Samter. 


Ans der Lechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 


I. 

Verweigerung einer Lieferung wegen Nichtbezahlung 
des Preiſes für die vorausgegangene Muſterſendung. Die 
Klägerin forderte die Zahlung des Preiſes von 17.53 M 
für eine Muſterſendung von Karbidlampen. Der Be⸗ 
klagte forderte Schadenerſatz wegen Nichterfüllung eines 
im Juni 1915 zwiſchen den Parteien geſchloſſenen Ge⸗ 
ſchäftes über die Lieferung von 3000 —5000 Stück 
Lampen. Er rechnete mit dieſer Schadenserſatzforderung 
gegen die an ſich unſtreitige Klageforderung auf und 
forderte widerklagend die Zahlung von 5000 M. Die 
Vorinſtanzen entſprachen der Klage und wieſen die 
Widerklage ab. Die Reviſion des Bekl. wurde zurück⸗ 
gewieſen. 

Gründe: Das BG. nimmt zutreffend an, daß 
dem Bekl. kein Recht zuſtand, die Bezahlung der er⸗ 
haltenen Muſterſendung bis zur Lieferung der weiteren 
gekauften Lampen hinauszuſchieben. Weder aus 8 273 
BGB. noch aus ſonſtigen Beſtimmungen konnte ein 
ſolches Recht des Bekl. hergeleitet werden. Die völlig 
grundloſe, hartnäckige Weigerung des Bekl. aber, dieſen 
kleinen Betrag zu bezahlen, erſcheint als ein derart 
ſeltſames, den Gepflogenheiten des kaufmänniſchen 
Verkehrs und dem Verhalten eines ehrbaren Kauf⸗ 
manns widerſprechendes Verhalten, daß die Annahme 
des BG., welches der Kl. ein Zurückbehaltungsrecht 
an der Hauptlieferung wegen ihrer Forderung aus der 
Muſterſendung zuſpricht, 1 t iſt. Allerdings 
iſt die Forderung, wegen deren ſie das Zurückbehaltungs⸗ 
recht ausgeübt hat, im Verhältnis zu der zurück- 
gehaltenen Leiſtung nur ganz geringfügig. Die be⸗ 
ſondere Lage des Falles aber, welche geeignet war, 
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die Kl. mit Mißtrauen gegen den Bekl. zu erfüllen und 
fie zu beſonderer Vorſicht in dem geſchäftlichen Verkehr 
mit ihm zu veranlaſſen, läßt eine derartig weitergehende 
Ausübung des Zurückbehaltungsrechtes nicht, wie es 
regelmäßig der Fall ſein mag, als wider Treu und 
Glauben verſtoßend erſcheinen. Daß die Kl. auf dieſes 
Zurückbehaltungsrecht nicht verzichtet hat, hat das BG. 
ohne Rechtsirrtum angenommen Die Gegen⸗ 
forderung des Bekl. iſt hiernach unbegründet, die Re⸗ 
viſion alſo zurückzuweiſen. (Urt. des III. 3S. vom 
3. Mai 1918, 10/18). — e — 
1899 


II 


Darlehen hypethek oder Höchſtbetragshypsthek? 
Welche bern äntzert — insbeſendere im Konkurs 
des Schuldners — eine zwiſchen ihm und dem Gläubiger 
. Vereinbarung, daß eine für ein Darlehen 
eſtellte Hypsthek zur Sicherung aller Forderungen des 
Gläubigers and dem Geſchäftsverkehr mit dem Schuldner 
dienen ſolle? (B88. 1180 KO. 35 3, 69). Aus den 
Gründen: Die fragliche Hypothek iſt von der ſpäteren 
Gemeinſchuldnerin nur für die Forderung der Bekl. aus 
dem von dieſer ihr damals gewährten 19 von 
18 000 M beſtellt worden, welche daneben durch eigene 
Wechſel der Gemeinſchuldnerin mit den Unterſchriften 
zweier Bürgen geſichert war. Nach dem Tatbeſtande 
des Urteils der 1. Inſtanz war auch unſtreitig, daß 
die Gemeinſchuldnerin vor der Konkurseröffnung 6000 M 
auf dieſe Forderung an die Bekl. abgezahlt hatte. In 
2. Inſtanz hat die Bekl. beſtritten, daß die ſpätere 
Gemeinſchuldnerin Zahlungen auf die Darlehens⸗ 
forderung geleiſtet habe, und hat geltend gemacht, die 
Gemeinſchuldnerin habe ihre Zahlungen auf laufende 
Wechſel geleiſtet, die ſie bei ihr diskontiert habe. Der 
Berufungsrichter jedoch legt dar, in der vom klagen⸗ 
den Konkursverwalter vorgelegten Abrechnung vom 
5. Dezember 1915, welche die Bekl. unſtreitig der 
Gemeinſchuldnerin erteilt habe, ſeien die Zahlungen 
der Gemeinſchuldnerin mit aller Ausdrücklichkeit gerade 
auf die Darlehensforderung verrechnet, für welche die 
fragl. Hyp. beſtellt ſei, und, da die Bekl. dieſe Ab⸗ 
. der Gemeinſchuldnerin zugeſtellt und die 
letztere die Abrechnung unwiderſprochen angenommen 
abe, ſo ſei jedenfalls eine Verſtändigung der Be⸗ 
teiligten hinterher darüber erfolgt, daß die Tilgungs⸗ 
wirkung der Zahlungen gerade bei der durch die fragl. 
Hyp. geſicherten Darlehensforderung eingetreten ſein 
ſolle. Daraus folgt aber, daß die Ausführung der 
Reviſion, es komme überaus häufig vor, daß in der 
Form einer Darlehns hypothek in Wirklichkeit eine 
Höchſtbetragshypothek für einen laufenden Kredit be» 
ſtellt und zu dieſem Zweck vereinbart werde, daß die 
jeweilige Forderung nach Abzug der Rückzahlungen 
durch die Hypothek geſichert ſein ſolle, den vorliegenden 
Fall nicht trifft. Die Hyp. iſt der Bekl. zur Sicherung 
einer einzigen beſtimmten Darlehensforderung beſtellt 
und auf dieſe Forderung hat die Grundſtückseigen⸗ 
tümerin und gleichzeitige Schuldnerin der Forderung 
die 6000 M abgezahlt. Infolgedeſſen ſtand der Bekl. 
in Höhe der 6000 M ein hypothekariſches Recht nicht 
mehr zu, vielmehr war die Hyp. in dieſer Höhe gemäß 
8 1163 Abſ. 1 Satz 2, 8 1177 Abſ. 1 BGB. als Grund⸗ 
ſchuld auf die Grundſtückseigentümerin, die ſpätere 
Gemeinſchuldnerin, übergegangen. Daher war, nach⸗ 
dem nach der Konkurseröffnung das mit der Hyp. 
belaftete SGrundſtück zwangsverſteigert und der Bekl. 
zugeſchlagen worden war, der klagende Konkursver⸗ 
walter berechtigt, den Teil des bar zu zahlenden Ver⸗ 
ſteigerungserlöſes, der im Kaufgelderbelegungstermin 
auf die der Gemeinſchuldnerin gehörende Eigentümer⸗ 
grundſchuld zur Hebung kam, für die Konkursmaſſe 
in Anſpruch zu nehmen. Nun hat zwar die Bell. 
behauptet, ſie habe kürzere Zeit nach der Eintragung 
der Hyp., aber jedenfalls vor Leiſtung irgendwelcher 
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Zahlungen durch die Gemeinſchuldnerin, ſich von dieſer, 
als ſie weiteren Kredit bei ihr nachgeſucht habe, ver⸗ 
3 laſſen, daß die beſtellte Hyp. zur Sicherung 
hrer ſämtl. in ihrem Geſchäftsverkehr mit der Gemein⸗ 
ſchuldnerin gegen dieſe zu erwerbenden Forderungen 
dienen ſolle. Zutreffend aber erklärt der Berufungs⸗ 
richter dieſe angebliche Tatſache, auch wenn ſie wahr 
wäre, bei der gegenwärtigen Sachlage für nicht geeignet, 
ein Recht der Bekl. auf den genannten Teil des Ver⸗ 
ſteigerungserlöſes zu begründen: 8 1180 888. hat 
der Berufungsrichter nicht, wie die Reviſion rügt, durch 
unrichtige Anwendung verletzt. Nach dieſer Vorſchrift 
kann an die Stelle der Forderung, für welche die Hyp. 
beſteht, eine andere Forderung geſetzt werden. Unter 
„anderer Forderung“ find auch mehrere andere For⸗ 
derungen zu Seeg en ſofern der Geſamtbetrag der 
Forderungen den Betrag der Hyp. nicht überſteigt 
(Denkſchr. zu 8 1163 RTVorl.). Hier aber ſollen, 
wenn man der Behauptung der Bekl. folgt, nicht 
andere Forderungen an die Stelle der urſprünglich 
durch die Hyp. geſicherten Darlehensforderung von 
18 000 M geſetzt fein, ſondern es ſoll ſich der Wille 
der Beteiligten darauf gerichtet haben, daß neben dieſer 
Darlehensforderung auch noch andere Forderungen der 
Bekl. aus ihrer Geſchäftsverbindung mit der ſpäteren 
Gemeinſchuldnerin in die Sicherung durch die Hyp. 
eintraten. Es bedarf nicht eines Eingehens darauf, 
ob eine ſoche Erweiterung des Gegenſtandes der durch 
eine Hyp. gewährten Sicherung rechtlich möglich iſt. 
Jedenfalls fehlt es zu einem Eintreten der anderen 
Forderungen in die Sicherung an einer entſprechenden 
Eintragung im Grundbuch. Es könnte daher die von 
der Bekl. behauptete Vereinbarung, wie der Berufungs⸗ 
richter zutreffend ausführt, günſtigſtenfalls nur die 
rechtl. Bedeutung haben, daß dadurch zwiſchen der 
Bekl. und der ſpäteren Gemeinſchuldnerin ein ſchuld⸗ 
rechtl. Vertragsverhältnis begründet worden wäre, 
wonach die Bekl. einen perſönl. (ſchuldrechtl.) Anſpruch 
darauf erlangt hätte, daß die Gemeinſchuldnerin, ſo⸗ 
weit die durch die Hyp. geſicherte Darlehnsforderung 
demnächſt durch ihre Tilgung erlöſchen und daher die 
Hyp. als Grundſchuld auf ſie übergehen werde, die 
Grundſchuld gemäß 8 1198 BGB. wieder in eine Hyp. 
für andere Forderungen der Bekl. aus der Geſchäfts⸗ 
verbindung mit ihr umwandelte und fie auch, fo lange 
dies noch nicht geſchehen wäre, die Haftung der Hyp. 
für die anderen Forderungen gegenüber der Bekl. gelten 
laſſen, alſo im Falle der Zwangsverſteigerung den auf 
die Grundſchuld entfallenden Teil des Verſteigerungs⸗ 
erlöſes zur Abrechnung auf die anderen Forderungen 
der Bekl. an dieſe herausgeben müßte (RG.Z. Bd. 50 
S. 77, 82; Warneyer Rſpr. 1909 Nr. 145; GruchBeitr. 
Bd. 53 S. 1121, 1124). Nachdem jedoch über das Ver⸗ 
mögen der Gemeinſchuldnerin der Konkurs eröffnet 
worden iſt, könnte wegen dieſes ſchuldrechtl. Anſpruchs 
nur nach §8 3, 69 KO. anteilige Befriedigung aus der 
Konkursmaſſe verlangt werden, nicht dagegen hätte die 
Bekl. das Recht, den auf die Grundſchuld entfallenen 
Teil des Verſteigerungserlöſes zur Deckung ihrer 
anderen Forderungen gegen die Gemeinſchuldnerin zu 
erheben, da ihr in dieſer Hinſicht weder ein Abſon⸗ 
derungs⸗ noch ein Ausſonderungsrecht (SS 43, 48 KO.) 
zuſtehen würde, wie für einen im weſentl. gleich lie⸗ 
genden Fall in dem in Warneyer a. a. O. und Gruch. 
Beitr. a. a. O. abgedruckten Urteil des erkennenden Senats 
vom 19. Nov. 1908 V 357/1908 (vgl. auch Warneyer 
Rſpr. 1908 Nr. 272 NG. Bd. 77 S. 109) dargelegt iſt. 
Vielmehr wäre der klagende Konkursverwalter trotz 
der angebl. Vereinbarung der Bekl. gegenüber berech⸗ 
tigt und den anderen Konkursgläubigern gegenüber 
auch verpflichtet, den auf die Grundſchuld der Gemein⸗ 
ſchuldnerin entfallenen Teil des Verſteigerungserlöſes 
für die Konkursmaſſe zu beanſpruchen. Daher hätte die 
Bekl., auch wenn die Vereinbarung getroffen worden wäre 
und die Bekl. dadurch einen ſchuldrechtl. Anſpruch im 
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vorbezeichneten Sinne gegen die Gemeinſchuldnerin 
erlangt hätte, doch gegenüber der Konkursmaſſe kein 
Recht, dieſen Erlösteil wegen ihrer anderen Forde⸗ 
rungen für ſich zu beanſpruchen. Die Reviſion hat 
noch norgebracht, es hätten, wenn die Vereinbarung 
getroffen worden wäre, demnächſt erfolgende Zahlungen, 
alſo auch die Zahlung der 6000 M, ſo lange als die 
Tilgung der Hyp Forderung nicht bewirkend zu gelten, 
als nach Abzug des Gezahlten noch Forderungen der 
Bekl. gegen die Gemeinſchuldnerin im Geſamtbetrage 
von 18 000 M oder mehr beſtehen blieben. Dieſer An⸗ 
griff ſcheitert an der Feſtſtellung, daß die Bekl. die 
Zahlung der 6000 M ausdrückl. gerade auf die durch 
die Hyp. allein geſicherte Darlehnsforderung von 
18 000 M gerechnet und die Gemeinſchuldnerin ſich ſtill⸗ 
ſchweigend damit einverſtanden erklärt hat. (Urt. des 
V. ZS. vom 24. April 1916, V 383/1917). E. 
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IH. 


Eine Firma Mitglied eines Vereins? Uebertragung 
der Mitglied ſchaft bei Uebertragung des Geſchäftes ſamt 
Firma auf einen anderen Inhaber? (HGB. 5 17, 868. 
58 38, 40). Nechtshandlungen eines Vereins, die die 
Anerkennung der Mitglied ſchaft oder die Aufnahme als 
Mitglied enthalten. Aus den Gründen: Die 
Firma iſt nichts anderes als der Name, unter dem 
ein Kaufmann im Handel ſeine Geſchäfte betreibt und 
feine Unterſchrift abgibt. (8 17 HGB.) und ſchafft nicht 
etwa ein ſelbſtändiges Rechtsſubjekt neben und außer 
dem Kaufmann (ROHG. Bd. 3 S. 412). Daraus er⸗ 
gibt ſich ohne weiteres, daß eine Firma als ſolche 
nicht Mitglied eines Vereins ſein kann. Nun ſpricht 
jedoch, entgegen dieſem Rechtszuſtande, die Satzung 
des bekl. Vereins an verſchiedenen Stellen ganz all⸗ 
gemein von der Aufnahme von Firmen als Mit⸗ 
gliedern, wie ja auch die klagende Firma als ſolche 
im Mitgliederverzeichnis aufgeführt war; die Ber⸗ 
faſſer dieſer Schriftſtücke ſind dabei offenbar von dem 
weitverbreiteten Irrtume (vgl. RG. Bd. 54 S. 18) 
beeinflußt geweſen, daß die Firma als ſolche ein Rechts⸗ 
ſubjekt ſei. Es fragt ſich, welche Bedeutung dieſem 
Umſtande für die Beurteilung der Rechtslage zukommt. 
Da die Satzung des bekl. Vereins als Erfordernis 
der Mitgliedſchaft keinerlei perſönl. Eigenſchaften, ſon⸗ 
dern nur eine ganz beſtimmte Art des Geſchäfts⸗ 
betriebs erwähnt, da ſie ferner in der vorerwähnten 
Weiſe von Firmen als Mitgliedern ſpricht und da 
ſie endlich unter den Beendigungsgründen der Mit⸗ 
gliedſchaft die Uebertragung des Geſchäftes auf einen 
anderen Inhaber nicht erwähnt, ſo läge es ſehr nahe, 
die Satzung dahin zu verſtehen, daß beim Verkauf 
eines Geſchäftes, deſſen bisheriger Inhaber Mitglied 


war, die Mitgliedſchaft auf den neuen Erwerber über⸗ 


tragen werden dürfe, ſofern der Betrieb in gleicher 
Weiſe fortgeführt wird. Die Vorſchrift in 8 38 BG. 
ſteht dem nicht entgegen, da ſie nachgiebiges Recht 
enthält (8 40 BGB.). Das BG. legt gleichwohl die 
Satzung dahin aus, daß fie an der in 8 38 BGB. auf⸗ 
geſtellten Regel, der Unübertragbarkeit der Mitglied- 
ſchaft, feſthalten wolle. Aber auch wenn man das, 
trotz der vorſtehend dargelegten Bedenken, als eine 
für das RevG. maßgebende tatſächliche Feſtſtellung 
gelten läßt, reicht es nicht aus, um die Entſcheidung 
des BG. zu tragen. Der Kl. ſtützt nämlich die in An⸗ 
ſpruch genommene Mitgliedſchaft nicht nur auf Ueber⸗ 
tragung durch ſeinen Rechtsvorgänger, ſondern auch 
auf gewiſſe Handlungen, die die Bekl. ihm gegenüber 
vorgenommen hat, nachdem er ihr von dem Erwerbe 
des Geſchäftes Mitteilung gemacht hatte. Als ſolche 
Handlungen hat das BG. feſtgeſtellt: Entgegennahme 
des Mitgliederbeitrags, ſowie der ſatzungsmäßigen 
Sicherheitsleiſtung durch Hinterlegung von fünf Sola— 
wechſeln; Zuſendung verſchiedener Vereinspapiere auf 
einen vom Kläger geäußerten Wunſch; Entſendung 
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eines Nachrechners in das Geſchäft des Kl. und Er⸗ 
laſſung von Anordnungen für die Berechnung in dieſem 
Geſchäfte durch den Nachrechner. Der Kl. behauptet, 
damit hätten die Bekl. ſeine Mitgliedſchaft anerkannt. 
Die Bekl. beſtreitet das. Das BG. erklärt den Stand⸗ 
punkt der Bekl. für gerechtfertigt. Das muß rechtlich 
beanſtandet werden. Das BG. nimmt ſelbſt an, daß 
die berufenen Vertreter des bekl. Vereins Rechtshand⸗ 
lungen vorgenommen haben, die an ſich die Aner⸗ 
kennung der Mitgliedſchaft — genauer geſagt, die 
Aufnahme des Kl. als Mitglied — enthalten. Dabei 
kann dahingeſtellt bleiben, ob die bezeichneten Hand⸗ 
lungen eine ausdrücklich auf das Rechtsgeſchäft ab⸗ 
zielende oder nur eine ſogenannte ſtillſchweigende 
Willenserklärung darſtellen; die Aufnahme in einen 
Verein wird ſich häufig ohne andere Förmlichkeiten 
vollziehen, als daß, wie hier, dem ſich Anmeldenden 
die Vereinspapiere zugeſandt und von ihm die Bei» 
träge eingehoben werden. Aber wollte man auch in 
dem Verhalten des bekl. Vereins nur eine ſtillſchweigende 
Willenserklärung ſehen, ſo wäre er deshalb nicht 
weniger an ſie gebunden — immer vorausgeſetzt, daß 
die Willenserklärung, wie das BG. unterſtellt, von 
den zuſtändigen Vertretern ausgegangen iſt. Es fragt 
ſich nur, ob der bekl. Verein rechtliche Gründe geltend 
machen kann, aus denen er nicht an ſeine Erklärung 
gebunden ſein ſoll, und in dieſer Hinſicht ermangelt 
das Berufungsurteil einer ausreichenden Begründung; 
mit dem bloßen Einwand, er ſei bei der Abgabe ſeiner 
Erklärung von einer unrichtigen eee aus» 
gegangen, kann der Verein die Wirkſamkeit der Er⸗ 
klärung nicht beſeitigen (Warneyer 1914 Nr. 36). 
Möglicherweiſe liegt den Erörterungen des Berufungs⸗ 
urteils der Gedanke zugrunde, daß ein Fall der 
mangelnden Willensübereinſtimmung gegeben fei, aber 
entnehmen läßt ſich das aus den Ausführungen des 
Urteils nicht; es beſtünden übrigens auch Bedenken 
gegen eine ſolche Beurteilung der Sache, da die Auf⸗ 
nahme in einen Verein nicht ohne weiteres einem 
zweiſeitigen Rechtsgeſchäfte gleichzuſetzen iſt. (Urt. des 
IV. 35S. vom 14. Februar 1918, IV 362/17). E. 
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IV. 


Auftragswidrige Ausführung einer Zahlung. Be⸗ 
dentung des vom Beauftragten an den Auftraggeber 
gerichteten Erſuchens, die zur Abwendung des Schadens 
erforderlichen Maßregeln zu ergreifen. Die Beklagte 
war vom D.er Bankverein erſucht worden, für Rech⸗ 
nung der Firma Ph. W. in D. an die Klägerin 
44000 M mit dem Auftrage zu überweiſen, dieſen 
Betrag an E. R. nur gegen Duplikatfrachtbrief über 
an die Adreſſe Ph. W. abgeſandte Eier zu . 
und hatte dieſen Auftrag am 22. März 1916 tele⸗ 
graphiſch und ſchriftlich an die Kl. weitergegeben. 
Dieſe zahlte für einen Waggon Eier den Betrag von 
22 000 M an E. R. aus, obgleich der Frachtbrief über 
die für Ph. W. in D. beſtimmte Sendung verſehentlich 
an die Stadtgemeinde E. adreſſiert war. Die Sendung 
gelangte infolgedeſſen nicht in die Hand der Firma 
Ph. W., wurde vielmehr auf Veranlaſſung der Stadt⸗ 
verwaltung E. am 10. April 1916 ausgeladen und 
anderweit verwendet. Die Bekl. weigerte ſich daher, 
der Kl. den ausbezahlten Betrag nebſt Proviſion und 
Speſen, zuſammen 22025 M, zu erſtatten. Die Kl. 
berief ſich darauf, daß ſie mit Schreiben vom 1. April 1916 
unter Mitteilung des Sachverhaltes die Bekl. erſucht 
habe, ſofort zu veranlaſſen, daß die Stadtverwaltung 
E. die Ware nach Eintreffen unausgeladen an Ph. W. 
befördere, und behauptete, der Schaden ſei nur durch 
nachläſſige Ausführung dieſes Auftrages durch die 
Bekl. entſtanden, dieſe ſei daher unter dem Geſichts⸗ 
punkte des Schadenserſatzes für den verlangten Be⸗ 
trag haftbar. Die Klage wurde jedoch abgewieſen, 
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die Berufung der Kl. zurückgewieſen. Auch die 
Reviſion der Kl. blieb erfolglos. 

Gründe: Die Kl. hatte auftragswidrig gehandelt 
und war deshalb, da auch der bei dem Zahlungsauf⸗ 
trag vorausgeſetzte Erfolg der Aushändigung der 
Sendung an die Firma Ph. W. nicht eintrat, nicht 
berechtigt, den Erſatz ihrer Auslagen von der Bekl. 
zu beanſpruchen. Es war Sache der Kl., die Folgen 
ihres auftragswidrigen Verhaltens abzuwenden, und 
wenn ſie ſich dazu eines Anderen bediente, auch 
darüber zu wachen, daß die zu dieſem Zwecke ihr er⸗ 
forderlich erſcheinenden Maßregeln ergriffen wurden. 
Nicht aber ſtand es ihr zu, durch Mitteilung des Sach⸗ 
verhalts an die Bekl. mit dem Erſuchen um Abhilfe 
die Gefahr des Schadens auf ihren Auftraggeber, die 
Bekl., abzuwälzen. Dieſe Umſtände rechtfertigen die 
Annahme des B., daß die Bekl., indem fie dem Er⸗ 
ſuchen der Kl. entſprach, nur eine Gefälligkeit über⸗ 
nommen, nicht aber zu einer beſtimmten Handlung 
fich verpflichtet habe. Die Begründung iſt allerdings 
nfofern zu beanſtanden, als das BG. nur davon 
ſpricht, daß die Bekl. ſich nicht habe verpflichten 
wollen. Es kommt nicht darauf an, was die Bekl. 
dachte und wollte, ſondern wie ihr Verhalten nach 
Treu und Glauben von der Kl. verſtanden werden 
mußte und durfte, und es iſt infolgedeſſen auch, wie 
die Reviſion zutreffend geltend macht, gleichgültig, ob 
die Bekl. ie ihre Tätigkeit nachträglich Gebühren 
berechnet hat oder nicht. Allein auch der Kl. mußte 
nach der Sachlage klar ſein, daß die Bekl., indem ſie 
dem Erſuchen entſprach, damit nicht die Verpflichtung 
übernehmen wollte, anſtelle der Kl. für die Abwen⸗ 
dung des Schadens zu ſorgen. Zu einer anderen 
Auffaſſung beſtand umſoweniger Anlaß, als die Bekl. 
auf die am 4. April 1916 an ſie gelangte Mitteilung 
der Kl. vom 1. April 1916 ausweislich des Schreibens 
vom 5. April 1916 den von der Kl. verlangten Be⸗ 
trag nur unter Vorbehalt gutſchrieb, das mit der 
Mitteilung verbundene Erſuchen der Kl. aber mit 
keinem Wort erwähnte. Die Kl., die aus dem Auf⸗ 
trag der Bekl. vom 22. März 1916 erſehen haben 
mußte, daß die Bekl. ihrerſeits wieder von anderer 
Seite beauftragt worden war, konnte nur erwarten, 
daß die Bekl. Nachricht und Erſuchen unverzüglich an 
ihre Auftraggeber weitergeben werde. Wollte ſie, daß 
die Bekl. in anderer Weiſe vorgehe, ſich insbeſondere 
unmittelbar an die Stadtverwaltung E. wenden ſolle, 
dann hätte ſie es zum Ausdruck bringen müſſen. Das 
iſt nicht geſchehen. Nachricht und Erſuchen der Kl. 
aber ſind, worüber kein Streit beſteht, unverzüglich 
und in der gleichen Form von der Bekl. an den D.er 
Bankverein weitergegeben worden. Damit hatte die 
Bekl. alles getan, was von ihr zu verlangen war. 
Das BG. lehnt es daher mit Recht ab, den Der Bank⸗ 
verein als Gehilfen der Bekl. in der Erfüllung einer 
ihr gegenüber der Kl. obliegenden Verbindlichkeit an⸗ 
zuſehen ($ 278 BGB.). (Urt. des III. ZS. vom 25. Ja⸗ 
nuar 1918, III 428/17). N 
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Abweichend von der Negel kann die Klage eines 
Erben auf Feſtſtellung ſeines Erbrechts unter Umſtänden 
gegen den Teſtaments vollſtrecker ſtatt gegen die Miterben 
u richten fein. Aus den Gründen: Die Reviſion 
eſtreitet die Paſſivlegitimation der beiden beklagten 
Teſtamentsvollſtrecker; ſie ſagt, im Streite befinde ſich 
nur die Frage, ob dem Kl. ein Erbrecht zuſtehe, 
und dieſe Frage könne nicht in einem Prozeß gegen 
die Teſtamentsvollſtrecker, ſondern nur durch Klage 
En die andern Erben ausgetragen werden. Diefen 

inwand hatten die Bekl. auch ſchon in den Vor⸗ 
inſtanzen geltend gemacht, und das BG. glaubt ihn 
durch die Bemerkung erledigen zu können, über das 
Erbrecht des Kl. ſei hier nur als Nebenpunkt zu ent⸗ 


ſcheiden und das ſei auch im Prozeß zwiſchen dem, 
der Rechte aus ſeinem behaupteten Erbrechte geltend 
machen wolle, und dem Teſtaments vollſtrecker un⸗ 
bedenklich zuläſſig. Es iſt der Reviſion zuzugeben, 
daß gegen dieſe Auffaſſung des Klagebegehrens Be⸗ 
denken beſtehen. Denn tatſächlich zielt der Kl., der 
unſtreitig vor dem Ableben 15 Mutter irgendwelche 
ſachlichen Anſprüche hinſichtlich des Nachlaß vermögens 
nicht erheben kann, mit allen ſeinen verſchiedentlich 
gefaßten Klageanträgen darauf ab, daß den Bekl. 
gegenüber ſein beſtrittenes Erbrecht anerkannt werde, 
und es iſt richtig, daß ein Streit dieſer Art an ſich 
un ler den Erben auszutragen iſt. Aber die beſondere 
Lage des Streitfalles muß dazu führen, auch eine 
Klage dieſes Inhalts gegen die Teſtamentsvollſtrecker 
zuzulaſſen. Der Kl. hatte unter Beweisantritt be⸗ 
hauptet, daß alle Miterben ſein Erbrecht als noch 
beſtehend anerkennen; die Bekl. haben das beſtritten, 
zugleich aber geltend gemacht, es komme darauf über⸗ 
haupt nicht an, denn ſie müßten ſich auch über die 
Entſcheidung der Erben hinwegſetzen, wenn dieſe dem 
Teſtament widerſpreche; ſie müßten unter allen Um⸗ 
ſtänden den Willen des Erblaſſers ausführen. Das 
wäre berechtigt, wenn die Erben entgegen dem klaren 
Wortlaute des Teſtaments dem Kl. ein ihm nicht 
zukommendes Erbrecht zuerkennen wollten; denn die 
Miterben könnten ihrerſeits zwar den Kl. wirtſchaftlich 
ſo behandeln, als ob er Miterbe wäre, nicht aber 15 
die durch letztwillige Anordnung entzogene rechtl. 
Stellung eines Erben verleihen. Aber hier handelt 
es ſich eben um die Frage, ob eine derartige An⸗ 
ordnung vom Erblaſſer getroffen iſt, und dieſe Frage 
kann vom Kl. vernünftigerweiſe nicht durch Klage 
gegen die Miterben ausgetragen werden, wenn dieſe 
ohnehin mit ihm in der Auslegung des Teſtaments 
einig gehen, ſondern nur durch Klage gegen die, die 
das Teſtament in dem ihm nachteiligen Sinne aus⸗ 
gelegt wiſſen wollen. Würde der Kl., wie die Bekl. 
wollen, zunächſt einen Prozeß gegen die Miterben 
durchführen, ſo hätte er zu gewärtigen, daß er auch 
damit den Bekl. gegenüber nicht weiter käme; ſie 
könnten ſchließlich einwenden, die Erben hätten den 
Prozeß abſichtlich zur Umgehung der letztwilligen An⸗ 
ordnung geführt und ein auf dieſe Weiſe zuſtande 
gekommenes Urteil ſei für fie ebenfo wenig maßgebend, 
wie die außergerichtl. Einigung der Beteiligten. Tat⸗ 
ſächtlich haben ſie denn auch im gegenwärtigen Prozeß 
keineswegs vorbehaltslos erklärt, daß ſie ſich einem 
im Prozeß des Kl. gegen. die Miterben ergehenden 
Urteil über die Auslegung des Teſtaments fügen 
würden, ſondern geſagt, nach Durchführung jenes 
Prozeſſes „könnte die Frage auftauchen“, ob die 
Teſtamentsvollſtrecker an jene Auslegung gebunden 
ſeien. Die Befürchtung eines weiterhin beſtreitenden Ber- 
haltens der Bekl. liegt umſo näher, als ſie urſprüng⸗ 
lich auch in Ausſicht geſtellt hatten, die im Prozeß des 
Kl. gegen J. erfolgende Auslegung des Teſtaments 
durch die Gerichte werde für ihre Stellungnahme gegen⸗ 
über dem Kl. in Betracht kommen können, dieſen Stand⸗ 
punkt aber verlaſſen haben, als die Entſcheidung zu 
ihren Ungunſten ergangen war. Alle dieſe Erwägungen 
führen dazu, ein Rechtsſchutzbedürfnis des Kl. in dem 
Sinne anzuerkennen, daß er abweichend von der ſonſt 
geltenden Regel die Feſtſtellung ſeines Erbrechtes 
egenüber den Teſtamentsvollſtreckern verlangen kann. 
ichtig, aber ohne Bedeutung für die vorerörterte 
Frage iſt, daß das im gegenwärtigen Rechtsſtreit 
ergehende Urteil keine Rechtskraſtwirkung gegenüber 
den Miterben hat. Auch das Intereſſe des Kl. an der 
alsbaldigen Feſtſtellung feines Erbrechts gegenüber den 
Bekl. iſt als gegeben anzuerkennen. Denn würden die 
Bekl. bei Erledigung der ihnen als Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckern obliegenden Aufgabe von dem bisher von 
ihnen eingenommenen Standpunkt aus verfahren, ſo 
würden ſie die Teilung des Nachlaſſes nicht unter 
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3 Erben, ſondern nur unter den beiden Geſchwiſtern 
des Kl. vornehmen, und der Kl. würde nicht, wie nach 
dem Teſtament vorgefehen, alsbald nad dem Ableben 
der Mutter ſeinen ausgeſchiedenen Erbteil von den 
Teſtamentsvollſtreckern erhalten, ſondern hätte erſt 
eine neue Teilung mit ſeinen Miterben herbeizuführen. 
Dieſer Nachteil kann durch die verlangte Feſtſtellung 
vermieden werden. Aus ähnlichen Erwägungen iſt in 
dem Urt. Warn. 1912 Nr. 174 dem Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker das Recht zur Erhebung einer Feſtſtellungsklage 
gegen einen Erben zuerkannt worden. (Urt. des IV. 85. 
vom 11. März 1918, IV 388/1917.) 
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VI. 


Unfall eines Schaufpielerd in den Ihenterräumen. 
Haftung des Pächters und au des Theaters. Der 
Kläger war vom Beklagten, dem Pächter und Leiter 
eines Münchner 8 eaters, als Schaufpieler angeſtellt. 
Als er am 16. Oktober 1915 vor einer Probe eine 
von der Bühne nach dem Gang zu den Garderobe⸗ 
räumen führende Treppe hinabgehen wollte, um das 
ihm zugewieſene Ankleidezimmer aufzuſuchen, ſtürzte 
er ab und verletzte ſich. Er machte den Bekl. für den 
Unfall haftbar und beanſpruchte mit der Klage 
Schmerzensgeld, den Erſatz von Kurkoſten und die 
Gewährung einer Rente. Der Anſpruch wurde im 
eh Umfang dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt. 

Aus den Gründen des Reviſionsurteils: Nach 
den Feſtſtellungen iſt der Unfall dadurch verurſacht 
worden, daß die vom Kl. benutzte Treppe nicht be⸗ 
leuchtet war, dieſer in der Dunkelheit eine der neben 
der Treppe an der Wand ſtehenden Latten umſtieß 
und darüber hinwegſtolperte. Die Verantwortung für 
den Unfall bürdet das BG. dem Bekl. mit der Be⸗ 
gründung auf, daß er durch mangelnde Fürſorge für 
eine gefahrloſe Benutzung der Treppe ſeine vertrag⸗ 
lichen und außervertraglichen Obliegenheiten ſchuld⸗ 
haft verletzt habe (588 618, 823 Abſ. 1 BGB.). Seine 
Pflicht ſei es geweſen, anläßlich der Heute die Räume, 
in welchen ſich die Angeſtellten des Theaters bewegten, 
zu beleuchten; er habe dies aber in Anſehung der 
Treppe nicht nur unterlaſſen, ſondern auch Bu eine 
zu allgemein gehaltene Anweiſung an die Angeſtellten, 
mit dem Licht möglichſt zu ſparen, verſchuldet, daß 
auch dieſe für die Beleuchtung nicht Sorge getragen 
hätten. Entweder hätte er die Anordnung derart 
beſchränken müſſen, daß Mißverſtändniſſe ausgeſchloſſen 
waren, oder er hätte die Ausführung ſeiner Anord⸗ 
nung überwachen und dadurch deren vernünftige Hand⸗ 
habung herbeiführen müſſen. Auch hieran habe er 
es fehlen laſſen. Was die Latten anbelange, ſo habe 
er nicht dulden dürfen, daß ſie am Zugang zur Treppe 
loſe an die Wand gelehnt wurden, da hierdurch die 
Gefahr des Umſtoßens nahegerückt worden ſei. Dieſe 
Ausführungen ſind frei von Rechtsirrtum und ſtellen 
insbeſondere an die Sorgfalt, welche der Bekl. infolge 
ſeiner vertraglichen Beziehungen zum Kl. ſowie mit 
Rückſicht auf ſeine allgemeinen Rechtspflichten zu be⸗ 
tätigen hatte, keine zu ſtrengen Anforderungen. Die 
Reviſion (des Bekl.) meint, es habe dem Bekl. nicht 
zugemutet werden können, außerhalb der Vorſtellungen 
alle Räume zu beleuchten. Mit Recht hebt aber ſchon 
das BG. hervor, daß zu den Zeiten, in denen ſich 
Angeſtellte des Theaters berufsmäßig dort aufhielten, 
alle hierbei in Betracht kommenden Räume bei Dunkel- 
heit beleuchtet werden mußten. Wenn ſodann die 
Reviſion eine Verletzung der außervertraglichen Pflichten 
des Bekl. deshalb verneinen zu können glaubt, weil 
auf der Treppe ein allgemeiner Verkehr nicht eröffnet 
geweſen ſei, ſo verkennt ſie zunächſt ſchon, daß es der 
Feſtſtellung dieſer Vorausſetzung zur Begründung einer 
Haftung aus unerlaubter Handlung nicht bedurfte 
(RGZ. Bd. 88 S. 433, Bd. 89 S. 365). Abgeſehen 


Statt deſſen wurden ſie auf 


geitcchrit fur Rechtspflege in Bayern, 1918. Lr. 15 u 393 15 u. 16. 


hiervon wird die Verantwortung des Bekl. aus 8 823 
Abſ. 1 BGB. auch ſchon durch die zutreffende Er⸗ 
wägung des BG. begründet, daß der Bekl. die ihm 
hinſichtlich der Beleuchtung obliegende Verpflichtung, 
ſeine Angeſtellten zu überwachen, nicht erfüllt habe. 
Die Frage des Mitverſchuldens hat der Vorderrichter 
nicht, wie die Reviſion meint, zu günſtig, ſondern wie 
die Anſchlußreviſion (des Klägers) geltend macht, zu 
ungünſtig für den Kl. beantwortet. Wenn es auch 
geboten ſein mochte, daß der Kl. vor dem Beſchreiten 
der Treppe die Einſchaltung des Lichts veranlaßte 
oder mindeſtens behutſam vorwärtsſchritt, 1 tritt doch 
die Außerachtlaſſung dieſer Vorſichtsmaßnahmen hinter 
die mehrfachen, für den Unfall grundlegenden Ver⸗ 
fehlungen des Beklagten nach der urſächlichen Be⸗ 
deutung und dem Grade des Verſchuldens ſo ſehr 
zurück, daß ſie außer Berückſichtigung bleiben muß. 
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B. Strafſachen. 
I 


Eine unlautere Nachenſchaft i. S. des 3 5 Nr. 3 
Preisſts O. vom 23. Juli 1915/23. März 1916) kann darin 
liegen, daß der Erzenger ſeine Ware um den Erzenger⸗ 
höchſtyreis am einen Angeſtellten feines Geſchäftes ver⸗ 
kauft zur Weiterveräuzerung an die Händler um einen 
höheren, den Berbrancherhöchſtpreik jedoch nicht erreichen: 
den Preis. Zur Erfüllung des Tatbeſtandes genügt eine 
Preisſteigerung für die Händler ohne die Abſicht einer 
Schädigung der Verbraucher. Die beionderen Umſtände 
des Falles in wirtſchaftlicher Hinſicht können es recht⸗ 
ſertigen, daß ſich der Verkäufer einer Ware, auch wen 
er rechtlich als Eigenhändler anzuſehen iſt, mit einem 
Gewinn in der Höhe der einem bloßen Vermittler zu⸗ 
ſtehenden Brrgätung begnügen mu. Aus den 
Gründen: Die Angeklagten vereinbarten, daß 
zum Abſatze der in der Fabrik erzeugten Marmelade 
von dem Angekl. Sch. als Geſchäftsführer der Fabrik 
Ware an den Angekl. G. zum Herſtellerhöchſtpreis auf 
Abruf verkauft und dann von G. mit Gewinn an 
Händler weiterverkauft werden ſolle. Beide Angekl. 
verfolgten dabei ausſchließlich den eigenen Vorteil. 
Die Fabrik, an der Sch. als Geſellſchafter beteiligt 

war, ſollte durch die Beteiligung ihres Angeſtellten G. 
an dem Gewinn aus dem Warenverkauf für die Rück⸗ 
zahlung von Vorſchüſſen geſichert werden, während dem 
Angekl. G. zu dieſem Zweck ein Vorteil aus dem 
Warenabſatz in der Weiſe zugewendet werden 8 85 
daß er die ihm zum Herſtellerhöchſtpreis belaſtete 
Ware an Wiederverkäufer mit einem erhebl. Auf⸗ 
ſchlag, wenn auch unter dem Verbraucherhöchſtpreis 
verkaufen ſollte. Danach iſt zufolge der Vereinbarung 
G. als erſter Käufer eingeſchoben worden, ohne daß 
dies notwendig oder auch nur für die Leitung der 
Ware von der Erzeugungsſtätte an die Verbraucher⸗ 
kreiſe dienlich oder nützlich war und ohne daß G. eigenes 
Kapital beim Ankauf aufzuwenden, Auslagen für Lage⸗ 


rung, Verkauf und Beförderung der Ware zu über⸗ 


nehmen oder Verluſtgefahr zu tragen gehabt hätte, 
obwohl er ſich perſönlich als Käufer verpflichtete. Ohne 
das Dazwiſchentreten G.s hätten die Händler — wie 
ſie es auch tatſächlich verſuchten — die Waren un⸗ 
mittelbar von der Fabrik, und hier zu den erheblich 
niedrigeren on beziehen können. 
ihre Anfrage von Sch. 
beſchieden, daß die Fabrik keine Ware habe, und gleich⸗ 
zeitig an G. verwieſen, der an die Herſtellerhöchſtpreiſe 
nicht gebunden war. Dazu ſtellt das Urteil weiter feſt, 
daß G. von dem Angekl. Sch. nicht etwa nur vor⸗ 
geſchoben worden ſei, um unter dem Schein eines von 
ihm betriebenen Zwiſchenhandels die Ware für die 


1) Vgl. jetzt PreistrO. vom 8. Mai 1918 8 1 Nr. 5, auch Nr. 4. 


Fabrik als deren Beauftragter und Vertreter unter 
Ueberſchreitung der Herſtellerhöchſtpreiſe abzuſetzen; 
nach der Ueberzeugung des Tatrichters hat vielmehr 
. die Ware in ernſtgemeinten Verträgen für fi 
käuflich von der Fabrik erworben und dann eigenen 
Namens und auf eigene Rechnung zu höheren Preiſen 
an die Händler verkauft. Daraus folgt indes nicht, 
wie in der Reviſionsſchrift ausge e wird, daß die 
getroffenen Vereinbarungen und 18 bes 9 v.. na 
als „unlautere Machenſchaften“ i. S. des 

Preisſts O. gelten konnten. Es kann e oe 
es im geſchäftl. Verkehr nicht überhaupt und allgemein, 
auch in der Friedenswirtſchaft, als unangemeſſen und 
den Gepflogenheiten des anſtändigen Kaufmannes zu⸗ 
widerlaufend angeſehen wird, wenn ein Fabrikunter⸗ 
nehmen zum Schaden des von ihm bedienten Handels, 
auf den es angewieſen iſt, einen Angeſtellten mit dem 
Warenvertrieb im kleinen derart betraut, daß zunächſt 
dieſer die Ware kauft und dann an die Händler zu 


erhöhten Preiſen liefert, zumal dann, wenn der An⸗ 


kauf wie hier „unter Vorbehalt der Auswahl der 
Ware durch ſeine demnächſtigen Abnehmer und zur 
unmittelbaren Lieferung an dieſe vom Fabriklager 
aus“ ſtattſindet. Jedenfalls aber muß es nach der 
Anſchauung, die in der Kriegsgeſetzgebung über die 
Pflichten des Handels bei der Warenverteilung ver⸗ 
treten iſt, während des Krieges als „unlautere 
Machenſchaſt“ gelten, wenn durch derartige Verein⸗ 
barungen i der Fabrik und ihren Angeſtellten 
nur des Gewinnes halber der Weg der Ware zum 
Verbraucher verlängert und die Ware durch Gewinn» 
aufſchläge verteuert wird, ohne daß die zur Beteiligung 
am Gewinn eingeſchobene Perſon eine für die Waren⸗ 
verteilung notwendige oder förderliche und für die 
Allgemeinheit nützl. Arbeit zu leiſten hat. Gerade durch 
den Zweck, ſich ſelbſt oder einem Dritten eine ſachlich 
nicht gerechtfertigte Bereicherung aus dem Vertrieb 
von Waren zu verſchaffen, die zum tägl. Bedarf der 
Allgemeinheit gehören, durch die Abſicht, höhere Preiſe 
innerhalb des Verlaufs der Warenverteilung zu erzielen, 
als die, die ſich bei Beſchränkung der Handelstätigkeit 
auf die wirtſchaftlich notwendigen und für das Gemein⸗ 
wohl förderlichen Arbeiten und bei Beſchränkung der 
Koſten auf das äußerſte Maß ergeben würden, erhält 
der Begriff der unlauteren Machenſchaft im 8 5 
Nr. 3 PreisſtB O. ſeinen beſonderen Inhalt. Deshalb 
umfaßt er auch ernſtgemeinte und an und für ſich 
rechtlich erlaubte und wirkſame Geſchäfte. Nur darauf 
kommt es an, daß ſie kriegswirtſchaftlich zu mißbilligen 
ſind und gegen die Anſchauungen verſtoßen, die in der 
Preisſt BO. ſelbſt erkennbar als die vorausgeſetzt ſind, von 
denen der Handel um der Allgemeinheit willen bei dem 
Warenumſatz während des Krieges auszugehen hat. 
Danach iſt es aber Pflicht des Erzeugers der Ware, 
dieſe nicht auf koſtſpieligem Umweg, ſondern auf dem 
kürzeſten Weg dem Verbraucher zuzuführen, alſo dann, 
wenn die unmittelbare Ueberlaſſung an dieſen nach 
den geſchäftl. Verhältniſſen nicht möglich iſt, ſich der 
Händler zu bedienen, deren Tätigkeit wirtſchaftlich ge⸗ 
boten und hergebracht iſt. Zu dieſen gehört aber ein 
Angeſtellter des Herſtellers nicht, der nach Stellung 
und 5 nicht damit befaßt iſt, Zwiſchenhandel zu 
treiben und auch die Aufgaben, Arbeiten, Aufwendungen 
und Gefahren des Zwiſchenhandels nicht übernimmt, 
Besen zufolge der mit dem Herſteller getroffenen 
ereinbarungen die Ware von dieſem unmittelbar an 
den Händler liefern läßt. Er iſt nur ein in die 
Handelskette unnütz eingeſchobenes Zwiſchenglied. Dieſe 
Art des Kettenhandels — der durch die nachträglich 
erla allen Verordnung des Reichskanzlers vom 24. Juni 
1916 für den Fall verboten iſt, daß er zu einer Preis⸗ 
ſteigerung tatſächlich geführt hat — iſt nach der 
PreisſtB O. regelmäßig als unlautere Machenſchaft zu 
kennzeichnen, die ſchon dann ſtrafbar iſt, wenn ſie zum 
Zweck der Preisſteigerung vorgenommen wird. Wie 
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die PreisſtBO. nach ihrer derzeitigen Faſſung ac alle 
Waren des tägl. Bedarfs Anwendung findet, auch auf 
ſolche, für welche Höchſtpreiſe feſtgeſetzt find, fo iſt 
namentlich auch die Anwendung der Beſtimmung in 
85 Nr. 3 für Waren der letzteren Art weder begrifflich 
noch aus tatſächlichen Gründen ausgeſchloſſen. Zwar 
wird die Höchſtpreisfeſtſetzung regelmäßig gerade gegen 
die Kettenbildung ein wirkſames Hindernis abgeben, 
weil der Höchſtpreis ſchon vom erſten Verkäufer ge⸗ 
nommen werden kann und erfahrungsgemäß regel⸗ 
mäßig, wenn auch oft zu Unrecht, genommen wird, 
ſo daß für Aufſchläge 155 ſpäter eintretenden wiſchen⸗ 
händlern — wie ſie der Kettenhandel bezweckt — kein 
Raum bleibt. Sind aber die Höchſtpreiſe abgeſtuft, 
find, wie hier, Herſteller⸗ und Verbraucherhöchſtpreiſe 
in Geltung, dem Zwiſchenhandel aber die Spannung 
zwiſchen beiden freigegeben, ſo iſt die Kettenbildung 
als Gewinn⸗ und Preisſteigerungsmaßnahme ſehr wohl 
auch bei der Höchſtpreisware ausführbar, namentlich 
auch in der Weiſe, daß durch Aufitellung eines An⸗ 
geſtellten als Zwiſchenhändler und durch die Verweiſung 
der bei dem Herſteller anfragenden Händler an dieſen 
Zwiſchenhändler bewirkt wird, daß der Herſteller den 
vollen Erzeugerhöchſtpreis bezieht, und dabei die im 
Höchſtpreis vergüteten Koſten für Verpackung, Beför⸗ 
derung und Verladung erſpart, während es dem als 
angeblichen Zwiſchenhändler eingeſchobenen Angeſtell⸗ 
ten ermöglicht wird, die Ware ohne Aufwendung von 
Lagerkoſten und ſonſtigen Speſen und ohne Mühe⸗ 
waltung zu einem höheren Preis abzuſetzen. 

2. Die Spannung, die zwiſchen Herſteller⸗ und 
Verbraucherhöchſtpreis beſteht, iſt dazu beſtimmt und 
anach berechnet, daß in ihr ausſchließlich der zum 
Vertrieb der Ware wirtſchaftlich notwendige Zwiſchen⸗ 
handel ſeine Entlohnung findet. Im Verbraucher⸗ 
höchſtpreis wird der verauslagte Erzeugerhöchſtpreis, 
die ſonſtigen Geſtehungskoſten aller Bmifgendändler 
und die Summe der auf dieſe entfallenden Gewinn⸗ 
anteile endgültig eingeholt. Für die Entlohnung un⸗ 
nützer Zwiſchenglieder reicht die Spannung nicht aus. 
Gerade dafür haben ſie aber die Angeklagten ihres 
eigenen Vorteils wegen in Anſpruch genommen und 
ihre Ausnützung dem bezugsberechtigten, zur Vermitte⸗ 
lung des Umſatzes allein berufenen Handel entzogen. 
Ihre Abſicht war hierauf gerichtet und auf die zur 
Erreichung ihres Ziels notwendige Verteuerung der 
Ware für die Händler, die höhere Preiſe bezahlen 
ſollten und mußten, als es bei unmittelbarem Bezug 
der Ware von der Fabrik, alſo ohne das durch die 
Machenſchaften der Angekl. ermöglichte Dazwiſchen⸗ 
treten G.s der Fall geweſen wäre. Dieſe in der Ab⸗ 
ſicht der Angekl. gelegene und demnächſt auch tatſächlich 
eingetretene Steigerung der Preiſe für die Händler 
genügt zur Erfüllung des Tatbeſtands; es iſt nicht 
erforderlich, daß die Angekl. auch eine Schädigung der 
Verbraucher, die durch die Verbraucherhöchſtpreiſe ge⸗ 
ſichert waren, beabſichtigten. Die Steigerung der von 
den Verbrauchern zu entrichtenden Preiſe war indes 
als Folge der Machenſchaft trotz des Höchſtpreiſes 
gleichfalls nicht ausgeſchloſſen. Denn im Verkehr mit 
Gegenſtänden des tägl. Bedarfs muß der Verkäufer — 
auch da, wo Höchſtpreiſe beſtehen, und innerhalb der 
ſich daraus ergebenden Grenzen — ſich damit begnügen, 
im Verkaufspreis ſeine eigenen Geſtehungskoſten und 
den übl., aus der Friedenswirtſchaft bekannten Rein⸗ 
gewinn einzuholen; er darf nicht mehr fordern, als 
die ſich hieraus ergebende Summe, darf alſo auch nicht 
den Höchſtpreis nehmen, wenn dieſer jene Summe 
überfteigt.?) Werden aber die Geſtehungskoſten des an 
den Verbraucher abſetzenden Händlers durch Aufſchläge 
ſeiner Lieferer erhöht, ſo wird auch der ihm zuſtehende 


1) Anders jetzt nach PrelstrVO. vom 8. Mai 1918 $ 3. Das 
Ergebnis, zu dem das Reichsgericht in ſeinem Urteil kommt, dürfte 
indeſſen, trotzdem dieſer Grund aus felner Beweisfübrung wegfällt, 
auch für das jetzige Recht noch gelten. 
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Verkaufspreis zum Schaden feiner Abnehmer höher, 
gleichviel ob er den Höchſtpreis erreicht oder nicht oder 
ob er ihn gar überſteigt und ſo die Gefahr der Ueber⸗ 
e des Höchſtpreiſes nahegelegt wird. Danach 
ſt die Annahme, daß die Angekl. eine Steigerung der 
Preiſe für die verkaufte Marmelade herbeizuführen 
beabſichtigt hätten, nicht zu beanſtanden. 

3. Wenn der Angekl. G. noch weiter dafür ver⸗ 
antwortlich gemacht iſt, daß er bei Weiterverkauf der 
Ware Preiſe forderte, die einen „übermäßigen Gewinn“ 
enthielten, und ſich ſelbſt dieſe Preiſe gewähren ließ, 
ſo tritt auch hierin ein Rechtsirrtum nicht hervor. Bei 
Prüfung der Angemeſſenheit der erzielten Preiſe und 
ſonach der Zuläſſigkeit des Gewinns hat die Sträͤ., 
wie das Urteil hervorhebt, alle einſchlägigen Verhält⸗ 
niſſe berückſichtigt; im einzelnen iſt 9800 en daß 
der Angekl. keine Auslagen hatte, keine Oinfen zahlte, 
keine Verluſtgefahr trug und daß die Tätigkeit, die er 
entfaltete, trotz ihrer rechtl. Geſtaltung als Kauf und 
Verkauf eigenen Namens wirtſchaftlich nur als Ver⸗ 
mittlertätigkeit zu gelten habe und deshalb nur eine 
Entlohnung in Höhe von 3—4 v. H. des Einkaufs⸗ 
preiſes, nicht aber den Gewinn des Eigenhändlers zu 
rechtfertigen vermöge. Gegenüber der letzteren An⸗ 
nahme, daß nämlich die Tätigkeit des G. nur fo zu 
entlohnen ſei, wie wenn er Vermittlerdienſte geleiſtet 
hätte, find heute Bedenken erhoben worden, denen 
jedoch nicht beigetreten werden kann. Durch die feſt⸗ 
geſtellte Sachlage, durch den Umſtand namentlich, daß 
der Angekl. eigenes Kapital nicht einzuſetzen brauchte, 
weil die Ware auf dem Fabriklager blieb und von 
dort an die Abnehmer geliefert und von dieſen un⸗ 
mittelbar an die Fabrik, wenn auch zu Händen G. s, 
bezahlt wurde, wird es in Verbindung damit, daß 
nach der tatſächl. Geſtaltung der Verhältniſſe dem 
Angekl. G. Verluſte nicht drohten, gerechtfertigt, daß 
G. auf eine höhere Entlohnung als die, wie ſie im 
Frieden dem Vermittler zuſteht, keinen Anſpruch hat. 
Denn, wenn er auch im Rechtsſinne Käufer und als 
ſolcher perſönlich verpflichtet war, ſo hat er doch im 
wirtſchaftl. Sinn nicht als Eigenhändler feine Geſchäfte 
gemacht, ſondern wirtſchaftlich den Abſatz von der 
Fabrik an die Händler vermittelt. (Urt. des I. StS. 
vom 21. März 1918, 1 D 574/1917). E. 

4405 


II. 


SIEB. 8 140 Nr. 3. Kaiſerl. BO. vom 3. Autzuſt 1914, 
betr. die Entlaſſung aus der Neid: und Staatsangehörig⸗ 
keit und die Rückkehr der Deutſchen im Ausland (NG Bl. 
S. 323). Zum Begriff „auswandern“: der Erwerb einer 
ansländiſchen Staatzangehörigkeit hat die Bedeutung 
eines Beweisgrundes für den Willen, dauernd im Uns: 
lande zu bleiben, ſchliezt aber nicht aus, daß der Gr: 
werber ſchon vorher durch eine andere Betätigung dieſes 
Willens das Tatbeſtandsmerkmal des Auswanderns er: 
füllt hat. Aus den Gründen: Der Angekl. iſt auf 
Grund der Feſtſtellung, daß er nach öffentlicher Bekannt⸗ 
machung der Kaiſerl. VO. vom 3. Auguſt 1914 RGBl. 
S. 323, in Widerſpruch mit ihr die Schweizeriſche Staats- 
angehörigkeit erworben hat, mithin ausgewandert iſt“, 
aus 8 140 Nr. 3 StGB. verurteilt worden in der 
Erwägung, daß das auch gegenüber der Ausführung 
des Verteidigers gelte, wonach die Auswanderung ſchon 
mit dem in den 1880 er Jahren ſtattgefundenen Wegzug 
aus der Heimat erfolgt wäre. Die Str. hat alſo die 
Tatſache, daß der Angekl. nach Erlaß der in $ 140 
Nr. 3 StGB. vorgeſehenen beſonderen Anordnung eine 
fremde Staatsangehörigkeit erworben hat, für die 
Anwendung dieſes Geſetzes als ausreichend und allein 
maßgebend und ihr gegenüber den ſchon 30 Jahre 
vorher erfolgten „Wegzug aus der Heimat“ für un⸗ 
erheblich erachtet. Das iſt rechtsirrig. Wie in dem 
zum Abdruck beſtimmten Urteil des erk. Senats vom 
4. Februar 1918 1 D 478/17 g. D. u. Gen. nachgewieſen 
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iſt, erfordert der Begriff des Auswanderns i. S. des 
8 140 Nr. 3 StB. einerſeits das Verlaſſen des In⸗ 
lands und andrerſeits den Entſchluß, dauernd im Aus⸗ 
lande zu bleiben. Beſteht dieſer Entſchluß bereits bei 
dem Verlaſſen des Inlands, fo iſt mit dem Berlaflen 
des Inlands das Auswandern vollendet, anderenfalls 
dann, wenn der, der das Inland nur zu vorüber⸗ 
gehendem Aufenthalt im Ausland verlaſſen hat, den 
Entſchluß dauernd im Auslande zu bleiben faßt und 
durch Verbleiben im Ausland betätigt. Der Erwerb 
einer ausländ. eee iſt für den Begriff 
des Aus wanderns nicht weſentlich; auch der kann aus⸗ 
wandern, der im Auslande Deutſcher bleibt; der Erwerb 
hat nur die Bedeutung eines Beweisgrundes für die 
Abſicht des Erwerbers, dauernd in dem Staate zu 
bleiben, deſſen Angehörigkeit er erwirbt, wenigſtens 
dann, wenn damit der Verluſt der deutſchen Staats⸗ 
angehörigkeit verbunden iſt. Da er überall voraus⸗ 
ſetzt, daß der Erwerber ſchon Langen Zeit in dem 
fremden Staat feinen Wohnſitz gehabt hät, kann man 
wohl ſagen, daß er re mit dem Erwerbe der 
fremden Staatsangehörigkeit ausgewandert iſt; im 
übrigen iſt daraus für den Zeitpunkt der Auswanderung 
nichts zu entnehmen. Regelmäßig wird der Erwerber 
ſchon vorher, ſei es ſchon bei dem Verlaſſen der Heimat, 
ſei es während des Aufenthalts im Auslande, den 
Entſchluß, dauernd im Auslande zu bleiben, gefaßt 
und durch Verbleiben im Auslande betätigt haben 
und damit ausgewandert fein. Danach iſt es unrichtig, 
daß die Strat. die Tatſache, daß der Angekl. das Schweizer 
Bürgerrecht erworben hat, als entſcheidend angeſehen 
hat nicht bloß dafür, daß er ausgewandert iſt, ſondern 
auch dafür, wann er ausgewandert iſt, und der Tat⸗ 
ache jede Bedeutung abgeſprochen hat, daß er nach 
em Wegzug aus der Heimat 30 Jahre lang in der 
Schweiz verblieben iſt. Offenbar wollte der Verteidiger 
mit dieſer Tatſache beweiſen, daß der 1 A nicht erſt 
bei oder kurz vor der Nachſuchung um das Schweizer 
Bürgerrecht, ſondern ſchon lange vorher den Entſchluß 
gefaßt und betätigt hat, dauernd in der Schweiz zu 
bleiben. Daß ſie inſoweit nicht ohne Beweiswert iſt, 
bedarf keiner weiteren Ausführung. Sie hat alſo 
genau ebenſo, wie die Tatſache, daß der Angekl. eine 
ausländiſche Staatsangehörigkeit erworben hat, die 
Bedeutung eines Beweisgrundes und als ſolche war 
fie von der StrK. zu würdigen. (Urt. des I. StS. vom 
11. April 1918, 1 D 95/18). . E. 
4403 
III. 

Hindurchſchlüpfen durch den ſchmalen Spalt uuter⸗ 
halb eines Tores als Giufteigen h S. des $ 243 Nr. 2 
Sts. Aus den Gründen: Es iſt nicht rechtsirrig, 
wenn die Str. in dem Hindurchkriechen der Angekl. 
durch die unter dem Hoftor befindliche ſchmale Luke 
ein Einſteigen in den umſchloſſenen Hofraum i. S. 
des 8 243 Nr. 2 StGB. gefunden hat, da dieſer Er⸗ 
ſchwerungsgrund begrifflich keineswegs eine an⸗ und 
abſteigende Bewegung der Füße erfordert, vielmehr 
als weſentlich bloß vorausſetzt, daß der Dieb auf 
außergewöhnliche Weiſe in das Gebäude oder den 
umſchloſſenen Raum gelangt und dabei Hinderniſſe 
zu überwinden hat, die ihm das Einſteigen erſchweren 
(RG St. Bd. 6 S. 350 und Bd. 13 S. 257), was bei dem 
Hindurchſchlüpfen durch den ſchmalen Spalt unter dem 
Hoftor nach der Natur, Lage und Größe A Oeffnung 
jedenfalls zutraf. (Urt. des I. StS. vom 2. Mai 1918, 
1 D 126/1918). E. 

4401 
IV. 

Sts. 88 242, 48, 259, 73, 74. Tateinheit oder 
mehrheit bei dem Zuſammentreſfen von Anſtiftung zum 
Diebſtahl und Hehlerei? Aus den Gründen: Da 
der zum Diebſtahl Anſtiftende nicht in eine derartig 
unmittelbare äußere Beziehung zu der geſtohlenen 
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Sache tritt wie der Dieb, ſo kann jener allerdings 
auch wegen einer mit der Anſtiftung zum Diebſtahl 
zuſammentreffenden Hehlerei i. S. des § 259 StGB. 
beſtraft werden, inſofern er mit der geſtohlenen Sache 
eine den geſetzl. Tatbeſtand erfüllende Handlung vors 
nimmt, und es hängt nur von der Geſtaltung des 
einzelnen Falles ab, ob dabei ein ſachl. oder bloß ein 
rechtl. Zuſammenhang gemäß $ 74 StGB. oder gemäß 
873 StGB. vorliegt. Dabei iſt aber, ſoweit aus der 
Sachlage irgend welche Beſonderheiten nicht zu ent⸗ 
nehmen ſind, zu beachten, daß es der natürl. Auf⸗ 
faſſung allein entſpricht, die Aufforderung des Hehlers, 
ihm die zu ſtehlenden Sachen zu bringen, nicht bloß 
als Anſtiftungstätigkeit, ſondern zugleich auch ſchon 
als einen Beſtandteil der Tätigkeit anzuſehen, durch 
deren Fortgang das hehleriſche Vorhaben und damit 
der Tatbeſtand des 8 259 StGB. verwirklicht wird; 
denn dabei handelt es ſich nicht nur um denſelben 
einheitl. Vorſatz und geſchichtl. Vorgang, ſondern es 
wird bei Beziehung der Anſtiftung und der Hehlerei 
auf denſelben Diebſtahl auch nur die Eigentums» und 
Beſitzverletzung weitergeführt, zu welcher die Anſtif⸗ 
tungstätigkeit den bis zur Ablieferung an den Hehler 
fortwirkenden Anſtoß gegeben hat. Wo wie hier 
zwifhen Dieb und Hehler ſchon von vornherein bei 
der Anſtiftung über die Gegenſtände des Diebſtahls 
und der ſich anſchließenden Hehlerei ein volles Ein⸗ 
vernehmen beſtanden hat und die Anſtiftung durch das 
VBerſprechen der Abnahme der zu ſtehlenden Sache 
erfolgt iſt, kann deshalb auch die Anſtiftung und die 
Hehlerei für die Regel nur als ein innerlich und 
äußerlich verbundenes einheitl. Ganzes i. S. des $ 73 
StGB. in Frage kommen (RG St. Bd. 32 S. 395). (Urt. 
des I. StS. vom 28. Jan. 1918, DD. E. 
4402 


W. 


öchftpreisüberichreitung bei dem Verkauf ans: 
ländifher Butter. Aus den Gründen: Die zu⸗ 
ſtändigen Orts für den Verkauf von Butter feſtge— 
ſetzten Höchſtpreiſe gelten auch für Auslandsbutter, 
ſoweit nicht durch den Reichskanzler oder durch die 
. ſelbſt etwas anderes beſtimmt 
iſt. Hat der Angekl. angenommen, Auslandsbutter 
unterliege nicht dem Höchſtpreiſe, ſo war hierin zwar 
nicht mit dem LG. ein Irrtum über den Begriff Butter 
i. S. der BRVO. vom 22. Oktober 1915 (RG Bl. 689), 
gleichwohl jedoch ein unbeachtlicher Strafrechtsirrtum 
zu erblicken (vgl. RG St. 50, 430, Urt. des erk. Senats 
v. 26. Sept. 1916, V D 445/16). Weil er erwieſener⸗ 
maßen auf fahrläſſigem Verſchulden beruhte, bildet 
er kein rechtliches Hindernis, den Angekl. wegen vor— 
1 Höchſtpreisüberſchreitung nach § 6 Abſ. 1 
Nr. 1 HPG., nicht — wie das LG. meint — nach 
BRVO. vom 22. Oktober 1915 und BD. des Reichs— 
kanzlers vom 24. desſ. Mts. (RGBl. 689, 705) zu bes 
ſtrafen (RG St. 50, 309; 51, 91). Die BRVO. vom 


18. Januar 1917 (RG Bl. 55) und § 59 StGB. find 

mithin nicht verletzt. (Urt. des V. StS. vom 23. März 
1918, 5 D 13/1918). E. 
151 


Oberſtes Landesgericht. 
| A. Zivilſachen. 
J. 


Zur Auslegung der SS 2100, 2269, 2113 ff. B B. Der 
12263 ſtellt nur den mutmaßlichen Willen der gemein⸗ 


chaftlich letztwillig verfügenden Gatten feſt, ohne eine 


andere Auslegung aus juſchließen. Die in allgem. Güter⸗ 
gemeinſchaft lebenden Ehegatten Edmund und Luiſe D. 
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errichteten am 1. März 1913 ein eigenhändiges „gegens 
feitiges Teſtament“. Im erſten Abſatze ſetzten fie ſich 
gegenſeitig als Erben in ihren Nachlaß „in der Weiſe“ 
ein, „daß der überlebende Teil den erſtverſterbenden 
Eheteil allein und ausſchließlich beerbt“. Zugleich be- 
ſchränkten ſie ihre beiden einzigen Abkömmlinge Erika 
D. und Edmund D. auf den Pflichtteil. Schließlich be⸗ 
ſtimmten ſie im zweiten Abſatze des Teſtaments: „Als 
Nacherben in den Nachlaß des letztverſterbenden Che 
teils ſetzen wir unſere Enkeltochter Erika D. ein, während 
wir unſerem anderen Enkelkind Edmund D. nur den 
Pflichtteil zuvenden. Nach dem Tode des Edmund D. 
erteilte das Nachlaßgericht auf Grund dieſes Teſtaments 
ſeiner Witwe, die die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft 
ablehnte, auf deren Antrag einen Erbſchein des Inhalts, 
daß der Erblaſſer von feiner Witwe beerbt worden und 

„Nacherhe Erika D.“ fei. In der Folgezeit beantragte 
die Witwe die Einziehung des Erbſcheins, der inſoferne 
unrichtig ſei, als Erika D. nur Erſatzerbin ihrer Groß⸗ 
mutter, nicht Nacherbin ihres Großvaters ſei und zum 
mindeſten eine befreite Vorerbſchaft vorliege. Das AG. 
wies ihren Antrag ab, das LG. ihre Beſchwerde zurück. 
Auch die weitere Beſchwerde hatte keinen Erfolg. 

Aus den Gründen: Allerdings iſt der Wort⸗ 
laut des Teſtamentes ungenau, da eine Einſetzung als 
Nacherbe (82100 BGB.) begrifflich die Erbfolge in den 
Nächlaß des erſt⸗, nicht des letztverſterbenden Gatten 
zum Gegenſtand hat; der Verfaſſer des Teſtaments hat 
entweder in dem Ausdruck „Nacherbe“ oder in dem 
Zuſatz „in den Nachlaß des letztverſterbenden Eheteils“ 
fehlgegriffen. Nicht gerechtfertigt iſt dagegen die hieraus 
abgeleitete, auf $ 2269 BGB. geſtützte Schlußfolgerung 
der Beſchwerdeführerin, Erika D. habe nur als Erbin 
des zuletzt verſterbenden Eheteils (§S 2096 BGB.), nicht 
als Nacherbin des zuerſt verſtorbenen zu gelten. Der 
§ 2269 ſtellt nur den mutmaßl. Willen der gemeinſchaftl. 
letztwillig verfügenden Ehegatten feſt, ohne eine andere 
Auslegung des Teſtaments auszuſchließen (RG Z. Bd. 60 
S. 117). Das Beihw®. hat nun feſtgeſtellt, daß die 
Ehegatten vor der Errichtung des Teſtaments über den 
geſetzl. Begriff des Nacherben unterrichtet waren und 
daß fie den Ausdruck „Nacherbe“ bewußt und in der 
Abſicht gebrauchten, den überlebenden Teil bei der Ver— 
fügung an die Zuſtimmung ihrer Enkelin Erika D. zu 
binden. Mit dieſer Maßnahme bezweckten ſie, ihre 
Enkelin dem durch die Anweſensübergabe bevorzugten 
Enkel Edmund D. gleich- und deren feinerzeitigen Erb: 
teil tunlichſt ſicher zu ſtellen. Dieſe von dem BeſchwG. 
einwandfrei getroffenen Feſtſtellungen in Verbindung 
mit dem im Teſtamente gebrauchten Ausdruck „Nach— 
erbe“ rechtfertigen die Auslegung des BeſchwG.s, daß 
Erika D. als Nacherbe des zuerſt verſterbenden und als 
Erbe des zuletzt verſterbenden Gatten eingeſetzt werden 
wollte. Sie widerlegen aber auch zugleich die Anſchauung 
der Beſchwerdeführerin, daß ſie als Vorerbin gemäß den 
SS 2136, 2137 BGB. wenigſtens von den Beſchränkungen 
und Verpflichtungen der SS 2113 ff. befreit fein ſollte. 
Nach der gebilligten Auslegung des Teſtaments iſt die 
Aufſtellung der Beſchwerdefuͤhrerin hinfällig, daß es 
an einer Beſtimmung über den Nachlaß des letztver— 
ſterbenden Eheteils fehle und daß der Enkel Edmund 
zweimal auf den Pflichtteil des erſtverſterbenden Groß— 
elternteils eingeſetzt ſei. Nach der letztgedachten Richtung 
hat das BeſchwGg. mit Recht hervorgehoben, daß der 
Nachlaß des Großvaters D. nur in deſſen Anteil am 
Geſamtgut beſtehe. Die in den erſten Abſatz des Teſta— 
ments aufgenommene Beſchränkung des Enkels Edmund 
auf den Pflichtteil bezieht ſich nur auf dieſen — den 
Gegenſtand der Nacherbfolge bildenden — Anteil feines 
Großvaters, während die im zweiten Abſatz enthaltene 
Zuwendung des Pflichtteils nur den der Großmutter D. 
zuſtehenden Anteil am Geſamtgut betrifft. (Beſchl. des 
J. 35. vom 21. Juni 1918, Reg. III Nr. W, 

4427 M. 
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II. 


Gin „beionderer Fall“ i. ©. des Art. 2 Abſ. 3 F668. 
liegt dann vor, wenn noch irgend eine Hoffunng anf 
Beſſerung beſteht. Der am 4. Januar 1901 geborene 
Alois B. wurde nach der Schulentlaſſung nicht in eine 
Lehre gegeben, ſondern verrichtete Gelegenheitsarbeiten, 
öfter aber trieb er ſich in ſchlechter Kameradſchaft 
ſtreunend umher. Am 9. Sept. 1916 verurteilte ihn 
das Jugendgericht wegen Diebſtahls, vollendeten und 
verſuchten Betrugs zu einer Freiheitsſtrafe. Be⸗ 
währungsfriſt wurde unter der Vorausſetzung begut⸗ 
achtet, daß der Verurteilte ſobald als möglich in einer 
i Lehrſtelle untergebracht werde. Unter Mit⸗ 
wirkung des Jugendfürſorgevereins fand er eine 
Stellung, die er aber bald wieder verließ, um ſich dem 
Streunen hinzugeben. Neue Bemühungen dieſes Ver⸗ 
eins für Unterbringung begegneten dem Widerſtande 
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der Familie, insbeſondere des Vaters. Immer wurde 


von dieſer Seite die Notwendigkeit des Erwerbes durch 
den Sohn in den Vordergrund geſtellt. Alois B. fand 
Verwendung im Hilfsdienſte bei einer Munitionsfabrik 
und dann als Ausfahrer in einem Kohlengeſchäfte; 
ſpäter erhielt er eine Stelle in einer Schreinerwerk⸗ 
ftätte, die er aber ſchon nach 1½ Tagen unter Unter⸗ 
ſchlagung eines größeren Geldbetrags wieder verließ. 
82 die wegen der Unterſchlagung ausgeſprochenen 

Wochen Gefängnis wurde Bewährungsfriſt mit Rück⸗ 
ſicht auf ſeine Minderwertigkeit und ſeine mißl. Familien⸗ 
verhältniſſe trotz feiner Vorbeſtrafung unter der Bedin⸗ 
gung We daß der Verurteilte bei einem Bauern 
untergebracht werde. Dem widerſetzte ſich der Vater und 
es wurden deshalb die eie e von 5 Wochen und 
eine weitere am 27. Apr. 1918 wegen Kartoffeldiebſtahls 
erkannte Haftſtrafe vollſtreckt. Ein von dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht erholtes amtsärztl. Gutachten lautete 
dahin, die degenerative Anlage des B. mache es zwar 
zweifelhaft, ob bei ihm noch eine 1 zu er. 
warten ſei, bei den ſchlimmen häusl. Verhältniſſen 
ſei es aber doch geraten, es noch mit der Unterbringung 
in einer beſonders geeigneten Familie in möglichſter 
Entfernung von ſeinen Eltern zu verſuchen; eben weil 
B. unter ſeinem Alter ſtehe, dürfte ein ſolcher Verſuch 
doch noch Ausſicht auf Erfolg haben. Das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht hat ſodann die vorläufige Unterbringung 
des Alois B. in einer Familie oder Anſtalt zur Für⸗ 
ſorgeerziehung angeordnet. Es erwog, daß die Eltern 
durch ihre hartnäckige Weigerung, ihren Sohn bei 
einer Ars auf dem Land unterzubringen, und 
dadurch, daß fie es vorzogen, den Knaben eine ent» 
ehrende Freiheitsſtrafe verbüßen zu laſſen, die Sorge 
für die Perſon ihres Sohnes mißbraucht und dadurch 
deſſen geiſtiges und leibl. Wohl gefährdet haben. Eine 
geiſtige und ſittl. Nachreife des bereits 17 jährigen 
Alois B. ſei nach dem ärztl. Gutachten nicht völlig 
ausgeſchloſſen. Die Beſchwerde und die weitere Be⸗ 
ſchwerde des Vaters wurden zurückgewieſen. 


Aus den Gründen: Eltern, die ihren mit 
geiftigen und fittl. Mängeln behafteten minderjähr. 

ohn in erſter Linie als Gegenſtand der wirtſchaftl. 
Ausnützung betrachten, find zweifellos von vorneherein 
nicht geeignet, ſeine Erziehung erſprießlich zu beein⸗ 
fluſſen. Betätigt ſich dieſe Verſtändnisloſigkeit für ihre 
erzieheriſchen Aufgaben aber auch noch in der von den 
Untergerichten feſtgeſtellten Weiſe, daß die Eltern es 
über ſich bringen, lieber eine Freiheitsſtrafe gegen 
ihren Sohn vollziehen zu ſehen, als den uneigens 
nützigen, nur der Rückſicht auf das Wohl des Knaben 
entſprungenen Bemühungen Dritter Gehör zu ſchenken, 
ſo muß die Folgerung als rechtlich bedenkenfrei an⸗ 
erkannt werden, daß ein das geiſtige und leibl. Wohl 
des Kindes gefährdender Mißbrauch der Sorge für 


dieſes durch die Eltern und Tatſachen vorliegen, 


welche die Fürſorgeerziehung zur Verhütung des 
völligen ſittl. Verderbens des Minderjährigen not⸗ 


wendig machen. Es muß aber auch anerkannt werden, 
daß ein „beſonderer Fall“ i. S. des Abſ. 3 des Art. 2 
FG. vorliegt. Bei Minderjährigen über 16 Jahren 
iſt mit beſonderer Sorgfalt zu prüfen, ob die Möglich⸗ 
keit einer erzieheriſchen Einwirkung noch beſteht. Die 
Beſonderheit des Falles kann in der Beſſerungsfähig⸗ 
keit des Minderjährigen erblickt werden und zwar iſt 
nach der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes ein „bes 
1 Fall“ immer ſchon anzunehmen, wenn noch 
rgend eine Sefinung auf Beſſerung beſteht (Marſchall⸗ 
Ehrhardt FE. N. 25 zu Art. 2 und die dort angeführten 
Belege). Angeſichts des ärztl. Gutachtens iſt dieſe Vor⸗ 
ausſetzung gegeben. (Beichl.de81.35.vom21. Juni 1918, 
Reg. III Nr. 37/1918). M. 
4428 


B. Strafſachen. 
I. 


Auch fahrläſſige Zuwiderhandlungen gegen Das 
Sitfßbienfigefeh find firaibar. Ueber das Naß der von 
dem Arbeitgeber bei der Einſtellung eines Arbeiters 
anzuwendenden Sorgfalt (0 8. 8 9 Abi. 1, 5 18 Nr. 2). 
Aus den Gründen: Ob auch die fahrläffigen Zus 
widerhandlungen gegen das Hilfsdienſtgeſetz mit Strafe 
bedroht ſind, kann nur auf Grund dieſes Geſetzes ſelbſt 
und nicht auf Grund des Strafgeſetzbuchs beantwortet 
werden. Nach dem 5 18 Nr. 2 des erſtgenannten 
Geſetzes wird ſchlechthin und ohne Unterſchied beſtraft, 
„wer der Vorſchrift in 8 9 Abſ. 1 zuwider einen Ar⸗ 
beiter beſchäftigt“). Die Nichtbefolgung dieſer Be⸗ 
ſtimmung iſt auch dann geeignet, den Zweck des 
Geſetzes zu vereiteln, wenn ſie nur auf dem Mangel 
an Sorgfalt und Vorſicht beruht. Das Geſetz würde 
ſeinen Zweck nicht erreichen, wenn ſchuldhafte Un⸗ 
kenntnis von Tatſachen, die zum geſetzl. Tatbeſtand 
gehören, ſtraflos machte. Der Arbeitgeber, der einen 
Hilſsdienſtpflichtigen in Beſchäftigung nimmt, hat ſich 
peinlich genau zu vergewiſſern, ob dieſer einen Ab⸗ 
kehrſchein hat oder haben muß. Dafür, daß ſelbſt 
fahrläſſige Verfehlungen ſtrafbar find, ſpricht auch der 
Strafrahmen des 5 18, der ein Herabgehen bis auf 
3 M Geldſtrafe geſtattet. Die Vorinſtanz hat daher 
mit Recht angenommen, daß Fahrläſſigkeit zur Straf⸗ 
barkeit genügt (Güthe⸗Schlegelberger, Kriegsbuch Bd. 5 
S. 606 § 18). Ebenſowenig läßt die Feſtſtellung, daß 
der Angekl. in der Tat fahrläſſig gehandelt hat, einen 
Rechtsirrtum a Die Einrichtung des Abkehr⸗ 
Deine fol verhindern, daß eine nützl. Beſchäftigung 
m Hilfsdienſt 15 wichtigen Grund aufgegeben wird, 
eine unnötige A 5 von Arbeitskräften ſtatt⸗ 
findet. Der neue Arbeitgeber muß den Abkehrſchein 
nicht nur ſich vorlegen laſſen, ſondern ihn auch dem 
einzuſtellenden Arbeiter abnehmen (8 5 Abſ. 3 BR BO. 


vom 30. Jan. 1917, RGBl. S. 85). Kann der Arbeiter 


keinen Schein beibringen, ſo darf ſich der Arbeitgeber 
nicht mit der bloßen Erklärung des Arbeiters oder 
eines beliebigen Dritten, er ſei ſchon wochenlang außer 
Beſchäftigung, begnügen; er muß ſich vielmehr von 
der Wahrheit dieſer Angaben vergewiſſern, nicht nur 
um ſeiner ſelbſt, ſondern auch um des vaterländiſchen 
Hilfsdienſtes willen, an deſſen Verwirklichung alle 
1 Deljen müſſen. Der Arbeitgeber kann dies auch 
leicht dadurch tun, daß er ſich die Quittungskarte oder 
das Abgangszeugnis (8 113 RED.) oder das Kranken⸗ 
kaſſenbuch vorlegen läßt (Güthe⸗Schlegelberger Bd. 5 
S. 592, 593 Note 9, 11). Im vorliegenden Falle hat 
der Angekl., obwohl ihm Johann L. weder den Mb» 
kehrſchein noch ein ſonſtiges Ausweis papier vorlegen 
konnte und er ſchon einmal von einem Arbeiter belogen 
worden war, den Angaben der beiden L. ohne weiteres 
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Elauben geſchenkt und den Johann L. in Beſchäftigung 
. während nach den Feſtſtellungen der beiden 
orinſtanzen der Inhalt der Quittungskarte ſofort die 
Unwahrheit jener Angaben hätte erſehen laſſen. Die 
Annahme des B.s, daß der Angekl. noch weitere 
Schritte hätte tun müſſen, um ſich zu vergewiſſern, 
enthält keine Ueberſpannung der Sorgfalt, die ihm 
nach den Umſtänden des Falles oblag. Seine Un⸗ 
kenntnis der Tatſache, daß L. in den letzten zwei 
Wochen noch beſchäftigt war, iſt auf ſchuldhafte Unter⸗ 
laſſung weiterer Prüfung der Sachlage zurückzuführen. 
Hätte 8 zu keiner Klarſtellung geführt, ſo hätte der 
Angekl. eben den Arbeiter nicht oder doch nicht ſofort 
in Nas 19870 nehmen dürfen. (Urteil vom 
11. Mai 1918, RevReg. Nr. 132/1918). Ed. 
4420 


II. 


Welche Gebühren hat ein Arzt zu beauſpruchen, der, 
vom Angeklagten als Zeuge unmittelbar geladen, in der 
ne si! Antrag des Sta. auch als Sachver⸗ 
ſtändiger beeidigt werden iſt? Wer hat die Gebühren 
1 zahlen? Der Antrag nach § 219 Abi. 3 SAPO. muß 

der Hauptverhandlung geſtellt werden. Aus den 
Gründen: Der prakt. Arzt Dr. G. in N. war auf 
4. Januar 1918 vorm. 8¼ Uhr vor die Str. des LE. 
A. als Zeuge unmittelbar geladen und erſchienen. Nach 
der Eidesbelehrung wurde er als Zeuge in das Zeugen⸗ 
zimmer entlaſſen. Nach dem Vortrage des Bericht⸗ 
erſtatters beantragte der Verteidiger, den Dr. G. nur 
als Zeugen zu vernehmen. Der StA. beantragte ohne 
Erinnerung des Verteidigers Vernehmung des Arztes 
auch als Sachverſtaͤndigen. Dieſer wurde nach dem 
Protokoll als Zeuge und Sachverſtändiger geſetzl. be⸗ 
eidigt und vernommen. Die Hauptverhandlung dauerte 
von 10½ bis 11 Uhr vormittags. Dr. G. verlangte 
nach feiner ſchriftl. Berechnung die Gebühren als Sach» 


verſtändiger nach der BO. für ärztl. Dienſtleiſtungen 
17. Nov. 1902 


bei Behörden vom 4. Ang. 1510 (GBl. S. 715 und 410) 
im Betrage von 85.40 M. Die Str. ſetzte die Gebühren 
auf 53.90 M feſt und ſprach aus, daß den Betrag von 
6 M die Staatskaſſe, den Betrag von 47.90 M die 
Angekl. an Dr. G. zu zahlen habe. Sie billigte dem 
Antragſteller die Gebühr als Sachverſtändiger nach 
der bezeichneten BO. zu 6 M nur für die Zeit der 
Berhandlung von 10½ bis 11¾ Uhr zu, von der 
Erwägung ausgehend, daß „er bei der Benennung 
und Inanſpruchnahme als Sachverſtändiger bereits 
als von der Angekl. geladener Zeuge am Gerichtsſitze, 
ja bei Gericht ſelbſt anweſend war und deshalb be⸗ 
züglich der Sachverſtändigenvergütung wie ein am Ort 
wohnhafter, auf vorm. 10ſ Uhr geladen geweſener 
Arzt betrachtet und behandelt werden muß“. Die 
Gebühr von 47.90 M wurde dem Arzt als Zeugen 
nach der RGebO. für Zeugen und Sachverſtändige zu⸗ 
gebilligt. Dr. G. legte gegen den Beſchluß Beſchwerde 
mit dem Antrag ein, die Gebühren und Auslagen au 
85.40 M feſtzuſetzen, dieſen Betrag nach dem 8 21 
StPO. vorſchußweiſe auf die Staatskaſſe zu übernehmen 
und die Koſten der Beſchwerde der Staatskaſſe zu 
überbürden. Die Str. half der Beſchwerde nicht ab; 
fie führte dabei aus, der Antrag nach $ 219 StPO. 
ſei unzuläſſig, da er vor der Urteilsfällung nicht ge⸗ 
ſtellt worden ſei. Die Beſchwerde gibt Anlaß zu fol⸗ 
genden Erwägungen. Für die Entſcheidung darüber, 
welche Gebühren einer gerichtl. vernommenen Perſon 
zu gewähren find, iſt nicht maßgebend die Eigenſchaft, 
in der ſie geladen oder bei Gericht vernommen, be⸗ 
eidigt oder nicht beeidigt worden fit, ſondern der In⸗ 
halt, die ſachl. Geſtaltung der Vernehmung (ſiehe bei 
Wegner, ZGebO. S. 22 ff. a bis m, insbeſondere RG. 
v. 20. Sept. 1902, JW. S. 531, ed. Gerichts» 
koſtenweſen [9] S. 468, Obs SSt. v. 6. Mai 1905 Beſchw.⸗ 
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Reg. Nr. 295/1905, vom 21. Juli 1906 BeſchwReg. 
Nr. 564/1906, vom 29. Nov. 1907 BeſchwReg. Nr. 867, 
1907). Weder in dem Protokoll über die Berufungs⸗ 
verhandlung noch in dem Urteile des BG. iſt der In⸗ 
halt der Vernehmung des Dr. G. niedergeſchrieben; 
er iſt auch nicht aus dem Zuſammenhange der Urteils» 
gründe zu erkennen. Das BeſchwG. iſt deshalb nicht 
in der Lage nachzuprüfen, welche Gebühren Dr. G. 
leder Nadal kann und von wem. Insbeſondere fehlt 
jeder Anhaltspunkt dafür, ob Dr. G. nach dem In⸗ 
halte ſeiner Bekundungen als Sachverſtändiger oder 
nur als ſachverſtänd. Zeuge nach 8 85 StPO. in Be⸗ 
tracht kommt. Die einfach gelagerte Sach⸗ und Rechts⸗ 
lage und die Bemerkung in der Beſchwerdeſchrift vom 
7. März 1918, „daß das von Dr. G. als Sachverſtän⸗ 
digen abgegebene Gutachten inhaltlich bedingt war 
durch die Beobachtungen, die er an der Verletzten als 
Zeuge gemacht habe, und daß ſeine Funktionen ohne 
weiteres in eins zuſammenfließen“, geben der Möglich⸗ 
keit Raum, daß die Bekundungen des Dr. G. nur als 
die eines ſachverſtänd. Zeugen zu bewerten ſind. (Ueber 
den Unterſchied zwiſchen Sachverſtändigen und ſach⸗ 
verſtänd. Zeugen ſ. die oben angeführten Hinweiſe 
und Löwe⸗Roſenberg zu 8 85 StPO.) Käme Dr. G. 
nach dem Inhalte ſeiner Vernehmung nur als ſach⸗ 
verſtänd. Zeuge, nicht als Sachverſtändiger in Betracht, 
fo hätte er nach dem 8 85 a. a. O. nur Anſpruch auf 
die Gebühren eines Zeugen und zwar gegen die Angekl., 
da er von ihr als Zeuge unmittelbar geladen war 
und als ſachverſtänd. Zeuge gleich einem Zeugen zu 
bewerten wäre. Eine Entſchädigung aus der Staats⸗ 
kaſſe nach 8 219 Abſ. 3 StPO. wäre, wie die Strͤ. 
zutreffend angenommen hat, nicht mehr zuläſſig, weil 
ein darauf abzielender Antrag weder von Dr. G. no 

von der Angekl. in der Hauptverhandlung geſtellt 
worden war. Der in der Sammlung der Entſch. des 
Obs G.s Bd. 10 S. 247 vertretenen Anſchauung, daß 
der Antrag nach dem 8 16 ZGebD. innerhalb dreier 
Monate vom Zeitpunkte der Vernehmung ab geſtellt 
werden könne, kann nicht beigepflichtet werden. § 16 
ſpricht nur aus, daß ein Zeuge oder Sachverſtändiger 
Gebühren nur auf Verlangen erhält und das Ver⸗ 
langen bei Vermeidung des Ausſchluſſes binnen drei 
Monaten ſtellen muß. Ueber die Koſtenpflicht trifft 
die GebO. überhaupt, insbeſondere 8 16 keine Be⸗ 
ſtimmung. Ueber die Koſtenpflicht iſt nach den Be⸗ 
ſtimmungen der StPO. zu entſcheiden und zwar end⸗ 
gültig nach dem 8 496 Abſ. 1 durch Urteil, Strafbefehl 
oder eine die Unterſuchung einſtellende Entſcheidung. 
Die nach dem 8 219 Abſ. 3 StPO. zuläſſige Entſchei⸗ 
dung regelt nur einſtweilen, d. i. vor Erlaſſung des 
Endurteils die Entſchädigungspflicht, woraus ſich von 
ſelbſt ergibt, daß der Antrag nur in der Hauptver⸗ 
handlung geſtellt werden kann (RGSt. Bd. 16 S. 212). 
Wird eine Perſon als Zeuge und Sachverſtändiger 
vernommen, ſo hat ſie auf die höheren Gebühren als 
Sachverſtändiger in dem vollen Umfange des 8 84 
StPO. Anſpruch. Entſchädigungspflichtig iſt, wer die 
Vernehmung des Sachverſtändigen veranlaßt hat (58 84, 
219 Abſ. 2 StPO.) Hier iſt die Vernehmung des 
Dr. G. als Sachverſtändiger von dem StA. beantragt 
worden. Iſt Dr. G. nach dem Inhalte ſeiner Bekun⸗ 
dungen als Sachverſtändiger vernommen worden, ſo 
hat er nach 8 84 StPO. Anſpruch auf ſämtl. Gebühren 
gegen die Staatskaſſe, da er zum Zweck ſeiner Ver⸗ 
Neben als Sachverſtändiger von N. nach A. und 
zurück reiſen mußte und gleichgültig iſt, daß er zur 
Vernehmung als Zeuge die gleiche Hin⸗ und Rückreiſe 
machte. Deshalb war der Beſchluß aufzuheben; die 
Str. hat den Inhalt der Bekundungen des Dr. G. 
feſtzuſtellen und auf Grund dieſer Feſtſtellungen und 
der dargelegten Ausführungen neu zu beſchließen. (Be⸗ 
ſchluß vom 18. April 1918 BeſchwReg. Nr. 135/1918). 

4412 Ed. 
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III. 


Die von dem Privatkläger einem Rechtsanwalt 
für die Beleidigungs ſache im allgemeinen erteilte Boll⸗ 
macht ermächtigt auch zur Einlegung von Nechtsmitteln. 
Aus den Gründen: Rechtsanwalt Z. hatte den 
Privatkläger vor dem Schöffengerichte vertreten und 
eine Prozeßvollmacht übergeben, laut deren ihn der 
Privatkläger zur Klageſtellung und Vertretung in 
ſeiner Sache gegen N. wegen Beleidigung ermächtigte. 
Er legte Berufung ein. Das BG. hält die Vollmacht 
für ungenügend. Für den Privatkl. könne ein RA., 
auch wenn er ihn bereits vor dem Schöffengerichte 
vertreten habe, nur dann Berufung einlegen, wenn 
er hiezu ſchriftl. Vollmacht erhalten habe. Die Voll⸗ 
macht müſſe erkennen laſſen, daß Berufung eingelegt 
werden ſolle. Mit dieſem letzten Satze ſtellt die Strͤ. 
ein Erfordernis auf, dem jede geſetzl. Unterlage mangelt. 
Nach 8 418 StPO. kann ſich der Privatkl. ſogar in 
der Hauptverhandlung durch einen mit ſchriftl. Voll⸗ 
macht verſehenen RA. vertreten laſſen. Daß eine ſolche 
Vertretung bei ſchriftlichen Erklärungen dem Gerichte 


gegenüber zuläſſig iſt, wurde nie angezweifelt und 


kann mit Grund nicht bezweifelt werden. Daraus 
ergibt ſich, daß der Privatkl. alle ihm in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft zuſtehenden Befugniſſe, sh auch die ihm nach 
§ 430 StPO. zuſtehende Befugnis, Rechtsmittel ein» 
zulegen, einem RA. übertragen kann. Hiezu genügt 
eine Vollmacht, mit der er dem RA. allgemein ſeine 
Vertretung in einer beſtimmten e über⸗ 
trägt. Eine Vorſchrift, daß die Ermächtigung zur 
Einlegung von Rechtsmitteln geſondert und ausdrück⸗ 
lich erteilt werden müſſe, beſteht nirgends. Das Er⸗ 
fordernis kann aber auch nicht aus dem Sinn und 
Zuſammenhange der einzelnen Beſtimmungen der 
StPO. entnommen werden. (Beſchl. vom 2. März 1918, 
BeſchwReg. 78/1918). Ed. 
4329 


IV. 


Die Borſchriſt des 3 20 Wein. — deutliche Be⸗ 
zeichnung des Weins — bezieht ſich nicht auf ein nach⸗ 
gemachtes Getränk, deſſen Herſtellung unter 3 9 Weins. 
fällt. Aus den Gründen: Die Reviſton des Staats⸗ 
anwalts richtet ſich gegen die Freiſprechung des A. 
von der Anklage wegen eines Vergehens nach den 
88 20, 29 Nr. 3 Weind. Nach den Feſtſtellungen der 
Vorinſtanz waren allerdings in dem Keller des A., in 
dem Wein zum Verkauf lagert, die den nachgemachten 
Wein enthaltenden drei Fäſſer und 72 Flaſchen ver⸗ 
wahrt, letztere auf einem Flaſchengeſtell, das die Auf⸗ 
ſchrift „Ingelheimer Rotwein“ trug und auf dem einige 
Flaſchen wirklichen Ingelheimer Rotweins mit der 
gleichen Aufſchrift lagen; ein Teil der 72 Flaſchen 
war mit der Aufſchrift „Ingelheimer Rotwein“ ver⸗ 
ſehen, die übrigen Gefäße trugen keine Inhalts- 
bezeichnung an ſich. Ein Vergehen nach 8 20 Abſ. 1 
mit 8 29 Nr. 3 Wein. wird aber durch dieſen Tat⸗ 
beſtand nicht begründet. So wenig das Geſetz für ein 
Getränk, deſſen Herſtellung verboten und mit Strafe 
bedroht iſt, die Eintragung in die Geſchäftsbücher an⸗ 
ordnen kann, wenn es gleichwohl hergeſtellt wurde, 
ſo wenig läßt ſich annehmen, daß es dem Weinfälſcher 
vorſchreiben will, den nachgemachten Wein als ſolchen 
„deutlich zu bezeichnen“ und ſich dadurch ſelbſt ſofort 
der Beſtrafung auszuliefern. 8 20 Wein. bezieht ſich 
nicht auf ein Getränk, deſſen Herſtellung unter 8 9 
Wein. fällt (RGE. Bd. 48 S. 312). Das Verhalten 
des Angekl. begründet auch nicht den Tatbeſtand einer 
anderen ſtrafbaren Handlung und fällt insbeſondere 
nicht unter die BRVO. vom 26. Juni 1916 gegen 
irreführende Bezeichnung von Nahrungs- und Genuß— 
mitteln, da das fälſchlich als Ingelheimer Rotwein 
bezeichnete Getränk nicht feilgehalten, angeboten oder 
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in den Verkehr gebracht wurde. Die Reviſion des 

Staatsanwalts iſt deshalb unbegründet. (Urteil vom 

25. April 1918, RevReg. Nr. 110 / 1918). Ed. 
4414 


Oberlandesgericht München. 


Streitwert für Beſeitigung der Berzugsfolgen 
1 BerzFolg O.; 8 6 ZahlFriſt so.). Eine Schweizer 
Uhrenfabrik klagte gegen einen Uhrmacher in M. 
. eine kurz nach Kriegsbeginn fällig gewordene 

ieferungsſchuld von 2500 Franken aus. Der Beklagte 
erkannte die Hauptſache an, verlangte aber Beſeitigung 
der Verzugszinſen und Gewährung einer ſechsmonatigen 
Zahlungsfriſt ſowie Feſtlegung des Umrechnungskurſes 
auf den Fälligkeits⸗ ſtatt auf den künftigen Zahlungs⸗ 
tag. Das LG. verurteilte auf Hauptſache und Zinſen 
mit Gewährung der Zahlungsfriſt und dem Beifügen, 
daß der Schuldner nach ſeiner Wahl in Mark nach 
dem Kurs bei Fälligkeit oder in 15 en zahlen könne; 
die Beſeitigung der Verzugszinſen wurde abgelehnt, 
die Koſten wurden geteilt. Der Beklagte legte Berufung 
ein und beantragte Feſtſetzung des Streitwerts zweiter 
Inſtanz. Diefe erfolgte auf 120 - 200 M. 

Aus den Gründen: Für die angeſtrebte Be⸗ 
ſeitigung der Verzugszinſen kann nach geſetzlicher Vor⸗ 
ſchrift höchſtens ½0 der zu verzinſenden Forderung 
angeſetzt werden, alſo 125 M, obwohl die Zinſen bis 
jetzt bereits über 400 M ausmachen (8 1 Abſ. 3 Verz.⸗ 
FolgBO. mit 86 Abſ. 3 ZahlFriſts O.). Die weiter 
verlangte Ergänzung der Formel durch ausdrückliche 
Einſetzung des nach dem Fäͤlligkeitstermin ſich be⸗ 
rechnenden Kurswerts der Frankenſchuld in Mark hat 
keinen erheblichen Streitwert, weil fie nur Klärung 
bezweckt. Der Angriff auf die Koſtenverteilung bleibt 
nach 8 4 8PO. mit 89 GKG. überhaupt außer Anſatz. 
Ein höherer Beſchwerdewert als 120 —200 M kommt 
ſohin nicht in Frage. (Beſchl. vom 15. Mai 1918, 
L 269/18). N. 

4877 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Bundes ratsvererdunngen ſtrafrechtlichen Inhalts) 
(Zeitraum vom 16. Mai bis 11. Juli 1918). 


I. Borfäriften zur Sicherung der Volks⸗ 
ernährung. 


1. Reichsgetreideordnung für die Ernte 1918 vom 
29. Mai 1918 (RGBl. S. 425). Sie dehnt die Vor⸗ 
ſchriften der Reichsgetreideordnung für die Ernte 1917 
vom 21. Juni 1917 (RG Bl. S. 507) mit einigen Aende⸗ 
rungen auf das Erntejahr 1918 aus. Von den Aen⸗ 
derungen ſind hervorzuheben: 

a) die Ausdehnung auf Mais und Lupinen, 

b) die Erweiterung der Ausnahmebeſtimmung im 
8 1 Abſ. 2 Satz 2 dahin, daß die Beſchlagnahme für 
die Spelzſpreu mit dem Gerben endet, 

c) die Einſchränkung der Sondervorſchrift in 81 
Abſ. 3, wonach Erbſen und Bohnen von der 9 
nahme inſoweit nicht betroffen werden, als ſie zur 
Verwendung als Friſchgemüſe beſtimmt ſind, 

d) das Verbot, über Früchte im Sinne der BO. 
vor ihrer Trennung vom Boden Kaufverträge und 
andere auf Veräußerung oder Erwerb gerichtete Ver⸗ 
träge abzuſchließen, wenn nicht der Kommunalverband 
ſchriftlich zugeſtimmt hat (neuer § 3a, ſ. Art. 1 Nr. 6), 

e) die Neuregelung der Freigabe ſelbſtgebauter 
Früchte im Sinne der VO. für Unternehmer landwirt⸗ 
ſchaftlicher Betriebe zur Ernährung der Selbſtver⸗ 


1) Letzter Bericht S. 198 dieſer Zeitſchrift. 
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been zur Fütterung des Viehs und zur Felder⸗ 
eſtellung (8 7, ſ. Art. 1 Nr. 7 und 8), 

f) der Ausbau der e in 
88 49, 58 und 63 unter e e eines neuen $ 63a 
(ſ. Art. 1 Nr. 29, 30, 33, 37 und 38), 
g) die Aenderung der Strafbeſtimmungen mit 
ei auf die erwähnten Neuerungen (8 79, ſ. Art. 1 


R 
Nr. 47), N 

Art. 2 der VO. hebt die Vorſchriften in $ 2 Abſ. 2 
Nr. 2 der BO. über Futtermittel vom 10. Jan. 1918 
(RGBl. S. 23) und der BO. über Saatgut von Buch⸗ 
weizen, Hirſe uſw. vom 6. Jan. 1917 (RG Bl. S. 14), 
auch ſoweit ſie ſich auf Lupinen bezieht, auf. 

Die Faſſung, welche die Reichsgetreideordnung für 
die Ernte 1917 durch die beſprochene BO. vom 29. Mat 
1918 erhalten hat, und in der ſie für das Erntejahr 1918 
gilt, iſt S. 435 des RGBl. bekannt gegeben. 

2. VO. über den Verkehr mit Getreide, Hülſen⸗ 
früchten, Buchweizen und Hirſe aus der Ernte 1918 zu 
Saatzwecken vom 27. Juni 1918 (RGBl. S. 677, Bes 
richtigung S. 726). Die Verordnung entſpricht im 
weſentlichen der BO. gleichen Betreffs für die Ernte 1917 
(RG Bl. S. 609). Eine wichtige Neuerung iſt, daß die 
Saatkarten künftig von den unteren und den höheren 
Verwaltungsbehörden ſtatt von den Kommunalver⸗ 
bänden und Gemeinden ausgeſtellt werden (f. § 2). 

3. Regelung der Höchſtpreiſe für Getreide, Hülſen⸗ 
früchte, Buchweizen und Hirſe. Die grundlegenden 
Vorſchriften für Getreide, Buchweizen und Hirſe ent⸗ 
hält die VO. vom 15. Juni 1918 (RGBl. S. 657). Sie 
ſetzt für dieſe Früchte die Erzeugerhöchſtpreiſe feſt. Er⸗ 
gänzt wird fie durch eine BO. vom gleichen Tage 
(RGBl. S. 660), die Frühdruſchprämien vorſieht. Die 
Ausführungsbeſtimmungen enthält die Bek. vom 
27. Juni 1918 (RGBI. S. 689), die ſich auch auf die 
Hülſenfrüchte erſtreckt. Der Inhalt der grundlegenden 
BD. vom 15. Juni 1918 iſt vollſtändig übernommen 
(88 2— 9). Unter den eigentlichen Ausführungsvor⸗ 
ſchriften ſind hervorzuheben: 

a) die Feſtſetzung von Preiszuſchlägen für Ge⸗ 
treide, das vor dem 1. Okt. 1918 abgeliefert und zuvor 
künſtlich getrocknet wird (8 12), 

b) die Grundſätze für die Bewertung der Früchte 
in 88 13 und 14, 

c) die Preisregelung für Saatgut (85 18 — 21), 

3) die Preisregelung ſür den Umſatz der Früchte 


4. Vorſchriften für Schlachtpferde. Die VO. vom 
14. Juni 1918 (RG Bl. S. 655) ergänzt die VO. über 
Pferdefleiſch vom 13. Dez. 1916 (RG Bl. S. 1357) dahin, 
daß der Ankauf von Pferden zur Schlachtung, der 
Betrieb des Roßſchlächtergewerbes und der Handel 
mit Pferdefleiſch vorbehaltlich etwaiger Abdeckerei⸗ 
privilegien vom 1. Aug. 1918 ab nur Kommunalver⸗ 
bänden und ſolchen Perſonen oder Stellen geſtattet iſt, 
denen von der Landeszentralbehörde oder der von ihr 
beſtimmten Stelle eine beſondere Erlaubnis dazu erteilt 
worden iſt. Die Strafbeſtimmungen der VO. vom 
13. Dez. 1916 (8 6) werden entſprechend ergänzt. 

5. Vorſchriften für Bierhefe. Die VO. vom 28. Juni 
1918 (REBL. S. 697) ändert die VO. über Bierhefe 
vom 10. Dezember 1916 (RGBl. S. 1351) hauptſächlich 
dahin, daß die in 8 1 Abſ. 2 vorgeſehene Ausnahme 
von der Verpflichtung der Vierbrauereien zur Ab— 
lieferung ihrer Bottichhefe anders umgrenzt wird. 
Die Lieferungspflicht gilt künftig nicht für diejenige 
Bottichhefe, die von den Brauereien im eigenen Betrieb 
als Samenhefe benötigt wird oder deren Abgabe zu 
Backzwecken oder als Samen- oder Anſtellhefe an andere 
Brauereien von dem Verbande deutſcher Brauereihefe⸗ 
Trocknungsanſtalten G. m. b. H. in Berlin genehmigt iſt. 

6. Vorſchriften für Heu, Stroh und Häckſel: 

a) Die BO. über den Verkehr mit Stroh und 
Häckſel aus der Ernte 1918 vom 6. Juni 1918 (RGBl. 
S. 475) entſpricht in ihren Anordnungen für Stroh 
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von Roggen, Weizen, Spelz, Emer, Einkorn, Hafer 
und Gerſte im weſentlichen den Vorſchriften der BO. 
über den Verkehr mit Heu aus der Ernte 1918 vom 
1. Mai 1918 (KOBl. S. 368). § 1 beſtimmt die Mengen 
Stroh aus der Ernte 1918, die für Zwecke der Kriegs⸗ 
wirtſchaft zu liefern find, und die e 82 
regelt die Unterverteilung auf die Bundesſtaaten, 
Lieferungsverbände, Gemeinden, Gutsbezirke und Er⸗ 
zeuger. Beſtraft wird nach 8 16 Abſ. 1 Nr. 1 und 2, 
wer vorſätzlich der ihm hiernach obliegenden Ver⸗ 
pflichtung zur Strohablieferung nicht oder nicht recht⸗ 
den nachkommt oder etwaigen weiteren Vorſchriften 
der Landeszentralbehörden über den Verkehr mit Stroh 
zuwiderhandelt. 

Für Stroh von Lupinen, Zuckerrüben⸗ und Runkel⸗ 
rübenſamenſtroh ordnen die 88 11 und 12 VO. an, daß, 
wer ſolches Stroh abſetzen will, es dem Kriegsaus⸗ 
ſchuß für Erſatzfutter, G. m. b. H. in Berlin, zum 
Erwerb anzubieten, auf Verlangen käuflich zu über⸗ 
laſſen, auf Abruf zu verladen und bis zur Abnahme 
aufzubewahren ſowie pfleglich zu behandeln hat. 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchriften find in 
$ 16 Abf. 1 Nr. 3 unter Strafe geſtellt. 

b) Höchſtpreiſe für Heu ſetzt die VO. vom 24. Mai 
1918 (RGBl. S. 421), Höchſtpreiſe für Stroh und 
Häckſel die BO. vom 28. Juni 1918 (RGBl. S. 721) 
feſt, ſoweit die Veräußerung durch den Erzeuger oder 
Herſteller erfolgt. Im übrigen iſt die Feſtſetzung der 
Höchſtpreiſe für Heu und Stroh den Landesbehörden 
überlaſſen. 

7. nen für Düngemittel. Die BO. vom 
3. Juni 1918 (RGBl. S. 474) überträgt der durch die 
Bek. vom 18. Mai 1917 (RGBl. 427) errichteten Ueber⸗ 
wachungsſtelle für Ammoniakdünger, die fortan die 
Bezeichnung: „Ueberwachungsſtelle für Ammoniak⸗ 
dünger und phosphorſäurehaltige Düngemittel“ führt, 
auch die Ueberwachung des Verkehrs mit phosphor⸗ 
ſäurehaltigen Düngemitteln und die Erlaſſung der 
erforderlichen Beſtimmungen über den Abſatz ſolcher 
Düngemittel (8 1). Zuwiderhandlungen gegen ihre 
Beſtimmungen find nach 8 2 ſtrafbar. 


II. Sonſtige Vorſchriften. 


1. VO. über wirtſchaftliche Maßnahmen für die 
Uebergangswirtſchaft auf dem Textilgebiete vom 
27. Juni 1918 (RGBl. S. 671). Sie ſieht zur Abhilfe 
wirtſchaftlicher Schädigungen auf dem Textilgebiet 
während des Uebergangs von der Kriegswirtſchaft 
in die Friedenswirtſchaft die Errichtung einer Reichs⸗ 
ſtelle für Textilwirtſchaft vor, die eine Behörde und 
dem Reichswirtſchaftsamt unterſtellt iſt, ferner die 
Errichtung von Landesſtellen für Textilwirtſchaft und 
von Reichs wirtſchaftsſtellen für einzelne textile Roh: 
ſtoffe (Wolle, Baumwolle uſw.), die rechtsfähig und 
der Aufſicht des Reichswirtſchaftsamts unterſtellt ſind 
ſowie je aus einer Vertreterverſammlung und einem 
Ausſchuß beſtehen. Die Reichs wirtſchaftsſtellen haben 
ihren Sitz in Berlin, können aber an anderen Orten 
Zweigwirtſchaftsſtellen errichten, die als einziges Organ 
einen Ausſchuß haben. Die Reichsſtelle und die Landes⸗ 
ſtellen für Textilwirtſchaft ſowie die Reichswirtſchafts⸗ 
ſtellen können nach § 17 allgemein verbindliche Ans 
ordnungen erlaſſen. Zuwiderhandlungen gegen dieſe 
Anordnungen und gegen die dem Reichskanzler über- 
tragenen Beſtimmungen zur Ausführung der BO. 
werden nach 8 19 beſtraft. Strafe iſt hier auch vor⸗ 
geſehen für Angehörige der Reichsſtelle oder einer 
Landesſtellen für Textil wirtſchaft, der Wirtſchaftsſtellen 
oder ihrer Organe ſowie für zugezogene Vertrauens- 
männer und Sachverſtändige, die abgeſehen von der 
dienſtlichen Berichterſtattung und der Anzeige von 
Geſetzwidrigkeiten das Dienſtgeheimnis nicht wahren 
oder Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniſſe verwerten. 

2. Vorſchriften für Waſchmittel. Die Bek. vom 
17. Juni 1918 (RG BI. S. 661) ermächtigt unter 
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eft. vom 
21. Juni 1917 zu der BO. über den Verkehr t Seife 
uſw. (RGBl. S. 546) Händler, die wegen Mangels an 
Ware Feinſeife oder Seifenpulver auf Seifenkarten 
nicht abgeben können, für die abgelieferten Seifen⸗ 
kartenabſchnitte einen Gutſchein auszuſtellen und gegen 
deſſen Rückgabe während der folgenden zwei Monate 
die entfprechende Menge Waſchmittel abzugeben. 

3. Vorſchriften für Papier. 

a) Bek. über den Handel mit Karton, Papier und 
Pappe vom 17. Mai 1918 (RGSBI. S. 417). Nach 8 1 
iſt der Handel mit unbedrucktem und unbeſchriebenem 
Papier, Karton und Pappe nur noch Händlern geſtattet, 
die ſolchen Handel ſchon vor dem 1. Januar 1916 
getrieben haben. Die Handelsbefugnis kann ihnen 
wegen e ee, entzogen werden. Ausnahms⸗ 
weiſe kann nach 8 2 anderen Perſonen die Erlaubnis 
zum Handel erteilt werden. Wer nach 9 1 feinen 
Handel nicht fortſetzen darf, darf nach 8 6 ſeine 
Waren nicht weitergeben, ſondern muß ſie der Kriegs⸗ 
wirtſchaftsſtelle für das deutſche Zeitungsgewerbe 
in Berlin anmelden, die auf ſeine Rechnung und 
Koſten die Waren verwertet. Andere Perſonen, die 
zum Handel mit unbedrucktem und unbeſchriebenem 
Papier, Karton und Pappe nicht befugt ſind und mehr 
als 25 kg von einer dieſer Waren beſitzen, dürfen die 
Waren ohne Genehmigung der genannten Kriegswirt⸗ 
ſchaftsſtelle nicht verkaufen oder ſonſtwie weiter geben. 
Die Kriegswirtſchaftsſtelle iſt nach § 8 befugt, unbe⸗ 
drucktes und unbeſchriebenes Papier, Karton und Pappe 
mit der Wirkung zu beſchlagnahmen, daß aden ge 


Aenderung von g 1 Nr. 2 Abſ. 1 b. a 


daran und rechtsgeſchäftliche Verfügungen darüber ohne 
ihre Zuſtimmung verboten find und der von der Ber 
ſchlagnahme Betroffene die beſchlagnahmten Sachen 
* pfleglich behandeln muß. Strafbeſtim⸗ 
mungen 8 9. 

b) Bek. über Druckpapier vom 19. Juni 1918 

eis S. 663). Sie überträgt auch für das 3. Viertel⸗ 
ahr 1918 der Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche 
Zeitungsgewerbe die Feſtſetzung der Mengen Druck⸗ 
papier, die Verleger und Drucker von Zeitungen, Druck⸗ 
werken, Muſikalien, Zeitſchriften und ſonſtigen perio⸗ 
diſchen Druckſchriften beziehen und verbrauchen dürfen. 
Lieferung, Bezug oder Verbrauch entgegen dieſer Feſt⸗ 
ſetzung ſind nach § 2 ſtrafbar. 

4. Vorfſchriften für Fette. Die Höchſtpreiſe für 
Wollfett find durch die Bek. vom 19. Juni 1918 (RGBl. 
S. 666) neu feſtgeſetzt. 

5. Zahlungsverbot und Bermögensfperre gegen⸗ 
über dem feindlichen Ausland. Die Bek. vom 26. Juni 
1918 (RG Bl. S. 670) ſchränkt die Vorſchriften der Bek. 
vom 30. Sept. 1914 (RGBl. S. 421), 19. Nov. 1914 
(RGBl. S. 479) und 7. Okt. 1915 (RG Bl. S. 633) gegen⸗ 
über Finnland weſentlich ein. 


Neuerungen in der Strafregifterführung. Am 1. d. 
Mts. find wichtige Aenderungen in der Strafregiſter⸗ 
führung in Kraft getreten. Die bisher maßgebenden 
Vorſchriften finden ſich in der Bekanntmachung der 
Staatsminiſterien der Juſtiz und des Innern vom 
12. Juli 1913 (JMBBl. S. 91), in der auch die Bundes⸗ 
ratsverordnung über die Strafregiſter in ihrer damals 
gültigen Faſſung abgedruckt iſt. Inzwiſchen wurde 
die Bundesratsverordnung mehrfach geändert. Durch 
die Verordnung vom 6. Sept. 1917 (3Bl. f. d. Deutſche 
Reich S. 341, IM Bl. S. 89) wurde der Kreis der Ver⸗ 
urteilungen, für welche die Aufnahme ins Strafregiſter 
zwingend vorgeſchrieben iſt, dahin eingeſchränkt, daß 
Verurteilungen wegen Vergehen, bei denen der Rück⸗ 
fall nicht mit beſonderer Strafe bedroht iſt, nicht 
mehr aufgenommen werden müſſen, wenn nur auf 
Verweis oder Geldſtrafe nicht über 50 M allein oder 
in Verbindung mit Nebenſtrafen erkannt iſt. Dieſe 
Einſchränkung war zunächſt für Bayern von keiner 
großen Bedeutung, weil auch für Verurteilungen wegen 
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ſolcher Vergehen die landesrechtliche Beſtimmung in 
Nr. III 3 der Bek. vom 12. Juli 1913 galt, wonach die 
Aufnahme ins Strafregiſter auch bei Verurteilungen, 
für die fie durch die Bundesrats verordnung nicht vor⸗ 
geſchrieben iſt, abgefehen von den wenigen in Abſ. 2 
aufgeführten Straftaten dann erfolgen Jesse wenn 
die Verfehlung für die Beurteilung der Berfönlichkeit 
des Verurteilten wichtig iſt, insbeſondere wenn ſie 
Roheit, Gewalttätigkeit, Verkommenheit, Hang zu 
Ausſchreitungen, Mißachtung fremden Eigentums, Un⸗ 
zuverläſſigkeit im Beruf oder Gewerbe erkennen läßt. 
Durch Art. II der am 1. Auguſt in Kraft treten⸗ 

den BRVO. vom 16. Mai 1918 (ZU. f. d. Deutſche 
Reich S. 161) wurden nun die Landesregierungen und 
ür das beim Reichs⸗Juſtizamt geführte Strafregiſter 

er Reichskanzler ermächtigt, anzuordnen, daß die in 

den Strafregiſtern niedergelegten Vermerke über Ver⸗ 
urteilungen, die nach der BRBO. vom 6. September 
1917 nicht mehr in die Regiſter aufgenommen werden 
müßten, aus ihnen entfernt werden. Von dieſer Er⸗ 
mächtigung hat wie Preußen in der allgemeinen Ver⸗ 
5 des Juſtizminiſters vom 11. Juni 1918 (JM Bl. 
S. 250) fo auch Bayern in Nr. III a 16 Abſ. II der 
Bek. vom 23. Juli 1918 (JMBl. S. 131) Gebrauch ge⸗ 


macht. 

Gleichzeitig wurde aber durch dieſe Bekanntmachung 
für Bayern die bisherige Verquickung von Straf⸗ 
regiſtern und polizeilichen Strafliſten aufgehoben, die 
Führung der Strafregiſter auf die Verurteilungen be⸗ 
ſchränkt, deren Aufnahme die Bundesratsverordnung 
vorſchreibt, und damit endlich Rechtsgleichheit mit 
dem übrigen Reichsgebiet hergeſtellt. Strafvermerke 
in den Strafregiſtern, die nach der Bundesratsverord⸗ 
nung in ihrer jetzigen Faſſung nicht mehr aufzunehmen 
wären, find nach Nr. III a 16 und 19 der Bekannt- 
machung auszuſcheiden und, ſoweit ſie für die Hand⸗ 
habung der Polizei, insbeſondere der Sicherheits⸗ und 
Gewerbepolizei von weſentlicher Bedeutun ng als 
Grundlage für künftige polizeiliche Strafliſten vor» 
läufig in ein Nebenregiſter zum Strafregiſter zu über⸗ 
nehmen. Dieſes Nebenregiſter bildet nicht etwa einen 
Beſtandteil des Strafregiſters, ſondern iſt ein ganz 
ſelbſtändiges Regiſter, das nur bis auf 
weiteres von den Strafregiſterbehörden zu führen 
iſt, weil die vorgeſehenen polizeilichen Strafliſten, die 
ſpäter bei den Diſtriktspolizeibehörden geführt werden 
ſollen, von dieſen wegen 1775 gegenwärtigen Ueber⸗ 
laſtung mit anderen Geſchaften nicht ſofort angelegt 
werden können. Die Auskunft aus dem Strafregiſter 
erſtreckt ſich nicht auf den Inhalt der Nebenregiſter. 
Ueber ihn wird nur Auskunft erteilt, wenn beſonders 
darum erſucht wird, und zwar nur deutſchen Be⸗ 
hörden. Die Staatsanwälte und Amtsanwälte ſollen 
um Auskunft aus dem Nebenregiſter nur erſuchen, 
wenn ſie in Fällen von beſonderer Wichtigkeit zur 
vollſtändigen Aufklärung des Sachverhalts unbedingt 
nötig iſt. Die Führung der Nebenregiſter erſolgt, ſo⸗ 
lange ſie den Strafregiſterbehörden obliegt, in ent⸗ 
ſprechender Anwendung der Vorſchriften für die Straf⸗ 
regiſter. Damit die Nebenregiſter bis zu ihrer Ueber⸗ 
nahme durch die Diſtriktspolizeibehörden auf dem 
Laufenden erhalten werden, haben die Staatsanwälte 
und Amtsanwälte Verurteilungen, die nicht in das 
Strafregiſter aufzunehmen ſind, den Strafregiſterbe⸗ 
hörden zur Aufnahme ins Nebenregiſter mitzuteilen, 
ſoweit die Verurteilungen für die Handhabung der 
Polizei, insbeſondere der Sicherheits- und Gewerbe⸗ 
polizei von weſentlicher Bedeutung ſind. 

Dieſer Einſchränkung der Steafregifterfäßcung 
ſteht eine Erweiterung gegenüber. Nach Art. I Nr. 
der erwähnten Bundesratsverordnung vom 16. Mai 
1918 ſind künftig in die Strafregiſter auch aufzunehmen: 

1. die Entſcheidungen der bürgerlichen Gerichte 
einſchließlich der Konſulargerichte, der Militärgerichte 
und der Strafverfolgungsbehörden, durch die ein 
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Strafverfahren in Anwendung des 8 51 St. durch 
Einſtellung, une des Hauptverfahrens oder 
Fre Ipregung beendigt wird, 

2. die Entſcheidungen der bürgerlichen Gerichte 
einſchließlich der Konſulargerichte, der Militärgerichte 
und der Strafverfolgungsbehörden, durch die ein 
Strafverfahren vorläufig eingeſtellt wird, weil der 
Täter nach der Tat in Geiſtes krankheit verfallen iſt, 

3. die Entſcheidungen der bürgerlichen Gerichte 
einſchließlich der Konſulargerichte, durch die eine Per⸗ 
ſon wegen Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche ent⸗ 
mündigt oder durch die eine ſolche Entmündigung 
wieder aufgehoben wird. 

Eine beſonders begrüßenswerte Neuerung iſt die 
Einführung der beſchränkten Auskunft aus dem Straf⸗ 
regiſter, die auch durch die BRBO. vom 16. Mai 1918 
(Art. I Nr. 12) erfolgt iſt. Sie knüpft an die Einrichtung 
der Löſchung von Strafvermerken in den Strafregiſtern 
an, die durch die Löſchungsamneſtien zu Kaiſers Ge⸗ 
burtstag in den letzten Jahren (JM Bl. 1916 S. 11, 
1917 S. 11, 1918 S. 15) zu beſonderer Bedeutung ge⸗ 
langt iſt. Künftig darf dann, wenn über eine Perſon 
um Strafregiſter keine anderen Strafen als Gefängnis 
bis zu einem Jahre einſchließlich oder Feſtungshaft 
bis zu einem Jahre einſchließlich oder Arreſt oder 
Haft oder Geldſtrafe oder Verweis, allein oder in 
Verbindung miteinander oder mit Nebenſtrafen ver⸗ 
merkt und ſeit der letzten im Regiſter vermerkten Ver⸗ 
urteilung zehn Jahre vergangen find, über den dieſe 
Berfon betreffenden Inhalt des Regiſters nur den 
Gerichten, den Behörden der Staatsanwaltſchaft ſo⸗ 
wie auf ausdrückliches Erſuchen den höheren Verwal⸗ 
tungsbehörden Auskunft erteilt werden, wobei Ver⸗ 
merke über Verurteilungen im Ausland Vermerken 
über inländiſche Verurteilungen gleichzuachten find 
und Vermerke über Verurteilungen, die nach der Bun⸗ 
desratsverordnung in ihrer jetzigen Faſſung nicht mehr 
ins Strafregiſter aufgenommen werden müſſen, außer 
Betracht bleiben. Dieſer wichtigen Vorſchrift iſt durch 
die preußiſchen wie die bayeriſchen Ausführungsbe⸗ 
ſtimmungen noch größere Tragweite dadurch verliehen, 
daß auch den Juſtizbehörden nahegelegt iſt, nur um 
eine ſolche beſchränkte Auskunft aus dem Strafregiſter 
zu 5 en, wenn ſie nach Lage des Falles genügt. 

ie Bundesratsverordnung über die Strafregiſter 
in ihrer nunmehrigen Faſſung iſt im Zentralblatt für 
das Deutſche Reich S. 164 und mit der Bek. vom 23. Juli 
1918 im JMD. S. 131 veröffentlicht. Dieſe Bekannt⸗ 
machung enthält auch die bayeriſchen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen in neuer Bearbeitung und faßt wieder 
alle zurzeit maßgebenden Vorſchriften für die Führung 
der Strafregiſter in Bayern zuſammen. 


Vücheranzeigen. 


Roſcher, Wilhelm, Grundlagen der National⸗ 
ökonomie. Ein Hand⸗ und Leſebuch für Gefchäfts. 
männer und Studierende. 25. Auflage. XVIII, 942 S. 
Stuttgart u. Berlin 1918, J. G. Cottaſche Buchhand⸗ 
lung. Preis ungeb. Mk. 15.—, geb. Mk. 19.—. 

„Recht und Wirtſchaft“, das iſt gegenwärtig wohl 
eine der am häufigſten gehörten Wortverbindungen 
und die innere Berechtigung dieſer Verbindung iſt 
über allen Zweifel erhaben. „Selbſt der ſcharfge⸗ 
ſinnteſte Juriſt muß, um wahrhaft nützlich zu ſein, 

die menſchlichen Verhältniſſe, die er als Anwalt im 

friedlichen Sinn verteidigen, als Richter auf unanfecht⸗ 

bare Weiſe feſtſtellen ſoll, auch praktiſch kennen d. h. 

in ihrem Hervorgehen aus menſchlichen Bedürfniſſen 

und in ihrer Rückwirkung auf menſchliches Wohl und 

Wehe.“ Das find Worte Wilhelm Roſchers und wir 
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niſſe beſſer kennen lehrte, als das Werk aus der Feder 
dieſes Meiſters der Volkswirtſchaftslehre, das nun in 
der 25. Auflage vor uns liegt. „Ein wirklich herr⸗ 
liches Buch, von dem ich beſtimmt vorausſage, daß 
es in der Geſchichte der Staatswiſſenſchaften einen 
unvergänglichen Platz einnehmen wird“, fo urteilte 
bei ſeinem erſten Erſcheinen im Jahre 1854 der konſer⸗ 
vative Hiſtoriker Treitſchke darüber in einem Brief 
an ſeinen Vater, und der Lehrer der Sozial⸗ und 
Wirtſchaftsgeſchichte Robert Pöhlmann, ein liberaler 
Mann (freilich kein Demokrat — „Es gibt nichts Il⸗ 
liberaleres als die Herrſchaft der Maſſe“ hörte ich 
ihn einmal in einem Vortrag über den erzieheriſchen 
Wert der Kenntnis des klaſſiſchen Altertums fagen), 
rühmt von dem Werke und on Berfafler „die uns 
vergleichliche Univerſalität eines die Fülle der Jahr⸗ 
hunderte und die Weite der Welt umſpannenden 
Wiſſens, wie es nur für ein Gelehrtenleben von ſo 
harmoniſcher Vollendung erreichbar war, die milde, 
abgellärte Weisheit des Urteils, den mit einer tief⸗ 
innerlichen Religioſität gepaarten Adel der Empfindung, 
die ganze Art und Weiſe der Behandlung der . 
die bei aller vorſichtigen Zurückhaltung, bei aller An⸗ 
erkennung der immer nur relativen Bedeutung von 
Inſtitutionen und Lehrmeinungen doch von ſehr be⸗ 
ſtimmten ethiſchen Wertmaßſtäben, einer in ſich ge⸗ 
ſchloſſenen Welt⸗ und Lebensanſchauung ausgeht und 
ſo nicht ſelten zu einem förmlichen Bekenntnis wird, 
die bis zu einem gewiſſen Grade ja auch mit der 
Weltanſchauung zuſammenhängende für lo fo 
bezeichnende gleichmäßige Handhabung der beiden ent⸗ 
gegengeſetzten Forſchungsmethoden, der Induktion und 
der Deduktion, durch die feine Schriften ihren ‚eigen- 
artigen Stilcharakter erhalten, endlich die Sprache, 
die auch in hohem Maße den Menſchen widerſpiegelt.“ 

Robert Pöhlmann hat nach Roſchers Tod die 
22.—24. Auflage 82 darth len ergänzt durch Zu⸗ 
ſätze, die als fol e durch Klammern gekennzeichnet 

nd. Der Herausgeber der 1 25. Auflage, 

dolf Weber in Breslau, hat in einem Nachtrage mit 
kurzer felbftändiger Kritik das hervorgehoben, was 
ihm zur Ergänzung des Werkes beſonders wichtig er⸗ 
ſchien, und dabei auch auf Erfahrungen der Kriegszeit 
Rückſicht genommen. So iſt das Werk „ganz der alte 
Roſcher“, von dem ein norddeutſcher Richter einmal 
ſchrieb: „Ich wüßte nicht zu ſagen, wie von Grund 
aus anders ich ſein würde, wenn der Name Roſcher 
in meinem Leben fehlte.“ 

Bei der Erörterung der Schattenſeiten der Arbeits⸗ 
teilung ſagt Roſcher: „Wehe dem Volke, wo nur die 
Juriſten ausgebildetes Rechtsgefühl, nur die Beamten 
politiſchen Sinn d. h. ausgebildeten Patriotismus, nur 
das ſtehende Heer kriegeriſchen Mut, nur die Geiſt⸗ 
lichen bewußte Religioſität haben, wo die Eltern alle 
Erziehungsſorge den Erziehern von Fach überlaſſen, 
wo körperliche Rüſtigkeit nur bei den niederen Klaſſen 
zu finden iſt. Darum iſt nichts fchädlicher, als die 
(oft aus Armut) vorzeitig einſeitige Fachbildung, ehe 
die Grundlage der allgemein menſchlichen Bildun 
geſichert worden. Je höher namentlich ein Menf 
ſteht, deſto mehr ſoll er die ganze Menſchheit gleich⸗ 
ſam vertreten.“ Welcher Juriſt denkt bei dieſen Sätzen 
nicht an das Wort von der iurisprudentia als der 
omnium rerum divinarum atque humanarum scientia? 
Solche scientia zu vermitteln iſt wohl kaum ein Werk 
beſſer geeignet als Roſchers „Grundlagen der Nationals 
ökonomie“. Es will uns nicht wie wohl die Schriften 
früherer Nationalökonomen lehren, wie man reich 
wird, ſondern die Entwicklungsgeſetze der Volkswirt⸗ 
ſchaft, des wirtſchaftlichen Volkslebens zeigen, und zwar 
ſtets im Zuſammenhange mit den anderen Seiten des 
Volkslebens, mit Sprache, Religion, Kunſt, Wiſſenſchaft, 
Recht und Staat. Dabei vermittelt es uns eine Fülle 
von Einblicken in die Geſchichte der Menſchheit. Jeder 


wiſſen kein Buch, das uns die menſchlichen Verhält⸗ wirtſchaftliche und techniſche Fortſchritt wird gemeſſen 
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an ſeinen Folgen für das geiſtig⸗ſittliche Leben. „Die 
beſte Korrektur für die Einſeitigkeiten hoher Arbeits⸗ 
teilung“ erblickt Roſcher „in der Ausdehnung und 
vielſeitigen Benutzung der Muße“ und wir möchten 
glauben, daß ein Juriſt in ſeinen Mußeſtunden wenig 
andere Bücher mit ſoviel innerem Gewinn zur Hand 
nehmen wird wie dieſes „Hand⸗ und Leſebuch für Ge⸗ 
ſchäftsmänner und Studierende“ von Wilhelm Roſcher. 
E. Eckert. 


Schultz, Dr. Heinrich, Profeſſor, Rat am Oberlandes⸗ 


gericht München und Dozent an der Handelshoch— 
ſchule München. 
lien verkehr in feiner zivilrechtlichen 
Bedeutung nach der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts. 41 Seiten. München, Berlin 
und Leipzig 1918, J. Schweitzer Verlag (Arthur 
Sellier). Geh. Mk. 1.50. 


Sch. hat die Abhandlung zunächſt als eine Studie 
für ſeine berufliche Tätigkeit verfaßt, um bei Bedarf 
ein klares, die raſche Orientierung ermöglichendes 
Bild von dem ſchwierigen, verwickelten und häufig 
mißverſtandenen Rechtsgebiete zur Hand zu haben. 
Auf nur 32 Seiten Text erörtert er nach einer die 
praktiſchen Fälle ſkizzierenden Einleitung den Begriff 
der argliſtigen Täuſchung und des Betrugs, argliſtige 
Täuſchung, ſei es Verſchweigen, ſei es Belügen, ohne 
Zuſammentreffen mit §8 823 Abſ. II, 826 BGB., $ 263 
StGB., die Gewährleiſtungsanſprüche wegen arg— 
liſtiger Täuſchung, argliſtige Täuſchung im Zuſammen⸗ 
treffen mit 88 823 Abſ. II, 826 BGB., $ 263 StGB., 
argliſtige Täufchung bei der Erfüllung. 

In knappſter Form iſt der umfangreiche und 
ſchwierige Stoff bewältigt, nicht als lehrhafte Ent⸗ 
wickelung, ſondern im weſentlichen nur als Feſtſtellung 
der Ergebniſſe der Rechtſprechung. Darum kennzeichnet 
Sch. die Schrift zutreffend als einen Wegweiſer für 
den Praktiker, und wir danken ihm, daß er den An⸗ 
regungen aus dem Kreiſe der Rechtsanwälte ſtatt⸗ 
gegeben und die Studie veröffentlicht hat. 

Gerade um ihres hohen Wertes willen und in 
der Hoffnung, daß ſie den verdienten Erfolg haben 
wird, ſei es für eine neue Auflage zur Erwägung 
gegeben: einmal die Ueberſichtlichkeit durch weitere 
Gliederung und Verwendung verſchiedener Druckſtärke 
und Druckgröße zu erleichtern, ferner die Darſtellung, 
die mitunter reichlich knapp iſt, ſich gelegentlich auf 
Verweiſungen beſchränkt, teilweiſe etwas ausführlicher, 
durch Anführung von Beiſpielen bei den einzelnen 
Fällen noch anſchaulicher zu geſtalten. N 

Rechtsanwalt Dr. Böckel, Jena. 


Kriegsgeſetze des Deutſchen 
Reiches. Textausgabe mit kurzen Anmerkungen 
u. Sachregiſter. Dritte Aufl. 336 S. Erſtes bis 
Achtes Ergänzungsheft. Je zwiſchen 135 u. 517 S. 
Leipzig, Druck u. Verlag von Philipp Reclam jun. 

Die Sammlung enthält die im RG Vl erſchienenen 
Kriegsgeſetze u. Kriegserlaſſe mit wenigen Ausnahmen 
und zwar ſeit dem 4. Bändchen nach Vierteljahren 
zuſammengefaßt. Mißlich macht ſich geltend die ge— 
ringe Ueberſichtlichkeit, ein Mangel, der ſich aber nicht 
vermeiden ließ, weil das Syſtem mit der Herausgabe 
des erſten Bändchens feſtzuſtellen war u. ſich damals 
die Entwicklung noch nicht vorausſehen ließ. Das 
letzte Heft ſchließt ab mit dem 30. Juni 1917. Die 

Bedeutung der Sammlung liegt in dem handlichen 

Format u. dem geringen Preis. Würde ihr ein ge— 

ſonderter Regiſterband beigegeben, der die in den ver— 

ſchiedenen Bändchen zerſtreuten Erlaſſe ſyſtematiſch u. 

zeitlich zuſammenfaßte, und ein nach der Buchſtaben— 

folge geordnetes Regiſter für die einzelnen Erlaſſe 


Banier, Karl. 


Der Betrug im Immobi⸗ 
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(nicht auch für ihren Inhalt im einzelnen) enthielte, 
auch die aufgehobenen Erlaſſe kenntlich machte, ſo 
würde ſie ſehr gewinnen. Schie 


Gronow, Kurt Elsner von, Feld⸗Oberkriegsgerichtsrat. 
Militärſtrafgerichtsordnung vom 1. De⸗ 
zember 1898 nebſt Einführungsgeſetz. 

Textausgabe mit kurzen Anmerkungen und Sach- 
regiſter. 188 S. Leipzig 1918. Druck und Verlag 
ao ee Reclam jun. Geh. Mk. —.50, geb. 


Die Anmerkungen beſchränken ſich im weſentlichen 
auf einen Hinweis auf ergänzende Vorſchriften, nament⸗ 
lich die Ausführungsbeſtimmungen aus dem ABl.“ 
Dieſe Verweiſungen, das ausführliche Sachregiſter und 
die bequeme Handlichkeit des Bändchens verleihen der 


Textausgabe Wert. Ä 
Jena. : Dr. Böckel. 


Wenz, Peter, Rechnungsrat, Amtsgerichtsſekretär in 
Köln, und Wagner, Joſef, Amtsgerichtskalkulator in 
Breslau. Handbuch für die Zwangs ver⸗ 
ſteigerung und die Zwangsverwaltung. 
5. Auflage. VIII, 415 Seiten. Köln 1918, Kölner 
Verlagsanſtalt und Druckerei AG. Preis geb. Mk. 16.—. 

Das Werk wendet ſich an das Laienpublikum, ins⸗ 
beſondere auch die Kanzleivorſteher. Die Darſte llung 
iſt gemeinverſtändlich, anſchaulich, lehrhaft, unterſtützt 
durch viele Beiſpiele und Muſter. Darum iſt der Er⸗ 
folg verſtändlich. Den Juriſten mutet es weniger an, 


wenn er etwa lieſt: „Mag der Schuldner bei Ent⸗ 


ſtehung des Schuldverhältniſſes ein reicher Mann ge⸗ 
weſen ſein, hat er aber bei Vornahme der Zwangs⸗ 
voll ſtreckung keine Vermögensgegenſtände mehr, die 
der Zwangsvollſtreckung unterliegen und aus denen 
der Gläubiger befriedigt werden kann, fo hat dieſer 
das Nachſehen.“ 


Jena. 


Schmidt, Dr. Nudolf, Gerichtsaſſeſſor und Privatdozent 
an der Univerſität Bonn. Der richterliche Eid. 
V, 172 Seiten, München 1917, C. H. Beck'ſche Ver⸗ 
lagsbuchhandlung Oskar Beck. Geh. Mk. 6.—. 


Die Monographie gibt eine eingehende Unter⸗ 
ſuchung der bei Auferlegung des richterlichen Eides 
in Betracht kommenden Geſichtspunkte. Sie erörtert 
insbeſondere den Begriff der Tatſache, die Beſchaffen⸗ 
heit der Tat ſachen, über welche der Eid auferlegt 
werden kann, die Frage, ob und etwa was für ein 
Ergebnis die Verhandlung und eine Beweisaufnahme 
gehabt haben müſſen, die Auswahl des Schwurpflich— 
tigen, den Einfluß des Parteiwillens auf die Auf⸗ 
erlegung des Eides, die Anwendbarkeit des richterlichen 
Eides in einigen befonderen Fällen (Urkunden- und 
Wechſelprozeß, Fall einer bloßen Glaubhaftmachung. 
Entmündigungsverfahren, Eheſachen, Verſäumnisver⸗ 
fahren, Beſchlußverfahren), die Form der Auferlegung 
und die Wirkung des richterlichen Eides und zum 
Schluß den Schätzungseid. Wie ſchon dieſe kurze 
Inhaltsüberſicht zeigt, iſt die Schrift von vornherein 
durchweg auf die Praxis gegründet. Die rechtsgeſchicht⸗ 
liche Entwicklung wird dabei nicht vernachläſſigt. Nur 
wird fie nicht in einem beſonderen Abſchnitt vorauss 
geſchickt, ſondern jeweils bei den einzelnen Fragen 
geſchildert. Ein Geſetzes- und Sachregiſter im Verein 
mit dem überſichtlichen ausführlichen Inhaltsverzeichnis 
erleichtert die Benutzung des Werkes auch für den 
Praktiker, vor allem den Richter. 
Jeua. 


Verantwortl. Herausgeber i. V.: E. Eckert, I. Staats⸗ 
anwalt im K. Staatsminiſterium der Juſtiz. 
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Die Vortat bei Lachhehlerei. 
Bon Geheim. Hofrat Prof. Dr. Allfeld in Erlangen. 


Die vor einigen Monaten erfolgte Verurteilung 
von Perſonen, die im Schleichhandel erworbene 
Nahrungsmittel angekauft hatten, wegen Hehlerei 
hat begreiflicherweiſe großes Aufſehen erregt. Im 
Berliner Lokalanzeiger vom 19. Mai des. J. hat 
Joſ. Kohler dieſe Verurteilung bekämpft. Er 
findet, daß zu einem ſolchen Ausſpruch nur ein 
rein formal denkender Richter gelangen könne, der 
auf das Gerechtigkeitsgefühl des Volkes keine Rück⸗ 
ſicht nehme und das ethiſche Moment gegenüber 
dem logiſchen zu kurz kommen laſſe; denn es ſei 
vollkommen verkehrt, wenn jemand nicht fremdes 
Eigentum erlangt habe, ſondern wirklicher Eigen⸗ 
tümer geworden ſei und ſein Eigentumserwerb 
nur der Verkehrsordnung widerſpreche, auf ihn 
den Hehlereibegriff anzuwenden und damit ihn 
den Dieben und Räubern gleichzuſtellen. Durch 
eine „ſtrafbare Handlung“ erlangt ſei im Sinne 
des 8 259 nur, was durch Wegnahme einer 
fremden Sache (Diebſtahl, Unterſchlagung, Wild⸗ 
dieberei) erlangt ſei. 

Gegen Kohler wendet ſich nun in der Deutſchen 
Juriſtenzeitung (S. 409 dieſes Jahrganges) der 
Geh. Oberjuſtizrat Oberſtaatsanwalt Chrze⸗ 
ſeinſki, Stettin. Nicht das Volksempfinden 
dürfe darüber, was ſtrafbar ſei, entſcheiden, denn 
dieſes ſei ſchwankend und unſicher, ſondern der 
im Geſetze zum Ausdrucke gebrachte, durch logiſche 
Tätigkeit erforſchte Wille des Geſetzgebers. Die 
Beſtimmung des § 259 StGB., die nur voraus⸗ 
ſetze, daß die Sache allgemein mittels ſtrafbarer 
Handlung erlangt ſei, laſſe erkennen, daß es ſich 
nicht, wie Kohler meint, immer um ein „Ent⸗ 
wendungsdelikt“ handeln müſſe. Der Fehler 
müſſe nur ein Fehler im Erwerb, nicht ein Fehler 
in begleitenden Umſtänden ſein. Ein ſolcher Fehler 
im Erwerbe liege aber bei einer Zuwiderhandlung 


. Leitung und Geſchäftsſtelle: München. Ottoſtraße 1a 
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gegen die kriegswirtſchaftlichen sr e vor. Ber: 
faſſer nimmt zum Beleg auf die Reichsgetreide⸗ 


ordnung für die Ernte 1917 8 79! Bezug, wo⸗ 
nach das geſamte den Erwerb begründende Ge⸗ 
ſchäft unter Strafe geſtellt ſei, alſo nicht ein 
Nebenumſtand die Strafbarkeit begründe, und 
meint, der Erwerb ſei, weil wider das Geſetz, nach 
8 135 BGB. nichtig, woraus „unausweichlich“ 
folge, daß der alle Tatbeſtandsmerkmale der Hehlerei 
erfülle, der ſeines Vorteils wegen wiſſentlich von 
dem unbefugten Erwerber beſchlagnahmten Ge⸗ 
treides ſeinerſeits dieſes Getreide erwirbt. Auch 
der Umſtand, daß der Erwerb des zweiten Er⸗ 
werbers ſelbſt ein Verſtoß gegen die Reichsgetreide⸗ 
ordnung iſt, hält den Verfaſſer nicht ab, auf feiner 
Anſicht zu beharren, weil ein Fall von Geſetzes⸗ 
konkurrenz nicht vorliege. Die Begründung für 
dieſe Anſicht bleibt er freilich ſchuldig. 

Ich bin nun der letzte, der einer „freirecht: 
leriſchen“ Auffaſſung huldigte, welcher allerdings 
Kohler zuneigt. Auch ich ſtehe, wie Chrzeſcinſki, 
auf dem Standpunkte, daß der Wille des Geſetzes 
maßgebend ſein müſſe und daß uns ein davon 
abweichendes „Volksempfinden“, das in hohem 
Grade unzuverläſſig, weil wechſelnd und als all⸗ 
gemeines oder auch nur herrſchendes kaum ſeſtſtell⸗ 
bar iſt, nicht dazu verleiten dürfe, uns über das 
Geſetz hinwegzuſetzen und ein davon unabhängiges, 
gewiſſermaßen natürliches Recht unſeren Entſchei⸗ 
dungen zugrunde zu legen. Aber auf der anderen 
Seite wäre es in der Tat ein Unglück, wenn unſere 
Rechtſprechung, im Formalismus befangen, nach 
dem Buchſtaben und nicht nach dem Geiſte des 
Geſetzes erkennen würde. Nicht im Widerſpruch 
mit dem Geſetz dürſen wir unſerem Rechtsempfinden 
folgen, aber wenn es ſich um die Auslegung 
eines Geſetzes handelt, ſo hat auch das Rechts⸗ 
empfinden und nicht, wie Chrzeſcinſki anzunehmen 
ſcheint, bloß die formale Logik ein Wort zu ſagen. 
Sind wir zweifelhaft, was der Geſetzgeber gewollt 
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habe, ſo dürfen und müſſen wir das Naturgemäße, Ber: 
nünftige, dem betr. Lebensverhältnis Angemeſſene 
als gewollt ſolange annehmen, als es die Faſſung 
des Geſetzes einigermaßen geftattet') und daß hiebei 


auch die Ethik mitzuſprechen hat, wer möchte dies 


bezweifeln? Soll nun wirklich ethiſch mit dem 
Diebshehler auf der gleichen Stufe ſtehen, wer ſich 
lieber einen anderen Lebensgenuß verſagt und ſich 
dafür ab und zu um ſeiner und ſeiner Familie 
beſſeren Ernährung willen auf einem „Schleich⸗ 
wege“ eine, allerdings koſtſpielige, Zulage zu der 
ſchmalen rationierten Koſt verſchafft? Kann man 
von einem ſolchen im Ernſt ſagen, er „entziehe 
dem Volk einen Teil ſeiner Nahrung, um ſich ſelbſt 
damit zu möſten“, zumal wenn er, wie haufig, 
Grund zu der Annahme hat, daß ſich der Erzeuger 
der Ware als „Selbſtverſorger“ gütlich daran ge: 
tan hätte, wenn er ſie nicht um teueres Geld hätte 
losſchlagen können? 

Aber laſſen wir die ethiſche Frage, über die 
man vielleicht verſchiedener Meinung ſein könnte, 
beiſeite und beſchränken wir uns auf die An⸗ 
wendung derjenigen Auslegungsmittel, die wohl 
auch ein Anhänger der ſtrengſten Begriffsjuris⸗ 
prudenz gelten läßt. Wir kommen auch mit deren 
Hilfe zu einem ganz anderen Ergebnis als 
Chrzeſeinſki. Ziehen wir zunächſt die geſchichtliche 
Entwicklung heran. Wo uns in der Rechtsſprache 
das Wort „Hehler“ entgegentritt, finden wir es 
im Zuſammenhang mit Eigentumsverbrechen, beſon⸗ 
ders mit Diebſtahl, wie ja auch im gemeinen Sprach⸗ 
gebrauch „Hehlen“ die Sache aus dem Bereich des 
Berechtigten noch weiter entziehen bedeutet.“) „Der 
Hehler iſt ſo gut als der Stehler“ und „wenn 
nicht wäre der Hehler, ſo wäre auch nicht der 
Stehler“ ſagen bekannte Rechtsſprichwörter und 
geben ſo dem Sinne nach wieder, was die mittel⸗ 
alterlichen Rechtsquellen beſtimmen.“) Auch im 
römiſchen Recht iſt von Hehlerei (celare, crimen 
receptatorum) nur in bezug auf Diebſtahl und 
Raub die Rede“) und nicht anders verſtehen dieſen 
Tatbeſtand die italieniſchen Praktiker und die 
ſpäteren gemeinrechtlichen Juriſten, wie Carpzow, 
Böhmer!) uſw. Das preußiſche Landrecht (Teil II 
Titel 20 8 1238) beſtraft gleich dem Diebe den⸗ 
jenigen, der wiſſentlich geſtohlene Sachen kauft oder 


— — 


1) So ſchon die römiſchen Quellen; 1.19 D. 1, 3: 
In ambigua voce legis en potissimum significatio acci- 
pienda est, quae vitio caret; 1.67 D. 50, 17: Quotiens 
idem sermo duas sententias exprimit, ea potissimum 
accipiatur, quae rei gerendae aptior est. 

2) Vgl. Gretener, Begünſtigung und Hehlerei, 
1879, S. 137. 

2) Wilda, Strafrecht der Germanen S. 637; 
Brunner, Deutſche . 2, 579. 

4 Inſt. IV I, 4, L. 49 8 1 P. 47, 2, un V 
3, 4: vgl. Mommfen, Nom Strafrecht S. 747, 775. 

5 Die CCC behandelt die Hehlerei nicht beſonders, 
betrachtet es aber in Art. 40 als eine die peinliche 
Frage rechtfertigende Anzeigung, wenn einer wiſſentlich 
und gefährlicherweiſe von geraubtem oder geſtohlenem 
Gut Beute oder Teil nimmt. 


nimmt oder verheimlicht“. 
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zum Pfande nimmt, und kennt keinen weiteren 
Begriff der Hehlerei. Im weſentlichen auf dem 
gleichen Standpunkte ſtehen die Strafgeſetzbücher 
der deutſchen Staaten, ſoweit ſie überhaupt von 
Hehlerei beſonders handeln; jo Oeſterreich (185, 196), 
Württemberg (343), Bayern 1861 (308), Thüringen 
(231), Sachſen 1855 (292, 293). Sie beziehen 
alle die Hehlerei nur auf Eigentumsverbrechen: 
Diebſtahl, Raub, räuberiſche Erpreſſung, Unterſchla⸗ 
gung oder Veruntreuung. Etwas anders das preußiſche 
StGB. von 1851, das in $ 237 unter der Ueber⸗ 
ſchrift „Hehlerei“ denjenigen mit Strafe bedroht, 
der „Sachen, von denen er weiß, daß ſie geſtohlen, 
unterſchlagen oder mittels anderer Verbrechen oder 
Vergehen erlangt ſind, ankauft, zum Pfande 
Hienach hat es den 
Anſchein, als ob ſich die Hehlerei nach dieſem Ge⸗ 
ſetzbuch auf jedes beliebige Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen beziehen könnte. Die Faſſung iſt um ſo 
auffälliger, als das Geſetz fortjährt: „ingleichen, 
wer Perſonen, die ſich eines Diebſtahls, einer 
Unterſchlagung oder eines ähnlichen Verbrechens 
oder Vergehens ſchuldig gemacht haben, in Be⸗ 
ziehung auf das ihm bekannte Verbrechen oder 
Vergehen um ſeines eigenen Vorteils willen be⸗ 
günſtigt“, hier alſo alle nicht dem Diebſtahl oder 
der Unterſchlagung ähnlichen Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen ausſcheidet. Was man mit dieſem Unter⸗ 
ſchied beabſichtigt hat, geht aus dem Berichte der 
Kommiſſion, von der die Faſſung des $ 237 ber: 
rührt, in keiner Weiſe hervor.) Da aber das 
Geſetz immerhin auch im erſten Fall die geſtohlenen 


und unterſchlagenen Sachen als Beiſpiele her⸗ 


vorhebt, iſt anzunehmen, daß es unter den „anderen 
Verbrechen oder Vergehen“, wie ſchon das Wort 
„erlangt“ andeutet, auch nur ſolche verſteht, durch 
die, wenn auch nur mittelbar, die Sache fremdem 
Vermögen entzogen worden iſt. Einen viel engeren 
Begriff ſtellte dann der Entwurf eines Strafge⸗ 
ſetzbuches für den Norddeutſchen Bund vom Juli 
1869 in 8 233 auf: „Wer Sachen, von denen 
er weiß, daß ſie geſtohlen oder unterſchlagen ſind 
oder von einem Raub oder einer dem Raub gleich⸗ 
zuachtenden Erpreſſung herrühren, auch ohne ge⸗ 
winnſüchtige Abſicht verheimlicht, verkauft, zum 
Pfande nimmt oder ſonſt an ſich bringe.. 

Die Motive (S. 169) bemerken hiezu: „Angefichts 
der Ausdehnungen, welche der Begriff der Hehlerei 
in den einzelnen Geſetzgebungen erfahren hat,“ 
hielt der een es für geboten, vor allem 


) Goltdammer, Die Materialien zum Stg. 
für die preuß. Staaten 1852 Teil II S. 527. 

1) Die Mot. verweilen auf Preußen, Frankreich 
und Belgien. Art. 62 des code penal lautet: „('eux qui 
sciemment auront recélè en tout ou partie des choses 
enlevées, détournéëes ou obtenues A l'aide d'un crime 
ou d'un délit . . ..“ Daß auch hier trotz der all: 
gemeineren Faſſung nur Vermögensverbrechen gemeint 
ind, laſſen die Worte enlevées, détournées, obtenues 
außer Zweifel. Der c. p. war aber das Vorbild des 
preuß. StGB. 
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auf den im gemeinen Rechte geltenden Begriff 
der Hehlerei“) zurückzugehen und dieſem letzteren 
entſprechend die Hehlerei zunaͤchſt nur beim Dieb: 
ſtahl und Raub für möglich und ſtrafbar zu er⸗ 
klären “Weiter iſt dann ausgeführt, 
daß wegen des nahen Zuſammenhanges die Mög⸗ 
lichkeit der Hehlerei auch bei Unterſchlagung und 
dem Raube gleichgeſtellten Fällen der Erpreſſung 
anzuerkennen ſei. Im Geſetzbuch ſelbſt (8 259) 
iſt dann freilich die Faſſung eine noch weitere 
als im preuß. StGB. geworden: „durch eine ſtraf⸗ 
bare Handlung erlangt“. Aber wie die Motive 
(S. 128) ) erſehen laſſen, war für dieſe Faſſung 
nur der Gedanke beſtimmend, eine ſtrafbare Hehlerei 
in Beziehung auf Sachen auch bei den nur durch 
eine Uebertretung erlangten Gegenſtaͤnden zuzu⸗ 
laſſen. Im übrigen war alſo eine Erweiterung 
des Begriffs nicht beabſichtigt und es iſt daher 
nicht der mindeſte Grund für die Annahme ge⸗ 
geben, daß mit den „ſtrafbaren Handlungen“ ab⸗ 
weichend von der bisherigen Auffaſſung andere ge⸗ 
meint ſeien als ſolche, durch die fremdes Vermögen 
beſchädigt wird. Auch der innere Zuſammenhang 
der Beſtimmungen des 21. Abſchnittes ſpricht da⸗ 
für, daß unter Hehlerei i. S. des $ 259 nur das 
Handeln deſſen zu verſtehen iſt, der bewirkt, daß 
eine Sache, die einem anderen rechtswidrig ent⸗ 
zogen wurde, ſeinem Bereiche noch weiter entrückt 
wird. Soll nämlich der Sachhehlerei neben der 
Begünſtigung eine Bedeutung zukommen, ſo muß 
bei ihr die Abſicht, dem Vortäter Beiſtand zu 
leiſten, ausſcheiden, und ebenſo hat mit der Sach⸗ 
hehlerei der Gedanke an eine Vereitelung oder 
Gefährdung der Rechtspflege nichts zu tun. Dann 
bleibt als Grund der Strafbarkeit nur die Schädi- 
gung des ſchon durch die Vortat verletzten Einzel⸗ 
intereſſes übrig, die durch die Hehlerei fortgeſetzt 
und vertieft wird, und dieſes Einzelintereſſe iſt, 
wie die Beſchränkung auf Sachen deutlich erkennen 
läßt, ausſchließlich ein Vermögensintereſſe. So 
ſteht denn auch die Rechtſprechung und die Literatur 
mit verſchwindenden Ausnahmen!) ganz entſchieden 
auf dem Standpunkte, daß Sachhehlerei oder 
Partiererei die Aufrechterhaltung (Perpetuierung) 
der durch das Vorverbrechen geſchaffenen rechts⸗ 
widrigen Vermögenslage iſt,“) wobei die 
BR 59 erwin iſt dabei auf Art. 40 der CCC, f. 
oben 

) In den Verhandlungen der Kommiſſion und des 
Plenums wurde die Faſſung der Beſtimmung mit 
keinem Wort erörtert. 

10) RG. 4, 440; Schütze S. 461; Beling, Ver⸗ 
gleich. Darſtellung des deutſchen und ausländ. Straf— 
rechts, Beſond. Teil 7, 78; Gudewill, Das Delikt 
der Partiererei nach gelt. R. 1909 S. 15 ff. 

11) So insbeſ. RG. 6, 218 (Verein. Straffen.); 
7, 91; 11, 342; 20, 222; 25, 402; 37, 230; Binding, 
Lehrb. 1, 388, Normen 2. Aufl. 2, 1102 f.; v. Liszt, 
Lehrb. 20. Aufl. S. 499; Allfeld, Lehrb. 7. Aufl. 
S. 563 ff; Olshauſen, Komm. 
25; Frank, Komm. 8259 1, 


§ 259 N. 3e, 16, 
Hälſchner, Handb. 2, 
887; Wachenfeld, Lehrb. S. 424; Merkel, Lehrb. 


Anſichten nur — was für unſere Frage bedeutungs⸗ 
los iſt — darüber auseinandergehen, ob das 
Vordelikt ein eigentliches Vermöͤgensdelikt ſein 
müſſe oder ob es auch ein Verbrechen anderer 
Art ſein könne, durch das nur im einzelnen Falle 
zugleich, mittelbar, fremdes Vermögen beſchädigt 
worden iſt, wie z. B. Meineid, Arreſtbruch uſw. 
Auch für die Zukunft denkt man nicht daran, der 
Hehlerei den Charakter eines Vermöoͤgensverbrechens 
zu entziehen.“ | 
Der Schwerpunkt liegt alſo nicht, wie Chrze⸗ 
ſcinſki meint, darauf, ob der an der Sache haftende 
Fehler ein ſolcher im Erwerb oder in den beglei⸗ 
tenden Umſtänden iſt, ſondern darauf, ob der Er⸗ 
werb fehlerhaft iſt, weil er auf dem Weg einer 
Vermögendverletzung vor ſich ging, oder aus anderen 
Gründen. Ein Fehler im Erwerb und nicht in 
den begleitenden Umſtänden liegt ja z. B. auch vor, 
wenn jemand verbotswidrig Singvögel einfängt 
und doch iſt der Ankauf von ſo erlangten Vögeln 
keine Hehlerei, weil das Einfangen kein Vermoͤgens⸗ 
recht eines Andern verletzt.“) In dieſem Falle 
verſtößt genau wie im unſerigen der Erwerb gegen 
ein Verbot, das im öffentlichen Intereſſe, 
nicht zum Schutze eines Einzelnen ergangen iſt; 
beide Fälle liegen alſo grundſaͤtzlich ganz gleich, ſo 
daß Chrzeſcinſki, der „alles übrige der Entſcheidung 
der oberſten Gerichtshöfe überlaſſen“ will, dieſe 
nicht erſt abzuwarten braucht; ſie iſt eſchon vor⸗ 
handen. Es kommt ferner auch nicht darauf an, 
ob die von einem anderen im Schleichhandel er⸗ 
worbenen Gegenftände deſſen Eigentum geworden 
ſind oder ob dem Eigentumserwerb die Nichtig⸗ 
keit des verbotswidrigen Rechtsgeſchäftes im Wege 
ſtand; kann doch umgekehrt Hehlerei vorliegen, 
obwohl die Vortat vom Eigentümer der Sache 
ſelbſt begangen iſt, wenn fie unter $ 289 StGB. 
fiel; anderſeits erwirbt wohl auch derjenige, der 
gegen geſetzliches Verbot Singvögel einfängt, an 
dieſen kein Eigentum und doch begeht der ſpätere 
Erwerber der Vögel keine Hehlerei. Uebrigens iſt 
nach 8 134 BGB. (dieſer und nicht $ 135 kommt 
in Betracht) ein Rechtsgeſchaͤft, das gegen ein 


geſetzliches Verbot verſtößt, nur dann nichtig, wenn 


ſich nicht aus dem Geſetz ein anderes ergibt. Die 
Verordnung vom 7. März 1918 gegen den Schleich⸗ 
handel ſcheint aber in der Tat ein anderes zu 
beſtimmen, wenn es in § 3 heißt, daß auf Ein⸗ 
ziehung der Gegenſtände erkannt werden könne 
Ohne Unterſchied, ob fie dem Täter gehören oder 


8 124; in Holtzend. Handb. 3, 744; 5 Holtz. RL. s. v. 
Hehlerei; Gretener a. a. O. S. 170 ; auch v. Bar, 
Geſetz und Schuld 2, 804, der zwar beſtreitet, daß die 
Hehlerei ein Eigentumsdelikt, überhaupt ſelbſtändiger 
Natur ſei, aber doch als Vortat eine ſtrafbare Hand— 
lung fordert, welche die Sache „einem Berechtigten 
entzogen hat“. 

1) Pgl. Vorentwurf 8 281 und beſonders Gegen⸗ 
entwurf § 341, im Abſchnitt Vermögensbeſchädigung 
und Vermöoͤgensgefährdung. 

m) So ganz richtig RG. 37, 230. 
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nicht; denn, wenn das Erwerbsgeſchäft nichtig wäre, 
könnten die Gegenſtände doch in keinem Fall dem 
Täter gehören. 

Demnach dürfte „unausweichlich“ feſtſtehen, 
daß das wiſſentliche Anſichbringen von Gegenſtänden, 
die von einem Anderen im Schleichhandel verbots⸗ 
widrig erworben ſind, auch wenn es des eigenen 
Vorteils wegen geſchieht, den Tatbeſtand der 
Hehlerei nicht verwirklicht. 

Nur nebenbei ſei darauf hingewieſen, daß auch 
die einſchlägigen Kriegsverordnungen ſelbſt der 
Anwendung des $ 259 StGB. entgegenſtehen. In 


8 80 Nr. 2 der Reichsgetreideordnung für 1918 


wird mit Strafe u. a. derjenige bedroht, der un⸗ 
befugt beſchlagnahmte Vorräte kauft. Natürlich 
fällt darunter nicht nur der erſte, ſondern auch 
jeder ſpätere Erwerber, alſo auch der, welcher von 
einem anderen kauft, der ſelbſt in ſtrafbarer Weiſe 
beſchlagnahmte Vorräte gekauft hat. Die Be⸗ 
ſtrafung kann nach allgemeinen Grundſaͤtzen nur 
eintreten, wenn der Kaͤufer vorſätzlich, d. h. im 
Bewußtſein des unrechtmäßigen Erwerbes ſeines 
Vormannes handelt. Selbſtverſtändlich geſchieht 
auch jeder ſolche Erwerb des eigenen Vorteils 
wegen; jedenfalls ſollte dieſes Motiv beſonders ge⸗ 
troffen werden. Alſo zeigt dieſes Vergehen alle 
Merkmale der Hehlerei und § 80 Nr. 2 RGO. 
iſt ſomit gegenüber dem 8 259 das ſpeziellere Ge⸗ 
ſetz, ſo daß die Beſtimmung des StGB. auch 
dann nicht zur Anwendung käme, wenn fie auf 
den Fall des Ankaufs von beſchlagnahmtem Ge⸗ 
treide überhaupt zuträfe. Die gegenteilige An⸗ 
nahme würde zu einem geradezu grotesken Er⸗ 
gebniſſe ſühren. Waͤhrend der erſte Erwerber, auch 
wenn er viele Zentner kaufte, im Höchſtfalle nur 
mit einem Jahr Gefängnis und 50 000 M Gelb: 
ſtrafe beſtraft werden, im mildeſten Falle mit 
einer geringen Geldſtrafe davon kommen könnte, 
droht dem ſpäteren Erwerber von vielleicht nur 
ein paar Kilo nach StGB. 8 259 Gefängnis bis 
zu fünf Jahren, daneben könnte auf Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte und Zuläſſigkeit der 
Stellung unter Polizeiaufſicht erkannt werden 


und bei Rückfall wäre die regelmäßige Strafe 


Zuchthaus bis zu zehn Jahren! Ein ähnlicher 
Widerſpruch ergäbe ſich, wenn derjenige wegen 
Hehlerei zu ſtrafen wäre, der von einem kauft, 
deſſen Erwerb nnter die Verordnung gegen den 
Schleichhandel vom 7. März 1918 fällt. Hier 
wäre zwar die regelmäßige Strafe gemäß dieſer 
Verordnung (Gefängnis und Geldſtrafe bis 
500 000 1) ſchwerer als die Strafe wegen Hehlerei, 
aber beim Handeln im Rückfall hätte der erſte 
Erwerber, bei dem Gewerbsmäßigkeit vor: 
ausgeſetzt iſt, nur Zuchthaus bis zu fünf Jahren, 
der ſpaͤtere nicht gewerbsmäßig handelnde 
Käufer aber Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu ge— 
wärtigen! Das kann unmöglich vom Geſetze ge⸗ 
wollt ſein. Man darf wohl mit Sicherheit an- 
nehmen, daß der Bundesrat in dieſer Verordnung 
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auch den nicht gewerbsmäßigen Zweiterwerber mit 
Strafe bedroht hätte, wenn er ein Bedürfnis da⸗ 
ſür gefunden hätte. Daß die vermeintliche Lücke 
durch den $ 259 StGB. ausgefüllt würde, das lag 
ſicher nicht im Willen des Geſetzgebers. Aller⸗ 
dings ſpielt bei dieſer Erwägung wiederum das 
Rechtsempfinden mit. Ich denke aber, daß wir 
ohne dieſen bewährten Führer zu einer angemeſſenen 
Auslegung des Geſetzes nie gelangen können und 
aa daher unter keinen Umſtänden preisgeben 
wollen. 


at die Kriegsunterſtützung des 
unehelichen Kindes auf deſſen Unterhaltsreute 
anzurechnen? 
Von Landgerichtspräſident Kreß in Straubing. 


„Rechtlich iſt die Zahlung der Kriegsunter⸗ 
ſtützung als Zahlung der Unterhaltsſchuld des 
Erzeugers durch einen Dritten aufzufaſſen“ — ſo 
iſt zu leſen in einem Urteile des Landgerichts 
Halle, das von dieſem Standpunkt aus die 
aufgeworfene Frage felbſtverſtändlich bejaht und 
dafür den Beifall Mantey's in der OZ. lfd. Ihrg. 
S. 678 ff. findet. 

Die entgegengeſetzte Auffaſſung if vertreten i in 
einem Beſcheide des Reichsamts des Innern 
(O3. a. a. O.): „Bei Erlaß des Gef. vom 4. Auguſt 
1914 dürfte nicht daran gedacht worden ſein, die 
unehelichen Väter von ihrer Verpflichtung zur 
Unterſtützung ihrer unehelichen Kinder, falls für 
fie Familienunterſtützung gezahlt wird, zu befreien. 


Es ſollte vielmehr mit Dem Wortlaut (8 2 lit. e 
Geſ. vom 28. Februar 188 


m 4. Auguſt 1914 9) nur bezweckt werden, daß 
die Unterhaltspflicht des Heerespflichtigen als Vater 
in genügender Weiſe feſtgeſtellt ſein müſſe, wenn 
n Kindern Unterſtützung gewährt werden 
ollte.“ 

Ich ſchließe mich der Auffaſſung des Reichs⸗ 
amtes an und erachte deren tiefere Begründung 
in Anbetracht der erheblichen praktiſchen Bedeutung 
der Frage für umſo notwendiger, als ich bei meiner 
Aufſichtstätigkeit gegenüber der von mir gegebenen 
Anregung, dieſe und jene in Anbetracht des der⸗ 
zeitigen geſunkenen Geldwertes zu niedrig bemeſſene 
Unterhaltsrente zu erhöhen, wiederholt ſchon von 
den Vormundſchaftsrichtern den Einwand hören 
„Das Kind bekommt ja auch die Kriegs⸗ 
unterſtützung!“. Ich vermute, daß andere Präͤ⸗ 
ſidenten die gleiche Erfahrung gemacht haben. 

Ich laſſe nun dieſen Einwand inſoferne gelten, 
als damit die wirtſchaftliche Notwendig 
keit einer ſofortigen Erhöhung der Rente in. 
Frage geſtellt wird; denn ein ſolcher Zweckmäßig⸗ 
keitsggrund kann gegebenenfalls Berückſichtigung 
verdienen. 


Sollte aber das Beilpiel des Landgerichts Halle 
Nachahmung finden, alſo die rechtliche Zuläſſig⸗ 
keit einer den Zeitverhaltniſſen angemeſſenen Er: 
höhung der Unterhaltsrente verneint werden, weil 
auch mit der Zahlung der Kriegsunterſtützung die 
Unterhaltsſchuld des unehelichen Vaters getilgt 
werde, ſo waͤre in der Rechtspflege ein Irrweg 
betreten, der zu ſchwerer Benachteiligung armer, 
bedauernswerter Kinder führen würde. Ich hoffe, 
daß durch die nachſtehenden Ausführungen das 
Beſchreiten [dieſes Irrwegs für die Zukunft ver⸗ 
hütet wird. | 

I. 
Nach der angeführten Geſetzesbeſtimmung haben 
„im Falle der Bedürftigkeit“ Anſpruch auf die 
Unterftüung die unehelichen Kinder des in den 
Dienſt des Heeres oder der Flotte Eingetretenen, 
„inſofern ſeine Verpflichtung als Vater 

zur Gewährung des Unterhalts feſt⸗ 
geſtellt iſt“. 

Keinesfalls iſt demnach, wie ſchon der ein⸗ 
fache Wortlaut ergibt, die Gewährung der Kriegs⸗ 
unterſtützung davon abhängig, daß der Vater den 
Unterhalt nach 8 1708 BGB. tat ſächlich 
leiſtet. Es iſt alſo nicht etwa mit der Ge⸗ 
währung der Kriegsunterſtützung eine Entlaſtung 
des Vaters von dieſer Unterhaltspflicht bezweckt. 
Die Unterſtützung wird nicht als Entihädigung 
für die Leiſtung des Unterhalts bezahlt, ſondern 
einfach aus dem Grunde gewährt, weil infolge 
der Einberufung des Vaters zum Heeresdienſt in 
den wirtſchaftlichen Verhältniſſen der Familie eine 
Verſchlechterung und damit der Bedürfnisfall ein⸗ 
getreten iſt. 

Es iſt ferner nicht einmal notwendig, daß die 
Unterhaltspflicht des Vaters überhaupt noch 
beſteht; es genügt, wie gleichfalls der Wortlaut 
der Beſtimmung ergibt, daß dieſe Pflicht „feſt⸗ 
geſtellt“ worden iſt. Der beſte Beweis hiefür 
iſt wohl, daß die Unterſtützung auch dann fort⸗ 
bezahlt wird, wenn der Anſpruch auf Unterhalt 
infolge Bezahlung einer Abfindungsſumme weg⸗ 
gefallen iſt (8 1714 BGB.). Dies hat ein 
Erlaß des preuß. Min. d. Innern v. d. Dez. 
1917, abgedruckt bei Liebrecht, FamUntG. (4) 

S. 365, unter Ziff. 7 ausdrücklich ausgeſprochen. 
Die Kriegsunterſtützung wird eben | chlechthin 
„im Falle der Bedürftigkeit“ gewährt, 
gleichviel, ob die Unterhaltspflicht nach 8 1708 
BGB. noch tatſächlich erfüllt wird, ſogar dann, 
wenn fie nicht mehr fortbeiteht, wenn fie nur 
überhaupt einmal feſtgeſtellt worden iſt. 

Die Unterhaltspflicht nach $ 1708 BGB. ift 
dagegen von jeder Bedürftigkeit unab— 
hängig. Schon dieſe Verſchiedenheit der Voraus⸗ 
ſetzungen beider Leiſtungen läßt einen Schluß dahin 
zu, daß in der Zahlung der Kriegsunterſtützung 
eine Tilgung der Unterhaltsſchuld wohl nicht 
erblickt werden kann. 
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Was hat aber dann die Hereinziehung der 
Unterhaltsverpflichtung des unehelichen Vaters im 
FamUntGeſ. überhaupt für eine Bedeutung, wenn 
die Gewährung der Kriegsunterſtützung von ihrer 
Erfüllung, ja ſogar von ihrem Fortbeſtehen durch⸗ 
aus unabhängig iſt? Die Antwort kann in Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem klaren Wortlaute der Be⸗ 
ſtimmung nur dahin gegeben werden: Es ſollte 
der Kreis der unterſtützungsberechtigten 
unehelichen Kinder feft umriſſen werden 
und dies geſchah dadurch, daß man zur Unter⸗ 
ſcheidung von anderen unehelichen Kindern nur 
jene für unterſtützungsberechtigt erklärte, bezuglich 
deren die Vaterſchaſt des in das Heer Einge⸗ 
tretenen im Sinne der 88 1708 ff. BB. — die 
108 See — feſtſtand. Die Beſtimmung 

des angef. 8 2 lit. o: „Anſpruch . .. haben die 
unehelichen Kinder des Eingetretenen, inſofern 
ſeine Verpflichtung als Vater zur Gewährung des 
Unterhalts feſtgeſtellt iſt“ will demnach nur be⸗ 
lagen: „Anſpruch uſw. haben die unehelichen Kinder, 
als deren Zahlvater im Siune der 88 1708 ff. 
BGB. der in den Heeresdienſt Eingetretene feſt⸗ 
geſtellt iſt.“ Gleichgültig iſt, ob der Eingetretene 
ſeiner Unterhaltspflicht tatſächlich genügt oder nicht, 
ob dieſe überhaupt noch fortbeſteht oder nicht. wenn 
fie nur einmal feſtgeſtellt worden iſt; nichts kommt 
darauf an, in welcher Form der Nachweis der 
der Zahlvaterſchaft, ob durch Urteil, Anerkenntnis 
(8 1718 BGB.), Vergleich (8 182215 BGB.), in 
Briefen, durch tatſächliche Leiſtung des Unterhalts 
oder wie ſonſt erbracht wird. Dieſen Standpunkt 
nehmen auch die Entſchl. des preuß. Miniſt. 
d. Innern v. 17. Febr. 1915 (Liebrecht S. 132) 
und des bay. Miniſt. d. Innern v. 13. Aug. 
1914 (Staatsanz. Nr. 190 b S. 3) ein. 


II. 


Zur Begründung ſeiner Auffaſſung, daß die 
dem unehelichen Kinde geleiſtete Kriegsunterſtützung 
in dem Betrag, in dem ſie erfolge, den Unter⸗ 
haltsanſpruch für die gleiche Zeit beſeitige, beruft 
ſich Mantey a. a. O. auch auf die nach ſeiner 
Meinung gleiche Rechtsnatur beider Anſprüche. 
Er entwickelt dabei folgenden Gedankengang: 
„Indem § 20 FJamlUntG. den Anſpruch auf 
Kriegsunterſtützung dem unehelichen Kinde des 
Kriegsteilnehmers gegen den Lieferungsverband 
gewährt, tritt ein Schuldverhältnis zwiſchen dem 
Kinde und dem Lieſerungsverband auf denſelben 
Gegenſtand ein, den der Kriegsteilnehmer dem 
Kinde ſchuldet; denn das Ziel der Kriegsunter— 
ſtützung iſt tunlichſte Erhaltung des Hausſtandes 
der Krieger und angemeſſener Unterhalt ihrer An⸗ 
gehörigen. Das Kind hat alſo zwei Schuldner, 
deren jeder ihm dieſelbe ganze Leiſtung ſchuldet; 
es hat dem einen wie dem anderen Schuldner 
gegenüber ein Recht auf den Unterhalt. Begriff: 
lich kann aber jemandem ein Recht auf Leiſtung 
ſeines ganzen Unterhalts für einen beſtimmten 
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Zeitraum nur einmal zuſtehen, auch wenn 
mehrere Schuldner nebeneinander auf den ganzen 
Unterhalt dieſes Zeitraums vorhanden ſind; denn 
Gegenſtand der Unterhaltspflicht iſt die Befriedi⸗ 
gung des Bedürfniſſes des Berechtigten durch Dar⸗ 
reichung der dazu erforderlichen Mittel, der Lebens⸗ 
bedarf. Der Anſpruch einer Perſon auf Leiſtung 
ihres ganzen Unterhalts hat ſomit einen und 
denſelben Gegenſtand, den Lebensbedarf, 
mag dieſer Anſpruch ſich auch gegen mehrere 
Schuldner richten, von denen jeder ihm den ganzen 
Unterhalt ſchuldet. Dem unehelichen Kind 
eines Heerespflichtigen gegenüber ſtehen 
alſo deſſen Vater und der Lieferungs- 
verband hinſichtlich der Unterhalts- 
pflicht in einem Geſamtſchuldverhältnis 
(8 421 BGB).“ 

Es wird dann weiter ausgeführt, daß dieſes 
Geſamtſchuldverhältnis ein „unechtes“ ſei, was 
ſich darin zeige, daß mit Bewirkung der Unter⸗ 
haltsleiſtung durch einen der Geſamtſchuldner 
das Schuldverhältnis für dieſen Zeitraum erlöſche, 
während beim echten Geſamtſchuldverhältnis der 
Anſpruch des Glaäͤubigers in gewiſſem Um⸗ 
fang auf den leiſtenden Schuldner übergehe 
(8 42611 BGB.), ferner darin, daß hier im Gegen: 
late zum echten Schuldverhältnis zwiſchen den beiden 
Schuldnern keine Zweckgemeinſchaft beſtehe, indem 
der uneheliche Vater ſeine perſönliche Schuld dem 
Kinde gegenüber tilgen, der Lieferungsverband 
dagegen im öffentlichen Intereſſe die Bedürftigkeit 
des Kindes beſeitigen wolle. 

Gerade der letzte, an ſich ganz richtige Ge⸗ 
danke hätte Mantey den Fingerzeig dafür geben 
ſollen, daß er ſich mit ſeiner Beweisführung auf 
falſchem Wege befinde. Die grundſaͤtzliche Ber: 
ſchiedenheit des Zweckes der Kriegsunterſtützung 
und des Unterhalts nach 8 1708 BGB. mußte 
ſeine Aufmerkſamkeit auf die Rechtsnatur beider 
Anſprüche lenken und dann wäre ihm ſicher nicht 
entgangen, daß die Annahme einer, wenn auch 
nur unechten Geſamtſchuld von vorneherein an 
der grundverſchiedenen Rechtsnatur 
beider Anſprüche ſcheitert. Auch die „un⸗ 
echte“ Geſamtſchuld hat zur Vorausſetzung, daß 
die mehreren Verbindlichkeiten den gleichen 
Leiſtungsinhalt haben. Ohne Identitat des 
Leiſtungsgegenſtandes kann es ſchon ſozuſagen von 
Haus aus kein Geſamtſchuldverhältnis geben; dieſe 
Identität iſt das begriffliche Erfordernis der 
Geſamtſchuld. Zwiſchen dem A, der dem B das 
Haus angezündet, und der Verſicherungsgeſell— 
ſchaft C, die den Brandſchaden zu erſetzen hat, 
beſteht hinſichtlich der Verpflichtung zum 
Schadenerſatz gegenüber B die gleiche Ge⸗ 
ſamtſchuld wie zwiſchen A und deſſen Vater C, 
die ſich gemeinſchaftlich gegenüber B zum Erſatze 
des Brandſchadens verpflichten; nur liegt im erſteren 
Falle zwiſchen A und C eine „unechte“ Geſamt— 
ſchuld deshalb vor, weil das für das echte Geſamt— 
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ſchuldverhaltnis kennzeichnende rechtliche Band, das 
im letzteren Falle die Verpflichteten verknüpft, fehlt; 
dagegen iſt der Gegenſtand, der Inhalt der Leiſtung 
in beiden Fällen der nämliche: der Erſatz des 
Brandſchadens. Es find dies übrigens nur be: 
kannte Dinge — vol. Planck, BGB. (4) Anm. 1 
zu § 421; RGE. 61 S. 60; 77 S. 323; 79 
S. 290 — und auch Mantey geht davon aus, 
daß zu jedem Geſamtſchuldverhältnis die Gleich⸗ 
heit des Leiſtungsgegenſtandes gehört; denn mit 
beſonderem Nachdruck hebt er hervor — und darin 
liegt geradezu der Kern ſeiner ganzen Beweis⸗ 
führung —, daß zwiſchen dem Lieferungsverband 
und dem unehelichen Vater einerſeits und dem 
Kind andererſeits ein Schuldverhältnis „auf den⸗ 
ſelben Gegenſtand“ eintrete, daß das Kind 
alſo zwei Schuldner habe, deren jeder ihm „die⸗ 
ſelbe ganze Leiſtung“ ſchulde. 

Allein das iſt eben falſch. Der „Unter: 
halt“, den das uneheliche Kind nach 8 1708 von 
dem Vater zu beanſpruchen hat, iſt von der 
„Unterſtützung“, auf die es nach § 2 c Geſ. 


28. Februar 1888 . 
vom 4 Auguſt 1914 dem Lieferungsverband gegen⸗ 


über Anſpruch erheben kann, nach Zweck und 
Inhalt ſo grundverſchieden, daß die An⸗ 
nahme einer Geſamtſchuld als rechtlich unmöglich 
von vornherein ausſcheiden muß. 

Zur Not noch mag der wirtſchaftliche Wert 
beider Leiſtungen inſoferne ſich decken, als ſie tat⸗ 
ſächlich dem Unterhalt, dem Lebensbedarf des 
Kindes dienen. Aber ſchon der wirtſchaftliche 
Zweck iſt verſchieden. Die Unterſtützung bezielt 
die Erhaltung des Hausſtandes der im Heere 
ſtehenden Väter, der Unterhalt nach 8 1708 BGB. 
bezweckt die Sicherſtellung des Lebensbedarfs des 
Kindes; im erſteren Fall entſcheidet das Intereſſe 
der Familie, im letzteren Falle liegt der Schwer⸗ 
punkt in der Ernährung und Erziehung des Kindes. 
Vgl. Liebrecht a. a. O. S. 27 f. und die Bem. 
zu $ 1708 BGB. i. d. Komm. 

Abgrundtief aber ſcheidet die rechtliche Seite 
beide Leiſtungen. 

Die Kriegsunterſtützung iſt „Unterhalt“ im 
eigentlichen ſtrengen Rechtsſinn. Sie wird 
nur bei Bedürftigkeit und nur in 


den Grenzen des Bedürfniſſes gewährt. 


Sie hat inſoweit das gleiche rechtliche Gepräge 
wie der Unterhalt, den ſich nach 88 1601 ff. BGB. 
Verwandte gegenſeitig zu gewaͤhren haben. Als 
bedürftig im Sinne des § 1 des Geſetzes vom 


5 : 
7 ee gilt das Kind u. a. ſolange nicht, 
als unterhaltspflichtige und -fähige Verwandte im 
Sinne der 8$ 1601 ff. BGB., zu denen nach 81709 
mit $ 1705 BGB. auch die uneheliche Mutter ge: 
hört, vorhanden ſind. Die Entſchl. d. preuß. 
und bay. Miniſters d. Innern vom 
30. Januar 1916, abgedruckt bei Liebrecht a. a. 
O. S. 147ff., 150 und S. 230 ff., 232, haben 
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ehelichen Vaters in den vorbezeichneten Beziehungen 
nach Grundſätzen geordnet, die jenen gerade ent⸗ 
gegengeſetzt ſind, die für die Unterhaltspflicht der 
gewährt, als zur Befriedigung des Bedürfniſſes Verwandten und die ihr rechtlich im weſentlichen 
notwendig iſt, welches infolge der durch die Ein⸗ | gleichgeſtellte Kriegsunterſtützung Maß geben. 

berufung des unehelichen Vaters zum Heeresdienſt 1. Der regelmäßige Unterhaltsanſpruch (§ 1708 I 

| 


| dies ausdrücklich ausgeſprochen. Vgl. auch Liebrecht 
S. 31 f. und 47. 
In keinem Falle wird eine höhere Unterſtützung 


herbeigeführten wirtſchaftlichen Einbuße entſtanden BGB.) beſteht entgegen den für die Unterhalts⸗ 
iſt (Liebrecht S. 27 f.). pflicht der Verwandten und der unehelichen Mutter 
Für die Vergangenheit wird die Kriegsunter⸗ geltenden Grundſätzen (85 1602, 1603, 1705 
ftützung dann nicht gewährt, wenn das Kind aus DGB.) ohne Rückſicht darauf, ob das 
eigenen Mitteln oder durch Zuſchüſſe unter | Kind bedürftig, der Vater leiſtungs⸗ 
haltspflichtiger Verwandten unterhalten wurde (Lieb⸗ fähig iſt oder nicht. Auch der leiſtungsunfähige 
recht S. 63). Vater haftet daher vor der Mutter und deren Ver⸗ 
Es gelten alſo für die Kriegsunterſtätzung — von wandten. ſelbſt wenn dieſe leiſtungsfähig ſind (Stau⸗ 
dem die Vorausſetzung der Unterhaltspflicht regeln⸗ dinger 7/8, Anm. 4 a zu 8 1708). 
den $ 1603 BGB. abgeſehen — grundſätzlich alle 2. Während nach $ 1610 BGB. das Maß 
für die Unterhaltspflicht der Verwandten nach des unter Verwandten zu gewährenden Unterhalts 
ss 1601 ff. BGB. maßgebenden Beſtimmungen: ſich nach der Lebensſtellung des Bedürftigen be⸗ 
Für beide Anſprüche iſt Bedürftigkeit Voraus⸗ ſtimmt, hat der Vater ſeinem unehelichen Kinde 
ſetzung; mehr, als zur Befriedigung des Be- den der Lebensſtellung der Mutter entsprechenden 
dürfniſſes erforderlich iſt, wird in keinem Falle Unterhalt zu gewähren ($ 1708). Es haben daher, 


gewährt; für die Vergangenheit wird für die da anders als bei ehelichen Kindern (Staudinger 
Regel auch keine Kriegsunterſtützung bewilligt. a. a. O. Anm. 3b zu $ 1610) die Lebensſtellung 
Die Kriegsunterſtützung iſt eben echter und der unehelichen Mutter durch die Verhältniſſe des 
rechter Unterhalt, Beihilfe zur Aufrechthaltung unehelichen Vaters nicht beeinflußt wird, die Ver⸗ 
des Hausſtandes, zum „Durchhalten“. mögensverhältniſſe des unehelichen Vaters bei der 
Der Unterhalt, den der uneheliche Vater feinem | Bemeſſung ſeiner Unterhaltspflicht außer Betracht 
Kinde zu gewähren hat (8$ 1708 ff. BGB.), iſt zu bleiben (Staudinger a. a. O. Anm. 6 zu 51708). 
in Wirklichkeit kein „Unterhalt“ im ſtreng⸗ 3. Das uneheliche Kind kann, da der urteils⸗ 
rechtlichen — vorbezeichneten — Sinne ſondern mäßigen Feſtſtellung der unehelichen Vaterſchaft 
eine Leiſtung auf Grund einer obligatio ex lege. Wirkung für und gegen Dritte nicht zukommt 
Wohl iſt im gewiſſem Sinne der Rechtsgrund G 644 ZPO.) und die Einrede der mehreren Bei: 
der Unterhaltspflicht des unehelichen Vaters ſeine hälter durch die nach der Geburt des Kindes in 
Verwandtſchaft mit dem Kind. Allein in Wirk- einer öffentlichen Urkunde erfolgte Anerkennung 
lichkeit iſt dies nur eine Konſtruktion, um nicht der Vaterſchaft verloren geht (S 1718), mehrere 
zu ſagen, eine Fiktion, die in der Hauptſache unterhaltspflichtige Väter im Sinne der 891718 ff. 
rein negative Bedeutung und Wirkungen hat. xs BGB. haben. In dieſem Fall iſt das Kind be⸗ 
ſollte die gemeinrechtliche Lehre von der auf einem rechtigt, nach ſeinem Belieben jeden dieſer Väter 
Delikt beruhenden Unterhaltspflicht des unehel. auf den vol len Unterhalt in Anſpruch zu nehmen, 
Valers mit den fi aus ihr ergebenden Folgen ohne daß ein Geſamtſchuldverhältnis 
materiell⸗ und prozeßrechtlicher Art beſeitigt werden; nach 88 421 ff. BG B. gegeben tft, weshalb 
aus dieſem Grunde und nur inſoweit wird auch die Erfüllung durch einen der Vater die 
in unſerem bürgerlichen Rechte die Unterhaltspflicht anderen nicht befreit und Ausgleichung im Regreß⸗ 
des unehelichen Vaters als eine familienrechtliche, aus weg unter den mehreren Vätern nicht ſtattfindet, 
dem Status des Kindes ſich ergebende Verbind⸗ überhaupt die 88 422 ff. BGB. keine Anwendung 
lichkeit behandelt. Hieraus ergeben ſich Folge: finden — eine Rechtslage, die vom Standpunkte 
rungen hinſichtlich der kauſalen Beiwohnungsakte | der echten Unterhaltspflicht aus betrachtet ſich als 
Deliktsunfähiger, des Gerichtsſtandes und der Ver: eine glatte Unmöglichkeit darſtellt, da doch, wie 
jährung des Unterhaltsanſpruchs (S 32 3PO., auch Mantey a. a. O. anerkennt, zum Begriffe 
§ 194 II BGB.), der Zeugnispflicht der unehelichen] des „Unterhalts“ gehört, daß er eben nur ein: 
Mutter (8385 I?’ ZBO.) und in ſtrafrechtlicher Be- mal zu gewähren iſt. 
ziehung ($ 169 StGB.). In allem übrigen aber,, 4. Ebenſo begriffswidrig, vom Geſichtspunkte 
namentlich alſo bezüglich der uns hier beſchäftigenden einer eigentlichen Unterhaltspflicht aus beurteilt, 
Fragen nach den Vorausſetzungen, nach Art und In- iſt die Vorſchrift des §S 1711 BGB., wonach der 
halt der Unterhaltspflicht folgt dieſe eigenen Regeln, Unterhalt des unehelichen Kindes auch für die 
die nur in dem Grundſatze des $ 1589 II BGB. Vergangenheit verlangt werden kann. Die Aus: 
ihre Erklärung finden: „Ein uneheliches Kind und nahme, daß die Erfüllung der von einem Dritten 
deſſen Vater gelten nicht als verwandt“. für den Vater geleiſteten Unterhaltsſchuld von 
Tatſächlich iſt auch die Unterhaltspflicht des un⸗dieſem nicht nochmals verlangt werden kann (Stau— 
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dinger a. a. O. Anm. 2 zu $ 1711), betätigt nur 
die Regel. 

Dagegen gilt für die eigentliche Unterhalts⸗ 
pflicht der Verwandten (88 1601 ff.) der Satz: 
in praeteritum non vivitur, weshalb hier die 
Nachforderung von Unterhalt für die Vergangen⸗ 
heit grundſätzlich ausgeſchloſſen iſt (Staudinger 
a. a. O. Anm. 1 zu § 1613). Die in 8 1613 
zugelaſſenen Ausnahmen bekräftigen auch hier nur 
die Regel. | 

5. Ganz beſonders kennzeichnet ſich die Rechts⸗ 
natur der Unterhaltspflicht des Vaters gegenüber 
ſeinem unehelichen Kinde, wenn ſie mit der Unter⸗ 
haltspflicht gegenüber ehelichen Kindern zuſammen⸗ 
trifft. Da die erſtere von der Leiſtungsfaͤhigkeit 
des Vaters unabhängig iſt, ſo kann, wenn der 
Vater beiden Kindern nicht Unterhalt zu gewähren 
vermag, das uneheliche Kind den regelmäßigen 
Unterhalt (8 1708! BGB.) wie ein ſonſtiger Gläu⸗ 
biger des Vaters, alſo ohne Rückſicht auf das 
Vorhandenſein der unterhaltsberechtigten ehelichen 
Kinder, fordern. Vgl. Planck, BGB. Anm. 4 zu 
8 1709, Dernburg, BürgR. IV 8 89 Anm. 14 
und Staudinger a. a. O. Anm. 4b zu 8 1709. 
Der letztere Schriftſteller führt dies Ergebnis folge: 
richtig darauf zurück, daß das Geſetz den Anſpruch 
aus 8 17081 BGB. grundſätzlich als reines 
Forderungsrecht behandelt, während der 
Anſpruch der Verwandten auf Unterhalt in allem 
Weſentlichen eine rein familienrechtliche Grundlage 
und deshalb auch näch diefer Richtung ſeine be⸗ 
ſondere Regelung erhalten hat (8 1609 BGB.). 

Die bisherigen Ausführungen dürften gezeigt 
haben, daß die Grundlage, auf der Mantey 
ſeine Beweisführung aufgebaut hat, dieſe nicht zu 
tragen vermag; der Anſpruch des unehelichen Kindes 
auf die Kriegsunterſtützung und der Unterhalts⸗ 
anſpruch gegen den unehelichen Vater ſind nach 
Vorausſetzungen, Weſen und Inhalt ſo grundver⸗ 
ſchieden, daß von einem Geſamtſchuldverhältnis 
auch in der abgeſchwächten Form der ſog. unechten 
Solidarität nimmermehr die Rede ſein kann. Die 
Folge iſt, daß eine Anrechnung der Kriegsunter⸗ 
ſtützung auf die Unterhaltsrente nicht ſtattfinden 
darf, daß vielmehr das Kind ſtets auf die volle 
Rente neben der Kriegsunterſtützung Anſpruch zu 
erheben hat. 

Wie Mantey gegen den Schluß ſeiner Aus⸗ 
führungen einfließen läßt, hat das Reichs juſtiz⸗ 
amt „trotz Anregung“ keine Veranlaſſung zu 
einer ausdrücklichen geſetzlichen Anordnung der 
Anrechnung der Kriegsunterſtützung auf die Unter⸗ 
haltsſchuld geſehen. Mit Recht — aber nicht 
etwa deshalb, weil ſich nach ſeiner Anſchauung 
dieſe Anrechnung ſchon aus dem beſtehenden Recht 
ergibt, ſondern umgekehrt, weil die Nichtanrechnung 
nach dem beſtehenden Rechte nicht in Zweifel ge— 
zogen werden kann und ſoll, da der Geſetzgeber 
— dgl. die eingangs angef. Aeußerung des Reichs— 
amts des Innern — 


dacht hat, die unehelichen Väter von 
ihrer Verpflichtung zur Unterſtützung 
ihrer unehelichen Kinder, falls für ſie 
Familienunterſtützung gezahlt wird, zu 
befreien. — 


der Rechtsweg. 


bei militärischen Verſorgungsanſprüchen. 


Von III. Staatsanwalt F. Gerlach in München, Kriegs⸗ 


gerichtsrat a. K., verw. im K. B. Kriegsminifterium. - 


Die Regelung der militäriſchen Verſorgung hat 
durch den gegenwärtigen Weltkrieg eine das deutſche 
Volk nahezu in feiner Geſamtheit erfaſſende Be: 
deutung erlangt. Es ſoll daher im folgenden der 
Verſuch unternommen werden, die rechtliche Natur 
dieſer Verſorgungsanſprüche und die Zuläſſigkeit 
ihrer gerichtlichen Geltendmachung an Hand der 
einſchlägigen Geſetzesbeſtimmungen in Kürze dar⸗ 
zuſtellen. Die Beſonderheiten für Kapitulanten, 
für Angehörige der Marine und der Schutztruppen, 
ſowie für Militärbeamte und für das auf dem 
Kriegsſchauplatze verwendete Perſonal der frei⸗ 
willigen Krankenpflege werden dabei außer Be⸗ 
tracht gelaſſen. | 

Die geſetzliche Grundlage aller dieſer Anſprüche 
find: das Geſetz über die Penſionierung der Offiziere 
einſchließlich Sanitätsoffiziere des Reichsheeres, der 
Kaiſerlichen Marine und der Kaiſerlichen Schutz⸗ 
truppen vom 31. Mai 1906 — RGBl. ©. 565ff. 
— (im folgenden „OPG.“ abgekürzt), das Geſetz 
über die Verſorgung der Perſonen der Unterklaſſen 
des Reichsheeres, der Kaiſerlichen Marine und der 
Kaiſerlichen Schutztruppen vom 31. Mai 1906 — 
RGBl. S. 593 ff. — (im folgenden „MVG.“ 
abgekürzt) und das Millitaͤrhinterbliebenengeſetz 
vom 17. Mai 1907 — RGBl. S. 214 ff. — (im 
folgenden „MHG.“ abgekürzt). 


1 


Ueber den Rechtsweg enthalten nun 8 39 OG., 
842 MVG. und $ 35 MHG. inhaltlich gleiche 
Beſtimmungen, über die Nachſtehendes bemerkt ſei: 

1. Sämtliche drei Paragraphen erklären den 
Rechtsweg für zuläffig wegen der „Anſprüche 
aus dieſem Geſetz“. Hierunter fallen ausſchließlich 


wirkliche Rechtsanſprüche, kraft deren der Be⸗ 


rechtigte vom Verpflichteten eine Leiſtung ſordern 
kann (vol. 8 241, 8 194 Abſ. I BGB.). Wo es 
ſich im einzelnen um derartige Rechtsanſprüche 
handelt, iſt dies in dem einſchlaͤgigen Geſetze ſtets 
dadurch klar beſtimmt, daß entweder der Ausdruck 
„Anſpruch“ ſelbſt gebraucht iſt (ſo in den 88 1, 
2, 11 Abſ. I. 12, 21, 28 OPG.; 58 1, 2, 9, 13 
Abſ. I, 14, 15, 16 MVG.; 8$ 8, 16, 25 MHG.) 
oder daß eine andere, das Recht auf den Bezug 


„nicht daran ge- der betreffenden Gebührniſſe beſtimmt ausſprechende 


* 
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Faſſung van it (ſo im OPG. in 8 9 „werden 
angerechnet“, in $ 10 „find anzurechnen“, in 8 27 
„werden gezahlt“ im MWG. in 8 5 „wird ge⸗ 
rechnet“, in 8 19 „erhalten“, in $ 39 „werden 
gezahlt“; im MHG. in 88 1, 12 und 19 „erhalten 
Witwen⸗ und Waiſengeld“). 

Dagegen iſt ein Rechtsanſpruch nicht gegeben 
und demzufolge auch die Zulaͤſſigkeit des Rechts⸗ 
weges ausgeſchloſſen in allen jenen Fällen, wo das 
Geſetz die Bewährung oder Nichtgewaͤhrung der 
betreffenden Gebührniſſe in das freie Ermeſſen der 
Militaͤrverwaltungs behörden ſtellt; derartige, nicht 
einklagbare Beihilfen und Zuwendungen kennzeichnet 
das Geſetz jeweils durch den Gebrauch des Zeit⸗ 
wortes „können“ („kann gewährt werden“ oder 
„kann erhöht werden“ und dergl.). Fälle dieſer 
Art finden ſich im OPG. in 88 3, 7, 11 Abſ. III 
und IV, 13, 15 Abſ. II, 18 Abſ. II, 27 Abſ. III; 
im MWG. in 8 5 Abſ. II, 8 Abſ. II. 13 Abſ. III 
und IV, 17, 24, 25, 26, 89 Abſ. III; im MHG. 
in 88 9, 10, 11, 20 Abſ. II, 22, 26 Abſ. II, 
27, 34. Hat in dieſen vorbezeichneten Fällen die 
Militaͤrverwaltungsbehörde — in Bayern das 
Kriegsminiſterium — den Antrag auf Bewilligung 
ſolcher Gebührniſſe abſchlägig verbeſchieden, ſo ſteht 
einer gleichwohl darauf gerichteten Klage die durch 
das Prozeßgericht von Amts wegen zu berückſichti⸗ 
gende Einrede der i des Rechtswegs 
entgegen (8 274 Abſ. II Nr. 2 ZPO.). 

Des Zuſammenhangs wegen möge hier angefügt 
werden, daß es ſich auch bei den Bewilligungen 
auf Grund der Kapital abfindungsgeſetze) 
durchweg um nicht klagbare ſogenannte „Kann“ 
Anſprüche handelt, was übrigens in § 12 Abſ. I 
des KapAbi®. von 1916 und in 8 12 Abſ. I 
des KapAbfG. für Offiziere ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen iſt. 

2. Nach 8 39 Abſ. I Nr. 1 OGG. und 8 42 
Abſ. 1 Nr. 1 MVG. wird der Millitärfiskus durch 
die oberſte Militärverwaltungsbehörde des Kontin⸗ 
gents — für den Bereich der bayeriſchen Armee 
alſo durch das bayeriſche Kriegsminiſterium — 
vertreten. Daß in 8 35 MHG. eine gleichlautende 
Beſtimmung fehlt, iſt für Bayern ohne Belang, 
da hier der Militärfiskus auch bezüglich der An⸗ 
ſprüche aus dem MHG. beſtimmungsgemäß durch 
das Kriegsminiſterium vertreten wird.“) Zu be⸗ 
tonen iſt aber, daß die Klagen aus Anſprüchen 
wegen der Jämtlichen drei hier in Frage ſtehenden 


) Geſetz über Kapitalabfindung an Stelle von 
Kriegsverſorgung vom 3. Juli 1916 — RG Bl. S. 680 ff. 
—, Geſetz vom 26. Juli 1918 zur Ergänzung des Kapital⸗ 
abfindungsgeſetzes — RGBl. S. 993/994 — und Kapital- 
0c edit. . für Offiziere vom 26. Juli 1918 — 


un al Bereich der preußiſchen Militärver⸗ 
9 dieſe bisher nicht unzweifelhafte Frage 
durch das Reichsgericht (Entſch. in Zivilſachen, Bd. 88 
S. 326) nunmehr unter Berufung auf 8 28 MHG. dahin 
entſchieden worden, daß die Vertretung im Prozeſſe 
dem Kriegsminiſter zuſtehe. 


273 


Berſorgungsgeſetze ausſchließlich gegen den bayeri⸗ 
ſchen Militärfiskus, vertreten durch das 
bayeriſche Kriegsminiſterium, zu richten 
und dem bahyeriſchen Kriegsminiſterium zu⸗ 
zuſtellen find, nicht dagegen dem an das Kriegs- 
miniſterium organiſch angegliederten Militär: 
fiskalat. Letzterem if zwar nach den „Beſtim⸗ 
mungen über den Dienſtbereich und die Gliederung 
des Kriegsminiſteriums“ vom 25. Oktober 1911 
(Verordnungsblatt des bayer. Kriegsminiſteriums 
1911 S. 545 fl.) als Aufgabe die „progefjuale Ver: 
tretung des Militärärars in allen Rechtsangelegen⸗ 
heiten bei den Gerichten“ zugewieſen, es erlangt 
aber hiedurch nicht die Eigenſchaft eines General⸗ 
bevollmächtigten des Kriegsminiſteriums, bedarf 
vielmehr zur Aufnahme und Führung eines Rechts⸗ 
ſtreites der beſonderen Ermächtigung des Kriegs- 
miniſteriums in jedem einzelnen Falle. | 

3. Die Beſchreitung des Rechtswegs vollzieht 
ſich durch Erhebung einer Klage ($ 253 38 O.). 
Dieſe iſt aber erſt dann zuläſſig, wenn über den 
zu verfolgenden Rechtsanſpruch zuvor eine Ent⸗ 
ſcheidung der oberſten Militärverwaltungsbehörde 
ergangen iſt (8 39 Abſ. I Nr. 2 OPGG., 8 42 
Abſ. I Nr. 2 MWG., 8 35 Abſ. I Unterabſ. I 
MHGG.). Es kann alſo nicht z. B. ſchon ein 
Beſcheid des ſtellv. Generalkommandos (in An: 
gelegenheiten des MVG.) oder der ſtellv. Inten⸗ 
dantur (in Angelegenheiten des MHG.) klageweiſe 
angefochten werden, vielmehr muß über den ſtrei⸗ 
tigen Anſpruch erſt eine Entſcheidung des Kriegs- 
miniſteriums ergangen ſein. Die Zuläſſigkeit 
der Klageerhebung iſt demnach bedingt durch die 
vorherige Erſchöpfung des Inſtanzenzuges vor den 
Militärverwaltungsbehörden. Auch hierin liegt 
eine vom Prozeßgerichte von Amts wegen zu 
prüfende Prozeßvorausſetzung. 

4. Die Erhebung der Klage iſt in jedem Falle 
an eine Friſt von 6 Monaten gebunden. Dieſe 
beginnt mit dem auf den Tag der Zuſtellung 
des kriegsminiſteriellen Beſcheids folgenden Tage 
(8 187 Abſ. 1 BGB.) und endigt mit dem Ab⸗ 
lauf desjenigen Tages des ſechſten darauffolgenden 
Monats, der durch ſeine Bezifferung dem Zu⸗ 
ſtellungstag entſpricht (§ 188 Abſ. II, erſter Fall, 
BGB.), jedoch gegebenenfalls mit der Maßgabe 
der Beſtimmung des 8 193 BGB. Ihrer recht⸗ 
lichen Natur nach iſt dieſe Friſt keine Verjährungs⸗, 
ſondern eine Aus ſch lu ßfriſt; fie wirkt alſo von 
Rechts wegen und unbedingt und bringt den Klage⸗ 
anſpruch unmittelbar und endgültig zum Erlöſchen.“) 
Verlängerung der Friſt durch Vereinbarung der 
Prozeßparteien, desgleichen Hemmung und Unter⸗ 
brechung des Friſtablaufs ſind grundſätzlich aus⸗ 
geſchloſſen. Hievon ſind nur zwei ganz beſtimmte 


) Vgl. hierüber auch das noch unter der Herr⸗ 
ſchaft des alten 8 eſetzes von 1871 er⸗ 
gangene, ſachlich auch jetzt na gültige Urteil des 
me u in Eng in Zivilſachen Bd. 26 S. 21, 
insbeſ. S. 
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Ausnahmen durch die drei Verſorgungsgeſetze aus⸗ 
drücklich zugelaſſen, namlich Hemmung des Friſt⸗ 
ablaufs bei Verhinderung der Rechtsverfolgung 
durch Stillſtand der Rechtspflege oder durch höhere 


Gewalt ($ 203 BGB.) und Hinausſchiebung des 


Friſtablaufs bei mangelnder geſetzlicher Vertretung 
ne nicht völlig prozeßfähigen Berechtigten ($ 206 


Hat im Verwaltungsweg eine dem Kriegs⸗ 
miniſterium nachgeordnete Militärbehörde bereits 
eine Entſcheidung über den Anſpruch getroffen, 
dann geht das Klagerecht auch dann verloren, 
wenn gegen dieſe Entſcheidung nicht innerhalb der 
geſetzlich beſtimmten Friſt (6 Monate in Ange⸗ 
legenheiten des OPG. und des MHG., 3 Monate 
in Angelegenheiten des MVG. — vol. 8 29 Abſ. I 
und III MVG. —) Einſpruch zum Kriegs⸗ 
miniſterium eingelegt worden iſt. Das im 8 42 
Abi. I Nr. 2 MWG. gebrauchte Wort „oder“ 
hat die Bedeutung, daß bereits der ungenutzte 
Ablauf einer der beiden Friſten, ſei es der Ein⸗ 
ſpruchs⸗ oder der Klagefriſt, das Klagerecht zum 
Erlöſchen bringt, nicht aber, daß die Einhaltung 
nur einer der beiden Friſten zur Wahrung des 
Klagerechts ausreiche. 

Da es ſich bei der ſechsmonatigen Klagefriſt 
um eine im öffentlichen Intereſſe feſtgeſetzte Aus: 
ſchlußfriſt handelt, iſt ihre Innehaltung ebenfalls 
von Amts wegen durch das Prozeßgericht zu prüfen. 
Auch ſie bildet demnach eine weſentliche Prozeß⸗ 
vorausſetzung. 

5. Sachlich zuftändig für die Anſprüche aus 
allen drei Verſorgungsgeſetzen ſind ausſchließlich die 
Landgerichte ohne Rückſicht auf den Wert des 
Streitgegenſtandes ($ 39 Abſ. II OPG., § 42 
Abſ. II MWG., 8 35 Abſ. II MG.). Diele zur 
Wahrung einheitlicher Rechtſprechung gegebene Be— 
ſtimmung hat zur Folge, daß in allen Fällen 
das Rechtsmittel der Reviſion zuläſſig und durch 
eine Reviſionsſumme nicht beſchränkt iſt (8 547 
Nr. 2 ZPO.). Oertlich zuſtändig iſt für den 
ganzen Bereich der bayeriſchen Armee das Land— 
gericht München I, da der im Prozeſſe durch das 
Kriegsminiſterium vertretene bayeriſche Militär: 
fiskus ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand bei den 
Gerichten in München hat (5 18 3PO.). 


II. 


In materiellsrechtlicher Beziehung find ins— 
beſondere zwei Geſetzesbeſtimmungen von allge— 
meiner und grundſätzlicher Bedeutung: 

1. Die inhaltlich nahezu gleichen Beſtimmungen 
der 88 40 OPG., 43 MVG. und 36 MHG., 
daß über gewiſſe Fragen, insbeſondere darüber, 
ob im einzelnen Fall eine Geſundheitsſtörung als 
Dienſtbeſchädigung anzuſehen iſt, und ob eine 
Dienſtbeſchaͤdigung durch den Krieg herbeigeführt 
iſt, die Entſcheidung der oberſten Militärverwal— 
tungsbehörde auch für die Beurteilung der vor 
Gericht geltend gemachten Anſprüche maßgebend 


iſt. Das will beſagen: Die über eine jener Fragen 
in einem Einzelfall ergangene Entſcheidung des 
Kriegsminiſteriums ſteht rechtlich derart unanfecht⸗ 
bar feſt, daß das mit der Entſcheidung dieſes 
Einzelfalles befaßte Prozeßgericht ſie unbedingt 
zur Grundlage ſeiner Urteilsfindung machen muß, 
ohne überhaupt die Möglichkeit zu haben, die 
Rechtmäßigkeit dieſer kriegsminiſteriellen Entſchei⸗ 
dung nachzuprüfen; es iſt alſo inſoweit für eine 
richterliche Beweiswürdigung überhaupt kein Raum 
mehr. Hat z. B. das Kriegsminiſterium in einem 
Fall entſchieden, daß der Tod des Infanteriſten X. 


mit den Folgen einer Dienſtbeſchädigung nicht 


zuſammenhängt, ſo iſt damit ohne weiteres den 
Anſprüchen der Hinterbliebenen des X. auf Ge⸗ 
währung einer auf Dienſtbeſchädigung gegründeten 
militäriſchen Verſorgung. jegliche rechtliche Grund⸗ 
lage entzogen, eine gleichwohl darauf gerichtete 
Klage alſo völlig ausſichtslos. . 

Der Grund, weshalb der Geſetzgeber die Ent: 
ſcheidung über dieſe Fragen dem Prozeßgericht 
entzogen hat, liegt darin, daß es ſich bei der 
Prüfung dieſer Fragen überwiegend um Er⸗ 
wägungen und Feſtſtellungen rein militärdienſt⸗ 
licher, militärtechniſchec und teilweiſe auch militär⸗ 
diſziplinärer Natur handelt. Innerhalb des Kriegs⸗ 
miniſteriums entſcheidet über dieſe Fragen ein aus 
drei Offizieren oder Beamten der Heeresverwaltung 
gebildetes Kollegium endgültig. Dadurch, daß 
dieſes Kollegium mit einer Art richterlicher Un⸗ 
abhängigkeit ausgeſtattet iſt, iſt die notwendige 
Gewähr für die Sachlichkeit und Rechtmäßigkeit 
ſeiner Entſcheidungen auch nach außenhin geſchaffen. 

2. Nach $ 38 OG. und 8 41 MWG. haben 
die nach Maßgabe dieſer beiden Geſetze verſorgungs⸗ 
berechtigten Perſonen aus dem Grund einer Dienſt⸗ 
beſchädigung nur die auf dieſen beiden Geſetzen 
beruhenden Anſprüche gegen die Militärverwaltung. 
Iſt alſo die Entſtehung einer Dienſtbeſchadigung 
auf das Verſchulden eines militäriſchen Organs 
zurückzuführen, ſo findet der Erſatz des dem Ver⸗ 
letzten hiedurch zugegangenen Schadens gegen: 
über der Militärverwaltung ſeinen Aus⸗ 
gleich und ſeine Höchſtgrenze in der dem Dienſt⸗ 
beſchädigten auf Grund der beiden obenerwähnten 
Verſorgungsgeſetze zuſtehenden Penſion oder Rente. 
Die rechtlichen Beziehungen des Dienſtbeſchädigten 
gegenüber dem an der Entſtehung dieſer Dienſt⸗ 
beſchädigung ſchuldhaft beteiligten militäriſchen 
Organ ſind für den Bereich der bayeriſchen Heeres⸗ 
verwaltung geregelt durch das Geſetz über die 
Haſtung des Staates für Angehörige des bayeriſchen 
Heeres vom 6. Dezember 19136 Bl. S. 911/912): 
Nach Art. 1 dieſes Geſetzes in Verbindung mit 
Art. 60 des bayer AG. zum BGB. trifft, wenn 
eine Perſon des Soldatenſtandes in Ausübung der 
ihr anvertrauten öffentlichen Gewalt vorſätzlich oder 
fahrläſſig die ihr einem Dritten gegenüber obliegende 
Amtspflicht verletzt, dem Dritten — hier alſo dem 
durch die Amtshandlung Dienſtbeſchaͤdigten — 


———— ——— —— ——— — 


gegenüber die im $ 839 BGB. beſtimmte Ver⸗ 
antwortlichkeit an Stelle des militäriſchen Organs 
den bayeriſchen Militärfiskus. Hienach ſind alſo auf 
§ 839 BGB. gegründete Schadenserſatzanſprüche 
des durch eine Dienſtbeſchädigung Verletzten gegen 
das an der Dienſtbeſchädigung ſchuldhaft beteiligte 
militäriſche Organ ausgeſchloſſen. 

Eine dem $ 38 OpPGG. und § 41 MVG. ent⸗ 
ſprechende Beſtimmung iſt in das MHG. nicht 
aufgenommen worden. Aus dieſem Umſtand hat 
das Reichsgericht in einem Urteile ſeines III. Zivil⸗ 
ſenats vom 19. Dezember 1916 (Entſch. in Zivil⸗ 
ſachen Bd. 89 S. 247ff.) den Schluß gezogen, daß 
die Hinterbliebenen einer infolge Dienſt⸗ 
beſchädigung verſtorbenen Militärperſon rechtlich 
nicht gehindert ſeien, neben der geſetzlichen Hinter: 
bliebenenverſorgung noch die Vergütung ihres weiter 
reichenden Schadens gegen die Militärverwaltung 
geltend zu machen. Dieſer Schlußfolgerung dürfte 
aber doch folgende — ſeinerzeit von der Reviſion 
geltend gemachte, vom Reichsgericht aber in jenem 
Urteil ſachlich nicht gewürdigte — Erwägung ent: 
gegenſtehen: Auſprüche Dritter, nur mittelbar 
Geſchädigter, auf Schadenerſatz nach dem hier ein⸗ 
ſchlägigen $ 844 Abſ. 2 BGB. können nur unter 
der Vorausſetzung gegeben ſein, daß auch dem 
unmittelbar Geihädigten — hier alſo dem 
infolge einer Dienſtbeſchädigung Verſtorbenen — 
ein Anſpruch auf Schadenerſatz gegen den Militär⸗ 
fiskus nach den allgemeinen Vorſchriften 
des bürgerlichen Rechts (§8 823, 839 BGB.) 
zugeſtanden haben würde. Da aber die verſtorbene 
Militärperfon ſelbſt aus Anlaß einer Dienſt⸗ 
beſchädigung durch Gewährung einer nach den ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen des OPG. bzw. MVG. 
zu bemeſſenden Penſion oder Militärrente gemaͤß 
938 OPGG. und § 41 MVH. erſchöpfend ab: 
gefunden geweſen wäre, jo können auch deren Hinter: 
bliebene keine weitergehenden bürgerlichs rechtlichen 
Scha denserſatzanſprüche gegen die Militärverwal⸗ 
tung haben; denn Vorausſetzung für die auf $ 844 
Abſ. 2 BGB. gegründeten Anſprüche iſt, daß dem 
Getöteten ſelbſt gegenüber bereits die Voraus— 
ſetzungen für die Entſtehung der Erſatzpflicht vor⸗ 
handen waren (vgl. Urteil RGZ. Bd. 65 S. 313ff., 
insbe). S. 317). Es werden daher auch die Anſprüche 
der Hinterbliebenen ausſchließlich nach den Bor: 
ſchriften des MHG. ſich zu bemeſſen und in den 
dort feſtgelegten Höchſtſätzen ihre geſetzliche Grenze 
zu finden haben. 


Zuriſtiſche Klaſſikerbibliotheken. 
Rechtsphiloſophiſche und juriſtiſche Leſe— 
bücher als Lehr- und Bildungsmittel. 

Von Amtsrichter Baer in Nürnberg. 

Nachfolgende Zeilen wollen nur nochmals 


zuſammenfaſſend auf eine Forderung hinweiſen, 
die Saar und ich ſelbſt in der Richter⸗Zeitung 
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1913 S. 25 und 1913 S. 747 bereits erhoben 
haben, die aber, anſcheinend als undurchführbar, 
ſtillſchweigend abgelehnt wurde. Es ſoll daher hier 
gezeigt werden, wie auf einem anderen Gebiete der 
Geiſteswiſſenſchaften dieſe Forderungen in die 
Wirklichkeit übertragen wurden. 

Wie Saar in der Begründung ſeiner Forderung 
bereits hervorgehoben hat, ſind viele der herrlichen 
und ſchönen, auch heute noch lebenswarmen Gedanken 
unſerer großen Rechtslehrer und Staatsmänner 
den deutſchen Gebildeten nur deswegen vorenthalten, 
weil ihre Werke in den Bücherkäften der Büchereien 
ſchlummern, weil ſie weder in Neudrucken noch in 
gekürzten Ausleſeausgaben im Buchhandel zu haben 
ſind. Nur ganz vereinzelt erſcheint hin und wiederum 
eines dieſer Werke im Neudruck, ſo vor einiger Zeit 
die Berichte Anſelm von Feuerbachs über merkwür⸗ 
dige Verbrechen (herausgegeben von Scholz im Ver⸗ 
lag von Georg Müller in München). Im übrigen 
müſſen wir „ausübenden Rechtsmänner“ uns damit 
begnügen, jofern wir nicht zufällig die Gelegen⸗ 
heit zur Benützung einer Bibliothek haben, die 
Gedanken unſerer großen Rechtsgelehrten, unſerer 
Klaſſiker des Rechts, vielfach auch als „neue Ge⸗ 
danken“ in irgendeiner Abhandlung unſerer Tage 
zu leſen. Iſt es nicht ſchon ein Gebot der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Wahrheit und Gerechtigkeit, dieſen 
Männern wieder zu geben, was ihrer iſt? Sind die 
Gedanken Feuerbachs in ſeinen kleinen Schriften 
vermiſchten Inhalts aus dem Jahre 1833 über die 
hohe Würde des Richteramtes, über die hiſtoriſche 
Rechtsgelehrſamkeit, über die deutſche Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft nicht auch heute noch ebenſo wahr wie ehe⸗ 
dem, als ſie geſprochen oder niedergeſchrieben 
wurden? Warum werden fie nicht wieder All: 
gemeingut der gebildeten Welt, zum mindeſten der 
deutſchen Rechtsmänner? Daß uns dieſe großen 
Männer wieder lebenswarme Perſönlichkeiten werden 
ſollen, daß ihr Geiſt und Gemüt wieder zu uns 
reden ſollen, bedarf es eigentlich der Begründung? 
Ich glaube nicht. Es bedarf vielleicht nur des 
Hinweiſes, in welcher Weiſe auf einem anderen 
Gebiete der Geiſteswiſſenſchaften ſolchen Beſtrebungen 
Rechnung getragen wird und was dadurch ſchon 
erreicht wurde. 


I. Juriſtiſche Klaſſikerbibliothek. 

Man hört heute allenthalben, daß das deutſche 
Volk ſeinem Rechte fremd gegenüberſtehe. Man 
erkennt die Gründe, die dazu geführt haben, man 
weiß, daß die Aufnahme des römiſchen Rechtes 
mit ſeinen dem deutſchen Volke fremden und 
künſtlichen Begriffen und beſonders die in ihrem 
Gefolge eingetretene und durch die gefliſſentliche 
Abſchließung des gelehrten Juriſtenſtandes noch 
verſtärkte unverſtändliche Rechtsſprache dieſen Zu⸗ 
ſtand großenteils verſchuldet haben (Wundt, Völker⸗ 
pſychologie I, 1 S. 575). Man will dieſen Riß 
heilen. Die ausübenden Rechtsmänner inſonder⸗ 
heit find bemüht, hier einzugreifen (vgl. den Aufruf 


in der DRichtZ. 1918 S. 57). Wollen nun die 
Männer der Rechtsgelehrſamkeik hier nicht mit⸗ 
helfen, ſondern ſich den Vorwurf der hochmütigen 
Wiſſenſchaft, die ſich weder um das Volk noch um 
die Anwendung der wiſſenſchaftlichen Ergebniſſe 
kümmert, gefallen laſſen (vgl. Lipps, Ethiſche Grund⸗ 
fragen S. 187)2 

Wenden wir unſeren Blick auf das Gebiet der 
Philoſophie. Es wird keinem Menſchen einfallen 
zu behaupten, daß die Beſchäftigung mit den letzten 
und höchſten Fragen der Menſchheit, mit den Fragen 
der Weltanſchauung, des Seelenlebens der Ein⸗ 
zelnen und der Völker, der allgemeinen Wiſſen⸗ 
ſchaftslehre, den Grundtatſachen des ſittlichen Lebens 
und der Kunſt weniger ſchwierig ſei als mit den 
Fragen des Rechts. Warum hat heute die Philoſophie 
ſo viele Anhänger und Freunde? Die Anteilnahme 
mußte auch erſt geweckt werden und fie wurde größten: 
teils erſt dadurch geweckt, daß man die Werke und 
Lehren der großen Denker dem Volke zuganglich 
machte, daß man ihre Gedanken in neuen lesbaren 
Ausgaben oder doch in gekürzten Ausleſeſammlungen, 
gereinigt vom zufälligen hiſtoriſchen Beiwerk und 
erläutert in ihren gegenſeitigen Beziehungen wieder 
herausgab, daß man ihr Leben und Wirken be⸗ 
ſchrieb und jo den Gebildeten die Möglichkeit über: 
haupt verſchaffte, den Stoff kennen zu lernen, um 
in ihn eindringen zu können. Iſt es nun nicht 
ein weltgeſchichtlicher Witz, daß die Gründung 
einer allgemeinen philoſophiſchen Bibliothek von 
einem Juriſten ausging? Kirchmann war es, der 
den unmittelbaren Anlaß gab zur Gründung der 
nunmehr im Verlage von Felix Meiner (früher 
Dürr) in einzig erſcheinenden philoſophiſchen Bi⸗ 
bliothek, einer Sammlung, die ſich zur Aufgabe 
ſetzt, die Werke der großen Denker der Erde dem 
deutſchen Gebildeten zugänglich zu machen. Als 
Ergänzung dieſer Sammlung erſcheint im Verlage 
von Alfred Kröner in Leipzig eine von Rudolf 
Eisler herausgegebene philoſophiſch⸗ſoziologiſche 
Bücherei mit dem Zwecke, über den Fortgang der 
von dem Denker Comte ſo benannten neuen Wiſſen⸗ 
ſchaft, der Soziologie, zu berichten und auch die 
Anſchauungen ausländiſcher Gelehrter hierüber dem 
deutſchen Gebildeten zur Kenntnis zu bringen. 
Dieſen beiden wiſſenſchaftlichen Unternehmungen 
ſchließt ſich als dritte zuſammenfaſſende Samm: 
lung an: Frommanns Klaſſiker der Philoſophie, 
herausgegeben von Falckenberg. In dieſer wunder- 
baren Sammlung werden die Geſtalten der großen 
Denker und Führer des Geiſteslebens unſerem 
inneren Auge wieder lebendig, wir ſehen ihre Lebens⸗ 
ſchickſale und erfahren, wie ihre Gedanken und 
Werke mit dieſen zuſammenhaͤngen, und werden jo 
in ihre Geiſteswelt eingeführt. In dem gleichen 
Verlag erſcheint als Fortſetzung und Anhang zu 
dieſer Sammlung eine Sammlung biographiſcher 


Syſtem⸗ und Charakterſchilderungen, „Politiker und 


Nationalökonomen“ betitelt; herausgegeben von 
Schmoller und Hintze. „Dieſe Sammlung iſt nicht 
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nur für die Fachgelehrten, ſondern vornehmlich für 
das gebildete Publikum beſtimmt, und ſtellt ſich 
als Aufgabe, die Wiſſenſchaft vom geſellſchaftlichen 
Leben zu fördern und die politiſche und ſoziale 
Bildung zu klären und zu vertiefen.” Und nun 
fragt ſchon Saar mit Recht: Wo bleibt die Rechts⸗ 
wiſfenſchafte Iſt Alles, was hier getrieben wird, 
nur Makulatur? Oder genügt es, wenn hie und 
da einmal ein begeiſterter Schüler eines großen 
Rechtslehrers durch einen Vortrag über deſſen Leben 
und Wirken dieſem ein Denkmal ſetzt oder einige 
feiner Briefe oder feiner Reden herausgibt?“) Diele 
Frage aufwerfen, heißt fie, glaube ich, verneinen. 


Geſetzt aber den Fall, die Gebildeten unſeres 


Volkes würden ſolchen zuſammenfaſſenden Samm⸗ 
lungen der Lebensbeſchreibungen und Werke der 
Klaſſiker des Rechts nicht die erwartete Teilnahme 
entgegenbringen, was ich perſönlich bei dem Bil⸗ 
dungsbedürfnis gerade des Deutſchen für aus⸗ 
geſchloſſen erachte, ſo blieben doch immerhin die 
ausübenden Rechtsmänner, Richter wie Verwaltungs⸗ 
beamte, „die neben ihrem berufsmäßigen Wirken 
doch auch an der Wiſſenſchaft noch tätigen Anteil 
nehmen und ſich nicht nur im Strome der Geſchäfte 
treiben laſſen oder im Strudel einer raſtlos rührigen 
Geſchäftigkeit gedankenlos untergehen“ (Feuerbach). 
Und nicht zuguterletzt ſind doch da die wißbegierigen 
Rechtsjünger und die Jünglinge des deutſchen Volkes, 
die den Worten unſerer großen Männer gerne 
lauſchen und an ihren hohen Gedanken ſich gerne 
begeiſtern. 

Einen Fehlſchlag eines ſolchen umfaſſenden 
Unternehmens als buchhändleriſche Tat halte ich 
daher für vollſtändig ausgeſchloſſen. Nur müßte 
allerdings ein ſolches Unternehmen nicht aus 
der hiſtoriſch⸗antiquariſchen Vogelſchau geſchaffen 
werden, ſondern aus den Bedürſniſſen und dem 
Geiſte der Gegenwart ſeine Lebenswurzeln ent⸗ 
nehmen. Dazu gehörte in erſter Linie eine volks⸗ 
tämliche Sprache und Schrift, keine Gelehrten: 
ſprache (vgl. Eduard Engel: Sprich deutſch, Ab⸗ 
ſchnitt: Die welſchende Wiſſenſchaft), dann eine 
ſorgfame Ausleſe des wirklich Bleibenden gegen: 
über dem Zufällig⸗Hiſtoriſchen und zum Schluſſe 
Texlverbindungen und Erläuterungen. Schon 
vom Standpunkte der Sprache aus halte ich die 
Neuausgabe vieler alter, heute vergeſſener Werke 
für einen Gewinn; man ſehe z. B. nur, wie 
Feuerbach gute deutſche Worte noch überall dort 
hat, wo wir ohne Fremdwörter gar nicht mehr 
auszukommen glauben. 

Daß ein ſolches umfaſſendes Unternehmen nicht 
beſchränkt ſein dürfte auf die deutſchen Meiſter 
des Rechts, ſondern in guten Ueberſetzungen auch 
die Ausländer überall zu Worte kommen müßten 


1) Daß das rechtswiſſenſchaftliche Schrifttum ſolche 
Leſe⸗ und Feiertagsbücher hat, zeigt uns Radbruch in 
feiner „Einführung in die Rechtswiſſenſchaft“ (Samm⸗ 
lung Wiſſenſchaft und Bildung, Quelle und Meyer, 
Leipzig 1913). N 
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— wobei nur an die italieniſche Strafrechtsſchule, 
an Denker wie Conte zu erinnern wäre —, | 
hier nur im Vorbeigehen noch geſtreift. 

Welche Bereicherung das Geiſtesleben der 
Männer der Praxis von ſolchen umfaſſenden 
Bücherſammlungen erfahren könnte, braucht im 
einzelnen wohl nicht ausgeführt zu werden. Ich 
zweifle nicht, daß die Mehrzahl meiner Fach⸗ 


genoſſen mit Freude ein ſolches Unternehmen be⸗ 


grüßen und ihren Dank den Maͤnnern der Wiſſen⸗ 
ſchaft dadurch abſtatten würde, daß ſie von ſolchen 
Büchern fleißig Gebrauch machte. 


II. Juriſtiſche Leſebücher. 


„Die Kunſt des Lernens iſt keine leichte Kunſt 
und groß iſt die Summe der Kraft, welche täg⸗ 
lich von Lernbegierigen im ehrlichen Streben un⸗ 
nütz bloß deswegen aufgewendet wird, weil ihnen 
die Einfiht in den einzuſchlagenden Weg fehlt.“ 
Dieſe Worte ſprach der große Rechtslehrer Wind⸗ 
ſcheid im Jahre 1867 an die Hörer der Univerſität 
München. Die richtige Einführung in eine Wiſſen⸗ 
ſchaft iſt daher der größte Gewinn. Während 
nun auf dem Gebiete der Einführungen in das 
lebende Recht bereits praͤchtige Bücher vorliegen 
(von Krückmann, Bozi und anderen), find, ſoviel 
ich ſehe, ſolche für eine Einführung in die Grund⸗ 
lagen der Rechtswiſſenſchaft und beſonders der 
Rechtsphiloſophie noch nicht geſchrieben. Für die 
Geſtaltung ſolcher einführender Leſebücher möchte 
ich auf zwei Bücher hinweiſen, die als Muſter 
dienen können dafür, wie man in die wiſſenſchaft⸗ 
lichen Grundlagen der Rechtswiſſenſchaft und der 
Rechtsphiloſophie einführen kann. Sie ſind wieder⸗ 
um dem bhiloſophiſchen Gebiet entnommen und 
heißen: Philoſophiſches Leſebuch von Deſſoir und 
Menger und Moderne Philoſophie von Friſch⸗ 
eiſen⸗Köhler. Die in dieſen Leſebüchern angewandte 
Methode, zur Einführung in die Fragen und 
Vorwürfe die Denker ſelbſt ſprechen zu laſſen, 
verdient ſicher Nachahmung. Im erſteren Werke 
werden die Grundfragen der Philoſophie geſchicht⸗ 
lich durch Ausſchnitte aus den Lehren der großen 
Denker vorgeführt; das zweite Werk führt in die 
Lehren und philoſophiſchen Gedanken der Gegen⸗ 
wart durch die Darſtellung der hauptſaͤchlichſten 
Gedankenzüge unſerer heutigen Denker ein. Bietet 
nun die Rechtswiſſenſchaft, wo heute alles im 
Fluſſe iſt, nicht auch Stoff genug, um in ſolcher 
Weiſe ihre Grundfragen abhandeln zu können, 
Grundfragen, die ja nicht beſchränkt ſind auf den 
engen Kreis der zünftigen Juriſten, ſondern dar⸗ 
über hinaus für alle Gebildete Bedeutung ge⸗ 
winnen? Ich ſtelle nur einige Gegenſätze der Be⸗ 
trachtung des Rechts gegenüber: Naturrecht — 
hiſtoriſches Recht; dogmatiſche Rechtsſchule — 
Freirechtsſchule; klaſſiſche Strafrechtstheorie — mo⸗ 
derne Strafrechtstheorie uff. Hier wäre der Platz, 
Vorträge, wie den von Kantorowicz: Rechts⸗ 
wiſſenſchaft und Soziologie, Ausſchnitte aus den 
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Werken des Rechtsanwalts Fuchs, des franzöſiſchen 
Rechtsgelehrten Geny und anderer Streiter der 
Freirechtsſchule den Anſchauungen der anderen 
Richtungen gegenüberzuſtellen; hier könnten auch 
die Anſchauungen der Philoſophen, wie Wundt 
(Völkerpſychologie, 9. Band Das Recht), Münſter⸗ 
berg (Philoſophie der Werte: Das Recht S. 367 ff.), 
Lipps (Die ethiſchen Grundfragen: Recht und Sitt⸗ 
lichkeit) und der Soziologen wie Tönnies und an⸗ 
derer im Ausſchnitt auf eine gegebene Frage im 
Wortlaute mitgeteilt und den Anſchauungen un⸗ 
ſerer Rechtsphiloſophen wie insbeſondere Stamm⸗ 
ler gegenübergeſtellt werden. Hier wäre auch der 
Ort, wo über die weiten Gebiete der Neugeſtaltung 
des Rechts in Leben und Lehre, in Geſetzesaus⸗ 
legung und Rechtsanwendung (Soziologiſches Recht, 
volkstümliches Recht, Recht und Wirtſchaft und 
wie die heutigen Schlagworte für die verſchiedenen 
Bewegungen heißen mögen), und im Rechtsunter⸗ 
richt ein Bild dadurch geboten werden könnte, daß 
man die Aufrufe zu dieſen Bewegungen abdrudt, 
die Gedanken ihrer Führer im Wortlaute darlegt. 
Hier könnten endlich die Grundfragen neuer, noch 
nicht durchgepflügter Gebiete des Rechts, wie der 
Rechtsverwaltung, der Anwendung der Seelenlehre 
im Rechte, der ſeeliſchen Verfaſſung der an der 
Geſtaltung des Rechtes beteiligten Perſonen (alſo 
einer Charakterologie der Richter, geſchieden in 
Strafrichter, Richter in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten, Richter der Rechtsberwaltung im Gegenſatze 
zu den bisherigen Anſchauungen des Richters als 
einer „Spruchmaſchine“) dargelegt werden durch 
die Darſtellung der über ſolche Fragen bereits 
vorliegenden Gedanken und Aeußerungen der Ge⸗ 
lehrten und Männer der Praxis. Alle dieſe Aus⸗ 
ſchnitte der verſchiedenſten Richtungen im Rechts⸗ 
leben, alle dieſe Gedanken in ihrer urſprünglichen 
Form ließen ſich zu einem Leſebuch mit dem ein⸗ 
heitlichen Gewebe der Schaffung einer „Allgemeinen 
Rechtslehre“ wohl vereinigen (vgl. meinen Auſſatz 
in der Bayzif. 1911 S. 39 „Ueber die Not: 
wendigkeit einer allgemeinen Rechtslehre“). Iſt es 
nicht für den, deſſen Beruf die Mitteilung der 
Wiſſenſchaft an das Volk iſt, ein verlockendes Unter⸗ 
nehmen, gleichſam einmal als objektiver Beobachter 
ſeiner Wiſſenſchaft die Meinungen und Lehren früherer 
großer Rechtslehrer und der heute lebenden über 
dieſe grundlegenden Fragen des Rechtes zuſammen⸗ 
zufaſſen und ſo Leſebücher des Rechtes zu ſchaffen 
für die ſtudierende Jugend ſowohl als auch 
für die ausübenden Rechtsmänner, die nicht die 
Zeit haben, alle dieſe Gedanken aus den ver: 
ſchiedenſten Werken und Zeitſchriften ſich zuſammen⸗ 
zutragen ?“) Und glaubt man nicht, daß auch die 
Gebildeten unſeres Volkes zur Belehrung ſolchen 
Leſebüchern Teilnahme entgegenbrächten, die infolge 

) Daß auch die volkswirtſchaftliche Wiſſenſchaft 
dieſen Weg der Belehrung beſchritteu hat, zeigen die 
„Ausgewählten Leſeſtücke“ von Diehl-Mombert, Brauns 
Karlsruhe. 
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der Gegenüberſtellung der verſchiedenen Meinungen 
und der Zuſammenſtellung ſämtlicher Gedanken 
hierüber ein objektives Urteil über alle dieſe Fragen 
gewährleiſteten, während bisher immer der ein⸗ 
zelne ſein Urteil als das allein richtige hinzu⸗ 
ſtellen beliebte? Die Zuſammenſtellung dieſer 
verſchiedenen Auffaſſungen über die Grundlagen 
unſeres Rechtsweſens, der geplanten Reformen in 
Leben, Lehre und Unterricht, mit verbindenden 
Erläuterungen und Erklärungen, iſt ſie nicht eine 
pädagogiſche Tat? Wie es die philoſophiſche 
Wiſſenſchaft fertiggebracht hat, durch ſolche Lehr⸗ 
und Bildungsmittel ſich Anhänger und Freunde 
zu gewinnen, wird es der dem Leben doch näher: 
ſtehenden Rechtswiſſenſchaft nicht auch gelingen, 
ſich Freunde zu gewinnen? Wenn erſt die Ge⸗ 
bildeten unſeres Volkes die Schwierigkeiten der 
Geſetzesauslegung und Rechtsanwendung kennen 
gelernt haben, werden ſie auch nicht mehr ſo leicht 
berfländnisloſen Klagen über angeblich ungerechte 
Urteile Gehör ſchenken. Es wird der Zuſtand 
eines Verſtehens des Rechtes und ſeiner Ausübung 
bei unſerm Volke wieder angebahnt werden. Aus 
dem Hochmut einer Geheimwiſſenſchaft muß dann 
allerdings die Rechtsgelehrſamkeit heraustreten. 


III. Juriſtiſche Studienführer. 

Und zum Schluſſe wird es auch nötig ſein, 
wie es die Sozialwiſſenſchaften ganz allgemein in 
der Bibliogrophie von Maas ſchon getan haben, 
auch für die Rechtswiſſenſchaft in beſtimmten Zeit⸗ 
räumen Ueberblicke zu ſchaffen, in denen die Werke, 
Schriften und zerſtreuten Abhandlungen der Zeit⸗ 
ſchriften aufgenommen find, die ſich über die Grund⸗ 
lagen der Rechtswiſſenſchaft und die theoretiſchen 
allgemeinen Fragen des Rechtes ausſprechen, die 
ja nicht an das Beſtehen beſtimmter Geſetzbücher 
gebunden ſind, ſondern mit dem Geiſtesleben des 
Volkes in Verbindung ſtehen.“) 

Wo find die Männer der Wiſſenſchaft, die 
vereint mit dem deutſchen Buchhandel ſolche neue 
Lehr⸗ und Bildungsmittel ſchaffen, die hier als 
fromme Wünſche der Phantaſie noch vorſchweben? 
Oder ſollten fie ſchon im Entftehen begriffen ſein? 


Kleine Mitteilungen. 


Anwendbarkeit der 35 201, 202 ZPO. im Zwangs⸗ 
verſteigernugs verfahren nach bayerifchem Recht. Jäckels 
Komm. zum Zwangsverſteigerungsgeſetz (5) vertritt 
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von den Vorſchriften der ZPO. für die durch 8 3 | 


3G. vorgeſchriebenen Zuſtellungen und zwar die 
88 4 und 5 Abweichungen von 88 174, 175 ZPO. und 
die 88 6 und 7 ſolche von den 88 203, 206 ZPO. ent⸗ 


5) Einen Teil der Werke über Rechts⸗ und Staats⸗ 
philoſophie findet man in dem Studienführer von R. 
Herbertz: Die philoſophiſche Literatur, Spamer-⸗Stutt⸗ 
gart 1912 S. 157 ff. 


halten, weiter, daß die Vorſchriften, die die ZPO. für 
Zuſtellungen von Amts wegen gibt, alſo die 88 208 — 213 
3PO., für die Zwangsverſteigerung und Zwangsver⸗ 
waltung nur inſoweit gelten, als nicht in den 884—7 
Abweichungen vorgeſchrieben ſind, und ſchließlich, 
daß die 83 199—202 ZPO. durch den 8 4 3VG., die 
83 203-206 ZPO. durch die 88 6 und 7 ZVG. er⸗ 
ſetzt find (Jäckel⸗Güthe Anm. III. 1, III. 2, erſter 
und vorl. Abſatz zu 8 3 3VG.). Den gleichen Stand⸗ 
punkt vertritt wohl auch Steiner in Anm. 2 zu 83 
ZVG. und weiter auch — hier unter Berufung auf 
Bechers Materialien Abt. VI S. 26 — in Anm. 2 
Fußnote 3 zu 8 13 EG. BVG. 

Der Standpunkt diefer Komm. ſcheint zu der 
Anſicht geführt zu haben, in Bayern könne der Notar 
in einem ihm gemäß 8 13 CG. 3VG., Art. 25 Bay. 
AG. ZVG. übertragenen Zwangsverſteigerungsver⸗ 
fahren die Zuſtellung des Zuſchlagsbeſchluſſes an einen 
Hypothekgläubiger, der zu einem mobilen Truppen⸗ 
teil gehört, nach 88 201, 202 ZPO. nicht bewirken. 

Dieſe Anſicht halte ich nicht für richtig. Aus⸗ 
zugehen iſt von dem grundlegenden 8 3 ZVG. in Ver⸗ 
bindung mit 8 302 d. Bek. vom 30. Oktober 1913, den 
Vollzug des Not., hier die Geſchäftsordnung für die 
Notariate betr. (JBl. 1913 S. 231 ff.), 8 42 der 
Bek. vom 2. März 1910, die Ausführung der Zu⸗ 
ſtellungen von Amts wegen betr.,(IMBl. 1910 S. 195ff.) 
und 8 1 d. Bek. vom 31. März 1905, die Zwangs⸗ 
vollſtr. in das unbewegl. Vermögen betr. (JMBl. 
1905 S. 587 ff.). 

Nach dieſen Vorſchriften ſind für die Ausführung 
der dem Notar obliegenden Zuſtellungen zunächſt die 
88 208 213 ZPO. maßgebend. Letztere ſchließen aber 
die Bewirkung einer Zuftellung nach Maßgabe der 
88 199—206 3PO. nicht aus. (Vgl. Gaupp⸗Stein 
Anm. II 6 zu 8 208 ZPO.). Soweit alſo 8 3 3G. 
in Betracht kommt, beſteht kein Hindernis, daß der 
Notar, der hinſichtlich der ihm übertragenen Aus⸗ 
führung der Zwangsverſteigerung an die Stelle des 
Vollſtreckungsgerichtes tritt und daneben bei den 
von Amts wegen erfolgenden Zuſtellungen zugleich auch 
die Verrichtungen des Gerichtsſchreibers zu verſehen 
hat (Art. 25 Abi. I u. II Bay AG. BVG.) eine Bu 
ſtellung nach 8 201 PDO. bewirkt. Aber auch die 
88 48 3G. hindern den Notar nicht, eine Zu⸗ 
ſtellung nach 8 201 ZPO. zu bewirken. 8 4 ſchafft 
nur eine Vereinfachung und Erleichterung gegenüber 
den in 88 174, 175 enthaltenen Zuſtellungsvorſchriften 
(v. d. Pfordten Anm. 2 u. 6 zu 88, Fiſcher⸗Schäfer, 
Anm. 2 zu 88 4 u. 5). Die Vorſchrift in 34 iſt keine 
Muß ⸗Vorſchrift, ſondern — ebenſo wie die Vor⸗ 
ſchriften in 88 174, 175 BRD. (vgl Gaupp⸗Stein, 
Anm. II zu 8175 3PO.) — eine Wahl-⸗Vorſchrift 
und ſchließt — ebenſo wie die Vorſchriften der 
88 174, 175 ZPO. — eine nach den übrigen Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. erfolgende Zuſtellung nicht aus 


den Standpunkt, daß die 88 4-7 8G. Abweichungen | (Steiner, Anm. 2 zu 5 4, Fiſcher⸗Schäſer, Anm. 3 zu 


88 4, 5 und 8 1, II der Bek. vom 31. März 1905: 
„Die Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt iſt in den 
in 8 4 d. Geſ. über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung bezeichneten Fällen zuläſſig“. 
8 5 BVG. kommt nicht in Frage, wenn für den, 
dem zugeſtellt werden ſoll, ein Zuſtellungsbevoll⸗ 
mächtigter nicht beſtellt iſt. Die S$6 und 7 3G. 
kommen nicht in Betracht, wenn der einem mobilen 
Truppenteil angehörige im Verfahren Beteiligte, dem 
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zugeſtellt werden ſoll, einen dem Notar bekannten 
Wohnort hat. 88 8G. vollends ſchreibt für fein 
Anwendungsgebiet die Einhaltung der Zuſtellungs⸗ 
vorſchriften der ZPO. nach Maßgabe des 8 3 3G. 
als zwingend vor. 

Es iſt deshalb der in der Begründung zu Art. 26 
(nun Art. 25) Bay AG. ZVG. enthaltene Satz: „Zu⸗ 
ſtellungen mittels Erſuchungsſchreibens (8 199-202 
ZPO.) und öffentliche Zuſtellungen (3 204 3 O.) 
kommen nach den 88 4—8 des Gef. über ZV. und 
ZVerw. nicht in Frage“ (Becher, Mat. Abt. VI S. 26), 
allgemein, ſo wie er lautet, jedenfalls angeſichts der 
derzeit geltenden Vorſchriſten nicht richtig. Das er⸗ 
gibt ſich auch daraus, daß in 8 41 der Bek. v. 2. März 
1910, der nach dem Geſagten auch für die Zuſtellungen 
im Zwangsverſteigerungsverfahren gilt, ausdrücklich 
geſagt iſt: „Die Zuſtellungen im Ausland und die 
öffentlichen Zuſtellungen erfolgen nach Maßgabe der 
hierüber beſtehenden beſonderen Vorſchriften (f. z. B. 
ZBO. 89 199, 202, 203—206, 208 uſw.)“. Nun iſt 
allerdings auffallenderweiſe in dem eben erwähnten 
8 41 der Bek. vom 2. März 1910 der 8 201 3PO. 
nicht mitaufgeführt. Dieſe Lücke iſt aber ſpäter durch 
die Bek. vom 15. März 1911, die Zuſtellungen an 
Perſonen, die zur Beſatzung eines in Dienſt geſtellten 
Kriegsfahrzeuges gehören, betr., (JM Bl. 1911 S. 79) 
wenigſtens hinſichtlich der im Betreff dieſer Bek. be⸗ 
zeichneten Perſonen ausgefüllt, indem die Zuſtellungen 
an ſolche Perſonen gemäß 8 201 ZPO. mittels Er⸗ 
ſuchens der vorgeſetzten Kommandobehörde unter 
gewiſſen Vorausſetzungen empfohlen wurden. Weiter 
iſt durch Bek. gleichen Betreffs vom 9. Juni 1917 
(JMBl. 1917 Beibl. S. 155) allgemein empfohlen, 
die Zuſtellung an die im Betreffe genannten Perſonen 
in der Regel gemäß 8 201 ZPO. mittels e 
der vorgeſetzten Kommebehörde zu bewirken. bin. 
ſichtlich der zu einem im Ausland befindlichen oder 
zu einem mobilen Truppenteil gehörigen Perſonen 
iſt m. W. eine gleiche oder ähnliche, ausdrücklich auf 
eine Zuſtellung nach 8 201 ZPO. hinweiſende, nach⸗ 
trägliche Bekanntmachung oder Entſchließung nicht 
ergangen. Aus welchen Gründen dies unterblieb, 
entzieht ſich meiner Beurteilung. Ich kann nur ver- 
muten, daß ein Bedürfnis hiezu nicht hervorgetreten 
iſt. Keinesfalls dürften Rechtsgründe für die Unter⸗ 
laſſung maßgebend geweſen ſein. Im übrigen ſei 
auf die weiter unten angeführte Bek. v. 25. Febr. 
1915, die Zuſtellungen an Kriegsteilnehmer betr., 
(JM Bl. 1915 Beibl. S. 41) verwieſen. 


Auch die etwas weniger entſchieden als der oben 
erwähnte Satz der Materialien lautenden Bemer— 
kungen bei Steiner Anm. 2 Fußnote 3 zu 8 13 CG. 
3VG.: „zu Zuſtellungen mittels Erſuchungsſchreibens 
(83 199-202 ZPO.) und öffentlichen Zuſtellungen 
(8 204 ZPO. vgl. 8 8 ZVG.) iſt für den Notar kein 
Anlaß mehr gegeben Becher, Mat. VI S. 26)“ er⸗ 
ſcheinen mir nicht nur im Hinblick auf den von Steiner 
ſelbſt angeführten 8 8 3G. unzutreffend. Ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß für das Anwendungsgebiet des 
9 8 BUS. beiſpielsweiſe auch eine öffentliche Bus 
ſtellung zwingend werden kann (vgl. v. d. Pfordten 
Anm. 6 zu 8 8 3G.) kann der Notar ſehr wohl ein 
Intereſſe daran haben, von einer Zuſtellung nach 
54 3G. nicht Gebrauch zu machen und ſich nicht 
mit dem Präjudiz des 8 175 Abſ. 1 letzter Satz ZO. 
zu begnügen. Was insbeſondere den Fall betrifft, 
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daß ein Beteiligter, dem zugeſtellt werden ſoll, zwar 
einen dem Notar bekannten Wohnort, der jedoch nicht 
der Ort des VollſtrGerichts iſt, auch nicht in deſſen 
Bezirk gelegen iſt, hat, ſich aber bei einem dem Notar 
bekannten mobilen Truppenteil im Inland befindet, 
ſo kommt hier gerade bei einer Zuſtellung an einen 
Unteroffizier oder Gemeinen des aktiven Heeres oder 
der aktiven Marine insbeſondere folgendes in Be⸗ 
tracht: Die Frage, ob der 8.172 ZPO. als Muß⸗ 
Vorſchrift anzuſehen oder auch eine Erſatzzuſtellung 
nach 3181 ZPO. gültig ift, ob alſo auch am Wohn⸗ 
orte zugeſtellt werden kann, iſt angeſichts wider⸗ 
ſprechender Entſcheidungen des Reichsgerichts (vgl. 
Urt. d. 3. Sen. des RG. vom 20. Oktober 1916 [RGE. 
Bd. 89, 18], dagegen Urteil des 7. Sen. des RG. v. 
2. Juli 1917 [JW. 1917 S. 297 Nr. 19), ſoweit 
nicht die Verordnung, betr. das Verfahren bei Zu⸗ 
ſtellungen v. 22. Dez. 1915, (RGBl. 1915 S. 833) 
einſchlägig iſt, noch immer als beſtritten zu erachten. 
(S. hierüber Stein, Kriegsgeſ. proz⸗ rechtl. Inhalts 
S. 255 ff.). Da weiter die 83 174. 175 ZPO. wohl 
nur dann angewendet werden können, wenn eine 
Zuſtellung am Wohnort an und für ſich überhaupt 
zuläſſig wäre, die Bedeutung des 8 4 ZVG. aber 
ſich in einer Abänderung der 88 174, 175 ZPO. er- 
ſchöpft, ſo kann zum mindeſten bezweifelt werden, ob 
84 38G. gegenüber einem Unteroffizier oder Ge⸗ 
meinen, der einen dem Notar bekannten Wohnort hat, 
überhaupt anwendbar iſt. Dagegen walten darüber 
keine Zweifel, daß eine Prozeßzuſtellung an einen zu 
einem mobilen Truppenteil im Inland gebörigen 
Unteroffizier oder Gemeinen wahlweiſe nach 8 172 
ZPO. oder nach 8 201 ZPO. bewirkt werden kann 
(Gaupp⸗Stein Anm. II zu 8 201 ZPO.), ſofern nicht 
zur Ausführung der Zuſtellung nach 8 172 ZPO. die 
Feldpoſt in Anſpruch genommen werden müßte 
(vgl. Bek. die Zuſt. an Kriegsteilnehmer betr. vom 
25. Febr. 1915 IM Bl. 1915 Beibl. S. 41). Unter 
dieſen Umſtänden und um der Gefahr zu entgehen, 
daß eine nach 8 4 ZVG. bewirkte Zuſtellung als un 
gültig angeſehen werden könnte, mag der Notar in 
dem eben zur Erörterung geſtellten Fall recht wohl 
veranlaßt fein, nach $ 201 ZPO. zuzuſtellen, insbe⸗ 
ſondere dann, wenn er zufolge der Beſtimmungen der 
Feldpoſtdienſtordnung, welche Schreiben mit Zuſtel⸗ 
lungsurkunden von der Beförderung durch die Feld⸗ 
poſt ausſchließt, nach 8 172 ZPO. nicht zuſtellen kann. 

Aus den gleichen Gründen und weiter noch des⸗ 
halb, weil während der Dauer des Kriegszuſtandes 
eine Zuſtellung im feindlichen Ausland überhaupt 
nicht möglich iſt und eine Zuſtellung im befreundeten 
oder neutralen Ausland tatſächlich nicht unerheb⸗ 
lichen Schwierigkeiten begegnet, wird der Notar dann, 
wenn der Truppenteil, dem der beteiligte Unteroffizier 
oder Gemeine angehört, ſich im Ausland befindet, 
unter Abſtandnahme von der ihm zur Wahl gelaſſenen 
Zuſtellung nach 8 199 ZPO. — ſoweit dieſe nach dem 
Geſagten überhaupt möglich iſt — die Bewirkung 
der Zuſtellung nach Maßgabe des 8 201 ZPO. einer 
ſolchen nach Maßgabe des 8 4 3G. vorziehen. 

Ich komme ſomit zu dem Ergebnis, daß der bay. 


Notar in einem ihm übertragenen Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahren den Zuſchlagsbeſchluß an einen im 


Verfabren beteiligten Hypothekgläubiger, der im In⸗ 
land einen dem Notar bekannten Wohnort hat, und 
einem mobilen Truppenteil im Inland oder Ausland 
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angehört, nach Maßgabe der 88 201, 202 8PO. zu⸗ 
ſtellen kann. | 

Eine Erörterung darüber, ob das gleiche auch 
gilt, wenn ein einem mobilen Truppenteil angehöriger 
Beteiligter im Inland einen dem Notar bekannten 


Wohnort nicht bat, liegt außerhalb des Zweckes 
dieſer Darlegung und ſoll deshalb unterbleiben. 


Dagegen will ich mich noch zu den Erforder⸗ 


niſſen der Rechtsgültigkeit einer durch den Notar zu 
bewirkenden Zuſtellung nach 8 201 ZPO. äußern, da 
auch hierüber die Anſichten in der Praxis geteilt zu 
ſein ſcheinen. s 

Da im Zwangsverſteigerungsverfahren an Stelle 
des Prozeßgerichts das Vollſtreckungsgericht und in 
Bayern an Stelle des Vollſtreckungsgerichts der mit 
der Ausführung der Verſteigerung betraute Notar 
tritt, fo iſt natürlich das in 8 201 ZPO. vorgeſchrie⸗ 
bene Erſuchungsſchreiben nicht, wie in 8 202 8. 
vorgeſchrieben, von dem „Vorſitzenden des Prozeß⸗ 
gerichts“, auch nicht etwa von dem „Vollſtreckungs⸗ 
richter“, ſondern von dem „Notar“ ſelbſt zu erlaſſen. 
Beſondere Vorſchriften beſtehen, abgeſehen von 8 202 
Abſ. 2 ZPO., weder über die Form noch über die 
Erledigung dieſes Erſuchungsſchreibens. Es genügt 
alſo z. B., wenn der Notar die Komm andobebörde 
um die Zuſtellung an den betr. Unteroffizier oder 
Gemeinen erſucht, die Komm. beh. das zuzuſtellende 
Schriftſtück dem Beteiligten aushändigt, auf dem Er⸗ 
ſuchungsſchreiben des Notars die Aushändigung durch 
Unterſchrift des Beteiligten beſtätigen läßt, unmittel⸗ 
bar unter dieſe Empfangsbeſtätigung nur die Unter⸗ 
ſchrift des Truppenführers ſetzt und ſchließlich das 
Erſuchungsſchreiben mit den darauf geſetzten Ur⸗ 
kunden an den Notar zurückleitet. Durch ſolche auf 
dem notariellen Erſuchungsſchreiben niedergelegte Ur⸗ 
kunden iſt m. E. die Zuſtellung ſchriftlich bezeugt. 
Das aber genügt (vgl. Gaupp⸗Stein Anm. III zu 
8201 ZPO.). 

Landgerichtsrat Fritz Kolb in Frankenthal. 


Die Kriegsvererdunngen vor Gericht. Bei der 
Menge der Kriegsverordnungen drängt ſich unwill⸗ 
kürlich die Frage auf, ob es berechtigt iſt, in einem 
gerichtlichen Verfahren, abgeſehen von ihrer Rechts⸗ 
gültigkeit — etwa bei der Strafzumeſſung — auch 
ihre Zweckmäßigkeit zu prüfen. Aus dem Fehlen jeg⸗ 
licher einſchlägigen Vorſchriften, die jederzeit auf Grund 
des Art. 4 Z. 2 bavr. Kr ZuſtG. erlaſſen werden könnten, 
iſt ein unbeſchränktes Recht zu ſolcher Prüfung nicht 
zu folgern. Zunächſt könnte an eine entſprechende An⸗ 
wendung der Beſtimmuugen des Art. 15 PStGB. 
gedacht werden, der es verbietet die Notwendigkeit 
oder die Zweckmäßigkeit einer Polizeivorſchrift in Er⸗ 
wägung zu ziehen. Dieſes Verbot iſt unbedingt und 
unbeſchränkt und vom Richter wie vom Vertreter der 
Staatsanwaltſchaft auch bei der Strafzumeſſung zu 
berückſichtigen. Denn es wäre ein Unding, wenn der 
Geſetzgeber einen bindenden Grundſatz aufſtellte, der 
im nächſten Augenblicke d. i. bei der Strafzumeſſung 


wieder durchbrochen werden dürfte. Der Zweck des 


Verbotes iſt, die Staatsautorität unantaſtbar zu laſſen; 


er würde auch dann vereitelt werden, wenn jene 


Prüfung bei der Strafzumeſſung zugelaſſen werden 
ſollte. Das Verbot wäre dann auch gar nicht nötig 


j 
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geweſen und ftünde nur auf dem Papier, ohne die 
Folgen zu verhindern, die gerade vermieden werden 
ſollen. Es iſt ein Unding, wenn eine Staatsſtelle, 
die im Namen des Trägers der höchſten Staats⸗ 
gewalt Recht zu ſprechen oder — wie der Vertreter 
der Anklagebehörde — dazu wenigſtens mitzuwirken 
hat, Beſtimmungen einer anderen Staatsſtelle, die eben⸗ 
falls im Namen des Trägers der höchſten Staatsge⸗ 
walt dieſe Beſtimmungen erlaſſen hat, öffentlich für 
unzweckmäßig oder verbeſſerungsbedürftig erklärt; es 
würde beiſpielsweiſe ſonderbar anmuten, wenn ein 
Schwurgerichtsvorſitzender bei Begründung eines 
Todesurteiles die Gelegenheit wahrnehmen würde, 
ſeine perſönliche Meinung über die Todesſtrafe zu 
äußern, oder ein Vorſitzender der Strafkammer ſeine 
perſönliche Abneigung gegen die ſchweren Strafen des 
Rückfalles bekunden würde. Bei Beantwortung der 
vorliegenden Frage müſſen bei dem großen Ernſte 
der Kriegszeit hauptſächlich Geſichtspunkte ſtaats⸗ 
politiſcher Natur leiten. Es ſteht feſt, daß die Staats⸗ 
ſtellen, welche die Kriegsvorſchriften in der Regel auf 
Grund Beratung mit Sachverſtändigen erlaſſen, ſtets 
das Wohl des Volkes im Auge baben. Es kann aber 
auch nicht geleugnet werden, daß bei der einſchränken⸗ 
den Natur ſolcher Beſtimmungen meiſt beſtimmte 
Perſonenkreiſe empfindlich getroffen werden. Das 
Volk glaubt in ſolchen Fällen nur allzugern, daß das 
Wohl der Allgemeinheit nicht berückſichtigt werde. 
Wenn nun der Amtsanwalt oder der Richter, ſei es auch 
nur bei der Strafzumeſſung, die Zweckmäßigkeit oder 
Notwendigkeit der Kriegsvorſchriften in Frage zieht, ſo 
kann das höchſt bedenklich wirken. Das Volk iſt geneigt, 
den Gerichtsbeamten in dieſen Dingen mehr Vertrauen zu 
ſchenken als der ihm hier als Partei erſcheinenden Ver⸗ 
waltungsbehörde. Mißbilligen ſie eine Anordnung, ſo 
gilt das leicht dem Volk als Evangelium des Rechts. 
Zumal das Wort des Richters wird beſprochen; nach 
ihm richtet ſich das Volk und glaubt ihm mehr als 
der Verwaltungsbehörde. Es ſagt ſich, der Richter 
denkt nicht gut über die Vorſchriften der Verwaltungs: 
behörde, alſo hätte es nicht nötig, ſich einer genauen 
Beobachtung der Beſtimmungen zu befleißigen. 

iſt ferner wohl zu beachten, daß das Volk ein ſolches 
Wort der Kritik gerne nach ſeinem Sinn auslegt und 
es auch mißdeuten oder gar verdrehen kann. Gewiß 
kann die Verbeſſerungsbedürftigkeit mancher Kriegs⸗ 
verordnungen nicht geleugnet werden und die be⸗ 
teiligten Stellen ſind ja ſtets beſtrebt, Fehlern und 
Härten nach Möglichkeit abzubelfen. Aber der Ge⸗ 
richtsſaal iſt nicht die Stätte zu einer Kritik der Vor⸗ 
ſchriften. Hier kann ſich die Behörde, deren Anord- 
nung angegriffen wird, nicht verteidigen; es würde 
zudem nicht der Würde des Gerichtes entiprechen, 
wenn es etwa bei dieſer Gelegenheit zu Auseinander⸗ 
ſetzungen mit dem Vertreter der Anklagebehörde käme, 
der vielfach auch nicht in der Lage wäre, die richtige 
Antwort zu erteilen. Derartige Erörterungen ge⸗ 
hören ins Parlament, wo es der Regierung möglich 
iſt, unrichtigen Auffaſſungen zu begegnen und die 
Gründe darzulegen, die zur Erlaſſung der angegriffenen 
Verordnungen geführt haben. 


Amtsanwalt Karl Krauß in Bergzabern. 
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Aus der Nechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 


1 


Bele best eines Notars bei Erklärungen, die 

derhältniſſe der Heben betreffen. Erforderniſſe 
wirkſamer Berrangseinräumung. Auf einem Grundſtücke 
des Fabrikbeſitzers A. waren in Abteilung III unter 
Ziff. 1—4 Hypotheken im Geſamtbetrage von 97 000 M 
eingetragen, die letzten 26 000 M für die Eheleute D., 
unter Ziff. 6 auf rund Eintrags vom 24. Oktober 1912 
eine Sicherungshypothek von 770.35 M. Nachdem A. 
mit der Klägerin Verhandlungen über die Gewährung 
eines Darlehens von 25 000 M gepflogen hatte, wurde 
der beklagte Notar am 1. November 1912 in drei ge⸗ 
ſonderten Akten amtlich tätig. In dem erſten von ihm 
beurkundeten Akte (NotReg. Nr. 591) vereinbarten die 
Eheleute D. mit A., daß ihre Hypothekenforderung von 
26 000 M in zwei Teile von 22 000 und 4000 M zer⸗ 
fallen, daß einer von A. aufzunehmenden Hypothek von 
25 000 M der Vorrang vor dem Teile von 22 000 
eingeräumt werden, und daß ihre Hypothek bei pünkt⸗ 
licher Zinszahlung bis zum 1. Oktober 1915 für die 
Gläubiger unkündbar fein ſolle. Im zweiten gleich⸗ 
falls von ihm beurkundeten Akte (NotReg. Nr. 592 
vereinbarten dieſelben Parteien, daß die Rückzahlung 
des zurücktretenden Teils der D.ſchen Hypothek in als» 
bald beginnenden Teilzahlungen von monatlich 750 M 
erfolgen ſolle. Im dritten vom Bekl. beglaubigten 
Akte (NotReg. Nr. 594) bewilligte A. der Kl. eine 
Hypothek von 25 000 zur Sicherung eines ihm von 
der Kl. „gegebenen“ gleichhohen Darlehns. Die Ein⸗ 
tragung dieſer Hypothek der Kl. geſchah aber nicht mit 
2000 vor dem Teile der D.ſchen Hypothek von 
22000 M, ſondern hinter demſelben. Der Grundbuch- 
richter trug auf die bei ihm geſtellten Anträge nur 
bei der D.ſchen Hypothek den Vermerk ein: „Vor 
dieſen 22000 M, die den weiteren 4000 M im Rang 
nachſtehen, iſt einer von dem Eigentümer R. A. auf⸗ 
zunehmenden Hypothek von 25 000 M der Vorrang 
eingeräumt“. In der ſpäter von einer vorgehenden 
Hypothekengläubigerin betriebenen Zwangsverſteige⸗ 
rung wurde das Grundſtück vom Ehemann D. gegen 
ein Bargebot von 27000 MH erworben. Die Kl. fiel 
mit ihrer Hypothek aus und erhob nun Schadenerſatz⸗ 
anſprüche in Höhe von 25 000 M gegen den Bell. 
wegen vorſätzlicher, jedenfalls fahrläſſiger Amtspflicht⸗ 
verletzung. Das BG. fand in dem Verhalten des Bekl. 
eine fahrläſſige Amtspflichtverletzung. Dieſe Annahme 
wurde vom RG. gebilligt. 

Aus den Gründen: Der von der Kl. gegen 
den Bekl. erhobene Vorwurf vorſätzlicher, durch eine 
Tauſchung der Kl. begangener Amtspflichtverletzung 
iſt im Zwiſchenurteil des BG. vom 7. Dezember 1915, 
deſſen Inhalt in dieſem Rechtszug von keiner Seite be- 
anſtandet worden iſt, zurückgewieſen worden. Dagegen 
hat das BG. in ſeinem Endurteil eine fahrläſſige 
Amtspflichtverletzung des Bekl. aus dem Grund an— 
genommen, weil er die Frage des Ehemanns und Ber: 
treters der Kl., ob deren Hypothek für das Darlehen 
von 25 000 M den Rang hinter 75 000 M habe, ohne 
Einſchränkung ſchlechthin bejaht habe. Dieſe Annahme 
fahrläſſigen Verhaltens des Bekl. iſt durchaus gerecht— 
fertigt. Der Bekl. hatte die Amtspflicht, der Kl. an⸗ 
gemeſſene Rechtsbelehrung über die Bedeutung der 
abgegebenen, auf die Rang verhältniſſe der Hypotheken 
bezüglichen Erklärungen zu geben; er war ſelbſtver— 
ſtändlich noch vielmehr verpflichtet, auf eine von ihm 
geſtellte Frage unter ſorgfältiger Abwägung der Sach— 
und Rechtslage die beſtmögliche Auskunft zu erteilen. 
Eine ſolche Abwägung verbot aber dem Bekl. die 
unbedingte Bejahung der an ihn geſtellten Frage. 


| 
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Denn es beſtand nach dem Inhalte der vom Bekl. ge⸗ 
fertigten Notariatsurkunden Nr. 591 und 594 keine 
ſichere Gewähr dafür, daß die Eintragung der von der 
Kl. für ihr Darlehn angeſtrebten Hypothek mit dem 
Rang unmittelbar hinter 75 000 M hund nicht erſt mit 
dem hinter 97 000 M erfolgen werde. Die letztere 
Urkunde enthält überhaupt keine Verpflichtung des 
Grundſtückseigentümers zu einer Vorrangseinräͤumung. 
In der erſteren Urkunde iſt zwar eine ſolche Verpflich⸗ 
tung der zurücktretenden Gläubiger (Eheleute D.) ent⸗ 
halten, aber nur allgemein zugunſten einer vom 
Grundſtückseigentümer aufzunehmenden Hypothek, nicht 
aber zugunſten einer Hypothek der Klägerin. Bei dieſer 
Sachlage war die Eintragung der der Kl. bewilligten 
Hypothek mit dem beabſichtigten Range keineswegs 
geſichert. Zur Eintragung bedurfte es in formeller 
Hinſicht gemäß § 19 GO. zunächſt der Bewilligung der 
zurücktretenden Hypothekengläubiger als derjenigen, 
deren Rechte durch die Eintragung betroffen wurden. 
Dieſe Bewilligung war aber zugunſten der Kl. nicht 
erfolgt; es lag auch keine den Vorſchriften der Grund⸗ 
buchordnung entſprechende Erklärung des Grundſtücks⸗ 
eigentümers vor, daß er von der ihm überlaſſenen 
Wahl in der Beſtimmung des vorgehenden Gläubigers 
zugunſten der Kl. Gebrauch mache. Zur Eintragung 
bedurfte es aber auch der Bewilligung des Grund— 
ſtückseigentümers, ſei es nach $ 880 oder, da es ſich 
bei der Hypothek der Kl. um eine noch nicht eingetragene 
Hypothek handelt, nach $ 879 BGB. (Planck BGB. 
4. Aufl. § 880 II 2a, 8 879 4b). Wenn daher der Grund⸗ 
buchbeamte auf die bei ihm geſtellten Anträge für die 
Kl. eine Hypothek nach 97 000 M ohne Mangvortritt 
eingetragen und nur bei der D.ſchen Hypothek 
den Vermerk eingetragen hat, daß vor der Teilpoſt 
von 22 000 M einer vom Eigentümer zu beſtimmenden 
Hypothek der Vorrang eingeräumt werde, ſo hat er damit 
nicht nur nicht, wie die Reviſion meint, formaliſtiſch 
und rechtswidrig, ſondern durchaus pflichtgemäß ge⸗ 
handelt; er konnte nach der Sachlage gar nicht anders 
handeln. Die Umſtände, die der Eintragung der klä⸗ 
geriſchen Hypothek mit dem beabſichtigten Rang nach 
der Sachlage zur Zeit der Auskunft des Bekl. entgegen» 
ſtanden, mußte dieſer als Notar bei Anwendung der 
von ihm zu fordernden Sorgfalt erkennen; er konnte 
ſich ihnen insbeſondere dann nicht entziehen, wenn er 
durch die Bitte um Auskunft zu beſonderer Prüfung 
veranlaßt war, zumal er ſich ſagen mußte, daß die 
Auszahlung des Darlehns bevorſtand. Den Bekl. trifft 
auch inſofern ein Verſchulden — und dieſes Verſchulden 
iſt das weſentlichſte —, als er es unterließ, in die 
Urkunde Nr. 594 die Bewilligung des Grundſtückseigen⸗ 
tümers für den Vorrang der klägeriſchen Hypothek vor 
der zurücktretenden D.ſchen Teilpoſt aufzunehmen. Daß 
er die Urkunde Nr. 594 nur beglaubigte, ſteht nicht 
entgegen, weil er ſie im Auftrage der Beteiligten entwarf 
und ſo mit deren Willen Kenntnis von dem Inhalte 


der Urkunde erlangte (RG. Bd. 87 S. 232). (Urt. 
des III 35. vom 19. April 1918, III 487/1917). 
4393 ER 


II. 


1. Der Streitrichter iſt im allgemeinen nicht befugt, 
rechtsgeſtaltenden Amtshandlungen einer anderen Be⸗ 
hörde z. B. auf dem Gebiete der freiwilligen Gerichts: 
barkeit die Gültigkeit abzuſprechen; anders, wenn der 
Handlung eine fo weſentliche Vorausſetzung fehlt, daß 
nach der erkennbaren Abſicht de Geſetzes bei ihrem 
Fehlen der Amtshandlung die Gigenihalt und die 
Wirkung der Ausübung ftaatlicher Beſugniſſe verſagt 
ſein ſollen. 2. Iſt die Entſcheidung im Koſtenpunkt 
anfechtbar und mit welchem Rechtsmittel, wenn das 
Gericht des erſten Rechtsgangs eine Klage deshalb, 
weil dem angeblichen geſetzlichen Vertreter in Wahr- 
heit die Vertretungsmacht fehle, abgewieſen und ihm 
perſönlich die Koſten auferlegt hat? Aus den Grün⸗ 
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den: 1. Das LG. ift davon ausgegangen, daß es gemäß 
§ 56 ZPO. berechtigt und verpflichtet ſei, den amts⸗ 
gerichtl. Beſchluß vom 15. Januar 1915, auf den die 
drei Vertreter der Klägerin (einer Stiftung) ihre Ver⸗ 
tretungsbefugnis gründen, nicht bloß auf ſeine Gültig⸗ 
keit der Form nach, ſondern auch daraufhin nach⸗ 
zuprüfen, ob die geſetzl. Vorausſetzungen für ihn vor⸗ 
lagen. Es iſt der Anſicht, daß die Vorausſetzungen 
des § 29 (86) BGB. nicht gegeben geweſen an und 
hat deshalb die Klage wie angebracht abgemiefen. 
Das BG. nimmt dagegen den Standpunkt ein, daß 
in den Fällen, wo die Vertretungsbefugnis auf einer 
rechtsgeſtaltenden Staatshandlung beruht, der als 
ſolcher die Vertretungsmacht ſchafft, insbeſondere auf 
einer im Wege der freiwilligen Gerichtsbarkeit er⸗ 
gangenen Verfügung, der Streitrichter nicht zu unter⸗ 
ſuchen habe, ob die geſetzl. Vorausſetzungen der Hand— 
lung vorhanden waren oder nicht. Die Reviſion 
bekämpft den Standpunkt des BG. Sie führt aus, 
der Satz, daß das Streitgericht an die Beſchlüſſe des 
Richters der freiw. Gerichtsbarkeit gebunden ſei, treffe 
in dieſer Allgemeinheit nicht zu. Der Standpunkt des 


BG. iſt aber richtig. Vorweg ift zu bemerken, daß. 


das BG. den von der Rev. bekämpften Satz ſo all⸗ 
gemein, wie ihn die Rev. wiedergibt, gar nicht auf: 
ſtellt. Einmal beſchränkt ſich die ganze Erörterung 
des BG. darauf, ob im Rahmen des $ 56 ZPO. eine 
rechtsgeſtaltende Staatshandlung den Streitrichter 
bindet. Sodann ſetzt das BG. ausdrücklich voraus, 
daß der geſetzl. Vertreter von einer ſachl. zuſtändigen 
Behörde beſtellt iſt und daß es ſich auch nicht um eine 
Anordnung handelt, zu der ſich der Staat gar nicht die 
Befugnis beilegt. Endlich hat es, wie ſich aus der 
Geſamtheit ſeiner Erwägungen mit Sicherheit ergibt, 
überhaupt nur ſolche Handlungen der freiw. Gerichts— 
barkeit im Auge, die der Form nach gültig erlaſſen 
ſind, alſo allen weſentl. Verfahrensvorſchriften genügen. 
In der ſich hieraus ergebenden Beſchränkung aber iſt 
der Auffaſſung des BG. beizupflichten. Legt das Geſetz 
eine rechtsgeſtaltende Handlung in die Hände einer 
beſtimmten Behörde und ſchreibt es zugleich vor, auf 
welchem Wege die Aufhebung erwirkt werden kann, 
1 iſt grundſätzlich, auch ohne beſonderen Ausſpruch 
m Geſetz, anzunehmen, daß der Mangel der geſetzl. 
Vorausſetzungen der Handlung nur auf dem vor— 
geſchriebenen Wege geltend gemacht werden kann und 
daß die Staatshandlung bis zu einer auf dieſem Wege 
erfolgenden Aenderung allen gegenüber wirkſam iſt. 
Dann aber kann darüber, ob die geſetzl. Vorausſetzungen 
der Handlung vorgelegen haben, nicht gelegentlich 
durch die verſchiedenen Gerichte oder Behörden, die 
zufällig über eine aus der Staatshandlung ſich er— 
gebende Folgerung zu befinden haben, mit möglicher— 
weiſe verſchiedenem Ergebniſſe, ſondern nur einheitlich 
in dem dazu beſtimmten Verfahren entſchieden werden. 
Das erfordert die Sicherheit des Verkehrs und iſt auch 
um eines ſachgemäßen Zuſammenwirkens der Behörden 
willen unbedingt geboten. Dieſem Grundſatze hat der 
III. 35. des RG. in dem Urteile RG. Bd. 81 S. 206 ff. 
(211) Ausdruck in einem Falle gegeben, wo es ſich 
darum drehte, ob ein Verein durch Eintragung in das 
Vereinsregiſter auch dann rechtsfähig wird, wenn ſein 
Zweck auf einen wirtſchaftl. Geſchäftsbetrieb gerichtet 
iſt oder wenn ſonſtige Vorbedingungen der Eintragung 
nicht erfüllt ſind. Der Rev. iſt zuzugeben, daß die 
damalige Entſcheidung hauptſächlich auf anderen Er— 
wägungen als der hier in Rede ſtehenden beruht. 
Allein der darin ausgeſprochene Grundſatz, von dem 
mit Recht geſagt iſt, daß er z. B. auf die Volljährig— 


keitserklärung, die Entmündigung, die Anordnung einer 


Vormundſchaft oder Pflegſchaft anwendbar ſei, kann 
weitergehende Geltung beanſpruchen, und nichts ſpricht 
dagegen, ihn auch in Fällen der hier vorliegenden 
Art anzuwenden. Wo es ſich, wie hier, um eine im 
Wege der freiw. Gerichtsbarkeit ergangene Verfügung 
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handelt, durch die jemand die Fähigkeit oder die Be⸗ 
fugnis erlangt, Rechtsgeſchäfte vorzunehmen oder 
Willenserflärungen entgegenzunehmen, findet der 
Grundſatz eine weſentl. Stütze in $ 32 F., wonach, 
wenn eine ſolche Verfügung ungerechtfertigt iſt, ihre 
Aufhebung auf die Wirkſamkeit der inzwiſchen vor⸗ 
genommenen Rechtsgeſchäfte keinen Einfluß hat, ſofern 
ſie nicht wegen Mangels der ſachl. Zuſtändigkeit des 
Gerichts unwirkſam iſt. Die Entſtehungsgeſchichte des 
§ 32, auf die das LG. beſonders Gewicht gelegt hat, 
ſteht dem vom III. 38. angenommenen Grundſatze 
nicht entgegen. Denn weder die in § 39 des Vor⸗ 
entw. von 1881 noch die in § 29 des Vorentw. von 1888 
vorgeſehen geweſenen Beſtimmungen ſind Geſetz ge⸗ 
worden; das Geſetz ſieht vielmehr bewußt davon ab, 
die Frage in ihrer Allgemeinheit ausdrücklich zu regeln 
und beſchränkt ſich auf Sondervorſchriften, wie ſie 
außer in § 32 z. B. in § 7 enthalten find. Auf dem 
Satze, daß bei Handlungen der freiw. Gerichtsbarkeit 
der Mangel der geſetzl. Vorausſetzungen einer Anord⸗ 
nung nur in dem dazu beſtimmten Verfahren und 
damit nur einheitlich geltend gemacht werden kann, 
beruht die ſtändige Rechtſprechung der ZS. des RG., 
wonach nur das Vormundſchaftsgericht und die ihm 
übergeordneten Gerichte über die Vorausſetzungen der 
Anordnung einer Vormundſchaft oder Pflegſchaft zu 
entſcheiden haben und die Gültigkeit einer ſolchen An⸗ 
ordnung von dem Streitrichter nicht in Zweifel gezogen 
werden darf. Er wird auch in der Rechtslehre immer 
mehr vertreten. Einzelne Schriftſteller machen einen 
Unterſchied, je nachdem der rechtsgeſtaltenden Staats⸗ 
handlung weſentliche oder nicht weſentliche geſetzl. 
Vorausſetzungen fehlen. Sie denken dabei beſonders 
an den Fall, daß einem Volljährigen, deſſen Ent⸗ 
mündigung weder beantragt noch ausgeſprochen iſt, 
ein Vormund beſtellt iſt oder daß ein Verfahren, das 
nur auf Antrag ſtatthaben darf, ohne Antrag eingeleitet 
iſt. Der III. ZS. nimmt dagegen in feinem Urteil an, 
daß zwiſchen den verſchiedenen geſetzl. Vorausſetzungen, 
insbeſondere zwiſchen weſentlichen und nicht weſent⸗ 
lichen, nicht zu unterſcheiden ſei, da eben die Behörde 
der freiw. Gerichtsbarkeit darüber zu entſcheiden habe, 
ob alle Vorausſetzungen erfüllt ſind. Bei der vom 
BG. mit Recht betonten Flüſſigkeit der Grenzen zwiſchen 
weſentl. und nicht weſentl. Vorausſetzungen würde 
eine Unterſcheidung nach Arten von geſetzl. Voraus- 
ſetzungen auch die Rechtsſicherheit gefährden, der der 


in Rede ſtehende Grundſatz gerade dienen ſoll. Trotz⸗ 


dem wird anzuerkennen ſein, daß er nicht gelten kann, 
wenn der Handlung der freiw. Gerichtsbarkeit Voraus⸗ 
ſetzungen fehlen, die ſo weſentlich ſind, daß, wie bis⸗ 
weilen geſagt wird, „nach der erkennbaren Abſicht des 
Geſetzes bei ihrem Fehlen der Amtshandlung die 
Eigenſchaft und Wirkung der Ausübung ſtaatlicher 
Befugniſſe verſagt fein fol“. Das nimmt aber auch 
das BG. an. Ob eine ſolche Ausnahme vorliegt, mag 
nicht immer ganz zweifelsfrei ſein, und es mag auch 
darüber geſtritten werden, ob die vorhin erwähnten, 
von einzelnen Schriftſtellern angeführten Ausnahme: 
fälle als ſolche anzuerkennen ſind. Hier fehlte es 
jedenfalls dem amtsgerichtl. Beſchluß an einer derart 
weſentl. Vorausſetzung nicht. Der Antrag eines Be 
teiligten i. S. des § 29 (86) BGB. lag vor, und bei 
allen übrigen Vorausſetzungen, die dieſe Geſetzesvor⸗ 
ſchrift aufſtellt, dreht es ſich entweder um bloße Er⸗ 
meſſensfragen oder doch nicht um ſo weſentliche geſetzl 
Vorausſetzungen, daß bei ihrem Fehlen nach der erkenn 
baren Abſicht des Geſetzes gar nicht von der Ausübung 
einer ſtaatl. Befugnis die Rede ſein könnte. 

2. Wird im erſten Rechtszug eine Klage abgewieſen, 
weil dem angeblichen geſetzl. Vertreter des Kl. die Ver 
tretungsmacht in Wahrheit fehlt, und werden in einem 
ſolchen Falle die Koſten des Rechtsſtreits dem Vertreter 
perſönlich auferlegt, ſo läßt ſich aus dem Geſetze nicht 
ohne weiteres entnehmen, ob und in welcher Weiſe 
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die Entſcheidung im Koſtenpunkt angefochten werden 
kann. Der III. 35. des RG. hat ſich in einem dem 
vorliegenden ähnlichen Falle in dem Beſchluſſe RG. 
Bd. 53 S. 65 ff. mit der hier in Rede ſtehenden Frage 
befaßt. Ein Kl. war vom LG. mit feiner Klage ab⸗ 
gewieſen worden, weil er, wie ſich im Laufe des Rechts⸗ 
ſtreits herausgeſtellt hatte, an einer den Gegenſtand 
des Rechtsſtreits berührenden fog. partiellen Geiſtes⸗ 
krankheit litt, die Koſten des Rechtsſtreits aber waren 
nicht ihm, ſondern ſeinem Prozeßbevollmächtigten zur 
Laſt gelegt worden. Gegen dieſes i erhob der 
Prozeß bevollmächtigte des Kl., ſich auf § 99 Abſ. 3 
ZPO. ſtützend, ſofortige Beſchwerde mit dem Antrage, 
die Entſcheidung über die Koſten aufzuheben, da ſie 
nicht ihm, ſondern dem Kl. hätten auferlegt werden 
müſſen. Das BG. verwarf die Beſchwerde als uns 
zuläſſig. Es hielt dafür, daß dem Beſchwerdeführer 
nur das Rechtsmittel der Berufung zugeſtanden habe. 
Auf weitere ſofortige Beſchwerde des Prozeßbevoll— 
mächtigten entſchied aber das RG. im umgekehrten 
Sinne. Der Auffaſſung des BG., daß die Berufung 
das gegebene Rechtsmittel geweſen ſei, ſtehe, ſo heißt 
es, vor allem das Bedenken entgegen, daß der ganze 
Aufbau dieſes Rechtsmittels den hier obwaltenden 
Rechtsverhältniſſen nicht gerecht werde; denn die Be⸗ 
rufung ſetze einen Gegner voraus, mit dem ſie aus⸗ 
zutragen ſei und der durch ſein Verhalten die Ent⸗ 
ſcheidung beeinfluſſen könne, ſachlicher Gegner des 
Beſchwerdeführers bei der zu entſcheidenden Frage 
aber ſei nicht der Bekl., von dem der Beſchwerdeführer 
ſelbſt annehme, daß er die Koſten nicht tragen dürfe, 
ſondern der Kläger. Auf dieſe reichsgerichtl. Entfchei- 
dung berufen ſich beide Parteien. Aber beide mit 
Unrecht. Denn gerade in dem maßgebenden Punkt 
unterſcheidet ſich der dort behandelte Fall von dem 
hier zu beurteilenden. Die drei Vertreter der Kl., 
denen das LG. die Vertretungsmacht abgeſprochen hat, 
wollten, wie ſie vor dem BG. ausdrücklich erklärt 
haben, mit der im eigenen Namen eingelegten Be— 
rufung nicht erreichen, daß die ihnen auferlegten Koſten 
des Rechtsſtreits der Kl. auferlegt würden, ſondern 
fie bezweckten, eine Koſtenentſcheidung zu Laſten der 
Bekl. herbeizuführen. Sie ſtellten ſich nicht auf den 
Standpunkt, daß ſie die Koſten des Rechtsſtreits auch 
dann nicht zu tragen hätten, wenn die Klage mit Recht 
abgewieſen wäre, ſondern ſie machten geltend, daß die 
Klage mit Unrecht abgewieſen ſei und daß deshalb 
weder ihnen noch der Kl. Koſten hätten auferlegt 
werden dürfen. In einem ſolchen Falle treffen die 
Gründe nicht zu, aus denen der III. ZS. in jenem 
Falle die Zuläßfgkeit der Berufung verneint hat. In 
einem ſolchen Falle muß vielmehr die zugleich in der 
Hauptſache einzulegende Berufung als das einzige 
Rechtsmittel angeſehen werden, mit dem eine Ab— 
änderung auch der Koſtenentſcheidung herbeigeführt 
werden kann. Wollte man anders entſcheiden und 
neben der zweifellos zuläſſigen Berufung in der Haupt: 
ſache ſofortige Beſchwerde im Koſtenpunkte zulaſſen, 
fo käme das BeſchwG. in die Lage, die Hauptſache 
bei der beantragten Nachprüfung der Nebenſache gleich— 
falls nachzuprüfen, ohne daß dieſe Nachprüfung für 
die Hauptſache von Bedeutung wäre, und es wäre 
dann nicht ausgeſchloſſen, daß das BG. und das 
BeſchwG. ein und dieſelbe Frage entgegengeſetzt 
beantworteten und infolgedeſſen ſachlich zueinander 
widerſprechenden Entſcheidungen gelangten. Daß aber 
das nicht möglich ſein ſoll, ergibt die Vorſchrift in 
899 Abſ. 1 ZPO. Sie beruht (Mot. S. 116) auf dem 
Gedanken, daß ein möglicher Widerſpruch zwiſchen der 
nicht angefochtenen Entſcheidung in der Hauptſache 
und der in der höheren Inſtanz ergehenden Koſten⸗ 
entſcheidung vermieden werden müſſe, da es mißlich 
ſei, daß Vorentſcheidungen, die nicht beſeitigt werden 
können, für ſachlich unrichtig erklärt würden. Noch 
mißlicher jedoch würde das Ergebnis ſein, zu dem die 
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hier abgelehnte Auffaſſung führen könnte. Daß in 
einem Falle der hier gegebenen Art auch die Koſten⸗ 
entſcheidung nur durch Einlegung der Berufung be⸗ 
ſeitigt werden kann, wird auch in der Rechtslehre 
mehrfach anerkannt. Nur darüber herrſcht Meinungs⸗ 
verſchiedenheit, ob es zur Beſeitigung auch der Koſten⸗ 
entſcheidung genügt, wenn der geſetzliche Vertreter, dem 
die Vertretungsmacht abgeſprochen iſt, namens der 
Partei Berufung einlegt, oder ob es erforderlich iſt, 
daß er in der Hauptſache namens der Partei und 
außerdem im eigenen Namen wegen der Koſtenent⸗ 
ſcheidung Berufung einlegt. Das BG. entſcheidet dieſe 
Frage i. S. der Notwendigkeit doppelter Berufungs⸗ 
einlegung. Einer Entſcheidung der Frage bedarf es 
hier nicht, weil die drei Vertreter der Kl. das land⸗ 
gerichtl. Urteil ſoſbohl namens der Kl. als auch im 
eigenen Namen mit der Berufung angefochten haben. 
(Urt. des IV. 35. vom 14. März 1918, IV 52/1917). 
4369 E. 


III. 


Beratungspflicht des Reihtöanwalts bez . lic der 
Erhebung einer mit ungewöhnlich hohen en ders 
bundenen Widerklage. Der klagende Rechtsanwalt vertrat 
in einem Rechtsſtreite N. gegen J., in dem N. mit der 
Klage die Bezahlung von 120 0 M als Teil einer 
Vertragsſtrafe von 1425000 M verlangte, den Beklagten 
und erhob in ſeinem Namen Widerklage auf Feſtſtellung, 
daß N. eine Vertragsſtrafe überhaupt nicht zu bean⸗ 
ſpruchen habe. Mit der jetzt vorliegenden Klage 
begehrte der Kl. vom Bekl. die nach einem Streitwerte 
von 1425 000 M berechneten Gebühren von 2745.35 M. 
Der Bekl. beantragte Abweiſung der Klage, weil er 
einen Auftrag zur Erhebung der Widerklage nicht 
gegeben, der Kl. ſeinen Auftrag überſchritten und ihn, 
den Bekl., falſch beraten habe, und erhob Widerklage 
auf Schadenerſatz wegen der durch die Widerklage gegen 
N. entſtandenen Gerichtskoſten von 7169 M. Das BG. 
verurteilte den Bekl. und wies die Widerklage ab. Auf 
die Reviſion des Bekl. wurde das Berufungsurteil auf⸗ 
gehoben und die Sache an das BG. zurückverwieſen. 

Gründe: Nach der Feſtſtellung des BG. hatte 
der Bekl. den Kl. mit der Erhebung der Widerklage 
gegen N. beauftragt. Eine Ueberſchreitung des Auf⸗ 
trages lag alſo nicht darin, daß der Kl. dieſe Wider⸗ 
klage durch Verleſung des Antrages in der mündlichen 
Verhandlung erhob. Inſoweit iſt das Berufungsurteil 
nicht zu beanſtanden. Rechtsirrig iſt dagegen die Ans 
nahme, daß der Kl. den Bekl. nicht falſch beraten habe. 
Die Aufgabe des Rechtsanwalts umfaßt auch die Ver⸗ 
pflichtung, den Auftraggeber vor Schritten zu bewahren, 
die unnötig oder doch mit Gefahren verbunden ſind, 
die nicht in einem angemeſſenen Verhältniſſe zu dem 
erſtrebten Ziele ſtehen. Gegenüber der auf 12000 M 
beſchränkten Klage bedeutete die auf die ganze Ver⸗ 
tragsſtrafe von 1425 000 M ſich erſtreckende Widerklage 
eine außerordentliche Erweiterung des Streitgegenſtandes 
und damit eine ganz ungewöhnliche Erhöhung der 
Koſten. Die darin für den Beklagten liegende Gefahr 
gebot eine beſonders ſorgfältige Prüfung der Frage, 
ob die Widerklage unter allen Umſtänden erhoben 
werden mußte, in welchem Zeitpunkte dies geſchehen 
ſollte, und ob namentlich für den Zweck des Bekl., auf 
den Gegner einzuwirken, nicht einſtweilen die Ankün⸗ 
digung der Widerklage genügte, ſtatt ſie, wie geſchehen, 
ſchon in dem erſten auf die Klage anberaumten Termin 
durch Verleſung des in der Klagebeantwortung ans 
gekündigten Antrages zu erheben. Wenn, wie das 
BGG. ſeſtſtellt, und auch dem Kl. erkennbar war, der 
Bekl. nicht wußte, daß eine Widerklage erſt durch Ver⸗ 
leſung des Antrages in der mündlichen Verhandlung 
erhoben werde (3PPO. S 281), mußte der Kl. ihn darüber 
und über den Unterſchied belehren, der bezüglich der 
Koſten der bloßen Ankündigung und der Erhebung 
der Widerklage beſtand, oder doch wenigſtens für ſeine 
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Perſon erwägen, ob nicht zur Vermeidung unnötiger 
Koſten die bloße Ankündigung der Widerklage einſt⸗ 
weilen genügte. Darin, daß dies nicht geſchah, lag 
eine Pflichtverletzung, für die ein Entſchuldigungsgrund 
nicht vorhanden iſt. Das Verhalten des Kl. wird ins⸗ 
beſondere nicht dadurch entſchuldigt, daß die Widerklage 
loben werden mußte, wenn der Bekl. über den Betrag 
der Klage hinaus eine rechtskräftige Entſcheidung über 
den Vertragsſtrafenanſpruch haben wollte. Denn es 
bedurfte der. Entſcheidung, ob die Widerklage ſchon 
jetzt erhoben werden ſollte und mußte, um die Inter⸗ 
eſſen des Bekl. zu wahren. Das BG. gibt zu, daß der 
geſamte Streitſtoff ſchon auf die Klage hin erörtert 
werden konnte, ja ſogar mußte, und ſagt ferner, es 
ſei nicht einzuſehen, welchen Zweck die Verleſung der 
Anträge in dem fraglichen Termin überhaupt gehabt 
habe, da die Klagebeantwortung erſt unmittelbar vor⸗ 
her dem Gegenanwalt übergeben worden, ein ſachliches 
Ergebnis der Verhandlung alſo nicht zu erwarten 
geweſen ſei. Eine fahrläſſige Verletzung der Beratungs: 
pflicht des Rechtsanwalts liegt aber auch in der Art 
und Weiſe, wie der Kl. den Bekl. auf die aus der Wider⸗ 
klage zu erwartende Mehrung der Koſten hinwies. 
Da es ſich um eine ganz außergewöhnliche Erhöhung 
handelte, durfte der Kl. ſich nicht darauf beſchränken, 
auf eine „fehr erhebliche“ Steigerung hinzuweiſen und 
es dem Bekl. anheimzuſtellen, ſich bei dem Bureau⸗ 
vorſteher des Kl. nach dem Betrag zu erkundigen. Er 
mußte ſich vielmehr ſelbſt um die Höhe der Koſten 
kümmern, den ungefähren Betrag, nötigenfalls mit 
Hilfe ſeines Bureauvorſtehers, feſtſtellen und den Bekl., 
wie die erſte Inſtanz zutreffend angenommen hat, darüber 
belehren, wie außerordentlich hoch, nämlich auf mehrere 
Tauſend Mark, ſich die Mehrkoſten belaufen würden. 
Auch dies iſt nicht geſchehen. Für Art und Umfang 
der Beratung durch den Rechtsanwalt kommt es weſent⸗ 
lich auch auf die Perſon des Auftraggebers an. Die 
erſte Inſtanz hat darauf hingewieſen, daß der Bekl. 
aus dem Handwerkerſtande hervorgegangen und in 
rechtlichen Dingen ganz unerfahren ſei. Das BG. hat 
etwas Abweichendes nicht feſtgeſtellt. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden iſt die Annahme gerechtfertigt, daß der Kl. die 
Beratungspflicht des Rechtsanwalts nach den beiden 
angegebenen Richtungen fahrläſſig verletzt hat.. 
(Urt. des III. ZS. vom 8. Mai 1918, III 37/18). 
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IV. 


§ 138 Abſ. 2 B68. iſt anwendbar, auch wenn die 
Notlage eines anderen als des Vertragsgegners ausge⸗ 
bentet iſt. Der Gutsbeſitzer M. ließ auf feinem Grund⸗ 
ſtücke zu L. für den Kl. eine Hypothek von 30 000 M 
unter der Abrede eintragen, daß der Kl. dieſe von 
ihm nicht valutierte Hypothek lombardieren ſolle. 
Zu dieſem Zwecke trat der Kl. mit dem Bekl. in Ver⸗ 
handlung, und es kam alsdann am 19. oder 17. April 


1915 mündlich eine Vereinbarung dahin zuſtande, daß 


dem Bekl. die Hypothek gegen Zahlung von 18 000 M 
ſowie gegen Uebertragung feiner auf dem Grundſtücke 
M. eingetragenen Hypothek von 4000 M und endlich 
bei Bewilligung eines Damnums von 3600 M abge— 
treten werden, und der Bekl. alsdann die Hypothek 
dem Kl. gegen deſſen Zahlung von 25600 M am 
2. Auguſt 1915 wieder zurückgewähren ſollte. Der Bekl. 
hat demnächſt an den Kl. 18 000 M gezahlt, von jenem 
außerdem einen Wechſel über 25 600 M erhalten, und 
die Hypothek iſt auf ihn umgeſchrieben worden. Der 
Kl. hält ſich jedoch an das Uebereinkommen nicht für 
gebunden, hat deshalb auch die Zahlung von 25600 M 
verweigert und mit dem Antrage geklagt, den Bekl. 
zur Rückabtretung der Hypothek von 30000 M, ſowie 
zur Herausgabe des Hypothekenbriefs zu verurteilen. 
Er hat dazu u. a. geltend gemacht, daß der Vertrag 
wegen Wuchers nichtig fei., Das RG. hat das die 
Klage abweiſende Urteil des OLG. aufgehoben. 


geitſchrift für Rechtspflege in Bahern. 1918. Nr. 17 u. 18. 


Aus den Gründen: Das BE. geht ſelbſt 
davon aus, daß auch zu prüfen ſei, ob nicht eine Aus⸗ 
beutung der Notlage, der Unerfahrenheit oder des 
Leichtſinns des M. vorliege; es verneint dies alsdann 
jedoch, weil M. nicht der Vertragsgegner des Bekl. 
geweſen ſei und auch nicht ein einheitliches Geſchäft 
zwiſchen M. und dem Kl. einerſeits und dem Bekl. 
anderſeits in Frage ſtehe. Es hat alſo offenbar ver⸗ 
kannt, daß der § 138 Abſ. 2 BB. bei feinem Erfor⸗ 
dernis der „Ausbeutung der Notlage eines anderen“ 
keineswegs vorausſetzt, daß die Notlage des Geſchäfts⸗ 
gegners ausgebeutet worden ſei. „Der andere“ kann 
vielmehr auch ein Dritter ſein, ſofern nur feſtſteht, 
daß der Wucherer das Geſchäft unter Ausbeutung der 
Notlage des anderen abgeſchloſſen hat, und mithin 
wenigſtens ein derartiger innerer wirtſchaftlicher Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen dem Geſchäftsabſchluſſe mit dem 
Vertragsgegner und der Ausbeutung eines Dritten 
beſteht (vgl. JW. 1915, 574°). Wären alſo ſonſt nur 
die Bedingungen einer Ausbeutung i. S. des 8 138 
Abſ. 2 BGB. dem M. gegenüber erfüllt, dann ſtünde 
der Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift nicht entgegen, 
daß der Vertrag nicht mit M., ſondern mit dem Kl. 
abgeſchloſſen worden iſt. Für den Tatbeſtand der 
Ausbeutung wäre es ſonach von weſentl. Bedeutung, 
ob der Bekl. ſich deſſen bewußt war, daß der Kl. das 
Geſchäft wirtſchaftlich um des M. willen abſchloß, um 
für ihn die Hypothek zu „lombardieren“, und daß M. 


den Kl. mit der Lombardierung der Hypothek des⸗ 


wegen beauftragt hatte, weil er ſich in einer Not⸗ 
lage befand. Der Klagegrund des Wuchers wird 
ſonach noch von dieſen Geſichtspunkten aus zu prüfen 
ſein. Daß der Vertrag auch dem Kl. gegenüber nichtig 
wäre, falls M. bewuchert worden, iſt nicht zweifel⸗ 
haft (RG. 72. S. 218). (Urt. des V. ZS. vom 20. März 
1918, V 338/1917). E. 
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V. 


BGB. 3 1380: Nechtskraſtwirkung eines Urteils, 
daß der Mann über ein zum eingebrachten Gute der 
on gehöriges Necht erftritten hat. — BGB. 5 516: 

um Begriffe der ſog. e Schenkung. Aus 
den Gründen: Das BG. erklärt ſich für überzeugt, 
daß der Mann der Kl. im Vorprozeſſe nicht nur mit 
ihrer Einwilligung geklagt habe, ſondern von ihr auch 
ermächtigt geweſen ſei, die Klageforderung zu erheben 
und alle im Rechtsſtreit oder in der Zwangs voll⸗ 
ſtreckung zu treffenden Verfügungen im eigenen Namen 
für ſie vorzunehmen. Damit erachtet es den Fall des 
§ 1380 Satz 2 BGB. für gegeben, indem es auf das 
Senatsurteil RG. Bd. 77 S. 34 verweiſt. Die Re⸗ 
viſion bekämpft den Rechtsſtandpunkt des BE. Aber 
mit Unrecht. Das von ihm angezogene Senatsurteil 
befaßt ſich mit der Rechtskraftwirkung eines Urteils, 
das der Mann über ein zum eingebrachten Gute der 
Frau gehörendes Recht erſtritten hat, allerdings nicht 
unmittelbar. Vor kurzem hat aber der VI. 38S. des 
RG. in feinem zum Abdruck in der amtl. Sammlung 
beſtimmten Urteile vom 4. Febr. 1918 (VI 330/17) 
die in der Rechtslehre lebhaft umſtrittene Frage, ob 
nach § 1380 Satz 2 Rechtskraftwirkung nur dann ein⸗ 
tritt, wenn der Mann kraft Geſetzes befugt iſt, ohne 
Zuſtimmung der Frau über das Recht zu verfügen, 
alſo nur dann, wenn einer der Fälle des § 1376 vor⸗ 
liegt, oder ob das Urteil auch dann für und gegen 
die Frau wirkt, wenn der Mann mit Zuſtimmung 
der Frau ein zu ihrem eingebrachten Gute gehörendes 
Recht geltend macht, im Sinne der zweiten Auffaſſung 
wenigſtens für den Fall entſchieden, wenn in dem vom. 
Manne geführten Rechtsſtreite zwiſchen den Parteien 
ausdrücklich feſtgeſtellt worden iſt, daß der Mann die 
von ihm im eigenen Namen eingeklagten Anſprüche 
der Frau mit ihrer Zuſtimmung geltend macht. Die⸗ 
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fer Entſcheidung iſt hier umſomehr beizutreten, als 
das BG., wie ſchon erwähnt, und zwar in einwand⸗ 
freier Weiſe feſtſtellt, daß die Kl. ihren verſtorbenen 
Mann auch zu den im Rechtsſtreit und in der Zwangs⸗ 
. vorzunehmenden Verfügungen ermächtigt 
atte. 

Das BG. geht zutreffend davon aus, nach 


§ 516 Abſ. 1 BOB. ſei eine Zuwendung, durch die 


jemand aus ſeinem Vermögen einen anderen bereichert, 
nur dann eine Schenkung, wenn beide Teile darüber 
einig find, daß die Zuwendung unentgeltlich erfolgt; 
liege nur teilweiſe Bereicherung durch einen an ſich 
entgeltl. Vertrag und dementſprechend nur teilweiſe 
Schenkungseinigung vor, ſo ſei ein gemiſchter, zum 
Teil läftiger, zum Teil freigebiger Vertrag zuſtande 
gekommen, und das Wertverhältnis von Leiſtung und 
Gegenleiſtung und der Vertragswille der Beteiligten 
dafür maßgebend, wieweit die Entgeltlichkeit und wie⸗ 
weit die Schenkung reiche. An dieſen aus RG. Bd. 68 
S. 328 entnommenen Satz knüpft das BG. die Erwä⸗ 
gung, auch bei einem auffallenden Mißverhältnis 
zwiſchen dem Werte der beiderſeitigen Leiſtungen 
werde man aber keinesfalls dazu gelangen können, 
die Entgeltlichkeit des Geſchäfts ganz zu verneinen 
oder das einheitl. Geſchäft in einen entgeltl. und 
einen unentgeltl. Teil zu zerlegen; deshalb werde 
bei der gemlſchten Schenkung auch der Herausgabe⸗ 
anſpruch des durch bösliche Schenkung beeinträchtigten 
Erben immer nur auf Herausgabe des Wertes der 
fowelt es sich. empfangenen Bereicherung gehen, 
oweit es ſich nicht um teilbare Leiſtungen vertret⸗ 
barer Sachen handele. Dieſe Erwägung wird von 
der Reviſion beanſtandet. Sie iſt auch in der Tat 
nicht einwandfrei. Schon infofern, als ſich nicht er⸗ 
kennen läßt, wie es gemeint iſt, wenn das BG. ſagt, 
auch bei einem auffallenden Mißverhältnis zwiſchen 
dem Werte der beiderſeitigen Leiſtungen werde man 
keinesfalls dazu gelangen können, die Entgeltlichkeit 
des Geſchäfts ganz zu verneinen oder das einheitl. 
145 in einen entgeltl. und einen unentgeltl. Teil 
zu zerlegen. Zudem ſteht dieſer Ausſpruch des BG. 
zu dem unmittelbar vorhergehenden, aus R&B. Bd. 68 
S. 328 entnommenen Satz anſcheinend im Widerſpruch. 
Auch er findet ſich zwar in einer reichsgerichtl. Ent⸗ 
cheidung (vgl. RZ Z. Bd. 81 S. 365). In dieſer Ent⸗ 
cheidung, die ſich mit dem Begriffe der unentgeltl. 
erfügung i. S. des § 2113 Abſ. 2 befaßt, beſagt er 
aber nach dem Zuſammenhang nur, es gehe nicht an, 
bloß wegen eines auffallenden objektiven Mißverhält⸗ 
niſſes zwiſchen dem Werte der beiderſeitigen Leiſtun⸗ 
gen die Entgeltlichkeit eines Geſchäfts ganz zu ver⸗ 
neinen und das Geſchäft in einen entgeltl. und einen 
unentgeltl. Teil zu zerlegen, das entſcheidende Gewicht 
ſei vielmehr im allgemeinen darauf zu legen, ob das 
Geſchäft nach der Abſicht der Parteien ein entgeltl. 
oder ein unentgeltl. fein ſolle, und bei der Schenkung 
gehöre das Einverſtändnis der Parteien über die Un⸗ 
entgeltlichkeit der Zuwendung ſogar zum geſetzl. Be⸗ 
gi smerkmale ($ 516). In dieſer Bedeutung iſt der 
aß auch richtig. Wie hoch die Beteiligten die eigene 
Leiſtung und die des anderen Teils einſchätzen, ſteht 
in ihrem Ermeſſen. Je nach der Art, wie ſie dieſes 
Ermeſſen walten laſſen, kann eine ſogenannte gemiſchte 
Schenkung vorliegen (negotium mixtum eum donatione) 
oder das ganze Geſchäft als eine verſchleierte Schen⸗ 
kung aufzufaſſen fein (vgl. RZ. Bd. 29 S. 266, JW. 
1 S. 431 Nr. 20) oder auch das ganze Geſchäft 
die Eigenſchaft eines entgeltl. haben (vgl. die Senats⸗ 
urteile v. 28. Oktober 1907 IV, 119/07, v. 13. Januar 
1916 IV 293/15, vom 31. Januar 1916 IV 371/15 
und vom 11. Dezember 1916 IV 273/16). (Urt. des 
19885 vom 18. März 1918, IV 4/1913). E. 
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VI 


Verteilung der Beweislaſt für die Ausnahme in 
5 833 Satz 2 BEB. Aus den Gründen: Das 
BG. geht davon aus, daß der dem Bell. nach 8 833 
Satz 2 BGB. obliegende Nachweis ordnungsmäßiger 
Beaufſichtigung durch die Feſtſtellung, daß zwei zuver⸗ 
läſſige Wärter für das Vieh beſtellt waren, unter der 
Vorausſetzung erbracht ſei, daß die Kuh, welche den 
Kl. getreten hat, nicht bösartig geweſen ſei. Es nimmt 
auch an, dem Bekl. fei der von ihm angebotene Bes 
weis, daß die genannte Kuh gutartig war, nicht 
gelungen. Dennoch weiſt es die Klage ab, weil dem 
Kl. der Nachweis dafür obliege, ſowohl daß die Kuh 
„ein Schläger“ geweſen ſei, als auch, daß der Bell. 
dieſes gewußt habe. Dieſe Verteilung der Beweislaſt 
iſt zu beanſtanden. Der aus 8 833 in Anſpruch ge⸗ 
nommene Tierhalter, der geltend machen will, daß er 
bei Beaufſichtigung des Tieres die im Verkehr erforderl. 
Sorgfalt beobachtet hat, muß ſelbſt alle hierfür in 
Betracht kommenden Umſtände dartun. Inſofern ein⸗ 
zelne Umſtände nicht aufgeklärt werden können, ge⸗ 
reicht das zum Nachteil des beweispflichtigen Tier⸗ 
halters (vgl. RG Z. vom 1. November 1915 IV 111/15). 
Zu den in ad kommenden Umſtänden gehört 
zweifellos die Beſchaffenheit des Tieres insbeſondere 
auch in Anſehung ſolcher Eigenſchaften, die es für 
den Menſchen gefährlicher erſcheinen laſſen als andere 
Tiere der gleichen Gattung. Für das Nichtvorhanden⸗ 
ſein der behaupteten Bösartigkeit des Tieres iſt daher 
grundſätzl. der Tierhalter beweispflichtig. Es iſt feine 
Sache, ſich auch in dieſer Richtung zu entlaſten (vgl. 
RZ. vom 8. Januar 1917 IV 338/16). Dieſe aus 
dem Geſetz ſich ergebende Regelung der Beweislaſt 
entſpricht allein dem Bedürfnis, da regelmäßig nicht 
der Beſchädigte, wohl aber der Tierhalter in der Lage 
ſein wird, Feſtſtellungen über die Beſchaffenheit des 
Tieres zu treffen. Die in dem Urteil vorgenommene 
Beweisverteilung läßt ſich hier auch nicht mit der 
Erwägung aufrechterhalten, das BG. ſei offenſichtlich 
von der aus ſeiner Kenntnis der Lebensverhältniſſe 
eſchöpften Ueberzeugung ausgegangen, daß Tiere der 
11 fragl. Gattung gutartig zu ſein pflegen, das Vor⸗ 
ommen von ſogenannten „Schlägern“ unter ihnen zu 
den Seltenheiten gehöre und daß, wenn ſie einmal 
einen Menſchen geſchlagen haben, daraus allein auf 
ihre Bösartigkeit nicht geſchloſſen werden könne. Hätte 
das BG. dieſen Standpunkt eingenommen und im 
Urteil näher begründet, ſo würde in Jens kommen, 
ob es daraus von dem ihm zuſtehenden Rechte der 
freien Sach⸗ und Beweiswürdigung Gebrauch gemacht 
hätte, nach deſſen Grundſätzen ihm unbenommen blieb, 
das, was nach der Lebenserfahrung als Regel ans 
zuſehen iſt, ſo lange als gegeben anzunehmen, als 
nicht die Ausnahme von dem, der ſie behauptet, 
bewieſen iſt. Allein einen ſolchen Standpunkt hat das 
BG. erſichtlich nicht eingenommen. Das geht ſchon 
aus der Begründung hervor, mit welcher der Beweis⸗ 
antrag des Kl. abgelehnt worden iſt, der Antrag 
nämlich: einen Sachverſtändigen darüber zu hören, 
daß eine Kuh, welche ohne Veranlaſſung geſchlagen 
habe, als „Schläger“ anzuſehen ſei. Denn dort wird 
die Möglichkeit, daß ein ſolcher Beweis geführt werde, 
nicht für ausgeſchloſſen erachtet, vielmehr nur als 
höchſt fern liegend hingeſtellt. Die Verkennung der 
ih aus $ 833 Satz 2 BGB. ergebenden grundſätzl. 
Regelung der Beweislaſt ergibt ſich weiter daraus, 
das das LG. dem Kl. noch außerdem den Beweis dafür 
aufbürdet, daß der Bekl. die gefährl. Eigenſchaften 
des Tieres gekannt habe. (Urt. des IV. 35. vom 
21. März 1918, IV 433/1917). E. 
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B. Straffaden. 


I. 
St. 88 263, 43. Bermögendbeihädigung beim 


Kreditbetrug. Das bloße Hinansichieben der Befriedi⸗ 


gung eines fälligen Anſpruchs enthält nicht ohne weiteres 
eine Bermögensdeſchädigung. Wie, wenn die in den 
Borſatz aufgenemmene und die tatſächlich eingetretene 
Bermögensbeihädinung ſich nicht decken? Aus den 
Gründen: Die Vermögensbeſchädigung iſt hier damit 
gegeben, daß die Gläubiger gegen Hingabe der Dar⸗ 
lehensbeträge Darlehensforderungen erwarben, die um 
deswillen ohne beſondere Sicherung durchaus minder⸗ 
wertig oder wertlos waren, weil der Angekl. nicht 
nur kein Vermögen beſaß, ſondern beträchtliche Schulden 
hatte, ſich überhaupt in ſchlechter Vermögenslage be⸗ 
fand, und weil ihm wie die Str. erſichtlich in Ueber⸗ 
einſtimmung mit der im Urteil des KG.s vom 
13. März 1914 vertretenen Auffaſſung annimmt, damals 
— d. h. z. Zt. der Darlehenshingaben — ein Anſpruch 
auf die Rente aus dem Rentenvermächtnis nicht mehr 
zuſtand, die Sicherheitsabtretungen, die er den Gläu⸗ 
bigern bot, daher gegenſtandslos waren. Der Geſamt⸗ 


wert des Vermögens eines jeden der Darlehensgeber 


hat hiernach durch die Hingabe der Darlehen eine 
Minderung erfahren. Das Urteil läßt daher nach der 
äußeren Tatſeite den Eintritt einer Vermögens⸗ 
beſchädigung als zweifelsfrei erſcheinen. Allein nach 
der inneren Tatſeite iſt die Vermögensbeſchädigung 
im Urteil nicht einwandfrei dargetan. Die Strft. ſagt 
zwar, der Angekl. habe die „Vermögensbeſchädigungen 
vorſätzlich herbeigeführt“. Als Inhalt dieſes Vorſatzes 
erachtet fie aber weder eine Minderung noch eine Ge⸗ 
fährdung des Vermögens der Darlehensgeber in dem 
dargelegten Sinne. Vielmehr findet ſie die vom Willen 
des Angekl. umfaßte Schädigung nur darin, daß die 
Befriedigung der Darlehensgläubiger zeitlich hinaus- 
geſchoben worden ſei, indem ſie ſich mit der Feſtſtellung 
begnügt, der Angekl. habe ſich bei ſeiner ungünſtigen 
Vermögenslage und den zahlreichen Abtretungen der 
Rentenbeträge ſagen müſſen und zweifellos auch geſagt, 
daß die drei Darlehensgeber jedenfalls z. Zt. der Fällig⸗ 
keit ihrer Forderungen und auch noch längere Zeit 
nachher nicht befriedigt werden würden. Dieſe An⸗ 
nahme beruht erkennbar darauf, daß die Str. zus 
gunſten des Angekl. als möglich unterſtellt, er habe 
die Anordnung des Rentenvermächtniſſes nicht ſo auf⸗ 
gefaßt, wie ſpäter das KG. ſie ausgelegt hat, vielmehr 
dahin verſtanden, daß die Rentenbeträge nur in Höhe 
der Forderungen, wegen deren ſie gepfändet würden, 
auf ſeine Kinder übergehen, im übrigen aber ihm ver⸗ 
bleiben ſollten. Danach deckt ſich die Vermögens- 
beſchädigung, die der Angekl. in feine Vorſtellung auf— 
genommen hat, nicht mit der nach der äußeren Tat⸗ 
ſeite wirklich eingetretenen Beſchädigung. Außerdem 
aber ſtellt, wie das RG. wiederholt ausgeſprochen hat 
(RGSt. Bd. 16 S. 161 linsbeſ. 164]; Urteile des erk. 
Sen. vom 26. März, 10., 24., 28. Mai 1907 50 1102, 
1906, 43, 107, 115/1907), das bloße Hinausſchieben 
der Befriedigung eines fälligen Rechtsanſpruchs nicht 
ohne weiteres eine Vermögensbeſchädigung dar. Ob 
eine Beſchädigung anzunehmen iſt, hängt vielmehr 
ganz von den Umſtänden des Einzelfalls ab. Es be⸗ 
darf inſoweit ſtets der Klarſtellung, ob und inwieweit 
gerade durch das Hinausſchieben das Vermögen der 
Gläubiger verſchlechtert worden iſt, insbeſondere, ob 
die Gläubiger ohne die Hinausſchiebung noch volle 
oder teilweiſe Befriedigung ihrer Anſprüche erlangt 
hätten, ob ſich namentlich die Vermögensverhältniſſe 
des Schuldners nach dieſem Zeitpunkt verſchlechtert 
haben und die Urſache hierfür damals bereits geſetzt 
war. Nach der inneren Tatſeite wäre dementſprechend 
der Nachweis erforderlich, daß der Angekl. z. Zt. der 
Hinausſchiebung die die Beſchädigung bedingenden 
Umſtände gekannt oder vorausgeſetzt hat. Hierüber 
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ſagt das Urteil nichts. Hat der Angekl. die Tat⸗ 
umftände, in denen die wirklich eingetretene Ver⸗ 
mögensbeſchädigung liegt, nicht in ſeine Vorſtellung 
aufgenommen, während die Tatumſtände, die ſein 
Wille umfaßt hat, wenn ſie gegeben wären, zwar eine 
Vermögensbeſchädigung darſtellen würden, in Wirklich⸗ 
keit aber nicht gegeben ſind, wäre ihm alſo die wirklich 
eingetretene Vermögensbeſchädigung nicht zuzurechnen, 
die Vermögensbeſchädigung, auf die ſich feine Vor- 
ſtellung bezog, aber nicht eingetreten, ſo lägen ferner 
nur die Vorausſetzungen des verſuchten, nicht die des 
vollendeten Betrugs vor. (Urt. des V. StS. vom 
1. Juni 1918, 5 D 342/1918) E. 
4419 


II. 


Ein Drehſtrommoter als Gegenſtand des Kriegs⸗ 
bedarflö i. S. des z 5 Abſ. 1 Nr. 1 Preisſt so.“) Aus 
den Gründen: Nicht rechtsirrtümlich iſt es, wenn 
das LG. den von den Angekl. verkauften 100 PS Dreh⸗ 


ſtrommotor zu den Gegenſtänden des Kriegsbedarfs 


i. S. des 8 5 Abſ. 1 Nr. 1 PreisſtBO. rechnet und 
hierfür darauf hinweiſt, Drehſtrommotoren dienten 
nicht nur zur Herſtellung von Kriegsmitteln der ver⸗ 
ſchiedenſten Art und ſeien gerade deshalb augenblicklich 
ſehr begehrt, ſondern fänden auch unmittelbar im 
Kriege, z. B. zur Lüftung der Unterſtände, Verwen⸗ 
dung (vgl. IV D 789/1917 Urt. vom 8. Februar 1918). 
Erſichtlich wird hierbei davon ausgegangen, daß auch 
der gegenwärtig in Rede ſtehende Motor ſich zu ſolchen 
Zwecken eigne. Daß die Angekl. ſich deſſen bewußt 
waren, iſt feſtgeſtellt. (Urt. des V. StS. v. 20. April 
1918, 5 D 1082/1917). E. 
4410 N 
III. 


StG. 6 266. Untreue des Darlehens vermittlers 
durch auftragswidrige Verwertung eines von dem Dar⸗ 
lehensſucher erhaltenen Blankoakzeptes. Aus den 
Gründen: Der Angekl. hatte es, wie das LG. feſt⸗ 
ſtellt, übernommen, der Frau des K. ein Darlehen 
von 3000 M zu beſorgen. Er hat zu dieſem Zweck 
von der Darlehensſucherin ein unausgefülltes Wechſel⸗ 
formblatt mit deren Annahmevermerk und Unterſchrift 
verſehen laſſen, um durch Begebung des Wechſels das 
Geld zu beſchaffen. Er hat dann auch den Wechſel 
auf 2000 M ausgefüllt und gegen Zahlung von 2000 M 
begeben, das erhaltene Geld aber nicht, wie es ſeine 
Pflicht geweſen wäre, an die Darlehensſucherin ganz 
abgeführt, ſondern zum größten Teil ſich angeeignet. 
Daß er ſchon die Unterſchrift unter dem Wechſel in 
unredlicher Abſicht eingeholt, die Darlehensſucherin 
durch Täuſchung über ſeine Abſicht zur Unterſchrift 
bewogen hätte, glaubt das LG. nicht mit Sicherheit 
feſtſtellen zu können, hält es vielmehr für möglich, 
daß er zu jener Zeit oder ſogar noch bei Ausfüllung 
des Wechſels, beabſichtigt hat, das Geld abzuliefern. 
Bei dieſem Stande der Feſtſtellungen beſteht allerdings 
dagegen kein Rechtsbedenken, daß das LG. den Angell. 
der ihm vom Eröffnungsbeſchluſſe zur Laſt gelegten 
Verbrechen des Rückfallsbetrugs und der ſchweren Ur⸗ 
kundenfälſchung nicht für ſchuldig erachtet hat, wohl 
aber dagegen, daß es ihn freigeſprochen hat. Da nach 
der eigenen Darſtellung des LG. der Angekl. das 
Wechſelakzept nicht etwa zur freien Verfügung, ſondern 
zur Verwertung für die Darlehensſucherin erhalten 
hatte, ſo lag nichts näher als anzunehmen, daß er 
wie Beauftragter fo auch Bevollmächtigter der Dars 
lehensſucherin war, wenn es ihm auch nicht obliegen 
mochte, Geſchäfte in deren Namen abzuſchließen (vgl. 
RG. vom 17. Dez. 1897 in GoldtArch. Bd. 46 S. 49). 
War aber der Angekl. Bevollmächtigter mit der Auf⸗ 
gabe, das ihm anvertraute Wechſelakzept für die Auf⸗ 


1) Vgl. jetzt § 1 Abſ. 1 Nr. 1 Prelstr ud. vom 8. Mai 1918. 


traggeberin zu verwerten, und vergriff er ſich an 
dieſem Akzept (vgl. RGSSt. Bd. 23 S S. 315) oder nach 
auftragsgetreuer Verwertung an dem für die Auf⸗ 
traggeberin eingenommenen Gelde, ſo verging er ſich 
gegen den 8 266 StGB. (Urt. des v. StS. v. 24. N 
1918, 5 D 128/1918). 

4409 


IV. 


EBD. 3 242 Abſ. 2: Ein Urteil iſt in der Regel 
aufzuheben, wenn der e beſchluz nicht verleſen, 
ſondern uur fein Inhalt dem Angeklagten vorgehalten 
worden iſt. Aus den Gründen: Die Rüge, es ſei 
der Beſchluß über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
entgegen der Vorſchrift des 8 242 Abſ. 2 StPO. nicht 
verleſen, ſondern bloß „deſſen Inhalt dem Angekl. vor⸗ 
gehalten“ worden, iſt nach dem Protokoll begründet 
und muß zur Aufhebung des Urteils führen. Der Er⸗ 
öffnungsbeſchluß bildet die weſentl. Grundlage der 
ganzen Hauptverhandlung, indem er zum Ausdruck 
bringt, welche Straftat den Gegenſtand der Aburteilung 
bilden ſoll. Seine wörtl. Verleſung vor der Ver⸗ 
nehmung des Angekl. nach $ 136 StPO. ſoll diefem 
den Inhalt der gegen ihn erhobenen Beſchuldigung 
nochmals deutlich zum Bewußtſein bringen, um ihm 
eine wirkl. ſachdienl. Verteidigung zu ermöglichen, und 
kann daher grundſätzlich auch durch eine bloß ſinn⸗ 
gemäße Mitteilung des Gegenſtands dieſer Beſchuldigung 
nicht erſetzt werden, da dieſe keine ausreichende Ge⸗ 
währ für eine ganz genaue und vollſtändige Wieder⸗ 
gabe des Inhalts des Eröffnungsbeſchluſſes zu bieten 
vermag. Ueberall da, wo nicht etwa ausnahmsweiſe 
wegen der Einfachheit der geſamten Sach⸗ und Rechts⸗ 
lage unbedenklich angenommen werden kann, daß eine 
Außerachtlaſſung der Vorſchrift des 8 242 Abſ. 2 StPO. 
auf die Art und Weiſe der Verteidigung des Angekl. 
völlig einflußlos geblieben iſt, muß daher ohne weiteres 
auch als möglich unterſtellt werden, daß der Schuldig⸗ 
ſpruch auf dieſem Berftoß beruht (8 376 StPO.). (Urt. 
des 70 StS. vom 4. März 1918, 1 D 86/18). E. 


V. 

Bezugſcheinfälſchung. Aus den Gründen: Es 
kann bab Inge bleiben, ob hier die fälſchl. Her⸗ 
ſtellung eines „Bezugſcheins“ als Fälſchung einer öffentl. 
Urkunde anzuſehen iſt. Keinesfalls wird die Angell. 
dadurch beſchwert, daß das LG. nur die fälſchl. An⸗ 
fertigung einer Privaturkunde für nachgewieſen erachtet 
hat. Eine jede Urkunde, die nicht für eine öffentl. zu 
erachten iſt, iſt eine Privaturkunde. Der Zuſatz: „Privat“ 
bedeutet: „nicht öffentlich“ (RGSt. 7, 194; RGRſpr. 9, 
555). Das LG. konnte daher ohne Rechtsirrtum den 
gefälſchten Bezugſchein unter Vorausſetzung ſeiner Echt⸗ 
170 inſofern als eine Privaturkunde anſehen, als es 
ihm, wie im Urteil geſchieht, die Eigenſchaft einer 
öffentl. Urkunde aus dem Grund abſprach, weil er der 
für Bezugſcheine als weſentlich angeſehenen Form⸗ 
vorſchrift der Unterzeichnung der Urkunde mit dem 
vollen Namen des ausfertigenden Beamten nicht genügt 
u Die fälſchl. Anfertigung der Urkunde beſteht in 
der Herſtellung einer falſchen Urkunde mit dem Scheine 
der Echtheit; der Urkunde wird der Schein verliehen, 
als wenn ſie von einem anderen ausgeſtellt ſei als 
dem, der ſie in Wirklichkeit ausgeſtellt hat. Hier iſt 
nach der Feſtſtellung der StrK. dem gefertigten Schein 
durch die Benutzung des amtl. Formblattes, die Bei⸗ 
drückung des Stadtſiegels und die Aufſtempelung der 
Ausgabeſtelle des Amtes, der Kleiderſtelle V, der An⸗ 
ſchein eines amtlich von der Stadtgemeinde ausgeſtellten 
Bezugſcheins verliehen worden, während der Schein in 
Wirklichkeit nicht von der Stadtgemeinde, vertreten durch 
einen zuſtändigen Beamten, ſondern von einem Dritten, 
der Mitangekl. K., ausgeſtellt war, die zwar Angeſtellte 
im ſtädtiſchen Bekleidungsamte war, mit der Aus⸗ 
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wollte und erzielt hat. 
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ſtellung ſolcher Bezugſcheine aber nichts zu tun hatte 
und zur Ausfertigung amtlich nicht berufen war. Dieſe 
Tatſache wird dadurch nicht in Frage geſtellt, daß ſich 
die K. dabei inſofern ihres eigenen Namens bedient 
hat, als ſie den Schein mit dem Anfangsbuchſtaben 
dieſes Namens unterzeichnete. Beide Angeklagten 
wollten auch bei der Ausſtellung des Scheins in deſſen 
Empfänger den Irrtum hervorrufen, als handele es 
um einen von der Stadtgemeinde ausgeſtellten 
Schein. Damit iſt aber vom Standpunkte der St. 
aus rechtl. einwandfrei nachgewieſen, daß es ſich um 
die fälſchl. Anfertigung einer Privaturkunde und um 
das Gebrauchmachen von ihr bei der Vorlegung an 
den Geſchäftsinhaber gehandelt hat, von dem die Be⸗ 
ſchwerdeführerin die Lieferung der Schuhe erzielen 
Ohne erſichtl. Rechtsirrtum 
iſt ferner angenommen, daß ſich der fälſchl. angefertigte 
Bezugſchein als eine Privaturkunde darſtellt, die zum 
Beweiſe von Rechten und Rechtsverhältniſſen von Er⸗ 
heblichkeit iſt. Seine Echtheit vorausgeſetzt kann er in 
Verbindung mit ſeiner Aushändigung beweiſen, daß 
ſein urſprünglicher Inhaber bei der Stadtverwaltung 
einen Antrag auf Bewilligung des Bezugſcheines auf 
Schuhe geſtellt hat, und daß der Antrag von zuſtändiger 
Stelle geprüft und genehmigt war. Für den Geſchäfts⸗ 
mann, der gegen ſeine Auslieferung Waren abgegeben 
hat, kann er ferner dem urſprüngl. Inhaber gegenüber 
als Quittung über den Empfang der Ware und der 
ſtädtiſchen Verwaltung gegenüber als Beweismittel 
dafür in Betracht kommen, daß er nicht wiſſentlich 
und vorſätzlich gegen die geſetzl. Vorſchriften über die 
Lieferung von Waren verſtoßen hat, die nur gegen 
Bezugſchein abgegeben werden dürfen. (Urt. d. V. 7 
vom 27. April 1918, 5 D 138/18). 
4380 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


der Firma C Pl., Exportbierbrauerei in X., einge⸗ 
tragen. Er beſitzt in T. zwei Wohnhäuſer, zwei Stal⸗ 
lungen, ein Kellerhaus mit Felſenkeller, ein Eishaus 
mit Faßhalle und angebauter Schupfe, zwei Stadel, 
eine Schupfe und eine Wagenſchupfe. Ein Brauhaus 
beſitzt er nicht. Nach ſeiner Behauptung war die Firma 
C. Pl. früher in Gemeinſchaft mit mehreren Teil⸗ 
habern, die die Pl.fhe Genoſſenſchaftsbrauerei bil⸗ 
deten, Eigentümerin eines Brauhauſes in X.; die Ge⸗ 
noſſenſchaft löſte ſich im Jahre 1898 auf, das gemein⸗ 
ſchaftliche Brauhaus wurde verkauft. Schon im Jahre 
1908 gab das Regiſtergericht dem Beſchwerdeführer 
unter Androhung einer Ordnungsſtrafe auf, das Er⸗ 
löſchen der Firma C. Pl. anzumelden, nahm aber dieſe 
Verfügung auf den Einſpruch des Beſchwerdeführers 
zurück, weil es nach den gepflogenen Ermittelungen 
die Behauptung des Beſchwerdeführers für beſtätigt 
erachtete, daß der Brauereibetrieb zwar z. Zt. ruhe, 
daß aber das Geſchäft in ſeinen Grundlagen noch be— 
ſtehe. Auf eine Anfrage des Regiſtergerichts teilte der 
Stadtmagiſtrat X. am 10. Nov. 1917 mit, daß die Firma 
erloſchen ſei. Das Regiſtergericht forderte am 29. Nov. 
1917 den Beſchwerdeführer auf, das Erlöſchen der 
Firma anzumelden. J. S. Pl. erhob Einſpruch. Er 
erklärte, daß das Geſchäft allerdings ſeit 12 Jahren 
ruhe und ſeit 1912 nicht verſteuert werde, daß er aber 
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jederzeit in der Lage fei, es zu betreiben, weil er die 
ganze zum Geſchäftsbetrieb erforderliche Einrichtung 
beſitze und das Geſchäft jederzeit wieder aufnehmen 
könne. Das Regiſtergericht verwarf durch den Be⸗ 
ſchluß vom 7. März 1918 den Einſpruch, ſprach eine 
Ordnungsſtrafe von 5 M aus und ſetzte dem Beſchwerde⸗ 
führer unter Androhung einer weiteren Ordnungs⸗ 
ſtrafe von 10 M eine Friſt von 4 Wochen zur Anmel⸗ 
dung des Erlöſchens ſeiner Firma. Beſchwerde und 
weitere Beſchwerde des J. C. Pl. wurden zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: Dem früheren Beſchluſſe 

des Regiſtergerichts hat das L8. mit Recht keine Be⸗ 
deutung beigelegt, da die Verhältniſſe ſich in der Zwiſchen⸗ 
zeit geändert haben können. Bei der weiteren Würdi⸗ 
gung der ſofortigen Beſchwerde hat es angenommen, 
daß der Geſchäftsbetrieb der Firma C. Pl. erloſchen iſt. 
Dieſe Annahme gründet es darauf, daß ſeit mindeſtens 
12 Jahren nicht mehr gebraut und ſeit 1912 Gewerbe⸗ 
ſteuer nicht mehr gezahlt worden iſt, daß der Be⸗ 
en kein Brauhaus befigt und daß durch 
ie Erhebungen ſein Vorbringen widerlegt iſt, er habe 

noch die nötige Brauereieinrichtung und könne damit 
jederzeit den Geſchäftsbetrieb wieder eröffnen; denn er 
habe in den letzten Jahren wiederholt Brauereiein⸗ 
richtungsgegenſtände wie Fäſſer verkauft, was er noch 
an Einrichtung beſitze, ſei an Zahl gering, in der 
Hauptſache gebrauchsunfähig und zum Betrieb einer 
Brauerei unzureichend. Die Schlußfolgerung, die das 
LG. aus den feſtgeſtellten Tatſachen gezogen hat, kann 
nicht als rechtsirrtümlich beanſtandet werden. Ein 
Handelsgeſchäft hört nicht unmittelbar mit der Ein⸗ 
ſtellung des Gewerbebetriebs auf, ſondern beſteht fo- 


lange fort, als die zu deſſen Fortführung geeigneten 


Vermögensſtücke und geſchäftlichen Beziehungen vor⸗ 
handen ſind. Es hört aber jedenfalls dann auf, wenn 
der Geſchäftsbetrieb lange Zeit hindurch geruht hat, 
die Gegenſtände, die für den Geſchäftsbetrieb beſtimmt 
waren, verkauft oder unbrauchbar geworden ſind und 
die alten Geſchäftsbeziehungen ein Ende gefunden 
haben; denn hiermit ſind die wirtſchaftl. Grundlagen 
des Geſchäfts untergegangen, ſein Aufbau nach innen 
und außen iſt zerſtört. Mit Recht hat das LG. als 
unweſentlich erachtet, daß der Beſchwerdeführer noch 
die Verpfändung von Lebensverſicherungen einzelner 
früherer Kunden und Schuldner der Firma abzuwickeln 
hat. Durch dieſe Tätigkeit ſind nicht etwa die ge⸗ 
ſchäftl. Beziehungen zwiſchen dem Beſchwerdeführer 
und dieſen Kunden aufrecht erhalten; denn die Bes 
ſorgungen, zu denen Pl. durch dieſe Rechtsverhältniſſe 
veranlaßt wird, ſtellen keinen Handelsbetrieb dar und 
gehören deshalb nicht zu den Geſchäften, für die die 
Firma des Kaufmanns nach S 17 Abſ. 1 HGB. bes 
ſtimmt iſt (vgl. Beſchl. vom 26. März 1903 Samml. 
Bd. 4 S. 226). — Der Beſchwerdeführer rügt, daß das 
BeſchwG. kein Sachverſtändigengutachten erholt hat 
und wirft damit dem BeſchwG. vor, daß es nicht die 
erſorderl. Ermittelungen veranſtaltet und deshalb gegen 
§ 12 JGG. verſtoßen hat. Die Rüge ift grundlos. Das 
BeſchwG. hat den Stadtmagiſtrat X. erſucht, durch 
einen geeigneten Beamten Erhebungen über die Auf— 
ſtellungen des Beſchwerdeführers bezüglich der vor— 
handenen Betriebseinrichtung pflegen zu laſſen. Der 
Stadtmagiſtrat hat mit dieſen Erhebungen einen Polizei⸗ 
ſergeanten betraut. Auf den Bericht dieſes Beamten, 
der eine ganz geringe Zahl von Einrichtungsgegen— 
ſtänden feſtſtellte und die vorhandenen Stücke teilweiſe 
als verfallen oder nicht mit Reifen verſehen oder ſonſt 
ſchadhaft bezeichnete, iſt der Beſchluß des LG. geſtützt. 
Zur Beurteilung der in Betracht kommenden Fragen 
bedurfte es nicht der Zuziehung eines Sachverſtändigen, 
denn es drehte ſich um Dinge, die auch ein Laie, 
namentlich ein Polizeibeamter, richtig zu beurteilen 
vermag. (Beſchl. des I. ZS. vom 12. Juli 1918, Reg. III 
Nr. 40/1918). M. 
4437 
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II. N 


Bei der Würdigung des Antrags anf Entlaſſung 
eines Mündels aus der Staatsangehörigkeit hat dai 
VBormundſchaftsgericht nicht uur das Wohl des Mündels, 
ſondern auch das des Staats und des Reichs zu berüd: 
ſichtigen. Das Vormundſchcß. hat am 14. Jan. 1918 
erklärt, daß es gegen den Antrag des Buchdruckers 
A. F. W. in Genf, ſeinen am 18. Juli 1901 in Genf 
eborenen Sohn R. L. W. aus der bayer. Staatsange⸗ 
hörigkeit zu entlaſſen, nichts zu erinnern habe. Die 
von dem Staatsanwalt eingelegte Beſchwerde iſt 
durch den Beſchluß des LG. als unbegründet zurück⸗ 
gewieſen worden. Das LG., das von der Auffaſſung 
ausgeht, daß das VormundſchG. nur zu prüfen ge⸗ 


habt habe, welche Vorteile die nachgeſuchte Entlaſſung 


dem Minderjährigen bringen ſolle, hat keinen ge⸗ 
nügenden Grund gefunden, die vormundſchaftsgerichtl. 
Genehmigung zu verſagen. Der weiteren Beſchwerde 
des StA.s wurde ſtattgegeben. 

Aus den Gründen: Das nach 8 19 StAng®. 
vom 22. Juli 1913 unbeſchränkt zuläſſige, insbeſondere 
an eine Friſt nicht gebundene Rechtsmittel iſt deshalb 
begründet, weil das VormuͤndſchG. in einem Falle 
wie dem hier vorliegenden nicht nur die privatrechtl. 
und wirtſchaftl. Verhältniſſe des Minderjährigen zu 
prüfen ſondern ganz beſonders auch die öffentlichrechtl. 


Intereſſen, das Wohl des Staates und des Reiches zu 


berückſichtigen hat (OL Z. Karlsruhe 29. Nov. 1916, 
OLG. Stuttgart 12. Jan. 1917 Recht Nr. 493 u. 1332, 
Obe G. 18. Febr. 1916 Samml. Bd. 17 A S. 36). Es 
wäre daher zu unterſuchen geweſen, ob der Verdacht 
beſteht, daß der Antragſteller die Entlaſſung ſeines 
Sohnes in der Abſicht nachgeſucht hat, dieſen, der am 
18. Juli 1918 in das wehrpflichtige Alter eingetreten 
iſt, der Erfüllung dieſer Pflicht zu entziehen. Dieſer 
Verdacht liegt hier vor; die genannten Beſchlüſſe find 


mithin aufzuheben und dem Antrage des A. F. W. 
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die vormundſchaftsgerichtl. Genehmigung zu verſagen. 
Daß der erwähnte Verdacht hier vorliegt, geht ſchon 
aus dem Umſtande hervor, daß ſich der Antragſteller 
ſelbſt der Wehrpflicht entzieht, da er ſich in Genf nicht 
zur militäriſchen Kontrolle gemeldet 515 Dazu kommt, 
daß nach SI K. VO. vom 3. Aug. 1914 Wehrpflichtige 
bis auf weiteres überhaupt nicht aus der Staats⸗ 
angehörigkeit zu entlaſſen find; einen von vorneherein 
ausſichtsloſen Antrag vormundſchaftsgerichtlich zu ge⸗ 
nehmigen, geht nicht an. (Beſchl. des FS. vom 19. Juli 
1918, Reg. III Nr. 42/1918). . M. 
4138 
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III. 


Die Ausnahme des Art. 3 Gef. vom 9. Mai 1918, 
die Familienfideikemmiſſe betr., iſt nicht nur auf Grund: 
ſtücke des Fideikemmitzbeſitzers anwendbar, ſondern an 
Grundſtücke jedes Eigentümers, der ein beſtehendes Fidei⸗ 
kommiß durch ihre Einverleibung vergrößern will. Aus 
den Gründen: Der Senat vermag der Anſchauung 
des OLG.'s nicht beizutreten, daß die Einverleibung 
der in dem Antrage der Beſchwerdeführerin auf⸗ 
geführten Grundſtücke in das Familienfideikommiß N. 
nach Art. III Gef. vom 9. Mai 1918, die Familienfidei⸗ 
kommiſſe betr., deshalb unſtatthaft ſei, weil die ein⸗ 
zuverleibenden Grundſtücke nicht Eigentum des Fidei⸗ 
kommißbeſitzers, ſondern Eigentum der Beſchwerde⸗ 
führerin und Stifterin des Familienfideikommiſſes ſind. 
Schon der Wortlaut des Geſetzes ſteht dieſer Anſicht 
entgegen. Nach Art. II darf ein Fideikommiß während 
des Krieges und bis zum Ablaufe von fünf Jahren 
nach dem Kriege durch Einverleibung von Grund— 
ſtücken nicht vermehrt werden. Art. 11I beſtimmt, daß 
das Geſetz auf Vermehrungen der Fideikommiſſe, die 
bei den OL Glen z. Zt. des Inkrafttretens des Geſezes 
beantragt ſind, keine Anwendung findet, wenn das 
einzuverleibende Grundſtück ſich bereits am 1. Dezember 
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1917 im Eigentume des Beſitzers befunden hat. Hier⸗ 


nach kommt es darauf an, daß das Grundſtück am 
1. Dezember 1917 dem zu eigen iſt, der es zugunſten 
einer adeligen Familie für unveräußerlich erklärt, ſo 
lange ſie im Namen und Stamme vorhanden iſt. Nicht 


von Bedeutung iſt, ob der Grundſtückseigentümer der 


ideikommißbeſitzer oder ein Dritter iſt. Auch der 

weck der Vorſchrift und deren Entſtehungsgeſchichte 
ſprechen gegen die Auslegung des OLG.“'s. Das Ges 
ſetz, die Familienfideikommiſſe betr., ſoll nach der Be⸗ 
gründung des Entwurfs (Seite 14) die volkswirtſchaft⸗ 
lich bedenkl. Verſchiebung der Beſitzſtandsverhältniſſe 
zuungunſten der bäuerl. Beſitzungen verhindern. Des: 
halb verbot der Entwurf die Errichtung oder Ver⸗ 
mehrung von Fideikommiſſen während des Krieges 
und bis zum Ablaufe von 5 Jahren darnach. Eine dem 
Art. III des Geſ. entſprechende Beſtimmung fehlt im 
Entwurfe, weil man beſondere Uebergangsvorſchriften 
für entbehrlich hielt (S. 14 und 15 der Begr.). Der 
Berichterſtatter des vereinigten. I. und III. Ausſchuſſes 
der RRK. beantragte folgende Vorſchrift des Art. III 
in das Geſetz aufzunehmen: „Auf Vermehrungen der 
Fideikommiſſe, bezüglich deren bereits Anträge bei den 
OLG. en z. Zt. des Inkrafttretens des Geſetzes vorliegen, 
findet dies Geſetz keine Anwendung“. Zur Begründun 
führte er aus, daß nach dem Entw. die Sperre ſi 
auf alle Fideikommißvermehrungen erſtrecken ſolle, 
die bei Inkrafttreten des Geſetzes noch nicht vom Os. 
beſtätigt und in die Matrikel eingetragen waren. Dies 
ſolle auch dann gelten, wenn die Anträge bei dem 
Fideikommißgerichte ſchon vorlägen, ja ſelbſt wenn 
die Ediktalladungen ſchon erfolgt ſeien. Darin liege 
eine große Härte für jene Fideikommißbeſitzer, die durch 
die eigene Abweſenheit im Krieg oder durch die Ab⸗ 
weſenheit ihrer Beamten an der rechtzeitigen Geſchäfts⸗ 
erledigung verhindert geweſen ſeien. Der Staats⸗ 
miniſter der Juſtiz trat dem Vorſchlag entgegen, weil 
ein hinreichender Grund zu dieſer Ausnahme fehle. 
Die Anträge, bei denen die Ediktalladungen z. Zt. der 
Einbringung des Entwurfs ſchon erlaſſen geweſen 
oder unmittelbar darauf erlaſſen worden ſeien, ſeien 
vorausſichtlich erledigt, bis der Entwurf Geſetz werde. 
Für die übrigen halte er ein Bedürfnis zu einer Aus⸗ 
nahmeſtellung nicht für gegeben. Ein Mitglied des 
Ausſchuſſes bemerkte demgegenüber, daß bei der Frage 
der Uebergangsbeſtimmungen nicht nur das zeitl. Ver⸗ 
hältnis der Anträge zu dem Geſetzentwurfe berück⸗ 
fichtigt werden dürfe, ſondern beachtet werden müſſe, 
daß es ſich bei dieſen Anträgen durchgängig um Grund⸗ 
ſtüͤcke handle, die ſchon länger im Beſitze der Familie 
ſeien und nur bisher nicht dem Fideikommiß hätten 
einverleibt werden können. Ein Hauptgrund für die 
Unterlaſſung der Einverleibung ſei die Kriegszeit. Die 
Fideikommißbeſitzer ſeien zum Teil im Felde geweſen, 
zum Teil auch ihre Beamten. Es wäre unbillig, ſie 
hierunter leiden zu laſſen. Die Abſicht der Fidei⸗ 
kommißſperre ſei doch, zu verhüten, daß Kriegsgewinne 
in Grundſtücken angelegt oder die Kriegslage zum Ers 
werbe von Grundſtücken ausgenützt und mit den ers 
worbenen Grundſtücken ein Fideikommiß errichtet oder 
vermehrt werde. Beide Rückſichten entfielen, wenn 
das einzuverleibende Grundſtück ſich ſchon längere Zeit 
im Beſitze der Familie des Fideikommißbeſitzers be⸗ 
finde. Von der Staatsregierung wurde zugeſtanden, 
daß dieſen Ausführungen ein ſehr berechtigter Gedanke 
zugrunde liege. Der geſetzgeberiſche Grund für die 
Fideikommißſperre entfalle insbeſondere bei Grund: 
ſtücken, die ſchon vor dem Kriege zur Einverleibung 
in das Fideikommiß erworben worden, bisher aber 
aus irgend einem Grunde, namentlich wegen Abweſen— 
heit des Fideikommißbeſitzers im Feld, nicht einverleibt 
worden ſeien. Daher werde der Anregung des Vor— 
redners nicht widerſprochen. Es wurde für den Art. III 
die Faſſung vorgeſchlagen, in der er in das Geſetz 
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S. 4, 7, 12, 13). Demnach follte die Ausnahmebe⸗ 
ſtimmung des Art. III ſchwer abweisbaren Billigkeits⸗ 
rückſichten Rechnung tragen. In der von dem Be⸗ 
richterſtatter vorgeſchlagenen Faſſung ſchloß der Artikel 
i jeden ein, der ein beſtehendes Fideikommiß 
durch Einwerfung von Grundſtücken vermehrte. Für 
die Annahme, daß der Artikel in der Form, wie 
er Geſetz geworden iſt, nur die Bermehrungen der 
Fideikommiſſe durch die Fideikommißbeſitzer in ſich 
begreift, fehlt jeder Anhalt. Die Aenderung der Faſſung 
ſollte vielmehr zum Ausdrucke bringen, daß die Ver⸗ 
mehrung nur dann zuläſſig ſei, wenn die einzuver⸗ 
leibenden Grundſtücke ſchon bis zu dem beſtimmten 
Zeitpunkt im Eigentume deſſen ſtanden, der ſie dem 
Fideikommiß angliederte. Kein Gewicht kann darauf 
gelegt werden, daß im Ausſchuſſe wie in der Voll⸗ 
verſammlung der Kammer der Reichsräte durchweg 
von dem Antrage des „Fideikommißbeſitzers“ geſprochen 
worden iſt; denn die Redner haben offenſichtlich hier⸗ 
bei den Regelfall vor Augen gehabt, daß der Beſitzer 
des Fideikommiſſes die Einverleibung ihm gehöriger 
Grundſtücke beantragt. Dieſe Gründe ſprechen für 
die Antragsberechtigung der Beſchwerdeführerin. Die 
Grundſtücke, deren Einverleibung beantragt iſt, ſind 
nach den vorliegenden Grundbuch sauszügen ſeit den 
Jahren 1912 und 1914 Eigentum der Beſchwerdeführerin. 
Die Einverleibung iſt demnach zuläſſig, und die von 
der Vorinſtanz ausgeſprochene, auf die e Ablehr des 
Art. III Geſ. vom 9. Mai 1918 geſtützte Ablehnung 
des Einverleibungsgeſuchs nicht gerechtfertigt. (Beſchl. 
des FS. vom 27. Juli 1918, Reg. III Nr. N 
4439 1 


B. Straffaden. 
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Beim rechtlichen Zufammentreffen eines Vergehens 
nach 8 9 Nr. 1 der B80. vom 28. Juni 1917 über 
den Handel mit Tabakwaren mit Konterbande iſt für 
jede Straftat eine beſendere Strafe auszuſprechen. Ueber 
die Bedentung der 35 134 und 158 BZoll8s. Aus 
den Gründen: Die Strf, verurteilte als BG. am 
19. Febr. 1918 die Angekl. wegen eines fortgeſ. Verg. 
nach § I Nr. 1 BRVO. vom 28. Juni 1917 über den 
Handel mit Tabakwaren (RGBl. S. 563) in rechtl. 
Zuſammenhange mit einem Vergehen der Konterbande 
im wiederholten Rückfalle nach den §§ 134, 141 mit 140 
WZollG., 8 73 StGB. zur Gefängnisſtrafe von einem 
Monat. Dem Urteile liegt die Feſtſtellung zugrunde, 
daß die Angekl. den ihr nach dem 3 3 der bez. BRV O. 
vom Bezirksamte verbotenen Handel mit Zigaretten 
und Zigarettentabak fortſetzte und im Betriebe dieſes 
Geſchäfts am 27. Nov. 1917 es unternommen hat, eine 
größere Menge Zigaretten trotz des ihr bekannten 
Ausfuhrverbots nach Böhmen auszuführen. Das BG. 
gewann die Strafe aus dem 89 BRVO. vom 28. Juni 
1917 in der Erwägung, daß im Hinblick auf die Aus⸗ 
führungen Löbes zu § 158 Poll. nicht die Beſtim⸗ 
mungen dieſer Geſetzesſtelle, ſondern in Anbetracht der 
Vorſchrift des § 134 Voll. der $ 73 StGB. und 
demzufolge hinſichtlich der Strafzumeſſung die im Ver⸗ 
gleiche zu dem § 141 VZoNG. eine ſchwerere Strafe 
androhende BRVO. anzuwenden ſei. Gegen das Urteil 
legte das als Nebenkläger zugelaſſene Hauptzollamt 
Reviſion inſoweit ein, „als beim Strafausmaß der 
8 158 VZollG. außer acht gelaſſen worden ſei“. In 
dieſem Umfang und in dem damit zuſammenhängenden 
Ausſpruch im Koſtenpunkte mußte das Urteil auf— 
gehoben werden. Die Vorſchrift des §8 158 VZollG., 
wonach beim Zuſammentreffen einer Konterbande oder 
Defraudation mit anderen ſtrafbaren Handlungen die 
für erſtere beſtimmte Strafe zugleich mit der für letztere 
vorgeſchriebenen zur Anwendung kommt, umfaßt das 


aufgenommen worden iſt (vgl. das Ausſchußprotokoll rechtliche und ſachliche. Zuſammentreffen i. S. der 88 73 


290 


und 74 StB. Im Verhältnis zur Konterbande iſt 
eine andere ſtrafbare Handlung eine ſolche, die nicht 
durch Konterbande d. i. nicht durch eine Uebertretung 
eines Ein⸗, Aus⸗ oder Durchfuhrverbots begangen 
wird. Die Beſtimmung in 8 134 VZoll G.: „inſoferne 
nicht in beſonderen Geſetzen eine härtere Strafe feſt— 
geſetzt iſt“, betrifft nur die Fälle, in denen eine ver⸗ 
botene Ein⸗, Aus⸗ oder Durchfuhr in anderen Geſetzen 
mit Strafe bedroht iſt. Dieſe Geſetzesſtelle iſt auf 
die Fälle des rechtl. Zuſammentreffens von Konter⸗ 
bande mit anderen Straftaten nicht anwendbar, da 
die hierin angedrohte Strafe nur die Eigenſchaft einer 
Hilfsſtrafe hat und nur auszuſprechen iſt, falls für die 
Uebertretung des Ein⸗, Aus⸗ oder Durchfuhrverbots 
nicht in einem anderen Geſetz eine höhere Strafe an— 
gedroht if. Das Berg nach 89 BRVBO. vom 
28. Juni 1917 beſteht nicht in einer Zuwiderhandlung 
gegen ein Ein⸗, Aus» oder Durchfuhrverbot, ſondern 
in einem verbotenen Handel mit Tabakwaren ohne 
Rückſicht auf das Beſtehen eines Ein⸗, Aus⸗ oder Durch⸗ 
fuhrverbots. Der zum Handel mit Tabakwaren zu: 
gelaſſene Händler kann Konterbande begehen, während 
ih umgekehrt gegen die BRVO. verfehlt, wer ohne 
Erlaubnis den Tabakhandel betreibt, ohne daß er 
Tabak ins Ausland ausführt (ſiehe im übrigen RGSt. 
Bd. 38 S. 26 und RG. v. 1. März 1917 im Amtsbl. 
der Bayer. Gen.⸗Dir. der Zölle und ind. St. 1917 
Beil. 3 zu Nr. 40 S. 15). Die Strf. hätte für jedes 
Vergehen eine beſondere Strafe unter Ausſchluß des 
8 74 StGB. ausſprechen ſollen. Da dies nicht ger 
ſchehen iſt, iſt 8 158 VZoll G. durch Nichtanwendung 
verletzt. (Urteil vom 24. Mai 1918, RevReg. Nr. 146, 


1918). Ed. 
4424 
II. g 
Zur Jagd beſtimmte, aber bei der Jagd nicht mit⸗ 


geführte Sachen können nicht nach § 40 der 5 295 StGB. 
oder Art. 102 Abſ. 1 AG. Sto. eingezogen werden; die 
Einziehung nach § 40 StGB. ſetzt ein vorſätzliches voll⸗ 
endetes o der doch verſuchtes Vergehen vorans. Nach 
den Feſtſtellungen der Strf. hat A. unberechtigt einen 
Rehbock in einem Walde geſchoſſen und ſich dadurch 
gegen 88 292, 293 StGB. verfehlt. Die Strͤ. billigte 
die vom Schöffengerichte nach $ 40 StGB. ausge- 
ſprochene Einziehung der dem A. abgenommenen und 
zu gerichtshanden gebrachten Gegenſtände — eines 
Drilling⸗Jagdgewehrs, eines Ruckſacks, von 108 Schrot— 
patronen und 63 Kugelpatronen —, da nach ihrer 
Ueberzeugung dieſe Sachen von A. zur Begehung der 
Wilderei gebraucht und beſtimmt geweſen ſeien. So— 
weit auf Einziehung erkannt iſt, wurde das Urteil 
aufgehoben und die Sache zurückverwieſen. 

Aus den Gründen: Vorausſetzung der Ein- 
ziehung nach § 40 StGB. iſt die Vollendung oder 
wenigſtens der Verſuch eines vorſätzlichen Vergehens, 
gleichgültig, ob der Verſuch ſtrafbar oder mangels 
einer ausdrücklichen Beſtimmung nach 8 43 Abſ. 2 
StGB. ſtraflos iſt. Daß A. den Drilling, den Ruck— 
ſack und die Patronen bei ſich geführt hat, als er den 
Bock erlegte, iſt den Urteilsgründen nicht zu entnehmen; 
denn dort iſt nur erwähnt, daß aus dem Drilling in 
der letzten Zeit vor der Beſchlagnahme noch geſchoſſen 
wurde und daß der friſch gewaſchene Ruckſack Schweiß— 
ſpuren zeigt. Da Drilling, Ruckſack und Patronen 
nach Anſicht der Strͤ. „zur Begehung der Wilderei“ 
gebraucht und beſtimmt waren, geht ſie offenſichtlich 
von der Annahme aus, daß A. die Sachen entweder 
bei einem anderen Jagdgang als dem abgeurteilten 
verwendet oder daß er ſie zur Verwendung bei künf— 
tigen Jagdvergehen beſtimmt hat. Keiner dieſer Gründe 
iſt geeignet, die Einziehung der Sachen nach § 40 StGB. 
zu rechtfertigen (vgl. RG. Bd. 27 S. 243 und Ob. 
Bd. 13 S. 31). Auch aus dem Geſichtspunkte des 
8 295 StGB. kann die Einziehung nicht aufrecht er— 
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halten werden, weil die Feſtſtellung mangelt, daß A. 
die Gegenſtände bei dem unberechtigten Jagen mit ſich 
geführt hat, deſſen er für ſchuldig befunden worden 
iſt. Die Anwendung der Vorſchrift in Art. 102 Abſ. 1 
AG. StPO. verſagt ebenfalls, da fie das Gericht nicht 
zu einer Einziehung, ſondern höchſtens zu einer Maß⸗ 
nahme ermächtigt, die die Polizeibehörde in den Stand 
ſetzt, einer befürchteten Fortſetzung des unberechtigten 
Jagens durch geeignete Anſtalten zuvorzukommen. 
(Urteil vom 11. April 1918, RevReg. Nr. 100/1918). 
4422 E. 


III. 


Die Unterlaſſung der Anzeige det Beginns eines 
ſtehenden Gewerbes iſt als Zuwiderhandlung des Unter⸗ 
nehmers gegen 5 148 Abſ. 1 Nr. 1 Gewdo. zu beſtraſen; 
fie iſt nicht eine Zuwiderhandlung genen die Borfchriften 
über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle. 
Ein deswegen vom Rentamt an] Grund des Art. 25 
Abi. 2 GewStG. erlaſſener Strafbeſcheid iſt unzuläſſig; 
in einem ſolchen Falle darf das Rentamt als Nebenkläger 
nicht zugelaſſen werden. Iſt es trotzdem zugelaſſen, fo iſt 
die von ihm eingelegte Neviſien als unzuläſſig zu ber 
werten. StPO. 38 459 fl., 389. Das Rentamt V. hat durch 
Strafbeſchluß den A. auf Grund des Art. 29 GewmSt®. 
und des Art. 75 Ziff. 1 EinkStG. zu einer Geldſtrafe 
verurteilt, weil er im Jahre 1915 und im Frühjahre 
1916 in der Gemeinde W. den Viehhandel betrieben 
habe, ohne das Gewerbe zur Beſteuerung angemeldet 
zu haben, und dadurch ſich gegen Art. 25 Abſ. 2 GewStG. 
verfehlt habe. A. erhob Einſpruch. Durch Beſchluß 
des AG.s V. wurde der Anſchluß des Rentamts V. an 
das Strafverfahren für zuläſſig erklärt. Das Schöffen⸗ 
gericht ſprach den A. frei. Die vom Rentamte V. als 
Nebenkläger eingelegte Berufung wurde durch die Strͤ. 
als unbegründet, ſeine Reviſion vom Ob G. als un 
zuläſſig verworfen. 

Aus den Gründen: Der Art. 25 GewSt. regelt 
die Anzeigepflicht. Nach Abſ. 1 hat die für die gewerbe⸗ 
polizeil. Anzeigen des Gewerbebeginns zuſtändige Be: 
hörde von den Gewerbezugängen dem Rentamte Mit: 
teilung zu machen. Soweit ſolche Anzeigen nicht vor⸗ 
geſchrieben ſind, hat nach Abſ. 2 der Unternehmer den 
Gewerbezugang dem Rentamt oder der Gemeindebehörde 
zur Uebermittlung an das Rentamt anzuzeigen. Daraus 
ergibt ſich, daß das Gewerbeſteuergeſetz ſelbſt eine An⸗ 
zeigepflicht hinſichtl. der Gewerbezugänge nur ſoweit 
aufſtellt, als der Unternehmer nicht ſchon durch ein 
anderes Geſetz zur Anzeige des Gewerbebeginns ver⸗ 
pflichtet iſt; denn in dieſem Falle hat der Unternehmer 
nach Abſ. 1 des Art. 25 nur die in dem anderen Ge⸗ 
ſetze vorgeſchriebene Anzeigepflicht zu erfüllen. Nach 
dem Akteninhalt und auch nach der Annahme des 
Rentamts kommt hier der Beginn eines ſtehenden 
Gewerbes in Frage. Nach 8 14 Abf. 1 GewO. aber 
im Zuſammenhalte mit 8 1 der Bek. der StM. des 
Innern und der Finanzen vom 12. Januar 1900 (GBl. 
S. 26), iſt, wer in einer Gemeinde den ſelbſtändigen 
Betrieb eines ſtehenden Gewerbes anfängt, gehalten, 
das der Gemeindebehörde des Betriebsortes gleich⸗ 
zeitig mit dem Betriebsbeginn anzuzeigen. Die Unter⸗ 
laſſung der Anzeige iſt durch 8 148 Abſ. 1 Nr. 1 Gew. 
mit Strafe bedroht. Wer die Anzeige des Beginns 
eines ſtehenden Gewerbebetriebs unterläßt, macht ſich 
alſo einer Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften der 
Gew O., nicht gegen die Beſtimmungen des GewStG. 
ſchuldig. Deshalb trifft auch die Strafdrohung in 
Art. 28 GewStG. die Unterlaſſung der Anzeige nicht, 
ſie gilt vielmehr nur in den Fällen, in denen durch 
die Beſtimmungen des GewStG. felbft — Art. 25 Abſ.2 
— die Anzeigepflicht begründet iſt. Die Unterlaſſung 
der Anzeige des Beginns eines ſtehenden Gewerbe— 
betriebs ſtellt ſich demnach nicht als eine Zuwider⸗ 
handlung gegen die Vorſchriften über die Erhebung 
öffentlicher Abgaben und Gefälle dar. Bei ihrer ſtraf— 
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rechtl. Verfolgung finden daher die Beſtimmungen der 
88 459 ff. StPO. keine Anwendung. Die Vorausſetzungen 
für die Erlaſſung eines rentamtl. Strafbeſchluſſes waren 
ſonach nicht gegeben (vgl. Obs SSt. Bd. 2 S. 372 [374]). 
Damit entfällt auch die Befugnis des Rentamts, ſich 
der öffentl. Klage als Nebenkl. anzuſchließen. Dieſes 
Ergebnis iſt vom Rev. zu beachten, obſchon das AG. 
den Anſchluß für berechtigt erklärt hat. Denn das 
Neo. hat nach 8 389 StPO. die Beachtung der Bes 
ſtimmungen über die Einlegung der Reviſion, zu denen 
auch die Beſtimmungen über die Befugnis zur Ein⸗ 
legung des Rechtsmittels gehören, von Amts wegen 
zu prüfen. Zur Einlegung des Rechtsmittels iſt nach 
8 441 StPO. auch der Nebenkl. befugt, aber nur in 
den Fällen, in denen eine Nebenklage überhaupt Zus 
läſſig iſt. Der Umſtand allein, daß das SchöffenG. 
und die Strfl. den Anſchluß des Rentamts als Nebenkl. 
für zuläſſig erklärt haben, berechtigte das Rentamt 
nicht zur Einlegung der Reviſion, wenn die geſetzl. 
Borausfegungen für den Anſchluß als Nebenkl. nicht 
gegeben waren (RGSt. Bd. 35 S. 25). Dies iſt aber, 
wie dargelegt, der Fall. (Urteil vom 25. April 1918, 
RevReg. Nr. 114/1918. Ed. 
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IV 


Schuldfrage bei einer Uebertretung des $ 366 
StGB., verübt durch Fahren mit unbelenchtetem Fuhr⸗ 
werk in der Dunkelheit. Aus den Gründen: Die 
Reviſion des Staatsanwalts, die die einſchlägigen 
Polizeivorſchriften und — vorſorglich — den 8 54 
St83. als verletzt rügt, iſt nicht begründet. Die im 
Urteile der Strafkammer enthaltene Feſtſtellung, es 
ſei dem Angeklagten trotz ſeiner Bemühungen nicht 
möglich geweſen, in N. Petroleum oder ein ſonſtiges 
Beleuchtungsmittel zu bekommen, reicht zur Begrün— 
dung der Annahme aus, daß ein Verſchulden des 
Angeklagten — die Vorausſetzung feiner Straffällig— 
keit — durch die Unmöglichkeit der Befolgung der 
Polizeivorſchrift ausgeſchloſſen iſt; auch die in der 
Reviſionsbegründung geſtellte neue Zumutung, der An— 
geklagte hätte eben dann erſt andern Tags heimfahren 
ſollen, überſpannt die an einen Fuhrwerksbeſitzer, der 
ſich bei der Nähe der Stadt nur auf eine Tagesfahrt 
eingerichtet hat, in der Kriegszeit zu ſtellenden An⸗ 
Inmerungen. (Urt. vom 4. April 1918, RevReg. 84 / 

). K. 
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Oberlandesgericht München. 


Begriff der politiſchen Körperſchaft (S 197 Sts.). 
Umfang bei 8 170 StPO. Die Allgemeine Ortskranken⸗ 
kaſſe M⸗T. iſt als eine politiſche Körperſchaft im 
Sinne des 8 197 StGB. nicht zu erachten. Nach Zweck 
und Art ihrer Tätigkeit ſtellen ſich die Ortskranken⸗ 
kaſſen als wirtſchaftliche Verbände dar, die ihren eigenen 
ökonomiſchen Intereſſen im Wege der Selbſtverwaltung 
dienen, die aber dadurch, daß der Staat ihre Ver— 
waltung geſetzlich geordnet hat, keineswegs ſelbſt zu 
ſtaatlichen Anſtalten werden (RGSt. 38, 18). Solche 
Verbände als politiſche Körperſchaften zu erachten, 
verbietet der allgemeine Sprachgebrauch, von dem in 
5 197 StGB., wie deſſen Entſtehungsgeſchichte ergibt, 
nicht abgewichen werden ſollte (RG St. 33, 67). Es 
liegt daher ein Antragsdelikt vor, da der einzige Aus— 
nahmefall des 8 197 StGB. nicht gegeben iſt (StGB. 
9 194). Demgemäß iſt der Weg der Privatklage zu— 
läffig (StPO. 8 414) und entſcheidet das Ermeſſen 
der Staatsanwaltſchaft über die Frage, ob öffentliche 
Klage zu erheben iſt (StPO. § 416). Der Antrag 
auf gerichtliche Entſcheidung iſt in ſolchen Fällen un⸗ 
zuläſſig (Löwe⸗Roſenberg“, Bem. 4 zu $ 416 StPO.). 
(Beſchl. vom 21. Juni 1918, Reg Nr. 15/18). N. 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Berechnung des abſtrakten Schadens. Gewinnent⸗ 
ang. Unfittlichleit. Höchſtpreiſe und übermäßige Preis: 
eigerung. SS 249 ff., 252, 138 888. Die Kl. G. in 

W. hatte im September 1914 vom Bekl. B. in H. 
1000 Ztr. Gerſte zu 20,50 M für 100 kg gekauft. 
Wegen Nichtlieferung eines größeren Reſtes begehrte 
ſie im Januar 1915 von B. Schadenserſatz; ſie legte 
ihrer abſtrakten Schadensberechnung einen Malzpreis 
von 45 M für 100 kg zugrunde und ſetzte darnach den 
laufenden Gerſtenpreis auf 30,75 M für 100 kg feſt. 
Der Bekl. B. zahlte ſchließlich den Unterſchied zwiſchen 
dem Einkaufspreis und dem im Jan. 1915 gültigen 
geſetzlichen Gerſtenhöchſtpreiſe zu 24 M für 100 kg. 
Die Klage der G. auf Schadenserſatz bis zu 30,75 M 
für 100 kg wurde abgewieſen und ihre Berufung 
zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Der Schaden iſt nach 

SS 249 ff. BGB. zu erſetzen; er umfaßt auch den ent⸗ 
gangenen Gewinn, ſoweit er nach dem gewöhnlichen 
Laufe der Dinge oder nach den beſonderen Umſtänden, 
insbeſondere nach den getroffenen Anſtalten und Vor⸗ 
kehrungen mit Wahrſcheinlichkeit erwartet werden 
konnte ($ 252 BGB.). Die Kl. hat nicht den konkreten, 
ſondern nur den abſtrakten Schaden berechnet; ſie ging 
von dem Unterſchiede zwiſchen dem Vertrags⸗ und 
dem Marktpreis am Lieferungsort W. aus, zog aber 
hiebei wegen der Vermälzbarkeit der Gerſte den da⸗ 
mals unbeſchränkten Marktpreis für Malz in Rech⸗ 
nung. Es iſt zweifelhaft, ob die Kl. mit dieſer Be⸗ 
rechnung nur einen künſtlichen Marktpreis für die 
damals — ſeit der Feſtſetzung eines Höchſtpreiſes — 
vom Markte verſchwindende Gerſte ermitteln oder einen 
wahrſcheinlichen Gewinn aus Vermälzung der Gerſte 
darſtellen wollte; ihre Berechnungsart ſpricht für erſtere 
Annahme. In keinem Fall hat der Bekl. für den fo. 
berechneten Schaden aufzukommen. Die Befugnis der 
Kl. als Käuferin zur beliebigen Berechnung ihres 
Schadens hat ihre Grenze in der Angemeſſenheit dieſer 
Berechnung mit Rückſicht auf die allgemeinen Wirt- 
ſchaftsverhältniſſe und den beſonderen Vertragsinhalt. 
Es iſt eine offenkundige Erfahrungstatſache, daß, ſo⸗ 
bald im Verlaufe des Krieges die Höchſtpreisfeſt⸗ 
ſetzung eingegriffen hatte, die betreffenden Waren als⸗ 
bald vom Markte verſchwanden und dafür andere aus 
ihnen verarbeitete Waren ohne Höchſtpreisgrenze un⸗ 
verhältnismäßig teuer auf dem Markt auftauchten. 
Dies zeigte ſich beſonders auch bei Gerſte und Malz, 
als nach dem Höchſtpreisgeſetze vom 4. Aug. 1914 
(RGBl. 339) in der Faſſung vom 28. Okt. 1914 und 
vom 17. Dez. 1914 (RGBl. 458, 516) durch die BRBO. 
vom 28. Okt. / 19. Dez. 1914 (RGBl. 482, 528) ein Höchſt⸗ 
preis für Gerſte bei Meidung von Strafe für deſſen 
Ueberſchreitung feſtgeſetzt war. Die Gerſte war bald 
nicht mehr erhältlich, dafür ſtieg das durch Höchſtpreiſe 
nicht geſchützte Malz raſch im Preis und „es ftellte, 
wie der Sachverſtändige G. in W. ſich äußerte, die 
Umarbeitung von Gerſte in Malz zu jener Zeit ein 
ſehr lohnendes Geſchäft dar“. Mag auch unter ge⸗ 
ordneten regelmäßigen Umſtänden die Ausnützung der 
zufällig veränderten Marktlage an ſich mangels geſetz— 
lichen Verbots unbeſchränkt zuläſſig fein (JW. 1918, 350), 
ſo findet die Ausbeutung eines außergewöhnlichen Zu— 
ſtands, beſonders eines Weltkriegs, zu gewinnſüchtigen 
Zwecken doch ihre Grenze in der von den allgemeinen 
Sittengeſetzen gebotenen Rückſicht auf das Allgemein— 
wohl und auf Treu und Glauben im Verkehr, be— 
ſonders im Handelsverkehr. Das Geſetz kann und 
will die Hand nicht dazu bieten, daß infolge von be— 
ſonderen, bei Vertragsabſchluß nicht vorhergeſehenen 
außerordentlichen Ereigniſſen die Kl. zu unbilligen 
Vorteilen gelangt, der Bekl. aber unbilligen Schaden 
erleidet. Dies um fo weniger dann, wenn jene Er- 
eigniſſe die Allgemeinheit berühren und ſchon zur 
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Errichtung geſetzlicher Schranken zum Schutze der All⸗ 
gemeinheit geführt haben. Wer die durch den Krieg 
herbeigeführten Schwierigkeiten der wirtſchaftlichen 
Lage dazu benützt, um aus dem Nachteil anderer für 
ſich Vorteile herauszuſchlagen, die ihm ſonſt nicht zu⸗ 
ſtehen, handelt unſittlich (LZ. 1915, 102; JW. 1916, 
114 I; 1916, 830°, 1328; Staub, HGB. [9.] II 871 
Anm. 87 zu 8 377; OL GRſpr. 31, 366). Dieſer Grund⸗ 
ſatz des §8 138 BGB. hat an ſich ſchon ſtets gegolten 
(RG. 62, 266) und hat namentlich in Kriegszeiten all» 
gemeinen Anſpruch auf Geltung. Gegenüber beſon⸗ 
deren Kriegserſcheinungen iſt er allerdings erſt im 8 5 
der BRVBO. vom 23. Juli 1915 gegen übermäßige 
Preisſteigerung (RGBl. 467) für beſtimmte Anwen⸗ 
dungsfälle eigens zum ſtrafgeſetzlichen Ausdrucke ge⸗ 
langt, aber nur auf Grund ſeiner ſchon längſt vorher 
anerkannten Herrſchaft. Auch die BRVO. vom 11. Nov. 
1915 über die Einwirkung von Höchſtpreiſen auf 
laufende Verträge (RG Bl. 758) verſchaffte jenem Grund⸗ 
ſatze für beſtimmte Fälle durch die Vorſchrift aus⸗ 
drückliche Geltung, daß Lieferungsverträge mit höheren 
Preiſen nur als zum Höchſtpreis abgeſchloſſen zu er⸗ 
achten ſein ſollen. Daß die abſtrakte Schadensberech⸗ 
nung nicht zu einem übermäßigen Gewinn i. S. der 
BO. gegen die Preisſteigerung führen darf, bedarf für 
die Zeit der Geltung dieſer VO. keiner Darlegung 
(23. 1917, 1277, JW. 1918, 36 Anm. zu Nr. 8 II; 
Recht 1917 Kriegsentſch. Nr. 1139). Aber auch auf die 
vor dem Erlaß der ſog. Wucherverordnungen vorge⸗ 
kommenen Fälle übermäßig hoher Vorteile aus uns 
erwarteten Preisſteigerungen muß jener allgemeine 
Grundſatz des 8 138 BGB. Anwendung finden (22. 
1917, 113, 361). Hienach ſtellt die von wiſſentlicher 
Umgehung und erheblicher Ueberſchreitung der geſetz⸗ 
lichen Gerſtenhöchſtpreiſe ausgehende Schadensberech⸗ 
nung der Kl. einen ſchon mit Rückſicht auf die All⸗ 
. gemeinheit zu mißbilligenden Verſtoß gegen die guten 
Sitten nach 8 138 BGB. dar. Aber auch nach dem 
Vertrage der Parteien kann dieſe Berechnung eines 
übermäßigen Gewinnentgangs der Kl. zu Laſten des 
Bekl. nicht gebilligt werden. Die Vertragsleiſtung iſt 
ſo zu bewirken, wie Treu und Glauben mit Rückſicht 
auf die Verkehrsſitte es erfordern (S 242 BGB.), und 
der zu erſetzende Schaden umfaßt nur den entgangenen 
Gewinn, der nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 
mit Wahrſcheinlichkeit erwartet werden konnte. In 
den früheren Briefen der Kl. iſt nur vom Weiter⸗ 
verkauf, nie aber von Vermälzung der Gerſte und 
nur von einem geringeren Schadenserſatze die Rede, 
während jetzt der Schaden faſt auf das Dreifäche be— 
rechnet iſt. Wollte oder konnte die Kl. nicht zum 
Deckungskaufe ſchreiten, ſo mußte ſie wenigſtens den 
Bekl. rechtzeitig auf die Möglichkeit eines beſonders 
hohen abſtrakten Schadens hinweiſen. Denn es war 
weder beim Vertragsſchluſſe noch darnach als möglich, 
geſchweige als wahrſcheinlich zu erwarten, daß mittels 
Umgehung der geſetzlichen Gerſtenhöchſtpreiſe unter 
Ausnützung des Fehlens von Malzhöchſtpreiſen auf 
ganz außergewöhnlichen Gewinn abgezielt werde 
(Seuff Arch. 60, 346 Nr. 183; RG. 68, 105; vgl. auch 
5 254 8G.). Nach 88 157, 242, 252 BGB., 8 287 ZPO. 
hat daher das LG. den Schaden der Kl. mit Recht 
nur auf den Unterſchied zwiſchen dem Einkaufspreis 
und dem geſetzlichen Gerſtenhöchſtpreiſe feſtgeſetzt und 
die weitergehende Klage als unbegründet erachtet. (Urt. 
des II. 35. vom 29. April 1918 L. 52/17). Ber. 
— 1433 . 


Oberlandesgericht Augsburg. 


Inſtellung einer Urteilsabſchrift, die im Gegenſatze 
zu der vom Gerichteſchreiber erteilten Ausfertigung den 
Tatbeſtand und die Gründe nicht enthält (ZPO. $ 496, 
Eutl BO. 5 26). Ein Rechtsanwalt hatte eine be— 
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e Abſchrift des landgerichtl. Urteils ohne Tat⸗ 
eſtand und Gründe zugeſtellt, wahrend die vom Ge⸗ 
richtsſchreiber des LES. erteilte Ausfertigung den Ins 
halt des Urteils vollſtändig wiedergab. Der Gerichts⸗ 
ſchreiber des OL. hatte ſpäter die Erteilung eines 
Rechtskraftzeugniſſes abgelehnt, weil er die Zuſtellung 
des Urteils in dieſer Form für unwirkſam und be# 
halb die Notfriſt als noch nicht in Lauf geſetzt er⸗ 
a Das OLG. hat die Ablehnung für unbegründei 
erachtet. 

Aus den Gründen: Der Wortlaut des 8 170 Abſ. 1 
ZPO. würde für die Anſchauung des Gerichtsſchreibers 
ſprechen. Denn darnach beſteht die Zuſtellung in der 
Uebergabe einer beglaubigten Abſchrift des zuzuſtellen⸗ 
den Schriftſtücks. Letzteres iſt aber beim gerichtlichen 
Urteil die vom Gerichtsſchreiber erteilte Ausfertigung 
und zwar ſo, wie ſie eben lautet, weil ein Dritter an 
dem Schriftſtück aus eigener Zuſtändigkeit nichts än- 
dern kann. Daraus folgt, daß an ſich ein vollſtändig 
ausgefertigtes Urteil auch vollſtändig zugeſtellt werden 
muß, und die Frage kann nur ſein, ob ein Abweichen 
von dieſem Grundſatz auch ſchon die Unwirkſamkeit 
der Zuſtellung begründet. Das iſt nach der Anſicht 
des Gerichts nicht der Fall. In der Rechtſprechung 
iſt anerkannt, daß die Nichtübereinſtimmung des In⸗ 
halts der zugeſtellten Abſchrift mit dem des zuzu⸗ 
ſtellenden Schriftſtücks die Zuſtellung, namentlich wenn 
nur unweſentliche Teile betroffen werden, nicht un⸗ 
wirkſam macht. Nun wären früher Tatbeſtand und 
Gründe des Urteils allerdings als weſentliche Teile 
des Urteils zu erachten geweſen. Jetzt genügt aber nach 
8 496 Abſ. 6 ZPO. in Verbindung mit $ 26 Entl 80. 
vom 9. Sept. 1915 auch bei landgerichtl. Urteilen die 
Zuſtellung des Urteils ohne den Tatbeſtand und die 
Gründe, nach dem Wortlaut allerdings nur dann, 
wenn auch vom Gerichtsſchreiber nur ein Urteil in 
dieſer abgekürzten Form ausgefertigt worden war. 
Es hieße indeſſen der Form eine zu große Bedeutung 
beimeſſen, wenn man letzteren Umſtand für die Wirk⸗ 
ſamkeit der Zuſtellung entſcheidend ſein ließe. Denn 
der dem Gmpfängek bes zuzuſtellenden Schriftſtückes 
zur Kenntnis gebrachte Inhalt iſt der gleiche, mag 
eine Abſchrift der abgekürzten Ausfertigung oder der 
vollſtändigen Ausfertigung ohne Tatdeſtand und Gründe 
übergeben werden, und es iſt anzunehmen, daß das 
Geſetz die ſachl. Gleichheit beider Fälle über die for⸗ 
male Verſchiedenheit hat ſtellen wollen, daß es alſo 
auch im letzteren Falle die Zuſtellung als wirkſam 
betrachtet. Iſt das der Fall, dann iſt durch die Zu⸗ 
ſtellung die Rechtsmittelfriſt in Lauf geſetzt und der 
zuſtellende Teil zum Verlangen auf Erteilung eines 
Zeugniſſes nach 8 706 Abſ. 2 a. a. O. berechtigt worden. 
Es war daher die beantragte Anweiſung zu erteilen. 
(Beſchl. des Ferien⸗ZS. vom 22. Juli 1918. BeſchwReg. II 
Nr. 81/18). 

4435 Mitgeteilt von Rechtsanwalt Goldbach in Memmingen. 


Landgericht Straubing. 


350. 5 697 Abf. 1,5 505 Abſ. 2, 58 78, 176. Wen 
iſt nach Berweilung des im Mahnverfahren bei den 
Amtsgericht anhängig gemachten Verfahrens an das 
Landgericht die Ladung vor dieſes zuzuſtellen, wenn der 
Beklagte als Prozeßbevollmächtigten einen bei dem Land: 
gericht nicht zugelaſſenen Anwalt beſtellt und ihn nicht 
eigens zum Empfang von Zuſtellungen ermächtigt hat! 
Aus den Gründen: Der Kl. hatte bei dem AG. 
gegen den Bekl. einen zur Zuſtändigkeit des LE. ge 
hörigen Anſpruch im Wege des Mahnverfahrens er 
hoben. Auf Antrag des Bekl. hat ſich das AG. im 
erſten Verhandlungstermine vor der Verhandlung zur 
Hauptſache beſchlußmäßig für unzuſtändig erklärt und 
den Rechtsſtreit an das LG. verwieſen. Mit der im 
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nämliden Termin erfolgten Verkündung des unan⸗ 
ſechtbaren amtsgerichtl. Beſchluſſes 15 der Rechtsſtreit 
als bei dem LG. anhängig (8 697 Abſ. 1, 505 Abſ. 2 ZPO.). 
Von dieſem Zeitpunkt an war die Vollmacht, die der 
Bell. dem bei dem LG. nicht zugelaſſenen RA. ©. 
ertellt hatte, als Prozeßvollmacht erloſchen. RA. S. 
war von da an kraft ausdrücklicher geſetzlicher Be⸗ 
ſtimmung (8 697 Abſ. Lim Zuſammenhalt mit 87838.) 
gar nicht mehr in der Lage, als Prozeßbevollmächtigter 
des Bekl. tätig zu werden. Er war in dem anhängigen 
Kechtsſtreite nicht mehr „der für die Inſtanz beſtellte 
Prozeß bevollmächtigte“ i. S. des 8 176 ZPO. Es ſtand 
dem Bekl. ſrei, von dem mehrerwähnten Zeitpunkt 
an für das weitere Verfahren in dieſer Inſtanz einen 
Prozeß bevollmächtigten in der Perſon eines bei dem 
28. zugelaſſenen RA.'s zu beſtellen oder durch RA. S. 
beſtellen zu laſſen. Machte der Bekl., wie hier, von 
dieſer Beſtellungsbefugnis keinen Gebrauch, dann mußte 
die Ladung an ihn ſelbſt zugeſtellt werden, wenn er nicht 
einen ſtellungs bevollmächtigten aufgeſtellt hatte. 
das haf er nicht getan. Die trotzdem an NA. S. 


erfolgte Zuſtellung der Ladung iſt ohne Rechtswirkung, 


ſohin nicht ordnungsmäßig. Die vorſtehend erörterte 
Rechtsfrage über die Bedeutung des 8 176 ZPO. iſt 
allerdings beſtritten (SA. Bd. 57 S. 38, Peterſen⸗Anger, 
Komm. z. ZPO., Anm. 3 8 176, Anm. 5 zu 8 506, 
DayObsG. Z. Bd. 2 S. 78, dagegen Gaupp⸗Stein 
Dem. IV Ziff. 3 zu 8 176). Das erk. Gericht ſchließt 
ſich jedoch der von Gaupp bekämpften herrſchenden 
Rechtsauffaſſung an, umſomehr als die Unterſcheidung 
Jaupps, daß durch die Verweiſung des Rechtsſtreites 
an das LG. die Vollmacht des bisherigen Anwaltes 
‚gehemmt, wenn auch nicht beendet wird“, im Geſetz 
nicht begründet iſt. Denn als Prozeßvollmacht wird 
die Vollmacht kraft Geſetzes im Augenblick der Ver⸗ 
weiſung beendet (88 697 Abſ. 1, 505, 78 ZPO.), und hiemit 
iſt der Träger der Vollmacht nicht mehr Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter i. S. des 8 176 ZPO. Dieſe Beendigung 
iſt keine bloße Hemmung: Denn das „hemmende“ 
Hindernis iſt kein bloß relatives und vorübergehendes, 
ſondern ein abſolutes und dauerndes, nämlich das 
kategoriſche geſetzl. Verbot der Uebertragung der Prozeß⸗ 
vollmacht im Anwaltsprozeß an einen bei dem Gericht 
nicht zugelaſſenen Anwalt. Die Frage, ob der bis⸗ 
herige Bevollmächtigte die Vollmacht im beſchränkten 
Umfange z. B. als Korreſpondenzanwalt weiterhin aus⸗ 
übt, kommt für die Auslegung des 8 176 ZPO. hier 
nicht weiter in Betracht. Da i 80 der Bekl. zur 
Verhandlung nicht ordnungsmäßig geladen iſt, mußte 
der Antrag des Kl. auf Erlaſſung eines Verſäumnis⸗ 
urteils zurückgewieſen werden. 

4432 OL GRat Dr. Stangl in Straubing. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Ueber die Berwaltung des ortskirchlichen Vermögens, 
die in der Kirchengemeindeordnung vom 24. Sept. 1912 
ihre geſetzliche Regelung gefunden hat!), haben die 
StMiniſterien des Innern beider Abteilungen und das 
St Min. der Finanzen am 14. Juni d. Js. den „Als 
gemeinen Vollzugsvorſchriften“ in der Bek. vom 19. Ok⸗ 
tober 1912 (G8 Bl. S. 1071) nun auch die in Art. 62 III 

vorgeſehene „Verwaltungsordnung zur Kirchen⸗ 
gemeindeordnung“ folgen laſſen, nebſt einer Bek., die 
Anlegung von Geldern der Kultusſtiftungen und Kirchen⸗ 
gemeinden betr., die beide am 1. Juli d. Is. in Kraft 
getreten find (vgl. KM Bl. S. 161 ff.; ein Auszug aus 
den beiden Bek. iſt in JM Bl. veröffentlicht S. 109 ff.). 
Damit iſt für ein weites Gebiet unſeres Verwaltungs⸗ 


— — 


1) Bat. Langheinrichs zivilrechtlichen Streifzug durch die Kirchen⸗ 
demeindeordnung in dieſer Zeitſchr. 1913 S. 82, 101, 142, 165, 185 
und 1917 S. 341, 371. 
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rechts das große Werk der Ordnung beendet, das hier 
an Stelle beſonders unbefriedigender Zuſtände endlich 
klare Berhältniffe geſchaffen hat. Auch für die Rechts⸗ 
pflege im engeren Raum ſind die neuen Beſtimmungen 
vielfach von Bedeutung. 

Vor allem für die Grundbuchämter und die No⸗ 
tariate ſind manche Vorſchriften der beiden Bekannt⸗ 
machungen wichtig, mögen ſie auch die Gültigkeit der 
Rechtsgeſchäfte unberührt laſſen und teilweiſe nur auf 
geſetzliche und anderwärts erlaſſene Vorſchriften ver⸗ 
weiſen. So handelt § 7 unter Hinweiſung auf 8 90 
G., die BO. vom 1. Juli 1898, die vom Buchungs⸗ 
zwang befreiten Grundſtücke betr., uſw. von der Ein⸗ 
tragung der kirchlichen . ins Grundbuch, 
von ihrer Ausbuchung, von der Eintragung von Rechten 


ins Grundbuch; ſoweit die Eintragung der zugunſten 


des Ortskirchenvermägens beſtehenden Grunddienſt⸗ 
barkeiten noch nicht beantragt iſt, hat dies alsbald zu 
geſchehen. 

Der von Veräußerungen handelnde 89 betrifft be⸗ 
wegliche und unbewegliche Sachen. Die Unterſcheidung 
een Grundſtockvermögen und anderem Vermögen 
ft nur mittelbar von Bedeutung für die Gältigkeit 
einer Veräußerung. Daß eine Veräußerung das Grund⸗ 
ſtockbermögen ſchmälert, macht das Geſchäft trotz 
Art. 9 J und II KG. an fi nicht ungültig, aber die 

aatsaufſichtliche Genehmigung und in der Regel 
ie Zuſtimmung der kirchlichen Oberbehörde erforder- 
lich (Art. 9 III a. a. O.). Zu dem Grundſtockvermögen 
gehören keineswegs nur unbewegliche Sachen, ſondern 
alle Vermögensbeſtandteile, die beſtimmt ſind, wenig⸗ 
ſtens ihrem Werte nach der Stiftung erhalten zu 
bleiben und entweder als Gebrauchs⸗ oder rentierende 
Objekte, gewiſſermaßen die Grundlage des Stiftungs⸗ 
haushaltes zu bilden, alſo auch die zum Gottesdienſte 
beſtimmten beweglichen Sachen, von denen in Abſ. IV 
des 88 KVerwO. die Rede iſt. Dem Rechtsverkehr 
entzogen find ſolche res sacrae nicht; ſoweit fie einen 
Altertums⸗ oder Kunſtwert haben oder ein ſolcher 
Wert bei ihnen auch nur vermutet werden kann, iſt 
zu ihrer Veräußerung um des Denkmalſchutzes willen 
die Genehmigung der Kreisregierung erforderlich; das 
gleiche gilt natürlich für Bauwerke und Bauwerks⸗ 
teile von wirklichem oder auch nur zu vermutenden 
Denkmalswert (Art. 76). Auch wenn eine Veräußerung 
das Grundſtockvermögen nicht ſchmälert und keinen 
Gegenſtand von Denkmalswert betrifft, bedarf ſie in 
den in Art. 75 11 beſtimmten Fällen der ſtaatsaufſicht⸗ 
lichen Genehmigung ſowie der Zuſtimmung der kirch⸗ 
lichen Oberbehörde (Art. 75 III). Nach Art. 78 J gelten 
die Veräußerungsbeſchränkungen der Art. 75 und 76 
auch für die ſchuldrechtliche Verpflichtung zu einer 
Beräußerung. Beſchlüſſe, die ſtaatsaufſichtlicher 
Genehmigung bedürfen, können vor deren Erteilung 
nicht rechtswirkſam vollzogen werden (Art. 78 II) und, 
wenn nach der KGO. die Zuſtimmung der kirchlichen 
Oberbehörde vorgeſchrieben iſt, bildet ſie nach Art. 11 
Weine Vorausſetzung der Rechtswirkſamkeit des Be⸗ 
ſchluſſes; ihr Mangel wird durch die ſtaatsauf— 
ſichtliche Genehmigung nicht behoben. Ohne Ein⸗ 
fluß dagegen auf die Rechtswirkſamkeit einer Ver⸗ 
äußerung, die durch öffentliche Verſteigerung erfolgt, 
wird es ſein, ob der Vorſchrift in 8 9111 KVerwoO. 
genügt iſt, wonach in den Verſteigerungsbedin— 
gungen die Zuſchlagsgenehmigung durch die Kirchen- 
verwaltung, ferner in den in Art. 75 und 76 be- 
zeichneten Fällen die hiernach erforderliche Zuſtimmung 
der kirchlichen Oberbehörde und ſtaatsaufſicht⸗ 
liche Genehmigung ausdrücklich vorzubehalten ſind; 
das Fehlen dieſes Vorbehalts kann nicht die Folge 
haben, daß die Verſteigerung ohne ſolche Zuſtimmung 
oder Genehmigung rechtswirkſam wird. Ob ein Ver⸗ 
ſtoß gegen 8 9 III KVerwO. eine Haftung nach 8 823 
Abſ. 2 BGB. begründen kann? Für die Bejahung 
der Frage ließe ſich anführen, daß dieſe Vorſchrift — 
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vergleichbar den zum Schutze des Verkehrs auf öffent: 
lichen Straßen erlaſſenen polizeilichen Vorſchriften — 
die Sicherheit des Rechtsverkehrs ſchützen will und, 
auf Grund des Art. 62 III KO. gültig erlaſſen, eine 
Rechtsnorm und ſomit nach Art. 2 EG. BSB ein Ge⸗ 
ſetz i. S. des BGB. darſtellt. 

Auf eine beſondere Art des Eigentümerwechſels 
bezieht ſich Art. 10 KGO.: bei Aenderungen in dem Be- 
ſtande von Kirchengemeinden oder kirchlichen Fried⸗ 
hofverbänden iſt für eine etwa veranlaßte Teilung 
oder Auseinanderſetzung des Ortskirchenvermögens zu⸗ 


nächſt gütliche Uebereinkunft der Beteiligten maß⸗ 


gebend. Soweit eine ſolche Uebereinkunft, die der ſtaats⸗ 
aufſichtl. Genehmigung u. — ſoweit ortskirchl. Stiftungs- 
vermögen in Frage kommt, der Zuſtimmung der kirchl. 
Oberbehörde — bedarf, nicht zuſtande kommt, tritt 
ſchiedsrichterliche Entſcheidung ein (I. Inſtanz: Kreis⸗ 
regierung oder Bezirksamt, II. Inſtanz: Verwaltungs- 
gerichtshof). Wodurch vollzieht ſich in dieſen Fällen 
der Eigentumsübergang? Die Frage iſt beſonders 
bei Grundſtücken nicht leicht zu entſcheiden. Der „güt⸗ 
lichen Uebereinkunft“ wird wohl nur die Bedeutung 
eines ſchuldrechtlichen Vertrages beizumeſſen ſein. Da 
es ſich um buchungsfreies Grundeigentum handelt, 
iſt weiter zwiſchen gebuchten und nichtgebuchten Grund— 
ſtücken zu unterſcheiden; hiernach würde ſich bei den 
erſteren der Eigentumswechſel durch Auflaſſung und 
Eintragung ins Grundbuch, bei den anderen auf dem 
Wege des Art. 83 AG. BGB. vollziehen. Es fragt 
ſich jedoch, ob dieſe Vorgänge des bürgerlichen Rechts 
nicht überflüſſig ſind, weil wie die Beſtandsänderung 
ſelbſt ſo auch die Regelung der vermögensrechtlichen 
Verhältniſſe in die Organiſationsgewalt des Landes- 
herrn fällt (vgl. Langheinrich KGO. Bem. 5 und 7 
zu Art. 10 Abſ. I), und ob die Königliche Entſchließung 
nicht unmittelbar Recht ſchafft, ſo daß nur eine Be— 
richtigung des Grundbuchs in Frage käme, oder aber 
noch die Vollzugshandlungen des bürgerl. Rechtes 
dazu kommen müſſen, um beiſpielsweiſe bei der Teilung 
einer Kirchengemeinde mit zwei Kirchen in zwei Ge— 
meinden jeder von beiden Sondereigentum an einer 
der Kirchen zu verſchaffen. Wird die Aenderung des 
Kirchengemeindeverbandes verfügt, ohne daß gleich— 
zeitig die Vermögensfrage gelöſt wird, dann aller— 
dings iſt es klar, daß die Aenderung im Eigentum 
nur auf dem im bürgerl. Recht vorgeſchriebenen Wege 
vor ſich gehen kann, ſofern die Beteiligten ſich einigen. 
Kommt es aber zu keiner Uebereinkunft und tritt 
ſchiedsgerichtliche Entſcheidung ein, ſo fragt es ſich 
wiederum, ob dieſe, die ein Vorbild in der Entſcheidung 
nach Art. 11 VGH. hat, wie ein Enteignungsbeſchluß 
unmittelbar den Eigentumswechſel bewirkt und das 
Grundbuch unrichtig macht, oder nur die Verpflichtung 
der Beteiligten begründet, den Eigentumswechſel nach 
den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts herbeizu— 
führen. Wir werden auf dieſe Fragen, die ja auch 
bei Aenderungen im Beſtande von politiſchen Ge— 
meinden auftauchen, wenn möglich, noch zurückkommen. 

Die KVerwO. ſpricht in 8 10 weiter von Ver— 
pachtungen und Vermietungen (vgl. hiezu auch $ 25 
KVerwoO.). Ueber Belaſtungen des Kirchenvermögens 
ſagt ſie nichts. Die für dieſe maßgebenden geſetzlichen 
Beſtimmungen ſind in dem von der Veräußerung 
handelnden 8 I KVerwoO. angeführt. So iſt auch eine 
Verpfändung, wenngleich ſie den Pfandgegenſtand nur 
vorübergehend belaſten ſoll, als eine Schmälerung i. S. 
des Art. I KGOO. anzuſehen; der Art. 75 I ſtellt in 
Ziff. 1 der Veräußerung die Belaſtung von Grund— 
ſtücken oder grundſtücksgleichen Rechten, gleich, ſowie 
Verfügungen über Rechte an Grundſtücken mit Aus— 
nahme von Hypotheken, Grundſchulden und Renten— 
ſchulden, ferner der Veräußerung eines Einrichtungs— 
oder Ausſtattungsgegenſtandes im Werte von 1000 M 
oder mehr deſſen Verpfändung. Wie in dieſen Fällen 
jo iſt nach Art. 75 J, 3 und 75 III zu jeder Webers 
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nahme bleibender Laſten die Zuſtimmung der kirch⸗ 
lichen Oberbehörde und die ſtaatsaufſichtliche Ge⸗ 
nehmigung erforderlich, und die in Art. 76 geforderte 
Genehmigung der Kreisregierung bei Gegenſtänden 
von wirklichem oder zu vermutendem Denkmalswert 
iſt nicht nur zur Veräußerung, ſondern auch zur Ver⸗ 
pfändung notwendig. 

Zu beachten iſt, daß Art. 75 J, 1 auch zum 
Erwerbe von Grundſtücken oder grundſtücksgleichen 
Rechten ſowie zum Erwerb eines Einrichtungs⸗ oder 
Ausſtattungsgegenſtandes im Werte von 1000 M oder 
mehr die ſtaatsaufſichtliche Genehmigung verlangt 
(dagegen nicht die Zuſtimmung der kirchlichen Ober⸗ 
behörde, die in dieſen Fällen nur einzunehmen iſt — 
Art. 75 III). 

Weitaus der größere Teil von den Beſtimmungen 
der KVerwd0. bezieht ſich nicht auf den rechtsgeſchäͤft⸗ 
lichen Verkehr, ſondern auf bloße Verwaltungsmaß— 
nahmen wie die Behandlung der Archivalien ($ ), 
die Abſonderung des Kirchenvermögens von anderem 
Vermögen (§ 2), die Verwahrung von Wertſalſen ($ 3) 
uſw. Es iſt aber klar, daß Verſtöße gegen die hierüber 
erlaſſenen Beſtimmungen — z. B. auch gegen den von 
der Verſicherung der zum ortskirchlichen Vermögen 
gehörigen Sachen handelnden § 5 — eine Haftung 
für den durch ſie verurſachten Schaden zu begründen 
geeignet ſind, ſo daß dieſe Vorſchriften von maß⸗ 
gebender Bedeutung für den Streitrichter werden 
können, wie andererſeits eine Unterſuchung wegen 
Veruntreuung ortskirchlicher Gelder unter Umſtänden 
nicht ohne Kenntnis der Vorſchriften der KVerwd. 
über die Verwaltung ſolcher Gelder und das Kaſſen⸗ 
und Rechnungsweſen zu führen ſein wird. 

In dem von den gutsherrlichen und ſonſtigen 
beſonderen Verwaltungen handelnden dritten Abſchnitte 
der KVerwO. konnten nach Art. 62 V KG. durch 
Miniſterialvorſchrift Rechtsſätze ſogar abweichend von 
den Beſtimmungen der KG. erlaſſen werden. 

Wohl der am häufigſten vorkommende Fall der 
Beteiligung ortskirchlichen Vermögens am Privat⸗ 
rechtsverkehr iſt der, für den die erwähnte beſondere 
Bekanntmachung erlaſſen iſt, die Anlegung von Geldern 
der Kultusſtiftungen und Kirchengemeinden. Die Bek. 
iſt an Stelle der Bek. vom 17. Mai 1905 (JMBl. S. 717) 
getreten, deckt ſich aber in den Grundzügen mit deren 
Beſtimmungen; hingewieſen ſei jedoch auf die Ab- 
weichung unter Nr. 14 d — das Ortskirchen vermögen, 
das den Kirchenverwaltungen unterſteht, iſt darnach 
freier geſtellt als nach den alten Vorſchriften (vgl. 
KMBl. 1914 S. 72) und freier als das Ortskirchen⸗ 
vermögen, deſſen Verwaltung von Gutsherrn oder 
ſonſt einer einzelnen Perſon geführt wird —, ferner 
auf den Zuſatz, den Nr. 14 e durch Abſ. 3 erhalten hat, 
auf Nr. 15 (erwähnt unter d neu die Buchſchulden) 
— vgl. hiezu auch die Aenderung der Nr. 16 und die 
Abſ. II- der Nr. 18 —, auf die neuen Beſtimmungen 
über die Freiſchreibung von Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber, die auf den Namen umgeſchrieben 
ſind, auf die Ausdehnung des Kreditverkehrs durch die 
Neuerungen in Nr. 20 und 22, auf die Bemerkungen 
über auſſichtliche Genehmigung in Nr. 23 und 24. 
Alle Vorſchriften, die mit den neuen nicht im Einklang 
ſtehen oder durch ſie erſetzt ſind, ſind in Nr. 26 außer 
Kraft geſetzt. 

Hervorgehoben mag endlich noch ſein, daß das 
Anwendungsgebiet der beiden Bekanntmachungen vom 
14. Juni nicht das gleiche iſt: die KVerwO. gilt nut 
für das Ortskirchenvermögen im Sinne des Art. 5 
KG., die andere Bekanntmachung auch für Pfründe— 
und Pfarrſtiftungen. 


| 
| 


werden. 


Pücheranzeigen. 


Behr, Dr. Albert, K. Amtsrichter in München. Das 
Bayeriſche Jagdgefek vom 30. März 
1850 mit den Geſetzen über den Erſatz des Wild⸗ 
ſchadens und ſämtlichen einſchlägigen reichs⸗ und 
landesrechtlichen Beſtimmungen. Lfg. 1. 64 S. München, 
Berlin und Leipzig 1918, J. Schweitzer Verlag 
(Arthur Sellier). Geh. Mk. 1.20. | 

Von dem Werke iſt zurzeit nur die erſte Lieferung 
erſchienen. Soweit ſich aus dieſer Lieferung erſehen 
läßt, verſpricht es durch die Aufnahme der auf 
die Jagd bezüglichen Geſetze, Vorſchriften und Ver⸗ 
ordnungen, ſowie durch die eingehende Verwertung 
der Rechtſprechung für den Juriſten ein unentbehrliches 

Hilfsmittel in der Beurteilung aller jagdrechtlichen 

Fragen zu werden. Sehr zu begrüßen iſt die ein⸗ 

gehende Heranziehung aller jagdtechniſchen Fragen, 

ſowie die Bezugnahme auf die jagdliche Fachliteratur 
und die führenden Jagdzeitſchriften; dadurch wird es 
den Richtern und Verwaltungsbeamten, welche nicht 
ſelbſt Jäger ſind, ſich jedoch beruflich mit dem Jagd⸗ 
rechte zu beſchäftigen haben, erleichtert, ſich in allen 
jagdtechniſchen Fragen eingehend zu unterrichten. — 

Infolge der erſchöpfenden Behandlung aller einſchlägigen 

Fragen, ſowie infolge der klaren Ausdrucksweife und 

der Ueberſichtlichkeit wird, ſoweit ſich aus der erſten 

Lieferung erſehen läßt, auch dem Laien die Möglichkeit 

gegeben werden, ſich in allen Fällen aus dieſem Buche 

erſchöpfenden Aufſchluß zu erholen. Dadurch wird 
das Werk auch für die Jagdpächter unentbehrlich werden. 
E. Fihr. von Nottbafft, Syndikus in München. 


Sammlung rechtsbelehrender Schriften. Herausgegeben 
im Auftrage des Verbandes der deutſchen gemein⸗ 
nützigen und unparteiiſchen Rechtsauskunftſtellen 
von Rat Dr. H. Link, Lübeck. Lübeck 1916. Jedes 
Heſt Mk. 0.25. Es liegen vor Heft 1—3. 

Im erſten Heft ſchreibt Oberverwaltungsgerichtsrat 
Schiffer (Berlin) über die Stellung der gemein- 
nützigen Rechtsauskunft in der Rechtspflege. 
Er beſpricht die Tätigkeit der Rechtsauskunftsſtellen 
hinſichtlich der Rechtsberatung, des Rechtsſchußes und 
des Güteverfahrens. Mit Recht weiſt er auf die un⸗ 
endlich großen, unſchätzbaren Dienſte hin, die die Rechts⸗ 
auskunftſtellen der Rechtspflege leiſten können und 
Im ſelben Heft handelt Gerichtsaſſeſſor Dr. 


Hüttner (Eſſen) vom Schutz der Unbemittelten 


in der Rechtspflege. Er bringt namentlich die 
Vorſchriſten über das Armenrecht zur Darſtellung. 
Im zweiten Heft ſchildert Magiſtratsrat Lange 


Geukölln) die Anſprüche der Kriegs beſchädigten 
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und der Hinterbliebenen von Kriegsteil⸗ 
nehmern. Hinſichtlich beider Sorten von Anſprüchen 
unterſcheidet er die militäriſche Verſorgung und die 
Anſprüche aus der Sozialverſicherung. 

Im dritten Heft bringt Landrichter Dr. Utermarck 
(Lübeck) die Vorſchriften über das Teſtament. Er 
ſchick die allgemeinen Beſtimmungen voraus. Dann 
erörtert er die Formen der Teſtamentserrichtung, die 
Teſtierfähigkeit, den Inhalt des Teſtaments, Anfechtung 
und Eröffnung des Teſtaments und andere Einzelheiten. 

Die Schrift erfüllt den Zweck der Rechtsbelehrung, 
dem fie dienen fol. 


Schweldnltz. Landgerichtsrat Alfons Hackenberger. 


u jur. phil. Richard, Ludwigshafen a. Rh. 
e 
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tsbegriffe der Kriegswirtſchaft. Ein 


Verſuch der Grundlegung des Kriegswirtſchaftsrechts. 
165 Seiten. München, Berlin u. Leipzig 1918, J. 
Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Geh. Mk. 4.50. 
Mit der Methode, nach der unſere modernen Staats- 
rechtsſyſteme — insbeſondere läßt ſich der Einfluß 
Fleiners nicht verkennen — unſere öffentlich rechtlichen 
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Verhältniſſe zu betrachten und darzuſtellen pflegen’ 


führt uns K. die Umgeſtaltungen vor, die unfere ſtaats⸗ 
rechtlichen Verhältniſſe durch die kriegs wirtſchaftlichen 
Rechtsvorſchriften und Verwaltungsmaßnahmen er⸗ 
fuhren. Daß der begriffliche Gegenſatz zwiſchen Rechts⸗ 


und Verwaltungsvorſchrift noch nicht gefunden iſt, 


wird man dem Verfaſſer nicht zugeben können, auch 
ſonſt wird er wohl bisweilen Widerſpruch finden; 
doch nimmt das dem Buch nichts von ſeinem Wert; 
es iſt in der Tat eine mit ſicherem Urteil geſchriebene 
Grundlegung des Kriegswirtſchaftsrechts. 

ch... 


Hauſer, Dr. jur. Viktor, München. Der Verſor⸗ 
gungsanſpruch der Kriegsbeſchädigten 
und Kriegshinterbliebenen und die Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtswegs. 71 Seiten. Mün⸗ 
chen, Berlin und Leipzig 1917, J. Schweitzer Verlag 
(Arthur Sellier). Broſch. Mk. 2.—. 


Die vorſtehende Schrift dürfte Juriſten wie Laien 
willkommen ſein. Sie bietet eine allgemein verſtänd⸗ 
liche Ueberſicht über die derzeitige Regelung der Ver⸗ 
ſorgung unferer Kriegsbeſchädigten und der Kriegs⸗ 
hinterbliebenen. Für die erſte Tagung des Reichstags 
nach dem Friedensſchluß iſt ja von dem Staatsſekretär 
des Reichsſchatzamtes ein Geſetzentwurf zugeſichert 
worden, der die Unzulänglichkeiten unſerer geltenden 
Militärverſorgungsgeſetze abſtellen ſoll. Auch H. weiſt 
darauf hin, wie ſehr das geltende Militärverſorgungs⸗ 
recht in dem jetzigen Volkskriege mit ſeiner Einbe⸗ 
rufung alter Familienväter aus allen Ständen und 
Erwerbskreiſen verſagt hat. Auf den erſten Blick er⸗ 
ſcheint es undurchführbar, einem im Krieg erblindeten 
Rechtsanwalt dieſelbe Rente zuzuerkennen wie einem 
erblindeten Keſſelflicker; der Witwe eines als Gefreiten 
gefallenen Diplomingenieurs eine niedrigere Rente zu 
geben als der Witwe eines als Unteroffizier gefallenen 
Maurerpoliers; einem 19jährigen infolge Kriegsdienſt⸗ 
beſchädigung einarmig gewordenen Kaufmann, der 
Reſerve⸗Leutnant iſt, eine Offizierspenſion, eine Kriegs⸗ 
zulage von 1200 M und eine Verſtümmelungszulage 
von 900 M zu bewilligen, dagegen einem 40jährigen 
Werkmeiſter mit derſelben Kriegsdienſtbeſchädigung 
eine Mannſchaftsrente, eine Kriegszulage von 180 M 
und eine Verſtümmelungszulage von 324 M. Dem⸗ 
gegenüber iſt die Ergänzung der Verſorgungsgeſetze 
durch das Geſetz über die Kriegsverſorgung von Zivil⸗ 
beamten vom 4. Auguſt 1914 und durch das Kapital⸗ 
abfindungsgeſetz vom 3. Juli 1916 immer nur eine 
kleine Gelegenheitsbeſſerung. Neben den beſtehenden 
Geſetzen wird die ſeit Kriegsausbruch durch Friegs- 
miniſterielle Erlaſſe angeordnete Neuregelung des mili— 
täriſchen Verſorgungsweſens berückſichtigt. 

Der 1. Teil erörtert die Verſorgungsanſprüche der 
Kriegsbeſchädigten, der 2. Teil die der Kriegshinter— 
bliebenen — der Anhang zu beiden Teilen das Kapital— 
abfindungsgeſetz vom 3. Juli 1916 — und der 3. Teil 
die Anſprüche der Kriegsbeſchädigten und Kriegshinter— 
bliebenen aus der Reichsverſicherung und ihr Ver— 
hältnis zu den Anſprüchen aus den Militärverſorgungs— 
geſetzen. 


Jena. Dr. Böckel. 


Langheineken, P. Dr. phil. et. jur., ord. Profeſſor der 
Rechte an der Univerſität Halle-Wittenberg. Rat: 
ſchläge für das Rechts ſtudium. 48 Seiten. 
Hannover 1918, Helwingſche Verlagsbuchhandlung. 
Geh. Mk. 1.50. a 

Aus dem Vorwort: „Die vorliegende kleine Schrift 
verfolgt das Ziel, ſowohl denen, die das Rechtsſtudium 
beginnen, als auch denen, die das inſolge ihrer Zeil: 
nahme am Kriege unterbrochene oder aus einem ſon— 
ſtigen Grunde ausgeſetzte Rechtsſtudium wieder auf— 
nehmen wollen, ein Ratgeber und Führer in den mannig— 
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fachen Unſicherheiten und Zweifelsfragen zu fein. 
Ebenſo können denen, die lediglich vom Erfolg ihres 
bisherigen Studienganges nicht recht befriedigt ſind, 
die Ratſchläge Nutzen bringen; denn zu einer Richtig⸗ 
ſtellung der Studiermethode iſt es nie zu ſpät.“ Wir 
gehen noch weiter und möchten glauben, daß auch 
mancher ſchon im Vorbereitungsdienſte ſtehende Juriſt 
in dem Büchlein genug des Nützlichen finden kann, 
denken alſo wohl nicht gering von dem akademiſchen 
Rechtsunterricht und möchten uns nicht zu den Ver⸗ 
fechtern „theoriefeindlicher oder mindeſtens theorie⸗ 
fremder Anſichten“ zählen, mit denen Langheineken 
ſich in Kürze auseinanderſetzt; aber wir können ihm 
doch nicht ganz in ſeinem Sinne antworten, wenn er 
ſeine Gegner fragt: „Kann es etwa dem Anſehen der 
Rechtswiſſenſchaft und des Juriſtenſtandes dienen, wenn 
der Eindruck erweckt wird, als bildeten die Juriſten 
den einzigen gelehrten Berufsſtand, bei dem es ein 
nutzloſes Unternehmen ſei, eine gediegene ſyſtematiſche 
Geiſtesbildung als Grundlage der künftigen Berufs- 
tätigkeit durch einen regelrechten et 
Studiengang zu gewinnen?“ Wir möchten ihm mit 
der Gegenfrage antworten: Muß wirklich die aka⸗ 
demiſche Einführung in die Kunſt der Rechtsfindung 
ſo ganz anders geſtaltet ſein als die Einführung in 
die ärztliche Kunſt, dem Leben fern ſich ſo ganz auf 
den Lehrſaal beſchränken? Eckert. 


Hneck, Dr. jur. A., Gerichtsaſſeſſor. Der Sukzeſſiv⸗ 
lieferungsvertrag. 204 S. München, Berlin 
und Leipzig 1918, J. Schweitzer Verlag. (Arthur 

Sellier). Broſch. Mk. 6.—. 

Was das Buch bietet, ergibt ſein Titel. Der 
Stoff iſt erſchöpfend u. wiſſenſchaftlich behandelt; zahl⸗ 
reiche Einzelfragen find entſchieden. Die klare unge⸗ 
ſuchte Sprache verrät die Beherrſchung des Stoffes. 


Schlee. 


Stern, Ottokar, Zivilingenieur. Woh nungs no t, 


Steuerformel und Abſonderung der 
Grundrente. 32 Seiten. Wien und Leipzig 1917, 
Druck und Verlag von Carl Gerold's Sohn. Geh. 
Mk. 1.—. 

Die Frage, wie heute und in der Uebergangszeit 
Wohnungen zu erſchwinglichen Mietpreiſen trotz der 
auf das Doppelte geſtiegenen Baukoſten erſtellt werden 
können, bildet für alle verantwortlichen Stellen eine 
der ernſteſten Sorgen. Die Schrift zeigt einen neuen 
Weg zur Löſung dieſer anſcheinend unlösbaren Frage. 
Der Verfaſſer weiſt unter Anwendung eines analy— 
tiſchen Verfahrens für die Ertragswertsberechnung mit 
mathematiſchen Formeln in geiſtvoller Weiſe nach, daß 
durch entſprechende Steuerbefreiungen und -Begün⸗ 
ſtigungen der notwendige Ausgleich geſchaffen werden 
kann. Er gibt aber auch wertvolle Fingerzeige dafür, 
wie einer ſpekulativen Auswertung dieſer Steuer: 
begünſtigungen durch eine Bodenpreisſteigerung ent⸗ 
gegengewirkt werden kann. Wer an der Wohnungs— 
frage praktiſch zu arbeiten hat, ſollte nicht verſäumen 
die Schrift zu leſen. Rechtsrat Mayr. 


Ebner, A., Syndikus des Vereins deutſcher Zeitungs⸗ 
verleger. Alphabetiſches Warenverzeichnis 
der Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren (Klei⸗ 
dung, Wäſche und Verbandſtoffe) ſowie 
der Schuhwaren und deren Verkehrsbe⸗ 
ſchränkungen. 156 S. Stuttgart 1918, Verlag 
von J. Heß. Preis Mk. 5.40. 

Derſelbe, Alphabetiſches Waren verzeichnis 


mit Verkehrsbeſchränkungen bei Me⸗ 
tallen, Mineralien, Kohlen, Elektrizi⸗ 


e 


ayern. 1918. Nr. 17 u. 18. 


tät, Oelen, Maſchinen, Treibriemen, 
Düngemitteln, Kraftfahrzeugen, Arznei-, 
Heil⸗ und Waſchmitteln, chemiſchen Er⸗ 
zeugniſſen, Farben und Zündwaren. 488. 
Stuttgart 1918, Verlag von J. Heß. Preis Mk. 1.60. 


Die große Zahl von Verordnungen des Bundesrats 
und des Reichskanzlers und die noch größere Zahl der 
Bekanntmachungen und Erlaſſe der Kriegs wirtſchafts⸗ 
ſtellen und der Generalkommandos machen es ſelbſt 
dem gewiſſenhafteſten Kaufmann und Gewerbetreiben⸗ 
den unmöglich, ſich in den für ſeinen Betrieb gelten⸗ 
den Vorſchriften auf dem Laufenden zu erhalten oder 


ſich in einem beſtimmten Fall über das, was ver⸗ 


boten oder erlaubt iſt, Kenntnis zu verſchaffen. Die 
Haupturſache dieſes wenig erfreulichen Zuſtandes iſt, 
daß die Verordnungen in zahlreichen Quellen ver⸗ 
öffentlicht ſind, die im einzelnen nicht oder nur ſchwer 
zugänglich ſind. 

Es iſt daher ein begrüßenswertes Unternehmen, 
daß der Verfaſſer in den beiden Heften die geſetzlichen 
Beſtimmungen zuſammengefaßt und nach Stichworten 
in der Buchſtabenfolge der einzelnen Waren geordnet 
dargeſtellt hat. 

Das erſte Heft enthält die Vorſchriften über das 
Bekleidungsweſen bis zum März 1918, das zweite 
die Verkehrsbeſchränkungen über die im Titel ge⸗ 
nannten Rohſtoffe und Erzeugniſſe bis April 1918. 
Daß ſich der Stoff auf das Reichsrecht beſchränkt, tut 
der Brauchbarkeit keinen Eintrag, denn die beſonderen 
landes rechtlichen Beſtimmungen find von untergeord⸗ 
neter Bedeutung und die von dem Verfaſſer berück⸗ 
ſichtigten Anordnungen der Militärbefehlshaber über 
die Gegenſtände des Kriegsbedarfs ſind in der Haupt⸗ 
ſache mit dem gleichen Inhalt von ſämtlichen General⸗ 
kommandos und Kriegsminiſterien im Reich erlaſſen 
worden. 

Die Zuſammenſtellungen werden nicht nur dem 
Kaufmann und dem Gewerbetreibenden, ſondern auch 
den Behörden ein willkommenes Hilfsmittel ſein und 
es iſt nur zu wünſchen, daß durch periodiſch erſchei⸗ 
nende Nachträge die jeweiligen Aenderungen und Neu⸗ 
regelungen behandelt werden. 

Amtsrichter F. Schmidt, Referent im Bayer. Kriegswucheramt. 


Zelter, Georg, Juſtizrat in Stettin, Der wirtſchaft⸗ 
liche Niedergang der deutſchen Anwalt: 
ſchaft und feine Urſachen. 45 Seiten. Berlin 
1918, W. Moeſer, Buchhandlung. Geh. Mk. 1.30. 


Zelter gilt auf dem Gebiete der wirtſchaftlichen 
Lage der deutſchen Anwaltſchaft für den beſten Sach⸗ 
kenner. In der vorliegenden Schrift unterſucht er die 
wirtſchaftliche Notlage vor und im Kriege. Mit der 
ſeine Arbeiten auszeichnenden Mäßigung und Sachlich⸗ 
keit, auch in der Abwehr der ungerechten, leidenſchaft⸗ 
lichen Angriffe gegen die Anwaltſchaft, ſtellt er die 
Erſcheinungen feſt, ihre Urſachen und die Ausſichten 
der weiteren Entwickelung. So beleuchtet er das Thema 
nach allen Seiten. Auf die Fülle der Anregungen 
kann leider nicht eingegangen werden. Es genüge die 
Bemerkung, daß Z. auch jetzt noch Gegner des numerus 
clausus iſt. Als Folge der durch den Krieg geſchaffenen 
Einengung des Kreditweſens dürfte für den Frieden 
nicht bloß, wie Z. meint, eine Minderung der Ber- 
ſäumnisſachen, ſondern auch der ſtreitigen Sachen zu 
erwarten ſein. 


Jena. Dr. Bödel. 
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Geſetz und Nichter. 
Bon Theodor von der Pfordten. 
In Nr. 13/14 dieſes Jahrg. (S. 20 1ff.) hat 


Herr Miniſterialrat Dr. Reindl unterſucht, ob 


die vermögensrechtlichen Anſprüche der berufs⸗ 
mäßigen Gemeindebeamten aus ihrem Dienſtver— 
hältniſſe vor den bürgerlichen Gerichten verfolgt 
werden können. Er ſtreift dabei auch die in der 
jüngſten Zeit viel erörterte Frage des Verhältniſſes 
zwiſchen Geſetz und Richter. Er führt u. a. aus: 
„Der Richter hat einfach das geltende Recht an⸗ 
zuwenden und da, wo dieſes Recht dem modernen 
Rechtsempfinden nicht genügend entgegenkommt, 
es dem Geſetzgeber zu überlaſſen, dieſem Mangel 

. abzubelfen. Die Rolle des Geſetzgebers ſteht 
ihm nun einmal nicht.“ 1.50 


5 Dieſe Anſicht, für die ſich Reindl auf das 
Anſehen Seydels beruft, mag noch bis vor kurzer 
Zeit in weiten Kreiſen als die herrſchende und 
allein denkbare gegolten haben, obwohl ſich ihr die 
geſündeſten und beſten Kräfte in Rechtslehre und 
Rechtsanwendung niemals unbedingt gefügt haben. 
Heutzutage aber darf ſie als erſchüttert gelten, 


meinheit ausgeſprochen werden dürfen. Sie beruht 
auf dem Gedanken, daß das Recht eine ſtarre, 
tote, durch zahlloſe Vorſchriften ein für allemal 
feſtgelegte Maſſe ſei und daß es deshalb für den 
Richter nur darauf ankomme, das richtige Schub— 
ſach aufzuziehen, in dem er den nötigen Stoff 
findet. In unſerem von der Geſetzgebung mit 
maſſenhaftem Papier überſchütteten Zeitalter mag 
eine ſolche Anſchauung allerdings naheliegen. Aber 
es dämmert uns doch allmählich, daß ſie den 
Richter zum Regiſtrator herabwürdigt, und des— 
halb kommen wir mehr und mehr von ihr ab. Auch wer 
nicht gerade ſtark fortſchrittlich angehaucht iſt, er— 
kennt heutzutage an, daß das Recht nicht durch 
eine immerwährende Geſetzesmacherei in feſte Grenzen 
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wenigſtens wird ſie nicht mehr in dieſer Allge⸗ 


; gezwängt werden kann, außerhalb deren ein leerer 
Abgrund gähnt, ſondern daß es als eine Aeußerung 

des ſtets veränderlichen und ſich e e n 
Volkslebens einem fortgeſetzten Wandel unterworfen 
iſt, der ſich keineswegs ausſchließlich durch ein 
abſichtsvolles Eingreifen des Geſetzgebers vollzieht.“) 
Wir haben uns wieder darauf beſonnen, daß es 
auch ungeſchriebene Rechtsſätze gibt und daß ander⸗ 
ſeits auch der äußerlich ſtolzeſte Geſetzesbau nicht 
ſo lückenlos und untadelhaft iſt, daß er der Weiter: 
bildung durch eine verſtändige Rechtſprechung ent⸗ 
behren könnte, die ſeine unvermeidlichen Mängel 
erkennt und ausgleicht. Es iſt deshalb kein ſo 
unerhörter Vorgang, wenn der Richter eine Ge⸗ 
ſetzeslücke durch einen Spruch ſchließt, der dem 
natürlichen Empfinden und den Grundgedanken 
der gegenwartigen Rechtsentwickelung gerecht zu 
werden verſucht, es iſt auch kein Umſturz der 
Rechtsordnung, wenn er ſich nicht damit begnügt, 
den Wortlaut geſetzlicher Vorſchriften begrifflich 
zu erfaſſen und nach „Abſichten des Geſetzgebers“ 

zu forſchen, ſondern darüber hinaus weiterbaut. * 


1) Vgl. Ice ing Geiſt des Römiſchen Rechts 
S. 26, der ausführt, „daß das Recht nicht, wie man es 
früher betrachtet, ein äußerliches Aggregat willkürlicher 
Beſtimmungen iſt, welches der Reflexion der Geſetzgeber 
ſeinen Urſprung verdankt, ſondern gleich der Sprache 
eines Volkes ein innerlich geſchloſſenes Produkt der 
Geſchichte iſt.“ Er fährt fort: „Menſchliche Abſicht 
und Berechnung hat freilich ihren Anteil an der Bil— 
dung desſelben, aber ſie findet mehr als fie ſchafft . .. 
Der Drang des Lebens hat das Recht mit feinen An⸗ 
ſtalten hervorgetrieben und unterhält dasſelbe in un— 
ausgeſetzter Wirklichkeit.“ S. auch Paulſen, Ein⸗ 
leitung in die Philoſophie, 27./28. Aufl. S. 223. 

) In einem ſehr leſenswerten Buche Savigny 
und der Moder nismus im Rechte von 
Dr. Alfred Manigk (Berlin 1914, Verlag von Franz 
Vahlen) finden ſich Gedanken hierüber, die wegen 
ihrer einſichtigen Mäßigung alle Beachtung verdienen. 
Manigk vergleicht das geſchriebene Recht ſehr anſchau— 
lich mit dem Feſtlande, das von der Flut, dem natür— 
lichen Rechte, umſpült wird. „Die Ufer des poſitiven 
Rechts werden umſpült vom natürlichen Recht und 
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Ich will mich jedoch auf dieſe weitläufigen Wenn nun der Richter die Verantwortung einfach 
Fragen nicht näher einlaſſen. Sie find in jüngſter dem Geſetzgeber zuſchiebt, anſtatt das geſchriebene 
Zeit in Büchern und Zeitſchriften genügend erörtert Recht ſoweit möglich aus dem ungeſchriebenen zu 
worden.“) Ich will auch gar nicht unterſuchen, ergänzen und da, wo es nottut, auch weiter zu 
ob in dem von Reindl behandelten Falle die freiere entwickeln, mit neuem lebensfähigem Inhalt zu er⸗ 
Rechtsanwendung zu einem befriedigenden Er: füllen, jo ſchadet er der Allgemeinheit, bringt den 
gebniſſe geführt hat und ob nicht feine Anficht Geſetzgeber in üblen Ruf und zieht ſich ſelbſt den 
der des Verwaltungsgerichtshofs vorzuziehen iſt. Vorwurf mangelnder Lebenskenntnis zu. Es gibt 
Für die allgemeine Frage iſt das nicht von be⸗ eine Niederlage auf der ganzen Front. 
ſonderer Bedeutung. Ich will vielmehr nur dar⸗ Die ſachlichen Schwierigkeiten werden jedenfalls 
zulegen verſuchen, zu welchen Folgen das ängſt⸗ nicht dadurch beſeitigt, daß dem Geſetzgeber Miß⸗ 
liche Anklammern an das Geſetzeswort und an griffe oder Unterlaffungen nachgewieſen werden. 
die wirklichen oder vermeintlichen Abſichten des Solche feſtzuſtellen, iſt zumeiſt leicht und einfach, 
Geſetzgebers führen muß. Das iſt wohl nicht aber mit der Verbeſſerung geht es nicht ſo ſchnell. 
ganz überflüſſig. Denn man kann immer noch Einen ſchlecht ſitzenden Rock oder einen zu engen 
die Meinung hören, dieſes Anklammern gewähr⸗ 
leiſte allein eine feſte und ſichere Rechtsfindung 
und jedes freiere Geſtalten müſſe alle Bande 
frommer Scheu löſen. Vielleicht ergibt ſich bei 
näherem Zuſehen gerade das Gegenteil und vielleicht 
gelangen wir doch zu der Erkenntnis, daß eine 
weniger gehemmte richterliche Tätigkeit die Be⸗ 
dingung für eine geſunde Weiterentwickelung unſeres 
geſamten Rechts: und Staatslebens iſt. 


drehen ändern laſſen, den Geſetzgeber aber kann 
man nicht wegen jedes einzelnen Mangels von 
neuem in Bewegung ſetzen, nachdem er kaum ſein 
Werk vollendet hat. Soll er etwa ſofort wieder 
einen Entwurf aufſtellen und ihn durch die zahl⸗ 
loſen beteiligten Inſtanzen laufen laſſen? Man 
weiß ja unter den heutigen Verhältniſſen nicht 
einmal ficher, was dabei herauskommt. Politiſche 


Geſetzgebungsfragen hinein und machen den Er⸗ 
folg jedes auf eine Aenderung hinzielenden Schrittes 
ganz unberechenbar. Zum mindeſten muß eine ge⸗ 
waltige, ſchwerfällig arbeitende Maſchine in Gang 
gebracht werden, um zu bewirken, was raſcher und 
ſicherer erreicht werden könnte, wenn nur an die 
Stelle eines ängſtlichen Formalismus eine gewiſſe 
Freudigkeit an Entſchluß und Verantwortung 
treten würde. Es war ein übles Schauſpiel, als 
im Jahre 1905 das Bahyeriſche Oberſte Landes⸗ 
gericht aus „konſtruktiven“ Bedenken aber auch 
aus Scheu vor dem Vorwurf eines Uebergriffes 
in die Aufgabe der Geſetzgebung in der Frage der 
Nebenkautionen einen Standpunkt einnahm, der 
zu unannehmbaren Folgen führen mußte. Eine 
Flut von Erregung ging durch alle beteiligten 


kann niemals mit aller Sicherheit berechnen, in 
welcher Lage ſich der Untergebene befindet, wenn 
es gilt, den Auftrag auszuführen. Er kann ſich 
in den Vorausſetzungen getäuſcht haben, Zwiſchen⸗ 
fälle, neue Lagen können ſich ergeben, an die er 
überhaupt nicht gedacht hat und nicht denken 
konnte. Deshalb muß er ſich darauf verlaſſen, 
daß ſich ſein Befehl an ſelbſtändig denkende Menſchen 
richtet, die den eigenen Entſchluß finden, wenn die 
geſchriebene Weiſung verſagt. Er würde wenig 
erbaut ſein, wenn ſich der Untergebene ſklaviſch 
an den Wortlaut des Befehls binden ober ſich 
bei einer unvorhergeſehenen Lage darauf hinaus⸗ 
reden würde, daß er ohne Befehl geblieben ſei. 
Der Geſetzgeber ſteht zum Richter in einem ähnlichen 
Verhältniſſe, ja man darf beinahe ſagen, er iſt 
noch mehr als der Heerführer darauf angewieſen, 
durch ſelbſttätiges Urteil unterſtützt und entlaſtet 
zu werden, weil ſeine Anordnungen nicht für Einzel⸗ 
fälle ſondern für die Dauer beſtimmt ſind, alſo 
die Gefahr noch größer iſt, daß ſich Lücken zeigen 
oder der dahinfließende Weltlauf ſie überholt.“) 


ſtark, daß tatſächlich der Geſetzgeber eingreifen 
mußte, um zu beſtimmen, was jedermann und 
wohl auch das Oberſte Landesgericht ſelbſt von 
Anfang an als das allein Vernünftige erkannt 
hatte. Hätte ſich das wirklich nicht vermeiden 


dieſes tritt in den Bereich jenes Feſtlands weit hinein“ 
(S. 136). Manigk bezeichnet es als unbeſtreitbar, 
daß der Richter auch „außerpoſitives Recht“ anwendet. 
Dabei iſt bezeichnend, daß ſich die Schrift gerade gegen 
gewiſſe Ausſchreitungen der ſog. Freirechtsſchule und 
verwandter Beſtrebungen richtet, keineswegs aber als 
einſeitig „moderniſtiſch“ gelten kann. Die hier ent⸗ 
wickelten Gedanken würden dem Verfaſſer zum größten 
Teil wohl kaum zuſagen. 

Das ſoeben erwähnte Buch von Manigk 
bietet eine vortreffliche Ueberſicht über ihren gegen⸗ 
wärtigen Stand. N 

) Schon Plato hatte erkannt, daß alles ge 
ſchriebene Recht nur einen bedingten Wert haben und 
nur mit groben Durchſchnitten rechnen könne. Keine 


für alle das Beſte und Richtigſte ſei, und genau jedem 
Einzelnen das ihm Angemeſſene zuteilen. Daraus 
wird geſchloſſen, daß die Unterwerfung der Regierenden 
unter das Geſetz nur ein Notbehelf ſei, der in dem 
Augenblick überflüſſig werde, wo die Regierung aus 
wahrhaften Staatsmännern beſtehe. Ihre höhere Ein⸗ 
ſicht müſſe ſich bei freier Betätigung notwendig beſſer 
bewähren als alles Geſetz (vgl. Pöhlmann, Aus 
Altertum und Gegenwart, München 1895, S. 267). 
Der Gedanke an ein „Richterkönigtum? iſt alſo ſchon 
ſehr alt. Er mag überſpannt ſein, aber er ſchafft doch 
ein gutes Gegengewicht wider das Mißtrauen gegen 
a . an dem unſere ganze Rechtsordnung 
rankt. 


Stiefel kann man zurückſchicken und im Handum⸗ 


Kreiſe und die Beunruhigung wuchs ſchließlich fo 


Geſetzgebung könne im Voraus beſtimmen, was 


Der Heerführer, der ſeine Befehle ausgibt, und andere unſachliche Rückſichten ſpielen in alle 
| 
| 
| 
| 
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laſſen? Hätte die Rechtsſicherheit Schaden ge⸗ 
nommen, wenn das Oberſte Landesgericht den 
richtigen Gebrauch von der beſonderen Stellung 
gemacht hätte, deren ſich nun einmal ein ſo hoher 
Gerichtshof erfreut, und ſo dem Rechtsleben eine 
wenn auch nur vorübergehende Erſchütterung er⸗ 
ſpart hätte? 

Damit kommen wir von ſelbſt auf den zweiten 
Punkt. Der Richter, der ſich gegenüber dem Ge⸗ 
ſetzeswort oder gegenüber den ſog. Abſichten des 
Geſetzgebers) zur Ohnmacht verdammt, ſchädigt 
deſſen Anſehen oft unheilbar. Er ſtellt ſeine Un⸗ 
vollkommenheiten recht deutlich ins Licht. 
möchte ſagen, es iſt ein unkameradſchaftliches Ver⸗ 
halten zwiſchen zwei Gewalten, die verſtändig zu⸗ 
ſammenarbeiten ſollten. Geradezu boshaft wirkt 
es manchmal, wenn es mit dürren Worten in 
einem richterlichen Urteil heißt: „Was hier be⸗ 
ſchloſſen wurde, iſt eigentlich Unſinn; wir ſehen 
das ſehr wohl ein, aber wir find für dieſen Un⸗ 
finn nicht veranwortlich; der unfähige Geſetzgeber 
hat das Uebel verſchuldet.“ Könnte nicht der Geſetz⸗ 
geber dieſem Vorwurf entgegentreten und ſagen: 
„Ich habe damit gerechnet, daß mein Werkzeug 
von denkenden Menſchen gehandhabt wird. Ich 
konnte nicht alles im voraus wiſſen, darum ver: 
ließ ich mich auf deinen Verſtand und deinen 
guten Willen. Du konnteſt recht wohl wiſſen, daß 
ich nichts Schädliches oder Verkehrtes vorſchreiben 
wollte, hatteſt alſo getroſt meinen Worten eine 
andere Bedeutung geben dürfen.“) Es iſt nicht 
ſehr erhebend, wenn ſich die Staatsgewalten ſo 
miteinander in Widerſpruch ſetzen. Bei dem 
Außenſtehenden muß das den Eindruck heilloſer 
Verwirrung hervorrufen. 

Der Richter irrt nun aber — und das iſt 
der dritte Nachteil — wenn er glaubt, er könne 
ſich vor der öffentlichen Meinung der Verantwortung 
dadurch entziehen, daß er fie dem Geſetzgeber zu: 
ſchiebt. Er ſchädigt am Ende doch ſein eigenes 
Anſehen und das Zutrauen des Volkes zu ſeinem 
Können am meiſten. Denn wer ſich bei anſcheinend 
klarer Rechtslage mit Grund benachteiligt fühlt, 
vielleicht aus dem Urteil ſogar heraushört, daß 
das Gericht ſein Ergebnis ſelbſt eigentlich für ver⸗ 
fehlt hält, ihn aber mit einem bedauernden Adhlel: 
zucken an den Geſetzgeber verweiſt, der läßt ſich 
ſo leicht nicht beruhigen und abſpeiſen. Sein Groll 
richtet ſich zunächſt gegen den, der das Ergebnis 
unmittelbar herbeigeführt hat. Der Geſetzgeber 


) Ein etwas nebelhafter Begriff, weil ja der Ge- 
ſetzgeber nur eine gedachte Perſon iſt; die Abſichten 
der mitwirkenden wirklichen Perſonen aber ſind nicht 
entſcheidend. ö 

6) Freilich fehlt auch der Geſetzgeber mitunter ges 
rade darin, daß er dem richterlichen Ermeſſen zu wenig 
Spielraum läßt und glaubt, alles und jedes vorſchreiben 
zu können. Da iſt es denn erklärlich, wenn die richter⸗ 
liche Gewalt die Neigung verſpürt, zurückzuſchlagen und 
dem Geſetzgeber vor die Augen zu führen, daß ſeine 
Kunſt ihre Grenzen hat. 


Ich 


iſt ihm zu fern, zu wenig greifbar, er ſitzt in den 
Wolken. Aber vom Richter erwartet er Hilfe in 


ſeinen Nöten und ihm ſieht er die Entſcheidung 


über ſein Wohl und Wehe anheimgegeben. Wird 
er da enttäuſcht, ſo hört er nicht auf die Recht⸗ 
fertigung, ſondern iſt ſofort mit dem Vorwurfe 
der Weltfremdheit bei der Hand. Dieſer kommt 
dem Richter natürlich ungerecht vor; er hat recht 
wohl gewußt, daß ſein Urteil den Anforderungen 
des Lebens nicht gerecht wurde, fühlte ſich aber 
zu ſeinem eigenen Leidweſen durch das Geſetz ge⸗ 
feſſelt. Der Vorwurf iſt auch in der Tat ſo, wie 
er ausgeſprochen wird, zumeiſt unbegründet, d. h. 
er geht nach einer falſchen Richtung. Der Mangel 
an Entſchlußkraft iſt es, der eigentlich getadelt 
werden ſollte, nicht der Mangel an Verſtändnis 
für das zu beurteilende Lebensverhältnis. Der 
Beteiligte kann ſich aber eben nicht vorſtellen, daß 
der Richter nur ein Paragraphenzieher ſein ſoll, 
hat man ihm doch deſſen Gewalt und Unabhaͤngig⸗ 
keit als ganz außerordentlich hingeſtellt. 

Nun wird man einwenden: Alle dieſe Nach⸗ 
teile könnten zugegeben werden, aber man müſſe 
ſie in Kauf nehmen, um die Einheit und Ge— 
ſchloſſenheit der Rechtsordnung zu bewahren, die 
durch eine allzu große richterliche Bewegungsfrei⸗ 
heit in ihrem Beſtande bedroht ſei. In Wahrheit 
iſt aber nicht im Geringſten zu fürchten, daß bei 
einer freieren Stellung des Richters zum Geſetz 
alles aus dem Leim gehen werde. Unſere oberſten 
Gerichtshöfe, auf deren Verhalten es doch haupt⸗ 
ſächlich ankommt, ſind bisher gegenüber fortſchritt⸗ 
lichen Gedanken eher zu verſchloſſen als zu weit⸗ 


herzig geweſen: ſie werden ſich niemals auf über⸗ 


ſtürzte Neuerungen einlaſſen, ſondern ihren Weg 
bedächtig gehen. Die Uebertreibungen einzelner 
Heißſporne ſind längſt abgetan; ſolche werden 
immer auftreten, wo neue Strömungen nach An⸗ 
erkennung ſtreben. Die freiere Handhabung und 
Auslegung des Geſetzes bedeutet ſelbſtverſtändlich 
nicht Willkür und Ungebundenheit: der Richter 
darf nicht mit der Stange im Nebel herumfahren, 
gewiſſe Gebiete geſchriebenen Rechtes werden immer 
unangetaſtet bleiben müſſen. Niemandem wird es 
einfallen, neue Tatbeſtände des Strafrechts aus 
der Luft zu greifen, geſetzliche Strafrahmen zu 
zerbrechen, Verjährungsfriſten nach Belieben feſt⸗ 
zuſetzen u. dgl. Es mag ſchwer oder unmöglich 
ſein, die Grenzlinie zwiſchen Richtermacht und 
Geſetzesgewalt ſcharf zu ziehen; ſolche letzte Fragen 
laſſen ſich niemals auf eine beſtimmte Formel 
bringen, es wäre auch gar nicht wünſchenswert, 
weil das hald zu neuen Hemmungen führen würde. 
Maßgebend ſind für die Grenzbeſtimmung letzten 
Endes doch immer die im Richterſtande wirkenden 
perſönlichen Triebkräfte'). Es mag ferner zu⸗ 

) Es geht hier ähnlich wie mit der Abgrenzung 
von richterlicher Unabhängigkeit und Dienſtaufſicht. 


Was alles darüber geſchrieben wurde, war dankens— 
wert, weil es den Kampfplatz abzuſtecken half, aber 
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gegeben werden, daß mancher denkende Juriſt ab⸗ 
geſchreckt und zum Formalismus zurückgedrängt 
wurde, weil ihn die wirr durcheinander tönenden 
Stimmen ſtutzig machten. Aber es wurde ſchon 
angedeutet, daß in Zeitaltern, in denen ſich neue 
Gedanken durchringen, zunächſt ſtets ein ſcheinbar 
unlöslicher Wirrwarr entſteht und daß ſich erſt 
allmählich wieder klare, ſeſt umriſſene Ziele zeigen. 
So hat auch der große Moderniſtenſtreit immerhin 
ſchon einige Erkenntniſſe gebracht, die als geſichert 
gelten dürfen. Ich erinnere nur an die Forderung 
einer mehr „teleologiſchen“ Rechtsanwendung an 
Stelle der bisher vielfach geübten Begriffszerglie⸗ 
derung“), an die Unterſcheidung von ſtarren und 
beweglichen (oder entwickelungsfähigen) Geſetzes⸗ 
normen (Regelsberger), an die Abkehr von 
dem gefährlichen Verfahren, aus den Vorarbeiten 
zu den Geſetzen, aus unverbindlichen Aeußerungen 
von Mitarbeitern, Kommiſſionsmitgliedern, Bericht⸗ 
erſtattern, Parteiführern auf den angeblichen 
„Willen“ des Geſetzgebers zu ſchließen. 
Zuletzt darf wohl auch noch die Frage auf: 
geworſen werden, ob wir denn mit unſeren Geſetzen 
und mit ihrer begrifflichen Ausbeutung einen ſehr 
hohen Grad von Rechtsſicherheit erreicht haben. 
Peir ſcheint das doch recht zweifelhaft zu fein, eher 
habe ich den Eindruck, daß wir ſeit dem Jahre 1900 
lange Zeit ſteuerlos auf einem wogenden Meere 
umhergefahren ſind. Stehen wir nicht recht ratlos 
da, wenn bei der Auslegung des BGB. immer 
ein Schriſtſteller den andern totſchlaͤgt und ein 
Erkenntnis das andere umſtürzt? Betrachten wir 
nicht kopfſchüttelnd die riefigen Bände mit Er: 
läuterungen, die ein kleines Verfahrensgeſetz wie 
die GBO. zeitigte? Leidet nicht die Allgemein⸗ 
heit ſeit 1900 darunter, daß in die freiwillige 
Gerichtsbarkeit Streitfragen hineingetragen werden, 
an die in früheren Zeiten kein Menſch gedacht hat? 
Und kann es denn anders ſein? Mit Worten 
läßt ſich trefflich ſtreiten und jeder anſtellige Kopf 
wird bei einiger Uebung im Wege der Konſtruktion 
aus einer nicht ganz klaren Vorſchrift zwei oder 
drei Löſungen ziehen, in deren Gedankengang ſich 
kein Fehler nachweiſen läßt und die doch zu den 
allerverſchiedenſten Ergebniſſen führen. 


Es iſt betrüblich, muß aber ausgeſprochen 
werden: Der gegenwärtige Rechtszuſtand kann 
unmöglich befriedigen. Und Beſſerung können wir 
uns nicht vom Geſetzgeber, ſondern nur von größerer 
Bewegungsfreiheit des Richters erwarten. 


eine Löſung konnte nicht gefunden werden. Einzelne 
Uebergriffe von beiden Seiten können als ſolche 
gekennzeichnet werden, aber daneben bleibt ein weites 
Feld, auf dem alles unſicher iſt und wo nur das per— 
ſönliche Geſchick einen glatten reibungsloſen Verlauf 
gewährleiſten kann. 

) Vgl. Manigk a. a. O. S. 183. 
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Kriegsanleihe und Vormundſchaftsrichter. 


Ein Mahnruf zur IX. Kriegsanleihe. 
Von Amtsrichter Schubert in München. 


In ernſter Zeit wendet ſich das Reich neuerlich 
an das deutſche Volk um Gewährung der 
Mittel zur Fortführung feines ſchweren Kampfes. 
Noch bei keiner Kriegsanleihe war ein glänzendes 
Ergebnis bedeutungsvoller zum Nachweis der 
inneren Kraft und zur Herbeiführung eines bal⸗ 
digen guten Friedens. i 

Von den Juſtizbeamten ſind beſonders die 
Vormundſchaftsrichter berufen, zu einem 
Erfolg der Anleihe beizutragen (vgl. die eingehenden 
Ausführungen der Miniſterialbekanntmachung vom 
11. September 1917, die VII. Kriegsanleihe be⸗ 
treffend, Beiblatt z. JM Bl. ©. 222). 

Zwar ſind bereits viele Millionen von Mündel⸗ 
geldern in Kriegsanleihe angelegt; immerhin können 
die Mündel noch weitere Millionen dem Vater⸗ 
lande zur Verfügung ſtellen. 

Daß vorhandenes Bargeld zur Zeichnung ver: 
wendet wird, iſt ſelbſtverſtändlich. Dagegen emp⸗ 
fiehlt ſich die Zeichnung für erſt eingehende Mittel 
nur dann, wenn ſie während der Einzahlungsfriſt 
der Kriegsanleihe flüſſig gemacht werden können; 
auch die Anlegung von Sparkaſſaguthaben iſt weniger 
vordringlich, ſowelt ſich die Sparkaſſen ſelbſt aus⸗ 
giebig an der Kriegsanleihe beteiligen. 

Der Abſchluß einer Kriegsanleiheverſicherung 
wird in vielen Fällen vorteilhaft ſein. 

Namhafte Summen können durch die Aufnahme 
von Kriegsanleihehypotheken aufgebracht werden, 
für welche die Hypothekenbanken günſtige Beding⸗ 
ungen bewilligen (vgl. die Miniſterialbekannt⸗ 
machung vom 12. September 1918, die IX. Kriegs⸗ 
anleihe betreffend, Beiblatt z. JIM Bl. ©. 130). 

Die mühſamſte, aber am meiſten Erfolg ver 
ſprechende Arbeit des Vormundſchaftsrichters wird 
darin beſtehen, die Wertpapierbeſtände der Mündel 
auf die Möglichkeit und Zweckmäßigkeit eines Um⸗ 
tauſches zu prüfen. 

Nur zögernd ſind einzelne Vormünder und 
Richter bisher an dieſe Aufgabe herangegangen. 
Seitens der Angehörigen der Mündel beſtand oft 
eine Abneigung, gute, ſeit Jahren der Familie 
gehörige Wertpapiere herzugeben; man verſtand 
ſich häufig nur zur Zeichnung überſchüſſiger Zinſen 
oder demnächſt zu erwartender Geldeingänge. 
Mancher Vormundſchaftsrichter ſcheute ſich, dem Er: 
meſſen des Vormunds vorzugreifen und auf ihn einen 
Druck auszuüben, weil bei der Abgabe der Wert: 
papiere meiſt mit einem bedeutenden Kursverluſte 
gerechnet werden mußte, der erſt durch die erhöhten 
Zinſen allmählich wieder gut zu machen war. Es 
gibt ſicher noch größere Mündeldepots, die au: 
giebig zur Zeichnung herangezogen werden können. 

Hier muß bei der IX. Kriegsanleihe der Vor: 
mundſchaftsrichter entſchloſſen eingreifen. 
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Jetzt im Kampf um Sein oder Nichtſein darf 
es keine kleinlichen Rückſichten geben. Das höchſte 
Intereſſe, auch das wichtigſte Vermögensintereſſe 
jedes Deutſchen und damit jedes Mündels, beſteht 
in einem guten Ausgang des Krieges; dazu muß 
jeder nach Kräften beitragen, ſelbſt um den Preis 
von Opfern. 

Das Vaterland verlangt von Millionen als 
eine Selbſtverſtändlichkeit die Hingabe von Leben, 
Geſundheit und Vermögen, während den Mündeln 
in ihrer überwiegenden Zahl nichts zugemutet 
wird, als einen Teil ihres Vermögens gegen gute 
Verzinſung in mündelſicherer Reichsanleihe anzu— 
legen gegen die geringfügige Gefahr eines Kurs— 
verluſtes, den ſie bei anderen Wertpapieren bisher 
in oft recht fühlbarer Weiſe ebenfalls tragen mußten. 


Im Kriege iſt manches alte, dem Eigentümer 
in langjähriger Gewöhnung lieb gewordene Fami— 
lienſtück der Beſchlagnahme zum Opfer gefallen; 
auch bei den Wertpapieren muß gefordert werden, 
daß perſönliche Intereſſen dem Geſamtwohl ſich 
unterordnen. 

Dazu kommt, daß die Zeichnung durch Um— 
tauſch anderer mündelſicherer Wertpapiere einen 
weſentlichen Zinsgewinn bringt, ohne daß ein 
Kapitalverluſt entſteht. Nach der Mitteilung der 
K. Filialbank München ſind zum Umtauſch in 
Kriegsanleihe beſonders geeignet: 

1. die Staatspapiere neutraler und feindlicher 

Staaten, wie Argentinier, Chilenen, Chineſen, 
Kubaner, Aegypter, Japaner, Marokkaner, Sia: 
meſen uſw. 
2. Aktien, die aus dem lebhaften Geſchäfts— 
gang während des Krieges namhaften Nutzen 
zogen, deren Rentabilität aber vielfach nicht dem 
Riſiko entſpricht, welches die geſteigerten Kurſe mit 
ſich bringen. 

3. Deutſche Städteanleihen, Hypotheken- 
pfandbriefe und Induſtrieobligationen, deren 
Kurſe im Vergleich zur Kriegsanleihe durchweg 
zu hoch ſind. 

Die Bayeriſchen Hypothekeninſtitute bieten 
gegen Zeichnung von Kriegsanleihe für ihre vier— 
prozentigen Pfandbriefe Vorzugskurſe, ſo daß ein 
Umtauſch bei namhafter Rentenerhöhung meiſt 
ſchon mit ſehr geringer Aufzahlung möglich iſt. 
So können zurzeit für M 10 000. — 4 Bayer. 
Hypotheken⸗ und Wechſelbankpfandbriefe bei einem 
Erlös von M 9700.— und einer Rente von 
M 400.— gezeichnet werden 1 9900.— 5% 
Reichsanleihe um M 9702.— mit einer Rente 
von M 495.—. Der Kapitalverluſt beträgt dabei 
M 100.—; s ſteht ihm aber mindeſtens bis 
zum Jahre 1924, der erſten Rückzahlungsmöglich— 
keit der 5 % Reichsanleihe, eine jährliche Mehr⸗ 
rente von M 95.— gegenüber. 

Bei dreieinhalbprozentigen Pfandbriefen emp: 
fiehlt ſich die Zeichnung von 4 / Deutſchen 
Reichsſchatzanweiſungen mehr, da durch deren feiner: 
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zeitige Ausloſung zu 110 der jetzige Kapitals⸗ 
verluſt wieder eingebracht wird. 
Darnach können z. B. für M 10 000.— 


3½ % Süddeutſche Bodenkreditbankpfandbriefe bei 


einem Erlös von M 8900.— und einer Rente 
von M 350.— 
M 3000. — 4 /½ Deutſche Reichsſchatzanweiſungen 

um M 8820.— bei einer Rente von M 405.— 

und 
M 100.— 5% Deutſche Reichsanleihe um 
M 93.— bei einer Rente von M 5.— 
1 8918.— I 410.— 
gezeichnet werden. Die jährliche Rentenmehrung 
beträgt hier K 60.—, während die jetzige Kapitals⸗ 
einbuße von M 900.— bei Auslofung der 4½¼ / 
Reichsſchatzanweiſungen zu 110, ſohin mit M 9900. — 
wieder ausgeglichen wird. Die Ausloſung der 
Schatzanweiſungen zu 1 10 findet halbjährlich, erſt⸗ 
mals im Juli 1919 ſtatt. 

Die bei den früheren Anleihen geltend ge⸗ 
machten Bedenken wegen des tiefen Kursſtandes 
der Pfandbriefe und des mit dem Umtauſch ver- 
bundenen Kursverluſtes find bei dem jetzigen hohen 
Stande dieſer Wertpapiere von vornherein hinfällig. 

In allen Zweiſelsfällen empfiehlt ſich ſchrift⸗ 
liche oder telephoniſche Auskunfterholung bei den 
K. Bankanſtalten, die ſich hiezu bereit erklärt haben. 

Trotz der bisherigen namhaſten Anlagen von 
Mündelvermögen in Reichsanleihe hat ſonach der 
Vormundſchaftsrichter auch bei der IX. Kriegs- 
anleihe noch ein weites Feld der Betätigung. 

Bei ſeinem umfangreichen Parteiverkehr iſt er 
in der Lage manchen unſinnigen Gerüchten und 
törichten Meinungen der Leute entgegenzu— 
treten und aufklärend zu wirken; er wird insbe⸗ 
ſondere den Wahn zerſtören, als ſei die Mündel⸗ 
ſicherheit der Kriegsanleihe geringer als die an: 
derer mündelſicherer Papiere. Den Vormündern 
wird er wie bisher mahnend und beratend zur 
Seite ſtehen und im wohlverſtandenen Intereſſe 
des Mündels nicht davor zurückſchrecken gegen 
Gleichgültigkeit, Nachläſſigkeit und Eigenſinn im 
Aufſichtswege einzuſchreiten. Auch bei einem groß- 
zügigen Vorgehen kann eine Haftungsmöglichkeit 
für ihn bei Einhaltung vernünftiger Grenzen nicht 
in Frage kommen. 

Möge ſein Wirken für die IX. Kriegsanleihe 
zu einem vollen Erfolge führen! 


Die ſtrafrechtlichen Veſtimmungen in den 
Verbrauchſteuergeſetzen vom 26. Juli 1918. 


Von Dr. Naimund Hergt, Finanzaſſeſſor im K. Staats⸗ 
miniſterium der Finanzen, in München. 


Den Strafbeſtimmungen in den Verbrauch— 
ſteuergeſetzen dienten bis in die neueſte Zeit herein 
nach Inhalt und Form die Vorſchriften im Salz— 
abgabegeſetz vom 12. Oktober 1867 und im Ver⸗ 
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einszollgeſetz vom 1. Juli 1869 als Vorbild.“) 
Erſt die Reichsſteuergeſetze vom 26. Juli 1918 — 
Weinſteuergeſetz. Geſetz betreffend die Beſteuerung 
von Mineralwäſſern und künſtlich bereiteten Ge⸗ 
tränken, Bierſteuergeſetz, Geſetz über das Brannt⸗ 
weinmonopol (RGBl. S. 831, 849, 863, 887) — 
verſuchen ſich einigermaßen von der herkömmlichen 
Faſſung der Strafvorſchriften los zu machen. In 
den Begründungen zu den ſtrafrechtlichen Ab⸗ 
ſchnitten dieſer Geſetze iſt der Leitſatz aufgeftellt,*) 
daß fi) die Vorſchriften zwar an das geltende 
Recht anlehnen, aber der neuen Entwicklung des 
Strafrechts anpaſſen ſollen. Bei der Durchführung 
dieſes Grundſatzes hat der Geſetzgeber, wie näheres 
Zuſehen zeigt, für das Steuerſtrafrecht trotz weit⸗ 
gehenden Feſthaltens an dem Hergebrachten manche 
Verbeſſerung geſchaffen, die für das allgemeine 
Strafrecht in dem Vorentwurf eines Strafgeſetz⸗ 
buchs (1909) vorgeſehen iſt. 

Eine wichtige Aenderung hat die Faſſung des 
Tatbeſtandes der Hinterziehung erfahren. 
In den bisherigen Verbrauchſteuergeſetzen iſt dieſer 
Tatbeſtand nach folgendem Typ gefaßt: „Wer es 
unternimmt dem Reiche die in dieſem Geſetz vor⸗ 
geſehene Steuer vorzuenthalten oder eine Der: 
gütung oder Erſtattung dieſer Steuer zu erlangen, 
die überhaupt nicht oder nur in geringerem Betrag 
zu beanſpruchen war, macht ſich der Hinterziehung 
ſchuldig.“ Anſchließend hieran werden in Sonder⸗ 
beſtimmungen einzelne Handlungen aufgezählt, bei 
deren Begehung die Hinterziehung „als vorliegend 
angenommen wird“ oder deren Begehung der 
Hinterziehung „gleichgeachtet wird“. Es ſind dies 
hauptſächlich Handlungen, von denen erfahrungs⸗ 
gemäß anzunehmen iſt, daß ſie auf eine Hinter⸗ 
ziehung abzielen, ihr vorangehen, ſie vorbereiten 
(Stenglein, Strafrechtliche Nebengeſetze II S. 419), 
gelegentlich aber auch eigentliche Ausführungshand⸗ 
lungen. Wegen der beſonderen Gefährlichkeit dieſer 
Handlungen ſoll bei ihrer Feſtſtellung im Intereſſe 
raſcher Durchführung des Strafverfahrens vorbe⸗ 
haltlich des Entſchuldigungsnachweiſes, alſo auf 
Grund einer Schuldvermutung, der Hinterziehungs⸗ 
tatbeſtand als erfüllt angeſehen werden.“) Der 
Begriff des Unternehmens ift in den Ber: 
brauchſteuergefetzen nicht der gleiche wie im allge⸗ 
meinen Strafrecht. Für dieſes hat das Reichsgericht 
feſtgeſtellt, daß das Unternehmen Vorbereitungs⸗ 


) Dieſer Anſchluß an ältere geſetzgeberiſche Bor: 
bilder iſt es hauptſächlich, der unſere Steuergeſetze zu 
einer, Fundgrube merkwürdiger ſtrafrechtlicher Sonder— 
beſtimmungen“ macht (v. Liſzt, Lehrbuch d. Strafrechts, 
8 199 III). | 

) Die Begründungen zum WeinSt®., GetrStG., 
BrMaG. beſchränken ſich auf die Aufſtellung dieſes 
Leitſatzes; nur jene zum Bier StG. enthält einige kurze 
Einzelerläuterungen. 

) Ein praktiſcher Unterſchied zwiſchen den der 
Hinterziehung „gleich geachteten“ Straffällen und den 
andern beſteht nicht (Stenglein II S. 419, Begründung 
zum Entwurf des bayeriſchen Bierſteuergeſetzes, K. d. 
Abg. 1917/18, Beil. 2503 S. 28). 


Gefährdung des Steueranſpruchs legen können: 


handlungen nicht umfaßt, daß es vielmehr dem 
Verſuch gleichzuſetzen iſt unbeſchadet der Beſonder⸗ 
heit, die ſich daraus ergibt, daß die den Inhalt 
des Unternehmens bildenden Verſuchshandlungen 
bereits die vollendete Tat darſtellen (RG St. 42, 
266). Für das Steuerſtrafrecht nimmt dagegen 
das Reichsgericht an, „daß unter den Begriff des 
Unternehmens nicht nur Verſuchshandlungen im 
engeren Sinn des $ 43 RStGGB. fallen, nd 


auch Vorbereitungshandlungen, die auf 


die Ausführung des Hinterziehungsvorſatzes a b⸗ 
zielen“.“) Begründet wird dieſer Standpunkt 
mit dem Hinweis auf die Faſſung der Sonder⸗ 
tatbeſtände, in denen bei beſtimmten Vorbereitungs⸗ 
handlungen der Hinterziehungstatbeſtand „ins⸗ 
beſondere“ als vorliegend angenommen wird 
(RGSt. 45, 414; vgl. auch Stenglein II S. 268, 
Zapf, MalzaufſchlagG. S. 177, 209). Eine Eigen- 
tümlichkeit der Sondervergehen iſt, daß die pein⸗ 
liche Strafe nicht nur bei gelungener Entſchuldigung 
ſondern auch dann durch Ordnungsſtrafe erſetzt 
wird, wenn eine Vorenthaltung der Abgabe „nicht 
ſtattgefunden hat“ (8 114 BrSt®.) oder, was 
gleichbedeutend iſt, „nicht hat verübt werden können“ 
($ 44 BrauSt®., Stenglein II S. 342). Das 
erweislich ſchuldhafte „Unternehmen“ der Hinter⸗ 
ziehung iſt demnach immer peinlich ſtrafbar, das 
erweislich ſchuldloſe Unternehmen, das einen Son⸗ 
dertatbeſtand erfüllt, dagegen nur dann, wenn es 
zu keiner Vorenthaltung der Abgabe kam. 

Die Verbrauchſteuergeſetze 
26. Juli 1918 haben den Begriff des Unter⸗ 
nehmens für den Tatbeſtand der Hinterziehung 
nicht mehr verwendet. Damit iſt den Bedenken 
Rechnung getragen, die gegen dieſen unklaren Begriff 


vom 


von jeher erhoben wurden (Frank, Vergl. Darſt. V 


S. 215; Begründung z. Vorentwurf eines StGB. 
S. 279 f.). Der Geſetzgeber hatte nun die Hinter⸗ 
ziehung als reines Verſuchsvergehen aufbauen können, 
etwa: „Wer es verſucht Steuer vorzuenthalten, 
wird . .. beſtraft.“ Er hätte auch den Tat⸗ 
beſtand dem der Hinterziehung von Perſonalſteuern 
anpaſſen können und das Schwergewicht auf die 


„Wer Handlungen vornimmt, die geeignet find, 
eine Verkürzung der Steuer herbeizuführen. 
(Vgl. 8 56 Wehrbeitrag®., 8 76 BeiSt®., $ 33 
KrStG., Art. 74 EinkStG.) Die letztere Faſſung 
wäre im Intereſſe der Einheitlichkeit des Steuer: 
ſtrafrechts nicht unerwünſcht geweſen. Allein ſie 
empfiehlt ſich zwar für die Perſonalſteuern, bei 
denen die gefährliche Handlung ſich typiſch bezeichnen 
läßt („unrichtige Angabe“), nicht aber für die Ver⸗ 
brauchsſteuern, bei denen die Hinterziehungshand⸗ 
lung in unabſehbarer Mannigfaltigkeit auftritt. 
Der Geſetzgeber hat deshalb den Tatbeſtand der 
Hinterziehung auf die Bewirkung des rechtswidrigen 
Erfolges abgeſtellt: „Wer vorſätzlich die geſetzliche 


) Vgl. jedoch RGSt. 46, 189. 
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Steuer ganz oder zum Teil hinterzieht oder einen 
ihm nicht gebührenden Steuervorteil erſchleicht, 
wird wegen Steuerhinterziehung ... beſtraft.“ 
„Der Verſuch iſt ſtrafbar.“ (8 22 Wein St., 
8 13 GetrStG., 8 155 BrMG., 8 42 Bier St G., 
845 des Entw. eines bayr. Bier StG.) 

Eine Folge dieſer Neuerung iſt zunächſt, daß 
Vorbereitungshandlungen nur dann peinlicher 
Strafe unterliegen, wenn ſie einen der Sonder⸗ 
tatbeftände erfüllen, die auch in den neuen Geſetzen 
für beſonders gefährliche und deshalb unter Schuld: 
vermutung als Hinterziehung ſtrafbare Einzel⸗ 
handlungen aufgeſtellt ſind.“) Die bisherige Straf 
barkeit der außerhalb des Rahmens der Sonder⸗ 


tatbeſtände liegenden, aber erweislich ſchuldhaften 


Vorbereitungshandlungen entfällt jetzt. Dies ent⸗ 
ſpricht dem Rechtsempfinden. Für folche Handlungen 
beſteht kaum ein Straſbedürfnis. Soweit fie eine 
Verletzung öffentlichrechtlicher Pflichten zur Siche⸗ 
rung der Feſtſtellung und Entrichtung der Steuer 
enthalten, ſind ſie übrigens mit Ordnungsſtrafe 
bedroht ($ 180 BrMG., 8 51 BierStG., 8 29 
Wein StG., 8 20 GetrStG.). 

Nicht unwichtig ift, daß der neue Hinterziehungs⸗ 
tatbeſtand ſtrafbefreienden Rücktritt vom Ver⸗ 
ſuch (S 46 RStG.) zuläßt, während bei dem bis⸗ 
herigen auf das „Unternehmen“ abgeſtellten Tat⸗ 
beſtand Verſuch und Rücktritt vom Verſuch 
unmöglich waren. Rücktritt vom nichtbeendigten 
Verſuch der Hinterziehung iſt ohne weiteres denkbar. 
Aber auch Rücktritt vom beendigten Verſuch kann 
vorkommen,“) wenn auch hier häufig ſchon Strafe 
wegen eines Sondervergehens verwirkt ſein wird. 


5) Eine auffallende Unſtimmigkeit ergibt ſich daraus, 
daß die Faſſung der Sondertatbeſtände im weſentlichen 
unverändert die gleiche iſt wie bisher: Wenn in den 
neuen Geſetzen Einzelhandlungen aufgezählt werden, 
bei deren Begehung die Hinterziehung „insbeſondere 
als vorliegend angenommen wird“, ſo fehlt dem Wort 
„insbeſondere“ die Beziehung auf einen vorausgehen 
den allgemeinen Begriff. Die Hinterziehung iſt ja 
Erfolgsvergehen geworden, ihr Tatbeſtand kann durch 
Vorbereitungshandlungen nicht mehr erfüllt werden. 
Am eheſten verſtändlich iſt der Ausdruck „insbeſondere“ 
in 8 157 BrMGG., wo er die erſte Gruppe von Einzel⸗ 
tatbeſtänden gegenüber der folgenden hervorhebt. 8 157. 
„Der Tatbeſtand des $ 155 wird insbeſondere als vor⸗ 
liegend angenommen . ... § 158: „Der Tatbeſtand des 
8 155 wird ferner als vorliegend angenommen ... 
Aehnlich SS 47, 48 des Entwurfs des bayer. Bier StG. 

6) Die Perſonalſteuergeſetze (8 59 Wehrbeitrag ., 
§ 79 BeiSt®., Art. 78 EinkStG. uſw.) enthalten für 


. Fälle dieſer Art beſondere Vorſchriften („Straffrei 


bleibt, wer feine unrichtigen oder unvolſtändigen 
Angaben, bevor eine Anzeige erſtattet oder eine Unter⸗ 
ſuchung gegen ihn eingeleitet iſt, bei der Steuerbehörde 
berichtigt oder ergänzt“). Solche Beſtimmungen ſind 
dort unentbehrlich, weil der tatbeſtandliche Erfolg der 
Perſonalſteuerhinterziehung bereits eingetreten iſt mit 
der Anbringung der unrichtigen Angaben, die geeignet 
find, eine Steuerverkürzung herbeizuführen. Nach Er 
füllung dieſes Tatbeſtandes kann Strafaufhebung nicht 
mehr durch § 46 RStGB. ſondern ähnlich wie im Falle 
des § 310 RStGB. nur durch eine Sondervorſchrift be— 
gründet werden. Bei der zum Erfolgvergehen i. e. S. 
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Die Sondertatbeſtände zeigen hinſichtlich ihrer 
ſubjektiven Seite im weſentlichen die gleichen 
Eigentümlichkeiten wie bisher. Darin, daß nach 
den bisherigen Geſetzen die fehlende Abſicht, jetzt 
aber der fehlende Vorſatz der Hinterziehung nach⸗ 
zuweiſen iſt (8 29 Wein StG., § 20 GetrStG., 
8 51 Bier StG., $ 180 BrMGG), liegt keine ſach⸗ 
liche Verſchiedenheit, da der Ausdruck Abſicht bis⸗ 
her wohl nicht im eigentlichen Sinne (88 242, 249, 
263 RStGGB.) ſondern gleichbedeutend mit Vorſatz 
gebraucht wurde wie z. B. in 88 225, 266 StGB. 
Von einiger Bedeutung iſt, daß der Angeſchuldigte 
ſich jetzt nicht mehr durch den Nachweis, daß eine 
Vorenthaltung der Abgabe nicht ſtattgefunden hat, 
von der Hinterziehungsſtrafe befreien kann. 

Gegenſtand der Hinterziehung iſt nach dem 
Wein StG., GetrStG. und dem Bier StG. „die 
geſetzliche Steuer“, nach dem BrMG. „die in dem 
Geſetze vorgeſehene Einnahme aus dem Branntwein⸗ 
monopol“. Die Monopoleinnahme iſt von 
zweierlei Art: die Einnahme aus dem Unterſchied 
zwiſchen dem von der Monopolverwaltung dem 
Brenner bezahlten Uebernahmepreis (88 92, 102 ff.) 
und dem regelmäßigen Verkaufspreis (88 105 ff.) 
und die Einnahme aus dem Freigeld (im Entwurf 
Verarbeitungsgebühr genannt), einer Sonderabgabe 
von 1 M für das Liter der außerhalb des Monopol⸗ 
betriebes hergeſtellten Qualitätserzeugniſſe (§ 117). 
Die Einnahme der erſteren Art fällt entweder bei der 
Verwertung des Branntweins durch die Monopol⸗ 
verwaltung an (88 105 ff.) oder ſie wird als Brannt⸗ 
weinaufſchlag erhoben, wenn ausnahmsweiſe dem 
Brenner der Branntwein zu eigener Verwertung 
überlaſſen wird (88 11—13). Im Regelfall wird 
ſie dadurch hinterzogen, daß Branntwein entgegen 
dem Gebot in $ 1 nicht an die Monopolverwaltung 
abgeliefert, ſondern unter Umgehung des Monopols 
und mithin unter Erſparung der im Monopol⸗ 
preis enthaltenen Steuerbelaſtung verwertet wird. 
Das Freigeld, das ahnlich wie die Zigaretten⸗ 
und die Schaumweinſteuer durch Anbringung von 
Freigeldzeichen an den Kleinverkaufsbehältniſſen zu 
entrichten iſt, wird dadurch vorenthalten, daß die 
Anbringung der Zeichen unterluſſen wird ($ 158 
BrMG., vgl. 8 17 Zigaretten StG., $ 24 Schaum- 
weint.). 

Die Strafe der Hinterziehung iſt wie bis⸗ 
her das Vierfache der verkürzten Abgabe, minde⸗ 
ſtens aber 50 M. Dem richterlichen Ermeſſen 
iſt alſo, anders wie in den Perſonalſteuergeſetzen 
(856 Wehrbeitrag®., 8 76 BeſStG., § 34 KrStG.), 
bei der Feſtſetzung der Strafe kein Spielraum ge: 
laſſen. Kann der hinterzogene Betrag nicht er⸗ 
mittelt werden, jo iſt auf Geldftrafe von 50 M 
bis zu einem Höchſtbetrag zu erkennen. Dieſer 


gemachten Hinterziehung nach den neuen Verbrauch— 
ſteuergeſetzen iſt dagegen Rücktritt im Sinne des 8 46 
Nr. 2 StGB. bis zur Verwirklichung der Steuer» 
verkürzung möglich. 
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iſt in $ 164 BrMG. 1 Million Mark (bisher 
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lungen gegen die Vorſchriften über die Abſatz⸗ 


20 000 M), in den übrigen Geſetzen 50000 M | beſchränkungen für Weintrauben und Trauben⸗ 


(gegenüber 500 M in 8 43 BrauSt®.). Die für 
die vollendete Tat angedrohte Strafe gilt auch 


für den Verſuch. 


Mit der gleichen Strafe wie die Hinterziehung 
iſt die Steuerhehlerei (Monopolhehlerei) be⸗ 
droht, deren ſich ſchuldig macht, wer feines Por: 


teils wegen vorſätzlich Wein, Bier uſw., hinſichtlich der Gang der Meßuhr abſichtlich geſtört iſt. 


deſſen eine Hinterziehung ſtattgefunden hat, kauſt, 


zum Pf 
verheimlicht, abſetzt oder zu deſſen Abſatz mitwirkt 


(85 25 Wein St., 8 16 GetrStG., § 46 Bier StG., 


§ 161 BrMGG.). Nach 8 113 Nr. 5 BrStG. ge⸗ 
hörte zum Tatbeſtande der Steuerhehlerei ebenſo 
wie zu dem der Sachhehlerei ($ 259 R StGB.), 
daß der Täter von der Hinterziehung weiß oder 
eine ſolche den Umſtänden nach annehmen muß 
(vgl. § 45 Zucker St G., 8 22 Kohlen StG.). Die 
neue, dem 8 231 des Vorentwurfs eines StGB. 
angeglichene Faſſung bedeutet demgegenüber keine 


ſachliche Aenderung, da nach herrſchender Anſicht 


auch bisher die Sachhehlerei wie die Steuerhehlerei 
nur vorſätzlich begangen werden konnten (Begrün— 
dung zum Vorentwurf eines StGB. S. 783). 
Zu beachten iſt, daß auch das Bier StG. (8 40) 
im Gegenſatz zum BrauSt®. den Tatbeſtand der 
Steuerhehlerei enthält. 

Die Strafe bei Hinterziehung oder Steuer⸗ 
hehlerei im 8 Rückfall iſt wie bisher das 
Doppelte der Hinterziehungsſtrafe. In jedem wei— 
teren Rückfall iſt die Strafe nach $ 166 BrMG. 
Gefängnis bis zu 3 Jahren (bisher 2 Jahren), 
nach den übrigen Geſetzen wie bisher im Brau StG. 
Gefängnis bis zu 2 Jahren, bei mildernden Um— 
ſtänden das Doppelte der für den erſten Rückfall 
angedrohten Strafe. — 

Der Tatbeſtand der Verwendung unzuläſ— 
ſiger Stoffe bei der Bierbereitung hat in § 50 
Bier StG. gegenüber dem § 38 BrauStG. Aen— 
derungen erfahren. Es werden jetzt auch fahr— 
läſſige Zuwiderhandlungen, die bisher ſtraffrei 
waren NSS. 43 S. 70), mit Strafe bedroht, 
wie dies in Art. 61 MalzaufſchlG. vorgeſehen iſt. 
Eine Einſchränkung der Strafbarkeit iſt dagegen 
inſofern eingetreten, als bisher ſtrafbar war, wer 
unzuläſſige Stoffe verwendet oder zu verwenden 
unternimmt, waͤhrend jetzt mangels einer be— 
ſonderen Bedrohung des Verſuchs nur die voll— 
endete Verwendung ſtrafbar iſt. Die bisherige 
Schuldvermutung für den Fall, daß unzuläſſige 
Stoffe in den Betriebsräumen vorgefunden werden, 
gilt jetzt für den Fall, daß jemand unzuläſſige 
Stoffe in den Betriebsräumen aufbewahrt. 

Verletzungen von Verkehrs- und Abſatzbeſchrän⸗ 
kungen find in §§ 194 ff. Br MGG. und in $ 36 
Wein StG. bedroht. Die erſteren Beſtimmungen 
entſprechen den SS 23 ff. des Gef. vom 14. Juni 
1912 betr. die Beisikanng des Branntweinkon— 
tingents.: 5 36 Wein StG. trifft Zuwiderhand— 


maiſche. 

Im weſentlichen unverändert ſind die Beſtim⸗ 
mungen über die „Haftung des Brennerei⸗ 
beſitzers als ſolchen“, wenn in der Brennerei 


weingeiſthaltige Dämpfe oder Branntwein unbe: 


fugt abgeleitet oder entnommen worden ſind 20 
ie 
Straf e iſt 50 1 — 1000 M (bisher 500 7), er: 
f 500 1 — 10 000 M (bisher 
), wenn zu dem bezeichneten Zweck „aus 
a Anlagen beſtehende heimliche Vorrich— 
tungen getroffen find“ (88 167 ff. BrMG.). Die 
Strafe tritt nur ein, wenn feſtgeſtellt iſt, daß die 
Zuwiderhandlung mit Wiſſen — bisher „mit 
Willen oder Wiſſen“ — des Brennereibeſitzers 
verübt worden iſt ($ 171). | 
Sämtliche Verbrauchsſteuergeſetze vom 26. Juli 
1918 kennen eine (ſubſidiäre) Haftung des 
Betriebsinhabers für die von ſeinen Verwaltern, 
Geſchäftsführern, Gehilfen und ſonſtigen in ſeinem 
Dienſte oder Lohn ſtehenden Perſonen ſowie von 
ſeinen Familien- oder Hausmitgliedern verwirkten 
Geldſtrafen und Koſten des Strafverfahrens (8 31 
Wein StG., 8 22 GetrStG., § 53 Bier St G., 8 181 
Br MG.). Die Faſſung des objektiven Tatbe⸗ 
ſtandes iſt hier die gleiche wie im bisherigen 
Recht. Eine weſentliche Verſchiedenheit dieſem 
gegenüber beſteht jedoch hinſichtlich des ſubjektiven 
Tatbeſtandes. Während nach $ 131 BrSt®. und 
§ 51 BrauStG. der Betriebsinhaber nur beſtraft 
wird, wenn nachgewieſen wird, daß die Zuwider— 
handlung mit ſeinem Willen oder Wiſſen verübt 
iſt, oder daß er bei der Beaufſichtigung des Per: 
ſonals nicht mit der erforderlichen Sorgfalt vor— 
gegangen iſt, wird in den neuen Geſetzen der 
Nachweis über die die Vertretungsverbindlichkeit 
ausſchließenden Umſtände dem Betriebsinhaber zu: 
geſchoben: „Die Haftung tritt nicht ein, wenn die 
Zuwiderhandlung nachweislich ohne Wiſſen des 
Inhabers begangen worden iſt. Sie iſt jedoch 
auch in dieſem Falle begründet, wenn es der In— 
haber bei der Auswahl oder der Beaufſichtigung 
des Perſonals an der erforderlichen Sorgfalt hat 
fehlen laſſen oder wenn er aus der Tat einen 
Vorteil gezogen hat.“ Damit kehren die neuen 
Verbrauchſteuergeſetze zu dem Standpunkte des 
Vereinszollgeſetzes (§S 153) und des Salzabgabe— 
geſetzes (S 17) zurück, nach denen ebenfalls die 
Vorausſetzungen der Vertretungsverbindlichkeit ver— 
mutet werden. An der Rechtsnatur der Haftung 
hat ſich dadurch nichts geändert. Sie unterſcheidet 
ſich nach wie vor grundſaäͤtzlich z. B. von der in 
Art. 69 des bayeriſchen Forſtgeſetzes vorgeſehenen, 
auf der Fiktion eines Mitverſchuldens beruhenden 
Zivilverantwortlichkeit aufſichtspflichtiger Perſonen 
für die von ihren Untergebenen und Pflegebefoh⸗ 
lenen verwirkten Geldſtrafen uſw. Sie iſt eine 
ſtrafrechtliche Folge, ein den Haftenden 


treffendes Strafübel (RGSt. 21 ©. 332; Steng⸗ 
lein II ©. 178, 321, 191; Waſſermann, Brannt⸗ 
weinſteuergeſetz S. 245). Ihr ſtrafrechtlicher Cha⸗ 
rakter wird auch dadurch nicht beeinträck tigt, daß 
ſie jetzt ſelbſt bei, gelungenem Entſchuldigungs⸗ 
nachweis dann eintritt, wenn der Betriebsinhaber 
aus der Zuwiderhandlung einen Vorteil gezogen 
hat. Es muß zwar wohl angenommen werden, 
daß der tatſächliche Genuß eines Vorteils zur 
Begründung der Haftung genügt, ohne daß es 
darauf ankäme, ob der Betriebsinhaber ſich des 


Vorteils und ſeines Zuſammenhangs mit der 


Straftat bewußt wird. Allein im allgemeinen 
beruht doch die Haftung auf einer widerleglichen 
Schuldvermutung und dieſem Umſtand gegenüber 
iſt es für ihre rechtliche Beurteilung ohne ent— 
ſcheidende Bedeutung, wenn ausnahmsbweiſe bei 
Vorliegen eines beſonders verdächtigen Schuld⸗ 
anzeichens die Vermutung der Schuld in eine 
Fiktion übergeht. Daß „das Unvermögen des 
eigentlichen Schuldigen“ als Vorausſetzung der 
Haftung nicht mehr eigens erwähnt wird, iſt ohne 
jede ſachliche Bedeutung. Die Haftung des Be⸗ 
triebsinhabers „für“ die von ſeinem Perſonal 
verwirkten Geldſtrafen iſt ja begrifflich nur denk⸗ 
bar, wenn dieſe von dem Schuldigen nicht bei⸗ 
getrieben werden können. Die eigenartigen Be⸗ 
ſtimmungen über das Recht der Steuerverwaltung 
zwiſchen der Einziehung der Geldſtrafe von dem 
Haftungspflichtigen und der Umwandlung der 
gegen den eigentlich Schuldigen erkannten Geld: 
ſtrafe zu wählen, ſind wörtlich aus den bisherigen 
Geſetzen übernommen. ö 
Der Tatbeſtand der Fälſchung von Frei: 
geld zeichen nach $ 175 BMG. entſpricht dem 
der Fälſchung von Zigarettenſteuer⸗ und Schaum⸗ 
weinſteuerzeichen: „Mit Gefängnis nicht unter 
drei Monaten wird beſtraft, wer unechte Freigeld 
zeichen in der Abſicht anfertigt ſie als echt zu 
verwenden oder echte Freigeldzeichen in der Ab— 
ſicht verfälſcht ſie zu einem höheren Wert zu ver⸗ 
wenden oder wiſſentlich von falſchen oder ver: 
fälſchten Freigeldzeichen Gebrauch macht.“ Die 
Vorſchläge des Vorentwurfs eines StGB. zum 
Tatbeſtande der Wertzeichenfälſchung ($ 284) find 
im BMG. nicht weiter verfolgt worden. Die 
Vorſchriften über die Verwendung und Veräuße— 
rung ſchon einmal verwendeter Freigeldzeichen, 


über unbefugte Anfertigung von Stempeln uſw. 


find den einſchlägigen Beſtimmungen des Schaum⸗ 
wein StG. und des Zigaretten StG. nachgebildet. 

Ueber das Zuſammentreffen mehrerer 
Geſetzesverletzungen enthalten die neuen 
Geſetze eine dem bisherigen Rechte fremde Be⸗ 
ſtimmung: Trifft eine Steuerzuwiderhandlung mit 
einer nach einem anderen Geſetze ſtrafbaren 
Handlung zuſammen, ſo ſind die in beiden Fällen 
angedrohten Strafen nebeneinander zu verhängen 
(3 371 Wein St., $ 271 GetrStG., 8 581 Bier: 
StG., § 1931 BMG.) Bisher kam in ſolchen 
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Fällen gemäß 8 73 StGB. das Geſetz, das die 


ſchwerſte Strafe androht, zur Anwendung; bei 
Zuſammentreffen von Hinterziehung mit Urkunden⸗ 
fälſchung, Diebftahl, Betrug uſw. war deshalb 
neben der für dieſe Vergehen zu erkennenden Ge⸗ 
fängnisſtrafe nicht auch noch die Geldſtrafe wegen 
der Hinterziehung zu verhängen (RG St. 33 S. 371; 
Stenglein II S. 323; Waſſermann, Branntwein⸗ 
ſteuergeſetz S. 227, 237; Zapf, Malzaufſchlaggeſetz 
S. 172). Nach den neuen Geſetzen iſt dagegen 
die Steuerſtrafe ſelbſtändig auszuſprechen. Der 
allgemeine Rechtsgrundſatz, daß eine Handlung 
nur von einer Strafe getroffen werden kann (Be⸗ 
gründung zum Vorentwurf eines StGB. S. 369), 
iſt damit durchbrochen. Die Ausnahme iſt aber 
durch die Beſonderheit der Steuerſtrafe gerecht⸗ 


fertigt, die nicht nur Strafübel ſondern auch Ver⸗ 


gütung finanziellen Unrechts iſt und in dieſer letz⸗ 
teren Beziehung durch keine andere Strafe erſetzt 
werden kann. Die übrigen Vorſchriften über 
das Zuſammentreffen mehrerer Geſetzesverletzungen 
bringen keine tiefergreiſende Aenderung des bis⸗ 
herigen Rechtszuſtandes, ſondern wiederholen im 
weſentlichen die bisher anzuwendenden Grundſätze 
der 88 73, 74 StGB. in einer den Eigentümlich⸗ 
keiten der Steuergeſetze und den Forderungen der 
Strafrechtsreform entſprechenden Faſſung. Für das 
rechtliche Zuſammentreffen mehrerer Steuerzuwider⸗ 
handlungen gilt die Beſtimmung: „Sind auf die⸗ 
ſelbe Handlung mehrere Straſvorſchriften dieſes 
Geſetzes anwendbar, ſo iſt die Strafe nach der 
Vorſchrift feſtzuſetzen, die die ſchwerſte Strafe und 
bei ungleicher Strafart die ſchwerſte Strafart an⸗ 
droht. Doch darf auf kein niedrigeres Strafmaß und 
auf keine leichtere Strafart erkannt werden als nach 
den anderen Vorſchriften zuläffig iſt. Auch muß, wenn 
und inſoweit eine der anwendbaren Vorſchriften die 
Einziehung oder die Haftbarkeit dritter Perſonen vor⸗ 
ſchreibt, hierauf erkannt werden.“ (§S37 II Wein St., 
8 27 II GetrStG., 858 II Bier St G., § 193 JI 
BrMG. — Ausnahme § 177 BrMG.) Damit 
iſt den Vorſchlägen in 8 90 des Vorentwurfs eines 
StGB. nach doppelter Richtung entſprochen; zu⸗ 
nächſt hinſichtlich der Faſſung: um klarzuſtellen, 
daß die konkurrierenden Vorſchriften nur in Anſehung 
ihrer Strafdrohung nicht auch ihrer tatbeſtand— 
lichen Beſtimmungen verdrängt werden, iſt ſtatt 
„— ſo kommt nur dasjenige Geſetz zur Anwendung, 
welches die ſchwerſte Strafe uſw. androht“, geſagt: 
„— ſo iſt die Strafe nach der Vorſchrift feſtzu— 
ſetzen, die uſw.“. Aber auch ſachlich folgen die 
neuen Beſtimmungen dem Vorentwurf. Während 
in 8 73 StGB. die ſchwerſte Strafdrohung derart 
ausſchließlich zur Geltung kommt, daß die übrigen 
auch hinſichtlich der Nebenſtrafen uſw. verdrängt 
werden, hat die neue Vorſchrift in Anlehnung an 
den Vorentwurf eines StGB. die Einziehung und 
außerdem die Haftbarkeit dritter Perſonen auch 
dann für zuläſſig erklärt, wenn ſie nicht in dem 
ſchwerſten Strafgeſetz angedroht ſind. Merkwürdig 
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iſt, daß dieſe Beſtimmung auch in das BetrSt®. 
aufgenommen wurde, obwohl dieſem die Einziehung 

und ein Zuſammentreffen ſtrafbarer Handlungen 

mit und ohne Haftbarkeit Dritter fremd ſind. Die 

Vorſchriften über das Zuſammentreffen mehrerer 

ſelbſtändiger Steuerzuwiderhandlungen entſprechen 

dem § 92 des Vorentwurfs eines StGB. 

Die Verjährung der Strafverfolgung iſt 
ebenſo wie bisher geregelt. 

Die Beſtimmungen über das Strafverfahren 
find in 8 187 BMG. dem 8 138 BrStG., in 
8 89 Wein St., 8 29 BetrSt®., 8 60 Bier StG. 
dem $ 55 BrauSt®. nachgebildet (vgl. 8 32 Leucht⸗ 
mittel StG., $ 37 Zündwaren St.). Auffallender⸗ 
weile fehlt dem BrMG. eine dem § 27 Schaum: 
weinſtstG. und dem § 30 Zigaretten StG. ent⸗ 
ſprechende Beſtimmung wegen des Strafverfahrens 
bei Falſchungen von Freigeldzeichen. Die Zuſtändig⸗ 
keit der Gerichte iſt alſo nur für den Tatbeſtand 
des 8 175 Br MG. begründet, in dem ausſchließlich 
Gefängnisſtrafe angedroht iſt ($ 439 StppO.). 
Soweit dagegen (ausſchließlich oder wahlweiſe) auf 
Geldſtrafe zu erkennen iſt, alſo in den Fällen der 
Wiederverwendung oder Veräußerung ſchon einmal 
verwendeter Freigeldzeichen, der unbefugten An⸗ 
fertigung von Stempeln uſw. (88 176, 178, 179 
BMG.) greift das Verwaltungsſtraſverſahren 
Platz, während für die entſprechenden Verfehlungen 
nach dem Schaumweinſt StG. und dem Zigaretten⸗ 
8 a Gerichte zuftändig find (Stenglein II 

345). 


Betrug oder Amtsunterſchlagung? 


Von Staatsanwalt Dr. Otto Höchtl, 
Juſtiziar uͤnd Vorſtand der Strafrechtsabteilung 
des Kaiſerl. Deutſchen Polizeipräſidiums in Lodz. 


Der Abgrenzung der beiden Begriffe Betrug 
und Unterſchlagung, die in gar vielen Fällen von 
mehr wiſſenſchaftlicher als praktiſcher Bedeutung 
iſt, kommt für die Strafrechtspraxis da eine be⸗ 
ſondere Tragweite zu, wo ſich die Strafdrohungen 
für die beiden Vergehen erheblich voneinander 
unterſcheiden, auf dem Gebiete der Amtsvergehen 
im weiteſten Sinne. Bei den einfachen Ber: 
gehen ermöglicht die Strafdrohung die gleiche 
Ahndung der Straftat ſowohl als Betrug wie als 
Unterſchlagung; die Amtsunterſchlagung be— 
droht das Strafgeſetzbuch mit der Mindeſtſtrafe 
von 3 Monaten Gefängnis, ohne daß es auch den 
von einem Beamten begangenen Betrug 
un ter eine höhere Strafdrohung als den einfachen 
Betrug ſtellen würde. 

Ein in Großſtädten nicht ſeltener Fall be: 
leuchtet die Tragweite der zur Erörterung geſtellten 
Begriffsabgrenzung ohne weiteres: Straßenbahn— 
ſchaffner (oder die ihnen vom Krieg geſchenkten 
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Berufsgenoſſinnen), die als Angeſtellte eines ſtädti⸗ 
ſchen Straßenbahnunternehmens als mittelbare 
Staatsbeamte im Sinne des $ 359 des StGB. 
erſcheinen, verwenden einen bereits gebrauchten 
Fahrſchein zum zweitenmal und ſtecken die hierfür 
erlöſten 10 oder 15 Pf. in ihre Taſche ſtatt ſie 
der Kaſſe abzuliefern. Iſt das Verhalten des 
Schaffners Amtsunterſchlagung, ſo hat er die 
Mindeſtſtrafe von 3 Monaten Gefängnis ver⸗ 
wirkt, während er als Betrüger in den meiſten 
Fällen zu einer geringen Geldſtrafe würde ver⸗ 
urteilt werden können. 7 


Die ſtrafrechtliche Wertung der Handlung des 
Schaffners verlangt vom Richter Antwort auf die 
Frage: Kann eine Sache unterſchlagen 
werden, deren Beſitz oder Gewahrſam 
der Täter durch Betrug erlangt hat? 

Mag die geſtellte Frage in der Praxis gar 
oft bejaht werden, die Vertreter des gegenteiligen 
Standpunkts können das Reichsgericht mit Urteilen 
für ſich aufrufen, die ihre Anſicht nicht bloß ver⸗ 
tretbar, ſondern als allein richtig erſcheinen laſſen 
und die zu einer Aenderung der bisherigen Uebung 
führen müſſen. 

In der Entſcheidung Bd. 15 S. 428 hat das 
Reichsgericht unter Verwertung der Motive zum 
Entwurf des StGB.“) gezeigt, daß die Löſung 
der Rechtsfrage mehr auf tatſächlichem, als auf 
rechtlichem Gebiete zu finden iſt. Es ſtellt folgenden 
Rechtsgrundſatz auf: 

In all den Fällen, wo der Täter, 
der ſich den Beſitz oder Gewahrſam 
einer Sache durch eine ſtrafbare Hand⸗ 
lung verſchafft und durch dieſe Hand— 
lung zugleich die Abſicht der rechts— 
widrigen Zueignung betätigt, fann „der 
juriſtiſche Charakter der, ſtrafbaren 
Handlung, durch welche der Beſitz oder 
Gewahrſam erlangt iſt, durch weitere 
Betätigung des Zueignungswillens 
nicht geändert werden und läßt ſich eine 
Unterſchlagung an der Sache, welche 
der Täter ſich ſchon durch die ſtrafbare 
Handlung (Diebſtahl, Betrug, Erpreſ⸗ 
fung) zugeeignet hat, nicht konſtruieren'. 

Die Annahme einer Unterſchlagung lehnt das 
Reichsgericht um deswillen ab, weil der Taͤter die 
fremde bewegliche Sache, die er ſich rechtswidrig 


) Motive S. 123: „Es iſt eine ſolche Beſtimmung 
(Beſtimmung des Beſitzes als eines nicht unrechtmäßig 
oder wenigſtens nicht in diebiſcher Abſicht erlangten 
Beſitzes) für unnötig erachtet worden, weil in den 
Fällen, in welchen der Beſitzerwerb ſelbſt ſchon den 
Tatbeſtand eines anderen Vergehens bedeutet, die 
Strafbarkeit der Handlung bereits hierdurch feſtgeſtellt 
iſt und der juriſtiſche Charakter der letzteren ſich nicht 
nachträglich wieder ändern kann. Iſt der Beſitz auf 
eine unrechtmäßige, aber nicht ſtrafbare Handlung 
erlangt, fo wird durch die ſpätere rechtswidrige Zur 
eignung der Sache der Tatbeſtand der Unterſchlagung 
hergeſtellt.“ 
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zueignet, nicht bereits vor Betätigung des Zu⸗ 
eignungswillens in Beſitz oder Gewahrſam 
hat, alſo ein Tatbeſtandsmerkmal, ohne das eine 
Unterſchlagung rechtlich unmöglich iſt, nicht erfüllt 
(RS. Bd. 10 S. 261, Bd. 17 S. 59, Recht⸗ 
ſprechung Bd. 7 S. 407). Gerade über dieſe recht⸗ 
liche Vorausſetzung der Unterſchlagung läßt ſich 
die RGE. Bd. 19 S. 98 aus. Dort findet ſich 
der aus dem klaren Wortlaute des § 246 StGB. 
abgeleitete Grundſatz: „Es muß davon aus⸗ 
gegangen werden, daß der Geſetzgeber 
bei der geſetzlichen Beſtimmung des Be: 
griffes der Unterſchlagung mit 
voller Abſicht als ein poſitives Tat: 
beſtandsmerkmal der Unterſchlagung 
hat aufſtellen wollen, daß der Täter 
die fremde bewegliche Sache, welche er 
ſich rechtswidrig zueignet, bereits im 
Beſitz oder Gewahrſam gehabt haben 
müſſe“. 

Es wäre falſch, als Gegner dieſer Anſicht 
Binding ins Feld zu führen, der in ſeinem Lehr⸗ 
buch des Strafrechts (8 72 Bd. J S. 278 Aufl. 1902) 
ausführt: 

„Auf Grund der Motive iſt behauptet worden, 
der (für die Unterſchlagung erforderliche) Beſitz 
dürfe nicht in einer Weiſe erlangt ſein, aus der 
ſich der Tatbeſtand eines eigentümlichen ſtrafbaren 
Delikts ergebe. Das iſt falſch: Der Beſitz kann 
durch Nötigung, durch Pfandkehr oder durch Arreſt⸗ 
bruch ſehr wohl erlangt ſein. Solche Delikte kon⸗ 
kurrieren mit der Unterſchlagung dann realiter.“ 

Binding bringt mit der Unterſchlagung nur 
ſtrafbare Handlungen in ſachlichen Zuſammen⸗ 
hang, deren Tatbeſtand, auch was die inneren 
Merkmale anlangt, von denen der Unterſchlagung 
rechtlich geſchieden werden kann, weil ſie begrifflich 
nicht die rechtswidrige Zueignung der Sache mit⸗ 
umfaſſen. Er vermeidet es, ſeiner Aufzählung die 
viel naher als Arreſtbruch und Pfandkehr liegenden 
Vergehen des Diebſtahls oder Betrugs anzufügen, 
weil der Annahme eines ſachlichen Zuſammen⸗ 
hangs mit dieſen Vergehen die Einheit der Tat 
und des verbrecheriſchen Vorſatzes entgegenſtehen 
würde. Binding iſt vielmehr mit dem Reichs⸗ 
gerichte der Meinung, daß ein rechtlicher Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen Betrug und Unterſchlagung 
unmöglich iſt Lehrbuch Bd. S. 365 Fußnote 5), 
daß alſo eine Tat, die die Begriffsmerkmale eines 
Betrugs zeigt, auch dann nur als Betrug behandelt 
werden darf und muß, wenn der Täter die durch 
Betrug erlangte Sache unterſchlaͤgt. f 

In einer unſerem Fall ähnlich gelagerten 
Sache (E. Bd. 22 S. 306), wo ein Eiſenbahn⸗ 
beamter zu hohe Beträge auf Gepäckſcheinen ver⸗ 
merkt, von den Reiſenden eingefordert und dann 
für. ſich verwendet hatte, hat das Reichsgericht 
die Unterſchlagung mit folgender Begründung ver⸗ 
neint: „Zur Unterſchlagung iſt erforderlich, daß 
der Täter die fremde Sache im Beſitz oder Ge 
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wahrſam habe; die Zueignung d. h. die Betätigung 
des Zueignungswillens muß alſo zeitlich der Er⸗ 
langung des Befites oder Gewahrſams folgen. 
In dem betrügeriſchen Verhalten, durch 
welches der Angeklagte den Gewahrſam 
der übergebenen Gelder erlangt hat, 
kann daher der zur Unterſchlagung er: 
forderliche Zueignungsakt ſelbſt nicht 
gefunden werden.“ Ä 

Einer ſpaͤteren Entſcheidung des Reichsgerichts 
(E. Bd. 28 S. 144) liegt der zum Ausgang unſerer 
Erörterungen genommene Fall zugrunde. Zu 
unſerer Frage wird dort allerdings nicht aus⸗ 
drücklich Stellung genommen, weil ſchon die Vor⸗ 
inſtanz den Angeklagten, der wegen Unterſchlagung 
im rechtlichen Zuſammenhang mit Untreue an⸗ 
geklagt worden war, wegen Betrugs verurteilt 
hatte. Auch das Reviſionsgericht hatte ſich nur 
mit der Frage zu befaſſen, ob die Voraus- 
ſetzungen des Betrugs gegeben und im Urieil feſt⸗ 
geſtellt waren. Aus der Tatſache, daß die Vor⸗ 
inſtanz trotz der Anklage wegen Unterſchlagung 
zu einer Verurteilung wegen Betrugs kam, das 
Reichsgericht dieſe Anſicht billigte und das Vor⸗ 
liegen einer Unterſchlagung nicht weiter in Er⸗ 
wägung zog, darf geſchloſſen werden, daß die 
rechtliche Beurteilung dieſes Falles die Annahme 
einer Unterſchlagung nicht zuläßt. 

Dieſen in der Entſcheidung Bd. 28 S. 144 
behandelten Fall nimmt Lukas in ſeiner An⸗ 
leitung zur ſtrafrechtlichen Praxis?) zum Ausgang 
einer eingehenden Erörterung, in der er wohl zu 
Unrecht die Annahme eines Betrugs durch das 
Reichsgericht und insbeſondere das Vorgericht be⸗ 
kaͤmpft. Er führt dort aus: „Die (vom An: 
kläger angenommene) Unterſchlagung kann offenbar 
nur gefunden worden ſein in der Zueignung des 
Fahrgeldes, das die Fahrgäſte, welchen die nicht 
vom Blocke geriſſenen, ſchon früher benutzten Fahr⸗ 
ſcheine verabfolgt worden waren, an den Schaffner 
gezahlt hatten. Dieſe Zueignung hat zweifellos 
ſtattgefunden. Es fragt ſich, ob ſie eine rechts⸗ 
widrige Zueignung und ob das Geld für den P. 
eine fremde Sache war. Ich würde beides be⸗ 
jahen Sind hiernach ſowohl die Fremd⸗ 
heit der Sache wie die Rechtswidrigkeit der Zu⸗ 
eignung zu bejahen, ſo liegt Unterſchlagung vor.“ 

So richtig die Ausführungen an ſich ſind, ſo 
unzulänglich ſind ſie für den vorliegenden Fall 
um deswillen, weil Lukas nicht unterſucht, ob die 
weitere Vorausſetzung der Unterſchlagung gegeben 
iſt, daß der Taͤter die unterſchlagene Sache zur 
Zeit der Betätigung ſeines Zueignungswillens ſchon 
im Beſitz oder Gewahrſam hatte. Bei der Prüfung 
dieſer Frage wäre er wohl mit der Strafkammer 
zur Verneinung dieſes Tatbeſtandsmerkmales und 
zur Ueberzeugung gekommen, daß die beiden von 
ihm hervorgehobenen, an ſich zutreffenden Geſichts⸗ 
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punkte zur Verurteilung wegen Unterſchlagung da halte einen noch ungebrauchten und deswegen dem 


nicht ausreichen können, wo es an der dritten 
Vorausſetzung, dem Beſitze des Täters z. Zt. der 
Betätigung des Zueignungswillens fehlt. 

Der unſerem Fall zugrundeliegende Tatbeſtand 


rechtfertigt die Annahme eines Betruges in jeder 


Weiſe. 
Keiner Erörterung bedarf, daß der Schaffner 
in der Abſicht ſich einen rechtswidrigen Vermögens⸗ 


vorteil zu verſchaffen, den Fahrgaſten vorſpiegelt, 


er händige ihnen gegen Bezahlung des Fahr— 
geldes einen Fahrſchein aus, den er vorſchrifts⸗ 
mäßig erteilen müſſe und dürfe und deſſen Beſitz 
den Fahrgaſt in die Lage verſetze, dem nach⸗ 
prüfenden Aufſichtsbeamten jederzeit die Bezahlung 
des Fahrgeldes einwandfrei zu beweiſen. Hieraus 
ergibt ſich, daß der Fahrgaſt, der im Vertrauen 
auf die Beweiskraft des ihm ausgehändigten 
Zahlungsausweiſes ſein Fahrgeld an den Schaffner 
bezahlt, in dem Augenblick in ſeinem Vermögen 
gefährdet wird, wo er anſtatt eines vollgültigen 
Fahrtausweiſes einen ſchon früher benutzten Fahr⸗ 
ſchein übergeben erhält. Das Recht nach Be⸗ 
zahlung des Fahrgeldes die Straßenbahn für eine 
gewiſſe Strecke zu benutzen, ſtellt ſich als ein Teil 
des Vermögens des Fahrgaſtes dar. Dieſes Recht 
wird durch das Verhalten des Schaffners um des⸗ 
willen gefährdet, weil dem Fahrgaſt der Beweis 
ſeiner Zahlung dem Aufſichtsbeamten gegenüber 
in jedem Falle ſehr erſchwert, in den meiſten 
Fallen unmöglich gemacht wird, und ihm droht, 
zur Nachzahlung des Fahrgeldes angehalten oder 
von der Fahrt ausgeſchloſſen zu werden. Der 
Beweis der Zahlung trotz des Beſitzes eines be- 
reits früher verausgabten Fahrſcheines könnte wohl 
in den allermeiſten Faͤllen nur durch das Zeugnis 
des Schaffners erbracht werden. In all den Fällen 
aber, wo der Schaffner nicht davor zurückſchreckt 
falſche Fahrſcheine zu verkaufen, wird man auf 
die Wahrheitsliebe dieſes Mannes, der durch die 
wahrheitsgemäßen Angaben ſich einer ſtrafbaren 
Handlung bezichtigen müßte, wenig vertrauen und 
faſt immer damit rechnen dürfen, daß der Schaffner 
entweder zu dem ihm zuſtehenden Zeugnisverwei— 
gerungsrecht ſeine Zuflucht nimmt oder aber aus 
Furcht vor Beſtrafung oder Dienſtentlaſſung 
leugnet, den ungültigen Fahrſchein verausgabt zu 
haben. Bei dieſer Sachlage erſcheint das Ber: 
mögen des Fahrgaſtes durch das Verhalten des 
Schaffners derart gefährdet, daß dieſe Gefährdung 
einer ungünſtigeren Geſtaltung ſeiner Vermögens— 
lage (RG. Bd. 25 S. 375) gleichkommt und ſo 
einer Vermögensbeſchädigung, wie ſie zum Tat— 
beſtande des Betruges erfordert wird, gleichzuſetzen 
iſt. Will man dieſen Ausführungen nicht folgen 
und eine Vermögensſchädigung des Fahrgaſtes 
nicht gelten laſſen, ſo vervollſtändigt eine Beſchä— 
digung des Vermögens des Straßenbahn— 
unternehmers den Tatbeſtand des Betrugs. 
Durch die falſche Vorſpiegelung, der Fahrgaſt er— 


| 
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der betreffenden Fahrgäſte ſelbſt, 


Straßenbahnunternehmer in Rechnung zu ſetzenden 
Fahrtausweis, veranlaßt der Schaffner den Fahr⸗ 
gaſt ihm das Fahrgeld zu bezahlen und dann die 
Straßenbahn zu benutzen, obwohl der Betriebs⸗ 
unternehmer hierfür kein Entgelt bekommt, weil 
der Schaffner das Geld für ſich verwendet. Die 
Vermögensbeſchädigung des Betriebsunternehmers 
beſteht darin, daß der Fahrgaſt, ohne ihm ein 
Entgelt zu bezahlen, die Straßenbahn benutzt. 
Dieſe Schädigung ſteht auch in urſächlichem Zu⸗ 
ſammenhang mit der Irrtumserregung, weil der 
Fahrgaſt einerſeits nur in dem Glauben, einen 
ordnungsgemäßen Fahrſchein zu beſitzen, bezahlt 
und mitfährt und andererſeits, wenn er von dem 
betrügeriſchen Vorhaben des Schaffners Kenntnis 
hätle, die Ausſtellung eines ordnungsgemäßen 
Fahrſcheins beanſpruchen, und ſo die Schädigung 
des Betriebsunternehmers verhindern würde. 

Gerade über die Frage der Vermögensbeſchä⸗ 
digung ſpricht ſich die im übrigen ganz mit der 
Entſcheidung in Bd. 28 S. 144 übereinſtim mende 
Reichsgerichtsentſcheidung in Goltd Arch. Bd. 61 
S. 189 bemerkenswert aus. Dort heißt es u. a.: 
„Mit der Ausgabe ungültiger Fahrſcheine hat ſich der 
Angeklagte übrigens zugleich einer Tauſchung der 
betreffenden Fahrgäſte ſchuldig gemacht und es 
hätte die ausgeſprochene Verurteilung (wegen Be⸗ 
trugs) auch hierauf geſtützt werden können. Nicht 
zutreffend iſt die Meinung der Strafkammer, daß 
die Taͤuſchung der Fahrgäſte durch die Verabfol⸗ 
gung ungültiger Fahrſcheine zur Konſtruierung 
eines Betrugs oder Betrugsverſuches ſich nicht 
habe verwerten laſſen, weil dieſe Täuſchung nicht 
„urſächlich für den vom Angeklagten beabſichtigten 
Betrug geweſen ſei“, ſondern nur zu deſſen Vor⸗ 
bereitung gedient habe. Der urſachliche Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen dem bei dem Fahrgaſt erregten 
Irrtum und der in Ausſicht genommenen Schä⸗ 
digung der Straßenbahngeſellſchaft iſt inſofern 
gegeben, als die Irrtumserregung, wenn ſie nicht 
entdeckt worden wäre, beim regelmäßigen Verlauf 
der Geſchäftsabwicklung eine Vermögensſchädigung 
für die Straßenbahngeſellſchaft zur Folge gehabt 
haben würde. Ferner konnte aus der Nichtidentität 
der Perſon des Getäuſchten und des eventuell Ge⸗ 
ſchädigten kein Bedenken hergeleitet werden (vgl. 
RG. Bd. 2 S. 136). Zudem enthaͤlt die Ver⸗ 
abfolgung ungültiger Fahrſcheine eine Schädigung 
weil ihnen 
die ungültigen Scheine ein Recht zum Mitfahren 
nicht gewähren. In dieſer Hinſicht hätte die 
Strafkammer zur Feſtſtellung vollendeten Betrugs 
gelangen können.“ 

Ob die Anſicht des Reichsgerichts, daß die 
ungültigen Scheine dem Fahrgaſt ein Recht zum 
Mitfahren nicht geben, jedem Zweifel ſtandhält, 
erſcheint fraglich. Gegen das Reichsgericht ſpricht 
die Tatſache, daß die Fahrſcheine vor allem Quit⸗ 
tungen über den bezahlten Fahrpreis darſtellen 
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und der Fahrgaſt das Recht die Straßenbahn zu 
benützen, durch die Bezahlung des Fahrgeldes 
erwirbt, dieſes Recht alſo jedem zuſteht, der dem 


zum Empfang des Fahrgeldes Berechtigten das 


Fahrgeld ausgehändigt hat, auch wenn er eine 
Quittung für ſeine Zahlung nicht erhält. Für 
die obige Anſicht kann dagegen verwertet werden, 
daß faſt durchweg alle Straßenbahnbetriebe um 
einer ordnungsgemäßen Beaufſichtigung des Be: 
triebes willen verlangen, daß der Fahrgaſt ſich 
im Beſitzeines gültigen Fahrtausweiſes 
befindet, und auf dieſe Weiſe das Recht der 


Straßenbahnbenützung von dem rein formellen 


Beſitz des Fahrſcheins, nicht nur von der Be⸗ 
zahlung des Fahrgeldes abhängig machen. Trotz⸗ 
dem ſcheint mir. das gegen das Reichsgericht an⸗ 
geführte Bedenken ausſchlaggebend zu ſein. Auch 
ſchon verausgabte und widerrechtlich vom Schaffner 
nochmals verwendete Fahrſcheine ſind für ſolche 
Fahrgäſte gültige Fahrtausweiſe, die ihr Fahr⸗ 
geld ordnungsgemäß entrichtet und hierfür vom 
Schaffner, der für ſie ein in den Grenzen ſeiner 
Befugniſſe bleibender Beauftragter des Unter⸗ 
nehmers iſt, eine auf den bezahlten Betrag lautende 
Quittung erhalten haben. 

Die bisher erwähnten Entſcheidungen laſſen 
daran keinen Zweifel, daß das Reichsgericht den 
eingangs erwähnten Fall von vornherein als Be⸗ 
trug beurteilt und dann eine Unterſchlagung aus: 
ſchließt, wenn nicht die Betätigung des Zueig⸗ 
nungswillens zeitlich der Erlangung des Beſitzes 
oder Gewahrſams folgt (RGE. Bd. 22 S. 306). 

Wenn nun auch dieſe letzte Vorausſetzung auf 
rein tatſächlichem Gebiet liegt und ſomit auch 
nur vom Tatrichter gewürdigt werden muß, ſo 
hat das Reichsgericht, wohl im Bewußtſein der 
Schwierigkeit dieſer Tatſachenbeurteilung, doch nicht 
unterlaſſen auch hiefür gewiſſe Richtpunkte auf⸗ 
zuſtellen. 

Die Würdigung der hieher einſchlägigen Tat⸗ 
ſachen erſchöpft ſich in der Antwort auf Frage: 
Hat der Täter durch die ſtrafbare Hand— 
lung, die ihm den Beſitz oder Gewahr⸗ 
ſam der Sache verſchafft, zugleich die 
Abſicht der rechtswidrigen Zueignung 
betätigt? (RG. Bd. 15 S. 428). Und wenn 
das Reichsgericht nach dem Gegenteil fragt und 
Unterſchlagung nur dann annehmen will, wenn 
anzunehmen iſt, daß der Täter bei Erlangung 
des Beſitzes die rechtswidrige Zueignungsabſicht 
nicht betätigt hat, jo vertritt es damit unver: 
kennbar den Standpunkt, daß im Regelfalle durch 
die ſtrafbare Beſitz⸗ oder Gewahrſams— 
verſchaffung der rechtswidrige Zueig— 
nungswille betätigt wird, daß alſo nur 
beſon dere Umſtände die Annahme recht— 
fertigen können, die Betätigung des 
Zueignungswillens ſei zeitlich der Er: 
langung des Beſitzes oder Gewahrſams 
gefolgt. 
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In der E. Bd. 15 S. 418 führt das Reiche: 
gericht aus: i Was den vorliegenden Fall 
anbetrifft, ſo fehlt jeder tatſächliche Anhalt für die 
Annahme, daß der Angeklagte nicht ſchon, als er 
durch Betrug den Gewahrſam der Wertpapiere 
ſich verſchaffte, die Abſicht hegte, dieſelben ſich zu⸗ 
zueignen. Der Tatrichter nimmt zwar an, die 
Abſicht des Angeklagten ſei zunächſt nur auf 
Erlangung des Beſitzes der Wertpapiere 
gegangen. Da man aber nicht ſieht, in welcher 


Weiſe der bloße Beſitz nach der vom Richter an⸗ 


genommenen Abſicht des Angeklagten als Ver⸗ 
mögensvorteil verwertet werden ſollte, fo läßt ſich 
nur als Anſicht des Richters annehmen, daß der 
Angeklagte ſeinem betrügeriſchen Verhalten das 
Ziel geſteckt hatte, zunächſt den Beſitz der Papiere 
zu erlangen, demnaͤchſt aber die Papiere zu ver⸗ 
kaufen und den Erlös für ſich zu verwenden. Bei 
dieſer Annahme wäre aber der Aneignungswille 
ſchon durch den betrügeriſchen Beſitzerwerb betätigt 
und bliebe für die Annahme der Unterſchlagung 
kein Raum.“ 

Hiemit hat das Reichsgericht in nicht miß⸗ 
zuverſtehender Weiſe ausgeſprochen, daß in all den 
Fällen, wo eine vermögensrechtliche Verwertung 
des Beſitzes in anderer Weiſe als durch rechts⸗ 
widrige Zueignung der Sache nicht nachgewieſen 
iſt, die Verſchaffung des Beſitzes oder Gewahrſams 
bereits die Betätigung der rechtswidrigen Zu⸗ 
eignungsabſicht enthaͤlt und deshalb nur als Be⸗ 
trug, nicht als Unterſchlagung zu beurteilen iſt. 
Da in unferem Falle die Möglichkeit, das vom 
Fahrgaſt erhaltene Fahrgeld anders als durch 
rechtswidrige Zueignung zu verwerten, wohl nicht 
in Frage kommen kann, muß man, wenn man 
dem Reichsgericht folgen will, im Regelfall die 
eingangs erwähnte Frage und damit das Vorliegen 
einer Unterſchlagung verneinen. 

Zum gleichen Ergebnis gelangt. man, wenn 
man die Entſcheidung des Reichsgerichts (Goltd. 
Arch. Bd. 50 S. 121) hier anwendet. Dort iſt 
der Fall behandelt, daß ein Schuldner durch Be⸗ 
trug ſeinem Gläubiger einen Schuldſchein heraus⸗ 
lockte und dann die Urkunde vernichtete. Das Erſt⸗ 
gericht hatte den Schuldner wegen Betrugs und 
Vernichtung einer Urkunde (§S 274 R StGB.) ver: 
urteilt und feſtgeſtellt, daß der Täter erſt nach 
Erlangung der Urkunde auf Grund eines neuen 
Vorſatzes zur Vernichtung der Urkunde geſchritten 
war. Das Reichsgericht hat das Urteil mit einer 
Begründung aufgehoben, die hier um deswillen 
intereſſiert, weil ſie, trotz des vom Erſtgericht feſt⸗ 
geſtellten weiteren Vorſatzes, der Einheit und ein— 
heitlichen Betätigung des verbrecheriſchen Willens 
eine Bedeutung zumißt, die auch für unſeren Fall 
ausſchlaggebend ſein muß. Das Reichsgericht führt 
dort aus: „Da der Angeklagte die Schuldurkunde 
ſich auf betrügeriſche Weiſe verſchaffte, um ſie auf 
die Dauer ihrem Eigentümer zu entziehen und 
ſeiner freien Betätigung zu unterwerfen, ſo hat er 
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durch ſein rechtswidrige Handeln auch in der Tat 
der aͤußeren Wirkung nach die volle, unbeſchränkte 
Herrſchaft über die Urkunde erlangt und die Ver⸗ 
fügungsgewalt des berechtigten früheren Inhabers 
derſelben in der äußeren Erſcheinung ihrer Be⸗ 
tätigung vollſtändig und allſeitig vernichtet. Alles, 
was der Betrüger ſpäter mit der durch ſeine ſtraf⸗ 
bare Tätigkeit erworbenen Urkunde vornimmt, 
kennzeichnet ſich nur als ein weiterer Ausfluß, als 
eine weitere Ausgeſtaltung und Fortführung ſeines 
rechtswidrigen Angriffes auf fremdes Vermögen. 
Weil dieſer Angriff dem äußeren Erſolg nach zu 
einer Aufhebung des fremden Rechts bereits geführt 
hat, darf er in Beziehung auf den dadurch Ver⸗ 
letzten einer neuen ſtrafrechtlichen Beurteilung nicht 
mehr unterzogen werden.“ 


Für unſeren Fall ergibt ſich hieraus folgendes: 


Durch die Hingabe des bereits früher verausgabten 
Fahrſcheins und die Entgegennahme des von dem 
Fahrgaſt entrichteten Fahrgeldes hat der Schaffner 
ſeinen verbrecheriſchen Vorſatz, fich das Fahrgeld 
rechtswidrig zuzueignen, reſtlos ausgeführt, ſich alſo 
das Fahrgeld wirklich zugeeignet. Wenn er bei 
der Verrechnung der von ihm verausgabten Fahr⸗ 
ſcheine die wiederholte Verwendung eines Fahr⸗ 
ſcheines verſchweigt und den hiefür eingenommenen 
Erlös nicht an die Kaſſe abführt, ſo übt er dabei 
nur die durch ſein betrügeriſches Verhalten er⸗ 
langte Verfügungsgewalt über das Fahrgeld weiter 
aus und bedient ſich neuer, von dem früheren 
betrügeriſchen Vorſatz mitumfaßter falſcher Bor: 
ſpiegelungen, um ſich im Beſitze des Erlangten zu 
erhalten. 

Dieſe Erwägungen dürften auch dazu führen, 
das übrige Verhalten des Schaffners nach Veraus— 
gabung des ſchon verwendeten Fahrſcheins — 
anderweitige Verwendung des Fahrſcheins, den er 
ordnungsgemäß dem mit dem ſchon verbrauchten 
Fahrſchein bedienten Fahrgaſt haͤtte verabreichen 
müſſen — nicht als ſelbſtändige ſtrafbare Hand: 
lung, ſondern nur als Fortſetzung des ſchon be⸗ 
tätigten Aneigungswillens zu betrachten. >) 

Diele im Vorſtehenden dargelegte Rechtſprechung 
des Reichsgerichts muß nicht erſt für den erkennenden 
Richter, ſondern ſchon ſür den Anklaͤger ſowohl 
wie den die Eröffnung des Hauptverfahrens be⸗ 
ſchließenden Richter Veranlaſſung ſein, die ein: 


0 Das . läßt dieſe Frage in ſeiner 
Entſcheidung Bd. 1 „38 offen. Es führt aus: „Es 
wird namentlich zu erwägen ſein, welches Gewicht etwa 
der Tatſache, ſollte ſich dieſelbe feſtſtellen laſſen, bei⸗ 
zulegen ſei, daß der Angeklagte das dem hier in Be— 
tracht kommenden Fahrgaſt an ſich auszuhändigen 
geweſene richtige Fahrbillett von dem Fahrkartenblock 
nicht abgetrennt bzw. ſogar dasſelbe einem ſpäteren 
Fahrgaſt als Quittung über die von demſelben ge— 
leiſtete Zahlung ſeines Fahrgeldes verabfolgt habe 
und inwiefern gegenüber einer ſolchen Nichtabtrennung 
des Fahrbilletts vom Blöcke die Hingabe des bereits 
verbraucht geweſenen Fahrbilletts für ſich allein als 
genügende Betätigung des Aneignungswillens ans 
geſehen werden dürfe.“ 
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ſchlägigen Fälle nicht ohne weiteres als Amts 


| unterſchlagung zu behandeln, ſondern fie auch vom 


Geſichtspunkte des Betrugs aus zu betrachten. Die 
Höhe der für Amtsunterſchlagung verwirkten Strafe 
verlangt auch hier gebieteriſch ſorgſame Beachtung 
des Satzes: In dubio pro reo. 


Kleine Mitteilungen. 


Die Nebenklage im Strafbefehlsverfahren. Durch 
das Geſetz vom 21. Oktober 1917 die Vereinfachung 
der Strafrechtspflege betr. kann die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft alle Vergehen mit Ausnahme der in 8 74 GVG. 
bezeichneten im Wege des Strafbefehls zur Anklage 
bringen. 

Ueber die Zweckmäßigkeit dieſer Beſtimmung iſt 
kein Wort zu verlieren zu einer Zeit, in der eine 
ganze Reihe von Straffällen, die vor dem Kriege 
ſchon als Uebertretungen durch Strafbefehle erledigt 
wurden, durch die Anordnungen der Militärbefehls⸗ 
haber zu Vergehen erhoben ſind, und in der die Staats⸗ 
anwaltſchaft bei der Unmenge von Vergehen gegen die 
wirtſchaftlichen Maßnahmen ohnedies die geſteigerte 
Arbeitslaſt kaum mehr bewältigen kann. 

So einfach ſich nun die Beſtimmung in Art. II 
Nr. 2 des Geſetzes vom 21. Oktober 1917 lieſt, ſo 
wenig einfach geſtaltet ſich oft deren Anwendung. 
Da treten gar nicht ſelten Fragen auf, deren Beant⸗ 
wortung man in den Kommentaren zur StPO. ver⸗ 
geblich ſuchen wird. 

Zu dieſen Fragen gehört auch die nach der Stellung 
des Nebenklägers im Strafbefehlsverfahren. Vor dem 
Geſetze vom 21. Oktober 1917 wird die Nebenklage im 
Strafbefehlsverfahren wohl nicht in Erſcheinung ge⸗ 
treten ſein. Jetzt, da die Vergehen der Körperverletzung, 
die am häufigſten den Anlaß zur Erhebung der Neben⸗ 
klage geben, durch Strafbefehl erledigt werden können, 
müſſen ſich der Staatsanwalt und der Amtsrichter mit 
dieſer Frage wohl oder übel befaſſen. 

Ich möchte verſuchen ſie im folgenden kurz zu 
behandeln, ohne damit den Anſpruch erheben zu wollen, 
ſie auch endgültig zu entſcheiden. 

Daß die Nebenklage auch im Strafbefehlsverfahren 
zugelaſſen werden muß, dürfte kaum zu beſtreiten ſein. 
Es ergibt ſich das aus 8 435 Abi. 1 StPO. Der 
Antrag des Staatsanwalts auf Erlaſſung des Straf⸗ 
befehls ſteht der. Erhebung der öffentlichen Klage 
gleich und damit iſt für den Nebenkläger auch das 
Recht auf Anſchluß gegeben. 

Das Verſahren dürfte ſich einfach geſtalten, wenn 
zu der Zeit, zu welcher der Antrag des Staatsan⸗ 
walts auf Erlaſſung des Strafbefebls bei dem Amts⸗ 
gericht eingeht, dort ſchon die Anſchlußerklärung des 
Nebenklägers vorliegt. Nach 8 436 Abſ. 2 und 8 33 
END. wird der Amtsrichter den Staatsanwalt über 
die Anſchlußerklärung, den Nebenkläger über den 
Antrag des Staatsanwalts hören. Hat der Staats⸗ 
anwalt gegen die Zulaſſung des Nebenklägers und 
dieſer gegen den Antrag des Staatsanwalts nichts zu 
erinnern und will er im Strafbefehlsverfahren keine 
Buße beanſpruchen, ſo erläßt der Amtsrichter den 
Beſchluß auf Zulaſſung der Nebenklage und den Straf⸗ 
befehl und verſügt die Zuſtellung der beiden Ent⸗ 
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ſcheidungen an den Beſchuldigten und an den Neben⸗ 
kläger. Beruhigt ſich der Beſchuldigte beim Straf⸗ 
befehl, ſo hat damit auch die Tätigkeit des Neben⸗ 


klägers ihr Ende gefunden bis auf den Koflenpunkt, 


auf den ich noch zu ſprechen komme. 

Iſt der Nebenkläger mit dem Antrage des Staats⸗ 
anwaltes nicht einverſtanden oder will er eine Buße 
beantragen, ſo wird der Amtsrichter nach 8 448 Abſ. 2 
StPO. die Sache zur Hauptverhandlung bringen 
müſſen. 

Ich halte es nämlich nach 8 447 Abſ. 2 St; O. 
nicht für zuläſſig eine Buße im Strafbefehlsverfahren 
zuzuerkennen. Man wird mir da entcegenhalten, 
daß die Zuerkennung eines Schadenserſatzes auch 
anderweit im Strafbefehlsverfahren zugelaſſen iſt, 
3. B. im Bayer. FeldſchadenG. vom 6. März 1909. 
Es iſt aber nicht zu überſehen, daß dieſe Zulaſſung 
immer auf beſonderer geſetzlicher Beſtimmung beruht. 
Eine ſolche liegt für den Anſpruch auf Buße nicht 
vor. Sie hätte im Geſetze vom 21. Oktober 1917 eigens 
aufgenommen werden müſſen. 


Schwieriger wird die Sache ſchon, wenn die An⸗ 
ſchlußerklärung erſt nach Erlaſſung oder gar Zu⸗ 
ſtellung des Strafbefehls an den Beſchuldigten in den 
Einlauf des Gerichts kommt. Welche Einwirkungen 
ſtehen dem Nebenkläger da noch auf den Gang des 
Ver fahrens zu? | 

Wenn zur Zeit des Einlauf der Anſchlußer⸗ 
klärung der Strafbefehl ſchon rechtskräftig geworden 
iſt, iſt die Anſchlußerklärung durch Beſchluß zurück⸗ 
zuweiſen, da für den Nebenkläger kein Raum mehr 
im Verfahren iſt. Eine Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens, zu welchem Zwecke der Nebenkläger ſich auch 
nach Rechtskraft des Urteils im ordentlichen Ver⸗ 


fahren anſchließen kann, gibt es im Strafbefehlsver⸗ 


fahren nicht. 


Iſt der Strafbefehl zur Zeit des Einlaufes der 
Anſchlußerklärung erlaſſen oder ſchon zugeſtellt, aber 
noch nicht rechtskräftig, ſo muß die Anſchlußerklärung 
des Nebenklägers noch zu deſſen Zulaſſung führen. 
Ob ihm aber damit eine Einwirkung auf das weitere 
Verfahren möglich iſt, iſt ſehr zweifelhaft. Nach den 
Beſtimmungen der StPO. möchte man das verneinen. 
Nach 88 430, 437 Abſ. 1, 441 StPO. kann ſich der 
Nebenkläger der gleichen Rechtsmittel bedienen, wie 
der Staatsanwalt. Für dieſen gibt es aber nach Er⸗ 
laſſung des Strafbefehls kein Rechtsmittel mehr. Ja 
wenn man ſich auf die Beſtimmung in 8 439 StPO. 
ſtützt, wird. der Nebenkläger nicht einmal erfahren, 
welche Strafe über den Beſchuldigten verhängt worden 
iſt, weil ihm hienach der Strafbefehl nicht zugeſtellt 
zu werden braucht. 

Ich halte dieſe Beſtimmungen, die offenbar nur 
auf die mündliche Hauptverhandlung zugeſchnitten find, 
für zu ſtrenge im Strafbefehlsverfahren und möchte 
nach Erlaſſung und nach Zuſtellung des Strafbeſehls 
dem Nebenkläger, ſeine rechtzeitige Zulaſſung voraus— 
geſetzt, das Recht auf Zuſtellung einer Ausfertigung 
des Strafbefehls an ihn und das Recht des Einſpruchs 
dagegen zugeſtehen. Es kann offenbar nicht der Wille 
des Geſetzes ſein, daß der Nebenkläger, der doch eine 
der Prozeßparteien iſt, nach Erlaſſung und Zuſtellung 
des Strafbefehls gar keine Einwirkung mehr auf das 
Verfahren haben ſollte. Die Einlegung des Ein— 
ſpruchs iſt ja im Grund auh nichts anderes als ein 
Antrag des Beſchuldigten auf mündliche Verhandlung, 
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nur daß dieſer Antrag befriſtet iſt. Tritt man dieſer 
meiner Anſchauung kei, ſo wird durch die Zuſtellung 
der Ausfertigung des Straſbefehls an den Neben⸗ 
kläger für dieſen eine weitere Friſt zur Einlegung des 
Einſpruchs und damit zur Wahrung ſeiner Rechte 
in Lauf geſetzt. 

Im Koſtenpunkt bietet die rechtskräftige Ent⸗ 
ſcheidung des Strafbefehls hinſichtlich der Koſten einen 
Vollſtreckungstitel für den Anſpruch des Nebenklägers 
auf Erſatz ſeiner Koſten und Auslagen. 

Erſter Staatsanwalt H. Raithel in Bamberg. 


Inhalt des Borkanfsrechts nach dem Bayeriſchen 
Güterzertrümmerungsgeſez. Der Eigentümer eines 


Grundſtücks verkauft die auf einigen Grundſtücksteilen, 


für die geſonderte Plannummern beſtehen, befindlichen 
Waldbeſtände an einen Holzhändler auf dem Stamm. 
Kurz darauf veräußert er das geſamte Grundſtück an 
einen gewerbsmäßigen Güterhändler. In der über 
den Grundſtücksverkauf aufgenommenen notariellen 
Urkunde übernimmt der Erwerber des Grundſtücks 
ausdrücklich die Verpflichtung, dem Holzhändler den 
vereinbarten Abhieb des Waldes zu geſtatten. Ein 
vorkaufsberechtigter Darlehenskaſſenverein übt das 
Vorkaufsrecht form⸗ und friſtgerecht aus. Kann er 
dem Holzhändler die Fällung des Holzes verwehren? 

Der Verkauf von Holz auf dem Stamme be⸗ 
gründet für den Käufer nur einen ſchuldrechtlichen An⸗ 
ſpruch auf Geſtattung der Fällung und Wegbeförde⸗ 
rung des Holzes ($ 956 Abi. 1 BGB.). Ein ſolcher 
Geſtattungsvertrag kann nicht durch Eintragung in die 
II. Abteilung des Grundbuchs dingliche Kraft erhalten 
(NG. 60, 319). Da nicht dinglich geſchützt, bindet er 
den künftigen Grundſtückserwerber nicht; denn der 
Eigentümer einer Sache kann die Aneignung von 
Beſtandteilen nur unter der Vorausſetzung geſtatten, 
daß ihm die Beſtandteile nach der Trennung von der 
Mutterſache gehören und daß er noch zu dem für den 
Eigentumserwerb maßgebenden Zeitpunkte der Tren⸗ 
nung oder Beſitzergreifung befugt iſt, die Aneignung 
zu geſtatten. Wenn in der Zwiſchenzeit zwiſchen Ge⸗ 
ſtattung und Trennung oder Beſitzergreifung die 
Mutterſache ihren Eigentümer wechſelt, ſo bindet die 
Geſtattung den Erwerber nur ausnahmsweiſe dann, 
wenn er aus beſonderen Gründen, z. B. weil der Ver⸗ 
äußerer den Erwerber von dem eingeräumten An⸗ 
eignungsrecht ausdrücklich in Kenntnis geſetzt hat, die 
Geſtattung gegen ſich gelten laſſen muß (RG. 78, 36). 
In dem vom Reichsgericht entſchiedenen Fall war die 
Mitteilung des Grundſtücksveräußerers an den Er⸗ 
werber von der Geſtattung des Abhiebs von Wald⸗ 
flächen noch ausdrücklich in den notariellen Vertrag 
aufgenommen; dieſe notarielle Feſtlegung bildet aber 
nur ein Beweismittel dafür, daß der Erwerber von 
dem eingeräumten Aneignungsrecht Kenntnis hatte. 
Auch ohne Aufnahme in den notariellen Vertrag muß 
der Erwerber die Geſtattung gegen ſich gelten laſſen, 
wenn er davon in Kenntnis geſetzt war. 

Ein nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches Vorkaufsberechtigter müßte demnach die Ver⸗ 
äußerung der Waldbeſtände gegen ſich gelten laſſen, 
ſoferne nach den vorſtehenden Ausführungen der 
unmittelbare Erwerber des Grundſtückes fie ſich ge⸗ 
fallen laſſen muß; denn mit der Ausübung des Vor⸗ 
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kaufsrechts kommt der Kauf zwiſchen dem Berechtigten 
und dem Verpflichteten unter den Beſtimmungen 
zuſtande, die der Verpflichtete mit dem Dritten ver⸗ 
einbart hat ($ 505 Abſ. 2 BGB.). 

Dies gilt auch für die nach dem bayeriſchen Güter⸗ 
zertrümmerungsgeſetz vorkauſsberechtigten juriſtiſchen 
Perſonen (Art. 4 Abſ. 2 bay Güterzertr G., BayOb G. 
13, 576). 

Dieſes Ergebnis entſpricht auch dem Zwecke 
der ziemlich ausgedehnten dreiwöchigen Vorkaufsfriſt; 
denn dieſe ſoll der vorkaufsberechtigten juriſtiſchen 
Perſon die Möglichkeit geben, zu überlegen und ſich 
ſchlüſſig zu machen, ob ſie in die Bedingungen des 
Vertrages eintritt oder nicht (AbgKVerh. 1909/10, 
Beil Bd. 9 S. 804; BayObsG 12, 455). Ohne genaue 
Erkundigungen über den Inhalt des vereinbarten 
Kaufvertrages wird wohl kein Berechtigter das Vor⸗ 
kaufsrecht ausüben. Unterläßt er die um ſeinetwillen 
gebotene Nachforſchung oder nimmt er ſie nachläſſig 
vor, ſo hat er daraus erwachſende Nachteile nach Treu 
und Glauben ſelbſt zu tragen. Einem Dritten, wie 
hier dem Erwerber der Holzbeſtände, die Nachteile 
einer Säumnis des durch das Geſetz ohnehin be⸗ 
günſtigten Vorkaufsberechtigten auſzubürden, wäre 
äußerſt unbillig. 

Auch wirtſchaftlich ift dieſes Ergebnis durchaus 
gerechtſertigt. Der mit dem Güterhändler vereinbarte 
Kauſpreis des Grundſtücks wird gerade mit Rückſicht 
auf die Geſtattung der Holzfällung weſentlich niedriger 
ſein, als er es ſonſt wäre. Wäre die Vereinbarung 
über die Waldbeſtände dem Vorkaufsberechtigten gegen⸗ 
über unwirkſam, ſo würde er das Grundſtück zum 
Schaden des Veräußerers zu einem Preiſe bekommen, 
deſſen Höhe dem beim Verkaufe maßgebenden Willen 
des Veräußerers nicht entſpräche. 

Weigert ſich der Vorkaufsberechtigte, die Fällung 
des Holzes zu geſtatten, ſo kann die Geſtattung nicht 
erzwungen werden, da an weſentlichen Beſtandteilen 
einer Sache nur perſönliche, nicht aber dingliche 
Rechte begründet werden können: dem Käufer des 
Holzes bleibt nur ein Anſpruch auf Schadenerſatz gegen 
den Vorkaufsberechtigten (Staud. 7./8. Aufl. Anm. 6e 
zu 893 BGB.). ) 


Rechtsanwalt Dr. Fritz Löwenthal in München. 

1) Anm. des Herausgebers: Im Gegenſatze zu dem 
Herrn Verfaſſer möchte ich glauben, daß das Reichs— 
gericht mit gutem Grunde Gewicht darauf gelegt hat, 
daß in dem notariellen Kaufvertrage die Veräußerung 
des Holzes an einen anderen als den Erwerber des 
Grundſtücks ausdrücklich erwähnt iſt. Abgeſehen von 
der Vorſchrift des 8 313 BGB. tritt gerade dann, 
wenn es ſich um den Eintritt eines Vorkauf fsberechtigten 
in den Kaufvertrag handelt, die Notwendigkeit einer 
ſolchen Erwähnung deutlich in die Erſcheinung. Der 
Vorkaufsberechtigte kann nicht ahnen, daß das Holz 
wegverkauft iſt, und, ſoſern nicht beſondere Umſtände 
auf eine ſolche Möglichkeit hinweiſen, kann ihm das 
Unterlaſſen von Nachforſchungen unmoglich zum Vor— 
wurf gereichen. — Liegen aber die Vorausſetzungen 
vor, unter denen nach jener Reichsgerichtsentſcheidung 
die Wegveräußerung des Holzes auch den Erwerber 
des Grundſtücks bindet, dann möchte ich im Gegenſatze 
zu dem Herrn Verfaſſer und zu Staudinger dem Er— 
werber des Holzes nicht nur einen Anſpruch auf 
Schadenerſatz, ſondern auf Abtrennung des Holzes 
zugeſtehen (vgl Oertmann, BGB. Allg. Teil Bem. 20 
zu § 93, Endemann § 52 Anm. 7). 


Zeitſchrift fur Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 19 u. 20. 
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Teilweiſe Rechtskraft und der Grundſatz ne bis. 
Der Angeklagte wird wegen zweier Delikte abgeurteilt, 
nur wegen des einen Deliktes wird Berufung ein⸗ 
gelegt, die Verurteilung wegen des anderen wird 
rechtskräftig. Das Berufungsgericht nimmt aber im 
Gegenſatze zur Anklage und zum Vorrichter Ideal⸗ 
konkurrenz oder fortgeſetzte Handlung an. Greift der 
Grundſatz ne bis durch, da die Tat aus dem einen 
Geſichtspunkt bereits rechtskräftig abgeurteilt iſt? 

In etwas anderer Form iſt die Frage ſchon 
häufig Gegenſtand der Erörterung geweſen, nämlich 
für den Fall, daß eine Tat abgeurteilt iſt und ſich 
nachher herausſtellt, daß noch ein weiteres Geſetz 
ideell konkurrierend verletzt oder die Tat in fortge⸗ 
ſetzter Handlung in größerem Umfange begangen iſt 
als urſprünglich angenommen. Beiſpiel: Jemand 
wird wegen Schießens in bewohnten Orten verurteilt, 
nachträglich wird feſtgeſtellt, daß er auch einen Menſchen 
verletzt hat; jemand wird wegen Beleidigung verurteilt 
und nachher feſtgeſtellt, daß die Beleidigung in Form 
eines Preßvergehens begangen iſt; jemand wird wegen 
mehrfacher Entwendung kleiner Kaſſenbeträge in fort⸗ 
geſetzter Handlung verurteilt, nachher wird das Fehlen 
auch eines großen Betrages feſtgeſtellt. Nach herr⸗ 
ſchender, aber keineswegs zweiſelloſer Meinung ift der 
Strafanſpruch des Staats verbraucht. 

Unſer Fall liegt inſofern anders, als die ganze 
Straftat zur Anklage gebracht iſt, während nur ein 
Teil in die Berufungsinſtanz geht. Eine teilweiſe 
Rechtskraft hinſichtlich der Annahme einer oder mehrerer 
Handlungen gibt es nicht, weil nur die Verurteilung 
aus den verſchiedenen Geſetzesbeſtimmungen, nicht 
aber die Feſtſtellung der Zahl der Handlungen In⸗ 
halt des Urteils iſt und damit an der ſachlichen 
Rechtskraft teilnimmt. Das Berufungsgericht iſt daher 
an die Auffaſſung des Vorrichters nicht gebunden. 

Man muß davon ausgehen, daß die Anſchauung 
des Nachrichters entſcheidend iſt, mag ſelbſt die des 
Vorrichters richtiger ſein. Stellt der Nachrichter eine 
einheitliche Handlung ſeſt, ſo ſteht damit feſt, daß 
der Vorrichter eine einheitliche Handlung fälſchlich 
als zwei Handlungen angeſehen und ſo abgeurteilt 
hat. Iſt aber nur eine einzige Handlung Gegenſtand 
der erſtinſtanzlichen Urteilsfindung und wird dieſe 
Handlung zum Teil in die Berufungsinſtanz gebracht, 
ſo iſt die Handlung eben inſoweit noch nicht rechts⸗ 
kräftig abgeurteilt; denn es iſt ja gerade der Wille 
deſſen, der das Rechtsmittel einlegt, die höhere In⸗ 
ſtanz neu entſcheiden zu laſſen. 

Es liegt nun nahe, den Knoten einfach durchzu⸗ 
ſchlagen und zu ſagen: Liegt tatſächlich nur eine Hand⸗ 
lung vor, deren Aburteilung wegen des Rechtsmittels 
nicht rechtskräftig werden konnte, ſo iſt das erſte Ur⸗ 
teil eben nur ſcheinbar teilweiſe rechtskräftig. Iſt eine 
Zerteilung der Handlung nicht möglich, ſo geht die 
ganze Handlung als Gegenſtand der Aburteilung in 
die Berufungsinſtanz und mit der Handlung not⸗ 
wendig auch das Urteil in ſeiner Ganzheit. Das 
höhere Gericht hat demnach völlig freie Hand. 

Gegen dieſe Auffaſſung ſträubt ſich aber das Rechts⸗ 
gefühl. Hat jemand einen andern getötet und den 
Leichnam beiſeite geſchafft und wird er wegen beider 
Taten abgeurteilt und die Verurteilung oder die 
Freiſprechung wegen der Tötung rechtskräftig und 
will der Angeklagte nur wegen der Beiſeiteſchaffung 
des Leichnams auch freigeſprochen werden, oder will 
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er die Verurteilung wegen fahrläſſiger Tötung wegen 
der beſonders milden Strafe rechtskräftig werden laſſen 
und ſich auf das Rechtsmittel wegen der Uebertretung 
beſchränken, oder will die Staatsanwaltſchaft nur Ver⸗ 
urteilung wegen dieſer Uebertretung, weil vielleicht 
die Tötung in Notwehr begangen iſt, ſo würde die 
obige Anſchauung dahinführen, daß das höhere Ge⸗ 
richt, nur weil es zwiſchen Tötung und Leichenbeſei⸗ 
tigung Einheit der Handlung annimmt, nicht nur die 
ganze Verhandlung wiederholen, ſondern ſogar wegen 
Mordes verurteilen könnte, während die Anklage viel⸗ 
leicht nur auf fahrläſſige Tötung lautet, oder daß es 
ganz freiſprechen könnte, wenn das erſte Gericht ver⸗ 
urteilt hat und nur wegen der Uebertretung auch eine 
Verurteilung oder eine höhere Verurteilung erwirkt 
werden ſoll. N 

Die Geſetzesbeſtimmungen führen hier nicht weiter, 
die Frage kann nur aus dem Geiſte des Geſetzes her⸗ 
aus gelöſt werden. Dem Geiſte des Geſetzes aber wider⸗ 
ſpricht es, aus formell⸗prozeſſualen Gründen eine 
materielle Rechtskraft zu hindern, wo das Geſetz ſelbſt 
eine beſchränkte materielle Rechtskraft ſtets dann ein- 
treten laſſen will, wo eine Trennung begrifflich denkbar 
iſt (vgl. Eckſtein, Gerichtsſaal 81 S. 352,69). Dem 
Geiſte des Geſetzes widerſpricht es, daß ein Urteil ſoll 
abgeändert werden können, deſſen Rechtskraft von 
allen Beteiligten gewünſcht wird, vor allem aber 
widerſtrebt es dem Geiſte des Prozeßrechts, daß nur 
darum das ganze Urteil ſoll nachgeprüft werden und 
unter Umſtänden zum Nachteil des Angeklagten ſoll 
neu entſchieden werden können, weil das höhere Ge⸗ 
richt zum Vorteil des Angeklagten nicht mehrere, 
ſondern eine Handlung annimmt. Kann die Geſetzes⸗ 
beſtimmung über die reformatio in peius auch nicht 
unmittelbar zur Anwendung kommen, ſo darf doch 
auch nicht gegen den Geiſt dieſer Beſtimmung ver⸗ 
ſtoßen werden. 

Aus dieſem Grunde muß eine teilweiſe Rechts⸗ 
kraft wenigſtens inſoweit angenommen werden, als der 
rechtskräftige Teil des Urteils nicht mehr abgeändert 
werden darf, dann aber folgerichtig auch nicht 
zum Vorteil des Angeklagten. Das höhere Gericht 
hat zwar die ganze Tat neu zu würdigen und muß 
ein völlig neues Urteil fällen, aber in dieſem Urteil, 
geradeſo wie der Einzelrichter, der im Kollegium 
überſtimmt iſt, ſich an die Auffaſſung der Vorinſtanz 
binden und das Urteil nur inſoweit erweitern, er⸗ 
gänzen, wie das erſte Urteil als unrichtig angefochten 
iſt und darf bei der Bemeſſung der neuen Strafe nur 
noch den Teil der Handlung „wägen“, der noch nicht 
erledigt iſt, alſo auch nicht etwa eine Korrektur des 
Urteils ohne Abänderung des Tenors vornehmen. 


Um es an obigem Beiſpiel klar zu machen: War 
wegen fahrläſſiger Tötung freigeſprochen, ſo iſt das 
ganze, auch das ſcheinbar rechtskräftige Urteil aufzu- 
heben und nur wegen Uebertretung zu verurteilen; 


war wegen fahrläſſiger Tötung verurteilt, ſo darf nur 


auf eine geringe — dem Strafrahmen der Ueber— 
tretung entſprechende — Straferhöhung erkannt werden, 
ſelbſt wenn das höhere Gericht davon überzeugt iſt, 
daß Mord vorliegt; war wegen Uebertretung ver— 
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urteilt und wird wegen der Verurteilung ein Rechts- 


mittel eingelegt, fo darf nicht auf Freiſprechung er— 
kannt werden, denn dieſelbe Handlung iſt ja als Tötung 
ſtrafbar, ſondern es iſt unter Aufhebung der Ver— 
urteilung die Verurteilung wegen der Tötung einfach 
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zu wiederholen, ſelbſt wenn das höhere Gericht dieſe 
Tat wegen Notwehr für ſtraflos hält. 
Entſprechend iſt über die Koſten neu zu erkennen. 
Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. Eckſtein in Berlin. 


Eine Generalkommande⸗Verordunng gegen die 
Wohnungsnot. Rechtsanwalt Süßer legt im Schluß: 
abſatz ſeiner Ausführungen über die Anordnung des 
ſtellv. Gen.⸗Kdo.s II A.⸗K. vom 10. April 1918, die 
ſich mit einer vorausgegangenen Anordnung des ſtellv. 
Gen.⸗Kdo.s III. A.⸗K. deckt, (ZfR. 1918 Nr. 15/16 
S. 249/50) deren § 3 dahin aus, daß nach dieſer Be⸗ 
ſtimmung „der Vermieter ohne Kündigung mit Bus 
ſtimmung des Vorſitzenden (sc. des Mieteinigungs⸗ 
amtes) einſeitig eine Mietpreiserhöhung durchſetzen“ 
könne; mit Recht wäre eine ſolche Beſtimmung, 
die die Vertragsfreiheit der Mieter in einem ſo weſent⸗ 
lichen Punkt einſchränkt, als bedenklich zu bezeichnen, 
zumal im Rahmen einer Anordnung, die im weſent⸗ 
lichen den Schutz der Mieter bezweckt. M. E. iſt es 
notwendig, hier einen Weg zu ſuchen, der die von 
RA. Süßer beanſtandete Härte für den Mieter vers 
meidet. 

Man gelangt hiezu, wenn man bei Auslegung 
der Vorſchrift von folgenden Erwägungen ausgeht: 

. 1. Nach Art. 4 Nr. 2 des Kriegszuſtandsgeſetzes 
find die oberſten Militärbefehlshaber befugt, Bor: 
ſchriften zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit mit 
der Wirkung zu erlaſſen, daß Zuwiderhandlungen mit 
den im genannten Geſetz angedrohten Strafen ge— 
ahndet werden. Art. 4 Nr. 2 a a. O. iſt demnach ein 
Blankett ſtrafgeſetz. Hieraus folgt, daß Art. 4 Nr. 2 
nicht — wie beiſpielsweiſe 8 3 des Geſetzes über die 
Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen 
Maßnahmen vom 4. Auguſt 1914 (RG Bl S. 327) — 
die Möglichkeit gibt, geſetzliche Beſtimmungen beliebigen 
Inhalts zu erlaſſen, ſondern daß der genan te Artikel 
nur die Befugnis verleiht, Strafvorſchriften 
d. h. Gebote und Verbote mit Strafandrohung 
zu erlaſſen. 

Rein bürgerlichrechtliche Vorſchriften, z. B. daß das 
Eigentum an Gegenſtänden durch Verfügung der Be⸗ 
hörde an einen anderen übergeht, können hienach auf 
Art. 4 Nr. 2 a. a. O. nicht geſtützt werden. Das 
müßte auch gelten von einer Vorſchrift, die einem 
Vertragsteil die Möglichkeit gibt, den Vertrag gegen 
den Willen des anderen Teils durch eine Erklärung 
einer Behörde abzuändern wie es bei der Beſtimmung 
des 8 3 (nach Ausl. von R.⸗A. Süßer) der Fall wäre. 

2. Die in Rede ſtehendende Beſtimmung iſt denn 
auch in die Form eines Verbotes an die Vermieter 
gekleidet; ſie lautet: „Die Vermieter von Klein— 
wohnungen (8 2) dürfen bis auf weiteres den Miet- 
preis, ſofern die Mieter nicht ſchriftlich zuſtimmen, 
nur mit Genehmigung des Vorſitzenden des Miet- 
einigungsamtes erhöhen.“ 

Man wird ſich fragen, worin denn die Zuwider— 
handlung gegen dieſes Verbot durch den Vermieter 
beſtehen ſoll, da die Erhöhung des Mietpreiſes doch, ſo— 
fern ſie bürgerlichrechtliche Wirkſamkeit haben ſoll, vom 
Vermieter und Mieter vereinbart werden muß. Hätte 
das Verbot Mietpreiserhöhung in dieſem Sinn, alſo 
die Abänderung des Mietvertrags mit zivilrechtlicher 
Wirkung, im Auge, ſo könnte der Vermieter allein 
eine Zuwiderhandlung gegen die Vorſchrift gar nicht 
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begeben; eine Zuwiderhandlung wäre nur dann denk⸗ 
bar, wenn der Mieter ſich nicht ſchriftlich, ſondern nur 
mündlich mit der Mietpreiserhöhung einverſtanden 
erklärt. Es wäre unerklärlich, warum man dafür 
den Vermieter ſtrafen wollte. 

Die Vorſchrift muß alſo wohl angenommen haben, 
daß der Vermieter durch einſeitige Erklärung den 
Mietpreis „erhöben“ könne; ſie meint offenbar das 
Verlangen des höheren Mietpreiſes durch 
den Vermieter, was im allgemeinen Sprachgebrauch 
als „ſteigern“ bezeichnet und wobei ſtets ohne weiteres 
angenommen wird, daß es dabei nur auf den Willen 
des Hausherrn ankommt, wenn der Mieter es nicht 
zur Kündigung des Mietvertrages kommen laſſen will. 
Gerade die vielen Klagen über ungerechtfertigte „Miet⸗ 


preisſteigerungen“ haben die ganze Anordnung ja 


veranlaßt. 

3. Hienach läßt ſich auch die Genehmigung des 
Vorſitzenden des Mieteinigungsamts leicht ohne die von 
R.⸗A. Süßer beanſtandete bürgerlichrechtliche Wirkung 
denken: Der Vorſitzende genehmigt nicht eine Ab⸗ 
änderung des Mietvertrags, ſondern er gibt dem Ver⸗ 
mieter nur die Erlaubnis, den Mieter zu „ſteigern“, 
d. h. mit dem Verlangen eines höheren Mietpreiſes 
an ihn heranzutreten. 

Iſt der andere Teil mit der Erhöhung des Miet⸗ 
preiſes nicht einverſtanden, ſo kann der Vermieter 
nichts tun als nach Maßgabe der Vorſchrift des 8 2 a 
der Anordnung kündigen. Ruft der Mieter hiegegen 
das Mieteinigungsamt an, ſo entſcheidet dieſes nicht 
nur über die Wirkſamkeit der Kündigung, ſondern 
auch über die Erhöhung des Mietpreiſes im Falle der 
Fortſetzung des Mietverhältniſſes. 

Hierin liegt wohl der Grund, warum man eine 
„Erhöhung“ (Steigerung) des Mietpreiſes durch den 
Vermieter von der Genehmigung des Vorſitzenden 
und nicht des Mieteinigungsamtes ſelbſt abhängig ge⸗ 
macht hat: letzten Endes d. h. wenn es zur Kündigung 
kommt, ſoll das Mieteinigungsamt in voller Beſetzung 
auch über die Mietpreiserhöhung entſcheiden können, 
ohne durch eine früher dem Vermieter gegebene Er⸗ 
laubnis zur Mietpreiserhöhung gebunden zu ſein. 

Rechtspraktikant Eichner in Nürnberg, 
z. Zt. Beamtenſtell vertreter und jur. Hilfsarbeiter beim 
ſtellvb. Gen.⸗Kdo. III. A.⸗K. 


Aus der Lechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Haſtung des Mäklers für fahrläffige Angaben über 
Ertrag und Wert eines Grundſtückes. Mitverſchulden 
des Auftraggebers. Die Warenliquidationskaſſe in H. 
gewährte dem Hausbeſitzer J. ein Bankdarlehen, für 
das der Schuldner auf ſeinem Grundſtücke H. 129/131 
Hypothek beſtellte. Die Hypothek fiel in der Zwangs⸗ 
verſteigerung aus. Der Kläger, der als Vertreter der 
Kaſſe die Verhandlungen geführt hatte, und dem die 
Kaſſe ſpäter ihre Anſprüche abtrat, verlangte von der 
beklagten offenen Handelsgeſellſchaft, die das Dar— 
lehensgejchäft vermittelt hatte, und von ihren Teilhabern 
B. und A. Schadenserſatz mit der Begründung, er und 
die Bank ſeien durch ſalſche Angaben des B. über 
Ertrag und Wert des Jen Grundſtücks getäuſcht 
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worden. In einem dem Kl. übergebenen Schriftſtücke 
hatte B. nämlich unter Aufzählung der Mieten für 
die einzelnen Wohnungen und Läden die Geſamtmiete⸗ 
einnahmen auf 14 930 M und die Grundſteuertaxe auf 
„ca. 344 000 M* berechnet. Tatſächlich handelte es 
ſich dabei nicht um wirkliche, ſondern um geſchätzte 
Mieterträge von zum Teil unvermieteten Räumen. Nach 
den geſchätzten Mieteeinnahmen war auch die Grund⸗ 
ſteuertaxe berechnet. Das BG. wies den Klageanſpruch 
zur Hälfte ab und erkannte im übrigen auf einen Eid 
des Klägers über mündliche Erklärungen, durch die 
B. ſeine ſchriftlichen Angaben erläutert und über deren 
Tragweite keinen Zweifel gelaſſen haben will. Auf 
die Reviſion des Klägers wurde das Berufungsurteil, 
ſoweit es die Klage zur Hälfte abgewieſen hatte, auf⸗ 
gehoben und die Sache an das BG. zurückverwieſen. 

Gründe: (Wird zunächſt als einwandfrei feſt⸗ 
geſtellt erachtet, daß eine vorſätzliche Verletzung der 
Mäklerpflichten nicht vorliege, weil B. geglaubt habe, 
in dem Schriftſtücke zum Ausdrucke gebracht zu haben, 
daß die darin enthaltenen Mieteangaben auf Schätzung 
beruhen. Dann heißt es:) Dagegen konnte einem weiteren 
Reviſionsangriffe der Erfolg nicht verſagt werden. 
Nach der Feſtſtellung des BG. waren die ſchriftlichen 
Aufzeichnungen B.s nämlich geeignet, allgemein den 
auch bei der Warenliquidationskaſſe hervorgerufenen 
Eindruck zu erwecken, daß es ſich bei dem Grundſtücke 
H. 129/131 um ein vollvermietetes Haus handele, welches 
in Wirklichkeit eine Jahreseinnahme von 14 930 M 
bringe. Daß dies dem B. entgangen iſt, rechnet das 


BG. ihm und den anderen Bekl. als einen ſchuldhaften 


Mangel an pflichtgemäßer, durch die Sachlage ge⸗ 
botener Umſicht und Sorgfalt unter der Vorausſetzung 
an, daß ihre Behauptung, B. habe das der Waren⸗ 
liquidationskaſſe übergebene Schriftſtück den tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſen entſprechend mündlich erläutert, 
durch den Urteilseid des Kl. widerlegt wird. Zugleich 
findet es aber darin, daß die Warenliquidationskaſſe 
vor Hingabe des Darlehens das Pfandgrundſtück nicht 
beſichtigt habe, ein für den entſtandenen Schaden mit⸗ 
urſächliches Verſchulden auch dann, wenn, wie der Kl. 
geltend macht, die Banken eine ſolche Beſichtigung nicht 
vorzunehmen, ſondern den Angaben eines angeſehenen 
Mäklers über die Grundſtücksverhältniſſe Glauben zu 
ſchenken pflegen. Richtig iſt zwar, daß auch trotz des 
Beſtehens einer derartigen Uebung beſondere Umſtände 
es einer Bank zur Pflicht machen können, die von dem 
Mäkler gegebenen Unterlagen an Ort und Stelle auf 
ihre Richtigkeit nachzuprüfen. Solche beſonderen Um⸗ 
ſtände liegen indeſſen im gegebenen Falle nicht vor. Das 
BG. will fie darin ſehen, daß B. dem Kl. als dem Vertreter 
der Kaſſe im Laufe der Verhandlung über die Hypothek 
geſagt habe, „er ſolle ſich das J.ſche Brundjtüd einmal 
anſehen“. Dieſer beiläufigen, jeder weiteren Begrün- 
dung entbehrenden Aeußerung brauchte die Waren⸗ 
liquidationskaſſe nach Treu und Glauben jedoch nicht 
zu entnehmen, daß B. ſeine ſchriftlichen Angaben als 
unſicher oder weniger vertrauenswürdig als ſonſt habe 
hinſtellen wollen, ſelbſt wenn er bei dem gleichzeitigen 
Angebote zweier anderer Diskonthypotheken die In⸗ 
augenſcheinnahme der Grundſtücke nicht angeregt hat. 
Denn war die Warenliquidationskaſſe befugt, auf die 
Richtigkeit der Ertragsüberſicht B.s zu vertrauen, ſo 
hatte ſie keinen Anlaß, auf den durch dieſe nicht gerecht⸗ 
fertigten Beſichtigungsvorſchlag der für den dritten 
Rechtszug zu unterſtellenden Verkehrsſitte entgegen 
einzugehen. Wollte B. die Verantwortung für ſeine 
Mietenzuſammenſtellung nicht übernehmen und hielt 
er deshalb deren Nachprüfung durch die Waren— 
liguidationsfaffe für erforderlich und für um ihret⸗ 
willen angezeigt, ſo mußte er das in unzweideutiger, 
zweifelsfreier Weiſe zum Ausdrucke bringen und zwar 
umſomehr dann, wenn der Kl., wie er im Beweis— 
termine vom 9. Februar 1917 zu Protokoll erklärt hat, 
ihm gegenüber die Beſichtigung des Hauſes mit Rück⸗ 
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ſicht auf die hohe Grundſteuertaxe und die Mieteein⸗ 
nahmen abgelehnt hat. Das BG. hat daher die an 
die Sorgfaltspflicht der Warenliquidationskaſſe den 
gegebenen Umſtänden nach zu ſtellenden Anforderungen 
für den Fall überſpannt, daß die von dem Kl. be⸗ 
hauptete Uebung in Bankkreiſen tatſächlich herrſcht. 
(Urt. d. III. 35. vom 23. April 1918, III 495/17). 
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Das Reviſiensgericht iſt beingt, die Auslegung 
ſormularmätziger („typiſcher“) Vertragsurkunden nach⸗ 
zuprüſen. Aus den Gründen: Wenn ſich die Ver⸗ 
tragsauslegung, wie es in der Regel der Fall iſt, in 
der tatſächlichen Feſtſtellung des in der Richtung auf 
ein beſtimmtes einzelnes Rechtsverhältnis von den 
Beteiligten gefaßten und mittels der Vertragser⸗ 
klärungen kundgegebenen Willens erſchöpft, ſo iſt eine 
Nachprüfung durch das Reviſionsgericht nur in den 
engen Grenzen ſtatthaft, in denen tatſächliche Feſt⸗ 
ſtellungen überhaupt der Nachprüfung unterliegen. Hier 
aber handelt es ſich um eine formularmäßige Ver⸗ 
tragsurkunde, welche die allgemeinen (typiſchen) Renten⸗ 
gutsvertragsbedingungen enthält, die dazu beſtimmt 
ſind, ſoweit nicht im Einzelfall Abweichendes beſonders 
vereinbart wied, jedem einzelnen Rentengutsnehmer 
gegenüber Vertragsinhalt zu werden und alſo alle 
Vertragsverhältniſſe der entſprechenden Art in den in 
Betracht kommenden Punkten übereinſtimmend zu 
regeln. Den Sinn dieſer allgemeinen Bertragsbe: 
dingungen ſelbſtändig feſtzuſtellen, iſt das Reviſions⸗ 
gericht berechtigt, da nur auf dieſem Wege, ſoweit 
das überhaupt möglich iſt, die übereinſtimmende Aus⸗ 
eiges g und Anwendung der allgemeinen Bedingungen 
eines Rentenguts vertrages für alle ihnen unterliegenden 
Bertragsverhältniſſe ſichergeſtellt werden kann (vgl. 
RG.Z. Bd. 81 S. 119). (Urt. d. V. 35. vom 29. Juni 
1918, V 754/18). | 
4451 
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III. 


. Relatide Rechtskraft: Stellung des Bernſungsge⸗ 
richts gegenüber einem durch Eidesleiſtung bedingten 
Eudurteil, gegen das nur der Gegner der für eides⸗ 
pflichtig erklärten Partei Berufung eingelegt hat. Aus 
den Gründen: Das LG. hat den Vorſtandsmit⸗ 
gliedern der Klägerin den Eid auferlegt, daß ſie bei 
dem Erwerbe des Pfandrechts an der Grundſchuld 
nicht gewußt hätten, daß die Firma W. nichts darauf 
zu fordern hatte. Die Reviſion rügt Verletzung des 
§ 536 ZPO. und will dieſe darin finden, daß der 
Berufungsrichter auf die von dem Bekl. allein erho⸗ 
bene Berufung dieſen Eid beſeitigt hat. Die Rüge 
geht jedoch fehl. Das LG. hatte den Einwand des 
Bekl., „W. ſei in Wahrheit nur Sicherungs- (Pfand-) 
Inhaber ohne Guthaben geweſen, und die Kl. habe zur 
Zeit der Verpfändung der Grundſchuld an ſie gewußt, 
daß er nichts darauf zu fordern hatte“, für erheblich 
erachtet aus dem Geſichtspunkte, daß in dieſem Falle 
der Erwerb des Pfandrechts an der Grundſchuld durch 
ſie ein ſittenwidriges Geſchäft darſtellen würde. In 
der Berufungsinſtanz iſt nun aber auf Aufforderung 
des Berufungsrichters von dem Bekl. ein Kontoaus— 
zug über ſeinen Geſchäftsverkehr mit der Firma W. 
vorgelegt und auf Grund dieſes Kontoauszugs, deſſen 
Richtigkeit von der Kl. nicht beſtriiten wurde, von 
dem Berufungsrichter feſtgeſtellt worden, daß am 
23. Juni 1910 (alſo zur Zeit des Erwerbs des Pfand— 
rechts an der Grundſchuld durch die Kl.) die Forde⸗ 
rung der Firma W. aus ihrem Geſchäfts verkehr mit 
dem Bekl. 4081 M betrug. Dadurch war dem in erſter 
Inſtanz formulierten Eide der Boden entzogen und 
das Gegenteil der durch dieſe Eideszuſchiebung zu 
Beweis geſtellten Behauptung des Bekl. bewieſen, 
daß die Vorſtands mitglieder der Kl. von dem Nicht- 
beſtehen eines Guthabens der Firma W. an den Bell. 
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Kenntnis gehabt hätten. Infolgedeſſen hat denn auch 
der Bekl., wie ſich aus den Urteilsgründen ergibt, 
die Eideszuſchlebung erſter Inſtanz nicht aufrecht er⸗ 
halten, vielmehr an deren Stelle, entſprechend der 
veränderten Sachlage, hilfsweiſe die Eide in der 
Faſſung zugeſchoben, auf die der Berufungsrichter 
erkannt hat. Die Abänderung entſpricht ſomit dem 
Antrage des Bekl., und es kann deshalb von einer 
Verletzung des 8 536 ZPO., der nur eine über den 
Antrag der Parteien hinausgehende Abänderung ver⸗ 
bietet, keine Rede ſein. Unerörtert kann bei dieſer 
Sachlage bleiben, ob durch die Abänderung die rechtl. 
Stellung des Bekl., der die Beruſung eingelegt hatte, 
ungünſtiger geworden tft (reformatio in peius; vgl. 
RG. Bd. 25 S. 433). (Urt. des V. 35. vom 9. März 
1918, V 359/17). E. 
4364 
IV. 

Die Frage, ob der Mangel eines gültigen ſchuld⸗ 
rechtlichen Vertrags dem Erwerbe des Eigentum ent: 
gegenſteht, iſt nach Art. 189 68. BGB. für die Ueber⸗ 
gangszeit auf Grund des bisherigen Rechts zu beurteilen 
und auch nach gemeinem Rechte zn verneinen. Ob die 
dingliche Einigung wegen Berftohed gegen die guten 
Sitten nach 8 138 BGB. nichtig iſt, richtet ſich anch 
in Fällen, die unter Art. 189 ES. 36 B. fallen, nach 
dem Rechte des BGB. Bei dem Verkauf eines An⸗ 
weſens zum Bordellbetrieb iſt nicht wegen dieſes Zwecks 
autzer dem Grundgeſchäft auch der dingliche Uedereig⸗ 
unngsverirag ungültig; kein RNückſorderungsanſprnch 
des Verkäufers (BGB. 8 812 Abi. 1, 8 817 Satz 1, 2). 
Aus den Gründen: Der Berufungsrichter nimmt 
an, daß ſowohl der Kaufvertrag als auch der ding⸗ 
liche Uebereignungsvertrag zwiſchen den Parteien, wie 
ſie in der Urkunde vom 6. Dez. 1911 zugleich mit dem 
Antrag wegen gerichtlicher Beſtätigung des Vertrags 
und Uebereignung zu Eigentum der Bekl. enthalten 
und von den Parteien zu gerichtl. Protokoll vom 
16. Dez. 1911 anerkannt worden ſeien, wegen Ver⸗ 
ſtoßes gegen die guten Sitten nach 8 138 Abſ. 1 BGB. 
nichtig ſei. Dieſe Annahme iſt hinſichtlich des ſchuld⸗ 
rechtlichen Kaufvertrages unbedenklich zutreffend, da 
das Grundſtück vom Kl. an die Bekl. zum Bordell be⸗ 
triebe verkauft und mit Rückſicht hierauf der Preis 
für das nur 17000 bis 18 000 M werte Grundſtück 
auf 42.000 M feſtgeſetzt worden iſt (RG. Bd. 63 S. 350, 
Bd. 68 S. 99, Bd. 71 S. 433, Bd. 75 S. 70). Die Bekl. 
ſelbſt hat auch in den beiden Vorprozeſſen die Nich⸗ 
tigkeit des Kaufvertrages geltend gemacht und im vor⸗ 
liegenden Rechtsſtreit die Nichtigkeit anerkannt. Im 
Schrifttum iſt ſtreitig, ob nach Art. 189 EC. BGB. die 
Vorſchriften des bisherigen Rechtes oder die des BGB. 
dafür maßgebend ſind, ob der Mangel eines gültigen 
ſchuldrechtlichen Grundes dem Erwerbe des Eigentums 
entgegenſtehe. Der erk. Senat hat in dem Urteil 
RG. Bd. 75 S. 71 im erſteren Sinne entſchieden, 
weil, wenn nach den bisherigen Geſetzen der Erwerb 
des Eigentums ſachenrechtlich von dem Vorhandenſein 
eines gültigen obligatoriſchen Rechtsgrundes abhängig 
fei, dies bis zur Anlegung des Grundbuchs auch fer- 
ner gelten müſſe, da andernfalls der Erwerb „nicht 
nach den bisherigen Geſetzen“ erfolgen würde. Dieſer 
Entſcheidung folgend prüft der Berafungsrichter, 
ob nach Weimariſchem Rechte zum rechtsgeſchäftl. Er⸗ 
werbe von Grundeigentum ein gültiger ſchuldrechtlicher 
Grund erforderlich ſei. Er gelangt dabei in Ueber— 
einſtimmung mit dem erſten Richter zu dem Ergebnis, 
daß weder nach Weimariſchen Landesgeſetzen noch nach 
gemeinem ſächſiſchem Recht noch nach dem etwa hilfs⸗ 
weiſe anzuwendenden gemeinen Rechte die Rechts⸗ 
gültigkeit dinglicher Uebereignungserklärungen die 
Gültigkeit des ſchuldrechtl. Grundgeſchäfts vorausſetze. 
Hiergegen beſtehen keine rechtl. Bedenken, insbeſondere 
entſpricht die Anſicht des Berufungsrichters hinſichtlich 
des gem. Rechtes der weitaus herrſchenden Meinung, wo⸗ 
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nach der übereinſtimmende Uebereignungswille der Bes 
teiligten, der dingl. Vertrag, die rechtl. Wirkung des 
Eigentumsüberganges unabhängig von der Rechtswirk— 
ſamkeit des ſchuldiechtlichen Grundgeſchäfts erzeugt 
(Schmid a. a. O. Bd. 52 S. 163; Windſcheid Kipp, 
Pand., Bd. 1 8 172 Anm. 16a; Dernburg, Pand., 
Bd. 18 213 Nr. 3; Strohal in Iherings Jahrb. Bd. 27 
S. 335 f, 428 f.; Seuff Arch. Bd. 14 Nr. 90 S. 130, Bd. 19 
Nr. 122 S. 198). Nicht beizuſtimmen dagegen iſt der 
Auffaſſung des Berufungsrichters, daß auch der ding— 
liche Vertrag über die Eigentumsübertragung wegen 
Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig ſei. Da 
Art. 189 EG. z. BGB. bis zur Anlegung des Grund— 
buchs, wie aus dieſer Zeitſetzung zu entnehmen iſt, 
nur die Anwendung des das Grundbuch vorausſetzen— 
den Liegenſchaftsrechts des BGB. ausſchließt, finden 
auf die Willenseinigung über die Uebertragung des 
Eigentums, wiewohl das Grundbuch für das ſtreitige 
Grundſtück nicht angelegt iſt, die allgemeinen Vor— 
ſchriften des BGB. über Rechtsgeſchäfte (SS 104 — 185) 
Anwendung und es beſtimmt ſich mithin, wie auch der 
Berufungsrichter annimmt, nach $ 138 Abſ. 1 BGB., 
ob die Einigung wegen Verſtoßes gegen die guten 
nichtig iſt (RG 3. Bd. 75 S. 74). Das Reichsgericht 
hat aber wiederholt, gerade in Fällen von Bordell: 
käufen, ausgeſprochen, daß bei dinglichen Verträgen, 
insbeſondere ſolchen auf Eigentumsübertragung, auf 
Hypothekbeſtellung, eine Nichtigkeit wegen Verſtoßes 
gegen die guten Sitten nicht in Frage kommen könne, 
weil unter einem nach S 138 Abſ. 1 nichtigen Rechts- 
geſchäft nur ein ſolches zu verſtehen ſei, das nach 
feinem ſich aus der Zuſammenfaſſung von Jnhalt, 
Beweggrund und Zweck ergebenden Geſamtcharakter 
den guten Sitten zuwiderlaufe, ein dinglicher Ber: 
trag aber zwar auf einem unſittlichen Beweggrund be— 
ruhen könne, jedoch nur eine Rechtsänderung zum 
Gegenſtande habe und ein ſolcher Inhalt eines Rechts— 
geſchäfts keinenfalls ſittenwidrig erſcheinen könne 
(RS. Bd. 75 S. 74, Bd. 78 S. 285; JW. 1911 S. 317, 
1912 S. 853, 1913 S. 682; Warneyer, Rſpr. 1912 
Nr. 243, 1914 Nr. 253). Von dieſer Rechtſprechung 
abzugehen, geben die Ausführungen des VBerufungs— 
richters keinen Anlaß. Wenn er meint, der Inhalt 
des dinglichen Vertrages ſei freilich wohl nie ſitten— 
widrig, aber in Verbindung mit den Beweggründen 
und hier auch mit dem unerfreulichen Ergebnis, daß 
die Bekl. die Möglichkeit den anſtößigen Gewerbe— 
betrieb fortzuſetzen unter für ſie wegen des Wegfalls 
der Gegenleiſtung beſonders günſtigen Bedingungen 
erlangt habe, ſei ein die Nichtigkeit bewirkender Ver— 
ſtoß gegen die guten Sitten anzunehmen, ſo zeigt dies, 
daß der Berufungsrichter ſich nicht davon frei gemacht 
hat, das ſchuldrechtl. Grundgeſchäft und das ſachen— 
rechtl. Erfüllungsgeſchäft hinſichtlich des Einfluſſes 
einer Sittenwidrigkeit gleichzuſtellen, und daß er Um— 
ſtände, die nur für das erſtere von Bedeutung ſind, 
ungerechtfertigterweiſe auch für das Erfüllungsgeſchäft 
maßgebend ſein läßt. Dieſes iſt, wenn auch der Be— 
weggrund zu ſeiner Vornahme ein ſittenwidriges 
Schuldverhältnis iſt, doch ſelbſt nicht ſittenwidrig, da 
es nur eine Rechtsänderung zum Zweck und die Wil— 
lenseinigung der Beteiligten darüber zum Inhalte 
hat. Sind alſo die Beteiligten darüber einig, daß 
Eigentum von dem einen auf den anderen Zeil über— 
gegen ſoll, ſo vollzieht ſich, abgeſehen hier von ſon— 
ſtigen Erforderniſſen, der Eigentum sübergang auch 
dann, wenn die Eigentumsübertragung zur Erfüllung 
eines auf einen ſittenwidrigen Zweck gerichteten Schuld— 
verhältniſſes erfolgt. Daß dieſe Auffaſſung durch die 
Vorſchriften des § 817 BGB. beſtätigt wird injofern, 
als daraus zu entnehmen iſt, daß das Geſetz auch bei 
einem ſittenwidrigen Zweck einer Leiſtung das Gelei— 
ſtete als in das Eigentum des Empfängers überge— 
gangen anſieht, hat der erk. Senat ebenfalls bereits 
wiederholt ausgeſprochen (RG. Bd. 63 S. 185, Bd. 75 


S. 75; JW. 1913 S. 682, 683). Die Urteile in JW. 
1901 S. 501 und 1911 S. 576, auf die ſich der Be⸗ 
rufungsrichter beruft, enthalten nur Bemerkungen über 
die Frage der Sittenwidrigkeit fiduziariſcher Siche⸗ 
rungsgeſchäfte im allgemeinen, ohne die Nichtigkeit 
der dingl. Erfüllungsgeſchäfte zu prüfen. Aus 8 138 
Abſ. 2 BGB. ergibt ſich nichts gegen jene Auffaſſung, 
auch wenn man daraus entnimmt, daß die Nichtigkeit 
eines ſchuldrechtl. Vertrages wegen wucherlichen Cha— 
rakters auch das zur Erfüllung des Vertrages ein» 
gegangene dingl. Rechtsgeſchäft ergreift; das iſt vom 
erk. Senat wiederholt dargelegt worden (RZ. Bd. 75 
S. 76; JW. 1913 S. 540 Nr. 3). Der Berufungsrid: 
ter meint ferner die Nichtigkeit des dingl. Vertrages 
hier aus 8 139 BGB. deswegen folgern zu können, 
weil die Erklärungen der Parteien üder den Abſchluß 
des Kaufvertrages einerſeits und die Einigung wegen 
Eigentumsübergangs andrerſeits in einer Willenser- 
klärung vereinigt ſeien. Allein § 139 betrifft nur den 
Fall, daß „ein Teil eines Rechtsgeſchäfts“ nichtig iſt, 
und beſtimmt für dieſen Fall, daß „das ganze Rechts— 
geſchäft“ nichtig iſt, wenn nicht anzunehmen iſt, daß 
es auch „ohne den nichtigen Teil“ vorgenommen ſein 
würde. Der Kaufvertrag aber und die Einigung über 
den Eigentumsübergang ſind auch dann nicht ein eins 
heitl. Rechtsgeſchäft, wenn die Erklärungen der Be— 
teiligten darüber in einer Urkunde oder ſonſt gleich— 
zeitig abgegeben worden ſind. Denn der Kaufvertrag 
iſt ein ſchuldrechtl. Vertrag und der auf feine Er» 
füllung gerichtete dingl. Vertrag auf Eigentumsüber— 


tragung iſt ein für ſich beſtehendes ſachenrechtl. Ver— 


fügungsgeſchäft; beide Verträge werden daher nicht 
dadurch, daß ſie in einer Urkunde oder ſonſt gleich— 
zeitig geſchloſſen werden, zu einem einheitl. Rechts— 
geſchäfte, von dem der Kaufvertrag ein Teil wäre 
(vgl. JW. 1912 S. 788 Nr. 1, 1913 S. 682 Nr. 1; 
Gruch. Beitr. Bd. 59 S. 901 f.: RG. Bd. 78 S. 44). 
Es wäre nicht erſichtlich, warum bei getrennter Ab— 
ſchließung die Wirkſamkeit des dingl. Vertrages trotz 
Nichtigkeit des Kaufvertrages zu bejahen, dagegen bei 
gleichzeitiger Vornahme beider Verträge dem dingl. 
Vertrage die Wirkſamkeit zu verſagen wäre. Die 
Rückſicht auf den Verkehr erfordert vielmehr, daß in 
beiden Fällen das Eigentum auf den Erwerber über— 
geht, wenn der Veräußerer ſein Eigentum zugunſten 
des Erwerbers aufgibt und dieſer es annimmt. Der 
Anwendung des $ 812 Abſ. 1 ſteht $ 817 Satz 1, 2 
BGB. entgegen. Denn, da das ſtreitige Grundſtück 
von der Betl. zum Bordellbetriebe gekauft worden iſt 
und der Kl. ſich deswegen einen weit über den Wert 
des Grundſtücks hinausgehenden Kaufpreis hat ver— 
ſprechen laſſen, war der Zweck der in der Eigentums— 
übertragung liegenden Leiſtung, die zur Erfüllung des 
Kaufvertrages durch den Kl. erfolgte, in der Act be— 
ſtimmt, daß die Bekl. durch die Annahme gegen die 
guten Sitten verſtieß, und fiel dem Kl. gleichfalls ein 
ſolcher Verſtoß zur Laſt (RS. Bd. 78 S. 284; Wars 
neyer, Rſpr. 1912 Nr. 243; JW. 1913 S. 683). Es iſt 
daher auch eine Rückforderung der Eigentumseintra— 
gung für die Bekl. von dem Geſichtspunkt ungerecht— 
fertigter Bereicherung ausgeſchloſſen. (Urt. des V. De 


vom 9. März 1918, V 340/17). 
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Kauf auf Abruf: daß der Käufer die Abrufsfriſt 
ungenutzt hat verſtreichen laſſen, ſchließt feinen Anspruch 
auf Lieferung nicht ohne weiteres aus; Verluſt des An: 
ſpruchs, wo ſeine Geltendmachung nach Ablauf der Ab⸗ 
rufsjriſt gegen Treu und Glauben verſtieße. Aus 
den Gründen: Iſt beim Abſchluß eines Kaufver— 
trages auf allmaͤhliche Lieferung nach Abruf des 
Kaufers binnen einer Abrufsfriſt nicht zum Ausdrucke 
gebracht worden, es ſolle die Einhaltung der Abrufs— 
friſt durch den Käufer derart weſentlich ſein, daß nach 
unbenutztem Ablauf der Abrufsfriſt das Recht des 


ganz nach ihrem Gutdünken zu verfügen. 


Käufers auf Bezug der noch nicht abgerufenen Ware 
überhaupt erloſchen ſein ſolle, ſo kann der Käufer 
regelmäßig allerdings auch noch nach Ablauf der Ab: 
rufsfriſt den rückſtändigen Reſt des Abſchluſſes ver⸗ 
langen, folange der Verkäufer nicht wegen Säumnis 
des Käufers bei dem Abrufe von ſeinen Rechten aus 
8326 BBB. Gebrauch gemacht hat (Urt. v. 9. Febr. 
1918 J 198/1917; auch JW. 1917 S. 42 Nr. 9; Warn. 
Rſpr. 1916 Nr. 221; Urt. v. 22. Dez. 1917 1153/1917). 
Hier aber hat die Kl. auf die gemäß dem Beſtätigungs⸗ 
ſchreiben vom 29. Auguſt 1914 von ihr auf Abruf ge— 
kauften 20000 d Garn, bevor fie auf dieſen Abſchluß 
die Lieferung der ftreitigen 5276 it Garn durch die 
Schreiben vom 17. und 22. Oktober 1915 von der Bekl. 
verlangte, überhaupt noch nichts abgerufen gehabt, 
wiewohl nach den jenem Beſtätigungsſchreiben bei⸗ 
gefügten Bedingungen der Vereinigung Sächſiſcher 
Vigogne⸗Spinnereien der letzte Endtermin 6 Monate 
nicht ſollte überfchreiten dürfen. Auch bezüglich des 
früheren Schluſſes vom 22. Mai 1914, der die Liefe⸗ 
rung von 15000 ü Garn derſelben Gattung zu gleichen 
Preiſen und Bedingungen betraf, iſt die Kl. mit dem 
Abruf eines Teiles, für den die Abrufsfriſt bereits 
Ende Nov. 1914 abgelaufen war, noch im Rückſtande 
geweſen; ſie hat Lieferung dieſes Reſtes ebenfalls erſt 
durch die Schreiben vom 17. und 22. Okt. 1915 ver⸗ 
langt. Ferner hatte die Bekl. durch Schreiben vom 
26. Nov. und 1. Dez. 1914 auf Abnahme der zur Ab⸗ 
lieferung auf dieſen älteren Schluß vom 22. Mai 1914 
auf Lager geſponnenen Kiſten Garne gedrängt und 
die Kl. wiederholt auf den ſich weiter zuſpitzenden 
Mangel an Rohſtoffen infolge des Kriegszuſtandes 
und auf die ſpäteren Lieferungsſchwierigkeiten und 
Lieferungsunmöglichkeiten hingewieſen. Die Kl. hatte 
darauf in den Schreiben vom 30. Nov. und 4. Dez. 
1914 betont, daß ſie für Garne von ſolcher Art nur 
wenig Verwendung habe und darin ausreichend ver⸗ 
ſehen ſei, und der Bekl. geſtattet, über dieſe Garne 
Die Bekl. 
war hierauf der Kl. inſoweit entgegengekommen, als 
ſie die Garne erſt für den 1. Jan. 1915 zu verrechnen 
verſprach, während ſie im übrigen auf pünktlicher 
Zuſendung beſtand, und ſie hatte dann die genannten 
Kiſten, welche 1926 ß Garn enthielten, am 31. Dez. 
1914 geliefert. Der Berufungsrichter unterſtellt als 
richtig die Behauptung der Kl., die Abnahme auf den 
Schluß vom 29. Aug. 1914 habe im Anſchluß an den 
älteren noch offenen Schluß vom 22. Mai 1914 zu er⸗ 
folgen gehabt und es ſei danach nicht ſchon ſpäteſtens 
bis Ende Februar 1915, ſondern erſt ſpäteſtens bis 
Ende Mai 1915, 6 Monate nach Ablauf der Ab— 
nahmefriſt für den älteren Schluß, auf den Schluß 
vom 29. Aug. 1914 abzunehmen geweſen; allein auch 
dann iſt bei der gegebenen Sachlage ſeine Annahme 
nicht zu beanſtanden, es ſei mit den Anforderungen 
von Treu und Glauben unvereinbar, wenn ſich die 
Kl., nachdem ſie 14 Monate lang vom Auguſt 1914 
bis Oktober 1915 Vertragserfüllung überhaupt nicht 
beanſprucht gehabt habe, ſchließlich, als ſich die wirt— 
ſchaftl. Lage zu ihren Gunſten gewendet gehabt habe, 
auf ihre alten Schlüſſe beſonnen habe, mit dem Liefe— 
rungsverlangen an die Bekl. herangetreten ſei und 
nun auch noch die inzwiſchen eingetretene Preisbewe— 
gung ſich nutzbar machen wolle, vielmehr habe die Kl. 
durch ſolches Verhalten ihren Lieferungsanſpruch ver— 
loren. Nachdem die Abrufsfriſt für den älteren Schluß 
vom 22. Mai 1914 bereits Ende November 1914 abge— 
laufen war, hatte die Kl. auf das Drängen der Bekl. Garne 
der verkauften Art abzunehmen, in den Schreiben vom 
30. Nov. und 4. Dez. 1914 erklärt, ſie habe für ſolche 
Garne nur wenig Verwendung, ſie ſei damit aus⸗ 
reichend verſehen und der Bekl. geſtattet, über dieſe 
Garne ganz nach ihrem Gutdünken zu verfügen; ſie 
hatte dann, nachdem ihr die Bekl. 1926 ü Garne auf 
den Schluß vom 22. Mai 1914 am 31. Dezember 1914 
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geliefert hatte, die Abrufsfriſt für den Schluß vom 
29. Auguſt 1914 ablaufen laſſen, ohne den Reſt auf 
den Schluß vom 22. Mai 1914 und überhaupt etwas 
auf den Schluß vom 29. Auguſt 1914 abzurufen, und 
ſich während mehrerer weiterer Monate hinſichtlich 
der beiden Abſchlüſſe ausgeſchwiegen; wenn ſie 
nun -erſt, nachdem die Schwierigkeiten für die Bes 
ſchaffung von Rohſtoffen und die allgemeinen Teue⸗ 
rungsverhältniſſe zufolge des Kriegszuſtandes zu einer 
erheblichen Erhöhung der Preiſe für Garne geführt 
hatten, am 17. Okt. 1915, um die Preisſteigerung für 
ſich auszunutzen, Lieferung verlangte, ſo verſtieß dies 
Verlangen wider Treu und Glauben und es konnte 
der Bekl. nicht zugemutet werden ihm nachzukommen 
(vgl. RZ. Bd. 91 S. 345). Mit Rückſicht auf die 
erwähnten Aeußerungen der Kl. über die Verwend⸗ 
barkeit der Garne für ſie und die Verfügung der Bekl. 
darüber vor der am 31. Dez. 1914 auf den älteren 
Schluß vom 22. Mai 1914 erfolgten letzten Lieferung 
durfte die Bekl. nach den gemäß $ 346 HGB. maß⸗ 
gebenden Gepflogenheiten des redl. kaufmänniſchen 
Verkehrs (RG Z. Bd. 88 S. 263) erwarten, daß die Kl. 
ſpäteſtens bis zum Ablauf der Abrufsfriſt für den 
Schluß vom 29. Aug. 1914 Lieferung verlangen werde, 
wenn ihr an der Erfüllung dieſes die Lieferung gleicher 
Garnſorten betreffenden Schluſſes noch gelegen war. 
Die Kl. konnte auch in Anbetracht einesteils ihrer ers 
wähnten Aeußerungen und anderenteils der wiederholt 
erfolgten Hinweiſe der Bekl. auf den ſich weiter zu: 
ſpitzenden Mangel an Rohſtoffen und auf die ſpäteren 
Lieferungsſchwierigkeiten nicht im Zweifel darüber ſein, 
daß die Bekl., wenn der Schluß vom 29. Aug. 1914 
erfüllt werden ſollte, von ihr eine rechtzeitige Er: 
klärung darüber mit Recht erwarte. (Urt. des V. 38. 
vom 6. April 1918, V 401/1917). E. 
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Unfall eines Handlungsgehilfſen. Haftung des 
Dienftheren. Beweislaſt. Der Kläger, Handlungs⸗ 
gehilſe der Beklagten, erlitt im Rechnungsbureau ihrer 
Eiſengießerei-Abteilung dadurch einen Unfall, daß ihm 
das Gegengewicht einer über ſeinem Arbeitstiſch be— 
findlichen Lampe, welche er zur Prüfung der Brenn» 
fähigkeit ihrer Birne herunterzog, auf den Kopf fiel. 
Für den ihm entſtandenen Schaden machte er die Bell. 
verantwortlich, weil fie nicht für ſachgemäße Ein⸗ 
richtung und Befeſtigung der Lampe geſorgt, es auch 
unterlaffen habe, fie von Zeit zu Zeit auf ihre Ab— 
ſturzſicherheit zu unterſuchen. Seine Klage wurde von 
den Vorinſtanzen abgewieſen. Auf die Reviſion des 
Klägers wurde das Berufungsurteil aufgehoben und 
die Sache an das BG. zurückverwieſen. 

Gründe: Das BG. faßt das Ergebnis der Be⸗ 
weisaufnahme dahin zuſammen, daß die Leitungs— 
und die Tragſchnur der elektriſchen Hängelampe oder 
eine von ihnen entweder geriſſen ſeien oder fi in 
einem ihrer Befeſtigungspunkte gelöſt hätten, daß aber 
die Urſache des Reißens oder Sichlöſens nicht feſt— 
ſtellbar ſei, weil die Lampe von der Bekl. nicht vor— 
gelegt werden könne und die näheren Umſtände des 
Unfalles ſich nicht mehr aufklären ließen. Es ſei da— 
her die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß der Kl. 
die Lampe gewaltſam heruntergeriſſen habe. Deshalb 
und weil andererſeits die Beweisaufnahme keinen 
Anhalt dafür gegeben habe, daß hinſichtlich der An— 
ordnung und Befeſtigung der Schnüre ſowie über— 
haupt hinſichtlich der Anbringung der Lampe von der 
Bekl. etwas verſäumt worden ſei, könne der dem Kl. 
obliegende Beweis, daß ein fahrläſſiges Verhalten der 
Bekl. den Unfall verſchuldet habe, nicht für geführt 
erachtet werden. Dieſe Erwägungen werden der Sach— 
lage nicht gerecht und beruhen auf einer Verkennung der 
Beweislaſt. Der Kl. iſt bei der beſtimmungsgemäßen 
Benutzung einer dem Geſchäftsbetriebe der Bekl. dienen: 
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den Lampe durch dieſe verletzt worden. Der Sachver⸗ 
ſtändige St. hat erklärt, daß der Unfall bei ſachge⸗ 
mäßem Herunterziehen der Lampe nicht hätte vor⸗ 
kommen können, wenn bei deren Einrichtung und Be⸗ 
feſtigung die Sicherheitsvorſchriften des Verbandes 
Deutſcher Elektrotechniker beobachtet worden wären. 
Damit hat der Kl. ſeiner Beweispflicht genügt und einen 
Tatbeſtand dargelegt, der nach den Erfahrungen des 
täglichen Lebens die Annahme rechtfertigt, daß das 
Herunterfallen des Gegengewichtes auf ein techniſches 
Verſehen der Inſtallationsarbeiter der Beklagten 
(8 278 BGB.) zurückzuführen ſei. Sache der letzteren 
war es daher, die für den urſächlichen Zuſammenhang 
zwiſchen einem ſolchen und dem Unfalle ſprechende 
tatſächliche Vermutung zu widerlegen und darzutun, 
daß fie der ihr nach § 62 HGB. obliegenden Für⸗ 
ſorgepflicht in vollem Umfange genügt habe. Dieſer 
Beweispflicht konnte ſie mit dem bloßen Hinweis auf 
die Möglichkeit einer gewaltſamen Einwirkung auf die 
Lampe, d. h. mit dem Hinweis auf die Möglichkeit 
eines Verfchuldens des Kl. ſich um ſo weniger ent⸗ 
ziehen, als nach den Ausführungen ſowohl des Sad» 
verſtändigen als auch des BG. abe neh für das 
Vorliegen eines ſolchen ſich nicht haben finden laſſen. 
Es iſt daher rechtsirrig, wenn das BG. verlangt, der 
Kl. müſſe, um obzuſiegen, für eine ſchuldhafte Ver⸗ 
tragsverletzung der Bekl. noch mehr erbringen, als 
er bisher bewieſen habe. Wieweit dieſer unzutreffende 
Geſichtspunkt die Würdigung der Beweisaufnahme 
und die Entſcheidung beeinflußt hat, läßt ſich nicht 
überſehen. Denn da der Monteur Sch. nicht mit Be⸗ 
ſtimmtheit anzugeben vermag, ob — was nach dem 
Gutachten des St. unbedingt erforderlich war — die 
Leitungsſchnur der in Betracht kommenden Lampe vom 
Zuge völlig befreit, und ob bei Anbringung der letzteren 
auch die ſonſtigen Vorſchriften des Verbandes Deutſcher 
Elektrotechniker genau befolgt worden ſeien, ſo läßt 
ſich nicht mit Sicherheit ſagen, zu welchem Ergebnis 
das BG. bei richtiger Verteilung der Beweislaſt ge— 
langt wäre. Aus dieſem Grunde mußte das 
angefochtene Urteil aufgehoben werden. Der Kl. 
hat aber auch noch weiter behauptet, daß es Pflicht 
der Bekl. geweſen wäre, mindeſtens einmal im Jahre 
die Lampe auf eine etwaige Abſturzgefahr hin zu 
unterſuchen. Das BG 
hierüber abgelehnt, weil auch bei Annahme einer 
Fahrläſſigkeit der Bekl. in dieſer Hinſicht nicht feſt— 
zuſtellen ſei, daß die Lampe vor dem Herunterziehen 
einen für den Unfall urſächlichen Mangel gehabt habe, 
und daß eine Nachprüfung zu deſſen rechtzeitiger Ent: 
deckung geführt hätte. Auch das iſt rechtsirrig. Hat 
die Bekl. nach der angegebenen Richtung hin die im 
Verkehr gebotene Sorgfalt außer acht gelaſſen, ſo 
muß fie ſich entlaſten und nachweiſen, daß auch bei 
deren Anwendung der Unfall nicht verhütet worden 


wäre. (Urt. des III. ZS. vom 19. April 1918, III 
19/1918). | ee 
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Ein einheitliches Rechtsgeſchäft kann anch vorliegen, 
wenn äußerlich mehrere Rechtsgeſchäfte geſchloſſen ſind, 
insbeſondere dann, wenn ein Tauſchvertrag über Grund⸗ 
ſtücke der Form nach in zwei Kaufverträge zerlegt 
worden ift. Bei den eimzeluen Teilgeſchaften müſſen 
dabei nicht notwendig die nämlicgen Perſonen beteiligt 
fein. Wie wird in einem ſelchen Falle das Nüdtritts: 
recht ausgeübt? (FS 139, 326, 346 ff. B B). Aus 
den Gründen: Das R. hat ſtändig anerkannt, 
daß ein eingeitliches Rechtsgeſchäft, wie es in § 139 
BGB. vora :anelegt wird, auch vorliegen kann, wenn 
der äußeren Form nach mehrere Rechtsgeſchäfte errichtet 
ſind, mögen ſie auch von verſchiedenem juriſtiſchem 
Aufbau ſein, ſofern dieſe Rechtsgeſchäfte wegen ihres, 
wenn auch zunächſt nur wirtſchaftlichen, inneren Zu— 


hat eine Beweisaufnahme 
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ſammenhanges als ein Geſamtvorgang aufzufaſſen 
ſind, der als ſolcher gewollt und nur aus äußerlichen 
Gründen in verſchiedenen Teilvorgängen zum Aus⸗ 
drucke gekommen iſt. Die rechtliche Möglichkeit eines 
ſolchen Zuſammenhanges iſt namentlich angenommen 
worden, wo, wie hier, ein als Tauſchvertrag gewollter 
Vertrag über Grundſtücke äußerlich in zwei Kaufver⸗ 
träge zerlegt worden iſt, beſonders wenn dieſe gleich⸗ 
zeitig oder kurz nacheinander oder in einer Urkunde 
errichtet worden find (vgl. RG. 78, 41 (44); 79, 436). 

Ohne Grund bezweifelt die Reviſion, daß ein 
zuſammengeſetztes einheitliches Rechtsgeſchäft auch vor⸗ 
liegen kann, wenn die Parteien der einzelnen Teil⸗ 
rechtsgeſchäfte nicht durchweg die gleichen Perſonen 
ſind. Dadurch, daß nicht die gleichen Perſonen in der⸗ 
ſelben Weiſe bei allen Einzelgeſchäften beteiligt find, 
wird nicht der innere Zuſammenhang ausgeſch loſſen, 
der das Geſamtgeſchäft als ein einheitliches erſcheinen 
laßt. Auch das hat das RG. wiederholt ausgeſprochen 
unter Hinweis darauf, daß ein Rechtsgeſchäft auch 
ſubjektiv, d. h. in Hinſicht auf die dabei beteiligten 
Perſonen, aus mehreren Teilen zuſammengeſetzt ſein 
kann (vgl. RG. 62. 185; 59, 175; 79, 436). Die 
Grundſätze für den Begriff des einheitlichen Rechts⸗ 
geſchäfts i. S. des S 139 BGB. find aber, wie das 
RG. gleichfalls bereits anerkannt hat (vgl. RZ. 67, 104), 
auch anzuwenden, wenn es ſich, wie hier, um die Aus⸗ 
übung des Rücktrittsrechts von einem Vertrage auf 
Grund der SS 326, 346 ff. BGB. handelt. Die aus 
dieſen Beſtimmungen ſich ergebende Einheitlichkeit des 
Rücktrittsrechts bedeutet, daß das geſamte Rechtsgeſchäft 
nur einheitlich ſtehen und fallen ſoll und daß deshalb 
der Rücktritt von einem Teile des Rechtsgeſchäfts 
unwirkſam iſt. Wenn bei einem einheitlichen Vertrage 
auf der einen Seite mehrere Perſonen in der Weiſe 
beteiligt ſind, daß die Beteiligung einer jeden von 
ihnen nur für einen Teil des Geſamtgeſchäfts in 
Betracht kommt, kann gemäß $ 356 das Rücktrittsrecht 
von ihnen nur gemeinſchaftlich für das ganze Rechts⸗ 
geſchäft ausgeübt werden. Als auf der gleichen Seite 
Beteiligte kommen hier die Klägerin als Käuferin des 
Grundſtücks in P. und der Ehemann der Klägerin 
als Verkäufer des Grundſtücks W. in Betracht, weil 
ſie beide dem Beklagten als Gegenkontrahenten gegen⸗ 
überſtehen. Das BG. hat daher ohne Rechtsirrtum 
angenommen, daß das Rücktrittsrecht nur von beiden 
gemeinſchaftlich in der Weiſe ausgeübt werden kann, 
daß beide Kaufverträge rückgängig gemacht werden. 
Die Rücktrittserklärung, auf die der Klagantrag geſtützt 
iſt, ging aber nur von der Klägerin aus und bezog 
ſich nur auf das ihr von dem Beklagten verkaufte 
Grundſtück in P., während der Ehemann der Klägerin 
dabei nicht mitgewirkt hat und zudem, wie der BR. 
feſtſtellt, ein Intereſſe daran hat, das Grundſtuͤck W. 
nicht von dem Beklagten zurückzunehmen. (Urt. d. 
V. ZS. vom 3. Juli 1918, III 111/185. —— n. 
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BGB. 55 909, 823: Schadenerſatzpflicht wegen 
eines Verſtoßes gegen & 909 BGB. Hat der Banherr 
die Arbeiten einer leiſtunga fähigen und bewährten Unter⸗ 
nehmerin übertragen und ihr die ſachgemäße Ausführung 
und ſorgfältige Ueberwachung zur Pflicht gemacht, ſo 
hat er damit in der Regel feiner Sorgfaltspflicht ge: 
nügt. Aus den Gründen: Der Berufungsrichter 
hat die Klage aus SS 823, 909 BGB., ſoweit fie gegen 
die Bauherrin gerichtet war, abgewieſen. Er begcündet 
dieſe Abweiſung mit der Ausführung, ein Verſchulden 
dieſer Beklagten, das Vorausſetzung der Schadenserjaß- 
pflicht nach SS 909, 823 ſei, ſei nicht anzunehmen. Denn 
fie habe die Baıfarbeiten der Firma W. für eine Ge— 
ſamtſumme von 385 000 M übertragen und dieſer als 
leiſtungsfähig und bewährt bekannten Unternehmerin 
in dem Bauvertrage die ſachgemäße Ausführung der 
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Arbeiten und die ange forgfältige Ueberwadung. 


zur Pflicht gemacht, insbeſondere ſoweit es fi um 
Arbeiten gehandelt habe, die auf die Standſicherheit 
der Nachbargebäude einwirken konnten. Damit habe 
ſie, die nicht Baufirma ſei und in Hamburg ihren Sitz 
habe,) getan, was ihr billigerweiſe zuzumuten ſei. 
Deshalb ſei ihre Schadenserſatzpflicht zu verneinen. 
Dieſe Begründung läßt einen Rechtsirrtum nicht er⸗ 
kennen. Die Feſtſtellung, daß die Bauherrin, die Aus⸗ 
führung der Arbeiten einer als leiſtungsfähig und be⸗ 
währt bekannten Unternehmerin übertragen und dieſer 
die ſachgemäße Ausführung und die ſtändige ſorgfältige 
Ueberwachung zur Pflicht gemacht hat, rechtfertigt die 
Annahme, daß ihr ein ſchuldhafter Verſtoß gegen § 909 
8G. nicht zur Laſt falle. Es kann nicht als Regel 
anerkannt werden, daß der Bauherr verpflichtet ſei, in 
ſolchen Fällen noch eine eigene Ueberwachung über die 
Ausführung der Arbeiten durch den Unternehmer aus⸗ 
zuüben oder zu dieſem Zwecke noch eine andere Perſon 
zu beſtellen. Wenn der erk. Senat in einzelnen Fällen 
eine ſol che Anforderung an die Sorgfalt des Bauherrn 
geſtellt hat (vgl. V 2/09, Urt. vom 6. Oktober 1909; 
V 339/09, Urt. vom 15. Dezember 1909 [JW. 1910 
S. 150 16), fo beruhte das auf den dort hervorgehobenen 
beſonderen Umſtänden, die in dieſen Fällen vorlagen 
und den Bauherrn zu verſchärfter Vorſicht und 
Ueberwachung des Unternehmers veranlaſſen mußten. 
Wo aber ſolche Umſtände nicht vorliegen, würde es 
eine Ueberſpannung der an die Sorgfalt des Bauherrn 
zu ſtellenden Anforderungen bedeuten, wenn man ver⸗ 
langen wollte, daß er den zuverläſſigen und ſachver⸗ 
ſtändigen Unternehmer, dem er die Arbeit unbedenklich 
zur ſelbſtändigen Ausführung und Leitung übertragen 
durfte, noch beſonders überwachen oder überwachen 
laſſen ſolle. In der Regel genügt, wie das RG. bereits 
ausgeſprochen hat, der Bauherr ſeiner Verpflichtung, 
wenn er für die Ausführung und Leitung der Ver⸗ 
tiefungsarbeiten tüchtige Vertreter beſtellt (vgl. V 620/08, 
Urt. vom 13. November 1909 [JW. 1910 S. 11 ½ß; 
RG. Bd. 53 S. 56, RGR Komm. Erl. 1 zu $ 909). 
(Urt. des V. 8. vom 13. April 1918, V 276/17), 
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Zwiſchennrteil über die Frage der Parteifähigkeit. 
Nechtsjähigkeit einer Gewerkſchaft Gethaiſchen Rechtes, 
die ihren Sitz in einen anderen Bundesſtaat verlegt hat. 
Die Beklagte, eine Gewerkſchaft H. in Blankenburg a. / H., 
machte in der Berufungsinſtanz geltend: Sie ſei 1905 
als eine Gewerkſchaft Gothaiſchen Rechts mit dem 
Sitz in Gotha gegründet, in der Gewerkenverſammlung 
vom 21. März 1907 ſei aber unter Abänderung der 
Satzung beſchloſſen worden, den Sitz nach Blankenburg 
im Herzogtum Braunſchweig zu verlegen; damit ſei 
die Rechtsfähigkeit der Gewerkſchaft erloſchen, und aus 
dieſem Grunde ſei der von ihr mit dem Kläger im 
Jahre 1913 abgeſchloſſene Vertrag rechtsunwirkſam. 
Das BG. beſchloß, über die Fragen der Parteifähig⸗ 
keit der Bekl. und der Rechtsgültigkeit des erwähnten 
Vertrags abgeſondert zu verhandeln, und erkannte 
ſchließlich durch Zwiſchenurteil dahin, daß die Ein⸗ 
wendungen der Bekl., ihr fehle die Parteifähigkeit 
und der bezeichnete Vertrag ſei deshalb nichtig, un— 
begründet ſeien. Die Reviſion der Bekl. wurde als 
unzuläſſig verworfen. 

Gründe: Das Rechtsmittel erweiſt ſich als unzu⸗ 
läſſig. Reviſionsfähig würde das angefochtene Urteil 
nur ſein, wenn es ein Zwiſchenurteil nach § 275 Abſ. 2 
ZPO. wäre. Dieſe Auffaſſung wird jedoch durch den 
Gegenſtand der Entſcheidung ausgeſchloſſen. Sie ver⸗ 
wirft nicht nur die Einrede der mangelnden Partei— 
fähigkeit, ſondern erklärt zugleich einen in das Gebiet 
der fachlichen Verteidigung fallenden Einwand für 
unbegründet. Ein Urteil dieſes Inhalts enthält keine 


1) Die Bauarbeiten wurden in Aachen ausgeführt. 
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abgeſonderte Entſcheidung über die prozeßhindernde 
Einrede und kann deshalb nicht als Zwiſchenurteil 
im Sinne der bezeichneten Vorſchrift, ſondern nur als 
ein ſolches nach § 303 ZPO. betrachtet werden, wobei 
zu berückſichtigen iſt, daß nach Maßgabe dieſer Vor⸗ 
ſchrift auch über prozeſſuale Rechtsbehelfe befunden 
werden kann (NG. 15, 399). Ob die Reviſionsfähig⸗ 
keit zu bejahen ſein würde, wenn erſichtlich wäre, daß 
der Berufungsrichter trotz der Unzuläſſigkeit dieſes 
Verfahrens ein Urteil nach § 275 Abſ. 2 habe erlaſſen 
wollen, bedarf nicht der Erörterung. Der Annahme 
einer ſolchen Abſicht ſteht entgegen, daß der Vorder⸗ 
richter ſeine Entſcheidung ausdrücklich als Zwiſchen⸗ 
urteil im Sinne von § 303 kennzeichnet, und daß er 
nach der Verkündung Termin zur Fortſetzung der Ver⸗ 
handlung über die Hauptſache von Amts wegen an⸗ 
beraumt hat. Nach der Erlaſſung eines Urteils gemäß 
§ 275 Abſ. 2 wäre dies nur auf Antrag ſtatthaft 
geweſen. Wiewohl hiernach auf die von der Reviſion 
erhobenen Ausſtellungen nicht einzugehen iſt, ſoll zur 
Beſeitigung der Zweifel, ob das Urteil eine ſichere 
Grundlage für die Fortſetzung des Berufungsvers 
fahrens bildet, folgendes bemerkt werden. Verfehlt 
iſt allerdings der Verſuch des BG., die durch die Ver⸗ 
legung ihres Sitzes nach Blankenburg der Auflöfung 
verfallene Gewerkſchaft (RG. 88, 53) mit Hilfe von 
§ 140 BGB. als einen nicht rechtsfähigen Verein auf⸗ 
recht zu erhalten. Dieſer Ausweg kann, von anderen 
rechtlichen Bedenken abgeſehen, ſchon deshalb nicht 
eingeſchlagen werden, weil der dabei zu unterſtellende 
Wille der Beteiligten nicht mit den wirtſchaftlichen 
Zwecken vereinbar iſt, welche bei der Entſcheidung für 
die Rechtsform der Gewerkſchaft maßgebend zu fein 
pflegen. Insbeſondere iſt er nicht mit den grund⸗ 
legenden, dem Gewerkſchaftsrecht eigentümlichen Be- 
ſtimmungen in der Satzung der Bekl. in Einklang zu 
bringen, daß das Bergwerksvermögen in Kuxe zerlegt 
und daß nötigenfalls Zubußen beſchloſſen werden 
ſollen (§§ 3, 17 unter m). Ueberdies zählt der § 17 
unter o als einen der Fälle, die einen Beſchluß der 
Gewerkenverſammlung erfordern, den Uebergang zu 
einer anderen Geſellſchaftsform auf und gibt dadurch 
zu erkennen, daß nur durch einen ſolchen ausdrücklichen 
Beſchluß die in der Satzung vorgeſehene rechtliche 
Geſtaltung des Unternehmens als Gewerkſchaft ge— 
ändert werden ſoll. Aus der Unhaltbarkeit der Er⸗ 
wägungen des BG. kann indeſſen nicht mit der Reviſion 
gefolgert werden, daß die Gewerkſchaft durch die Ber- 
legung des Sitzes der Rechtsperſönlichkeit verluſtig 
gegangen iſt. Sie trat vielmehr wie eine deutſche 
Aktiengeſellſchaft, die ihren Sitz in das Ausland ver⸗ 
legt — ſ. RG. 7, 68, 70 —, in den Liquidations⸗ 
zuſtand und es blieb infolgedeſſen ihre Rechts- und 
Parteifähigkeit beſtehen (vgl. RG. Z. 59, 325). Ob aber 
hierdurch eine Beſchränkung der Vertretungsmacht ihrer 
Organe auf den Liquidationszweck herbeigeführt wurde, 
und ob der mit dem Kl. im Jahre 1913 abgeſchloſſene 
Vertrag im Rahmen dieſes Zweckes liegt, kann auf 
ſich beruhen. Denn ſo lange ſich die Auflöſung der 
Gewerkſchaft der Offenkundigkeit entzog, wurde die 
Wirkſamkeit der von ihrem Vorſtand mit Dritten 
abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte durch die Aufköſung 
nicht berührt. Die geſetzliche Unterlage für dieſe Ans 
nahme bietet die Vorſchrift in § 311 Abſ. 2 HGB. 
— vgl. auch § 77 des Gef. betr. die Geſ. m. b. H. und 
§ 97 Abſ. 2 des Genoſſenſchaftsgeſ. —, deren ent⸗ 
ſprechende Anwendung durch die Rückſichten auf die 
Sicherheit des Rechtsverkehrs geboten und um ſo mehr 
gerechtfertigt iſt, als die Gewerkſchaft nach der Sitz— 
verlegung in das Handelsregiſter des Amtsgerichts 
Blankenburg eingetragen wurde (SS 2, 33 Abſ. 1868.) 
und zur Zeit des Vertragsabſchluſſes der Parteien 
noch eingetragen war (S. 19 des Berufungsurteils). 
Zum mindeſten braucht der Kl., deſſen guter Glaube 
in bezug auf das Fortbeſtehen der Gewerkſchaft von 
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der Bekl. nicht beſtritten worden ift, deren Auflöſung 

auf Grund der §8 15 Abſ. 1, 34 Abſ. 1 HGB. nicht 

gegen ſich gelten zu laſſen. (Urt. des III. ZS. vom 

10. Mai 1918, III 28/18). ö 
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ur Frage der 
im Falle des 8 313 Der ſcheinbar Bevollmäch⸗ 
tigte als Bote. Der Kläger kaufte im Jahre 1912 
den Grundbeſitz der Witwe Sch. in B., um ihn in 
Teilſtücken weiterzuverkaufen. Bei der zu dieſem 
Zwecke veranſtalteten privaten Verſteigerung erſtand 
der Landwirt S. einige Teilſtücke. Nach $ 10 der der 
Verſteigerung zugrunde liegenden Kaufbedingungen 
ſollten die Bieter bis zum 15. Juni 1912 an ihre 
Gebote gebunden ſein. Zugleich bevollmächtigten ſie 
die Kaufleute W. und St. in C. und zwar jeden für 
ſich allein, die Gebote als Antrag auf ihre Koſten zu 
notariellem Protokolle zu erklären und nach erfolgtem 
Zuſchlage die notariellen Kaufverträge abzuſchließen. 
Auf Grund dieſer auch von S. unterſchriebenen Kauf— 
bedingungen ließ St. namens des S. deſſen Kauf— 
angebot von dem Bekl. als Notar beurkunden. Der Kl. 
nahm das Angebot in ebenfalls von dem Bekl. beur⸗ 
kundeter Erklärung rechtzeitig an. S. weigerte ſich 
aber aus verſchiedenen Gründen die Auflaſſung ent- 
gegenzunehmen, und eine Klage des Kl. gegen ihn 
wurde abgewieſen, weil der Bekl. unterlaſſen hatte, 
die Kaufbedingungen in die beurkundete Erklärung des 
S. aufzunehmen, der Kaufvertrag mangels Beobachtung 
der geſetzlichen Form daher nichtig war. Der Kl. ver— 
langte nun den Erſatz ſeines Schadens, den er auf die 
e Beurkundung zurückführte, vom Bekl. Die 
lage wurde abgewieſen, die Berufung des Kl. zurück— 
gewieſen. Seine Reviſion blieb erfolglos. 

Gründe: Das BG. geht davon aus, daß der 
Bekl. als Notar dem Kl. für die Folgen der fehler— 
haften Beurkundung hafte, billigt aber die Abweiſung 
der Klage aus dem Grunde, weil der Kaufvertrag auch 
bei vollſtändiger Beurkundung unwirkſam geweſen 
fein würde, dem Kl. alſo durch den Fehler des Bell. 
ein Schaden nicht erwachſen ſei. Das BG. gibt dafür 
einen doppelten Grund. Es nimmt an, daß die dem 
St. erteilte Vollmacht trotz der in 8 167 Abſ. 2 BGB. 
grundſätzlich anerkannten Formfreiheit ausnahmsweiſe 
der gerichtlichen oder notariellen Form gemäß 8 313 
BGB. bedurft habe, da St. in Wahrheit nichts weiter 
als das willenloſe Werkzeug des Kl. geweſen, die 
ihm erteilte Vollmacht alſo einer von S. dem Kl. er— 
teilten gleichzuſtellen ſei. Dazu komme aber, daß St.’8 
Tätigkeit für S. ſich darauf beſchränken ſollte, das 
Angebot des S. genau ſo vor dem Notar zu erklären, 
wie es ſchon vorher von S. gegenüber dem Kl. ab— 
gegeben und feſtgelegt worden ſei, weshalb St. über— 
haupt als Vertreter im Willen des S. im Sinne des 
§ 164 BGB. nicht anzuſehen, ſondern nur Bote im 
Sinne des § 120 BGB. geweſen ſei. Der erſte Grund 
iſt nicht geeignet, die angefochtene Entſcheidung zu 
rechtfertigen. Das BG. geht erſichtlich von der Recht— 
ſprechung des Reichsgerichts aus, die dahin geht, daß 
trotz grundſätzlicher Formfreiheit der Vollmacht, auch 
auf dem Gebiete des $ 313 BGB. (vgl. RG. Bd. 62 
S. 336), das Fehlen der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung Unwirkſamkeit der Vollmacht begründet, 
wenn die Vollmacht entweder ein Teil eines einheit— 
lichen, der Form des § 313 BGB. bedürftigen Geſchäftes 
oder nur das äußere Gewand iſt, unter dem ſich die 
Verpflichtung verbirgt, das Eigentum an einem Grund— 
ſtücke zu übertragen. Dabei iſt aber überſehen, daß 
entſprechend dem Zwecke des S 313 BGB., den Ber: 
äußerer vor unüberlegter Veräußerung zu bewahren, 
die fragliche Rechtſprechung (vgl. RG. Z. Bd. 50 S. 163; 
Bd. 76 S. 183; Bd. 79 S. 215; Bd. 81 S. 51) ſich nur 
auf Fälle bezieht, in denen der Eigentümer von Grund— 
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ſtücken eine Vollmacht zur Veräußerung erteilt hatte. 
Insbeſondere ſpricht RG Z. Bd. 76 S. 182 (184) nicht 
von einem Bevollmächtigten des Käufers, der als 
Werkzeug des Verkäufers, ſondern von einem Bevoll⸗ 
mächtigten des Verkäufers, der als Werkzeug des 
Käufers tätig ſein ſoll. Hier aber handelt es ſich um 
den umgekehrten Fall. Verträge, die nur die Ver⸗ 
pflichtung zum Erwerb eines Grundſtückes begründen 
ſollen, bedürſen nicht der Form des §8 313 BGB. 
(RG.Z. Bd. 81 S. 134). Aus 8 313 läßt ſich daher 
auch nicht folgern, daß eine vom Erwerber des Grund⸗ 
ſtückes erteilte Vollmacht der gerichtlichen oder nota⸗ 
riellen Beurkundung bedürfe. In Frage hätte nur 
kommen können, ob etwa die Verſteigerung eine Ver⸗ 
pflichtung nicht nur für die Bieter, ſondern auch für 
den Kl. begründen, mit den damaligen Vereinbarungen 
alſo ſchon eine, wenn auch vielleicht nur bedingte Ver⸗ 
pflichtung zur Uebertragung des Eigentums an Grund— 
ſtücken verbunden ſein ſollte. Nach dieſer Richtung 
hat aber das BG. Feſtſtellungen nicht getroffen. Das 
gegen rechtfertigt der zweite Grund den Standpunkt 
des BG. Die Vorſchrift des 8 313 BGB. ſetzt voraus, 
daß die Vertragsteile ihre Willensentſchließung vor 
Gericht oder Notar kundgeben. Das kann auch durch 
Bevollmächtigte geſchehen, die nach 8 164 BGB. 
Willenserklärungen im Namen des Vertretenen ab— 
geben. Die Bevollmächtigten können verpflichtet ſein, 
nach beſtimmten Weiſungen zu handeln. Immer aber 
muß es ſich um eine Willenserklärung der Erſchienenen 
handeln, wenn die Vorſchrift des 8 313 BGB. erfüllt 
ſein ſoll. Davon kann aber nicht geſprochen werden. 
wenn, wie das BG. hier den Umſtänden, insbeſondere 
auch den Beziehungen des St. zum Kl. entnimmt, 
St. eine Willensentſchließung überhaupt nicht treffen, 
ſeine Tätigkeit ſich vielmehr darauf beſchränken ſollte, 
das formlos ſchon vorher erklärte und feſtgelegte An⸗ 
gebot des S. dem Notar behufs Beurkundung zu 
übermitteln. St. war danach nur ſcheinbar Bevoll⸗ 
mächtigter, in Wahrheit aber nichts weiter als Bote. 
Seine vor dem Notar abgegebene Erklärung genügte 
nicht der Formſchrift des 8 313 und war daher auch 
in Verbindung mit der notariellen Annahmeerklärung 
des Kl. nicht geeignet, einen formgültigen Kaufvertrag 
zuſtande zu bringen. In dem gleichen Sinne hat der 
V. Zivilſenat in dem vom BG. erwähnten Urteil vom 
30. Juni 1913 Rep. V. 93/13 in einem Falle ent⸗ 
ſchieden, in dem eine derartige nur ſcheinbare Tätig⸗ 
keit von Bevollmächtigten auf beiden Seiten in Frage 
ſtand. Die dort angeſtellten Erwägungen treffen nach 
der beſonderen von den Vorinſtanzen feſtgeſtellten 
Sachlage auch hier zu. Das BG. hat daher ohne 
Rechtsirrtum angenommen, daß der Kaufvertrag auch 
bei vollſtändiger Beurkundung unwirkſam geweſen ſein 
würde, der Fehler des Bekl. alſo für den Schaden 
des Kl. nicht urſächlich war. ... (Urt. des III. 38. 
vom 1. März 1918, III 389/17). — e — 
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Das Gericht kann bei Geltendmachung einer Nach⸗ 
laßſchuld den Einwand der Unzulänglichkeit des Nach⸗ 
laſſes auch daun in das Zwangs voll ſtreckungs verfahren 
verweiſen, wenn die Klage gegen den Teſtamentsvell⸗ 
ſtrecker gerichtet iſt. Aus den Gründen: 1. Es 
handelt ſich darum, ob die bekl. Teſtamentsvollſtreckerin 
mit Rückſicht auf die von ihr behauptete Unzulänglich⸗ 
keit des Nachlaſſes ſchon im gegenwärtigen Rechtsſtreite 
die Abweiſung der Klage zu verlangen berechtigt iſt 
oder ob fie mit diefem Einwande — wie es das BG. 
getan hat — auf Grund der 88 780, 781, 785 ZPO. in 
das Zwangsvollſtreckungsverfahren verwieſen werden 
kann. Wie das BG. zutreffend bemerkt, iſt die Frage 
in Schrifttum und Rechtſprechung beſtritten. Die Er⸗ 
örterungen der Streitfrage beziehen ſich aber durchweg 
auf den Fall, daß der Nachlaßgläubiger den Erben 
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verklagt hat. Bei dem Teſtamentsvollſtrecker iſt die 
Rechtslage eine etwas andere. Zunächſt kann er die 
beſchränkte Haftung in dem Zwangsvollſtreckungsver— 
fahren geltend machen, ohne daß es eines entſprechenden 
Vorbehalts in dem gegen ihn ergebenden Urteil bedarf 
(8 780 Abſ. 2 ZPO. Weiter kann ein gegen den 
Teſtamentsvollſtrecker wegen einer Nachlaßverbindlich— 
keit erlaſſenes Urteil immer nur in den Nachlaß voll— 
ſtreckt werden. Er hat alſo nicht wie der Erbe eine 
Vollſtreckung in ſein eigenes Vermögen zu befürchten, 
auch nicht eine Vollſtreckung in das Vermögen des 
Erben (vgl. 85 748, 749 Satz 2 8 PO.). Andererſeits 


iſt eine Vollſtreckung der Schuld in den Nachlaß ebenſo 


wie beim Erben auch bei Unzulänglichkeit des Nachlaſſes 
zuläſſig (8 1990 Abf. 1 Satz 2). Trotzdem kann auch der 
Teſtamentsvollſtrecker in die Lage kommen, von der 
Einrede der beſchränkten Haftung des Erben Gebrauch 
machen zu müſſen. Denn nach 8 1991 Abſ. 4 BGB. 


iſt der Erbe bei Unzulänglichkeit des Nachlaſſes ver— 


pflichtet, die Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, 
Bermächtniſſen und Auflagen fo zu berichtigen, wie 
fie im Falle des Konkurſes zur Berichtigung kämen, 
in der Regel alſo erſt nach allen übrigen Verbindlich— 
keiten (88 226, 227 KO. vgl. IW. 1918 S. 4872). Die 
gleiche Perpflichtung trifft den Teſtamentsvollſtrecker. 
Er muß alſo der Zwangsvollſtreckung eines jener 
Gläubiger, insbeſondere — was hier in Betracht kommt 
— eines Vermächtnisnehmers, die außerhalb der in 
der KO. vorgeſchriebenen Reihenſolge bewirkt werden 
ſoll, entgegentreten. Dazu bieten die Vorſchriften der 
ZPO. über die beſchränkte Haftung den Weg und fie 
gelten abgeſehen von den erwähnten Ausnahmen auch 
für den Teſtamentsvollſtrecker. 

2. Zu der eingangs erwähnten Frage hat nun 
das RG. ſchon in mehreren Entſcheidungen Stellung 
genommen und folgendes ausgeſprochen: Das Gericht 
iſt zwar durch keine geſetzl. Vorſchrift gehindert, ſchon 
in dem Urteile, das über die Nachlaßverbindlichkeit 
ergeht, über das Vorhandenſein der fachlichen Voraus- 
ſetzungen der beſchränkten Haftung zu entſcheiden. Es 
iſt aber dazu nicht verpflichtet. Es kann ſich vielmehr 
mit dem Vorbehalte der Haftungsbeſchränkung be— 
gnügen und die Entſcheidung darüber, ob dem Bell. 
die Haftungsbeſchränkung wirklich zur Seite ſteht, in 
das Zwangsvollſtreckungs verfahren verweiſen. In 
dieſem hat dann der Erbe die Unzuläſſigkeit der vom 
Nachlaßgläubiger bewirkten Wann nach Maß⸗ 
gabe jenes Vorbehalts darzutun (SS 785, 767 ZPO.) 
(RG. 69, 291/25, 77, 245; 57, 13). Auf dem 
gleichen Standpunkt ſtand das Rach. ſchon vor 
dem Inkrafttreten des BGB. und der Zivilprozeß— 
novelle vom 17. Mai 1898. Die Auffaſſung des RG. 
ſteht im Einklang mit den Erwägungen, denen die 
88 695, 696 3P O. a. F. (ietzt SS 780, 781) ihre Ent⸗ 
ſtehung verdanken. Der Richter ſollte durch dieſe Bor: 
ſchriften in die Lage verſetzt werden, den Bedürfniſſen 
des Einzelfalls gerecht zu werden. Einerſeits ſollte 
verhütet werden, daß in Fällen, wo es unzweckmäßig 
erſchien, das Urteil über den Anſpruch durch die Er— 
örterung der Haftungsfrage hinausgeſchoben würde, 
andererſeits die Möglichkeit einer erſt in der Boll» 
ſtreckungsinſtanz erfolgenden grundloſen Geltend— 
machung der beſchränkten Haftung abgeſchnitten werden 
(vgl. Begr. zu SS 644, 645 Entw. S. 416 und das 
Urteil in JW. 1808 S. 60. 3). Ein bei den Beratungen 
der Kommiſſion für die 2. Leſung eines Entw. des 
BGB. geitellter Antrag auf Abänderung des bisherigen 
Rechtszuſtandes wurde abgelehnt (vgl. Prot. V S. 789 f 
zu G). Hiernach liegt kein Anlaß vor, von der bis— 
herigen Rechtſprechung des RG. abzugehen. Die Re— 
viſion hat dagegen auch keine Einwendungen erhoben. 
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Sie macht nur geltend, die Stellungnahme des BG. 


ſtehe mit der des RG. nicht im Einklang. Dieſe Rüge 
entbehrt nicht einer gewiſſen Berechtigung. Das BG. 
ſagt zunächſt, der Einwand der Unzulänglichkeit des 


Nachlaſſes könne in dieſem Verfahren keine Beachtung 
finden; er gehöre vielmehr in die Vollſtreckungsinſtanz. 
Es will dann aber Ausnahmen von dieſer Regel in 
den vorliegend nicht in Betracht kommenden Fällen 
zulaſſen, wo ein Nachlaß entweder von vornherein 
nicht geblieben oder nicht mehr vorhanden iſt oder 
wo der Bekl. ſeine Verpflichtung mit der Maßgabe 
anerkennt, daß er ſich zur Herausgabe beſtimmter 
Gegenſtände erbietet und eine entſprechende Beſchrän— 
kung ſeiner Haftung begehrt. Dieſe Ausführungen 
erwecken den Anſchein, als wenn das BG. annähme, 
eine ſachl. Entſcheidung über die Frage der Haftungs— 
beſchränkung ſei im vorliegenden Falle rechtlich nicht 
zuläſſig. Eine ſolche Auffaſſung würde vom Skand— 
punkte des RG. nicht zutreffen. Allein das BG. kommt 
an anderer Stelle auf den zutreffenden rechtl. Geſichts— 
punkt, indem es gegenüber dem vom Bekl. erhobenen 
Einwande der Schikane erwägt: Die Kl. könne ſehr 
wohl überzeugt ſein, daß eine Aufklärung über die 
Zulänglichkeit oder Unzulänglichkeit des Nachlaſſes nur 
durch einen Verſuch der Zwangsvollſtreckung in den 
Nachlaß zu erlangen ſei, wozu ſie der richterl. Feſt— 
ſtellung ihres Anſpruchs bedürfe. Damit iſt ausge— 
ſprochen, daß nach Lage des gegenwärtigen Falles der 
Kl. eine alsbaldige Entſcheidung über den Anſpruch 
ſelbſt nicht verſagt werden könne und deshalb von einer 
ſachl. Entſcheidung über die Haftungsfrage im gegen— 
wärtigen Prozeß abzuſehen ſei. Das iſt aber eine Er- 
wägung, die nach dem oben Ausgeführten zu rechtl. 
Bedenken keinen Anlaß gibt, übrigens von der Reviſion 
auch nicht angefochten iſt. (Urt. des IV. 36. vom 
2. Mai 1916, IV 70/1918). E.. 
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B. Strafſachen. 
I. 


1. Nichterliches Ermeſſen bei Anwendung des S 155 
Voll G.; Berückſichtigung des mutmaßlichen Wertes 
der Schmuggelware bei der Bemeſſung der Straſe. — 
2. Widerſetzlichkeit nach S 161 Voll G. oder Verſtrickungs⸗ 
bruch i. S. des S 137 StGB. 2 Aus den Gründen: 
1. Gegen die Anwendung des § 155 VZollG. in der 
Art, wie ſie das LG. für angezeigt gehalten hat, 
beſteht kein Rechtsbedenken. Da, wie aus dem Zu— 
ſammenhang der Urteilsgründe hervorgeht, weder die 
Menge noch die genauere Beſchaffenheit der von jedem 
der drei Angekl. über die Grenze gebrachten Erbſen 
zuverläſſig feſtgeſtellt werden konnte, ſo iſt kein Grund, 
hinter der Annahme des LG, daß der Wert der Gegen— 
ſtände nicht zu ermitteln war, einen Rechtsirrtum zu 
vermuten. Wohl konnte das LG. zugunſten der Angekl. 
als Wertſumme die Summe annehmen, die ſelbſt bei 
günſtigſter Rechnung die Gegenſtände jedenfalls wert 
waren; aber es iſt nicht erſichtlich, daß das LG. ſich 
deſſen nicht bewußt geweſen wäre; ob ſich aber auf 
dieſem Wege eine befriedigende Sicherheit gewinnen 
ließ, war eine Tatfrage oder Ermeſſensfrage, die keiner 
Nachprüfung durch den Reviſionsrichter fähig iſt. 
Gerade um bei ſolcher Unſicherheit und Zweifelhaftig— 
keit an den Tatrichter nicht allzu weitgehende Anfor— 
derungen zu ſtellen, iſt im § 155 beſtimmt, daß auf 
Zahlung von 25 bis 1000 Talern zu erkennen iſt, 
wenn der Wert des Gegenſtands nicht ermittelt werden 
kann. Das ſchließt nicht aus, daß im Rahmen dieſer 
beſonderen Strafandrohung nun der Tatrichter an 
dem mutmaßl. Werte, der zur unmittelbaren Unterlage 
zu unſicher war, einen Anhalt für die Bemeſſung ſucht. 
Nichts anderes aber hat hier das LG. getan, als es 
jedem der Angekl. eine Geldſtrafe von 150 zuerkannte 
mit dem Beifügen, daß deren Höhe „unter Berück— 
ſichtigung des mutmaßl. Wertes der Gegenſtände an— 
gemeſſen erſchien.“ 
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2. Begründet iſt der Angriff auf das Urteil in⸗ 
ſoweit, als die Anklage aus § 137 StG. gegen die 
drei Angekl. in Betracht kommt. Das LG. hat feſt⸗ 
geſtellt, daß jeder dieſer drei Angekl. geſchmuggelte 
Erbſen mit ſich geführt hatte. Es hat ferner feſtgeſtellt, 
daß der Zollaufſeher, der ſie damit betraf, die Erbſen 
(in Gegenwart der Angekl.) für beſchlagnahmt erklärt 
und den Fuhrmann des Wagens, auf dem ſich die 
Angekl. und die nun beſchlagnahmten Säcke mit den 
Erbſen befanden, aufgefordert hat, zum Zollamte zu 
fahren. Das LG. geht endlich davon aus, daß der 
Fuhrmann auch weiſungsgemäß weiterfuhr, daß aber 
unterwegs die drei Angekl. „mit den beſchlag⸗ 
nahmten Waren verſchwanden“. Die Anklage erblickte 
in dieſem, auch von ihr ſchon zugrunde gelegten Sach⸗ 
verhalt ein Beiſeiteſchaffen einer von einem zuſtändigen 
Beamten in Beſchlag genommenen Sache i. S. des 
8 137 StGB. Das Urteil erwähnt, daß die Angeklagten 
„beitreiten, die Waren durch Beiſeiteſchaffung der Ver⸗ 
ſtrickung entzogen zu haben, aber zugeben, daß ſie 
durch ihr Verhalten Handlungen oder Unterlaſſungen 
ſich haben zuſchulden kommen laſſen, wodurch der Zoll⸗ 
aufſeher in der rechtmäßigen Ausübung ſeines Amtes 
verhindert wurde“, und verhängt gegen jeden der drei 
Angekl. auf Grund des § 161 VZoll G. eine Geldſtrafe 
von 50 Mk., indem es zur Begründung nur die Worte 
gebraucht: „Die Angekl. ſind nicht überführt, Sachen, 
die durch einen zuſtändigen Beamten in Beſchlag 
genommen waren, durch Beiſeiteſchaffung der Ver⸗ 
ſtrickung entzogen zu haben. Sie ſind aber ihrem 
glaubwürdigen Geſtändnis gemäß ... der Wider- 
ſetzlichkeit i. S. des 8 161 VBZol®. überführt.“ Dieſe 
Begründung iſt nicht ausreichend. Sie läßt überhaupt 
nicht erſehen, welche Erwägungen zu der Entſcheidung 
geführt haben, und ſchließt es nicht nur nicht aus, 
ſondern macht es in hohem Grade wahrſcheinlich, daß die 
Verneinung der Anwendbarkeit des § 137 StGB. auf 
einem Rechtsirrtum beruht. (Urt. des V. StS. vom 
24. April 1918, 5 D 113/1918). E. 


4407 
II. 


St. 3.267 oder 5 3637 Fälſchung des Ans⸗ 
dehunungsvermerkes auf einem Wandergewerbeſchein. 
Aus den Gründen: 8 363 greift ein, wenn die 
Fälſchung nur mit der unbeſtimmten und allgemeinen 
Abſicht einhergeht, dem Täter zum beſſeren Fortkommen 
zu dienen, nicht aber dann, wenn durch die verfälſchte 
Urkunde der Nachweis eines dem Inhaber zuſtehenden 
beſtimmten Rechts geſichert werden ſoll. Letzteres trifft 
beim Wandergewerbeſchein zu. Nach 8 60 GewO. berech- 
tigt er ſeinen Inhaber zum Betrieb des in der Urkunde 
bezeichneten Gewerbes im ganzen Reichsgebiet. Nach 
Abſ. 2 daſelbſt gewährt er für die im 8 55 Nr. 4 
erwähnten Gewerbe die Betriebsbefugnis in einem 
anderen als dem Ausſ'ellungsbezirk, wenn er auf dieſen 
von der zuſtändigen Verwaltungsbehörde ausgedehnt 
worden iſt. Letztere Beſtimmung hat hier Anwendung 
gefunden. Der Wandergewerbeſchein diente dann nicht 
nur als Ausweis über perſönliche Berhältniſſe im 
allgemeinen nach Art der im 8 363 StGB. aufgeführten 
Zeugniſſe, verlieh vielmehr ſeinem Inhaber ein be— 
ſtimmtes Recht zum Gewerbebetrieb. Damit entfällt 
die Anwendbarkeit des $ 363 StGB. (Urt. des V. StS. 
vom 5. Juni 1918, 5 D 153/1918). E. 


4417 . 
III. 


St B. SS 60, 244, 245. Eine Strafe iſt auch im: 

17 70 als teilweiſe verbüßzt anzuſehen, als auf fie die 
nterſuchungshaft angerechnet wurde. Aus den 
Gründen: Nach den Feſtſtellungen der Strf. iſt 
der Angekl. dur) Urteil des LG. M. vom 9. März 
1916 wegen Diebſtahls zu einer Gefängnisſtrafe von 
6 Wochen verurteilt worden, auf die 2 Wochen Unter— 
ſuchungshaft angerechnet wurden. Das Urteil ift mit Ab» 
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lauf des 16. März 1916 rechtskräftig geworden. Bevor 
der Angekl. den Reſt der dadurch erkannten Strafe 
verbüßt hatte, iſt er durch Urteil des LG. K. vom 
10. Nov. 1916 wegen eines im Sept. 1916 begangenen 
Diebſtahls zu einer Gefängnisſtrafe von 3 Mtn. vers 
urteilt worden, die er bis 27. Januar 1917 verbüßt 
hat. Am 14. Februar 1918 hat er dann den Dieb⸗ 
ſtahl begangen, wegen deſſen er jetzt verurteilt worden 
iſt. Ob die Vorausſetzungen der §8 244, 245 SIEB. 
vorliegen, hängt alſo davon ab, ob die durch das 
Urteil vom 9. März 1916 erkannte Strafe, weil darauf 
die Unterſuchungshaft teilweiſe angerechnet worden 
ift, als teilweiſe verbüßt anzuſehen iſt. Die Sträͤ. 
verneint das, weil die erlittene Unterſuchungshaft 
nicht als „antizipterte Strafhaft' angeſehen werden 
könne, 8 60 StGB. auch nur von Anrechnung ſpreche 
und anderenfalls der Angekl. durch Anrechnung der 
Unterſuchungshaft ſchlechter geſtellt wäre, als wenn 
dieſe nicht angerechnet worden wäre. Mit Recht wird 
dieſe Entſcheidung von der Beſchwerdeführerin als 
rechtsirrig angefochten. Allerdings hat der erkennende 
Senat in dem Urteil Bd. 29/75, auf das ſich die Strͤ. 
beruft, die Auffaſſung der gemäß 8 60 StB. ange⸗ 
rechneten Unterſuchungshaft als vorweg genommenen 
Strafhaft mißbilligt. Das hat jedoch mit der hier 
zu entſcheidenden Frage nichts zu tun. Dieſes Urteil 
erörtert die Frage, wie bei der Anrechnung der Unter⸗ 
ſuchungshaft die Strafzeit zu berechnen iſt, wenn der 
dabei verbleibende Reſt der Strafe in unmittelbarem 
Anſchluß an die Unterſuchungshaft vollſtreckt wird, 
und kommt zu dem Ergebnis, daß die Strafvollſtreckung 
erſt mit der Rechtskraft des Urteils beginnen könne, 
die Strafzeit deshalb von da ab zunächſt ohne Be⸗ 
rückſichtigung der Unterſuchungshaft zu berechnen und 
von dem ſo gewonnenen Ende dann ſo viel Tage 
zurückzurechnen ſeien, als die anzurechnende Unter⸗ 
ſuchungshaft gedauert hat. In dieſem Zuſammenhang 


ſagt das Urteil, die Unterſuchungshaft kann ihre Natur 


nicht nachträglich ändern, ſo daß man ſie ſogar als 
antizipierte Zuchthausſtrafe bezeichnen dürfte. Das 
iſt jedoch durchaus vereinbar mit der allgemein ver⸗ 
tretenen und namentlich auch in der üblichen Faſſung 
der Urteilsformel zum Ausdruck gelangenden Auf⸗ 
faſſung, daß die Anrechnung der Unterſuchungshaft 
die Bedeutung hat, die erkannte Strafe gelte als 
durch die erlittene Unterſuchungshaft nach Maßgabe 
der Anrechnung ganz oder teilweiſe verbüßt, ſo daß 
ſie eben inſoweit nicht mehr zu vollſtrecken iſt und einer 
verbüßten. Strafe in jeder Beziehung rechtlich gleich 
ſteht. Dieſe Auffaſſung ſieht nicht in der Unterſuchungs⸗ 
haft eine — begrifflich unmögliche — vorwegge⸗ 
nommene Strafhaft, ſie will an der Tatſache, daß der 
Verurteilte keine Strafhaft, ſondern die rechtlich und 
tatſächlich davon verſchiedene Unterſuchungshaft er⸗ 
litten hat, nichts ändern, ſondern findet im Geſetz 
(8 60 StGB.) nur die Ermächtigung des Richters, 
aus Billigkeitsgründen bei Fällung des Urteils einer 
vorher erlittenen Unterſuchungshaft die Wirkung 
der Strafvollftredung beizulegen und fie 
als bereits vollzogene Strafe zu betrachten 
(RGSt. Bd. 38 S. 182, 183), fie demgemäß auf die 
erkannte Strafe anzurechnen und durch die Anrechnung 
zu beſtimmen, ob und in welcher Höhe die erkannte 
Strafe noch zu vollſtrecken iſt (RG St. Bd. 41 S. 318, 
320). Iſt das die rechtliche Bedeutung der Anrechnung 
der Unterſuchungshaft, ſo muß notwendig in jeder 
Beziehung, alſo auch dann, wenn es dem Verurteilten 
nachteilig werden könnte, die erkannte Strafe inſoweit, 
als die Unterſuchungshaft darauf angerechnet worden 
iſt, als bereits vollſtreckt gelten, ſobald das Urteil 


rechtskräftig geworden iſt, unbedenklich alſo auch der 


rechtskräftig Verurteilte im Sinne der 88 244, 245 
StGB. als beſtraft und die gegen ihn erkannte Strafe 
als verbüßt gelten. Dagegen ſind auch aus dem Sinne 
des § 244 StGB. Bedenken nicht zu entnehmen. Die 
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härtere Beſtrafung des Rückfalls beruht auf der Er⸗ 
wägung, daß aus der nochmaligen Verübung gleich» 
artiger Straftaten auf eine Neigung zu ſchließen iſt, 
deren Gefährlichkeit dadurch bewieſen wird, daß die 
Vorbeſtrafungen nicht ausgereicht haben, ſie zu unter⸗ 
drücken, und die deshalb beſonders nachdrücklich be⸗ 
kämpft werden muß (RGSt. Bd. 50 S. 243 (245). Auch 
die Unterſuchungshaft iſt ein — nicht ſelten außer— 
ordentlich empfindliches — Uebel, das der Täter als 
Folge, wenn auch nur als Nebenwirkung, ſeiner Straf⸗ 
tat erleiden muß und das deshalb ebenſo wie eine 


verbüßte Strafe die verbrecheriſche Neigung, der er 


unterlegen iſt, unterdrücken ſollte und unterdrücken 
könnte, wenn fie nicht zu tief eingewurzelt und des- 
halb beſonders gefährlich iſt. Deshalb trifft der Grund, 
aus dem der Rückfällige härter beſtraft wird, auf den, 
dem die Unterſuchungshaft angerechnet worden iſt, 
ebenſo zu, wie auf den, der die Strafe voll verbüßt 
hat. Niemand wird bezweifeln, daß der Dieb, dem 
die Unterſuchungshaft ſo angerechnet worden iſt, daß 
er von der erkannten Strafe nichts mehr zu verbüßen 
hat, im Sinne des 8 244 StGB. beſtraft iſt, ſobald 
das Urteil rechtskräftig geworden iſt, und nichts anderes 
kann nach 8 245 StGB. Rechtens fein, wenn infolge 
der Anrechnung der Unterſuchungshaft die Strafe teil- 
weiſe als verbüßt gilt. Der Erwägung der Str., daß 
der Angekl. danach ſchlechter geſtellt wäre, als wenn 
ihm die Unterſuchungshaft nicht angerechnet worden 
wäre, kann ausſchlaggebende Bedeutung nicht beige- 
meſſen werden. Ganz dieſelbe dem Verbrecher nachteilige 
Wirkung kann auch der gänzliche oder teilweiſe Erlaß 
der Strafe haben, dem die Wirkung der Vorbeſtrafung 
durch 8 245 StGB. ausdrücklich beigelegt wird. Ebenſo 
hat bereits der V. StS. in dem Urteil vom 14. April 
1916 5 D 123/16 erkannt und von derſelben Rechts- 
anſicht gehen aus die Urteile RGSt. Bd. 4 S. 230, 
Bd. 13 „ Bd. 14 S. 121. (Urteil des I. StS. 
vom 13. Juni 1918, 1 D 262/18). 
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Nachſchrift des Einſenders. Der Ange⸗ 
klagte war zur Zeit der Aburteilungen am 9. März 
1916 und 10. November 1916 noch jugendlich. Er 
war am 9. März 1916 aus der Unterſuchungshaft 
entlaſſen worden und wurde hinſichtlich der am 
9. März 1916 gegen ihn erkannten Strafe, nämlich 
hinſichtlich „der Gefängnisſtrafe von 6 Wochen auf 
die 2 Wochen Unterſuchungshaft angerechnet wurden“, 
bedingt begnadigt. Wegen des im September 1916 
verübten Diebſtahls wurde die Bewährungsfriſt wider— 
rufen. Im Anſchluß an die Verbüßung der am 
10. November 1916 erkannten Strafe wurde die am 
9. März 1916 erkannte Strafe von „6 Wochen Ge— 
fängnis abzüglich 2 Wochen Unterſuchungshaft“ voll— 
ſtreckt. M. E. hätte das Reichsgericht, mit deſſen Ur⸗ 
teil die Praxis ſich abzufinden haben wird, den von 
der Strafkammer eingenommenen Standpunkt recht 
wohl und mit guten Gründen billigen und damit die 
mit der Anwendung der 88 244, 245 StGB. mitunter, 
insbeſondere aber in einem Fall wie dem vorliegenden, 
theoretiſch wenigſtens verbundene Härte beſeitigen 
können. Wird ſchon die Anrechnung der Unterſuchungs— 
haft nur von wenigen Uebeltätern als Strafvers 
büßung empfunden, ſo fehlt hiefür insbeſondere dem 
Jugendlichen, vor allem, wenn es ſich um ſeine erſte 
Verfehlung handelt, das Verſtändnis, ganz beſonders 
aber dann, wenn er nach Fällung des Urteils aus 
der Unterſuchungshaft entlaſſen, ihm Ausſicht auf 
bedingte Begnadigung eröffnet und er tatſächlich be— 
dingt begnadigt wird. Jedenfalls führt die Entſcheidung 
des Reichsgerichts zu einem unbefriedigenden Ergebnis, 
da der bedingt begnadigte Jugendliche zwar bei der 
ihm an und für ſich günſtigen Anrechnung der Unter— 
ſuchungshaft, nicht aber bei Nichtanrechnung der Unter: 
ſuchungshaft rückfällig wird. Daß er bei Nichtan⸗ 
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rechnung der we im Falle des Wider⸗ 
rufs 6 Wochen ſtatt 4 Wochen zu verbüßen gehabt 
hätte, wäre für ihn weniger hart und weniger un⸗ 
billig geweſen, als wenn er, inzwiſchen erwachſen 
geworden, einen vielleicht geringfügigen Diebſtahl 
mit mindeſtens 3 Monaten Gefängnis ſühnen muß. 
Vorliegenden Falles allerdings war der Angeklagte 
auch bei Verübung des dritten Diebſtahls noch jugend— 
lich, ſo daß die erörterte Frage für dieſen Fall mehr 
akademiſcher Natur iſt. Der Umſtand, daß der Dieb, 
dem die Unterſuchungshaft ſo angerechnet worden iſt, 
daß er von der erkannten Strafe nichts mehr zu 
verbüßen hat, im Sinne des § 244 StGB. beſtraft 
iſt, ſobald das Urteil rechtskräftig geworden iſt, be⸗ 
weiſt m. E. nichts für die Richtigkeit des reichsg. 
Urteils, da es ſich hier um Anwendung des 8 244 
StGB., nicht aber, wie im reichsg. Urteil, um jene 
des § 245 StGB. handelt. Kolb. 


IV. 


Kuppelei: Borſchubleiſten durch Nichterfüllung der 
geſetzlichen Pflicht unzüchtiges Treiben zu verhindern; 
inwieweit beſteht dieſe Pflicht für eine Mutter und 
Ehefran neben der gleichen Pflicht des Vaters und 
Mannes? Aus den Gründen: Der Tatbeſtand 
der Kuppelei iſt bedenkenfrei nachgewieſen durch die 
Feſtſtellung, daß die Angekl. wiſſentlich die Räume 
der Familienwohnung dem J. zum Geſchlechtsverkehr 
mit ihrer minderjährigen Tochter zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt hat, indem ſie ſich gefliſſentlich von dem Raume 
fernhielt, worin ſich J. mit ihrer Tochter befand, 
obwohl ſie wußte, daß beide miteinander geſchlechtlich 
verkehren wollten, und daß ſie zu gleichem Zweck die 
ihr als Mutter obliegende Pflicht, ihre Tochter zu be⸗ 
aufſichtigen und ihr den Geſchlechtsverkehr mit J. un⸗ 
möglich zu machen, abſichtlich nicht erfüllt hat. Ohne 
Rechtsirrtum hat die Str. angenommen, daß fie das 
mit der Unzucht durch Gewährung von Gelegenheit 
wiſſentlich Vorſchub geleiſtet hat. Die Angekl. hatte 
nach § 1634 BGB. nicht nur bei Behinderung oder 
Abweſenheit des Vaters, ſondern neben dem Vater 
die Pflicht, ihre Tochter zu erziehen und zu beauf⸗ 
ſichtigen, ſie alſo von der Unzucht abzuhalten, und 
dieſelbe Pflicht hatte ſie als Leiterin des Hausweſens 
($ 1356 BGB.). Als ſolche hatte fie für Zucht und 
Sitte im Hauſe zu ſorgen und unzüchtiges Treiben 
in deſſen Bereich zu 19 5 und zwar auch hier un⸗ 
abhängig von der gleichartigen Verpflichtung ihres 
Mannes, ja nach $ 1354 Abſ. 2 BGB. ſogar gegen 
den Willen des Mannes. Für ſie beſtand alſo die 
geſetzl. Pflicht den unzüchtigen Verkehr ihrer Tochter 
mit J. zu verhindern auch dann, wenn ihr Mann 
bei den hier in Betracht kommenden Vorgängen im 
Haufe geweſen wäre. Sollte die Str. angenommen 
haben, daß die Angeklagte nur in Abweſenheit ihres 
Mannes dazu verpflichtet geweſen wäre, ſo wäre das 
zwar rechtsirrig, die Angeklagte wäre aber dadurch nicht 
beſchwert. Gegen die geſetzl. Pflicht zur Beaufſichtigung 
ihrer Tochter und gegen die ihr gleichfalls obliegende 
Pflicht, unzüchtigen Verkehr in ihrem Haufe zu ver- 
hindern, hat die Angekl. verſtoßen und gerade einen 
ſolchen Verſtoß hat das vom Verteidiger angeführte 
Urteil R St. Bd. 40 S. 165 als kuppleriſche Tätigkeit 
gekennzeichnet. (Urt. des I. StS. vom 25. Febr. 1918, 
1 D 612/1917). E. 
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V. 


Neviſionseinlegung durch ein nicht unterzeichnetes 
Schriftſtück? durch eine nur unterſtempelte Erklärung? 
Aus den Gründen: Gemäß §381 StPO. kann die 
Reviſion ſchriftlich oder zu Protokoll des Gerichts— 
ſchreibers eingelegt werden. Für die ſchriftl. Einlegung 
iſt nicht weſentlich, daß das Schriftſtück, welches die 
Einlegung der Reviſion enthält, von der Perſon unters 
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zeichnet iſt, welche dieſe Erklärung abgibt. Wohl 
aber muß aus dieſem Schriftſtück in einer jeden Zweifel 
ausſchließenden Weiſe erſichtlich fein, von welcher Perſon 
die Erklärung herrührt. Der Stempeldruck Juſtiz— 
rat Dr. F., Rechtsanwalt Frankfurt a. M.“ beweiſt nur, 
daß das Schriftſtück aus der Kanzlei des Verteidigers 
herrührt; dagegen läßt er nicht erkennen, ob der 
Stempel von dem Verteidiger ſelbſt oder von einem 
Schreiber auf das Schriftſtück geſetzt worden iſt, ob 
alſo eine Willenskundgebung des Verteidigers“ oder 
eines ſeiner Angeſtellten vorliegt (RGSt. Bd. 34 
S. 359, vgl. auch RRſpr. Bd. 9 S. 144). Hiernach 
kann das Schriftſtück vom 28. Dezember 1917 als eine 
Willenserklärung des Verteidigers nicht angeſehen 


werden. (Urt. des J. StS. vom 25. Februar 1918, 
1D 106/1918). „E. 
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VI 

Berſehlung gegen 8 12 Nr. 1 BR BO. vom 24. Juni 
1916 über den Handel mit Lebens⸗ und Futtermitteln 
(RGBl. S. 581) ohne ausdrückliche Auſſorderung zu 
Preisangebsten. Aus den Gründen: In dem Urteil 
iſt ausdrücklich feſtgeſtellt, daß dem Angekl., als er in 
den B.er Neueſten Nachrichten und im Bier Kreisblatt 
die Anzeige erließ: „200 Zentner Feldbohnen habe 
noch zu verkaufen. Karl K. . . . in E. . . .“, genau be 
kannt war, daß ſolche Anzeigen mit Aufforderungen 
zu Preisangeboten auf Lebens- und Futtermittel nür 
mit polizeilicher Erlaubnis geſtattet waren. Zu Er— 
örterungen darüber aber, ob der Angekl. ſich bewußt 
war, in jenen Anzeigen zu Preisangeboten aufzu— 
fordern, hatte das LG. keine Verpflichtung, da nach 
ſeiner Feſtſtellung der Angekl jenes Bewußtſein nicht 
in Abrede geſtellt, ſondern ſelbſt erklart hatte, er habe 
mit den Anzeigen ſehen wollen, ob ſich Leute für den 
Ankauf meldeten und was ſie bieten würden. (Urt. 
des V. StS. v. 13. April 1918, 5 D 92/1918). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


G. BGB. Art. 213: Nacherbſchaſt oder fideikom⸗ 
miſſariſche Subſtitutien? Befſuaniſſe des Fiduziars 
nach bayer. Landrecht. 3 52 GBO. iſt auf den Fall 
der fideikommiſſariſchen ubſtiturion und des Univerſal⸗ 
fideikommiſſes nach bayer. Landr. nicht anwendbar. Das 
GBI ınt hat den von J. Gr. und den Grundſtückseigen— 
tümern geſtellten Antrag auf Löſchung einer Hypothek 
zurückgewieſen, da J. Gr. als Tochter und Erbin des 
im Grundbuche noch als Gläubiger eingetragenen 
Privatiers J. N. Gr. einer in deſſen Teſtament an: 
geordneten Nacherbſchaft wegen in der Befugnis über 
die Hypothek zu verfügen beſchränkt ſei und weder 
die Einwilligung der Nacherben zur Zahlung an die 
Vorerbin noch die Hinterlegung des Kapitals nach— 
gewieſen ſei. Das LG. hat die Beſchwerde der J. Gr. 
zurückgewieſen; auf ihre weitere Beſchwerde hin wurden 
beide Beſchlüſſe aufgehoben und die Sache zur ander— 
weiten Entſcheidung an das GBAmt zurückverwieſen. 

Aus den Gründen: Da der Erblaſſer J. N. 
Gr. am 20. Sept. 1897, alſo vor dem Inkrafttreten 
des BGB. geſtorben iſt, bleiben für die erbrechtl. Vers 
hältniſſe die früheren Geſetze maßgebend. In dem 
Teſtamente des J. N. Gr. vom 24. Dez. 1895 iſt unter 
V. angeordnet, daß das ganze Rücklaßvermögen 
der Erbin J. Gr. an ſeine Frau und an die Kinder 
ſeiner erſtehel. Tochter A. B. erbweiſe fallen ſoll, 
wenn ſie nach ſeinem Ableben ledig und ohne 
Hinterlaſſung von Kindern ſterben ſollte. 
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die Einſetzung eines Nacherben anwendbar, ſondern 
das frühere Recht und zwar bei dem Schweigen der 
einſchlägigen Statuten das in dieſem Punkte ganz auf 
dem Boden des gemeinen Rechtes ſtehende bayer. 
Landrecht und hilfsweiſe das gemeine Recht ſelbſt. 
Nach dieſen Rechten erweiſt ſich die erwähnte letzt— 
willige Verfügung als eine fideikommiſſariſche Sub— 
ſtitution; das Rechtsverhältnis der B.'ſchen Kinder gegen⸗ 
über der Erbin J. Gr. — die Frau des Erblaſſers iſt 
am 9. Januar 1918 geſtorben und von J. Gr. beerbt 
worden — bemißt ſich alſo nach dem Verhältniſſe 
des Fideikommiſſars gegenüber dem Fiduziar (RG. 
14. Januar 1907 JW. 126: Roth: Becher, Bayer. ZivR. 
III 8 144 S. 228 Note 8). Als fideikommiſſariſche 
Subſtitution würde die genannte Teſtamentsbeſtimmung 
auch dann zu behandeln ſein, wenn in ihr eine nicht 


zu Recht beſtehende pupillariſche oder quaſipupillariſche 


Subſtitution zu erkennen wäre. Welcher Art die 
fideikommiſſariſche Subſtitution iſt, namentlich ob ein 
fileicommissum ejus quod supererit vorliegt, wofür 
eine Reihe von Umſtänden, insbeſondere der Wortlaut 
der Anordnung ſelbſt, geltend gemacht werden kann, 
braucht nicht entſchieden zu werden; auch wenn ein 
gewöhnliches Fideikommiß vorliegt, iſt in einem von 
dem Standpunkte des GA. und des LG. abweichenden 
Sinne zu entſcheiden. Nach den hier in Betracht 
kommenden Rechten ſtellt ſich das Verhältnis der Biſchen 
Kinder zu J. Gr. in der Weiſe dar, daß dieſe, wie auch 
in dem von dem Nachlaßgericht erteilten Erbſchafts— 
zeugnis zutage tritt, als Erbin, erſtere als Ber 
mächtnisnehmer erſcheinen. Als ſolche haben ſie kein 
dingliches, das Recht der Erbin ſachlich minderndes 
Recht, ſondern nur einen ſchuldrechtlichen Anſpruch 
gegen die Fiduziarin auf ſeinerzeitige Herausgabe des 
großväterl. Rücklaſſes oder deſſen, was davon noch 
übrig iſt. Der Fiduziar hat nach bayer. Landrecht 
und gemeinem Recht bei einem gewöhnlichen Fidei— 
kommiſſe die Pflicht, das ererbte Vermögen in ge— 
hörigem Stande zu erhalten; er hat, beſtimmte Aus⸗ 
nahmefälle abgerechnet, keine Befugnis, zur Erbſchaft 
gehörige unbewegliche oder bewegliche Sachen zu ver— 
äußern. Die Einziehung von Erbſchaftsforderungen 
ſteht dagegen dem Fiduziar frei, er iſt befugt, über 
heimbezahlte Gelder Quittung zu erteilen und 
vorausgeſetzt, daß aus dem öffentl. Buch eine Be— 
ſchränkung nicht erſichtlich iſt, die Löſchung der zu⸗ 
gunſten der Forderung beſtehenden Hypothek zu be: 
willigen. Die für den Fideikommiſſar notwendige 
und wünſchenswerte Sicherung ſeines künftigen Her— 
ausgabeanſpruchs iſt dadurch gegeben, daß ihm der 
Fiduziar regelmäßig, namentlich wenn es ſich um eine 
befriſtete Herausgabe handelt, eine genügende Real— 
kaution zu beſtellen hat. Ob hier eine Sicherheit von 
der Fiduziarin beſtellt, ob das Verlangen ihr gegen⸗ 
über erhoben worden iſt und ob es mit Rückſicht auf 
das verwandtſchaftliche Verhältnis erhoben werden 
kann, iſt hier nicht zu beachten; es genügt, daß nach 
dem Grundbuchsauszuge die Hypothek, um deren 
Löſchung es ſich handelt, ſich nicht im Kautions verbande 
befindet. Da hier, wie ausgeführt, nach dem Art. 213 
EI. BB. das Verhältnis des Fiduziars und des Fidei⸗ 
kommiſſars nach dem früheren Rechte, nicht aber das 
Recht des Vorerben und des Nacherben nach dem BGB. 
in Frage iſt, kann auch von einer unmittelbaren oder 
entſprechenden Anwendung des auf den Fall der Nach 
erbſchaft nach BGB. beſchränkten § 52 8880. keine 
Rede ſein. Das Recht der Vor- und Nacherbſchaft 
nach dem BGB. iſt von dem Rechte der fideikom⸗ 
miſſariſchen Subſtitution und des Univerſalfidei— 
kommiſſes nach dem Gemeinen Recht und den auf ihm 
ruhenden Partikularrechten fo weſentlich verſchieden, 
daß eine Uebertragung der in § 52 GO. aufgeitellten 
Grundſätze auf die altrechtl. Verhältniſſe zur Aus: 
füllung einer in der Tat beſtehenden Lücke nicht ans 
geht. Die mogliche Gefährdung des Herausgabeanſpruchs 


ift eine unvermeidl. Folge des Zuſammentreffens von 
altem Erbrecht und neuem Grundbuchrecht (RG. III 
20. Mai 1904 bei Gruchot 48 S. 1022 und V 12. Januar 
1912 in Lobes ZB. 1913 S. 205 gegen Habicht Ein- 
wirkung (2.) 8 64 S. 702 und KG. Joh. Bd. 22 A 
S. 299). Ein Handeln des GBAmts für die Yidei« 
kommiſſare und eine darauf geſtützte Ablehnung des 
Löſchungsantrags war alſo nicht veranlaßt. Die 
Wahrnehmung ihrer Intereſſen und die Geltend— 
machung ihnen etwa zuſtehender Rechte muß den Fidei— 
kommiſſaren überlaſſen bleiben, da ihnen eben ding— 
liche, der grundbuchmäßigen Beurkundung fähige 
Anſprüche gegen die Fiduziarin nicht zuſtehen, wie 


dies im Gegenſatze hiezu nach SS 2113—2115 BGB. 


und § 52 GBO. bei den Nacherben des gegenwärtigen 
Rechtes der Fall iſt. Aus dieſem Grunde verſagt die 
Anwendung des ebenangeführten 8 52 GBO. ſelbſt 
dann, wenn man die Wirkſamkeit des Art. 213 EG. 
BGB. auf die rein erbrechtl. Fragen beſchränkt und 
ihn in bezug auf die ſich nach der GBO. bemeſſenden 
Eintragungen bei Erbfällen, die in die Zeit vor dem 
1. Januar 1900 zurückreichen, nicht gelten läßt. Denn 
die Vorausſetzung einer Eintragung iſt ſtets das Vor— 
handenſein eines eintragungsfähigen dingl. Rechtes, das 
eben dem fideikommiſſariſchen Subſtituten der ſeinerzeit 


herauszugebenden Erbſchaſt gegenüber nicht zuſteht.. 


(Beſchluß des Ferien S. vom 14. Auguſt 1918, Reg. III 
Nr. 46/1918). M. 
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B. Strafſachen. 


I. 
3Gebd. 58 3, 13 Abſ. 3, § 14 Abſ. 1 Nr. 2. Hat 


ein ſtaatlich angeſlellter Lehrer einer fremden Sprache, 
der alt gerichtlicher Delmetſch zugezogen iſt, Anſpruch 


auf die Sachverſtändigengebühr? K., ſtaatlich angeſtellter 
Lehrer der franzöſiſchen Sprache an der K. Realſchule 
in B., wurde in der Strafſache gegen den der deutſchen 
Sprache nicht mächtigen Angekl. am 4. und 13. April 
1918 als Dolmetſcher der franz. Sprache zugezogen 
und erhielt durch den auf Grund der SS 3 und 13 
Abſ. 3 3GebO. ergangenen Beſchluß der genannten 
Strf. für jede angefangene Stunde 3 M, im ganzen 
3 ＋ 6 = 9 & angewieſen nnd ausbezahlt. Auf die 
erfolgloſe Erinnerung der Regierung und die darauf— 
hin eingelegte Beſchwerde hat das Ob. dies gebilligt. 

Aus den Gründen: Die Leiſtungen als gerichtl. 
Dolmetſcher gehören in Bayern nicht zu den Pflichten 
eines ſtaatl. angeſtellten Lehrers einer fremden Sprache, 
weshalb er bei ſeiner Zuziehung als Dolmetſcher nach 
§ 13 Abſ. 3 3GebdO. Entſchädigung als Sachverſtändiger 
nach deren Vorſchriften erhält. Nach der grundſätzl. 
Entſcheidung des StS. vom 5. April 1913 (Bd. 13 S. 154) 
hat jeder als Sachverſtändiger vernommene öffentl. 
Beamte ohne Rückſicht darauf, ob er durch Verſäumung 
der auf das Gutachten verwendeten Zeit einen wirt— 
ſchaftl. Nachteil erleidet oder nicht, die Leiſtungsgebühr 
nach $ 3 Geb. zu beanſpruchen, ſofern er nicht den 
Sachverſtändigen des § 14 Abſ. 1 Nr. 2 ZGeb O. zu— 
zuzählen iſt. Ob letzteres der Fall iſt, läßt ſich im 
allgemeinen nicht beſtimmen; die Entſcheidung hängt 
von der Lage des Einzelfalls ab. 
Meinung der Beſchwerdeführerin, daß der StS. in der 
Entſcheidung vom 5. April 1913 die in der Fin Min. 
Entſchl. 1783 vom 31. Januar 1889 vertretene Ans» 
ſchauung gebilligt habe, wonach ein als gerichtl. Dol— 
metſcher zugezogener Gymnaſiallehrer als Sachverſtän— 
diger i. S. des 8 14 Abſ. 1 Nr. 2 3Geb O zu erachten 
ſei, falls der Unterricht in der betreffenden Sprache 
ſein Lehrfach ſei. Der StS. hat durch den Hinweis 
auf die MinEntſchl. nur zum Ausdrucke gebracht, daß 
ſich ſeine Auffaſſung, ein unter den Vorausſetzungen 
des § 14 Abſ. 1 Nr. 2 GebO. als Sachverſtändiger 
zugezogener öffentl. Beamter habe keinen Anſpruch auf 


Nicht richtig iſt die 
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die Leiſtungsgebühr des § 3 a. a. O., mit der des 
Finanzminiſteriums decke, keineswegs aber deren An⸗ 
ſchauung, zugeſtimmt, daß regelmäßig ein in ſeinem 
Lehrfach als Dolmetſcher zugezogener Lehrer der 5 
1 Sprache als Sachverſtändiger i. S. des 8 14 
Abſ. 1 Nr. 2 GebO. zu erachten fei. Nach der Be— 
gründung des Entw. dieſer Geſetzesſtelle (Entſch. Bd. 13 
S. 161) wird von dem Beamten aus Veranlaſſung 
feines Amtes eine ihm als Beamten obliegende Leiſtung 
verlangt. Dem Lehrer einer fremden Sprache an einer 
Mittelſchule wie hier liegt der Unterricht in dieſer 
Sprache ob und damit auch die ſchriftl. und mündl. 
Uebertragung dieſer in die Mutterſprache und umgekehrt. 
Mit dieſer Tätigkeit hält nicht von ſelbſtegleichen Schritt 
die Fähigkeit, ſich außerhalb der Schule mit Perſonen 
verſtändigen zu können, die nur der fremden Sprache, 
vielleicht nur im Dialekte, mächtig ſind; mit anderen 
Worten: die Eigenſchaft des Lehrers einer fremden 
Sprache gewährleiſtet noch nicht die Fähigkeit eines 
gerichtl. Dolmetſchers. Darnach kann regelmäßig die 
Leiſtung eines jtaatl. angeſtellten Lehrers einer fremden 
Sprache als Dolmetſcher in dieſer nicht als eine ſolche 
angeſehen werden, die ihm als Beamten obliegt (Entſch. 
R. Bd. 11 S. 435). Von dieſem Geſichtspunkt iſt 
auch die Strf. bei Zubilligung der Leiſtungsgebühr 
ausgegangen: ſie hat den Reallehrer K. als Dolmetſch 
zugezogen, nicht weil er franzöſiſchen Unterricht gibt, 
ſondern weil er die franzöſiſche Sprache über das 
Schulgemäße hinaus bemeiſtert und hie durch die 
Gewähr für die richtige Uebertragung bietet. Hiernach 
iſt dem Dolmetſcher mit Recht die Sachverſtändigen— 
gebühr gewährt worden. (Beſchluß vom es. Mai 1918, 
BeſchwReg. Nr. 189/1918). Ed. 
4421 
II. 


Umfang des Verbrauchs der Strafflage bei ſog. 
Sammelvergehen: das Berufungsgericht kann alle Einzel⸗ 
handlungen eines ſolchen Vergtheus berückſichtigen, die 


vor dem ſchöffengerichtlichen Urteile liegen, auch wenn 


ſie von dieſem nicht berückſichtigt und inzwiſchen zum 
Gegenſtand eines nenen Eroffuungobeſchluſſes gemacht 
worden ſind. Zu § 5 Nr. 1 BRD. vom 23. Sept. 1915 
zur Fernhaltung unzuverläſſiger Perſonen vom Handel: 
Umgehung eines Handels verbots durch Gründung einer 
G. m. b. H. Aus den Gründen: I. 1. Alois F. und 
Anna H. betrieben unter der Firma A. F. X Co. ein 
Seifengeſchäft mit einem Lager und einem davon ge— 
trennten offenen Ladengeſchäfte. Durch eine am 
29. Mai 1917 zugeſtellte Anordnung des ſtellv. Gen. 
dos, die auf Grund der BVO. vom 23. Sept. 1915 
zur Fernhaltung unzuverläſſiger Perſonen vom Handel 
(RGBl. S. 603), der bayer. AusfBeſt. hiezu vom 
9. Okt. 1915 (StAnz. Nr. 237 a) und der K. VO. vom 
31. Juli 1914 den Uebergang der vollz. Gewalt auf 
die Mil Beh. betr., erging, wurde ihnen wegen Unzu— 
verläſſigkeit der Handel mit Gegenſtänden des tägl. 
Bedarfs und des Kriegsbedarfs unterſagt. Durch Be— 
ſchluß des AG.s vom 2. Aug. 1917 wurde gegen beide 
als Mittäter das Hauptverfahren wegen Berg. gegen 
den 85 Nr. 1. der bezeichneten BRV O. eröffnet, weil 
ſie das Geſchäft am 4 Juni 1917 wieder eröffnet und 
ſo den Handel fortgeſetzt hätten. Das Schöffengericht 
verurteilte am 24. Okt. die Angekl. nach Inhalt des 
Eröffnungsbeſchluſſes, indem es feſtſtellte, daß ſie den 
Handel mit Gegenſtänden des tägl. Bedarfs in der 
gleichen Weiſe wie früher im Ladengeſchäfte vom 
4. bis 9. Juni 1917 fortgeſetzt haben; am letzteren 
Tage ſei dieſes Geſchäft polizeilich geſperrt worden. 
Die Angekl. legten Berufung ein. 2. Durch Beſchluß 
des AG.s vom 19. Nov. 1917 wurde gegen ſie neuerlich 
das Hauptverfahren wegen eines Verg.s nach § 5 Nr. 1 
der bez. VO. eröffnet, weil ſie der militäriſchen An— 
ordnung vom 26. Mai 1917 zuwider den Handel mit 
Seife und Waſchmitteln in ihrem bisherigen Verkaufs— 
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raume weiterbetrieben, zur Verdeckung ihrer Straftat 
eine G. m. b. H.⸗Induſtriegeſellſchaft gründeten, in die 
H. die geſamte aus ihrem bisherigen Geſchäftsbetriebe 
ſtammende Einrichtung nebſt dem geſamten Waren- 
beſtand, F. 10 000 M einlegte, beide, wenn auch der 
Ingenieur J. dem Namen nach Geſchäftsführer war, 
die Geſchäfte der Geſellſchaft beſorgten, H. Gründungs⸗ 
mitglied war und F., der eigentliche Gründer, ſpäter 
auch formell in die Geſellſchaft eintrat. Der Amts- 
richter legte dieſen Eröffnungsbeſchluß nebſt den Akten 
dem Staatsanwalt am 19. Nov. 1917 zur „allenfalls 
ſigen Verwertung in der Berufungsverhandlung“ vor. 
Auf dieſen Eröffnungsbeſchluß iſt ein Urteil des 
Schöffengerichts noch nicht ergangen. 3. Die Strfl. ver⸗ 
warf am 6. Mai 1918 die Berufungen. Sie machte zum 
Gegenſtande der Verhandlung und Urteilsfindung auch 
die den beiden Angekl. im Eröffnungsbeſchluß vom 
19. Nov. 1917 zur Laſt gelegten Handlungen. — II. 1. Die 
Reviſionen der Angekl. konnten keinen Erfolg haben. 
Das BG. konnte ſich entgegen dem Schöffengerichte da— 
von nicht überzeugen, daß die Angekl. in ihrem 
alten Ladengeſchäft nach der Geſchäftsſperre noch an 
Kunden verkauft haben, ſtellte aber feſt, daß ſie in 
einem anderen gemieteten Raume den unterſagten 
Handel im Groß- und im Kleinbetrieb unentwegt fort⸗ 
geſetzt, insbeſondere am 6. Juni einen Vertrag auf 
wöchentl. Lieferungen einer großen Menge von Waſch⸗ 
mitteln abgeſchloſſen und dieſe ſoweit möglich auch 
geliefert haben, daß ferner F. und H. am 12. Juni 


eine &. m. b. H. gründeten. Nach dem Geſellſchafts⸗ 


vertrag erſcheinen als Geſellſchafter die Angekl. H., 
die die Warenbeſtande einlegte, und der bisherige ver— 
mögensloſe Reiſende J., der einen von F. vorges 
ſchoſſenen Betrag von 10000 M einſchoß. F. ließ ſich 
am 13. Juni deſſen Geſchäftsanteil abtreten. Später 
wurde das Geſchäft ſamt Warenlager und Kontorein— 
richtung unter Uebertragung der Geſchäftsanteile an 
die Brüder B. mit der Vereinbarung verkauft, daß F. 
für die Gründung der Firma, für Gründungsauslagen 
uſw. 7000 M erhalten ſolle, dagegen bis zum Verkauf 
ſeine ſämtlichen Geſchäftsſpeſen wie Gas, Steuern, 
Gehälter zahle uſw. Auf Grund dieſer und noch weiterer 
Feſtſtellungen nahm das BG. an, daß der unterfagte 
Geſchäftsbetrieb auch in der Form der G. m. b. H. 
von F. und H. als den Geſchäftsunternehmern und 
eigentlichen Geſchäftsführern mit ihrem Geld und 
auf ihre Rechnung fortgeführt und die Jorm der 
G. m. b. H. nur zum Schein und zu dem Zwecke ge— 
wählt wurde, das Verbot vom 26. Mai 1917 zu um⸗ 
gehen. 2. Für die Urteilsfindung iſt die im Eröffnungs— 
beſchluſſe vom 2. Aug. 1917 bezeichnete Tat maßgebend. 
Darin iſt den Angekl. zur Laſt gelegt, daß ſie am 
4. Juni 1917 den unterſagten Handel wieder fortgeſetzt 
haben. Der Eröffnungsbeſchluß enthält ſonach weder 
eine örtl. noch eine zeitl. Begrenzung. Der Ausdruck 
„Handel“, d. i. der gewerbsmäßige Erwerb von 
Waren zur gewinnbringenden Weiterveräußerung, 
iſt ein Sammelname; er umfaßt alle zum Erwerb und 
zur Weiterveräußerung erforderl. Einzelhandlungen. 
Ein unter Strafe geſtellter Handelsbetrieb iſt deshalb 
eine einheitliche aus Einzelhandlungen zuſammen— 
geſetzte Tat, die Zuwiderhandlung gegen ein Handels- 
verbot ein ſog. Sammelvergehen. Das hierüber er— 
gehende Urteil verbraucht demgemäß die Strafklage 
wegen aller Einzelhandlungen des Sammelvergehens 
bis zu ſeinem Erlaſſe. Maßgedend für den Eintritt 
und den Umfang dieſer rechtl. Wirkung iſt in den 
Fällen, wo wie hier nur von den Angekl. Berufung 
eingelegt worden iſt, das Urteil erſter Inſtanz, wenn, 
wie in gegenwärtiger Strafſache, in dem erſten Ver— 
fahren eine nach allen Seiten erſchöpfende Beurteilung 
der Tat rechtlich möglich war (RG. Bd. 51 S. 241 ff.). 
Demnach war hier durch das Urteil des Sch. vom 
24. Okt. 1917 der geſamte bis dahin von den Angekl. 
betriebene verbotwidrige Handel abgeurteilt, ohne 
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daß ſich das Sch. mit dem über den 9. Juni 1917 
hinaus betriebenen Handel der Angekl. befaßt hatte. 
Deshalb war das BG. nicht bloß berechtigt, ſondern 
auch verpflichtet, zum Gegenſtande der Verhandlung 
und der Urteilsfindung den bis 24. Okt. 1917 betrie⸗ 
benen Handel zu machen. Sollte, was aus dem an⸗ 


gefochtenen Urteile nicht deutlich hervorgeht, der. 


Handelsbetrieb der Angekl. mit dem am 22. Sept. 
1917 erfolgten Verkaufe des Geſchäfts ſein Ende 
gefunden haben, ſo hätte das BG. vollkommen im 
Rahmen ſeiner Zuſtändigkeit gehandelt. Strafbar nach 
dem g 5 Nr. 1 BRVO. vom 23. Sept. 1915 iſt nicht nur 
der Handelsgewerbetreibende, der den ihm unterfagten 
Handelsbetrieb nach innen und außen unter ſeinem 
Namen und auf ſeine Rechnung fortſetzt, ſondern auch, 
wer zur Umgehung des Verbots das Geſchäft unter 
dem Namen einer täuſchungshalber vorgeſchobenen 
Perſon weiterführt, wobei der Umſtand, daß der Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb nunmehr äußerlich unter fremdem Namen 
geht, nichts daran zu ändern vermag, daß der tat⸗ 
ächlich das Gewerbe als ſein eigenes und zu ſeinem 

orteile Weiterbetreibende nach wie vor der Inhaber 
des Betriebs iſt (RG St. Bd. 50 S. 284). Die Angekl. 
haben zur Umgehung des Verbots den Geſchäftsbetrieb 
in die Form einer G. m. b. H. mit vorgeſchobenen Per: 


»ſonen als Geſellſchaftern gekleidet, in Wirklichkeit das 


Geſchäft ſelbſt auf eigene Rechnung, Wag und Gefahr 

in der gleichen Weiſe wie vor dem militäriſchen Ver⸗ 

bote weitergeführt. Dadurch iſt der äußere Tatbeſtand 

des 85 Nr. 1 der BRVO. vom 23. Sept. 1915 ein⸗ 

wandfrei feſtgeſtellt. (Urt. vom 27. Juni 1918, Rev. 

Reg. Nr. 202/1918). Ed. 
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Vorausſetzungen für die Annahme einer Konter⸗ 
bande: der Tatbeſtand des 8 134 B36. kaun auch im 
einem Falle zu bejahen fein, wo die auszuführenden 
Gegenſtände noch in der Wohnung des Täters lagerten. 
Der Angeklagte bewohnt ein einſam auf einer Höhe 
ſtehendes, kaum 500 Schritte von der bayeriſch-böhmiſchen 
Zollſtraße entferntes Haus in M., welcher Ort aus 
20 zerſtreut liegenden Häuſern beſteht. Abſeits von 
der in einer halben Stunde zur Grenze führenden 
Zollſtraße führen nähere von den Schmugglern wegen 
der geringeren Gefahr der Ergreifung mit Vorliebe 
benützte Fußwege an die Grenze und in die dort bes 
ginnenden Wälder. Auf eine unterſchriftloſe Anzeige 
des Inhalts, daß bei ſofortigem Zugreifen die von 
dem Angekl. nach Böhmen auszuführenden Zigaretten 
(70 bis 80 000 Stück) noch weggenommen werden könnten, 
wurde von der Grenzſchutzmannſchaft in dem Haufe 
des Angekl. Hausſuchung vorgenommen, wobei in ver⸗ 
ſchiedenen Winkeln verſteckt 75000 Stück Zigaretten 
vorgefunden und beſchlagnahmt wurden. Der Angell. 
iſt Schweinehändler; der Verdienſt aus dieſem Handel 
reicht vollitändig zum Unterhalte der Familie aus. 
Den Rauchwarenhandel im Inlande betreibt er nicht. 
In Ausübung feines Schweinehandels kam er häufig 
nach St., wo er nach ſeiner Angabe den größten Teil 
der beſchlagnahmten Waren gekauft hat; einen Teil 
will er von F. bezogen haben. Das B. ſtellte feſt, 
daß er die Zigaretten zur Ausfuhr nach Böhmen er— 
worben und auf dem Weg über die Grenze zunächſt 
in ſeinem Hauſe verſteckt gehalten habe, um zur ge⸗ 
eigneten d. i. gegen Entdeckung ſicheren Zeit die Zi— 
garetten in einzelnen Partien entweder ſelbſt oder 
durch einen Teilnehmer über die Grenze zu bringen 
oder durch einen Ausländer dorthin verbringen zu 
laſſen. Es erblickte in dem geſamten Tun des An⸗ 
gekl. vom Kaufe der Zigaretten an den Anfang der 
wegen der Entdeckung und Beſchlagnahme verhinderten 
Ausfuhr, die unmittelbar vor der Entdeckung ver 
wirklicht werden ſollte. Unter der Annahme, daß 
hierin eine Verſuchshandlung liege, ſomit der, Tat⸗ 
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beſtand des Unternehmens der verbotenen Ausfuhr 
der das Aus⸗ 
fuhrverbot kannte, wegen eines Vergehens der Konter⸗ 
bande nach dem $ 134 V3. Die Reviſion des Ans» 
gekl. hält die Tatſachenfeſtſtellung für die Anwendung 
des § 134 V.3G. nicht für ausreichend, da die Abſicht 
der verbotwidrigen Ausfuhr allein nicht genüge und 
die Aufſtapelung von Zigaretten in der Hoffnung, 
fie „bei ſich bietender Schmuggelgelegenheit“ über die 
Grenze zu bringen, nur eine Vorbereitungs-, keine 
Ausführungshandlung ſei. „Konkrete“ Ausführungs⸗ 
handlungen, die zum Tatbeſtande des 8 134 BGG. er- 
forderlich ſeien, ſeien nicht feſtgeſtellt; eine ſolche Jeſt⸗ 
ſtellung wäre um ſo notwendiger geweſen, als die 
Zigaretten nicht an einem für den Angekl. fremden 
Grenzorte, ſondern in feiner eigenen Wohnung aufs 
bewahrt geweſen ſeien, dieſer Aufbewahrungsort ſo— 
nach der regelmäßige, die Vermutung der Ausfuhr 
nicht in ſich ſchließende Ort geweſen ſei. Die Reviſion 
wurde verworfen. 
Aus den Gründen: Der Begriff des Unter⸗ 
nehmens i. S. des 8 134 V3. umfaßt Vollendung und 
Verſuch, nicht auch bloße vorbereitende Handlungen. 
Der Täter muß demnach mindeſtens Handlungen vor⸗ 
genommen haben, die einen Anfang der beabſichtigten 
Straftat enthalten. Das Unternehmen der Konter— 
bande verlangt das Verbringen der Waren über die 
Grenze nicht; es iſt ſchon vollendet, wenn Handlungen 
erkennbar ſind, welche die Grenzüberſchreitung nur 
vorbereiten oder erleichtern (RG. Bd. 49 S. 308). Nach 
dem Urteile des RG. in Bd. 50 S. 116 beſteht das 
Unternehmen einer Ausfuhr i. S. des 8 134 VG. in 
der Geſamtheit der Handlungen, die unmittelbar dazu 
beſtimmt und geeignet ſind, eine Sache plangemäß 
von einem im Inlande befindlichen Verwahrungsorte 
nach einem ausländiſchen Beſtimmungsorte zu ver— 
bringen (ſ. auch RG. in Goltd Arch. Bd. 62 S. 492). 
Von ni Grundſätzen geleitet hat das BG. mit Recht 
ausgeführt, daß die — von ihm feſtgeſtellte — Ab— 
ſicht des Angekl., die Zigaretten nach Böhmen aus: 
zuführen, allein für den Tatbeſtand des § 134 nicht 
ausreichen würde, daß vielmehr noch Handlungen ers 
forderlich waren, durch die die Ausfuhr verſucht worden 
iſt. Dieſe Handlungen ſind ausreichend feſtgeſtellt. 
Die Vorinſtanz hat nicht feſtgeſtellt, daß die Zigaretten 
von dem Angekl. angeſammelt worden ſind, um ſie 
einmal, wenn 10 Gelegenheit dazu biete, nach Böhmen 
auszuführen, d. i. durch Aufſtapelung von Zigaretten 
die Möglichkeit der Ausfuhr vorzubereiten; ſie hat 
vielmehr feſtgeſtellt, daß die Zigaretten zur „unmittel- 
bar“ bevorſtehenden Ausfuhr beſtimmt waren, daß die 
Verwirklichung der Abſicht des Angekl., ſie an ihm 
bekannte Abnehmer in Böhmen auszuführen, in un— 
mittelbare Nähe gerückt und nur durch das Dazwiſchen— 
kommen der Grenzſchutzmannſchaft vereitelt worden 
war. Die tatſächl. Unterlagen zu dieſer Feſtſtellung 
geben zu einem rechtl. Bedenken keinen Anlaß. Ans: 
beſondere war der Umſtand, daß der unmittelbar an 
der Grenze liegende Aufbewahrungsort für die Ziga— 
retten zugleich das Wohnhaus des Angekl. iſt, kein 
Hindernis zu der Feſtſtellung, daß die Zigaretten auf 
dem Wege zur und über die Grenze in dem Wohnhauſe 
nur deswegen und jolange aufbewahrt werden ſollten, 
bis eine günſtige Gelegenheit zur ſicheren Grenzüber— 
chreitung ſich ergab. Verwahrt ein Grenzbewohner 
ie von ihm ins Ausland auszuführenden Gegenſtände 
bis zur Ermöglichung ihrer Verbringung über die 
Grenze einſtweilen in ſeinem unweit der Grenze 
gelegenen Geſchäfte, ſo unterſcheidet er ſich von dem, 
der Schmugglerware aus dem gleichen Grund und zu 
dem gleichen Zweck an einem fremden, der Grenze 
8 Orte aufbewahrt, nur darin, daß bei ihm der 
Schmuggel erleichtert und darum die Ueberführung 
ſchwieriger iſt; im übrigen aber beſteht zwiſchen beiden 
hinſichtlich der Vorausſetzungen für die Anwendung des 
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$ 134 336. kein Unterſchied. Demnach iſt die An⸗ 
nahme des BG., daß der Angekl. zu der Zeit, als die 
Zigaretten bei ihm vorgefunden und beſchlagnahmt 
worden ſind, mit deren verbotswidriger Ausfuhr nach 
Böhmen bereits begonnen hatte, rechtlich nicht zu 
beanſtanden. Hiedurch iſt aber im Zuſammenhalt mit 
den übrigen, einwandfreien, von der Reviſion auch 
nicht angegriffenen Feſtſtellungen der Tatbeſtand des 
§ 134 mit Recht als gegeben angenommen worden. 
(Urteil vom 20, Juni 1918, Rev.⸗Reg. Nr. e 
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Haftung der „ bei ordunn swid⸗ 

Ben ie 2585 . ae. 
Nr. 4, StGB. 8 3 7 Nr. 1 B. 88 31, 89, 276, 
823, 831. Der Kl. at einen aan dadurch erlitten, 
daß er bei dem Ueberſchreiten der Diſtriktsſtraße in eine 
zu einem Durchlaß der Diſtriktsſtraße gehörende, einen 
Beſtandteil dieſer bildende unverwahrte Vertiefung 
geriet und ſich eine Verletzung des Fußes zuzog. Auf 
Erſatz feines Schadens nahm er die Diſtriktsgemeinde 
(S Daemde) in Anſpruch. 

Aus den Gründen: Der DGemde, deren Ver— 
tretung in bürgerl. Rechtsſtreitigkeiten nach Art. 1 
und 16 DiftrR®. vom 28. Mai 1852 dem DiſtrAus⸗ 
ſchuß zuſteht — vgl. Lermann, DGemdeO. S. 82 — 
liegt gemäß Art. 27 Nr. 4 des gen. Geſ. die Anlegung 
und Unterhaltung von DiſtrStraßen als geſetzl. Laſt 
ob. Dieſe Verpflichtung, an ſich öffentlichrechtlicher 
Natur, ſchließt auch die ſich aus der Beſtimmung der 
Grundfläche zum Weg und damit zu Zwecken des 
öffentl. Verkehrs ergebende weitere Verpflichtung in 
ſich, für die erforderl, Anordnungen und Maßnahmen 
für Unterhaltung der Straßen und die Sicherheit des 
darauf ſtattfindenden Verkehrs zu ſorgen. Damit iſt 
der öffentlich-rechtl. Körperſchaft der DGemde eine nach 
privatrechtl. Grundſätzen zu beurteilende Sorgfalts⸗ 
pflicht auferlegt, der ſie in gleicher Weiſe wie jeder 
Private, der ſein Grundſtück für den Gemeingebrauch 
einrichtet, gerecht werden muß. Inſoweit handelt es 
ſich um Handlungen der privatrechtlichen Vermögens⸗ 
verwaltung. Eine Vernachläſſigung dieſer Obliegen— 
heiten durch Verabſäumung der im Verkehr erforderl. 
Sorgfalt iſt, was die Frage der daraus abzuleitenden 
Haftung für den Schaden anderer anlangt, nach den 
Beſtimmungen der 88 276, 823 ff. BGB. zu beurteilen, 
und die Bekl. als juriſtiſche Perſon des öffentl. Rechts 
haftet für Verſchulden ihrer Willensorgane nach SS 31, 
89 BGB. ebenſo wie der Private für eigenes Ver⸗ 
ſchulden (vgl. u. a. RG. Bd. 54 S. 59, Seuff Arch. Bd. 64 
S. 188, Bl. f. RA. Bd. 74 S. 384). Die Bekl. hat für 
die fachmänniſche Leitung des Straßenweſens einen 
techniſchen Beamten, den Bezirksbaumeiſter, aufgeſtellt. 
Dieſem liegt nach der Dienſtesinſtruktion vom 10. Nov. 
1909 die techniſche Leitung des geſamten DiitrStraßen- 
weſens ob ($ 1 dieſer Inſtruktion). Er iſt zur regel» 
mäßigen Bereiſung der Straßen und genauen Prüfung 
ihres Zuſtands verpflichtet (§S 2). Nach S 8 iſt er tech⸗ 
niſcher Beirat des Bezirksamts in allen Straßenbau— 
angelegenheiten. Darnach iſt er techniſcher Hilfs⸗ 
beamter, nicht aber ein durch Geſetz oder organiſche 
Verwaltungsbeſtimmung berufenes zur rechtsgeſchäftl. 
Vertretung berechtigtes Willensorgan der Beklagten, 
alſo weder verfaſſungsmäßig beſtellter Vertreter i. S. 
des 8 31 noch „beſonderer Vertreter“ i. S. des 8 30 
BGB. (vgl. Bay ZfR. 1905 S. 244, RG. Bd. 74 S. 23, 258, 
Bd. 79 S. 107), vielmehr ein zu beſtimmten techniſchen 
Verrichtungen beſtellter Beamter der Bekl. i. S. des 
8 831 BGB. Die ihm übertragene Verpflichtung um— 
faßt die Ueberwachung des Zuſtands der Straßen auch 
in Hinſicht der Verkehrsſicherheit. Die Beſeitigung des 
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gemeingefährl. und die Herſtellung des ordnungs— 
mäßigen Zuſtands der Straße und ihrer Zugehörungen 
war eine Verrichtung, die in den Kreis der Amts- 
pflichten des Bezirksbaumeiſters fiel. Zu einer „Lei⸗ 
tung“ der Ausführung dieſer Verrichtungen war die 
Bekl. nicht verpflichtet. Unter dem Geſichtspunkte des 
8 831 BGB. war ſie entlaſtet, wenn fie dargetan hatte, 
daß ſie bei der Auswahl des Angeſtellten die im Ver— 
kehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe. Die Frage 
ihrer Haftbarkeit auf Grund dieſer Beſtimmung kann 
aber auf ſich beruhen: denn jedenfalls iſt damit die— 
jenige ihrer Haftung aus 8 823 BGB. noch nicht er- 
ledigt und das Gericht kommt zur Anſicht, daß ein 
die Schadenserſatzpflicht begründendes unmittelbares 
Verſchulden der Bekl. auf Grund des § 823 gegeben 
iſt. Die Vertiefung, in welche der Kl. geſtürzt iſt, 
liegt an der öffentl. Straße. Daraus, daß ſie unver— 
wahrt blieb, konnte Gefahr für andere entſtehen. Sie 
fällt unter die in 8 367 Nr. 12 StGB. aufgeführten 
Gruben, Abhänge und Oeffnungen. Dieſe Beſtimmung 
iſt ein Geſetz, das den Schutz anderer — der an dieſen 
Orten Verkehrenden — bezweckt ($ 823 Abſ. 2 B.). 
»Die Unverwahrtheit der Vertiefung war die Urſache 
des Unfalls. Daß dieſer Zuſtand auf ein Verſchulden 
der Bekl. zurückzuführen iſt, hat der Kl. zu beweiſen. 
Angeſichts der Strafbeſtimmung kann zur Beſtreitung 
der Haftbarkeit nicht geltend gemacht werden, die An— 
forderung einer Verwahrung bedeute hier, wo es ſich 
um eine kleine ländl. Gemeinde handle, eine Ueber— 
ſpannung der gebotenen Sorgfalt (Rhein. Arch. Bd. 208 
S. 350). Im übrigen iſt in den Faͤllen des 8 823 
Abſ. 2 für die Regel anzunehmen, daß die W 
auf einem Verſchulden des Verpflichteten beruht. Die 
Bekl. hat alſo darzutun, daß ſie das zur Sicherung 
der Ausführung der Vorſchriften Erforderliche getan 
habe oder beſondere ſie entlaſtende Umſtände vor— 
liegen (Komm. von Staudinger Anm. III C zu 8 823, 
JW. 1910 S. 542 8. 17). Es iſt aber auch unter dem 
Geſichtspunkte des §S 823 Abſ. 1 ein die Haftung der 
Bekl. begründendes Verſwulden gegeben; denn es kann 
nicht anerkannt werden, daß das Unverwahrtlaſſen 
einer Oeffnung an einer ſolchen Stelle nicht auch in 
dem kleinen ländl. Ort einen ordnungs widrigen, ſicher— 
heitsgefährl. Zuſtand darſtelle, zu deſſen Beſeitigung 
derjenige, dem die Unterhaltung der Straße obliegt, 
verpflichtet iſt mit der Folge, daß die Verabſäumung 
dieſer Pflicht, ſoweit nicht beſondere entlaſtende Um— 
ſtände nachgewieſen werden, ihm als Verſchulden an— 
zurechnen iſt. Der Geſchäftsherr — hier ein Vertreter 
i. S. der $S 31, 89 868. — darf ſich nicht dabei be— 
ruhigen, daß er eine geeignete Perſon für die fragl. 
Verrichtung aufgeſtellt hat, und kann Anſprüchen 
Dritter, die ſich auf Verletzung der Pflichten dieſes 
Angeſtellten gründen, nicht mit dem bloßen Hinweis 
auf deſſen gewiſſenhafte Auswahl begegnen, vielmehr 
bleibt ſeine eigene Verantwortung für Aufrechterhal— 
tung des ordnungsmäßigen Zuſtands daneben be— 
ſtehen, und zwar iſt es jetzt ſeine Verpflichtung, dar— 
über zu wachen, daß jene Verrichtung durch den An— 
geſtellten oder nach deſſen Weiſung durch die dieſem 
untergebenen Hilfsorgane, die Diſtriktsſtraßenwärter, 
auch wirklich pflichtgemäß erfüllt werde; es liegt ihm 
die allgemeine Ueberwachungspflicht dem Angeſtellten 
gegenüber ob. Wie er dieſer Pflicht gerecht zu werden 
hat, bemißt ſich nach den Umſtänden des einzelnen 
Falls. Es iſt der Bekl. zuzugeben, daß ihr eine die 
Ausführung des Bezirksbaumeiſters bis in das Ein— 
zelnſte folgende Beaufſichtigung und Ueberwachung 
nicht angeſonnen werden kann; insbeſondere kann nicht 
verlangt werden, daß ſie von gelegentlichen, an ein— 
zelnen Stellen der Straße hervortretenden verkehrs— 
ſtörenden oder gefährdenden Mißſtänden ſich immer 
ſofort Kenntnis verſchaffe und ſich von deren ſofortiger 
Abſtellung überzeuge. Unter allen Umſtänden aber 
iſt ſie verpflichtet, geeignete Anordnungen und Maß— 
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nahmen zu treffen, die es ausſchließen, daß dauernde 
und offenkundige, die Sicherheit des Verkehrs ges 
fährdende Mißſtände ihr verborgen bleiben. Als ein 
derartiger Mißſtand muß es aber angeſehen werden, 
wenn die unmittelbar an die Diſtriktsſtraße angren— 
zende, mitten im Ort liegende Stelle Jahre hindurch 
unverwahrt blieb, umſomehr, als die Oeffnung zu dem 
dort befindl. Waſſerdurchlaß der Straße gehört, es ſich 
mithin um eine Stelle handelt, die beſonders in die 
Augen fiel und öfters Anlaß zu Arbeiten und Bes 
ſichtigungen bot. Wenn die Bekl., d. h. die Mitglieder 
des DiſtrAusſchuſſes als ihre verfaſſungsmaßigen Ver— 
treter, ihrer Ueberwachungspflicht nachkamen, ſei es 
eine regelmäßige Ueberwachung oder auch nur ge⸗ 
legentliche in angemeſſenen Zeiträumen wiederholte 
Beſichtigungen vornahmen, mußten ſie Kenntnis von 
dieſem Zuſtand erhalten und dieſe ihnen Anlaß geben, 
für deſſen Beſeitigung zu ſorgen, die übrigens mit 
ſehr einfachen Mitteln zu erreichen war und nach dem 
Unfall auch erreicht worden iſt. Die Berabfäumung 
dieſer Pflicht begründet für die Bekl. ein für den Un— 
fall des Kl. urſächl. Verſchulden und aus dieſem er— 
gibt ſich nach §S 823 Adſ. 1 und 2 BGB. ihre Wer: 
pflichtung, dem Kl. den ihm aus dem Unfall ent— 
ſtandenen Schaden zu erſetzen (ogl. u. a. RGE. Bd. 53 
S. 58, JW. 1908 S. 673 3. 1, 1911 S. 95 u. 487 Z. 4). 
(Urt. des II. Senats v. 25. Juni 1918, L 526117 lla). 
4431 Rechtsanwalt Richard Berolzheimer. 


Oberlandesgericht Nürnberg. 


Beendigung der Vermundſchaft im Falle der Legiti⸗ 
mation, Fortdauer der nicht aufgehodenen VBormund⸗ 
ſchaft. Zuſtändigkeit zur Ergänzung vormundſchafts⸗ 
gerichtlicher Verhandlungen. (F 1717, 1719 fl., 1883 
BGB.; SS 5, 12 ff. 366.) Zu Protokoll der Ge: 
richtsſchreiberel des AG. K. beantragte A. in X. die 
„Neuanordnung“ einer Vormundſchaft über das am 
1. Febr. 1901 von der led. B. in P., AG. J., geborene 
uneheliche Kind, mit der Behauptung, er habe nach 
ſeiner urſprünglichen am 20. März 1901 erklärten 
Weigerung die Vaterſchaft zu dem Kinde ſchließlich zu 
Protokoll des erſuchten AS. 3. anerkannt und am 
3. März 1903 deſſen Mutter geheiratet; der Vermerk 
über die Vaterſchaft auf der Geburtsurkunde des 
Standesamts P. ſei unterblieben und das einſchlägige 
Protokoll des AG. 3. über die Vaterſchaftsanerkennung 
ſei bei den Vormundſchaftsakten des AG. Y. nicht mehr 
vorhanden; er wolle nunmehr die Vaterſchaft neuer— 
lich vor dem Vormundſchaftsgericht anerkennen. Die 
AGerichte X. und 9). verneinten beide ihre Zuſtändig— 
keit. Die von letzterem beantragte Beſtimmung des 
zuſtändigen Gerichts nach 8 5 FG. durch das gemein— 
ſchaftliche obere Gericht wurde abgelehnt. 


Aus den Gründen: Nach den Erhebungen 
ſind von den am 7. Juli 1903 „weggelegten“ Akten 


des AG. Y. über die Vormundſchaft nur noch 2 Pro— 
tokolle vom 4. und vom 28. März 1901 über die für 
das Kind erhobenen Anſprüche und über deren Nicht— 
anerkennung durch den Kindsvater A. vorhanden, die 
übrigen Aktenſtücke wurden im Jahre 1913 ausge— 
ſchieden. Die noch vorhandenen Aktenſtücke laſſen 
weder die ſpätere Anerkennung der Vaterſchaft durch 
A. oder deſſen Verurteilung hierzu noch die Anord— 
nung der Aufhebung der Vormundſchaft oder auch nur 
die Tatſache der Verehelichung des Vaters A. mit der 
Mutter B. erkennen. Ebenſowenig iſt zu erſehen, ob 
die ausgeſchiedenen Aktenſtücke ſich etwa auf dieſe Um— 
ſtände bezogen haben. Im Gegenſatze zur Regel des 
8 1882 BB. endigte im Falle der Legitimation des 
Mündels durch nachfolgende Ehe (SS 1719 ff., 1717 
BGB.) die Vormundſchaft erſt dann, wenn die Vater— 
ſchaft des Ehemannes durch Urteil rechtskräftig feſt— 
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geſtellt oder die Aufhebung der Vormundſchaft vom 


Vormundſchaftsgericht angeordnet war (8 1883 Abſ. I 
und II BGB.). Da keiner dieſer Endigungsgründe 
aktenmäßig dargetan oder aus der bloßen am 7. Juli 
1903 vollzogenen Weglegung der Akten zu folgern iſt, 
um ſo weniger als die Vermerkung über die Feſt— 
ſtellung der Abſtammung des Kindes auf der ſtandes— 
amtlichen Geburtsurkunde fehlt (SS 25, 26 PerſG.; 
§ 9 BayJMBek. vom 19. Januar 1900 über das Vor— 
mundſchaftsweſen), ſo muß davon ausgegangen werden, 
daß die Vormundſchaft über B, auch wenn er durch 
nachfolgende Ehe legitimiert wurde, noch nicht geſetz— 
mäßig beendigt und noch bei dem A. Y. als ur: 
ſprünglich zuſtändigem Vormundſchaftsgerichte, dem 
hiernach die weiteren Ermittelungen nach 8 1883 BGB., 
89 12 ff. FGG. obliegen, anhängig iſt. Zu der bean— 
tragten „Neuanordnung“ der Vormundſchaft und zur 
Beitimmung des zuſtändigen Gerichts hiefür nach 85 
FGG. beſteht daher kein Anlaß. (Beſchl. des II. 38. 
vom 11. Juli 1918, Beſchw.⸗Nr. 117/1918). Ber. 
4462 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Der Neichs finanzhof iſt am 1. d. Mts. in Bayerns 
Hauptitadt ins Leben getreten ($ 25 RG. vom 26. Juli 
1918 über die Errichtung eines Reichsfinanzhofs und 
über die Reichsaufſicht für Zölle und Steuern) — ein 


Reichsgericht für beſtummte Steuerſachen (8 7), das nach G. m. b. H. in Berlin zugelaſſenen 


Erſchöpfung des landesrechtlich geordneten Rechts— 
mittelzugs mit der Rechtsbeſchwerde angerufen werden 
kann (8 9) und, abgeſehen von dieſen und anderen dem 
Spruchverfahren beſonders überwieſenen Sachen (8 12), 
auch als Beſchlußbehörde (SS 13, 14) ſowie als bequts 
achtende Stelle ($ 15) tätig wird. Soweit die Rechts- 
beſchwerde zum Reichsfinanzhofe zugelaſſen iſt, iſt der 
ordentliche Rechtsweg ausgeſchloſſen (88 Abſ 3), eine 
Beſtimmung, die in Stempelſachen namentlich für das 
Reichsgericht von Bedeutung iſt. Der Reichsfinanzhof 
wird uns eine neue Sammlung oberſtrichterlicher Ent— 
ſcheidun gen beſcheren: nach 8 16 veröffentlicht er ſeine 


Entſcheidungen, ſoweit ſie grundſätzliche Bedeutung 


haben. Will ein Senat von einer ſolchen veröffent— 
lichten Entſcheidung in einer Rechtsfrage abweichen, 
ſo hat er die Sache an die vereinigten Senate zu ver— 
weiſen (8 20) — eine Beſtimmung, die dem Reichs— 
ſteuergericht weniger zu ſchaffen machen wird als der 
8 137 GG. dem Reichsgericht. Die Regelung des 
Verfahrens iſt vorbehaltlich einer ſpäteren geſetzlichen 
Regelung in § 18 dem Bundesrat übertragen (val. die 
Reichsfinanzhofordnung vom 21. Sept. d. J. NEM. 
S. 1119 ff.). Wir behalten uns vor, noch eingehender 
auf den neuen Gerichtshof und das Verfahren vor 
ihm zurückzukommen. 


Bundesratöverordnnngen ſtrafrechtlichen Inhalts) 
(Zeitraum vom 11. Juli bis 6. September 1918). 


IJ. Vorſchriften zur Sicherung der Volks⸗ 
ernährung. 


1. VO. über die Regelung des Verkehrs mit Käſe, 
Quark, Molkeneiweiß und ähnlichen Erzeugniſſen vom 
15. Juli 1918 (RGBl. S. 730). § 1 ermächtigt die 
Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten 
Stellen den Verkehr mit Käſe, Quark und Molken— 
eiweiß nebſt den aus Magermilch, Molke, Quark und 
Molleneiweiß hergeſtellten käſeähnlichen Erzeugniſſen 
zu regeln. Ausgenommen iſt Quark, der nach der 
VO. über die Bewirtſchaftung von Milch uſw. vom 
3. November 1917 (GBl. S. 1005) an Stelle von 
Magermilch abzuliefern iſt; für ihn verbleibt es bei 
den Vorſchriften dieſer VO. Nach §4 kann die Reichs— 
ſtelle für Speiſefette weitere Anordnungen über den 
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Verkehr mit den genannten Lebensmitteln treffen. 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften auf Grund 
der SS 1 und 4 werden nach 8 6 beſtraft. 

2. VO. über den Fang von Krammetsvögeln 
vom 30. Juli 1918 (RGBl. S. 979). Nach 8 1 können 
die Landeszentralbehörden auch für die Zeit vom 
21. Sept. bis 31. Dez. 1918 die Ausübung des Dohnen— 
ſtiegs mittels hochhängender Dohnen geſtatten und 
die Art der Ausübung näher regeln. Zuwiderhand— 
lungen gegen dieſe Regelung find nach $ 2 ſtrafbar. 

3. VO. über Bucheckern vom 30. Juli 1918 
(RG Bl. S. 987). § 1 ſieht Vorſchriften über das 
Sammeln von Bucheckern und Errichtung von Ab— 
nahmeſtellen für geſammelte Bucheckern durch die Landes— 
zentralbehörden vor. Wer Bucheckern an eine Ab— 
nahmeſtelle abliefert, erhält nach 8 3 neben der Ver— 
gütung dafür einen Schlagſchein, der ihm erlaubt, 
die gleiche Menge Bucheckern felbit zu Oel ſchlagen 
zu laſſen. Statt des Schlagſcheins kann der Ab— 
lieferer eine entſprechende Menge Speiſeöl verlangen. 


»Das gegen die Ablieferung von Bucheckern von der 
Abnahmeſtellen gelieferte Oel, das auf Grund der er: 


wähnten Schlagſcheine hergeſtellte Oel und die dabei 
gewonnenen Oelkuchen dürfen entgeltlich nur an die 
Sammler der abgelieferten Bucheckern, die Angehörigen 
ihrer Wirtſchaft und die in ihrem Betriebe beichäftigten . 
Arbeiter weitergegeben werden (8 6). Das Schlagen 
von Oel aus Bucheckern iſt nur in den vom Kriegs— 
ausſchuſſe für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette 
Oelmühlen und 
nur gegen Schlagſchein geſtattet und jede andere Ver— 
arbeitung von Bucheckern, wenn ſie gewerbsmäßig 
erfolgt, verboten (7). Alle dieſe Vorſchriften find 
in § 8 unter Strafſchutz geſtellt. § 5 legt noch den 
Landeszentralbehörden die Verpflichtung auf, Preiſe 
für den Verkauf von Bucheckern im freien Verkehr 
feſtzuſetzen, und erklärt dieſe Preiſe für Höchſtpreiſe im 
Sinne des Höchſtpreisgeſetzes. 

4. Vorſchriften für Kartoffeln: 

a) Die VO. vom 18. Juli 1918 (RGBl. S. 733) 
dehnt die VO. über die Kartoffelverſorgung im Wirt— 
ſchaftsjahre 1917/18 vom 28. Juni 1917 (RG Bl. S. 569) 
mit einigen geringen Aenderungen auf unbeſtimmte 
Zeit aus. Von den Aenderungen ſeien hervorgehoben 
die Herabſetzung des Strafrahmens in §S 5 der VO. 
vom 28. Juni 1917, die Abſtellung der Beſtimmungen 
in den SS 7—9 dieſer VO. auf die Kartoffelerzeuger 
ſtatt auf die Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe 
und die Erweiterung der Vorſchriften in § 15 zur 
Ueberwachung der einſchlägigen Betriebe. In ihrer 
neuen Faſſung iſt die VO. vom 28. Juni 1917 unter 
dem Datum des 18. Juli 1918 S. 738 des RGBl. 
bekannt gegeben. | 

b) VO. über Saatkartoffeln aus der Ernte 1918 
vom 2. Sept. 1918 (RG BI. S. 1092). Saatkartoffeln 
dürfen nach $ 1 nur durch den Erzeuger, Kommunal— 
verbände oder landwirtſchaſtliche Berufs vertretungen 
und nur an Kommunalverbände, landwirtſchaftliche 
Berufsvertretungen oder ſolche Perſonen, die ſelbſt 
die Kartoffeln zur Ausſaat verwenden wollen, abgeſetzt 
werden. Die Zuziehung landwirtſchaftlicher Vereini— 
gungen, Händler oder Genoſſenſchaften als Vermittler 
iſt zuläfjig. Nach § 2 dürfen Saatkartoffeln aus einem 
Kommunalverband in einen anderen nur auf Grund 
eines ſchriftlich abgeſchloſſenen und nach den näheren 
Beſtimmungen des § 3 genehmigten Vertrags geliefert 
werden. $ 5 verbietet, Kartoffeln, die als Saatkar— 
toffeln erworben ſind, ohne beſondere Genehmigung 
zu anderen als Saatzwecken zu verwenden, es ſei 
denn, daß die Beſchaffenheit der von einem Kom— 
munalverband erworbenen Kartoffeln den ſo— 
fortigen Verbrauch nötig macht Die Strafbeſtimmungen 
zu dieſen Vorſchriften enthält 8 9. 

c) VO. über Kartoffeln vom 2. Sept. 1918 (RG Bl. 
S. 1095). $ 1 ſieht die Verſorgung der Bevölke— 
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rung mit Speiſekartoffeln aus der Herbſtkartoffelernte 
1918 nach einem Wochenkopfſatz von 7 Pfd. für die 
verſorgungsberechtigte Bevölkerung vor. Zur Deckung 


des Bedarfs haben nach 8 2 die Kommunalverbände 


die in ihrem Bezirke geernteten Kartoffelmengen ſicher 
zu ſtellen. Kartoffelerzeuger mit höchſtens 200 qm 
Kartoffelanbaufläche ſind dabei ausgenommen. Die 
ſicherzuſtellenden Mengen find nach § 3 für jeden 
einzelnen Kartoffelerzeuger, ſodann für jede Gemeinde, 
jeden Kommunalverband und jede Vermittlungsſtelle 
(f. 86 der VO. über Kartoffelverſorgung vom 18. Juli 
1918, RGBl. S. 738) feſtzuſtellen. Dabei iſt ein nach 
den Anordnungen der Reichskartoffelſtelle geſchätzter 
Ernteertrag zugrunde zu legen und ſind vom Ertrag 
abzuziehen: Der Eigenbedarf des Kartoffelerzeugers 
und feiner Wirtſchaftsangehörigen (1¼ Pfd. für den 
Tag und Kopf), der Saatgutbedarf (40 Ztr. für das 
ha der Anbaufläche 1918) ſowie die von dem Aus⸗ 


Hſchuß für Pflanzkartoffeln der landwirtſchaftlichen 
Körperſchaften Deutſchlands als Originalzüchtungen 


oder Staudenausleſe erklärten Saatkartoffeln. Trotz 
der Sicherſtellung dürfen nach $ 4 von Unternehmern 


landwirtſchaftlicher Betriebe in der eigenen Brennerei 


oder einer Genoſſenſchaftsbrennerei fo viel felbitge- 
baute Kartoffeln, als dem für das Betriebsjahr 1918/19 
feſtgeſetzten Durchſchnittsbrande bei einem Verbrauch 
von 18 Ztr. Kartoffeln für 1 hl reinen Alkohol ent: 
ſpricht, verarbeitet, nach 8 5 in Trocknereien und 
Stärkefabriken Kartoffeln inſoweit, als ſie von der 
Reichskartoffelſtelle oder den von ihr beſtimmten 
Stellen freigegeben oder zugewieſen ſind, verarbeitet, 
eu nach 87 Kartoffeln, die nicht geſund find oder 
ie Mindeſtgröße von 1¼ Zoll nicht erreichen, ver⸗ 
füttert werden. Das Einſäuern von Kartoffeln iſt 
nach 8 7 verboten, desgleichen das Verfüttern von 
Erzeugniſſen der Kartoffeltrocknerei und der Kartoffel⸗ 
ſtärkefabrikation, ihre Vergällung zu Futterzwecken 
ſowie ihre Vermengung mit anderen Stoffen. Straf⸗ 
beſtimmungen 8 8. ö a 

5. VO. über Höchſtpreiſe für Grünkern aus der 
Ernte 1918 vom 24. Juli 1918 (RG Bl. S. 752). Sie 
übernimmt die Höchſtpreiſe der VO. vom 31. Juli 1917 
(RGBl. S. 672) für die neue Ernte; nur dürfen bei 
Abnahme nach dem 15. Aug. 1918 dem Höchſtpreis 
für jeden folgenden angefangenen halben Monat 
25 Pfg. zugeſchlagen werden. N 

VO. über Höchſtpreiſe für Grieß, Graupen und 
Grütze vom 29. Aug. 1918 (RGBl. S. 1089). 81 
ſetzt für den Verkauf an Kleinhändler, $ 2 für den 
Verkauf an Verbraucher Höchſtpreiſe feſt. § 3 er- 
mächtigt die Landeszentralbehörden zur Herabſetzung 
dieſer Höchſtpreiſe. 

7. Vorſchriften für Hafer und Gerſte: 

a) Die VO. vom 30. Juli 1918 (RGBl. S. 983) 
ſetzt Druſchprämien für Hafer feſt. 

b) Die VO. vom gleichen Tage (RGBl. S. 984) 
beſtimmt die Mengen Hafer und Gerſte, die verfüttert 
werden dürfen. 

8. VO. über die Verfütterung von Mais und 
Lupinen vom 31. Aug. 1918 (RGBl. S. 1098). Sie 
erlaubt Unternehmern landwirtſchaftlicher Betriebe, 
mit Genehmigung der Reichsfuttermittelſtelle ſtatt Hafer 
und Gerſte ſelbſtgebauten Mais und von ihren ſelbſt— 
gebauten Lupinen die Hälfte des Ernteertrags zu 
verfüttern. 

9. VO. zur Abänderung der VO. über die Preiſe 
für Heu aus der Ernte 1918 vom 12. Aug. 1918 
(RGBl. S. 1073): Aenderung der in § 1 Nr. 1 der 
VO. vom 24. Mai 1918 (RGBl. S. 421) feſtgeſetzten 
Heupreiſe. 

10. VO. über Kolonialwaren vom 2. Sept. 1918 
(RG Bl. S. 1099). S 1 ermächtigt den Reichskanzler, 
die für die Zwecke der Uebergangswirtſchaft nötigen 
Vorbereitungen zur Verſorgung Deutſchlands mit 
Kolonialwaren zu treffen. Der Reichskanzler kann 


ö 
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nach 8 2 Beſtimmungen über die Einfuhr, Ausfuhr 
und Durchfuhr von Kolonialwaren erlaſſen, zur Durch⸗ 
5 dieſer Maßnahmen Erhebungen vornehmen, 
ie Herſtellung von Kakao- und Schokoladewaren 
regeln, mit Zuſtimmung des Bundesrats Vorſchriften 
über den Verkehr mit Kolonial waren, ihren Verbrauch 
und ihre Preisgeſtaltung treffen, nach $ 3 die ihm 
übertragenen Befugniſſe ganz oder teilweiſe durch 
Wirtſchaftsſtellen ausüben laſſen und nach § 7 be⸗ 
ſtimmen, daß Zuwiderhandlungen gegen die auf Grund 
der VO. erlaſſenen Anordnungen mit Strafen in dem 
dort bezeichneten Strafrahmen beſtraft werden. 

11. VO. zur Abänderung der VO. über Kaffee⸗ 
erſatzmittel vom 27. Aug. 1918 (RGBl. S. 1084). Sie 
ändert hauptſächlich die Preiſe für ‚Raifeeerjagmittel 

16. Nov. 1917 (RGI. S. 1053) 
in $ 4 der BO. vom 18. Dez. 1917 (NRG Bl. S. 1109) 

12. Vorſchriften für Bier: VO. vom 8. Aug. 1918 
(RGBl. S. 1063), und VO. vom 6. Sept. 1918 (RG Bl. 
S. 1101). Sie gelten nur für das Gebiet der 
Norddeutſchen Brauſteuergemeinſchaft und paſſen die 
Bek. wegen Verwendung von Süßſtoff zur Bierbe- 
reitung vom 20. Juli 1916 (RGBl. S. 763) und die 
VO. über Bier und bierähnliche Getränke vom 24. Ja⸗ 
nuar 1918 (RGBl. S. 55) dem neuen Bierſteuergeſetz 
vom 26. Juli 1918 an. 

13. VO. zur Aenderung der VO. über Wein vom 
31. Aug. 1918 (RGBl. S. 1092). 8 3 der VO. über 
Wein vom 31. Aug. 1917 (RGBl. S. 751) wird dahin 
geändert, daß Kaufverträge über noch nicht vom Stock 
getrennte Weintrauben ſowie über Traubenmaiſche, 
Traubenmoſt oder Wein neuer Ernte vor der amt: 
lichen Bekanntgabe des Beginns der Leſe in der 
Gemarkung, wo der Wein wächſt, nicht abgeſchloſſen 
werden dürfen. 

14. VO. über künſtliche Düngemittel vom 3. Aug. 
1918 (RGBl. S. 999): Zuſammenfaſſende Neurege⸗ 
lung unter Aufhebung der in $ 13 aufgeführten älteren 
Vorſchriften. Die SS 1—4 ſetzen Höchſtpreiſe im Sinne 
des Höchſtpreisgeſetzes feſt. Nach S 5 muß bei jeder 
Veräußerung von künſtlichen Düngemitteln an Händler 
und bei ihrer Uebergabe an Händler zum Zwecke der 
Veräußerung der Veräußerer dem Erwerber eine Be— 
ſcheinigung über die Art des Düngemittels, ſeinen 
Gehalt an Stickſtoff, Phosphorſäure und Kali ſowie 
die Form dieſer wertbeſtimmenden Beſtandteile aus— 
händigen. Beim Weiterverkauf an Verbraucher hat 
der Veräußerer die ihm beim Erwerb gemachten An— 
gaben ſchriftlich zu wiederholen, ſofern ihm nicht ihre 
Unrichtigkeit bekannt geworden iſt. Knochen, Knochen⸗ 
abfälle, Lederabfälle, Wollſtaub und alle ähnlichen 
tieriſchen Abfälle ſind vor weiterer gewerblicher Ver— 
arbeitung zu Düngezwecken bis auf höchſtens 1% 
Fett zu entfetten (S 6). Nach 8 7 darf Miſchdünger 
nur mit Genehmigung des Reichskanzlers gewerbs— 
mäßig hergeſtellt werden. Dieſe Genehmigung iſt nach 
§ 8 auch nötig, wenn künſtliche Düngemittel, die in 
einer der VO. beigegebenen Liſte nicht aufgeführt 
oder anders als dort angegeben zuſammengeſetzt ſind, 
gewerbsmäßig hergeſtellt oder abgeſetzt werden ſollen, 
ſoweit der Verkehr mit ihnen nicht durch beſondere 
Vorſchriften geregelt iſt. Zuwiderhandlungen gegen 
die SS 5—8 werden nach $ 12 beſtraft. 


II. Sonſtige Vorſchriften. 


1. Vorſchriften für Gummiſauger: BO. vom 
27. Auguſt 1918 (RGBl. S. 1083), die an die Stelle 
der VO. vom 3. Aug. 1916 (RG Bl. S. 879) tritt, und 
Ausführungsbeſtimmungen dazu vom gleichen Tage 
(RGBl. S. 1087). Wer Gummi- oder Regeneratſauger, 
die als Mundſtücke für Kinderſaugflaſchen verwendbar 
ſind oder dazu verwendbar gemacht werden, aus dem 
Ausland einführt, hat hiervon der Handelsgeſellſchaft 
Deutſcher Apotheker m. b. H. in Berlin Anzeige zu 
erſtatten. Dieſe Anzeigepflicht hat auch, wer Gummi⸗ 
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oder Regeneratſauger zwecks Weiterveräußerung von 
einem anderen als der Handelsgeſellſchaft Deutſcher 
Apotheker oder einer von ihr belieferten Apotheke 
erwirbt oder ſolche der Geſellſchaft nicht angemeldete 
anderweit erworbene oder aus dem Ausland einge⸗ 
führte Sauger am 9. September 1918 zur Weiterver⸗ 
äußerung in Gewahrſam hatte. Der Anzeigepflichtige 
hat die Ware bis zur Abnahme durch die Handels⸗ 
Handel sub Deutſcher Apotheker ſorgfältig zu behandeln, 


ä —— 


andelsüblich zu verſichern und auf Verlangen an die 


Geſellſchaft zu liefern. Außerhalb der Apotheken 
dürfen Sauger der bezeichneten Art nicht feilgehalten 
oder verkauft werden. Die Strafbeſtimmungen enthält 
8 9 der AusßVorſchr. 

2. Bek., betr. die äußere Kennzeichnung von Tabak⸗ 
miſchwaren und tabakähnlichen Waren vom 18. Juli 
1918 (RG BI. S. 747). Tabakmiſchwaren, die in 
Packungen oder Behältniſſen an den Verbraucher ab⸗ 
gegeben werden ſollen, müſſen die in 8 2, tabakähn⸗ 
liche Waren die in 8 3 aufgeführten Angaben auf 
der Packung oder dem Behältnis enthalten. Das 
gleiche gilt nach 8 4 für Packungen oder Behältniſſe, 
aus denen Tabakmiſchwaren oder tabakähnliche Waren 
ſtückweiſe oder loſe an den Verbraucher abgegeben 
werden: Die Angaben ſind vom Herſteller oder, wenn 
ein anderer die Ware unter ſeinem Namen oder ſeiner 
Firma in den Verkehr bringt, von ihm anzubringen 
(§ 5). 
95 unkenntlich zu machen. Zuwiderhandlungen 
werden nach $ 5 der VO. über die äußere Kenn⸗ 
zeichnung von Waren vom 18. Mai 1916 (RGBl. 
S. 380) beſtraft. 

3. Bek. über Höchſtpreiſe für Schwefelſäure und 
Oleum vom 29. Juli 1918 (RGBl. S. 980). Sie tritt 
an Stelle der Bek. vom 21. Sept. 1917 (RG Bl. S. 855). 


Das Umſatzſteuergeſetz vom 26. Juli 1918 (RG Bl. 
S. 779) mit ſeiner umfaſſenden Bedeutung für unſer 
ganzes wirtſchaftliches Leben unterwirft der Beſteuerung 
nicht nur die Lieferungs- und ſonſtigen Leiſtungs— 
geſchäfte, in denen ſich dieſes Leben regelmäßig ab— 


6 verbietet, eine Preisangabe zu beſeitigen ? 5 g 
8 7 5 f „ rechtfertigen und der a wird darum 


wickelt, ſondern auch die „Lieferungen, die auf Grund 
einer Verſteigerung erfolgen“, (8 1 Abſ. 3) und ge⸗ 
winnt damit beſondere Bedeutung für die als Ver⸗ 


ſteigerer tätig werdenden Notare und Gerichtsvoll— 
zieher. Solche Lieferungen unterliegen der Steuer- 
pflicht auch dann, wenn der Auftraggeber eine ſelb— 
ſtändige gewerbliche Tätigkeit nicht ausübt. Die Vor⸗ 
ſchrift gilt nicht für die Verſteigerung von Grundſtücken 
und von Berechtigungen, auf welche die auf Grund— 
ſtücke bezüglichen Vorſchriften des bürgerlichen Rechts 
Anwendung finden, wie das Erbbaurecht uſw. Aber 
auch bei der Verſteigerung anderer Gegenſtände gelten 
ſoweit gehende Ausnahmen, daß die Steuerpflicht nur 


vollziehern vorgenommenen Verſteigerungen beſteht; 
der Steuerpflicht unterliegen nämlich nicht 
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das Zubehör treffende Teil des Erlöſes feſtgeſtellt 
werden muß. 

Was die Fälle einer Verſteigerung außerhalb der 
Zwangsvollſtreckung anlangt, bei denen die Steuer⸗ 
pflicht Platz greift, wie Pfandverkauf, Verſteigerung 
nach 88 383, 966 BGB., nach 8 379 Abſ. 2 HGB. uſw., 
fo ſei auf die 88 214 ff. der Dienſtanw. für die 
GerVollz. (JMBl. 1900 S. 744) verwieſen. Zweifel 
kann bei dem Pfandverkauf die Frage hervorrufen, 
ob die Steuer geſchuldet wird, wenn der Gläubiger 
für ſein Recht zum Verkauf einen vollſtreckbaren Titel 
hat und nun nach § 1233 Abſ. 2 BGB. den Verkauf 
nach den für den Verkauf einer gepfändeten Sache 
geltenden Vorſchriften bewirken läßt. Die Frage wird 
zu bejahen ſein. Denn es handelt ſich hier „nicht, wie 
die Mot. z. BGB. Bd. 3 S. 823 ungenau fagen, um 
einen Verkauf im Wege der Zwangsvollſtreckung“, 
ſondern nur um eine beſondere Art und Weiſe des 
Pfandverkaufs (vgl. Planck, BGB. Anm. 2b zu § 1233). 
Die Ausnahme zugunſten der Verſteigerungen „im 
Wege der Zwangsvollſtreckung“ wird damit begründet, 
daß es ſich hier in aller Regel um Notverkäufe handele, 
die nicht weiter belaſtet werden ſollten. Das würde 
nun allerdings bei dem Pfandverkaufe nach § 1233 
Abſ. 2 gleichfalls zutreffen; aber ſchließlich trifft dieſer 
Geſichtspunkt auch bei den anderen Pfandverkäufen 
regelmäßig zu; er kann deshalb eine Ausdehnung der 
Ausnahme auf die Fälle des 8 1233 Abſ. 2 BGB. nicht 


gut tun, auch in dieſen Fällen den Betrag der Steuer 
vom Verſteigerungserlös abzuziehen; denn ihm und 
nicht dem Auftraggeber liegt nach 8 12 UmfSt®. die 
Entrichtung der Steuer ob. 8 16 Abſ. 3 Gef. er⸗ 
mächtigt den Bundesrat über die Art der Veranlagung 
und Erhebung der Steuer bei Verſteigerungen beſondere 
Beſtimmungen zu treffen. Das iſt in SS 62 und 63 
der Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats (GVBl. 
S. 433 ff.) geſchehen; eine hiebei in $ 62 Abſ. 2 der 
oberſten Landesfinanzbehörde vorbehaltene Beſtim— 
mung für Gerichte, Notare, Gerichtsvollzieher und 
ſonſtige Verſteigerungsbeamte hat das Bayer. StM. der 
Finanzen in Ziff. 20 feiner VollzBek. vom 17. Auguſt 
(GVBl. S. 531ff.) für Gerichtsvollzieher und Gerichts- 
vollziehereien getroffen: ihnen hat das Rentamt auf 
Antrag zu geſtatten, daß fie die Umſaßzſteuer für ihre 
ſteuerpflichtigen Verſteigerungen nach Maßgabe der . 
SS 16, 17 des Geſetzes, ſohin in Jahresabſchnitten bei 
den der allgemeinen Umſatzſteuer unterliegenden Gegen— 
ſtänden und in Monatsabſchnitien bei Luxusgegen— 
ſtänden entrichten. Nach § 15 des Gef. find die Steuer: 
pflichtigen verpflichtet zur Feſtſtellung der Entgelte 
Aufzeichnungen zu machen und zwar nach den vom 
Bundesrat hierüber erlaſſenen Beſtimmungen; für 
Notare und Gerichtsvollzieher bedeutet das indeſſen, 


f i ü wie ſich aus $ 29 der VollzBek. des Bundesrats er⸗ 
bei der Minderzahl der von Notaren und Gerichts- 


a) die Verſteigerungen im Wege der Zwangs— Ä 


vollſtreckung, 

b) die Verſteigerungen unter Miterben zur Zei» 

lung eines Nachlaſſes. 

Die Ausnahme unter d darf wohl ſinngemäß auch 
auf eine Verſteigerung zur Teilung des Geſamtgutes 
einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
werden (vgl. Lindemann, UmſStG. Bem. VI zu $ 1), 
aber hier wie dort ſetzt die Anwendung voraus, daß 
nur unter den Teilhabern an der Gemeinſchaft (den 
Miterben, dem überlebenden Gatten und den Abkömm— 
lingen) verſteigert wird, andere Perſonen alſo als 
Bieter nicht zugelaſſen ſind. 

Zu der Ausnahme für Grundſtücke iſt zu be— 
merken, daß ſie ſich nicht auf die mit dem Grundſtück 
verſteigerten beweglichen Zubehörſtücke erſtreckt, jo daß 
zur Bemeſſung der Steuer unter Umſtänden der auf 


angewendet, 
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gibt, nicht die Verpflichtung zur Führung neuer be— 
ſonderer Bücher oder Regiſter. — 

Was die Strafbeſtimmungen anlangt, ſo bedroht 
§ 38 mit einer Geldſtrafe bis zum 20fachen Betrage 
der gefährdeten oder hinterzogenen Steuer den, der 
vorſätzlich die Umſatzſteuer hinterzieht oder ſich einen 
ihm nicht gebührenden Steuervorteil erſchleicht; der 
Verſuch iſt ſtrafbar (vgl. über dieſe Faſſung der Straf— 
beſtimmung die Ausführungen in der Abhandlung von 
Hergt auf S. 302 ff. dieſer Nummer). Der Abſ. 2 des 
8 38 betrifft einen beſonderen Fall des Erſchleichens 
eines Steuervorteils. Das Vergehen nach Abſ. 3 tft, 
wie 8 39 Abſ. 2 beſtimmt, nicht im Verwaltungsſtraf— 
verfahren, ſondern nur im gerichtlichen Verfahren und 
nur auf Antrag zu verfolgen. Für das Verwaltungs— 
ſtrafverfahren enthält auf Grund des Vorbehalts in 

39 des Geſ. wichtige Beſtimmungen die K. VO. vom 
Aug. d. Js. (6 Bl. S. 529 f.): zur Feſtſtellung des 
Tatbeſtandes im Verwaltungsſtrafverfahren, zur Er— 
laſſung von Strafbeſcheiden in dieſem Verfahren ſo— 


wie zur Zwangsbeitreibung der in ſolchen Strafbe⸗ 
ſcheiden feſtgeſetzten Geldſtrafen ſind die Rentämter 
zuſtändig; die Erhebung von Anklagen dagegen, die 
Vertretung und Antragſtellung vor Gericht ſowie die 
Einlegung von Rechtsmitteln kommt den Regierungs⸗ 
finanzkammern zu (8 2 VO.). Als Nebenkläger ſich 
anzuſchließen (8 467 StPO.) iſt hienach nicht das Rent⸗ 
amt berufen, das den Strafbeſcheid erlaſſen hat, ſon⸗ 
dern die vorgeſetzte Regierungsfinanzkammer. Dagegen 
iſt das Rentamt zuſtändig, die Umwandelung einer 
nicht beitreibbaren durch Strafbeſcheid feſtgeſetzten Geld⸗ 
ſtrafe in eine Freiheitsſtrafe zu betreiben (8 463 StPO.). 


Heeresunfähige im militäriſchen Arbeitsdienſt gel- 
ten, wie die Begründung zu dem RG. vom 1. Aug. d. Js. 
zur Heranziehung von Heeresunfähigen zum militäri⸗ 
ſchen Arbeitsdienſt (RGBl. S. 1071) hervorhebt, nicht 
als Angehörige des Heeres oder der Marine. Aber 
nach 8 1 Abſ. 2 des Geſ. finden auf fie die geſetzlichen 
Beſtimmungen Anwendung, die für die Perſonen der 
2. Klaſſe des Soldatenſtandes gelten. Das ſoll nicht 
etwa ſagen, daß für ſie nur die beſonderen Beſtimmungen 

elten, die von der Rechtsſtellung der Soldaten der 
Klaſſe im Gegenſatze zu denen der 1. Klaſſe handeln 
fein. § 39 MStG B.), ſondern es full damit ausgedrückt 
ein, daß alle für die Perſonen des Soldatenſtandes 
eltenden geſetzl. Beſtimmungen auch auf ſie anzuwenden 
fm mit dem aus der Sonderſtellung der Soldaten 
er 2. Kl. ſich ergebenden (ziemlich bedeutungsloſen) 
Abmaße. Sie unterſtehen nicht nur den militäriſchen 
Straf⸗ und Diſziplinargeſetzen in vollem Umfang — 
auch ſoweit, als dieſe ein militäriſches Vorgeſetzten⸗ 
und Untergebenenverhältnis oder eine militäriſche 
Dienſtpflicht vorausſetzen —, ſondern ſie genießen auch 
die beſondere Rechtſtellung der Perſonen des Soldaten- 
ſtandes in allen übrigen Beziehungen wie z. B. in 
der Mannſchafts- und Hinterbliebenenverſorgung, der 
Familienunterſtützung u. dgl. Auch die für Soldaten 
geltenden Sonderbeſtimmungen des bürgerlichen Rechts 
und des Prozeßrechts wie die Beſtimmungen über das 
Soldatenteſtament, über den Schutz der infolge des 
Kriegs an der Wahrnehmung ihrer Rechte behinderten 
Perſonen uſw. find hienach auf jene Heeresunfähigen 
anwendbar. — Die in 8 2 des Gef. vorgeſehenen Aus: 
führungsbeſtimmungen ſind durch Kaiſerl. VO. vom 
20. Auguſt ergangen. Nach $ 4 werden die heran— 
gezogenen Heeresunfähigen in Kompagnien unter 
Führung von Offizieren vereinigt, die die Diſziplinar⸗ 
ſtrafgewalt eines detachierten Offiziers ausüben — 
vgl. ZPO. SS 172, 378, 380. 


Bücheranzeigen. 


Böckel, Dr. jur. Fritz, Rechtsanwalt am OLG. in Jena, 
Wirkungen des Krieges auf Rechtsver⸗ 
hältniſſe der Elektrizitäts⸗ u. Gaswerke. 
107 Seiten. München, Berlin u. Leipzig 1918, 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Geh. Mk. 3.—. 

B. behandelt hier drei für die Elektr.- und Gas: 
werke inſolge des Krieges erheblich gewordene Fragen, 
zu deren Behandlung ihm als rechtskundigen Mit— 
arbeiter der Sektion El der Kriegsrohſtoffabteilung 

(für Elektr., Gas und Waſſer) eine beſondere Sach— 

kunde zukommt. Das Hauptgewicht iſt auf die erſte 

Frage gelegt. Hier ſucht B. auf Grund der allgemeinen 

Lehren des bürgerl. Rechts eine Milderung der Härten 

zu finden, die ſich für Elektr.- und Gaswerke, die mit 

ihren Großabnehmern langfriſtige Lieferungs verträge 
zu einem im voraus feſtgelegten Preis abgeſchloſſen 
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haben, dadurch ergeben, daß für ſie infolge des Kriegs 
die Geſchäftsunkoſten ſehr hoch geworden ſind. Dieſes 
führt ihn zu einer allgemeinen Unterſuchung der Lehre 
von der clausula rebus sic stantibus, die er im Gegen⸗ 
ſatze zur herrſchenden Lehre auch für das geltende Recht 
anerkannt haben will. Mag man nun dem Verfaſſer 
hier folgen oder nicht, jedenfalls liegt eine Unter⸗ 
ſuchung vor, die für die Lehre von der clausula reb. 
sie stantibus von bleibender Bedeutung ſein wird. 
Auch die zweite Frage befaßt ſich nicht mit beſonders 
geſchaffenem Kriegsrecht; ſie ſucht, wieder auf Grund 
allgemeiner Sätze des bürgerl. Rechts, eine befriedigende 
Ausgleichung für die Fälle zu finden, in denen Elektriz.⸗ 
und Gaswerke Lieferungsverträge geſchloſſen haben, 
bei denen der Preis mit ſteigendem Verbrauch fiel 
und der Abnehmer ſich zum Bezug einer beſtimmten 
Mindeſtmenge verpflichtete, während nun der Krieg 
Einſchränkungen für die Abnehmer bringt. Die Lehren 
von der Unmöglichkeit, von Treu und Glauben im 
Verkehr und von der Bereicherung bilden hier die 
Grundlage der Unterſuchung. Der dritte Teil der 
Abhandlung behandelt reines Kriegsrecht. Er enthält 
einen Abdruck und eine ſyſtematiſche Erläuterung der 
Bek. vom 15. Juni 1917 über Beſchlagnahme und Be⸗ 
ſtandserhebung für elektr. Maſchinen, Transforma⸗ 
toren und Apparate. Sch 


Jahrbuch des Deutſchen Rechtes. Begründet von Dr. Hugo 
Neumann. Herausgegeben von Dr. Franz 
Schlegelberger, Kammergerichtsrat und Dr. 
Theodor von Olshauſen, Geh. Kriegsrat und 
vortr. Rat im Kriegsminiſterium. 16. Jahrgang. 
Bericht über das Jahr 1917. XII, 934 S. Berlin 1918 
Verlag von Franz Vahlen. Geh. M 37.—, geb. KM 44.— 


Wenn die Herausgeber in dem Vorworte zu dieſem 
neuen Bande des hochangeſehenen Sammelwerkes er: 
klären, bewundernd vor der außerordentlichen Leiſtung 
der deutſchen Rechtswiſſenſchaft im Berichtsjahre zu 
ſtehen, und dieſe Leiſtung, unter den Verhältniſſen 
des Krieges geſchaffen, ein glänzendes Zeugnis für 
die Kraft des deutſchen Geiſtes und die Freude an der 
Durchdringung deutſchen Rechtes nennen, ſo dürfen ſie 
mit dem gleichen Stolze auch auf ihre eigene Leiſtung 
und die ihrer Mitarbeiter blicken, die dem verdienſt⸗ 
lichen Unternehmen nicht nur die alten Freunde er- 
halten, ſondern gewiß auch neue gewinnen wird. 

E. E. 


Pfeiffenberger, O., Rechtsanwalt in Mannheim. Die 
Mieterſchutzverordnung vom 26. Juli 1917. 
72 Seiten. Stuttgart 1918, Verlag von J. Heß. 
Broſch. Mk. 2.—. f 

Bei ſeinen Erläuterungen des Mieterſchutzgeſetzes 
geht der Verfaſſer davon aus, daß dieſes Geſetz auf 
dem Grenzgebiete zwiſchen Verwaltungs- und Privat- 
recht liegt. Unter Zugrundelegung der Auffaſſung, daß 
der Spruch des Einigungsamtes im Mieterſchutzver⸗ 
fahren als Verwaltungsverfügung anzuſprechen iſt, 
löſt er in dankenswerter Weiſe eine Reihe von Zweifels⸗ 
fragen. 

Die Vorſitzenden der Einigungsämter werden das 
Erſcheinen der Schrift begrüßen, weil fie in ihr Aue 
kunft über alle die Fragen finden, die im Geſetze kaum 
angedeutet ſind. Die Erläuterungen ſind ſo eingehend 
gefaßt, daß man in der Lage iſt, zu ihrer Richtigkeit 
Stellung zu nehmen. 

Gewählt hat der Verfaſſer die Kommentarform. 

Schweidnis. Landgerichtsrat Alfons Hackenberger. 


Verantwortl. Herausgeber i. V.: E. Ecker t, I. Staats⸗ 
anwalt im K. Staatsminiſterium der Juſtiz. 
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In einer ausgezeichneten Abhandlung hat 
Th. von der Pfordten hier (S. 297) das Ver⸗ 
hältnis von Geſetz und Richter erörtert. Er wird 
in weiten Kreiſen Zuſtimmung finden, wenn er 
ſagt, die Aenderung des gegenwärtigen nicht be⸗ 
friedigenden Rechtszuſtandes ſei nur von einer 
freieren Stellung des Richters zum Geſetz, ſeiner 
größeren Bewegungsfreiheit, von der Erweiterung 
des richterlichen Ermeſſens zu erwarten. Dabei hat 
er auch einen Vorfall aus dem Jahre 1905 erwähnt, 
die Behandlung der hypothekariſchen Nebenkautionen 
nach Anlegung des Grundbuchs, die dann zum 
Eingreifen der Reichsgeſetzgebung geführt hat. Ich 
war damals der Grundbuchreferent am Landgerichte 
München 1 und der leidtragende Landgerichtsrat, 
der bei der erſten Grundbuchbeſchwerde auf dieſe 
Lücke aufmerkſam zu machen hatte. Man war 
darüber nicht erfreut. Als alter Hypothekenrichter 
verſuchte ich die Lücke auszufüllen. Allein die Ent⸗ 
ſcheidung des Landgerichts München I wurde in 
der kühlen und zugleich ablehnenden Art mißbilligt, 
wie ſie der nun dahingeſchwundenen Begriffs⸗ 
jurisprudenz eigen war. Doch mußte das Oberſte 
Landesgericht die Sache dem Reichsgericht vorlegen 
und dieſes wieder mißbilligte meines Erinnerns 
aus einem formellen Grunde den Standpunkt des 
Oberſten Landesgerichts. So war die bayeriſche 
Juſtizverwaltung gezwungen, den Weg der Geſetz⸗ 
gebung nach Berlin zu gehen. Er war nicht ganz 
einfach, denn, wie mir im Jahre 1906 einmal 
der verſtorbene Staatsſekretär Dr. Nieberding in 
Berlin ſagte, waren die Parteien im Reichstag 
nicht ganz leicht zu einer Aenderung des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum BGB. zu bringen. Für die 
Geſetzgebung und Juſtizverwaltung enthielt der Fall 
eine Mahnung. Die Praxis muß erlebt ſein; ſie 
läßt ſich am grünen Tiſche nicht erlernen. Iſt es 
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in der Zwiſchenzeit anders geworden, find die 
Bedürfniſſe der Geſetzgebung und damit die der 
Rechtspflege inzwiſchen raſcher und zielbewußter 
befriedigt worden; find wir auf dem grundlegenden 
Gebiete des richterlichen Ermeſſens weiter gekommen, 
iſt das richterliche Ermeſſen erweitert und die 
Rechtspflege volkstümlicher geworden? Weite Kreiſe 
werden mit mir dieſe Frage verneinen. Aber zur 
Rechtfertigung der Juſtizverwaltung Bayerns, das 
vor 1870 eine gute Juſtizgeſetzgebung hatte, muß 
geſagt werden, daß es nicht mehr, wie vor 1870, 
die alleinige Geſetzgebung hat und daher die Klinke 
der Geſetzgebung allein nicht völlig aufdrücken kann. 

Geſetzgebung, Rechtspflege und Juſtizverwaltung 
befinden ſich in einem Uebergangszuſtand. Mit 
der raſchen Entwickelung unſerer wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe hat die Geſetzgebung nicht gleichen 
Schritt gehalten. Die Rechtspflege iſt nicht volks⸗ 
tümlicher geworden. Dies iſt in dieſen ſchweren 
Kriegszeiten noch mehr hervorgetreten; hier iſt die 
Juſtiz noch mehr wie früher gegen die Verwaltung 
ins Hintertreffen geraten. Infolge der Unzahl von 
Kriegsverordnungen iſt z. B. das Strafrecht ein 
Hilfsrecht der Verwaltung geworden. Es war ge⸗ 
ſetzgeberiſch verfehlt, zu glauben, alles ſei geordnet, 
wenn man eine Beſtimmung erläßt und mit einer 
Strafvorſchrift ausſtattet. Insbeſondere die Straf: 
rechtspflege iſt mit geringfügigen Strafſachen über⸗ 
laſtet worden. Der Richter darf nicht einſtellen, 
wenn er eine geringfügige, z. B. aus Not, begangene 
Verfehlung nicht für ſtrafwürdig erachtet. Die 
Rechtspflege hat hier einen großen Teil der Ver⸗ 
ſtimmung und Erbitterung, die aus den Anord⸗ 
nungen der Kriegsvorſchriften, insbeſondere der 
Ernährungsvorſchriften, entſtanden find, mit Recht 
oder Unrecht ſei dahingeſtellt, auf ſich nehmen 
müſſen. Die Folge war eine noch ſtärkere Minderung 
ihrer Volkstümlichkeit. Es iſt keine Mehrung der 
Juſtiz in dieſen Kriegszeiten eingetreten und die 
zu Beginn des Krieges gehegte Hoffnung, dieſe 
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ſchwere Zeit werde auch der Rechtspflege Gewinne 
bringen, hat ſich bisher nicht erfüllt. Im Kriege 
iſt der Zug von ihr noch ſtärker weggegangen als 
vorher. Früher war es eine Seltenheit in den 
Geſetzen den Ausſchluß der Zuläffigkeit des Rechts⸗ 
wegs zu finden; jetzt iſt dieſer Ausſchluß faſt zur 
Regel geworden. In dieſer Entwickelung liegt etwas 
Rechtspſychologiſches, das letzten Endes ſeinen Grund 
hat im Rechtsempfinden und im Vertrauen des 
Volkes zur Rechtspflege und zum Richter. Dieſes 
Vertrauen darf nicht erſchüttert, nicht einmal ge⸗ 
fährdet werden. Der Richter iſt in vielen Fällen 
behindert, es ſich zu ſichern; er iſt zu unfrei, ſein 
richterliches Ermeſſen iſt zu beſchränkt. In dieſer 
Stärkung und der Erweiterung des richterlichen 
Ermeſſens liegt die Schickſalswende unſerer Rechts⸗ 
pflege. Darin liegt auch eine weſentliche Kräftigung 
der Beziehungen des Richters zum Volk. Kurz, der 
Rechtspflege muß neben der Verwaltung wieder 
mehr Platz an der Sonne der Staatsverwaltung 
erobert werden. 

In Deutſchland haben wir ſeit 1870 drei 
Epochen der Geſetzgebung. Die erſte brachte die 
Herübernahme preußiſcher Geſetze, insbeſondere des 
preußiſchen Strafgeſetzbuchs mit ſeinen ſtarren Tat⸗ 
beſtänden. Ihr ſolgte die formaliſtiſche Juſtiz⸗ 
geſetzgebung der 70 iger Jahre, die Ordnung des 
bürgerlichen Streitverfahrens mit der Ueberſpannung 
des Verhandlungsgrundſatzes und die Ordnung des 
Strafverfahrens mit der Ueberſpannung des Ver⸗ 
folgungszwangs, der uns in dieſen Kriegszeiten ſo 
viel Schwierigkeiten bereitet hat und der, da unſere 
Geſetzgebung zögernd iſt und den Bedürfniſſen 
nachhinkt, wohl auch den Krieg überdauern wird.“) 
An der Spitze der dritten Epoche ſteht das Bürger⸗ 
liche Geſetzbuch, in ſeiner Art ein großes Werk, 
das ſchon Ermeſſensbegriffe ſür den Richter brachte. 
Doch auch ſeine Faſſade zeigt ſchon Riſſe. Die 
volle Entwickelung zum richterlichen Ermeſſen gab 
erſt die Reform des Strafrechts. Sie brachte im 
Vorentwurf zum Strafgeſetzbuch eine faſt beiſpiel⸗ 
loſe Erweiterung des richterlichen Ermeſſens und 
damit eine ſtarke Bekundung des Vertrauens zum 
deutſchen Richter. Darüber habe ich mich an 
anderer Stelle geäußert.“) Vor allem die beſonders 
leichten Fälle, in gewiſſem Sinne das Rückgrat 
des Entwurfs für das richterliche Ermeſſen, mit 
der Befugnis des Richters, die Strafe unbeſchränkt 
zu mildern und bei einzelnen Vergehen und allen 
Uebertretungen in ſolchen Faͤllen von Strafe ab⸗ 
zuſehen, bilden die Krönung für dieſe freie Stellung 
des Richters. Faſt zu gleicher Zeit, als wir im 
Vorentwurf dieſe beſonders leichten Fälle ſchufen, 
die für alle Zeiten eine geſetzgeberiſche Errungen⸗ 
ſchaft bleiben werden, auch wenn wir in Bälde 


1) Die Bayer. Staatsregierung hat nach der Mit⸗ 
teilung in Nr. 255 der Staats⸗Zeitung nunmehr einen 
diesbezüglichen Antrag im Bundesrat geſtellt. 

9 Recht und Wirtſchaft 1913 S. 341: Die Stellung 
des Richters im neuen Strafgeſetzentwurf. 


Zeitſchrift für Rechtapflege in Bahern. 1918. 3 in Bayern. 1918. Nr. 21 u. 22. 


ein neues Strafgeſetzbuch nicht erhalten, trat das 
ſchweizeriſche Zivilgeſetzbuch vom 10. Dezember 1907 
in Kraft, das Vorbildliches auf dem Gebiete des 
bürgerlichen Rechtes ſchuf und den Richter freier 
ſtellte. Es ſchuf insbeſondere im Art. 1 Abſ. 2 
und 3 den bahnbrechenden Satz für das Verhältnis 
zwiſchen Richter und Geſetz, den unſer Bürgerliches 
Geſetzbuch noch nicht kennt. ) Wie viele Klagen 
wären in dieſen Kriegszeiten nicht entſtanden, wie 
viele Gnadenbitten überflüſſig geworden, wenn die 
Ermächtigung der beſonders leichten Fälle für den 
Richter Geſetz geworden wäre? Denn die zu ſtarke 
Inanſpruchnahme der Gnadeninſtanz fördert nicht 
die Autorität der Strafgerichte. Nach dem Kriege 
werden wir, wie ich anderweitig wiederholt aus⸗ 
geſprochen habe“), unſere Strafrechtspflege, der 
infolge der Zunahme der ſchweren Kriminalität 
neue Aufgaben harren, neu aufbauen müſſen. 
Wir werden vor allem an der Hand der Geſetz⸗ 
gebung geſetzliche Aenderungen einführen müſſen. 
nicht bloß für die Aufräumung und Niederſchlagung 
lang ruhender Strafverfahren, deren ſpäte Durch⸗ 
führung kriminalpolitiſch verfehlt wäre, ſondern in 
erſter Linie durch die Einführung der richterlichen 
bedingten Verurteilung“), dieſes neuzeitlichen Erſatz⸗ 
mittels für kurzzeitige Freiheitsſtrafen. Dazu gehört 
auch die Geſtattung von Teilzahlungen und Friſten 
im Urteile durch das Gericht für die Zahlung der 
Gelditrafen®) und die Anordnung von Löſchungen 
früherer Beſtrafungen durch das Gericht.“) Mit 
der hierdurch zu erzielenden Vereinfachung in der 
Behandlung ber Begnadigungs⸗- und Strafaufſchub⸗ 
ſachen würden viele Arbeiten erſpart werden. Alſo 
die Ueberweiſung von Verwaltungsgeſchäften, die 
ſich jetzt in der Gnadeninſtanz abwickeln, an den 
Richter. Seine Stellung wird dadurch geſtärkt und, 
indem man ihm, z. B. bei der bedingten Ver⸗ 
urteilung die letzte Entſcheidung gibt, das Ver⸗ 
trauen zu ihm und ſeinem Ausſpruch im Volke 
erhöht werden. 

Als wir in den Krieg traten, waren wir weder 
wirtſchaftlich noch geſetzgeberiſch genügend gerüſtet. 
Die Straſprozeßreform mit der Einführung der 
Berufung gegen die Urteile der Strafkammern und 
der ſtärkeren Heranziehung des Laienelements war 
nicht Geſetz geworden, die Strafrechtsreform war 
wohl vorbereitet, die Zivilprozeßreform dagegen 
über die erſten wiſſenſchaftlichen Vorbereitungen 
noch nicht hinausgekommen. Gerade über die 


2) Art. 1 Abſ. 2 u. 3: Kann dem Geſetze keine 
Vorſchrift entnommen werden, ſo ſoll der Richter nach 
Gewohnheitsrecht und, wo auch ein ſolches fehlt, nach 
der Regel entſcheiden, die er als Geſetzgeber aufſtellen 
würde. 

Er folgt dabei bewährter Lehre und Ueberlieferung. 

5) Zeitſchrift für die gef. Strafrechts wiſſenſchaft 
A S. 680 und Deutſche Strafrechts⸗Zeitung 1918 


) Im Entwurf der Strafrechtskommiſſion, 88 74ff., 
vorgeſchlagen. 

) An gleicher Stelle, 8 68, vorgeſchlagen. 

) Ebendort 88 130 ff. 
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Reform der Juſtizgeſetzgebung und insbeſondere 
des bürgerlichen Streitverfahrens und die Bei⸗ 
miſchung einiger aber ergiebiger Tropfen ſozial⸗ 
politiſchen Oeles hierzu iſt in der letzten Haus⸗ 
haltsberatung des bayeriſchen Landtags eingehend 
verhandelt worden. Unſere Juſtizgeſetzgebung iſt 
veraltet. Mehr Prozeß- und Menſchenökonomie, 
mehr Sonderung der Qualitäts⸗ von der Quantitäts⸗ 
arbeit. Das gilt für die ganze Staatsverwaltung, 
nicht bloß für die Juſtizverwaltung. Vor allem 
möglichſte Befreiung der Staatsanwälte und Richter 
von formellen Geſchäften, damit ſie ſich ihren eigent⸗ 
lichen Aufgaben, der Rechtspflege, widmen können. 
Damit geht Hand in Hand das beſondere Ber: 
langen, die Ausbildung der Staatsbeamten und 
insbeſondere der Juriſten auf einen neuen Boden 
zu ſtellen. Damit vereinigen ſich weitere Be⸗ 
ſtrebungen, die Ausbildung an den Univerfitäten 
anders zu geſtalten. Der Gedanke iſt durchgedrungen, 


daß das Recht den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen 


dient, und die Erwägung, aus welchem wirtſchaft⸗ 
lichen Grunde die einzelne Vorſchrift erlaſſen worden 
iſt, iſt in den Vordergrund der Betrachtung und 
auch der Rechtsanwendung getreten. Eine größere 
Ausbildung der Beamten in wirtſchaftlicher und 
techniſcher Hinſicht wird verlangt. Die wirtſchaft⸗ 
liche Umwälzung, die uns dieſer Krieg gebracht 
hat, wird dieſes Verlangen nur beſtärken. 

Auf das Veraltetſein unſerer Juſtizgeſetzgebung 
mag auch zum Teil zurückzuführen ſein, daß man 
der betrüblichen unſozialen Erſcheinungen der Jetzt⸗ 
zeit, insbeſondere des gemeinſchädlichen Kriegs⸗ 
wuchers, nicht genügend Herr geworden iſt. Meines 
Erachtens hätten feine Bekämpfung und Aburteilung 
in einem abgekürzten, etwa ſtandgerichtlichen Ver⸗ 
fahren erfolgen müſſen, nicht in dem auf Friedens⸗ 
verhaͤltniſſe und andere wirtſchaftliche Verhältniſſe 
zugeſchnittenen Verfahren der Strafprozeßordnung. 
Es darf übrigens nicht verkannt werden, daß für 
die Rechtspflege wie ſür die ganze Staatsverwaltung 
bei der Hochflut von Verordnungen und Einzel⸗ 
vorſchriften, die auf ganz anderen wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen beruhten, und zugleich bei der ge— 
ſchwächten Beſetzung der Gerichte und Staats— 
anwaltſchaften ſchwere Aufgaben erwachſen. find. 
Aber man muß ſich in die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe dieſer Kriegszeit und in den Zweck dieſer 
Kriegsverordnungen bei ihrer Anwendung hinein⸗ 
denken. Ich bin faſt die Haͤlfte meiner langen 
dienſtlichen Tätigkeit Richter geweſen und bin 
ſtolz auf meine richterliche Tätigkeit. Und deshalb 
wird man dieſe von treueſter Anhänglichkeit an die 
richterliche Tätigkeit getragenen Bemerkungen jo 
aufnehmen, wie ſie gemeint ſind. Hat ſich nun 
in dieſen ſchweren Kriegszeiten die Rechtspflege, 
insbeſondere unſere Strafrechtspflege, welche die 
Hauptlaſt trug, immer den Kriegsbedürfniſſen ſach— 
entſprechend angepaßt, iſt keine Buchſtabenjuris— 
prudenz getrieben worden, iſt die Schabloniſierung 
der Fälle vermieden und die kleine Verfehlung 
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gering und die ſchwere Verfehlung, insbeſondere 
der Kriegswucher entſprechend ſcharf geahndet 
worden? Wurde immer auf das Rechtsempfinden 
der Allgemeinheit und den Schaden, den die kriegs⸗ 
ſtrafrechtliche Verfehlung der Allgemeinheit und 
dem wirtſchaftlichen Durchhalten zugefügt hat, ge⸗ 
nügend Rückſicht genommen und dabei der Zweck, 
dem die Vorſchrift diente, erwogen? Haben ſich 
immer Rechtsdurchſetzung und Rechtszufriedenheit 
entſprochen? Auf dieſe gerade in den Kriegszeiten 
doppelt genaue Individualiſierung der einzelnen 
Falle und der Strafzumeſſung in ihnen habe ich 
ſchon vor mehr als 3 / Jahren an anderer Stelle 
hingewieſen“ ). Nicht eine lange Unterſuchung z. B. 
über eine bürgerlichrechtliche Streitfrage oder über 
die Frage, ob eine Idealkonkurrenz oder Geſetzes⸗ 
konkurrenz vorliegt, bringt die Entſcheidung und 
damit den Richter dem Volke näher. Eine klare, 
kurze und baldige Entſcheidung fordert ja unſere 
Zeit mit ihren drängenden wirtſchaftlichen Bes 
dürfniſſen. Bei alledem handelt es ſich um das 
Anſehen der Rechtspflege und um ihre Weiter⸗ 
entwickelung. 


Iſt dieſes Anſehen der Rechtspflege in dieſen 
Kriegszeiten gewachſen? Die Unabhängigkeit der 
Gerichte, dieſes Fundament der Staatsverwaltung, 
ift glücklicherweiſe unangetaſtet geblieben. Und auch 
unſere Schwurgerichte ſind nicht, wie in Oeſterreich, 
ſuspendiert geweſen. Aber Angriffe gegen die 
Rechtſprechung hat es in der Oeffentlichkeit gegeben 
— welchem Zweige der Staatsverwaltung wäre 
in dieſen Kriegszeiten der Vorwurf erſpart ge⸗ 
blieben, daß ſeine Maßnahmen den Bedürfniſſen 
der Allgemeinheit nicht genügt haben, — und 
manches Urteil iſt als dem Rechtsempfinden nicht 
entſprechend bezeichnet worden; in Kriegswucher⸗ 
fällen iſt oft und erſt neuerdings über zu große 
Milde der Urteile geklagt worden. In vielem 
trägt unſere Geſetzgebung die Schuld daran. Schon 
einmal wurde gegen die Richter aus dem Volke 
der unberechtigte Vorwurf der Weltfremdheit er⸗ 
hoben, als ſie gezwungen waren, die harten Rück⸗ 
fallſtrafen, z. B. bei Entwendung von Kohle, zu 
verhängen. Ganze Arbeit iſt auch hier nicht gemacht 
worden. Man hat immer zu viel auf die Straf⸗ 
rechtsreform verſchoben, deren Schickſale unbeſtimmter 
geworden ſind, und manche Vorſchriften des Kriegs⸗ 
ſtrafrechts ſind in den Strafdrohungen zu ſtarr; 
ſtatt entſprechend dem neuzeitlichen Strafrechte weit⸗ 
geſpannte Strafrahmen zu geben, drohen fie wie 
z. B. in der Getreideordnung u. a. multiplare 
Strafen an. Der Richter iſt durch die Starrheit 


8) Deutſche Strafrechts⸗ Zeitung 1915 S. 109: „Neue 
Aufgaben der Strafrechtspflege.“ In der Bet. des 
K. Staatsminiſteriums der Juſtiz v. 9. April 1918, die 
Strafrechtspflege während des Krieges betr., (JMBl. 
S. 55) iſt die ſorgfältige Individualiſierung des ein⸗ 
zelnen Falles, insbeſondere der Strafzumeſſung dringend 
nahegelegt und auch der geringfügigen, nicht ſtraf⸗ 
würdigen Verfehlungen gedacht worden. 
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unſerer Geſetze gebunden und dieſes Gebundenſein 
mag zuweilen auch da, wo er freier entſcheiden 
kann, ihn an althergebrachte Bahnen erinnern und 
hindern, neue Wege zu gehen. Und dann: haben 
wir in der Rechtspflege immer die richtigen Kräfte 
am richtigen Orte? Für die Rechtspflege, in der 
es um Vermögen, Ehre, Freiheit und um Leben 
geht, ſind gerade die beſten Kräfte gut genug. 
Die Koſten trägt ſonſt die Allgemeinheit, das 
rechtſuchende Publikum. Ein tüchtiger Richter, der 
Streitſachen raſch entſcheidet oder ſchlichtet, kann 
ein Segen für ſeinen Bezirk ſein. Dabei möchte 
ich begreiflicherweiſe von der großen Anzahl von 
Juſtizdienſtanwärtern und der Ueberalterung unſerer 
Juſtizbeamten in Bayern hier nicht reden. Dieſe 
Verhältniſſe ſind bei Beratung des letzten Juſtiz⸗ 
haushalts im Landtag eingehend erörtert worden. 
Die Entwickelung wird notwendig zu einer Kon⸗ 
tingentierung für den Zugang von Anwärtern 
führen müſſen, wie in anderen Teilen der Staats⸗ 
verwaltung. Nicht bloß für die Juſtizverwaltung, 
für die ganze Staatsverwaltung gilt der Satz, 
den ich ſchon einmal vor bald 20 Jahren in einer 


ordentliche Talente müſſen herausgehoben werden, 
nichts läßt tüchtige Beamte in den höheren Stellen 
mehr erlahmen, als ein Aufrücken in die höheren 
Stellen nur nach dem Alter.“ Aber iſt in unſerer 
Geſetzgebung und vor allem in dem Beſoldungs⸗ 
weſen für die Juſtizbeamten und insbeſondere für 
die Richter die Entwickelung, die jetzt in Rieſen⸗ 
ſchritten in der Abwanderung der Geſchäfte an das 
Amts- und das Schöffengericht eingelegt hat, recht⸗ 
zeitig vorausgeſehen worden? Sie wird weitergehen; 
der Zug geht an das Amtsgericht. Wir werden 
damit rechnen müſſen, daß die Zuſtändigkeit der 
Schöffengerichte weiter durch die Ueberweiſung der 
Rückfallsdelikte und dann auch die der Amtsgerichte 
in Zivilſtreitſachen, auch wegen des Sinkens des 
Geldwertes, erhöht wird. Nach dem Kriege werden 
wir ſchon aus finanziellen Gründen eine Verein⸗ 
fachung der Staatsverwaltung erhalten müſſen, 
die auch die Rechtspflege umfaſſen wird, unbe⸗ 
ſchadet ihrer Tüchtigkeit und Sicherheit. Dieſe 
Vereinfachung muß natürlich alle Zweige der 
Staatsverwaltung umfaſſen, und nichts wäre 
unbefriedigender als, wenn ſie ſich nur auf die 
Juſtiz erſtrecken und dieſe die allein Leidtragende 
ſein würde. Die Laſten des Krieges, die Krieger⸗ 
fürforge, der wirtſchaftliche Wiederaufbau, die Ver⸗ 
zinſung der Anleihen und, was noch dazu kommen 
wird, werden Sparſamkeit unerbittlich heiſchen. 
Schon vor 2 Jahren, als die Kriegsverhältniſſe 
noch günſtiger ſtanden, habe ich an anderer Stelle 
dieſe Vereinfachung der Staatsverwaltung er: 
örtert.?) Daß unſere Staatsverwaltung und ins⸗ 
beſondere unſere Rechtspflege wirtſchaftlicher ſein 


e) Recht und Wirtſchaft 1916 S. 133 u. 241. 
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müſſen, darüber herrſcht wohl Uebereinſtimmung. 
Je einfacher und raſcher die Verwaltungsmaſchine 
geht, um jo beſſer iſt es auch für ſie und die 
Allgemeinheit. Ob allerdings alle Vorſchläge, die 
neuerdings der frühere Preußiſche Juſtizminiſter 
Dr. von Beſeler in ſeiner Abhandlung „Ueber 
die Rechtspflege nach dem Kriege gemacht hat,.) 
auf dem Wege einer nicht bloß vereinfachten, 
ſondern auch ſicheren und volkstümlicheren Rechts⸗ 
pflege liegen, iſt mir zweifelhaft. Zu allem aber 
gehören tüchtige Kräfte, die durch angemeſſene Be⸗ 
ſoldungsverhältniſſe, losgelöſt von Beförderungen 
und Titeln, am richtigen Platze gehalten werden. 

Die Welt⸗ und Schickſalswende, die nun einſetzt, 
trifft im kleinen auch unſere Rechtspflege und ihre 
Beziehungen zum Volk. Man ſoll die notwendigen 
geſetzgeberiſchen Bedürfniſſe raſch befriedigen und 
nicht erſt warten, bis ein neues Strafgeſetzbuch, 
eine neue Zivilprozeßordnung oder eine neue Straf⸗ 
prozeßordnung, große abgeſchloſſene Geſetzbücher, 
kommen. Es können der Rechtspflege neue Lebens- 
kraft und Wechſelbeziehung zwiſchen ihr und dem 


Volke zugeführt werden. Ob es nicht mö lich ge⸗ 
großen Tageszeitung ausgeſprochen habe: „Außer⸗ 6 glich. g 


| 
| 


| 
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weſen wäre, die Mieteinigungsämter ſofort den 
Amtsgerichten anzugliedern, vermag ich nicht zu 
entſcheiden. Aber wenn wir in geordnete Friedens⸗ 
verhältniſſe kommen, ſollte man verſuchen die 
Sühne⸗, Schieds⸗ und Einigungsämter den Amts⸗ 
gerichten anzufügen. Dies gilt vor allem von den 
Mieteinigungsämtern. Hoffentlich iſt es nicht zu 
ſpät. Alles dies liegt auf dem Gebiete der Er⸗ 
weiterung der richterlichen Befugniſſe durch die 
gütliche Schlichtung entſtandener und durch die 
Vorbeugung gegen drohende Rechtsſtreitigkeiten und 
damit auf dem Gebiete der Zuführung eines neuen 
Lebenselementes für die Rechtspflege. Sie muß oft 
genug in ſtarrer, zuweilen unwillig aufgenommener 
Entſcheidungsform dem Rechtſuchenden gegenüber⸗ 
ſtehen oder kann nicht entſcheiden, wenn fie z. B. 
wegen Diebſtahls auf 1 Jahr Gefängnis oder 
wegen Hehlerei auf 1 Jahr Zuchthaus erkennen 
muß oder wenn ſie einen Zivilſtreit, den ſie ent⸗ 
ſcheiden möchte, mangels des Amtsbetriebes im 
bürgerlichen Streitverfahren nicht zu Ende führen 
kann. Ich würde kein Bedenken tragen für dieſen 
Gewinn neuer Geſchäftsaufgaben auch im Zivil⸗ 
ſtreiwerfahren, — ich weiß, ich finde hier nicht die 
Zuſtimmung vieler Kollegen. — Schöffen, Laien 
beiſitzer, nicht bloß in Mietſachen, ſondern auch 
z. B. in Agrarſachen u. a. zuzulaſſen. Wie es 
vergeblich iſt ſich gegen politiſche Staatsnotwendig⸗ 
keiten zu ſtemmen, ſo iſt es auf die Dauer auch 
nicht möglich gegen die ſtärkere Heranziehung des 
Laienelements in der Rechtspflege anzukämpfen. 
Das Volk will ſeine Beteiligung an der Rechts- 
pflege. So verhindern wir weitere Abtrennungen 
durch Sondergerichte von der Rechtspflege, — ich 


10) Deutſche Revue 1918, Septemberheft S. 197. 
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darf hier an die Kaufmanns⸗ und Gewerbegerichte 
erinnern — und erhalten ſie lebensfähig. In 
Richterkreiſen hat man ſich früher, erinnere ich 
mich recht, gegen die weitere Heranziehung von 
Schöffen im Strafverfahren ausgeſprochen und da⸗ 
durch den Einfluß der Richtervereinigungen in der 
Allgemeinheit nicht gemehrt. Das wird nach dem 
Gange der Entwickelung wohl ein überwundener 
Standpunkt ſein. Ich wünſchte es ebenſo, wie ich 
an anderer Stelle offen der Anſicht und dem 
Wunſche Ausdruck gegeben habe!!), daß Standes: 
vertretungen und insbeſondere Richtervereinigungen 
bei der Vorbereitung wichtiger Geſetze aus perſön⸗ 
lichen und ſachlichen Gründen herangezogen und 
gutachtlich gehört werden ſollen. Gelingt es, unſerer 
Rechtspflege neue Arbeitsgebiete zu erſchließen, die 
insbeſondere in der Erweiterung der Sühnemöglich⸗ 
keiten liegen, dann wird auch ein noch ſtärkeres 
an zwiſchen Volk und Richter lebendig 
werden 


Das find einige Gedanken, die ich angeregt 
durch die Ausführungen v. d. Pfordtens raſch 


niedergeſchrieben habe. Sie ſind Stückwerk und nur 


als ſolche zu nehmen. Die kommenden Zeiten kann 
niemand völlig überſehen; eiſerne Notwendigkeiten 
werden eine raſche Löſung fordern. Wie vieles iſt 
in der Rechtspflege in dieſen Kriegsjahren aufge⸗ 
ſchoben, nicht aufgearbeitet worden? Ich brauche 
hier nur an die Schuldenabwickelung nach dem 
Kriege zu denken. An zweierlei wird dieſe kommende 
Zeit wohl feſthalten müſſen: An dem Fundamente 
der Rechtspflege, ihrer Unabhängigkeit, darf nicht 
gerüttelt werden; ſonſt löſt ſich alles Vertrauen. 
Und andererſeits wird ſich das Drängen des Volkes 
nach einer raſchen, einfachen, billigen und volks⸗ 
tümlichen Rechtspflege nicht aufhalten laſſen. Die 
Staatsverwaltung muß es fördern. Die Rechts⸗ 
pflege ſoll von dem Vertrauen des Volkes getragen 
ſein. Es müſſen zwiſchen Richter und Volk ver⸗ 
trauensvolle Beziehungen, ſachliche und perſönliche, 
beſtehen. Dieſes Vertrauen wird feſter begründet 
ſein, wenn der Richter eine größere Bewegungs— 
freiheit auf ſeinen Arbeitsgebieten erhält und ſein 
richterliches Ermeſſen erweitert wird, ſo daß nicht 
immer bei einzelnen Fällen, die der Geſetzgeber 
nicht vorausſah oder nicht voraus ſehen konnte, die 
Klinke der Geſetzgebung in die Hand genommen 
oder der Weg der Begnadigung beſchritten werden 
muß. Für diejenigen, welche Geſetze vorzubereiten, 
zu erlaſſen und anzuwenden haben, wird der Satz 
„die Rechtspflege muß volkstümlich ſein“ in der 
Zukunft nicht bloß ein Axiom ſein dürfen. 


* Juriſtiſche 1918 
Strafrechtsreform“ 1918 S. 3 


„Anwaltſtand und | 


Nitangeklagte und Mitbeſchuldigte. 


Von Oberſtlandesgerichtsrat Dr. Schierlinger 
in München. 


In der Deutſchen Strafrechts Z. 1914 S. 242 ff. 
hat Alsberg dem „Mitangeklagten“ einige be⸗ 
merkenswerte Unterſuchungen gewidmet, die hier 
teils beſprochen, teils ergänzt werden ſollen. Neben 
dem Mitangeklagten, einem „Angeklagten“ i. S. 
des 8 155 StPO., nennt das Geſetz hie und da 
den „Mitbeſchuldigten“; ai dies kann je nach dem 
Stande des Verfahrens ein „Angeſchuldigter“ (s. 
8 155) oder ein „Beſchuldigter“ ſein, d. h. eine 
ſtrafrechtlich verfolgte Perſon. Die Gemeinſam⸗ 
keit der Verfolgung begründet, mag deren Stadium 
ein einheitliches oder ein verſchiedenes ſein, das 
Verhältnis der Mitbeſchuldigten.“) Hier tritt ſo⸗ 
fort eine Verſchiedenheit der Grundlagen hervor,“) 
die einerfeits der 8 3, andererſeits der 8 236 
bildet; als Regelfall erſcheint der innere Zuſammen⸗ 


hang der ſtrafrechtlichen Vorgänge, das Teilnehmer⸗ 


verhältnis (weiteſten S., |. 8 3), das zur prozeſſualen 
Vereinheitlichung geradezu nötigt, als im Leben 
recht häufige Ausnahme die vom Gericht ange⸗ 
ordnete Verbindung von — auch nur äußerlich 
und irgendwie — zuſammenhängenden Strafſachen 
ohne Unterſchied der Prozeßlage, ja des Rechts⸗ 
zuges ($ 236). Die ſtärkere Betonung der Selb: 
ſtändigkeit der einzelnen Straſſachen in derartigen 
Faͤllen iſt m. E. das Hauptverdienſt von Alsbergs | 
Ausführungen. 

Die Stellung als MA. oder MB. bedingt 
eine Reihe von Beſchränkungen, die zwar den 
Teilnehmer mit Recht treffen, dem bloß wegen des 
äußeren Zuſammenhanges Mitverfolgten aber 
möglichſt erſpart werden ſollten. 

1. Der MA. oder MB. kann ebenſo wie der 
Staatsanwalt einen Zeugen dadurch verlieren, daß 
dieſer zu dem anderen MA. in einem durch den 
8 51 betroffenen Verhältnis ſteht und von dem 
dort bezeichneten Rechte Gebrauch macht. Die 
Rechtſprechung“) ſchließt zwar das Zeugnisver⸗ 
weigerungsrecht in Anbetracht ſolcher ſelbſtändiger 
Straffälle aus, an denen der Angehörige des Zeugen 
nicht beteiligt iſt; allein bei anderer Sachlage 
entfällt durch die Entſchlagung oft ein wichtiges 
Beweismittel für oder gegen einen Beſchuldigten, 
bezüglich deſſen ſie überhaupt nicht ſtattfinden 
könnte, wenn er nicht MA. oder MB. in dem⸗ 
ſelben Verfahren wäre. Eine beſſere, dem 
richterlichen Ermeſſen mehr Spielraum gewaͤhrende 
Faſſung enthält die öſterreichiſche StPO. (8 152 
Abſ. 2); ſie gibt dem Zeugen das Entſchlagungs⸗ 


) Abkürzungen: „MA.“, „MB.“; die angef. Para⸗ 
l ſind die der St. 
So RG St. 33, 350 im Anſchluß an 27, 270 
und 32, 72 und unter Ablehnung von 27, 312. 
0 Zur Syſtematik vgl. Birkmeyer, Strafproz. S. 110. 
8 9 RG. 16, 154; Goltd. 45, 286; a. M. JW. 1888 
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recht gegenüber dem ihm nicht verwandten MB. 
nur, wenn eine Sonderung der dieſen betreffenden 
Ausſagen nicht möglich iſt.“) Die entgegengeſetzte 
Richtung bezeichnet der deutſche Entwurf einer 
StPO. in 8 50 mit den Worten: „Zur Verweigerung 
des Zeugniſſes im vollen Umfang iſt berechtigt“ 
uff.; die Rückſicht auf den Zeugen geht hier ent⸗ 
ſchieden weiter, als er beanſpruchen kann und als 
der Wahrheitsermittlung bezüglich der MA. 
dienlich iſt. 

2. Eine weſentliche Beſchränkung') für den 
MB. oder MA. bildet das Verbot, ſeinen Genoſſen 
als Zeugen zu berwenden. Dieſes Verbot, das 
aus der begriffsmäßigen Unvereinbarkeit der Be⸗ 
ſchuldigten⸗ und der Zeugenſtellung folgt, iſt praktiſch 
nicht ohne Ausnahmen. Alsberg will es mit Recht, 
auch für die MA., auf Ausſagen über ſolche Tat⸗ 
ſachen beſchränkt wiſſen, die für den eigenen Straf⸗ 
fall des als Zeuge benannten MA. in Betracht 
kommen. An dem gegenteiligen Standpunkt hält 
das RG., das ihn in E. 6, 279 eingehend be⸗ 
gründet hat, noch jetzt feſt;') ihn haben u. a. 
Binding, Bennecke⸗Beling, Oetker mit triftigen 
Gründen bekämpft. Zuzugeben iſt ja, daß der 
Aufbau des Strafverfahrens und namentlich die 
Anordnung der Hauptverhandlung einem Rollen⸗ 
wechſel der hier fraglichen Art hinderlich ſind. 
Die Hinderniſſe ſind aber nicht unüberwindlich, 
die Bekundungen des MB. oder MA. zu der 


einen Sache laſſen fi) von denen zu der andern 


meiſtens trennen; als letzter Ausweg bleibt, auch 
für die Hauptverhandlung, noch immer die Trennung 
der bisher verbundenen Sachen ſelbſt. Das Oberſte 
LG. ſagt in anderem Zuſammenhang,“) aber auch 
für unſere Frage zutreffend: „Durch die Ver⸗ 
bindung . .. darf der davon Betroffene an den 
Rechten, die ihm bei getrennter Verhandlung zu⸗ 
ftehen würden, keine Einbuße erleiden, da fie aus 
prozeſſualen Zweckmäßigkeitsgründen erfolgt und 
von dem Willen des Beteiligten unabhängig iſt.“ 
Im Intereſſe der Wahrheitserforſchung ſollte jedes, 
auch ein minder verläſſiges Beweismittel heran⸗ 
gezogen werden; die nur auskunftweiſe Vernehmung 
des MA. als ſolchen begegnet, abgeſehen von einem 
häufigen und oft ſehr erklärlichen Mißtrauen der 
Richter, ſchon der prozeſſualen Schwierigkeit, daß 
fie nur durch den Vorſitzenden erfolgen kann, 
Fragen des Staatsanwalts, des Verteidigers und 
des andern MA. nurd urch Vermittlung des erſteren 
ſtatthaſt find; “) hier kann nur ein wenn auch bloß 
zeitweiliger Uebergang des MA. in die Stellung 


5) Vgl. v. Schwarze, Komm. S. 178, Puchelt⸗Dreyer 
N. 7 zu § 51; a. M. Löwe, Anm. 3a daſ. 
) Dies und die Nutzanwendung für 8 236 gibt 
das RG. nicht zu, Seuff Bl. 67, 449; Recht 1906 Nr. 1277. 
) 23. 1916, 1549. Vgl. Rechtſpr. 10, 343: Löwe 
zu § 236. 
e) Seuff Bl. 78, 271, betr. den Anſchluß eines 
MA. als Nebenkläger. 
) StPO. 8 239; RGSt. 47, 139. 
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des — zunähft unbeeidigten — Zeugen helfen, 
die ihm zugleich auch die Pflicht zur wahrheits⸗ 
gemäßen Ausſage auferlegt. Das RG. hat ſeiner⸗ 
ſeits den MB., ſofern gegen ihn nur nicht ſchon 
das Hauptverfahren eröffnet, er alſo zum MA. 
geworden iſt, für zeugnisfähig — auch in der 
Hauptverhandlung — erachtet; ) der letzte Schritt, 
die Gleichſtellung des MA. mit dem MB., ſollte 
bezüglich der Fragen, die nicht den für beide MA. 
irgendwie gemeinſamen Straffall betreffen, un⸗ 
bedenklich ſein. 

3. Anlangend die Beeidigung der Ausſagen 
iſt zu 556 Nr. 3 zu bemerken: Daraus, daß das 
Verbot der Beeidigung ſchon den der Teilnahme 
(Begünſtigung uſw.) nur Verdächtigen mitbetrifft 
und daß es ſich auf bereits abgeurteilte Beteiligte 
erſtreckt, iſt nicht zu ſchließen, daß die zwiſchen 
beiden ſtehende Gruppe der MB. ſchlechthin dem 
9 56 Nr. 3 unterworfen wäre; es kommt auf 
den Verdacht des über die Beeidigung befindenden 
Richters an, ſo daß ein MB., der dieſem nicht 
teilnahmeverdächtig ſcheint, ſogar hinſichtlich der 


„den Gegenſtand der Unterſuchung bildenden Tat“ 


beeidigt werden kann, ja muß, mögen ihn auch 
der Staatsanwalt, der Unterſuchungsrichter uff. 
für teilnahmeverdächtig halten.!) Der Ausdruck 
„Tat“ bezeichnet hier bekanntlich mehr als den 
geſetzlichen Tatbeſtand, er umfaßt den geſamten 
Vorgang, innerhalb deſſen letzterer verwirklicht 
worden iſt.“) Bei einem Vorgang, der in mehrere 
ſtrafrechtlich ſelbſtändige Akte zerfällt, richtet ſich 
die Beeidigungsfrage nach dem inneren Zuſammen⸗ 
hang der einzelnen Akte.“) Wo ein folder Zu⸗ 
ſammenhang fehlt, muß der MB., ſofern er an dem 
betr. Einzelakt unbeteiligt iſt, über dieſen eidlich ver⸗ 
nommen werden.““) Der Teilnahme ſteht übrigens 
die Alleintaterſchaft des Zeugen ſowie deſſen (ſelb⸗ 
ſtändige) Mehrtäterſchaft neben dem Angekl. gleich; “) 
des weiteren darf hier für den Teilnahmebegriff 
(ſtrafbare Mitwirkung aktiver Art) auf Löwe ver⸗ 
wieſen werden.“) Die an ſich bedenkliche Annahme 
des RG., daß der Beſchluß der Nichtbeeidigung 
mit dem allgemeinen „Teilnahmeverdacht“ (ſtatt 
näherer Darlegung der Teilnahmeform uff.) aus: 
reichend begründet werde, ) hat gegenüber einem 
MB. noch am eheſten eine Berechtigung. 

4. Auf die Annahme, eine in einem beſtimmten 
Verfahren einmal „formell“ als Beſchuldigter 
(Mitangeſchuldigter) aufgetretene Perſon könne, 


10) 88. 1916, 1369. 

1 RG St. 16, 210; JW. 1912, 943. 

1) RGSSt. 32, 32; vgl. BayzfR. 3, 435. 

18) Recht 1912 Nr. 435. 

14 RG St. 11, 1; 49, 359; vgl. Rechtſpr. 6, 466; 


16) RGSt. 5, 362; 23.1915, 42; auch Recht 1917 
Nr. 1751. 

100 Löwe N. Za zu 8 56; neuere Entich. im Recht 
1913 Nr. 2662, 3211; 1914 Nr. 1030; 1917 Nr. 1750, 
1751; 1918 Nr. 310. 

1) L Z. 1916, 954. 
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gleichviel in welchem Stadium das Verfahren 
gegen ſie und jenes gegen den MB. ſich befindet, 
nicht mehr in anderer Eigenſchaft aufgefaßt werden, 
ſcheint ſich das RG.) bei einer weiteren Ein: 
ſchränkung der Verteidigung von MA. oder MB. 
zu ſtützen. Als Zeuge könnte jene Perſon im Fall 
ihrer Erkrankung oder weiten Entfernung nach 
§ 222 vernommen werden; den MB. ſchließt der 
Wortlaut des § 222 hievon aus, während ſeine 


Ausſage, wenn bereits früher — in gehöriger 


Form — aufgenommen, in der Hauptverhandlung 
für oder gegen den anderen MB. benützt werden 
könnte (8 250 Abſ. 1). Zur Vorbereitung der 
Hauptverhandlung darf alſo hier etwas nicht ſtatt⸗ 
finden, was, wenn zufällig ſchon anderwärts ge: 
ſchehen, in der Hauptverhandlung verwertet werden 
dürfte. Es iſt zuzugeben, daß außer dem Wort⸗ 
laute des 8 222 auch die Unvereinbarkeit des 
Teilnehmerverhältniſſes !“) mit der Zeugenrolle für 
die Unzuläſſigkeit der auswärtigen Vernehmung 
ſpricht; unterſtellt man aber den Fall zweier bloß 
aͤußerlich zuſammenhaͤngender Straſſachen, ſo 
ſchwinden die Bedenken gegen die Heranziehung 
der als Beſchuldigter unerreichbaren Perſon als 
Zeuge und es bildet nurmehr eine Formfrage, 
ob das — gegebenenfalls und nach $ 203 aus⸗ 
geſetzte — Verfahren gegen dieſe (im Falle der 
RGE. im Ausland befindliche) Perſon vorerſt noch 
abgetrennt oder ob ſie ohne weiteres als unbe⸗ 
eidigter Zeuge vernommen werden ſoll. 

Alsberg (S. 244ff.) hat weiterhin auf die 
Bedeutung der Mehrheit von Angeklagten für die 
„Vergemeinſchaftung“ gewiſſer Behelfe hin⸗ 
gewieſen; er nennt hier zunächſt die herbeigeſchafften 
Beweismittel (8 244) und die Beweisanträge. 
Mit Recht tadelt er, daß das RG. den Verzicht 
eines Angekl. auf den von ihm vorgeſchlagenen 
Zeugen, der vor Gericht erſchienen iſt, auch gegen 
den an der betr. Beweisfrage nicht ebenfalls be- 
teiligten MA. gelten läßt.“) Der beſondere Sach⸗ 
verhalt der Entſch. ſpricht wohl für dieſe Verzichts⸗ 
folge; bedenklich iſt aber deren Verallgemeinerung mit 
der Begründung, daß die von dem Beweisführer 
geltend gemachten Umſtände für die MA. — ſelbſt 
bei ein und derſelben Tat — gar keine Bedeutung 
beſitzen. Ob dies der Fall, kann ſehr oft erſt die 
Vernehmung des Zeugen lehren, der ja gerade 
für die MA. zumeiſt ein neues Beweismittel ſein 
wird. Das RG. hat übrigens für den Fall der 
Einheitlichkeit der Tat die Benachrichtigung des MA. 
des Beweisführers im Sinne der 88 222 ff. für ge: 
boten erklärt; ?“) in gleichem Sinne ließe ſich 
wenigſtens für ebendieſen Fall die vorerwähnte 
Frage billigerweiſe beantworten. — In Anſehung 


18) RG St. 16, 232. Vgl. andererſ. BaygfR. 4, 125. 


10) Der RGE. liegt das Verhältnis von Dieb und 


Hehler zugrunde ($ 3). 
20) RGSt. 10, 300. 
21) RES. 1, 210; vgl. Recht 1902 S. 377. 


der Frage, inwieweit außerhalb des 8 244 die 
Stellung eines Beweisantrages durch den 
einen MA. oder die Ablehnung eines ſolchen An⸗ 
trages für oder gegen den andern MA. wirkt, 
möchte ich Alsberg, der hier die RGE. 17, 375) 
mißbilligt, nicht beitreten. Gewiß ſoll ein um⸗ 
ſichtiger Vorſitzender nach der Stellung oder doch 
vor der Ablehnung ſolcher Anträge einzelner die 
MA. befragen; verſäumt er dies jedoch, jo be⸗ 
gründet das die Reviſion nicht.“) Wie nach 8 61 
ZPO. die Handlungen eines Streitgenoſſen dem 
andern weder zum Vorteil noch zum Nachteil ge⸗ 
reichen, jo ſtehen auch die MA. dem Staatsan- 
walt regelmäßig als einzelne gegenüber, jeder 
muß für ſich handeln; auch der einer notwendigen 
Streitgenoſſenſchaft vergleichbare Fall der Teil⸗ 
nahme (e. S.) begründet keine Ausnahme. Ver⸗ 
ſäumnisfälle der in 8 62 ZPO. bezeichneten Art 
ſind dem Strafverfahren fremd. 


Ueber die Verbindung zweier in verſchiedenen 
Rechtszügen ſchwebenden Sachen vor der Straf⸗ 
kammer und über die hieraus folgenden Unſtimmig⸗ 
keiten bei Verleſung ſchöffengerichtlicher Protokolle 
ſ. REEL. 20, 161; Recht 1910 Nr. 353; Löwe 
§ 236 Anm. 1 und die Kritik Alsberg's a. a. O. 
S. 245 ff. 

An minder erheblichen, den MA. in der StPO. 
ausdrücklich zugeſtandenen Befugniſſen ſind hier zu 
nennen: das Recht des MA. auf nachträgliche 
Mitteilung deſſen, was in ſeiner nach 8 246 an⸗ 
geordneten zeitweiligen Abweſenheit aus dem 
Sitzungsſaale verhandelt worden iſt;“) das Recht 
der Aeußerung des einen MA. zu den Verhörs⸗ 
angaben des andern in der Hauptverhandlung, 
8 256 (nicht reviſible Sollvorſchrift);“) gewiſſe 
Rechte im ſchwurgerichtlichen Verfahren (88 284, 
292 Abſ. 2). Hiezu kommen noch die bekannten 
Koſtenvorſchriften (8 498 Abſ. 2), 8 505 mit 
Löwe's Anm. 3c). 

Zu prüfen iſt noch, ob der MA. auf die An⸗ 
weſenheit ſeines Genoſſen in der Hauptverhandlung 
ein durch Reviſion nach 8 377 Nr. 5 geſchütztes 
Recht hat. Der U. Strafſenat des RG. hat die 
Frage in der E. 29, 294 bejaht, in E. 38, 272 
verneint und zwar unter Preisgabe der früheren 
Entſcheidungsgründe. Beide Entſcheidungen ſcheinen 
von der jeweiligen Prozeßlage beeinflußt. In dem 
Falle der neueren hat die Abweſenheit von zwei 
MA., bei der zunächſt beſchloſſen worden war, 
ohne ſie weiterzuverhandeln, nur bis zur Verleſung 


25) A. M. RGSt. 1, 170. 

1) Zu einzelnen Unterfragen vgl. BaygfR. 3, 109 
(Ablehnung); JW. 1916, 682 (Nichtbeſcheidung). 

20) RGSt. 16, 348; näheres über die Förmlich⸗ 
1 un» die Folgen ihrer Verletzung Recht 1914 
Nr. 1203. 

20) RGSt. 2, 202; 15, 172 (ſchwerhöriger Angekl.). 

26) Wegen der fog. Nebentäter ſ. Recht 1916 Nr. 157, 
Beibl. z. bayer. Juſt MBl. 1915 S. 494. 
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des Eröffnungsbeſchluſſes gedauert, ſie konnte alſo 
die anweſenden Angekl. kaum irgendwie beeinträch⸗ 


tigen. In dem aͤlteren Falle (Mehrtäterſchaft bei 


Fahrlaffggkeitsvergeher) war nach Vernehmung 
beider MA. und demnaͤchſtiger Vertagung der eine 
MA. krankheitshalber ausgeblieben; der Beſchluß. 
gegen den anderen allein fortzuverhandeln, 5 
im vornherein unſtatthaft (RGSt. 22, 247), 
konnte auch deſſen Verteidigung . 
weil die Auslaſſungen des nicht anweſenden MA. 
vielleicht zur Entlaſtung des andern hätten dienen 
können. Die neuere Entſcheidung bemerkt unter 
Hinweis auf die bekannten Ausnahmen (§8 230 f.). 
daß die Anweſenheit des Angekl. überhaupt nur 
bedingungsweiſe geboten ſei und daß neben der 
allgemeinen Regel des 8 229 ein Verbot gegen 
den erſchienenen Angekl. beim Ausbleiben des MA. 
zu verhandeln, ſich nirgends finde. Hiebei verkennt 
ſie doch wohl die Tragweite der allgemeinen Er⸗ 
ſcheinungspflicht des Angekl.““) und die enge Be: 
grenztheit der Ausnahmen. Der Leitſatz des § 229 
erzeugt für alle Prozeßbeteiligten Re hte, für den 
MA. jedenfalls inſoweit, als auch er an dem 
Anſpruch auf Erforſchung der Wahrheit mit allen 
zuläſſigen Mitteln beteiligt iſt. In dem Falle 
E. 38, 272 ſtand dieſer Anſpruch überhaupt nicht 
in Frage, es handelte ſich hier nur um die ein⸗ 
leitenden Förmlichkeiten der Hauptverhandlung.“ 
Auf die weiteren Gegengründe Alsberg's, der den 
hier eingenommenen Standpunkt vertritt, wird 
verwieſen; beizutreten iſt ihm namentlich in der 
ſachgemäßen Beſchränkung ſeiner Forderung auf 
innerlich zuſammenhängende Strafſachen ($ 3). 
Die auf einer Trennung der bisher verbundenen 
Verhandlung beruhende RGE. vom 1. März 1910 
iſt für die hier behandelte Frage nur mittelbar 
von Belang. 


Was endlich die Wirkung der erfolgreichen 
Reviſion eines Angekl. zugunſten der nichtrevidie⸗ 
renden MA. anlangt (3 397), jo beruht dieſe 
einesteils auf einer Forderung der Gerechtigkeit,“) 
andernteils wohl auf dem — hier ausnahmsweiſe 
zutreffenden — Gedanken einer notwendigen Streit: 
genoſſenſchaft. Sie beſchränkt ſich demgemäß auf 
Urteile über eine und dieſelbe Tat,“) erſtreckt ſich 
andererſeits auf die Fälle einer nur teilweiſen Ver: 
ſäumnis des betr. MA., z. B. auf den Fall, da 
dieſer zwar die Reviſion eingelegt, ſie aber nicht 
rechtzeitig oder nicht zutreffend begründet hat.“) 


Bl der Wahrheitserforſchung, ſ. Löwe, Anm. 1 
zu 5 
95 igt noch Goltd. 50, 391. 
0 Recht 1910 Nr. 1315. 
20) Komm.⸗Beſchl. bei Löwe, Anm. 1. 
21) RGSt. 6, 256; Recht 1912 Nr. 161. 
2) Rſpr. 6, 557; RGSt. 40, 220; RM. 18, 55. 


Die Vohnungspolizei in Bayern. 
Von Rechtsrat M. Mayr in München. 
Die Wohnungsfrage ſteht gegenwärtig im Brenn⸗ 


punkte der öffentlichen Erörterung. Der Krieg hat 
in den meiſten deutſchen Städten und auch in 


unſerem engeren Vaterlande Bayern aus mannig⸗ 
fachen Urſachen heraus eine immer ſtärker fühlbar 


werdende Wohnungsknappheit gezeitigt, die ſich in 


verſchiedenen Gemeinden bis zum vollſtändigen 
Mangel jeden Wohnungsangebotes geſteigert hat. 
Wohnungsnot iſt aber leider gleichbedeutend mit 
einer Verſchlechterung der Wohnungsverhältniſſe 
überhaupt, Ueberfüllung der Wohnungen, Aus⸗ 
wüchſe im Schlafgängerweſen, Teilung größerer 
Wohnungen in mehrere kleine, Benutzung minder⸗ 
wertiger Wohnungen uſw. ſind ihre notwendigen 
Begleiterſcheinungen. Damit eröffnet ſich ein weites 
Arbeitsfeld für die Wohnungspolizei. In 
Zeiten ſolcher Wohnungsnot, wie wir ſie gegen⸗ 
wärtig zu verzeichnen haben, müßte die Intenſität 
der Wohnungspolizei am ſtärkſten ſein; ihre Er⸗ 
folge werden freilich damit nicht immer gleichen 
Schritt halten können; denn die Unmöglichkeit der 
Abhilfe ſetzt der Wohnungspolizei gar oft unüber⸗ 


ſchreitbare Grenzen. 


Die Tragweite der Wohnungsfrage in der 
Gegenwart und die Bedeutung, die damit auch 
die Wohnungspolizeitätigkeit gewinnt, rechtfertigt 
es vielleicht in kurzen Umriſſen die Regelung der 
Wohnungspolizei in Bayern vom Standpunkte des 
Juriſten und des Sozialpolitikers aus zu betrachten. 
Dieſe Betrachtung will ich mit einigen begriff: 
lichen Erörterungen beginnen. Das Wort Woh⸗ 
nungspolizei iſt eigentlich verpönt. Die grund: 
legenden Verordnungen und amtlichen Erlafle 
vermeiden es gefliſſentlich von Wohnungspolizei 
zu ſprechen. Sie wollen damit zum Ausdruck 
bringen, daß eine Handhabung dieſer Tätigkeit 
im polizeilichen Geiſt nicht dem Zweck und Sinn 
der Einrichtung entſprechen würde. 
kann man das Wort nicht entbehren, denn es be⸗ 
zeichnet am klarſten und beſtimmteſten ſeinen recht⸗ 
lichen Inhalt, nämlich diejenige behördliche Tätig⸗ 
keit, die die Beobachtung, Verhütung und Be⸗ 
kämpfung von gefahrdrohenden Mißſtänden auf 
dem Gebiete des Wohnungsweſens bezweckt. Das 
Gegenſtück hiezu bildet die ſogenannte Wohnungs— 
pflege, welche die poſitive Verbeſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe durch die Tätigkeit der 
ſogenannten aktiven Verwaltung zum Inhalt und 
Ziele hat. Wohnungspolizei und Wohnungspflege 
ſind keine feindlichen Schweſtern, ſondern müſſen 
vielmehr Hand in Hand gehen. Die Wohnungs— 
polizei ſchafft die Grundlage für die wohnungs— 
pflegeriſche Tätigkeit der öffentlichen Organe; 
anderſeits iſt Wohnungspolizei ohne Eingreifen 
der Wohnungspflege unnützes Stückwerk. Wohnungs⸗ 
polizei und Wohnungspflege zuſammen genommen 


Gleichwohl 


genug für Rechtspflege in Bayern, 1918. Kr. 21 u. 22. 


bilden jenen Inbegriff von öffentlichen Aufgaben, 


die man gemeinhin als Wohnungsfürſorge 
bezeichnet. a 
Die Wohnungspolizei hat in Deutſchland und 
auch in Bayern eine verhältnismäßig noch junge 
Geſchichte. Solange der überwiegende Teil 
des deutſchen Volkes noch Landwirtſchaft betrieb 
und das Anwachſen der Städte ſich noch in ruhigen 
Bahnen bewegte, war das Bedürfnis nach einer 
Beaufſichtigung des Wohnungsweſens verhältnis— 
mäßig gering. Erſt die zunehmende Induſtrieali⸗ 
ſierung und das raſche Wachstum der Städte, in 
denen ſich große Menſchenmaſſen zuſammendrängten, 
verbunden mit den Auswüchſen eines rein ſpeku⸗ 
lativen Bauunternehmertums zeitigten allmählich 
Mißſtände in der Unterbringung der Menſchen, 
insbeſondere der minderbemittelten Bevölkerungs⸗ 
klaſſen, mit zahlreichen bedenklichen Folgeerſchei⸗ 
nungen. Dieſen Mißſtänden ſuchte man zunächſt 
gelegentlich der Regelung anderer großer Rechts⸗ 
gebiete beizukommen. Es ſollen hier nur erwähnt 
werden das umfangreiche Gebiet der Baupolizei, 
die durch mannigfaltige Vorſchriften eine er: 
beſſerung der Wohnungsverhältniſſe herbeizuführen 
ſuchte, dann die feuerpolizeilichen Maßregeln, dann 
Vorſchriften auf dem Gebiete des öffentlichen 
Geſundheitsweſens, ſittlichkeitspolizeiliche Verord⸗ 
nungen uſw. Alle dieſe polizeilichen Vorſchriften 
enthielten Anſätze und Anfänge zu wohnungs⸗ 
polizeilichen Maßnahmen, jedoch eben nur Anſätze, 
die ohne Syſtem nur den gröbſten Mißſtänden 
auf dem Gebiete des Wohnungsweſens entgegen: 
traten. Die zunehmende Vertiefung der ſozialen 
Erkenntnis ließ jedoch allmählich die Ueberzeugung 
zum Durchbruch kommen, daß die Bekämpfung 
der Mißſtände in den Wohnungsverhältniſſen ein 
ſyſtematiſches Vorgehen erfordert und zum Gegen⸗ 
ſtand eines beſonderen polizeilichen Rechtsgebietes 
gemacht werden muß. Die ſüddeutſchen Staaten 
ſind in dieſer Erkenntnis vorangegangen. In 
Bayern wurde um die Wende des Jahrhunderts 
die Rechtsgrundlage für die Wohnungspolizei gelegt. 
In der Abgeordneten⸗Kammer des Landtags wurde 
im Jahre 1900 der Antrag eingebracht: 
„Es ſei die K. Staatsregierung zu erſuchen, ſie 
möge für größere Städte und Fabrikorte im 
Intereſſe des Mittel- und Arbeiterſtandes 
1. erweiterte wohnungspolizeiliche Vorſchriften 
erlaſſen zur Wahrung der Geſundheit und 
Sittlichkeit, insbeſondere auch zur Regelung 
des Schlafgängerweſens, 
2. eine Reviſion der baupolizeilichen Vorſchriften 
eintreten laſſen, 
3. Wohnungsinſpektoren anſtellen uſw.“ 
Wohl mitbeſtimmt durch dieſen Antrag legte die 
Regierung noch in der gleichen Legislaturperiode 
dem Landtag einen Geſetzentwurf vor „die Er— 
gaͤnzung und Abänderung des PStGB. für das 
Königreich Bayern vom 26. Dez. 1871 betr.“ 
Dieſer Entwurf hat am 22. Juni 1900 Geſetzes⸗ 


— — — — ä 
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kraft erlangt. Hierdurch erhielt der Art. 73 Abſ. 2 
und 3 des PStGB. eine neue erweiterte Faſſung. 
Wahrend nämlich bisher nur das Beziehen neu⸗ 
hergeſtellter Wohnungen oder Wohnraͤume vor 
Erteilung des ſogenannten Wohnungskonſenſes 
unter Strafe geſtellt war, erklärte das Geſetz vom 
22. Juni 1900 auch für ſtrafbar, wer den Ver⸗ 
ordnungen, ober: oder ortspolizeilicher Vorſchriften 
zuwiderhandelt, die über die Beſchaffenheit und 
die Belegung von Wohnungen oder Wohnräumen 
und über die polizeiliche Beaufſichtigung des 
Wohnungsweſens erlaſſen ſind. Damit war die 
rechtliche Grundlage für das weite Gebiet der 
Wohnungspolizei in Bayern im Rahmen des 
Polizeiſtrafgeſetzbuches geſchaffen. Bayern hat ſonach 
nicht, wie das jüngſt in Preußen geſchehen iſt, den 
Weg der Erlaſſung eines eigenen Wohnungsgeſetzes 
beſchritten, ſondern ſich mit der Einſchaltung einer 
blankettgeſetzlichen Vorſchrift in einem Abſchnitt 
des Polizeiſtrafgeſetzbuches begnügt, der die Ueber⸗ 
tretungen in bezug auf Leben und Geſundheit 
regelt. Der geſundheitspolizeiliche Geſichtspunkt war 
alſo für die Regelung in Bayern ausſchlaggebend. 
Die Vorſchriften des Art. 73 Abſ. 2 und 3 PStGB. 
fallen aber inſoferne über den Rahmen der Ge⸗ 
ſundheitspolizei hinaus, als ſie auch Anordnungen 
im Intereſſe der Sittlichkeit zulaſſen und deren 
Uebertretung unter Strafe ſtellen. Die blankett⸗ 
geſetzliche Regelung der Wohnungspolizei in Bayern 
hat den Vorteil, daß auf dem Verordnungswege 
und durch örtliche Polizeivorſchriften raſcher als 
dies durch die Geſetzgebung geſchehen kann, den 
jeweils auftretenden Bedürfniſſen entſprochen werden 
kann und die individuell verſchiedenen örtlichen 
Verhältniſſe Berückſichtigung finden können. 

Auf Grund des Art. 73 Abſ. 2 und 3 PStGB. 
erging ſodann die K. Verordnung vom 10. Februar 
1901 die Wohnungsaufſicht betr. Dieſe Verord- 
nung regelt in großen Umriſſen die Aufgaben und 
die Organiſation der Wohnungsaufſicht in Bayern, 
enthält aber auch ſchon verſchiedene allgemeine 
Vorſchriften über die Beſchaffenheit der Wohnungen 
und überläßt im übrigen die Weiterregelung der 
einſchlägigen Verhältniſſe ober: oder ortspolizeilichen 
Anordnungen ($ 16 der Verordnung). 

Zu Art. 73 Ab). 2 und 3 des PStGB. und 
§ 16 der K. Verordnung vom 10. Februar 1901 
ſind ſodann in allen Regierungsbezirken oberpoli⸗ 
zeiliche Vorſchriften der K. Regierungen ergangen, 
die eingehende wohnungspolizeiliche Vorſchriften 
über das Schlafgängerweſen, die Belegung der 
Wohnraͤume uſw. enthalten. 

Endlich haben zahlreiche Gemeinden es unter⸗ 
nommen noch weitere Einzelheiten im Wege der 
ortspolizeilichen Vorſchrift durch ſogenannte „Woh⸗ 
nungsordnungen“ zu regeln, in die dann gewöhnlich 
auch die beſtehenden oberpolizeilichen Vorſchriften 
hineinverarbeitet wurden. Ein Beiſpiel hiefür bietet 
die Wohnungsordnung der Stadt München vom 
23. November 1911. 
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Nach dieſem kurzen Ueberblick über die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der Wohnungspolizei in Bayern 
möchte ich in den nachfolgenden Ausführungen in 
gedrängter Form eine ſyſtematiſche Darſtellung 
des z. Zt. in Bayern geltenden Wohnungspolizei⸗ 
rechtes geben, wobei ich mich natürlich nicht auf 
einzelne Beſtimmungen der zahlreichen ober⸗ und 
ortspolizeilichen Vorſchriſten einlaſſen kann. Bei 
der Gliederung des Stoffes laſſen ſich unterſcheiden 
die materiellrechtlichen Normen wohnungspolizei⸗ 
licher Art, und die Verfahrendvorſchriften; die 
letzteren umfaſſen die formelle Ordnung des Woh⸗ 
nungsaufſichtsdienſtes, Zuſtändigkeit, Organiſation 
und Zwangsbefugniſſe. 


A. Die materiellrechtlichen Normen der 
Wohnnngspolizei. 
1. Inhalt dieſer Normen im allgemeinen. 


Maßgebend hiefür iſt der geſetzliche Rahmen 
des Art. 73 Abſ. 2 PS t GB. Hiernach handelt es 
ſich um Verordnungen, ober⸗ oder ortspolizeiliche 
Vorſchriften (Art. 3, 7, 9 PStGB.), welche aus 
Rückſichten auf die Geſundheit oder Sittlichkeit über 
das Beziehen neuhergeſtellter Wohnungen oder 
Wohnungsräume oder über die Beſchaffenheit und 
die Belegung von Wohnungen erlaſſen find. Die 
weiterhin erwähnten Vorſchriſten über die polizei: 
liche Beaufſichtigung des Wohnungsweſens betreffen 
das formelle Wohnungspolizeirecht. Bedingung aller 
wohnungspolizeilichen Normen iſt ſonach, daß ſie 
erlaſſen find im Intereſſe der Geſundheit oder der 
Sittlichkeit. Vorſchriften, die die Beſchaffenheit der 
Wohnungen aus ſchönheitlichen Rückſichten oder 
nur aus Rückſichten techniſcher Zweckmäßigkeit 
regeln, fallen alſo nicht unter Art. 73 Abſ. 2 PStGB. 


2. Abgrenzung gegenüber anderen Polizeivorſchriften. 
Das Verhaltnis der wohnungspolizeilichen Nor: 


men zu anderen polizeilichen Rechtsgebieten bietet 


mannigfache Schwierigkeiten. Insbeſondere die Be: 
ziehungen der Wohnungspolizei zur Baupolizei 
find keineswegs klar und einfach. Es wurde bereits 
erwähnt, daß es ſchon vor der geſetz⸗ und verord⸗ 
nungsmäßigen Regelung der Wohnungspolizei 
zahlreiche Polizeivorſchriſten gegeben hat, welche auf 
das Wohnungsweſen Bezug hatten und gegen die 
gröbſten geſundheitlichen und fittlichen Mißſtände 
im Wohnungsweſen gerichtet waren. Die Novelle 
zum PStGB. vom 22. Juni 1900 und die darauf 
gegründete K. Verordnung vom 10. Februar 1901 
die Wohnungsauſſicht betr. bezweckten eine Zu: 
ſammenfaſſung und Ergänzung der beſtehenden 
Normen zu einem beſonderen Gebiet polizeilicher 
Wirkſamkeit, ohne dadurch die beſtehenden bau-, 
feuer-, geſundheits⸗ und gewerbepolizeilichen Be: 
ſtimmungen zu berühren. Soweit alſo die letzt⸗ 
genannten Beſtimmungen ſtrenger ſind als die 
wohnungspolizeilichen Vorſchriften, gehen fie den: 
ſelben vor. Dagegen war nunmehr anderſeits die 


1 


Möglichkeit geſchaffen, die beſtehenden Vorſchriften 
im Intereſſe einer Verbeſſerung der Wohnungs⸗ 
verhältniſſe zu verſchärfen; ſoweit dies geſchehen iſt, 
gehen die wohnungspolizeilichen Normen vor. Die 
wohnungspolizeilichen Vorſchriften haben daher den 
Charakter von ſubfidiären Rechtsnormen, d. h. 
ſie greiſen nur ein, ſoweit die übrigen Polizei⸗ 
vorſchriften nicht genügen. Wie wenig das bisher 
der Fall war, beweiſt die Tatſache, daß in unſeren 
Bauordnungen zwar einzelne Beſtimmungen über 
Wohnräume und Wohngebäude enthalten ſind, der 
Begriff der Wohnung dagegen überhaupt nicht 
vorkommt. Die Baupolizei trifft Vorſchriften für 
die Errichtung und Abänderung von Gebäuden 
und hat dafür zu ſorgen, daß dieſe Vorſchriften 
eingehalten werden; ihre Tätigkeit iſt in der Regel 
beendet, wenn das Bauwerk vollendet iſt; der fernere 
Zuſtand des Gebäudes und die Art feiner Be: 
nützung iſt ihrem Einfluß im weſentlichen entzogen. 
Hier greift nun die Wohnungspolizei ein. Ihre 
Vorſchriften betreffen gerade die jeweilige Beſchaffen⸗ 
heit und die Art der Benützung der Wohnungen 
und Wohnräume. Dabei kann die Wohnungspolizei 
in ihren Anforderungen an die Beſchaffenheit 
weitergehen als die Baupolizei, ſie kann insbeſondere 
beſtehende Bauverhältniſſe beanſtanden, die z. Zt. 
der Errichtung des Bauwerkes den baupolizeilichen 
Vorſchriſten vollkommen entſprechend waren. Soweit 
die wohnungspolizeilichen Forderungen weiter gehen 
als die baupolizeilichen, muß ſelbſtverſtändlich die 
Baupolizei bei Neu- und Umbauten auch auf die 
Einhaltung der wohnungspolizeilichen Vorſchriften 
Bedacht nehmen; denn es geht nicht an, daß die 
Baupolizeibehörde das Entſtehen von Wohnungen 
geſtattet, welche nachher vom Standpunkte der 
Wohnungsauſſicht beanſtandet werden müßten. 
Eine in der Praxis häufig auftretende Frage, die 
das Verhältnis der Baupolizei zur Wohnungs⸗ 
polizei berührt, iſt die, ob die planwidrige Ver⸗ 
wendung von Räumlichkeiten in die Zuſtändigkeit 
der Baupolizei oder der Wohnungspolizei fällt. 
Es kommt häufig vor, daß z. B. Kellerräumlich⸗ 
keiten, die in dem baupolizeilich genehmigten Plan 
als ſolche bezeichnet waren, nachträglich zu Woh⸗ 
nungszwecken verwendet werden. Iſt dieſe Ver⸗ 
wendung mit der Errichtung einer Feuerſtätte oder 
einer ſonſtigen baupolizeilich genehmigungspflichtigen 
Bauvornahme verbunden, jo kann und muß zweifel⸗ 
los die Baupolizeibehörde einſchreiten. Wenn dies 
aber nicht der Fall iſt, dann iſt für ein Eingreifen 
der Baupolizei kein Raum; der gegenteilige Stand⸗ 
punkt wird oft damit begründet, daß die Zweck⸗ 
beſtimmung der Räumlichkeiten baupolizeiliche Ge⸗ 
nehmigungsbedingung ſei und es ſich daher um 
die Nichteinhaltung einer Genehmigungsbedingung 
handle; dieſe Begründung iſt aber jedenfalls ſehr 
gekünſtelt. Um dieſen Schwierigkeiten aus dem Wege 
zu gehen, haben die meiſten Wohnungsordnungen 
Beſtimmungen des Inhalts getroffen, daß als 
Wohnräume nur ſolche Räume benutzt werden dürfen, 
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die baupolizeilich mit dieſer Zweckbeſtimmung ge⸗ 
nehmigt worden find. Damit iſt zum Ausdruck 
gebracht, daß es ſich in ſolchen Fällen um eine 
Aufgabe der Wohnungspolizei handelt. 

Unberührt durch die wohnungspolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften bleiben ſelbſtverſtändlich auch die für 
Arbeitsräume geltenden Vorſchriften gewerbepolizei⸗ 
licher Art, die auf Grund der 88 120 a ff. der 
Reichsgewerbeordnung erlaſſen ſind. 

Endlich bleiben auch unberührt die Vorſchriften 
des bürgerlichen Rechts, welche beſtimmte An⸗ 
forderungen an Wohn⸗, Schlaf: oder Arbeitsräume 
ſtellen. Der 8 18 der K. Verordnung vom 10. Febr. 
1901 erwähnt dies — überflüſſigerweiſe — aus⸗ 
drücklich. Bei dem polizeilichen Charakter der Vor⸗ 
ſchriften hätte es der Erwaͤhnung nicht bedurft, 
daß weitergehende Anſprüche bürgerlichrechtlicher 
Art beſtehen bleiben. Zu deuken iſt dabei vornehmlich 
an die SS 618 ff. BGB., die die Anſprüche der 
Dienſtverpflichteten an ihre Wohn⸗ und Arbeits⸗ 
räume regeln. 


3. Näumlicher Geltungsbereich der wehnungs polizeilichen 
Normen. 


Die Vorſchriften des Art. 73 Abſ. 2 PStGB. 
und der K. Verordnung vom 10. Febr. 1901 haben 
Geltung für das ganze Königreich, alſo für alle 
Gemeinden ohne Rückſicht auf ihre Größe. Nun 
iſt gar kein Zweifel, daß das Bedürfnis nach 
wohnungs polizeilichen Vorſchriften örtlich ganz ver: 
ſchieden fein kann und daß insbeſondere in den 
Großſtädten und in Induſtrieorten ganz andere 
Anforderungen hieran geſtellt werden müſſen, als 
auf dem platten Lande. Dieſer Tatſache wird dadurch 
Rechnung getragen, daß nach $ 16 der K. Ber: 
ordnung die nähere Regelung der Verhältniſſe und 
der Erlaß weiterer einſchlägiger Verordnungen im 
Wege von ober: oder ortspolizeilichen Vorſchriften 
vorbehalten wird. Zudem iſt vorgeſehen, daß auf 
dem Lande, dann in Markten und Städten mit 
ländlichen Verhältniſſen bei Handhabung der Be⸗ 
ſtimmungen in 88 10—13 der Verordnung Er⸗ 
leichterungen inſoweit gewährt werden können, als 
einerſeits die Durchführung einzelner Beſtimmungen 
unverhältnismäßige Schwierigkeiten mit ſich bringen 
würde und anderſeits geſundheitliche und fittliche 
Gefahren nicht zu befürchten ſind. 


4. Sachl Geltungsbereich der wohnungs polizeilichen 
i * 46 eſchriſten. * N 


Die wohnungspolizeilichen Vorſchriften gelten 
für Wohnungen und Wohnraͤume jeder Art und 
Größe. $ 6 der K. Verordnung vom 10. Febr. 
1901 beſtimmt: „Alle Gebäude und Gebäudeteile, 
welche zum Aufenthalt für Menſchen als Wohn-, 
Schlaf⸗ oder Arbeitsräume dienen, ſowie die dazu 
gehörigen Küchen, Aborte, Zugänge, Keller⸗ oder 
ſonſtigen Räume unterliegen der polizeilichen Woh⸗ 
nungsaufſficht.“ Hieraus erhellt zunächſt, daß ſich 


die Wohnungspolizei nicht auf Wohnungen und 
Wohnräume im engeren und eigentlichen Sinn des 
Wortes beſchränkt; vielmehr erſtreckt ſie ſich auch 
auf bloße Arbeitsraͤume, z. B. Werkſtätten, weil 
der Aufenthalt in dieſen Räumen als „Wohnen“ 
zu erachten iſt; allerdings treten inſoweit die 
wohnungspolizeilichen Vorſchriften in Konkurrenz 
mit den gewerbepolizeilichen Beſtimmungen (ſ. oben). 
Die Wohnungspolizei beſchränkt ſich auch nicht 
bloß auf die Räume, in denen ſich regelmäßig 
Menſchen aufhalten, ſondern erfaßt auch alle Neben⸗ 
räume einer Wohnung und das geſamte Hauszu⸗ 
behör. Die Aufzählung der Nebenräume in 8 6 der 
K. Verordnung iſt, wie ſchon der Wortlaut zeigt, 
nicht erſchöpfend; auch Kammern, Badezimmer, 
Balkone, Speicher uſw. fallen unter dieſen Begriff. 
An Hausbeſtandteilen, die nicht zu einer Wohnung 
gehören, unterliegen der wohnungspolizeilichen Re: 


gelung insbeſondere die Treppen, die Höfe, das 


Dach uſw. Wichtig iſt ferner, daß Wohnungen 
jeder Größe und jeder Güte in Bayern den 
wohnungspolizeilichen Vorſchriften unterliegen; dieſe 
gelten alſo nicht bloß für ſogenannte Klein⸗ 
wohnungen, ſondern auch für Herrſchaftswohnungen. 
In dieſem Punkt weichen die bayeriſchen Beſtim⸗ 
mungen ab von den Vorſchriften des preußiſchen 
N vom 28. März 1918. Im Art. 7 
$ 1 des preußiſchen Wohnungsgeſetzes iſt beſtimmt, 
daß den Wohnungsordnungen und der Wohnungs⸗ 
aufſicht nur unterliegen: Wohnungen, die einſchließ⸗ 
lich Küche aus 4 oder weniger zum dauernden 
Aufenthalt von Menſchen beſtimmten Räumen be: 
ſtehen, größere Wohnungen, in denen nicht zur 
Familie gehörige Perſonen gegen Entgelt als 
Zimmermieter (Zimmerherren) uſw. aufgenommen 
werden, Wohn: oder Schlafräume, die von Dienſt⸗ 
oder Arbeitgebern ihren Dienſtboten, Gewerbege⸗ 
hilfen uſw. zugewieſen ſind, ſolche Wohn⸗ oder 
Schlafräume in Mietwohnungen, die im Keller 
oder in einem nicht voll ausgebauten Dachgeſchoß 
liegen, Ledigenheime und Arbeiterlogierhäuſer. 

Die bayeriſche Regelung verdient m. E. den 
Vorzug; denn ſie entſpricht dem Erfordernis gleich⸗ 
heitlicher Behandlung aller Bevölkerungsklaſſen und 
kommt auch den praktiſchen Bedürfniſſen inſoferne 
entgegen, als im einzelnen Fall nicht erſt eine 
beſondere Prüſung ſtattzufinden hat, ob einer der 
Fälle vorliegt, wie ſie im preußiſchen Wohnungs⸗ 
geſetz erwähnt find. Das ſchließt natürlich nicht 
aus, daß ſich in der Praxis die Wohnungs⸗ 
aufſicht tatſächlich auch in Bayern in der Haupt⸗ 
ſache auf die im preußiſchen Wohnungsgeſetz er⸗ 
wähnten Fälle beſchrankt (vgl. in dieſer Richtung 
auch die Entſchl. des K. Staatsminiſteriums des 
Innern vom 12. Sept. 1907 Nr. 20852). 

Die wohnungspolizeilichen Vorſchriften in 
Bayern erfaſſen in gleicher Weiſe Mietwohnungen 
und Eigentümerwohnungen. Auch der Hausbeſitzer 
muß den Anforderungen der Wohnungspolizei in 
ſeiner eigenen Wohnung genügen. Das preußiſche 
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1 8 2 . ſchränkt dieſen Grundſatz in Art. 7 . en Es kann dabei nicht Aufgabe 


1 Abſ. 2 ein 

Der Wohnungspolizei unterliegen ohne Unter⸗ 
ſchied alte und neue Wohnungen; denn auch in 
neuen Wohnungen können durch die Art ihrer 
Benutzung oder Unterhaltung ſehr raſch Mißſtände 
entſtehen, die ein Eingreifen der Wohnungspolizei 
erforderlich machen. Bei ſogenannten alten Be⸗ 
ftänden, z. B. Herbergen, Bauquartieren der Alt: 
ſtadt, würden oft Härten entſtehen, wenn die 
wohnungspolizeilichen Vorſchriften mit unver⸗ 
minderter Strenge Anwendung finden würden. 
Allgemeine Ausnahmen für ſolche Fälle ſind gleich⸗ 
wohl nicht gemacht; dagegen iſt beim Vollzug auf 
ſolche Verhältniſſe Rückſicht zu nehmen (ogl. $ 8 

Abſ. 4, 8 10 Abſ. 2 der K. Verordnung vom 

10. Febr. 1901). | 

Die materiellrechtlichen Beſtimmungen der 
Wohnungspolizei gelten nicht bloß für Privatge⸗ 
bäude und Wohnungen, ſondern auch für Hof,, 
Staats-, Kultus⸗, Stiftungs⸗ und Gemeindegebäude 
und für Dienſtwohnungen. Nur die Ausübung 
der Wohnungsauſſicht iſt in dieſen Fällen den zur 
Ueberwachung dieſer Gebäude zuſtändigen Organen 
übertragen (8 17 Abſ. 2 der Verordnung). 


5. een der ec rei Borfhriften 
in perſönlicher Hinſicht. 

Die geltenden Beſtimmungen, insbeſondere 
Art. 73 Abſ. 2 PStGB. und die K. Verordnung 
vom 10. Febr. 1901 ſchweigen darüber, gegen wen 
fi) die wohnungspolizeilichen Vorſchriften richten 
und wer daher als polizeilich und ſtrafrechtlich 
verantwortlich erſcheint. Auch das preußiſche Woh⸗ 
nungsgeſetz nimmt dieſen Standpunkt ein. Dies 


wird verſtändlich wenn man die Schwierigkeit, 


ja faſt Unmöglichkeit bedenkt, mittels einer allge⸗ 
meinen Formel dieſe Frage zu regeln. Es iſt 
keinesfalls an dem, daß die Wohnungspolizei ſich 
nur gegen den Hauseigentümer wendet. Handelt 
es ſich um die Benutzung der Wohnung z. B. wegen 
Ueberfüllung, ſo kann eine entſprechende Auflage 
ſowohl dem Hausbeſitzer als auch dem Mieter oder 
Schlaſſtellenvermieter gemacht werden. Es wird 
aber auch darauf ankommen, wer die beanſtandete 
Benutzung verſchuldet hat und wer am eheſten 
tatſächlich und rechtlich in der Lage iſt ſie zu be⸗ 
ſeitigen. Es iſt beſonders vor zwangsweiſem Ein⸗ 
ſchreiten zu prüfen, ob derjenige, gegen den ſich das 
Verfahren richtet, zur Ausübung der verlangten 
Handlung berechtigt iſt. Es wird zweifellos eine 
Reihe von Fällen geben, in denen ohne weiteres 
der Hausbeſitzer verantwortlich gemacht werden 
kann (3. B. wenn das Dach ſchadhaſt iſt); in anderen 
Fällen wird kein Zweifel darüber beſtehen, daß 


gegen den Mieter allein eingeſchritten werden muß; 


z. B. der Mieter hält die Wohnung unſauber. 
Dazwiſchen werden aber zahlreiche Fälle liegen, in 
denen die Frage zweifelhaft iſt. In dieſen Fällen 
kann meiſt gegen den Mieter und Hausbeſitzer 
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der Wohnungspolizei fein, in eine eingehende Nach: 

prüfung zivilrechtlicher Verhältniffe einzutreten, 
z. B. dem Einwand des Hauseigentümers zu be: 
gegnen, daß nicht er, ſondern der Mieter zur 
Ausbeſſerung der beſchädigten Gebäudeteile ver: 
pflichtet ſei. Soweit gegen den Mieter eingeſchritten 
werden muß, wird man in den meiſten Fällen 
gegen den Haushaltungsvorſtand vorzugehen haben, 
weil dieſer als verantwortlich für die Benutzung 
der Wohnung zu erachten iſt; freilich kann er 
perſönlich unter Umſtänden ſchuldlos ſein, nach den 
Erfahrungen der Praxis iſt es ſogar in den meiſten 
Fällen die Haus frau, die die beſtehenden Miß⸗ 
ſtände verſchuldet hat. Gleichwohl muß und darf 
hier eine Nachprüfung der perſönlichen Schuldfrage 
um deswillen entfallen, weil es ſich um Vorſchriften 
polizeilicher Natur handelt. 


6. Inhalt der e ee Normen im 
einzelnen. 


a) Die ſogenannte Wohnungsbewilligung. 
Art. 73 Abſ. 2 PStGB. ſtellt zunächſt unter 
Strafe denjenigen, der den beſtehenden Vorſchriften 
zuwiderhandelt, welche aus Rückſichten auf die 
Geſundheit oder Sittlichkeit über das Beziehen neu 
hergeſtellter Wohnungen oder Wohnungsraͤume 
erlaſſen ſind. Auf Grund dieſer Beſtimmung ſchreibt 
89 der Allerhöchſten Verordnung vom 10. Febr. 
1901 vor: 
Neu hergeſtellte Wohnungen und Wohn⸗ 
räume dürfen ohne polizeiliche Genehmigung 
nicht bezogen werden. 

Dieſe Genehmigung iſt ſchriftlich zu erteilen 
und darf erſt erfolgen, wenn die betreffenden 
Wohnungen und Wohnräume vollſtändig fertig⸗ 
geſtellt und genügend ausgetrocknet ſind. 

Zur näheren Ausführung dieſer Vorſchriften find 
in den meiſten Gemeinden noch ortspolizeiliche 
Vorſchriſten erlaſſen worden, die insbeſondere die 
Erteilung der ſogenannten Wohnungsbewilligung 
von einer Beſichtigung und Begutachtung durch 
den Amtsarzt abhängig machen. In München be⸗ 
ſteht eine ſolche Anordnung in den Vollzugsvor⸗ 
ſchriften zur Münchener Bauordnung. Die be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften richten ſich gegen den Haus⸗ 
eigentümer und gegen den Mieter, da der Wortlaut 
der Beſtimmungen keinen Unterſchied macht (vgl. 
oben). In dieſem Sinne iſt auch ein Urteil des 
Oberſten Landesgerichts ergangen (Obe SSt. Bd.7 
S. 13) Allerdings geht dieſe Auslegung inſoferne 
ſehr weit, als dem Mieter, der eine Wohnung 
in einem neuerbauten Haus bezieht, zugemutet 
wird bei der Behörde ſich zu erkundigen, ob die 
Wohnungsbewilligung bereits erteilt iſt. 


b) Voͤrſchriften über die Beſchaffenheit 
der Wohnungen und Wohnungs räume. 


Solche Vorſchriften enthält die Verordnung 
vom 10. Febr. 1901, jedoch nur im Rahmen all⸗ 
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gemeiner Grundſätze, während fie Einzelheiten der 
Regelung durch ober: und ortspolizeiliche Vor⸗ 
ſchriflen überläßt. Die erlaſſenen Vorſchriften decken 
ſich vielfach mit baupolizeilichen Vorſchriften oder 
ergänzen dieſelben (ſ. oben). Die Mindeſtan⸗ 
forderungen, die die K. Verordnung vom 10. Febr. 
1901 aufſtellt, beziehen ſich auf 
aa) Luft und Licht für Wohn⸗, Schlaf⸗ und 
Arbeitsräume (§ 10), 
bb) baulichen Zuſtand, Trockenheit und Reinlich⸗ 
keit der zum Aufenthalt von Menſchen 
dienenden Räume ($ 11), 
cc) Heizvorrichtungen und Feuerungen ($ 13), 
dd) Abortanlagen ($ 14). 
Die vorſchriftswidrige Beſchaffenheit kann entweder 
auf Mängeln des Gebäudes beruhen oder auf 
Mißbräuchen in der Benutzung. 


c) Vorſchriften über die Belegung von 


Wohnungen oder Wohnungsräumen. 
Diefe Vorſchriften find von beſonderer Wichtig⸗ 
keit, da die gröbſten Mißſtände im Wohnungs⸗ 
weſen zweifellos ihre Urſache in der Ueberfüllung 


der Wohnungen haben. Nach dieſer Richtung be⸗ 


ſtimmt 8 12 der K. Verordnung vom 10. Febr. 1901: 
„Schlafräume ſollen für die hierin unterge⸗ 
brachten Perſonen einen genügenden Luftraum 

enthalten und dürfen nicht in einer Weiſe belegt 


werden, welche den Anforderungen der Sittlich⸗ 


keit zuwiderläuft. In einzelnen Orten iſt ver⸗ 
anlaßtenfalls das Mindeſtmaß des Luftraumes 
durch ortspolizeiliche Regelung feſtzuſetzen.“ 
Zur näheren Ausführung dieſer Beſtimmungen 
find faſt in allen ober: und ortspolizeilichen Vor: 
ſchriſten über die Wohnungsaufſicht eingehende 
Anordnungen getroffen worden. In der Regel 
wird in dieſen Vorſchriften das Erfordernis eines 
genügenden Luftraumes auch auf Wohnräume, die 
nicht zum Schlafen dienen, ausgedehnt; meiſt wird 


für Wohn⸗ und Schlafräume ein Mindeſtluftraum 


und eine Mindeſtbodenfläche für jede Perſon ſeſt⸗ 


geſetzt, wobei in der Regel zwiſchen Erwachſenen 
und Kindern unter 14 Jahren unterſchieden tft. 


So ift z. B. nach 8 5II der oberpolizeilichen Bor: 
ſchriften der K. Regierung von Oberbayern vom 
19. Jan. 1904 ein Wohn⸗ oder Schlafraum als 
überfüllt jedenfalls dann zu erachten, wenn auf 
eine erwachſene (über 14 Jahre alte) Perſon nicht 
mindeſtens 10 cbm Luftraum und 3 qm Boden⸗ 
fläche treffen; für nicht erwackſene Perſonen ſoll 
die Hälſte dieſer Ausmaße genügen. — Die ober⸗ 
und ortspolizeilichen Vorſchriften (Wohnungs⸗ 
ordnungen) enthalten überdies regelmäßig eingehende 
Vorſchriften über die Trennung der Geſchlechter 
in Schlafräumen, wobei meiſt Ausnahmen gemacht 


werden, ſoweit es ſich um Familienangehörige 


handelt. Nach § 6 der erwähnten oberpolizeilichen 
Vorſchriften der K. Regierung von Oberbayern 


des anderen Geſchlechts nicht in den nämlichen 
Schlafräumen untergebracht werden; Perſonen über 
10 Jahre iſt eine eigene Lagerſtätte anzuweiſen. 

Bei der Ueberfüllung von Wohnungen und 
Wohnungsräumen bereitet die Frage der Verant⸗ 
wortlichkeit in der Praxis häufig Schwierigkeiten. 
Hier handelt es ſich meiſt um wirtſchaftliche Ver⸗ 
hältniſſe, die eine Beſſerung der Zuſtände unmöglich 
machen. In ſolchen Fällen nützen natürlich Polizei⸗ 
maßnahmen und Strafbeſtim mungen nicht, hier 
muß mit Maßnahmen der aktiven Wohnungs⸗ 
fürſorge eingegriffen werden. Die ſtrafrechtliche 
Verantwortlichkeit trifft im übrigen bei Ueberfüllung 
nicht bloß den Mieter, ſondern in der Regel auch 
den Hausbeſitzer, weil dieſer eine Ueberfüllung der 
Wohnungen nicht dulden darf. 


d) Vorſchriften über das Schlafſtellenweſen. 


Auch das Schlafſtellenweſen bildet einen be⸗ 
ſonders wichtigen Zweig der Wohnungsaufficht. 
Die ſittlichen und geſundheitlichen Mißſtände auf 
dieſem Gebiet erfordern es im öffentlichen Intereſſe, 
daß die Wohnungsaufſicht ihm beſonderes Augen⸗ 
merk zuwendet (vgl. MinEntſchl. vom 8. März 
1902 Ziff. IX). 

So beſtimmt denn auch $ 15 der Allerhöchſten 
Verordnung vom 10. Februar 1901: 

„Jedem Schlafgänger iſt eine eigene Lager 
ſtätte zur Verfügung zu ſtellen. 

Bei der Unterbringung von Schlafgängern 
iſt die Trennung nach dem Geſchlecht durchzu⸗ 
führen; auch für die Zugänge zu den Schlaf: 
ſtellen haben die Rückſichten der Sittlichkeit 
Beachtung zu finden. Die an Schlafgängerinnen 
vergebenen Raume müſſen von innen verſchließ⸗ 
bar, jedenfalls mit einem Riegel verſehen ſein. 

Die als Schlafſtellen benutzten Räume dürfen 
in bezug auf die Möglichkeit einer Rettung 
bei Feuersgefahr keinen Bedenken unterliegen.“ 

Noch mehr ins Einzelne gehende Vorſchriften ent⸗ 
halten die meiſten ober⸗ und ortspolizeilichen 
Vorſchriſten. 


e) Vorſchriften über das Wohnungs— 
meldeweſen. 

In zahlreichen ortspolizeilichen Wohnungs⸗ 
ordnungen iſt auf der rechtlichen Grundlage des 
Art. 73 Abſ. 2 PStGB. („Vorſchriften über die 
polizeiliche Beaufſichtigung des Wohnungsweſens“) 
die Anordnung getroffen worden, daß vermietbare 
Wohnungen und Wohnungsräume binnen einer 
beſtimmten Friſt bei der Gemeindebehörde ange—⸗ 
meldet und nach Wiedervermietung abgemeldet 
werden müſſen. Der Zweck dieſer Vorſchriften iſt, 
einen Ueberblick über die jeweilige Lage des Woh⸗ 
nungsmarktes zu gewinnen und die Zuweiſung 
geeigneter Wohnungen an Wohnungſuchende zu 
ermöglichen (Amtlicher Wohnungsnachweis). Die 


dürfen z. B. Perſonen über 12 Jahre mit Perſonen Allerhöchſte Verordnung vom 10. Februar 1901 


346 


enthält hierüber allerdings keine Beſtimmung; da⸗ 
gegen iſt in zahlreichen Miniſterialerlaſſen auf die 
Notwendigkeit der Einrichtung von amtlichen 
Wohnungsnachweisſtellen mit Nachdruck hingewieſen 


worden. A 


7. Strafbeſtimmungen. 


Die Uebertretung einer auf Grund des Art. 73 
Abſ. 2 PStGGB. erlaſſenen Vorſchrift wird an 
Geld bis zu 45 Mark geſtraft. Die Beſtrafung 
ſetzt die rechtsgültige Erlaſſung der Vorſchrift voraus. 
Es wirft ſich die Frage auf, ob eine Beſtrafung 
ſchon unmittelbar auf Grund einer Beſtimmung 
der K. Verordnung vom 10. Febr. 1901 erfolgen 
kann oder erſt auf Grund einer nach § 16 der 
Verordnung erlaſſenen ober⸗ oder ortspolizeilichen 
Vorſchrift. Zweifel hierüber könnten inſoferne be⸗ 
ſtehen, als die Verordnung nur allgemeine Grund⸗ 
ſaͤtze enthält, deren nähere Ausführung in $ 16 
ausdrücklich vorbehalten iſt. Allein gleichwohl muß 
angenommen werden, daß ſchon auf Grund der 
Verordnung eine Beſtrafung erfolgen kann, ſoweit 
die Verordnung Beſtimmungen enthält, deren Ueber⸗ 
tretung den Tatbeſtand einer konkreten ſtrafbaren 
Handlung bilden kann. Das iſt z. B. der Fall 
bei der Beſtimmung des 8 9 oder des 8 15 der 
Allerhöchſten Verordnung. | 

Bei der ſubſidiären Natur der wohnungs⸗ 
polizeilichen Vorſchriften kommen in der Praxis 
zahlreiche Fälle vor, in denen wohnungspolizeiliche 
Vorſchriften mit anderen Polizeivorſchriften konkur⸗ 
rieren. Sobald eine Konkurrenz mit baupolizeilichen 
Vorſchriften gegeben iſt, hat die Beſtrafung aus 
der baupolizeilichen Norm als der ſtrengeren zu 
erfolgen (8 73 StGB.). 

Die Frage, wer als Taͤter bei wohnungs⸗ 
polizeilichen Uebertretungen zu betrachten iſt, wurde 
bereits früher erörtert. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, 
daß auf Grund derſelben Uebertretung ſowohl der 
Mieter als der Hausbeſitzer beſtraft werden kann 
(Mehrtaͤterſchaft). 

Verſchiedene ober⸗ und ortspolizeiliche Vor⸗ 
ſchriften enthalten die Beſtimmung, daß eine Straf⸗ 
anzeige erſt dann erſtattet werden darf, wenn eine 
auf den Vollzug der betreffenden Vorſchriften ab⸗ 
zielende Verfügung der Orts- oder Diſtriktspolizei⸗ 
behörde unter Anſetzung einer angemeſſenen Friſt 
vorausgegangen iſt. Dieſen Wortlaut enthält z. B. 
§ 12 Abſ. 2 der oberpolizeilichen Vorſchriften der 
K. Regierung von Oberbayern vom 19. Jan. 1904. 
Die Faſſung iſt inſoferne nicht ganz glücklich als 
ſchwer zu entſcheiden iſt, ob damit die vorherige 
Auftragserteilung zur Vorausſetzung der Strafbar⸗ 
keit gemacht werden follte, oder ob es ſich nur um 
eine inſtruktionelle Vorſchrift für die mit der 
Handhabung der Wohnungsauſſicht betrauten Poli: 
zeibehörden handelt. Nach dem Wortlaut müßte 
das Letztere angenommen werden, fo daß alſo die 
Staatsanwaltſchaft auch mit Strafeinſchreitung 
vorgehen müßte, wenn der Tatbeſtand einer Ueber⸗ 
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tretung vorliegt, ohne daß vorher ein behördlicher 
Auftrag erteilt worden wäre. 

Nach Art. 73 Abſ. 3 PStGB. muß das Ge⸗ 
richt der Behörde die Befugnis zur Beſeitigung 
des vorſchriftswidrigen Zuſtandes bzw. zur Räumung 
der vorſchriftswidrigen Wohnung zuerkennen. Dies 
kann auch im ſogenannten objektiven Verfahren 
erfolgen, wenn die Verfolgung einer beſtimmten 
Perſon wegen Verjährung oder aus einem ſonſtigen 
Grunde unmöglich iſt (Art. 18 Abſ. 2 PStGGB.). 


B. Organiſation und 78 der 
| ohnungspolizei. 

1. Die Organiſatien der Wohnungs polizei. 

a) Die örtliche Organiſation. 

Die Allerhöchſte Verordnung vom 10. Februar 
1901 hat die Handhabung der Wohnungsaufficht 
den Ortspolizeibehörden, in München dem Stadt⸗ 
magiſtrat, der K. Polizeidirektion und der Lo⸗ 
kalbaukommiſſion auf Grund der beſtehenden 
„Zuſtändigkeitsbeſtimmungen“ übertragen. Sehen 
wir zunächſt von München ab, fo liegt demnach 
die Wohnungsaufficht in Gemeinden mit ſtädtiſcher 
Verfaſſung dem Magiſtrat unter Leitung des Bürger⸗ 
meiſters ob (Art. 92, 94 der diesrhein. Gde.⸗Ordng.), 
in Gemeinden mit Landgemeindeverfaſſung dem 
Bürgermeiſter allein (Art. 138 a. a. O.). Nach Art. 95, 
142 ebendort haben die Gemeinden die Koſten der 
Polizeiverwaltung, alſo auch die Koſten der Woh⸗ 
nungspolizei zu tragen. Die Aufgaben der Ge⸗ 
meinden auf dem Gebiete der Wohnungsaufſicht 
fallen unter den „übertragenen Wirkungskreis“ der 
Gemeinden; die Gemeinden beſorgen damit ſtaat⸗ 
liche Obliegenheiten. Es iſt zweifellos zu begrüßen, 
daß die Wohnungsaufſicht den Ortspolizeibehörden 
und damit den Gemeinden und nicht den ſtaatlichen 
Diſtriktspolizeibehörden übertragen worden iſt. 
Denn „ſoviel auch Polizsiliches in der Wohnungs⸗ 
aufſicht enthalten ſein mag, ſo iſt ſie doch nicht 
von der allgemeinen Exekut ivpolizei zu handhaben, 


"fondern von den Wohlfahrtsorganiſationen der 


ſtädt. Selbſt⸗Verwaltung“. Das gilt beſonders von 
den größeren Städten. Der rieſige Verwaltungs⸗ 
apparat derſelben, der das Leben und die Wirt⸗ 
ſchaftsverhältniſſe des Einzelnen, ſowohl des Haus⸗ 
eigentümers wie des Mieters an den verſchiedenſten 
Stellen berührt und faßt, gibt die größte Ein⸗ 
wirkungsmöglichkeit und gleichzeitig die vielſeitigſten 
Abhilfemittel zur Beſeitigung von Schäden. — 
Von dieſer Regelung macht ſcheinbar die Haupt⸗ 
und Reſidenzſtadt München inſoferne eine Aus⸗ 
nahme, als hier die Zuſtändigkeit auf dem Gebiete 
der Wohnungspolizei zwiſchen Magiſtrat, Lokal⸗ 
baukommiſſion und Polizeidirektion geteilt iſt. 
Aber nur ſcheinbar. Denn auch in München hat 
die Praxis gezeigt, daß die Wohnungsaufſicht faſt 
ausſchließlich eine gemeindliche Angelegenheit iſt, 
die vom Magiſtrat beforgt wird. Dies bringt auch 
die Entſchließung des K. . des 
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Innern vom 1. Sept. 1902 Nr. 19888 zum Aus⸗ 
druck, indem ſie ſagt: 

„Hinſichtlich der Kompetenzfrage wird be⸗ 
merkt, daß nach $ 2 der K. Allerhöchſten Ber: 
ordnung vom 10. Febr. 1901 die Wohnungs⸗ 
aufficht betr. im Zuſammenhalt mit § 27 der 
Allerhöchſten Zuſtändigkeitsverordnung vom 
2. Oktober 1869 die Handhabung und Durch⸗ 
führung der Wohnungsaufſicht in erſter Linie 
dem Stadtmagiſtrat zukommt, während eine 
Zuſtändigkeit der K. Polizeidirektion und der 
Lokalbaukommiſſion lediglich für ſolche Fragen 
als gegeben zu erachten ſein wird, welche nach 
der letztangeführten Allerhöchſten Verordnung 
ausdrücklich ihrem Wirkungskreis zugeteilt ſind.“ 
Bei der großen Bedeutung der Wohnungs⸗ 

aufficht hat es die Allerhöchſte Verordnung vom 
10. Februar 1901 für notwendig gehalten, unter 
beſtimmten Vorausſetzungen eigene gemeindliche 
Organe für die Handhabung der Wohnungsaufſicht 
vorzuſehen. Nach 8 3 der Verordnung find nach 
„Maßgabe des Bedürfniſſes“ in größeren Städten, 


dann in ſonſtigen Orten mit dichter Bevölkerung 


eigene Wohnungskommiſſionen zu beſtellen. 
Die Zahl der Mitglieder der Wohnungskommiſſion 
wird durch Beſchluß der Gemeindeverwaltung be⸗ 
ſtimmt. Durch dieſelbe erfolgt auch die Wahl der 
Mitglieder und zwar auf die Dauer der Wahl⸗ 
periode, in magiſtratiſchen Gemeinden auf je 6 Jahre. 
Es wird hierbei auch auf eine Vertretung des 
ärztlichen Standes Rückſicht zu nehmen ſein. Die 
Tatigkeit der Mitglieder der Wohnungskommiſſion 


iſt eine ehrenamtliche, wobei jedoch nicht ausge⸗ 


ſchloſſen iſt, daß für beſondere Mühewaltung ein⸗ 
zelner Mitglieder von der Gemeindeverwaltung 
eine Vergütung beſtimmt und gewährt wird. Die 
Mitglieder ſind auf gewiſſenhafte, unparteiiſche 
Geſchaftsführung und Wahrung der Amtsver⸗ 
ſchwiegenheit handgelübdlich zu verpflichten. Durch 
die Gemeindeverwaltung iſt eine Geſchaͤftsordnung 
zu erlaſſen. Solche Wohnungskommiſſionen wurden 
in zahlreichen Gemeinden beſtellt. Meiſt wurden 
Mitglieder der ſtaͤdtiſchen Kollegien, der Amtsarzt, 
dann Vertreter der Mieter und der Hausbefitzer 
in dieſe Kommiſſionen gewählt. In München iſt 
der Kreis der Mitglieder noch weiter gezogen. 
Auch Frauen ſind vielenorts in die Wohnungs⸗ 
kommiſſion gewählt worden, ſo auch in München. 
Die Wohnungskommiſſionen find keine Verwal⸗ 
tungsſenate nach Art. 102 der Gemeindeordnung und 
keine Verwaltungsausſchüſſe nach Art. 106 a. a. O. 
Ihre Beſtellung unterliegt alſo nicht den Be⸗ 
ſchränkungen, wie ſie für dieſe gemeindlichen Aus⸗ 
ſchüſſe gelten; die Berufung in die Wohnungs⸗ 
kommiſſionen iſt vielmehr dem freieſten Ermeſſen 
der Gemeindeverwaltungen anheim gegeben, ſo daß 
alle geeigneten Perſonenkreiſe herangezogen werden 
können. Es iſt zweifellos auch zuläſſig in einer 
Gemeinde mehrere Wohnungskommiſſionen zu 
bilden (Bezirkswohnungskommiſſionen); jedoch iſt 
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von dieſer Möglichkeit nur geringer Gebrauch ge⸗ 
macht worden. — Die Wohnungskommiſſionen 
waren nach der Verordnung vom 10. Febr. 1901 
gedacht als die eigentlichen Träger der Wohnungs⸗ 
aufſicht und das zunaͤchſt zu bildende Organ der 
Wohnungspolizei. Es hat ſich jedoch ſehr bald 
gezeigt, daß die Wohnungskommiſſionen auf dieſem 
Gebiet nichts Erſprießliches leiſten können; in zahl⸗ 
reichen Gemeinden ſind deshalb die Wohnungs⸗ 
kommiſſionen immer ſeltener zuſammenberufen 
worden, da ſie als Organ zur Handhabung der 
Wohnunggsaufſicht ſich als zu ſchwerfällig erwieſen 
haben. So jagt auch Landeswohnungsrat Dr. Löhner 
in ſeinem Bericht über die Wohnungsfürſorge in 
Bayern in den Jahren 1913 mit 1916: 

„Die Wohnungkommiſſionen ſind als ausübende 
Organe an Bedeutung zurückgetreten und wirken 
mehr als Beirat und höhere Inſtanz in grund⸗ 
legenden Fragen.“ In anderen Gemeinden, ſo 
z. B. in München, ſind die Wohnungskommiſſionen 
zu ſehr bedeutungsvollen Organen ausgebaut worden, 
indem ſie weit über den urſprünglichen Rahmen 
als Organe der Wohnungsaufſicht hinaus alle 
Angelegenheiten des Wohnungsweſens vorzuberaten 
haben und damit einen Ausſchuß nach Art. 106 
Abſ. 4 der Gemeindeordnung erſetzen. — | 

Gemäß $ 4 der K. Verordnung vom 10. Febr. 
1901 ſind „im Bedürfnisfall“ der Wohnungs⸗ 
kommiſſion eigene durch die Gemeinden aufzuſtellende 
Wohnungsinſpektoren als Hilfsorgane beizugeben. 
Je nach den örtlichen Verhältniſſen kann der Dienſt 
eines Wohnungsinſpektors einem Gemeindebedien⸗ 
ſteten neben anderen Arbeiten übertragen werden. 
Die Aufgabe der Wahnungsinſpektoren iſt durch 
eine Dienſtanweiſung zu regeln, welche von der 
Ortspolizeibehörde nach Einvernahme der Woh⸗ 
nungskommiſſion zu erlaſſen iſt. Die Wohnungs⸗ 
inſpektoren ſind die eigentlichen Organe für die 
unmittelbare Handhabung der gemeindlichen Woh⸗ 
nungsaufſicht. Sie find nach der vorerwähnten 
Beſtimmung als Hilfeorgane der Wohnungs⸗ 
kommiſſion gedacht und haben als ſolche den 
Weiſungen der Kommiſſion Folge zu leiſten. 
Praktiſch ſpielt dieſe Unterordnung unter die 
Wohnungskommiſſion aber nach dem oben Aus⸗ 
geführten kaum eine Rolle. Die Zahl der haupt⸗ 
amtlichen Wohnungsinſpektoren in Bayern hat von 
Jahr zu Jahr zugenommen. Im Jahre 1912 
betrug ihre Zahl bereits 114. Das K. Staats⸗ 
miniſterium des Innern hat in mehrfachen Ent⸗ 
ſchließungen auf die Notwendigkeit der Beſtellung 
hauptamtlicher Wohnungsinſpektoren hingewieſen. 
In einer Entſchließzung vom 18. Januar 1917 
(MABl. S. 5) über den Ausbau des Wohnungs⸗ 
weſens wird für Gemeinden mit mehr als 100 000 
Einwohnern und ſolche Gemeinden zwiſchen 50 bis 
100 000 Einwohnern, deren Bevölkerungszahl ſich 
dieſer oberen Grenze nähert, die Aufſtellung eigener 
Wohnungsinſpektoren angeordnet; ja ſogar für. 
Gemeinden von 10 - 50 000 Einwohnern wird 
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dies für notwendig erachtet. In München, wo 
bisher noch die 29 Bezirksinſpektoren im Neben: 
amt die Tätigkeit der Wohnungsinſpektoren wahr: 
zunehmen haben, ſteht die Einführung eigener 
hauptamtlicher Wohnungsinſpektoren unmittelbar 
bevor. Da wo ſich die Aufſtellung eigener 
Wohnungsinſpektoren nicht verlohnt, ſoll doch wenig⸗ 
ſtens ein geeigneter Gemeindebeamter im Nebenamt 
mit der Wahrnehmung der wohnungsaufſichtlichen 
Geſchäfte betraut werden. Bewährt hat ſich in zahl- 
reichen Gemeinden die Uebertragung dieſer Geſchäfte 
Nauf die ſogenannten Feuerbeſchaukommiſſionen. Was 
die Vorbildung der Wohnungsinſpektoren betrifft, 
ſo geht die allgemeine Meinung jetzt dahin, daß 
ſich dafür am beſten Beamte mit Baugewerkſchul⸗ 
bildung eignen. Freilich tun es die techniſchen 
Kenntniſſe allein nicht. Der Wohnungsaufſichts⸗ 
dienſt erfordert ein ſolches Maß von allgemeinem 
Takt und von Menſchenkenntnis, daß es jedenfalls 
außerordentlich wichtig iſt, nach dieſer Richtung hin 
eine ſorgfältige Auswahl zu treffen. Die Art der 
Aufgaben der Wohnungsaufſicht hat ſchon ſeit 
längerer Zeit den Gedanken nahe gelegt, zur 
Wohnungsaufſicht auch Frauen als Wohnungs— 
inſpektorinnen oder Wohnungspflegerinnen heran⸗ 
zuziehen. Das K. Staatsminiſterium des Innern 
hat in einer Entſchließung vom 9. Juni 1913 zur 
Ausgeſtaltung der Wohnungsaufſicht diefen Gedanken 
beſonders in den Vordergrund geſtellt. Tatſächlich 
haben auch ſchon mehrere Gemeinden (Bamberg, 
Erlangen, Schwabach) Wohnungspflegerinnen auf⸗ 
geſtellt. München wird demnächſt das gleiche tun. 
Die Wohnungspflegerinnen ſollen aber im all: 
gemeinen nicht die erſten Beſichtigungen vornehmen, 
dies vielmehr den Wohnungsinſpektoren überlaſſen 
und erſt dann ergreifen, wenn der Rat und die 
Mitarbeit der Frau erforderlich werden; dies iſt in 
zahlreichen Fällen von Wohnungsverwahrloſung der 
Fall, wo die Notwendigkeit der Einwirkung auf 
die Hausfrau zutage tritt, was durch eine Wohnungs⸗ 
pflegerin weit geſchickter und beſſer beſorgt werden 
kann als durch den männlichen Beamten. 

Eine wertvolle Ergaͤnzung der gemeindlichen 
Wohnungsinſpektoren und Wohnungspflegerinnen 
bilden die „Fabrikpflegerinnen“, die während des 
Krieges für verſchiedene Rüſtungsbetriebe, ins⸗ 
beſondere auch für militäriſche Betriebe eingeführt 
worden ſind und deren Aufgabe u. a. darin be⸗ 
ſteht, ih um die Wohnungsverhältniſſe der Fabrik⸗ 
arbeiterinnen anzunehmen. — 

In jüngſter Zeit geht die Entwickung in allen 
größeren Gemeinden zur Schaffung von eigenen 
Wohnungsämtern als höchſte Organiſationsform 
für die Wohnungsaufſicht. In der MinEntſchl. 
vom 18. Januar 1917 iſt die Errichtung ſolcher | 
Aemter allen größeren Gemeinden eindringlich nahe 
gelegt. München beſitzt ein eigenes Wohnungsamt 
bereits ſeit dem Jahre 1911. Mit der Wohnungs- 
aufſicht hatte aber dieſes Wohnungsamt bisher 
nichts zu tun. Nun iſt ihm aber auch die Wohnungs— 
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aufficht neben einer Fülle von anderen Aufgaben 
übertragen worden. 


b) Die höheren Organiſationen der 
Wohnungsaufſicht. 

Für die Diſtriktsgemeinden und Diſtriktsver⸗ 
waltungsbehörden beſtehen eigene Wohnungsauf⸗ 
ſichtsorgane nicht. Es iſt jedoch in der MinEntſchl. 
vom 9. Juni 1913 zur Ausgeſtaltung der Wohnungs⸗ 
aufſicht (MA Bl. S. 568) die Möglichkeit aus⸗ 
drücklich vorgeſehen. daß gemeinſame Wohnungs⸗ 
aufſichtsbeamte für einen Diſtrikt beſtellt werden. 

Auch die Kreisregierungen haben keine eigenen 
Wohnungsaufſichtsorgane. Zwar wurde die Be⸗ 
ſtellung ſolcher ſchon wiederholt angeregt (vgl. 
Dr. Löhner in „Die Wohnungsfürſorge in Bayern 
in den Jahren 1913-1916“). Allein die Aus⸗ 
führung iſt bisher mit Rückſicht auf die Finanz⸗ 
lage unterblieben. Dagegen iſt in Art. 6 8 5 des 
Preußiſchen Wohnungsgeſetzes beſtimmt: „Den Re⸗ 
gierungspräſidenten uſw. ſind zur Ausübung der 


Aufſicht über die Tätigkeit der Gemeinden und 


Ortspolizeibehörden, ſoweit ſich dazu ein Bedürfnis 
ergibt, Wohnungsauſſichtsbeamte beizugeben.“ 
Auch in Bayern iſt die Aufſtellung ſolcher Be⸗ 
amten wohl nur eine Frage der Zeit. 

Dagegen wurde an der Zentralſtelle, im 
K. Staatsminiſterium des Innern, ein beſonderes“ 
Organ für die einheitliche und gleichmäßige Durch⸗ 
führung der Wohnungsaufſicht geſchaffen, indem 
durch die K. Verordnung vom 21. Auguſt 1906 
in dieſem Miniſterium ein Zentralwohnungs⸗ 
inſpektor beſtellt worden iſt (ſeine Bezeichnung iſt 
nunmehr Landeswohnungsrat). Seine Aufgabe 
beſteht auf dem Gebiete der Wohnungsaufſicht in 
einer Zuſammenfaſſung aller Wohnungsaufſichts⸗ 
maßnahmen und in der Sorge für einen gleich⸗ 
heitlichen Vollzug der Wohnungsaufſicht im ganzen 
Königreich. In Erfüllung dieſer Aufgabe hält der 
Landeswohnungsrat ſeit dem Jahre 1913 von Zeit 
zu Zeit Konferenzen der Bayer. Wohnungsinſpektoren 
ab, die den Zweck eines gründlichen Meinungs⸗ 
und Erfahrungsaustauſches gut erfüllt haben. 
Bisher haben 4 ſolche Konferenzen ſtattgefunden. 


2. Das Verfahren der Wohnungs polizei. 


Hierüber wäre außerordentlich viel zu ſagen. 
Doch gebietet mir der Rahmen dieſer Abhandlung 
mich kurz zu faſſen. Maßgebend für das Verfahren 
der Wohnungspolizei ſind die Beſtimmungen der 
Allerhöchſten Verordnung vom 10. Februar 1901, 
insbeſondere 88 5, 7, 8 derſelben, dann die ein⸗ 
ſchlägigen Vorſchriften der Kreisregierungen und 
der gemeindlichen Wohnungsordnungen, endlich die 
auf Grund des §4 Abſ. 3 der Verordnung erlaſſenen 
Dienſtanweiſungen für die Wohnungsinſpektoren. 

Die Wohnungspolizei hat auf Antrag und von 
Amts wegen tätig zu werden. Das Schwergewicht 
iſt auf die Tätigkeit von Amts wegen zu legen. 
Soll die Wohnungsaufſicht wirkſam fein, fo muß 
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ſie mit ſyſtematiſchen Wohnungsbeſichtigungen von 
Haus zu Haus vorgehen. Dabei genügt natürlich 


eine einmalige Beſichtigung nicht, vielmehr müſſen 


die Beſichtigungen je nach Anlaß in gewiſſen Zeit⸗ 
abſtänden wiederholt werden. Die Beſichtigungen 
müſſen gründlich vorgenommen werden; alle Haupt⸗ 
und Nebenräume müſſen betreten und angeſehen 
werden. Die mit der Ausübung der Wohnungs⸗ 
aufſicht betrauten Organe haben zu dieſem Zweck 
das Recht des Zutritts zu den der Aufſicht unter: 
ſtehenden Räumen; fie müſſen ſich aber beim Be⸗ 
treten fremder Wohnungen anmelden, ſich unauf⸗ 
gefordert über ihre Perſon und ihren Dienſt 
ausweiſen und dürfen die Wohnungsbeſichtigungen 
nur zu einer Zeit und in einer Weiſe vornehmen, 
daß hiedurch eine Beläſtigung der Beteiligten 
tunlichſt ferngehalten wird (§ 7 der Verordnung). 
Ueber die Zeit der Beſichtigung enthalten die ge⸗ 
meindlichen Wohnungsordnungen in der Regel noch 
genauere Anweiſungen; Befichtigungen zur Nacht⸗ 
zeit ſind nur in ganz beſonderen Ausnahmefällen 
zuläſſig. 

Bei der Beſichtigung der Wohnungen und 
ſonſtigen Räume hat ſich der Wohnungsaufſichts⸗ 
beamte nicht auf die Feſtſtellung von Mißſtänden 
rein wohnungspolizeilicher Art zu beſchränken; 
auch baupolizeiliche und ſonſtige Beanſtandungen 
find von ihm aufzunehmen und erforderlichenfalls 
der zuſtändigen Behörde zur Weiterverfolgung zu 
übergeben. Die Abſtellung von Mißſtänden muß 
zunächſt im Wege der Belehrung und Mahnung 
verſucht werden (8 8 Abſ. 1 der Verordnung). 
Hierin zeigt ſich die Betonung des pfleglichen 
Charakters der Wohnungspolizei. Erſt wenn auf 
dieſem Wege nichts zu erreichen iſt, hat der Woh⸗ 
nungsaufſichtsbeamte an die Ortspolizeibehörde zu 
berichten. Dieſe wird in der Regel einen ſchriftlichen 
Auftrag erteilen unter Androhung der Strafein⸗ 
ſchreitung oder zwangsweiſen Vorgehens. Erſt wenn 
alle Mittel vergeblich waren, iſt zu ſchaͤrferen 
Maßnahmen zu greifen. Die meiſten oberpolizei- 
lichen Vorſchriften machen eine Strafanzeige ſogar 
von vorheriger Auftragserteilung abhängig (ſ. oben). 
Die Zwangsmaßnahmen beſtehen in der Anzeige⸗ 
erſtattung und Erwirkung der richterlichen Be⸗ 
ſeitigungsbefugnis (Art. 73 Abſ. 3 PStGB.). 
Manchmal liegen aber die Fälle derart dringend, 
daß dieſer langwierige Weg nicht abgewartet werden 
kann, ſondern ſofort Abhilfe geſchaffen werden 
muß. Hier gibt Art. 20 PStGB. einen Weg für 
die Ortspolizeibehörde; auf Grund dieſer Vorſchrift 
kann die ſogenannte polizeiliche Wohnungsſperre 
verfügt werden. In der Praxis ſind derartige 
Fälle allerdings aͤußerſt ſelten. Die Strafbe⸗ 
ſtimmungen und Polizeizwangsbefugniſſe auf dem 
Gebiete der Wohnungspolizei haben ihren Zweck 
dann am beſten erfüllt, wenn man ſie nicht anzu⸗ 
wenden braucht. In den meiſten Fällen, die die 
Wohnungsauſſicht zu beauſtanden hat, find mirt: 
ſchaftliche Not und damit verbundene Gleichgültig⸗ 


| 
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keit oder Unverſtand die Urſache der Mißſtände. 
Was helfen in ſolchen Fällen Zwangsmaßnah enen? 
Hier muß die Kunſt des Wohnungsinſpektors oder 
der Wohnungspflegerin einſetzen, die durch unent⸗ 
wegte Belehrung und Einwirkung eine allmaͤhliche 
Beſſerung der Zuſtände herbeiführen müſſen. Bei 
wirtſchaftlicher Not aber helfen nur Maßnahmen 
der Wohnungsfürſorge. Mehrere Städte find auß 
dieſem Gebiete ſchon bahnbrechend vorangegangen 
durch Schaffung von Wohnungsfürſorgefonds, die 
dazu beſtimmt find, in Fällen von Wohnungs⸗ 
überfüllung, Mangel von Betten uſw. Unter: 
ſtützungen für den Umzug und die Beſchaffung 
der erforderlichen Einrichtungsgegenſtände zu ge⸗ 
währen. Auch in München wurde jüngſt ein ſolcher 
Fond geſchaffen. Oft iſt die Not auch auf der Seite 
der Hausbeſitzer, die nicht die nötigen Mittel be⸗ 
ſitzen um baulichen Mängeln abzuhelfen. Auch 
hier ſind manchenorts Fürſorgeeinrichtungen in 
Form von gering verzinslichen gemeindlichen Dar⸗ 
lehen geſchaffen worden. 

Durch die Unmittelbarkeit der Berührung mit 
allen Familienverhältniſſen kommt die Wohnungs⸗ 
aufſicht mehr als jede andere behördliche Tätigkeit 
in die Lage neben den Wohnungsmängeln auch 
ſonſtige Gebrechen wahrzunehmen. Sie wird na⸗ 
türlich nicht blind ihre Augen vor dieſen Gebrechen 
ſchließen, weil ſie dafür nicht zuſtändig iſt, ſondern 
muß vielmehr in engſter Fühlung mit allen Für⸗ 
ſorgeeinrichtungen ſtehen um ihren Aufgaben gerecht 
zu werden. Das gedeihliche Zuſammenarbeiten der 
Organiſationen der Armenpflege, der Saäͤuglings⸗ 
und Jugendfürſorge, des Mutterſchutzes, der Tuber⸗ 
kuloſenfürſorge uſw. iſt eine dringliche Pflicht der 
Wohnungsaufſichtsorgane. Dabei muß vor allem 
geſorgt werden, daß ſich dieſes Zuſammenarbeiten 
reibungslos vollzieht und daß ein Neben- und 
Durcheinanderarbeiten der verſchiedenen Organe 
vermieden wird. 

Neben den periodiſchen Wohnungsbeſichtigungen 
durch die Organe der Wohnungsauſſicht iſt es aber 
zur Gewinnung eines Ueberblicks über die Woh⸗ 
nungsverhältniſſe auch geboten, daß die Gemeinden 
unter Mitwirkung dieſer Organe von Zeit zu Zeit 
Wohnungserhebungen (Enqueten) veranſtalten ($ 5 
der Verordnung). Der Wert ſolcher Erhebungen 
wird allerdings meiſt dadurch beeinträchtigt, daß 
die Verarbeitung des gewonnenen Materials allzu⸗— 
lange Zeit in Anſpruch nimmt. Dieſe Erfahrung 
wurde wenigſtens in München mit einer großen 
Erhebung gemacht, die in den Jahren * 1907 
durchgeführt wurde. 


Damit wäre ich am Ende meiner Darlegungen 
angelangt. Freilich konnte ich mich in dieſem 
Rahmen nur auf kurze Umriſſe und Andeutungen 
beſchränken. Aber ſchon hieraus kann wohl erſehen 
werden, wie umfangreich und bedeutungsvoll dieſes 
Rechtsgebiet iſt. Hier iſt alles in der Entwicklung 
und drängt nicht bloß inhaltlich, ſondern auch in 
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der rechtlichen Form noch nach genauerer Geſtal⸗ 
tung. Ob dieſe nach dem Vorbilde Preußens in 
dem Erlaß eines eigenen Wohnungsgeſetzes oder 
eines Wohnungsaufſichtsgeſetzes gefunden werden 
wird, kann dahingeſtellt bleiben. Das K. Staats⸗ 
miniſterium des Innern hat in der Entſchließung 
vom 18. Januar 1917 die Erwartung ausgeſprochen, 
daß die Gemeinden in ihrem eigenen Intereſſe und 
freiwillig eine ausreichende Ordnung der Wohnungs⸗ 


aufſicht ſowohl wie der Wohnungsfürſorge in die 


Hand nehmen werden, ſo daß die Erlaſſung eines 
eigenen Wohnungsgeſetzes in Bayern wenigſtens 
zunächſt unnötig wird. Ich glaube nicht, daß 
dieſer Appell taube Ohren findet. Die Gemeinden 
wiſſen heute recht wohl, was bei der Wohnungs⸗ 
frage auf dem Spiele ſteht. Auch denen, die bisher 
abſeits ſtanden, hat der Weltkrieg die Augen ge⸗ 
öffnet. Die Ueberzeugung iſt heute zum Allgemeingut 
geworden, daß nur durch eine planvolle Wohnungs⸗ 
fürſorge die Schäden an unſerem Volksbeſtand 
wieder gutgemacht werden können, die der Krieg 
verurſacht hat. — Und ſo läßt ſich hoffen, daß 
auch die Wohnungsaufſicht als Grundlage aller 
Wohnungsfürſorge durch eine verſtändnisvolle Zu⸗ 
ſammenarbeit aller berufenen Faktoren eine zweck⸗ 
und zeitgemäße Fortentwicklung erfährt. 


Kleine Mitteilungen. 


„Die Eutſcheidung erfolgt gebührenfrei.“ Es iſt 
nicht ſelten üblich, bei dem Erlaß von Entſcheidungen, 
für die nach 8 47 GKG. Gebühren nicht ‚erhoben 
werden, oder von Entſcheidungen, für die ohne aus⸗ 
drückliche geſetzliche Beſtimmung Gebühren nicht an⸗ 
fallen, anſchließend an den Ausſpruch darüber, wer 
die Koſten des Verfahrens zu tragen hat, zu beſtim⸗ 
men: „Die Entſcheidung erfolgt gebührenfrei.“ Das 
iſt unrichtig. Die Pflicht zur Entrichtung von Ge⸗ 
bühren entſtebt kraft Geſetzes; eine gerichtliche Feſt⸗ 
ſtellung der Gebührenpflicht, wie ſie hinſichtlich der 
Koſtenpflicht durch 88 91 ff. ZPO. gefordert iſt, iſt nicht 
vorgeſehen. Ebenſowenig wie deshalb das Gericht zu 
beſtimmen hat, daß für eine Entſcheidung Gebühren 
zu erheben ſind, ebenſowenig hat es zu beſtimmen, 
daß ſie gebührenfrei iſt. Die Erhebung der Gebühren 
iſt zunächſt eine Sache der Finanzverwaltung. Eine 
gerichtliche Entſcheidung erfolgt erſt, wenn nach 8 4 
GKG. gegen den Anſatz Erinnerungen erhoben werden. 
Verfehlt iſt es auch, wenn in Fällen, in denen Ge⸗ 
. bührenfreiheit befteht, eine Entſcheidung über die 

Koſtenpflicht abgelehnt wird, weil ja Gebühren nicht 
anfielen und die Koſtenentſcheidung deshalb überflüſſig 
ſei. Dieſer in der Praxis und zwar auch höherer 
Gerichte nicht ſelten eingenommene Standpunkt ver⸗ 
kennt den Unterſchied zwiſchen Koſten und Gebühren; 
erſtere umfaſſen auch die Auslagen; ob ſolche erwachſen 
ſind, läßt ſich nicht ſelten bei Erlaß der Entſcheidung 
noch gar nicht erſehen; es ift das von dem Gericht 
bei der Koſtenentſcheidung auch gar nicht zu prüfen. 

Joſ. Schiedermair, Rat am LG. München II. 
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Die Widerſpruchsfriſt im Mahnverfahren. Das 
Amtsgericht W. hat die Uebung, auch bei den 
Zahlungsbefehlen, die an Schuldner innerhalb des 
Amtsgerichtsbezirks zuzuſtellen find (8 499 ZPO.), 
die einwöchige Widerſpruchsfriſt des 8 692 3p. 
zu beſtimmen, ein Verfahren, das der Entlaſtungs⸗ 
verordnung in der Abänderung vom 18. Mai 1916 
widerſprechen dürfte. Durch letztere Verordnung iſt 
an Stelle der ſtarren einwöchigen Widerſpruchsfriſt 


der ZPO. zuerſt für das Urkunden⸗ und Wechſel⸗ 


mahnverfahren, ſodann für das Mahnverfahren all⸗ 
gemein eine vom Gericht im Zahlungsbefehl zu be⸗ 
ſtimmende Widerſpruchfriſt getreten, die Beſtimmung 
dieſer Friſt iſt jedoch nicht dem freien, richter⸗ 
lichen Ermeſſen überlaſſen, ſondern dieſe 
ift den Vorſchriften über die Einlaſſungs⸗ 
friſt entſprechend zu bemeſſen. Was heißt 
das? Soll damit etwa geſagt ſein, daß der Richter 
bei der Friſtbemeſſung nur zum Schutze des Schuld⸗ 
ners eine untere Mindeſtgrenze von 24 Stunden, 
oder 3 Tagen oder 1 Woche (88 499, 604 ZPO, 
einhalten müſſe, nach oben aber in der Friſtbemeſſung 
vollſtändig freien Spielraum habe, ähnlich wie bei 
Beſtimmung eines Verhandlungstermines, alſo will⸗ 
kürlich die Widerſpruchsfriſt auf eine oder mehrere 
Wochen feſtſetzen könne? Eine ſolche Auslegung würde 
nicht nur dem Wortlaute, ſondern auch dem Sinn und 
Zweck des 8 14 a zuwiderlaufen. Gerade deshalb wurde 
ja die ſtarre Friſt von einer Woche abgeändert, um das 
Verfahren in nicht ſtreitigen Sachen zu be⸗ 
ſchleunigen und dem Gläubiger auf möglichſt 
raſche und billige Weiſe einen Vollſtreckungstitel 
zu verſchaffen. Wenn für das gewöhnliche Klagever⸗ 
fahren die Wahrung der Einlaſſungsfriſt ge⸗ 
nügt, um gegen den Schuldner Ver ſäumnisur⸗ 
teil zu erlaſſen, ſo ſoll nunmehr auch der Ablauf 
der Einlaſſungsfriſt genügen, um gegen den 
nicht widerſprechenden Schuldner Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl zu erlaſſen. Mit anderen 
Worten: Der Richter hat die Widerſpruchsfriſt 
gleich der Einlaſſungsfriſt zu beſtimmen, 
nicht geringer, aber auch nicht höher. Bei anderer 
Auslegung wäre der 8 14a ſeiner Wirkung im weſent⸗ 
lichen entkleidet. 

Eine Verlängerung der Widerſpruchsfriſt wäre 
zuläſſig, falls man ſie als richterliche und nicht als 
geſetzliche Friſt erachten wollte (vgl. Aufſatz von 
Levin in Gruchot Bd. 60 S. 1 ff.), jedoch nur auf 
Antrag des Schuldners und bei Glaub- 
haftmachung erheblicher Gründe (8 224 11 
ZPO) Eine Abkürzung der Widerſpruchs⸗ 
friſt auf Antrag des Gläubigers iſt nach über⸗ 
wiegender Rechtsanſchauung gemäß 88 224 — 226 3PO. 
zuläſſig (ogl. obigen Aufſatz von Levin). 

Es fragt ſich nun, welcher Rechtsbehelf dem 
Gläubiger gegen eine verordnungswidrig zu 
hoch bemeſſene Einlaſſungsfriſt zuſteht? 
Zweifellos iſt der Gläubiger hiedurch beeinträchtigt, weil 
ihm zumeiſt an alsbaldiger Erlangung eines Voll⸗ 
ſtreckungstitels dringend gelegen ſein muß. Etwaige 
Abhilfe im Wege der Dienſtauſſichtsbeſchwerde wegen 
Juſtizverzögerung, auf die Gaupp Stein zu 8 225 ZPO. 
verweiſt, lönnte als Eingriff in die richterliche Unab⸗ 
hängigkeit bedenklich erſcheinen, würde auch im einzelnen 
Falle meiſt zu ſpät kommen. Dagegen hat der Gläubiger 
gegen die zu hohe Bemeſſung der Widerſpruchsfriſt 
die Beſchwerde nach 8 567 ZPO. wenigſtens in den 
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Fällen, wo er, wie hierorts üblich, den fertigen Zahlungs⸗ 


befehlsentwurf mit Einſpruchsfriſt dem Gericht 


als Antrag auf Zahlungsbefehl unterbreitet hat und 
das Gericht in dem von ihm erlaſſenenen Zahlungs⸗ 
befehl ddieſer Friſt nicht entſprochen hat oder 
wo der Gläubiger ausdrücklich eine abgekürzte 
Einlaſſungsfriſt beantragt hat, aber damit 
abgewieſen worden iſt. In beiden Fällen liegen die 
Vorausſetzungen zur Beſchwerde nach 88 225, 226, 567 
ZPO. in verfahrensrechtlicher Hinſicht vor. Es 
empfiehlt ſich alſo, daß der Gläubiger zum Schutze 
gegen zu lange Widerſpruchsfriſten gleich entſprechen⸗ 
den Antrag bezüglich der Bemeſſung der 
Widerſpruchsfriſt ſtellt. Auch hier hat der 
Beſchwerdeweg zum Landgerichte das Mißliche, daß 
er zu weitläufig iſt und der Erfolg meiſt zu ſpät kommt. 

Bei der jetzigen erhöhten; Bedeutung des Mahn⸗ 
verfahrens wäre eine einheitliche Uebung in dieſer 
Frage ſehr angezeigt. 

Rechtsanwalt A. Süßer in Würzburg. 
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Iſt das unbefugte Tragen des Verwundetenabzeichens 
gerichtlich ſtrafbar ? Durch Allerh. Kabinettsordre vom 
3. März 1918 wurde ein „Abzeichen für Verwundete“ 
geſtiftet; durch Allerh. Entſchl. vom 11. März 1918 
wurde die Uebernahme des gleichen Abzeichens für die 
Bayerischen Heeresangehörigen genehmigt (Ke E. vom 
12. März 1918, VBl. Nr. 12 S. 259). Die Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen hiezu ſind enthalten in KME. 
vom 13. April 1918 VBl. Nr. 17 S. 377. In Nr. 11 dieſer 
Ausführungsbeſtimmungen heißt es: „Widerrechtliches 
Tragen des Abzeichens zieht gerichtliche Beſtrafung 
nach ſich“. Welche gefetzliche oder auf Grund Geſetzes 
erlaſſene Strafbeſtimmung einſchlägig iſt, iſt nicht ge⸗ 
jagt. In Betracht könnten kommen 8 360 Nr. 8 StGB., 
wonach beſtraft wird, wer „unbefugt eine Uniform, 
eine Amtskleidung, ein Amtszeichen, einen Orden oder 
ein Ehrenzeichen trägt“, oder (für den Bezirk des ſt. 
GenKdos. I. b. AK.) die Bek. vom 11. Dezember 1915 
Nr. 150 543, wonach „das unbefugte Anlegen militä⸗ 
riſcher Uniformen oder von Kriegsauszeichnungen, von 
9785 und Ehrenzeichen überhaupt.. .. verboten 
wird“. | 

Unter dieſe Beſtimmungen fällt jedoch das un⸗ 
befugte Tragen des Verwundetenabzeichens nicht. Denn 
es iſt weder ein Orden noch ein Ehrenzeichen. Dies 
iſt ausdrücklich ausgeſprochen in KME. vom 3. Juni 
1918, VBl. S. 598, welcher lautet: „Das Ver⸗ 
wundetenabzeichen iſt keine Auszeichnung, ſondern ein 
Abzeichen. Gute Führung iſt für die Verleihung des 
Verwundetenabzeichens nicht Bedingung“ Das Gegen⸗ 
teil gilt für Auszeichnungen (Kriegsartikel 4). Es wird 
daher das Abzeichen auch (a. a. O.) an Soldaten II. Kl. 
verliehen, während Orden und Ehrenzeichen durch Ver⸗ 
ſetzung in die II. Klaſſe des Soldatenſtandes dauernd 
verloren gehen (S 39 M StGB.). Das Abzeichen ſteht 
alſo Orden und Ehrenzeichen in keiner Weiſe gleich. 
Dieſer Unterſchied zeigt ſich auch darin, daß das Ab— 
zeichen an jeden verliehen wird, der die Bedingungen 
des Erlaſſes vom 13. April 1918 erfüllt (KRM. vom 
3. Juni 1918 Abſ. III), daß insbeſondere gute Füh⸗ 
rung für die Verleihung des Verwundetenabzeichens 
nicht Bedingung iſt. Eine gerichtliche Beſtrafung 
wegen unbefugten Tragens des Abzeichens kann daher 
nicht eintreten. 


Inwieweit gerichtliche Beſtrafung wegen etwaiger 
mittelbarer Falſchbeurkundung (bei Erwirkung der Auf⸗ 
nahme in Soldbuch, Kriegsrangliſte, Kriegsſtamm⸗ 
rolle uſw.) oder disziplinäre Ahndung wegen unbe⸗ 
fugten Tragens (8 11 Disz StrO.) möglich iſt, iſt nicht 
Gegenſtand dieſer Unterſuchung. 

Rechtsanwalt Rich. Berolzheimer in München. 


Aus der Lechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Wenn bei dem Unterhaltösanſpruch der Mutter 
gegen den Sohn deſſen i eee zu prüfen iſt, 
fo find auch die Zinſen aus dem väterlichen Nachlaß zu 
berückſichtigen, die der Teſtamentsvollſtrecker kraft letzt⸗ 
williger Verfügung für den Sohn verwenden darf. Aus 
den Gründen: Der Beklagte hatte geltend gemacht, 
er ſei außerſtande, der Klägerin Unterhalt zu ges 
währen. Nach dem Teſtamente ſeines Vaters könne 
er vom Teſtamentsvollſtrecker weder den Stamm noch 
die Einkünfte ſeines Vermögens verlangen. Wenn 
nach 8 4 des Teſtaments die Zinſen feines Vermögens 
für ihn verwendet werden dürften, ſo ſolle das heißen, 
der Teſtamentsvollſtrecker müſſe ihn ſtandesgemäß 
unterhalten, brauche ihm aber nur die Zinſen zu 
geben, die zu ſeinem Unterhalte nötig ſeien, und habe 
das Recht, einen etwaigen Ueberſchuß zum Kapital zu 
05 en. Welcher Betrag für ſeinen Unterhalt nötig 
ei, habe der Teſtamentsvollſtrecker nach ſeinem Er⸗ 
meſſen zu entſcheiden. Er, Beklagter, habe alſo zwar 
Vermögen, aber ein ſo gebundenes, daß er weder den 
Stamm angreifen könne, noch die Einkünfte, ſoweit 
dieſe feinen eigenen Unterhalt überſtiegen. Das BG. 
ſtellt zunächſt feſt, daß nach dem Teſtamente die Zinſen 
ganz für den Beklagten verwendet werden dürften. 
Weiter führt es aus, es könne nicht die Abſicht des 
Vaters geweſen ſein, zu unterſagen, daß ſolche Ver⸗ 
bindlichkeiten aus den Zinsüberſchüſſen gedeckt würden, 
die der vom Geſetz gewollten und natürlichen Geſtal⸗ 
tung der perſönlichen Verhältniſſe ſeines Kindes ent⸗ 
ſprechen würden. Es legt alsdann dar, daß es ſich 
hier um ſolche Verbindlichkeiten handele. Nach dem 
Tode des Vaters ſei die Sorge für die Perſon des 
Beklagten auf die Klägerin übergegangen. Sie habe 
ihn zur Erziehung nach 8S 1686, 1631 BGB. nicht nur 
zu ſich nehmen dürfen, habe dies vielmehr pflicht⸗ 
gemäß tun müſſen. Dadurch ſei ſie genötigt geweſen, 
unter Aufgabe ihrer bisherigen Stellung als Haus» 
dame einen eigenen Haushalt zu führen. Die Auf⸗ 
wendungen für ihren Lebensunterhalt ſeien ſolcher⸗ 
geſtalt notwendig Koſten der Erziehung des Kindes 
geworden, da ſie ſich aus Eigenem nicht habe erhalten 
können. Deshalb könne der Teſtamentsvollſtrecker ſich 
nicht mit Grund weigern, jene Aufwendungen aus 
den überſchüſſigen Zinſen zu decken. Sei dies richtig, ſo 
könne der Beklagte den Teſtamentsvollſtrecker zwingen, 
aus den Zinſen die Mittel dazu herzugeben, daß ſie 
in gemeinſamem Haushalte mit ihm leben könne. Es 
handele ſich hierbei um die ordnungsmäßige Aus— 
führung des letzten Willens des Vaters. Dieſer An⸗ 
ſpruch des Beklagten gegen den Teſtamentsvollſtrecker 
ſei bei der Beurteilung ſeiner Leiſtungsfähigkeit i. S. 
des 8603 BGB. zu beachten. Es wird dann dar⸗ 
gelegt, daß das Reineinkommen aus dem Nachlaſſe 
mindeſtens 6000 M betrage, aus dem der Beklagte 
ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts 
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der Klägerin den ſtandesmäßigen Unterhalt gewähren 
könne. Die Reviſion macht geltend, es komme darauf 
an, ob der Beklagte gegen den Teſtamentsvollſtrecker 
einen Rechtsanſpruch auf das Zinserträgnis habe. 
Dieſe Frage ſei noch offen. Sie ſei nicht mit der Er⸗ 
wägung beantwortet, daß der Teſtamentsvollſtrecker 
die geſamten Zinſen für den Beklagten verwenden 
dürfe. Dieſer Rechtsſtandpunkt der Reviſion iſt. zus 
treffend, aber derjenige des BG. iſt kein anderer. Es 
will ſagen: Die Verwaltung des Nachlaſſes ſei keine 
ordnungsmäßige i. S. des Teſtaments, wenn der 
Teſtamentsvollſtrecker ſich unter den gegenwärtigen 
Verhältniſſen weigere, dem Beklagten auch den Betrag 
der Zinſen zu gewähren, der zum Unterhalte der 
Klägerin erforderlich ſei. Der Beklagte habe deshalb 
einen rechtlichen Anſpruch gegen den Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker auf Zahlung dieſes Betrages. Er ſei alſo zur 
Leiſtung des Unterhalts an die Klägerin imſtande. 
Dieſe Begründung iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. 

Wenn der Teſtamentsvollſtrecker feiner Verpflich⸗ 
tung zuwider ($ 2216 BGB.) die Verwaltung nicht 
ordnungsmäßig führt, ſo hat der Erbe das Recht, 
durch Erhebung der Klage gegen ihn unmittelbar die 
Erfüllung der Verpflichtung zu erzwingen. Eine nicht 
ordnungsmäßige Führung der Verwaltung ſieht das 
BG. hier ohne Rechtsirrtum darin, daß der Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker ſich weigert, dem Beklagten aus den 
dazu hinreichenden Einkünften des Nachlaſſes die zum 


ſtandesgemäßen Unterhalte der Klägerin notwendigen 


Mittel zu gewähren. Den Einwand des Beklagten, 
der Erblaſſer habe der Klägerin Nießbrauch und Ver⸗ 
waltung des Nachlaſſes entzogen, deshalb ſei jede 
Gewährung von Vorteilen an ſie ausgeſchloſſen, hat 
das BG. berückſichtigt und aus tatſächlichen Gründen 
für unerheblich erachtet. Der vom Beklagten ange— 
rufene § 2214 BGB. ſteht der Feſtſtellung des BG. 
nicht entgegen, daß der Beklagte zur Leiſtung des 
Unterhalts an die Klägerin imſtande ſei. Es iſt ſchon 
zweifelhaft, ob die Nutzungen des Nachlaſſes i. S. 
dieſer Vorſchrift ſelbſt in dem Falle zu den Nachlaß— 
gegenſtänden gerechnet werden können, wenn ſie der 
Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers unterſtellt ſind. 
Dies kann aber dahingeſtellt bleiben. Denn für die 
Frage, ob der Beklagte leiſtungsfähig iſt, kammt es 
nur darauf an, ob er den Anſpruch gegen den Teſta— 
mentsvollſtrecker hat, nicht aber darauf, ob die Klä— 
gerin als Privatgläubigerin des Beklagten dieſen 
Anſpruch unmittelbar gegen den Teſtamentsvollſtrecker 
durchſetzen kann. Uebrigens ſind die Erträgniſſe dem 
Zugriffe der Privatgläubiger des Erben jedenfalls 
dann zugänglich, wenn ſie vom Teſtamentsvollſtrecker 
an den Erben abgeführt ſind. (Urt. d. IV. ZS. vom 
27. Mai 1918, IV 81/18). — — = n. 
4464 


II. 


Verpflichtung des Hausbeſitzers und Vermieters, für 
einen fiheren Zugang zum Hauſe zu ſorgen. Unter⸗ 
haltungspflicht der Gemeinde kein Befreiungsgrund. Die 
Klägerin hatte gemeinſchaftlich mit ihrem Ehemann 
eine Wohnung im Hauſe des Beklagten gemietet. Vor 
dem Eingange des Hauſes befand ſich ein in den 
Bürgerſteig eingelaſſener, mit eingemauerten Ziegel— 
ſteinen eingefaßter Eiſenroſt, der zum Schutz eines 
darunter befindlichen Kellerfenſters diente. Die Kl. 
fiel über eine ſchadhafte Stelle der Einſaſſung des 
Eiſenroſtes und erlitt einen Knöchelbruch. Sie ver— 
langte Erſatz von Auslagen und Feſtſtellung der Erſatz— 
pflicht des Bekl. im übrigen. Das BG. erklärte den 
Leiſtungsanſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt 
und ſtellte die Erſatzpflicht für den weiteren Schaden 
feſt. Die Reviſion des Bekl. wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: Das BG. ſtellt feſt, daß 
die Kl. über ein Loch in der Einfaſſung des Eiſen— 
roſtes gefallen ſei, und findet eine die Haftpflicht auf 


—— — 
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Grund des Mietvertrages und wegen unerlaubter 
Handlung ($ 823 Abſ. 1 BG.) begründende ſchuld⸗ 


hafte Pflichtverletzung des Bekl. darin, daß er nicht 


für eine rechtzeitige Feſtſtellung und Beſeitigung der 
ſchadhaften Stelle geſorgt habe. Ein Rechtsirrtum 
ift darin nicht zu finden. Der Bekl. hatte die Räume 
ſeines Hauſes vermietet und damit einen Verkehr für 
andere Perſonen eröffnet. Er mußte deshalb auch für 
die Sicherheit dieſes Verkehrs und insbeſondere dafür 
ſorgen, daß die Mieter und andere im Hauſe ver⸗ 
kehrende Perſonen nicht durch den den Zugang ver⸗ 
mittelnden Eiſenroſt und ſeine Einfaſſung gefährdet 
wurden. Dies um ſo mehr, als, wie feſtgeſtellt iſt, der 
Zutritt nur über dieſe Vorrichtung möglich war, und 
letztere den beſonderen Bedürfniſſen des Hauſes (der 
Erhaltung des Lichtes für den Keller) diente und nur 
durch fie erforderlich geworden war. Daß die Vor⸗ 
richtung in den Bürgerſteig eingelaſſen war, kann 
daran nichts ändern. Wenn, was das BG. dahingeſtellt 
läßt, die Gemeinde unterhaltungspflichtig war, ſo 
konnte daraus eine Haftung der Gemeinde für den 
Unfall, nicht aber, ſoweit es ſich um den Verkehr vom 
und zum Hauſe des Bekl. handelt, eine Befreiung des 
letzteren von den ihm auf Grund des von ihm er- 
öffneten Verkehrs obliegenden Pflichten abgeleitet 
werden. Seine Pflicht war es vielmehr, wie das BG. 
zutreffend annimmt, auch in dieſem Falle die fragliche, 
Gefährdungen beſonders ausgeſetzte Stelle zu über⸗ 
wachen, in angemeſſenen Zeiträumen zu unterſuchen 


und die nach ihrem Zuſtand notwendigen Maßnahmen 


zu treffen, indem er entweder ſelbſt den Schaden be⸗ 
hob oder die Gemeinde dazu veranlaßte. An die Ge⸗ 
meinde kann alſo der Bekl. die Kl. nicht perweiſen. 
(Urt. des III. ZS. vom 19. April 1918, III 478/1918). 
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III. 


1. 350. 6 233: Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand gegenüber dem Ablaufe der Neviſiensfriſt nach 
erfolglofer Aufwendung der Außerflen den Umſtänden 
nach zu erwartenden Bemühungen, einen zur Vertretung 
bereiten Rechtsanwalt zu finden oder beigeordnet in 
erhalten. 2. Die in & 664 Abſ. 1 350. beſtimmte Friſt 
iſt weder eine Not-, noch eine Verjährungs⸗, ſondern eine 
Ausſchlußfriſt. Der Lauf einer Ausſchlußfriſt kann nach 
dem Standpunkte des BGB. nur in den Fällen gehemmt 
fein, wo das im Geſetz ausdrücklich guaelafien ift. Der Kauf 
der Friſt des 3 664 Abſ. 1 ZPO. wird nicht dadurch 
gehemmt, daß die Partei ohne ihr Berſchulden keinen 
Vertreter ſindet. Aus den Gründen: 1. Die Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand gegen die Verſäumung 
der RevFriſt iſt der Kl. zu gewähren. Die Kl. hat 
bereits am 28. Juni 1917 noch vor der Zuſtellung 
des am 7. Juni 1917 verkündeten Berufungsurteils 
bei dem RG. um das Armenrecht und um die Bei⸗ 
ordnung eines RA.s zur Einlegung der Rev. nach⸗ 
geſucht. Dieſer Antrag iſt durch Beſchl. vom 7. Juli 1917 
wegen Ausſichtsloſigkeit der Rechtsverfolgung ab⸗ 
gelehnt worden. Nachdem das Berufungsurteil am 
11. Juli 1917 zugeſtellt und damit die Nevyrift in 
Lauf geſetzt war, hat die Kl. ihren Antrag auf Be⸗ 
willigung des Armenrechts und Beiordnung eines RA. 
unter dem 13. und 14. Juli 1917 erneuert, ſie iſt jedoch 
durch Beſchl. vom 20. Juli 1917 wiederum abſchläͤgig 
beſchieden worden. Darauf hat ſie ſich noch innerhalb 
der RevFriſt zunächſt an Juſtizrat K., ſodann an. 
Juſtizrat B. mit der Bitte gewendet, ihre Vertretung 
zu übernehmen; beide haben das abgelehnt. Auch eine 
Anzahl weiterer Eingaben an das RG. blieb ohne 
Erfolg. Die Nevfrift iſt daher deshalb verfäumt 
worden, weil die Kl. ungeachtet der von ihr auf— 
gewendeten äußerſten, den Umſtänden nach zu erwar— 
tenden Bemühungen keinen zu ihrer Vertretung bereiten 
RA. hat finden oder beigeordnet erhalten können und 
es ihr ſomit bei dem Mangel eines RA.s unmög⸗ 


. 
. 


kann ſich demnach 
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lich geweſen iſt, die Rev. innerhalb der geſetzl. Friſt 
einzulegen. Hierin iſt ein unabwendbarer Zufall i. S. 
des § 233 ZPO. zu finden, der die Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand gegen die Verſäumung der 
RerFriſt rechtfertigt. i , 

.Das BG. hat angenommen, daß die im 8 664 
ZBO. vorgeſchriebene Friſt von einem Monat eine 
Ausſchlußfriſt, keine Verjährungsfriſt und auch keine 
Notfriſt ſei, daß daher eine Wiedereinſetzung nicht 
möglich und die Anfechtungsklage nach dem Ablaufe 
der Friſt von Amts wegen als verſpätet abzuweiſen 
ſei. Dem iſt beizutreten. Eine Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand iſt, abgeſehen von den hier nicht 
in Frage kommenden Fällen der Verſäumung der 
RevBegründungs⸗ und der Einſpruchsfriſt nach § 233 
ZPO., nur möglich, wenn eine Partei an der Ein⸗ 
haltung einer Notfriſt behindert geweſen iſt. Not⸗ 
friſten find gemäß § 223 Abſ. 3 ZPO. nur die Friſten, 
die im Geſetz als ſolche bezeichnet ſind. Da hiernach 
mangels einer ſolchen Bezeichnung die Friſt des S 664 
Abſ. 1 ZBO. keine Notfriſt iſt, kann gegen ihre Ver⸗ 
ſäumung keine Wiedereinſetzung gewährt werden. Es 
nur fragen, ob, wie die Ren aus⸗ 
zuführen ſucht, die Friſt des 8 664 ZPO. gehemmt ift, 
ſo lange die Partei unverſchuldet wegen des Mangels 
eines Vertreters nicht klagen kann. Das iſt indeſſen 
zu verneinen. Die im 8 664 ZPO. beſtimmte Friſt 
iſt keine Verjährungsfriſt, ſondern eine Ausſchlußfriſt, 
deren Feſtſetzung um der Allgemeinheit willen für 
erforderlich erachtet wurde, um eine ſchnelle endgültige 
Enifheidung darüber herbeizuführen, ob. der Ent⸗ 
mündigungsbeſchluß angegriffen wird oder nicht (RG. 
Bd. 40 S. 39: Geſetzliche Ausſchlußfriſten laufen 
aber, wie das RG. bereits mehrfach ausgeſprochen hat, 
regelmäßig ohne Rückſicht darauf, ob der, der inner⸗ 
halb der Friſt eine Handlung vorzunehmen hat, dazu 
imſtande iſt oder nicht; die Tatſache des Ablaufs der 
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Standpunkte, daß die genannten Hemmungsvorſchriften 
grundſätzlich auf die in dem BGB. ſelbſt feſtgeſetzten 
Ausſchlußfriſten entſprechend anzuwenden ſeien. Denn 
wäre dies der Standpunkt des Geſetzes geweſen, ſo 
hätte es einer ausdrückl. Vorſchrift für die entſprechende 
Anwendbarkeit der 88 203, 206, 207 BGB. bei einer 
Anzahl von Ausſchlußfriſten nicht bedurft. Daß es 
ſich hierbei nicht um den Ausdruck eines dem BGB. zu⸗ 
grunde liegenden allgemeinen Rechtsgedankens handelt, 


ergibt ſich ſchon daraus, daß die entſprechende An⸗ 


wendung der Vorſchriften über die Hemmung der Ver— 
jährung nur bei einzelnen, nicht bei ſämtlichen Aus⸗ 
ſchlußfriſten des BGB. zugelaſſen worden iſt (vgl. 
z. B. 88 147, 148, 485, 503, 510, 864, 977 BGB., bei 
denen eine Verweiſung auf die §§ 203, 206, 207 fehlt). 
Es kann hiernach nicht zweifelhaft ſein, daß nach dem 
Standpunkte des BGB. bei geſetzl. Ausſchlußfriſten 
nur in den Fällen eine Hemmung des Friſtlaufs ein⸗ 
treten kann, in denen dies vom Geſetz ausdrücklich 
zugelaſſen iſt. Zu dieſen Ausnahmefällen gehört die 
Friſt des S 664 ZPO. nicht. Die Verſäumung dieſer 
Friſt hat daher den Verluſt des Rechtes zur Folge, 
den Entmündigungsbeſchluß mittels Klage anzufechten, 
auch wenn ſie unverſchuldet und nicht zu vermeiden 
geweſen iſt. Es läßt ſich nicht ſagen, daß darin eine 
unbillige Härte für den Entmündigten läge, denn es 
bleibt ihm unbenommen, jederzeit die Wiederaufhebung 
der Entmündigung zu beantragen und gegebenenfalls 
gegen den dieſen Antrag ablehnenden Beſchluß den 
Klageweg zu beſchreiten. Die vom Erſtrichter er⸗ 


wähnten, von der Rev. angeführten Urteile des RG. 


unbenutzt gebliebenen Friſt führt den Rechtsverluſt 
herbei, ſofern nicht eine beſondere geſetzl. Vorſchrift 


für die Er Friſt eine Einſchränkung macht (RG. 
Bd. 48 S. 163/164; Bd. 88 S. 295). Im 8 664 38. 
iſt für die dort beſtimmte Friſt eine Milderung der 
für Ausſchlußfriſten grundſätzlich geltenden Regeln nur 
hinſichtlich des Beginnes ihres Laufes in gewiſſem 
Umfange vorgeſehen ($ 664 Abſ. 3), dagegen fehlt es 
an einer geſetzl. Beſtimmung, auf Grund deren auf 
den Lauf dieſer Friſt die Vorſchriften des BGB. über 
die Hemmung der Verjährungsfriſten angewendet 


werden könnten, wie dies z. B. in den 58 124, 210, 212, 


215, 802, 1002, 1339, 1571, 1594, 1599, 1944, 2082 
BGB. für die dort beſtimmten Ausſchlußfriſten für 
zuläſſig erklärt worden iſt. Die Rev. meint, daß aus 
den Vorſchriften des BGB., welche die Anwendung der 
88 203, 206, 207 BGB. auf eine Anzahl von Aus 
ſchlußfriſten entſprechend zulaſſen, auf die Zuläſſigkeit 
einer entſprechenden Anwendung dieſer für die Hem— 
mung der Verjährung gegebenen Beſtimmungen auf 
alle Ausſchlußfriſten zu ſchließen ſei; das trifft nicht 
zu. Das BGB. gibt in den SS 187 bis 193 eine Reihe 
von Vorſchriften, die nach $ 186 BGB. allerdings für 
alle in Geſetzen beſtimmten Friſten, alſo auch für die 
in der ZPO. feſtgeſetzten Ausſchlußfriſten, gelten. Es 
handelt ſich dabei jedoch nur um Auslegungsvor— 
ſchriften. Eine allgemeine Vorſchrift über die Hemmung 
des Laufes geſetzl. Friſten enthält das BGB. nicht, 
derartige Vorſchriften ſind vielmehr nur für die ihrem 
Weſen und ihrer Wirkung nach von den Ausſchluß— 
friſten verſchiedenen Verjährungsvorſchriften in den 
88 203, 206, 207 BGB. gegeben. Hätten dieſe Vor- 
ſchriſten nach dem Willen des Geſetzes für alle Friſten 
gleichmaͤßig gelten follen, fo wären fie in den hierfür 
beſtimmten vierten Abſchnitt des Allgem. Teils des 
BGB. aufgenommen und nicht in den nur von der 
Verjährung handelnden fünften Abſchnitt verwieſen 
worden. Das BGB. ſteht aber auch nicht auf dem 


Abſ. 1. 


(Bd. 87 S. 52 und 298) befaſſen ſich nicht mit der 
Hemmung von Ausſchlußfriſten und kommen für die 
gegenwärtige Entſcheidung nicht in Betracht. (Urt. des 
IV. 35. v. 6. April 1918, IV 27/1918). E. 
4371 f 
IV. 


Nichtigkeit eines Vertrages über fortdauernde Lie⸗ 
ferung der Erzengniſſe eines Pachtgutes. BGB. 8 135 
In einem Vertrage vom März 1914 ver⸗ 
pflichteten ſich die Beklagten, die Pächter des Gutes 
Z. waren, dem Kläger fortdauernd die Gutserzeugniſſe 
(Roggen, Weizen, Gerſte, Hafer, Erbſen und Kartoffeln) 
zu liefern und zwar die Kartoffeln 5 Pfg., die übrigen 
Erzeugniſſe 10 Pig, unter dem höchſten Poſener Markt- 
preiſe, ſowie vom Kl. ſämtliche, für das Gut erforder⸗ 
liche Futtermittel zu dem am Lieferungstage maß— 
gebenden Poſener Marktpreiſe zu beziehen. Die Bekl. 
verpflichteten ſich ferner im Fall der Verletzung des 
Vertrags zur Zahlung von Vertragsſtrafen, deren 
Betrag für jeden Waggon Kartoffeln auf 40 M, für 
jeden Waggon der anderen Erzeugniſſe und der Futter— 
mittel auf 100 M feſtgeſetzt wurde. Der Vertrag ſollte 
ſo lange in Gültigkeit bleiben, als die Schuld der 
Bekl. an den Kl., die zur Zeit des Vertragsſchluſſes 
etwa 30000 M betrug, nicht getilgt ſei. Mit der 
Klage beanſpruchte der Kl. wegen Verletzung des Ver— 
trags in der Zeit bis 1916 eine Vertragsſtrafe von 
4200 M. Die Klage wurde abgewieſen, da der Vertrag 
wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig ſei. 
Die Reviſion des Klägers wurde zurückgewieſen. 

Gründe: Die Annahme des BG., daß der zwischen 
den Parteien geſchloſſene Vertrag wegen übermäßiger 
Beſchränkung der Bekl. in ihrer wirtſchaftlichen Be— 
wegungsfreiheit und wegen erheblicher Ausnutzung 
der wirtſchaftlich ſchwachen Lage der Bekl. zum Vor— 
teil des Kl. gegen die guten Sitten verſtoße (8 138 
Abſ. 1 BGB.), läßt keinerlei Rechtsirrtum erkennen. 
Durch die Uebernahme der Verpflichtungen zur Lie— 
ferung der weſentlichen Gutserzeugniſſe an den Kl. 
ſind die Bekl. nicht nur der Vorteile des Wettbewerbs 
beraubt, ſondern auch in weitgehende Abhängigkeit 
vom Kl. gebracht worden; dieſe war für die Bekl. im 
Hinblick auf die unter den Stand der Poſener Markt- 
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preiſe feſtgeſtellten Verkaufspreiſe und die Lieferungs⸗ 
zeiten beſonders ungünſtig, wie ſich aus den tatſäch⸗ 
lichen Darlegungen des BG. ergibt. Die Abhängigkeit 
war für die Bekl. um fo läſtiger und drückender, als 
eine Beendigung des Vertrags für lange Zeit aus⸗ 
geſchloſſen war. Nach $ 8 follte der Vertrag ſolange 
Gültigkeit haben, bis die bei Vertragsſchluß in Höhe 
von (rund) 30 000 M beſtehende Schuld der Bekl. 
getilgt ſei. Eine ſolche Tilgung war jedoch nach den 
Umſtänden, wie ſie beim Abſchluſſe des Vertrags 
beſtanden, insbeſondere wegen der ſchon damals un⸗ 
ünſtigen wirtſchaftlichen Lage der Bekl. gar nicht in 

usſicht zu nehmen. Die Schuld der Bekl. an ihre 
ſonſtigen Gläubiger belief ſich gleichfalls auf etwa 
30 000 M. Beabſichtigt war, daß der Kl. dieſe For⸗ 
derungen nach und nach aufkaufen werde, was er na 
der Feſtſtellung des BG. auch getan hat; die Reviſion 
erklärt ſelbſt, daß der Kl. jetzt der einzige Gläubiger 
ſei. Nach den Rechnungsauszügen hat ſich die Schuld 
bis Dezember 1914 auf 44000 M erhöht. So mußten 
die Bekl. vollſtändig in die Hand des Kl. kommen, 
und es lag, wie das BG. zutreffend hervorhebt, nahe, 
daß ſie ſich bei Streitigkeiten über die Güte der Lie⸗ 
ferungsware ſeinem Willen fügen mußten, um ein 
zwangsweiſes Vorgehen des Kl. zu vermeiden. Dieſen 
überaus drückenden, nachteiligen Beſtimmungen ftanden 
irgendwie ausgleichende, die Intereſſen der Bell. 
wahrende Vorſchriften oder Handlungen des Kl. nicht 
gegenüber. Nach dieſer Richtung kommt nicht, wie die 
Reviſion meint, in Betracht, daß die Bekl. der Sorge 
für den Verkauf ihrer Erzeugniſſe und für die Be⸗ 
ſchaffung der Futtermittel enthoben geweſen feien,, und 
daß ſie in Ruhe ihre Schulden an den Kl. hatten ab⸗ 
tragen können. Der Kl. hat im Vertrage feine Ber: 
pflichtung zur Stundung ſeiner Forderungen oder zur 
Gewährung von Vorſchüſſen und Darlehn eingegangen; 
er behielt nach der ausdrücklichen Feſtſtellung des BG. 
freie Hand für den Entſchluß, ob und wann er ſich 
von den Bekl. zurückziehen wolle. Von ſeinen Rechten 
hat er nichts aufgegeben; er blieb den übrigen Gläu— 
bigern vollſtändig gleichgeſtellt. Auch der Umſtand, 
daß der Kl. ſich ſetnerſeits zur Abnahme der Guts⸗ 
erzeugniſſe verpflichtete, fällt nicht ins Gewicht, weil 
dieſe Abnahme erheblich unter dem Poſener Markt⸗ 
preis zu erfolgen hatte. Die prozeſſualen Rügen der 
Reviſion ſind nicht gerechtfertigt. Es ſtand im Er⸗ 
meſſen des Gerichts, ob es Sachverſtändige darüber 
hören wollte, daß Verträge des fraglichen Inhalts 
einer allgemeinen Uebung in der Provinz Poſen ent⸗ 
ſprächen. Uebrigens würde ein ſolcher Mißbrauch der 
Bejahung der Sittenwidrigkeit nicht entgegenſtehen ... 
(Urt. des III. 3S. vom 28. Mai 1918, III 48/18). 

4441 — e — 


V 


Zum Unterſchiede von Miete und Pacht bei Ueber⸗ 
laſſung von Näumen zum Betrieb einer Wirtſchaft. 
Die Rechtsvorgänger der Beklagten „vermieteten“ laut 
Vertrag vom 16. April 1910 dem F. P. und ſeiner in 
Gütergemeinſchaft mit ihm lebenden Ehefrau ein Grund— 
ſtück an der E.ftraße in P. „zum Zwecke des Betriebes 
eines Reſtaurants“ für die Zeit vom 1. Juli 1910 bis 
zum 31. Dezember 1922. Mit der Begründung, daß 
es ſich um eine weſentlich Tanzvergnügungen gewid— 
mete Wirtſchaft handle, Veranſtaltungen dieſer Art 
aber ſeit Kriegsausbruch verboten ſeien, verlangte F. P. 
Minderung der vereinbarten Vergütung und erhob 
Klage auf Rückzahlung von 833 M für die Zeit bis 
zum 31. Dezember 1914 und 625 & vierteljährlich für 
die Folgezeit. Das BG. erklärte den Anſpruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt. Die Reviſion der Bekl. 
wurde zurückgewieſen. 

Gründe: Das BG. erachtet den Vertrag vom 
16. April 1910 als einen Pachtvertrag, deſſen Gegen— 
ſtand ein hauptſächlich zur Veranſtaltung von Tanz⸗ 
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vergnügungen beſtimmtes und eingerichtetes Wirtſchafts⸗ 
anweſen bildete. Dieſe Annahme wird von der Reviſion 
mit Unrecht in Zweifel gezogen. Die Ueberlaſſung von 
Räumlichkeiten zum Betrieb einer Wirtſchaft begründet 
1 wie in der Rechtſprechung des Reichsgerichts 
(vgl. RG. Z. Bd. 81 S. 23, Bd. 87 S. 277) anerkannt iſt, 
ein Pachtverhältnis nur dann, wenn die Räume zu 
dieſem Zwecke baulich eingerichtet und, wenigſtens im 
weſentlichen, auch mit der erforderlichen Ausſtattung 
verſehen, alſo betriebsfertig ſind. Anlaß zu Bedenken 
kann danach der Umſtand geben, daß, wie das BG. 
als richtig unterſtellt, Tiſche, Stühle, Gläſer, Ge⸗ 
ſchirr u. a. von dem Wirte ſelbſt geſtellt werden follten. 
Indeſſen wird die Annahme eines Pachtverhältniſſes 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Einrichtung der 
Ergänzung bedurfte, und das, was das B. ſonſt 
über Beſchaffenheit, Einrichtung und andere mit der 
Zweckbeſtimmung des Anweſens zuſammenhängende 
Verhältniſſe feſtſtellt, läßt erkennen, daß dieſes nicht 
als leere Räumlichkeit, ſondern als ein im weſentlichen 
zur Veranſtaltung von Tanzvergnügungen beſtimmtes 
und eingerichtetes Wirtſchaftsanweſen, demnach als 
fruchttragende Sache, zum Gebrauch und zum Genuß 
der Früchte überlaſſen wurde. Das BG. weiſt auf 
die örtliche Lage an der E.ſtraße als der Gegend der 
Tanzlokale hin, hebt die bauliche Eigenart und die 
Einrichtung des Anweſens hervor und verweiſt nament⸗ 
lich auf den einen weſentlichen Teil des Anweſens 
bildenden, nach dem Vertrag umzubauenden und zu 
vergrößernden Saal, der nach ſeiner Einrichtung in 
Verbindung mit den Nebenräumen für Garderobe, 
Büffet und Reſtauration als Tanzlokal zu betrachten 
ſei. Der Einrichtung entſprach die Verwendung, die 
das Anweſen vor und nach dem hier in Frage ſtehenden 
Vertrag fand. Das BE. ſtellt feſt, daß die Einnahmen 
zum allergrößten Teil dem Tanzbetriebe zu verdanken 
geweſen ſeien, und daß auch der Kl. eine Aenderung 
nicht eintreten laſſen wollte, vielmehr die Umgeſtal⸗ 
tung des Saales zu dem Zwecke verlangt habe, um 
möglichſt viele Paare tanzen zu laſſen und einen hohen 
Gewinn zu erzielen. Hält man damit die weitere Feit- 
ſtellung zuſammen, daß die Höhe der Vergütung mit 
Rückſicht auf die Verwendung zu Tanzluſtbarkeiten be⸗ 
meſſen worden ſei, ſo iſt die Annahme gerechtfertigt, 
daß das Anweſen nicht etwa nur mit der Erlaubnis 
des Wirtſchafts⸗ und Tanzbetriebes vermietet, ſondern 
als zu dieſem Zweck und insbeſondere zur Veranſtal⸗ 
tung von Tanzvergnügungen beſtimmt und eingerichtet 
verpachtet worden iſt. Das Erfordernis der Beſchaffung 
von Tiſchen, Stühlen uſw. tritt unter den 1 en 
Umſtänden gegenüber der Beſchaffenheit und Einrich⸗ 
tung des Anweſens im übrigen zurück. Was die Revi⸗ 
ſion ſonſt gegen die Annahme eines Pachtverhältniſſes 
vorbringt, iſt unerheblich. Insbeſondere kann nicht 
entſcheiden, daß der Vertrag vom 16. April 1910 von 
einem Rechtskundigen verfaßt und als Mietvertrag 
bezeichnet worden iſt. Ebenſowenig der Umſtand, daß 
in dem Vertrage nur von dem Betrieb einer Reſtau⸗ 
ration, nicht von der Veranſtaltung von Tanzver⸗ 
gnügungen die Rede ift. Entſcheidend find vielmehr 
in erſter Linie die vom BG. feſtgeſtellten, den Betei⸗ 
ligten beim Vertragsabſchluß bekannten tatſächlichen 
Verhältniſſe. Iſt demnach davon auszugehen, daß das 
Anweſen als ein hauptſächlich zur Veranſtaltung von 
Tanzvergnügungen beſtimmtes und eingerichtetes Wirt⸗ 
ſchaftsanweſen verpachtet worden war, dann begründete 
das behördliche Tanzverbot einen Fehler der ver: 
pachteten Sache, der ihre Tauglichkeit zum vertrags⸗ 
mäßigen Gebrauch und zum Genuß der Früchte er⸗ 
heblich minderte. Der Anſpruch auf Minderung des 
Pachtzinſes war daher nach SS 537 Abſ. 1, 581, der 
Anſpruch auf Rückforderung des zuviel Gezahlten nach 
§§ 812, 814 BGB. begründet. Die Ausführungen des 
BG. ſtehen im Einklang mit der Rechtſprechung des 
erkennenden Senates (RG. Bd. 87 S. 277, Bd. 88 S. 96, 


Monats zu zahlen hatte. 
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85.89 S. 203) und laſſen einen Rechtsirrtum nicht 
erkennen. Ob der Pächter trotz des Tanzverbotes gute 
Geſchäfte machte, iſt unerheblich. Denn die Tatſache, 
daß das Verbot die Tauglichkeit des Pachtgegenſtandes 
zum vertragsmäßigen Gebrauch und Fruchtgenuß be⸗ 
einträchtigte, wird dadurch nicht beſeitigt. Zudem hat 
das BG. feine Ueberzeugung dahin ausgeſprochen, 
daß der durch das Tanzverbot begründete Ausfall 
durch die behauptete Steigerung des ſonſtigen Wirt⸗ 
ſchaftsbetriebes nicht ausgeglichen worden ſei. Da es 
ſich nicht um die Feſtſtellung und den Erſatz eines 
Schadens handelt, iſt auch belanglos, ob und in welcher 
Höhe der Pächter während des Krieges Einnahmen 
aus dem Tanzbetriebe erzielt haben würde, wenn dieſer 
nicht verboten geweſen wäre. (Urt. des III. ZS. vom 
31. Mai 1918, III 57/18). 
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VI. 

„ Gegen Tren und Glauben verſtoßende Ausübung 
eines vertragsmäßigen Nücktrittsrechtes. Durch Kohlen⸗ 
lieferungsvertrag vom Jahre 1903, deſſen Beſtand 
Ba verlängert wurde, war die Beklagte verpflichtet, 
er Klägerin erhebliche Mengen Kohlen zu liefern, 
deren Rechnungsbetrag die Kl. je am 15. des folgenden 
Nach den im Vertrage für 
maßgebend erklärten Lieferungsbedingungen der Bekl. 
war dieſe im Falle der Nichteinhaltung der vorge⸗ 


ſchriebenen Zahlung zum Rücktritt vom Vertrage be⸗ 


rechtigt. Die Kl. bewirkte die Zahlung regelmäßig 
durch das ſog. Kohlenkontor in M. und zwar in lang⸗ 
jähriger, von der Bekl. nicht beanſtandeter Uebung 
nicht bis zum 15., ſondern bis zum 20. oder 21. des 
der Lieferung nachfolgenden Monats. Im einge⸗ 
. Briefe vom 20. und in der Poſtkarte vom 

Juni 1916 verlangte die Bekl. die genaue Einhaltung 
der Zahlungszeit. Am 10. Juli 1916 beauftragte die 
Kl. das Kohlenkontor mit der Bezahlung des Betrags 
der Juni⸗Lieferungen mit (rund) 10900 M und benach⸗ 
richtigte gleichzeitig die Bekl. hiervon. Als die Bekl. 
bis 17. Juli abends noch keine Bezahlung hatte, er⸗ 
klärte ſie den Rücktritt vom ganzen Kohlenlieferungs⸗ 
vertrage. Am folgenden Tage geſchah die Zahlung 
an das Bankhaus der Beklagten. Die Klägerin erhob 
Feſtſtellungsklage auf Unwirkſamkeit des Rücktritts 
und auf den Fortbeſtand der Lieferungspflicht der 
Beklagten. Das Landgericht gab der Klage ſtatt. Die 
Berufung der Bekl. wurde zurückgewieſen. Ebenſo 


Gründe: Die Annahme des BG., daß die Rück⸗ 
trittserklärung der Bekl. nach den Umſtänden des vor⸗ 
liegenden Falles mit den Grundſätzen von Treu und 
Glauben unvereinbar ſei, iſt nicht rechtsirrtümlich, 
vielmehr zu billigen. Allerdings iſt im Vertrage die 
Ausübung der Rücktrittsrechts nicht, wie dies in § 326 
BGB. vorgeſchrieben iſt, von einer vorausgehenden 
Androhung des Rücktritts abhängig gemacht. Nach 
der Sachlage aber, wie ſie im entſcheidenden Zeitpunkt 
vorlag, durfte die Kl. eine klare und unzweideutige 
Erklarung der Bekl. darüber erwarten, daß ſie im 


| ihre Reviſion. | 


Falle weiterer nicht pünktlicher Zahlweiſe fofort von 


ihrem Rücktrittsrechte Gebrauch machen werde; eine 
ſolche Erklärung hätte dem Verhalten redlicher Kauf⸗ 
leute entſprochen, wobei es dahingeſtellt bleiben kann, 
ob, wie die Kammer für Handelsſachen angenommen 
hat, das Verhalten der Bekl. geradezu den Vorwurf 
der Argliſt verdiene. In beinahe zehnjähriger Uebung 
hatte die Bekl. die jeden Monat, alſo in einer ſehr 
großen Anzahl von Fällen geleiſteten Zahlungen am 
20. oder 21. des Monats ohne jeden Widerſpruch hin⸗ 
genommen, obwohl ſie nach dem Vertrag jeweils ſchon 
am 15. des Monats zu bewirken waren. Erſtmals 
die der kritiſchen Juli⸗ Zahlung unmittelbar voraus: 
gehende Juni⸗Zahlung hat die Bekl. hinſichtlich ihrer 
Rechtzeitigkeit beanſtandet und zwar nach der Feſt⸗ 
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ſtellung des BG. bloß deshalb, weil die Kl. ihrer⸗ 
ſeits die Verzögerung der Kohlenlieferungen der Bekl. 
gerügt und deshalb mit Schade nserſatzanſprüchen ge⸗ 
droht hatte. Die Art aber, in der die Beanſtandung er⸗ 
folgte, war keineswegs geeignet, die Kl. auf die Mög⸗ 
lichkeit hinzuweiſen, daß die Bekl. eine geringe Ver⸗ 
zögerung der Zahlung zum Anlaß des Rücktritts nehmen 
würde. Der Brief der Bekl. vom 20. Juni war aller⸗ 
dings, was die Reviſion hervorhebt, ein eingeſchriebener. 
Allein die Bekl. machte darin die Kl. nur „der Ordnung 
wegen“ darauf aufmerkſam, daß der ihr angezeigte 
Betrag noch nicht eingegangen ſei, und ſie bittet in 
dieſem Brief, ſowie in der Poſtkarte vom 26. Juni 
nur um Einhaltung der vorgeſchriebenen Zahlungs⸗ 
weiſe. Dieſe Erſuchen um pünktliche Zahlung, die 
mit dem Hinweis auf die Ordnungsmäßigkeit des 
Geſchäftsganges begründet wurden, waren hiernach 
nicht ſo eindringlicher Art, daß ſie der Kl., wenn dieſer 
auch nach der Feſtſtellung des BG. der Vertragsinhalt 
bekannt war, die Annahme nahelegen mußten, die 
Bekl. werde nach der langen Geſchäftsverbindung und 
nach der langjährigen Duldung der um wenige Tage 
verſpäteten Zahlungen ſofort ohne weitere Ankündi⸗ 
gung das ſo tief einſchneidende Recht des Rücktritts 
von dem nach ſeiner Dauer und ſeinem Gegenſtand 
hochbedeutſamen Lieferungsvertrage ausüben. Dieſe 
Annahme lag für die Kl. um ſo ferner, als der Rück⸗ 
tritt in gar keinem Verhältnis zu dem Intereſſe der 
Bekl. an einer ganz genauen Einhaltung des Zahlungs⸗ 
termins ſtand, ja als nach der Feſtſtellung des BG. 
dieſe Einhaltung des ſachlichen Intereſſes für die Bekl. 
1 entbehrte. Denn die Zahlungsfähigkeit der 

l. war außer Zweifel und für die kapitalkräftige 
Bekl. war es ohne Bedeutung, ob ſie die Beträge am 
15. des Monats oder einige Tage ſpäter erhielt. Ganz 
anders war die Lage der Kl., wenn ſie die Bekl. zur Aus⸗ 
führung der ihr geſchuldeten Lieferungen mahnte; die Kl. 
kam durch deren Verzögerung oder gar Unterlaſſung 
ihren Abnehmern gegenüber in Verlegenheit. Der Kl. 
iſt auch nicht, wie die Reviſion meint, vorzuwerfen, 
daß fie bei Bewirkung der Juli⸗Zahlung grob fahr⸗ 
läſſig gehandelt habe. Während ſie entſprechend der 
langjährigen Uebung die Juni⸗ Zahlung am 14. Juni 
dem Kohlenkontor zur Erledigung angewieſen hatte, 
geſchah die Anweiſung der Juli⸗Zahlung bereits am 
10. Juli und zwar mit dem ausdrücklichen Bemerken, 
daß der Poſten am 14. Juli zahlbar ſei. Die Kl. 
hat auch ſofort am 10. Juli die Bekl. von der An⸗ 
weiſung an das Kohlenkontor benachrichtigt und dieſes 
hatte ſeinerſeits am 14. Juli der Kl. die Mitteilung 
von der erfolgten Ausführung des Auftrags gemacht. 
Die in Gruchot 50 S. 918 abgedruckte Entſcheidung 
widerſpricht der Annahme des BG. nicht, da die Frage, 
ob ein Verſtoß gegen Treu und Glauben vorliege, 
ſich weſentlich nach den Umſtänden des einzelnen Falles 
entſcheidet. Ein Unterſchied des jetzigen Falles von 
dem in jener Entſcheidung behandelten Falle liegt 
insbeſondere darin, daß dort der zurücktretende Bekl. 
ein berechtigtes Intereſſe an der pünktlichen Zahlung 
hatte, weil er ſelbſt zahlen mußte; ein ſolches 
Intereſſe ſtand aber der nunmehrigen Bekl. nicht zur 


Seite. (Urt. des III. 35. vom 21. Juni 1918, III 
39/18). ee 
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BGB. 8.35: Unzuläſſige Beeinträchtigung der 
Sonderrechte eines Vereinsmitglieds durch eine die Mit⸗ 
gliedſchaft erſchwerende Aenderung der Satzung. Aus 
dem Tatbeſtand und den Gründen: der bell. 
Verein hat in einer General verſammlung mit einer dem 
§ 33 BGB. entſprechenden Mehrheit ohne Zuſtimmung 
des Klägers eine Aenderung feiner Satzung dahin bee 
ſchloſſen, daß die Ausſchließung eines Mitgliedes außer 
in den bisher in der Satzung beſtimmten Fällen auch 
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bei mangelndem Intereſſe für den Klub, insbeſondere 
bei Fernbleiben von ſeinen Zuſammenkünften erfolgen 
ſollte. Der Kl., der dem Verein ſeit ſeiner Gründung im 
Jahre 1909 angehört, hat auf Feſtſtellung der Unwirk⸗ 
ſamkeit des Beſchluſſes ihm gegenüber geklagt mit der 
Begründung, daß der Beſchluß ein ihm in 8 6 der 
Statuten verbunden mit 8 8 daſelbſt eingeräumtes 
Sonderrecht verletze. In $ 6 iſt beſtimmt, daß alle 
Mitglieder, welche dem Klub ſeit 1909 angehört haben, 
gleiche Anrechte am Vermögen des Klubs haben und 
daß ſpäter eingetretene Mitglieder dieſe Rechte am 
Vermögen erſt nach vollendeter 3 jähriger Mitglied- 
ſchaft erlangen ſollen. In 8 8 iſt beſtimmt, daß mit 
der Ausſchließung eines Mitgliedes jeder Anſpruch an 
das Vermögen des Klubs erlöſchen fol. Die Vor— 
inſtanzen haben dem Klagantrag entſprechend erkannt. 
Unbegründet ſind die Angriffe der Reviſion, die dahin 
gehen, daß ein durch die Satzung begründetes ver— 
mögensrechtliches Sonderrecht des Kl. durch den gemäß 
8 33 BGB. ergangenen Beſchluß der General verſamm— 
lung nicht beeinträchtigt fein könne, wenn auch 8 8 
der Satzung beſtimme, daß mit der Ausſchließung eines 
Mitgliedes alle ihm an dem Vermögen des Vereins 
zuſtehenden Anſprüche erlöſchen. Die Reviſion meint, 
daß § 35 BGB. nur eine unmittelbare Einwirkung 
auf das Sonderrecht im Auge habe, daß aber die hier 
allein in Frage kommende Einwirkung in doppelter 
Richtung nur eine mittelbare ſei, da die in der 
Satzungsänderung angedrohte Entziehung der Mits 
gliedſchaft, die ſelbſt kein Sonderrecht ſei, alle Mit— 
glieder gleichmäßig betreffe und weil die Entziehung 
der Mitgliedſchaft unter der neu eingeführten Voraus- 
ſetzung nur angedroht ſei, jedem Vereinsmitglied alſo 
die Möglichkeit offen ſtehe, ſich der neuen Bedingung 
zu fügen und fo einen ihm nach § 8 der Satzung 
erwachſenden Verluſt zu vermeiden. Die dieſen Aus» 
führungen zugrunde liegende Annahme, daß der Be— 
griff der Beeinträchtigung i. S. des 8 35 BGB. eine 
unmittelbare Einwirkung des Vereinsbeſchluſſes auf 
das Sonderrecht erfordere, geht rechtlich fehl. Zu— 
zugeben iſt, daß nicht jede benachteiligende Beein- 
fluſſung des Sonderrechts, ſofern ſie ſich als eine auch 
nur mögliche Folgewirkung des Vereinsbeſchluſſes er— 
weiſt, genügen kann, um den Begriff der Beeinträch⸗ 
tigung i. S. der gedachten Geſetzesbeſtimmung zu er⸗ 
füllen. Der Begriff iſt aber jedenfalls dann erfüllt, 
wenn die benachteiligende Beeinfluſſung als eine not— 
wendige Folge des Vereinsbeſchluſſes ohne weiteres 
auf der Hand liegt. Dieſe Vorausſetzungen ſind hier 
gegeben: Zwar iſt die Mitgliedſchaft ſelbſt kein Sonder: 
recht (RG. Bd. 49 S. 151). Dieſes perſonenrechtl. 
Verhältnis bildet aber die notwendige Grundlage nicht 
nur für die allgemeinen Mitgliedſchaftsrechte, ſondern 
auch für die Sonderrechte, die einem Mitgliede gegen— 
über den übrigen Mitgliedern zuſtehen (RG. Bd. 73 
S. 187, 191). Durch Beſeitigung dieſer Grundlage 
wird alſo, wie das allgemeine Mitgliedſchaftsrecht, ſo 
auch das Sonderrecht ſelbſt notwendig und unmittel— 
bar betroffen. Sie hat, wie in dem Berufungsurteil 
zutreffend geſagt iſt, die „Reflexwirkung“ des Verluſtes 
auch des Sonderrechts. Ebenſo kennzeichnet ſich die in 
der Satzungsänderung liegende Bedrohung mit dem 
Verluſte der Mitgliedſchaft als eine unmittelbare Be— 


einträchtigung des Sonderrechts inſofern, als ſie tat-, 


ſächlich die Bedingungen der Mitgliedſchaft gegenüber 
der früheren Satzung erſchwert und die durch die 
frühere Vereinsſatzung gewahrleiſtete Freiheit feiner 
perſonenrechtl. Stellung im Verein verkümmert. Den 
gleichen Standpunkt hat das RG. in der Entſcheidung 
Bd. 33 S. 178 ff. eingenommen. Sie iſt allerdings nur 
für das damals noch in Geltung befindliche gemeine 
Recht ergangen. Die dort entwickelten Grundſätze 
müſſen aber auch unter der Herrſchaft des BGB. gelten. 
Die in der Rechtslehre, namentlich von Oertmann S. 134, 
vertretene Auffaſſung, daß es keine nach 8 35 BGB. 
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unſtatthafte Beeinträchtigung der nur auf Grund der 
Satzung erworbenen Sonderrechte darſtelle, wenn die 
Satzung ihrerſeits unter Wahrung der Vorausſetzungen 
des 8 33 BGB. geändert werde, überſieht, daß der 
$ 33 BGB. ebenſo wie der ihm voraufgehende 8 32 
der ausdrücklichen durch die beiden Beſtimmungen nach⸗ 
folgenden Einſchränkung des § 35 unterliegt. Jene 
Auffaſſung würde auch zu dem höchſt bedenkl. Ergebnis 
führen, daß die gegenüber dem Vermögen des Vereins 
nicht berechtigten Mitglieder, wenn ſie über die in 
§ 33 vorgeſehene Mehrheit von / aller Stimmen ver- 
fügten, es in der Hand haben würden, ſich wirtſchaftlich 
zu alleinigen Herren des Vereinsvermögens zu machen, 
indem ſie eine Satzungsänderung beſchließen könnten, 
die den gegenüber dem Vereinsvermögen berechtigten 
Mitgliedern das Weiterverbleiben im Verein unerträg— 
lich machen würde. Ganz verfehlt iſt der von der 
Reviſion wiederholte Hinweis darauf, daß die Auf⸗ 
faſſung der Vorinſtanzen zu der unhaltbaren Annahme 
führen müßte, daß der Kl. ſich gegen jede auch auf Grund 
der alten Satzung herbeigeführte Ausſchließung mit 
Erfolg würde wehren können. Denn zu der alten 
Satzung hatte er ſeine Zuſtimmung gegeben. (Urt. des 
IV. 3S. vom 16. Mai 1918, IV 95 / 1918). E. 
4459 


VIII 


Wann läßt ſich ſagen, daß der Mann die Geburt 
eines Kindes „erfahren“ hat? (5 1594 Abſ. 2 BEB.). 
Aus den Gründen: Die Reviſion rügt Verletzung 
des §8 1594 BGB. Sie macht geltend, daß „erfahren“ 
i. S. dieſer Geſetzesſtelle nicht gleichbedeutend mit einem 
vorübergehenden Eindrucke ſei, den eine auf bloßes 
Hörenſagen gegründete Nachricht mache, ſondern daß 
eine ſichere auf eigene Wiſſenſchaft gegründete Nach⸗ 
richt vorliegen müſſe, die dem Manne volle Ueber⸗ 
zeugung auf Grund gewiſſenhafter Prüfung verſchafft 
habe. An dieſem Einwand iſt richtig, daß es nicht 
genügt, wenn dem Mann ein Gerücht zu Ohren ge⸗ 
kommen iſt, damit man i. S. des $ 1594 Abſ. 2 ſagen 
kann, er habe die Geburt des Kindes „erfahren“ oder, 
was dasſelbe iſt (vgl. Entw. 17 1473, Entw. II $ 1490, 
Prot. der II. Komm. IV. S. 473), er habe von der 
Geburt Kenntnis erlangt. Hinzukommen muß viel» 
mehr nicht nur, daß das Gerücht der Wahrheit ent⸗ 
ſpricht, ſondern auch, daß es der Mann für wahr ge⸗ 
halten hat (für die ähnlich liegenden Fälle des S 1571 
und des 8 1339 vgl. z. B. die Senatsurteile Seuff A. 
Bd. 61 Nr. 113 u. JW. 1909 S. 689 Nr. 17 a. E.). Das 
iſt aber auch das Entſcheidende. Auf die Erkenntnis⸗ 
quelle kommt es weniger an. Nur wird der Richter 
den Empfänger nicht leicht mit dem Einwande hören, 
daß er die Mitteilung dennoch nicht für wahr ge⸗ 
halten habe, wenn eine Mitteilung unter Umſtänden 
geſchah, unter denen kein vernünftig Denkender an 
ihrer Wahrheit gezweifelt haben würde, wenn es 
ſich insbeſondere um eine amtliche Mitteilung han⸗ 
delte (vgl. Seuff A. Bd. 61 Nr. 113). Das kann ans 
ders fein, wenn es ſich um ein bloßes Gerücht, 
um ein Hörenſagen handelt. Kann der Richter aber 
feſtſtellen, daß der Mann das wahre Gerücht für wahr 
gehalten hat, fo genügt grundſätzlich auch dieſe Feſt⸗ 
ſtellung zu der Annahme, daß er die Geburt des 
Kindes „erfahren“ habe. Zwar muß auch im Falle 
des § 1594 Abſ. 2, wie das für andere Fälle in der 
Rechtſprechung des Senats angenommen iſt (vgl. z. B. 
für § 1944 Abſ. 2 JW. 1902 Beil. S. 232 Nr. 102) ge⸗ 
fordert werden, daß die Kenntnis ſicher iſt, daß eine 
wirkliche Ueberzeugung vorliegt. Aber nichts ſpricht 
dafür, daß das OLG. in dieſer Beziehung auf einem 
anderen Standpunkte ſtände. Es nimmt vielmehr er— 
ſichtlich an, daß der Kläger eine ſolche Ueberzeugung 
durch die Mitteilung ſeiner Schwägerin zunächſt er— 
langt habe, iſt aus dieſem Grunde der Anſicht, daß 


er durch die Mitteilung die Geburt der Beklagten i. S. 


——— 
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des 8 1594 Abſ. 2 „erfahren“ habe, und betont nur, 


daß erſt nachträglich aufgetretene Zweifel daran nichts 


ändern könnten, daß die Friſt des 8 1594 Abſ. 1 durch 
den Empfang des Briefes der Schwägerin in Lauf 
geſetzt worden ſei. Ein Rechtsirrtum iſt in alledem 
1 87718 genen (Urt. des IV. ZS. vom 30. Mai 1918, 
— —— J; 
4467 
IX 


Wer dem Vater fein Kind rechtswidrig vorent⸗ 
halten en kann ſich gegenüber der Klage an Serand: 
abe nicht darauf bernſen, daß er ſpäter auch der 

utter Autumn gewährt hat und daß damit die 
Obhut auf dieſe übergegangen fei. 
den: Es iſt irrig, wenn das BG. meint, die Beklagte 
habe allein deswegen aufgehört dem Kläger das Kind 
vorzuenthalten, weil jetzt auch deſſen Mutter bei ihr 
wohne. Wenn die Beklagte nunmehr ihrer Enkelin 
und deren Mutter Wohnung gewährt, kann die Rechts⸗ 
lage die ſein, daß ſie in bewußtem und gewolltem 
Zuſammenwirken mit ihrer Tochter dem Herausgabe⸗ 
anſpruche des Klägers Hinderniſſe bereitet und al ſo 
in Gemeinſchaft mit ihrer Tochter dem Kläger das 
Kind widerrechtlich vorenthält. Dann würde der Het⸗ 
ausgabeanſpruch gegen beide begründet ſein. Das 
würde ſelbſt dann der Fall ſein können, wenn die Ehe⸗ 
frau des Klägers von der Beklagten, wie letztere be⸗ 
hauptet hat, beſondere Zimmen gemietet hat und dieſe 
mit dem Kinde bewohnt. Es iſt aber noch aus einem 
weiteren Grunde irrig, wenn das BG. jagt, die Tat⸗ 
ſache, daß die Beklagte dem Kläger früher das Kind 
vorenthalten habe, ſei für die Entſcheidung ohne Be⸗ 
deutung. Hat der vom Vater auf Herausgabe ſeines 
Kindes Belangte durch ſein früheres Verhalten einen 
das Recht der elterlichen Gewalt beeinträchtigenden 
Zuſtand geſchaffen, Au iſt es feine Pflicht, die der Ver⸗ 
wirklichung dieſes Rechts entgegenſtehenden, von ihm 


ſelbſt herbeigeführten Schwierigkeiten und Hinderniſſe 


zu beſeitigen. In der Nichterfüllung dieſer Pflicht 
kann nach Lage des Falles ein Vorenthalten des 
Kindes gefunden werden. (Urt. des IV. 35. vom 
18. April 1918, IV 32/1918). — ——·— n 
4468 
X. 

Unfall bei dem Beſteigen eines Poſtwagens. Schaden⸗ 
1 pflicht des Poſtbeamten, der den Wagen lenkt und 

ferd dazu ſtellt. Kein Anſpruch gegen ihn auf Er: 
ſtattung der Kur, und Berpflegungskoſten. Entlaſtungs⸗ 
beweis nach $ 833 Satz 2 B88. Mitwirkendes Ber: 
ſchulden des Klägers durch unvorſichtiges Einſteigen und 
Vernachläſfigung der Heilung. ft ſolches Berſchulden 
ſchon in dem Verfahren auf e der ee 
zu berückſichtigen 7 B68. 55 839, 833, 254. Poſt G. § 11 
Der Bekl. hat als Briefträger die Poſtſachen zwiſchen 
La. und Li. mittels eines Poſtwagens zu befördern. 
Das Pferd zu dieſem Wagen ſtellt und unterhält der 
Bekl.; der Wagen iſt Eigentum des Poſtfiskus. Mit 
dem Wagen werden nach beſtehender Anordnung auch 
Perſonen gegen ein von der Poſtverwaltung beſtimmtes 
Fahrgeld (von 20 Pfg.) befördert; dieſes Fahrgeld 
hebt der Bekl. ein und liefert es an die Poſtverwaltung 
ab. Der Kläger hat einen Unfall erlitten, für den er 
den Bekl. haftbar macht. Der bezeichnete Wagen ſtand 
damals beſpannt und zur Abfahrt bereit am Bahnhof 
in La., der Bekl. befand ſich dabei. 
als Fahrgaſt mitfahren und ſprach darüber mit dem 
Bekl.; als er im Begriffe war, auf den Wagen zu 
ſteigen, machte das Pferd eine Bewegung nach vor— 
wärts, wobei der Kl. zu Fall kam und eine Verletzung 
des rechten Armes und der rechten Hand erlitt. Der 
Kl. verlangt Feſtſtellung, daß der Bekl. zum Erſatze 
des Schadens verpflichtet ſei, den er durch dieſen Fall 
erlitten habe. 


Aus den Grün». 
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Aus den Gründen: Das BG. hat die Klage 
abgewieſen, inſoweit ſie auch auf Feſtſtellung der Erſatz⸗ 
pflicht für die dem Kl. erwachſenen Kur- und Ver⸗ 
pflegungskoſten gerichtet war, mit der Begründung, 
daß der Kl. für den bezeichneten Schaden nach 8 11 
PoſtGG. vom 28. Okt. 1871 vom Poſtfiskus hätte Erſatz 
verlangen können und deshalb nach 8 839 Abſ. 1 Satz 2 
BGB. inſoweit den Bekl. nicht in Anſpruch nehmen 
könne. Die Reviſion meint, dieſe geſetzl. Vorſchriften 
hätten dazu führen müſſen, die Klage im vollen Um⸗ 


fang abzuweiſen, denn der Kl. hätte vom Poſtfiskus 
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Der Kl. wollte 


nicht nur für den bezeichneten Teil feines Schadens, 
ſondern für allen ihm entſtandenen Schaden Erſatz 


verlangen können. Es iſt jedoch dem BG. dahin bei⸗ 


zutreten, daß infolge der Vorſchrift in 8 12 PoſtG. 
ein Anſpruch gegen den Fiskus nur in dem im Bes 
rufungsurteil bezeichneten Umfang erhoben werden 
könnte (JW. 1909 S. 171) und deshalb im übrigen 
8 839 BGB. dem Klaganſpruch nicht im Wege ſteht. 
Die Reviſion beſtreitet ferner, daß der Bekl. als Tier⸗ 
halter angeſehen werden könne, da das Pferd aus— 
ſchließlich für den Poſtfiskus und zu deſſen Nutzen 
verwendet worden ſei, und insbeſ. auch die Einnahmen 
aus dem vom Bekl. dienſtlich für den Fiskus abge⸗ 
ſchloſſenen Beförderungsvertrag jenem zugute gekommen 
ſeien. Aber die Anſchauung des BG., daß der Bell. 
der Tierhalter geweſen ſei, begegnet keinem rechtl. 
Bedenken; mit Recht verweiſt das Berufungsurteil auf 
das in RG3. Bd. 55 S. 163 behandelte ähnliche 
Rechtsverhältnis bezüglich des Dienſtpferdes eines 
preußiſchen Landgendarmen. Daß hier der Fiskus eine 
gewiſſe Einnahme aus dem mit dem Pferde betriebenen 
Poſtverkehr zieht, macht keinen grundſätzl. Unterſchied 
nach der fragl. Richtung. Das BG. ſagt, die Vor⸗ 
ſchrift in 8 833 Satz 2 BGB. komme dem Bekl. nicht 
zugute, weil er den Beweis nicht erbracht habe, daß 
er bei der Beaufſichtigung des Pferdes die im Verkehr 
erforderl. Sorgfalt beobachtet habe; er hätte damit 
rechnen müſſen, daß das Pferd plötzlich anziehen könne, 
wenn jemand auf den Wagen ſteige. Der Bekl. hatte 
Beweis dafür angetreten, daß das Pferd ſich bisher 
ſtets ruhig und zuverläſſig gezeigt habe und noch nie 
beim Aufſteigen einer Perſon auf den Wagen von 
ſelbſt vorwärts gegangen ſei. Das BG. erklärt das 
für unerheblich, weil es erfahrungsgemäß auch bei 
einem ruhigen und zuverläſſigen Pferde vorkomme, 
daß es plötzlich anziehe, wenn jemand auf den Wagen 
ſteige. Dieſe Erwägung iſt ſchon an ſich nicht un⸗ 
bedenklich; denn der Bekl. hatte nicht bloß unter Bes 
weis geſtellt, daß das Pferd ruhig und zuverläſſig ge— 
weſen ſei, ſondern auch, daß es gerade die vom BG. als 
allgemein angenommene Eigenſchaft nicht gehabt habe. 
Jedenfalls muß aber das Urteil inſoweit beanſtandet 
werden, als es nicht auf die Frage eingegangen iſt, 
ob denn nicht auch der Kl. mit der in Rede ſtehenden 
Gewohnheit der Pferde habe rechnen und ſich gegen 
deren Folgen habe fitern müſſen, was der Bekl. ihm 
von vornherein entgegengehalten hatte. Nach nicht 
beſtrittener Behauptung des Bekl. war der Kl. ſchon 


häufig mit dem fraglichen Wagen gefahren; ſoweit der 


Hergang des Unfalls bisher aufgeklärt iſt, liegt nichts 
dafür vor, daß durch das Anziehen des Pferdes der 
Kl. unter allen Umſtänden und insbeſ. auch dann zu 
Falle gebracht worden wäre, wenn er ſich der vor⸗ 
handenen Vorrichtung zum Aufſteigen bedient und ſich 
dabei in einer der gegebenen Sachlage entſprechenden 
Weiſe feſtgehalten hätte; falls er ſich das etwa nicht 
zutrauen konnte, hatte er die Möglichkeit, ſolches dem 
Bekl. mitzuteilen und dieſen ſo zur Vorkehrung 
weiterer Maßregeln zu veranlaſſen. Der bezeichnete 
Einwand des Bekl. mußte auch ſchon im gegenwärtigen 
Verfahren geprüft werden. Einen anderen aus & 254 
BGB. hergeleiteten Einwand des Bekl. — daß nämlich 
der Kl. ſeine Heilung vernachläſſigt habe — glaubt 
das BG. nicht erörtern zu ſollen, weil dieſer Einwand 
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doch nicht dazu führen könnte, die Schadenserſatzpflicht 
des Bekl. im vollen Umfange zu beſeitigen. Ob dieſe 
Behandlung unter den gegebenen Umſtänden richtig 
iſt, kann dahingeſtellt bleiben; jedenfalls konnte eine 
derartige Erwägung nicht dazu dienen, auch den oben 
beſprochenen, vom BG. unerörtert gelaſſenen Einwand 
des Bekl. aus 8 254 BGB. aus dem jetzigen Feſt⸗ 
ſtellungsprozeß in den ſpäteren Prozeß nach erhobener 
Leiſtungsklage zu verweiſen; denn dieſer Einwand 
könnte möglicherweiſe dazu führen, den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch des Kl. ſeinem ganzen Umfange nach als 
unbegründet erſcheinen zu laſſen, bedurfte alſo einer 
Prüfung ſchon im Feſtſtellungsprozeß. (Urt. des IV. ZS. 
vom 8. Juli 1918, IV 155/18). E. 
4454 


B. Strafſachen. 
1 


SIEB. 3 259: „Anſichbringen“ bei einem Erwerbe 
für fremde Rechnung? Aus den Gründen: Bel 
beiden Angekl. (H. u. El.) lag ein abgeleiteter Erwerb 
i. S. des 8 259 StGB. vor, indem zunachſt Eu. auf 
H., und ſodann dieſer auf El. die tatſächl. Lerfuügungs— 
gewalt über den von Eu. geſtohlenen Stahl kraft 
beiderſeitiger Willenseinigung übertrug. Denn H. trat 
dem Eu. gegenüber als Selbſtkäuſer auf, vereinbarte 
und zahlte den Preis und empfing von Cu. die Ware 
zur Verwendung für ſich ſelbſt. Daß er fie fer El. 
zu erwerben beabſichtigte und in Wirklichtert das Ge— 
ſchäft auf Rechnung des El ging. fand rechtlich ſeiner 
Verurteilung als Hehler nicht im Wege wwal. erk. S. 
vom 3. Juni 1914 D 317 1914 in TSI 3. 11015, 362). 
Nach der erſtrichterl. Annahme hat ferner H. erit, nach— 
dem ihm Eu. den Stahl verkauft und übergeben hatte, 
ſich mit El. durch Fernſprecher veruandigt und auf 
Grund der Verſtändigung den Stahl zur Verfügung 
des El. im Bahnhöfe W. zuruckgelaſſen, von wo ihn 
dieſer auch abzuholen verſuchte. Daß fur beide Be— 
ſchwerdeführer der eigene Vorteil den Beweggrund 
ihres Tuns bildete, iſt rechtlich bedenkenfrei nad: 
gewieſen. (Urt. des V. StS. vom 5. Juni 1918, 5 D 
299/1918). . E. 

4418 
II. 


Die einer Ware eingeprägten Angaben über Her⸗ 
ſteller und Preis als Urkunde i. S. des 5 267 StG. 
Die Annahme der Str., daß die gemäß § + der Bek. 
des RK. v. 19. April 1917 (RGBI. S. 366) den von 
den Angekl. vertriebenen Tonwaſchmitteln eingeprägten 
Angaben eine beweiserhebl. Privaturkunde i. S. des 
8 207 StPO. ſeien, unterliegt keinen Bedenken. Sie 
enthalten u. a. die Angabe des Herſtellers und den 
Kleinverkaufspreis und verkörpern damit die rechts— 
erhebliche, allgemein verſtändliche Erklärung des Her— 
ſtellers, daß er die Ware in den Verkehr gebracht und 
den angegebenen Kleinverkaufspreis feſtgeſetzt habe. 
Die Preisangabe insbeſondere iſt ſchon deshalb rechts— 
erheblich, weil fie nach 8 2 BRVO. v. 18. Mai 1916 
über die äußere Kennzeichnung von Waren RGBl. 
S. 380 zur Folge hat, daß der Preis nachträglich nicht 
erhöht werden darf. Beweiserheblich iſt die Urkunde 
dafür, welchen Kleinverkaufspreis der Herſteller feſt— 
geſetzt hat, wie auch allgemein dafür, daß den Vor— 
ſchriften des 8 4 Abſ. 2 Bek. v. 19. April 1917, deren 
Nichtbefolgung mit Strafe bedroht iſt, genügt iſt oder 
nicht genügt iſt. Mit Recht iſt deshalb von der Strft. 
in der unbefugten Abänderung der Preisangabe und 
dem täuſchenden Hinweis auf die abgeänderte Angabe 
eine nach §S 267 StGB. ſtrafbare Urkundenfälſchung 
gefunden worden. (Urt. des J. StS. v. 8. April 1918, 
1D 3271918). E. 

4383 
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III. e 


Zum Begriff des Kettenhandels: Ankauf vom Ein 
fuhrhändler durch einen Großhändler. Nicht jeder Ber: 
kauf von einem Großhändler an einen anderen if 
Kettenhandel. Aus den Gründen: Die Strſt. nimmt 
an, daß der Angekl. die Firmen T. und J., von denen 
er die Fiſchklöße gekauft hat, als Einfuhrgeſchäfte an⸗ 
ſehen durfte. Daraus ergibt ſich, daß er als Groß⸗ 
händler ſich bei dem Ankaufe der Klöße von dieſen 
Firmen des Kettenhandels nicht ſchuldig machen konnte, 
wenn er die eingeführte und angekaufte Ware zu dem 
Zweck erwarb, fie an Kleinhändler weiter zu veräußern 
und ſie dadurch den Verbrauchern näher zu bringen. 
Soweit er die Ware an Kleinhändler veräußert hat, 
hat denn auch die Strͤ. einen Kettenhandel für aus⸗ 
geſchloſſen erklärt. Dagegen konnte in den Fällen, in 
denen der Angekl. die Ware weiter an Großhändler 
abſetzte, die die Ware ihrerſeits wieder an Großhändler 
oder auch an Kleinhändler abſetzen ſollten oder wollten, 
nach der gegebenen Sachlage der Tatbeſtand des Ketten- 
handels ohne Rechtsirrtum ſeſtgeſtellt werden. Aller 
dings bildet der Abſatz der Waren eines Großhändlers 
an einen anderen Großhändler nicht notwendig einen 
ſtrafbaren Ketlenhandel. Es iſt nicht der Fall, wenn 
die beteiligten Großhändler verſchiedene wirtſchaftliche 
Aufgaben erfüllen, insbeſondere wenn die Verſchieden⸗ 
heit der in Betracht kommenden Wirtſchaftsgebiete und 
Kundenkreiſe eine ausreichende Urſache dafür abgibt, 
daß auch Waren im großen von einer Hand zur 
anderen gehen müſſen, um an die Verbraucher zu 
gelangen, bei denen das ſtärkſte Bedürfnis nach Waren 
der fraglichen Art beſteht. Ein im Weſten des Reiches 
anſaſſiger Großhändler würde daher unter Umſtänden 
Waren an einen in einer anderen Gegend des Reiches 
anſaſſigen Platzgroßhandler ſtraflos abgeben dürfen, 
um durch dieien erſt die Waren den Kleinhändlern an 
daſſen Plaß zuzuleiten. Nach der Einlaſſung des Angekl. 
hatte aber die Sırk. keinen Anlaß, eingehender zu 
begrunden, warum ein folder ausnahmsweiſe ſtraf— 
loſer Abſatz nicht vorlag. (Urt. des V. StS. vom 
8. Mai 1918, 5 0 131/18). E. 
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IV. 


Zu EBD. 213: Beweisantrag oder Ermittelungs⸗ 
autrag? Aus den Gründen zweier Urteile: 
1. Bei der Beurteilung der Frage, ob der Angell. die 
geſtohlenen Treibriemen ſeines Vorteils wegen an— 
gekauft hat, iſt auf den Wert der Riemen Gewicht zu 
legen geweſen und hat fi die Sırkt. im Urteil dafür 
auf das Gutachten dreier Sachverſtändiger berufen, 
unter denen ſich auch der Geſchaftsfuhrer Karl H. be 
funden hat. Der Verteidiger hat beim Schlußwort 
für den Fall, daß nicht Freiſprechung erfolgen ſollte, 
beantragt, die Verhandlung zu vertagen und eine 
genaue Beſichtigung und Abwägung der Riemen durch 
den Sachverſtandigen H. anzuordnen. Dieſer Antrag 
iſt kein Beweisantrag, zu deſſen Beſcheidung das Ge— 
richt nach 8 243 StPO. verpflichtet geweſen waͤre. 
Der Verteidiger hat, wie ſich auch aus ſeinen heutigen 
mündlichen Ausführungen ergibt, keine irgendwie be— 
ſtimmten Behauptungen über die Eigenſchaften und 
das Gewicht der Riemen auigeitellt, wofür durch die 
von ihm beantragte Maßnahme und die danach be— 
zweckte neue Vernehmung des Sachverſtändigen De 
weis geliefert werden ſollte, ſondern ſein Antrag iſt 
nur darauf hinausgelaufen, daß Ermittelungen in den 
von ihm bezeichneten Richtungen angeſtellt werden 
ſollten, um möglicherweiſe in ſeinem Sinn ein dem 
Angekl. gunſtiges Ergebnis zu erzielen. Eine förmliche 
Beſcheidung dieſes Ermittlungsantrags war prozeß⸗ 
rechtlich nicht unbedingt geboten; die Rüge, daß eine 
ſolche unterblieben ſei, kann keinen Erfolg haben. 
(Urt. des I. StS. vom 23. Sept. 1918, 1 D 331/18). 


2. Nach dem Situngsprotofoll hat der Angekl. 
am Schluß der Verhandlung erklärt, er beantrage 
„Heranziehung der Gutachten über ſeinen Geiſteszu⸗ 
ſtand; er ſei einige Zeit in einer Irrenanſtalt geweſen 
und wiſſe nicht was er getan habe“. Danach hat er 
— was bei etwaigem Zweifel der Vorſitzende durch 
Befragen hätte klarſtellen müſſen — den Strafaus⸗ 
ſchließungsgrund des $ 51 StB. geltend machen und 
Sachverſtändigenbeweis über ſeine Unzurechnungs⸗ 
fähigkeit antreten wollen. Die Anträge waren nicht 
bloß hilfsweiſe für den Fall, daß er nicht ſchon aus 
anderweiten Gründen freigeſprochen werden ſollte, 
ea als Hauptanträge geſtellt. Der Angekl. hätte 
aher gemäß 8 34 StPO. durch Beſchluß, der in der 
Hauptverhandlung zu verkünden und mündlich zu be⸗ 
gründen war, auf ſeine Anträge beſchieden und ſodann 
darüber gehört werden müſſen, ob er weiteres zu 
ſeiner Verteidigung anzuführen habe. Das iſt, wie 
das Sitzungsprotokoll, ergibt nicht geſchehen. (Urt. 
des J. StS. vom 19. Sept. 1918, 1 D 313/18). E. 
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V 


Die Entwendung von Leder als Uebertretung nach 
8 370 Nr. 5 StGB. Aus den Gründen: Wie das 
Urteil zutreffend annimmt, können auch Lederſtücke, die 
innerhalb der Hauswirtſchaft von Angehörigen des 
Haushalts zu Ausbeſſerungen verwendet werden, als 
Gegenſtände des hauswirtſchaftl. Verbrauchs gelten 
(RGSt. 51, 51; Urt. des 4. Senats vom 8. März 1918, 
4 D 859/17). Wenn aber die Verwendung nicht im uns 
mittelbaren Anſchluß an die Entwendung ſtattfinden ſoll, 
alſo kein gegenwärtiges augenblickliches Bedürfnis für 
den Täter den Anlaß zur Entwendung gibt, ſondern wenn 
ein Vorrat von ſolchen Lederſtücken beſchafft wird, um ſie 
gelegentlich bei künftig eintretendem Bedürfnis zu ver⸗ 
brauchen, fo fehlt es für die Anwendung des $ 370 
Nr. 5 StGB. an der Vorausſetzung, daß die Entwen⸗ 
dung „zum alsbaldigen Verbrauch“ ſtattfindet. (Urt. 
des J. StS. vom 23. Sept. 1918, 1 D 329/18). E. 
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VI. 


Unterzeichnung des Urteils. Aus den Gründen: 
Am Schluſſe der Urteilsgründe iſt folgender Vermerk 
beigefügt: „Der Vorſitzende iſt an der Abgabe ſeiner 
Unterſchrift dienſtlich verhindert. Schmidt.“ Die er⸗ 
wähnte Unterſchrift des älteſten beiſitzenden Richters 
ſteht ſowohl unter dem Vermerk als unter den Urteils» 
gründen. Sie bezieht ſich daher nicht bloß auf den 
Bermerk, ſondern auch auf die Urteilsgründe. Im 
übrigen würde das angefochtene Urteil auf dem ge⸗ 
rügten Mangel nicht beruhen. Wäre die Rüge be⸗ 
gründet, ſo könnte ſie nicht zur Aufhebung des Urteils 
führen. Die fehlende Unterſchrift müßte nachgeholt 
und das ergänzte Urteil von neuem zugeſtellt werden, 
(Rſpr. 9, 480; RG. 82, 424). (Urt. des I. StS. vom 
30. Sept. 1918, 1 D 297/18). E. 
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VII. 


Beihilfe und Begünſtigung durch Unterlaſſung pflicht: 
gemäßen Handelns. Aus den Gründen: Durch 
Unterlaſſung ſolcher Handlungen, zu denen eine recht— 
liche Verpflichtung beſteht, kann dem Täter eines Vers 
brechens oder Vergehens Beiſtand geleiſtet und dem— 
gemäß nach Vollendung der Tat Begünſtigung be— 
gangen werden, wenn ſolche Handlungen in der Abſicht 
unterlaſſen werden, den Täter der Beſtrafung zu ent— 
ziehen oder ihm die Vorteile des Verbrechens zu ſichern. 
War der Angekl. als Zugführer, wie das Urteil feſt— 
ſtellt, mit der Verladung der demnächſt beraubten 
Kiſte befaßt und verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß das 
der Eiſenbahn anvertraute Frachtgut ſicher verwahrt, 
erhalten und ſeinem Beſtimmungsort zugeführt werde, 
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und war er weiter in der genannten Dienſteigenſchaft 
und zumal als Bahnpolizeibeamter, nach ſeinen Dienſt⸗ 
pflichten gehalten, über die Entwendung von Fracht⸗ 
gut Anzeige zwecks ſtrafrechtlicher Verfolgung des 
Diebes zu erſtatten, ſo konnte in der Unterlaſſung 
jeder Maßnahme gegen den Dieb, der von dem An⸗ 
gekl. im Beſitze des geſtohlenen Gutes betroffen wurde, 
ſehr wohl ein nach Vollendung des Diebſtahls ge⸗ 
leiſteter Beiſtand gefunden werden. Die Abſicht, die 
von dem Angekl. durch die vorſätzl. Unterlaſſung der 
pflichtgemäß vorzunehmenden Handlungen verfolgt 
wurde, war von dem Tatrichter in freier Beweis⸗ 
würdigung feſtzuſtellen; fie konnte fo wie geſchehen 
als auf die Vereitelung der Strafverfolgung gerichtet 
angeſehen werden, ſoweit die Anzeige unterblieb; auf 
die Sicherung der Vorteile der Tat gerichtet, ſoweit 
es der Angekl. unterließ, dem Dieb die geſtohlenen 
Sachen abzunehmen. Noch weiter die Tatſachen an⸗ 
zuführen, aus denen das Gericht auf die im einzelnen 
feſtgeſtellte Abſicht des Angekl. geſchloſſen hat, beſtand 
nach 8 266 StPO. kein zwingender Anlaß: der Vers 
teidiger fordert inſoweit die Anführung mittelbarer 
Beweistatſachen, die einen notwendigen Beſtandteil 
der Urteilsbegründung nicht bildet. (Urt. des I. StS. 
vom 3. Okt. 1918, 1 D 349/18). 
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VIII 


Auf die Entwendung von Lebens mittelkarten iſt 
8 370 Nr. 5 StGB. nicht anwendbar, die Anwendung 
des $ 248 à StG. dagegen nicht grund ſätzlich and» 
geſchloſſen. Eine Entbehrung, die nicht über das gegen⸗ 
wärtig durch die e e geſchaffene und für 
jedermann vorgeſchriebene Maß von Einſchränkung hin⸗ 
ausgeht, iſt an ſich noch keine Not i. S. des 5 248 a. Ob es 
ſich um Gegenſtände von geringem Wert handelte, iſt nicht 
einſeitig nach dem Werte der Karten für den Beſtohlenen, 
insbeſendere dem Papierwerte, ſondern auch darnach zu 
beurteilen, welchen wirtſchaſtlichen Wert fie für den 
Dieb hatten. Aus den Gründen: Gegenſtand der 
Wegnahme waren die in amtl. Verwahrung des Lebens⸗ 
mittelamtes befindl. Lebensmittelkarten, die demnächſt 
innerhalb der Verbrauchsregelung ausgegeben werden 
ſollten. Dieſe Karten können, wie mehrfach in der 
Rechtſprechung dargelegt, als fremde bewegliche Sachen 
gelten; dagegen geht es nicht an, ſie den Lebens⸗ 
mitteln gleichzuſtellen, die bei ordnungsgemäßer Aus⸗ 
gabe der Karten an Berechtigte von dieſen darauf ent⸗ 
nommen werden können und die der Dieb unter Miß⸗ 
brauch der für ihn nicht beſtimmten Ausweisurkunde 
widerrechtlich zu erlangen beabſichtigt hat. Ebenſo⸗ 
wenig können die Karten als Gegenſtände des haus⸗ 
wirtſchaftl. Verbrauchs gelten; denn dazu gehören nur 
ſolche Gegenſtände, die im eigentl. Sinn des Wortes 
verbraucht werden, die alſo bei beſtimmungsgemäßer 
Verwendung ſtofflich umgeſtaltet oder zerſtört werden. 
Danach iſt § 370 Nr. 5 StGB. auf die Entwendung 
von Lebensmittelkarten nicht anwendbar. — Dagegen 
wäre die Anwendung des § 248 a StGB. grundſätzlich 
nicht ausgeſchloſſen. Es iſt denkbar, daß der Täter 
„aus Not“ Lebensmittelkarten entwendet, ſei es um 
ſie widerrechtlich zu verwenden, ſei es um ſie ebenſo 
widerrechtlich und den geſetzl. Anordnungen zuwider 
anderen gegen Entgelt zu überlaſſen. Für einen ſolchen 
Notdiebſtahl gibt aber das Urteil nicht nur keine 
Unterlage, ſondern nach den Urteilsgründen wie nach 
der Reviſionsſchrift kommt eine Notlage der Angell. 
überhaupt nicht in Betracht. Denn die durch die 
Kriegsverhältniſſe geſchaffene Notwendigkeit ſich in 
dem Verbrauche von Nahrungs: und Genußmitteln 
einzuſchränken oder einzelne vorübergehend ganz zu 
entbehren, um mit der dem einzelnen zugeteilten Menge 
auszukommen, ſtellt regelmäßig für ſich allein noch 
keine „Not“ dar, da die geſamte Bevölkerung ſich in 
dieſer Lage befindet und Entbehrungen in gewiſſer 
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Richtung von allen gleichmäßig ertragen werden müſſen 
(IV. Senat vom 18. Jan. 1918 4 D 868/18). Eine wirt⸗ 
ſchaftl. Not anderer Art, insbeſ. eine über das ges 
ſchilderte Maß hinausgehende Entbehrung lag aber 
bei den Angekl. nicht vor; es kam ihnen vielmehr nur 
darauf an, ihre Lebenshaltung für einige Zeit beſſer 
zu geſtalten, als ſie es nach der beſtehenden Ver⸗ 
brauchsregelung vermocht hätten, der ſich jeder zu 
unterwerfen hat, und die jedem ſoviel gewährt, daß 
er vor eigentlicher Not geſchützt iſt. Das LG. hat die 
Anwendung des $ 248 a aus einem andern Grund ab— 
gelehnt, nämlich deshalb, weil bei der Menge der 
entwendeten Marken der Gegenſtand des Diebſtahls 
nicht als „geringwertig“ gelten könne. Auch das iſt 
nicht rechtsirrig. Für die beſtohlene Gemeinde mag 
allerdings nur ein geringer Schaden entſtanden ſein; 
ihr wurden nur die zur demnächſtigen Ausgabe bes 
ſtimmten Vordrucke entwendet, die erſt nachträglich 
in der Hand des berechtigten Empfängers dadurch 
einen beſonderen Wert erlangen konnten, daß ſie ihm 
die Berechtigung zum Bezuge beſtimmter Anteile an 
den vorhandenen Lebens mittelvorräten bezeugten und 
als Ausweiſe dafür zu dienen hatten. Solange die 
Karten im Gewahrſam des Lebensmittelamtes waren, 
hatten fie nur den Papierwert, mochte ihnen immer⸗ 
hin auch für die Gemeinde eine beſondere Bedeutung 
inſoweit zukommen, als bei unbefugter, mißbräuch⸗ 
licher Verwendung der Vordrucke Störungen in der 
Durchführung der Verbrauchsregelung eintreten mußten. 
Die Frage nach der Geringwertigkeit iſt aber nicht 
ausſchließlich vom Standpunkte des Beſtohlenen zu 
beurteilen, ſondern es kommt auch darauf an, welchen 
wirtſchaftlichen Wert die geſtohlene Sache für den 
Dieb hat, und inſoweit kommt den Karten allerdings 
ein über den Stoffwert hinausgehender rein tatſäch— 
licher oder Verkehrswert um deswillen zu, weil ſie 
dem Diebe die im Verkehr verhältnismäßig hoch ein⸗ 
geſchätzte und tatſächlich übertragbare Möglichkeit zur 
— wenn auch entgeltlichen — Erlangung eines Mehr⸗ 
anteils an der zu verteilenden Nahrung gewährten. 
Wie hoch dieſer Wert im Einzelfall und im Hinblick 
auf die Anzahl der Karten einzuſchätzen iſt, darüber 
hat ausſchließlich der Tatrichter zu befinden. (Urt. 
des I. StS. vom 4. Juli 1918, 1D 895/18). E. 
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Oberſtes Landesgerichi. 
A. Zivilſachen. 
1 


Der Stempel nach Tariſ⸗Nr. 34 StG. iſt für einen 
nach dem 1. Januar 1915 ergangenen Schiedsſpruch auch 
daun zu entrichten, wenn das ſchiedsrichterliche Berfahren 
vor dieſem Tag eingeleitet worden iſt. Im Verſahren 
nach den Art. 48 — 50 KG. und 41—43 StG. iſt nur 
über die Berechtigung des Anſatzes der Gebühren und 
Stempel zu entſcheiden. Aus den Gründen: Zu 
beanſtanden iſt vor allem der Beſchwerdeantrag. Nach 
der ſtändigen Rechtſprechung des Obs G. zu den früheren 
Gebührengeſetzen (fr. Samml. Bd. 14 S. 12; n. Samml. 
Bd. 8 S. 264; Bd. 9 S. 381, 397; Bd. 10 S. 141/43, 348/49, 
548/53) haben die Gerichte in dem dort vorgeſehenen 
Verfahren nur über die Berechtigung des Anſatzes zu 
entſcheiden; eine Verurteilung zu einer Leiſtung, ins- 
befondere zur Zurückerſtattung des Gezahlten oder zur 
Schadenausgleichung durch Zuerkennung von Zinſen 
können ſie nicht ausſprechen. Dies gilt jetzt entſprechend 
für das in den Art. 48 — 50 KG. und ebenio für das 
in den Art. 41—43 StG. geregelte Verfahren (Schmidt, 
Die bayer. Koſten⸗ und Stempelgeſetzgebung, Anm. 5 
zu Art. 41 StG.). Der Antrag, den Fiskus zur Er— 
ſtattung des gezahlten Stempelbetrags ſamt Zinſen 
vom Tage der Zahlung an zu verurteilen, wäre daher 
unter allen Umſtänden unzuläſſig. Auch ſonſt verfehlt 
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die Beſchwerde ihr Ziel. Falſch iſt der Ausgangs- 
punkt, von dem aus die Beſchwerdeführer die Berech⸗ 
tigung der Anforderung der Stempelabgabe und die 
ſich mit ihr beſchäftigenden Ausführungen des LE. 
bekämpfen. Indem ſie den Schiedsſpruch mit dem 
vorausgehenden Verfahren in Verbindung bringen, 
glauben ſie folgern zu dürfen, daß der Schiedsſpruch 
von der mit dem 1. Januar 1915 einſetzenden Neu⸗ 
regelung nicht betroffen ſein könne, weil das Verfahren 
ſchon vor dem 1. Januar 1915 anhängig geworden ſei. 
Sie verkennen dabei das Weſen des Stempels. Im 
Gegenſatze zu den Gebühren für ein der Landesgeſetz⸗ 
gebung unterliegendes Verfahren als einer Art von 
Gegenleiſtung für die behördliche Tätigkeit bildet der 
Stempel ſeiner Natur nach eine Verkehrsſteuer; Gegen⸗ 
ſtand der Beſteuerung iſt die im Tarif als ſtempel⸗ 
pflichtig bezeichnete Urkunde (Art. 1 St.). Wie die 
Erhebung des Stempels für eine nach dem StG. ſteuer⸗ 
pflichtige Urkunde nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, 
daß die Urkunde in einem nach dem KG. gebühren⸗ 
pflichtigen Verfahren errichtet iſt (Art. 197 KG.), ebenſo⸗ 
wenig wird die Stempelpflicht der Urkunde dadurch 
berührt, daß die Urkunde ein Verfahren abſchließt, 
deſſen Einleitung vor den Beginn der zeitl. Herrſchaft 
des StG. fällt. Maßgebend iſt einzig und allein das 
zeitl. Verhältnis, das zwiſchen dem den Eintritt der 
Stempelpflicht bedingenden Tatbeſtand und dem in 
Art. 3 Abſ. I Mantel GG. beſtimmten Geltungstermine 
des Geſetzes beſteht. Stempelpflichtig ſind daher die 
im Tarif aufgeführten Urkunden, bei denen ſich das 
die Stempelpflicht begründende Merkmal (bie Errich⸗ 
tung der Urkunde — ihr Gebrauch) nach dem 
1. Januar 1915 erfüllt hat. Dies gilt, da das Geſetz, 
abgeſehen von dem nicht hierher gehörenden Falle des 
Art. 3 Abſ. III, keine Ausnahme trifft, ohne weiteres 
auch von den in Tarif⸗Nr. 34 als ſtempelpflichtig 
aufgeführten Schiedsſprüchen. Sie unterliegen dem 
Stempel, ſobald ſich — unter der Herrſchaft des StG. 
— ihre Errichtung vollzogen hat (Art. 7 StG.) d. i., 
wenn fie der zwingenden Vorſchrift des S 1039 ZPO. 
gemäß ſchriftlich abgefaßt und unter Angabe des Tages 
der Abfaſſung von den Schiedsrichtern unterſchrieben 
find. Dabei kann von einer „ausdehnenden Auslegung“ 
des Geſetzes nicht die Rede ſein. Die Anwendung des 
Geſetzes geſchieht auf Grund der klaren Geſetzes worte; 
die Sache liegt nicht ſo, daß ein dem zu ermittelnden 
wahren Willen des Geſetzgebers gegenüber unvoll⸗ 
ſtändiger oder unrichtiger Ausdruck des Geſetzes er⸗ 
gänzt oder berichtigt würde. Einen unter der Herr— 
ſchaft des StG. ergangenen Schiedsſpruch als ſtempel⸗ 
pflichtig zu behandeln, obgleich das ſchiedsrichterl. Ver⸗ 
fahren ſchon vor dem 1. Januar 1915 ſeinen Anfang 
genommen hatte und beſondere Koſten nicht voraus— 
ſehen ließ, widerſtreitet auch nicht der ‚Abſicht“ des 
Geſetzgebers. Der der Tarifſtelle 34 zugrunde liegende 
Gedanke, die Beſteuerung in der dort beſtimmten Höhe 
ſei gerechtfertigt, da der Schiedsſpruch nach 8 1040 8PO. 
unter den Parteien die Wirkung eines rechtskräftigen 
Urteils habe und einen vollſtreckbaren Titel bilde, ſo 
daß durch das ſchiedsrichterl. Verfahren und den Schieds⸗ 
ſpruch ein koſtſpieliger Rechtsſtreit vermieden werden 
könne (Begr. z. Entw. d. Tarifſt. 34), behält ſeine 
Geltung, auch wenn das vor den Schiedsrichtern an» 
hängig gemachte Verfahren infolge eines von den Be⸗ 
teiligten nicht vorausgeſehenen Wechſels der Geſetz— 
gebung inzwiſchen unmittelbar eine Verteuerung er— 
fahren hat; denn noch immer bleibt der hier ein⸗ 
geſchlagene Weg einem vor die ordentl. Gerichte ge— 
brachten Rechtsſtreite gegenüber das billigere Verfahren. 
Uebrigens könnte die von der weiteren Beſchwerde 
geltend gemachte Erwägung nimmermehr dazu führen, 
dem klaren Wortlaute des Geſetzes entgegen eine von 
ihm nicht gewollte Befreiung eintreten zu laſſen. (Bes 
ſchluß des II. ZS. vom 7. Okt. 1918, Reg. Nr. . 
4477 ß 
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II. 
Der e Beſtenerung find Nechtsge⸗ 
ſchäfſte, die mit der Beurkundung eines nach Zarif- 
nummer 1 A Net. der Neichsſtempelſtener unter: 
liegenden Geſellſchaftsvertrags zuſammenhängen, nur 
daun unterworfen, wenn ſie rechtliche Selbſtändigkeit 
beſitzen, gleichviel ob fie in die reichsſtempelpflichtige 
Urkunde aufgenommen find oder nicht. Wann iſt ſolche 
Selbſtändigkeit gegeben? Bei der mit notarieller Ur⸗ 
kunde vom 25. Juni 1914 erfolgten Gründung einer 
Aktiengeſellſchaft wurden von einem Teil der Gründer 
in Anrechnung auf das Grundkapital als Einlage 
außer Grundſtücken, Maſchinen und Werkzeugen noch 
eingebracht: „Vorräte und Fabrikationsbeſtände zum 
Anſchlage von 3974 381.44 M, liquide Mittel und 
Wertſchriften im Anſchlage zu 217201 M ſowie ver⸗ 
ſchiedene Außenſtände im Betrage von 1194 212.52 M, 
wie ſie zwiſchen den Vertretern der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft (zu deren Vermögen die ſämtlichen Gegen⸗ 
ſtän de gehörten) und den Gründern auf Grund der 
Geſchäftsbücher der offenen Handelsgeſellſchaft feſtge— 
ſtellt und ſämtlichen Beteiligten bekannt find“. Die 
nach 8 192 HGB. beſtellten Reviſoren, denen bei dem 
mit dem laufenden Fabrikbetriebe notwendig zus 
5 Wechſel der eingebrachten Gegen⸗ 
tände eine genaue Prüfung der Richtigkeit der über 
das Einbringen gemachten Angaben nicht möglich 
war, verlangten die Beſeitigung ihrer Bedenken in 
Anſehung der Vollſtändigkeit der ihnen nach § 194 HGB. 
zu erbringenden Nachweiſe. Sie forderten deshalb die 
Uebernahme der ausdrücklichen Haftung hiefür durch 
die Gründer. Um dieſer der Errichtung der AG. ent⸗ 
gegenſtehenden Schwierigkeit zu begegnen, erklärten 
am 10. Juli 1914 die Gründer zu Urkunde des No⸗ 
tariats L. als „Nachtrag“ zu dem Geſellſchaftsvertrage 
vom 25. Juni 1914, der AG. dafür zu haften, daß die 
Vorräte, Fabrikationsbeſtände, liquiden Mittel, Wert⸗ 
ſchriften und Außenſtände an dem Tage der Eintragung 
der AG. in das Handelsregiſter, an dem nach dem 
Geſellſchaftsvertrage das Unternehmen an die AG. 
überzugehen hatte, mindeſtens in dem Werte vorhanden 
find, mit dem fie der AG. berechnet wurden. Das 
Notariat berechnete für die Urkunde vom 10. Juli 1914 
eine Staatsgebühr von 1 M. Die Regierung ordnete 
die Nachholung eines Betrags von 16 156.50 M an, da 
für die Urkunde die Gebühr eines ſelbſtändigen Rechts⸗ 
geſchäfts gleichen Inhalts geſchuldet ſei, die ſich nach 
dem Art. 145 Geb. zu drei vom Tauſend aus 5385825 M, 
ſohin auf 16 157.50 M berechne. Die Nachforderung 
wurde vom LG. und Ob. für unberechtigt erklärt. 

Aus den Gründen: Die Erhebung einer ver⸗ 
hältnismäßigen Staatsgebühr nach dem bayr. Geb. für 
die Urkunde vom 10. Juli 1914 iſt in dem vorliegenden 
Fall ausgeſchloſſen. Nach der Tarifnummer 1 A zum 
NStS. vom 3. Juli 1913 iſt die Beurkundung eines 
Geſellſchaftsvertrags, der die Errichtung einer in: 
ländiſchen AG. betrifft, Gegenſtand der Reichsſtempel⸗ 
fteuer. Die in der Tarifnummer 1 A bezeichneten Rechts- 
vorgänge und ihre Beurkundung unterliegen nach dem 
8 7 des Bei. in den einzelnen Bundesſtaaten keiner 
weiteren Stempelabgabe (Taxe, Sportel, Gebühr). 
Dieſe Beſtimmung findet keine Anwendung auf die Er— 
hebung landesgeſetzlicher Gebühren für Amtshand— 
lungen, die die in der Tarifnummer 1 A bezeichneten 
Rechtsvorgänge betreffen, auf das Einbringen in— 
ländiſcher Grundſtücke oder ihnen gleichſtehender Be— 
rechtigungen, und auf andere als in der genannten 
Tarifſtelle bezeichnete Rechtsvorgänge, mögen fie auch 
in der von der Tarifnummer betroffenen Urkunde ent— 
halten ſein. Der landesrechtlichen Beſteuerung ſind alſo 
unterworfen Rechtsgeſchäfte, die, gleichviel ob ſie in 
die reichsſtempel pflichtige Urkunde aufgenommen find 
oder nicht, rechtliche Selbſtändigkeit beſitzen. Wann und 
bei welchen Rechtsgeſchäften dies zutrifft, iſt nach den 
Umſtänden des einzelnen Falles zu entſcheiden. Maß⸗ 
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gebend iſt, ob ſich die Abreden als Nebenverträge eines 
Hauptvertrags darſtellen oder ob ſie mit dem Haupt⸗ 
vertrage nur in äußerlicher und mittelbarer Verbindung 
ſtehen und für ſich allein, unabhängig von dem Haupt⸗ 
vertrage, wirtſchaftliche Bedeutung haben. Der Inhalt 
der Urkunde vom 10. Juli 1914 ergibt, daß die in ihr 
getroffene Abrede, die ſelbſtverſtändlich, wenn ihr über- 
haupt eine Bedeutung zukommen ſoll, als ein Vertrag 
aufzufaſſen iſt, mit dem Vertrage vom 25. Juni 1914 
in engſtem und innigſtem Zuſammenhange ſteht und 
ſich als ein von dem Gründungs- und Geſellſchafts⸗ 
vertrag als Hauptvertrag abhängiger, für ſich allein 
einer wirtſchaftlichen Bedeutung ermangelnder Neben⸗ 
vertrag darſtellt. Wenn die Gründer die ihnen nach 
8 202 HGB. obliegende Haftung für die Richtigkeit und 
Vollſtändigkeit ihrer Angaben über Zeichnung und 
Einzahlung des Grundkapitals, ſowie hinſichtlich der 
Feſtſetzungen über Vermögenseinlagen und Uebernah⸗ 
men in rechtlich zuläſſiger, weil dem Geſetze gegenüber 
verſchärfter Weiſe, dadurch näher umſchreiben, daß ſie 
das Vorhandenſein beſtimmter Werte zu einem be— 
ſtimmten Mindeſtbetrag für einen beſtimmten Tag zu⸗ 
ſichern, ſo haben ſie damit eine Erklärung abgegeben, 
die nicht eine neue ſelbſtändige Abmachung ſondern 
nur eine Ergänzung der in dem urſprünglichen Ver⸗ 
trag abgegebenen Erklärung enthält und ſich damit 
als Teil des Gründungs⸗ und Geſellſchaftsvertrags 
ſelbſt erweiſt. Iſt aber die in der Nachtragsurkunde 
enthaltene Abrede als Teil des Gründungs⸗ und Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrags anzuſehen, fo unterliegt fie keiner 
beſonderen Stempelabgabe. Denn der Stempel der 
Tarifnummer 1 4 trifft nach der ausdrücklichen Be. 
ſtimmung des 8 7 RStG. allgemein die ſich auf die 
Gründung von Aktiengeſellſchaften beziehenden Rechts⸗ 
vorgänge und deren Beurkundung; auch iſt es von 
dem Standpunkte des Reichsſtempelrechts aus gleich⸗ 
gültig, ob ſich die Beurkundung dieſer Rechtsvorgänge 
mittels einer oder mehrerer, mittels gleichzeitig errich⸗ 
teter oder in Zeitabſtänden auf einander folgender 
Urkunden vollzieht. Der Zuſammenhang der Urkunden 
vom 25. Juni und 10. Juli 1914 erſchöpft ſich nicht 
darin, daß die Beteiligten die in der Nachtragsurkunde 
enthaltene Erklärung nicht abgegeben haben würden, 
wenn nicht der Gründungs- und Geſellſchaftsvertrag 
vorgelegen hätte, — in dieſem Falle wäre immer noch 
die Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit der Nachtrags⸗ 
erklärung, damit aber auch die Möglichkeit einer landes⸗ 
rechtlichen Beſteuerung denkbar — ſondern geht ſoweit, 
daß die in der Nachtragsurkunde enthaltene Erklärung 
ihren Sinn und Zweck erſt durch die Verbindung mit 
den im Hauptvertrage niedergelegten Erklärungen er» 
langt und ohne dieſe Erklärungen, auf denen die Ent⸗ 
ſtehung der AG. ſelbſt beruht, eine wirtſchaftliche 
Bedeutung überhaupt nicht zu äußern vermöchte. Der 
Inhalt der Nachtragsurkunde iſt nur eine Ergänzung 
und Erweiterung der ſich auf das Mobiliareinbringen 
beziehenden Verhandlungen vom 25. Juni 1914 und 
hätte, ohne daß ſich die Notwendigkeit einer Aenderung 
des Hauptvertrags ergab, ohne weiteres gleich in 
dieſen Vertrag aufgenommen werden können. Da die 
Nachtragsurkunde ſachlich als ein Teil des Gründungs⸗ 
und Geſellſchaftsvertrags aufzufaſſen iſt, unterliegt ſie 
mit dieſem nach 8 7 RStG. der ausſchließlichen Be⸗ 
ſteuerung durch das Reich und iſt — ſoweit es ſich 
nicht um die hier nicht in Betracht kommende Eins 
bringung von Grundſtücken handelt — der Einwirkung 
des bayeriſchen Gebührenrechts entzogen. Die Frage, 
ob der Abſ. 1 oder der Abſ. 2 des Art. 181 des bayer. 
Geb. auf die Nachtragsurkunde anzuwenden iſt, kann 
daher gar nicht aufgeworfen werden. Die Erhebung 
der — ermäßigten — Gebühr nach Art. 181 Abſ. 1 
ſetzt ja auch voraus, daß für das Rechtsgeſchäft, deſſen 
Vollendung, Vervollſtändigung oder Vollzug in Frage 
iſt, ſchon eine verhältnismäßige Gebühr zur bayeriſchen 
Staatskaſſe erhoben worden iſt (Ob G. Bd. 12 S. 809 
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und Bd. 14 S. 463), was hier, ſoweit es ſich um die 
Errichtung der Geſellſchaft und das Einbringen der 
bewegl. Sachen handelt, unbeſtrittenermaßen nicht zu⸗ 
trifft. Die Erhebung der Gebühr nach Art. 181 Abſ. 2 
(Art. 145) aber iſt ausgeſchloſſen, weil, wie dargetan, 
das Reichsſtempelgeſetz ausdrücklich die landesrechtl. 
Beſteuerung verbietet. (Beſchl. des II. Z S. vom 7. Okto⸗ 
ber 1918, Reg. V Nr. 7/1918). M. 
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B. Strafſachen. 
1 


Zur Annahme der Täterſchaft bei Konterbande nach 
8 134 836. i 
bringung der Waren über die Grenze nicht erforderlich. 
Konterbande durch Veränßerung der Ware diesſeits der 
Grenze? Aus den Gründen: Die Angekl. haben 
bewußt dem Ausfuhrverbote zuwider gemeinſchaftlich es 
unternommen, mindeſtens 40 000 Zigaretten über die 
Grenze nach Böhmen auszuführen, indem ſie mehr⸗ 
mals und fortgeſetzt von einem rechtswidrigen Vorſatz 
ausgehend teils immer mehrere Tauſend an Per⸗ 
ſonen verkauften, die darauf, wie ſie wußten und 
wollten, die Zigaretten über die etwa eine Viertel⸗ 
ſtunde entfernte Orenze nach Böhmen verbrachten, 
teils ſolche Perſonen als Träger für die Ware be⸗ 
nützten, während der Verkauf zwiſchen ihnen und den 
Abnehmern in Böhmen zuvor abgeſchloſſen worden 
war oder durch die Träger als Mittelsperſonen ab» 
geſchloſſen wurde; ſie haben die Konterbande in ihrem 
eigenen Intereſſe aber mit fremden Kräften uusges 
führt. Der Begriff des Unternehmens in 3 134 VG. 
umfaßt alle Handlungen, die in ihrer Geſamtheit auf 
die Verwirklichung der verbotenen Ausfuhr abzielen. 
Als Täter iſt nicht nur anzuſehen, wer bei der Hin⸗ 
überſchaffung über die Grenze unmittelbar tätig ge⸗ 
weſen iſt, ſondern auch, wer zu der Hinüberſchaffung 
vorher diesſeits der Grenze mitgewirkt hat, in deſſen 
Intereſſe und auf deſſen Veranlaſſung die Grenz⸗ 
überfchreitung ausgeführt worden iſt, wenn er auch 
an der Ausführung ſelbſt nicht weiter teilgenommen 
hat. Solche Handlungen der Angekl. ſind feſtgeſtellt. 
Nicht zu beanſtanden iſt, daß die Angekl. auch in den 
Fällen des Verkaufs von Zigaretten an Perſonen, die 
die Ware mit ihrem Wiſſen und Willen nach Böhmen 
ſchafften, als Unternehmer der Ausfuhr betrachtet 
worden ſind. Die Vornahme von Handlungen, durch 
die ein Tatbeſtandsmerkmal verwirklicht wird, iſt zur 
Täterſchaft nicht erforderlich, vielmehr genügt eine 
dem Abſchluſſe der Straftat vorausgehende, auf ihre 
Ausführung gerichtete, wenn auch nur vorbereitende 
Tätigkeit. Vorausſetzung iſt aber, daß ſie mit dem 
Vorſatze des Täters ausgeführt wird. Will der bei 
einem ſtrafbaren Tun Mitwirkende die Tat als ſeine 
eigene unterſtützen, ſo liegt Täterſchaft, wenn der an⸗ 
dere Teilnehmer ebenfalls den Täterwillen hat, Mit- 
täterſchaft vor; ordnet der Mitwirkende jedoch ſeinen 
Willen dem Willen deſſen unter, der die Tat ausführt, 
dann unterſtützt er eine fremde Tat und iſt Gehilfe i. 
S. des 8 49 StB. Für alle Formen, in denen der 
Schmuggel betrieben wurde, iſt die Täterſchaft der 
Angekl. in dem angefochtenen Urteil ausreichend be- 
gründet. Dort wird ausgeführt, daß i. J. 1917 Tabak⸗ 
waren in Oeſterreich ſehr knapp und teuer waren, 
daß namentlich der Schmuggel von Zigaretten aus 
Deutſchland nach Oeſterreich wegen des ganz erheb— 
lichen Preisunterſchieds ſich ſehr lohnte und daß die 
Angekl. durch die Ausſicht auf hohen Verdienſt ver: 
leitet wurden, ſich des in Ausſicht ſtehenden großen 
Gewinns halber an dem damals ſchwunghaft betrie— 
benen Zigarettenſchmuggel zu beteiligen. Hiernach iſt 
die Folgerung der Str. gerechtfertigt, daß die Angekl. 
die Unternehmer geweſen ſind, die Konterbande ge— 


unmittelbare Beteiligung bei der Ver⸗ 


geitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 21 u. 22. 


plant und ausgeführt haben. Denn da dieſer Schluß 
unzweifelhaft zutrifft, wenn die Angekl. die Zigaretten 
durch Träger ihren Abnehmern nach Böhmen über- 
mittelten, ſo muß er auch für die Fälle des Verkaufs 
und der Uebergabe der Zigaretten an Perſonen gelten, 
die die Ware bei den Angekl. abholten; denn es iſt 
unwahrſcheinlich, daß die Angell., die ſich fortgeſetzt 
mit dem Zigarettenſchmuggel befaßten, hierbei bald 
mit dem Täterwillen, bald mit dem Willen des Ge⸗ 
en handelten. (Urteil vom 27. Juni 1918, Berm. 
eg. Nr. 207/1918). Ed. 
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II 


Auch ein beurlaubter Hilfsdienflpflichtiger darf ohne 
Abkehrſcein nicht eingeſtellt werden. Aus den Orün⸗ 


den: Die Tatrichter folgern aus der Vorſchrift des 


89 nach deren Sinn und Zweck in rechtlich bedenken⸗ 
freier Weiſe, daß das Erfordernis des Abkehrſcheines 
auch bei einem vom bisherigen Arbeitgeber nicht ent⸗ 
laſſenen, ſondern nur beurlaubten Hilfsdienſtpflichtigen 
beſteht und daß, wer einen ſolchen Arbeiter aushilfs⸗ 
weiſe in Beſchäftigung nehmen will, der bloßen Be 
hauptung des Arbeiters, beurlaubt zu ſein, ebenſo⸗ 
wenig glauben darf, wie der, bei dem ſeitherigen 
Arbeitgeber mit deſſen Zuſtimmung ausgetreten zu 
ſein. Das ſtrafrechtl. Verſchulden des Angeklagten iſt 
ohne erſichtlichen Rechtsirrtum feſtgeſtellt. (Urteil vom 
1. Juni 1918, RevReg. Nr. 172/1918). Ed. 
4423 


III. 


Zum Begriff des Heeresgeſolges (MStG B. 9 155). 
Unzuläſſigkeit der Str Bollſtreckung wegen Niederſchlagung 
des Strafverfahrens, in dem die Strafe ansgeſprochen 
worden iſt (StPO. 6 490). Aus den Gründen: Blife 
B. war nach der ſtrafbaren Handlung aber vor ihrer 
Aburteilung vom Auguſt 1917 bis März 1918 in dem 
Etappengebiet bei den Stellungsbauten als Putzerin 
tätig. Sie ſtand zwar nur in einem Dienſtvertrags⸗ 
verhältnis zu der Firma Karl St. in München, die 
Arbeiten wurden aber von der Armeebauleitung ges 
leitet und im Dienſtvertrage wurde ſie den Kriegs⸗ 
beſtimmungen und den Vorſchriften der militäriſchen 
Bauleitung und der Feldpolizei unterworfen. Nach 
den Ausführungsbeſtimmungen zum AH. Gnadenerlaß, 
die Niederſchlagung von Strafverfahren gegen Kriegs⸗ 
teilnehmer betr. vom 7. Januar 1918 (Bek. vom 7. Januar 
1918 Nr. II [ImnBl. S. 3], vom 7. Januar 1916 
Nr. I 1b [IM Bl. S. 3] und vom 7. Januar 1917 
Nr. III [JMBl. S. 4) iſt nun anzunehmen, daß 
zu den Kriegsteilnehmern i. S. des AH. Gnadenerlaſſes 
alle Perſonen zählen, die dem Heere folgen, ja über⸗ 
haupt alle Perſonen, die unter den 8 155 MEER. 
fallen. Nach dem Ergebnis der Ermittlungen gehörte 
Eliſe B. zum Heeresgefolge i. S. des $ 155 MStG . 
und ward daher von dem AH. Gnadenerlaß betroffen. 
Die Strͤ. verkennt dieſe Verhältniſſe nicht. Ihr Bes 
denken, Einwendungen gegen die Zuläſſigkeit der Straf⸗ 
vollſtreckung könnten nicht auf Umſtände oder Tat⸗ 
ſachen gegründet werden, die vor der Erlaſſung des 
Urteils lägen, findet im Geſetze keine Stütze. Der 
8 490 Abſ. 1 StPO. ſpricht ohne alle Einſchränkung 
von „Einwendungen gegen die Zuläſſigkeit der Straf⸗ 
vollſtreckung“. Wohl hindert die Rechtskraft des Urs 
teils, im Strafvollſtreckungsverfahren die Schuldfrage 
oder die Frage der Angemeſſenheit der Strafe neuer 
dings aufzurollen. Nicht dagegen iſt ein Grund ab⸗ 
zuſehen, weshalb die Vollſtreckung der Strafe aus einem 
Urteil nicht für unzuläſſig erklärt werden könnte, das 
— wie ſich nachträglich herausſtellt — in einem bereits 
niedergeſchlagenen Strafverfahren zu Unrecht ergangen 
iſt. (Beſchl. des StS. vom 26. Sept. 1918, BeſchwReg. 
353/18). Ed. 
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Oberlandesgericht München. 


Erhöhung des Unterhalts unehelicher Kinder wegen 
Kriegstenerung ($ 1714 B.). Das 1914 geborene un⸗ 
eheliche Kind Ludwig K. einer Schuhmacherstochter in S. 


„„ PPP 


(Niederbayern), klagte gegen ſeinen unehelichen Vater, 


einen Kaminkehrergehilfen, im Auguſt 1918 auf Er⸗ 
höhung des nach Uebereinkommen vor dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht vom Februar 1915 auf 15 M monatlich 
feſtgeſetzten Unterhalts auf den doppelten Betrag, weil 
die Kriegsteuerung dazu nötige. Der Kindsvater be⸗ 
ſtritt dies nicht, ſondern berief ſich nur auf die Ver⸗ 
gleichsnatur des Uebereinkommens mit dem Beifügen, 
die Klage beruhe auf Gehäſſigkeit, weil er die Kinds⸗ 
mutter nicht geheiratet habe. Das AG. erkannte nach 
der Klage; das Armenrecht für die Berufung wurde 
vom LG. und OL. verweigert. 

Aus den Gründen: Es mag dahingeſtellt ſein, 
ob die Erhöhung des Unterhalts mit einem ſtillſchwei⸗ 
genden Vorbehalt des Fortbeſtands der gleichen Ber» 
hältniſſe begründet werden kann. 
das geſetzliche Verbot eines unentgeltlichen Verzichts 
auf künftigen Unterhalt nach 8 1714 BGB. durch, 
gleichgültig ob das Unterhaltsübereinkommen einen 
Erhöhungsvorbehalt enthält oder nicht. Irgendein 
Entgelt i. S. dieſer Vorſchrift kann der Beſchwerde⸗ 
führer nicht bezeichnen. Da ein Monatsbetrag von 
15 M ſchon anfangs 1915 dem wirklichen Aufwand 
für ein Kind ſelbſt auf dem Lande nicht genügte, kann 
auch nicht etwa angenommen werden, daß der anfäng⸗ 
liche Minderaufwand den ſpäteren Mehrbedarf auss 
gleichen ſollte. Ebenſowenig kann der Beſchwerde⸗ 
führer eine Abmachung, etwa mit der Kindsmutter 
oder deren Eltern, behaupten, wonach dieſe ſich ihm 
gegenüber verpflichtet hätten, für den Mehrbetrag 
ſelbſt aufzukommen; gegen die Klage des Kindes könnte 
daraus auch kein Einwand erhoben werden. Ob dieſe 
Klage bei Fortdauer des früheren guten Einver⸗ 
nehmens zwiſchen Kindsmutter und Kindsvater unter⸗ 
blieben wäre, iſt für die Rechtsfrage belanglos. (Beſchl. 
vom 27. Sept. 1918, BeſchwReg. 286/18 J). N. 
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Verwaltungsgerichtshof. 


Gehaltsanuſpruch eines zum Militärdienſt einbe⸗ 
rufenen Gemeindebeamten.) Begründung der Eigen⸗ 
ſchaft als Gemeindebeamter. Anſtellung durch einen 
anderen Gemeindebeamten? Welche Bedeutang kommt 
der Verpflichtung als Beamter zu? (Mil. 5 66, 
rechtsrh. GemO. Art. 129 Abſ. 4, Art. 132 Abſ. 1, 
141 Abſ. 1 u. 3, Gem BG. Art. 6, 23, BG. Art. 23). 

Aus den Gründen: Die Vorinſtanzen haben 
die Gemeinde P. für verpflichtet erklärt, dem früheren 


1) Die umſtrittene Zuſtändigkelt zur Entſcheidung über Gehalts- 
anſprüche der Gemeindebeamten (pal. den laufenden Jahrg. dieſer 
Ztſchr. S. 185, 201) wird vorausſichtlich bald nefeglich geregelt und zwar 
im weſentlichen den Gerichten übertragen werden. Der zur Verein 
fachung der Staateverwaltung dem Landtag vorgelegte Entw. eines 
Geſetzes über die Aenderung der Gemd.en, des DiſtrRG. und des 
BIHHS.8 ſieht in Art. 11 u. 42 die Einſchaltung folgender Beſtim- 
mungen als Art. 770, d (61 c. d) in die beiden Gemeindeordnungen vor: 

Art. 77 c (64 c). l. Für die vermögensrechtlichen Anſprüche 
der Gemeindebeamten aus dem Dienſtverhältnis, insbeſondere für 
Anſprüche auf Schalt, Wartegeld, Rubegebalt und Unfallfurforge 
ſtebt der Rechtsweg offen. Das gleiche gilt für die entſprechenden 
vermögensxechilichen Anſprüche der Hinterbliebenen der Gemeinde— 
beamten, und für die Anſprüche aus der Unfallfürſorge für ſolche 
Angeſtellte, welche im übrigen nicht verſorgungsberechtigt find, und 
für die Inhaber von Ebrenämtern. 

II. Streitigkeiten über Anſprüche der im Abſ. I bezeichneten Art 
gegen eine gemeindliche Verſorgungsanſtalt oder Verſorgungsein— 
richtung bleiben jedoch Lerwaltungsrechisſachen nach dem Verwaltungs⸗ 
gerichtsgeſes Art. 8 Ziff. 31. 

III. Ausgeſchloſſen von der Verfolgung im Rechtswege find die 
Anſprücde der Gemeindebeamten auf Vergütung von Umzugskoſten 
und auf Entſchadtgung für Dienſtreiſen. Gegen die Beſcheidung 
dieſer Anſprüche durch die Gemeindeperwaltung jtebt den Gemeinde— 
beamten die Beſchwerde (Art. 163 [Art. 93]) zu. 


Jedenfalls greift 
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Offijianten Sch. ab 1. September 1914 für die Dauer 
ſeiner Einberufung zum Heeresdienſte ſeinen vollen 
Gehalt zu bezahlen. Die Gemeindeverwaltung P. macht 
dagegen in ihrer Beſchwerde geltend, daß Sch. nicht 
von der Gemeinde, ſondern von dem Gemeindeſekretär 
U. aufgeſtellt worden, daß I Dienftverhältnis nicht 
dauernd geweſen, daß mit ihm von der Gemeinde fein 
Anſtellungsvertrag abgeſchloſſen worden, daß ihm 
jedenfalls, weil ledig, nicht der volle Gehalt zuzuweiſen 
ſei und daß die Gemeinde P. durch die Fortbezahlung 
des Gehalts zu ſehr belaſtet werde. Zunächſt iſt mit 
Rückſicht auf dieſe Einwendungen feſtzuſtellen, ob Sch. 
Gemeindebeamter i. S. des $ 66 RMil G. iſt. Nach dem 
Bayer. Staatsrecht, den beiden Gemeindeordnungen 
und dem Gemeindebeamtengeſetz fallen unter den Be⸗ 
griff der Gemeindebeamten alle Perſonen beiderlei 
Geſchlechts, die auf Grund einer nach den geltenden 
Beſtimmungen vorgenommenen öffentlichrechtl. Wahl 
oder Ernennung durch die zuſtändigen gemeindl. Ver⸗ 
tretungskörper Dienſte irgend einer Art der Gemeinde 
leiſten. Weſentlich für die öffentlichrechtl. Eigenſchaft 
eines ſolchen Dienſtverhältniſſes iſt nur, daß es nach 
dem Willen der Beteiligten der Gemeinde gegenüber 
als öffentlichrechtliches beſteht. Nach der überwiegenden 
Meinung in der Rechtslehre iſt r Dienſtverhältnis 
zwiſchen Gemeinde und Gemeindebeamten auſzufaſſen 
als ein öffentlichrechtl. Dienſtvertrag, der kraft Geſetzes 
oder öffentlichrechtlicher — ausnahmsweiſe auch bürger⸗ 
lichrechtlicher Vereinbarung eingegangen wird. 
(Seydel⸗Piloty, Bayer. Verf.⸗Recht S. 673: Frank, 
Bayer. Gemeindebeamtenrecht I. Teil S. 29). Der VGH. 
hat den Kreis der unter $ 66 R Mil. fallenden, im 
Gemeindedienſte ſtehenden Perſonen dahin umgrenzt, 
daß ihr Dienſtverhältnis nicht auf rein bürgerlich⸗ 
rechtlichem Vertrage, ſondern auf der Gemeindeordnung 
beruht, daß der Rechtsgrund der Verpflichtung ein 
Vertrag iſt, deſſen Inhalt durch die Gemeindeordnung, 
ſoweit ſie zwingendes Recht enthält, beſtimmt wird, 
daß es ſich um eine Mitwirkung bei der Verwaltung 
der Gemeinde handelt und daß die angeſtellte Perſon 
nicht nur vorübergehend, zeitweiſe oder nebenbei für 
die Gemeinde beſchäftigt wird (Sammlung Bd. 37 
S. 190 Abſ. 4, S. 197 letzt. Abſ., Bd. 38 S. 54; ungedr. 
Entſch. v. 16. Febr. 1917 Nr. 68 II / 16 und vom 6. Juli 
1917 Nr. 16 11/17). Bezüglich der Anſtellung des Sch. 
iſt zu bemerken: Gemäß Art. 129 Abſ. 4 rrh. GemO. 
haben die Gemeinden das fonſt notwendige „Dienſt⸗ 
perſonal“ aufzuſtellen. Zufolge Art. 132 Abſ. 1 a. a. O. 
ſtellt der Gemeindeausſchuß den Gemeindeſchreiber und 
die ſonſt erforderlichen Bedienſteten in widerrufl. Weiſe 
an und beſtimmt deren Funktionsgehalt. Letztere Beſtim⸗ 
mung hat nach Art. 6 Gem. dieſe Faſſung erhalten: 
„Der Gemeindeausſchuß ſtellt den Gemeindeſchreiber 
und die ſonſt erforderl. Beamten an und beſtimmt 
deren Gehalt, ſowie für die vollbeſchäftigten berufs- 
mäßigen Gemeindebeamten, die eine zehnjährige Dienſt⸗ 
zeit vollendet haben, den im Falle der Dienſtunfähigkeit 
oder nach Erreichung des 65. Lebensjahres zu gewäh⸗ 
renden Ruhegehalt und die Hinterbliebenenbezüge. 
Das Dienſtverhältnis iſt widerruflich“. Das Gemeinde⸗ 
beamtengeſetz hat demnach an der Befugnis des Ge⸗ 
meindeausſchuſſes zur Aufſtellung des Gemeinde 
ſchreibers und der ſonſt erforderl. Beamten nichts 
geändert. Die Aufſtellung des Sch. als Offizianten der 


Art. 77 d (64 d). 1. Die im Art. 77 Abſ. I, II (64 c Abſ. I, 1) 
bezeichneten Anſprüche können gerichtlich oder verwaltungsgericht⸗ 
lich erſt dann verfolgt werden, wenn der Beteiligte gegen die bes 
ſchwerende Verfügung bei der Gemeindeverwaltung Abhilfe ver— 
langt und entweder einen ablehnenden oder binnen ſechs Wochen 
keinen ſchriftlichen Beſcheld erbalten bat. 

II. Ueber das Abbilfegeſuch tft dem Beteiligten ungeſäumt und 
unentgeltlich Empfangsbeſcheinigung zu erteilen. 0 

Il. Die Klage muß bei Verluſt des Klagerechts binnen ſechs 
Monaten erboben werden. Die Friſt beginnt mit der Zuſtellung des 
Beſcheids auf das Abdilfegeſuch (Abſ. ]), und wenn ein ſolcher Bes 
ſcheid binnen ſechs Wochen nicht zugeſtellt wird, beim Ablauf dleſer 
ſechs Wochen. 


364 


geitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 21 u. 22. 


Gemeinde iſt nicht durch den Gemeindeausſchuß, ſondern 
im Jahre 1914 durch den Gemeindeſekretär U. erfolgt. 
Das verſtößt gegen die Gemeindeordnung, in der die 
Grenzen der Zuſtändigkeit des Gemeindeausſchuſſes 
genau feſtgelegt ſind Die Beſtimmung in Art. 132 
Abſ. 1 in der Faſſung des Art. 6 Gem BG. iſt ver⸗ 
bindlicher Natur; fie begründet für den Gemeinde— 
ausſchuß nicht nur das Recht, ſondern auch die Pflicht, 
in den ihm zugewieſenen Angelegenheiten tätig zu 
werden, dieſe Zuſtändigkeit kann daher auch nicht durch 
Beſchluß des nach dem Geſetze zuſtändigen Gemeinde⸗ 
ausſchuſſes auf eine andere Perſon, wie etwa den 
Gemeindeſekretär, willkürlich übertragen werden. Die 
Aufſtellung des Sch. durch den Gemeindeſekretär U. 
vermag daher die geſetzlich geforderte Beſchlußfaſſung 
des Gemeindeausſchuſſes nicht zu erſetzen, ſelbſt wenn der 
Gemeindeausſchuß vorher den Gemeindeſekretär U. zur 
Regelung der Angelegenheit ſtillſchweigend ermächtigt 
oder damit beauftragt hätte (vgl. Samml. Bd. 31 S. 49). 
Allein nach den Umſtänden des Falles wurde. dieſe 
urſprünglich ungeſetzliche Aufſtellung des Sch. als 
Offiziant durch nachträgliche Beſchlüſſe des Gemeinde⸗ 
ausſchuſſes geheilt. Die Vorinſtanzen haben bereits 
darauf hingewieſen, daß der Gemeindeausſchuß deſſen 
Gehalt im monatlichen, im Gemeinde⸗Voranſchlag vor- 
geſehenen und in den Rechnungen ausgewieſenen Be: 
trage von 150 M bereitgeſtellt hat. Dieſer Gehalt 
wurde auf Anweiſung des Bürgermeiſters monatlich 
unmittelbar von dem Gemeindekaſſier an Sch. aus der 
Gemeindekaſſe ausbezahlt. Dieſes Verhältnis wurde im 
Gemeindeausſchußbeſchluſſe vom 27. März 1915 aus⸗ 
drücklich durch die Erklärung feſtgeſtellt, daß die An⸗ 
ſtellung des Sch. durch den Gemeindeſekretär U. „mit 
Erlaubnis der Gemeinde“ erfolgt ſei und daß die Ge⸗ 
meinde den Gehalt von monatlich 150 M genehmigt 
habe. Hiermit ſtimmt eine Erklärung des Bürger⸗ 
meiſters vom 3. März 1917 überein, wonach der Ge⸗ 
meindeſekretär die Anſtellung im Namen der Gemeinde 
vornehmen durfte. Uebrigens hat der Gemeindeausſchuß 
von der beabſichtigten Aufſtellung des Sch. Kenntnis 
gehabt und ſie zweifellos gebilligt, wie auch der Bürger⸗ 
meiſter dem Gemeindeſekretär gegenüber ausdrücklich 
fein Ein verſtändnis mit der Aufſtellung erklärt hat. 
Mit dieſen Vorgängen ſtimmt endlich die beſchluß— 
mäßige Erklärung des Gemeindeausſchuſſes vom 8. April 
1916 überein, wonach ſeit 20 Jahren der Gemeindes 
ſekretär ohne Beanſtandung d. h. mit Genehmigung 
des Gemeindeausſchuſſes das Kanzleiperſonal aufgeſtellt 
und die Gemeindeverwaltung die Gehaltauszahlung 
genehmigt hat, welches Verhältnis dem Sch. bekannt 
war. Bei dieſer Sachbehandlung kann ein begründeter 
Zweifel über die Aufſtellung des Sch. im Dienſte der 
Gemeinde P. auf Grund einer zwiſchen dem Gemeindes 
felretär im Namen und mit Genehmigung des Ge— 
meindeausſchuſſes und dem Sch. getroffenen Verein⸗ 
barung nicht beſtehen. Gegenüber den Einwendungen 
in der Beſchwerdebegründung vom 18. Juli 1917 iſt 
noch hervorzuheben, daß das Dienſtverhältnis des Sch. 
als Offizianten zur Gemeinde P. nicht vorübergehend 
i. S. von Abt. A Nr. 1 Ziff. 11 der MB. vom 18. Juni 
1915 geweſen iſt. Dieſes Dienſtverhältnis hat bereits 
vor ſeiner Einberufung zum Kriegsdienſte über 5 Monate 
beſtanden, ſohin während einer Zeit, die ſchon an ſich 
nicht als vorübergehend anzuſehen iſt. Uebrigens würde 
mit Rückſicht auf die Größe und Leiſtungsfähigkeit der 
Gemeinde P., den Geſchäftsumfang der dortigen Ge— 
meindekanzlei und die Leiſtungen des aus P. gebürtigen 
Sch. das Dienſtverhältnis, wofür alle Umſtände ſprechen, 
wenn die Einberufung zum Heeresdienſte nicht erfolgt 
wäre, auf unabſehbare längere Dauer fortgeſetzt worden 
ſein. Ferner ſpricht für die Eigenſchaft des Sch. als 
Gemeindebeamten im Sinne des RMilG. die Tatſache, 
daß nach Beſtätigung der Verwaltung der Ortskranken⸗ 
kaſſe W. Sch. für die Zeit vom 4. März bis 24. Auguſt 
1914 als Mitglied der Ortskrankenkaſſe behandelt 


wurde und für dieſe Dienſtzeit die Krankenkaſſebeträge 
entrichtet wurden, wie auch für Sch. aus der Gemeinde⸗ 
kaſſe P. für die Zeit vom 1. März bis 9. Auguſt 1914 
die Invalidenverſicherungs⸗Marken beſtritten wurden. 
Auf den weiteren von den Vorinſtanzen hervorge⸗ 


hobenen Umftand, daß der Gemeindeausſchuß P. zum 


Vollzuge des AngVVerſG. und des Art. 57 AG. z. RBO. 
mit Beſchluß vom 28. Dez. 1912 den Inhabern aller 
damaligen und „künftigen“ Gemeindebeamtenſtellen die 
Anwartſchaft auf Ruhegeld und Hinterbliebenenrenten 
gewährt habe, um die Freiheit von der Angeſtellten⸗ 
verſicherung zu bewirken, will unter den hier gegebenen 
Verhältniſſen kein Gewicht gelegt werden, weil Sch. 
in der Zwiſchenzeit aus dem Dienſte der Gemeinde P. 
ausgetreten und erſt am 1. März 1914 als Offiziant 
wieder in deren Dienſt getreten war. Es läßt ſich ſomit 
nicht mit Sicherheit feſtſtellen, ob ſich obiger Beſchluß 
auf den Genannten auch nach ſeinem Wiedereintritte 
beziehen ſollte und ob überhaupt für ihn die Voraus⸗ 
ſetzungen nach den angeführten geſetzl. Beſtimmungen 
gegeben waren. 

Es fragt ſich aber weiter, ob die Gemeindebeamten⸗ 
eigenſchaft des Sch. nicht dadurch ausgeſchloſſen iſt, 
daß er weder früher noch ſpäter auf ſeinen Dienſt 
verpflichtet worden iſt. Da es ſich hier weder um einen 
Reichs⸗ noch um einen Staatsbeamten handelt, ſo können 
bezüglich der Verpflichtung eines Gemeindebeamten 
weder das RBG. noch das Bayer. BG. (Art. 23 Abſ. 3) 
angewendet werden. Vielmehr haben nur die Beſtim⸗ 
mungen der Gemeindeordnung Maß zu geben, die in 
dieſer Richtung durch das GemBG. nicht geändert 
worden ſind. Auch der dem Art. 23 Abſ. 3 BG. nach⸗ 
gebildete 8 13 Abſ. 4 der Muſterſatzung zum Gem BG. 
ſchlägt nicht ein, weil in P. eine Gemeindeſatzung nach 
Art. 23 BG. bisher nicht ar worden iſt. Nach 
Kahr, Erl. z. GemO. Bd. 1 S. 750 Buchſt. c, S. 902 
Anm. 7 115 S. 926% Buchſt. e iſt die Befugnis zur 
Ausübung des Amtes der Gemeindebeamten durch die 
vorausgehende Verpflichtung und Einweiſung bedingt, 
ſo zwar, daß ihren Handlungen vor dieſem Zeitpunkte 
die Eigenſchaft von Amtshandlungen nicht zukommt. 
Ebenſo ſind nach Seydel, Bayer. StRecht (2) Bd. 2 
S. 214 und Seydel-Piloty, Bayer. Verf Recht S. 7045, 
e und Einweiſung Vorausſetzung für das 

Recht zur Ausübung des Amtes. Eine teilweiſe ab⸗ 
weichende Auffaſſung iſt vertreten in RG St. Bd. 9 S. 409, 
Bd. 18 S. 37, Bd. 19 S. 180 (ſ. auch Reger Entſch. Bd. 3 
S. 306, Bd. 4 S. 342, Bd. 9 S. 212, Bd. 10 S. 290, 
Bd. 12 S. 109). Hiernach nimmt das RG. an, daß die 
in Art. 141 Abſ. 1 rrh. GemO. genannten Bedienſteten 
für Handhabung der Ortspolizei und des Feldſchutzes, 
auch wenn ſie nicht verpflichtet ſind, die Eigenſchaft 
von „Beamten“ i. S. des StGB. beſitzen, daß fie aber 
gemäß Abſ. 3 und 4 a. a. O. den „amtlichen Glauben 
öffentlicher Diener“, ſowie die in Abſ. 4 bezeichneten 
Befugniſſe erſt mit der Verpflichtung erlangen. Um 
einen derartigen Bedienſteten handelt es ſich aber hier 
nicht. Es iſt daher auf die allgemeinen Grundſätze über 
die Wirkung der Unterlaſſung der Verpflichtung auf 
die Gemeindebeamteneigenſchaft zurückzugehen. In 
Rechtslehre und Rechtſprechung iſt anerkannt, daß im 
allgemeinen im Staats- wie im Gemeinderechte die 
Eigenſchaft eines Beamten oder öffentlichen Dieners 
nicht erſt durch die Verpflichtung, ſondern durch die 
Uebertragung des Amtes oder Dienſtes ſeitens der 
zuſtändigen Behörden und durch die Uebernahme von 
ſeiten des Beamten erworben wird und daß mit der 
Uebernahme des Amtes regelmäßig auch die mit ihm 
verbundenen Rechte und Pflichten auf den Beamten 
übergehen, während die Verpflichtung nur eine erhöhte 
Gewähr für gewiſſenhafte Pflichterfüllung bieten ſoll. 
Die Bedeutung des Dienſteides iſt eine mehr ſittliche 
als eine rechtliche. Die Ableiſtung des Dienſteides iſt 
nicht die Uebernahme einer beſonderen Treupflicht, 
ſondern eine in beſonders feierlicher Form zum Ausdruck 
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gebrachte Bekräftigung der ſchon aus dem Abſchluſſe 
des Beamtendienſtvertrages folgenden Pflicht zur ſorg⸗ 
fältigen und gewiſſenhaften Erfüllung aller dem Be⸗ 
amten auferlegten Obliegenheiten. Für die Begründung 
der 1 eines Beamten iſt die Leiſtung des 
Dienſteides ohne Einfluß; dieſe Eigenſchaft wird viel⸗ 
mehr durch die Anſtellung erworben (v. Seydel, Bayer. 
StRecht [2] Bd. 2 S. 221; v. Seydel⸗Piloty, Bayer. Verf.⸗ 
Recht S. 703 — 705; Reindl, Bayer. BG. S. 145 /6 Anm. ö, 
S. 147 Anm. 6: RGSt. Bd. 19 S. 181 Abſ. 3). Wie oben 
gezeigt, hat Sch. zwar nicht durch unmittelbare An⸗ 
ſtellung ſeitens des Gemeindeausſchuſſes, wohl aber 
durch deſſen nachträgliche Anerkennung die Eigenſchaft 
eines Gemeindebeamten erworben, ohne daß hiezu noch 
ein beſonderer ſchriftl. Dienſtvertrag notwendig geweſen 
wäre. Auf dieſe hiedurch erworbene Eigenſchaft iſt aber 
die Unterlaſſung feiner Verpflichtung ohne Einfluß, 
zumal es ſich hier weder um die Ausübung des Ge— 
meindeamts noch um die Gültigkeit der Amtshandlungen 
noch um die Verantwortlichkeit für Pflichtverletzungen 
(vgl. Art. 23 Abſ. 4 BG.) noch etwa um die Fragen 
des öffentl. Glaubens oder der Fähigkeit zur Ausſtellung 
öffentlicher Urkunden (Art. 141 Abſ. 3 rrh. GemO.) 
handelt, ſondern nur darum, ob hier ein öffentlichrechtl. 
Dienſtverhältnis vorliegt. Letzteres iſt aber hier ge— 
geben. Ferner iſt der Gehaltsanſpruch des Sch. auf 
Grund der öffentlichrechtl. Beſtimmung in 866 R Mil. 
nicht davon abhängig, ob Sch. ledig iſt oder nicht, da 
er nicht Offizier iſt und weder der Geſetzes wortlaut 
noch die Geſetzgebungsverhandlungen noch die Vollzugs— 
vorſchriften irgend einen Anhalt zu einer derartigen 
Unterſcheidung für den vorliegenden Fall bieten 
(RTVerh Stenger. 1 Seil. 1874 Bd. 2 S. 913, Bd. 3 
S. 39, 48, 57). Endlich kommt die Leiſtungsfähigkeit der 
Gemeinde unter ſolchen Verhältniſſen hier nicht weiter 
in Betracht. Nach alledem wurde durch die Beſchlüſſe 
der Vorinſtanzen weder eine geſetzliche oder verord— 
nungsmäßige Vorſchrift verletzt noch der Gemeinde 
P. eine geſetzlich nicht begründete Laſt aufgebürdet 
(Beſchl. des II. Sen. vom 4. Jan. 1918, Nr. 35 19 
4484 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


um Schutze der Mieter reichten die Beſtimmungen 
der BRVO. vom 26. Juli 1917 (RGBl. S. 659) 1) 
nicht aus, trotz des weiten Spielraums, den ſie den 
Einigungsämtern einräumten. Ein Beweis dafür waren 
die Anordnungen der Generalkommandos, die neben 
ihr da und dort — in Bayern für den Bereich des 
II. und des III. Armeekorps (vgl. S. 249 u. 312 des 
laufenden Jahrg.s) — erlaſſen worden ſind. Seit dem 
24. September d. J. ſind nun die alten Beſtimmungen 
auf Grund der BRVO. vom 23. desſ. Mts. (RGBl. 
S. 1135) mit beträchtlich erweitertem Inhalt und in 
neuer Faſſung als „Bek. zum Schutze der Mieter vom 
23. Sept. 1918“ in Kraft und wohl noch über den 
Friedensſchluß hinaus von größter Bedeutung für unſer 
Mietrecht. f 

Der § 1 enthält in feiner neuen Faſſung nur mehr 
die grundlegenden Beſtimmungen über die Ermächti— 
gung der Einigungsämter und über die Veröffentlichung 
dieſer Ermächtigung. 

Bei den Entſcheidungen, zu denen die Einigungs⸗ 
ämter nach der VO. von der Landeszentralbehörde 
ermächtigt werden können, ſind zu unterſcheiden 

= 88 die für alle Bezirke in Betracht kommen 
88 FE ), 

8 B. ſolche für Gemeindebezirke, in denen ſich nach 
dem Ermeſſen der Gemeindebehörde ein beſonders ſtarker 
Mangel an Wohnungen geltend macht. 


1) Vgl. S. 298 des vor. Jahrg.. 
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Zu A. Die Ermächtigung des Einigungsamtes, die 
Fortſetzung eines gekündigten Mietverhältniſſes zu ver⸗ 
längern, erfährt zunächſt in 8 2 Nr. 1a eine Ein⸗ 
ſchraͤnkung dahin, daß das Mietverhältnis nur bis zur 
Dauer eines Jahres verlängert werden darf; das gilt 
auch dann, wenn der Vertrag ohne die Kündigung 
noch für länger als ein Jahr gelaufen wäre. Wie 
nun, wenn dieſes Jahr zu Ende iſt oder wenn ein 
Mietvertrag von vornherein nur für eine beſtimmte 
Zeit geſchloſſen war und das Verhältnis ohne Kündi⸗ 
gung abläuft? Auch dann ſoll das Einigungsamt es 
auf ein Jahr (jeweils bis zur Dauer eines Jahres“) 
verlängern dürfen; die neue Ermächtigung in 8 2 
Nr. 1b erwies ſich als nötig ſchon um zu verhindern, 
daß die Tätigkeit des Amtes durch die Abſchließung 
der Mietverträge auf beſtimmte Zeit ausgeſchloſſen 
werde. Im Gegenſatze zu Anordnungen der Generals 
kommandos iſt von Mietſteigerungen nicht die Rede; 
dem Laien mag das verwunderlich erſcheinen, für den 
Juriſten wäre eine Beſtimmung hierüber überflüſſig. 
Die Ermächtigung iſt auch nicht auf die Fälle beſchränkt, 
in denen zur Steigerung der Miete gekündigt worden 
iſt; die in Schrifttum und Rechtſprechung vereinzelt 
geäußerte gegenteilige Anſicht (vgl. Oertmann in 
JW. 1917 S. 956 und gegen ihn ſowie gegen ein Urteil 
des LG. Berlin II Mittelſtein ebendort 1918, 360) 
iſt in der Begründung der neuen VO. abgelehnt (vgl. 
auch die Faſſung von 8 6 Nr. 1 V.). Belanglos iſt 
ferner, ob es ſich um eine ordentliche oder eine außer⸗ 
ordentliche Kündigung handelt. 


Nach § 1 Nr. 2 der bisherigen VO. konnte das 
Amt auf Anrufen des Vermieters einen mit einem 
neuen Mieter abgeſchloſſenen Vertrag aufheben, deſſen 
Erfüllung von einer nach Nr. 1 ergangenen Entſcheidung 
berührt wurde; in § 2 Nr. 2 der neuen VO. iſt dieſe 
Aufhebung auch dann zugelaſſen, wenn die Erfüllung 
des neuen Vertrags von einem Vergleiche betroffen 
würde, den die alten Mietparteien nachträglich vor 
dem vom bisherigen Mieter angerufenen Einigungs⸗ 
amt abgeſchloſſen haben. 


Der Abſ. 2 des 8 2 ſieht vor, daß in Verbindung 
mit der Verlängerung des Mietverhältniſſes nicht nur 
der Mietzins erhöht, ſondern dem Mieter auch ſonſt 
neue Verpflichtungen auferlegt werden können. 


Wie um des Vermieters willen der Mieter bisher 
ſchon, wenn er gegen eine Kündigung die Entſcheidung 
des Mieteinigungsamtes (S MEA.) anrufen wollte, 
dies, nachdem ihm die Kündigung zugegangen war, 
ohne ſchuldhaftes Zögern tun mußte, ſo ſucht auch der 
neue Satz 2 in Abſ. 3 des $ 2 dem Vermieter möglichſt 
bald Gewißheit zu verſchaffen, ob er über die Miet⸗ 
ſache verfügen kann. Das MEA. kann in beiden Fällen 
nicht mehr angerufen werden, wenn die Mietzeit ab⸗ 
gelaufen iſt oder die Parteien die Fortſetzung des Miet- 
verhältniſſes vereinbart haben. Wie, wenn der bis⸗ 
herige Mieter einem inzwiſchen mit einem Dritten 
abgeſchloſſenen Mietvertrage zugeſtimmt hat? Soll er 
dann trotzdem noch das MEA. anrufen können? Dieſe 
Frage iſt nicht ohne weiteres zu verneinen. Meiſt 
wird in ſolchen Fällen freilich die Anrufung nach Satz 1 
und 2 des Abſ. 3 verſpätet fein. Iſt fie das nicht, fo 
iſt ſie an ſich zuläſſig und ihre Berückſichtigung kann 
ſehr wohl gerechtfertigt ſein z. B., wenn der Mieter 
der Weitervermietung nur unter Druck des Vermieters 
oder aus Unkenntnis zugeſtimmt hat. 


Bei der Beſtimmung in dem neuen 8 3 iſt an 
Fälle gedacht, in denen Bauunternehmer zur Bekämp⸗ 
fung der Wohnungsnot für die Errichtung von Miet- 
wohnungen wegen der fog. Ueberteuerung der Bauten 
Zuſchüſſe von dem Reich oder dem Staat oder der 
Gemeinde erhalten und ſich dafür gegenüber der den 
Zuſchuß gewährenden oder vermittelnden Stelle ver— 
pflichtet haben, bei der Bemeſſung des Mietzinſes und 


bei anderen Vereinbarungen des Mietvertrags beſtimmte 
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Bedingungen einzuhalten, insbeſondere ſich einer Feſt⸗ 
ſetzung des Einigungsamtes zu unterwerfen. 

Der 8 549 BGB. gewährt dem Mieter nur das 
Hilfsmittel der Kündigung — noch dazu unter Ein⸗ 
haltung der geſetzl. Friſt —, wenn der Vermieter ſeine 
Erlaubnis zur Untervermietung verweigert, ohne daß 
in der Perſon des Untermieters ein wichtiger Grund 
vorliegt. Der neue 84 ſieht hier die Möglichkeit vor, 
die Erlaubnis des Vermieters durch das MEA. zu er⸗ 
ſetzen; doch fol auch das Amt die Erlaubnis ver⸗ 
ſagen, wenn der Vermieter ſie aus einem wichtigen 
Grunde verweigert hat, und zwar wird hier auch ein 
nicht in der Perſon des Untermieters liegender Grund 
zu beachten fein. Der Untermiete ſteht wie in 8 549 BGB. 
die ſonſtige Ueberlaſſung des Gebrauchs der Mietſache 
an einen Dritten gleich. Zu beidem können gerade 
die Kriegsverhältniſſe, vor allem der große Wohnungs- 
mangel, haufig Anlaß geben und das Auskunftsmittel 
des § 549 würde hier verſagen und beſtenfalls zu einer 
Vermehrung der Umzüge führen. 

Zu B. Die Beſtimmungen der 88 5 und 6 haben 
zur Vorausſetzung, daß ſich in einem Gemeindebezirk 
ein beſonders ſtarker Mangel an Wohnungen geltend 
macht und infolgedeſſen der Anreiz zu außergewöhn⸗ 


— ——— — 


lichen Mietſteigerungen beſonders groß, die Zwangs⸗ 


lage der Mieter, ſich allen Forderungen der Vermieter 
zu unterwerfen, beſonders drückend iſt. Ob dieſe Vor⸗ 
ausſetzung vorliegt, entſcheidet die Verwaltungsbehörde 
nach ihrem Ermeſſen. 

Was zunächſt den § 5 anlangt, fo ermöglicht er, 
den Gemeindebehörden Befugniſſe zu verleihen, auf 
Grund deren ſie den Schwierigkeiten einigermaßen 
vorbeugen können, die ſich für die Unterbringung ihrer 
bisherigen und ihrer neu zuziehenden Einwohner aus 
einer ungerechtfertigten Steigerung der Mietpreiſe er- 
geben. Er geht dabei nicht ſoweit, jeden neu abge⸗ 
ſchloſſenen Mietvertrag einer Prüfung zu unterwerfen, 
wie es wohl gefordert worden iſt; auch gibt er nicht 
dem Mieter ſelbſt das Recht, über den von ihm eben 
abgeſchloſſenen Vertrag die Entſcheidung des MEA.s 
anzurufen. Aber die Gemeindebehörde ſoll in der 
Lage ſein, die Herabſetzung eines Mietzinſes auf die 
angemeſſene Höhe durch das MEAN. zu erwirken 
und zu dieſem Zweck anordnen können, daß die Ver⸗ 
mieter von Wohnräumen ihr unverzüglich den zuletzt 
entrichteten und den neuen Mietzins (einſchließlich et⸗ 
waiger Nebenleiſtungen) anzeigen, wenn eine ſeit dem 
1. Juni 1917 dauernd oder zeitweiſe vermietet ges 
weſene Wohnung zu einem höheren Mitzins vermietet 
wird, als ihn der letzte Mieter zu entrichten hatte. 
Auf die Vermietung von Räumen, die bisher über⸗ 
haupt noch nicht oder nach dem 1. Juni noch nicht 
als Wohnungen vermietet waren, kann die Anzeige⸗ 
pflicht nicht erſtreckt werden. Wer vorſätzlich der Anzeige⸗ 
pflicht nicht genügt (die Anzeige nicht rechtzeitig er- 
ſtattet oder wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige 
Angaben macht), iſt in § 15 mit Strafe bedroht. Die 
bayer. Landeszentralbehörde, das St M. des Innern, 
hat von der Ermächtigung in § 5 bereits Gebrauch 
gemacht. Gemeindebehörde iſt in Gemeinden mit 
ſtädtiſcher Verfaſſung der Stadtmagiſtrat, in den üb— 
rigen Gemeinden der Bürgermeiſter. Die nach 8 5 
Nr. 1 ergehenden Anordnungen find ortsüblich bekannt- 
zumachen und ſamt dem Nachweis hierüber den zur 
Aburteilung berufenen Gerichten ſowie dem zuſtändigen 
Staatsanwalt und Amtsanwalt mitzuteilen. Vgl. die 
beiden Bek.en vom 28. Sept. d. Is. St Anz. Nr. 228. — 

Die Neuerung in 8 6 entſpricht im weſentlichen 
den Anordnungen, die in einer Reihe von Bezirken 
von den tv. Generalkommandos und Marinebehörden 
erlaſſen worden ſind. In den Notſtandsbezirken ſoll 
die Möglichkeit beſtehen, nicht nur nach geſchehener 
Kündigung die Hilfe des MEA.s anzurufen, ſondern 
die Wirkſamkeit einer Kündigung, namentlich wenn ſie 
zur Steigerung der Miete erfolgt, von der vorherigen 
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Zuſtimmung des MEA.s abhängig zu machen und für 
die Fälle, wo ein Mietverhältnis ohne Kündigung ab⸗ 
läuft, anzuordnen, daß es als auf unbeſtimmte Zeit 
verlängert gilt, wenn der Vermieter nicht vorher die 
Zuſtimmung des Einigungsamtes zu dem Ablauf er⸗ 
holt hat. Das Einigungsamt kann, ſtatt der Kündi⸗ 
gung oder dem Ablaufe des Mietverhältniſſes zuzu⸗ 
ſtimmen, das Verhältnis jeweils bis zur Dauer eines 
Jahres verlängern, dabei aber auch — wie nach 82 
Abſ. 2 — dem Mieter neue Verpflichtungen auferlegen, 
insbeſondere den Mietzins erhöhen. 

In Bayern iſt eine Anordnung i. S. des § 6 VO. 
am 15. Okt. d. J. ergangen und zwar für alle Ge⸗ 
meindebezirke, in denen ein Mieteinigungsamt errichtet 
iſt (St Anz. Nr. 241, 2. Bl.). — 

Aus der alten in die neue VO. übergegangen iſt 
die für die Tätigkeit des MEA.s ungemein bedeutſame 
Beſtimmung in 8 3, jetzt 8 7: „Das Einigungsamt ent⸗ 
ſcheidet nach billigem Ermeſſen.“ Für die Ausübung 
des Ermeſſens ſind ihm, wie die Begründung bemerkt, 
„keinerlei geſetzliche Richtlinien gegeben. Bei Ente 
ſcheidungen, die widerſtreitende Intereſſen nach wirt⸗ 
ſchaftlicher Billigkeit ausgleichen ſollen, ſollen eben 
Sachkunde und Gewiſſenhaftigkeit allein maßgebend 
fein und nicht durch bindende Weiſungen, die die Viel⸗ 
geſtaltigkeit des Wirtſchaftslebens doch nicht erſchöpfen 
können, eingeengt werden. Wo die Verhältniſſe da⸗ 
nach angetan ſind, werden ſich bei den einzelnen Eini⸗ 
gungsämtern für die Behandlung gleichartiger Fragen 
und Lagen von ſelbſt gewiſſe Grundſätze herausbilden. 
Daß andauernde Zahlungsweigerung und beharrliche 
Uebertretung der Hausordnung in der Regel anzu— 
erkennende Kündigungsgründe ſind, bedarf keiner geſetz⸗ 
lichen Betonung, ebenſo, daß ernſtlicher und dringender 
Wohnungsbedarf des Eigentümers dem Intereſſe an⸗ 
derer gegenüber vorzugsweiſe Berückſichtigung ver⸗ 
dient.“ Es wäre erfreulich, wenn das, was hier gegen 
die Einengung des freien Ermeſſens und gegen die 
Unzweckmäßigkeit bindender Weiſungen angeſichts der 
Vielgeſtaltigkeit des Wirtſchaſtslebens geſagt iſt, auch 
in Zukunft bei der Geſetzgebung beherzigt würde. 

a Nach wie vor unterliegen die Entſcheidungen des 
MEN. keiner Anfechtung ($ 7 Abſ. 1 Satz 3). Das 
Gegenteil wäre unvereinbar mit dem Bedürfnis, aufs 
ſchnellſte klare Rechtsverhältniſſe zu ſchaffen. Die Be⸗ 
gründung bemerkt dazu: „Die Entſcheidungen .. find 
unanfechtbar und gelten als vereinbarte Beſtimmungen 
des Mietvertrags. Darin liegt, auch ohne daß es noch⸗ 
mals beſonders ausgeſprochen iſt, daß die Entſchei⸗ 
dungen ſchlechthin bindend ſind, auch für die Gerichte 
und ebenſo für den, der nach öffentlichem Rechte für 
die Unterbringung obdachloſer Perſonen und gegebenen⸗ 
falls für die Zahlung der Miete aufzukommen hat. 
Im Rechtsſtreit, z. B. bei Räumungsklagen, iſt nur 
die Rechtslage zugrunde zu legen, die durch die An⸗ 
ordnung des ausſchließlich zuſtändigen Einigungsamts 
z. B. über die Unwirkſamkeit einer Kündigung oder 
die Fortſetzung eines Mietverhältniſſes geſchaffen iſt, 
ohne daß eine ſachliche Nachprüfung der Entſcheidung 
und ihrer Vorausſetzungen ſtattfinden darf.“ 
Es kann wohl kein Zweifel ſein, wohin dieſe Aus⸗ 
führungen zielen. In JW. 1917 S. 956 ff. hat Oert⸗ 
mann die Anſicht vertreten, die Gerichte ſeien berech⸗ 
tigt, zu prüfen, ob die Entſcheidung des MEA. der 
Mieterſchutzv O. entſprechend ergangen ſei, ob z. B. die 
Erfüllung eines vom Einigungsamt aufgehobenen 
neuen Mietvertrags mit einem Dritten wirklich mit 
der Wiederherſtellung des gekündigten alten Vertrags 
unvereinbar geweſen ſei, ob „der gekündigte Mieter“ (!) 
rechtzeitig d. h. unverzüglich nach Zugang der Kün— 
digung das MEA. angerufen habe. Dieſe und ähn- 
liche Anſchauungen (vgl. die auf S. 250 des laufenden 
Jahrg.s unſerer Ztſchr. angeführten) lehnt die Bes 
gründung wohl mit Recht ab. Für Entſcheidungen 
des MEN.S wird dasſelbe zu gelten haben, was das 
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Reichsgericht in der auf S. 281 f. des lauf. 
mitgeteilten Entſcheidung des IV. ZS. vom 14. März 
d. Is. non der verbindlichen Kraft rechtsgeſtaltender 
Amtshandlungen anderer Behörden geſagt hat: Der 
Streitrichter iſt im allgemeinen nicht befugt, ihnen die 
Gültigkeit abzuſprechen; anders, wenn der Handlung 
eine ſo weſentliche Vorausſetzung fehlt, daß nach der 
erkennbaren Abſicht des 9 bei ihrem Fehlen der 
Amtshandlung die Eigenſchaft und die Wirkung der 
Ausübung ſtaatlicher Befugniſſe verſagt ſein ſollen, 
wie dies etwa der Fall wäre, wenn eine Entſcheidung 
des Einigungsamtes nur von feinem Vorſitzenden er⸗ 
laſſen wäre. — 

An den Beſtimmungen über die Beſetzung des 
MEN.S hat ſich nichts geändert (8 4 der alten, 8 8 
der neuen B.). Auch die 88 9 und 10 ſtimmen mit 
den entſprechenden Vorſchriften der alten BO. (88 5 
und 6) überein. Wie dieſe, fo läßt auch die neue VO. 
in § 11 den Landeszentralbehörden die Möglichkeit, 
oweit Einigungsämter nicht errichtet find, deren Be⸗ 

gniſſe einer anderen Stelle zu übertragen, wenn die 

uſammenſetzung dieſer Stelle den Vorſchriften des 

8 entſpricht, und in Abſ. 2 des 8 11 ſind (wie bisher 
in der BO. vom 15. September 1917 ROGBl. S. 834 
für Gemeindebezirke, in denen die Befugniſſe des MEN. 
weder einem Einigungsamte noch einer anderen Stelle 
übertragen find, die Amtsgerichte für zuſtändig erklärt; 
dabei unterſcheidet die BO. aber zwilſchen den Befug⸗ 
niſſen des 8 2 und denen der 88 3—5: nur zur Aus⸗ 
übung der Befugniſſe des 8 2 find die Amtsgerichte 
zuſtändig, die Uebertragung nach Abf. 1 dagegen kann 
fe auf die Befugniffe der 88 2—5 erſtrecken. Auch 

re eigenen Befugniffe nach 88 1, 5, 6 und 10 können 
die Landeszentralbehörden auf andere Behörden über⸗ 
tragen. Wichtiger als dieſe Neuerung in 8 12 find 
die der beiden folgenden Paragraphen. 

8 13 läßt die gerichtliche Zwangsvollſtreckung aus 
Vergleichen zu, die vor dem MEN. zwiſchen dem Ver⸗ 
mieter und dem Mieter oder einem Dritten abgeſchloſſen 
worden ſind. Es mag dahingeſtellt ſein, ob ſich tat⸗ 
ſächlich, wie die Begründung bemerkt, ein Bedürfnis 
nach dieſer Beſtimmung geltend gemacht hat oder 
wenigſtens, ob dieſes Bedürfnis überall hervorgetreten 
iſt. Aber in Zukunft würde das jedenfalls zutreffen, 
wenn die MEAemter nach der neuen Beſtimmung in 
8 4 Abſ. 2 der neu erlaſſenen Anordnung für das 
Verfahren vor den Einigungsämtern — RKBek. vom 
23. September 1918 (RGBl. S. 1146) — verfahren, wo⸗ 
nach ſie in jeder Lage des Verfahrens auf eine gütliche 
Einigung der Beteiligten hinwirken ſollen und zu 
dieſem Zwecke der Vorſitzende auch Vorverhandlungen 
mit den Beteiligten abhalten kann. Kommt ein Ver⸗ 
gleich zuſtande, ſo iſt er in der Niederſchrift über die 
Verhandlung feſtzuſtellen und zu dieſem Zwecke bei 
einem Vergleichsabſchluß in der Vorverhandlung eigens 
ein Schriftführer zuzuziehen. Die Niederſchrift iſt, ſo⸗ 
weit ſie einen Vergleich enthält, den Beteiligten vor⸗ 
zuleſen, zur Durchſicht vorzulegen und von ihnen zu 
unterſchreiben. Daß dies geſchehen und die Genehmi⸗ 

ung erfolgt iſt, iſt in der Niederſchrift zu bemerken. 
ur aus einem Vergleiche, deſſen Form dieſen An⸗ 
forderungen entſpricht, wird die Vollſtreckung ſtatthaft 
ſein. 
können auch die Gerichte in die Lage kommen; denn, 
wenn auch die Vollſtreckungsklauſel in der Regel vom 
Vorſitzenden des MEN.S zu erteilen iſt, fo darf die 
vollſtreckbare Ausfertigung doch in beſtimmten Aus⸗ 
nahmefällen nur auf Anordnung des Amtsgerichts 
erteilt werden, in deſſen Bezirk das Amt ſeinen Sitz 
hat, und dasſelbe Gericht iſt zuſtändig für die Ent⸗ 
cheidung über Einwendungen, welche die Zuläſſigkeit 
er Vollſtreckungsklauſel betreffen, ſowie für die Ent⸗ 
ſcheidung über die Erteilung einer weiteren vollſtreck⸗ 
baren Ausfertigung; auch der Abſ. 5 des 8 797 ZPO. 
iſt für anwendbar erklärt und damit gleichfalls eine 
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gerichtliche Zuſtändigkeit begründet (8 13 der Anord⸗ 
nung vom 23. September). 

Die andere wichtige Neuerung betrifft die Gebühren⸗ 
freiheit des Verfahrens. Teak ift zwar in 8 14 Abſ. 2 
BO. grundſätzlich aufrechterhalten. Aber das MEN. 
hat das Recht erhalten, einer Partei, die das Amt 
mutwillig angerufen hat, die Zahlung einer Gebahe 
aufzuerlegen; es kann die Erhebung einer Gebühr 
auch dann anordnen, wenn die Bedeutung der Sache 
5 die Partei das angemeſſen erſcheinen läßt; in 

ieſem Falle beſtimmt das Amt die zahlungspflichtige 
Partei; fein Ermeſſen entſcheidet auch über die Höhe 
der Gebühr: doch darf deren Geſamtbetrag das Drei⸗ 
fache der vollen Gebühr des 8 8 ERS. und der der 
Berechnung zugrunde gelegte Wert des Gegenſtandes 
den Betrag des 1 Mietzinſes nicht überſteigen. 
Die Entſcheidung des MEN. über die Gebühr und die 
ihm gleichfalls zukommende Entſcheidung darüber, wer 
die baren Auslagen des Verfahrens zu tragen hat, 
find vollſtreckbar; die Vollſtreckung richtet ſich nach 
den Vorſchriften über die Beitreibung der Gemeinde⸗ 
abgaben, in den Fällen jedoch, in denen das Ver⸗ 
fahren vor dem Amtsgerichte ſtattgefunden hat, nach 
den Vorſchriften über die Beitreibung von Gerichts⸗ 
koſten. Einen Anſpruch auf Erſtattung ihrer Auslagen 
haben die Parteien nicht (88 14, 15 der Anordnung 
vom 23. September). | 

Bei der Erlaſſung der neuen BO. wirkte die Ab⸗ 
ſicht mit. die örtlich verſchiedenen Anordnungen der 
Militärbeſehlshaber überflüſſig zu machen. Tatſächlich 
ſind dieſe Anordnungen auch in Bayern bereits auf⸗ 
gehoben worden (Erl. der GenKdo.s des II. und III. 
AK.s vom 12. Oktober 1918 StAnz. Nr. 240 und 244). 
Am nächſten Tage freilich ſchon hat das GenͤKdo. des 
II. AK.s eine neue Anordnung erlaſſen, in der es die 
Kündigung von Mietwohnungen der Eiſenbahnbeamten 
verbietet; kann dem Vermieter infolge des perſönlichen 
Verhaltens des Mieters und ſeiner Hausgenoſſen die 
weitere Jortſetzung des Mietverhältniſſes nicht zuge⸗ 
mutet werden, ſo ſoll er allerdings kündigen dürfen, 
jedoch nur mit Zuſtimmung des MEA. s. Die An⸗ 
ordnung iſt nicht für den ganzen Korpsbezirk, ſondern 
nur für beſtimmte pfälziſche Gemeinden erlaſſen. 


Vücheranzeigen. 


Sohm, Nudolf, weil. Profeſſor in Leipzig, Inſtitu⸗ 
tionen. Geſchichte und Syſtem des römiſchen 
Privatrechts. 15. neu durchgearbeitete Auflage. 799 S. 
München und Leipzig 1917, Verlag von Duncker & 
Humblot. Geb. M 16.50, 25% Teuerungszuſchlag. 


Wir geben das, was der Leſer in dem Buche findet, 
wohl am beſten mit Sohms eigenen Worten wieder. 
Er ſagt im Vorwort zur 14. Auflage: „Ein Inſtitutionen⸗ 
lehrbuch hat heute ein anderes Weſen als dereinſt. Es 
handelt ſich nicht mehr, wie früher, um eine bloße 
Vorbereitung auf das Studium des römiſchen Rechts 
(des Pandektenrechts), ſondern um eine Darſtellung, 
die durch ſich ſelber die Herrſchaft zwar nicht über 
alle Einzelheiten, aber doch über das Ganze des römi⸗ 
ſchen Rechts vermittelt Es gilt einerſeits, 
die Tätigkeit unſerer Wiſſenſchaft auf dem Gebiete der 
Geſchichte des römiſchen Rechts zuſammenfaſſend zu 
begleiten Es gilt andrerſeits, in den ſyſte⸗ 
matiſchen Ausführungen die Grundlehren des Privat- 
rechts an der Hand des römiſchen Rechts als Eins 
führung in das heute geltende Recht darzulegen. Des⸗ 
halb muß eine gewiſſe Vollſtändigkeit erſtrebt und 
alles gebracht werden, was für das wiſſenſchaftliche 
Verſtändnis des römiſchen Rechts erheblich iſt. Schon 
die 13. Auflage dieſes Buches hat ſich auf dieſen 
Standpunkt geſtellt. In der Neuauflage iſt daran 
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[ gehalten. Es iſt darum auch unternommen worden, 
wierigeren Rechtsbegriffen (ſo dem Begriff des 
Kauſalgeſchäfts und des Erfüllungsvertrags, vgl. 88 42, 
89) näher zu treten, die, wie im römiſchen ſo im heutigen 
Recht eine beherrſchende Stellung einnehmen. Die 
Unentbehrlichkeit ſcharfer Begriffe, durch welche unſere 
Wiſſenſchaft die Welt der Rechtsſätze ſich unterwirft, 
muß ſchon in einem Inſtitutionenlehrbuch offenbar 
werden. Juriſtiſches Denken, d. h. Denken in den 
Kategorien, welche die Formen der rechtlichen Vor⸗ 
gänge und Verhältniſſe in Klarheit widerſpiegeln, iſt 
nicht das Einzige, aber das Erſte, was für den Juriſten 
notwendig iſt. Zunächſt ſoll dieſe Fähigkeit an den 
verhältnismäßig einfachen Bildungen des römiſchen 
Rechts geübt werden. Immer aber erſcheint hinter 
dem römiſchen Recht der Fortſchritt der Entwicklung 
u unſerem bürgerlichen Recht. Immer gilt es, das 
erhältnis der Grundgedanken des römiſchen Rechts 
zu den praktiſchen Ideen des geltenden Rechts heraus⸗ 
zuſtellen. Denn im Rechtsunterricht ſoll das römiſche 
Recht ein Mittel für das Studium unſeres Rechts be⸗ 
deuten.“ „Das Corpus iuris“, ſagt Sohm an einer 
anderen Stelle, „begrüßt noch heute den Jünger der 
Rechtswiſſenſchaft an der Pforte des Heiligtums. Der 
Altar des Tempels aber wird nicht mehr dem römi⸗ 
ſchen, ſondern dem deutſchen Rechte gewidmet ſein“. 
So mancher unter den im Amte ſtehenden Juriſten 
hat ſchon mit Bedauern daran gedacht, wie wenig Teil⸗ 
nahme er ſ. Zt. als Student — ganz naturgemäß — 
den Vorleſungen über römiſches Recht entgegengebracht 
at, und wievielmehr dieſe Vorleſungen ihm heute 
ieten würden, wo durch die Kenntnis des Rechtslebens 
der Gegenwart Verſtändnis und Teilnahme für das 
Recht vergangener Zeiten in ihm geweckt find. Sie 
müßten uns ganz anders anlocken als damals — ſo 
etwa, wie das Münchener Univerſitätsgebäude in ſeiner 
heutigen Geſtalt, verglichen mit dem nicht gerade ein⸗ 
ladenden Bau von damals. Nun, in Sohms Inſtitu⸗ 
tionen haben wir ein Werk vor uns, das uns in das 
römiſche Recht einführt und die Beziehungen zum 
deutſchen Recht uns zeigt, ſo friſch und perſönlich in der 
Darſtellung, daß es lebhafter zu uns ſpricht, als es 
manchem Univerſitätslehrer im mündlichen Vortrage ge⸗ 
geben iſt. Ein Aufſatz auf S. 275 des lauf. Jahrgangs 
dieſer Zeitſchrift hat von juriſtiſchen Klaſſikerbiblio⸗ 
theken gehandelt. Wenn ein rechtswiſſenſchaftliches 
Werk der neuen Zeit in eine ſolche Bücherei aufgenom⸗ 
men zu werden verdient, ſo ſind es die Inſtitutionen von 
Rudolf Sohm, die im Jahre 1884 zum erſtenmal er⸗ 
ſchienen, nun nach ſeinem Tode zum 15. Male heraus⸗ 
gekommen ſind, vom Meiſter ſelbſt noch durchgearbeitet 
und entſprechend den Fortſchritten der Forſchung 
ergänzt. Vielleicht, daß die oben angeführten Sätze 
aus dem Vorwort in dem einen oder anderen Leſer 
den Verdacht erregt haben, das Buch ſei öder Begriffs⸗ 
jurisprudenz gewidmet. Wie unbegründet das wäre, 
das mögen die folgenden treffenden Sätze aus dem 
der Rechtswiſſenſchaft gewidmeten § 8 der Einleitung 
zeigen: „Nicht alſo, als ob die Begriffe der Grund für 
die Geltung irgendeines Rechtsſatzes wären! Rechts⸗ 
ſätze gelten nur um der ſachlichen Gerechtigkeit, niemals 
um der Dialektik willen. Ueber den Inhalt des Rechtes 
kann nur Intereſſenjurisprudenz, nicht Begriffsjuris⸗ 
prudenz entſcheiden. Führt Begriffsdialektik zu einem 
praktiſch verkehrten Rechtsſatz, ſo iſt die Begriffsbildung 
zu berichtigen (D. 50, 17, 1: Non ex regula ius sumatur, 
sed ex iure quod est regula fiat)“. Eckert. 


Bretzfeld, Dr. K., II. Staatsanwalt, Referent im bayer. 
Kriegswucheramt in München. Die Bundesrats⸗ 
verordnung vom 8. Mai 1918 gegen Preis⸗ 
treiberei und andere Strafvorſchriften 


Eigentum von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München, Berlin und Leipzig. 
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gegen den Kriegswucher. 152 Seite. Stutt⸗ 
gart 1918, Verlag von J. Heß. Geh. Mk. 5.80. 


Lobe, Dr. Adolf, Reichsgerichtsrat in dees, Bundes⸗ 
rats verordnung gegen Preistreiberei 
vom 8. Mai 1918. 308 Seiten. Berlin 1918, 
J. Guttentag Verlagsbuchhandlung (Nr. 133 der 
Guttentagſchen Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze. 
Textausgaben mit Anmerkungen). Geb. Mk. 6.50. 


Schaefer, Dr. jur. et rer. pol. Leopold, K. B. Amts⸗ 
richter, Hilfsarbeiter im Reichs⸗Juſtizamt. Die 
Berordnung gegen Preistreiberei vom 
8. Mai 1918. XXII, 551 Seiten. Mannheim, Berlin, 
Leipzig 1918, J. Bensheimer Verlag. Geb. Mk. 12.—. 


Von den Verfaſſern dieſer drei Ausgaben der 
PreistrBO. iſt jeder in beſonderer Weiſe zu der Arbeit 
berufen geweſen. Schaefer dank ſeiner Mitarbeit an 
dem Entſtehen der Verordnung; der hiebei gewonnene 
ſchon aus der ausführlichen Einleitung erſichtliche 
Ueberblick und Einblick auf dem weitverzweigten Ge⸗ 
biete des Kriegswucherrechts, wie es bisher geſtaltet 
war und wie es jetzt geordnet iſt, haben ihn zu einer 
Bearbeitung befähigt, wie ſie umfaſſender und ein⸗ 
gehender kaum möglich iſt. Nicht minder berufen war 
Adolf Lobe, wegen ſeiner Mitwirkung bei der Rechtſpre⸗ 
chung des RG. nicht nur, ſondern auch wegen der bahn⸗ 
brechenden Wirkung, die er durch ſeine Schriften auf 
dem Gebiete des Kriegswucherrechts entfaltet hat. Er 
widmet fein Buch dem Präfidenten des IV. StS. des 
RG. als „dem tatkräftigen Förderer oberſtrichterlicher 
Rechtſprechung auf dem Gebiete des Kriegsrechts“; ihm 
ſelbſt aber gebührt gewiß ebenſo der Ruhm einer tat⸗ 
kräftigen Förderung der Rechtſprechung auf dem Gebiete 
des Kriegswucherrechts und es iſt dankenswert, dag 
But er es unternommen hat, Gerichten und Behörden 

ei der Anwendung der wichtigen BO. ein Wegweiſer 
zu fein. Das gleiche gilt von Bretzfeld, dem feine |. 
Stellung als Referent im bayeriſchen Kriegswucheramt 
in beſonderem Maße Einblick in das Weſen des Kriegs⸗ 
wuchers und in die Bedürfniſſe der mit ſeiner Be⸗ 
kämpfung befaßten Stellen verſchafft hat; feine Aufſätze e. 
in dem laufenden Jahrgang dieſer Zeitſchrift über die Mi 
Bekämpfung des Kriegswuchers durch das Bayer. Kriegs⸗ 
wucheramt (S. 134) und über die Preistr8O. (S. 177) |}: 
geben beredtes Zeugnis hievon und von der umfalr |: 
ſenden Beherrſchung und gediegenen Verarbeitung des 
ſchwierigen Stoffes. — Außer der PreistrBO. enthalten 5 
alle drei Ausgaben auch andere einſchlägige Vorſchriften, 
die meiſten die Ausgabe von Lobe, aber ohne Ans |) 
merkungen; die wenigſten, nur die wichtigſten, gibt 
Bretzfeld, dieſe aber mit ſehr dankenswerten Er⸗ 
läuterungen. E. 


Taſchen wörterbuch zum Corpus juris civills, den Iuſtitu- t 
tionen des Gajus und anderen römiſchen Nechtsguellen. de 
Mit einer Ueberſicht über Juriſten, Leges und Senatus 
Consulta nebſt 2 Verwandtſchaftstafeln. 3. Auflage. 
171 Seiten. München 1918, Verlag von H. W. Müller. 
Kart. Mk. 2.80. Ali 


Das Beſtreben des ungenannten Verfaſſers war, x 
dem Studierenden „ein feinen Bedürfniſſen und ökono⸗ 
miſchen Verhältniſſen .. .. entſprechendes, knapp ge⸗ Mr 
haltenes und handliches Nachſchlagebuch zu den 
römiſchen Quellen zu bieten“. Wie gut ihm das ge 32 
lungen iſt, beweiſt das Vorliegen in 3. Auflage. Man et 
ſieht dem ſauberen, handlichen Büchlein nicht an, daß . 
es im vierten Kriegsjahr erſchienen iſt. 0 
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Privat- und Nebenkläger im Strafbefehls⸗ 
verfahren. 
Bon Profeſſor Dr. Eruſt Beling in München. 


Die Frage nach der Beteiligung eines Neben⸗ 
klägers im Strafbefehlsverfahren iſt auf S. 310 
Jahrg. 1918 dieſer Zeitſchrift von Raithel aus 
ihrem Dornröschenſchlaf erweckt worden. Seinen 
Darlegungen möchte ich im folgenden in weſent⸗ 
lichen Punkten eine Gegenmeinung gegenüberſtellen, 
indem ich zugleich das Thema ur den Privatklage⸗ 


. Strafbefehl erweitere. 


I. Privatklage- Strafbefehl. 8 447 


„ StPO. in feiner urſprünglichen Faſſung nannte 
als Vergehen, bei denen zwar ſchöffengerichtliche 
i Zuſtändigkeit gegeben ift, ein Strafbefehl aber den- 


noch unzuläffig ſein ſolle, die in GVG. 8 27 Ziff. 3—8 
bezeichneten Vergehen. Da die ſchöffengerichtliche 
Zuſtändigkeit für Privatklage wegen Beleidigung 
und Körperverletzung auf GBG. 8 27 Ziff. 3 und 3a 
beruht, ſo ergab ſich in gerader Linie die Unſtatt⸗ 
haftigkeit eines Strafbefehls in ſolchen Angelegen⸗ 
heiten. Es war deshalb bisher wohl allgemeiner 
Meinung, daß auf Privatklage hin ein Straf⸗ 
befehl nicht erlaſſen werden könne. 

Nun hat aber bekanntlich das Geſetz gegen den 
unlauteren Wettbewerb den Kreis der Privatklage⸗ 
delikte auf Fälle des unlauteren Wettbewerbs er: 
ſtreckt; für die in Frage ſtehenden Vergehen iſt 
bei privatklagemäßiger Verfolgung die Zuſtändig⸗ 
keit des Schöffengerichts geſetzlich feſtgeſetzt worden 
(8 22 des genannten Geſetzes); die Lifte der vom 
Strafbefehl ausgenommenen Vergehen, wie ſie 
8 447 StPO. gibt, iſt dabei aber unverändert 
geblieben, d. h. der unlautere Wettbewerb bei Privat⸗ 
klage fällt gegenſtändlich unter die ſtrafbefehlsfähige 
Regelkategorie „zur Zuſtändigkeit der Schöffen: 
gerichte gehörige Sachen“ im Sinne des § 447. 
Soviel ich ſehe, iſt aber der Frage, ob etwa trotzdem, 
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alſo aus anderen Gründen, ein Strafbefehl auf 
eine wegen unlauteren Wettbewerbs erhobene 
Privatklage hin nicht erlaſſen werden könne, nirgends 
naͤher getreten worden. 

Seitdem das Geſetz über die Vereinfachung 
der Strafrechtspflege vom 21. Oktober 1917 ſämt⸗ 
liche Vergehen (mit alleiniger Ausnahmen der hier 
nicht intereſſierenden in GVG. 8 74 bezeichneten) 
zu ftrafbefehlsfähigen Prozeßgegenſtänden geſtempelt 
hat, iſt vollends die Grundlage des Problems ver⸗ 
ſchoben worden. Man kann ſich jedenfalls für 
die Annahme einer Unzulälſſigkeit ſtrafbefehls⸗ 
mäßiger Erledigung nicht mehr inſofern auf den 
Geſetzestext berufen, als dieſer die Privatklagebe⸗ 
leidigungen und die Körperverletzungen ausdrücklich 
ausnahm; denn der dieſe Ausnahme feſtlegende 
Paſſus iſt weggefallen. 

In der Tat ſehe ich nun keinen triftigen Grund, 
der den Erlaß eines Strafbefehls auf Privatklage 
hin verbieten würde. M. E. war ſchon nach bis⸗ 
herigem Recht eine ſolche Erledigung bei unlauterem 
Wettbewerb zulaͤſſig, und nach dem Reichsgeſetz 
vom 21. Oktober 1917 iſt ſie dies in vollem Um⸗ 
fang, alſo auch bei Beleidigung und Körperverletzung. 


Formell⸗textlich ſetzt der Erlaß eines Straf⸗ 
befehls freilich einen Antrag der Staatsanwaltſchaft 
voraus (jo 8 447 StPO. wie in der früheren, 
ſo auch in der neuen Faſſung). Aber wir wollen 
doch keine Buchſtabenſtecherei treiben! Trotz des 
Geſetzesbuchſtabens muß man bei rationeller Er⸗ 
faflung behaupten, daß auf der einen Seite der 
ſtaatsanwaltſchaftliche Antrag nicht unbedingt ge⸗ 
nügt, und er auf der anderen Seite nicht unbedingt 
notwendig iſt. 

Es genügt nicht, wenn in einer Privatklage⸗ 
ſache etwa der Staatsanwalt nach regelrecht er⸗ 
hobener Privatklage als „Mitwirkender“ nach 8417 
auftretend, den Antrag auf Strafbefehl ſtellen 
ſollte; es wird wohl niemand auf den Gedanken 
verfallen, daß der Staatsanwalt den normalen 
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Gang des Verfahrens in folcher Weiſe durchkreuzen, 
dem Privatkläger die Anwartſchaft auf ein ordent⸗ 
liches Hauptverfahren aus der Hand ſchlagen 
könne; will er das Verfahren „übernehmen“, ſo 
kann er es nur ſo, wie es liegt, d. h. als ein 
Verfahren, bei dem es ſich kraft der Privalklage um 
Entſcheidung über Eröffnung oder Nichteröffnung 
des Hauptverfahrens handelt. 


Umgekehrt darf dann aber auch der Wortlaut 
des § 447 nicht als in dem Sinne abſchließend 
verſtanden werden, daß ein von anderer als ſtaats⸗ 
anwaltſchaftlicher Seite geſtellter Strafbefehlsantrag 
nicht in Frage komme; es eröffnet ſich vielmehr 
die Frage, ob nicht eine durch Analogie zu 
ſchließende Geſetzeslücke vorliege, und hinter dem 
zu engen Geſetzesausdruck „Antrag der Staats⸗ 
auwaltſchaft“ der Geſetzesgedanke „klaͤgeriſcher 
Antrag“ ſtecke, und ſomit der privatklaͤgeriſche 
Antrag mit inbegriffen ſei. 


In gleicher Weiſe iſt auch der Text des 8 421 
StPO. zur negativen Abtuung des Problems un: 
geeignet. Nicht als ob der der Wiſſenſchaft an⸗ 
gehörige Begriff der „Strafklage“, der den Antrag 
auf Strafbefehl mitumfaßt, unmittelbar in 8 421 
hineinverlegt werden ſolle; man kann vielmehr 
ruhig zugeben, daß § 421 ausſchließlich die „An: 
klage“ im Auge hat, wie ſich aus Satz 2 und 3 
des Paragraphen ergibt. Aber die Frage iſt wie⸗ 
derum, ob nicht im Wege der Analogie auch ein 
privatklägeriſcher Antrag auf Strafbefehl als rechts⸗ 
wirkſam zu erachten ſei. 

Die Vollziehung des Analogieſchluſſes iſt mit 
dem bisherigen natürlich noch nicht als notwendig 
erwieſen. Sie ergibt ſich aber aus Erwägungen, 
die im Bereiche der dem Geſetz vorſchwebenden 
ratio liegen. Die ratio der Beſtimmungen über 
das Strafbefehlsverfahren iſt die, daß bei ſolchen 
Sachen, die ihrem Gegenſtande nach — als bloße 
Vergehens⸗ oder Uebertretungsſachen — nicht ſchwer 
wiegen und die zugleich einfach liegen, eine Art 
dreiſeitig⸗rechtsgeſchäftliche Erledigung unbedenklich 
ſei, ſo, daß wenn Kläger und Unparteiiſcher über⸗ 
einſtimmen, und der Beſchuldigte ſich nicht durch 
Einſpruchseinlegung wehrt, die größte Wahrſchein⸗ 
lichkeit für zutreffende Sacherledigung beſteht, und 
daß unter dieſen Vorausſetzungen prozeßökonomiſche 
Gründe eine geſetzliche Regelung dieſer Art empfehlen. 
Dieſer Grundgedanke tritt jetzt in dem Geſetz betr. 
die Vereinſachung der Strafrechtspflege beſonders 
deutlich hervor. Dabei iſt nun offenbar gleichgültig, 
ob die durch den Staatsanwalt repräſentierte 
öffentliche Gewalt oder ein Privater der betreibende 
Teil iſt; ja, in ein Verfahren, in dem die Parteien 
unter ſich paktieren können (Vergleich im Privatklage⸗ 
verfahren !), paßt eine Art vertragliche Abmachung 
zwiſchen Kläger und Unparteiiſchem ſogar beſſer, 
als in den Staatsklageprozeß. Dieſe Erwaͤgungen 
weiſen m. E. auf eine ratio legis hin, die zu dem 
Schluſſe führt, daß ein vom Privatklaͤger geſtellter 
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Strafbefehlsantrag entſprechend dem ſtaatsanwalt⸗ 
ſchaftlichen zu behandeln iſt. 

Man könnte hiergegen einwenden wollen, daß 
das Fehlen eines Ermittelungsverſahrens und ſomit 
der im Staatsklageverfahren dem Amtsrichter unter⸗ 
breiteten Ermittelungsakten die Durchführung 
des Mandatsprozeſſes unmöglich mache. In der 
Tat wird man auch nicht etwa auf den Ausweg 
verfallen dürfen, dem Amtsrichter zuzumuten, daß 
er auf den nackten Strafbefehlsantrag hin ein 
Ermittelungsverfahren einleite. Aber es ſteht nach 
dem Gefetz ja dem nichts im Wege, daß der Privat⸗ 
fläger ſeinem Antrage urkundliches und ſonſtiges 
Beweismaterial, inſonderheit briefliche Mitteilungen 
von Zeugen beilegt, die möglicherweiſe den Fall 
ſo liquid erſcheinen laſſen, daß der Amtsrichter 
keinerlei Bedenken gegen den Strafbefehl trägt. 

Ein anderes Bedenken könnte man geneigt ſein 
daraus zu entnehmen, daß die Staatsanwaltſchaft 
nicht wohl durch vertraglich rechtsgeſchäftliches Han⸗ 
deln anderer Prozeßſubjekte ausgeſchaltet und des 
ihr zukommenden Einfluſſes auf die Behandlung 
von Privatklagedelikten beraubt ſein könne. Gewiß 
darf dies nicht ſein. Aber erſtlich verſteht ſich, 
daß der privatklägeriſche Strafbefehlsantrag, ſo⸗ 
wenig er der Zuſtellung an den Beſchuldigten be⸗ 
darf, doch gemäß § 422 der Staatsanwaltſchaft zur 
Kenntnisnahme mitzuteilen iſt. Sodann ſteht es 
dieſer Behörde frei, ſich zur Sache ſchriftlich zu 
äußern. Und ſollte fie den Erlaß eines Straſ⸗ 
befehls überhaupt an Stelle hauptverhandlungs⸗ 
mäßiger Erledigung der Sache mißbilligen oder 
eine andere, insbeſondere höhere Strafe, als die 
privatklägeriſch bezeichnete, für geboten erachten 
(man denke insbeſondere an die Faͤlle möglicher 
Kolluſion zwiſchen Privatkläger und Beſchuldigtem), 
ſo kann ſie unzweifelhaft die Verfolgung über⸗ 
nehmen. Das bedeutet dann, daß ſie zwar nicht 
den privatklägeriſchen Strafbefehlsantrag glatt ver⸗ 
nichten, wohl aber ihn überbieten kann, indem fie 
als nunmehrige domina litis ihrerſeits einen 
Strafbefehlsantrag mit möglicherweiſe abweichendem 
Inhalt ſtellt“) oder aber Anklage erhebt. 

Endlich kann auch daraus keine Schwierigkeit 
erwachſen, daß die Koſtengeſetze des Privatklage⸗ 
Strafbefehls nicht beſonders gedenken. Im Sinne 
des GKG. iſt dieſer eben ein Strafbefehl wie jeder 
andere. Und hinſichtlich der dem privatklageriſchen 
Anwalt für den Strafbefehlsantrag zukommenden 
Gebühren kann zwar zweifelhaft ſein, ob dieſer An⸗ 
trag im Sinne der Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte eine „Privatklage“ oder einen der ander⸗ 
weitigen durch clausula generalis gedeckten Ans: 
träge darſtellt; unterzubringen iſt er aber jedenfalls. 

Ob das praktiſche Rechtsleben den Gedanken 
des Privatklage⸗Strafbefehls aufnehmen wird, mag 


1) Ueber die Bedeutung des nunmehr in einen 
nebenklägeriſchen verwandelten privatklägeriſchen An⸗ 
trags ſ. unten II. 
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dahinſtehen. Vielfach wird ſich die in Privat⸗ 
klagefällen ſo häufige Verbiſſenheit der Parteien 
hindernd in den Weg ſtellen. Aber es gibt doch 
immerhin ſehr viele glatte Fälle, in denen der 
Privatkläger die Verurteilung ſeines Gegners ſicher 
vorausfieht, und bei beſonnener Bemeſſung der 
Strafe ein Widerſtreben von deſſen Seite nicht zu 
erwarten iſt. Und für den Beſchuldigten liegen 
die Dinge häufig ſo, daß er mehr den strepitus 
der Hauptverhandlung und die Ungewißheit zhin⸗ 
ſichtlich der zu befürchtenden Strafhöhe ſcheut als 
die Verurteilung als ſolche, ſo daß er dem ihm zu⸗ 
geſtellten Strafbefehl gegenüber erleichtert aufatmet. 
Das Strafbefehlsverfahren bei Privatklagedelikten 
empfiehlt ſich deshalb gerade in gewiſſem Sinne 
zur Abminderung des Rechtsſtreits und nähert ſich 
dem Güteverfahren (Vergleichsabſchluß), dient ſomit 
zu ſeinem Teil dem Gedanken des Rechtsfriedens. 
Deshalb ſollte ich meinen, daß ſich die Anwälte 
in ausgewählten Fallen im wohlverſtandenen Inter: 
eſſe ihrer Klienten mit dem Verfahren befreunden 
und als Mandatare des Klägers zu ihm raten mochten. 

Ich würde aber noch weitergehend annehmen, 
daß es für den Privatkläger auch noch nach regel⸗ 
recht erhobener Privatklage Zeit iſt, ſeine Anklage 
mit einem bloßen Strafbefehlsantrag zu vertauſchen. 
Darin läge zwar eine Zurücknahme der „Anklage“, 
ſo, daß ein neues Privatklageverfahren (neue An⸗ 
klage) nach $ 432 StPO. ausgeſchloſſen wäre, 
aber keine Zurücknahme der „Klage“ ſelber, die 
vielmehr in der Form der Strafbefehlsverfahrens⸗ 
klage aufrecht bliebe. Veranlaſſung zu ſolchem 
Stellungswechſel könnte ſich im Eröffnungsſtadium 
ſchon daraus ergeben, daß die Gegenerflärung 
des Beſchuldigten den Fall liquid ſtellt. M. E. 
iſt aber auch 8 200 StPO. im Privakklagever⸗ 
fahren anwendbar, und es kann leicht eintreten, 
daß die amtsrichterlichen Ermittelungen das Bild 
beſtens vervollſtändigen und den Fall zu ſtrafbe⸗ 
fehlsmäßiger Abmachung geeignet erſcheinen laſſen. 
In allen Fällen, in denen eine Hauptverhandlung 
überflüſſig erſcheint, ſollte auch m. E. der Amts: 
richter darauf hinwirken, daß der Privatkläger 
ſeine Anklage mit einem Strafbefehlsantrag ver⸗ 
tauſcht. Mit ſolcher Anregung wird er oft mehr 
Glück haben, als mit der Anregung eines Ver⸗ 
gleichsabſchluſſes, wenigſtens dann, wenn es dem 
Kläger um autoritative Straffeſtſetzung gegen ſeinen 
Widerſacher zu tun iſt, die bei einem Vergleichs 
abſchluß ja ausfällt. Der Beklagte wird dann oft 
froh ſein, klar zu ſehen, und angeſichts der be⸗ 
ſtimmten Strafgröße, die er vor ſich ſieht, Ein: 
ſpruchseinlegung unterlaſſen. 

II. Die weitere Frage nach der Verbindung 
einer Nebenklage mit dem Strafbefehlsverfahren 
wird zweckmäßigerweiſe geſondert, je nachdem es 
ſich um die Nebenklage in ihrer auf Beſtrafung 
abzielenden Funktion handelt oder um den Antrag 
auf Zuerkennung einer Buße, ſchon deshalb, weil 
der letztere Antrag auch im Rahmen einer Privat⸗ 
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klage geſtellt werden kann, ſomit inſoweit ein 
Thema vorliegt, das über die nebenklaͤgeriſche 
Beteiligung als ſolche hinaus wächſt. 

Was die Nebenklage in ihrer Funktion als 
Strafklage anlangt, jo find die — ſehr ſpäarlichen 
— Aeußerungen in Schrifttum darin einig, daß 
fie auch im Strafbefehlsverfahren zuläffig ift.*) 
Auch ich ſehe keinen Grund, der hiergegen ſpräche⸗ 
Natürlich kommt ein Beitritt als Nebenkläger erſt 
„nach l erhobener öffentlicher Klage“ (8,435 StPO.) 
in Frage, dieſe liegt aber in dem ſtaatsanwalt⸗ 
ſchaftlichen Antrag auf Strafbefehlserlaß.“) 

Solange der Strafbefehl noch nicht erlaſſen 
iſt, bewirkt die Anſchlußerklärung, vorausgeſetzt 
daß fie zugelaſſen wird, daß der Nebenkläger 
Anträge, Anführungen und Ausführungen aller 
Art beibringen kann und mit ihnen gehört werden 
muß. Beſchränkt er ſich darauf, für den ſtaats⸗ 
anwaltſchaftlichen Antrag ſo, wie er geſtellt iſt, 
3 Material beizubringen ſo kann dies 
den praktiſchen Wert haben, etwaige Bedenken des 
Amtsrichters gegen den Antrag zu zerſtreuen und 
ſo den Strafbefehlserlaß durchdrücken zu helfen. 
Welche Wirkung hat aber ein von dem ſtaats⸗ 
anwaltſchaftlichen abweichender nebenklägeriſcher An⸗ 
trag? Raithel nimmt an, daß der Amtsrichter 
alsdann die Sache gem. 8 448 StPO. zur Haupt⸗ 
verhandlung zu bringen habe. M. E. iſt dies 
nur bedingt richtig. 

Gegen Raithels Auffaſſung ſpricht zunächſt, 
daß ſie den Nebenkläger im Grunde zu dem eigent⸗ 
lich maßgebenden, alſo Hauptkläger, macht und 
die Staatsanwaltſchaft in eine Nebenrolle herab⸗ 
drückt, inſofern wenigſtens, als ſie die Richtung 
des ſtaatsanwaltſchaftlichen Vergehens durch den 
Nebenkläger vereiteln läßt. Die StPO. hat dem 
Nebenkläger wohl Gleichberechtigung im Angriff 
zugedacht (ähnlich dem ſtreitgenöſſiſchen Nebeninter⸗ 
venienten), ſo daß er, wo er angreift, während die 
Staatsanwaltſchaft dies nicht tut oder auf An⸗ 
griffe verzichtet, oder wo er den Staatsanwalt im 
Angriff überbietet, eine Entſcheidung verlangen 
kann; das bedeutet aber nicht, daß er ein ſtaats⸗ 
anwaltſchaftliches Entſcheidungsverlangen aus⸗ 
ſchalten kann. Im Strafbefehlsverfahren wäre 
es beſonders bedauerlich, wenn der Private die 
vereinfachte Sacherledigung zu hintertreiben die 
Macht hätte. Iſt dieſe vom Staatsanwalt und 
Richter übereinſtimmend für ſachgemäß befunden, 


) So außer Raithel: Roſenfeld, Neben⸗ 
klage 83. 

) So zutreffend Roſenfeld a. a. O. 86; auch 
Raithel geht offenbar hiervon aus. Die Anſicht 
Wolffings 73: erſt der Moment der Einſpruchsein⸗ 
legung bilde den Anfang der Beitrittsmöglichkeit, 
beruht auf der Konſtruktion Oetkers (Götting. Ge⸗ 
lehrte Anzeigen 1898 S. 631, e 
S. 47, 49), nach der Tätigkeiten des Gerichts oder 
gar des Beſchuldigten wie Ausübung klageriſcher 
Funktionen behandelt werden, und muß mit dieſer 
eiu, Vgl. mein Lehrbuch S. 657 Anm. 11; Katzen⸗ 
tein, Mitt. d. JK V. 10, 190. 
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jo wird nicht ſelten für den Nebenkläger nur 
Leidenſchaft beſtimmend dafür geweſen ſein, daß 
er einen höheren Strafbefehl oder gar die Unan⸗ 
nehmlichkeit einer Hauptverhandlung über den 
Gegner bringen wollte und deshalb dem ſtaats⸗ 
anwaltſchaftlichen Antrage einen Sonderantrag 
entgegenſtellte. Es wäre gewiß zu beklagen, wenn 
er damit ohne weiteres durchdringen würde. Für 
die richtige Löſung iſt der Gedanke der Gleich⸗ 
berechtigung der beiden „Kläger“ in der Weiſe 
als leitend zu nehmen, daß man fingiert, es habe 
ein identiſcher Kläger zwei inhaltlich verſchiedene 
Antraͤge im Alternativverhältnis zu einander 
dem Gericht unterbreitet, alſo z. B. — in An⸗ 
wendung gerade auf die hier intereſſierende Rechts⸗ 
lage — es habe der Staatsanwalt ſelber den Straf⸗ 
befehlsantrag auf zwei verſchiedene Strafgrößen 
abgeſtellt oder er habe ſeine Klage expressis 
verbis als Anklage oder Strafbefehlsantrag 
formuliert“) alfo die Wahl unentſchieden gelaſſen. 
Das Maß der Beſtimmtheit, das für die Beacht⸗ 
lichkeit von Prozeßanträgen gefordert werden muß, 
wäre hier gewiß gewahrt; es wäre praktiſch nicht 
einzuſehen, weshalb das Gericht etwa ſolchen 
Alternativantrag als formell unzulänglich zurück⸗ 
zuweilen hätte. Das Gericht hätte vielmehr auf 
jedem der Anträge zu fußen die Freiheit und 
demjenigen zu entſprechen, der ſeiner Anſicht nach 
das Richtige trifft. Nicht anders, wenn Staats⸗ 
anwalt und Nebenkläger, die wir uns gewiſſer⸗ 
maßen als eine Perſon denken, dem Gericht mit 
verſchieden gerichteten Anträgen aufwarten. Hat 
alſo das Gericht gegen den ſtaatsanwaltſchaftlichen 
Strafbefehlsantrag kein Bedenken, jo erläßt es den 
Strafbefehl nach 8 4481, auch wenn der Neben: 
klaͤger einen andersartigen Strafbefehl oder eine 
Hauptverhandlung verlangt hätte. Hätte der Amts⸗ 
richter gegen den Strafbefehl ſo, wie ihn der 
Staatsanwalt beantragt, Bedenken, während er 
dem Inhalt des nebenklägeriſchen Strafbefehlsan⸗ 
trages inhaltlich voll zuſtimmt, ſo hat er den 
Strafbefehl in letzterem Sinne zu erlaſſen. Zur 
Eröffnung des Hauptverfahrens nach $ 448 II hat 
er alſo nur dann zu ſchreiten, wenn ihm weder 
vom Staatsanwalt noch vom Nebenkläger eine ihn 
befriedigende Strafbefehlsbaſis geboten worden iſt. 

Raithel hat des weiteren unterſucht, welche 
Wirkungen ein nebenklägeriſches Auftreten nach 
Strafbefehlserlaß habe. Er findet, daß dem Neben⸗ 
kläger ein Einſpruch gegen den Strafbefehl zuſtehe. 
Sein Grundgedanke iſt dabei der, daß der Neben⸗ 
kläger ein Recht auf mündliche Verhandlung habe, 
das ihm nicht verkürzt werden könne. Ein ſolches 
Recht muß ich aber dem Nebenkläger beſtreiten, 
ſoweit es als unbedingtes gedacht iſt. Es kann 
ſich nicht über das konkurrierende Recht des Staates 


) Das kann er ja jedenfalls tun, wiewohl der 
Antrag auf Strafbefehl nach dem Geſetz auch ohne⸗ 
dies die Bedeutung einer (Eventual-⸗) Anklage hat. 
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darauf, daß die Sache im vereinfachten Verfahren 
erledigt werde, erheben. Deshalb hatte eben, wie 
vorſtehend ausgeführt, der Richter zu entſcheiden, 
ob er die Vorausſetzungen für ſtrafbefehlsmäßige 
Erledigung für gegeben erachte. Iſt aber von ihm 
bejahend entſchieden, ſo kann es nunmehr nur 
noch der Beſchuldigte ſein, der ſein Recht auf 
Hauptverhandlung durch Einſpruch zur Geltung 
bringt. Es wäre auch eigentümlich, wenn dem 
Nebenkläger ein Einſpruchsrecht zuſtände, während 
der Staat als Kläger ſeiner ermangelt. Ob der 
Nebenkläger Einfluß auf das Verfahren gewinnt, 
hängt ſomit lediglich davon ab, ob der Beſchul⸗ 
digte Einſpruch erhebt. Deſſen ungeachtet würde 
aber eine Anſchlußerklärung während Laufs der 
Einſpruchsfriſt als bedingte ſtatthaft und — nach 
Einſpruch — über ihre Zulaſſung zu entſcheiden 
ein. 

III. Die inhaltliche Erſtreckung eines Straf⸗ 
befehls auf Zuerkennung einer Bu ße wird von der herr: 
ſchenden Lehre‘) als unſtatthaft abgelehnt, weil 8 447 
StPO. die Buße nicht erwähnt. Wenn dies richtig iſt, 
ſo bleibt bei Stellung eines Bußbegehrens in An⸗ 
lehnung an einen Straſbefehlsantrag nur die Wahl 
zwiſchen zwei Möglichkeiten. Entweder das Straf⸗ 
befehlsverfahren geht ſeinen normalen Gang, d. h. 
der Anſpruch auf Buße fällt ins Freie und zwar 
dann endgültig, wenn gegen den Strafbefehl kein 
Einſpruch eingelegt wird. Oder der Antrag auf 
Buße macht den Strafbefehlserlaß rechtlich un⸗ 
möglich und nötigt zur Beſchreitung des ordent: 
lichen Verfahrens nach § 448 II StPO. (letzteres 
die Anſicht von Raithel). Das eine iſt offenbar 
ſo mißlich wie das andere. Es iſt weder dafür 
ein triftiger Grund einzuſehen, weshalb der Buß⸗ 
berechtigte rein um deswillen leer ausgehen (d. h. 
nur auf die Schadenserſatzklage im Zivilprozeßwege 
angewieſen ſein) ſoll, weil ein vereinfachtes Straf⸗ 
verfahren Platz greift ; noch dafür, weshalb umgekehrt 
das an ſich angemeffene vereinfachte Strafverfahren 
dem umſtändlicheren ordentlichen bloß deshalb 
Platz machen ſoll, weil die Bußſache als Anhängſel 
hinzutritt. Gegen das letztere ſpricht namentlich 
der Umſtand, daß man ſeinerzeit bei Schaffung 
der StPO. den Adhäſionsprozeß nicht aufgenommen 
hat; es ſollte eben nicht die Erledigung des Straf⸗ 
punkts durch die mitlauſende Schadenderſatzſache 
aufgehalten werden. Es ſpricht ſomit von vorn 
herein die Wahrſcheinlichkeit dafür, daß ſich der 
Strafbefehl entgegen der herrſchenden Lehre auf 
den Bußausſpruch mit erſtrecken kann. Daß dies 
das Richtige iſt, ergibt ſich, wie ich meine, aus 
der Erwägung, daß nach dem Grundgedanken der 
8 443 ff. StpO. die Buße zuſammen mit dem 
Strafanſpruch im Strafrechtswege erledigt werden 
ſoll. Iſt dies aber die Abſicht, ſo kann es hierbei 


darauf, ob die die Strafbarkeit bejahende Sach⸗ 


) der ich auch in meinem Lehrbuch S. 657 ge⸗ 
folgt bin 


* 


entſcheidung in Urteils oder anderer Form auftritt, 
nicht ankommen. Wo im Geſetz alſo auf Strafe 
lautende Entſcheidungen auftreten, bedurfte es gar 
nicht beſonderer geſetzlicher Anordnung, daß daneben 
auch ein Bußausſpruch geboten ſei, ſofern der Buß⸗ 
anſpruch anhängig war. Daß 8 444 Abſ. 1 als äußer⸗ 
ſten Zeitpunkt für die Anhängigmachung den der „Ber: 
kündung des Urteils erſter Inſtanz“ nennt, beſagt 
nicht, daß die Anhängigmachung nur im Urteils⸗ 
verfahren (Hauptverfahren) erfolgen könne; Ent⸗ 
ſprechendes gilt für 8 444 Abſ. 2. Und wenn 8 444 
Abſ. 3 den Antrag auf Buße für ipso jure erledigt 
erklärt, falls die Sache „ohne Urteil“ erledigt wird, 
ſo zielt dieſe Beſtimmung auf die Fälle ab, in 
denen das Hauptverfahren ohne Urteil in ſich 
zuſammenfinkt (Tod des Angeklagten uſw.), und 
richtet ihre Spitze ſicher nicht gegen die Fälle, in 
denen eine ſtrafbejahende Sachentſcheidung in an⸗ 
derer als Urteilsform ergeht. Das gewichtigſte 
Argument dafür aber, daß ſich ein Bußzahlungs⸗ 
befehl, wie man dieſen Beſtandteil der amtsrichter⸗ 
lichen Strafbefehlsentſcheidung füglich nennen kann, 
zu dem eigentlichen Strafbefehl geſellen kann, liegt 
darin, daß die Bußangelegenheit ihrem Weſen nach 
eine Vermögensangelegenheit zwiſchen Privaten ift, 
und als ſolche für eine Erledigung im Mandats⸗ 
verfahren viel geeigneter iſt als die causa publica 
des ſtaatlichen Strafanſpruchs. Ein innerer Grund 
dafür, daß Bußzahlungsbefehle dem Geiſte der 
StPO. fremd fein ſollten, wird ſich nicht aufzeigen 
laſſen. Deshalb iſt auch 8 447 Abſ. 2 StPO. nur 
dahin auszulegen, daß aus dem Kreiſe der Strafen 
und der ſonſtigen auf den Strafrechtsweg gehörenden 
öffentlich⸗rechtlichen Maßregeln keine an⸗ 
deren als die im Geſetzestext aufgeführten durch 
Strafbefehl verhängt werden können. 

Es kann ſomit ebenſowohl ein Privatkläger 
mit ſeinem Antrage auf eigentlichen Strafbefehl 
(oben I) einen Antrag auf einen Bußzahlungs⸗ 
befehl verbinden, wie auch ein Nebenkläger einen 
ſolchen Antrag an den ſtaatsanwaltſchaftlichen 
Strafbefehlsantrag anlehnen kann. Kommt es 
dann nicht zum Strafbefehlserlaß, wird vielmehr 
die Sache zur Hauptverhandlung gebracht, ſo kann 
freilich ein Bußzahlungsbefehl nicht erlaſſen werden, 
da es an dem Strafausſpruch als der erforder⸗ 
lichen Unterlage für einen Bußausſpruch ge⸗ 
bricht, die Bußangelegenheit geht alſo in das 
Hauptverfahren mit über. Wird aber der Straf: 
befehl erlaſſen, ſo kommt es nur darauf an, ob 
dem Amtsrichter auch die Bußfrage im Sinne 
des 3 448 Abf. 1 als glatt liegend erſcheint. Wenn 
ja, ſo erweitert ſich der Inhalt des Strafbefehls 
durch den Bußausſpruch (und der Beſchuldigte 
kann dann dieſen auch iſoliert mit Einſpruch an⸗ 
greifen). Wenn nein, ſo iſt nur der eigentliche Straf⸗ 
befehl zu erlaſſen, hinſichtlich der Bußfrage aber 
gemäß 8 448 Abf. 2 die Sache zur Hauptver⸗ 
handlung zu bringen; würde alsdann der Straf: 

efehl durch Einſpruch angefochten, ſo würden ſich 
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nunmehr die getrennten Teile des Prozeßgegen⸗ 
ſtandes wieder vereinigen“). 

Daß die Zulaſſung eines Bußzahlungsbefehls 
den Bedürfniſſen der Praxis entgegen kommt, wird 
man nicht beſtreiten können. Es kann zweifelhaft 
ſein, ob das Bußgebilde eine glückliche Schöpfung 
war. Beſteht es aber, ſo iſt es jedenfalls un⸗ 
praktiſch, wenn man den Berechtigten auf den 
Zivilprozeßweg drängt, und ebenſo, wenn man 
unter Vereitelung eines Strafbefehls das Haupt⸗ 
verfahren für Straf- und Bußpunkt unnötigerweiſe 
herauſbeſchwört; eines oder das andere muß aber 
in den Kauf nehmen, wer den Bußzahlungsbeſehl 
für ungeſetzlich halt. i 


Her Sollmanhtsitempel’) 
im Lichte der Nechtiprechung des Oberften Landes: 
gerichts. 


Bon Amtsrichter Dittrich in München. 


Die Jahre 1915, 1916 und 1917 ſtanden 
im Zeichen des Kampfes um den Vollmachtſtempel. 
Aus dieſer Zeit iſt kaum eine Lieferung der Ent⸗ 
ſcheidungsſammlung des Oberſten Landesgerichtes 
erſchienen, in der nicht eine Anzahl von Ent⸗ 
ſcheidungen über die Stempelpflicht der Vollmachten 
enthalten geweſen wäre. Nun aber iſts allmählich 
ſtill geworden und es verlohnt ſich wohl, einmal 
rückſchauend die Ergebniſſe feſtzuſtellen, zumal ſich 
in der Praxis leider die Wahrnehmung machen 
läßt, daß infolge des Gebrauchs ungeeigneter For⸗ 
mulare immer noch ſehr häufig ohne zwingenden 
Grund die Stempelpflicht der bei den Gerichten 
eingereichten Vollmachten hervorgerufen und damit 
das finanzielle Intereſſe der Beteiligten geſchädigt 
wird. 

Die einſchlägigen geſetzlichen Vorſchriften find 
die folgenden: | 

Art. 7 Abſ. 1 des bayeriſchen Stempelgeſetzes 
vom 21. Auguſt 1914: „Die Stempelpflicht einer 
Urkunde tritt, ſoweit nicht beſondere Beſtimmungen 
entgegenſtehen, mit der Vollendung der Errichtung 
ei 4. 


n. 
Tarifſtelle 43 zum bayeriſchen Stempelgeſetz, 
wonach ſtempelpflichtig find: „Vollmachten, Er⸗ 
maͤchtigungen und Aufträge zur Vornahme von 
Geſchäften rechtlicher Natur bei Gericht und Be⸗ 
hörden.“ | 
Ebenda Abſ. 5: „Die erſtmalige Anzeige des 
Bevollmächtigten an das Gericht oder die Behörde, 
daß er im Namen ſeines Auftraggebers handle, 
wird, wenn ihr eine ſchriftliche Vollmacht nicht 


6) Darüber, daß die Bußverhängung keineswegs 
nur uno actu mit Strafverhängung erfolgen kann 
ſondern auch auf einem im ſelben Prozeß zuvor ers 
gangenen rechtskräftigen Strafausſpruch fußen kann, 
vgl. mein Lehrbuch ©. 654. 

) Vgl. Jahrgang 1916 S. 58. 


374 


zugrunde liegt, einer ſchriftlichen Vollmacht gleich: 
geachtet.“ 

8 1 RGKG.: „In den vor die ordent⸗ 
lichen Gerichte gehörigen Rechtsſachen, auf welche 
die Zivilprozeßordnung, die Strafprozeßordnung 
oder die Konkursordnung Anwendung findet, werden 
Gebühren und Auslagen der Gerichte nur nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes erhoben.“ 

8 2 Abſ. 1 und 2 RG KG.: „Eine Erhebung 
von Stempeln und anderen Abgaben neben den 
Gebühren findet nicht ſtatt. U Urkunden, von denen 
im Verfahren Gebrauch gemacht wird, ſind nur 
inſoweit einem Stempel oder einer anderen Abgabe 
5 als ſie es ohne dieſen Gebrauch ſein 
würden.“ 


1 


Als grundlegende Entſcheidung kann man den 
Beſchluß vom 23. Juni 1915 (Bd. 16 Abt. B 
S. 74) betrachten. Dieſe Entſcheidung ſtellt zu⸗ 
nächſt aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes 
klar, daß die bavyeriſche Rechtsgeſchäſtbeſteuerung 
im Gegenſatz zur preußiſchen nicht dem Grundſatze 
der Urkundenbeſteuerung unterliegt, wonach die 
rechtsgeſchäftlichen Urkunden beſteuert werden ohne 
Unterſchied, ob behördlich oder privatſchriftlich er⸗ 
richtet, und ohne Unterſchied, ob ſie einer Behörde 
oder einem Notar vorgelegt werden oder nicht. 
Der Entwurf hatte ſich für dieſe Art der Be⸗ 
ſteuerung entſchieden. Der Landtag hat dies 
aber abgelehnt und ſich teilweiſe für die Rechtsgeſchäft⸗ 
beſteuerung nach dem Gebührenprinzip 90 0 
nur behördlich beurkundete Rechtsgeſchäfte der Be⸗ 
ſteuerung unterliegen) teilweiſe für die Beſteuerung 
nach dem Produktionsprinzip entſchieden (wonach 
außer den behördlich oder notariell errichteten Ur⸗ 
kunden auch ſolche beſteuert werden, die bei einer 
Behörde“) eingereicht werden). Hinſichtlich des 
Vollmachtſtempels gilt in Bayern der letztgenannte 
Grundſatz. Hiernach „fallen die Vollmachten, von 
denen in einer gerichtlichen Angelegenheit der in 
81 RGKGG. bezeichneten Art Gebrauch gemacht 
wird, unter die Vorſchrift des 8 2 Abf. 2 RGKGG., 
da ſie nur mit Rückſicht auf ihren Gebrauch bei 
Gericht dem Stempel unterworfen ſind und ohne 
dieſen Gebrauch nicht ſtempelpflichtig ſein würden. 
Die Erhebung des Stempels iſt daher bei Prozeß⸗ 
vollmachten ausgeſchloſſen, vorausgeſetzt, daß von 
ihnen im Verfahren Gebrauch gemacht wird. 
Unter Tarifſtelle 43 Abſ. 1 fällt hiernach die Voll⸗ 
macht, die dem Rechtsanwalt oder, ſoweit eine 
Vertretung durch Rechtsanwälte nicht geboten iſt, 
einer ſonſtigen prozeßfähigen Perſon zum Zwecke 
der Vertretung des Auftraggebers in einem bei 
dem Landgericht oder Amtsgericht anhängig zu 


) Wozu in Bayern nach Art. 6 Abſ. 2 Not. 
auch die Notariate gehören, dieſe aber auf Grund 
der Ziff. 64 der Vollzugsbekanntmachung vom 20. Juni 
1915 nur in beſchränktem Maß; vgl. unten Abſchnitt IV 
Buchſtabe c. 
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machenden Rechtsſtreit, insbeſondere zur Er⸗ 
hebung der Klage, erteilt wird; denn hier geht 
der Gebrauch der Vollmacht dem Verfahren vor⸗ 
aus. Dagegen iſt der Eintritt der Stempel⸗ 
pflicht nach Tarifſtelle 43 Abſ. 1 ausgeſchloſſen 
bei der Vollmacht, die der mit der Klage in An⸗ 
ſpruch genommene Beklagte einem Bevollmächtigten 
ausſtellt, und bei den Vollmachten, durch die der 
Kläger oder der Beklagte in den höheren Inſtanzen 
einen Prozeßbevollmächtigten beſtellt; denn in 
dieſen Fällen wird von der Vollmacht im Ver⸗ 
fahren Gebrauch gemacht.“ 

Eine wichtige Ergänzung dieſer grundlegenden 
Entſcheidung bildet die Begründung des Beſchluſſes 
vom 1. Mai 1916 (Bd. 17 Abt. B S. 68): „Zu 
eng iſt die Auslegung des 8 2 Abſ. 2 RGKGG., 
daß dieſe Vorſchrift die Erhebung des Stempels 
nur inſoweit ausſchließt, als ſie an den Gebrauch 
der Urkunde ſelbſt geknüpft ſei. Die Bedeutung 
des 8 2 Abſ. 2 geht weiter; die Regel greift auch 
dann Platz, wenn die Urkunde nach der Landes: 
En. der Stempelpflicht ſchon deshalb unter- 
worfen ſein ſoll, weil ſie dazu beſtimmt iſt, 
daß von ihr bei Gericht Gebrauch gemacht wird; 
denn auch in dieſem Fall erfolgt die Erhebung 
des Stempels „mit Rückſicht auf den Gebrauch 
der Urkunde in dem Rechtsſtreit“. Es iſt richtig, 
daß das bayeriſche Stempelgeſetz die Stempelpflicht 
nicht an den tatſächlichen Gebrauch der Urkunde 
knüpft (Art. 7 Abſ. 1); daraus folgt aber nicht, 
daß die Vorſchrift des 8 2 Abſ. 2 RGKG. gegen: 
über der Vorſchrift des Art. 7 Abſ. 1 StG. keine 
Anwendung findet; ſondern es ergibt ſich daraus, 
daß ſie die Entſtehung der Stempelpflicht ſchon 
bei der Errichtung der Urkunde hindert“. 

Scheinbar, aber nur ſcheinbar im Wider⸗ 
ſpruch mit dieſer Entſcheidung ſteht der Beſchluß 
vom 17. Januar 1916 (Bd. 17 Abt. B S. 3): 
Nach der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes „und 
nach dem Wortlaut und Sinn der Tariſſtelle 43 
Abſ. 1 ſind in Bayern Vollmachten dann ſtempel⸗ 
pflichtig, wenn ſie zum Gebrauch bei Gericht oder 
einer Behörde ausgeſtellt ſind, während Vollmachten, 
die nicht dazu beſtimmt find, bei Gericht oder 
einer Behörde gebraucht zu werden, nicht ſtempel⸗ 
pflichtig ſind. Daraus folgt aber nicht, daß, um 
die Stempelpflicht der Vollmacht zu begründen, 
von ihr bei Gericht oder bei einer Behörde auch 
tatſächlich Gebrauch gemacht ſein mußte. Die 
Beſtimmung zum Gebrauch, nicht der Gebrauch 
ſelbſt, iſt für die Stempelpflicht entſcheidend.“ Der 
Entſcheidung lag der Fall zugrunde, daß eine 
Prozeßvollmacht in einer noch nicht anhaͤngigen, 
eventuell aber anhaͤngig zu machenden An⸗ 
fechtungsſache erteilt wurde, der mündliche Auftrag 
aber zunächſt nur die Abgabe einer Anfechtungs⸗ 
erklärung einer Privatperſon gegenüber zum Gegen⸗ 
ſtand hatte.?) Der Unterſchied im Tatbeſtand 


) Zur Einhebung des Stempels kam es, als der 
Bevollmächtigte die Anfechtungserklärung durch den 
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dieſer Entſcheidung gegenüber dem Tatbeſtand der mit dem klaren Inhalt der 88 81, 82 ZPO. 
vorigen liegt darin, daß es ſich hier um ein noch auszuſtatten, ſondern mit allem möglichen mehr 
nicht anhängiges Verfahren handelt, während dort oder weniger überflüſſigen Beiwerk zu verſehen, 
ſchon ein Verfahren anhängig war. das zu einer Reihe von Streitfragen Anlaß gibt. 

Man kann den Inhalt dieſer drei II 

Entſcheidungen kurz zuſammenfaſſen, ® 
wie folgt: Die in einem bereits anhängigen 1. Am entgegenkommendſten hat ſich die Recht⸗ 
Verfahren erteilte Prozeßvollmacht iſt ſtempelfrei; ſprechung gegenüber dem faſt allgemein üblichen 


die Prozeßvollmacht für ein erſt anhängig zu Zuſatz der Ermächtigung zum Empfang 
machendes Verfahren iſt dem Stempel unter⸗ von Geld und dgl. gezeigt. Uebereinſtimmend 
worfen; fie iſt dies im letzteren Fall auch dann, wurde hier anerkannt, daß ein ſolcher Zuſatz allein 
wenn von der Vollmacht bei Gericht tatſächlich die Stempelpflicht noch nicht begründet. 
gar nicht Gebrauch gemacht wird. Dies gilt in Beſchluß vom 1. Mai 1916 (Bd. 17 Abt. B 
gleicher Weiſe für Zivil⸗ wie Strafſachen und S. 68): „Die Ermächtigung, Gelder, Wertſachen 
Konkurſe. Im einzelnen: die vom Kläger vor und Dokumente für den Auſtraggeber in Empfang 
Klageerhebung erteilte Prozeßvollmacht iſt ſtempel⸗ zu nehmen, geht über den Rahmen der durch die 
pflichtig; die vom Klaͤger nach Klageerhebung Vollmacht für ein beſtimmtes Strafverfahren ein⸗ 
erteilte Vollmacht iſt ſtempelfrei; die vom Be⸗ geräumten Vertretungsbefugnis nicht hinaus. Ein 
klagten erteilte Prozeßvollmacht iſt, weil die Anlaß zur Ausübung dieſer Vertretungsmacht 
Vollmacht in der Regel erſt nach Klageerhebung konnte ſich ergeben, wenn die dem freigeſprochenen 
erteilt wird, in der Regel ſtempelfrei; die Vollmacht Angeſchuldigten entſtandenen notwendigen Auslagen 
zur Beantragung einer Konkurseröffnung iſt ftempel- der Staatskaſſe auferlegt wurden, wenn eine zur 
pflichtig; jede, ſei es vom Gemeinſchuldner oder Abwendung der Unterſuchungshaft geleiftete Sicher⸗ 
von einem Gläubiger, im Verlaufe des Konkurs: heit frei wurde, wenn die nach 88 94 f. StPO. 
verfahrens für die Vertretung in dieſem Verfahren erfolgte Beſchlagnahme einer Urkunde außer Kraft 
erteilte Vollmacht iſt ſtempelfrei; die dem Ver⸗ trat.“ Ebenſo Beſchluß vom 26. Juni 1916 
teidiger in einem bereits anhängigen Strafverfahren (Bd. 17 Abt. B S. 89). 
erteilte Vollmacht iſt ſtempelfrei; die Vollmacht Beſchluß vom 21. März 1917 (Bd. 18 Abt. B 
zur Einlegung eines Rechtsmittels iſt ſtempel frei. S. 37): „Für die Stempelpflicht iſt es ohne Belang, 
Ueber die zum Zwecke der Zwangsvollſtreckung | ob die Vollmacht fih auf die in 8 81 3PO. 
erteilte Vollmacht ſiehe Abſchnitt IV. | aufgezählten Ermächtigungen beſchränkt oder ob fie 
Ueber die Frage, wann ein anhängiges dem Vertreter noch ausdrücklich weitere Befugniſſe 
Verfahren vorliegt, äußern ſich die Ent. einräumt, vorausgeſetzt, daß die dem Vertreter in 
ſcheidungen vom 26. Juni 1916 (Bd. 17 Abt. B der Vollmacht zugeſtandenen beſonderen Befugniſſe 
S. 96) und vom 7. Dezember 1916 (Bd. 17 Abt. B über den Rahmen der für das beſtimmte Straf⸗ 
S. 155): Hiernach iſt die einem Rechtsanwalt nach verfahren erteilten Vertretungsmacht nicht hinaus⸗ 
Erledigung der Hauptſache und Zurücknahme der gehen. Daß dieſe Vorausſetzung bei einer für 
Klage zur Zurückforderung des nichtverbrauchten einen Eheſcheidungsprozeß erteilten Vollmacht auf 
Gebührenvorſchuſſes erteilte, mit den Befugniſſen die Ermächtigung zur Empfangnahme von Geldern 
der 88 81, 82 ZPO. ausgeſtattete Prozeßvollmacht uſw. zutrifft, ergibt ſich ſchon daraus, daß das mit 
ſtempelpflichtig, während andererſeits der der der Scheidungsklage befaßte Gericht nach 8 627 
Erhebung der öffentlichen Klage durch den Staats- ZPO. jederzeit die gegenſeitige Unterhaltspflicht 
anwalt vorausgehende Abſchnitt der ftrafgericht: | der Ehegatten anordnen und inſofern auf die 
lichen Tätigkeit unter den Begriff des anhängigen Regelung vermögensrechtlicher Beziehungen zielende 
Verfahrens fällt und eine in dieſem Abſchnitt aus⸗ Anordnungen treffen kann, die dem Bevollmächtigten 
geſtellte Vollmacht zur Verteidigung im Straf: zur Ausübung ſolcher Befugniſſe Gelegenheit zu 
verfahren ſtempelfrei iſt. | bieten vermögen.“ 
Mit dieſen Feſtſtellungen wäre die Frage der 2. Entgegenkommend iſt die Rechtſprechung auch 
Stempelpflicht der Vollmachten wohl faſt für alle da, wo es ſich um Zuſatze handelt, die ſchlechter⸗ 
Fälle (ausgenommen die Zwangsvollſtreckung) klar dings bedeutungslos, pohuſagen finnlos ſind. So 
entſchieden, wenn nicht die Gepflogenheit herrſchen iſt es im Beſchluß vom 1. Mai 1916 (Bd. 17 
würde, für die Vollmachtserteilung vorgedruckte Abt. B S. 68) für unſchädlich erklärt, wenn die 
Formulare mit weitläufigem Text zu verwenden dem Verteidiger in einem Strafverfahren auf er⸗ 
und insbeſondere die Prozeßvollmachten nicht nur hobene öffentliche Klage erteilte, nach ihrem Wort⸗ 
„ laut nur für dieſes Verfahren geltende 
Gerichtsvollzieher zuſtellen ließ. Nach Art. 38 StG. Vollmacht die Ermächtigung enthält, Strafanträge 
muß der Gerichtsvollzieher hinſichtlich der ihm amtlich und Anträge nach 88 443 f. StPO. (Anſchluß 


zu Handen kommenden privatſchriftlichen Urkunden : 
auf die Erfüllung der Abgabenpflicht achten; auf Grund | als Nebenkläger) zu ſtellen und Vergleiche ab- 


dieſer Beſtimmung hat er die ihm vorgelegte Vollmacht zuſchließen, und zwar mit der Begründung: „Bes 
verſteuert. | denken könnte höchſtens die Ermächtigung, Stra}: 


376 


— 


anträge und Anträge nach 88 443. zu ſtellen und 
Vergleiche abzuſchließen, hervorrufen, da für dieſe 
Befugniſſe nur in einem Verfahren auf erhobene 
Privatklage oder bei der Neben klage Raum 
wäre, während es ſich im vorliegenden Fall um die 
Vertretung und Verteidigung der Angeſchuldigten 
in einem Verfahren auf erhobene öffentliche 
Klage handelte. Gleichwohl kann auch dieſer Teil 
der Vollmacht ihre Stempelpflicht nicht begründen: 
Für die Bevollmächtigung in dem beſonderen Fall 
iſt er gegenſtandslos, da das Verfahren, in dem 
die Vollmacht ausgeſtellt iſt, zur Ausübung ſolcher 
Befugniſſe eine Gelegenheit nicht bieten kann. 
Außerhalb dieſer Ermaͤchtigung iſt er ohne ſachliche 
Bedeutung. Denn die Vollmacht iſt nicht allgemein 
für jede ſich eröffnende Notwendigkeit einer Rechts⸗ 
verfolgung oder Rechtsverteidigung, ſondern nur 
für die beſondere Angelegenheit erteilt.“ Ebenſo 
Beſchluß vom 26. Juni 1916 (Bd. 17 Abt. B S. 89). 
Mit Beſchluß vom 21. März 1917 (Bd. 18 
Abt. B S. 34) iſt dieſe Rechtſprechung auf eine 
an ſich allgemein gehaltene Vollmacht ausgedehnt, 
die aber durch Bezeichnung einer beſtimmten 
Sache auf das im Zeitpunkt ihrer Ausſtellung 
anhängige Verfahren beſchränkt iſt. Die Vollmacht 
lautete: „In der Anklageſache gegen uns wegen 
Diebſtahls und Hehlerei ernenne ich hiermit den 
Rechtsanwalt S. zu meinem Vertreter, Verteidiger 
und Zuſtellungsbevollmaͤchtigten vor allen Ge: 
richten, Behdrden und Inſtanzen mit allen in 
85 147, 339 und 347 StPO. angeführten all 
gemeinen und beſonderen Befugniſſen, ſowohl für 
das Vorverfahren als für die Hauptverhandlung. 
Insbeſondere ſoll er ermächtigt ſein, für mich 
Anträge aller Art zu ſtellen und fallen zu laſſen, 
auch Rechtsmittel jeder Art zu ergreifen und wieder 
zurückzuziehen; er iſt ferner berechtigt, für mich 
Klage und Strafantrag, auch Widerklage zu ſtellen 
uſ wp. „Fir die letztgenannte Er⸗ 
mächtigung gilt das oben Geſagte; ſie war gegen⸗ 
ſtandslos. Hinſichtlich der Ermaͤchtigung zur Ver⸗ 
tretung vor anderen Behörden als dem Gericht, 
iſt in der Entſcheidung ausgeführt: „Unſchlüſſig 
iſt die Folgerung, die dem Rechtsanwalt einge⸗ 
räumte Ermächtigung, die Auftraggeber, ſei es auch 
nur aus Anlaß der erwähnten Strafſache, „vor 
allen Behörden“ zu vertreten, bringe es mit ſich, 
daß die Vollmacht nicht mehr auf Rechtsange⸗ 
legenheiten der im 81 RGKG. bezeichneten Art 
beſchränkt ſei. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob die Verteidigung der Angeklagten in dem Straf⸗ 
verfahren ihre gelegentliche Vertretung vor irgend⸗ 
welcher Behörde (im Gegenſatz zu den ordentlichen 
Gerichten, insbeſondere den Strafgerichten) im 
Gefolge haben konnte. War es nicht der Fall, 
dann iſt eben die Ermächtigung inſoweit gegen⸗ 
ſtandslos; andernfalls hält ſie ſich im Rahmen 
der ſür das anhängige Strafverfahren erteilten 
Vollmacht.“ Ob der letzte Halbſatz dieſer Be⸗ 
gründung einer neuerlichen Prüfung ftandhält, 
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ſcheint recht fraglich zu ſein; hält man daran feſt, 
ſo beſteht zweifellos die Gefahr einer Durchbrechung 
der Grundſätze der ſonſtigen Rechtſprechung über 
den Vollmachtsſtempel; ein gewiſſer Widerſpruch 
mit der nachſtehend unter 3 a genannten Ent⸗ 
ſcheidung iſt wohl unverkennbar. 

3. Kommen die in Nr. 1 und 2 behandelten 
Entſcheidungen der Praxis ſichtlich in weiteſtem 
Maß entgegen, ſo gibt es andererſeits eine große 
Zahl von Entſcheidungen, die zeigen, daß dieſes 
Entgegenkommen ſeine Grenzen hat. Häufig werden 
eben Vollmachten vorgelegt, die dermaßen über 
das Maß des Notwendigen hinausgehen, daß ſich 
die bei richtiger Beſchränkung geltende Stempel⸗ 
freiheit nicht mehr rechtfertigen läßt. Daß dabei 
vielfach Nachläſſigkeit im Gebrauch der vor: 
gedruckten Formulare zum Anlaß der Stempel⸗ 
pflicht wird, unterliegt keinem Zweifel; aber die 
Nachläſſigkeit ſchützt nicht gegen die Stempelpflicht, 
wie das Oberſte Landesgericht in den nachſtehend 
5 Entſcheidungen mehrfach ausgeſprochen 


Alt ſtempelpflichtig wurden erachtet: 

a) Eine Vollmacht zur Vertretung in einem 
anhängigen Zivilſtreitverfahren mit den Eingangs⸗ 
worten: „Ich bevollmaͤchtige den Rechtsanwalt 
. . . zu meiner Vertretung in der Sache Pr. 
gegen mich in allen diesbezüglichen Rechtsangelegen⸗ 
heiten ſtreitiger und nichtſtreitiger Natur vor und 
außer Gericht, durch alle Inſtanzen, vor allen 
Aemtern und Behörden ... uſw. . . .; dieſe 
Vollmacht iſt ohne Beſchränkung auf Rechtsan⸗ 
gelegenheiten der in 81 RGKG. bezeichneten Art 
und ohne Beſchränkung auf ein ſchon anhängiges 
Verfahren dieſer Art, ſondern allgemein zum Ge⸗ 
brauch bei Gericht und bei Behörden beſtimmt 
und ausgeſtellt. Zur Begründung der Stempel⸗ 
pflicht bedarf es in ſolchen Fallen, wie ſchon im 
I. Abſchnitt erwähnt, der Einreichung bei der 
Behörde nicht. Beſchluß vom 17. Januar 1916, 
Band 17, Abt. B S. 13. 

b) Eine Vollmacht, die zur Vertretung in 
einem anhängigen Zivilſtreitverfahren beſtimmt 
war, aber zugleich zur Vertretung im Konkurs- 
verfahren, im Strafprozeß und in der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit ermächtigte; Beſchluß vom 5. Juli 
1916, Bd. 17 Abt. B S. 98: „Soweit die Voll⸗ 
macht u. a. zur Vertretung im Konkursverfahren, 
im Strafprozeß ermaͤchtigt, iſt ſie nicht zu dem 
Zweck ausgeſtellt, daß der Bevollmaͤchtigte von 
ihr in einem anhängigen Verfahren Gebrauch 
mache. Soweit ſie ihm die Befugnis erteilt, die 
Machtgeber in Pflegſchafts⸗ und Verlaſſenſchafts⸗ 
verhandlungen und in der nichtſtreitigen Rechts⸗ 
pflege überhaupt zu vertreten, betrifft ſie keine 
Rechtsſache der in 81 RG KG. bezeichneten Art.“ 

c) Eine Vollmacht, die zur Vertretung in der 
Berufungsinſtanz eines Privatklageverfahrens be⸗ 
ſtimmt war, aber unter den zahlreichen Auf⸗ 
zählungen der Befugniſſe des Bevollmächtigten 
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auch beſagte, daß er „zur Vertretung in den aus 
Anlaß dieſer Strafſache entſtehenden Zivilprozeſſen 
und Zwangsvollſtreckungen“ ermächtigt ſei. Be⸗ 
ſchluß vom 17. Januar 1916, Bd. 17 Abt. B 
S. 9: „Darin liegt die Erteilung einer Prozeß⸗ 
vollmacht. Die Vollmacht iſt aber nicht in einem 
anhängigen Zwilſtreitverſahren und nicht zum Ge⸗ 
brauch in einem ſchon anhängigen Verfahren dieſer 
Art erteilt, daher mit der Ausſtellung der Urkunde 
ohne Rückſicht darauf, ob von ihr ſpäterhin zu 
dem entſprechenden Zweck Gebrauch gemacht wird, 
ſtempelpflichtig geworden.“) 

d) Eine Vollmacht, die zunächſt nur zur An⸗ 
fechtung eines Rechtsgeſchäfts gegenüber einer Privat⸗ 
perſon erteilt wurde, für die aber ein gewöhnliches 
Prozeßvollmachtsformular in Anwendung kam. 
Die Beſteuerung dieſer Vollmacht hätte ſich ver: 
mutlich ſelbſt bei Anwendung des Prozeßvollmacht⸗ 
formulars vermeiden laſſen, wenn in irgendeiner 
Weiſe zum Ausdruck gekommen wäre, daß fie nur 
dem Zwecke der Anfechtung des Rechtsgeſchäfts 
dienen ſoll; derjenige Teil des Vollmachtformulars, 
der hiernach überflüſſig geweſen wäre, wäre dann 
eben zugleich auch gegenſtandslos geweſen;“) vgl. 
obige Ziffer 2. 

e) Die zahlreichen Vollmachten, die — vielleicht 
nicht nach dem Willen der Beteiligten, aber nach 
ihrem (hier allein maßgebenden) Wortlaut mehr 
oder weniger allgemeine Ermaͤchtigungen ent⸗ 
halten, wie z. B. | 

eine Vollmacht mit den Eingangsworten: 
„Rechtsanwalt H. iſt zu meiner Vertretung in 
allen Rechtsangelegenheiten und vor allen Be⸗ 
hörden und Verwaltungsſtellen berechtigt; ins ⸗ 
beſondere erteile ich ihm i. S. meiner ſelbſt 
gegen . . .. wegen Beleidigung Vollmacht zur gericht⸗ 


) Würde es in der Vollmacht bloß heißen 
zur Vertretung in den aus Anlaß dieſer Strafſache 
entſtehenden Zwangsvollſtreckungen“, fo würde fie wohl 
nicht der Stempelpflicht unterliegen, weil auf die 
Koſtenbeitreibung in Privatklageſachen die Grundſätze 
der Zivilprozeßordnung entſprechend angewendet 
werden und demgemäß für die Zwangsvollſtreckung 
aus einem Privatklagekoſtenfeſtſetzungsbeſchluß auch 
in Anſehung der Stempelpflicht der Vollmacht das 
Gleiche gelten dürfte wie für die Vollſtreckung in 
Zivilſtreiiſachen; vgl. hierzu die Ausführungen in 
Abſchnitt IV. 

) So auch Regierungsbeſcheid der Regierung von 
Oberbayern, K. d. F., Nr. 25966 vom 12. Sept. 1917: 
„Wenn in einer nur zur Kapitalskündigung ermächtigen⸗ 
den Vollmacht auch Befugniſſe nach 85 81, 82 ZPO. ent» 
halten ſind, ſo können dieſe in dem Kündigungsver⸗ 
fahren ſelbſt offenbar nicht verwertet werden. Ihre 
Aufzählung in der Vollmacht ſtempelt dieſe noch zu 
keiner Prozeßvollmacht, wenn auch die Ueberſchrift 
demgemäß lautet. Da anzunehmen ift, daß Voll machten 
bezeichneten Inhalts nur zur Vornahme des Kündigungs— 
aftes ausgeſtellt werden, demnach nicht zum Gebrauch 
einem Gericht oder einer Behörde gegenüber beſtimmt 
find, find fie ſtempelfrei zu belaſſen. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung iſt erfüllt, wenn einer gewöhnlichen Prozeß⸗ 
voll macht die Klauſel beigeſüßt iſt: ‚wegen Forderung, 
hier Kapitalskündigung.“ 


lichen und außergerichtlichen Vertretung .. . uſw. 
. . . (Beſchluß vom 31. Januar 1916, Bd. 17 
Abt. B S. 23); 

eine als „Zivilprozeßvollmacht“ bezeichnete Voll⸗ 
macht, die ohne Angabe irgendeines Betreffs mit 
den Worten begann: „Wir erteilen hiermit dem 
Rechtsanwalt W. Vollmacht zu unſerer Vertretung 
vor allen Gerichten, Inſtanzen, Hypothekenämtern, 
Verwaltungsbehörden und Notaren. Auch raͤumen 
wir ihm alle nach 88 81, 82, 84, 85, 86 ZPO. 
dem Bevollmächtigten zuſtehenden Befugniſſe ein 
mit der ausdrücklichen Ermächtigung. . . . (ſolgt 
die Aufzählung dieſer Befugniſſe mit gewiſſen, im 
Geſetz nicht vorgejehenen Erweiterungen) 
(Beſchluß vom 5. Juli 1917, Bd. 18 Abt. B S. 80); 

eine Vollmacht, die Befagniſſe enthielt, die 
einer allgemeinen Vollmacht ſehr nahe kamen, und 
nur den Schlußſatz hatte: „auch wird den Ge⸗ 
nannten in der Anklageſache wegen Unterſchlagung 
zur Verteidigung und Vertretung in ſämtlichen 
Inſtanzen, ſowie zur Einlegung und Zurücknahme 
von Rechtsmitteln Vollmacht erteilt“ (Beſchluß 
vom 20. November 1916, Bd. 17 Abt. B S. 126); 

erſt recht natürlich eine gleichlautende Vollmacht, 
bei welcher ſogar der eben wiedergegebene Zuſatz 
fehlte (Beſchluß vom 27. September 1916. Bd. 17 
Abt. B S. 110). 

Man ſieht aus dieſen Beiſpielen, wie häufig 
bei Verwendung der üblichen Vollmachtsformulare 
unnötigerweiſe eine Stempelpflicht hervorgerufen 
und damit gegen die Intereſſen der Beteiligten 
geſündigt wird. Daß in ſolchen Fällen hinſichtlich 
des Vollmachtſtempels für den Gegner keine Er⸗ 
ſtattungspflicht nach 8 91 ZPO. beſteht, iſt ebenſo 
ſelbſtverſtändlich, wie es vermutlich häufig iſt, daß 
der Erſatz des unnötigerweiſe angefallenen Stempels 
vom Gegner verlangt wird. 


III. 


Auch hinſichtlich des erforderlichen Stempel⸗ 
betrags für eine an ſich ſtempel pflichtige 
Vollmacht wird häufig gegen die Intereſſen der 
Beteiligten geſündigt. 

a) Insbeſondere trifft dies faſt ſtets hinſichtlich 
der Vollmachten zu, die unter Abſchn. II Nr. 3 e fallen. 

Vor allem wird dieſen Vollmachten, ſoferne 
ſie nur geringe Streitwerte betreffen und deshalb 
eigentlich ſtempelfrei oder nur mit ganz geringen 
Stempelbeträgen zu belaſten wären, die Beſtimmung 
der Tariſſtelle 43 Abſ. 4 zum Verhängnis, wonach 
ein Stempel von 2 M zu erheben iſt, wenn der 
Wert des Gegenſtands der Vollmacht nicht ſchäͤtz⸗ 
bar iſt. Dies hat das Oberſte Landesgericht bei 
fämtlichen unter Abſchn. II Nr. 3 e angeführten Voll⸗ 
machten angenommen und mußte es annehmen, 
weil ſich ein Wert derjenigen Befugniſſe, die über 
die eigentlich notwendigen (an ſich Stempel: 
freien oder nur mit geringeren Stempeln 
zu beluftenden) Ermächtigungen hinausgingen, aus 
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dem Inhalt der Urkunde und den Akten tatſächlich 
nicht feſtſtellen ließ. 

Außerdem iſt zu beachten, daß bei Vollmachten 
dieſer Art: leicht die! Grenze J überſchritten wird, 
welche hinüber zur General vollmacht führt. 
Tarifſtelle 43 Abſ. 1 b. bezeichnet als Generalvoll⸗ 
machten: „Vollmachten zur Vornahme aller Ge⸗ 
ſchäfte oder gewiſſer Gattungen von Geſchäften 


für den Vollmachtgeber“. Von den oben erwähnten 


Vollmachten wurde allerdings keine als General⸗ 
vollmacht in dieſem Sinne bewertet, wohl aber 
wurde die im Beſchluß vom 5. Juli 1917 (Bd. 18 
Abt. B S. 89) genannte von der Regierungsfinanz⸗ 
kammer wenigſtens als ſolche angeſprochen; 
das bedeutete, daß die Regierungsfinanzkammer 
ſtatt des bei 410 Streitwert angeſetzten Stempel⸗ 
betrags von 50 Pf. einen ſolchen von 20 M ver⸗ 
langte, weil der Vollmachtgeber amtsbekannt mehr 
als 100 000 M Vermögen hatte. Das Oberſle 
Landesgericht hat damals dieſes Verlangen durch 
eine entiprechende Umſchreibung des Begriffs ber 
Generalvollmacht allerdings abgewieſen,“) jedoch in 
einem anderen, in der Aufzählung der Befugniſſe 
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Vertretung vor allen Gerichten, namentlich auch 
Grundbuchaͤmtern, Verwaltungsgerichten und Be⸗ 
hörden, vor allen Behörden und Aemtern anderer 
Art, Schiedsgerichten und Notaren, ſowie zur 
außergerichtlichen Vertretung in Sachen Nach⸗ 
holung von Immobiliargebühren. Auch 
räumen wir denſelben .. .. (es folgen weitere 
32 Zeilen Text mit Aufzählung aller möglichen 
Ermächtigungen) . . .. Das Oberſte Landes⸗ 
gericht führte hierzu im Beſchluß vom 30. April 
1917 (Bd. 18 Abt. B S. 65) aus: „Der durch 
Ausfüllung des Vordrucks gemachte Beiſatz: ‚in 
Sachen Nachholung von Immobiliargebühren“ be⸗ 
zeichnet nur den Anlaß, der zur Ausſtellung der 
Vollmacht geführt hat; nicht aber ſchränkt er die 
Vollmacht, die nach ihrem Inhalt eine allgemeine 
Vollmacht darſtellt, derart ein, daß damit nur 


noch für die Vertretung des Vollmachtgebers in 


dem genannten beſonderen Verfahren Raum wäre, 
noch läßt er die dem Bevollmächtigten in der 
Vollmacht namentlich eingeraͤumten Rechte dem 


urſprünglichen und naͤchſten Auſtraggeber gegenüber 


des Bevollmächtigten noch etwas weiter gehenden 


Fall, in dem an ſich ein Stempel von 1.50 M genügt 
hätte, das Vorliegen einer Generalvollmacht mit 


ſich in dieſem Fall um Nachholung von 2888 M 
Immobiliargebühren, aus welchem Anlaß folgende 
Vollmacht ausgeſtellt wurde: „Wir erteilen hiermit 
den Rechtsanwälten .. . . Vollmacht zu unſerer 


e) Aus den Gründen: „Der Begriff der Generals 
vollmacht iſt im Stempelgeſetz derſelbe, wie er auch 
ſonſt im Rechtsleben verſtanden wird. Eine General⸗ 
vollmacht iſt namentlich auch dann gegeben, wenn ſich 
die Vollmacht nur auf einen beſtimmten, durch ſachliche 
Merkmale begrenzten größeren Kreis von Vermögens⸗ 
angelegenheiten des Vollmachtgebers bezieht, wenn 
fie den Bevollmächtigten ermächtigt, innerhalb dieſes 
Kreiſes den Vollmachtgeber bei allen Angelegenheiten 
zu vertreten und in dieſem Anfang alle ſeine Geſchäfte 
zu beſorgen. Eine Ermächtigung der letzteren Art 
wird z. B. vorliegen, wenn die Vollmacht die Ver⸗ 
ſilberung einer Erbſchaft, die Führung eines Handels⸗ 

alan die Verwaltung eines Lehens⸗ oder Fidei⸗ 
ommißgutes, die Zertrümmerung eines bäuerlichen 
Anweſens zum Gegenſtand hat. Weder in dem einen 
noch dem anderen Sinn kann die vorliegende Vollmacht 
als Generalvollmacht bezeichnet werden. Sie überträgt 
dem Vertreter nirgends die Wahrnehmung aller An⸗ 
gelegenheiten des Machtgebers, und wenn ſie auch eine 


ganze Reihe von Befugniſſen des Vertreters aufzählt, einzukaſſieren, in Empfang zu nehmen und hierüber 


o ergibt doch ihre Summe nimmermehr die Geſamtheit 
er Vermögensangelegenheiten des Ausſtellers, nimmer⸗ 
mehr eine Einheit. Aber auch irgendwelche ſachliche 
Beziehung auf einen beſtimmten Vermögenskreis des 
Vollmachtgebers iſt der Urkunde nicht zu entnehmen. 
Immer handelt es ſich nur um die Uebertragung von 
einzelnen Befugniſſen oder einzelner Gattungen von 
ſolchen; es fehlt ein gemeinſames Merkmal, um ſie 
auch nur innerhalb eines engeren begrenzten Kreiſes 
zu einem Inbegriff von Vermögensangelegenheiten 
zu vereinigen.“ 


ö 


als gegenſtandslos und bedeutungslos erſcheinen. 
Denn in der Tat wäre es ſinn⸗ und zwecklos, in 
der Vollmachtsurkunde weitläufig alle die Befug: 


niſſe aufzuzählen, die dem Bevollmächtigten zuſtehen 
einem Gegenſtandswert von mehr als 100000 A/ - 
angenommen und demgemäß eine Stempelabgabe 
von 20 M für gerechtfertigt erklärt. Es handelte 


niſſe eine Gelegenheit nicht böte“. 


ſollen, wenn ihn die Vollmacht gleichwohl nur zur 
Vornahme eines Geſchäfts ermächtigen ſollte, das 
für alle oder doch den größten Teil dieſer Befug⸗ 
Man kann 


nicht ſagen, daß es ein recht großer Schritt geweſen 


wäre, wenn das Oberſte Landesgericht mit dieſer 
Begründung auch die oben genannten, in Bd. 17 
Abt. B S. 126 und 110 abgedruckten Vollmachten 
nach den Grundſaͤtzen über allgemeine Vollmachten 
bewertet hätte, was allerdings nicht geſchehen iſt, 
von der Regierungsfinanzkammer aber auch nicht 
verlangt wurde; dieſe Vollmachten lauteten, abgeſehen 
von dem oben ſchon erwähnten Zuſatz, wie folgt: 


„Die Rechtsanwälte .... find zu meiner Ber 
tretung in unbeſchränkter Weiſe berechtigt, gerichtlich 
in allen meinen Rechtsangelegenhelten nach Maßgabe 
der 88 81, 82 f. ZPO., ſowie außergerichtlich vor allen 
Verwaltungsſtellen und Behörden, in den aus der 
Zwangsvollſtreckung entſtehenden Prozeſſen, ſowie im 
Verfahren behufs Eröffnung des Konkurſes, in jedem 
Konkursverfahren und in allen aus Veranlaſſung des⸗ 
ſelben entſtehenden Prozeſſen. Dieſelben ſind berechtigt, 
in unbeſchränkter Weiſe für mich Verträge oder Ver⸗ 
gleiche abzuſchließen, Aufrehnungserflärungen abzu⸗ 
geben oder anzunehmen, Rechtsmittel einzulegen oder 
zurückzunehmen, Erklärungen jeder Art abzugeben, 
Zuſtellungen anzunehmen, Gelder und Geldeswert 


rechtsgültig zu quittieren, einen Vertreter für andere 
Inſtanzen aufzuſtellen, Stundung und Ratenzahlungen 
zu gewähren und im Falle eigener Verhinderung einen 
Bevollmächtigten nach ihrer Wahl mit allen Befug⸗ 
niſſen zu ſubſtituieren.“ 


Wenn man ſich fragt, wozu dieſe Vollmacht 
eigentlich nicht ermächtigt, wird man wohl kaum 
eine poſitive Antwort finden; die Bewertung dieſer 
Vollmacht als allgemeiner Vollmacht waͤre 
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wohl ſicher am Platz geweſen und das Oberſte 
Landesgericht hätte wohl zweifellos in dieſem Sinn 
entſchieden, wenn es dazu Gelegenheit gehabt hätte. 

b) Daß auch bei weniger allgemein ge⸗ 
haltenen Vollmachten die Stempelabgabe manch⸗ 
mal eine Erhöhung erfährt, weil die Vollmacht 
nicht genügend eingeſchränkt wird, zeigt die Ent⸗ 
ſcheidung vom 26. Juni 1916, Bd. 17 Abt. B 
S. 96: Es handelte ſich nur um Zurückforderung 
eines in einer Prozeßſache mit 21 500 M Streit⸗ 
wert eingezahlten, aber nicht verbrauchten Gebühren⸗ 
vorſchuſſes von 99 M; wegen der Geringfügigkeit 
des Wertes wäre die Vollmacht an ſich ſtempel⸗ 
frei geweſen; der Rechtsanwalt legte aber eine 
„in der Sache H gegen B wegen Wechſelforde⸗ 
rung“ nach 88 81 und 82 ZPO. ausgeſtellte 
Prozeßvoll macht vor, die ihn „zugleich zum Empfang 
von Geld und Geldeswert, ſowie zur Quittungs⸗ 
leiſtung in obiger Sache, zur Vornahme einſeitiger 
Rechtsgeſchäfte uſw.“ ermächtigte. Das Oberſte 
Landesgericht entſchied zunächſt, daß dieſe erſt nach 
Abſchluß des anhängigen Verfahrens erteilte Voll⸗ 
macht nicht deshalb ſtempelfrei ſei, weil es ſich 
um eine Zivilprozeßvollmacht handelte, legte aber 
andererſeits, eben weil ſie als Zivilprozeßvollmacht 
ohne Einſchränkung auf die Rückforderung des 
Gebührenvorſchuſſes bezeichnet war, der Stempel⸗ 
bewertung einen Gegenſtandswert von mehr als 
15000 M zugrunde, was eine Stempelabgabe von 
10 M bedeutete. 

In gleicher Weiſe wurde in einem Fall, wo 
aus einer notariellen Schuldurkunde über 7600 M 
Hypothek fällige Zinſen beigetrieben werden ſollten, 
die Vollmacht aber nicht auf die Beitreibung der 
Zinſen beſchränkt war, der Stempelabgabe nicht 
der Betrag der Zinſen, ſondern der Betrag der 
Hauptſache von 7600 M zu Grunde gelegt (Be⸗ 
ſchluß vom 17. Januar 1916, Bd. 17 Abt. B 
S 


. 6). 

c) Auch Ab. VI der Tarifſtelle 43 hat in einem 
Fall ſchon zu einer an ſich unnötigen Erhöhung 
der Stempelabgabe geführt. Die Beſtimmung 
lautet: „Zu Vollmachten, in denen mehrere 
nicht in einer Erben⸗ oder ſonſtigen Rechtsge⸗ 
meinſchaft oder in einem Geſellſchaftsverhältnis 
ſtehende Perſonen einen Bevollmächtigten beſtellen, 
iſt der Stempel ſo oft zu entrichten als Vollmacht⸗ 
geber vorhanden ſind.“ Auf Grund dieſer Be⸗ 
ſtimmung wurde in dem unter Abſchnitt II Nr. 3 e 
und Abſchnitt III a am Ende ſchon erwähnten, in 
Bd. 17 Abt. B S. 110 abgedruckten Fall die 
Stempelabgabe von 2 M zweimal erhoben, weil 
die Vollmacht nicht nur von der minderjährigen 
Angeklagten, ſondern auch von deren Vater, von 
letzterem ohne beſonderen Zuſatz. unterzeichnet war; 
das Oberſte Landesgericht führte hierzu aus: „Eine 
Rechtsgemeinſchaft im Sinn der Tarifſtelle 43 
Abſ. VI wäre allerdings anzunehmen, wenn die 
Vollmacht nach ihrem für die Stempelpflicht 
maßgebenden Inhalt erkennen ließe, daß es ſich 
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einzig und allein um die Wahrnehmung der Rechts⸗ 
angelegenheiten der minderjährigen Tochter dur ch 
dieſe und ihren geſetzlichen Vertreter handle. So 
wie die Urkunde vorliegt, bringt ſie aber nirgends 


zum Ausdruck, daß Michael S. (der Vater) durch 


die Unterzeichnung der Vollmacht dem Rechtsan⸗ 
walt die darin aufgezählten Befugniſſe nicht auch 
für ſeine Perſon, ſondern in Wahrnehmung der 
Fürſorge für die Perſon und das Vermögen der 
minderjährigen Tochter nur für dieſe erteilt habe. 
IV. 

Durch die Rechtſprechung nicht geklärt iſt die 

Frage, wie es ſich mit der Stempelentrichtung 


0 ver⸗ 
q 


a) Einſchlägig find nur 2 Entſcheidungen: die 
in Abſchnitt III unter b an zweiter Stelle genannte, 
die hier aber nicht von beſonderer Bedeutung iſt, 
und die nachſtehend unter b aufgelähste vom 25. März 
1918, die nur für eine Einzelfrage von Wichtig⸗ 
keit iſt. Im übrigen ergibt ſich aus dieſen Ent⸗ 
ſcheidungen nur, was nach den bisherigen Aus⸗ 
führungen eigentlich ſelbſtverſtändlich ift, daß näm⸗ 
lich die einem Rechtsanwalt zur Zwangsvollſtreckung 
aus einer notariellen Schuldurkunde erteilte Voll⸗ 
macht (als nicht in einem anhängigen, ſondern 
erſt anhaͤngig zu machenden Verfahren erteilt) 
ſte mpelpflichtig if. Das trifft in allen Fallen 
zu, in denen die Vollmacht zur Zwangsvollſtreckung 
in einem noch nicht oder nicht mehr anhängigen 
Verfahren erteilt wird. Ueber die Frage, wann 
ein anhängiges Verfahren vorliegt, läßt ſich bei 
Vollmachtserteilung zur Einleitung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung allerdings manchmal ſtreiten. a 
nach 8 81 ZPO. jede Prozeßvollmacht ohne weiteres 
auch für die Zwangsvollſtreckung gilt, dürfte auch 
in bezug auf die Zwangsvollſtreckung als 
in einem anhängigen Verfahren erteilt zu 
betrachten ſein: die Prozeßvollmacht, die im Ver⸗ 
lauf eines Prozeſſes, insbeſondere auch nach Er⸗ 
laſſung, aber vor Rechtskraft des Urteils, aus⸗ 
geſtellt wird, wobei es trotz 8 178 Satz 2 ZPO. 
gleichgültig ſein dürfte, ob es ſich um ein Urteil 
erſter oder zweiter Inſtanz handelt; dagegen 
dürfte, wiederum trotz 8 178 Satz 2, ein an⸗ 
haͤngiges Verfahren nicht als vorliegend zu bes 
trachten ſein, wenn die zur Einleitung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung beſtimmte Vollmacht erſt nach Ein⸗ 
tritt der Rechtskraft des Urteils und in einem 
Zeitpunkt erteilt wird, wo ein Vollſtreckungsver⸗ 
fahren noch nicht anhängig iſt. Iſt dieſe Rechts⸗ 
meinung richtig, worüber ſich ſtreiten läßt, ſo 
empfiehlt ſich im erſteren Fall die Erteilung einer 
Prozeßvollmacht für das ganze (noch anhängige) 
Verfahren, weil nur dadurch die Gebührenfreiheit 
begründet werden dürfte, während eine auf die 
erſt anhängig zu machende Zwangsvollſtreckung 
beſchränkte Vollmacht wohl gebührenpflichtig 
wäre; andererſeits empfiehlt ſich im zweiten Fall 
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unter Umſtänden die Beſchränkung der Vollmacht 
auf die Zwangsbeitreibung derjenigen Beträge, 
die tatſächlich beigetrieben werden ſollen, weil 
ſonſt der Stempelberechnung der ganze, vielleicht 
gar nicht voll beizutreibende, Streitwert zugrunde 
gelegt werden müßte. 

bh) Zoeifelhaft iſt auch die Frage, wie es zu 
halten iſt, wenn auf Grund einer im anhängigen 
Verfahren erteilten Prozeßvollmacht eine Zwangs⸗ 
vollſtreckung ins unbewegliche Vermögen, alſo 
Zwangsverſteigerung, Zwangsoerwaltung, Eintra⸗ 
gung einer Zwangshypothek, betrieben wird. Dieſe 
Vollſtreckungsarten ſind in der Aufzahlung des 
8 35 Nr. 2 RGKG. nicht erwahnt; ihre gebühren⸗ 
rechtliche Regelung blieb vielmehr der Landesgeſetz⸗ 
gebung überlaſſen. Daraus dürfte ſich ergeben, 
daß die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen im Sinne des RG. nicht zu den: 
jenigen „vor die ordentlichen Gerichte gehörigen 
Rechtsſachen“ zählt, „auf welche die Zivilprozeß⸗ 
ordnung, die Strafprozeßordnung oder die Kon⸗ 
kursordnung Anwendung findet,“ und daß demgemaͤß 
den für die Zwange vollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen geltenden Vollmachten nicht unbedingt 
der ſtempelrechtliche Schutz des 8 2 Abſ. 2 RGKG. 
zu teil wird. Eine oberſtrichterliche Entſcheidung 
über dieſe Frage liegt nicht vor. Dies iſt umſomehr 


zu bedauern, als nach 8 81 ZPO. jede Prozeß⸗ 


voll macht ſchlechthin auch für die Zwangsvollſtreckung, 
und zwar auch für die Zwangsvollſtreckung in das 
unbewegliche Vermögen, gilt und man daraus den 
Schluß ziehen könnte, daß jede Prozeßvollmacht, 
bei der die Ermächtigung zum Betrieb der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen nicht 
ausdrücklich ausgenommen iſt, dem Vollmachts⸗ 
ſtempel unterliegt. Das wäre aber eine ſehr mißliche 
Folge, die den § 2 Abſ. 2 RGKGG. für Vollmachten 
faſt vollſtändig ausſchalten würde. Man wird 
deshalb ſagen müſſen, daß eine an ſich ſtempel⸗ 
freie Prozeßvollmacht nicht bloß deshalb ſtempel⸗ 
pflichtig werden kann, weil ſie implicite auch 
für die Zwangsvollſtreckung ins unbewegliche Ver⸗ 
mögen gilt, daß aber andererſeits wohl auch keine 
Prozeßvollmacht bloß deshalb ſtempel frei wird, 
weil bei ihrer Erteilung ein Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahren in das unbewegliche Vermögen anhängig 
und ſie dazu beſtimmt iſt, in dieſem anhängigen 
Verfahren gebraucht zu werden. Offen bleibt dabei 
immer noch die Frage, ob eine an ſich ſtempel⸗ 
freie Prozeßvollmacht nicht ſtempelpflichtig wird, 
wenn von ihr tatſächlich in einem Verfahren der 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen 
Gebrauch gemacht wird; dieſe Frage dürfte zu 
bejahen ſein. 

Speziell die Höhe des Stempels bei ber Be: 
treibung des Zwangs verſteigerungs verſahrens 
betrifft der Beſchluß vom 25. März 1918 (Bd. 18 
Abt. B S. 152): Ein Rechtsanwalt beantragte 
namens einer Stadtgemeinde wegen 405 ½ Zinſen 
aus 6000 M Hyputhekforderung die Zwangsver⸗ 
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ſteigerung eines Anweſens. Der Stempel für die 
vorgelegte Prozeßvollmacht, die zur Vertretung 
„i. S. gegen W. wegen Forderung“ (ohne Angabe 
eines Betrags) ermächtigte, wurde aus einem Werte 
von 6000 M berechnet. Aus den Gründen: „Die 
Zwangsverſteigerung ... bezweckt die Befriedigung 
des Glaͤubigers. Haftete dem Gläubiger für ſeine 
Forderung bisher das Grundſtück, jo tritt nach 
dem Zuſchlag an Stelle der erloſchenen Hypothek 
und des mit ihr belaſtet geweſenen Grundſtücks 
ein Anſpruch auf Befriedigung aus dem Verſtei⸗ 
gerungserlöſe. Die zur Betreibung der Zwangs⸗ 
verſteigerung erteilte Vollmacht ermächtigt demnach, 
ſoweit ſie nichts Gegenteiliges beſtimmt, zur Vor⸗ 
nahmealler Rechtshandlungen bei dem Vollſtreckungs⸗ 
gericht oder dem . . . Notar, deren Ziel auf die 
Befriedigung des Glaͤubigers gerichtet iſt. Damit 
bildet die aus dem Grundſtücke oder dem Ver⸗ 
ſteigerungserlös in Haupt: und Nebenſache zu be⸗ 
richtigende Forderung des Gläubigers in ihrem 
vollen Betrage den Gegenſtand der Vollmacht, und 
zwar auch dann, wenn infolge einer nach dem 
Zuſchlag zwiſchen dem Gläubiger und dem Erſteher 
gemäß 8 91 Abſ. 2 Zw G. getroffenen Vereinbarung 
die Hypothek als ſolche beſtehen bleibe. 
Verfehlt wäre es, aus der Art des erſtmaligen 
Gebrauchs, welchen der Vertreter von der Voll⸗ 
macht gemacht hat, einen Schluß auf die dem 
Vollmachtgeber bei der Errichtung der Vollmachts⸗ 
urkunde innewohnende Willensmeinung zu ziehen. 
. . . Unſchlͤſſig iſt ... die Beweisführung, die 
Vollmacht müſſe ſchon deshalb auf die Geltend⸗ 
machung des Zinſen⸗ und Koſtenanſpruchs beſchränkt 
geweſen ſein, weil der Bevollmächtigte auch nur 
die Zinſen und Koſten ... angemeldet habe. Der 
Anmeldung des Hauptanſpruchs hätte es in keinem 
Falle bedurſt.“ Der Fall iſt umſo bemerkenswerter, 
als zum Verſteigerungstermin eine zweite Voll⸗ 
macht vorgelegt wurde, die ausdrücklich zur Ver⸗ 
tretung im Verſteigerungstermin und zur Legung 
von Geboten ermächtigte und die ebenfalls, und 
zwar nach der Höhe des Anweſenswertes von 
9000 M, verſteuert worden war. (Eine Entſcheidung 
über die Höhe dieſes zweiten Stempelbetrags 
hatte das Oberſte Landesgericht nicht zu treffen). 

c) Als ſtempelfrei werden Vollmachten be⸗ 
handelt, die nur zur Erteilung e ines Vollſtreckungs⸗ 
auftrags an den Gerichtsvollzieher er⸗ 
mächtigen. Aus dem Geſetz iſt darüber nichts 
erſichtlich. Entſcheidungen fehlen. Aber die Be⸗ 
kanntmachung zum Vollzuge des Stempelgeſetzes 
vom 20. Juni 1915, GVBl. S. 317, ſagt in 
Ziff. 64: „Als Behörden im Sinne der Tarif⸗ 
ſtelle 43 gelten nicht die Reichsbank, die K. Bank, 
ferner die Gerichtsvollzieher und die Notare hin⸗ 
ſichtlich der von ihnen vorzunehmenden öffentlichen 
Beurkundungen und Beglaubigungen und der 
damit zuſammenhängenden Geſchäfte. Die für 
den Verkehr mit der Reichsbank, der K. Bank, 
mit einem Gerichtsvollzieher oder Notar (hier 
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innerhalb der vorbezeichneten Grenzen) ausgeſtellten 
Vollmachten unterliegen daher nicht dem Stempel.“ 
Geheimrat v. Schmidt, der Kommentator der 
bayeriſchen Koſten⸗ und Stempelgeſetzgebung, ſchrieb 
mir hierüber: „Die Tariſſtelle erhielt ihre jetzige 
Faſſung im Ausſchuſſe, ohne daß etwas darüber 
geſprochen wurde, was als Behörde gelten ſoll. 
Auch im Plenum der Abgeordnetenkammer ſowie 
auch in der Reichsratskammer wurde darüber 
nichts geſprochen. Erſt bei der Ausarbeitung der 
Vollzugsvorſchriften wurde als notwendig erachtet, 
etwas darüber zu jagen, was als „Behörde gelten 
ſoll. Daß die Reichsbank und die K. Bank nicht 
Behörden im Sinne der Zarifitelle fein ſollen, 
mußte ausgeſprochen werden, um nicht den Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb dieſer Banken gegenüber dem Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb der Privatbanken ungerechtfertigter 
Weiſe zu beeinträchtigen. Die weiteren Ausnahmen 
für die Gerichtsvollzieher und die Notare (für 
die letzteren, ſoweit ſie lediglich Beurkundungen 
und Beglaubigungen vornehmen) wurde vom Juſtiz⸗ 
miniſterium für notwendig erachtet. Maßgebend 
hierfür war die Rückſicht darauf, daß die Gerichts⸗ 
vollzieher und die Notare — dieſe wenigſtens bei 
ihren Beurkundungen und Beglaubigungen — 
lediglich im Privatauftrag tätig ſind. Anders 
liegt die Sache, ſoweit die Notare ein Teſtament 
eröffnen, als gerichtlich ernannter Verſteigerungs⸗ 
beamter eine Zwangsverſteigerung vornehmen oder 
die Auseinanderſetzung eines Nachlaſſes vermitteln. 
Daß die Notare im Notariatsgeſetz als Behörden 
erklart find, wird außer Betracht bleiben können, 
weil es ſich hier nur darum handelt, ob ſie Be⸗ 
ae im Sinne des Stempelgeſetzes, Tarifſtelle 43, 
nd.“ 


W. 


a) Auf die Uebergangszeit bezieht ſich der 
Beſchluß vom 21. Juni 1915, Bd. 16 Abt. B 
S. 70, wonach von den vor dem 1. Januar 1915 
ausgeſtellten Vollmachten, wenn von ihnen nach 
dieſem Zeitpunkt Gebrauch gemacht wird, nach 
Maßgabe der Tarifſtelle 43 nur diejenigen ſtempel⸗ 
pflichtig werden, für die nach dem alten bayeriſchen 
Gebührengeſetz eine Staatsgebühr nicht zu ent⸗ 
richten war. „Art. 3 Abſ. 3 des Mantelgeſetzes 
beſtimmt, daß die vor dem 1. Januar 1915 
ausgeſtellten Vollmachten ſtempelpflichtig nach Maß⸗ 
gabe der Nr. 43 des Tarifs werden, wenn von 
ihnen nach dieſem Zeitpunkt Gebrauch gemacht 
wird. Nach dem Gebührengeſetz unterlagen Voll⸗ 
machten, die von einem Notar beurkundet oder be⸗ 
glaubigt wurden, der in Art. 172, 176 a beſtimmten 
Gebühr. Dieſe Gebühr war ihrer Natur nach 
eine Verkehrsſteuer; ſie hatte den Charakter eines 
Stempels. Die unter der Herrſchaft des Gebühren: 
geſetzes notariell beurkundeten oder beglaubigten 
Vollmachten unterlagen daher ſchon vor dem 
1. Januar 1915 einem Stempel; es könnte daher 
von ihnen wohl nicht geſagt werden, daß ſie erſt 
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nach dieſem Zeitpunkt ſtempelpfli htig werden. 
Daß der Stempel nach Tarifſtelle 43 nach dem 
Werte des Gegenſtands abgeſtuft, daher unter 
Umſtänden höher iſt als die nach Art. 172, 176 a 
GebG. zu entrichtende Gebühr von 2 M, ändert 
hieran nichts.“ (Ebenſo Beſchl. vom 17. November 
1915, Bd. 16 Abt. B S. 131). 

b) Die letzte der bisher zum Vollmachtſtempel 
veröffentlichten Entſcheidungen (Beſchl. vom 22. Dez. 
1917, Bd. 18 Abt. B S. 138) befaßt ſich nur 
mit einigen Einzelfragen. Sie ſpricht aus: 

1. daß auch eine außerhalb Bayerns einem 
Nichtbayern erteilte Vollmacht dem Stempel unter⸗ 
liegt, wenn von ihr in Bayern Gebrauch gemacht 
wird (ergibt ſich zweifelsfrei aus Art. 2 Abſ.III St.), 

2. daß die erſtmalige Anzeige des nicht⸗ 
bayeriſchen Bevollmächtigten ſtempelrechtlich ebenſo 
behandelt wird wie eine außerhalb Bayerns er⸗ 
richtete Vollmacht, von der in Bayern Gebrauch 
er wird (desgl. in Verbindung mit Tarifſtelle 43 

bſ. 5 f 


3, daß eine Vollmacht, welche zum Gebrauch 
gegenüber einer Behörde als verfaſſungsmäßig 
berufener Vertreterin des Fiskus ausgeſtellt iſt, 


keinem Stempel unterliegt. Dies wurde begründet, 


wie folgt: „Für die Eiſenbahndirektion handelte 
es ſich in dieſem Falle nicht um die Wahrnehmung 
eines ihr als Behörde zugewieſenen ſtaatlichen Ge⸗ 
ſchäfts, ſondern um eine rein privatrechtliche An⸗ 
gelegenheit des Fiskus; ſie war nur als die Ver⸗ 
körperung des im eigenen Intereſſe beteiligten 
Gegners, nicht als das der Allgemeinheit gegenüber 
waltende Organ der Staatsgewalt, als Behörde, 
angegangen. Auch wollte der Auftraggeber ſeine 
Erklärung, wenngleich ſie ſich in dieſem Falle an 
eine mit Behördeneigenſchaft verſehene Stelle richten 
mußte, nicht bei einer Behörde angebracht haben, 
um vor dieſer in ſeiner Angelegenheit Recht zu 
nehmen oder um ihre Vermittelung zwiſchen ihm 
und dem Gegner anzurufen; ſeine Schritte hatten 
nur bezweckt, mit dem durch ſeine Direktion ver⸗ 
tretenen Schadensurheber ſelbſt in Fühlung zu 
treten.“ 
2 

Dies die Rechtſprechung unſeres Oberſten Ge⸗ 
richtshoſs über eine Frage, die im Alltagsleben 
unſerer Gerichte und Rechtsanwälte taglich und 
ſtündlich eine gewiſſe Rolle ſpielt. Obwohl dieſe 
Rechtſprechung ziemlich angefochten iſt, habe ich 
es doch abſichtlich vermieden, kritiſch dazu Stellung 
zu nehmen, da es in Stempelfragen, wenn ſie 
ihre oberſtrichterliche Klärung gefunden haben, 
wohl das Beſte iſt, ſich mit dem Gegebenen ab⸗ 
zufinden. Um Jurisprudenz im eigentlichen Sinn 
handelt es ſich bei dieſen Sachen ohnehin nicht. 
Daß unſere Gerichte und beſonders unſer Oberſter 
Gerichtshof durch Fragen, die aus rein finanz⸗ 
politiſchem Intereſſe in das Rechts- und 
Geſchäftsleben hineingetragen werden, in einer 
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Zeit, wo alles auf Wirtſchaftlichkeit drängt, der⸗ 
maßen in Anſpruch genommen werden, iſt ein 
großer Mißſtand, (der natürlich nicht geringer 
wäre, wenn man die Entſcheidung in Stempel⸗ 
ſachen etwa einer Finanzbehörde übertragen würde). 
Wir leben in einer Zeit, wo viel Altes ſtürzt 
und Neues geboren wird. Zu dem vielen, was 
morſch und überaltert iſt, gehört auch ein guter 
Teil unſerer Steuerpolitik und darunter in erſter 
Linie die immermehr zu einem Hemmſchuh alles 
geſchäftlichen Verkehrs ausgeartete Stempelgeſetz⸗ 
gebung. Vielleicht iſt die Zeit nicht mehr fern, 
wo man das allgemein erkennt und man ſich 
vereint in dem Ruf: „Werft das Scheuſal in die 
»Wolfsſchlucht!“ 


Kleine Mitteilungen. 


Der Gerichtsſtand des Vermögens nach öſterreichi⸗ 
ſchem und deutſchem Recht. Zwei deutſche und in Deutſch⸗ 
land lebende Staatsangehörige hatten in Oſterreich 
einen Tauſchvertrag geſchloſſen, wonach E. dem W. 
angeblich das auf einem Gute im Innkreis ſtehende 
Holz zu überlaſſen hatte. Als E. dieſem Vertrage 
zuwiderhandelte, klagte W. beim Kreisgerichte R. 
im Innkreis auf 1600 Kr. Schadenerſatz und ſtützte 
die Zuſtändigkeit des angegangenen Gerichtes auf 8 99 
der öſterreichiſchen Jurisdiktionsnorm. Auf die vom 
Beklagten vorgebrachte Einrede der Unzuſtändigkeit 
wies jedoch das Kreisgericht R. mit Urteil vom 23. Mai 
1917 die Klage ab und führte aus: „Die Zuſtändig⸗ 
keit dieſes Gerichtes wird vom Kläger unter Berufung 
auf 8 99 IN. damit begründet, daß, was von Seite 
des Beklagten ebenfalls zugeſtanden wird, der letztere 
im Sprengel dieſes Gerichtshofes ein Vermögen be⸗ 
ſitzt. Der 8 99 JN. regelt nur die Frage der Bus 
läſſigkeit der Einbringung von Klagen gegen foiche 
Perſonen, welche im Inland keinen Wohnſitz haben, 
läßt aber die Frage der Staatsangehörigkeit der Par⸗ 
teien offen. Dieſer letztere Umſtand kann aber nicht 
ohne weiteres, wie Kläger meint, dahin ausgelegt 
werden, daß die Staatsangehörigkeit der Parteien nicht 
weiter in Frage komme und vollkommen gleichgültig 
ſei. Ein Angehöriger eines fremden Staates iſt der 
inländiſchen Gerichtsbarkeit, alſo einer fremden Staats⸗ 
oberhoheit nur inſoferne unterworfen, als entweder 
letztere faktiſch reicht, oder als zum mindeſten eine 
zwingende Veranlaſſung oder ein rechtlicher Grund 
zur Anwendung des inländiſchen Rechts gegenüber 
dem Ausländer vorliegt. Dies trifft im vorliegenden 
Falle jedoch nicht zu. Die Aufnahme des Gerichts 
ſtandes nach 8 99 IN. erfolgte nämlich, wie ganz 


deutlich aus den Motiven der Regierungs vorlage (S. 83) 


hervorgeht, lediglich um zu verhüten, daß die In⸗ 
tereſſen der inländiſchen Berechtigten gegenüber Schuld⸗ 
nern, welche ſich außerhalb des Geltungsbereiches 
dieſes Geſetzes aufhalten, geringeren Schutz genießen, 
während ein Gerichtsſtand des Vermögens von den 
Geſetzgebungen der meiſten benachbarten, mit dem In⸗ 
lande in Handelsverkehr ſtehenden Staaten anerkannt 
und öſterreichiſchen Staatsbürgern gegenüber in An⸗ 
wendung gebracht wird. Die Beſtimmung des 8 99 
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IN. bezweckt ſomit nach der klaren Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers, die nach 8 6 ABGB. für die Auslegung 
eines Geſetzes neben dem Wortlaute in Betracht kommt, 
lediglich die Rechtsverfolgung inländiſcher Berechtigter 
gegenüber im Auslande wohnhaften Verpflichteten zu 
erleichtern. In einem ſolchen Falle iſt natürlich die 
Staatsbürgerſchaft des Beklagten allerdings unent⸗ 
ſcheidend und wird als Grund des Einſchreitens des 
inländiſchen Gerichts angenommen, daß, wenn auch 
nicht der Beklagte ſelbſt, ſo doch das Vermögen des⸗ 
ſelben ſich im Inlande befindet. Auf Ausländer je⸗ 
doch, die in Oeſterreich nicht einmal ihren Wohnſitz 
oder eine ſtändige Geſchäftsniederlaſſung haben und 
in keinem wie immer gearteten Verhältnis zu die ſem 
Staat ſtehen, trifft dieſe ratio legis nicht zu. Der 
Staat hat kein Recht und auch kein Intereſſe daran, 
Rechtsanſprüche eines Ausländers gegen einen anderen 
Ausländer durchzuſetzen und zu beanſpruchen, daß ein 
fremder Staatsangehöriger ſich dem nicht im Intereſſe 
eines einheimiſchen Gläubigers gefällten Spruche eines 
inländiſchen Gerichtes unterwerfe und die Durchſetzung 
dieſes Spruches auf das im Inlande befindliche Ver⸗ 
mögen dulde. Der Umſtand, daß, wie Beklagter ent⸗ 
gegen den Ausführungen der Klage behauptet, der 
für Entſtehung des Schadenerſatzanſpruches maß⸗ 
gebende Tauſchvertrag in Oeſterreich abgeſchloſſen 
worden ſei, kommt erſt für den Fall der Zuſtändig⸗ 
keit des öſterr. Gerichtes bei Entſcheidung der Frage 
des inländiſchen bzw. ausländiſchen Rechts, nicht aber 
für die Frage der Zuläſſigkeit der vorliegenden Klage 
überhaupt in Betracht, weshalb auch die diesfalls an⸗ 
gebotenen Beweiſe als unerheblich abgewieſen werden 
mußten. Kläger mag immerhin es als vorteilhaft er⸗ 
achtet haben, unter Umgehung ſeines einheimiſchen 
Gerichtsſtandes die vorliegende Klage einzubringen. 
Dieſes Intereſſe des ausländiſchen Klägers iſt aber 
noch kein Grund für das öſterr. Gericht, den ſtaat⸗ 
lichen Apparat der Rechtſprechung im Intereſſe eines 
Ausländers in Bewegung zu ſetzen und die Unter⸗ 
werfung eines Ausländers unter die inländiſche Recht⸗ 
ſprechung zu verlangen. Es war demnach der Ein- 
rede der Unzuſtändigkeit ſtattzugeben und die vor⸗ 
liegende Klage zurückzuweiſen.“ Dem Einſender fehlt 
das Material, um nachzuprüfen, ob dieſe Entſcheidung 
nach öſterr. Recht zutrifft; der Wortlaut des 8 99 a. a. O. 
ſpräche eher gegen die verſuchte Unterſcheidung zwiſchen 
Inländern und Ausländern. Anders wäre zu er⸗ 
kennen, wenn ein folder Fall nach der ZPO. zu 
entſcheiden wäre; bei 8 23 ZPO. iſt die Staats⸗ 
angehörigkeit, wie in Schrifttum und Rechtſprechung 
feſtſteht, weder für den Kläger noch für den Beklagten 
erheblich und es iſt daher auch nicht die Frage auf⸗ 
zuwerfen, ob der klagende Ausländer im Inlande 
Wohnſitz oder Geſchäfts nieder laſſung beſitzt: Stein, 
ZPO. 8 23 A. 2, 3 und dort angef. RGE.; Bayer. 
Ob“LG. in Seuff A. 41 Nr. 219. Daß W. den E. vor 
den deutſchen Gerichten auf Erſüllung der ſtrittigen 
Verbindlichkeit belangen könnte, bedarf keiner Aus⸗ 
führung; das deutſche Urteil könnte auch in Oeſter⸗ 
reich vollſtreckt werden, wenn die Klage, wie das 
öſterr. Recht fordert, zu eigenen Handen des Beklagten 
zugeſtellt iſt. 

Erſter Staatsanwalt Dittmann in Zweibrücken. 
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„Der Kläger hat die Koſten des Nechtsſtreits zu 
tragen, vorbehaltlich des ihm bewilligten Armenrechts.“ 
Wird eine Partei, der das Armenrecht bewilligt iſt, 
zu den Koſten verurteilt, ſo wird bisweilen der Ent⸗ 
ſcheidung die Bemerkung beigeſetzt „vorbehaltlich des 
bewilligten Armenrechts“ oder es wird in anderer 
Weiſe zum Ausdruck gebracht, daß trotz der Auf⸗ 
erlegung der Koſten an den aus der Bewilligung des 
Armenrechts ſich ergebenden Folgen nichts geändert 
werden ſoll. Dieſe Zuſätze ſind nicht bloß überflüſſig, 
ſie verkennen die Bedeutung der Bewilligung des 
Armenrechts. Die Wirkungen der Bewilligung des 
Armenrechts dauern fort, ſolange nicht derjenige, dem 
es bewilligt iſt, ſtirbt (8 122 8PO.) oder durch eine 
ausdrückliche Entſcheidung nach 88 121 oder 
125 ZPO. die Wirkungen beſeitigt werden; der Vers 
urteilung in die Koſten des Rechtsſtreits iſt nirgends 
ein Einfluß auf die Wirkungen des Armenrechts ein⸗ 
geräumt; ein Vorbehalt dieſer Wirkungen im Urteil 
hat keinen Sinn. 

Landgerichtsrat Schiedermair in München. 


Haftet der Poſtſiskus für beſchlagnahmte Pakete? 
Gemäß 8 6 PoſtG. baftet die Poſtverwaltung grund⸗ 
ſätzlich von der Einlieferung bis zur Ablieferung für 
den Verluſt von Paketen, es ſei denn, daß er auf die 
eigene Fahrläſſigkeit des Abſenders zurückzuführen iſt. 

Vorausſetzung des Erſatzanſpruchs iſt, daß das 
Paket zu Verluſt gegangen iſt. Eine Sendung gilt 
als verloren, wenn ſie weder an einen Empfangsberech⸗ 
tigten ausgehändigt, noch dem Abſender zurückgegeben 
werden kann (Niggl, Poſtrecht Bem. 5 zu 8 6 Poſt G.). 
Würde das Paket auf Grund einer formell zu Recht 
ergangenen Beſchlagnahmeverfügung von der Poſt⸗ 
verwaltung der Beſchlagnahmebehörde ausgeliefert, 
ſo iſt die Aushändigung an einen Empfangsberechtigten 
erfolgt; ein Fall des Verluſtes im Sinn des 8 6 PoſtG. 
liegt ſomit nicht vor. 

Dies gilt ſowohl für den regulären Fall der Be⸗ 
ſchlagnahme (88 98 ff. StPO.) als auch für den Fall 
der Beſchlagnahme der Präventivpolizei (Art. 20 
PStGB., Art. 102 AG. StPO.). Unter letztere Gattung 
der Beſchlagnahmeverſügungen fallen auch die durch 
das Kriegswucheramt verfügten (Bay ZfR. 1918 S. 136, 
28.1918 Sp. 187). 

Die Poſtverwaltung iſt verpflichtet die formelle 
Gültigkeit der Beſchlagnahme nachzuprüfen (88 631, 
276 ev. 254 BGB.). Die materielle Berechtigung der 
Beſchlagnahme nachzuprüfen, iſt die Poſtverwaltung 
weder verpflichtet noch berechtigt. 

Im Fall der Beſchlagnahme von Lebensmittel- 
paketen und dgl. durch die Präventivpolizei wird in 
der Regel auch eigenes Verſchulden des Abſenders 
gegeben ſein, weil er die durch die Kriegsverordnungen 
vorgeſchriebenen Verkehrsbeſchränkungen oder Ver⸗ 
ſendungsvorſchriften nicht beachtete und deshalb bei 
Aufgabe des Paketes mit der Beſchlagnahme rechnen 
mußte. Amtsrichter Dr. Full in München. 
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Aus der Aechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 


I. 
Unabwendbarer "Pier i. S. des 9 233 350. Aus 
den Gründen: Es iſt ſtreitig, ob der Beklagte 
durch einen unabwendbaren Zufall verhindert worden 
iſt, die Friſt zum Einſpruch gegen das Verſäumnis⸗ 
urteil einzuhalten. Die Klageſchrift mit Ladung vor 
das LG. in B. auf den 2. Juni 1917 iſt dem Beklagten 
am 14. Mai zugeſtellt worden. Am 24. gl. Monats 
hat der Beklagte von D. aus, wohin er inzwiſchen 
verzogen war, eine Anfrage an das Gericht in B. 
gerichtet, was er gegenüber der Klage tun könne, da 
er mangels der erforderlichen Mittel keinen Anwalt 
beſtellen könne; die Antwort, daß er das Armenrecht 
nachſuchen müſſe, iſt am 31. Mat abends in B. zur 
Poſt gegeben worden. Am 4. Juni hat der Bekl. beim 
Magiſtrat in D. das aus um einen Armenſchein 
geſtellt und darauf am 28. Juni einen abſchlägigen 
Beſcheid erhalten. Inzwiſchen war ihm das im Ter⸗ 
mine vom 2. Juni ergangene Berfäumnisurteil am 
25. Juni gugeneit worden, die Einſpruchsfriſt endete 
alſo am 9. Juli. Nunmehr wendete ſich der Beklagte 
an einen Rechtsanwalt zu D. und letzterer reichte am 
11. Juli beim dortigen Magiſtrat eine Beſchwerde 
gegen die Verweigerung des Armenſcheins ein mit 
dem Erfolge, daß er am 19. Juli den Armenſchein er⸗ 
hielt. Am 25. Juli ging beim 88. in B. das am 
23. gl. Mts. geſtellte Geſuch des Rechtsanwalts zu D. 
um Bewilligung des Armenrechts ein und am 27. 
gl. Mts. wurde das Armenrecht bewilligt und dem 
Beklagten ein Anwalt beigeordnet; der von letzterem 
am 1. Auguſt eingelegte Einſpruch mit Antrag auf 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand iſt am 3. 
gl. Mts. beim Gericht eingegangen. 

Das BG. meint, von einem unabwendbaren Zus 
fall i. S. von 8 233 ZPO. könne keine Rede fein. Es 
hält dem Bekl. zunächſt entgegen, daß er ja von 
ſeinem nne dem Anwalt zu D. einen Koſten⸗ 
vorſchuß von 50 M bezahlt habe und daß er deshalb 
ebenſogut bereits von ſeinem Juligehalte den Anwalt 
zu B., der ihn im vorausgegangenen Eheſcheidungs⸗ 
prozeſſe vertreten habe, den Koſtenvorſchuß hätte be⸗ 
zahlen und ihn mit rechtzeitigem Einſpruch hätte be⸗ 
auftragen können. Damit verkennt das BG. die Be 
deutung der eee des Armenrechts. Iſt einmal 
durch deſſen Bewilligung anerkannt, daß die Partei 
Prozeßkoſten nicht beſtreiten kann, ſo gilt dies unein⸗ 
geſchränkt auch für die Zeit vor der Bewilligung. 
Das Geſetz ſtellt an die arme Partei nicht die Zu⸗ 
mutung, daß ſie einſtweilen Koſten für die Wahrun 
ihrer Rechte auslegen ſolle (RG. 12 S. 376). Au 
aus dem Geſichtspunkte der äußerſten, nach Lage der 
Sache vernünftigerweiſe zu erwartenden Sorgfalt läßt 
ſich keine Zumutung dieſer Art rechtfertigen. Und 
hieran ändert ſich auch nichts, wenn es die Partei 
tatſächlich auf irgend eine Weiſe a gemacht hat, 
nachträglich einen Vorſchuß aufzubringen; deshalb 
darf ihr nicht ohne weiteres entgegengehalten werden, 
ſie habe die Sorgfalt verletzt, weil ſie den Vorſchuß 
nicht ſchon früher bezahlt habe (RZ. 70 S. 125, 
Gruchot 53 S. 1100). 

Keinen Unterſchied macht es, ob die Partei den 
nachträglich aufgebrachten Vorſchuß an den Prozeß⸗ 
anwalt, wie in den angeführten früheren Fällen, oder, 
wie hier, an einen anderen Anwalt bezahlt hat; 
kenn ob die Urſache der verfpäteten Erlangung des 

rmenrechts auf eine anfängliche Ablehnung des beim 
Gericht eingereichten Geſuches oder auf eine Verzöge⸗ 
rung in der Ausſtellung des behördlichen Armenzeug⸗ 
niſſes zurückzuführen iſt. 
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Weiter ſagt das BG., es könne nicht bezweifelt 
werden, daß der Rechtsanwalt zu B. auch ohne Koſten⸗ 
vorſchuß einen erteilten Auftrag zur rechtzeitigen Ein⸗ 
legung des Einſpruchs ausgeführt haben würde. Aber 
die Ueberzeugung des BG., daß dies der Fall ges 
weſen ſein würde, reicht nicht aus, um dem Beklagten 
falſche Maßnahmen zum Vorwurfe zu machen; dazu 
hätte es der Feſtſtellung bedurft, daß der Beklagte 
ſelbſt mit einem derartigen Verhalten des Anwalts 
habe rechnen können und an einer ſolchen Feſtſtellung 
fehlt es. Das BG. findet ſodann ein ſaumſeliges 
Verhalten und falſche Maßnahmen des Beklagten 
darin, daß er nach Zuſtellung der Klage und weiter 
nach Empfang des ablehnenden Magiſtratsbeſcheides 
die entſprechenden Maßnahmen zu ſpät eingeleitet 
habe. Die Reviſion ſagt demgegenüber, daß alles, 
was vor Zuſtellung des Verſäumnisurteils liege, hier 
nicht in Betracht kommen könne, weil der Beklagte 
ja nur gegen den Ablauf der erſt damals in Lauf 
gekommenen Einſpruchsfriſt die Wiedereinſetzung ver⸗ 
lange. Dem kann jedoch nicht beigepflichtet werden. 
Die nach $ 233 ZPO. vom Beklagten zu verlangende 
aͤußerſte Sorgfalt erforderte ſein Tätigwerden ſchon 
nach Zuſtellung der Klageſchrift, da von vornherein 
mit der Möglichkeit gerechnet werden mußte, daß 
innerhalb einer ſpäter eingreifenden Prozeßfriſt nicht 
mehr alle erforderlichen Schritte rechtzeitig durchge⸗ 
führt werden könnten. Aber abgeſehen hiervon iſt 
der Reviſion dahin beizutreten, daß in dem oben be⸗ 
zeichneten Verhalten des Beklagten nach Lage der 
Sache keine den Begriff des unabwendbaren Zufalls 
ausſchließende Saumſeligkeit zu finden iſt. Ein ge⸗ 
wiſſer Zeitraum zur Ueberlegung der vorzunehmenden 
Schritte muß der Partei in allen Fällen zugeſtanden 
werden; auch iſt die mangelnde Kenntnis vom Ge⸗ 
e der Behörden als ein die Anwendung 
es & 233 rechtfertigender Umſtand anzuerkennen [JW. 
1892 S. 4615, 1904 S. 75, 1909 S. 728°]. (Urt. des 
IV. 35. vom 27. Juni 1918, IV 148/18). 
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II. 


Solange der Gläubiger dem ſtontokurrentſchuldner 
weder eine Mitteilung über die Abſchliezung des Kontos 
noch ſonſt eine Kündigung hat zugehen laſſen, kann er 
auch von dem Bürgen Begleichung der Kontskurreut⸗ 
ſchuld nich“ deauſpruchen, mag auch eine Mitteilung au 
den Sch ider durch beſendere Umſtände — wie ruſſiſche 
Kriegsge ungenfhaft — außergewöhnlich erſchwert fein. 
— Daß fih der Bürge nur für einen Teil der Schuld 
verbürgt nat, hindert nicht, daz er die ganze Schuld 
tilgt; er erwirbt — auch gegen volle Befriedigung des 
Gläubigers — deſſen Forderung in der Höhe der Bürg⸗ 
ſchaftsleiſtung und kann inſoweit auch die Uebertragung 
der für die Forderung ſonn beſtellten Sicherheiten be⸗ 
auſpruchen. “G8. 55 267, 774. Aus den Gründen: 
Zur Fälligkeit der Hauptſchuld äußert ſich das BG. 
dahin, daß freilich die Schuld dem Hauptſchuldner U. 
nicht habe gekündigt werden können, da dieſer ſich in 
ruſſiſcher Kriegsgefangenſchaft befinde. Aber die Schuld 
ſei als Kontokurrentſchuld unter den Geſchäftsbe— 
dingungen des Kl. eingegangen, die dieſem jederzeit 
den Schluß des Kontos geſtatteten, wenn ſich die Ver⸗ 
hältniſſe des Schuldners nach Anſicht des Kl. uns 
günſtig geſtalteten. Danach habe der Kl. gehandelt 
und darauf den Bekl. alsdann zur Bezahlung der 
Bürgſchaftsſchuld aufgefordert. Was die Herausgabe 
der für die Hauptſchuld beſtellten Sicherheiten betrifft, 
könne es dahingeſtellt bleiben, ob dieſe beſtehen. Die 
Herausgabeforderung ſei unbegründet, da die Konto— 
kurrentſchuld des Hauptſchuldners mehr als 20000 M, 
nämlich einſchließlich der Zinſen 20 587.55 M betrage; 
erſt wenn die ganze Schuld bezahlt ſei, ſei der Kl. 
zur Herausgabe der Sicherheiten auf Grund des 8 774 
BGB. verpflichtet. Freilich habe der Bekl. die Be⸗ 


zahlung der ganzen Schuld angeboten; aber der Kl. 
habe vom Bekl. nur 20000 M zu fordern und vers 
lange auch nicht mehr. Gegen deſſen Willen ſei der 
Bekl. nicht berechtigt, die Reſtſchuld zu bezahlen. 
Keinesfalls könne der Bekl. zur Zahlung von 20 587.55 K 
gegen Herausgabe der Pfänder verurteilt werden. — 
Es iſt rechtsirrtümlich, wenn das BG. zur Herbei⸗ 
führung der Fälligkeit der Hauptſchuld es für ge⸗ 
nügend erachtet, daß der Kl. das Konto des U. ge⸗ 
ſchloſſen habe, ohne daß dieſem davon Mitteilung ge⸗ 
macht wurde, und daß es einen ausreichenden Erſatz 
für dieſe die Kündigung darſtellende Mitteilung an 
den Hauptſchuldner darin findet, daß der Kl. vor Er⸗ 
hebung der Klage den beklagten Bürgen zur Zahlung 
aufforderte. Nach dem 8 15 der Geſchäftsbedingungen 
des Kl., auf welchen ſich der Kl. beruft, ſteht dem 
Kontoinhaber wie dem Kl. das Recht zu, jederzeit den 
Kredit zu kündigen und den Schluß des Kontos zu 
verlangen: die Kündigung durch die Genoſſenſchaft 
ſoll mit eingeſchriebenem Brief erfolgen; die Genoſſen⸗ 
ſchaft fol „insbeſondere berechtigt“ fein, den ſofortigen 
Schluß des Kontos eintreten zu laſſen, wenn die Ver⸗ 
hältniſſe des Schuldners nach Anſicht des Vorſtandes 
ſich ungünſtig geitaltet haben. In 817 der Bedingungen 
iſt beſtimmt, daß, wenn bei Schluß des Kontos die 
Zahlung nicht ſofort oder innerhalb der geſtellten 
Friſt erfolgt, die Schuld eingezogen wird. Die Be⸗ 
ſtimmungen der 88 15 ff. enthalten eine den Geſchafts⸗ 
verhältniſſen des Kl. angepaßte Ausführung des in 
8 355 Abſ. 2 HGB. ausgeſprochenen Satzes. Es er⸗ 
hellt, da der rechtsgeſchäftl. Verkehr auf Willens⸗ 
erklärungen beruht und jeder Willensakt demzufolge, 
um Rechtswirkſamkeit zu erlangen, ſich in eine Er⸗ 
klärung des Willens nach außen umſetzen muß, daß 
nicht der innere Entſchluß des Kl., das Konto eines 
Schuldners zu ſchließen, die Fälligkeit der Schuld 
herbeiführen kann, daß der Schuldner nicht einfach 
dadurch zur ſofortigen Begleichung ſeiner Schuld ver⸗ 
pflichtet werden kann, daß der Kl. in ſeinen Geſchäfts⸗ 
büchern unter das Konto des Schuldners einen Strich 
zieht und einen Saldo berechnet; vielmehr muß ihm 
der Schluß des Kontos und der Schlußſaldo verlaut⸗ 
bart werden; dies ſoll nach 8 15 der Bedingungen die 
Genoſſenſchaft in der Regel durch eingeſchriebenen 
Brief tun. Dieſe Mitteilung ſtellt die Kündigung der 
Schuld dar. Wie jede Kündigung iſt dieſe Mitteilung 
eine empfangsbedürftige Willenserklärung i. S. des 
§ 130 BGB. Der Umſtand, daß der Schuldner ſich in 
ruſſiſcher Kriegsgefangenſchaft befindet, erſchwert gewiß 
die Mitteilung; die Abſendung eines eingeſchriebenen 
Briefes an ihn wird nicht angängig fein. Das „Zus 
gehen“ einer Willenserklärung gemäß 8 130 BGB. 
ſetzt voraus, daß der Empfänger ſich Kenntnis von 
dem an ihn abgeſandten Schriftſtück verſchaffen kann 
(RG Z. Bd. 50 S. 191, JW. 1905 S 488 Nr. 6). Ins 
ſoweit hiervon wegen äußerer Hinderungen nicht die 
Rede ſein kann, wie dies bei einem in feindlicher 
Kriegsgefangenſchaft befindl. Kriegsteilnehmer zutrifft, 
wird nachgewieſen werden müſſen, daß das an ihn 
abgeſandte Schreiben tatſächlich an ihn gelangt iſt. 
Außerdem ſteht aber dem Erklärenden der Weg der 
Zuſtellung (8 132 BGB.) offen, die in irgendeiner 
Weiſe nach den Beſtimmungen der ZPO. erfolgen 
kann. Die Schwierigkeiten, dem Schuldner die Mit⸗ 
teilung von dem Schluſſe des Kontos zu Händen 
kommen zu laſſen, gehen zu Laſten des Gläubigers; 
ſie ſind indeſſen nicht unüberwindlich; auf irgendeinem 
der zur Verfügung ſtehenden Wege läßt ſich die Mit⸗ 
teilung ermöglichen. Jedenfalls kann die Fälligkeit 
der Schuld ohne eine dem Schuldner vom Gläubiger 
zugegangene oder zugeſtellte Mitteilung von dem Konto⸗ 
ſchluß nicht angenommen werden. Der Bürge iſt nicht 
der Schuldner, ſeine Verpflichtung iſt von der des 
Hauptſchuldners abhängig; erſt wenn die Hauptſchuld 
fällig geworden, im Falle des 8 15 der Geſchäfts⸗ 
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bedingungen alfo der Schluß des Kontos dem Haupt⸗ 
ſchuldner durch Zugehen oder Zuſtellung einer Mit⸗ 
teilung verlautbart worden iſt, wird auch die Bürg⸗ 
ſchaftsſchuld fällig. Die Zahlungsaufforderung an den 
Bürgen anſtatt an den Hauptſchuldner kann jene zur 
Fälligkeit erforderl. Mitteilung nicht erſetzen; ſie iſt, 
wenn ſie ohne die Grundlage der letzteren erfolgte, 
wirkungslos. Was den zweiten Streitpunkt, die Ueber⸗ 
tragung der für die Schuld beſtellten anderweiten 
Sich nge an den zahlenden Bürgen, angeht, ſo 
ſtellt das BG. den rechtsirrigen Satz auf, daß der 
Gläubiger ſich die vollſtändige Zahlung der Haupt⸗ 
ſchuld durch den nur in Höhe eines Teiles verpflich⸗ 
teten Bürgen nicht gefallen zu laſſen brauche. Wenn 
der Bürge, um die beſtellten Sicherheiten für ſich voll⸗ 
ſtändig zu befreien, die ganze Schuld zahlen will, ſo 
kann der Gläubiger dem nicht widerſprechen; denn 
jeder Dritte kann zahlen, es ſei denn, daß der Schuldner 
widerſpricht (S 267 B8B.). Freilich tritt die Wirkung 
des 8 774 Abſ 1 BGB. hinſichtlich des über die Bürg⸗ 
ſchaftsſchuld hinaus gezahlten Teiles der Hauptſchuld 
nicht ein; die Werkung des Ueberganges der Forderung 
auf den Zahlenden hat die Zahlung durch einen Dritten 
nach 8 267 BGB. nicht. Wie die Reviſion zutreffend 
ausführt, würde durch die Zahlung der ganzen Schuld 
durch den Bekl. mit 20 587.55 M die Schuld in Höhe 
von 587.55 M getilgt; in Höhe der 20000 M würde 
aber der Uebergang der Forderung mit allen dafür 
ſonſt beſtellten Sicherheiten ſtattfinden und die Ueber⸗ 
tragung der letzteren gefordert werden können. Aller⸗ 
dings kann der Bekl. nicht ſeinem in erſter Linie ge⸗ 
ſtellten Antrage gemäß zur Zahlung von 20 587.55 M 
nebſt Zinſen gegen Abtretung und Herausgabe der 
Sicherheiten verurteilt werden, weil eine ſolche Schuld 
des Bürgen nicht beſteht, ſondern nur umgekehrt, wie 
es dem Widerklageantrag entſpricht, der Kl. und Wider⸗ 
bekl. zur Abtretung und Herausgabe der Sicherheiten 
— und zwar zum Betrage von 20 000 1 — gegen 
Zahlung der 20 587.55 M. Ob auf die Weigerung des 
Kl. 8 226 BGB. anzuwenden iſt, weil gar kein ver⸗ 
nünftiges Intereſſe des Gläubigers an der Feſthaltung 
der Sicherheiten beſteht, kann dahingeſtellt bleiben. 
Ebenſo, wie der Uebergang der Sicherheiten an den 
Bekl. nach 8 774 Abſ. 1 BGB. ſich geſtaltet, wenn die 
Sicherheiten noch für andere Forderungen des Kl. 
haften, und ob hier die Beſtimmung des S 774 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. Platz zu greifen hat, wonach der Ueber⸗ 
gang nicht zum Nachteile des Gläubigers geltend ge⸗ 
macht werden kann (vgl. RG. Bd. 76 S. 195 und 
anderſeits RG. Z. Bd. 82 S. 133 und Warn. Rechtſpr. 
1914 Nr. 275). Denn das BGG. hat in feinem Urteil 
über alle hier in Betracht kommenden Verhältniſſe 
nichts feſtgeſtellt, ſondern unterſtellt, daß die Sicher- 
heiten, deren Uebertragung vom Bekl. verlangt wird, 
für die gegenwärtige Hauptſchuld ganz und aus— 
ſchließlich haften. (Urt. des VI. ZS. vom 25. März 
1918, VI 35/1918). E. 
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1. Rechtsverhältnis zwiſchen dem Arzte, der auf 
Erſuchen der Eltern eines Kindes deſſen Behandlung 
übernommen hat, und dem Kinde. 36. 5 328. — 
2. Berpflichtungen des jeder ärztlichen Vorbildung ent: 
behrenden Unternehmers einer zahnärztlichen Anſtalt; 
Abgrenzung der Aufgabe der beſchäftigten Zahntechniker 
und Zahnärzte; Anforderungen an den Entlaſtungs⸗ 
beweis nach 8 831 8B. Aus den Gründen: 
1. Der Vorderrichter ſpricht der Kl. vertragliche Anſprüche 
gegen den Bekl. W. ab. Er beruft ſich dafür, daß 
durch den Vertrag des Vaters der Kl. mit W. wegen 
Behandlung ſeines Kindes ein vertragliches Schuld— 
verhältnis nur ihm ſelbſt gegenüber, nicht auch gegen— 
über dem Kinde begründet worden ſei, auf das Urteil 
des NS. in Entſch. Bd. 85 S. 183, und es iſt richtig, 


daß dort der 3. Senat ohne nähere Begründung, aber 
auch ohne daß hierauf die Entſcheidung beruht, an⸗ 
genommen hat, daß in einem ſolchen Falle dem Kind 
Vertragsanſprüche gegen den behandelnden Arzt nicht 
erwachſen. Es wird dort ausgeführt, der Natur der 
Sache und der Verkehrsſitte entſpreche es, daß der 
von den Eltern des Kindes zugezogene Arzt den Ver⸗ 
trag mit den Eltern ſchließe; nur darauf ſei, von ganz 
beſonderen Umſtänden abgeſehen, der immer ohne 
weiteres erſichtliche und nach dem ſittlichen wie recht⸗ 
lichen Inhalt des Elternverhältniſſes notwendige Ver⸗ 
tragswille beider Teile gerichtet, und das Kind ſei 
nur der Dritte, an dem ſich die dem Vater geſchuldete 
Vertragsleiſtung des Arztes vollziehen ſolle. Indeſſen 
bezieht ſich dieſe Begründung nur darauf, ob in Fällen 
der vorliegenden Art der Vater des Kindes den Ver⸗ 
trag in eigenem oder als Vertreter ſeines Kindes in 
deſſen Namen ſchließe. Die Frage, ob nicht nach 
8 328 BGB. ein unmittelbares Rechtsverhältnis auch 
des Kindes zum Arzte zuſtande gekommen iſt, hat dort 
das RG. nicht weiter erwogen. Dagegen hat derſelbe 
3. Senat in dem Urteil Entſch. Bd. 91 S. 21 in Bes 
ziehung allerdings auf die Wohnungsmiete die Rechts- 
lage ausdrücklich unter dem Geſichtspunkte des Ver⸗ 
trages zugunſten Dritter geprüft und, wenn dort ge⸗ 
ſagt wird, dem Mieter müſſe, wenn nicht beſondere 
Umſtände vorlägen, die für den Vermieter erkennbare 
Abſicht unterſtellt werden, beim Abſchluß des Ver⸗ 
trages auch den Vorteil ſeiner Angehörigen wahrzu⸗ 
nehmen und zu dieſem Zweck ihnen hinſichtlich der 
Mängel der Wohnung dieſelben Rechte gegen den 
Vermieter zu verſchaffen, die ihm ſelbſt zuſtehen, ſo 
ſind das Erwägungen, die ohne weiteres auch auf das 
Rechtsverhältnis zwiſchen dem Vater eines minder⸗ 
jährigen Kindes, ſowie dieſem ſelbſt und dem Arzte, 
der es behandeln ſoll, zutreffen (vgl. noch Entſch. Bd. 87 
S. 64 f.). Es braucht hierauf indeſſen die Entſcheidung 
nicht gegründet zu werden, weil ſich auch die von der 
Reviſion erhobene Rüge als begründet erweiſt. Die 
angefochtene Entſcheidung beruht auf unrichtiger An⸗ 
wendung des § 831 BGB. 

2. Es ſteht feſt, daß der Schaden, den die Kl. er⸗ 
litten hat, ihr durch den Dentiſten A. in Ausführung 
von Verrichtungen widerrechtlich zugefügt worden iſt, 
zu denen der Bekl. W. als Inhaber eines zahnärztl. 
Ambulatoriums ihn beſtellt hatte. Der Bekl. haftet, 
wenn er nicht den ihm nach § 831 offenſtehenden Ent⸗ 
laſtungsbeweis führt. Ein folder war in der erſten 
Inſtanz überhaupt nicht angeboten und in der zweiten 
nach dem Tatbeſtande des angefochtenen Urteils nur 
in der Geſtalt: „der Bekl. macht geltend, daß er nur 
Kaufmann und geſchäftlicher Leiter des Inſtituts ſei 
und daß er bei der Auswahl der beſchäſtigten Zahn⸗ 
ärzte und Techniker alle Sorgfalt beachtet habe“; der 
Vorderrichter hat nicht ſo ſehr über letzteres, als viel⸗ 
mehr darüber Beweis erhoben, welche Qualifikation 
zur Ausübung der Zahnheilkunde A. beſeſſen habe. 
Er hat, nachdem der als Zeuge und Sachverſtändiger 
vernommene Zahnarzt M. bekundet hatte, daß A. nach 
mehrſemeſtrigem Studium der Medizin in „fehr guten 
Praxen“ ſich ſeine techniſchen Kenntniſſe erworben habe 
und ſchon ein Jahr beim Bekl. beſchäftigt geweſen ſei, 
ohne nähere Begründung den Entlaſtungsbeweis für 
geführt angeſehen. Das iſt rechtsirrtümlich. Es iſt 
nichts dagegen einzuwenden, wenn der Vorderrichter 
davon ausgeht, daß darin nicht ſchon ein Verſchulden 
liegt, daß der Bekl., obwohl auf dieſem Gebiet Laie, 
ein „zahnärztliches Ambulatorium“ gewerblich betreibt 
und ſich damit zu zahnärztlicher Behandlung anbietet, 
die er durch Fachmänner als Angeſtellte ſeines In⸗ 
ſtitutes ausüben läßt. Aber gerade darum, weil er 
ſelbſt von der Sache nichts verſteht, wird er um ſo 
ſorgfältiger bei der Auswahl der Kräfte verfahren 
müſſen, denen er die Behandlung der 1 an⸗ 
vertraut. Darüber, was nach dieſer Richtung der 
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Bekl. in Beziehung auf A. getan hat, iſt kein Beweis 
erhoben und nicht einmal eine Behauptung aufgeſtellt. 
Es Ikönnte in Frage kommen, ob dieſer Mangel aus⸗ 
geglichen ſei, wenn der erhobene Beweis ergeben hätte, 
daß A. eine in jeder Beziehung ſeiner Aufgabe ge⸗ 
wachſene Perſönlichkeit iſt, worauf von vornherein der 
Beweisſatz abgeſtellt war. Aber dieſer Beweis kann 
nicht durch das für erbracht gelten, was M. hat mit⸗ 
teilen können. Daß A. mehrere Semeſter Medizin 
ſtudiert hat, muß nicht zu ſeiner Empfehlung dienen, 
kann vielmehr auch gerade zu ſahrt, ungunſten ge⸗ 
deutet werden, und wenn man erfährt, daß er ih „in 
guten Praxen“ ausgebildet hat, ſo kommt es weniger 
darauf an, wo es geſchehen iſt, als vielmehr wie und 
mit welchem Erfolge. Wenn ferner auch nicht davon 
die Rede fein kann, daß; der Bekl. als Laie in Be 
ziehung auf die eigentlich fachmänniſche Tätigkeit ſeiner 
Angeſtellten als ſolche eine leitende Tätigkeit hätte 
ausüben müſſen, fo war es doch feine Sache, als 
Unternehmer dafür zu ſorgen, daß der Betrieb im 
ganzen in der erforderl. Weiſe eingerichtet und im 
einzelnen den an eine ſolche Anſtalt zu ſtellenden An⸗ 
forderungen entſprechend durchgeführt wurde. Es iſt 
zu beachten, daß der Bekl. ſeine Anſtalt als eine zahn⸗ 
ärztliche bezeichnet, was bei dem vielerörterten und 
allgemein bekannten Gegenſatze zwiſchen Zahnärzten 
und Zahntechnikern bei den Leuten die Vorſtellung 
erwecken muß, daß ſie gerade auch auf Behandlung 
durch einen Zahnarzt rechnen können. Kann dem 
gegenüber auch nicht ohne weiteres beanſtandet werden, 
daß der Bekl. außer einem oder mehreren Zahnärzten 
noch Zahntechniker angeſtellt hat, ſo muß doch vor⸗ 
geforgt ſein, daß genau beſtimmt wird, in welcher 
Weiſe, in welchem Umfang und unter welchen Vor⸗ 
ausſetzungen die nur techniſch ausgebildeten Angeſtellten 
mehr oder weniger felbjtändig verfahren dürfen. Mag 
man noch im übrigen über den Unterſchied zwiſchen 
Zahnarzt und Zahntechniker denken, wie man will, 
immer wird für den Techniker wie auch für den Zahn⸗ 
arzt eine Grenze gezogen ſein, wo er im gegebenen 
Fall erkennen muß, daß zum Verſtändnis der Er⸗ 
krankung und zur zweckentſprechenden Behandlung die 
Zuziehung eines in der geſamten Wiſſenſchaft aus⸗ 
gebildeten Arztes erforderlich wird. Der Leiter einer 
zahnärztl. Anſtalt muß ſich vergewiſſern, ob der Mann, 
den er anſtellen mill, die hierzu erforderliche Umſicht 
beſitzt und darauf dringen, daß der Angeſtellte es tut. 
(Urt. des VI. 38S. vom 29. April 1918, VI N 
4489 . 


IV. 


Zu 3 138 Abſ. 2 888. 1. Auch bei der neber⸗ 
lang von Waren zum Ladenpreis kann ein Mißver⸗ 
hältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiftung ein. 
2. Nichtigkeit der Neuvernahme eines Geſchäfts oder 
eines abſtrakten Schuldverſprechens wegen Wuchers. 
B. 36 141, 780. Aus den Gründen: 1. Die 
Reviſion macht geltend, daß die Zigarren dem Haupt⸗ 
ſchuldner zum Ladenpreiſe berechnet worden ſeien; in⸗ 
ſoweit könne von einer Bewucherung, insbeſondere 
von einem auffälligen Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung 
und Gegenleiſtung nicht die Rede ſein. Aber die Be⸗ 
jahung eines Mißverhältniſſes der Leiſtungen wird 
dadurch nicht rechtsirrig. Das BG. nimmt ohne Rechts⸗ 
verſtoß an, daß der im Ladenpreis enthaltene Geſchäfts⸗ 
nutzen ſehr erheblich ſei, und dieſe Annahme kann um 
ſo weniger Bedenken begegnen, als unſtreitig jeweils 
größere Mengen zu dieſem (Einzel-) Preis abgeſetzt 
worden find. Außerdem; aber ergibt auch ſchon der 
Zwang, eine ſonſt nicht gewünſchte Ware nehmen zu 
ken um das Darlehen zu erhalten, als folder ein 
Mißverhältnis der Leiſtungen i. S. des § 138 Abſ. 2, 
von dem wirklichen Werte jener Ware an und für ſich 
abgeſehen (V 134/06). 2. Unter Berufung auf BGB. 
8 141 glaubt die Reviſion, in der Urkunde vom 20. Sept. 


1910 eine wirkſame Beſtätigung der wenngleich wuche⸗ 
Al Einzelgeſchäfte finden zu können. Dies indeſſen 
mit Unrecht. Keiner Ausführung bedarf, daß die in 
8 141 gedachte Neuvornahme des Geſchäfts nur dann 
wirkſam ſein kann, wenn ihr nicht derſelbe Mangel 
als Nichtigkeitsgrund anhaftet wie dem früheren Ge⸗ 
ſchäft. Auch wenn in dem Schuldverſprechen vom 
20. Sept. 1910 ein Dias abſtrakter Art i. S. des 8 780 
BGB. gefunden wird, ſteht dies dem Einwande des 
Wuchers nicht entgegen. Auch dieſe abſtrakte Ver⸗ 
pflichtungserklärung als ſolche Dat der Kl. unter Aus» 
beutung des Leichtſinns und im Mißverhältnis zu 
einen Leiſtungen erlangt (vgl. RG. Z. Bd. 57 S. 96; 
lanck“ 8 138, III 4c). (Urt. des VI. ZS. vom 2. Mai 
1918, VI 60/1918). E. 
4490 


V 


88. SS 1570, 116. Kann der Gatte, deſſen Ber- 
halten gegenüber dem anderen Gatten als Berzeihnng 
verſtanden werden konnte, ſich darauf berufen, daß ihm 
der Wille zu verzeihen geſehlt habe? Aus den 
Gründen: Das BG. erblickt einen Scheidungsgrund 
darin, daß die Bekl. ſich durch ihr heimliches Schulden⸗ 
machen und die zur Deckung der Schulden verübten 
Unterſchlagungen ſowie durch ihre unbegründete maß⸗ 
loſe Eiferſucht immer mehr in eine Stimmung verſetzt 
habe, in der ihr der Selbſtmord unter gleichzeitiger 
Tötung des Kindes als der einzige Ausweg erſchienen 
ſei, daß ſie ſich vorgeſtellt habe, wie ſchwer ſie den Kl. 
durch die Tötung des geliebten einzigen Kindes treffen 
werde, daß ſie ſich nicht geſcheut habe, dieſen Plan 
mit anderen Frauen zu beſprechen, daß ſie trotz deren 
Abmahnungen ſogar im September 1914 einen miß⸗ 
lungenen Verſuch unternommen, nach zwei Monaten 
eine neue Unterſchlagung begangen und ihr Vor⸗ 
haben bezüglich des Kindes auch ausgeführt habe. 
Die Reviſion wendet ſich gegen die Ausführungen des 
BG., daß eine Verzeihung nicht ſtattgefunden habe. 
Sie hält dieſe Ausführungen für rechtsirrtümlich, weil 
es für die Verzeihung eines Scheidungsgrundes nach 
8 1570 BGB. nicht auf die innere Abſicht, 3 
darauf ankomme, wie die Kundgebung, dem Verzeihenden 
bewußt, von dem anderen Gatten habe verſtanden 
werden müſſen. Ein geheimer Vorbehalt ſei nicht zu 
berückſichtigen. Der Angriff kann keinen Erfolg haben. 
Richtig iſt, daß auf die Verzeihungserklärung der 
Grundſatz des 8 116 BGB. Anwendung findet. Die 
kundgegebene Verzeihung iſt nicht deshalb nichtig, weil 
ſich der Erklärende insgeheim vorbehält, das Erklärte 
nicht zu wollen (vgl. JW. 1901, 386; 1905, 371°), 
Man darf aber nicht, wie anſcheinend die Reviſion 
will, auf eine ſolche Verzeihung die nur für den 
rechtsgeſchäftl. Verkehr beſtimmte Auslegungsregel 
anwenden, daß ein jeder die Erklärung ſo gegen ſich 
gelten laſſen muß, wie fie der Gegner nach Treu und 
Glauben verſtehen durfte (vgl. RZ. Bd. 88 Nr. 105 
S. 428). Das Vorhandenſein einer Verzeihung nach 
8 1570 BGB. iſt vielmehr in aller Regel davon ab» 
hängig, daß der Gatte wirklich die Verzeihung gewollt 
hat. Eine Ausnahme findet ſtatt, wenn der Gatte in 
einer auf Täuſchung berechneten Weiſe einen mit ſeinem 
äußeren Verhalten in Widerſpruch ſtehenden inneren 
Willen ſich vorbehalten hat. Ein ſolcher Vorbehalt 
findet, da ein derartiges Verhalten unſittlich iſt, nach 
dem Geſetz keine Anerkennung. So liegt aber der gegen⸗ 
wärtige Fall nicht. Nach den Feſtſtellungen des BE. 
hat zwar der Kl. in der Zeit vom 21. Dez. 1914 bis 
zur Beerdigung des Kindes am 26. Dez. wiederholt 
die Bekl. im Krankenhauſe beſucht, ihr Blumen, Obſt, 
Backwerk gebracht und ihr tröſtend zugeſprochen, die 
Schulden ſeien bezahlt, es werde alles wieder gut 
werden, ſie ſolle nur erſt geſund werden. Er hat aber 
feſtgeſtelltermaßen nicht die Abſicht gehabt — wie aus 
ſeiner Erklärung gegenüber der Zeugin St. und aus 
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feinem von der Frau Sch. bezeugten ſpäteren Verhalten 
zweifellos hervorgeht — der Bekl. zu verzeihen und 
mit ihr die Ehe fortzuſetzen, und hat eine ſolche Ver⸗ 
zeihung auch nicht ausgeſprochen. Sein Benehmen erklärt 
ſich vielmehr nach der Annahme des BG. daraus, daß 
er an den baldigen Tod der Bekl. — die nach ihrer 
Angabe an den erſten drei Tagen noch bewußtlos war 
— geglaubt hat und ihr die letzten Tage durch ſeine 
Tröſtungen hat erleichtern wollen. Wenn daher unter 
den Umſtänden des vorliegenden Falls der Berufungs⸗ 
richter eine Verzeihung für nicht gegeben anſieht, ſo 
iſt in dieſer Beurteilung ein Rechtsirrtum nicht zu 
finden. Die Bekl. konnte auch nicht erwarten, daß der 
Kl., der durch die grauenvolle Tat der Tötung des 
Kindes in ſeinem Empfinden auf das tiefſte verletzt wurde, 
ſich ſogleich würde überwinden können, ihr die hierauf 
abzielenden Handlungen zu verzeihen. Wie das BE. 
feſtſtellt, hat die Bekl. dieſe Wirkung vorausgeſehen 
und es kann deshalb um ſo weniger angenommen 
werden, daß der Kl. im Widerſpruch mit ſeinem äußeren 
Verhalten ſich insgeheim vorbehalten habe, nicht zu 
verzeihen. (Urt. des IV. 38S. vom 25. April 1918, 
IV 24/1918). E. 
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VI. 


Unter welchen . kaun eine Berplän: 
dung eine Leiſtung i. S. des 6 817 Satz 2 888. fein? 
Der Kl. iſt Mitglied des bekl. Klubs, der ſeine Ein⸗ 
nahmen in der Hauptſache aus dem in ſeinen Räumen 
betriebenen Glückſpiel durch Erhebung ſogenannter 
Kartengelder bezieht. Der Kl., der dem Bekl. als ge⸗ 
wohnheitsmäßiger Spieler bekannt war, vereinbarte 
mit dem Bekl., daß dieſer ihm gegen Verpfändung von 
Wertpapieren Darlehen zum Weiterſpielen gewähren 
ſollte. Er hat auf ®rund dieſer Abrede dem Bell. 
die in den Urkunden vom 7. und 10. Febr. 1917 be⸗ 
zeichneten Wertpapiere im Nennwerte von 95 000 M 
übergeben. In den Urkunden heißt es, der Bekl. ſolle 
berechtigt ſein, ſich durch Verkauf der Papiere mittels 
einer Bank an der Börſe zu decken, falls der Kl. ſeinen 
Zahlungsverbindlichkeiten nicht pünktlich und binnen 
einer ihm zu ſtellenden Nachfriſt von 3 Tagen nach⸗ 
kommen würde. Der Bekl. hat der Abrede gemäß dem 
Kl. Darlehen in Höhe von 80 000 M gewährt und 
demnächſt gekündigt. Die ihm unter Androhung des 
Selbſthilfeverkaufs geſetzte Nachfriſt hat der Kl. fruchtlos 
verſtreichen laſſen. Daß die Wertpapiere einen höheren 
Verkaufswert wie die gewährten Darlehen haben, iſt 
— wie das BG. feſtſtellt — nicht anzunehmen. Das 
RG. billigte die Abweiſung der Klage auf Herausgabe 
der Wertpapiere. 

Aus den Gründen: Nach den Feſtſtellungen 
des BG., wonach bei der zwiſchen den Parteien ge⸗ 
troffenen Vereinbarung die Abſicht des Kl. dahin ging, 
ſeiner über alles Maß hinausgehenden ſein Vermögen 
zerrüttenden Spielerleidenſchaft zu fröhnen, die Abſicht 
des Bekl. dahin, dieſe Leidenſchaft zu ſeinem Vorteil 
auszunutzen und dadurch die für ihn gewinnbringende 
Spielertätigkeit zu vermehren, begegnet die Annahme 
des BG., daß jene Vereinbarung gegen die guten 
Sitten verſtoße und deshalb nach 8 138 BGB. nichtig 
ſei, keinem rechtlichen Bedenken. Es kann auch rechtlich 
nicht zweifelhaft ſein, daß jede der von beiden Parteien 
in Ausführung der Vereinbarung bewirkten Leiſtungen 
im Hinblick auf ihren verwerfl. Zweck für ſich allein 
einen Verſtoß gegen die guten Sitten darſtellen würde 
und daher nach $ 817 Satz 2 BGB. nicht zurückgefordert 
werden könnte. Nur darum kann es ſich daher noch 
handeln, ob die von der Reviſion allein bekämpfte 
weitere Annahme des BG. rechtlich zutrifft, daß die 
in Erfüllung der Vereinbarung vorgenommene Ber 
pfändung der Wertpapiere in dem Augenblick, wo die 
Verkaufsberechtigung des Bekl. in Kraft trat, ſich als 
Leiſtung i. S. der gedachten Geſetzesbeſtimmung dar⸗ 
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ſtellt. Zu Unrecht beruft ſich die Reviſion für ihre 
gegenteilige Auffaſſung auf die auch vom BE. ge 
würdigte Entſcheidung des R. Bd. 67 S. 325. Dort 
iſt die zur Sicherung gewiſſer Anſprüche aus einem 
gegen ein Verbotsgeſetz verſtoßenden und darum nich⸗ 
tigen Vertrag hingegebene Kaution deshalb nicht als 
„Leiſtung“ i. S. des 8 817 Satz 2 angeſehen worden, 
weil fie einerſeits nicht in Erfüllung des Hauptver- 
trages, ſondern nur in Erfüllung eines Nebenvertrages 
übergeben war, der der ang einer im Haupt⸗ 
vertrag übernommenen Verbindlichkeit diente, und weil 
andererſeits ein Grund für den dauernden Uebergang 
des Pfandes in das Vermögen des andern Teils noch 
nicht gegeben war. Beide dort fehlenden Voraus⸗ 
ſetzungen ſind hier gegeben. Beſitzes⸗ und Verfügungs⸗ 
macht über die Wertpapiere ſind nach den Feſtſtellungen 
des B. eingeräumt worden unmittelbar in Erfüllung 
der ſittenwidrigen Vereinbarung, die nicht nur be⸗ 
zweckte dem Bekl. ein Pfand für die hingegebenen 
Darlehen zu verſchaffen, vielmehr darüber hinaus dem 
Bekl. ermöglichen ſollte, weiteren Gewinn aus der 
Spielertätigkeit des Kl. zu ziehen; und ein Grund für 
den dauernden Uebergang in das Vermögen der Bekl. 
war eingetreten, da die Rückforderung der Wertpapiere 
nach dem Willen des Kl. dann ausgeſchloſſen ſein ſollte, 
wenn er mit der Rückgabe der dem Verkaufswerte der 
Wertpapiere gleichkommenden Darlehen im Rückſtand 
und die unter Androhung des Selbſthilfeverkaufs ge⸗ 
ſtellte Friſt fruchtlos verſtrichen war, Bedingungen, 
die unzweifelhaft eingetreten waren. Die Reviſion 
kann hiergegen nicht mit Erfolg geltend machen, daß 
die ganze Vereinbarung der Parteien als gegen die 
guten Sitten verſtoßend nichtig geweſen und daher 
eine Fälligkeit der Forderung auf Rückgabe der Dar⸗ 
lehen gar nicht eingetreten ſei. Denn wenn die Ueber⸗ 
tragung des Beſitzes und der Verfügungsmacht an den 
Wertpapieren nicht nur einer Sicherung der hingegebenen 
Darlehen diente, ſich vielmehr als eine ſelbſtändige 
Leiſtung des Kl. auf Grund des zwiſchen den Parteien 
in beiderſeitigem Intereſſe getroffenen gegenſeitigen 
Uebereinkommens darſtellte, ſo wurde die Gültigkeit 
dieſer dem Willen der Beteiligten entſprechenden Ver⸗ 
mögensverſchiebung von der aus 8 138 BGB. folgenden 
Nichtigkeit des Kauſalgeſchäftes an ſich nicht berührt. 
Kl. ſtellt ſich ſelbſt auf dieſen Standpunkt, wenn er die 
Rückgängigmachung dieſer re ee als 
eine dem Bekl. zugefloſſene ungerechtfertigte Bereiches 
rung auf Grund des 8 812 BEL. fordert. Der Durch⸗ 
führung ſeines Anſpruchs ſteht aber nach der hiernach 
zutreffenden Annahme des BG. der 8 817 Satz 2 B 8. 
hindernd entgegen. (Urt. des IV. 35. vom 25. April 
1918, IV 30/1918). E. 
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VII 


Der Wert eines „Auszugs rechts“ iſt keine en⸗ 
ſchaft des Grundſtücks, anf dem es laſtet. us 
den Gründen: Das BGB. unterſcheidet in den 
88 434 —443 und 459— 493 zwiſchen Mängeln im 
Recht und Mängeln der Sache und ſieht in 8 463 
und unter den dort bezeichneten Vorausſetzungen einen 
Anſpruch auf das Erfüllungsintereſſe oder nach der 
Geſetzesſprache einen Anſpruch auf Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung nur für die Fälle vor, daß der ver⸗ 
kauften Sache eine zugeſicherte Eigenſchaft fehlt, oder 
daß ſie mit einem vom Verkäufer argliſtig verſchwiegenen 
Fehler behaftet iſt, wie ihn der 8 459 in ſeinem 1. Ab⸗ 
ſatze näher bezeichnet, alſo bei Mängeln der Sache. 
Das Belaſtetſein des verkauften Gegenſtandes mit 
Rechten, die von Dritten gegen den Käufer: geltend 
gemacht werden können, des verkauften Grundſtücks 
insbeſondere mit einem ſich teils als perſönliche Dienſt⸗ 
barkeit teils als Reallaſt darſtellenden Auszuge, be⸗ 
zeichnet dagegen nach dem 8 434 einen Mangel im 
Recht. Ließe ſich der Wert eines Gegenſtandes über⸗ 
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haupt als Eigenſchaft auffaſſen, fo würde der Wert 
des das Kaufgrundſtück belaſtenden Auszuges eine 
Eigenſchaft dieſes Auszuges, nicht aber auch eine 
Eigenſchaft des Kaufgrundſtücks ſein. Zwar ſind unter 
Eigenſchaften einer Sache nach einer ſtändigen Recht— 
ſprechung nicht nur die natürlichen, der Sache an ſich 
zukommenden Eigenſchaſten, ſondern auch ſolche tat- 
ſächlichen oder rechtlichen Verhältniſſe zu verſtehen, 
die zufolge ihrer Beſchaffenheit und vorausgeſetzten 
Dauer nach der Verkehrsanſchauung einen Einfluß 
auf die Bewertung der Sache zu üben pflegen. Er⸗ 
forderlich iſt aber, daß dieſe tatſächlichen oder recht— 
lichen Verhältniſſe ſich unmittelbar auf die Sache be⸗ 
ziehen, mit ihr ſelbſt derart verbunden ſind, daß das 
Eigentum an der Sache ſie als Teile ſeines Gegen— 
ſtandes und Inhaltes in ſich ſchließt; dies trifft 
bei dem Wert des das Kaufgrundſtück belaſtenden 
Auszuges ebenſowenig zu, wie bei der Unkündbarkeit 
einer das Kaufgrundſtück belaſtenden Hypothek. Anders 
verhält es ſich mit der Ertragsfähigkeit des Kauf— 
grundſtücks und mit den ſeinen Ertrag mindernden 
Unkoſten in dem Falle, auf den ſich das von der 
Reviſion in Bezug genommene Urteil des Senats 
(RG 33. Bd. 83 Nr. 53) bezieht. (Urt. d. V. 35. vom 
27. April 1918, V 368/17.) — — e˖ n. 
4452 
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B&B. SS 1333, 1339. Die Hyſterie eine die An- 
ſechtung der Ehe rechtſertigende persönliche Eigenſchaft. 
Der Lauf der Anfechtungsſriſt fett Erkenntnis des hy⸗ 
ſteriſchen Zuſtandes, nicht bloß Kenntnis der einzelnen 
Erſcheinungen vorans, in denen ſich die Hyſterie äußert. 
Aus den Gründen: Die Feſtſtellung, daß die Bekl. 
an ſchwerer Hyſterie leidet, die ſchon beſtanden hat, 
als fie die Ehe einging, beruht auf dem ärztl. Gut— 
achten, das darüber ergangen iſt, inwiefern die Bekl. 
für ihr Handeln und Weſen voll verantwortlich iſt, 
und das zu dem Ergebnis gelangt, daß ſie nicht etwa 
nur an Nervoſität im landläufigen Sinne des Wortes 
leide, daß vielmehr eine ausgeſprochene Hyſterie vor— 
liege, ein klar umſchriebener Krankheitszuſtand, der an 
der Grenze der geiſtigen Erkrankung ſtehe, der eine 
beſondere Abartung der geiſtigen Perſönlichkeit dar— 
ſtelle und zeitweiſe ſich ſteigere zu wirklichen, wenn 
auch vorübergehenden Zuſtänden von Geiſtesſtörung 
und von Bewußtloſigkeit. Alle Dinge — ſo heißt es 
an einer anderen Stelle des Gutachtens — für ſich 
allein betrachtet, erſcheinen als Charakterfehler; ſie 
ſind es aber nicht in einfach normalem Sinne, nach— 
dem bei Frau S. einmal der Nachweis der Hyſterie 
in einer ganzen Reihe klarer Erſcheinungen geführt 
worden iſt, und weiter: es dürfte zutreffen, daß Frau S. 
durch ihre Natur gewiſſermaßen zwangsmäßig zu Zu— 
ſammenſtößen mit der Umwelt gedrängt wird. Zu 
der Frage, ob die Krankheit heilbar ſei, hat Dr. G. 
erklärt, einzelne Erſcheinungsformen der Krankheit 
könnten vorübergehend beſeitigt werden, aber die hy— 
ſteriſche Beſchaffenheit ſelbſt bleibe und inſoweit ſei 
die Krankheit als nicht heilbar zu bezeichnen. Gegen 
dieſe Feſtſtellung des Vorderrichters hat die Reviſion 
Angriffe nicht gerichtet. Es iſt auch nichts gegen ſie 
einzuwenden. Wenn die Rechtſprechung unter Billigung 
des RG. einerſeits nicht nur Geiſteskrankheit, ſondern 
unter beſtimmten Vorausſetzungen auch ſchon die An— 
lage zu einer ſolchen, andererſeits ſchwere Charakter— 
fehler als perſönliche Eigenſchaft i. S. des 8 1333 BGB. 
anerkannt hat (Warn. 1908 Nr. 323, 1912 Nr. 395), 
wenn ferner auch Epilepſie die Anfechtung der Ehe 
unter Umſtänden begründen kann (RG. vom 26. Mai 
1913 IV 46/3), jo wird das gleiche auch von der 
Hyſterie in der hier vorliegenden Geſtalt ohne weiteres 
anzunehmen fein, von der der Sachverſtändige ſagt, 
daß ſie an der Grenze der geiſtigen Erkrankung ſtehe 
und dazu angetan ſei, die ganze Perſönlichkeit der Er— 
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krankten zu wandeln, was denn auch bereits im Urteil 
vom 26. Januar 1910 der IV. Senat (IV. 180/09) ans 
genommen hat. — Unanfechtbar iſt weiter die Feſt⸗ 
ſtellung, daß dem Kl. dieſe Eigenſchaft ſeiner Ehefrau 
erſt durch das Gutachten Qu.s in dem Sinne bekannt 
geworden ſei, wie das Geſetz es erfordere, um den 
Lauf der Anfechtungsfriſt in Gang zu ſetzen. Die 
Reviſion, die das beanſtandet, geht hierbei ſchon von 
einer unrichtigen Vorausſetzung aus, wenn ſie aus⸗ 
führt, es komme nicht darauf an, ob der Kläger den 
Grund der Krankheitserſcheinungen oder gar die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Bezeichnung für ſie erkannt und gekannt 
habe; nicht dieſer Grund, ſondern die Erſcheinungen 
der Krankheit, der Hang zur Verlogenheit, zu Streit 
und Zank ſeien die perſönl. Eigenſchaften und dieſe 
habe der Kl. gekannt, als er die Ehe geſchloſſen habe; 
es könne i. S. des § 1333 BGB. keinen Unterſchied 
machen, ob es ſich dabei um angeborene Charakter- 
fehler, um Ausflüſſe eines Nervenleidens oder um Er⸗ 
ſcheinungsformen von Hyſterie handle. Gerade das 
iſt abzulehnen. Es mag Krankheiten geben, deren Be⸗ 
deutung für die ehel. Gemeinſchaft ſich in den ſtörenden 
Merkmalen erſchöpft. Von der ausgeſprochenen Hyſterie 
läßt ſich das ſicherlich nicht ſagen. Schon für die — 
auch für das innere Verhältnis der Gatten zu einander 
bedeutſame — ſittliche Bewertung des Menſchen iſt 
der Unterſchied zwiſchen angeborenen Charakterfehlern 
und Nervenſchwäche erheblich. Dazu kommt der prak⸗ 
tiſche Geſichtspunkt, daß die inneren und äußeren Mo⸗ 
tive gegen das Unerlaubte und Schlechte im geſunden 
Menſchen ganz anders wirken, wie im hyſteriſchen, 
wie denn ſchließlich auch die Zwangsmittel des Rechts 
daran zu verſagen drohen, daß die Verantwortlichkeit 
des Kranken für ſein Tun in Frage geſtellt iſt. (Urt. 
des VI. 35. vom 10. Juni 1918, VI 68/1918). E. 
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Jagdunfall. Borſichtspflicht des Jägers, insbeſen⸗ 
dere dei einer Treibjagd. Haftung des Jägers für die 
durch ein abgepralltes Schrotkern verurſachte Körper- 
verletzung. Aus den Gründen: Das BG. läßt dahin» 
geſtellt, ob der Kl. durch den Schuß des Bell. verletzt 
worden iſt, und ob die geringe Jagderfahrung des 
Bekl. zu berückſichtigen ſei. Denn auch nach der all⸗ 
gemeinen Jagderfahrung könne ein Verſchulden des 
Bekl., das von dem Sachverſtändigen E. bejaht, von 
dem Sachverſtändigen O. verneint werde, nicht als 
bewieſen gelten. Da der Boden mit Moos bedeckt 
und nicht gefroren geweſen ſei, keine Steine dort frei⸗ 
gelegen ſeien, und wegen des weichen Wetters kein 
Abprallen von den Bäumen in Betracht gekommen ſei, 
habe auch ein vorſichtiger Schütze nicht damit zu 
rechnen brauchen, daß ſich unter der Moosdecke Steine 
befänden, an denen ein Schrotkorn abprellen und einen 
Treiber treffen könnte. Die Auffaſſung des BG. wird 
von der Reviſion mit Recht bekämpft. Zunächſt iſt 
bisher darüber kein Zweifel aufgetreten, daß die Ent⸗ 
fernung der Treiber von der Schußſtelle nach jagd⸗ 
licher Erfahrung keineswegs groß genug war, um die 
Gefährdung der Treiber durch einen Prellſchuß zu 
hindern. Die Verletzung des Kl. iſt alſo inſoweit, als 
ein abgeprelltes Schrotkorn bis zu ihm geflogen iſt, 
nicht etwa einem außergewöhnlichen und unvorher— 
ſehbaren Zufall zuzuſchreiben. Sondern mit der Ge⸗ 
fahr für die Treiber mußte gerechnet werden, wenn 
das Geſchoß einen zum Abprellen geeigneten harten 
Körper traf. Mithin ſpitzt ſich die Frage allein darauf 
zu, ob der Bekl., weil der Boden eine Moosdecke trug, 
und keine Steine ſichtbar waren, den Schuß ohne Ver— 
letzung der gebotenen Sorgfalt abgeben durſte. In 
gefährlicher Nähe von Menſchen ſoll nur dann ſcharf 
geſchoſſen werden, wenn mit Gewißheit oder mit ihr 
gleichſtehender hoher Wahrſcheinlichkeit anzunehmen 
iſt, daß keine Menſchen unmittelbar durch den Schuß 
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oder durch ein Abprellen des Geſchoſſes getroffen werden 
können. Von dieſer Regel beſteht für Jäger keine Aus⸗ 
nahme. Die Anſicht des Sachverſtändigen O., daß bei 
der Schnelligkeit, mit der bei einer Treibjagd ge⸗ 
ſchoſſen werde, der Schütze keine Zeit habe, zu über⸗ 
legen, welche Gefahr durch den Schuß entſtehe, muß 
mißbilligt werden. Der Jäger hat vielmehr bei jeder 
Art der Jagd, auch in der Haſt der Treibjagd, die 
Pflicht, ſich im Zaum zu halten und ſelbſt ein ſicheres 
und begehrenswertes Wild ſich entgehen zu laſſen, 
wenn durch einen Schuß Jagdgenoſſen, Treiber oder 
Fremde in Gefahr gebracht werden. Auf die Moos⸗ 
decke in einem Baumbeſtand ſoll daher, wenn ſich 
Menſchen in der Nähe befinden, nicht geſchoſſen werden, 
ſofern der Schütze es nicht für ausgeſchloſſen halten 
darf, daß unter dem Moos Steine, Wurzeln oder 
andere harte Gegenſtände verborgen ſind, die das Ab⸗ 
prellen des Geſchoſſes und die Beſchädigung der Men⸗ 
ſchen ermöglichen. Das BG. hat nun nicht etwa feſt⸗ 
geſtellt, daß dort, wohin der Bekl. geſchoſſen hat, unter 
dem Moos keine Steine oder ſonſtigen harten Gegen- 
ſtände zu erwarten waren, ſondern es ſpricht ganz 
allgemein aus, daß auch ein vorſichtiger Schütze nicht 
damit zu rechnen brauche, daß unter der Moosdecke 
eines Waldes oder einer jungen Schonung ſich Steine 
befänden. Damit iſt der Begriff der Fahrläſſigkeit 
verkannt. Denn, wenn keine beſondere, bis jetzt nicht 
feſtgeſtellte und nicht behauptete Beſchaffenheit des 
Bodens vorlag, mußte der Bekl. bei nur einiger Be⸗ 
dachtſamkeit mit der naturkundlichen Tatſache und Er⸗ 
fahrung rechnen, daß im deutſchen Wald vielfach Steine 
oder harte Holzteile unter der Oberdecke des Bodens 
dem Auge unſichtbar ſtecken. Wenn er dennoch in der 
Richtung gegen die nahen Treiber geſchoſſen hat, ob- 
wohl ſie durch einen Prellſchuß getroffen werden konnten, 
o hat er die ſchuldige Rückſicht auf ihr Leben und 
hre Geſundheit und damit die erforderliche Sorgfalt 
aus den Augen geſetzt. (Urt. des VI. ZS. vom 17. vn 
1918, VI 93/1918). 
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Mangelnde Willenseinigung der Parteien oder Irr⸗ 

tum über den Inhalt der Erklärung 7 (BGB. 88 154, 
119). Zum Begriſſ Aufwendungen i. S. des 8 670 BGB., 
beſonders beim Zahlungsauftrag. Haltung des Auf⸗ 
traggebers aus einem betrügeriſch erſchlichenen Zahlunge⸗ 
anfirage gegenüber dem Btanſtragten, der vou dem 
Empfänger des Geldes durch Täuſchung über die ge⸗ 
währte Sicherheit beflimmt worden ift, das Geld her: 
deb er, Der frühere Notar B. hat unter Ausnutzung 
er Vertrauensſeligkeit ſeines Schwagers Hans F., eines 
Teil habers der Bekl., auf folgende Weiſe von dem Kl. 
40 000 M erſchwindelt. Für die Geſchwiſter H. waren auf 
Grundſtücken in V.dorf Reſtkäuſpreishypotheken einges 
tragen. B., der das Hypothekengeſchäft beſorgt hatte, ließ 
hiefür Hypothekenbriefe ausſtellen, die er einbehielt. Auf 
Grund erſchlichener Vollmachten der Geſck wiſter H. 
fertigte er Urkunden an, wonach fie von jenen Hypo— 
theken 40000 M an die Bekl. abtraten. Ihm ſelbſt 
ſtanden Hypotheken auf W.burger Grundſtücken zu, 
die er, weil ihm dies angenehmer ſei, im Einverjtänds 
nis mit Hans F. auf den Namen der Bekl. umſchreiben 
ließ. Er beſtimmte den Hans F. ihm eine Blankett⸗ 
unterſchrift zu erteilen, damit er über dieſe Hypotheken 
verfügen könne. Das Blankett füllte er aber dahin 
aus, daß die Bekl. die ihr von den Geſchwiſtern H. 
abgetretenen Hypotheken weiter auf den Kl. über— 
trug. Gegen dieſe Abtretung erwirkte er als angeb— 
licher Vertreter der Bekl. von dem Kl. die Bewilligung 
eines Darlehens von 40 000 M. Am 12. Oktober 1911 
veranlaßte er ſodann unter der Vorſpiegelung, es handle 
ſich um die W.burger Hypotheken, den Hans F., nach— 
ſiehendes Schreiben an den Kläger zu richten: „Wir 
erſuchen Sie höflich, die Valuta für die Ihnen am 
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11. Okt. 1911 abgetretene Hypothek an das Konto des 
Notars Dr. B. in H. abzuſchreiben.“ Darauf zahlte 
Kl. nach Empfang der Hypothekenbriefe 40 000 M an 
B. Die Teilhaber der Bekl. hatten von dem Betrug 
keinerlei Kenntnis. In einem Vorprozeß haben die 
Geſchwiſter H. gegen den Kl. die Rückgabe der Hypo⸗ 
thefehbriefe erſtritten. Der Kläger fordert nunmehr 
von der Bekl. Erſtattung der 40000 M, ſei es aus 
Darlehen, ſei es aus dem durch das Schreiben vom 
12. Okt. 1911 ihm erteilten Auftrag. Beide Vorder⸗ 
gerichte haben die Bekl. verurteilt und das RG. das 
gebilligt, weil, auch wenn kein Darlehensvertrag vor⸗ 
liegen ſollte, jedenfalls das Schreiben vom 12. Okt. 
1911 einen Zahlungsauftrag der Bekl. an den Kl. 
bildet, aus dem ſie erſtattungspflichtig geworden ſei. 

Aus den Gründen: 1. In den Vorinſtanzen 
iſt die Frage gar nicht ſtreitig geweſen, ob etwa die 
Willenseinigung über den Auftrag dadurch gehindert 
wurde, daß der Kl. ihn dahin verſtand, er ſolle gegen 
Abtretung der V.dorfer Hypotheken an B. als Empfangs- 
bevoll mächtigter der Bekl. zahlen, während die Bekl. 
meinte, er ſolle gegen Abtretung der W.burger 
Hypotheken die Valuta an B. als Darlehensnehmer 
entrichten. Die Bedenken der Reviſion zu dieſem Punkt 
greifen nicht durch. Die Parteien waren darüber einig, 
daß der Kl. den Gegenwert der von der Bekl. an ihn 
abgetretenen Hypotheken dem B. auszahlen ſollte. 
W. burger Hypotheken waren überhaupt nicht an ihn 
abgetreten worden, ſondern nur die Vidorfer Hypo⸗ 
theken. Der Auftrag der Bekl, wie er erklärt wurde, 
hatte alſo ſachlich keinen anderen Inhalt und Gegen— 
ſtand als die Bezahlung des Gegenwertes der B.dorfer 
Hypotheken und der Kl. konnte ihn nach der Sach— 
lage gar nicht anders verſtehen, da ihm andere als die 
V. dorfer Hypotheken nicht abgetreten waren. Die 
Bekl. muß ſich daher gefallen laſſen und als damit 
einverstanden erachtet werden, daß der Kl. an B. den 
Gegenwert der ihm abgetretenen Hypotheken zahlte. 
Hat F. andere Hypotheken im Auge gehabt, ſo hat 
er ſich über den Inhalt ſeiner Erklärung geirrt, der 
Vertrag iſt jedoch zuſtande gekommen. Der Vertrag 
iſt auch wirkſam geblieben, da die Bekl. ihn nicht an- 
gefochten hat. 

2. Während das LG. in der Zahlung der 40 000 M 
an B. ein Aufwendung i. S. des 8 670 BGB. Sicht, 
die die Bekl. zu erſtatten habe, läßt das BG. die 
Zahlung nicht als Aufwendung gelten. Darunter ſei 
eine auf ſreiem Willen beruhende Auslage und Auf— 
opferung von Vermögenswerten zur Erreichung eines 
beſtimmten Zwecks zu verſtehen. Davon könne hier 
nicht wohl geſprochen werden, da es ſich um keine 
Auslage oder Aufopferung zur Erreichung des Auf— 
tragszwecks, ſondern um die Erfüllung des Auftrags 
ſelbſt gehandelt habe. Die Erſaßzpflicht der Bekl. gründe 
ſich vielmehr darauf, daß fie ſchuldhaft bei Erteilung 
des Auftrags den Schaden des Kl. verurſacht habe. 
Ihr Verſchulden beſtehe in der unbeſtimmten Faſſung 
des Zahlungsauftrags in Verbindung mit der ſorg— 
loſen Abgabe der Blankettunterſchrift durch Hans F. 
Dieſe Ausſührungen ſind in ihrem erſten Teil 
rechtsirrtümlich; die Unterſcheidung zwiſchen Auf— 
wendungen zur Erreichung des Auftragszwecks und 
Erfüllung des Auftrags durch Aufwendungen iſt vers 
ſehlt und widerſpricht dem Weſen des Auftrags wie 
dem $ 670 BGB. Im allgemeinen iſt jede Leiſtung 
von Vermögenswerten zur Ausführung des Auſtrags 
als Aufwendung des Beauftragten anzuſehen. Die 
Vorſchrift des 8 670 betrifft hauptſächlich den Fall, 
wo der Beauftragte aus eigener Entſchließung ſolche 
Aufwendungen macht. Selbſiverſtändlich gilt fie auch 
dann und vornehmlich dann, wenn die Aufwendungen 
auf dem ausdrücklichen Geheiß des Auftraggebers be— 
ruhen, alſo die Erfüllung des Auftrages darſtellen. 
Die Pflicht zur Erſtattung ſolcher befohlenen oder ge— 
wünſchien Aufwendungen folgt ſchon ohne weiteres 


aus der Natur des Auftrags. So iſt die Aufwendung 
der beſtimmten Geldſumme, die zur Ausführung des 
Auftrags geſchieht, für Rechnung des Auftraggebers 
an einen Dritten zu zahlen, der Regelfall des Zahlungs- 
auftrags. Nach der Anſicht des B. würde der Auf⸗ 
traggeber zur Erſtattung des ausgelegten Geldes. nur 
im Falle des Verſchuldens verpflichtet nn 
3. An der ie lichkeit der Bekl. 
wird auch dadurch nichts geändert, daß der Auftrag ſich 
im Rahmen des vermeintlichen Darlehensvertrags be⸗ 
wegt hat. Immer muß die Bekl. 1 10 einſtehen, daß 
der Kl. auf ihre Weiſung die Zahlung an B. be⸗ 
wirkt hat. Das Weſentliche des Auftrags war, und 
darauf iſt es dem B., der ihn veranlaßt hat, allein 
angekommen, daß an ihn gezahlt werden ſollte. Daher 
kommt auch die Täuſchung nicht in Betracht, welcher der 
Kl. dadurch unterlegen iſt, daß B. ihm die erſchlichenen 
Hypothekenbriefe ausgefolgt hat. Denn, mag auch 
der Kl. ohne Einhändigung der Hypothekenbrieſe das 
Geld nicht hergegeben haben, ſo iſt er doch durch den 
Auftrag beſtimmt worden, die Zahlung an B. zu 
leiſten, und nur hiedurch iſt der Verluſt eingetreten. 
Hienach kommt es auf ein Verſchulden der Bekl. bei 
Erteilung und auf ein mitwirkendes Verſchulden des 
Klägers bei Ausführung des Auftrags nicht an. Von 
einer Haftung des Bekl. aus unerlaubter Handlung 
könnte auch keine Rede fein, da ihr nur Fahrläſſigkeit 
zur Laſt gelegt wird, eine Erſatzpflicht für fahrläſſige 
Vermögensbeſchädigung außerhalb eines Vertrages 
aber nach Rechtſprechung des RG. dem BGB. fremd iſt. 
(Urt. des VI. 38S. vom 1. Juli 1918, VI N 
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Voraus ſetzungen der vorbengenden Unterlaſſungs⸗ 
klage: Kann eine e auf die Unterlaſſung von 
Mitteilungen klagen, durch die ſie und ihre e 
in ihrem Anſehen beeinträchtigt und wirtſchaftlich ge⸗ 
ſchädigt werden? Aus den Gründen: Der Bell. 
hat von einer Sammlung wiſſenſchaftlich gemeinver⸗ 
ſtändlicher Darſtellungen den Band über „Hypnotis⸗ 
mus und Suggeſtion“ verfaßt; in dem Abſchnitt „Sug⸗ 
geſtion und Kurpfuſcherei“ ſtellt er unter Berufung 
auf Ermittelungen des Medizinalaſſeſſors S. die Be⸗ 
hauptung auf, daß faſt ein Drittel der Teilnehmer 
und Führer der Naturheilbewegung in Berlin ſchon 
im Gefängnis oder Zuchthaus geſeſſen habe. Die 
Kläger, zwei Vereinigungen Naturheilkundiger, machen 
geltend, daß hierdurch ihre Ehre widerrechtlich verletzt 
und ihr Vermögen widerrechtlich geſchädigt worden 
ſei, und haben, geſtützt auf 8 823 Abſ. 2 BGB. in 
Verbindung mit SS 185 ff. StGB. und auf 58 824, 
826 BGB. die Verurteilung des Bekl. beantragt, die 
Verbreitung jener Behauptung zu unterlaſſen und den 
ganzen, die Behauptung enthaltenden Satz und den 
folgenden Satz in dem Buche fortzulaſſen. Das BG. 
hat zur Begründung der von ihm ausgeſprochenen 
Klagabweiſung zunächſt folgendes ausgeführt. Die 
Ehre ſei, da Sie nicht zu den im 8 823 Abſ. 1 BGB. 
erwähnten „ſonſtigen Rechten“ gehöre, nur nach Abſ. 2 
des 8 823 in den Grenzen des ihr gewährten ſtraf— 
rechtl. Schutzes durch Klagrecht gegen ſchuldhafte Ver— 
letzungen geſchützt und das Strafrecht enthalte — ab— 
geſehen von den hier nicht in Betracht kommenden 
85 196, 197 StGB. — keinen Schutz von Vereinen 

egen Beleidigungen, ſondern verfolge nur die Ehren— 
ränkung in bezug auf natürliche Perſonen. Die Ver- 
eine ſeien auch nicht berechtigt, die ihren Mitgliedern 
zugefügten Beleidigungen klagend zu verfolgen, viel- 
mehr ſeien ſie nur befugt, ihre eigenen Rechte geltend 
zu machen. Nur ausnahmsweiſe ſei in $ 13 Wettbem®. 
den Verbänden zur Förderung gewerblicher Intereſſen 
das Recht zur klagweiſen Geltendmachung des in 
88 1, 3 gegebenen Unterlaſſungsanſpruchs beigelegt 
worden; die Vorausſetzungen dieſer Geſetzesbeſtim⸗ 
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mungen lägen aber hier nicht vor. Hiernach ſeien 
die Kl. nicht befugt, wegen der beanſtandeten Sätze 
Anſprüche auf Grund des 8 823 Abſ. 2 gegen den Bekl. 
geltend zu machen. Die Reviſion wendet hiergegen 
ein, gerade weil der Strafrechtsſchutz hier verſage, 
müſſe die Unterlaſſungsklage gegeben ſein. Die klagen⸗ 
den Vereine, in denen die Naturheilbewegung körper⸗ 
ſchaftlich zuſammengefaßt ſei, ſeien zur Abwehr ſolcher 
Angriffe befugt, ſonſt würde das Geſetz eine mit dem 
Rechtsempfinden unvereinbare Lücke enthalten. Der 
einzelne unbeſtrafte Naturheilkundige wäre zur Stellung 
eines Strafantrags nicht berechtigt, weil ihn der An⸗ 
griff nicht träfe; die etwa Beſtraften einzelnen wären 
durch ihn nicht gekränkt. Der Bekl. habe aber die 
Geſamtheit der Naturheilkundigen durch die 2 
tung angegriffen, daß ein beſtimmter Bruchteil von 
ihr gerichtlich beſtraft ſei. Zur Abwehr eines ſolchen 
rechtswidrigen Angriffs müſſe die zur Vertretung der 
gemeinſamen Intereſſen gegründete Perſonenvereini⸗ 
gung der Naturheilkundigen für befugt angeſehen 
werden, auch wenn ſich ihr nicht alle Beteiligten an⸗ 
geſchloſſen hätten. Dieſen Ausführungen kann in⸗ 
deſſen nicht beigetreten werden. 

Nach der ſtändigen Rechtſprechung des erk. S. je" 
die vorbeugende Unterlaſſungsklage einem dringenden 
Rechtsſchutzbedürfnis dienen; ſie iſt nur gegeben, wenn 
im Einzelfall der Schadenserſatz für die begangene un⸗ 
erlaubte Handlung nicht ausreicht, das angegriffene 
Rechtsgut für die Zukunft gegen ernſtlich drohende Beein⸗ 
trächtigungen gleicher Art zu ſchützen, und ein anderer 
geſetzl. Schutz nicht gegeben iſt; ein ſolcher Schutz iſt 
regelmäßig gegeben, wenn die unerlaubte Handlung, um 
deren Tatbeſtand es ſich handelt, durch ein Geſetz unter 
öffentliche Strafe geſtellt iſt. Daraus kann aber ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht geſchloſſen werden, daß ein Bedürfnis 
für eine Unterlaſſungsklage dann vorliege, wenn der 
Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung überhaupt 
nicht oder doch nicht gegenüber dem Kläger gegeben 
iſt; denn zur Begründung der Klage würde es dann 
an einem weſentlichen Erfordernis fehlen: an einem 
widerrechtl. Eingriff überhaupt oder doch an einem 
ſolchen in das Intereſſengebiet des Kl. Das iſt aber 
nach den inſoweit rechtlich einwandfreien Ausführungen 
des BG. hier nicht der Fall. Nach dem St. kann 
das Vergehen der Beleidigung von den Ausnahmen 
in den $$ 196, 197 abgeſehen nur gegen natürliche 
Perſonen begangen werden (RG. Bd. 88 S. 129; 
RG St. Bd. 44 S. 147, Bd. 47 S. 63); ſchon aus dieſem 
Grunde kann von einer Beleidigung der Kläger, die 
die Grundlage eines Strafantrags oder einer Unter⸗ 
laſſungsklage bilden könnte, nicht die Rede ſein. Es 
kann ſich nur fragen, ob durch die von den Kl. be⸗ 
anſtandete Behauptung des Bekl. die einzelnen Ver⸗ 
einsmitglieder für ihre Perſon beleidigt worden find. 
Aber ſelbſt wenn ſämtliche Vereins mitglieder beleidigt 
worden ſein ſollten, würden die Kläger nicht berechtigt 
ſein, die daraus für dieſe entſpringenden Rechte gel⸗ 
tend zu machen; insbeſondere bietet ihr ſatzungsmäßiger 
Zweck, die Beſtrebungen der Naturheilkunde zu fördern, 
dafür keine Grundlage. Der Klagantrag kann daher 
im vorliegenden Falle nicht auf 8 823 Abſ. 2 BEL. 
in Verbindung mit 88 185 ff. StB. gegründet werden. 
Daß auch die Vorausſetzungen zur Anwendung des 
8 826 BGB. hier nicht gegeben find, hat das BG. 
ebenfalls rechtlich einwandfrei angenommen; die dafür 
gegebenen Ausführungen werden auch von der Reviſion 
nicht beanſtandet. Dagegen bezeichnet die Reviſion 
den § 824 BGB. und die Grundſätze über die vor⸗ 
beugende Unterlaſſungsklage mit Recht als verletzt. 
Das BG. führt in dieſer Beziehung folgendes aus: 
8 824 habe zur Vorausſetzung, daß der Bekl. die Un⸗ 
wahrheit gekannt habe; das bloße Kennenmüſſen würde 
noch nicht einmal genügen, weil der Bekl. ebenſo wie 
ſeine Leſer ein berechtigtes Intereſſe an der Mitteilung 
gehabt hätten; er habe auch keinen Anlaß gehabt, die 


— — 


Richtigkeit des ihm vorliegenden S. ſchen Berichts in 
1 zu ziehen, fo daß ker deſſen etwaige Unrichtig⸗ 
eit weder gekannt habe, noch habe kennen müſſen. 
Die vorbeugende Unterlaſſungsklage ſetze aber voraus, 
daß es ſich um ein vom Geſetz beſonders geſchütztes 
10 b handle und das ſei weder bei der Ehre, 
noch bei dem Vermögen der Kläger der Fall. Rechts⸗ 


irrig von dieſen Ausführungen iſt zunächſt die, daß 


8 824 die Kenntnis der Unwahrheit der behaupteten 
Tatſache auf ſeiten des Bekl. zur Vorausſetzung habe, 
er fordert nur eine Fahrläſſigkeit, ein Kennenmüſſen 
der Unwahrheit. Richtig iſt nun zwar, daß dieſe 
Haftung dann nicht eintritt, wenn der Mitteilende 
oder der. Empfänger der Mitteilung an ihr ein“ be⸗ 
rechtigtes Intereſſe hatte, und es mag hier ein ſolches 
mit dem BG. angenommen werden, wie auch. daß 
eine Fahrläſſigkeit des Bekl. überhaupt nicht vorliegt. 
Bei einer ſolchen Sachlage würde allerdings ein 
Schadenserſatzanſpruch auf Grund von 8 824 ausge⸗ 
ſchloſſen ſein, nicht aber eine vorbeugende Unter⸗ 
laſſungsklage zum Schutze der in dieſer Beſtimmung 
genannten Intereſſenkreiſe, die auch dann zuläſſig iſt, 
wenn dem Verbreiter der an ſich unwahren Mittei⸗ 
lungen ein Verſchulden nicht beizumeſſen iſt, wobei 
weiter in Betracht kommt, daß von einem berechtigten 
Intereſſe an der Mitteilung von Tatſachen im all⸗ 
gemeinen nicht mehr die Rede ſein kann, wenn die 
Unwahrheit erwieſen iſt. Eine Klage auf Unterlaſſung 
der weiteren Behauptung oder Verbreitung ſolcher 
Tatſachen iſt daher gegeben, wenn der Kl. den Be⸗ 
weis der Unwahrheit erbringt, mag dem Bekl. auch 
für feine Behauptung bis dahin der Schutz der Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen zuſtatten gekommen 
ſein (Warn. Rechtſpr. 1914 Nr. 17, 1915 Nr. 20). Nun 
99 die Kl. geltend gemacht, daß die vom Bekl. be⸗ 
auptete Tatſache unwahr ſei, daß ſie geeignet ſei, 
Nachteile für die durch § 824 geſchützten Rechtsgüter, 
insbeſondere für ihr Fortkommen herbeizuführen (ihre 
Mitteilung ſoll ihnen, den Klägern ſelbſt, ſogar ſchon 
Vermögensſchaden zugefügt haben), und endlich haben 
ſie ſich darauf bezogen, daß eine ernſtliche Wieder⸗ 
holungsgefahr vorläge. Wenn die Kl. hiefür Beweis 
erbringen würden, dann würde nach der Sachlage der 
Unterlaſſungsanſpruch begründet fein. (Urt. des VI. ZS. 
vom 21. März 1918, VI 456/17). E. 
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XII 


Nichtigkeit einer Proviſiens vereinbarung wegen 
Uebermäßzigkeit der verſprschenen Proviſien. BG. 8 138 
Abf. 1. Die Klägerin vermittelte dem Beklagten einen 
Auftrag auf Preßſtahlgranaten von der Geſchoßfabrik 
S. Diefe gab dem Bekl. auch Aufträge auf 
Graugußgranaten und gewährte ihm darauf einen 
Borihuß von 75000 M. Auf Grund ſchriftlicher Ver— 
pflichtungserklärungen des Bekl. verlangte die Kl. 
Proviſion von allen Aufträgen und auch von der Be— 
willigung des Vorſchuſſes. Die erſte Inſtanz wies die 
Klage ab. Das BG. verurteilte den Bekl. zur Bes 
zahlung der Proviſion für die Aufträge auf Grauguß— 
granaten und wies die Berufung der Kl. im übrigen 
zurück. Auf die Reviſion der Bekl. wurde das Urteil 
der erſten Inſtanz im vollen Umfang wieder hergeſtellt. 

Aus den Gründen: .... Dagegen beſchwert 
ſich der Bekl. mit Recht über die Verurteilung bezüglich 
der Aufträge auf Graugußgranaten. Der Proviſions— 
anſpruch für dieſe nicht von der Kl. vermittelten Auf⸗ 
träge geht zurück auf den Proviſionsſchein vom 17. Dez. 
1914. Darin verpflichtete ſich der Bekl., der Kl. für 
die Vermittelung und Zuführung aller Granatenauf— 
träge von der Geſchoßfabrik S. eine Vergütung von 
25 Pfg. für die Granate zu bezahlen. Am Schluſſe 
heißt es: „Wir verpflichten uns ferner, Aufträge nur 
durch Sie von der Geſchoßfabrik S. entgegenzunehmen“. 
Die Proviſtons vereinbarung verſtößt gegen die guten 
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Sitten. Das BG. ſchwächt die Bedeutung des Schluß: 
ſatzes des Proviſionsſcheins durch eine Auslegung da⸗ 
hin ab, daß der Bekl. nur verpflichtet ſein ſollte, von 
allen Aufträgen, die ihm die Geſchoßfabrik erteile, die 
Proviſton zu entrichten, auch wenn die Aufträge nicht 
von der Kl. vermittelt oder zugeführt ſeien. Dieſe 
1 iſt aber rechtlich zu beanſtanden, da ſie 
mit dem klaren Wortlaut des Schlußſatzes in Wider⸗ 
ſpruch ſteht, wonach der Bekl. verpflichtet ſein ſollte, 
Aufträge nur durch die Kl., alſo nicht durch andere 
Vermittler und auch nicht unmittelbar von der Geſchoß⸗ 
fabrik entgegenzunehmen. Die Erwägung, daß die Kl. 
ein Intereſſe nur an der Proviſion, nicht an Bes 
ſchränkungen des Bekl. in ſeinen Entſchließungen über 
die Entgegennahme von Aufträgen gehabt habe, kann 
daran nichts ändern. Denn die Provifion konnte ſich 
die Kl. auch auf dem Wege iſichern, der ſich aus dem 
Wortlaute des Schlußſatzes ergibt. Daß etwas Ab⸗ 
weichendes mündlich vereinbart worden wäre, iſt nicht 
behauptet worden. Demnach muß davon ausgegangen 
werden, daß der Bekl. in jedem Falle verpflichtet ſein 
ſollte, ſich der Vermittelung der Kl. zu bedienen. Die 
Sittenwidrigkeit einer ſolchen Vereinbarung iſt aber 
nicht zu bezweifeln. Denn es handelt ifich um eine 
jedes zuläſſige Maß überſchreitende Beſchränkung des 
Bekl. in feiner geſchäftlichen Bewegungsfreiheit, die 
durch die Leiſtungen der Kl. in keiner, Weiſe gerecht⸗ 
fertigt war und den Bekl. namentlich für den Fall 
ungebührlich beſchweren mußte, daß die Kl. aus irgend⸗ 
welchen Gründen weitere Aufträge nicht mehr ver⸗ 
mitteln konnte oder wollte. Die in erſter Inſtan 
entſcheldende Kammer für Handelsſachen weiſt 0 
zutreffend darauf hin, daß die Vereinbarung einen 
unmittelbaren Verkehr zwiſchen der Geſchoßfabrik und 
den Fabrikanten ausſchalte und unnötigerweiſe und 
lediglich des Gewinnes halber einen Vermittler ein⸗ 
ſchiebe, und daß darin ein unlauteres Verhalten liege, 
das gegen eine anſtändige kaufmänniſche Geſinnung 
verſtoße. Aber auch wenn man die Vereinbarung 
i. S. des BG. auslegen wollte, wäre ſie zu beanſtanden. 
Der erkennende Senat hat ſchon in RGZ. Bd. 90 S. 400 
dargelegt, daß die Vereinbarung unverhältnismäßigen 
Mäklerlohns für die Vermittelung von Kriegsliefe⸗ 
rungen gegen die guten Sitten verſtoßen könne. Das 
BG. nimmt ſelbſt an, daß eine Proviſion von 25 Pfg. 
bei einem Preiſe von 5 M für die Granate, alſo 5 %, 
ſehr hoch ſei, und daß die Verpflichtung ſie von allen, 
auch den von anderen Perſonen vermittelten Auf⸗ 
trägen zu entrichten, ſehr drückend und geeignet war, 
die Leiſtungsfähigkeit des Bekl. zu beeinträchtigen. 
Beides zuſammen läßt aber eine übermäßige Aus⸗ 
beutung der Sachlage durch die Kl. zu ihrem Vorteil 
und zu Laſten des Bekl., der ſeinen Betrieb erſt auf 
die Herſtellung von Granaten umſtellen mußte, er⸗ 
kennen, die nur durch beſondere Umſtände gerecht⸗ 
fertigt werden könnte. Solche liegen aber nicht vor. 
Es fehlt jeder Anhaltspunkt dafür, daß die Kl. etwa 
durch beſondere Fachkenntniſſe den Bekl. unterſtützen 
konnte, oder daß ſie bei der Geſchoßfabrik ein beſon⸗ 
deres Vertrauen genoß, das ihre Empfehlung auch 
für künftige Aufträge als wertvoll erfcheinen laſſen 
könnte. Die Vermittelung eines einzigen Auftrages 
kann ein ſo weitgehendes Proviſtonsverſprechen nicht 
rechtfertigen. Die Proviſionsvereinbarung verſtößt 
alſo in jedem Falle gegen das Anſtandsgefühl aller 
billig und nn Denkenden und iſt daher nach 8 138 
Abſ. 1 BGB. nichtig. Damit entfällt der Proviſions⸗ 
anſpruch .... (Urt. des III. 3S. vom 14. Juni 1918, 
III 69/18). 
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XIII. 


Ernſtliche angel Sriällungsverweigerung 
als Voraus ſetzung für friſtleſen Nücktritt vom Vertrage. 
Bleße F über den Vertragsinhalt 
ungenügend. BGB. 8 326. Anfang März 1917 ver⸗ 
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kaufte der Beklagte an die Klägerin etwa 80 Feſtmeter 
Eſchen zum Preiſe von 130 M für den Feſtmeter. 
Nachdem er 14,21 Feſtmeter geliefert hatte, erklärte 
er durch Schreiben vom 1. April 1917 den Vertrag 
für aufgehoben. Er hält ſich hierzu für berechtigt, 
weil die Kl., entgegen der laut ihrem Schreiben vom 
7. März 1917 getroffenen Abrede: „Die Zahlung erfolgt 
ſofort nach jeder Verladung“, ſich hartnäckig und end⸗ 
gültig geweigert habe, zu zahlen, ſobald das Holz 
auf dem Abgangsbahnhofe verladen ſei, und erſt nach 
dem Eingange des Holzes auf ihrem Sägewerk in 
L. habe zahlen wollen. Die Klage auf Ver⸗ 
urteilung des Bekl. zur Lieferung der rüdjtändigen 
65,79 Feſtmeter wurde vom BG. abgewieſen. Auf die 
Reviſion der Kl. wurde das Berufungsurteil aufgehoben 
und die Berufung des Bekl. gegen das der Klage ſtatt⸗ 
gebende Urteil der erſten Inſtanz zurückgewieſen. 
Gründe: Die Angriffe der Reviſion ſind unbe⸗ 
gründet, ſoweit fie ſich gegen die Annahme des B., 
der in dem Tatbeſtande wiedergegebene Satz des 
Schreibens der Kl. vom 7. März 1917 ſei Vertrags⸗ 
beſtimmung geworden, und gegen deſſen Auslegung 
richten. Aus den Briefen der Kl. vom 13. und 19. März 
und des Bekl. vom 14. März 1917 ergibt ſich mit 
voller Beſtimmtheit, daß die Streitteile jene Zahlungs⸗ 
beſtimmung als Vertragsbedingung gewollt und ver⸗ 
ſtanden haben, einerlei ob der Vertrag erſt durch den 
Brief der Kl. vom 7. März 1917 oder ſchon am 5. des]. 
Mts. geſchloſſen iſt. Die Auslegung des BG. ferner, 
daß die Kl. jede Ladung Holz zu zahlen habe, ſobald 
ſie am Abgangsorte verladen ſei, iſt ſelbſt dann nicht 
rechtsirrig, wenn eine Zahlung vor dem Eintreffen 
der Ware beim Käufer im Holzhandel nicht üblich 
ſein ſollte; die Worte: „nach jeder Verladung“ können 
nach Treu und Glauben nicht als „nach dem Eintreffen 
jeder N gedeutet werden, und der Brief des 
Bekl. vom 14. März 1917 ergibt keineswegs, wie die 
Reviſion behauptet, daß der Bekl. die Beſtimmung in 
dem von der Kl. gewollten Sinne verſtanden hat, 
ſondern gerade das Gegenteil. Dagegen kann dem 
BG. darin nicht beigepflichtet werden, daß die Weigerung 
der Kl., dieſer Abrede gemäß nach jeder Verladung 
zu zahlen, eine ernſtliche und endgültige Erfüllungs⸗ 
verweigerung enthält, die den Bekl. berechtigte, ohne 
die in $ 326 BGB. vorgeſehene Friſtbeſtimmung von 
dem Vertrage zurückzutreten. Die Kl. hat ſich keines⸗ 
wegs von dem Vertrage losgeſagt, ſondern auf deſſen 
Erfüllung beſtanden; ſie hat — ebenſo wie das LG. — 
die Zahlungsbeſtimmung falſch ausgelegt und deshalb 
erſt nach dem Eintreffen jeder einzelnen Ladung an 
dem Beſtimmungsorte zahlen wollen. Allerdings kann 
eine ernſtliche Erfüllungsweigerung auch in dem Ab⸗ 
hängigmachen der Leiſtung von einer unzuläſſigen 
Bedingung gefunden werden (JW. 1903 Beilage S. 139 
Warneyer, Rechtſpr. 3. Jahrg. S. 52, 4. Jahrg. S. 19). 
Aber da die geſchloſſenen Verträge grundſätzlich aufs 
recht zu erhalten find, und das BGB. in § 326 das 
Recht zum Rücktritte von dem Vertrage, von dem 
Falle des § 326 Abſ. 2 abgeſehen, an das Erfordernis 
der Friſtbeſtimmung unter Androhung der Ablehnung 
der Leiſtungsannahme nach dem Friſtablaufe knüpft, 
ſo iſt bei der in dem Geſetze nicht ausdrücklich zuge— 
laſſenen Ausnahme von dieſem Erforderniſſe, der ernſt⸗ 
lichen und endgültigen Erfüllungsweigerung, ein 
ſtrenger Maßſtab anzulegen (RGZ. 66, 421; 90, 317; 
JW. 1912 S. 140, 1918 S. 131; Warneyer, 
Rechtſpr. 11. Jahrg. S. 11) und insbeſondere das 
Stellen einer vertragswidrigen Bedingung nur ganz 
ausnahmsweiſe einer ſolchen Weigerung gleichzuſtellen 
(vgl. Warneyer, Rechtſpr. 3. Jahrg. S. 52, 4. Jahrg. 
S. 19). Es müſſen gewichtige tatſächliche Umſtände 
vorliegen, die es als nach Lage der Sache ausgeſchloſſen 
erſcheinen laſſen., daß der die Erfüllung weigernde 
Vertragsteil, wenn er durch Setzen einer Nachfriſt vor 
die Frage geſtellt werde, ob er die Folgen des § 326 


Abſ. 1 auf ſich nehmen oder vertragsgemäß erfüllen 
wolle, ſich zu letzteren entſchloſſen haben würde, ſo 
daß die Friſtſetzung lediglich als leere Form zu be⸗ 
trachten wäre (RG. 66, 421; JW. 1910 S. 146, 
1911 S. 711; Warneyer, Rechtſpr. 10. Jahrg. S. 373, 
11. Jahrg. S. 11). Bloße Meinungsverſchiedenheiten 
über den Vertragsinhalt genügen nicht, um die Friſt⸗ 


ſetzung zu erübrigen (RG. 66, 421; LZ. 1910 Sp. 648; 


JW. 1911 S. 71, 1912 S. 140, 1918 S. 131; Warneyer, 
Rechtſpr. 3. Jahrg. S. 52). In dem vorliegenden 
Falle handelt es ſich aber nur um eine Meinungs⸗ 
verſchiedenheit über die Auslegung des Vertrags; 
beſondere Umſtände, die das Stellen der vertrags⸗ 
widrigen Zahlungsbedingung einem Sichlosſagen von 
dem Vertrage gleichwertig erſcheinen ließen, ſind nicht 
dargetan worden und nicht erſichtlich. Die Reviſion 
beruft ſich im Gegenteil mit Recht darauf, daß die 
Kl. nicht ſtreng auf ihrem urſprünglichen Standpunkte 
verharrt, ſondern in ihren Briefen vom 17. und 
19. März 1917 ſich zur Zahlung gegen Einſendung 
des Duplikatfrachtbriefs nebſt Nummern⸗ und Gewichts⸗ 
angabe, wenn auch unter Ablehnung der Zahlung 
der dadurch entſtehenden Standgelder, bereit erklärt 
hat, ein Entgegenkommen, das eher den Schluß recht⸗ 
fertigt, daß ſie bei gehöriger Friſtbeſtimmung gemäß 
§ 326 Abſ. 1 Satz 1 dem Verlangen des Bekl. nach 
vertragsmäßiger Zahlung entſprochen haben würde 
(vgl. RG. Bd. 90 S. 317). (Urt. des III. ZS. vom 
25. Juni 1918, III 79/18). 
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XIV. 


Pflicht zur Leier der hänslichen Gemeinſchaft, 
wenn der Mann kriegsgefanaen iſt. Aus den Grün⸗ 
den: Das BGG. läßt es dahingeſtellt, ob die Klägerin 
nicht die ernſtliche Abſicht gehabt hat, die Dienſt⸗ 
wohnung des Beklagten wieder zu beziehen. Es ſagt 
zunächſt unter Berufung auf RG. Bd. 53 S. 387: 
Zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft genügt 
nicht, daß der verlaſſene Ehegatte dem abtrünnigen 
eine für das eheliche Zuſammenleben geeignete Woh⸗ 
nung zur Verfügung ſtelle, ſondern jener müſſe grund⸗ 
ſätzlich auch imſtande ſein, mit dieſem darin zu wohnen. 
Dieſes Erfordernis entfalle nur, wenn die Unmöglich⸗ 
keit auf dem gemeingewöhnlichen und natürlichen Lauf 
der Dinge, insbeſondere auf den Anforderungen der 
Berufs⸗ und ſonſtigen Geſchäfte des getrennt lebenden 
Ehegatten beruhe. Letzteres laſſe ſich von der Befangen= 
nahme des Beklagten nicht ſagen. Könne ſonach die 
Klägerin ſeitdem gar nicht mehr der Verurteilung zur 
Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft genügen, ſo 
mache ſich der Beklagte eines Mißbrauchs ſeines Rechts 
ſchuldig, wenn er gleichwohl auf Erfüllung beſtehe. 
Gemäß $ 1353 Abſ. 2 Satz 1 BGB. ſei daher die Klä⸗ 
gerin ſeitdem berechtigt, einſtweilen getrennt zu leben. 
Nach 8 1361 Abſ. 1 müſſe deshalb der Beklagte der 
Klägerin eine Unterhaltsrente zahlen. Ferner meint 
das BG., daß man zu demſelben Ergebnis gelangen 
würde, wenn man annehmen wollte, daß mit der 
Gefangennahme des Beklagten die Möglichkeit zur 
Herſtellung der Gemeinſchaft nicht entfallen ſei. Denn 
— ſo ſagt es — es würde durchaus der Billigkeit 
widerſtreiten, wenn man der Klägerin, nachdem ſie 
länger als Jahr und Tag in ihrer früheren Heimat 
gelebt habe, in der ihre Eltern ihr und ihrem noch 
jugendlichen Kinde jederzeit eine wirkſame Stütze ſein 
könnten, zumuten wollte, dieſen Aufenthaltsort mit 
A. zu vertauſchen und dort mit dem Kinde in der 
früheren Chewohnung einſam und allein zu haufen. 
Ein ſolches Anſinnen würde ebenfalls einen Rechts- 
mißbrauch i. S. des 8 1353 Abſ. 2 Satz 1 darſtellen. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob das BG. recht 
hat, wenn es meint, eine häusliche Gemeinſchaft zwiſchen 
dem kriegsgefangenen Beklagten und ſeiner Ehefrau 
in der früheren EChewohnung ſei grundſätzlich unmög— 


— 


lich. Denn der 8 1353 BGB., von dem das BG. aus⸗ 
liche ſpricht nicht von der Verpflichtung zur häus⸗ 
ichen Gemeinſchaft, ſondern von der Verpflichtung zur 
ehelichen Lebensgemeinſchaft, und es iſt anerkannten 
Rechtes, daß die eheliche Gemeinſchaft unter Umſtänden 
auch ohne die häusliche Gemeinſchaft beſtehen kann. 
Dementſprechend und in Uebereinſtimmung mit Prot. V 
S. 99 hat das RG. die 14895 auf Herſtellung des ehe⸗ 
lichen Lebens i. S. des § 1353 nicht bloß zur Beſeitigung 
eines räumlichen Getrenntlebens, ſondern auch in Fällen 
zugelaſſen, in denen ein häusliches Zuſammenwohnen 
der Ehegatten nicht in Frage kam, es ſich vielmehr 
nur darum handelte, ein dem Weſen der Ehe nach 
den beſonderen Umſtänden des Falles entſprechendes 
Verhalten des anderen Teiles, z. B. Aufſuchen einer 
Heilanſtalt durch den wegen Krankheit getrennt leben⸗ 
den Ehegatten, herbeizuführen (RG.Z. Bd. 51 S. 182, 
Bd. 59 S. 256, Warneyer 1915, 287). Das BGG. hätte 
danach unterſuchen müſſen, ob man nach Lage der 
Umſtände von einer von der rechten ehelichen Geſinnung 
erfüllten Frau (vgl. Mot. Bd. 4 S. 104, RZ. Bd. 87 
S. 56, 62) hätte erwarten dürfen, daß ſie trotz der 
Kriegsgefangenſchaft ihres Mannes in der Dienſt⸗ 
wohnung ausharrte, die ihm an dem Orte zur Ver⸗ 
fügung ſtand, der nach wie vor den Mittelpunkt ſeiner 
Lebensverhältniſſe, ſeinen Wohnſitz bildet. In manchen 
Fällen wird die Verpflichtung der Frau des kriegs⸗ 
gefangenen Soldaten, im bisherigen Hausweſen ihres 
Ehemannes zu verbleiben, unbedenklich zu bejahen 
fein, z. B. wenn es fi um ein landwirtſchaftliches 
Anweſen oder ein Geſchäft handelt, deſſen Leitung die 
Frau an Stelle des Mannes übernehmen muß. Daß 
andererſeits eine ſolche Verpflichtung unter Umſtänden 
wegfallen kann, hat ſchon das LG. zutreffend aus⸗ 
geführt. Unter dieſem rechtlichen Geſichtspunkte hat 
das BG. die Frage nicht geprüft, und feine weiteren 


Erwägungen können die Verneinung der Frage nicht 
rechtfertigen. Denn das Fernbleiben der Klägerin von 


der ehelichen Gemeinſchaft war von vornherein rechts⸗ 


widrig. Einen die Rechtswidrigkeit aufhebenden Vor⸗ 


gang hat das BG. nicht feſtgeſtellt. Es hat vielmehr 
ausdrücklich ausgeſprochen, es komme nicht darauf an, 
ob die Klägerin die ernſtliche Abſicht gehabt habe, in 
die Dienſtwohnung zurückzukehren. Lediglich das lange 
Beſtehen dieſes rechtswidrigen Zuſtandes kann ihn 
aber nicht zu einem rechtmäßigen machen, geſchweige 
denn die Grundlage für die Wiederentſtehung eines 
gerade infolge des rechtswidrigen Verhaltens der 
Klägerin untergegangenen Anſpruchs der Klägerin 
bilden. (Urt. des IV. 35. vom 1. Juli 1918, IV 96/18). 
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XV. 


63. SS 278, 831. Haltung für fremdes Ber- 
ſchulden: Haftet der Lagerhalter für die unwahren An- 
gaben, durch die einer ſeiner Angeſtellten einem Dritten, 
der eingelagerte Waren beleihen und bis zur Rückzahlung 
des Darlehus auf eigene Rechnung im Lager belaſſen 
will, über ihren Wert tänſcht und zu einer höheren Be⸗ 
leihung beſtimmt ? Bei der Bekl. lagerten zwei Kiſten 
Felle, die an ſie von Leipzig zur Verfügung des G. 
geſchickt worden waren. Die Kl. haben die Felle mit 
40000 M beliehen, das Geld nach Weiſung des G. 
an die Bekl. bezahlt und die Waren für ſich bei ihr 
auf Lager belaſſen. Sie behaupten: G. habe ihnen 
gefagt, er habe die Felle um 61000 M gekauft; dieſer 
Betrag ruhe als Nachnahme von Leipzig darauf und 
ſei an die Bekl. zu entrichten; da die Kläger ſie nur 
mit 40000 M beleihen wollten, habe er ſelbſt mit 
Scheck 21000 M hinzugezahlt. Sie hätten den An- 
geſtellten der Bekl. Sch. gefragt, wie hoch ſich die Leip- 
ziger Nachnahme belaufe, und ob G. 21000 M darauf 
bezahlt habe. Sch. habe das bejaht und die Nachnahme 
mit 61000 M angegeben. Die Kl. hätten ſich nur durch 
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dieſe Beſtätigung zur Zahlung der 40 000 M beitimmen 
laſſen. Die Angaben des Sch. ſeien jedoch falſch ge⸗ 
weſen. G. habe mit Unterſtützung des Sch. die Kl. 
betrogen und, da die Felle um einen Mindererlös ver⸗ 
ſteigert worden ſeien, um 30 413.35 M geſchädigt. Ob⸗ 
wohl davon auszugehen war, daß Sch. den Schaden 
der Kl. verſchuldet hatte, billigte das RG. die Ab⸗ 
weiſung der Klage. 

Aus den Gründen: Ohne Rechtsirrtum ver⸗ 
neint das BG., daß die Bekl. aus § 831 BGB. für 
die ſittenwidrige Schadenszufügung durch ihren An⸗ 

eſtellten Sch. einzuſtehen hätte, weil der Entlaſtungs⸗ 
eweis für ſeine ſorgfältige Auswahl geführt ſei. Dies 
wird auch von der Reviſion nicht angegriffen. Es 
bleibt alſo nur zu prüfen, ob die Bekl. nach 8 278 BGB. 
haftbar iſt. Darnach hat der Schuldner ein Verſchulden 
der. Perſonen, deren er ſich zur Erfüllung ſeiner Ver⸗ 
bindlichkeit bedient, in gleichem Umfang zu vertreten, 
wie eigenes Verſchulden. Die rechtl. Beziehungen 
zwiſchen den Parteien beſtanden darin, daß die Kl. 
nach Weiſung des G. die Beleihungsſumme von 40 000 M 
für ihn an die Bekl. zahlen und nach der Zahlung die 
Felle für eigene Rechnung bei ihr auf Lager belaſſen 
an G. hatte ſeinerſeits die Bekl. beauftragt, für 
hn das Geld in Empfang zu nehmen, die Nachnahme 
an die Leipziger Abſender der Felle mit 4500 und 
11760 M zu bezahlen und nach Deckung der Koſten 
den Ueberſchuß an ihn abzuführen. Die Kl. wollen 
hieraus ableiten, daß zwiſchen ihnen und der Bekl. 
ein Einlöſungs⸗ und ein Einlagerungsvertrag zuſtande 
gekommen ſeien, und daß Sch. bei den dieſe Verträge 
vorbereitenden Verhandlungen die falſche Auskunft 
erteilt habe. Das BG. hat dieſe Auffaſſung mit Recht 
abgelehnt. Die Kl. haben, wie ſie behaupten, die Aus⸗ 
kunft erbeten, um ſich ſchlüſſig zu machen, ob ſie die 
Zahlung von 40 000 M leiſten, d. h. den Beleihungs⸗ 
vertrag erfüllen ſollten. Dieſer Vertrag war mit G. 
geſchloſſen, die Zahlung für ihn beſtimmt. Die Bekl. 
war nur Zahlſtelle des G. Mit ihr ſind die Kl. mit 
oder vor der Zahlung in keine vertragliche Beziehung 
geraten. Aus der Zahlung iſt der Bekl. keine Ver⸗ 
bindlichkeit gegen die Kl. erwachſen, zu deren Erfüllung 
Sch. die Mitteilung über die Nachnahme gemacht hat. 
Vorverhandlungen über einen „Einlöſungsvertrag', 
der nicht geſchloſſen wurde, ſind nicht gepflogen worden. 
Aus Vorverhandlungen konnten daher keine Verbind⸗ 
lichkeiten der Kl. gegen die Bekl. hervorgehen. Aehn⸗ 
lich verhält es ſich mit dem Einlagerungsvertrag. Ein 
ſolcher Vertrag iſt zwar zwiſchen den Parteien ge⸗ 
ſchloſſen worden. Allein die Auskunft des Sch. hatte, 
wie keines Wortes bedarf, mit den Verbindlichkeiten 
der Bekl. aus dem Vertrag nichts zu tun. Vorver⸗ 
handlungen über den Vertrag haben nicht ſtattgefunden, 
da die Parteien darüber einig waren, daß die Felle, 
wie G. es verlangt hatte, bei der Bekl. bis zur Rück⸗ 
zahlung der Beleihung auf Lager bleiben ſollten. Es 
mag ſein, daß ohne die Auskunft des Sch. die Kl. die 
Zahlung nicht bewirkt und danach auch keinen Lager— 
vertrag mit der Bekl. geſchloſſen hätten. Daraus folgt 
aber mitnichten, daß die Auskunft zur Erfüllung einer 
Verbindlichkeit der Bekl. gegen die Kl. dienen ſollte, 
ſei es der Verbindlichkeit aus einem geſchloſſenen Ver— 
trag, ſei es der Verbindlichkeit, die ſich aus Vorvers 
handlungen über einen abzuſchließenden Vertrag er» 
geben hätte. Würde ſtatt des Sch. einer der Inhaber 
der Bekl. die falſche Auskunft gegeben haben, ſo könnte 
die Bekl. eben auch nur aus unerlaubter Handlung 
aber nicht aus Vertrag in Anſpruch genommen werden. 
(Urt. des VI. 35. vom 27. Juni 1918, VI 113/1918). 
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B. Strafſachen. 


J. 


Seines Vorteils wegen i. S. des 6 259 StS. handelt 
auch, wer eine Nundſchaft zu erhalten ſucht. Aus den 
Gründen: Das Urteil ſtellt feſt, daß die Angekl. 
dem Polizeibeamten gegenüber den Beſitz der geſtohlenen 
Billardbälle abgeleugnet haben, die G., um geſchaft⸗ 
liche Nachteile zu vermeiden und insbeſondere ihre 
Kundſchaft, die vielfach aus zweifelhaften Perſönlich⸗ 
keiten beſteht, zu erhalten, die Gr., um ſich ihre Stellung 
als Kellnerin in der Wirtſchaft der G. und die damit 
verbundenen Einkünfte, insbeſondere die in Ausſicht 
ſtehenden Trinkgelder zu erhalten. Offenbar geht die 
Str. davon aus, daß nach Annahme der Angekl. 
die zweifelhaften Perſönlichkeiten unter ihrer Kund⸗ 
ſchaft erwarten, dieſe würden die in die Wirtſchaft 
verbrachte Diebesbeute nötigenfalls vor dem Zugriff 
der Polizei e und daß die Angekl. befürchteten 
dieſen Teil ihrer Kundſchaft zu verlieren, wenn er ſich 
in ſeiner Erwartung getäuſcht ſähe, und um das und 
die damit notwendig werdende Entlaſſung der Kellnerin 
zu vermeiden, die Entdeckung der geſtohlenen Bälle 
zu verhindern geſucht haben. Danach iſt es allerdings 
richtig, daß die Angekl. die Bälle verheimlicht haben, 
um einen drohenden Bermögensnadteil abzuwenden. 
Denn eine feſte Kundſchaft wird als Quelle regelmäßig 
wiederkehrenden Gewinns im geſchäftl. Leben als Be⸗ 
ſtandteil des Vermögens des Gewerbetreibenden und 
ihr Verluſt als eine Beſchädigung ſeines Vermögens 
betrachtet und als ſolche iſt er auch von der Recht⸗ 
ſprechung anerkannt (RGSt. Bd. 26 S. 227). Inſoſern 
iſt die Abſicht, ſich eine Kundſchaft zu erhalten, auf 
Abwendung eines Vermögensſchadens gerichtet und 
aus dieſem Geſichtspunkt hat fie die Str. allein ges 
würdigt. Es iſt jedoch nicht zu verkennen, daß damit 
auch die Abſicht, das Vermögen zu mehren und Gewinn 
zu machen, untrennbar verbunden iſt, inſofern die 
Kundſchaft nur als Quelle künftigen Gewinns von 
Vermögenswert iſt und die Abſicht, ſich eine Kundſchaft 
zu erhalten, notwendig auf Erlangung des daraus 
fließenden Gewinns gerichtet ſein, ja ſogar darin ihr 
eigentliches und letztes Ziel ſehen muß. Deshalb iſt 
auch von dem in der Reviſionsbegründung vertretenen 
Standpunkt aus nicht zu bezweifeln, daß die Angekl. 
ihres Vorteils wegen gehandelt haben, wenn ſie der 
Wirtſchaft, in der die G. Wirtin und die Gr. Kellnerin 
war, die Kundſchaſt zu erhalten ſuchten. Die Auf⸗ 
ſtellung, daß nur der ſeines Vorteils wegen handele, 
der ſein Vermögen verbeſſern und vergrößern, nicht 
aber der, der nur einen Vermögensſchaden abwenden 
wolle, iſt aber auch nicht richtig. Es kann hier dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob der Vorteil i. S. des 8 259 StGB. 
notwendig ein Vermögensvorteil ſein muß; auch wenn 
das anzunehmen wäre, würde doch unbedenklich darunter 
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wie überall, wo das StGB. die auf Erlangung eines 
Vermögensvorteils gerichtete Abſicht erfordert, nicht 
nur eine Vermehrung des Vermögens, ſondern auch 


die Abwendung eines drohenden Vermögensſchadens 
zu verſtehen ſein. Das ſteht in der Rechtſprechung 
des RG. namentlich auch für das Gebiet des § 268 


StGB. feſt, aus dem die Reviſionsſchrift das Gegen⸗ 


teil beweiſen will (RG Rſpr. Bd. 4 S. 669; RG St. Bd. 33 
S. 333, Bd. 42 S. 287 [291], Bd. 50 S. 420 (423). 
Deshalb würde die Erhaltung einer Kundſchaft auch 
dann als Vermögensvorteil anzuſehen ſein, wenn man 
ſie nur als Abwendung geſchäftlicher Nachteile betrachten 
wollte. Schon in den Urteilen des RG. (RGRſpr. Bd. 3 
S. 202, RG St. Bd. 34 S. 15 [20]) ift fie, allerdings 
ohne weitere Begründung, als ſolcher angeſehen worden. 
(Urt. des I. StS. vom 19. Sept. 1918, 1D =) 
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Ablehnung eines Beweisantrags: Gründe für die 
Ablehnung eines Antrags auf Vernehmung eines Zeugen. 
Aus den Grän den. Das Gericht hat aus der „Per⸗ 
ſönlichkeit“ der Zeugin S. und ihren Beziehungen zu 
der Tat, deren die Angekl. beſchuldigt war, den völligen 
Unwert der Zeugenausſage der S. gefolgert und dieſe 
Entſcheidung damit begründet, daß die Zeugin ihre 
Angabe, die ſie bei Betreten dem Schutzmann gemacht 
hatte, zurückgenommen habe. Nach der Rechtſprechung 
kann zwar die beantragte Vernehmung eines Zeugen 
unterbleiben, wenn ſeiner Ausſage infolge beſonderer 
perſönlicher Verhältniſſe und Beziehungen zur Tat 
und zum Täter jeder Wert abgeht und das Gericht 
hierüber, ohne die Beweiswürdigung in bezug auf 
die Ausſage im übrigen vorwegzunehmen, endgültig 
ohne Vernehmung des Zeugen entſcheiden kann (RSSt. 
Bd. 46 S. 385; Bd. 47 S. 105). Die Annahme der 
Str., daß ſolche Beziehungen und Verhältniſſe per⸗ 
ſönlicher Art hinſichtlich der Zeugin S. vorliegen, iſt 
jedoch nicht zureichend durch tatſächliche Anführungen 
begründet und ſie enthält eine unzuläſſige Vorweg⸗ 
nahme des durch die eidliche Vernehmung der Zeugin 
zu erzielenden Beweisergebniſſes, indem das Gericht, 
ohne die geuoin gehört zu haben, einer früheren un 
beeideten Angabe der Zeugin, die der Verurteilung 
zugrunde gelegt iſt, den Vorzug vor dem einräumt, 
was ſie zugunſten der Angekl. unter Eid ausſagen 
würde. (Urt. des I. StS. vom 19. Sept. 1918, 1 D 
315/18). E. 
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Die Geldfirafe nach 5 263 Abſ. 2 Sts. darf 
3000 Mark nicht überſteigen. Aus den Gründen: 
Während 8 263 Abſ. 1 StGB. für den Betrug Ge⸗ 
fängnisſtrafe androht und beſtimmt, daß daneben auf 
Geldſtrafe bis zu 3000 M erfannt werden kann, ſchreibt 
§ 263 Abſ. 2 vor, daß bei mildernden Umſtänden aus⸗ 
ſchließlich auf die Geldſtrafe erkannt werden kann. 
Schon aus dieſem Wortlaut des Abſ. 2 und ſeinem 
Zuſammenhang mit Abſ. 1 iſt zu entnehmen, daß bei 
mildernden Umſtänden ausſchließlich auf die Geldſtrafe 
des Abſ. 1 d. h. auf Geldſtrafe bis zu 3000 M erkannt 
werden kann. Es würde aber auch nicht im Sinne 
des Geſetzes liegen, anzunehmen, daß um deswillen, 
weil in Abſ. 2 eine beſtimmte Höchſtſumme nicht aus⸗ 
drücklich genannt iſt und eine allgemeine Höchſtgrenze 
für Geldſtrafe nicht beſteht, der unter mildernden Um⸗ 
ſtänden begangene Betrug mit Geldſtrafe von unbe⸗ 
grenzter Höhe bedroht ſein ſollte. Vielmehr iſt daran 
feſtzuhalten, daß die in dieſem Falle zu verhängende 
Geldſtrafe nur bis zum Höchſtbetrage von 3000 M 
feſtgeſetzt werden kann. (Urt. des V. StS. v. 24. April 
1918, 5 D 117/1918). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 


Strafſachen. 
1 


Ein Mufiker, der ein ſtehendes Gewerbe betreibt, 
bedarf der ortspolizeilichen Erlaubnis nach 8 8 Abf. 2 
der Bererdunng vom 3. Juli 1868, die Shan: und 
Vorſtellungen betreffend. Gründe: Der in St. an 
ſäſſige Angeklagte führte in den letzten Jahren an 
ſeinem Wohnorte mit ſeinen Kindern im Gaſtzimmer 
der Brauerei W. regelmäßig an Sonntagen und Feier⸗ 
tagen gegen Bezahlung mit Bewilligung des Stadts 
magiſtrats St. Streichmuſik auf. Seit dem Beginne 
des Jahres 1916 ſuchte er wiederholt bei dem Stadt⸗ 


magiſtrat um die Erlaubnis zur Veranſtaltung von 
| Konzerten an Wochentagen nach. Seine Geſuche wur⸗ 


den ſtets abgewieſen, weil zu Muſikdarbietungen an 
Wochentagen kein Bedürfnis beſtehe und ſolche Ver⸗ 
anſtaltungen bei dem Ernſte der Zeit nicht ange⸗ 
meſſen ſeien, das Volk vielmehr allen Grund habe, 
bei der allgemeinen Teuerung zu ſparen und ſich nicht 
dem Vergnügen hinzugeben. Am Montag den 3. De⸗ 
zember 1917, Samstag den 2. Februar 1918 und 
Dienstag den 5. Februar 1918 veranſtaltete der An⸗ 
geflante mit feinen Kindern in verſchiedenen Gaſt⸗ 
wirtſchaften zu St. gegen Bezahlung Streichmuſik⸗ 
vorträge: um die Erlaubnis des Stadtmagiſtrats 
hiezu hatte er nicht nachgeſucht. Er und die Mitſpieler 
bilden keine anerkannte, zur Aufführung von Muſik⸗ 
vorträgen in Wirtſchaften berechtigte Muſikgeſellſchaft 
im Sinne des 8 2 der BO. vom 3. Juli 1868, 
die Schau⸗ und Borſtellungen betreffend. Durch Urteil 
des Schöffengerichts wurde er wegen einer fortgeſetzten 
Uebertretung gegen Art. 33 PStB. und § 8 Abſ. 2 
der VO. vom 3. Juli 1868 verurteilt. Seine Berufung 

verwarf die Strafkammer. Der all bezeichnet 
in feiner Reviſion als verletzt die 88 1, 33 b RGewo. 
durch Nichtanwendung und den Art. 33 PStGB. ſowie 
die VO. vom 3. Juli 1868 durch Anwendung. Das 
Rechtsmittel iſt nicht begründet. Der Senat hat in 
dem Urteile vom 17. Februar 1916 (Samml. Bd. 16 
S. 13; Gew Arch. Bd. 16 S. 57) mit eingehender Be⸗ 
gründung dargelegt, daß ein Muſiker, der ein ſtehendes 
Gewerbe betreibt, der ortspolizellichen Erlaubnis nach 
8 8 Abſ. 2 der VO. vom 3. Juli 1868 bedarf, wenn 
er Muſikſtücke an dem Orte ſeiner Niederlaſſung gegen 
Bezahlung in öffentlichen Wirtſchaftsräumen aufführen 
will. An dieſer Anſicht hält der Senat feſt. Die 
Reichsgewerbeordnung geſtattet in 8 1 jedermann den 
Betrieb eines Gewerbes, ſoweit nicht durch dieſes 
Geſetz Ausnahmen oder Beſchränkungen vorgeſchrieben 
oder zugelaſſen find und ſieht in 8 33 b für das Auf: 
führen von Muſikſtücken in Wirtſchaften durch Muſiker, 
die ein ſtehendes Gewerbe betreiben, keine Einſchrän⸗ 
kung vor. Hiernach ſind durch die Einführung der 
Gewerbeordnung für den Norddeutſchen Bund in 
Bayern die Beſtimmungen der Bayeriſchen Geſetzgebung 
beſeitigt worden, die die Zulaſſung zum Gewerbe— 
betriebe betreffen. Allein der Art. 33 PStGB. und 
der 8 8 Abſ. 2 der VO. vom 3. Juli 1868 enthalten 
keine Beſtimmungen über die Zulaſſung zum Gewerbes 
betriebe, ſondern Vorſchriften über die Ausübung des 
Gewerbes, Ausübungsbeſchränkungen. Dies ergibt mit 
Deutlichkeit eine Vergleichung der Vorſchriften in den 
88 4 bis 7 mit den Vorſchriften in 88 der VO. vom 
3. Juli 1868. Die Verordnung unterſcheidet zwiſchen 
der Erteilung des diſtriktspolizeilichen Erlaubnisſcheins 
für den Betrieb des Muſikgewerbes an öffentlichen 
Orten gegen Bezahlung (8 4), und der Erteilung der 
ortspolizeilichen Erlaubnis an den einzelnen Orten, 
in welchen der Berechtigte ſein Gewerbe ausüben will 
(88 Abſ. 2). Die 88 4 bis 7 treffen Anordnungen 
über die Zulaſſung zum Gewerbebetrieb und beſtimmen, 
daß der Erlaubnisſchein von der Diſtriktspolizeibehörde 
des Wohnorts des Muſikers auszuſtellen ift, den Nach— 
weis genügender Befähigung erfordert, für den Be— 
zirk der ausſtellenden Behörde gilt und dem Inhaber 
außerdem die Befugnis gibt, auf vorgängige Beſtellung 
auch in den unmittelbar angrenzenden Amtsbezirken 
Muſik zu machen. Der 8 8 Abſ. 1 ſchreibt vor, daß 
der Inhaber eines Erlaubnisſcheins ihn ſtets in Urs 
ſchrift bei ſich zu führen, auf Verlangen dem Aufſichts⸗ 
perſonale, den örtlichen Polizeiorganen und der Gen— 
darmerie vorzuzeigen und den ihm bei der Erteilung 
der Erlaubnis auferlegten Bedingungen nachzukommen 
hat, er regelt alſo das Verhalten des Berechtigten bei 
der Ausübung des Gewerbebetriebs. Dieſe Beſtimmung 
iſt ſeit der Einführung der Reichsgewerbeordnung in 
Bayern wegen des Wegfalls der diſtriktspolizeilichen 
Erlaubnis außer Wirkſamkeit geſetzt. Die Bedeutung 
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zu, der den Berechtigten anhält, in den einzelnen 
Orten, an denen er ſein Gewerbe zu betreiben beab⸗ 
ſichtigt, hiezu die beſondere Erlaubnis der Ortspolizei⸗ 
behörde nachzuſuchen, und der der Ortspolizeibehörde 
die Befugnis verleiht, den Gewerbebetrieb unter Um⸗ 
ſtänden von weiteren Bedingungen abhängig zu machen, 
als dem Muſiker bei Erteilung der diſtriktspolizeilichen 
Erlaubnis auferlegt worden ſind, wenn dies die ört⸗ 
lichen Verhältniſſe oder andere polizeiliche Rückſichten 
erfordern. Allgemein wird anerkannt, daß die Aus⸗ 
übung eines Gewerbes auf Grund landesgeſetzlicher 
Vorſchriften mit Rückſicht auf die öffentliche Ordnung, 
den öffentlichen Verkehr, die Geſundheitspflege und 
die Sittlichkeit durch polizeiliche Beſtimmungen bes 
ſchränkt werden kann; nur dürfen die polizeilichen 
Beſchränkungen die Ausübung des Gewerbes nicht tat⸗ 
ſächlich unmöglich machen, denn dann würden ſie mit 
den Beſtimmungen der Gewerbeordnung im Wider⸗ 
ſpruche ſtehen und könnten als rechtsgültig nicht er⸗ 
achtet werden. Würde die Vorſchrift des 8 8 Abſ. 2 
von der Ortspolizeibehörde nicht als ſicherheitspolizei⸗ 
liche, ſondern als gewerbepolizeiliche Beſtimmung auf⸗ 
gefaßt und die Erlaubnis nach freiem Ermeſſen, 
namentlich wegen mangelnden Bedürfniſſes verſagt 
werden, ſo wäre dies nicht zuläſſig. Nach der Ueber⸗ 
ſchrift des zweiten Hauptſtücks des PSIGB. „Ueber- 
tretungen in bezug auf öffentliche Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit“, dem der Art. 33 angehört und der 
ihm entſprechende Art. 64 PSt B. vom 10. November 
1861 angehört hat, liegt im Sinne der BO. vom 
3. Juli 1868, daß die Erlaubnis nach 8 8 Abſ. 2 nur 
verweigert werden darf, wenn die beabſichtigte Muſik⸗ 
aufführung eine Störung der durch dieſen Abſchnitt 
des Polizeiſtrafgeſetzbuchs geſchützten Rechtsgüter be⸗ 
ſorgen läßt. War der Beſchwerdeführer, wie er geltend 
macht, der Anſicht, daß der Stadtmagiſtrat St. bei der 
Verſagung der Erlaubnis zur Veranſtaltung von 
Konzerten an 5 von einer irrigen Auf⸗ 
faſſung der VO. vom 3. Juli 1868 ausgehend die 
Vorſchrift des 8 8 Abſ. 2 als gewerbepolizeiliche Be» 
ſtimmung gehandhabt hat, fo hätte er gegen die abſchlä⸗ 
gige VBerbeſcheidung feiner Geſuche bei den dem Stadt⸗ 
magiſtrate vorgeſetzten Verwaltungsbehörden Abhilfe 
ſuchen müſſen. Da er dies unterließ, hätte er von 
dem nicht genehmigten Gewerbebetrieb abſtehen ſollen. 
Er war aber nicht berechtigt, an Wochentagen in 
Wirtſchaften Streichmuſik ohne polizeiliche Erlaubnis 
aufzuführen und iſt für ſeine eigenmächtige Handlungs⸗ 
weiſe von den Vorinſtanzen mit Recht wegen Ueber⸗ 
tretung des Art. 33 Abſ. 1 P StGB. beſtraft worden. 
Seine irrige Anſicht, daß dieſe Vorſchrift und der 88 
Abſ. 2 der VO. vom 3. Juli 1868 mit dem Grund» 
ſatze des 8 1 RGewO. im Widerſpruche ſtehen und 
deshalb nicht rechtsgültig ſind, betrifft die Bedeutung 
des Strafgeſetzes und kann ihn als Strafrechtsirrtum 
nicht entſchuldigen. Zutreffend iſt die Annahme der 
Strafkammer, daß für die Anwendung des Art. 33 
Abſ. 1 PSIEB. gleichgültig iſt, ob bei den Muſik⸗ 
aufführungen des Angeklagten ein höheres Intereſſe 
der Kunſt obwaltete oder nicht, weil der Art. 33 auf 
alle Arten von Muſikaufführungen anwendbar iſt und 
nach Abſ. 3 daſelbſt nur die Abhaltung muſtikaliſcher 
Vorträge in Wirtſchaftslokalitäten durch hiezu berech⸗ 
tigte Muſikgeſellſchaften im Sinne des 8 2 der VO. 
vom 3. Juli 1868 an eine polizeiliche Bewilligung 
nicht gebunden iſt. (Urteil vom 6. Juni 1918, Rev.⸗ 
Reg. Nr. 173/1918). Ed. 
4496 
II. 

Veräußerung militäreigener Sachen durch Soldaten: 

welche Feſtſtellun gen find notwendig, um bei dem Er⸗ 


werber Hehlerei nach § 259 StGB. oder eine andere 
Straftat annehmen zu können? Die Str. verwarf 


einer Ausübungsvorſchrift kommt auch dem 8 8 Abſ. 2 | die Berufung der wegen Hehlerei nach $ 259 StGB. 
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von dem Sh®. verurteilten Angeklagten K. auf Grund 
folgender Feſtſtellungen: Die K. hat wiederholt von 
Soldaten Militärausrüſtungsgegenſtände, wie Reit⸗ 
ſtiefel, Schnürſchuhe, Gurten, einen Ruckſack und eine 
Striegelbürſte gekauft. Dieſe Sachen waren militär- 
eigen und als ſolche zum Teil mit Stempel aufdruck 
gekennzeichnet. Die K. hat danach zu der Annahme 
gelangen müſſen, daß die Soldaten nicht berechtigt 
waren, ſolche militäreigene Sachen zu verkaufen, und 
daß ſie nur auf unrechtmäßige Weiſe in deren Beſitz 
gelangt ſein konnten; ſie hat ihres Vorteils wegen 
gehandelt. Auf die Reviſion der K. wurde das Urteil 
aufgehoben und die Sache an die Vorinſtanz zurück⸗ 
verwieſen. 

Aus den Gründen: Die Feſtſtellungen reichen 
nicht aus, um den Tatbeſtand des Vergehens nach 
8 259 des StGB. zu begründen, wenn auch die Strf. 
weiterhin den geſamten Tatbeſtand dieſes Paragraphen 
wörtlich wiederholt hat; ſie laſſen nicht prüfen, ob 
nicht das BG. bezüglich einzelner Tatbeſtandsmerk⸗ 
male von rechtsirrtümlichen Vorausſetzungen ausges 
gangen iſt. § 259 StGB. erfordert, daß die verhehlten 
Sachen mittels einer ſtrafbaren Handlung erlangt 
worden ſind. Die ſtrafbare Vortat braucht zwar nicht 
mit den einzelnen in Betracht kommenden Tatbe— 
ſtandsmerkmalen feſtgeſtellt zu werden; es genügt ſo— 
gar wahlweiſe Feſtſtellung. Allein der Tatrichter muß 
doch dartun, was er nach ſeiner Ueberzeugung für 
nachgewieſen erachtet, um dem Rev. eine Nachprüfung 
zu ermöglichen, ob dem Erwerbe der Sache durch den 
Vortäter überhaupt eine ſtrafbare Handlung, ſei es 
Diebſtahl oder eine Unterſchlagung oder eine andere 


unter das Strafgeſetz fallende Handlung zugrunde 


liegt (vgl. RG. Bd. 10 S. 155; Obs G. Bd. 12 S. 319; 
Olshauſen StGB. Anm. 7 zu § 259). Die Feſtſtellung, 
daß „die Soldaten nur auf unrechtmäßige Weiſe in 
den Beſitz der Sachen gelangt ſein konnten“, reicht 
nicht aus, zumal daraus auch nicht entnommen werden 
kann, ob der ſtrafbare Erwerb der hehleriſchen Handlung 
ſchon vorausgegangen iſt oder ob er etwa mit ihr 
zuſammenfällt. Nur im erſten Falle könnte Hehlerei 
angenommen werden, während im anderen Falle, wenn 
die Aneignung erſt durch den Verkauf der Sachen ge— 
ſchah, Teilnahme auf Seite der K. in Betracht käme 
(vgl. Olshauſen StB. Anm. 6 zu § 259 und Anm. 
24 b zu 8 246, R Rſpr. Bd. 5 S. 616, Bd. 10 
S. 33). Bei der noch zu treffenden Feſtſtellung wird 
es in der Hauptſache auf den Zeitpunkt ankommen, 
wann der Haupttäter den Vorſatz gefaßt hat, die fremde 
Sache ſich anzueignen, und wie er ſeinen Willen der 
Ausführung näher gebracht hat. Dies muß nicht mit 
der Ausfolgung der Sache an den Hehler zeitlich zu— 
ſammenfallen. Ueber das Bewußtſein der K. von der 
Eigenſchaft der Vortat iſt der neuen Feſtſtellung ent— 
ſprechend zu entſcheiden. Die Strͤ. nimmt an, daß 
die Angekl. ihres Vorteils wegen bei der Erlangung 
der Sachen gehandelt hat. Da aber Tatumſtände 
hierfür nicht angeführt find, iſt eine Nachprüfung, ob 
das Gericht von einer rechtlich fehlerfreien Grundlage 
ausgegangen iſt, nicht möglich. Im ſchöffengericht— 
lichen Urteil, deſſen tatſächliche Feſtſtellungen ſich die 
Strͤ. angeeignet hat, iſt nur in den Strafzumeſſungs— 
gründen vermerkt, daß die K. aus Gewinnſucht ge— 
handelt hat. Dies würde den Vorteil i. S. des $ 259 
StGB. erſchöpfen: es würde aber auch jedes perſönliche 
Intereſſe des Hehlers, wenn es dem Eigennutz ent— 
ſpringt, genügen und auch dann angenommen werden 
können, daß die K. ihres Vorteils wegen gehandelt 
hat, wenn ſie — wie in der mündlichen Verhandlung 
vor dem Reviſionsgerichte geltend gemacht wurde — 
die Sachen annahm, um ſich für ihre Wirtsforderung 
bezahlt zu machen (vgl. Goltd Archiv Bd. 65 S. 544; 
RG. in StS. Bd. 51 S. 179; LZ. 1918 S. 53 und 
54). (Urteil vom 22. Auguſt 1918, Rev. Reg. 
Nr. 237/1918). Ed. 
4479 
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Verpflichtung zur Bachränmung: Bedeutung einer An⸗ 
ordunng der Diſtriktsverwaltungsbehörde nach Art. 175 
WG. Prüfung einer ſolchen Anordnung und der Nän⸗ 
mungs pflicht durch das Gericht? Bedentunz eines Irrtums 
über die Verpflichtung zu räumen. Berſchiedener Beginn 
der Verjährung, je nachdem es fig um die Nichterfüllung 
einer geſetzlichen Räumung pflicht oder einer Verpflichtung 
5 die durch eine vom Augenblicke geforderte vor: 
orgliche Matznahme und für eine beſtimmte Zeit aufs 
erlegt if. WG. Art. 48, 74, 88, 100, 105 Abf. 1, 
168 ff., 174, 175, 206 Abſ. 2; StGB. 8 67. Das Bes 
zirksamt N. erließ am 16. November 1915 „gemäß 
Art. 48 Abſ. 1, 88, 100, 175 und 206 Abf. 2 WG.“ 


»nachſtehende Anordnung an den Bürgermeifter von W.: 


„Der Wipfelbach iſt gemeinſam von allen Pflichtigen 
an einem von Ihnen zu beſtimmenden Tage bis längſtens 
10. Dezember zu räumen. Die Pflichtigen haben ſich 
an dieſem Tage früh / 8 Uhr verſehen mit Schaufeln, 
Senſen und Rechen an der Halteſtelle S. einzufinden. 
Dies iſt ihnen zu eröffnen mit dem Beifügen, daß 
Nichtbefolgung der vorſtehenden Anordnung mit Geld 
bis zu 100 M oder Haft bis zu 14 Tagen beſtraft 
wird.“ Der Bürgermeiſter ſetzte als Termin zur 
Räumung des Bachs den 15. Dez. 1915 vormittags 
8 ½ Uhr feſt und ließ die Anordnung und den Termin 
den „Pflichtigen“ rechtzeitig bekannt geben. Nur 
wenige der Geladenen erſchienen zum Termine, die 
meiſten blieben weg. Dieſe verurteilte die StK. als 
BG. wegen einer Uebertretung nach Art. 206 Abſ. 2 
WG. In dem Urteil iſt ausgeführt: Ueber die Pflicht 
zur Räumung des in Frage ſtehenden Grabens ſei 
zurzeit bei der Regierung ein „Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren“ anhängig; außerhalb dieſes Verfahrens 
habe das Bezirksamt N. in zuſtändiger und zuläſſiger 
Weiſe auf Grund der Art. 48, 100, 175, 206 Abſ. 2 WG. 
die Anordnung erlaſſen können, nämlich in Ausübung 
ſeines Aufſichtsrechts zur Verhütung der Vermurung 
der am Wipfelbach anliegenden Grundſtücke, alſo aus 
Rückſichten des Gemeinwohls. Zur Inſtandhaltung 
eines Privatfluſſes oder Baches, die nach Art. 74 WE. 
auch die Reinigung und Räumung des Bettes umfaſſe, 
kämen nach dem Art. 100 a. a. O. die Beteiligten d. i. 
nach dem Art. 88 die Eigentümer der Grundſtücke in 
Betracht, die durch die Inſtandhaltung vor Verſumpfung 
oder Vermurung zu ſchützen ſeien. Darüber, ob die 
zu reinigende Waſſerſtrecke ein Privatfluß oder ein 
Privatbach ſei und wen die Räumungspflicht treffe, 
habe die Verwaltungsbehörde zu entſcheiden. In dieſem 
Verfahren ſei die Räumungspflicht der Angekl. durch 
den unangefochten gebliebenen Beſchluß des Bezirks⸗ 
amts N. vom 16. Nov. 1915 rechtskräftig feſtgeſtellt 
worden. Deshalb und wegen vorſaͤtzlicher Nichtbefolgung 
der Anordnung des Bezirksamts ſeien die Angekl. 
wegen einer Uebertretung nach dem Art. 206 Abſ. 2 
WG. zu verurteilen, da zur Erzwingung des Ge⸗ 
horſams neben der Einleitung des Ordnungs verfahrens 
gemäß Art. 174 WG. auch die Durchführung des gerichtl. 
Verfahrens zuläſſig ſei. Den Reviſionen der Angell. 
wurde ſtattgegeben. 

Aus den Gründen: Nach Art. 206 Abſ. 2 WG. 
wird die Uebertretung der von den Diſtriktsverwaltungs⸗ 
behörden zum Vollzug einzelner Beſtimmungen des 
Geſetzes erlaſſenen polizeil. Vorſchriften oder Anord⸗ 
nungen an Geld bis zu 100 M oder mit Haft bis zu 
14 Tagen beſtraft. Zum Vollzuge des Art. 48 (Be: 
nützung aller Privatflüſſe und Bäche), des Art. 105 
(Inſtandhaltung der Privatflüſſe und-Bäche mit nicht 
erheblicher Waſſergefahr) und des Art. 107 WE. 
(Inſtandhaltung uſw. von geſchloſſenen Gewäſſern) 
können von den Diſtriktsverwaltungsbehörden die 
nach dem gewöhnl. Verlaufe der Dinge erforderl. An⸗ 
ordnungen entweder an die Allgemeinheit oder an 
einzelne Perſonen erlaſſen werden. Dieſe Befugnis 
der Diſtriktsverwaltungsbehörden iſt erweitert durch 
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das ihnen nach Art. 175 WG. eingeräumte Recht, mit 
Rückſicht auf das Gemeinwohl die dem augenblickl. 
Erfordernis entſprechenden vorſorgl. Anordnungen zu 
treffen. Darnach ſtehen die nach Art. 48, 105, 107, 
175 erlaſſenen Anordnungen unter dem Strafſchutze 
des Art. 206 920 2 WG. Art. 174 geſtattet den Diſtrikts⸗ 
verwaltungsbehörden, die Nichtbefolgung ihrer An- 
ordnungen und Beſchlüſſe mit Ordnungsſtrafen zu 
bedrohen. In den Fällen, in denen die Androhung 
von Ordnungsſtrafen oder die Strafeinſchreitung nach 
dem Art. 206 Abſ. 2 WG. zuläſſig iſt, hat die Ver⸗ 
waltungsbehörde die Wahl. Hier hat das Bezirks⸗ 
amt die Strafeinſchreitung veranlaßt, ſo daß die 
Strafgerichte zuſtändig ſind. Ob Rückſichten des Ge⸗ 
meinwohls erheiſchen, vorſorgliche, dem augenblickl. 
Erfordernis entſprechende Anordnungen zu treffen, 
welcher Art dieſe find und ob fie ihren Zweck erfüllen, 
iſt als Ermeſſensſache ausſchließlich der Zuſtändigkeit 
der Diſtriltsverwaltungsbehörden anheimgeſtellt; die 
Strafgerichte haben ſich mit dieſen Fragen nicht zu 
beſchäftigen. In dem Beſchluſſe des Bezirksamtes iſt 
ohne nähere Begründung auf Art. 175 WG. Bezug 
genommen; deshalb darf angenommen werden, daß das 
Bezirksamt in der Nichträumung des Wipfelbachs eine 
Gefährdung der Allgemeinheit, nicht einzelner Perſonen 
erblickte, ſonach den Begriff „Gemeinwohl“ nicht ver- 
kannte. Art. 175 verfolgt den Zweck, das Gemeinwohl 
augenblicklich bedrohende Zuſtände durch vorſorgliche 
Anordnungen zu beſeitigen oder mit anderen Worten: 
außerordentliche, das Gemeinwohl bedrohende Zuſtände 
ollen ſofort durch außerordentliche Maßnahmen bes 
ſeitigt werden können. Durch die Anordnungen nach 
Art. 175 ſoll und darf der aus den Art. 48, 105, 107 WG. 
ſich ergebende Rechte und Pflichtenkreis nicht berührt 
werden d. h. durch die Anordnungen nach Art. 175 
wird nicht feſtgeſtellt, wer an ſich nach den Art. 48, 
105, 107 WG. zur Inſtandhaltung verpflichtet iſt. Für 
Entſcheidungen dieſer Fragen iſt das durch die Art. 168 ff. 
WG. vorgeſchriebene Verfahren maßgebend. Der Be⸗ 
ſchluß des Bezirksamts vom 16. Nov. 1915 iſt keine Ent⸗ 
ſcheidung i. S. des Art. 168, ſondern eine einſeitige Ver⸗ 
fügung des Bezirksamts als Aufſichtsbehörde. Darum iſt 
die Anſchauung des 8G. nicht richtig, daß das Bezirksamt 
durch den Beſchluß vom 16. Nov. 1915 in zuſtändiger 
Weiſe entſcheiden konnte, daß die zu reinigende Strecke 
ein Privatbach iſt und die Angekl. als Eigentümer 
nach Art. 88 WG. räumungspflichtig find. Das Be⸗ 
zirksamt hat durch den bezeichneten Beſchluß eine ſolche 
Entſcheidung nicht getroffen; es ſpricht nur aus, daß 
der Wipfelbach von allen Pflichtigen zu räumen iſt. 
Durch die Bezugnahme auf die Art. 48, 100 neben 
175, 206 Abſ. 2 WG. will es zur außerordentl. Räumung 
des Wipfelbaches am 15. Dezember 1915 die Perſonen 
verpflichten, die an ſich nach dem Art. 100 zur regel⸗ 
mäßig wiederkehrenden Räumung verbunden ſind. 
Ob das Bezirksamt mit Recht ſeine Zuſtändigkeit aus 
dem Art. 48 WG., der nur die Benützung eines Privat⸗ 
fluſſes oder Baches im Auge hat, entnehmen konnte, 
kann dahin geſtellt bleiben, da weder den Verwaltungs⸗ 
noch den Strafakten zu entnehmen iſt, daß die Angekl. 
durch Benützung des Baches den das Gemeinwohl 
augenblicklich bedrohenden Zuſtand herbeigeführt hätten. 
Offenſichtlich handelt es ſich nur um die Inſtandhaltung 
nach dem Art. 105 Abſ. 1 WG. Da auch nach dieſer 
Geſetzesſtelle das Bezirksamt zur Erlaſſung des Be⸗ 
ſchluſſes zuſtändig war, iſt von dieſem Geſichtspunkt 
aus die Rechtsguͤltigkeit des Beſchluſſes nicht zu be» 
anſtanden. Das Bezirksamt hat zwar durch den Bes 
ſchluß vom 6. Mai 1914 die Angekl. und noch andere 
Eigentümer von Grundſtücken, darunter auch das 
bayer. Kanalärar auf Grund der Art. 100, 88, 74, 
105 Abſ. 1 WG. für räumungspflichtig erklärt; der 
Beſchluß wurde aber von den Beteiligten angefochten, 
da eine Entſcheidung über die Beſchwerde durch die 
Regierung noch nicht ergangen iſt, iſt über die 
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Räumungspflicht verwaltungsrechtlich noch nicht ent- 
ſchieden. Abgeſehen hievon hat der Strafrichter felb- 
ſtändig zu prüfen, ob die Vorausſetzungen für das Vor⸗ 
handenſein der Straftat d. i. der äußere und der innere 
Tatbeſtand gegeben find (Obs GSt. Bd. 4 S. 302, Bd. 13 
S. 352). Der äußere Tatbeſtand verlangt in den vor— 
würfigen Strafſachen die Feſtſtellung, daß die Angekl. 
nach den Art. 105 Abſ. 1, 100, 88, 74 WG. zur Räumung 
äußerlich (objektiv) verpflichtet ſind, da der Beſchluß des 
Bezirksamts vom 16. Nov. 1915 hievon die Verpflichtung 
der Angekl. zur Räumung abhängig gemacht hat. 
Nach dieſen Richtungen enthält das Urteil keine Feſt⸗ 
ſtellung, weshalb es aufzuheben war. Das BG. be: 
gründet den inneren Tatbeſtand nur mit der Feſt⸗ 
ſtellung, daß die Angekl. vorſätzlich die Anordnung 
des Bezirksamts nicht befolgt haben. Die Angekl. 
verteidigten ſich aber dahin, daß das verwaltungsrechtl. 
Verfahren über ihre Räumungspflicht i. S. der Art. 100, 
88, 74 WG. noch ſchwebe und ſie deshalb als inſoweit 
Pflichtige vom Bezirksamte durch den Beſchluß vom 
16. Nov. 1915 nicht hätten aufgefordert werden konnen, 
ſich an den Räumungsarbeiten zu beteiligen. Da nach 
dem Art. 74 WG. die Pflicht zur Räumung eines 
Privatfluſſes oder Baches eine öffentlich-rechtliche Ver⸗ 
pflichtung, ein Irrtum hierüber aber als ein Irrtum 
über einen Tatumſtand nach dem 8 59 StGB. zu 
würdigen iſt, hätte das BG. das Verteidigungsvor⸗ 
bringen nach dieſer Richtung prüfen ſollen (ſiehe 8 181 
Ziff. 4 VollzVorſchr. zum WG. vom 3. Dez. 1907). Da 
dies nicht geſchehen iſt, mußte das angefochtene Urteil 
auch wegen nicht ausreichender Feſtſtellung des inneren 
Tatbeſtands aufgehoben werden. Nach dem 867 StG. 
beginnt die Verjährung mit dem Tag, an dem die 
Handlung begangen iſt, ohne Rückſicht auf den Zeit— 
punkt des Eintritts des Erfolges. Die Verjährung 
beginnt ſonach dann, wenn das ſtrafbare Tun oder 
Unterlaſſen ſein Ende erreicht hat. Entſcheidend iſt 
dabei, ob die vollendete Tat eine abgeſchloſſene Straf- 
tat bildet oder ob das durch die betreffende Tat ver— 
übte Delikt, wenn auch vollendet, doch als das näm— 
liche Delikt ſich fortſetzt, ob ſonach das unterbliebene 
Tun an eine beſtimmte Zeit gebunden iſt oder die 
Unterlaſſung auch über den Eintritt der Verpflichtung 
zum Handeln hinaus ſtrafbar bleibt (Bd. 8 S. 390, 
393, 394], Bd. 9 S. 157). Die aus den Art. 100, 88, 
74 WG. fließende Räumungspflicht iſt eine dauernde; 
bei Nichterfüllung dieſer Pflicht beginnt die Verjährung 
erſt mit der Beendigung der Räumung. Die den In» 
gekl. durch den Beſchluß vom 16. Nov. 1915 auferlegte 
Räumungspflicht beruht nicht auf den bezeichneten 
Geſetzesſtellen, ſondern auf dem Art. 175 WG., der 
keine dauernde Verpflichtung ſchafft, ſondern die durch 
den Augenblick geforderten vorſorgl. Maßnahmen ge— 
ſtattet. Durch die Anordnung vom 16. Nov. 1915 war 
die Räumung an eine beſtimmte Zeit gebunden, mit 
deren fruchtloſem Ablauf auch dieſe Räumungspflicht 
ihr Ende erreicht hat. Hiernach begann die Verjährung 
der Uebertretung nach dem Art. 206 Abſ. 2 W. 
mit dem 15. Dez. 1915. (Urteil vom 6. Juni 1918, 
Rev.⸗Reg. Nr. 108/1918). Ed. 
4480 
IV. 

Wonach beſtimmt ſich, welches von zwei Strafgeſetzen 
das mildere i. S. des § 2 Abſ. 2 StGB. iſt? Aus 
den Gründen: Die Angeklagte überſchritt beim 
Einkaufe von Kraut zur gewinnbringenden Weiterver— 
äußerung den Höchſtpreis um insgeſamt 200 M. Das 
Sch. verurteilte fie deshalb am 24. Mai 1918 wegen 
eines vorſätzl. Verg. nach § 6 Abſ. 1 Nr. 1 und Abſ. 2 
Höchſt Pr. vom 23. Mürz . unter Annahme mildern⸗ 
der Umſtände zur geringſten zuläſſigen Strafe von 
200 M. Das BG. ſetzte unter Annahme eines Ver— 
gehens nach 8 4 Nr. 2 PreistrVO. vom 8. Mai 1918, 
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die inſoweit feit 1. Juni 1918 an Stelle des 8 6 Abſ. 1 
Nr. 1 und 2, ſowie Abſ. 2 und 3 HöchſtpPrG. getreten 
iſt, die Strafe auf 5 M herab, von der Erwägung 
ausgehend, daß 8 4 Nr. 2 VO. vom 8. Mai 1918 
gegenüber den Strafbeſtimmungen des Höchſt Pr. das 
mildere Geſetz ſei. Der Staatsanwalt bekämpft dieſe 
Rechtsauffaſſung; er meint, bei Anwendung des 8 2 
Abſ. 2 StG. ſeien ohne Rückſicht auf den abzuurtei⸗ 
lenden Straffall die beiden Strafgeſetze miteinander 
zu vergleichen; es ſei dann feſtzuſtellen, welches Straf⸗ 
geſetz im allgemeinen das mildere Geſetz ſei und aus 
ihm hierauf die Strafe für den Einzelfall zu finden. 
Dieſer; Anſchauung kann nicht beigepflichtet werden 
Die Vorſchrift in 82 Abſ. 2 StGB. iſt zugunſten des 
Angekl. erlaſſen; er ſoll die Strafe nach dem Straf⸗ 
geſetz erhalten, bei dem er, wie Olshauſen in N. 17 
zu § 2 Abſ. 2 a. a. O. ausführt, am beiten wegkommt, 
m. a. W.: nicht die abſtrakte Vergleichung der Straf⸗ 
geſetze, ſondern die Rückſicht auf den Einzelfall iſt maß⸗ 
gebend (RG. Bd. 33 S. 187; Bd. 43 S. 125); in 
letzterem Urteile heißt es: „Es iſt zu unterſuchen, ob 
nach der Geſtaltung des Einzelfalls die Lage des 
Beſchuldigten günſtiger ſein würde, wenn das neue 
Geſetz bereits z. Zt. der Tat gegolten hätte“ (ſ. auch 
Obc H. Bd. 2 S. 17 und 74). Während nach dem 
Höchſt Pr. bei Annahme mildernder Umſtände die 
geringſte zuläſſige Strafe eine Geldſtrafe von 200 M 
wäre, iſt ſie nach der BO. vom 8. Mai 1918 eine ſolche 
von 3 M. Hier iſt demnach letztere VO. das mildeſte 
Geſetz. (Urteil vom 7. September 1918, RevReg. 
Nr. 281/1918). | Ed. 
4481 


Oberlandesgericht München. 


Schuldbefreinng und Zahlungsfriſt. Bei der Aus⸗ 
einanderſetzung der allgemeinen Gütergemeinſchaft ver⸗ 
einbarten geſchiedene Ehegatten die Ueberlaſſung der 
gemeinſamen Anweſen zum Alleineigentum der Frau 
gegen deren Zuſicherung, den Mann von den ein⸗ 
getragenen Schulden zu befreien. Da ſie mit den 
Hypothekzinſen rückſtändig blieb, klagte der Mann auf 
Befreiung. Die Beklagte berief ſich auf die ihr vom 
Gläubiger unter ausdrücklicher Miterſtreckung auf den 
nicht zugezogenen Kläger gewährte Zahlungsfriſt, 
jedoch erfolglos. 

Aus den Gründen: Die Beklagte hält die 
beiden völlig verſchiedenen Begriffe der „Schuldbe⸗ 
freiung“ und des bloßen „Schutzes vor Inanſpruch⸗ 
nahme“ nicht genügend auseinander. Die S uldbe⸗ 
freiung beſteht in der endgültigen Erledigung des 
Schuldverhältniſſes für den zu Befreienden, ſei es durch 
Befriedigung des Gläubigers, ſei es durch Herbei⸗ 
führung einer Schuldentlaſſung, die regelmäßig durch 
anderweitige Leiſtungen des zur Befreiung Verpflichteten 
ausgeglichen wird. Das iſt allgemein anerkannt, wenn 
auch das BG. eine Begriffsbeſtimmung der Befreiung 
nicht enthält. Dagegen bedeutet der Schutz vor Ver⸗ 
klagung oder vor Inanſpruchnahme lediglich die Pflicht, 
durch irgendwelche Mittel dafür zu ſorgen, daß dieſe 
Rechtshandlungen gegen den zu Befreienden unters 
bleiben. Das kann insbeſondere auch durch Erwirkung 
einer für den zu Befreienden mitgeltenden Stundung 
geſchehen. Der Unterſchied zeigt ſich insbeſondere bei 
der Gegenüberſtellung von 8 738 und 415 Abſ. 3 BGB. 
(Os GRſpr. 4, 227; JW. 1908, 713). Da hier der Ver⸗ 
gleich den Ausdruck „Befreiung“ gebraucht, muß die 
Beklagte beweiſen, daß dies nicht wörtlich zu nehmen 
iſt, ſondern bloßen Klageſchutz bedeuten ſoll. Dieſer 
Beweis iſt der Beklagten nicht gelungen (wird näher 
ausgeführt). Unbehelflich iſt der Hinweis der Be⸗ 
klagten auf die Entſcheidung des RG. hinſichtlich der 
Wirkung der Zahlungsfriſt auf den Bürgen in JW. 
1918 S. 512. Dort wird dieſe Wirkung auf den Bürgen 
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deshalb nicht ausgedehnt, weil er ſonſt zahlen müßte, 
während ihm der Schuldner bei der Geltendmachung 
der übergegangenen Forderung die ihr anhaftende 
Zahlungsfriſt entgegenhalten könnte. Gerade dieſer 
Billigkeitsgrund aber fällt hier weg, weil ein Rückgriff 
nicht mehr ſtattzufinden hat, die Zahlung oder ſonſtige 
Befreiung vielmehr das Rechtsverhältnis zwiſchen den 
beiden Streitsteilen endgültig erledigt. Auch der 
Schikaneeinwand ($ 226 BGB.), tft nicht berechtigt. 
Der Kläger hat gerade wegen der Kriegszeit und der 
9 aller Verhältniſſe ein Recht, alsbald die 
Haftungsfrage zur Erledigung zu bringen. Beſonders 
die ausdrückliche Verweigerung der Haftungsentlaſſung 
durch den Gläubiger zeigt deutlich, daß dieſer 15 
ernſtlich mit der Inanſpruchnahme des Klägers rechnet. 
Die 5% igen Verzugszinſen für die Stundung ſind 
auch nicht ſo geringfügig, daß ſie gar nicht in Betracht 
kämen, wenn man ſie mit dem Zinsrückſtand von 
1573 M (ſelbſtverſtändlich nicht mit dem ganzen Hy⸗ 
pothekkapital) vergleicht. (Urt. vom 11. Okt. 1918, 
L 137/18 J). N. 
4486 


Verwaltungsgerichtshof. 


N pri de eines zur Dienſtentlaſſung ver: 
urteilten Gemeindebeamten.) Gem. Art. 26 Abſ. 1, 
rrh. GemO. Art. 167 Abſ. 1, 8. Art. 110. Die Diſziplinar⸗ 
kammer für nichtrichterliche Deamte hat den Magiſtrats⸗ 
ratsſekretär F. wegen eines fortgeſetzten Vergehens 
zur Dienſtentlaſſung verurteilt, dabei aber beſtimmt, 
daß ihm von ſeiner Entlaſſung an auf Lebenszeit als 
Unterhaltsbeitrag / des Ruhegehaltes zu gewähren 
ſind, den er anzuſprechen hätte, wenn er im Zeitpunkte 
der Entlaſſung in den Ruheſtand verſetzt würde; den 
Hinterbliebenen wurde der Anſpruch auf Verſorgung 
ganz und ohne Zeitbeſchränkung vorbehalten. Die 
Forderung des F. auf Zahlung ſeines vollen Ruhe⸗ 
gehalts nach dem Penſionsſtatut der Stadt B. wurde 
vom Stadtmagiſtrat B. abgelehnt. Regierung und 
VGH. haben dies gebilligt. 

Aus den Gründen: Zur Verbeſcheidung der 
rechtzeitig eingelegten Beſchwerde iſt der BGH. gemäß 
Art. 8 Ziff. 31 VGH. zuſtändig. Die Beſchwerdebegrün⸗ 
dung geht von Art. 26 Abſ. 1 Gem. vom 15. Juli 1916 
aus, wonach weitergehende Rechte und Befugniſſe, die 
den beim Inkrafttreten des Geſetzes im Dienſte be⸗ 
findl. Gemeindebeamten für ſich und ihre Hinterblie⸗ 
benen nach dem bisherigen Rechte zuſtanden, unberührt 
bleiben. Hieraus folgt allerdings, daß Rechte, welche 
Gemeindebeamten etwa auf Grund von gemeindl. 
Penſionsſtatuten gewährt wurden, aufrecht erhalten 
werden ſollen, auch wenn ſie nach dem neuen Geſetze 
nicht oder in geringerem Maße zugeſtanden werden. 
Art. 26 Abſ. Lift alſo eine Uebergangsbeſtimmung und 
will den Beſitzſtand der Gemeindebeamten wahren. 
Dieſe Begünſtigung kommt aber Beamten nicht 
zu, denen durch Urteil ihre bisher erworbenen Rechte 
entzogen worden ſind. Denn damit fallen nicht nur 
die nach dem GemBG. ſondern auch die vor Inkraft⸗ 
treten erworbenen Rechte weg. Durch das Diſziplinar⸗ 
urteil wurde F. zur Strafe entlaſſen. Gemäß Art. 167 Abſ. 1 
rrh. GemO. in der Faſſung des Gem. findet auf höhere 
Gemeindebeamte, die Unwiderruflichkeit erlangt haben, 
das Dienſtſtrafrecht des BG. vom 16. Auguſt 1908 
entſprechend Anwendung. Nach Art. 110 Abſ. 1 dieſes 
letzteren Geſetzes hat Dienſtentlaſſung den Verluſt des 
Titels und der Dienſtabzeichen ſowie des Anſpruchs 
auf Dienſteinkommen, Ruhegehalt und Hinterbliebenen⸗ 
verſorgung von Rechts wegen zur Folge; der Ver⸗ 
luſt des Anſpruchs auf Ruhegehalt tritt alſo ohne 
weiteres ein und ohne daß dies im Urteil ausdrück⸗ 


1) Vgl. die Anm. auf S. 363 der vor. Nummer. E. 
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lich ausgeſprochen werden muß. Der Beſchwerdeführer 
glaubt nun allerdings die Meinung vertreten zu 
können, daß der Ruhegehalt nur dann zu Verluſt gehe, 
wenn der Beamte ein Vergehen begangen habe, das 
feine penfionslofe Entlaſſung zur Folge habe, und 
meint, daß dies für ihn nicht zutreffe, weil ihm im 
Urteil ein Unterhaltsbeitrag von / des Ruhegehalts 
zugeſprochen worden ſei. Nachdem das Urteil rechts⸗ 
kräftig iſt und auch dieſer Unterhaltsbeitrag ohne 
weiteres vom Magiſtrat B. feſtgeſetzt und bewilligt 
worden iſt, muß dahin geſtellt bleiben, ob die Diſzi⸗ 
plinarkammer Art. 110 Abſ. 2 des Staatsbeamtengeſetzes 
auf einen Gemeindebeamten anwenden konnte, obgleich 
dieſes e auf Gemeindebeamte nur entſprechend, 
alſo nur inſoweit anzuwenden iſt, als dies nach der 
Natur der Verhältniſſe möglich iſt d. h. als nicht die 
beſonderen Rechtsverhältniſſe dieſer Beamten entgegen⸗ 
195 Es kann der Beſchwerde auch zugegeben werden, 
daß der Unterhaltsbeitrag i. S. des Art. 110 Abſ. 2 
nichts anderes iſt als eine geminderte Penſion (ogl. 
Reindl, 88. S. 524). Allein dies ändert nichts an 
dem Umſtande, daß durch die Dienſtentlaſſung alle 
Ruhegehaltsanſprüche, alſo auch ſolche, die ſich auf 
Gemeindeſatzungen ſtützen, gemäß Art. 110 Abſ. 1 
BG. mit Art. 167 Abſ. 1 der rrh. GemO. von Rechts 
wegen aufgehoben werden und daß nach Art. 110 
Abſ. 2 nur dann, wenn beſondere Umſtände eine 
mildere Beurteilung zulaſſen, das Diſziplinargericht 
einen ſolchen Unterhaltsbeitrag zuſprechen kann, ſo⸗ 
nach einem entlaſſenen Beamten keineswegs ein ver⸗ 
folgbarer Rechtsanſpruch auf teilweiſe Penſion zu⸗ 
ſteht, ſondern es nur dem Ermeſſen des Diſziplinar⸗ 
gerichts * iſt, ob es einen Teil des er⸗ 
dienten Ruhegehalts zuſprechen will oder nicht. Dem⸗ 
nach ſchließt die Anwendung des Art. 110 Abf. 2 
keineswegs die aus der Dienſtentlaſſung ſich ergebenden 
Folgen aus, ſondern ſtellt ſich als eine aus Billig⸗ 
keitserwägungen entſpringende, dem gerichtl. Ermeſſen 
anheimgegebene Abmilderung der verfügten Diſziplinar⸗ 
ſtrafe dar, die außerdem nur nach Art. 110 Abſ. 3 
im Wege eines AH. Gnadenaktes ſtattfinden kann. Dabei 
wird im Geſetze dem Gerichte das Recht zugeſtanden, die 
Höhe des Unterhaltsbeitrags nach ſeinem Ermeſſen 
feſtzuſtellen. Hiedurch wird jedoch dem betreffenden 
Beamten nur ein Rechtsanſpruch auf den vom Diſzi⸗ 
plinargericht feſtgeſetzten Ruhegehaltsteil zuerkannt, 
aber nicht mehr, insbeſondere nicht die Möglichkeit, 
ſeine infolge der Dienſtentlaſſung verlorenen weiter⸗ 
gehenden Penſionsrechte auf dem Rechtsweg in An⸗ 
ſpruch zu nehmen. Es kann alſo in dieſen Fällen auch 
nicht auf die aus dem gemeindlichen Penſionsſtatute 
ſich ergebenden weitergehenden Rechtsanſprüche zurück⸗ 
gegriffen werden. (Beſchl. des II. S. vom 21. Juni 1918, 
N. 35 II / 18). E. 
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Geſetzgebung und Verwaltung. 


Bundesratsverordunngen ſtrafrechtlichen Inhalts!) 
(Zeitraum vom 6. Sept. bis 9. Nov. 1918). 


I. Vorſchriften zur Sicherung der Volks⸗ 
ernährung. 

1. VO. zur Aenderung der VO. vom 19. Okt. 1917 
über die Regelung des Fleiſchverbrauchs und den 
Handel mit Schweinen vom 20. Sept. 1918 (RG Bl. 
S. 1117): Neuregelung der Anrechnung von Fleiſch 
aus Hausſchlachtungen, Wildbret und Hühnern auf 
die Fleiſchkarten der Selbſtverſorger. 

2. VO. über Höchſtpreiſe für Hafernährmittel und 
Teigwaren vom 27. Okt. 1918 (RGBl. S. 1277). Sie 


i) Letzter Bericht S. 329 dieſer Zeitſchrift. 
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erſetzt unter Erhöhung der Höchſtpreiſe die BO. gleichen 
Betreffs vom 6. Nov. 1917 (RGBl. S. 1014). 

3. BO. über Kartoffeln vom 30. Okt. 1918 (RGBl. 
S. 1281): Einſchränkung der nach der VO. vom 2. Sept. 
1918 (RG BI. S. 1095) zuläſſigen Verwendung von 
Kartoffeln zur Branntweinerzeugung und zum Füttern. 


4. Vorſchriften für Zucker. 


a) VO. vom 30. Sept. 1918 (RGBl. S. 1217): 
Feſtſetzung der Preiſe der verſchiedenen Zuckerarten 
für das neue Wirtſchaftsjahr. 


b) Bek. vom 30. Sept. 1918 (RGBl. S. 1218): 
Aenderung der Ausführungsbeſt. vom 18. Okt. 1917 
zu der VO. über den Verkehr mit Zucker (RG Bl. S. 924) 
zwecks Anwendbarkeit auf das neue Wirtſchafts jahr. 


5. VO. über die Preiſe für Margarine vom 11. Sept. 
1918 (RGBl. S. 1109). Sie ſetzt die Beträge feſt, die 
beim Weiterverkauf von Margarine von dem Kom⸗ 
munal verband oder der Gemeinde, an welche die 
Margarine geliefert wird, ferner im Groß⸗ und Klein⸗ 
handel dem Herſtellerpreiſe zugeſchlagen werden dürfen. 


6. VO. über Kunſthonig vom 8. Nov. 1918 (RGBl. 
ers 185 Die Höchſtpreiſe für Kunſthonig werden 
erhöht. 

7. BD. über Zuckerrübenſamen vom 15. Okt. 1918 
Ver S. 1239): Gleichfalls Erhöhung der Höchſt⸗ 
preiſe. 

8. BO. über den Handel mit Gemüſeſämereien 
vom 19. Oktober 1918 (RGBl. S. 1255). Ihren Inhalt 
bildet im weſentlichen die Ausdehnung der BO. über 
den Handel mit Sämereien vom 15. Nov. 1916 (RGBl. 
S. 1277) auf Gemüſeſämereien aller Art. 


9. VO. vom 4. Okt. 1918 zur Abänderung der 


5. Okt. 1916 
F Futtermittel vom 5 
(A G Bl. S. 1047) (RGBl. S. 2129). Die Aenderungen bes 
treffen in der Hauptſache die Preiſe für zuckerhaltige 
Futtermittel. 


II. Sonſtige Vorſchriften. 
1. BO. über Beſenginſter vom 17. Oktober 1918 
(RGBl. S. 1247). 


§1 ermächtigt die Neſſel⸗Anbau⸗Geſellſchaft m. b. H. 
in Berlin zur Aberntung der Stengel des Beſenginſters, 
ſofern dieſe nicht durch den Eigentümer oder den 
ſonſtigen Nutzungsberechtigten binnen einer ihm geſetzten 
Friſt erfolgt. Nach 8 2 iſt jeder Grundſtücksbeſitzer 
verpflichtet, das Betreten und Befahren ſeines Grund⸗ 
ſtücks den Beauftragten der Neſſel⸗Anbau⸗Geſellſchaft 
zur Feſtſtellung des Vorhandenſeins und zur Aberntung 
von Beſenginſter zu geſtatten ſowie die zur Trocknung 
des Beſenginſters erforderlichen Plätze zur Verfügung 
zu ſtellen. Beſitzer von abgeerntetem Beſenginſter ſind 
nach 8 4 verpflichtet, ihn der Neſſel⸗Anbau⸗Geſellſchaft 
zum Kaufe anzubieten, auf ihr Verlangen an die von 
ihr angebene Stelle zu verladen und bis zur Ber: 
ladung aufzubewahren ſowie pfleglich zu behandeln. 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verpflichtungen werden 
nach 8 11 beſtraft. Ebenſo wird hiernach beſtraft, 
wer ohne die nach 89 erforderliche Zulaſſung Beſen⸗ 
ginſter gewerbsmäßig zur Faſergewinnung aufſchließt. 


2. Vorſchriften für Papier. 


a) Bek. über Druckpapier vom 17. Sept. 1918 
(RGBl. S. 1111). Nach 8 1 hat die Kriegswirtſchafts⸗ 
ſtelle für das deutſche 1 auch für das 
4. Vierteljahr 1918 nach den dort aufgeſtellten allge⸗ 
meinen Grundſätzen die Druckpapiermengen zu be⸗ 
ſtimmen, die Verleger und Drucker von Zeitungen, 
Druckwerken, Muſikalien, Zeitſchriften und 1 
periodiſch erſcheinenden Druckſchriften beziehen und 
verbrauchen dürfen. Bezug, Verbrauch, Verkauf und 
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Lieferung entgegen den Beſtimmungen der genannten 
Kriegswirtſchaftsſtelle werden nach § 2 beſtraft. 

b) VO. über Beſchaffung von Papierholz für 
Zeitungsdruckpapier v. 17. Okt. 1918 (RG Bl. S. 1242). 
Die 88 1 ff. regeln die Aufbringung des nötigen Papier 
holzes zur Verſorgung der Tageszeitungen mit Druck⸗ 
papier für die Zeit vom 1. Nov. 1918 bis 30. Sept. 
1919. Nach 8 7 haben die Beſitzer von Zellſtoff⸗ 
fabriken, Holzſchleifereien und Druckpapierfabriken auf 
Aufforderung der Reichsſtelle für Papierholz periodiſch 
Anzeige über ihre Papierholzbeſtände, deren Verar⸗ 
beitung und die Erzeugniſſe daraus zu erſtatten. Ver⸗ 
ſäumung der Anzeige und wiſſentlich unrichtige oder 
unvollſtändige Angaben werden nach § 15 beſtraft. 
Dieſe Vorſchrift bedroht auch mit Strafe, wenn Be⸗ 
ſitzer von Unternehmungen der bezeichneten Art ent⸗ 
gegen einer Anordnung der Reichsſtelle für Papier⸗ 
holz (8 8) ohne deren Genehmigung eine Veränderung 
an ihren angezeigten Beſtänden vornehmen oder Er⸗ 
zeugniſſe, die ſie aus dem von der Reichsſtelle zuge⸗ 
wieſenen Papierholz oder ihren eigenen Papierholz⸗ 
vorräten nach der Weiſung der Reichsſtelle zwecks 
Gewinnung von Zeitungsdruckpapier hergeſtellt haben, 
nicht an die von der Reichsſtelle bezeichneten Stellen 
liefern (88 9 und 11). Auch Zuwiderhandlungen gegen 
die Ausführungsvorſchriften des Reichskanzlers (8 14) 
find in 8 15 unter Strafe geſtellt. 


3. Vorſchriften für Tabak. 


a) VO. vom 19. Sept. 1918 (RGBl. S. 1116). 
Sie dehnt die Vorſchriften der VO. über Rohtabak 
vom 10. Okt. 1916 (RGBl. S. 1145) auf Gipfel⸗ und 
Seitentriebe ſowie Strünke des Tabaks aus. 

b) VO. vom 24. Okt. 1918 (RGBI. S. 1259): 
Weitere Aenderung der BO. über Rohtabak v. 10. Okt. 
1916 und zwar hinſichtlich der in § 6 feſtgeſetzten 
Richtpreiſe. 

e) Bek. vom 24. Sept. 1918 (RGBl. S. 1151). 
Sie ſchränkt die in § 1 der Ausführungsbeſtimmungen 
vom 10. Okt. 1916 zu der genannten VO. über Roh⸗ 
tabak vorgeſehene Befreiung von der Beſchlagnahme 
und Anzeigepflicht ein. 

d) Bek. vom 10. Okt. 1918 (RG Bl. ©. 1233). Sie 
ändert ebenfalls die unter e) bezeichneten Ausführungs⸗ 
beſtimmungen und zwar die Vorſchriften in $ 3 über 
die Verarbeitung von Tabak nach den Weiſungen der 
Deutſchen Zentrale für Kriegslieferungen von Tabak- 
erzeugniſſen, Sitz Minden in Weſtfalen. 

e) Bek. vom 8. Nov. 1918 (RGBl. S. 1296). Sie 
regelt den Preis für gegorenen deutſchen Tabak ſowie 
für verarbeitungsreife Grumpen und aufgetrocknete, 
nicht gegorene Seiten⸗ und Gipfeltriebe aus dem Ernte⸗ 
jahr 1918. 

f) Bek. vom 1. Okt. 1918 (RGBl. S. 1225): Er⸗ 
gänzung der Ausführungsbeſtimmungen zu der VO. 
vom 20. Okt. 1917 über Zigarettentabak dahin, daß 
Zigarettentabak nur entſprechend den Weiſungen der 
Deutſchen Zentrale für Kriegslieferungen von Tabak- 
erzeugniſſen, Sitz Minden in Wejtfulen, verarbeitet 
werden darf. 

g) Bek. vom 27. Okt. 1918 (RGBl. S. 1280): 
Aenderung der Vorſchriften über die höchſte zuläſſige 
Menge Zigarettenrohtabak, die in den einzelnen Bes 
trieben verarbeitet werden darf. 


4. Vorſchriften für Aetzalkalien und Soda. 


a) Bek. vom 14. Sept. 1918 (RGBl. S. 1110). Sie 
ſetzt die VO. über Höchſtpreiſe für Soda vom 20. Mai 
1916 (RGBl. S. 417) außer Kraft. 

b) VO. vom 19. Sept. 1918 (RGBl. S. 1115). Die 
Ermächtigung des Reichskanzlers in der VO. vom 
16. Okt. 1917 (RGBl. S. 902) zur Regelung des Ber: 
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kehrs mit Aetzalkalien und Soda wird auf die Rege⸗ 
lung ihres Verbrauchs ausgedehnt. 

c) Bek. vom 25. Okt. 1918 (RGBl. S. 1277): 
Aenderung der AusfBeſt. vom 18. Dez. 1917 (RGBl. 
S. 1117) zu der VO. über Aetzalkalien und Soda vom 
16. Okt. 1917 (RGBl. S. 902) dahin, daß die Ver⸗ 
wendung von Aetzalkalien, Soda und Pottaſche ſchlecht⸗ 
hin von der Genehmigung der Zentralſtelle für Aetz⸗ 
alkalien und Soda in Berlin abhängig iſt. 

5. VO. über Aenderung der VO. über die Höchſt⸗ 
preiſe für Petroleum und die Verteilung der Petroleum⸗ 
beſtände vom 17. Okt. 1918 (RGBl. S. 1240). Die 
Aenderungen beſtehen in der Erhöhung der Höchſt⸗ 
preiſe und der Ermächtigung des Reichskanzlers zur 
abweichenden Feſtſetzung der Preiſe. j 


6. Vorſchriften wegen der Wohnungsnot. 


a) VO. vom 23. Sept. 1918 (RG Bl. S. 1135). Sie 
ändert die VO. zum Schutze der Mieter vom 26. Juli 
1917 (RGBl. S. 659, 834) und fügt ihr unter anderem 
eine ſtrafrechtliche Vorſchrift ein. In ihrer neuen 
Faſſung iſt die VO. zum Schutze der Mieter S. 1140 
des RGBl. veröffentlicht. Die ſtrafrechtliche Vorſchrift 
enthalten § 5 Abf.1 Nr. 1 und § 15 der VO. in der 
neuen Faſſung. Nach § 5 kann die Landw. Zentral⸗ 
behörde, wenn ſich im Bezirke einer Gemeindebehörde, 
in dem ein Einigungsamt errichtet iſt, ein beſonders 
ſtarker Mangel an Wohnungen geltend macht, die Ge⸗ 
meindebehörde zu der Anordnung ermächtigen oder 
verpflichten, daß ihr die Vermieter von Wohnräumen 
Anzeige zu erſtatten haben, wenn eine ſeit dem 1. Juni 
1917 dauernd oder zeitweiſe vermietete Wohnung an 
einen neuen Mieter zu einem höheren Mietzins als 
an den letzten Mieter vermietet wird. Unterlaſſung 
der Anzeige und wiſſentlich unrichtige oder unvoll⸗ 
ſtändige Angaben werden nach 8 15 beſtraft. 

b) VO. über Maßnahmen gegen Wohnungsmangel 
vom 23. Sept. 1918 (RGBl. S. 1143). Nach 8 1 kann 
die Landeszentralbehörde, wenn ſich im Bezirk einer 
Gemeindebehörde, in dem ein Einigungsamt errichtet 
iſt, ein beſonders ſtarker Mangel an Wohnungen 
geltend macht, die Gemeindebehörde ermächtigen, zu 
unterſagen, daß ohne ihre Zuſtimmung Gebäude oder 
Teile von Gebäuden abgebrochen oder Räume, die 
bis zum 10. Okt. 1918 zu Wohnzwecken beſtimmt oder 
benützt waren, zu anderen Zwecken verwendet werden, 
ferner anzuordnen, daß der Verfügungsberechtigte An⸗ 
zeige zu erſtatten hat, ſobald eine Wohnung oder 
Fabrik⸗, Lager⸗, Werkſtätten⸗, Dienſt⸗, Geſchäfts⸗ oder 
ſonſtige Räume unbenutzt ſind, ſowie über die unbe⸗ 
nutzten Wohnungen und Räume dem Beauftragten der 
Gemeindebehörde Auskunft zu erteilen und ihre Be⸗ 
ſichtigung ihm zu geſtatten hat. Bei außergewöhn— 
lichen Mißſtänden infolge ſtarken Wohnungsmangels 
kann die Landeszentralbehörde die Gemeindebehörde 
auch zu anderen Anordnungen ermächtigen. Alle dieſe 
Anordnungen der Gemeindebehörde find in § 10 unter 
Straſſchutz geſtellt. 

7. BDO. über die wirtſchaftliche Demobilmachung 
vom 7. Nov. 1918 (RGBl. S. 1292). Sie ſieht An⸗ 
ordnungen des Reichskanzlers gegen Störungen des 
Wirtſchaftslebens infolge der wirtſchaftlichen Demobil⸗ 
machung und eine Reihe von Demobilmachungs⸗ 
organen (Staatskommiſſar für Demobilmachung, De⸗ 
mobilmachungskommiſſare und Demobilmachungsaus⸗ 
ſchüſſe) vor. Zuwiderhandlungen gegen die nach der 
VO. vom Reichskanzler oder den Demobilmachungs⸗ 
organen erlaſſenen Anordnungen werden nach 8 6 
beſtraft. 4500 
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